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Realistische Glossen zu einer Geschichte des Deutschen 
Idealismus. 


Von 
JOHANN PLENGE. 


I. Wenn es richtig ist, daß aus den Lebensnotwendig- 
keiten der organisierten Gesellschaft, der unsere Entwicklung 
mit innerer Notwendigkeit zustrebt, unser Geistesleben vor einer 
großen entscheidenden Wendung steht, vor der Ineinsbildung 
der mit den Schlagworten »Materialismus« und »Naturalismus« 
gekennzeichneten, von unten beginnenden verstandesmäßigen 
Nachkonstruktion der objektiven Außenwelt und jener höchsten 
Bewußtheit über die schaffende und vereinigende Macht der eige- 
nen geistigen Lebenskräfte, für die der Name »Idealismus« üblich 
geworden ist: wenn die Aufgabe dieser eminent sozial- 
wissenschaftlichen Ineinsbildung, da der naturwissenschaftliche 
Aufklärungsstandpunkt bewußt oder unbewußt das heutige 
Denken wesentlich beherrscht, zunächst als die Aufgabe einer 
antıthetischen Wiederbelebung des Idealismus erscheinen muß, so 
kann das Buch von Kronenberg!) über die Geschichte des Deut- 
schen Idealismus in diesem Uebergang, der sich anbahnt, eine 
so fördernde und anregende Hilfe gewähren, wie sie etwa in der 
Zeit der Aufnahme der sozialistischen und kommunistischen 
Ideen in den deutschen Geist 1842 das Buch von Lorenz Stein 
über den französischen Sozialismus und Kommunismus bedeutet 
hat. Es ist kein Zufall, daß gerade die Erinnerung an Lorenz 
Stein lebendig wird. Lorenz Stein hat im Sozialismus die dem 
französischen Volksgeist entsprechende historische Parallelbil- 
dung zum deutschen Idealismus gesehen, und hat damit die unver- 
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lierbare Grundeinsicht zum erstenmal festgestellt, daß die Rechts- 
philosophie Hegels und die physikopolitische Wissenschaft St. Si- 
mons dieselben Kernprobleme haben, so unvereinbar sie in 
ihrer starken äußeren Verschiedenheit zunächst erscheinen. Das 
heißt, Lorenz Stein kann uns lehren, daß in einer zum Nach- 
denken reizenden Geschichte des Deutschen Idealismus für uns 
Soziologen und sozial orientierte Praktiker unsere eigenen Fragen 
abgehandelt werden, und das in dem doppelten Sinne, daß die 
Prognose, ob und in welcher Form in unserer gegenwärtigen Gesell- 
schaft der vielverheißene neue Idealismus möglich ist, als innerstes 
Lebensproblem die tiefste Versenkung in den Geist unserer ei- 
genen Zeit und das umfassendste Verständnis ihres gesellschaft- 
lichen Baues erfordert, und daß die Selbstverständigung des so- 
ziologischen Forschers über sein eigenes Bemühen um eine Wis- 
senschaft von der Gesellschaft nur so erfolgen kann, daß er über 
sein Verhältnis zum deutschen Idealismus ins Reine kommt. 
So, als Gegenstand und als Fundament unseres Denkens, drängt 
sich auch uns das Thema auf, das Kronenberg abgehandelt hat. 

In dem Vergleich mit Stein, mit dem wir begannen, kann 
man das Urteil über die hohen Vorzüge und über die Mängel des 
Buches von Kronenberg zusammenfassen. Es ist für Kronenberg 
mindestens dasselbe Verdienst, ein so oft behandeltes Thema wie 
den Deutschen Idealismus mit originaler Kraft und Frische ın 
einem so großzügigen Zusammenhang darzustellen, wie es Steins 
bewundernswerte Leistung war, die unfertige neue Gegenwart 
des sozialistischen Gedankens in den historischen Entwick- 
lungsprozeß der großen sozialen Ideen einzuordnen. Aber alle 
Bewunderung kann nicht verbergen, daß hier wie dort das letzte 
nicht geleistet ist. Stein hat nicht gesehen, wie ein Keim zu 
den suggestiven Formeln des »wissenschaftlichen Sozialismus« in 
den französischen Anfängen beschlossen lag — und die Prophe- 
zeiung war doch nicht unmöglich, daß in dem Konkurrenzgewirr 
der Sozialismen derjenige siegen würde, der bei umständlichster 
»Wissenschaftlichkeit« und größter Unbestimmtheit aller Ziele am 
meisten einem revolutionär gestimmten, aber unfruchtbaren Pro- 
letariat mit naturwissenschaftlichen Bildungsidealen auf den Leib 
geschrieben wäre —; Stein hat nicht geahnt, zu welchem Erkennt- 
nisprinzip allerersten Ranges sich die Lehre vom Klassenkampf und 
von der ökonomischen Grundstruktur des Gesellschaftslebens aus- 
bauen ließe. Und Kronenberg nimmt den Idealismus wesentlich 
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als »Ideologie« im üblen Sinne, als abgelöstes Geistesgebilde, als 
eine Versenkung ins Innenleben eines von der objektiven Wirk- 
lichkeit isolierbaren, in sich ruhenden, fixen Ich, und dabei ist 
es doch das große, für alles bewußte Sozialleben so bedeutsame 
Endergebnis des Deutschen Idealismus, das Ergebnis Hegels, 
daß ein solcher »Subjektivismus des isolierten Einzelsubjekts« eine 
Durchgangsillusion des Selbstbewußtseins ist, daß »Subjekt sein« 
in der selbstbewußten Gattung, als Bürger im Staat, als Glied 
in der organisierten Gesellschaft leben heißt. Die Folge ist, daß 
auch Kronenberg nur die Aufgabe stellt, zu einem neuen 
lebendigen Idealismus zu kommen, während sein Buch selbst nur 
die vergangenen Gestalten in der angedeuteten Begrenzung ver- 
ständlich macht, so wie seinerzeit Stein die Aufgabe einer 
Neugeburt des Sozialismus aus dem Geist der Hegelschen Philoso- 
phie zu ahnen vermochte, ohne selbst die Lösung zu geben. 


Solche Bücher haben nur eine kurze Zeit hoher Aktualität. 
Stein wird für unser Auge durch Marx überstrahlt, aber gerade 
darin, daß er Marx die atemlos schnelle Entwicklung zum So- 
zialismus vollziehen half, liegt eine besondere Bedeutung des älte- 
ren Denkers. Man wird darauf bestehen müssen, daß Marx über 
diesen Punkt seiner Entwicklung seltsam verschwiegen ist. 
Zweifellos war nach den Erfahrungen in der Zeit der Rheinischen 
Zeitung Marxens Geist durch die unmittelbare Berührung mit 
dem Leben mit neuen Elementen gesättigt, aber das kann die 
Schnelligkeit nicht erklären, mit der das neue Gedankensystem 
herauskristallisierte: Klassenkampf, Proletariat, Notwendigkeit 
kommunistischer Ideen, Vollendung dieser naiven Anfänge durch 
den deutschen philosophischen Geist, das war das sichere Gerüst, 
das Stein ihm gab, und genau nach den Linien dieses von ihnen 
verhüllten Gerüstes wuchsen die Kristalle von Marxens eigenem 
neuen Systeme an. Weil der positive Sozialismus von Marx sofort 
die Unsicherheiten von Stein überwand, dürfte Marx bei der Lek- 
türe vor allem die Klärung und Vollendung der eigenen gährenden 
Gedanken erlebt haben, ohne zu bemerken, wie sehr er bei Stein 
in die Schule ging: objektive Abhängigkeit läßt sich auch in 
diesem Falle mit subjektivem Freiheitsgefühl schr wohl ver- 
einigen. So spricht alles dafür, daß Marx unter dem Einfluß 
von Lorenz Stein und in der Entwicklung über ihn hinaus die 
letzte Klarheit über seine Lebensaufgabe und über seine Pro- 


ı * 


4 Johann Plenge, 


bleme bekommen hat ?). 

Wer kann es heute sagen, ob dem Kronenbergschen Buche 
eine solche Stunde des größten Erfolges beschieden ist. Aber 
es würde verdienen, durch eine bedeutende Wirkung bald über- 
wunden zu werden. 

2. Vom Standpunkt des Soziologen, den wir einmal ganz un- 
befangen einnehmen wollen, ist es das große Verdienst Kronen- 
bergs, daß er eine der großen Ideologien in universalhistorischer 
Zusammenfassung und in so dramatischer Bewegung in ihrer 
Entwicklung an uns vorüberziehen läßt, daß die Eigengesetz- 
lichkeit der Ideengeschichte, die Unzulänglichkeit jeder rein 
ökonomischen Geschichtsauffassung auch dem gläubigsten An- 
hänger des Marxismus aufgehen müßte. Gewiß, die »materia- 
listische« Geschichtsauffassung ist oft genug methodisch »wider- 
legt«, aber die bloß zersetzende Kritik hat nicht die Beweiskraft, 
wie die positive Erkenntnistat. Gewiß, wir haben nicht auf 
Kronenberg warten müssen, um daran erinnert zu werden, daß 
die Geschichte des Geistes das innerste Leben unserer mensch- 
lichen Entwicklung bedeutet, und um einleuchtende Schilderungen 
von Ideenbildung und Ideenkämpfen zu bekommen: aber eine 
so kurze und sachliche Darstellung tiefster und umfassendster 
Geistesprozesse ist im gegenwärtigen Augenblicke ein großer Ge- 
winn. 

Den großen universalhistorischen Ueberblick erreicht Kro- 
nenberg dadurch, daß er in aller Kürze die Probleme des neueren 
Idealismus aus den großen weltgeschichtlichen Wurzeln des grie- 
chischen Idealismus und des christlichen Idealismus zusammen- 
wachsen läßt, und dann zeigt, wie im neueren Denken eine nach 
außen gerichtete, die objektive Erfahrungswelt erfassende natu- 
ralistische Richtung mit den drei Hauptstufen Naturphilo- 
sophie, Aufklärung, moderne Naturwissenschaft, neben dem das 
Bewußtseinsleben und die inneren produktiven Kräfte des Men- 
schen zum Hauptproblem erhebenden Idealismus einhergeht?). 
Der neu entstehende Idealismus wird für ihn durch das weit über 
Naturphilosophie und Aufklärung hinausragende Dreigestirn, Des- 
9 Vgl. meinen Marx und Hegel. Tübingen ıgı1. 

3) Gegenüber der durch Lamprecht vertretenen Auffassung, daß der 
Subjektivismus ein spätes Gebilde unserer Kultur ist, wird so mit Recht die Tat- 
sache ans Licht gerückt, daß durch die übernommene subjektivistische Religion 


unsere Geistesgeschichte von Anbeginn ein Abringen mit subjektivistischen Pro- 
blemen ist. Das dürfte auch bei Kronenberg auf Hegel zurückgehen. 
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cartes, Spinoza, Leibniz vorbereitet und findet in der christ- 
lichen Mystik mit ihrer in die geheimsten Lebenstiefen des Ich 
hineinverlangenden Innenschau einen Mutterboden, auf dem 
er gleichzeitig in verschiedenen Gestaltungen ersprießen kann. 
Die neuen Bildungen knüpfen an die historischen Wurzeln an: 
Hamann und Jakobi beleben den christlichen Idealismus, Winkel- 
mann und Lessing den griechischen Idealismus, die Skepsis der 
Kantischen Frühzeit untergräbt die Position der naturalistischen 
Gegner, Herders universale Menschlichkeit faßt in überflutendem 
Gefühl all dies neue kraftverheißende Leben zusammen und 
»stimmt das vielstimmige Lied vom Menschen in seiner ganzen 
Fülle anı. Mit einer kurzen Darstellung von Sturm und Drang 
schließt der bisher allein vorliegende erste Band. 

Kronenberg durfte es also versuchen, die Geschichte des 
Idealismus nicht in einer Reihe von Porträts zu geben, die jedes 
in seinem Rahmen für sich an ihrer Wand hängen, sondern als 
eine große Malerei, in der auf weiter Fläche belebte Gruppen 
einander folgen und sich zu einem einheitlichen Kunstwerk glie- 
dern. Es ist nicht zu leugnen, daB die Uebergänge hier und da 
an Geschick zu wünschen übrig lassen, daß die Einheit des Gan- 
zen, das Ineinandergreifen der Zusammenhänge von einem kon- 
struktiven Kopfe klarer hätte herausgearbeitet werden können. 
So erscheint z. B. die protestantische Mystik gar zu unvermittelt 
als Mutterboden der idealistischen Gedankenrevolution im dritten 
Teil des Buches wieder, während im ersten Teil der markierte 
Gegensatz zwischen religiösem Mythus und freiem Denken ein 
solches Verhältnis auszuschließen scheint. Es wird auch als ein 
gewisses Ungeschick bezeichnet werden können, daB Kronenberg 
seine Leser selten ausruhen läßt, um die bisherige Entwicklung 
als Ganzes zu übersehen, oder um ihm Gelegenheit zu geben, 
wenn auch nur aus der Ferne, die Gipfel zu betrachten, die es 
noch zu besteigen gilt. Wie es für den Maler allerhand Hilfsmittel 
gibt, mit denen er um der Perspektive willen das Auge des Be- 
schauers sozusagen in das Bild hineinzieht, so gibt es auch für 
die großzügige Entwicklungsdarstellung literarische Hilfen, die 
2. B. Lamprecht zwar sehr schematisch aber doch mit unleug- 
barem Erfolg vorbildlich anwendet. Kronenberg hat da einen 
gewissen Mangel an »metier«, aber seine natürliche Begabung, auch 
wohl die kluge Ausnutzung Chamberlainscher Anregungen sichert 
seiner Darstellung gleichwohl einen großen Zug. 
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Eine einzige glückliche Verallgemeinerung, auf der der ganze 
Aufbau des Werkes beruht, erweist sich als ein Orientierungs- 
mittel ersten Ranges. Kronenberg nimmt die Formel Platos auf, 
daB die wahre Gigantomachie der Kampf 
zwischen Subjekt und Objekt ist, und sieht 
den Kampf der Weltanschauungen wesentlich durch diesen 
stärksten Gegensatz beherrscht. »Bald übt das Objektive mit 
seiner bunten Vielgestaltigkeit die Herrschaft aus, wie in den 
Naturreligionen, im Naturalismus, Materialismus und Positivis- 
mus; bald hat das Subjekt mit seinem Einheitstrieb die über- 
ragende Gewalt erlangt, wie in den vergeistigten Natur- und den 
monotheistischen Religionen, in den Weltanschauungen des sin- 
kenden Hellenismus, im Spiritismus, Mystizismus usw.; und nur 
selten wird jenes ruhige statische Gleichgewicht erreicht, durch 
welches offenbar die höchsten Kulturleistungen bedingt sind, 
wie im griechischen und deutschen Idealismus, oder auch in der 
italienischen Renaissance zur Zeit ihrer Blüte« (S. 4). 

Eine solche scharfe Kontrastierung gibt der Weltgeschichte 
des Geistes den Reiz des romantischen Schauspiels mit seinen 
starken Gegensätzen von Spiel und Gegenspiel. Der Leser bleibt 
in Spannung und folgt den Wendungen der Entwicklung von 
Szene zu Szene mit steigendem Interesse. Aber die Methode hat 
ihre großen Gefahren. Es ist ein verhältnismäßig geringer Fehler, 
daß ein zu einfaches Einteilungsschema mit wertbetonten Ge- 
gensätzen zu seltsamen Zuteilungen nötigt, um gewisse Lieblings- 
helden auf die gute Seite zu bringen: so wird Lessing, der wackere 
Aufklärungsstreiter, zu einem Erneuerer des griechischen Idealis- 
mus, und Descartes, Spinoza und Leibniz werden dadurch »ge- 
rettet«, daß die geniale Selbständigkeit ihres Geistes sie in die sub- 
jektive Gruppe bringt. Aber es ist sehr böse, daß einfach alles Licht 
auf die Seite des Idealismus, aller Schatten auf die Seite des Natura- 
lismus fällt, denn alle »ıdealistischen« Stellungen eines Subjektivis- 
mus des in scine kleine Einzelseele verliebten Subjekts sind doch 
lebenswidrige kulturfeindliche Ideenbildungen und gerade unsere 
»naturalistische« Zeit ist dagegen die Epoche, in der der Menschen- 
geist eine in ihren Gesetzen erkannte Natur seiner stolzesten 
Beherrschung unterwirft. Und noch schlimmer ist, daß der große 
Gegensatz innerhalb der von Kronenberg als Idealismus zusammen- 
gefaßten Weltanschauungen, der Gegensatz zwischen griechi- 
schem und christlichem Idealismus gerade durch diese Ver- 
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einigung abgeschwächt wird. Kronenberg ist ein mutiger und ehr- 
licher Denker, der mit unverhülltem Freimut die Rechte des freien 
Denkens vertritt und unsere historische Religion in unbekümmerter 
Kritik mit der nicht mehr beteiligten aber respektvollen Aufmerk- 
samkeit behandelt, mit der man auf das so tausendfältig weiter- 
wirkende Grunderlebnis unserer geistigen Vergangenheit zurück- 
sehen sollte: aber indem ihm der Gegensatz zwischen Subjektivis- 
mus und Objektivismus als das Kernproblem erscheint, wird doch 
die Haupttatsache verwischt, daß die neuere Geschichte des freien 
Gedankens wesentlich die Geschichte eines, auf von der Re- 
ligion vorbereitetem Boden gegen die Religion entwickelten 
Denkens ist, dessen wichtigste Auseinandersetzung lange Zeit ge- 
rade die Auseinandersetzung mit seiner eigenen religiösen Vorstufe 
ist. Darum übersieht Kronenberg, daß die protestantische Mystik 
den Geist nicht nur zum freien inneren Erlebnis vorbereitet, sondern 
ihm gleichzeitig beengende Fesseln gibt. 

Vielleicht hängt es mit dieser zu starken Annäherung von 
griechischem und christlichem Idealismus zusammen, daß 
Kronenberg die wichtige Ansatzstelle für das Verständnis des 
Platonismus verfehlt. Diese Ansatzstelle ist der Staat. Man 
wird indes mit mehr Recht sagen können, daß Kr. deshalb den 
Unterschied von griechischem und christlichem Idealismus so 
stark zurückdrängen mußte, weil ihm der naiv fortgeführten 
Grundstellung seines eigenen Bewußtseins nach der Gegensatz 
des Idealismus des sozialen Subjekts und des Idealismus 
des isolierten Subjekts unklar geblieben ist, und damit 
dann die eigenste Bedeutung der Platonischen Lehre. 

Jener soziologische Standpunkt, von dem aus wir seinen glän- 
zenden Beitrag zur Ideengeschichte begrüßten, ist nicht der 
Standpunkt Kronenbergs. 

So kann es nicht bei einer Kritik der äußeren Folgen der von 
Kronenberg angewendeten universalen Kontrastierungsmethode 
bleiben. Bei jeder soziologischen Auseinandersetzung muß man 
in dem Sinne persönlich werden, daß man den ihm selber mehr 
oder minder bewußten Ausgangspunkt des Autors und seinen 
dadurch bestimmten geistigen Typus festzustellen sucht. 

Indem Gesagten ist Kronenbergs geistige Persönlichkeit nun 
schon angedeutet. Ein geschmackvoller Nachempfinder, der 
zu einheitlich denkt um nicht seinem Fklektizismus ein hohes 
Maß von Rundung und Geschlossenheit zu geben; selbständig gc- 
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nug für manche rücksichtslose Abwendung von den herrschenden 
Meinungen der Zeit; weitblickend und konstruktiv genug, um 
in einem Buche ohne Jahreszahlen die Jahrhunderte der Geistes- 
geschichte zu überblicken und eine säkulare Gedankenentwicklung 
in ihrer Einheit darzustellen ; dabei ausgezeichnet durch ein sympa- 
thisches Verständnis für die Zeiten des schöpferischen Dranges 
und der Geburt neuer geistiger Welten. In glücklicher Mi- 
schung vereinigt sich mit der Fähigkeit, sich in fremdartige (wie 
bei Hamann in sich selbst dunkle und verworrene, wie bei Leibniz 
in exoterischen und esoterischen Gestaltungen übereinanderlie- 
gende) Bewußtseinszustände hineinzuleben, die noch wertvollere 
Gabe die konstitutiven Elemente und die innere Verstrebung 
eines zunächst intuitiv ergriffenen geistigen Typus klar und deut- 
lich zum Ausdruck zu bringen. Das alles ruht auf einem guten 
Fundament gründlichen Wissens und der Leser bleibt dauernd 
in der befriedigenden Gewißheit, von einem Manne belehrt zu wer- 
den, dem die Fragen, von denen er spricht, seit Jahren am Herzen 
liegen, und der seine Kraft daran setzt, sie objektiv und richtig 
darzustellen ?). | 

Es ist trotzdem unvermeidbar, daß ım Munde des Epigonen, 
der eine zusammenfassende Geschichte der idealistischen Ge- 
danken gibt, manches Wort unscharf, ja verwaschen in seiner Be- 
deutung wird, das für jeden einzelnen der behandelten Denker 
eine ganz bestimmte festumgrenzte Bedeutung hatte. Vielleicht 
kann man sagen, daß im Reiche des Gedankens der bloße Histo- 
riker notwendig die scharfen Grenzen verwischt, die der produk- 
tive Systematiker sich zu ziehen bemühte; denn der Historiker 
muß die sich in bewußter Unterscheidung bestimmenden 
Denker äußerlich vermitteln und zusammenfassen, und muß 
dabei die Kategorien lockern und erweitern. Kronenberg hat 
sich, wie wir sahen, die weitgespannten Betrachtungsweisen un- 


4) Paradoxe Geistreicheleien, wie $S. 29 Sokrates als »Rhapsode«, S. 418 
der Vergleich zwischen Sokrates und Werther, oder der wiederholte nicht gerade 
glückliche Vergleich zwischen italienischer Renaissance und deutscher Auf- 
klärung sind selten. 

Es kommt auch nicht darauf an, daß bei dieser oder jener Linzelfrage ein 
Fragezeichen angemerkt werden muß, etwa beim sokratischen Daimonion, 
oder bei der angeblichen Gleichsetzung von Idee und Begriff bei Plato, der beides 
doch gar nicht unterscheidet, oder beim ausschließlich protestantischen Cha- 
rakter der deutschen Mystik (Angelus Siieisius!). Die Zahl solcher Verstöße 
wird der Fachmann gewiß leicht vermehren können, wir erwähnen sie nur, um 
zn betonen, daß diese leichten Schatten nur geringe Fehler bedeuten. 
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seres historischen Zeitalters zu eigen gemacht, aber er ist auch 
der logischen Gefahr dieses Historismus unterlegen. Ich wüßte 
nicht exakt zu definieren, in welchem Sinne Kronenberg für den 
gedankenlosen Leser allerdings selbstverständliche Worte wie 
»Freiheit«, »Wahrheit« und »Wirklichkeit« verwendet. Das »Alo- 
gische« tritt immer wieder mit einem merkwürdigen Nimbus auf, 
der eine hellere Beleuchtung kaum verträgt. Vollends »Intui- 
tion« und »geniales Denken« sind bedenklich unklare Scheiner- 
klärungen einer mit überlieferten Schlagworten arbeitenden All- 
tagspsychologie. Der Mittelbegriff seiner ganzen Betrachtungs- 
weise, der »Idealismus« selbst leidet an dieser etwas schlottrigen, 
gar zu faltenreichen Weite, und der Leser muß sich dahin resig- 
nieren, daß er wohl mitempfinden kann, was der Verfasser meint, 
ohne es in der scharfen Deutlichkeit eines in allen Teilen einheit- 
lich durchgearbeiteten und gefestigten Begriffssystems zu er- 
fassen. Intuition! . Wir müssen uns damit bescheiden, daß wir 
uns in einem Zeitalter des Historismus befinden und es darum 
nicht anders verlangen können. 

Kronenberg lebt. also in zwei geistigen Welten: unsere histo- 
ristische Zeit gibt seinem Denken die Form, die klassische Periode 
des Deutschen Idealismus gibt ihm den Inhalt. Indem er die ver- 
gangenen Gestalten des philosophischen Denkens ım geschicht- 
lichen Bilde heraufbeschwört, glaubt Kr. den Deutschen Idealis- 
mus zu erneuern. 

Wie aber, wenn es für einen erneuerten Idealismus, der 
seiner selbst gewiß sein will, unvermeidlich notwendig wäre, 
diesen nach Form und Inhalt disparaten Anfangsstandpunkt 
nicht naiv nur so hinzunehmen, sondern vor allem den 
großen Unterschied der in der eigenen Zeit herrschenden Weise, 
menschliche Verhältnisse zu sehen gegenüber den klassischen 
Tagen des Idealismus zum Ausgangsproblem des Nachdenkens 
zu machen? Erst das macht Kronenberg wahrhaft und in 
doppelter Hinsicht zum Epigonen, daß er den Deutschen Idealis- 
mus zu einem umfassenden historischen Entwicklungszusammen- 
hange macht, ohne zu fragen, was diese hinübergreifende äußere 
Sozialisierung des Idealismus für seinen inneren Aufbau bedeutet: 
daß er also seiner eigenen Zeit eine Art der Geschichtsbetrachtung 
entlehnt, die den Standpunkt jenes schon in seinem engen Selbst 
sich freidünkenden, höchstpersönlichen Subjektivismus unmög- 
lich macht, den er bei seiner unglücklichen Vorliebe für die pro- 
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testantischen Mystiker anscheinend als den wichtigsten Haupt- 
gehalt des deutschen Idealismus erneuern möchte. 

Idealismus, der sein eigenes Auftreten als Entwicklungs- 
geschichte sieht, heißt konsequent durchdacht: Hineinnahme 
der gesellschaftlichen Lebenszusammenhänge in das wache Be- 
wußtseinserleben des Einzelnen. Auf die Grundfrage alles Idealis- 
mus: wer bin Ich, gıbt es nur noch die Antwort: »Ich« würde 
besser klein geschrieben, das Ich ist vergesellschaftetes Ich, Glied 
im sozialen Zusammenhang. 

Damit wird es zur Aufgabe der kritischen Selbstbesinnung, 
sich selbst und die eigene Bewußtseinsbildung im gesellschaft- 
lichen Zusammenhang zu sehen: von wo aus, von welchem Punkte 
der Entwicklung, aus den Anschauungen welcher sozialen Gruppe 
sehe ich in die Welt hinein, was kann also in meiner »Intuition« 
zum Bilde meines Innenlebens werden ? Wie wir uns aber heute 
eine geographische Wissenschaft nicht mehr ohne geologische 
Fundamentierung vorstellen können, so ist eine gesellschaftliche 
Selbstbesinnung unmöglich, die sich nicht den ganzen Wahr- 
heitsgehalt der materialistischen Geschichtsbetrachtung ange- 
eignet hat. Wir können die Gewißheit haben, daß uns der Idealis- 
mus erhalten bleibt, daß wir nur umso verläßlicher das Bewußt- 
sein der schöpferischen, weltenbauenden Kräfte unseres inneren 
Ich erleben werden, aber der Weg zur Erneuerung dieses Idealis- 
mus führt durch den »Materialismus« hindurch. 

So weist gerade das Buch Kronenbergs durch den positiven 
Versuch einer großzügigen Ideengeschichte über die ökonomische 
Geschichtsbetrachtung hinaus, aber weil er sozusagen zeitlos auf un- 
geprüften Grunde bauen will, läßt er den hohen Wert der von ihm 
verachteten derberen Betrachtungsweise um so deutlicher erkennen. 

3. Machen wir den Materialismus zur vorläufigen Arbeitshypo- 
these! Wer ist der Autor ? Was ist sein Buch? Wie haben wir seine 
Voraussetzungen und seine Probleme realistisch zu ergänzen’? 

Unser Autor ist auch darin das unbefangene Kind unsere 
Zeit, daß er als ein Repräsentant jener neudeutschen großkapita- 
listischen Intelligenz gelten kann, die, ihrer Persönlichkeit froh 
und in die kongenialen Aufgaben vertieft, sich gern in einiger Di- 
stanz von dem harten Kampfe und von dem technischen Lärm 
des kulturlosen Alltags hält. 

Was Kronenberg mit seinem Buche im Grunde verwirklicht, 
ist jenes wesentlich ästhetisch bestimmte Lebensideal eines großen 
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alle Kulturen umfassenden Ueberblicks und einer unbefangenen 
Bereitschaft, alles Menschliche aufzunehmen und auf sich wirken 
zu lassen, das als das abgeklärte Ergebnis all der manchen Irr- 
gänge unserer jüngsten Kulturbewegung in der modernisierten 
Erinnerung an Weimar neu erstanden ist. Kronenberg trans- 
poniert dieses raffinierte, genußfreudige Verhältnis zur Kunst 
auf das Verhältnis zur Philosophie, auf das Verhältnis zu unserem 
Selbst- und Weltbewußtsein. Damit bleibt ein Schein der Heiter- 
keit auch über dem Ernste dieser Lebensfragen, ja man wird 
sagen können, daß seine Aufforderung zur Selbstbesinnung nicht 
ganz frei ist von einem leichten Hautgout des romantischen Sub- 
jektivismus: Versenkung in das Selbst, um das Selbst zu ge- 
nießen und dem harten Zwang der Wirklichkeit zu entgehen?). 
Nicht daß Kr. irgendwie die ungebundene Frechheit des sou- 
veränen Ichs zu Worte kommen läßt; aber die gar zu häufigen 
Wendungen von dem geheimnisvollen Dunkel des reinen Sub- 
jekts, die mangelnde Schärfe in der Bestimmung der Bewußt- 
seinsschranken der in ihrem Ausgangspunkt einer an sich seienden 
Einzelseele doch positiv und unsozial gebundenen Intuition der 
protestantischen Mystik, die Neigung diese protestantische Mystik 
und ihren Geist immer wieder zur Erklärung heranzuziehen, 
auch wo es besser wäre, von einem durch die überlieferte Mystik 
noch getrübten Selbstbewußtsein zu sprechen: aus alledem steigt 
namentlich in der letzten Abteilung des vorliegenden Bandes so 
etwas auf, wie der Gedanke, daß der Idealismus ein Opiat sein 
könne, um den Geist von der Wirklichkeit zu lösen und in sich und 
in der Versenkung in das All-Eine Subjekt Ruhe und Frieden finden 
zu lassen. Aber die Idee ist schaffendes Geistesleben und die 
konkreteste Gestalt der Idee ist die gesellschaftliche Praxis. Auch 
Kronenberg schildert zwar das hinreißende Bewußtsein von dem 
schaffenden Geistesleben des Genius in seinen Kapiteln über Ha- 
mann, Herder und »Sturm und Drang« als eine der lebendigen Ge- 
stalten des Idealismus, aber es ist eben auch das »reine Subjekt«, das 
sich so im schaffenden Rausche auslebt, die ganz allein in sich ge- 
gründete Persönlichkeit, vor der die nüchterne Alltagswelt genau 
so wesenlos verblaßt, wie in dem inneren Schauen des Mystikers. 

Dieser optimistische und bildungsfreudige, aber auch ein 





`) Man vergleiche Kr.’s ungesunde Idealisierung Hamanns mit dessen 
swiderborstigere Menschlichkeit, wie sie Hegels rücksichtslose Objektivität 
enthüllt. Werke XVII. S. 38 tf. 
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wenig müde sich in sich selbst zurücksehnende, höchst persönliche 
Subjektivismus, der mystisch spielt und sich dabei mit ruhiger 
Sicherheit von allen alten Fesseln des freien Gedankens unab- 
hängig fühlt, der zu demokratisch ist, um sich alten Autoritäten 
schweigend zu unterwerfen, und viel zu aristokratischh um 
der banausischen Tatsache groß zu gedenken, daß es die Arbeit 
ist, mit der das Subjekt das Objekt am mächtigsten durchdringt 
und beherrscht — dieser Subjektivismus , der für sein Kultur- 
menschentum eine solche Breite des Auslebens gewonnen hat, 
daß er in einem unendlichen geistigen Reichtum schwelgen 
kann: dieser Subjektivismus unserer heutigen Zeit ist auf dem 
Boden dieser modernen Zeit gewachsen, ist, wie gesagt, ein Kind 
der hochkapitalistischen großbürgerlichen Gesellschaft. Kronen- 
bergs Erneuerung des Idealismus ist eine Erneuerung aus der naiv 
übernommenen Lebensstimmung des großbürgerlichen Kultur- 
bewußtseins, das über den Niederungen des wirtschaftlichen All- 
tags schweben möchte, eines Kulturbewußtseins, das bei aller 
Versenkung in das reine Subjekt sich selbst nie verstehen kann, 
weil es die Welt nicht verstehen mag, aus der es erwachsen ist. 

Man dürfte Kronenberg gleichwohl Unrecht tun, wenn man 
nach diesem ersten Bande den innersten Gehalt seines Werkes 
‚schlechthin als einen vielfarbig schinınernden Subjektivismus des 
isolierten Einzelichs bezeichnen würde. Dieser erste Band hat es mit 
Denkern zu tun, die, wie Herder es ausdrückte, »in einer politischen 
Wüste lebten« und für die der Standpunkt der isolierten Einzel- 
persönlichkeit natürlich war. Erst der zweite Band muß die Ent- 
scheidung bringen. Noch fehlt Kant. Noch fehlt vor allem 
Hegel! Kronenbergs Idealismus wird dadurch an substantieller 
Kraft gewinnen. In der Vorrede zu diesem ersten Bande deutet 
er schon darauf hin, daß er seine Leser auch auf die geheimnis- 
vollen Höhen des Hegelschen »Gedankenmassivs« leiten werde. 
So könnte es im zweiten Bande noch eine große Ueberraschung 
geben, wenn nicht so vieles dafür spräche, daß Kr. die Bedeutung 
Hegels noch nicht darin sieht, daß er den Subjektivismus über 
den naiven Ausgangspunkt der isolierten reinen Einzelvernunft 
so entschieden hinausgeführt hat, daß die im Staat organisierte 
Gesellschaft und der Geschichtsprozeß der ganzen Menschheit die 
wahren Lebenseinheiten des Geistes wurden. Man ist zwar immer 
wieder versucht, den Kronenbergschen Text durch den Hinweis zu 
ergänzen, daß alle die mannigfaltigen Gedankenreihen des ersten 
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Bandes von dem abschließenden Denker des klassischen Idealis- 
mus wieder aufgenommen und zu einer übergewaltigen Sympho- 
nie zusammengestimmt werden. Aber so unverkennbar es ist, 
daß Kr. in der Auffassung der historischen Gestalten des Idealis- 
mus in vielen Einzelheiten unter dem Einflusse Hegels steht, so 
scheint er doch die letzte entscheidende Auseinandersetzung mit 
dem Kern des Hegelschen Denkens vermieden zu haben. Es ist 
nicht selten von Position und Negation, von der Floskel eines 
dialektiscn Gegensatzes von Subjekt und Objekt usw. 
die Rede, aber aller Hinweis auf eine dialektischa Vermitt- 
lung, die in der Vereinigung von Subjekt und Objekt zur Iden- 
tität ihre höchste Aufgabe sah, beschränkt sich auf die durch- 
gehende Vorstellung einer Entwicklung in Gegensätzen und 
auf äußerliche Bilder. Daß der Einfluß Hegels äußerlich geblie- 
ben ist, ergibt sich schon daraus, daß für Kronenberg die spezi- 
fische Erkenntnisweise des Subjektivismus jene unmittelbare 
Anschauung und reine Intuition ist, die Hegel nicht genug ver- 
spotten konnte: aber Hegel behält Recht, daß das Dunkel jener 
reinen und unmittelbaren Anschauung die Nacht ist, in der alle 
Kühe grau sind, denn trotz aller Wiederholung weiß auch Kronen- 
berg über die Selbstbesinnung des »reinen Subjekts« weiter nichts 
als ein »geheimnisvolles Dunkel auszusagen. 

Sokann man, wieesscheint, den etwas vagen Kronenbergschen 
Subjektivismus so näher fixieren, daß er unter äußerer Aufnahme 
Hegelscher Einflüsse vor dem wesentlichen Inhalt dieses Denkens 
Halt gemacht hat, und nun in der Hauptsache wohl Kant, Ja- 
kobi und Schelling ineinanderklingen läßt. 

Ist das richtig, so wird jener geheimnisvolle Ideenzwang, 
den die naiv aufgenommene Lebensstimmung einer bestimmten 
Gesellschaftsschicht mit sich bringt, nur umso deutlicher. In 
der Gedankenwelt des »Kulturmenschen« unserer heutigen groß- 
bürgerlichen Gesellschaft hat weder die »Staatsphilosophie« Hegels, 
noch die materialistische Geschichtsauffassung einen natürlichen 
Platz. Darum ergänzen sich zwei zusammenhängende Fehler zu 
einer charakteristischen Einseitigkeit der Grundposition seines Le- 
bensbewußtseins, wenn Kronenberg sich in einer achtungsvollen 
Entfernung von Hegel hält, und wenn er es verschmäht hat, den 
Wahrheitsgehalt der »materialistischen« Geschichtsauffassung zur 
Feststellung seines eigenen Ausgangspunktes und an der Geschichte 
des Idealismus zu erproben. Man darf aber wiederholen, daß die 
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restlose Ausnutzung des Wahrheitsgehaltes gerade dieser Lehre das 
Probestück eines neuen wissenschaftlichen Idealismus sein muß. 
Denn wenn der Idealismus die wahre Durchleuchtung des »Pro- 
blems Mensch« gewähren will, so darf er das nıcht verleugnen, was 
sich uns als ein Teil des objektiven Zusammenhangs der mensch- 
lichen Gesellschaftswelt aufdrängt. 

4. Wie hoch die Ideenentwicklung in den Augen Kronen- 
bergs über den Niederungen der objektiven gesellschaftlichen 
Welt schwebt, geht wohl am besten aus der Tatsache hervor, daß 
er eigentlich nur an zwei Stellen einen wesentlichen Zusammen- 
hang zwischen der Ideenbildung und den gleichzeitigen ge- 
sellschaftlichen Zuständen heraushebt. Er hat den verfehlten 
Einfall, ohne weiteres als allgemeine Gesetzlichkeit zu behaupten, 
daß äußere Machtentfaltung und hohe Kultur nicht zusammen 
bestehen können, und zum Beweise die doch grundverschiedenen 
Verhältnisse des alten Athens und. des deutschen achtzehnten 
Jahrhunderts als Instanzen von gleichem Wert zusammenzu- 
stellen. So bequem hat es der reine Ideologe mit dem Vergleich 
von Kulturbedingungen, wo doch schon die Ideenbildung selbst 
verrät, daß, ganz abgesehen von der Verschiedenheit der äußeren 
Lebensformen, die beiden großen Zeitalter des Idealismus so 
grundverschiedene politische Ideen entwickelten — hier plato- 
nischer Staat, dort Reich der Zwecke —, daß jede vorschnelle 
Verallgemeinerung über den Zusammenhang des Zustandes ihres 
politischen Lebens mit ihrer philosophischen Höhe von vornherein 
unmöglich sein sollte. Und war die Zeit des beginnenden Idea- 
lismus in Athen, die Zeit des Anaxagoras und des Sokrates, wirk- 
lich eine Zeit der äußeren Ohnmacht ? 

Wer keine Metaphysik studiert, verstrickt sich in die Meta- 
physik des Alltags; wer sich von seinen Kategorien keine Rechen- 
schaft gibt, hat darum keine unmittelbare Kenntnis der Wirklich- 
keit, sondern erbaut, sich selber unbewußt, eine Weltanschauung 
aus hanebüchenen Allerweltsgedanken, die sich unvermittelt 
widersprechen. Aehnliches widerfährt Kronenberg im Verkehr 
mit den »naturalistischen« Gesellschaftstheorien. Er setzt sich 
als Idealist nicht mit ihnen auseinander; da aber der Zusammen- 
hang der Ideenbildung und der äußeren gesellschaftlichen Zu- 
stände einmal da ist und gar nicht unerwähnt bleiben kann, so 
schleichen sich unter der Hand die haltlosesten Behauptungen ein. 

Oder wir stoßen auf überraschende Inkonsequenzen. Denn 
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wenn es in der Tat wichtig ist, hervorzuheben, daß die Gesellschaft 
des Römischen Kaiserreiches — man denke an Augustin, — das 
Gefühl des Niedergangs, ja der Verwesung hatte (S. 49) und sich 
darum der neue dem Diesseits abgewandte religiöse »Mythus der 
reinen Subjektivität« verbreiten konnte, so sollte man meinen, daß 
auch der durchgehende Optimismus des XVIII. Jahrhunderts 
eine ähnliche gesellschaftliche Begründung nötig habe. Aber 
Kronenberg akzeptiert diese spätere Tatsache ohne einen Versuch 
der Erklärung. 

Damit ist ersich freilich insofern getreu, alsschon jener Hinweis 
auf die gesellschaftlichen Bedingungen der Verbreitung des 
Christentums sozusagen über das Programm der reinen Ideen- 
geschichte hinausging. Darum fällt auch weiter kein Wort von 
den Schichten, deren Bewegung den neuen Glauben trug, und 
wir erhalten nur die »esoterische« (S. 301) Geschichte eines Chri- 
stentums als einer Doktrin des reinen Subjektivismus, in der 
stoische und neuplatonische Einflüsse zusammenkommen. Wer 
es nicht anders weiß, könnte auf den Gedanken kommen, daß 
das Christentum als eine Art Salonreligion entstanden sei, in 
die sich nur die allergebildesten Römerinnen durch ihren philo- 
sophischen Haussklaven haben einführen lassen. Indessen ist 
hier nicht der Ort, auf solche Einzelfragen einzugehen. 

Unsere Aufgabe, Kronenbergs Probleme realistisch zu er- 
gänzen, muß sich also darauf beschränken, das wichtigste an- 
zudeuten, was bei ihm fehlt. 

a) Das Problem, wie die »objektive« Gesellschaft das in ihr 
lebende »subjektive« Einzelbewußtsein bestimmt, kommt nicht 
einmal in der ganz allgemeinen Fassung zur Geltung, daß Kronen- 
berg vor der naiven Verblendung warnt, mit der die von ihm so 
oft zitierte reine und dunkle Subjektivität aus den sozialen Zu- 
sammenhängen glaubt herausspazieren zu können, in denen sie 
nach ihrer objektiven Wirklichkeit allseitig verbunden lebt. 
Dabei hat doch schon Schopenhauer, wie geschichtslos er auch 
im übrigen dachte, drastisch und deutlich illustriert, wie man in 
seiner Jugend die historisch positiven Bildungselemente und alle 
unmittelbar gegebenen Lebensbezichungen gerade der objektiven 
Umwelt in sich hineinarbeitet, die für das jeweilige Ich seine kleine 
Gegenwart bedeutet, und unter diesen positiven Bildungselementen 
namentlich den religiösen Mythus der betreffenden Kulturperiode. 
Und wie man dann, wenn mansichallgemach für die »freie Selbst- 
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besinnung« für reif hält, »aus der dunklen Tiefe des reinen Subjekts« 
in mystischer Selbstanschauung genau das als die ewige und unmit- 
telbare absolute Wahrheit wieder hervorholen kann, was man zuvor 
aus dieser Welt der Relativität entnommen hatte. Es ergibt sich, 
daß ein Idealismus, der dem individuellen Einzelich in einem kritik- 
losen Uebergang die Abwendung von der Objektivität und die be- 
kannte »totale Reflexion in sich selbst«und in das »absolute Subjekt« 
zuzugestehen bereit ist, ein Spiel treibt wie die Kinder, die ihr Köpf- 
chen hinter dem Vorhang verstecken, und nun glauben, daß auch 
die Mutter sie nicht mehr sieht. Kronenberg spricht des öfteren 
von schwächlichen »Kompromissen« zwischen der naturalistisch- 
naturwissenschaftlichen und der idealistischen Betrachtungsweise, 
und wenn es gelegentlich scheint, daß es bei Aristoteles und Hegel 
doch etwas wie ein wirkliches Gleichgewicht gegeben habe, so 
bleibt das vorläufig wenig mehr als eine flüchtige Andeutung. 
Aber die Wahrheit ist, daß keine historische Gestalt des Sub- 
jektivismus in ihrem geheimsten Bewußtsein ohne die »materia- 
listische« Einstellung auf die objektive Umwelt in sich selbst oder 
für uns völlig klar werden kann. Es muß betont werden, daß 
ein naiver »reiner Subjektivismus« noch nicht darum zu einem 
vollendeten »kritischen« Subjektivismus wird, wenn er mit Kant 
die subjektiven Konstituentien seines Weltbildes systematisch be- 
stimmt, deren sich der Geist zum Aufbau von Erfahrung bedient, 
ohne den durch die besondere Gestalt der bürgerlich-kapitalisti- 
schen Gesellschaft bestimmten konkreten Ausgangspunkt seines 
menschlichen Selbstbewußtseins irgend einer Kritik zu unter- 
werfen: kritischer Subjektivismus muß vor allem Selbstkritik 
sein und diese Selbstkritik ist ohne den sogenannten »Materialis- 
mus« unmöglich. 

b) In einer Geschichte des deutschen Idealismus, die von der 
Höhe des Griechentums über die Philosophen des verfallenden 
Römerreichs und über das Christentum hinüberleitet zur neuen 
Naturphilosophie und zum Dreigestirn Descartes, Spinoza, Leib- 
niz, um durch die Aufklärung hindurch auf dem Grund der pro- 
testantischen Mystik den neuen Idealismus entstehen zu lassen, 
hätte, wenn auch noch so kurz, so doch in aller Schärfe heraus- 
gearbeitet werden müssen, daß da nicht nur im Aether des Den- 
kens ein rein in sich zusammenhängender und durch seine bloße 
Weiterbewegung verständlicher geistiger Prozeß abgesponnen 
wird, sondern daß schroffe und starke Wechsel die Tradition der 
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Ideen zu einem Widerspiel der Schicksale der die Idee tragenden 
Gesellschaften gemacht haben. Aber kaum, daß es sichtbar wird, 
daß antikes und barbarisches Christentum ein anderes ist, kaum, 
daß man verstehen lernt, was doch schon Hegel so deutlich ge- 
macht hat, daß die ethische Differenz Platos und der Philoso- 
pheme des selbstgenügsamen Subjekts (Stoa, Epikur, Skepsis) 
nicht nur eine persönliche Differenz der philosopbischen Tempera- 
mente, sondern eine tiefgehende Verschiedenheit des gesell- 
schaftlichen Nährbodens bedeutet. Die Geschichte des Idealis- 
mus enthält doch die größten und lehrreichsten Beispiele der 
Ideenverpflanzung, wo das Problem der Weiterbil- 
dung des Gedankens, nicht nur als einfache Fortbildung, sondern 
ganz wesentlich als anpassende Umbildung dargestellt werden 
muß. 

c) Und die Gestaltenfolge des Geistes, wie sie auf germani- 
schem Boden erwächst, kann doch nicht nur als die aus sich selbst 
verständliche Reihe der Bildungen eines frei in sich wirkenden 
deutschen Geistes behandelt werden, sondern was erkennbar vor- 
liegt, ist eine werdende und wachsende Gesellschaft, deren herr- 
schender Bewußtseinstyp durch den Wechsel aller gesellschaft- 
lichen Lebensformen eine andere Basis bekommt. Gewiß sind 
alle diese Fragen sehr schwer zu entwirren, weil unsere Kultur 
seit früher Jugend die Ideologien älterer Kulturen traditionell 
übernommen hat und damit sozusagen stets überreif war, aber 
die gröbsten Tatsachen sind doch zum Greifen deutlich und längst 
deutlich gemacht: der geistige Kampf gegen die Herrschaft des 
religiösen Mythus, der Aufstieg zum freien Denken steht im eng- 
sten Zusammenhang mit dem Aufstieg der bürgerlichen Gesell- 
schaft. 

Daß die Denkinteressen jedes Denkers in der ihn in sich he- 
genden Gesellschaft verwurzelt sind, kann ja nur die äußerste 
Kurzsichtigkeit dahin auslegen, daß wegen dieser Wurzeln Blüte 
und Frucht kein Interesse mehr haben. Die Weltanschauungen, 
die im XVIII. Jahrhundert in Deutschland gegeneinander aus- 
gespielt werden, Pietismus und Aufklärung, der naive Subjekti- 
vismus christlicher und antiker Färbung, die Skepsis der kanti- 
schen Frühzeit, die genialischen Stimmungen von Sturm und 
Drang, sie alle bleiben was sie sind und behalten für sich ihr In- 
teresse, auch wenn festgestellt wird, daß sie alle auf dem charakte- 
ristischen Untergrund der damaligen bürgerlichen Gesellschaft ge- 
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wachsen sind und die im wesentlichen gleiche Basis der Ideenbil- 
dung haben: dasnoch eingeengteaber selbstgenügsame, unpolitische 
bürgerliche Ich. Es ıst auffällig, daß Kronenberg zwischen dem 
äußerlichen Atomismus der Sozialtheorie der Aufklärung, die das 
Gesellschaftsleben zu einem Konglomerat von menschlichen Kraft- 
punkten macht, und dem reinen Subjekt seines Idealismus, das als 
Feind aller Objektivität sich in sich selbst versenkt, einen gar so 
großen Unterschied finden will. Der feste Punkt, das Absolute, ist 
für beide Anschauungen gemeinsam: es ist das aus dieser bunten 
Welt der Wirklichkeit in selbstgenügsamer Geschlossenheit heraus- 
isolierbare Einzelich, das innerste Zentrum der autonomen Ich-Ver- 
nunft;nur daß der Aufklärungsphilister sein Ichatom schon im All- 
tag für das eigentlich hieb- und schußfeste, und darum vor Verlet- 
zungen ängstlich zu wahrende Ding an sich hält, während »das reine 
Subjekt« diese Befriedigung der Selbstvergottung nur in mystischer 
unmittelbarer Anschauung der Einheit mit dem universellen Sub- 
jekt genießt. Es sind zwei verschiedene Ideologien auf derselben 
Bewußtseinsbasis. Gerade solche Doppelbildungen machen das 
hohe Interesse aus, das in dem Nachweise eines gemeinsamen Nähr- 
bodens für scheinbar sehr verschiedene Ideologien liegt. Die Be- 
ziehung zwischen »matertalistischer« Unterlage und Ideenbildung 
ist da, aber sie ist, wie die Erfahrung lehrt, keineswegs eindeutig. 
So zeigt sich von neuem, daß eine entschlossene Aufnahme der 
»materialistischen« Betrachtungsweise eine Vertiefung der wesent- 
lich ideologischen Fragestellungen bedeutet und gleichzeitig das 
beste Mittel ist, jenes Schlagwort des Materialismus auf seinen 
brauchbaren Gehalt zu reduzieren. 

d) Zum dritten Male stoßen wir damit auf die Grenze, wo 
Kronenberg als Ideenführer versagt und versagen muß. Wenn 
Kronenberg die gemeinsame bürgerliche Ideenbasis der Weltan- 
schauungen des XVIII. Jahrhunderts weder als Bewußtseinsphäno- 
men zu analysieren noch in ihrer äußeren gesellschaftlichen Be- 
stimmtheit festzulegen weiß, so ist anzunehmen, daß er sich mit 
Standpunkten, die eine andere Ideenbasis haben, nicht wird ab- 
finden können. Da eine ausdrücklich soziologisch fundamentierte 
Bewußtseinsbildung, wie etwa die des Marxismus höchstens im 
letzten Ausblick seines zweiten Bandes gestreift werden könnte, 
so bleibt, wie schon gesagt, in aller Skepsis abzuwarten, was er 
aus Hegels kühnem Versuch machen wird, den Aufbau der bür- 
gerlichen Gesellschaft als höchste Auswirkung des »sozialen 
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Subjektivismus« einer notwendig organisierten, in ihren Gliedern 
selbstbewußten Gattung zu interpretieren. Für das was zu er- 
warten steht, gibt die Behandlung Platos einen positiven Anhalt. 
Das Zentrum der ganzen Gedankenwelt Platos ist die Idee vom 
Staat, die Ideenbasis für den Staat und gleichzeitig der Grundtyp 
für das was Plato unter dem Guten und unter dem Schönen ver- 
stand, ist das verklärte Cwov noArtıxov, der Bürger der Polis, der 
das Ganze über sich hinwegreichen fühlt. Indem Kronenberg 
seine Auffassung Platos nicht am Staat orientiert, bleibt ihm 
notwendig der tiefste Unterschied zwischen selbsterweiterndem 
griechischem und selbstgenügsamen deutschem Subjektivismus 
verborgen und er hebt es dementsprechend auch nicht hervor, 
wie unvollständig die Wiederbelebung des griechischen Idealis- 
mus durch Winckelmann war und sein mußte. 

Wir haben oben hervorgehoben, daß diese bedeutsame Grenze 
mit dem naiven Grundbewußtsein Kronenbergs notwendig zu- 
sammenhängt, hier muß ausdrücklich betont werden, daß diese 
Grenze notwendig überwunden wird, wenn die Bildung der sozialen 
Ideen ihrer Natur nach als gesellschaftliches Phänomen gesehen 
und erlebt wird. Wer als reiner Ideologe die Gedanken Platos und 
Hegels nicht zu deuten vermochte, konnte sich durch eine reali- 
stische Gesellschaftsbetrachtung von seiner Befangenheit befreien. 

e) Und noch etwas anderes hängt mit jener tief greifenden 
Frage zusammen, ob der »materialistische« Boden der Ideenbil- 
dung richtig verstanden ist. Wohl unter den bekannten Ein- 
flüssen Lamprechts und Chamberlains will Kronenberg die Aus- 
bildung des neueren Idealismus als eine eigenständige Bildung 
des deutschen Geistes angesehen wissen. Wer wollte es bestreiten, 
daB das deutsche Geistesleben des XVIII. Jahrhunderts in seinem 
besonderen Hauche nur aus deutschen Bedingungen erwachsen 
konnte: Sturm und Drang ist deutsch, die große Entdeckung 
Kants, die den Subjektivismus zum Kritizismus erhob, trug alle 
Zeichen schwerer deutscher Gründlichkeit an sich, und die erste 
Verarbeitung einer Ueberfülle von neuen Problemen wurde natur- 
gemäß mit einer wahren Leidenschaft des Philosophierens von jun- 
gen deutschen Denkern übernommen. Aber ganz abgesehen davon, 
daß es, wie hinreichend erörtert, nicht die einfache Natur des 
deutschen Geistes, sondern ein gesellschaftlich bedingter auf säku- 
larer Entwicklung ruhender Prozeß ist, wenn so plötzlich die In- 
tegration des vorher zurückgebliebenen und unter dem Schatten 
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des religiösen Mythus stehenden deutschen Kulturlebens zu einer 
freien geistigen Welt der Kunst und der Philosophie sich voll- 
bringen kann, ohne daß die freigesetzte geistige Kraft der Nation 
vonder gerade in ihrer Einseitigkeit so vollendeten Entladung durch 
eine Zersplitterung auf die für die bürgerliche Welt des Auslands 
schon so wichtigen wirtschaftlichen und politischen Interessen 
entscheidend abgelenkt wird; ganz abgesehen also davon, daß 
bei dem Schlagwort »deutscher Geist« schon das Hauptwort ein 
unklares Schlagwort bedeutet, das nur zu einer besseren Analyse der 
kulturellen Bildungsprozesse der Ideen auffordern kann, ist es eine 
Verkennung der gesellschaftlichenGrundsituation, wenn im XVIII. 
Jahrhundert der deutsche Geist als eine generell verschiedene 
Bildung von dem ganz anders gearteten englischen, französischen 
und italienischen Geist abgetrennt werden soll. Die Kulturerb- 
schaft ist dieselbe, die religiöse Vorstufe des freien Gedankens 
stimmt wesentlich überein, die Grundstruktur der bürgerlichen 
Gesellschaft weist die gleichen Züge auf: wie könnte es anders sein, 
als daß damals das Geistesleben in seinen Hauptcharakteren öku- 
menisch war. Die Tatsachen sind bekannt genug: überall ein Fort- 
leben eines positiv religiösen Subjektivismus, überall Aufklärung, 
überall Sentimentalität, überall die frische Originalität literari- 
schen Schaffens mit dem Bewußtsein Eigenes und Persönliches 
zu geben, überall die verständnisvollere Hinwendung auf die 
Antike, überall auch das Bemühen, das Geheimnis der mensch- 
lichen Vernunft zu enträtseln. Der Grundwiderspruch klafft über- 
all zwischen der nüchternen naturgesetzlichen Verstandesansicht 
der Aufklärung und der aller Regeln kraftvoll spottenden Eigen- 
art mit der ein neues höchst persönliches, »geniales« Lebensbe- 
wußtsein seine Gestalten schafft. 

Man darf sagen, daß selbst die Kantische Problemstellung 
eine allgemeine Zeitnotwendigkeit bedeutet: nicht umsonst 
weist Kant selbst so ausdrücklich auf Hume als auf seinen Aus- 
gangspunkt hın. 

Denn wenn auch die naturalistische Verstandeserkenntnis 
von Natur und Mensch wegen ihrer praktischen Ergebnisse und 
wegen des Gegensatzes zur positiven Religion das Hauptthema 
der Aufklärung bildete, so war doch die Kraft und Würde der 
Vernunft ein ebenso notwendiges Problem. Gewiß war sie nur 
lumen naturale, aber als solches doch eine Himmelstochter mit 
einem Heiligenschein und berechtigt — daraufhin konnte sie sogar 
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vorlaut werden — nicht nur in dieser Welt stets das letzte Wort zu 
sprechen, sondern auch fähig zur sicheren Erkenntnis der Wahr- 
heiten einer natürlichen Theologie. Zur Lösung dieses Vernunftpro- 
blems gabes zwei Wege. Erstens eine pseudonaturwissenschaftliche 
Methode (Locke), die die Vernunft sozusagen als ein Objekt unter 
Objekten festzulegen unternimmt und dabei ganz übersieht, daß 
schon das ganze Bild einer objektiven Wirklichkeit, in der man spä- 
teru. a. auch die Vernunft findet, schon mit den Denkmitteln des 
menschlichen Geistes aufgebaut ist. Zweitens eine Methode der kri- 
tischen Analyse, die das menschliche Selbstbewußtsein in seinen 
theoretische Erfahrung aufbauenden und in seinen praktische 
Zwecke realisierenden Lebensprozessen zu durchdringen sucht, und 
in diesem Doppelgeschehen von Idealisierung von Außenwelt und 
Realisierung von Innenwelt, das sauber zu scheiden unternimmt, 
was wir als ein von außen gegebenes beziehungsweise als ein unserer 
Einwirkung unterliegendes Aeußeres erleben, und was als »reines 
Ich« übrig bleibt, als das die Erkenntnis zur Einheit aufbauende, 
die Zwecke zur Einheit zusammenhaltende, seiner eigensten Not- 
wendigkeit nachlebende Bewußtseinszentrum. Diese kritische Ana- 
lyse der Vernunft hat dabei die prinzipielle Erkenntnisstimmung 
mit der naturwissenschaftlichen Richtung der Aufklärung durchaus 
gemeinsam: allein ein wissenschaftliches Bewußtsein im emi- 
nenten Sinne kann sich an diese Aufgabe machen. In einer Periode 
des nach außen gerichteten Naturerkennens liegt aber der zweite, 
wahrhaft natürliche Weg der Vernunftkritik im Schatten und 
deshalb erforderte seine Entdeckung eine ganz außerordentliche 
Klarheit und methodische Selbstbesinnung. Vernunftkritik, 
wenn auch negative Vernunftkritik, ist es indessen schon, wenn 
Hume nachweist, daß die reine Empirie unser Denken nicht be- 
rechtigt, über ein häufiges Nacheinander hinauszugehen und von 
Ursache und Wirkung zu sprechen. Sollte uns die literarische 
Ueberraschung bevorstehen, daß irgend eine verlorene Schrift 
oder ein Manuskript an das Licht kommt, in dem irgend ein Eng- 
länder oder Franzose in einer Reihe genialer Ahnungen skizzen- 
haft und ungründlich Kants positive Vernunftkritik vorweggenom- 
men hätte, so wäre das nicht viel wunderbarer, als daß es englische 
Mehrwerttheorien vor Marx gegeben hat: die Denkaufgabe war 
allgemein gegeben, der Denkweg zwar verdunkelt, aber zugäng- 
lich und nicht mehr ganz versteckt. 
So scheint es notwendig, daß man den gesellschaftlichen 
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Lebensbezirk gewisser Problemstellungen nach seinen allgemeinen 
Bedingungen untersucht, ehe man eine bestimmte geistige Ent- 
wicklung sozusagen mit Haut und Haaren als nationales Produkt 
in Anspruch nimmt. Der deutsche Idealismus bleibt deutsch 
genug, auch wenn man seine allgemeinen Voraussetzungen in 
ökumenischen Kulturbedingungen findet. Das XVIII. Jahr- 
hundert des fortgeschrittenen Europas ist eine geistige Einheit, 
und Kronenberg hätte Hume und Rousseau, um nur diese zu 
nennen, lauter zu Wort kommen lassen sollen, wenn sie im Ver- 
hältnis ihrer Mitwirkung am Entstehen eines neuen Idealismus 
zu Wort kommen sollten. Hegel z. B. hat deutlich genug auf 
Montesquieu als eine seiner wichtigsten Voraussetzungen hin- 
gewiesen. Daß dieser Name völlig fehlt, darf als ein weiteres 
Symptom gewertet werden, daß Kronenberg dauernd den Stand- 
punkt des isolierten Einzelsubjekts festhält und nicht beachtet, 
wie sich in der Rechtsphilosophie der soziale Subjektivismus 
entwickelt. 

5. Fast scheint es das überflüssige Tun eines haarspaltenden 
Verstandes zu sein, wenn man einen wichtigen Unterschied darin 
finden will, ob die Probleme unseres klassischen Idealismus aus 
der Problemgruppe »Mensch« oder der Problemgruppe »Wesen 
unserer Verstandeskräfte« herausgewachsen sind. 

Und doch führt diese Unterscheidung zu der Frage, was die 
Erneuerung des Idealismus ın unserer Zeit wahrhaft bedeuten 
kann. 

Zunächst ist daran zu erinnern, daß in der Tat nicht zwei, 
sondern drei große Erkenntniskomplexe vorhanden sind. Wenn 
wir sie in der Fassung der letzten Etappe des deutschen Idealis- 
mus aufnehmen, so heißen sie: Logik, Naturphilosophie und Gei- 
stesphilosophie. Daß auch für Kant die Fragen des selbstbe- 
wußten Vernunftlebens und die Probleme der aus der Erfahrungs- 
welt aufgenommenen Anthropologie wesentlich getrennten Er- 
kenntnisgebieten angehörten, bedarf keiner Erörterung. 

Wenn es nun nach der Kronenbergschen Darstellung so er- 
scheinen kann, als wenn aus dem Bemühen alle menschliche 
Wirklichkeit der ordnenden Erkenntnis zu unterwerfen und aus 
dem genialischen Drang schaffend seine Menschlichkeit zu ge- 
nießen: als wenn aus diesem irdischen und realistischen »Pro- 
bleme Mensch«, wie es in seiner irdischen Wirklichkeit der kühlen 
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ihrer Gegner in gleicher Weise am Herzen lag, die Fragestellung 
des kritischen Idealismus herausgewachsen wäre, so ist dagegen 
auf das bekannte, von Kronenberg selbst häufig variierte Wort 
Schellings zu verweisen, daß mit ihm aus der Abgeschlossenheit des 
reinen Denkens der Durchbruch in »das freie offene Feld der 
Wirklichkeit«eingetreten sei, damit der Durchbruch zum Problem 
Natur und zum Problem Mensch, der Uebergang vom rein ratio- 
nalen Kritizismus zur Naturphilosophie und zur Geistesphilosophie. 
Wäre man aus diesem Felde schon hergekommen, so war ein 
solcher Durchbruch nicht nötig. 

Gerade diese entdeckungsfreudige Rückkehr, dieser unerhörte 
Triumph, in die Weite des Tatsächlichen zu gelangen, in die 
letzten Tiefen des Wirklichen mit der neu gewonnenen Ideenklar- 
heit hineinleuchten zu können, kennzeichnet das schöpferische 
Bewußtsein von Schelling und Hegel. Man sieht erst dann die 
Gedankenkurve des deutschen Idealismus richtig, wenn man sie 
sicht, beginnend mit einer maximalen Loslösung von den Proble- 
men der äußeren Wirklichkeit und endend mit dem Versuch einer 
vollständigen Erfüllung aller Wirklichkeit durch die systematische 
Konstruktion der alles mit ihrem Leben durchdringenden Idee. 
Dieser merkwürdige Ausschlag aus der Alltagsbewegung des Den- 
kens heraus, diese Abwendung von den unmittelbaren Problemen 
der Natur und der Menschheit ist alles andere, als eine einfache, 
wenn auch zu plötzlicher Höhe aufsteigende Fortentwicklung 
dieser Probleme des anschaulich gegebenen Lebens. 

Kronenberg hebt oft genug den Zusammenhang des neuen 
freien Subjektivismus mit der protestantischen Mystik hervor. 
Gerade darin, daß das XVIII. Jahrhundert zwar zur Sonne des 
freien Denkens emporsah, aber eben erst die Nebel des religiösen 
Mythus hinter sich gelassen hatte, lag nun die hohe und selb- 
ständige Bedeutung des Vernunftproblems. Die Ver- 
nunft war das lumen naturale, das große Machtmittel des Ver- 
ständnisses der Welt und des Aufbaues einer naturgemäßen Ge- 
sellschaft, aber gleichzeitig ein Licht, das bis zur Gottheit reichen 
sollte. Des Menschen allerhöchste Kraft und der Odem des 
Schöpfers. 

Auch für uns bleibt ja das selbstbewußte Denken, das alle 
Erkenntnis hält, der Gegenstand der ersten Philosophie, wenn es 
auch innerhalb des objektiven Aufbaues unseres Weltbildes wie- 
derkehrt als außer uns vorhandener Tatbestand, als Entwick- 
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lungsresultat des vergesellschafteten Menschen, als Endprodukt 
der Natur und des Lebens. Das XVIII. Jahrhundert aber konnte 
zwar versuchen, diese zunächst unendlich erhabene Vernunft 
zur profanen Vernunft zu machen, aber die durch die lastende 
Vergangenheit des Glaubens ebenso wie durch das stolze Gefühl 
der Würde und Macht des denkenden Menschen gebotene Per- 
spektive ließ unvermeidlich in dieser zum Forschungsobjekt ge- 
wordenen Vernunft etwas Menschlich-Uebermenschliches sehen, 
wobei das Uebermenschliche nur zu leicht bewußt oder unbe- 
wußt dem Göttlichen im Verstande der positiven Religion gleich- 
gesetzt wurde. Erst das XIX. Jahrhundert ist »vernunftlos« 
geworden. Die Profanierung des menschlichen Geistes ist ihm 
übergründlich gelungen, freilich nicht zum wenigsten wegen der 
Taten jener im Bewußtsein ihrer Unendlichkeit so selbstzufrie- 
denen Vernunft: politischer Taten und Taten der philosophischen 
Konstruktion, aber wie es scheinen mußte, beide gleich wirk- 
lichkeitsfremd. 

So können wir Heutigen weder die allgemeine, ungemessene 
Verehrung der Vernunft verstehen, noch jene Stimmung der ge- 
heimnisvollen Erhabenheit, mit der die Vernunft, man kann sagen, 
von einem ganzen Jahrhundert betrachtet wurde. Die mysti- 
schen Träumer und die radikalen Naturalisten, die ihr entgegen- 
traten, sind die Ausnahmen, die die Regel beweisen. 

Man muß sich jener seltsamen für ein modernes Denken bis 
zur Abgeschmacktheit sonderbaren Stellen Kants erinnern, wo 
er Sätze nicht nur für die menschliche, sondern für jegliche Ver- 
nunft aufstellt. Da ist die Stellung des Problems zum Greifen 
deutlich. Die Unterlage ist nicht jenes »Problem Mensch«, von 
dem Kronenberg spricht, sondern das überwältigende Zentral- 
problem »Vernunft« mit seinen ins Uebermenschliche tragenden 
Möglichkeiten. 

Das tatsächliche Denkergebnis muß von den beiher spielen- 
den Nebenstimmungen unterschieden werden. Kant macht den 
Versuch, den inneren Aufbau und die organischen Funktionen 
der reinen Vernunft durch den Gedanken selbst zu durchleuchten. 
Das Ergebnis einer solchen Zergliederung und Bestimmung ist, 
daß das rein Subjektive vobjektiv« wird und in seiner Allgemeinheit 
uns allen vorliegt: die Vernunft wird in ihrer Natur gefaßt, und sie 
erscheint nach Kant nicht mehr als jenes rätselhafte halbgöttliche 
Zwitterwesen, sondern als die bewußt erfaßbare Wirklichkeit einer 
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in ihrer rastlosen Selbstgestaltung für sich selbst durchsichtig zu 
machenden geistigen Tätigkeit: die Vernunft wird wirklich. 
Indem Kant die Vernunft in ihrer denkbar größten Trennung 
von der Erfahrungswelt zu untersuchen vorgab, brachte er ihre 
denkbar größte Einheit mit allem Dasein an das Licht. Deswegen 
kann sofort nach Kant die schnellste Weiterentwicklung des phi- 
losophischen Denkens erfolgen, als eine fortschreitende »Verwirk- 
lichung« der Vernunft, Ineinsbildung der letzten Tatsachen der 
innersten Bewußtseinsanalyse mit den letzten Tatsachen der 
durch die Empirie gegebenen Erfahrungswelt. Schon mit der 
durch Fichte vollzogenen Metamorphose der sozusagen auf einem 
überempirischen Indifferenzpunkte ruhend gedachten reinen Ver- 
nunft Kants zur Tätigkeit seines »Ich« wird es ganz deutlich, 
daß die Vernunft hinfort konkrete geistige Lebendigkeit und 
Wirklichkeit ist, nur wird das Wirklichkeitsganze noch in fal- 
scher Spiegelung aufgefaßt, indem das kleine Einzelich überwie- 
gend dargestellt wird als diese Wirklichkeit in sich erzeugend 
und haltend, und nicht zugleich als von dieser Wirklichkeit ge- 
halten und erzeugt. Der Weg geht somit nur vom Subjekt zum 
Objekt und nicht vom Objekt zum Subjekt zurück. In der 
Identitätsphilosophie klingen dann das objektive Wirklichkeits- 
ganze und das subjektive Bewußtsein, das das Bild dieses 
Wirklichkeitsganzen in sich hält, zur gediegenen Einheit zusam- 
men und es bleibt nach Schelling für Hegel nur noch übrig, syste- 
matisch auseinanderzulegen, wie es Schritt für Schritt zu ver- 
stehen ist, daß das Vernünftige wirklich, und das 
Wirkliche vernünftig ist. In diesem berühniten Satz 
der Vorrede zur Rechtsphilosophie kann man in programnma- 
tischer Zusammenfassung das entscheidende Ergebnis der ganzen 
kritischen Analyse der reinen Vernunft angedeutet finden. 
Noch für Hegel kam es weniger darauf an, das »Problem 
Mensch« gewissermaßen dadurch zu adeln, daß sich durch die Ge- 
schichtsbewegung der sterblichen Menschheit hindurch der Ab- 
lauf der logischen Lebensgesetze des Weltgeistes erkennen läßt, 
sondern es war die Aufgabe, die Vernunft in diese Welt und Wirk- 
lichkeit hinabzuzwingen: hervorzuheben, daß sie nicht dieses 
viel verschriene Fremdwesen sei, das wer weiß wo, in einigen Men- 
schenköpfen außerhalb der realen Wirklichkeit existiere, und als 
lockendes Gralsschloß eines nie erreichbaren Idealstaates das Ziel 
aller fahrenden Ritter sei, sondern daß sie als Grundanlage des 
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Menschen sich notwendig in dem Prozeß des historischen Gesell- 
schaftslebens manifestieren müsse, wenn man dieses nur willig in 
seiner harten unretouchierten Wirklichkeit mit einem zum letzten 
Selbstverständnis erzogenen, rücksichtslos gründlichen Denken 
aufzunehmen wisse. 

So hat der kritische Subjektivismus bis zuletzt nicht den 
Ausgangspunkt »Mensch«, sondern den Ausgangspunkt »Vernunft«, 
und bis zuletzt haftet seinem Denken etwas von jener überirdi- 
schen Fremdartigkeit an, die mit seinem Ausgangspunkt historisch 
verbunden war. Auch bei Hegel zeigt sich das nicht nur in seiner 
Polemik gegen das unklare und phantastische Vernunftgerede, 
sondern vor allem in dem ungeheuren Erkenntnisgewicht, das er 
seinen »Kounstruktionen« beimaß, während das Interesse an den 
von ihm verfolgten Vernunftanalogien der objektiven Erfahrungs- 
welt doch nur ein verhältnismäßig äußerliches und oberflächliches 
Bestätigungsmittel eines konsequenten, in seinem Kern an unserer 
eigenen Geistestätigkeit orientierten Monismus sein konnte. In 
diesen »Konstruktionen« zeigt sich eben auch bei diesem ganz auf 
die Erfassung der »wirklichen« Vernunft bedachten Denker die 
Nachwirkung jener durch die religiöse Vergangenheit bedingten 
Stimmung einer transzendenten Würde aller Vernunft. 

Der Vergleich hinkt, wenn man Kant und seine Schule 
mit Sokrates und Plato vergleicht, und dann sagt, zweimal 
in der Geschichte der Philosophie sei der Schritt von der 
Natur zum Menschen gemacht: Ideenlehre einerseits und Idea- 
lismus andererseits seien durch diese Wendung möglich ge- 
worden. Aristoteles mit seiner Logik folgt erst auf Plato, 
während in der neuen Philosophie das Problem der Vernunft 
und des richtigen Vernunftgebrauches von Anfang an das 
in fertiger Absonderung für sich vorhandene Zentralproblem 
bildet. In dieser dritten obersten Sphäre unserer Erkenntnis 
erhebt sich die erstaunliche Welle des kritischen Denkens, um 
sich in fortschreitender übergewaultiger Schnelligkeit so zu ver- 
breiten, daß schließlich das Erkenntnisleben in allen seinen Sphä- 
ren, Natur, Mensch und reiner Logos eine einzige 
große Einheit werden soll. 

Neben dieser primären Separierung des Vernunftproblems 
vom Problem »Mensch«, darf natürlich die zweifellos bestehende s e- 
kundäre Abhängigkeit nicht übersehen werden. Jene exaltierte 
Erhebung der Vernunft erhebt den Vernunftträger Mensch und gibt 
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ihm eine Würde als Vernunftwesen, über der sein natürliches Teil 
nur zu sehr verachtet wird. Wenn man nicht vergißt, daß vom 
Erhabenen bis zum Lächerlichen nur ein leichter Schritt ist, ist 
zuzugestehen, daß die Periode des kritischen Idealismus eine große 
Periode menschlicher Erhabenheit war, aber nicht weil die mensch- 
lichen Dinge sozusagen von unten her zu jener höchsten Selbst- 
besinnung gesteigert wären, sondern weil von oben her, aus der 
Beschäftigung mit der Vernunft, aus dem abgelösten Bewußtsein 
von jener höchsten geistigen Macht, ein Licht kam, das über die 
Tiefen der menschlichen Natur mehr hinwegschien, als daß es 
sie erleuchtete. 

Die Wirkung auf das Problem Mensch, auf die Aufgabe des 
Menschen über sich selbst ins Reine zu kommen, ist also als ganzes 
geschen zweideutig. Einerseits eine eindrucksvolle Formulierung 
unserer geistigen Grundaufgaben und Tendenzen, die den Ideen von 
damals ihre große heutige Wirkung sichern, andererseits — man 
denke an Fichte, aber auch an Kant — eine verblüffende Genüg- 
samkeit, bei der Beschäftigung mit staatlichen und gesellschaft- 
lichen Dingen menschliche Banalitäten aus reiner Vernunft zu 
erörtern: Verklärung der ganz abstrakten Forderungen bei Mangel 
an reichem und Kräftigem Gehalt. 

Es ist gewiß kein experimenteller Beweis, wenn man eine Ge- 
genüberstellung versucht, wie sich das »Problem Mensch« bei 
unbefangener Weiterentwicklung und wie es sich bei Befruchtung 
durch den kritischen Subjektivismus gestaltet hat. Hegel und 
St. Simon sind aber zwei verlockende Parallelen, die auch 
zeitlich so gut zueinander passen, daß der Vergleich mit allem 
Vorbehalt gewagt sei®). 

Lorenz Stein hat vollkommen richtig erkannt, daß St. Si- 
mon die französische Parallele zu Hegel ist. Das physikopolitische 
Wissenschaftsganze, fähig die Religion zu ersetzen, wie es St. Si- 
mon in kraß naivem Realismus verlangt, ist dem Erkenntnisziele 
nach dasselbe alles umfassende, den Menschen mit sciner Wirk- 
lichkeit aussöhnende systematische Ganze, das Hegels spekulative 
Methode erarbeiten wollte. 

Darin kommt zum Teil die engere Zeitverwandtschaft zum 
Ausdruck, weil beide Denker auf nachrevolutionärem Boden 
stehen, und einer in ihrem fortschrittlichen Denken unsicher ge- 


© Vgl. über St. Simon meine Gründang und Geschichte des Credit 
mobilier, Tübingen 1903, über Hegel »Marx und Hegels, Tübingen ı9ı1. 
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wordenen Gesellschaft eine sichere geistige Einheit geben wollten. 
Auf diesem zeitlichen Zusammenhang beruht es nicht zum we- 
nigsten, daß man auch das System Hegels — und zwar mit besse- 
rem Recht — mit dem auf die organische Konservierung geistiger 
Werte bedachten Namen bezeichnen könnte, den St. Simon seiner 
Lehre gegeben hat: neues Christentum. Nur daß Hegel, 
der sein Denken ganz anders von dem geheimen Nachklang des 
religiösen Mythus gereinigt hatte, wie der nie zur Klarheit ge- 
kommene St. Simon, nicht damit zufrieden war, sein mit weit 
strengerer Konsequenz strikt immanent konstruiertes Gedanken- 
system äußerlich mit einer an die historische Religion anklingen- 
den Firma zu versehen, sondern die neuen Möglichkeiten einer 
innersten Ineinssetzung der Lebensgefühle des denkenden Einzel- 
bewußtseins mit einem völlig durchleuchteten, völlig verstande- 
nen und in dieser Klarheit das Einzelbewußtsein mit der über- 
wältigenden Größe seines ewigen Lebens umfassenden und in sich 
haltenden Wirklichkeitsganzen in seiner eigenen Brust vollenden 
und durchleben wollte. Gerade diese bis zum gedankenmäßigen 
Wiederaufbau der Religion fortschreitende Abwendung vom 
Mythus zur Wissenschaft, gab ihm den das Gemeinsanıe betonen- 
den Respekt für die Worte und Formeln des alten Offenbarungs- 
glaubens, von dem er sich so ferne wußte, und ließ ihn mit einer 
heute so viel Mißverständnisse erweckenden Pietät versuchen, 
jene Formeln und Symbole als geheimnisvolle Ahnungen einer 
für die freie Wissenschaft haltbaren Welterkenntnis auszudeuten. 
Die Stellung von Hegel und St. Simon zum Christentum ist ein 
überaus lehrreiches Beispiel für die Notwendigkeit, genau zu 
lesen, ehe man zwei Denker vergleicht. Der oberflächliche Leser 
wird dazu neigen, wegen der theologisierenden Terminologie 
Hegels den berüchtigten Staatsphilosophen für einen Apologeten 
des positiven Systems unserer historischen Religion zu halten, 
während St. Simon als ein völlig moderner naturwissenschaft- 
licher Denker gelten dürfte, der seiner neuen sozialistischen 
Ethik, wenn er sie als verbesserte Auflage des Christentums 
bezeichnet, agitatorisch eine stärkere Durchschlagskraft ge- 
ben wollte. In Wirklichkeit deutet diese so äußerliche und 
grobe Anknüpfung an das Christentum auf die tiefste Ver- 
legenheit St. Simons hin, dessen Weltbild keinen inneren 
Halt hat und dem für die Moral, die er uns predigt, das feste Funda- 
ment fehlt: St. Simon braucht den christlichen Kitt, damit seine 
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neue Lehre nicht auseinanderklafft. Hegel dagegen steht dem 
Christentum mit der unbefangenen Verehrung des freien Denkers 
gegenüber, dem die Weltreligionen ein notwendiges Erlebnis im 
Entwicklungsgange des menschlichen Geistes sind, der weiß, daß 
er selbst und seine ganze gesellschaftliche Umwelt auf einem vom 
Christentum befruchteten Boden gewachsen und in ıhreminnersten 
Erleben durch das Christentum wesentlich bestimmt sind, und der 
darüber hinaus, das, was ihm sein Denken als Wahrheit entstehen 
ließ, in der »Religion des Geistes« klarer widergespiegelt fand, 
als in allen anderen historischen Gestalten des ahnenden religiösen 
Gemütes. Mit dem reifen Verantwortungsgefühl eines späten 
und abschließenden Denkers sucht er bei einer radikalen Um- 
wertung das Neue schonsam in das Alte einzubilden. 

Man wird sagen können, daß jedes umfassende System der 
Gesellschaftswissenschaft diese Grundhaltung eines respekt- 
vollen Gegensatzes und einer der tiefen Kluft bewußten Fortbil- 
dung zu den großen Religionen haben muß, die auf dem Boden un- 
serer westeuropäischen Kultur gleich beim ersten Beginne eines so- 
ziologischen Gesanıtbaues zu der Formel »neues Christentum« ge- 
führt haben. Die so stark verschiedenen Versuche Hegels und St. 
Simons, die große Synthese »Christentum und Wissenschaft« zu 
vollziehen, deuten also nur auf das umfassendere Denkprogramm 
hin, das ihnen gemeinsam war: auf die Aufgabe eines vollständi- 
gen Erkenntnissystems, das die menschlich-gesellschaftlichen 
geistigen Prozesse ebenso der Erkenntnis zu unterwerfen hat, wie 
die untermenschliche Natur. Darin liegt eben die bedeutsame 
Parallele zwischen Hegel und St. Simon, daß man St. Simon als 
den genialen Vorläufer des modernen soziologischen Denkens 
feiern kann, und daß Hegel in seiner Philosophie der Geschichte 
es unternahm, den Ablauf unseres menschlichen Geschichts- 
lebens nicht nur zur Einheit zusammenzufassen, sondern auch in 
seiner letzten Tiefe zu erleuchten. Mit anderen Worten »kritischer 
Subjektivismus« und »Aufklärungsverstand« schen das »Problem 
Mensch«zu Anfang des XIX. Jahrhunderts in einer wesentlich über- 
einstimmenden Weise als das Problem der in der Geschichte sich 
auslebenden Gesellschaft und als das Problem der erst in diesem 
Geschichtsablauf ihre Orientierung findenden Einzelmenschen. 
Das deutet auch nur darauf hin, daß das »Problem Mensch« als 
solches damals allgemeine, gesellschaftliche Entwicklungsbe- 
dingungen hatte, die der Linie seiner bewußten Verarbeitung die ei- 
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gentümliche Grundrichtung gaben: die Richtung: vom Ein- 
zelindividuum zum gesellschaftlichen Men- 
schen. 

Dieser Fortschritt war für den »Aufklärungsverstand«, für 
das die äußere Wirklichkeit analysierende Denken, das die Be- 
obachtung einer Fülle von gesellschaftlichen Abhängigkeiten zur 
Unterlage hat, unendlich viel leichter als für das auf sich selbst 
reflektierende Subjekt. Man darf sagen, daß die soziologische 
Fortentwicklung des Problemes Mensch sofort die geheimste Kritik- 
losigkeit des Kritizismus bloßlegt, jene Kritiklosigkeit gegen die 
gesellschaftlich bedingte Ausgangsstellung der zu untersuchenden 
Vernunft. Der »Deutsche Idealismus« ist also so wenig durch sei- 
nen ersten Anfang eine das »Problem Mensch« vollendende Gedan- 
kenreihe, daß jener Fortschritt vum Einzelindividuum zum gesell- 
schaftlichen Menschen den Idealismus zu einem im wesentlichen 
unvollendeten Gedankenansatz gemacht haben würde, wenn sich 
nicht eben Hegel jene mühevollen und dunklen Aufgaben gestellt 
hätte, zu verdeutlichen, wie jenes »Ich«, jene »reine Vernunft«, 
die für den naiven Kritizismus Kants und Fichtes als fertig hin- 
genommen wird, durch eine notwendige Gestaltenfolge zu ihrem 
Selbstbewußtsein gelangen kann. Denn jener Ueberblick über 
das historische Leben der Menschheit in der »Philosophie der Ge- 
schichte« war nur möglich als eine Anwendung der älteren Grunder- 
kenntnisse, die dann als Werkmittel zur Durcharbeitung der äuße- 
ren Welt der Gesellschaft dienten. Diese Grunderkenntnis liegt fast 
versteckt in dem »Allgemeinen«, das für Hegel das Wesen des 
Geistes und des Denkens ist. Von allen inhaltsschweren Aus- 
drücken Hegels ist dieses Wort am meisten mit Bedeutung ge- 
laden. Es enthält die vollkommene Ueberwindung des Standpunk- 
tes des isolierten, in sich in seiner Selbständigkeit ruhenden See- 
lenatomes und bedeutet seinem nächsten Sinne nach, daß ein den- 
kendes Selbstbewußtsein sich selbst als nur in einer organisierten 
Gesellschaft möglich erkennen muß. Es liegt darin mit aller Deut- 
lichkeit, daß jener ethische Hochmut des Kantischen Einzelichs, 
das mit der aus seiner autonomen Einzelvernunft erwachsenden 
Moralität sich aller bloßen Legalität gegenüber so himmelhoch 
erhaben vorkommt, der Wurzel nach auf einer transzendierenden 
Verblendung beruht, die ein einzelnes Seelenich als vermeintlich 
in sich vollkommen selbständig aus seinem organischen Lebens- 
zusammenhang lösen möchte, der dabei zu einer bloßen Welt der Er- 
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scheinung herabgesetzt wird. Der Idealismus Hegels kann also 
nur darum das »Problem Mensch« in derselben gesellschaftlichen 
Perspektive sehen, wie die naturalistische Betrachtungsweise 
St. Simons, weil für ihn selbst das Problem Vernunft sich zu dem 
Problem vergesellschafteter Mensch, historisches Geistesleben 
erweitert hat. 

Es ist schon oben hervorgehoben, daß auch auf dieser realsten 
Stufe des Idealismus, wo das Vernünftige wirklich und das Wirk- 
liche vernünftig ist, die verhängnisvolle Herausprojizierung des 
Vernünftigen aus dieser Welt der Wirklichkeit nicht nur in der 
Terminologie und Darstellungsweise nachwirkt, in der die mensch- 
lichen Dinge abgehandelt werden. Das wird vollkommen deut- 
lich, wenn man die Frage aufwirft, warum Hegel die Zeichen einer 
neuen Industriellen und naturwissenschaftlichen Zeit so schlecht 
gesehen hat, die St. Simon schon so gut verstand? Warum Hegel 
von den treibenden Gegensätzen der revolutionären Vergangen- 
heit und den Interessenkämpfen der kommenden Tage so gar 
nichts ahnt, die St. Simon schon so deutlich skizziert? Mit dem 
Hinweis auf die verschiedene Entwicklungshöhe Deutschlands 
und Frankreichs ist es da wirklich nicht getan, denn der divina- 
torische Blick Hegels, seine fast unglaubliche innere Elastizität, 
die sich in das Bewußtsein der fremdartigsten Kulturen einzu- 
leben wußte, zeigen es deutlich genug, daß er auch die neuen Re- 
gungen seiner eigenen Zeit tiefer wie alle Mitlebenden hätte ver- 
stehen müssen, wenn nicht eine letzte unglückselige Befangenheit 
seine Aufmerksamkeit davon abgelenkt hätte. 

Hegel, der seine ganze Denkkraft daran gesetzt hatte, die 
Vernunft in ihrer praktischen Wirklichkeit, den Geist in seinem 
organischen Zusammenhang mit dem Prozeß des Lebendigen 
darzulegen, kam, wie wir sahen, von jener überschwänglichen 
Heransisolierung der reinen Vernunft nicht los. Daher — und 
diese Unterlassungen wiegen schwerer als die berüchtigten Kon- 
struktionen — die Unterschätzung der naturwissenschaftlichen 
Empirie, daher das Ueberschen der Technik und der neuen tech- 
nischen Möglichkeiten, daher die mehr flüchtig streifende Er- 
wähnung wie gründliche Würdigung der »materialistischen« Fak- 
toren in der Gesellschaftsentwicklung, daher endlich jene Be- 
ruhigung bei einer nur theoretischen Einsicht in das Wesen des 
‘ freien Staates, die jede ausdrückliche Andeutung vermeidet, daßder 
natürliche Fortgang der Entwicklung dahin führen wird, daß seine 
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Schule aus seiner Theorie eine Praxis, den Versuch einer freiheit- 
lichen Erneuerung des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens 
werde machen müssen. So steckt hinter all der merkwürdigen Kurz- 
sichtigkeit Hegels, die seine vermeintlichen endgültigen Urteile 
über die eigene Zeit so lächerlich schnell veralten ließ, ein einziger 
Grundfehler der Vernunftüberschätzung, der dem Idealismus von 
seiner überschwänglichen Ausgangsstellung her anhaftete. 

Es kam hinzu, daß die kühne Zurückführung der Vernunft 
zur Wirklichkeit, in der er seine Aufgabe sah, nicht nur 
kräftigend, sondern auch lähmend wirken konnte, da sie 
in der Uebertreibung Hegel gelegentlich zu der anscheinend 
nie bewußt kritisierten Stellung gebracht hat, daß seine 
These der notwendigen »Wirklichkeit des Vernünftigen« gleich- 
bedeutend sei mit dem einigermaßen verschiedenen Satze 
»alle in der vernünftigen Grundanlage des Menschen möglichen 
Lebensgebilde sind schon verwirklicht«. Bei dieser verhängnis- 
vollen Stellungnahme wirkte freilich das Vertrauen auf seine dialek- 
tische Methode mit, die in der Schlüssigkeit ihres Ganges mit dem 
mathematischen Beweisverfahren wetteifern und überdies durch 
einen notwendigen Kreislauf in sich geschlossen sein sollte. 
AllesVernünftige schon wirklich, die letzten Wahrheitsmöglich- 
keiten durch die besondere Methode des vernünftigen Denkens 
notwendig erreichbar: mit solchen Prinzipien wurde man vollends 
nicht zur analysierenden Beobachtung der leisen Vorzeichen einer 
großen Weltumgestaltung gedrängt. 
| Beides zusammen, diese den Erkenntnisabschluß fordernden 

Prinzipien und die vorher geschilderte allgemeine Kurzsichtigkeit 
für die ganz alltägliche Arbeit des Geistes in seinem natürlichen 
Lebenskampf führen zu der erstaunlichen Ueberhebung des Hegel- 
schen Denkens in der Lehre von der fertig gewordenen Weit. Die 
Pointe dieser Lehre ist nicht gar zu plump aufzufassen, es sind 
Andeutungen da, wie Hegel eine Weiterentwicklung der Gesell- 
schaft über seine Gegenwart hinaus zu sehen glaubt, indessen 
bleibt es im wesentlichen dabei, daB der große Vollender des deut- 
schen Idealismus ausgerechnet am Anfang des XIX. Jahrhunderts 
die nicht wieder verjüngungsfähige Altersperiode der Menschheit 
für gekommen hielt, während der abenteuerliche Schüler d’Alem- 
berts gleichzeitig mit kecker Sicherheit wahre Bilder der kom- 
menden gesellschaftlichen Neugestaltung entwerfen konnte. 

Der äußerliche Vergleich könnte für den Deutschen Idealismus 
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kaum ungünstiger sein. Zwar ist es ihm gelungen, den Fortschritt 
vom Einzelmenschen zum gesellschaftlichen Menschen in seiner 
Weise zu vollziehen, aber so schwer und dunkel, daß diese Wahr- 
heit noch heute in der Tiefe des Brunnens liegt. 

Aberan dem Prcblem Mensch, das jeder Zeit am nächsten 
liegt, an dem Problem, wer sind dann wir, die wir heute leben, 
wohin geht unsere Fahrt, an diesem Problem ist der deutsche 
Idealismus selbst in Hegel gerade wegen seines Ausgangs vom 
reinen Vernunftproblem gescheitert. Die Empirie hatte den 
Menschen des XIX. Jahrhunderts besser gedeutet, wie die Spe- 
kulation. Damit schien das Urteil über den deutschen Idealismus 
gesprochen. | 

Denn jene Gegenüberstellung von St. Simon und Hegel ist 
nicht erst von heute. Das Buch von Lorenz Stein, das diese Pa- 
rallele zum ersten Male gibt, ist aus dem Jahre 1842, dem Jahre, 
in dem Marx den entscheidenden Uebergang zu seiner neuen 
Weltanschauung vollzog. Für St. Simon muß man einsetzen 
die realistische französische Geschichts- und Gesellschaftsbetrach- 
tung mit Klassenkampf und Entwicklung des Eigentums als trei- 
benden Mächten. Das war der Gegensatz wie Maıx ihn sah: 
Stein hat dabei die Rolle des Vermittlers, der einen Explosiv- 
stoff weiterträgt, ohne die darin enthaltenen Kräfte in ihrer 
letzten Bedeutung begriffen zu haben, und St. Simons ahnende 
Einfälle verschwanden hinter der durch die Späteren ausgear- 
beiteten Gestalt der neuen Geschichtsbetrachtung. 

Marx bedeutet aber die Probe auf unser Exempel. Der Marxis- 
mus ist der rücksichtslose Versuch, das Problem Mensch in seiner 
neuen gesellschaftlichen Perspektive mit völliger Entschiedenheit 
von dem Problem Vernunft zu trennen, weil der Idealismus diesem 
Problem gegenüber versagt hat. Das geht so weit, daß ihm Feuer- 
bach geradezu das ausgesprochene Schlagwort hat geben müs- 
sen, daß es sich nur noch um den »wirkliche Menschen« handle, 
nicht mehr um den »absolnten Geiste Und das XIX. Jahrhun- 
dert erlebt das unbegreifliche Schauspiel einer absichtlich ver- 
nunftlosen Wissenschaft von einer vollständigen Gesellschafts- 
erneuerung und das vollkommene Dunkel eines durch keinen 
Plan erhellten Endzieles wird die Zukunftshoffnung der größ- 
ten Massenbewegung der Weltgeschichte. 

Dieser Umschlag zum Materialisimus gehört auch zur Ge- 
schichte des Idealismus und das Bedeutsaniste dieses Umschlags 
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liegt gerade daran, daß er erfolgt, als das Problem Mensch als 
soziale Frage wahrhaft reif geworden ist, um in einen Idealismus 
von höchster Selbstbesinnung überzuleiten. 

Man kann grundsätzlich sagen, es ist kein wissenschaftlicher 
Sozialismus möglich, der nicht Idealismus von höchster Selbstbe- 
sinnung, konkreter Rationalismus ist. Wissenschaäftlicher 
Sozialismus sieht sich selbst als gesellschaftliche Selbstgestaltung 
auf Grund gesellschaftlicher Selbsterkenntnis. Wissenschaft- 
licher Sozialismus ergibt sich damit als eine Weltanschauung, 
der die Vernunft der Mittelpunkt des Menschlichen ist, die Fähig- 
keit zım Selbstbewußtsein und zu bewußter Selbstgestaltung. 
Wissenschaftlich aber kann eine solche notwendig in soziale 
Praxis umschlagende Gesellschaftstheorie nur sein, wenn sie in 
strenger Selbstkontrolle Theorie von der Möglichkeit und von den 
Grenzen des gesellschaftlichen Selbstbewußtseins ist. 

Das ist die ungelöste Aufgabe des deutschen Idealismus, eine 
Gedankenentwicklung, die nicht gekommen ist, weil ihr der 
Idealismus in seiner alten Form bei Freund und Feind im Wege 
war. 

Vom »Problem Mensch« aus gesehen, war der Idealismus 
iin XVIII. Jahrhundert möglich, aber nicht notwendig. Als der 
Idealismus im XIX. Jahrhundert notwendig wurde, hatte er sich 
unmöglich gemacht. Was für das Griechentum in Plato zusam- 
menfällt: Ideenlehre und der überwältigende Gedanke der be- 
wußten gesellschaftlichen Erneuerung, fällt in der Neuzeit ausein- 
ander. Der kritische Subjektivismus erlebt eine kurze blendende 
Glanzzeit, getragen von dem sozialen Optimismus der zur Freiheit 
gelangenden Bourgeoisie. Dafür trägt die Aufgabe der bewußten 
gesellschaftlichen Erneuerung. nicht etwa durch den proletarischen 
Charakter der marxistischen Bewegung, sondern durch die plumpe 
Naturalisierung ihrer ganzen Gefühls- und Gedankenwelt, bisher 
die Zeichen einer barbarıschen geistigen Selbstentfremdung an sich. 

Die Völker, die die Vergangenheit beerben, wiederholen nicht 
einfach den geistigen Entwicklungsgang ihrer Vorbilder, sondern 
es treten charakteristische Verfrühungen und Verspätungen ein. 
Der deutsche Idealismus des XVIII. Jahrhunderts scheint eine 
solche Verfrühung zu sein, die nur durch die auf dem Boden 
des christlichen Subjektivismus gewachsene spezifische Aus- 
bildung des Vernunftsproblems möglich wurde. 

Indessen hat diese Lösung nicht nur die Seite der kühlen 
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historischen Betrachtung, daß wir die Bedingungen besser durch- 
schauen, unter denen Ideologien sich bilden, und daß wir erken- 
nen, warum uns heute fehlt, was wir so dringend brauchten. 
Sondern mit dieser Lösung ändert sich die Diagnose einer Wieder- 
belebung des deutschen Idealismus. 

Zeiten, die nur sehnsuchtsvol} ihre Hand nach dem ausstrek- 
ken, was vergangen ist, aber in der Vergangenheit schön und groß 
war, können nur die äußere Form zu einem scheinbaren Leben 
erneuern. Für uns ist zwar die Blüte des deutschen Idealismus 
vorüber, aber wir haben die Frucht noch zu ernten. Es wäre ein 
törıchtes Beginnen, Marx und den ganzen Naturalismus unserer 
Zeit durch Kant oder Fichte, durch Schelling oder durch Hegel 
verdrängen zu wollen, aber indem aus den Lebensbedingungen 
unserer Gesellschaft, hier als die drohende Gewalt der proletari- 
schen Massenbewegung, dort als organisierender Aufbau neuer 
konzentrierter gesellschaftlicher Institutionen der Sozialismus ent- 
steht, wird durch die Probleme der bewußten gesellschaftlichen 
Neugestaltung auf dem realsten Boden der Zeit die Erneuerung 
des Idealismus gefordert. 
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Leon Walras und die hedonistisch-mathematische 
»Schule von Lausanne«. 


Von 
ENRICO LEONE. 


In Leon Walras ist das anerkannte Oberhaupt der hedo- 
nistisch-mathematischen Schule der National-Dekonomie von 
der Bühne des Lebens abgetreten. Seiner Schule, die man als 
die Schule von Lausanne bezeichnet hat, wird ein wichtiger Platz 
in der Geschichte der volkswirtschaftlichen Lehren bleiben. Auf 
den von ihr errichteten theoretischen Grundlagen sind klassi- 
sche Werke von hohem Werte entstanden, wie das Lehrbuch von 
Pareto, das Handbuch von Pantaleoni und andere mehr. 

In ihren Epigonen hat die Schule von Lausanne eine Ent- 
wicklung genommen, durch die sie sich auf dem Gebiet der an- 
gewandten Oekonomie in schroffsten Gegensatz zur historischen 
Schule der Schönberg, Roscher, Brentano, Hildebrand, Knies 
und zum sogenannten Räüthedersozialismus setzte. Aber in Walras 
selbst hatte dieser Antagonismus noch nicht jene Schärfe er- 
reicht, die ıhm die späteren Autoren seiner Schule und seine 
Schüler verleihen sollten. | 

Das streng klassische Prinzip der Smith-Ricardoschen Oekp- 
nomie erlitt in der Auffassung von Walras in bezug auf die Nicht- 
einmischung des Staates eine wesentliche Einschränkung. Schon 
in seiner Jugend hatte Walras über soziale Moral gelesen und sich 
als Anhänger eines »absoluten Ideals« bekannt, das für ihn die 
Geschicke der Menschen lenkt und sie der schrittweisen Ver- 
wirklichung des allgemeinen Wohls und der Gleichheit entgegen- 
führt. 

Im Gegensatz zu Molinari, für den die Moral untrennbar mit 
dem utilitaristischen Verhalten verbunden ist, das der Mensch 
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auf wirtschaftlichem Gebiet an den Tag legt, hat Walras die Un- 
terscheidung zwischen den beiden Sphären des menschlichen Geis- 
tes, der des Nutzens und der der Gerechtigkeit, klar und deutlich 
hervorgehoben. Nach ihm sollte die Volkswirtschaft sich darauf 
beschränken, in das System der Gesetze einzudringen, die jener 
Gruppe von Erscheinungen und Beziehungen zugrunde liegen, 
die die menschliche Energieentfaltung hervorbringt, indem sie 
der Verwirklichung des größten Nutzens zustrebt. Der Wett- 
bewerb der Interessen ist daher für ihn nicht etwas historisch Ge- 
gebenes, eine beliebig gewählte Hypothese, um die störenden Fak- 
toren der erwähnten Erscheinungen und Beziehungen auszuschal- 
ten: er ist vielmehr eine typische Folge, die sich unmittelbar aus 
den ökonomischen Prämissen ergibt. 

Das soziale Ideal dagegen erstrebt eben die Umgestaltung 
dieser Beziehungen, um sie gerecht zu gestalten, das heißt ihre 
Wirkungen auf alle Menschen gleichmäßig zu verteilen, allen 
den gleichen Anteil von Mühsal im Produktionsprozeß aufzuer- 
legen. Das Problem liegt hier in der Verteilung des Reichtunis, 
die sich für Walras auf Grund von Kräften vollzieht, die außer- 
halb des rein ökonomischen Wertes stehen !). Aufgabe der reinen 
Oekonomie ist das Studium der wirtschaftlichen Tatsachen, wie 
sie sich aus den rein ökonomischen Gesetzen des Wertes ergeben; 
Aufgabe der sozialen Dekonomie ist es dagegen, die Verteilungsform 
des sozialen Reichtums zu studieren, um sie den Forderungen 
der Gerechtigkeit gemäß zu gestalten; der angewandten Oeko- 
nomie ?) liegt es ob, die geeignetsten Mittel und die pas- 
sendsten Organisationssysteme darzutun, durch die die Ergeb- 
nisse der ersten und zweiten Art erzielt werden. Und unter die- 
sen Mitteln verschmähte er es nicht, im Gegensatz zu den Man- 


I) Diese Auffassung steht nicht in Widerspruch zu den Versuchen (des 
Amerikaners Clark und des Italieners Barone, eine mathematische Theorie der 
Güterverteilung auf den Begriff der marginalen Produktivität autzubauen, 
welcher Begriff eine Ausdehnung des Grenznutzens darstellt. Man muß 
unterscheiden zwischen der Verteilung des Reichtums unter den verschiedenen 
Besitzern von Kapitalien und der Verteilung der Dividenden, die nach er- 
folgter Verteilung des Kapitals sich nach den Wertgesetzen der reinen Oekonomie 
vollzieht. 

?) Bei Jevons ist diese Unterscheidung wesentlich undeutlicher als bei 
Walras. Schließt doch Jevons seine Theorie der politischen Ocko- 
nomie (Biblioteca dell’ Economista, S. 307), Indem er die Volkswirtschaft 
als »eine Wissenschaft, die direkt das materielle Wohlsein des Menschengeschlechts 
zum Gegenstand hate, bezeichnet. 
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chestermännern und zu seinen eigenen Anhängern, das Dazwı- 
schentreten des Staates anzurufen. 

Bei dieser wissenschaftlichen Stellungnahme hört die reine 
Oekonomie auf, die Apologie der bürgerlichen Ordnung zu sein. 
Sie stellt nicht mehr die Voraussetzung der gegenwärtigen Pro- 
duktionsordnung zur Diskussion. Die Art, wie der Besitz ver- 
teilt ist, das Vorhandensein oder Fehlen monopolisierender Klas- 
sen, sind nicht Studienobjekte der reinen Oekonomie: sie fallen 
der Soziologie zu, der Geschichte der Institutionen, der Sitten 
oder des Rechts, der sozialen Psychologie usw. Die Oekonomie 
in der Auffassung von Walras übernimmt die Verhältnisse der 
sozialen Verfassung so wie sie sind, will sagen, als einen gegebe- 
nen Ausgangspunkt, von dem aus die Beziehungen zu studieren 
sind, die der Wert im Austausch und in seinem Gleichgewicht, in 
der Produktion undin ihrem Gleichgewicht, in dem Reinertrag und 
folglich in den Preisen der produzierenden Kapitalien verwirk- 
licht. Ob diese produzierenden Kapitalien gemeinschaftlich oder 
individuell besessen werden, das geht nur die Verteilungsform 
des geseilschaftlichen Besitzes an, von der eben die größere oder 
geringere Annäherung eines gegebenen Systems sozialer Ordnung 
an das soziale Ideal abhängt, die sich durch den Trieb zum Guten 
verwirklicht. Auf dieser wissenschaftlichen Grundlage hat die 
Oekonomie die Tendenz, zu einer »Soprastoria«, einer Ueberge- 
schichte zu werden, um ein Wort von Croce?) zu gebrauchen, die 
sich nicht zur Aufgabe macht, den kenkreten Menschen dieser 
oder jener Aera der menschlichen Ockonomie zu studieren, den 
Menschen, wie er etwa unter dem Regime des Kapitalismus oder 
der Sklavenwirtschaft handelt, oder im Handel des alten Assv- 
rien oder des modernen chinesischen Reichs, sondern die den 
Menschen als solchen zum Studienobjekt macht, wie er gemäß 
subjektiven Gesetzen seines Vorteils handelt, also gemäß eines 
unveränderlichen Kriteriums seiner Psyche, das zusammenfällt 
mit der unbesiegbaren Tendenz, die seinen Organismus zerstören- 
den Ursachen (Schmerz) zu vermeiden, und die ihn stärkenden 
Ursachen (Lust) aufzusuchen. Die utilitaristische oder hedonistische 
Berechnung geht von diesen beiden Seelenzuständen und. ihren 
Gleichgewichtsschwankungen aus. Die Oekonomie hört auf, ein 
Zweig der geschichtlichen und sozialen Wissenschaften — im 


3) In den »Saggı d’interpretazione del materialismo storico«. 
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strengen Sinne — zu werden, um sich in eine spezielle Mechanik 
der typischen Kräfte zu verwandeln, deren Gleichgewicht sie zum 
Gegenstand ihrer Studien macht !) (heutiges Stadium), und 
deren Dynamik sie zu untersuchen unternimmt (Versuche von 
Pareto und Pantaleoni). Aufgabe der sozialen oder soziologi- 
schen Oekonomie ist es, den Menschen in der Gesamtheit seiner 
Lebensäußerungen als Aggregat gleichzeitiger materieller und mo- 
ralischer Interessen zu betrachten: die reine Ockonomie arbeitet 
mit der Hypothese eines Homo veconomicus, den keine anderen 
Motive bewegen, als die utilitaristischen. 

In dieser Auffassung von Walras muß man das neue Element 
suchen, das er in die vor ihm geltenden Methoden der Oekonomie 
eingeführt hat. 

Marx hat deutlich die klassische Oekoncmie von Petty und 
Ricardo, die wissenschaftlich und unparteiisch die Erscheinungen 
des Reichtums untersuchte, von der orthodoxen Oekonomie ge- 
trennt, jener schamlosen Verherrlichung im Dienste der Polizei >). 
So lange die Bourgeoisie ihren revolutionären und produktiven 
Charakter bewahrt hatte, war eine vorurteilsfreie Prüfung der 
Produktions- und Austauscherscheinungen möglich: später aber 
bedecken »die Furien des Privatinteresses« und die wachsenden 
Scharen der Unproduktiven in den freien Berufen und an den 
Stautskrippen die wirkliche Beziehung des ökonomischen Lebens 
we mit einer Wolke, und es erstanden die besoldeten Verherr- 
licher der bürgerlichen Ordnung ë). Durch Walras kehrt die Volks- 
wirtschaft zur Würde der klassischen Periode zurück. Wenn er, 
aus Gründen wissenschaftlicher Methodik, das Studium der Er- 
scheinungen des ökonomischen Wertes von den juristischen 
Eigenttimsverhältnissen und der Verteilung des sozialen Ertrages 
trennt, so versucht er, aus der reinen Oekonomie eine ebenso kalte 
und uninteressierte Wissenschaft zu machen, wie die Mechanik 
der Himmelskörper und die mathematische Physik. Und dieser 
Charakter der Objektivität wird noch verstärkt, indem das Theo- 


9) Die Theorie der reinen Ockonomie stellt sich in strenger Analogie mit der 
statischen Mechanik dar, und die Gesetze des Austausches erscheinen nach 
Analogie des Gleichgewichtsgesetzes des Hebels, die sich aus dem Prinzip der 
potentiellen Schnelligkeit ergeben. Vgl. Jevons in der Vorrede zu seinen Theo- 
rien der reinen Oekonomie. 

5‘) Das Kapital, r. Band, Anhang. 

*) Vergleiche auch Theorien über den Mehrwert, I. Band, hrsg. von Karl 
Kautsky. 
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retisieren der ökonomischen Gesetze — Aufgabe der reinen Oeko- 
nomie — von den Problemen der angewandten Oekononiie ge- 


trennt wird. Diese beiden Gebiete der Betrachtung waren noch 
zu den Zeiten Smiths so wenig getrennt, daß dieser ein Kapitel des 
Reichtums der Nationen den Regeln für den Handelsverkehr und 
die gute Staatsverwaltung widmet und auch Ricardo in einem 
großen Teil seiner berühmten Prinzipien sich mit dem Rückschlag 
des Abgabensvstems beschäftigt, zu dem offenbaren praktischen 
Zweck, den Stauten Kriterien zu einer gesunden Finanzverwal- 
tung zu liefern. 

Walras war als Sohn jenes August Walras 7), der sich schon 
durch seine ökonomischen Studien einen Namen erworben hatte, 
gleichsam von Geburt Oekonomist: schon früh hat er sich in den 
schwierigsten Fragen der wirtschaftlichen Analysis geübt. Unter 
dem Einfluß seines Vaters war seine Aufmerksamkeit auf die quan- 
titative Beschaffenheit der wirtschaftlichen Erscheinungen ge- 
lenkt worden; er hatte sich dem Studium der Mathematik mit 
noch größerer Begeisterung zugewendet, als Bacon und Descartes 
für ihre quantitativen Konstruktionen. Ob er es in dieser Diszi- 
plin weit gebracht hat, steht nicht fest; man weiß nicht, ob die 
Mitarbeit von Paul Piccard und Hermann Amstein für die ma- 
thematische Bearbeitung nur durch seine Gewissenhaftigkeit und 
Bescheidenheit oder durch seine mangelnde Vertrautheit mit ma- 
thematischen Methoden bedingt war. Jedenfalls ist der Ge- 
brauch, den Walras von der Mathematik und Geometrie macht, 
im Gegensatz zu dem von Cournot, dem Pareto verschiedene 
Irrtümer nachweisen konnte, völlig einwandsfrei. Gegenüber 
der klassischen Oekonomie, auf die Walras durch den objekti- 
ven Geist seiner Forschung zurückgreift, liegen die Neuerungen 
seiner Auffassung in dem folgenden: 

I. In der Verwendung der Mathematik für die Formulierung 
der ökonomischen Theorie. Diese Verwendung bezeichnet keine 
Trennung zwischen der klassischen und der neuen Schule, weil 

die erste auch mathematisch war in den rein ökonomischen Tei- 
len, obwohl sie sich nicht der mathematischen Sprache bediente. 

2. In der Aufstellung eines ersten subjektiven Prinzips zur 
Erklärung aller wirtschaftlichen Handlungen: des Prinzips der 
Seltenheit. 

u “ay Verfasser des bekannten Werkes La nature de la richesse et l'origine de 


la valeur. 
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3. Durch das Studium der Funktionen dieser Seltenheit oder 
subjektiven Nützlichkeit und in der Entdeckung der Gleichung 
der Kurve, die sie analytisch ausdrückt. 

4. In der Zurückführung der wirtschaftlichen Studien auf 
die der hedonistischen Kräfte — in Analogie zu denen der Me- 
chanik — und der entsprechenden Warenmengen und produkti- 
ven Dienstleistungen, indem von ihrem Gleichgewichtsverhält- 
nis ausgegangen wird, um den notwendigen Preis dieser Waren 
und Dienstleistungen zu erschließen. 

5. In der klaren Gruppierung aller Teile des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts um das einzige Bewegungsprinzip des Tausch- ` 
wertes, also in der Aufstellung einer führenden Idee der ökono- 
mischen Wissenschaft, von der alle anderen abhängen. Nur auf 
Grund dieser Klassifizierung kann man sich eine klare Vorstel- 
lung der allgemeinen Grundlinien der reinen Oekonomie machen. 

Wir wollen nun einzeln und n.it der größtmöglichen Kürze 
diese wissenschaftlichen Beiträge von Walras betrachten, um 
ihre Tragweite und ihren Erkenntniswert zu prüfen. 


aa Anwendung der Mathematik auf die 
Oekonomie. 


Auf diesem Gebiet hat Walras zahlreiche Vorgänger, wie 
Fuoco, Canard Thünen, Cournot, Gossen und viele andere. Wenn 
aber die Bedeutung einer Entdeckung in der Erkenntnis ihrer 
Tragweite liegt, so war die der Vorgänger gering, da ihnen diese 
Erkenntnis völlig gebrach. Erst mit Walras und Jevons setzt die 
mathematische Oekonomie im eigentlichen Sinne ein. 

In »The Character and logical Methods of political econo- 
mics« behandelt Cairnes die Unmöglichkeit der ökonomischen und 
sozialen Wissenschaften, sich der quantitativen Methoden zu 
bedienen. Aber er begeht hier den Fehler, die Mathematik in 
ihrer ganzen Ausdehnung auszuschließen. In der ökonomischen 
Thecrie handelt es sich nun nicht darum, konkrete Phänomene zu 
zahlen, zu wiegen, zu messen und zu vervielfältigen, sondern sich 
der Mathematik mit nicht »zahlenhäaften Quantitäten« (Edge- 
worth) zu bedienen als einer abstrakten Funktion der wirtschaft- 
lichen Bewegung. Die »zahlenhaften Quantitäten« kommen der 
Statistik zu, der angewandten Finanz, der alten politischen Arith- 
metik, aber man bedarf ihrer zur Darlegung der ökonomischen 
Theoreme nicht und noch weniger zur Darstellung des wirtschaft - 
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lichen Gleichgewichts. Zu diesen Zwecken genügt es, abstrakte 
Ouantitäten in Beziehung zu setzen. Wie die Anwendung dieser 
abstrakten Quantitäten in der Geodäsie, in der Physik und 
in der Mechanik Zweigwissenschaften der angewandten Ma- 
thematik bildet, so bildet sie sie auch in dem Studium der 
Oekonormie. Nur in diesem beschränkten Sinne bedient sich die 
Schule von Lausanne der Mathematik *). 

Selbst Marx im »Kapital« verschmäht es nicht, sich einigen 
Formeln der elementaren Mathematik zu nähern °): seine Notizen 
über die Infinitesimalrechnung sind trotz ihrer zahlreichen Irr- 
tümer Zeugnis dafür, daß er entweder sich der mathematischen 
Oekonomie nähern, oder sich eine klare Meinung über die Ver- 
wendbarkeit der Mathematik zu ökonomischen Studien bilden 
wollte. Wie die Widerlegung einer philosophischen These es not- 
wendig mit sich bringt, daß man philosophiert, ebenso muß man 
Mathematik treiben, um kritisch den Gebrauch der Mathematik 
bei ökonomischen Forschungen verwerfen zu können. Sonst 
könnte es dem Kritiker gehen wie jenem Fuchs, der als König 
seinen Untertanen empfahl, den Schwanz abzuschaffen: seine 
Mittiere versicherten sich zunächst, wie es um die Schwanz- 
verhältnisse des Königs stand und verwäarfen höhnend den Rat, 
als sie den Schwanz des Räatgebers gestutzt fanden. 

äinige Autoren halten dafür, daß man die Anwendung der 
Mathematik auf die Oekonomie, ohne auf theoretische Einzel- 
heiten einzugehen, auf Grund allgemeiner philosophischer Leit- 
sätze verwerfen könne. Gerade mit dieser Art von Gegnern hatten 
Walras und seine Schule am meisten zu tun. Man behauptete 
und behauptet noch heute, daB im Gebiet aller Disziplinen, die 
den moralischen und den sozialen Menschen zum Gegenstande 
haben, das Reich der Notwendigkeit aufhöre, um dem des freien 
Willens Platz zu machen 2°). »Das Reich der Notwendigkeit«, 


8, Fur Jevons (Theorie of political economv, r. Kap.) besteht die (ökono- 
mische) Theorie in der Anwendung der Ditterenzialrechnung auf die Begriffe 
des Reichtums, Nutzens, Wertes, Angebots, Nachirage, Kapital, Zinsen, Arbeit 
usw. und alle Begriffe, die zu den täglichen Verrichtungen der Industrie Be- 
ziehung haben. 

») Es ist einleuchtend, daß beim Gebrauch der Mathematik »leicht die 
Schwierigkeiten der bloßen Rechnung sich von den prinzipiellen und doktrinären 
unterscheiden lassen« (Whewell in der mathematischen Darlegung einiger 
volkswirtschaftlichen Lehren 1. Denkschritft.) 

10, Mit diesen Worten charakterisiert Boccardo in der »Applicazione dei me- 
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bemerkt der Philosoph des Marxismus, Friedrich Engels, »ist ein 
Stadium, das vom Sozialismus überwunden werden soll !!), aber 
bis zu dieser Verwirklichung behält die Notwendigkeit ın den öko- 
nomischen Dingen das Szepter und drückt ihnen den Charakter 
von Gesetzen auf, die sich mit eherner Notwendigkeit verwirk- 
lichen«. Unter den reinen Marxisten, also denen, die an der ob- 
jektiven Auffassung der Oekonvmie festhalten, kann dieser Ein- 
spruch keinen Widerhall finden. Die Schule von Walras selbst 
antwortet jenen Kritikern, die die Anwendung der Mathematik 
auf die Oekonomie ablehnen, in ähnlichem Sinne, wenn sie sich 
auf das subjektive Gebiet stellt und sagt: der Mensch ist wohl 
frei, dieses oder jenes zu wollen, oder nicht zu wollen, sich einer 
wirtschaftlichen Handlung zu enthalten oder nicht, aber diesem 
initialen freiwilligen Akt folgt das Reich der notwendigen Ur- 
sache, die sich eben aus der Natur selbst der Nützlichkeit und ihrer 
Beziehung zur Quantität der nützlichen Dinge ergibt. Der öko- 
nomisch Handelnde hat Freiheit, diese oder jene Quantität eines 
gegebenen Gutes zu produzieren, aber sowie er sie einmal auf den 
Markt geworfen hat, ist der Einfluß des von ihm aufgewandten 
Willens außerstande den Preis zu bestimmen, der sich aus dem 
allgemeinen Gleichgewicht des Marktes ergibt. 

Wir halten dafür, daß die Schule von Lausanne zuviel zu- 
gesteht. Das charakteristische Moment des Wirtschaftlichen, das 
zur Abgrenzung seiner Wesenheit genügt, ist die Nützlichkeit: der 
Willen ist dagegen die Aktion, der Antrieb zur wirtschaftlichen Tat, 
aber er charakterisiert das Gebiet der Moral. Die ökonomische Ma- 
thematik maßt sich nicht an, die Abstufungen der Intensität des 
Willens zu messen, denn ein solcher Versuch setzt die Möglichkeit 
einer quantitativen Ethik !?) voraus, oder negiert den Begriff einer 
unbedingten Verpflichtung, was bedeutete, daß keine autonome 
Moral existiert. Hutchinson in seinen Studien über den Ursprung 
unserer Ideen von Schönheit und Tugend nimmt zu algebraischen 


todi quantitativi alle scienze economiche, statistiche e socialie (Seite 8) diese 
prinzipielle Gegnerschaft. 

1) Anti-Dühring, IHH. Abschnitt. 

ti Es wäre ein Irrtum, anzunehmen, daß Spinoza, indem er auf geometrische 
Weise die Ethik behandelt, beabsichtigt habe, die betreftenden Willensakte mebl- 
bar zu machen. Ganz im Gegenteil. Croce fällt auch in den Fehler, zu glauben, 
daß die Quantıfikation in der Oekonomie auch eigentliche Willensakte einbe- 
griffe, und dieser Irrtum führt ihn dahin, die Bedeutung der Oekonomie als Wis- 
senschatt allzusehr zu verringern und zu verkleinern (Etica, Seite 264). 
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Formeln Zuflucht, um die Beweggründe des Geistes darzustellen, 
ohne sich aber Anhang oder Ansehen zu verschaffen. Was die 
Deterministen der positivistischen Schule betrifft, so können sie 
die Nützlichkeit als ein Motiv des Willens, soweit er sich auf wirt- 
schaftlichem Gebiet entfaltet, ansehen, und die ökonomische 
Mathematik bedeutet für sie die Einschätzung der Intensität 
der Motive bei wirtschaftlichen Handlungen. Aber dies steht ım 
Widerspruch zur Auffassung der reinen Oekonomie: für diese 
besteht die wirtschaftliche Handlung im Einschätzen, im Werten; 
und Werten ist nichts anderes als ein Verkörpern der notwendigen 
Manifestation der Nützlichkeit in dem wertenden Geiste des 
Menschen. Die Nützlichkeit ist also nicht ein wirtschaftliches Ziel, 
sondern sie ist das Objekt, die Materie des Wertungsaktes. In- 
dem man diesen Teil der systematischen Idee, die die Grundlage 
der reinen Oekonomie bildet, philosophisch entwickelt, setzt man 
sich daher in Widerspruch zu den Auffassungen des Positivismus; 
hier nähert sich die reine Oekonomie dem Gebiete des Marxismus, 
der den Ausbau und die dialektische Fortführung der klassischen 
Ockonomie darstellt, weil beide zu einer allgemeinen Auffassung 
der Welt und des Lebens führen, die unvereinbar ist mit dem bür- 
gerlichen Positivismus. Man vergesse nicht, daß die reine Oeko- 
nomie in ihren Induktionen und Resultaten eine Vervollkomm- 
nung der klassischen darstellt. Die historische Schule kehrt, in- 
dem sie die Tatsachen des juristischen Bewußtseins gegenüber 
den wirtschaftlichen in erste Linie stellt (woraus sich auch ihr 
nationaler Charakter erklärt), die Auffassung des Verhältnisses, wie 
sie im Marxismus besteht, geradezu um. Die Schule von Lausanne 
dagegen sieht von den juristischen Tatsachen als von Elementen 
historischer und nicht ökonomischer Betrachtung ab und kommt 
so dahin, dem wirtschaftlichen Geschehen den internationalen, 
nämlich räumlich homogenen Charakter zu bewahren, worin sie 
mit dem Marxismus übereinstimmt; aber durch einen weiteren 
Generalisationsprozeß dehnt sie die Gleichartigkeit der wesent- 
lichen ökonomischen Erscheinungen anch zeitlich aus, d. h., sie 
nimmt im Gegensatz zum Marxismus nicht historische, sondern 
nur absolute Wirtschäftsgesetze an. Hieraus würde ein unheil- 
barer Widerspruch zwischen den beiden Auffassungen folgen, 
wenn nicht die reine Oekonomie von den rein hedonistischen Prä- 
missen ihres Homo oeconomicus herabstiege und anerkennte, daß 
der Mensch der verschiedenen geschichtlichen Epochen durch 
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seine Art zu handeln von den Schlüssen der reinen Oekonomie ab- 
weicht. Ob die reine ODekonomie sich wirklich von den geschicht- 
lichen Beiläufigkeiten zu befreien und eine von jedem besonderen 
sozialen Milieu unabhängige Theorie aufzustellen ‚vermag, wer- 
den wir ın der Folge sehen. 


b) Die Entdeckung der Gleichung der 
Seltenheitskurve. 


Die Verlegung des erklärenden Prinzips des Wertes aus einem 
objektiven Kriterium, wie die Produktionskosten, die allgemeinen 
Kosten, die Arbeitskosten usw. in ein subjektives Prinzip, das 
des Nutzens, das gleichsam das Wesen der ökonomischen Dinge 
ist, auf die der Mensch einwirkt, um sie durch Produktion und 
Austausch umzugestalten — das ist die große Umwälzung, die 
die Schule von Lausanne vollbracht hat. Die früheren Studien 
von Gossen und Jennings auf dem Gebiet der Hedonometrie 
(Berechnung des Nützlichkeitsgrades) und die von Jevons auf 
dem Gebiet der Volkswirtschaft waren ohne Widerhall geblieben 
und fanden diesen erst durch unsere Schule, die mit Eifer und 
Vertrauen die Problemstellung der hedonistisch-mathematischen 
Ockonomie vertrat. Die österreichische Schule der Menger, 
Böhm-Bawerk, Sax und ihrer italienischen Vertreter Graziani, 
Ricca-Salerne, De Viti de Marco kann trotz der von Menger in 
Anspruch genommenen Präzedenz in Sachen der Grenznutz- 
werttheorie als eine Uebertragung der mathematischen Theorien 
der Schule von Walras in qualitative Begriffe angesehen werden. 
Sie verläßt das Gebiet der mathematischen Analyse, um sich gra- 
phischer Darstellungen und numerischer Indices zu bedienen, 
bleibt aber im Grunde eine Popularisierung und literarische Er- 
weiterung der Schule von Lausanne, als der eigentlichen Begrün- 
derin der neuen Richtung. 

Walras hat bis zum Mai 1874 in der Leberzeugung gelebt, 
daß er zuerst den mathernatischen Ausdruck für das Prinzip ge- 
funden hätte, nach dem die Nützlichkeit einer Ware mit dem 
Wachsen ihrer Quantität abnimmt, und daß er auf mathemati- 
schem Wege festgestellt hat, daB der Nutzen des letzten konsu- 
mierten Teils den Wert der ganzen Quantität der Ware regelt. 
Am 12. Mai erhielt er nun von W. Stanley Jevons einen Brief aus 
Manchester, in dem es unter anderem hieß: »Schon aus dem Jonr- 
nal des Economistes habe ich von Ihrer bedeutsamen Theorie er- 
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fahren. Das Thema interessiert mich um so mehr, als meine eige- 
nen Studien mich seit mehr als 10 Jahren in derselben Richtung 
geführt haben. Es gereicht mir zur Genugtuung, zu erfahren, daß 
meine Theorie des Anstausches, die zur Zeit ihres Erscheinens 
in England teils totgeschwiegen, teils bestritten wurde, durch 
Ihre Arbeiten Bestätigung findet. Ich weiß nicht, ob Sie meine 
Schriften über diese Frage kennen. Alle wesentlichen Punkte 
meiner mathematischen Theorie standen mir seit dem Jahre 1862 
klar vor Augen, und ich legte sie damals auf dem Kongreß des 
Britischen Verbandes in Cambridge dar, wie Sie aus dem Kongreß- 
bericht ersehen können. Im Jahre 1871 veröffentlichte ich schließ- 
lich bei Mac Millan ein Buch: »Die Theorie der Nationalökonomie«, 
das eine vollständige Darlegung der Theorie unter Zuhilfenahme 
mathematischer Symbole gab.« 

War es schmerzlich für Walras zu erfahren, daß ganz unab- 
hängig ven ihm ein anderer zu derselben Auffassung gekommen 
war, die er sich iiber die wissenschaftliche Grundlage des Tausch- 
wertes gebildet hatte? Wir wissen nicht, ob das menschliche 
Eigentumsgefühl der eigenen Arbeit gegenüber und des Anrechts 
auf die aus ihr quellenden Genugtuungen stärker war als die Liebe 
zur Erkenntnis, für die es ein Grund zum Stolz sein mußte, daB 
ein anderer Forscher zu Walras eigenen Ergebnissen gelangt war. 
Vielleicht hat die Präzedenzfrage für ihn keine solche Bedeutung 
gehabt, daß sie die Freude über die Bestätigung seiner Auffassung 
unterdrückt hätte. Jedenfalls schrieb Walras an Jevons voll Ge- 
nugtuung über die Üebereinstimmung ihrer beiderseitigen Theorien. 

Die Gleichung der Nützlichkeitskurve, deren negative Rich- 
tung gegenüber der Zunahme der Quantität der Güter schon Du- 
puit und Gossen bekannt war, finden wir bei Walras und Jevons 
in wesentlich gleicher Weise entwickelt und analytisch auf den 
Austausch angewandt. Aber schon italienische Oekonomisten 
vor Smith, wie Gahani, Genovesi, Ortes, Briganti usw. hatten 
die Grundlage der Werterscheinungen in der Nützlichkeit ge- 
schen. Vor Walras finden wir schon bei Cournot den Versuch, das 
Gleichgewicht des Marktes in Gleichungen auszudrücken. Seine 
Kurven der Nachfrage mit Preisfunktion waren aber nur ein ob- 
jektiver Ausdruck, losgelöst von jeder wertenden Eigenschaft des 
Menschen. Walras nähert diese Kurve den wertenden Funktio- 
nen des menschlichen Geistes, indem er das wirtschaftliche Pro- 
blem tiefer auffaßt und die Volkswirtschaft der Philosophie nähert. 
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Er leitete die Nachfragekurven der zur Verfügung stehenden Wa- 
ren von den Nützlichkeitskurven oder denen des Bedürfnisses 
ab. Der eigentliche Vorläufer der hedonistisch-mathematischen 
Schule ist der Deutsche Gossen, dessen Werke lange Zeit unbe- 
kannt blieben, und dem Walras in einer ausführlichen Biogra- 
phie gerecht wird. 

Diese Theorie der Nützlichkeit bedeutet in ihrer Anwendung 
auf den Tausch, daß für ein gegebenes Subjekt nach dem Tausch 
eine andere kleine Menge des Gutes dieselbe Lustenpfindung aus- 
löst, wie ihr Preis. Wenn das Subjekt Io Teile eines Gutes kon- 
sumiert hat, so wird sein Wohlsein von dem durch die zehnte 
Gabe verschafften Wohlsein gemessen werden, das gleich dem 
Wuhlsein ist, das ihm der Preis dieser zehnten Gabe zu schaffen 
vermöchte. 

Wenn man diese These prüft, so stellt sich sofort heraus, daß 
sie gleichzeitig ein Irrtum und eine Auslassung enthält. Der Irr- 
tum besteht darin, daß ein Gebrauchswert zu einem Tauschwert 
in Beziehung gesetzt wird: die zehnte Gabe des Gutes mit ihrer im 
Preis ausgedrückten Kaufkraft. Da die Kaufkraft noch nicht in 
der Ware vergegenständlicht ist, zu deren Erwerb der Preis be- 
stimmt wird, so findet die Gegenüberstellung zwischen zwei hete- 
rogenen Dingen statt, zwischen einem tatsächlichen Nutzen und 
dem Symbol eines Nutzens. Dadurch wird der subjektive utili- 
tarısche Charakter der Theorie wesentlich beeinträchtigt. Man 
könnte antworten, daß die hedonistisch-mathematische Schule 
im Tauschwert die Durchgangsform des Nutzwertes sicht. Aber 
dadurch würde die theoretische Lage der These nur noch ver- 
schlechtert, denn es würde das Element der Zeit eingeführt. Die 
Nützlichkeit des letzten kleinen Teils eines Gutes der Nützlich- 
keit seines Preises gegenüberstellen, bedeutet, diese Nützlich- 
keit dem kleinen Rest irgend eines noch nicht bestimmten Gutes 
gegenüberstellen, das man mit dem Preise in einem an- 
deren Moment erwerben kann, als in dem, wo der Aus- 
tausch stattfindet. Die Kategorie des Preises ist daher derartig, 
daß sie eine Verminderung des höchsten Wohlseins des Indi- 
vıduums voraussetzt, weil sie eine bestimmte Sache mit einer 
anderen möglichen und zukünftigen gleichstellt, welche andere 
noch Risiko und Kraftaufwand tordert, und die noch nicht der 
Beurteilung des ökonomischen Subjektes vorliegt. Hier ist der 
Irrtum. Die Auslassung liegt in der Vernachlässigung des ge- 
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schichtlichen Charakters des Preises: der Preis setzt die Ware 
voraus, oder die Verwandlung des Gutes in Ware, setzt also eine 
geschichtlich gegebene Gesellschaft voraus, in der die chrema- 
tistische Erwerbung des Reichtums der Tendenz weicht, Güter 
zu besitzen als soziale Macht, also als die Macht, über die Arbeit 
anderer zu verfügen durch die Befriedigung fremder Bedürf- 
nisse. Der Preis setzt den Markt voraus. Der Markt setzt vor- 
aus, daB der Träger des Wirtschaftslebens seine Tätigkeit nicht 
in der Weise lenke, daß er den Reichtum als Mittel zur Befriedi- 
gung Seiner Bedürfnisse ansieht, sondern vielmehr als Zweck, 
durch den er die Vergrößerung seiner eigenen Macht in der Gesell- 
schaft verwirklicht, was sein Streben nach Besitz ins Grenzen- 
lose gehen Jäßt. 

Will man dagegen unter Preis nicht die Kaufkraft der letzten 
Gaben des verkauften Gutes verstehen, sondern wirklich die 
letzte Gabe der mit ihr gekauften Sache ohne Vermittlung des 
Geldes, dann trifft es durchaus nicht zu, daß bei jedem Austausch 
eine derartige Gleichheit eintritt. Wenn sie einträte, so wäre der 
Begriff des Preises im merkantilen Sinne niemals entstanden, denn 
dann wäre für alle Beteiligten der Austausch durch die Gleichheit 
der Nützlichkeit der letzten Gaben (Grenznutzen oder finale Sel- 
tenheit des Walras) geregelt und es existierte kein einziger und ein- 
förmiger Preis, der allen Austausch auf einem gegebenen Markt 
und zu einer gegebenen Zeit regelt. Man hätte also nicht 
einen gegebenen Sonderpreis für jede Art von Ware, sondern 
einen verschiedenen Preis für jedes Quantum und jede Art 
Ware, der für jeden der Austauschenden wechselte. Ein derar- 
tiger ideeller Markt würde die Existenz eines einheitlichen Maßes 
der Dinge ausschließen und die unbegrenzte Teilbarkeit der Tausch- 
objekte voraussetzen. Ein solcher Markt existiert nicht. Somit 
erkennt die Schule von Lausanne, die mathematisch dargetan 
hat, daß die Preise nicht gleich der Nützlichkeit der letzten aus- 
getauschten Gaben sind, sondern nur die Verhältnisse dieser Nütz- 
lichkeit einander proportional, implicite an, daß der Begriff des 
Preises sich in der besonderen geschichtlichen Gesellschaft bil- 
det, in der eine soziale Kraft besteht, die derart auf die Waren 
wirkt, daß sie auf Grund eines einzigen und allgemeinen Tausch- 
prinzips ausgetauscht werden, welches Prinzip von der subjek- 
tiven Einschätzung der Austauschenden unabhängig ist. Der Fehler 
der Schule liegt also darin, daß sie sich anmaßt, die reine Oekonomie 
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zu konstruieren, indem sie vom Tauschwert ausgeht, der für sie, 
trotzdem sie ihn subjektiv erklärt, der Erzeuger des Begriffes des 
Preises ist, ohne zu verstehen, daß diese Prämisse die rein ge- 
schichtliche Bedingung der Existenz des Marktes einschließt, 
das heißt eines ökonomischen Subjektes, das nicht ausschließ- 
lich hedonistischen Trieben folgt, sondern nach Reichtum ver- 
langt, als dem objektiven Mittel der Herrschaft und sozialen Macht. 

Diesen inneren Schwierigkeiten ihres Vorgehens hat die 
"Schule zu entrinnen geglaubt durch die Erklärung, daß sie sich 
nicht mit der Nützlichkeit in allen ihren Abstufungen beschäf- 
tigt, sondern nur mit deren letzter Stufe. Einige, wie Fisher und 
Pareto, behaupten geradezu, daß das ökonomische Subjekt in 
seiner Vergleichung und Bewertung der Dinge nur von der letzten 
Stufe Bewußtsein hat. Wie kann man aber diese letzte Stufe be- 
stimmen, wenn man nicht die Serie der vorherigen Stufen kennt? 
Kein Subjekt kann den Nutzen, den es aus einer gegebenen Quan- 
tität Ware erzielt, abschätzen, keines kann sagen, daß sie z. B. 
6 wert ist, wenn es ihre Entfernung von Null nicht kennt, also die 
Nützlichkeit von Quantitäten, die das Subjekt nicht besitzt, und 
die vielleicht gar nicht existieren. Viel leichter ist es ihm dagegen, 
den Nützlichkeitsgrad der früher von ihm besessenen Quanti- 
täten zu bestimmen. 

Die Schule von Lausanne begeht den Fehler, erst die Nütz- 
lichkeit zur Grundlage der ganzen ökonomischen Theorie zu ma- 
chen und dann ihre Bedeutung einzuschränken. In gewissem 
Sinne wendet sie sich gegen ihre eigenen Prämissen. Nachdem 
sie sich für hedonistisch erklärt hat, beschränkt sie sich darauf, es 
mit vielen Einschränkungen und Zögern zu sein. Und dies nicht 
aus Besorgnis, in das Gebiet der Psychologie überzugehen, 
— welche Gefahr, wie wir in der Folge sehen werden, nicht vor- 
liegt — sondern um eine Theorie des Tausches zu erzielen, die 
nicht auf eine Kritik des Tausches und seiner das hedonistische 
Maximum für alle wirtschaftlichen Subjekte beeinträchtigenden 
Wirkungen hinausläuft. Eine weitere und vollständigere An- 
wendung der Hedonometrie verwandelt die politische Ockonomie 
in eine Kritik der politischen Oekonomie nach Art von Marx, 
der den vorübergehenden und geschichtlichen Charakter ihrer 
Kategorie ’3) dartat, ohne nach Art der Utopisten Absurdes zu 

3) In ‚lieder Hinsicht war Walras durchaus nicht orthodox, sondern ein aus- 


sesprochener Gegner jeder politischen Oekonomie, die sauf Grund der verschie- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII ı. 4 
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proklamieren und naive Bannflüche zu schleudern. 

I. Die Schule von Lausanne will beweisen, daß die Gleichung 
des Tausches zweier Waren auch die Bedingung der höch- 
sten Befriedigungder beiden Austaüschenden darstellt. 
Das ist richtig, aber nur unter gewissen Bedingungen, daß näm- 
lich jeder der Austauschenden den höchsten Preis vom anderen 
erzielt. Die Befriedigung ist relativ maximal und verteilt die 
Waren zwischen den beiden Austauschenden nach einem Streit 


um den Preis. Nur wenn man die beiden Austauschenden als’ 


gleich stark voraussetzt, entrinnen beide der Gefahr, geschädigt 
zu werden. Das heißt, daB nur außerwirtschaftliche Bedingungen 
dieses relative Maximum sichern. 

II. Die eben behandelte Annahme setzt die Möglichkeit vor- 
aus, Gleichungen zwischen den Empfindungen verschiedener 
ökonomischer Subjekte aufzustellen. In Wirklichkeit aber kann 
es geschehen und geschieht es, daß die höchste Befriedigung des 
einen von der des anderen abweicht, oder daß für den einen 
der höchste Preis, den er zu zahlen gewillt ist, 10 sei, während für 
den anderen der geringste, mit dem er sich zufrieden geben würde, 
5 sein könnte, denn Hinz vergleicht die Nützlichkeitsgrade der 
Waren, die er verkauft, mit denen der Ware, die er erwirbt, beides 
in Beziehung auf sich selbst, während Kunz seinerseits die Nütz- 
lichkeit auch nur für sich selbst erwägt. Da alle zwischen 5 und 
10 liegenden Preise den Kontrahenten konvenieren und von ihnen 
angenommen werden, so »entscheiden nur antiökonomische Fak- 
toren über den gezahlten Preis«1?). Daraus geht hervor, daß der 
Preis, also das Ergebnis des Tausches, nicht feststehend ist. Und 
in der Tat ist der Preis objektiv in einer Gleichung zwischen zwei 
Dingen gegeben, während subjektiv jeder der beiden Tauschen- 
den zwei getrennte Gleichungen zwischen der gegebenen und 
der empfangenen Nützlichkeit vor sich hat. 

Ill. Da der Preis in hedonistischer Hinsicht unbestimmt ist, 
so sucht ihn die Walrassche Oekonomie aus dem Spiel von An- 
gebot und Nachfrage zu gewinnen. Bestimmt wird er durch den 
Mechanismus der freien Konkurrenz, also durch das Wirken außer- 
persönlicher und allgemeiner Kräfte. Dann besteht aber der 


densten oft widerspruchsvollen, oft fehlerhaften Gedankengänge uns das heutige 
soziale Regime als das Nec plus ultra darstellen wollen, das der Menschheit bis 
in alle Ewigkeit genügen solle (Walras, Autobiografia im »Giornale degli 
Economisti«, II. Serie, Bd. 37). 

14) Pantaleoni, Principi di Kcononmna pura, II. Teil. 
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Hedonismus der neuen Schule nicht mehr, wie man nach der 
Prämisse des hedonistischen Prinzips der Nützlichkeit erwarten 
mußte, in der Gewinnung der wirtschaftlichen Theoreme aus diesem 
Prinzip, sondern in der Gegenüberstellung von Preisen zur Nütz- 
lichkeit, unter Feststellung der hierbei entstehenden Verhältnisse. 
Und hierin liegt eben das Zugeständnis, daß der Begriff des Prei- 
ses eine gegebene geschichtliche Phase voraussetzt, eben denTausch- 
markt, der eine der möglichen Weisen darstellt, auf die der Pro- 
duzent seine Werte umsetzt, aber nicht die einzige und nicht die 
zweckmäßigste. Sagt man, daß der Preis nicht hedonistisch fest- 
zustellen ist, so erkennt man damit an, daß die Eigenschaft des 
Austauschenden nicht die hedonistische Eigenschaft der öko- 
nomischen Subjekte ist. Es handelt sich nicht mehr um den 
homo oeconomicus, sondern um eine seiner Unterarten, den Men- 
schen der merkantilen Aera. 

IV. Die ganze reine Oekonomie wird von Walras definiert 
als die Bestimmung der Preise der Dinge und der Dienstleistungen 
im Regime der freien Konkurrenz. Also löst die Schule von Lau- 
sanne ihr Versprechen nicht ein, eine Theorie zu formulieren, 
die von den juristischen Verhältnissen absieht, denn sie setzt vor- 
aus: a) den privaten Besitz, b) die merkantile Form des Besitzes. 
Das tut der wissenschaftlichen Bedeutung dieser Auffassung 
keinen Abbruch. Sie bringt uns einer wirklich reinen Oekonomie 
nahe, als einer solchen, die auf induktivem Wege aus dem hedo- 
nistischen Prinzip des ökonomischen Verhaltens gewonnen wird, 
und die uns als terminus comparationis der heutigen geschicht- 
lichen Oekonomie dient. 

c)Oekonomisches Gleichgewicht. 


Die größte Bedeutung der Schule von Lausanne liegt in der 
Formulierung der mathematischen Beziehungen, die die öko- 
nomischen Erscheinungen mit einander verbinden, oder ihrer 
Verhältnisse unter einander. Die kausale Auffassung der Erschei- 
nungen wird beiseite geschoben. Man spricht nicht mehr von den 
Kosten als Ursache des Wertes, sondern von ihrer gegenseitigen 
Abhängigkeit; man sagt nicht mehr, daß der Profit den Lohn re- 
gelt oder der Lohn den Profit, sondern betrachtet ihr gegenseitiges 
Verhältnis 5). Ebenso wie die Mechanik studiert die Oekonomie 


t3) Dies ist die wesentliche logische Bedingung, damit die Infinitesimalrech- 
4* 
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die Variationen des Phänomens a als korrelative Variationen in 
den gleichzeitigen Phänomenen b, c usw. Durch diese charakteri- 
stische Methode trennt die Oekonomie ihr Forschungsgebiet von 
dem der Moralwissenschaften: sie gewinnt so ihre eigene Auto- 
nomie., Der Willen des Menschen kann auf die Lust gerichtet sein, 
aber auch auf den Schmerz, wenn dieser ein Mittel der Pflicht- 
erfüllung ist. Die Ethik lehrt, daß der Willen Opfer, Selbstver- 
leugnung, Martyrium anstrebt, wenn es die Tugend fordert. 
Indem sie als ökonomische Handlungen nur die betrachtet, die 
von einem Streben nach Befriedigung geleitet sind, oder bei 
denen es sich darum handelt, einen schmerzlichen Kraftauf- 
wand zu ınachen, um größere Lust zu erzielen, schließt die Oeko- 
nomie den moralischen Willen aus ihren Forschungen aus und be- 
trachtet nur jenes Aktionsgebiet, das von der Nützlichkeit gere- 
gelt wird. So kann von einem Gleichgewicht der hedonistischen 
Kräfte und den entsprechenden Mengen von Gütern die Rede sein; 
der freie Willen wird von den Oekonomisten dieser Schule nicht 
geleugnet, aber er fällt außerhalb ihres Studienbereichs. Der 
homo oeconomicus ist hier keineswegs eine willkürliche Ver- 
stümmelung des realen Menschen, sondern er ist der reale Mensch 
selbst, soweit er produziert, Waren tauscht und konsumiert 6), 
soweit er also Handlungen vollbringt, die ihrem Wesen nach he- 
donistisch sind. 

Die Hedonisten der Schule von Lausanne sind darum nicht 
als Anhänger der platten utilitaristischen Theorien der Bentham 
und Genossen zu betrachten. Dieser schreibt: »Die Natur hat 
das menschliche Geschlecht unter die Herrschaft zweier strengen 
Herren gestellt: des Schmerzes und der Lust. Nur diesen beiden 
liegt es ob, uns zu zeigen, was wir tun sollen und das zu bestim- 
men, was wir tun werden. Sowohl die Normen von gut und böse 
als die Kette von Ursache und Wirkung werden an ihrem Thron 
geschmiedet 1).« 

Die Schule von Lausanne ist weit entfernt, in der Lust das 
einzige Motiv der menschlichen Handlungen zu sehen, sondern 





nung, die gerade die Variationen betrachtet, die der Wert einer gegebenen Menge 
(Funktion) im Verhältnis zu den Variationen einer anderen erleidet, auf die Oeko- 
nomie angewendet werden könne. 

16) Nicht alle Anhänger der Schule halten an dieser Auffassung des Homo 
oeconomicus fest; einige, wie Pareto, sehen in ihm eine Abstraktion des realen 
Menschen, einen »homo hypotheticuse. 

17) An Introduction to the principles of moral and legislation Bd. I, Seite I. 
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sieht es nur für jene Handlungen, die der Befriedigung der Be- 
dürfnisse dienen 18). Walras betrachtet, wie wir schon gesagt ha- 
ben, das Kriterium der Gerechtigkeit und der Billigkeit als den 
Ausfluß der ursprünglichen sozialen Organisation: sobald diese 
gegeben ist, wird das hedonistische Prinzip die wirtschaftlichen 
Wirkungen dieser Organisation zum Ausdruck bringen. 

In bezug auf diesen Punkt ist ein Irrtum aufzuklären. Man 
hat behauptet, daß die hedonistische Oekonomie das Phänomen 
des Konsums über das der Produktion stellt, eben weil sie den 
Reichtum nach der Nützlichkeit bewertet, die er im Konsum bie- 
tet und nicht nach dem Kraftaufwand, den seine Produktion 
darstellt. Auf diese Weise befände sich die Schule von Lausanne 
in theoretischem Widerstreit zum Marxismus, der die Produktion 
als Grundlage aller ökonomischen Erscheinungen ansieht. Ab- 
gesehen vom subjektiven Charakter der Werttheorie der Walras- 
schen Schule und abgesehen von der feststehenden Tatsache, daß 
eine solche Auffassung die objektive Stellung der Werttheorie 
nicht ausschließt, ist es durchaus nicht richtig, daß sie alle wirt- 
schaftlichen Erscheinungen vom Konsum abhängen läßt, weil sie 
den Nutzen zum Gegenstand aller Wertschätzung macht. Man 
schätzt nämlich die Ware nicht in bezug auf den Konsum, denn 
eine Sache wird erst konsumiert, nachdem sie geschätzt, nämlich 
gekauft wurde, und der Akt der Einschätzung verwirklicht sich 
nıcht nur auf dem Markt, sondern auch in der Produktions- 
sphäre selbst, denn nur eine beständige Vergleichung der Nütz- 
lichkeit mit dem Kraftaufwand kann bestimmen, ob und bis zu 
welchem Pankte der ökonomische Mensch die Dinge für sich und 
für den Austausch herstellen wird. 

Anscheinend verläßt die Schule von Lausanne ganz und gar 
die Wege der ökonomischen Forschung. Indem sie das Phänomen 
des Werts als eine subjektive Erscheinung des Menschen ansieht, 
scheint sie das rein ökonomische Gebiet zu verlassen, wie es von der 





1$) Viele Schwierigkeiten der Wissenschaft hängen von der Mangelhatftigkeit 
desgmenschlichen Ausdrucks ab. der wirklich ungeeignet ist, eine individuelle 
Auffassung genau wiederzugeben, ohne ihr äußerliche und analogistische Bedeu- 
tungen anzuhängen. So kann man schr wohl sagen, daß Christus in Golgatha 
endete, aus dem »Bedürfnise, seine Sendung der ganzen Welt zu bekrättigen. 
In diesem Falle aber ist das Wort »Bedürfnis« in dem wirklichen, genau entgegen- 
gesetzten Sinne gebraucht, weil das Bedürfnis eines Opfers in Wirklichkeit das 
Opfer cder eigenen Bedürfnisse ist. Aber so lange wir nicht weniger mechanische 
Ausdrucksformen haben, müssen wir mit diesem Schein und Doppelsinn arbeiten. 
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klassiscl en und von der marxistischen Oekonomie umgrenzt wurde, 
um sich auf das der eigentlichen Psychologie zu begeben. Aber es 
läßt sich mit kurzen Worten dartun, daß ganz im Gegenteil die he- 
donistische Oekonomie gar nichts mit der wirtschaftlichen Psycho- 
logie zu tun hat, die, nebenbei gesagt, nicht bedeutungslos ist und 
uns Arbeiten von viel höherem Werte geben kann, als z. B. Tarde 
annimmt. Zur ökonomischen Psychologie gehören z. B. die Beschrei- 
bungen der Motive, der Sorgen, Schlauheiten und Schliche, die 
Käufer und Verkäufer bei den einzelnen Austauschakten empfin- 
den und anwenden. Aber wie jede andere Wissenschaft betrach- 
tet die hedonistisch-mathematische Oekonomie nicht diesen oder 
jenen Austausch, sondern den Austausch als Schema ih- 
rer theoretischen Betrachtungen; sie geht nicht von dem empi- 
rischen Rohmaterial aus, sondern von dem für die Forschung 
schon vorgerichteten. Wie die Statistik nicht vom Studium der 
Eheschließungen und der Todesfälle ausgeht, sondern diese erst 
schematisch reduziert, um dann ihre Gesetzmäßigkeit zu erken- 
nen, so wird der Oekonomist der neuen Schule die Tatsachen der 
wertenden Tätigkeit an der Grenze der Tendenz studieren, in- 
dem sie voraussetzt, daß die Bedingungen dieser Tätigkeit völlig 
bekannt seien und indem sie eine Zeiteinheit aufstellt (das Wirt- 
: schaftsjahr), in der die Erscheinungen eintreten. Das Subjektive 
der Schule von Lausanne liegt nicht in der Psyche der einzelnen 
Austauschenden, in den Augenblicken der konkreten Aeußerung, 
sondern in dem schätzenden Geist des Durchschnittsmenschen in 
Durchschnittsperioden. Nehmen wir die Getreideproduktion. 
Gleich nach der Ernte wird man einen gegebenen Stock von Ge- 
treide haben. Da nun der Preis von dem Grad der Grenznütz- 
lichkeit abhängt und dieser Grad abnimmt mit dem Wachsen der 
Ware, so folgt, daB in dem Maße, wie der Getreidevorrat sich er- 
schöpft, der Preis höher werden sollte, bis er in der Periode vor 
der neuen Ernte, in welcher die disponible Menge um den ganzen 
Jahreskonsum vermindert ist, sein Maximum erreicht. In Wirk- 
lichkeit bieten die Getreideproduzenten nicht alles existierende 
Getreide zum Verkauf an, sondern versehen den Markt von Tag 
zu Tag, oder genauer gesagt, sie versehen ihn in der Weise, daß 
der Preis für das ganze Jahr ziemlich konstant bleibt, sodaß der 
Preis, obwohl er schließlich vom Quantum der Ernte abhängt, 
doch nicht in jedem Moment von der in den Kornhäusern lagern- 
den Menge bestimmt wird, sondern von der totalen Quantität 
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im Verhältnis zur Zeiteinheit, dem Wirtschaftsjahre. Die Er- 
forschung des Getreideangebotes auf dem Markte ist ein Problem 
der ökonomischen Psychologie, aber darum ist der Preis selbst 
doch nicht eine psychologische Erscheinung, sondern eine so- 
ziale und überpersönliche, auch nach den Auffassungen der he- 
donistischen Schule. Der freie Wettbewerb wird von dieser ge- 
radezu als die Lage definiert, in der die Menschen allein keinen 
Einfluß auf die Preisbildung haben. Daher ist es eine ungerecht- 
fertigte Kritik, die unserer Schule vorwirft, die Psychologie in 
das Gebiet der ökonomischen Forschungen eingeschmuggelt zu 
haben. Allein die Auffassung der reinen Oekonomie als Gleich- ` 
gewicht hedonistischer Kräfte sollte diesen plumpen Irrtum aus- 
schließen. Daß der Preis oder die Grundlage des Austausches 
(eine physische, quantitative Tatsache), die er ausdrückt, eine 
Tatsache ist, die sich nicht mit der bloßen Nützlichkeitserwägung 
deckt, wird dadurch bewiesen, daß der Oekonomist der neuen 
Schule diese Grundlage des Austausches !?) als gegeben ansieht, 
oder sie aus dem blinden Mechanismus von Angebot und Nach- 
frage ableitet bis zu ihrem Gleichgewicht ®). Ein Preis, sagen 
wir 10 Lire, wird vorgeschlagen. Wenn ihm eine größere Quan- 
tıtät angebotener Ware entspricht, als gefordert wird, so finden 
die Verkäufer nicht ihre angemessene Entschädigung; dann bie- 
ten die, die zu gLire verkaufen können, zu diesem Preise an, das 





») So sagt Jevons, »nehmen wir an, daß die Grundlage des Austausches 
1o Pfund Weizen sei für r Pfund Rindtleisch. Wenn in diesem Falle für die 
Schicht von Händlern, die den Weizen besitzt, To Pfund von diesem weniger nütz- 
lich sind als ı Pfund Rindfleisch, so wird sie wünschen, den Austausch weiter 
auszudehnen.« Ebenso für die Schicht, die die Rinder besitzt. »Der Austausch 
wird sich so fortsetzen, bis sowohl die eine als die andere Seite den höchsten mög- 
lichen Vorteil erzielt habene (vgl. Kap. 4 S. 216). Es ist klar, daß der Grund des 
Austausches mit Ausnahme der letzten ausgetauschten Mengen außerhalb der 
subjektiven Wertung des Menschen liegt, sodaß dieser in der Abweichung zwi- 
schen dem objektiven Faktum des Austauschgrundes und seiner eigenen günsti- 
geren Wertschätzung (dem subjektiven Faktum) das Motiv des Austausches 
tindet. Scheint dies nicht die Demonstration des Marxistischen Grundsatzes, 
nach dem in der merkantilistischen Gesellschaft das Produkt den Produzenten 
beherrscht? Dieser wird von Marx nicht hinlänglich klargestellt. Wenn er ihm 
eine direktere und erschöptendere Demonstration hätte geben wollen, würde er 
vielleicht dieselbe Methode gewählt haben, wie die Hedonisten. Wenn nämlich 
der Produzent sein Produkt beherrschte, so würde der Grund des Austausches 
schrittweise mit den Wertungen der verschiedenen Mengen der gegebenen und 
emptangenen Ware variieren, was den Markt aufheben und den geschichtl- 
chen Charakter der Ware, den heute jedes Gut hat, beseitigen würde. 

%) Dies ist der bekannte Mechanismus der Hausse und Baisse, der in der 
Börsenspekulation seine Orgien feiert. 
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heißt, sie bewirken eine Baisse. Zu diesem neuen Preise vermindert 
sich das Angebot usw. bis zu dem Punkte, in dem alle Verkäufer 
ihre angemessene Entschädigung finden. Analog steht es, wenn 
die Käufer die gewünschte Ware nicht zum Preis von Io Lire 
finden. Sie werden dann II Lire bieten oder die Preiserhöhung 
bewirken, indem sie den Rücktritt derer, die zu Io Lire kaufen 
wollten, bewirken und so die Nachfrage vermindern. Der defi- 
nitive Preis ist somit der, der Angebot und Nachfrage ins Gleich- 
gewicht bringt, nur daß diese Bewegung ven Angebot und Nach- 
frage sich nach dem Preise richtet und nicht nach der subjek- 
tiven Einschätzung der wirtschaftlichen Subjekte. Das Problem 
des Warenverkaufs deckt sich daher nicht, wie Menger mit seinen 
Tabellen beweisen will, mit dem der Verteilung der Ware unter 
allen Mitgliedern der Gesellschaft. Und dies, weil der Oekono- 
mist nicht von der Gesellschaft der Dinge ausgeht, sondern von 
der Quantität des Gutes für die Menschen, die ihre Nachfrage 
mit dem Preis des Gutes vergleichen, nicht aber direkt mit dem 
 Nützlichkeitsgrade der Ware. In anderen Worten ist in der mer- 
kantilistischen Gesellschaft der objektive Preis das Bestimmende, 
und daher setzt sich der Wert zu den Kosten in Geldwert ins 
Gleichgewicht und nicht zur hedonistischen Nützlichkeit der Dinge, 
also nicht zu ihren Kosten an Nützlichkeit. Der Preis ist eine 
geschichtlich bedingte Art, die Ware unter den Gesellschafts- 
mitgliedern auf dem Markte zu verteilen, aber er ist nicht die 
einzig mögliche Art. Es gibt auch eine absolut hedonistische 
Art der Verteilung, eben die, die sich unter den Bedingungen des 
Theorems von Gossen verwirklicht, und bei der die Waren in 
jener Quantität hervorgebracht werden, die notwendig und aus- 
reichend ist, damit alle ökonomischen Subjekte einen solchen 
Teil der Ware haben, daß der Grenznutzen dieser für alle Betei- 
ligten gleich sei. Wenn aber der Markt besteht und die Ungleich- 
heit des Eigentums, die er voraussetzt, so erfährt dieses Theorem 
Einschränkungen in dem Sinne, daß jede Ware einen von dem der 
anderen verschiedenen Grenznutzen haben wird, der für alle 
Käufer ein und derselben Ware der gleiche ist. Das Theorem von 
Gossen über die merkantile Oekonomie bezieht sich auf die Kauf- 
mittel, also auf das Einkommen in Geld. Das ökonomische Sub- 
jekt verteilt sein Einkommen in der Weise, daß alle Teile, die 
zum Erwerb der verschiedenen Waren verwendet werden, den- 
selben Grenznutzen aufweisen; da nun die Nützlichkeit des Geldes 
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selbst sinkt, wird das Subjekt eine größere Menge für die schwerer 
zu erwerbenden, also die selteneren, Dinge aufwenden. Und dies 
immer unter der Voraussetzung, daß die subjektive Nützlichkeit 
eine abnehmende Funktion der objektiven Quantität des Gu- 
tes ist. 

Schon Edgeworth hatte beobachtet, daB die Konkurrenz, und 
somit der Markt, eines der Mittel ist, wenn auch nicht das einzige, 
um die Gleichungen des allgemeinen wirtschaftlichen Gleichge- 
wichts aufzustellen. Wir werden noch in der Folge zeigen, daß 
das wirtschaftliche Gleichgewicht im hedonistischen Sinne ein 
Problem der Verteilung der Güter ist, nicht eines ihres 
Kaufes und Verkaufes. 

Die Schule von Lausanne nimmt an, daß beim Ueberwiegen 
des Preises ọ sich die Verkäufer zurückziehen, die Io forderten. 
Sie spricht also von Preisen als Indices abstrakter und symboli- 
scher Werte. In der Tat ist es klar, daß die Besitzer einer gegebe- 
nen Ware, die sie für Io verkaufen wollten, bei dem Ueberwiegen 
des Preises 9 ihre Ware nur loswerden können, wenn sie mit Ver- 
lust verkaufen und eine Krise erzeugen. Um also den genauen 
theoretischen Wert dieses Gesetzes von Angebot und Nachfrage 
zu verstehen, muß man den konkreten Markt aus dem Auge lassen, 
muß unterscheiden zwischen ideellem und effektivem Angebot, 
unter welch letztem Begriff die Waren verstanden werden, die 
wirklich um einen gegebenen Preis zu Markte gebracht werden. 
Wenn man also alle angebotene Ware schon als realisiert ansieht, 
so würde das Gleichgewicht des Marktes sich nur dann verwirk- 
lichen, wenn sich ein Teil des ökonomischen Lebens, der nicht der 
Markt ist, sondern die Produktion, die Rente usw. in gestörtem 
Gleichgewicht befände. Es handelt sich also un ideelles An- 
gebot, das noch nicht durch die Produktion realisiert ist. Dieser 
Umstand schließt de Wahlfreiheit des Verkäufers, zu 
einem gegebenen Preise zu verkaufen oder nicht zu verkaufen, 
ein, und schließt weiter die Wahlfreiheit des Produzenten ein, 
sich einem anderen Industriezweig zuzuwenden. Um also ein 
reales Gleichgewicht des Marktes zu haben, ist es nötig, im vor- 


aus den Preis festzustellen, zu dem Angebot und Nachfrage ein- ' 


ander die Wagschale halten. Hieraus geht hervor, daß es durchaus 
nicht richtig ist, daß der Markt als solcher denotwendigen 
und hinreichenden Bedingungen aufweist, 
um den Gleichgewichtspreis zu realisie- 


_— 
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ren. Daß dieses Gleichgewicht nur eintritt, wenn die Produk- 
tion schon in der Weise geregelt ist, daß die produzierte Waren- 

menge genau der Nachfrage entspricht. Das regulierende Prin- 
zip der merkantilistischen Gesellschaft ist nicht der Marktwert, 
sondern der Produktionswert. Nur daß die Probleme der Produk- 
tion in der Form der Kosten zum Ausdruck kommen, weil 
produzieren arbeiten heißt und Arbeit einen mehr oder weniger 
peinlichen Kraftaufwand einschließt. Die Oekonomie als die 
Lehre der ökonomischen Tätigkeit, und nicht die von den Pro- 
dukten dieser Tätigkeit, ist ebensowenig Mechanik der Lust als 
eine solche des Schmerzes. »Alle ökonomischen Theoreme kön- 
nen sowohl vom Standpunkt der Nützlichkeit als von dem der 
Kosten diskutiert werden«. Aber Pareto hebt hervor: a) daß die 
Kurve der Preise nicht die der Nützlichkeit ist, wie wir schon dar- 
gelegt haben ?!), b) daß die Nützlichkeit, wenn man sie durch die 
Kosten messen will, nicht in subjektiven Kosten ausgedrückt 
werden kann, sondern nur in Kosten als unveränderlichem Geld- 
wert ??2). Was bedeutet aber dies anders, als daB die reine Oeko- 
nomie in der heute herrschenden Schule ein Zweig der allgemeinen 
reinen Oekonomie ist, nämlich ihre Anwendung auf eine besondere 
geschichtliche Oekonomie, die Kategorien wie die des Preises, 
der Kosten in Geld usw. aufweist, die Qualifikationen und Be- 
schränkungen der freien Entfaltung des hedonistischen Postulats 
voraussetzen? Was bedeutet es anders, als implicite das zugeben, 
was man ausschließen wollte, nämlich die geschichtliche Bedingt- 
heit einer besonderen Produktionsform? Die reine Oekonomie, die 
vom Tauschwert ausgeht, hat den Widerspruch der Oekonomie 
Prudhons zwischen Verbrauch und Austausch in sich. 

I. Sie setzt die Nützlichkeit — einen psychischen Zustand — 
in Funktion zur phvsischen Quantität der Ware. Wenn sie die 
Nützlichkeit nicht zu einer Quantität der Dinge in Beziehung 
setzte, sondern zu einer anderen, psvchischen Tatsache, der Em- 
pfindung der zur Produktion erfurderten Zeitdauer, oder zum 
Quantum des schmerzlichen Kraftaufwandes usw., so würde sie 
aufhören, eine Mechanik der hedonistischen Kräfte zu sein und 
sich dem Studium jener Formen der Aktivität zuwenden, die 


-— 


21) Pareto, Cours I, Seite 37: »c’est en effet une des plus grandes erreurs dans 
lesquelles on puisse tomber, et qui, si l’on n'y fait attention, peut vicier tout 
raisonnement en économie politique«. 

2) Pareto, ibidem I, Seite 48. 
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das ökonomische Verhalten bilden. Sie würde so ein Zweig der 
Philosophie der Praxis werden. Aber dadurch würde sie natür- 
lich aufhören, von den juristischen und moralischen Bedingungen 
abzusehen, unter denen diese Quantitäten von Gütern bestimmt 
werden, und auch die Art der Verteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums in ihren Studienbereich ziehen. Die mathematischen 
Quantitäten sind homogen, man kann nicht Pferde, Rüben, 
Protokollpapier und französische Galanteriewaren addieren; so 
finden wir auch den Raum und die Zeit in Funktion, aber beide 
in geometrischem Sinne. Die Zeit für die Mechanik ist nicht das- 
selbe wie für die Psychologie: es ist die Ausdehnung der Zeit ?3), 
nicht die Zeit selbst, die die Sensation der Dauer hervorbringt, wie 
Bergson dartut. Jede Art von Mathematik reduziert die Ele- 
mente, mit denen sie arbeitet, auf geometrische Begriffe. Wenn 
also die hedonistische Oekonomie die Nützlichkeit in Beziehung 
setzt zu Quantitäten von Dingen, so »geometrisiert« sie, um mit 
Bergson zu reden, sie macht also aus der Nützlichkeit nicht ein 
psvchisches Gefühl, sondern etwas den physischen Quantitäten 
analoges. Dazu wird sie gezwungen, weil sie sich der merkantili- 
stischen Oekonomie zuwendet, die ihrer Natur nach objektiv ist *®). 
II. Dieses ihr Vorgehen ist aber nicht von dem der Natur- 
wissenschaften unterschieden 3) und auch nicht von dem der 
Mathematik. Diese verarbeiten die Natur und ihre quantitativen 
Erscheinungen in Schemata, in Systeme, die den Menschen für 
ihre praktischen Zwecke nötig sind. Sowohl der Pragmatismus 
als der Idealismus erkennen den praktischen Charakter der Na- 
turwissenschaften an. Von den Hypothesen werden die gewählt, 
die das Verständnis und die Beherrschung der Natur durch den 
Menschen am besten fördern. Die reine Ockonomie hat eine ana- 
logistische Methode. Sie arbeitet ihre Schemata aus, d. h. sie 
falscht die Wirklichkeit °*), wie dies die Näaturwissenschäaften 
tun, zu dem praktischen Zweck, die geschichtliche Wirklichkeit 
der merkantilistischen Welt zu verstehen und zu theoretisieren. 
In dieser Hinsicht ist ihre Methode in derselben Weise berechtigt, 








5) Bergson, L'évolution créatrice Seite 21. 

34) Die Gründe hierfür hat Marx im 2. Kapitel des ersten Bandes des Kapi- 
tals aussinandergesetzt. 

35) In disem Sinne ist es nicht ohne Bedeutung, daß die Veröffentlichung 
der verschiedenen Werke von Walras von der Société Vaudoise des sciences natu- 
relles vorgenommen wurde. 

29) Vgl, Croce, Lineamenti d'una logica come scienza del concetto puro. 
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wie die der Naturwissenschaften gegenüber der Philosophie. 

Ill. Gelingt es der Schule von Lausanne, auf diese Weise die 
Handlungen des reinen homo oeconomicus zu studieren, ohne 
seiner geschichtlichen und seiner Klassenstellung Rechnung zu 
tragen? Die Schule erhebt Anspruch darauf, dies vollbracht zu 
haben, aber sie täuscht sich selbst. | 

Kehren wir zum Beispiel des Gleichgewichts von Nachfrage 
und Angebot mit Hinblick auf den zu bestimmenden Preis zu- 
rück. Die Verkäufer spekulieren auf Hausse, weil das Angebot 
hinter der Nachfrage zurückblieb. Diejenigen, die gern zum 
Preise ro verkauft haben würden, verkaufen noch lieber zum 
Preise r1. Dasselbe gilt für die weiteren Preissteigerungen. Be- 
trachten wir also die Skala der Verkäufer, so ist es im Interesse 
der Produzenten mit niedrigen Preisen, die anderen Produzenten 
zur Preiserhöhung zu bringen, um aus der Differenz Vorteil zu 
ziehen. Es gibt also eine Kurve der Preise, die nicht mit der der 
Nützlichkeit zusammenfällt. Hieraus ergeben sich Folgerungen 
von Bedeutung. Die Serie der Verkäufer zum Preise Io ist froh, 
den Preis r1 überwiegen zu sehen, weil sie einen Ueberschuß ein- 
bringt, einen Mehrwert von I. Aber was bedeutet dieses Ergebnis 
des Marktes gegenüber der Hedonometrie? Die ersten Verkäufer 
haben sich mit Io begnügt, weil der Grad des Grenznutzens 
ihrer Ware Io war und nicht 11: d. h., daß die höchste Befriedigung 
für sie in Punkt ıo lag. Wenn der Preis 11 das Uebergewicht er- 
langt, läuft es ihrem Hedonismus zuwider, ıı anstatt Io Quan- 
titäten zu verlieren, weil der ÜVeberschuß nicht in ihren unmittel- 
baren Bedürfnissen realisiert werden würde, da kein Maximum 
ein höheres Maximum zuläßt 2°). Im hedonistischen Sinne ana- 
Ivsiert, realisiert der Preis II keinen Ueberschuß, sondern einen 
Verlust, weil das Maxımum der Nützlichkeit von jener Quan- 
tität bezeichnet wird, über die hinaus sich Verlust und nicht Ge- 
winn von Nutzen einstellt. Um also in dem Preis 11 einen Gewinn 
für die Verkäufer des Preises IO zu sehen, anstatt eines Verlustes 
von I, muß man den subjektiven, eigentlich hedonistischen, 
Boden verlassen, um die Aufmerksamkeit dem Gewinn in Geld 
zuzuwenden, also dem Gewinn an sozialer Macht — welche so- 


2) Bekanntlich ist in der Geometrie der höchste Punkt einer Kurve derje- 
nige, demgegenüber jeder andere Punkt eine geringere Ordinate hat. Wohl 
kann eine Kurve mehrere höchste Punkte haben, aber von diesen kann keiner 
höher sein als der andere höchste. 
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zale Macht darauf hinausläuft, nicht nur die eigenen Bedürf- 
nisse befriedigen zu können, sondern auch die anderer Menschen, 
über die man ein Verfügungsrecht erlangen will 2). In dieser 
Erwägung ist die geschichtliche Grundlage und Natur der per- 
sönlichen Dienstleistungen getroffen, wie wir das in der Folge 
auseinandersetzen werden. So steckt von Zert zu Zeit das Kro- 
kodil des Merkantilismus seinen Kopf hervor. Die Abweichungen 
zwischen der Nützlichkeitskurve und der Kurve der Preise schlie- 
Ben die Voraussetzung einer geschichtlichen Oekonomie ein, in 
der nicht die größtmögliche Befriedigung der Bedürfnisse 
die alle ökonomischen Theoreme überragende Prämisse ist, son- 
dern die Erlangung der größtmöglichen Summe von materiellem 
Reichtum. Die Bedeutung dieser Tendenz erschließt sich einem 
erst aus der Existenz sozialer Schichten und der Ueberlegenheit 
eines Menschen über den anderen. Deshalb schaltet die Oekono- 
mie von Walras die Klassen nicht aus, sondern sieht von ihnen 
nur zum Zweck leichterer Analyse ab ®). Sie stellt durch diese 
Abstraktion ein ideales Experiment dar, aber sie leugnet ıhre 
Existenz nicht, sondern hebt sie in gewissem Sinne hervor. 
Darum reicht das Gebiet der reinen Oekonomie nicht in das der 
Marxistischen Oekonomie hinein, die aus den Klassen und ihren 
Funktionen in der Gesellschaft die Mechanik der Oekonomie zu 
erschließen strebt. 


dDie Klassifizierung der Güter nach Walras. 


Es bleibt uns noch übrig, die Art nach der die Schule von 
Lausanne die den sozialen Reichtum bildenden Güter einteilt, 
einer kritischen Durchsicht zu unterwerfen und die Einschränkung 
zu beleuchten, mit der diese Schule die Konkurrenz betrachtet. 

Wir haben den geschichtlichen Charakter der Kategorie des 
Preises dargetan und seine ursprüngliche Unbestimmtheit vom 
rein hedonistischen ‚Standpunkte aus. Nun will die Walrassche 





— _ 


3) [m die Tragweite dieser Erwägung zu verstehen, muß der Leser sich 
vergegenwärtigen, daß es sich nicht um diesen oder jenen Austauschakt handelt, 
sondern um den gesamten Austausch aller besessenen Waren. 

2?) Auch der reinste Theoretiker der kapitalistischen Welt kann der Reali- 
tät der Existenz der Klassen nicht entrinnen. Dieser Ansicht scheint die nord- 
amerikanische sozialistische Partei nicht zu sein, denn sie laßt Kartenspiele 
verkaufen, auf denen die Ungleichheit der Klassengesellschatt ausdrücklich ker- 
vorgehoben wird! So erfährt man wenigstens beim Skatspielen das was die 
Schule von Lausanne gern vergessen hätte. 
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Oekonomie gerade aus dieser Kategorie das Grundprinzip des 
ökonomischen Gleichgewichts machen. Und zwar in der folgenden 
Weise: die dem unmittelbaren Konsum dienenden Güter bestehen 
in Materialien (Oel, Korn, Seide usw.) und in Dienstleistungen 
unproduktiver Art (Rechtsanwälte, Aerzte, Diener usw.). Diese 
haben einen Preis, der sich auf dem Markt der Produkte fest- 
setzt. Neben dem Markt der Produkte gibt es den der produk- 
tiven Dienstleistungen: Es sind dies persönliche Dienstleistungen 
oder Dienstleistungen — (Leistungen — Kapitalien) Kapitalıen, 
deren Preis sich unter denselben Bedingungen festsetzt, wie der 
der Produkte, mittels des Mechanismus von Angebot und Nach- 
frage im Hinblick auf die höchste Befriedigung ®”). 

Diese Produkte haben die besondere Eigenschaft, zeitlich 
dauernd zu sein, weshalb man sie Kapitalien nennt. Sie kon- 
sumieren sich nämlich nicht unproduktiver Weise und unmittel- 
bar, sondern produktiv und zu dem Zweck, einen Ertrag zu er- 
zielen. Dieser Ertrag, der durch sie erhalten wird, hat eben einen 
Preis. Der Ertrag der persönlichen Dienstleistungen hat seinen 
Preis, der Lohn genannt wird; der Ertrag der Kapitalleistungen 
hat gleichfalls seinen Preis, der Zins genannt wird, während der 
Ertrag aus immobilen Kapitalleistungen Rente heißt. Der Preis 
des Arbeitslohnes, der Zinsen und der Rente hat die Tendenz, dem 
Wert des Produktes gleich zu werden, das die verschiedenen pro- 
duktiven Dienste gemeinsam bilden. Aber dieses Zusammen- 
wirken der produktiven Dienste muß von einem ökonomischen 
Subjekt organisiert werden, nämlich vom Unternehmer. Dieser 
stellt die verschiedenen Faktoren der Produktion derart zusam- 
men, daß nach Abzug der Preise, die auf den verschiedenen Märk- 
ten der Dienstleistungen (besonders auf dem Arbeits- und Ka- 
pitaldienstleistungsmarkt) aufgewendet werden, außer seinem 
Gehalt für die technische Leistung ein Profit übrig bleibt. Hier 
scheint die theoretische Konstruktion von Walras ganz unzu- 
länglich. Er setzt voraus, daß der Unternehmer diese Verrich- 
tung im Hinblick auf den Profit ergriffe. Aber die Gesetze des 
wirtschaftlichen Gleichgewichtes enttäuschen seine Hoffnun- 


30) Wir haben schon gesehen, daß es sich um eine Befriedigung im über- 
tragenen Sinne handelt, denn es handelt sich nicht um die Befriedigung der eige- 
nen Verbrauchsbedürtnisse (der ökonomischen im strengen Sinne des Woıts), son- 
dern auch um Herrschaftsbedürfinisse (also nicht solchen der eigenen Befriedi- 


gung). 
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gen auf das grausamste, weil sie beständig die Tendenz haben, 
den Preis der Dienstleistungen, die er gekauft hat, dem Wert der 
Produkte gleichzusetzen. Wenn dies nämlich nicht geschähe und 
der Wert des Produktes seine Kosten überträfe, so würde freilich 
der Unternehmer den erstrebten Profit haben, aber dann würden 
andere Unternehmer, die diese Tatsache erfahren hätten, ihre 
Geldanleihe demselben Produktionszweige zuwenden und ihm 
mit der wachsenden Menge der hergestellten Objekte den Profit 
nehmen. In der Walrasschen Oekonomie hat der Profit kein Exi- 
stenzrecht, und wenn man den spekulativen Charakter dieser 
Konstruktion außer Augen läßt, so erscheint der Unternehmer 
im Lichte dieser Schule zu dem Schicksal des Eichhörnchens be- 
stimmt, das im drehenden Käfig immer zu steigen wähnt, während 
der Käfig sich dreht und es immer wieder herunterführt ?!). 
Aber der Unternehmer im Walrasschen Sinne ist nur ein Typus, ' 
ein praktisches Hilfsmittel, das die Aufstellung einer befriedigen- 
den Theorie der kapitalistischen Dekonomie möglich machen soll. 
Wir haben schon weiter oben gesagt, daB diese und ähnliche Ver- 
fahren zulässig sind für den Teil der natürlich-mathematischen 
Erkenntnis, zu dem die Oekonomie gehört. Auf Grund ihres Er- 
trages erhalten die verschiedenen Kapitalien einen Marktwert: 
dieser Preis wird durch die Kapitalisierung des Ertrages zum nor- 
malen Zinsfuß erhalten. So wird die ganze Serie der Güter von 
den Produkten zu den Dienstleistungen und Kapitalien in dem 
gemeinsamen Begriff des Preises systematisiertt und klassifi- 
ziert. Wir stehen nicht an, in dieser wissenschaftlichen Hypo- 
these des Walras eine wirksame Förderung der ökonomischen 
Studien zu sehen. Sie setzt die Möglichkeit voraus, durch andere 
logische Operationen und umfassendere Methoden eine ökono- 
mische Doktrin aufzustellen, die nicht mehr eine Theorie der 
Preise, sondern eine solche des allgemeinen ökonomischen Wertes 
ist, und diese Theorie mit der allgemeinen Theorie vom Werte des 
menschlichen Geistes zu verbinden. 

In Walras leben zwei Oekonomien, die in ewigem Widerstreit 
zu einander stehen: die subjektive und die objektive. Preis und 
Nützlichkeit sind voneinander unabhängige und durch einander 
erklärbare Kategorien, aber sie treffen erst am Endpunkte zu- 

21) Dieses Bild stammt von dem eifrigsten Verfechter der Schule von Lau- 
sanne, von Vilfredo Pareto. 
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sammen und zeigen ihre Natur als aufeinander unreduzierbare 
Phänomene. Deshalb ıst unter seinen Nachfolgern die Ten- 
denz überwiegend, zu Cournot zurückzukehren und die Wege 
des reinen Hedonismus zu verlassen, um direkt an die Probleme 
des Gleichgewichts der Preise heranzugehen. Die Erwägungen der 
Nützlichkeit, hat man gesagt, lenken die Oekonomie von ihrer 
Aufgabe ab und führen sie zu zahllosen metaphysischen Kontro- 
versen 32). In Wirklichkeit ist die hedonistische Oekonomie ein 
wirksames Instrument für die Kritik der merkantilistischen Wirt- 
schaft und am besten geeignet, ihre Natur und Dialektik klar- 
zumachen. 

Die beste Kritik der hedonistisch-mathematischen Schule 
von Walras bietet uns der Hedonismus selbst, in der Entwicklung 
seiner Grundprinzipien. 

I. Wenn die Nützlichkeit das wertschaffende Moment ist, so 
müßten alle Arten von Gütern nur wegen ihrer Nützlichkeit Wert 
haben und einen Preis, der ausschließlich auf diese Nützlichkeit 
zurückginge. Der Preis der Kapitalleistungen müßte also von 
denselben Gesetzen geregelt sein, wie der Preis der Produkte: was 
sind denn die Kapitalien physisch anderes als die Produkte selbst, 
Oel, Korn, Maschinen, also Rohmaterial und Werkzeuge der In- 
dustrie? Warum — soweit sie Kapitalien sind, also zur Produktion 
verwendet werden (zum mittelbaren Konsum) und nicht zum 
unmittelbaren Konsum — geben sie einem besonderen Preise Ent- 
stehung, den man Zins nennt? Walras selbst antwortet darauf: 
weil ihr Ertrag auf dem Markte einen Preis hat. Dann ist also 
die Nützlichkeit der produktiven Dienste eineübertragene 
Nützlichkeit, nicht mehr die des Konsums, nach der die Produkte 
gemessen werden. Der Begriff der Nützlichkeit wird nur durch 
eine Analogie beibehalten, die sich aus der Hypothese des Sy- 
stems ergibt: sein theoretischer Gebrauch ist daher nur innerhalb 
der Grenzen dieser Hypothese gerechtfertigt. Aber dieses prak- 
tische Hilfsmittel selbst weist uns darauf hin, daß die merkan- 
tilistische, kapitalistische Oekonomie nur im Sinne des Hedonis- 
mus theorisiert werden kann, indem man logische Voraussetzungen 
einführt, die den subjektiven Begriff der Nützlichkeit umändern 
und erweitern, gemäß den Zielen des Systems. 

32) Fisher, Math. investigations of Value and prices p. 5: »the result 
has been that mathematics have been blamed for restoring the metaphysical enti- 
tics previously discardei.« 
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li. Die Nützlichkeit der Güter-Kapitalien wird durch die 
der unmittelbaren Güter geregelt, die aus ihr entstehen (öster- 
reichische Schule). Aus diesem Prinzip folgt, daß ein Gut-Werk- 
zeug nur dieselbe Nützlichkeit repräsentiert, wie sein Produkt 
oder wie der Preis dieses Produktes. Da nun aber der Wert des 
Produktes die Zinsen reintegriert, wird der Preis der Dienstlei- 
stung— Kapital im Hinblick auf diesen Zins und nicht auf die 
Nützlichkeit dieses Kapitals bezahlt, also im Hinblick auf 
eine Nützlichkeit, die ihm selbst nicht zukommt. Walras 
sucht die Sache einzurenken, indem er zwischen dauernder 
Natur der Kapitalien und vergänglicher Natur der Produkte 
unterscheidet. Wenn man diese unterscheidenden Eigenschaften 
gelten läßt, so sind sie physischer und nicht hedonistischer Art, 
und somit wird implicite der halbobjektive Charakter der hedo- 
nistisch-mathematischen Oekonomie zugestanden. Aber eine 
derartige Unterscheidung zwischen dauernden und nicht dauern- 
den Gütern ist nicht einmal begründet: ein Tisch, also ein di- 
rektes Gut oder Produkt dauert länger als eine Maschine (Kapi- 
tal), die verbraucht wird und nach einer Reihe von Produktions- 
zyklen ersetzt werden muß, und doch hat der erste einen Preis, 
der dem, der ihn abläßt, keine Zinsen bringt, während die Ma- 
schine es tut. Mit anderen Worten: der Tisch gibt dem Ver- 
käufer nicht die Möglichkeit, seiner Neuerzeugung zu entgehen, 
während die Maschine den Besitzer davon dispensiert, sie direkt 
wieder zu erzeugen, weil der Unternehmer außer den Zinsen ihm 
auch das Kapital zurückgibt, das im Wert reproduziert wurde. 
Der physische Charakter der Dauer genügt nicht, um die Kategorie 
der Produkte von der der Kapitalien zu unterscheiden. Diese 
werden durch den besonderen Umstand (dem besondere juristi- 
sche Faktoren zum Rückhalt dienen) charakterisiert, durch den 
eben das heute herrschende Produktionsregime entsteht. Des- 
halb trägt die reine Oekonomie die historische Bedingtheit ihrer 
Daten in sich. 


III. Aber alles was geschichtlich ıst, ıst kontingent. Die 
wissenschaftliche Theorie muß die Gesetze feststellen, nämlich 
die typischen vom Beiläufigen befreiten Regeln. Der theoreti- 
sche Wert der reinen Oekonomie ist, erkenntnistheoretisch ge- 
sprochen, begrenzter als diese Schule annimmt. Auch ohne zu 
den negativen Schlüssen von Croce zu kommen, für den die Ocko- 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. ı. 5 


66 Enrico Leone, 


nomie kein Wissen, sondern nur Rechnen ist 33), erscheint die 
Oekonomie doch in ihrer heutigen Beschaffenheit den natürlichen 
und physischen Wissenschaften ihren Hypothesen nach näher zu 
stehen als den philosophischen Disziplinen, die die Realität des 
Geistesleben betreffen. 

IV. Die nebensächliche Bedeutung, die die reine Walrassche 
Oekonomie dem Phänomen des Profits beimißt, indem sie ihn als 
eine Erscheinung ansieht, die beständig durch das ökonomische 
Gleichgewicht eliminiert wird, darf nicht als eine Apologie des 
kapitalistischen Gewinns und des herrschenden Produktions- 
systems angesehen werden. Ihre Auffassung des Profits deckt 
sich nicht mit der der klassischen Schule oder des Marxismus: 
ihr Profit ist ein besonderer Vorteil des Unternehmers unter 
Verhältnissen gestörten wirtschaftlichen Gleichgewichtes, nicht 
der Vorteil des Kapitalisten in normalen Verhältnissen. Wie 
beiden Gestalten des Kapitalisten und des Unternehmers werden 
bei Walras begrifflich getrennt, obwohl sie in der Praxis sich in 
einer Person vereinigen können. Auch diese Trennung schränkt 
den Begriff des homo oveconomicus der hedonistischen Schule 
noch weiter ein, indem sie ihm besondere geschichtliche Attri- 
bute verleiht. 

V. Der Unternehmer kauft auf dem Arbeitsmarkt Arbeits- 
leistungen und bezahlt einen Preis, den man Arbeitslohn nennt. 
Es ist klar, daß diese Art von Austausch von ihm nicht im Hin- 
blick auf den Grenznutzen des Dienstes im Vergleich zum Lohn, 
sondern im Vergleich zum Wert des Produktes vorgenommen 
wird. Er betrachtet den Arbeitslohn als ein Element der Kosten, 
sodaß der Lohn tatsächlich durch die Haltung des Unternehmers 
gegenüber den Marktpreisen der Produkte bestimmt wird. Er 
kauft gleichzeitig die Dienste-Kapitalien und bezahlt für sie einen 
Preis, der Zinsen heißt, und die Dienste-Boden für die er eine 
Pacht bezahlt, die Rente heißt. Die persönlichen Dienste sind 
also für den Unternehmer objektive Elemente der Kosten neben 
den unbelebten Dingen: bewegliches Kapital und Grund und 
Boden. Das bedeutet, daß die Lohnarbeiter in der Auffassung 
von Walras nicht hedonistische Subjekte sind, sondern Elemente 


83) „Wir möchten den Herren reinen und mathematischen Oekonomisten zu- 
rufen, wenn es nicht allzusehr aussähe als ob wir Oel ins Feuer schütteten: er- 
spart euch die Mühe, zu philosophieren. Rechnet und denkt nicht!« Croce Filo- 
sofia della pratica Seit? 271. 
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der Herstellungskosten der Produkte. Hieraus erhellt, daß Wal- 
ras die Absicht hatte, die ökonomische Welt in ihrer augenblick- 
lichen geschichtlichen Phase zu theorisieren und nicht das wirt- 
schaftliche Verhalten im allgemeinen. Dem ganzen Aufbau seiner 
Auffassung nach ist das einzige hedonistische Subjekt, das wirk- 
lich über den Produktionsprozeß verfügt, der Unternehmer, (der 
gelegentlich Kapitalist und Grundbesitzer sein kann) und dieser 
Unternehmer reguliert sein ökonomisches Verhalten nach der 
Preisskala und nicht nach der der Nützlichkeit. Aus diesen Er- 
wägungen heraus, und auch auf Grund anderer theoretischer 
Schwierigkeiten, scheint Pareto die hedonistischen Wege ver- 
lassen zu haben, um zur Methode von Cournot zurückzukehren. 


VI. Auf diese Weise würde die ökonomische Wissenschaft 
einen Schritt zurück machen und auf die Möglichkeit verzichten, 
die der kapitalistischen Welt gemäße Oekonomie einer Theorie 
allgemeinen Charakters einzuordnen, wie sie sich aus der extra- 
historischen .Hypothese ableiten läßt, nach der alle Menschen 
rein und abstrakt hedonistische Subjekte sind, und man würde 
auf ein wirksames Werkzeug zur Kritik der ökonomischen Wir- 
kungen verzichten, zu denen die verschiedenen geschichtlichen 
Produktionssysteme führen. Die Walrassche Oekonomie hat schon ` 
den Begriff der Konkurrenz sehr beschränkt, während das hedo- 
nistische Prinzip eine größere Erweiterung dieses Begriffs zuläßt, 
als z. B. die klassische Oekonomie. Da es vom Markt und vom 
Preis ausgeht, ist die Konkurrenz im Walrasschen System not- 
wendigerweise auf die einzelnen innern Märkte beschränkt: das 
ist Konkurrenz der Arbeitsdienste untereinander, welche Kon- 
kurrenz Ursache ist der Gleichstellung der Arbeitslöhne; Konkur- 
renz der Kapitaldienste, die die mittlere Zinsrate bedingt und 
schließlich Konkurrenz der Unternehmer untereinander, die Ur- 
sache der Gleichheit des Wertes der Produkte zu ihren Kosten ist. 
Es handelt sich also um Konkurrenz, wie sie sich unter den ge- 
schichtlichen Bedingungen gestaltet, die das hedonistische Po- 
stulat aus den beiden folgenden Gründen beschränken: a) durch 
die weitere persönliche Qualifikation des reinen hedonistischen 
Subjekts, b) durch die objektive Klassifizierung der Güter nach 
der juristisch-geschichtlichen Stellung ihrer Besitzer. Aber das 
Studium der Konkurrenz unter der absolut hedonistischen Hypo- 
these, nach der alle Mitglieder der Gesellschaft gleicherweise in 
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der Lage sind, ihre hedonistische Tätigkeit °*) zu entfalten, 
wird nicht in den Bereich der Betrachtungen gezogen. In der 
Tat besteht die Konkurrenz, als eine Folge des vom hedonistischen 
Menschen entfalteten Verhaltens, darin, daß jedes Subjekt dahin 
strebt, seine Bedürfnisse ım höchsten Maße zu befriedigen, so- 
daß keiner Güter von höherem Nützlichkeitsgrade genießen kann 
als der andere. Wenn dies doch geschähe, so würde es weder 
im hedonistischen Interesse dessen liegen, der sich eine größere 
Summe der Befriedigung verschafft als die anderen, noch im In- 
teresse dessen, dem eine geringere Summe zuteil wird. Denn ın 
der Tat stellt das Maximum der Befriedigung jenen Punkt dar, 
jenseits und diesseits dessen eine geringere Summe der Befrie- 
digung liegen muß: sodaß nicht nur der, der an der Erreichung 
des hedonistischen Maximums verhindert wird, sondern auch 
jener, der dieses Maximum überschreitet, das mit dem Maximum 
der anderen vereinbar ist, Interesse hat, die Richtung seiner Ver- 
wendung und seines Erwerbs von Reichtum in einer für sich vor- 
teilhafteren Weise zu verlegen. Auf diese Art ergibt sich aus 
dem hedonistischen Postulat, wenn man es subjektiv entwickelt, 


31) Wenn sich bei jedem Austausch zwischen den beiden Tauschenden 

A und B die Gleichung ergäbe, wobei wir unter n die Nützlichkeit und unter 
w die Ware verstehen: so würde das ökonomische Gleichgewicht die Existenz 
d (fin,)) d (f(ny)) 


des Kommunismus einschließen. zu 
dw, dwp 


Es ist dies die Glei- 
chung von Gossen, die die Walrassche Oekonomie rektifizicren wollte. Diese 
Gleichung ist also nicht die des Austausches, aber sie leitet sich unmittelbar von 
der rein hedonistischen Hypothese der Gossenschen Maxima ab. Die Hypo- 
these dieser Maxima schließt also die merkantilistische Gesellschaft aus. Die reine 
Oekonotuie von Jevons und die von Walras sind, wie wir gesehen haben, unab- 
hängig von einander dahin gekommen, die folgende Gleichung des Austausches 
aufzustellen, bei der B die Quantität x der Ware w abgiebt und B die Quantität 
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v seiner Ware Z: ~. Im Gegensatz zum ersten setzt 


Ko S e 
diese Gleichung die vorherige lxistenz eines Marktes voraus, auf dem ein gegebener 
Grund des Austausches vorliegt. So ist die Gleichung von Gossen die Formel 
für eine Gesellschatt, in der die produzierten Güter in hedonistischem Sinne un- 
ter den Produzenten verteilt werden (Kommunismus im Walrasschen Sinne) 
und die Gleichung Jevons-Walras ist die Formel derjenigen Gesellschaften, 
in denen die hervorgebrachten Güter in merkantilistischer Weise auf den Markt 
gebracht werden. Die erste ist die Gleichung der maximalen Befriedigung der 
Bedürtnisse, die zweite die der maximalen Befriedigung an Besitz, die sich mit 
den Verhältnissen des Marktes vereinigen läßt, welche Befriedigung durch einen 
theoretischen Kunstgriff in dem Ausdruck allgemeiner Nützlichkeit formuliert 
wird. 
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ein Gesetz ökonomischer Solidarität, also der sozialen Konkurrenz 
und nicht der individuellen, auf Grund von Kampf und Aus- 
schlieBung. Die Walrassche Oekonomie ist sich wohl bewußt, daß 
ihr erstes Wort nicht das hedonistische Postulat ist, sondern das 
Privateigentum ist. Ihre von der von Gossen abweichende Glei- 
chung des Austausches weicht von dieser gerade um so viel ab, 
wie das System des Privateigentums vom Kommunismus. Wal- 
ras konnte den geschichtlichen Charakter seiner eigenen Theorie, 
der ihm von Zeit zu Zeit entfällt, nicht offenkundiger einräumen, 
als durch die Erklärung, daß die Formel von Gossen nicht eine 
Gleichung des Austausches ist, sondern jener Ausdruck der hedo- 
nistischen Güterverteilung, der den Austausch als regulierendes 
Prinzip des wirtschaftlichen Lebens ausschließt, oder die merkan- 
tılistische Oekonomie als überwunden ansieht. Der »Rückkehr 
zu Cournot« muß, scheint uns, die Rückkehr auf Gossen entgegen- 
gestellt werden, oder mit anderen Worten, an Stelle des Fallen- 
lassens des Hedonismus von Walras muß seine weitere Entwick- 
lung und seine allgemeine Theorisierung treten. Walras braucht 
weniger Widerleger als Fortentwickler seiner Lehre. Die Konkur- 
renz im Walrasschen Sinne ist die, die sich innerhalb der eisernen 
Gitter der heutigen geschichtlichen Oekonomie entfaltet und die 
Unmöglichkeit der vollen ökonomischen Konkurrenz zwischen allen 
Trägern der Oekonomie voraussetzt. (So zwischen den Inhabern 
von Kapitalien und Lohnarbeitern auf Grund der geschichtlichen 
Verhältnisse, die diese letzteren hemmen). 

Diese beschränkte Formel auf jene zurückführen, die sich 
als Folge aus dem hedonistischen Postulat ergibt, heißt gleich- 
zeitig mit ökonomischer Methode die Entwicklung der Klassen 
ın der Gesellschaft verstehen und die beschränkenden Wirkungen 
auf das Produkt und auf die Produktion, die sie mit sich bringt. 

Es kann befremdend erscheinen, daß wir bei Gelegenheit des 
Todes von Walras eine Kritik seines Werkes unternommen haben, 
aber wir wüßten nicht, welche bessere Ehrung einem Denker zu- 
teıl werden könnte als die Prüfung und Wertung des Beitrages, 
den er der Wissenschaft gebracht hat. 

Walras hat im Jahre 1851 in Douai in der philosophischen 
Fakultät promoviert und machte zwei Jahre später auch seinen 
Doktor in Naturwissenschaft und Mathematik. Dann besuchte er 
die Bergwerkschule in Paris, um sich im Jahre 1858 ganz der 
Schriftstellerei zuzuwenden. Seine erste Arbeit war eine Wider- 
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legung Proudhons (1839). Kurz nach 1860 veröffentlichte er 
eine Studie über die Steuern, um sich an einem Preisausschreiben 
des Kantons Vaud zu beteiligen. Schon. in dieser Schrift, die keine 
Gnade fand, istWalras betroffen durch die Erscheinung des Mehr- 
werts von Grund und Boden, durch die Rente und vertrat die 
Nationalisierung des Bodens und. der Grundrente. Dies er- 
weckte Entrüstung unter den Oekonomisten des liberalen Flügels. 
Trotzdem wurde Walras aufgefordert, an der Universität von 
Lausanne Volkswirtschaft zu lehren. Im Jahre 1866 nahm er an 
der Gründung der Zeitung »Le travail« teil, die zwei Jahre lang 
in Brüssel erschien; in dieser Zeit hielt er auch seine 6 Vorlesungen 
über soziale Moral. Als Mitglied der Direktion der Diskontbanken 
für die Arbeiterorganisationen hat er sich nie engherzig in der Be- 
willigung von Vorschüssen an die zahlreichen Konsumvereine 
gezeigt, aber sein Wirken gereichte diesen mehr zum Schaden als 
zum Nutzen, weil die leichtsinnige Inanspruchnahme des Kredits 
viele dieser Vereine dem Ruin entgegenführte 3%). 

Siebenunddreißig Jahr alt begann Walras im Dezember 1870 
sein volkswirtschaftliches Kolleg in Lausanne. Von nun an hatte 
sein wiederholt von der Not bedrängtes Leben jene Ruhe gefunden, 
die zum Ausbau seiner Doktrin nötig war. Außer den »Elements 
d'économie politique pure« die zuerst im Jahre 1874 erschienen, 
und von den Elementen der sozialen und dann der angewandten 
Oekonomie gefolgt wurden, veröffentlichte Walras eine Reihe 
kleinerer Studien, von denen die bedeutendste die über die Theorie 
des Geldes ist. | 

Das Werk von Walras hat wesentlich dazu beigetragen die 


35, Wenn die Schule von Lausanne keine besonderen Sympathien für das 
Genossenschaftswesen hat, von dem sie durch die Studien von Pantaleoni nach- 
gewiesen hat, da es nichts neues schafft und demselben Wertprinzip gehorcht 
wie die kapitalistische Oekonomie, so ist sie damit nicht ganz im Unrecht. Inter- 
essant ist in dieser Hinsicht die folgende Annonce, die man im »Avantie lesen 
konnte: »Wollt Ihr reich werden, so beteiligt Euch an einem Handelsunternehmen. 
Die Mittel dazu bietet die Genossenschaft des italienischen Proletariats, indem 
sie Euch den Rewmertrag zurückzahlt, den Ihr heute den Kaufleuten laßt. Ohne 
es gewahr zu werlen und ohne Opfer, macht Ihr so Ersparnisse und werdet Ak- 
tionäre und Mitglieder der Genossenschaft, indem Ihr die Aktien mit den Divi- 
denden bezahlt, die Kuch am Jahresschluß nach Kuren Einkäufen zurückgegeben 
werden. So werdet Ihr Kautleute und Mitbesitzer des größten Handelsunter- 
nehmens mit Kollektivkapital.« Der homo oeconomicus der heutigen Genossen- 
schalten ist also derselbe der reinen Oekonomie und hat nicht die maximale Be- 
friedigung seiner Bedürfnisse sondern das Bestreben. sich zu bereichern, zumi 
Leitsatz. 
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Ueberzeugung zu verallgemeinern, daß die Volkswirtschaft ein 
wichtiger Teil der wissenschaftlichen Bildung ist. Deshalb 
konnte sein Schüler Pareto nach seinem Tode schreiben: »Wenn 
endlich einmal aus der ökonomischen Literatur eine Wissen- 
schaft geworden sein wird, wird sie nicht umhin können, ihre 
Anfänge in den Werken von Walras zu suchen ®®). 


39) Vgl. die Gazette de Lausanne: L'oeuvre scientifique de Léon Walras. 
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Der vom Reichskanzler dem Bundesrate am 2. April 1909 vor- 
gelegte und veröffentlichte Entwurf einer Reichsversicherungscrdnung 
ist inzwischen im Bundesrat eingehend beraten und dann unter dem 
12. März d. J. dem Reichstag als Gesetzesvorschlag zur verfassungs- 
mäßigen Beschlußfassung vorgelegt worden. 

Diese Reichstagsvorlage, welche in ihrer jetzigen Fassung zabl- 
reiche im einzelnen mehr oder weniger erhebliche Abweichungen von 
dem ersten veröffentlichten Entwurfe enthält, will Reformen für die 
deutsche Arbeiterversicherung bringen. Nicht gegen das Werk als 
ganzes oder gegen seine Grundgedanken, die sich vollauf bewährt 
haben, richtet sich die Kritik, nur einzelne, wenn auch der Zahl nach 
nicht geringe Unvollkommenheiten will der Entwurf beseitigen, ande- 
rerseits auch die durch die Aenderungen in den sozialen Lebensverhält- 
nissen bedingten Ergänzungen schaffen. Das Reformierende geht aber 
weiter von dem Gedanken aus, daß die deutsche Arbeiterversicherung 
des Ausbaues bedarf. Der berechtigte Wunsch, die Segnungen einer 
sozialen Versicherung den beteiligten Kreisen möglichst bald zu ge- 
währen, ließ seinerzeit vor allen Schwierigkeiten halt machen, deren 
man nicht sogleich Herr werden konnte. Demgemäß sind namentlich 
auf dem Gebiete der Krankenversicherung ganze Bevölkerungsgruppen 
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deshalb unversichert geblieben, weil ihre eigenartigen Verhältnisse ihrer 
gleichmäßigen Einbeziehung in den Kreis der Versicherten zunächst 
widerstrebten. Auf die Dauer geht es aber nicht an, Unterschiede in 
dieser Hinsicht bestehen zu lassen, und zwar in der Hauptsache nur 
um deswillen, weil die Zuwendung einer ähnlichen Versorgung der 
Gesetzestechnik und der Durchführung Hindernisse bietet. Jene sind 
nach wie vor vorhanden, sie sind nach wie vor von erheblicher Art. Der 
Entwurf erblickt aber eine seiner wesentlichen Aufgaben darin, sie 
zu überwinden. 

Des weiteren ist eines der großen Probleme, vor die sich die so- 
ziale Gesetzgebung gestellt sah, bisher überhaupt noch nicht in An- 
griff genommen worden. Für die Versicherten selbst ist bei Krank- 
heit, Unfall, Invalidität und Alter vorgesorgt ; fürdieHinterblie- 
benen steht die Fürsorge in der Hauptsache noch aus. 

Wenn namentlich durch die Einführung dieser Versicherung die 
Leistungsfähigkeit und Leistungswilligkeit aller beteiligten Kreise er- 
neut in Anspruch genommen wird, so trägt die Vorlage andererseits den 
Zeitverhältnissen insofern Rechnung, als sie der sozialen Fürsorge 
keine neuen, bisher unbekannten Ziele weist und sich vielmehr des wei- 
teren auf den Ausbau des Bestehenden beschränkt, ohne über den Rah- 
men dessen hinauszugehen, was der Reichstag seit Jahren gefordert 
und für durchführbar erachtet hat. Dabei nimmt sie auch auf die be- 
besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse der neu in die Versicherung 
einbezogenen Gruppen der Bevölkerung durch entsprechende Sonder- 
vorschriften schonende Rücksicht. 

Wenn die Vorlage durch Einfügung einer freiwilligen Zusatzver- 
sicherung berechtigten Wünschen des Mittelstandes nach einer seine 
Verhältnisse berücksichtigenden Ausgestaltung der sozialen Versiche- 
rung entgegenkommt, so wird dadurch diesen Kreisen von Versicher- ` 
ten die Möglichkeit eröffnet, nach freier Wahl von den bestehenden 
Einrichtungen Gebrauch zu machen, um ihr Versicherungsbedürfnis 
ın einfachster und billigster Weise zu befriedigen. 

Grundlegend für die Gestaltung der Reform ist die Stellung zur 
Frage einer Vereinheitlichung der verschiedenen Versicherungszweige. 
Ihrer völligen Verschmelzung haben sich die verbündeten Regierungen 
bisher stets ablehnend gezeigt und zwar wegen der außerordentlichen 
Schwierigkeiten, die einer Zusammenlegung, sei es auch nur einer sol- 
chen der äußeren Organisation entgegenstehen. Diese Schwicrigkeiten 
müssen umsomehr beachtet werden, als sie zu einem Teile im inneren 
Wesen der einzelnen Versicherungszweige selbst. besenders in der ganz 
verschiedenartigen Natur ihrer Risiken begründet sind. 

Auch der Umstand fällt ins Gewicht, daß bei den Trägern der Ver- 
sicherung selbst wenig oder keine Neigung zu einer Verschmelzung be- 
Steht. Diese Versicherungsträger sind nun einmal seit geraumer Zeit 
ın der ihnen vom Gesetze gegebenen Form selbständige Rechtssub- 
jekte geworden. Sie haben als solche im Laufe der Jahre. zum Teil in 
sehr beträchtlichem Umfange, eigenes Vermögen gesammelt und dritten 
gegenüber Rechte erworben und Verpflichtungen übernommen. Gesetz- 
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geberische Maßnahmen, die wider ihren Willen ihren selbständigen 
Bestand in Frage stellen, müssen schon aus diesem Grunde auf schwer- 
wiegende Bedenken stoßen, den Ausschlag aber gibt der Umstand, 
daß trotz so mannigfacher Vorschläge noch immer keine Organisation 
gefunden ist, von der sich auch nur mit einiger Sicherheit sagen ließe, 
sie vereinige in sich die Vorzüge der seitherigen Organisation, vermeide 
aber deren Mängel. Solange dies nicht der Fall ist, ist die Frage der 
Verschmelzung nach wie vor als zum mindestens nicht spruchreif zu 
bezeichnen. 

\Wenn demgemäß der Entwurf von einer Reform absieht, welche 
die bestehende Organisation der Reichsversicherung von Grund aus 
umgestaltet, so trägt sie doch in anderer Weise weitgehend dem Rech- 
nung, was der eigentliche und berechtigte Kern in den Beschwerden 
und Wünschen der Verfechter des Verschmelzungsgedankens ist. 

Statt der Verschmelzung, der die jetzt selbständigen Versicherungs- 
zweige widerstreben, wird unter Wahrung ihrer Selbständigkeit eine 
gegenseitige Annäherung versucht. Als Mittel dazu ist ein ihnen allen 
gemeinsames Bindeglied und zwar an der Stelle, wo ein solches der Er- 
fahrung gemäß am meisten nottut, d. h. in der unteren örtlichen In- 
stanz, dem Versicherungsamte., geschaffen worden }). 

Das neue Gesetzeswerk ist in sechs Bücher mit einzelnen Ab- 
schnitten und selbständig davon in Paragraphen, die durch das ganze 
Werk fortzählen — es sind 1754 gegen 1793 des ersten Entwurfes — 
eingeteilt. 

Buch ı behandelt die Bestimmungen über die Organisation, welche 
für alle Träger der verschiedenen Zweige der Arbeiterversicherung ein- 
heitlich maßgebend sein sollen, die Bestimmungen über die Errichtung, 
Zusammensetzung und den (reschäftskreis sowie die Kosten der zur 
Durchführung der Versicherung berufenen Behörden und eine Reihe 
von Einzelpunkten, deren Begriff und Regelung für alle Zweige der 
Versicherung einheitlich gelten sollen. Buch 2 behandelt die Kranken- 
versicherung, Buch 3 die Unfallversicherung (Teil I Gewerbe- fein- 
schließlich Bau-]. Teil 2 landwirtschaftliche -, Teil 3 See-Unfallversı- 
cherung), Buch 4 die Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung (sog. 
Witwen- und \Waisenversorgung), Buch 3 die Beziehungen der Verst- 

cherungszweige zu einander und zu anderen Verpflichteten, Buch 6 
endlich das Verfahren. 


Erstes Buch. 
Vereinheitlichung der Vorschriften. 
Die Organisation der Versicherungsträger und Behörden. 
Die Krankenversicherung ist bisher durch folgende Reichsgesetze 


1} Reichstagsdrucksache Nr. 340 (Karl Heymanns Verlag, Berlin, Preis 7 M.). 
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Das Krankenversicherungsgesetz, 

das Gesetz betreffend die Unfall- und Krankenversicherung der 
in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen 
vom 5. Mai 1886 (Abschn. B), 

das Gesetz betr. die Abänderung der Unfallversicherungsgesctze 
vom 30. Juni 1900 (Hauptgesetz), 

das Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz, 

das Unfallversicherungsgesetz für Land- und Forstwirtschaft, 

das Bau-Unfallversicherungsgesetz, 

das See-Unfallversicherungsgesetz, 

das Invalidenversicherungsgesetz. 

Da diese bescnderen Gesetze über die Arbeiterversicherung durch 
ein einziges Gesetz ersetzt werden, so ergibt sich die Möglichkeit und 
die Notwendigkeit, zahlreiche gleichlautende Vorschriften der bis- 
herigen verschiedenen Gesetze in einem allgemeinen Teile (dem ersten 
Buche) der neuen Reichsversicherungsordnung zusammenzustellen. 
Kleinere Abweichungen zwischen den verschiedenen Gesetzen, die sich 
aus der geschichtlichen Entstehung erklären, sind hierbei beseitigt 
worden, soweit dies chne wesentliche sachliche Aenderungen pe- 
schehen konnte. Demnach sind einheitlich gestaltet die grundlegenden 
Vorschriften über die Rechtsfähigkeit, die Organe, die Ehrenämter und 
das Vermögen der Versicherungsträger, sowie ihre Beaufsichtigung. 
Ferner sind einheitlich zusammengefaßt die hauptsächlichsten Vor- 
schriften über Rechtshilfe, Rechtsnatur der Leistungen, Fristen, Zu- 
stellungen, Gebühren und Stempel, Verbote und Strafen, Ortslohn, 
Beschäftigungsort, ausländische Gesetzgebung sowie einige gemeinsame 
Begriffsbestimmungen. 

Neu ist hier, daß die Wählbarkeit der Frauen, die bisher bloß im Ge- 
biete der Krankenversicherung zugelassen war, auf alle Versicherungs- 
träger erweitert worden ist. Auch sollen die bei den Baugewerks- 
Berufsgenossenschaften errichteten und jetzt bei einigen anderen Be- 
rufsgenossenschaften für die Versicherung bestimmten Personenkreise 
zu errichtenden Nebenorganisationen statt wie bisher »Versicherungs- 
anstalten« jetzt »Zweiganstalten« genannt werden, wodurch eine deut- 
liche Unterscheidung von den Versicherungsanstalten der Invaliden- 
versicherung herbeigeführt wird. Bei der Umarbeitung des Entwurfes 
ist in dem Sammelabschnitte »Sonstige gemeinsame Vorschriften« bei 
dem Unterabschnitt III Leistungen (früher: Rechtsnatur der Lei- 
stungen) eine Bestimmung eingesc hoben. wonach in allen Zweigen der 
Arbeiterversicherung Gewohnheitstrinkern, die nicht entmündigt sind, 
ganz oder teilweise statt Geld Sachleistungen gewährt werden konnen. 
Auf Antrag eines beteiligten Armenverbandes muß dies geschehen; 
die Gewährung geschieht durch die Gemeinde, die dafür den An- 
spruch auf die Geldleistungen gegenüber dem Versicherungsträger 
erwirbt. Ein Recht der Barleistungen ist dem Ehegatten, den Kindern 
oder Eltem und, wenn solche nicht vorhanden, der (remeinde zur Ver- 
wendung für den Trinker zu überweisen. Die entsprechenden Anord- 
nungen soll nach Anhören der Gemeinde und des Bezugsberechtigten 
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das Versicherungsamt erlassen, gegen dessen Entscheidung Beschwerde 
an das Oberversicherungsamt gegeben wird, das endgültig entscheidet. 

Der Begriff der ärztlichen und zahnärztlichen Behandlung ist 
als Behandlung durch einen approbierten Arzt oder Zahnarzt neben den 
zugelassenen Ausnahmen für die gesamte Reichsversicherung im Ge- 
setze festgelegt worden. 

Größere Bedeutunghat die einheitliche Ge- 
staltung der Versicherungsbehörden. Für alle 
Zweige der Reichsversicherung ist eine gemeinsame örtliche Stelle er- 
richtet warden, welcher bestimmte Aufgaben zufallen. Künftig, wie 
jetzt, beruht die Durchführung der Reichsversicherung für jeden Ver- 
sicherungszweig auf den Versicherungsträgern. Soweit indessen da- 
neben bisher Verwaltungsbehörden und Gerichte mannigfacher Art mit- 
zuwirken hatten, wird diese Tätigkeit künftig von besonderen Versiche- 
rungsbehörden wahrgenommen werden, die sich in drei Instanzen 
nach einheitlichkem Plane übereinander aufbauen: Versicherungsamt, 
Öberversicherungsamt und Iteichsversicherungsamt oder Landesver- 
sicherungsamt. Indem dieser Instanzenzug bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben an die Stelle der zahlreichen Arten von Behörden tritt, 
die bisher damit befaßt waren (kommunale und staatliche Aufsichts- 
und Verwaltungsbehärden, Verwaltungsgerichte, ordentliche Gerichte, 
Schiedsgerichte für Arbeiterversicherung. Innungen, Innungsschieds- 
gerichte, Gewerbe- und Kaufmannsgerichte u. a. m.), soll die gerade 
ım Gebiete der Arbeiterversicherung bestehende, für alle Beteiligten 
höchst nachteilige Zersplitterung, Unübersichtlichkeit und Lücken- 
haftigkeit der Zuständigkeit beseitigt werden. 

Versicherungsämter sollen in der Regel für den Bezirk 
einer unteren Verwaltungsbehörde errichtet werden und als gemein- 
same örtliche Stelle für die gesamte Arbeiterversicherung die Auf- 
gaben einer unteren Spruch-, Beschluß- und Aufsichtsbehörde erfüllen. 
Sie können in Anlehnung an staatliche oder kommunale Behörden 
(Landratsämter. Magistrate usw.) oder als selbständige Behörden er- 
richtet werden und haben die Eigenschaft einer öffentlichen Behörde. 
Der an ihrer Spitze selbständig cder als Vertreter des Leiters der Be- 
hörde, an die das Amt angegliedert ist, stehende Versicherungs- 
amtmann solin der Regel die Fähigkeit zum höheren Verwaltungs- 
dienst oder zum Richteramt und je nach der Behörde, von der er be- 
stellt wird, die Eigenschaft eines Staats- oder Kommunalbeamten 
haben. Ihm zur Seite stehen mindestens ein gleichartiger Vertreter 
und außerdem als Beisitzer des Versicherungsamtes mindestens zwölf 
Versicherungsvertreter, die je zur Hälfte aus Arbeitgebern und Ver- 
sicherten entnommen und von den Vorständen der beteiligten Kranken- 
kassen nach bestimmten Grundsätzen (Berücksichtigung der haupt- 
sächlichsten Erwerbszweige des Bezirks und dessen verschiedener Teile) 
schriftlich gewählt werden. Für die Wählbarkeit sind bestimmte Ver- 
aussetzungen aufgestellt, Annahme der Wahl und Ausübung des Amtes 
sind — abgesehen von gewissen Entschuldigungsgründen — unter An- 
drohung von Strafe zur Pflicht gemacht. Vor der Errichtung des Ver- 
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sicherungsamtes und der Bestellung des Versicherungsamtmannes sind 
— nach bestimmten Grundsätzen ausgewählte — Träger der Invaliden- 
und Unfallversicherung über die wichtigeren Fragen bei der Einrichtung 
des Amtes (Abgrenzung des Bezirks, Sitz u. a. m.) zu hören. Das Ver- 
sicherungsamt wirkt grundsätzlich als kollegiale Behörde unter Mit- 
wirkung von Versicherungsvertretern. Jedoch hat der Versicherungs- 
amtmann oder sein Vertreter als Einzelbeamter diejenigen Geschäfte 
zu erledigen, die sich ihrer Natur nach zu kollegialer Behandlung nicht 
eignen, wie reine Verwaltungsmaßnahmen bei der Aufsicht über die 
Krankenkassen, bei Unfalluntersuchungen u. a. m. Für die kollegiale 
Tätigkeit des Amtes werden Ausschüsse gebildet: ein Beschlußausschuß 
aus dem Vorsitzenden des Versicherungsamtes und ein von allen aus 
ihrer Mitte zu wählenden Versicherungsvertretern (2 Arbeitgeber. 
2 Versicherte) für die durch das Gesetz oder Kaiserliche Verordnung 
dem Beschlußverfahren überwiesenen Angelegenheiten; für das Be- 
schlußverfahren sollen übrigens. wenn es die Landeszentralbehörde 
bestimmt, die höheren technischen Beamten des Bezirkes als Beiräte 
mit beratender Stimme zugezogen werden können; ferner ein oder meh- 
rere Spruchausschüsse aus dem Vorsitzenden des Amts und je einem Ver- 
sicherungsvertreter der Arbeitgeber und der Versicherten für die durch 
das Gesetz dem Spruchverfahren überwiesenen Angelegenheiten. Für 
Reichs- und Staatsbetriebe, besondere Kasseneinrichtungen usw. sind 
noch sog. Sonderversicherungsämter vorgesehen, deren Organisation, 
Stellung und Verhältnis zu den Versicherungsämtern bezüglich der 
Zuständigkeitsabgrenzung besonders geregelt ist. 

Die Kosten des Amts sollen von der den Versicherungsamtmann 
bestellenden Stelle vorgestreckt werden. Die Ausgaben für den Ver- 
sicherungsamtmann und seiner besoldeten Vertreter sollen die Bundes- 
staaten und unter Umständen die Kommunalverbände tragen, die 
übrigen Kosten nach einem vom Bundesrat einheitlich festzustellen- 
den und alle 4 Jahre nachzuprüfenden Umlegungsmaßstabe nach dem 
Verhältnis ihrer Beteiligıng von den Versicherungsämtern erstattet 
werden. 

Oberversicherungsämter (an Stelle und unter Be- 
nutzung der früheren Schiedsgerichte für Arbeiterversicherung) sollen 
in der Regel für den Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde 
errichtet werden und die Geschäfte der Reichsversicherung als 
höhere Spruch-, Beschluß- und Aufsichtsbehörde wahrnehmen. Auch 
das Oberversicherungsamt kann an eine (höhere) Verwaltungsbe- 
hörde angegliedert oder selbständig errichtet werden. und, wo 
Sonderversicherungsämter bestehen, sind auch besondere Ober- 
versicherungsämter zugelassen. An seiner Spitze steht selb- 
ständig oder als Vertreter des Leiters der Verwaltungsbehörde ein 
auf Lebenszeit zu ernennenden »Direktor des Oberversicherungsamts«. 
Ihm sind mindestens zwei ständige Mitglieder aus der Zahl der öffent- 
lichen Beamten des Bundesstaats haupt- oder nebenamtlich und eine 
jenach dem Bedürfnisse von der Landeszentralbehörde festzusetzenden 
Zahl von Beisitzern aus den Arbeitgebern und Versicherten beizugeben, 
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welche von den Versicherungsvertretern bei den Versicherungsämtern 
des Bezirkes nach bestimmten Grundsätzen gewählt werden. Ent- 
sprechend den Ausschüssen bei den Versicherungsämtern sollen bei 
den Oberversicherungsämtern Beschluß- und Spruchkammern mit einer 
entsprechend größeren Zahl von Mitgliedern gebildet werden. Auch 
hier ist die Zuziehung technischer Beiräte zu den Beschlußkammern, 
wie bei den Versicherungsämtern, vorgesehen. Von den Kosten sollen 
die Bundesstaaten die Bezüge der Mitglieder und ihrer Stellvertreter 
und ein Viertel der Kosten der Hilfskräfte tragen und ferner die Kosten 
der Geschäftsräume und Geschäftsbedürfnisse, soweit nicht besondere 
Geschäftsräume beschafft sind; die Kosten des Verfahrens, soweit sie 
nicht durch Gebühren und Strafen gedeckt werden, sollen auf die be- 
teiligten Versicherungsträger, die übrigen auf die beteiligten Versiche- 
rungsämter verteilt und von ihnen mit ihren eigenen zu verteilenden 
Kosten auf die Versicherungsträger umgelegt werden. 

DasReichsversicherungsamt und dieLandes- 
versicherungsämter haben die Geschäfte der Reichsversi- 
cherung als oberste Spruch-,. Beschluß- und Aufsichtsbehörden wahr- 
zunehmen. Die Zusammensetzung des Reichsversicherungsamts soll 
ungefähr dieselbe wie bisher aus ständigen und nichtständigen Mit- 
gliedern (Bundesrat, Arbeitgeber, Versicherte) bleiben; jedoch sollen 
für die Durchführung seiner Aufgaben entsprechend den (Griederungen 
der Vorinstanzen neben den Spruchsenaten auch Beschlußsenate ge- 
bildet weiden. Die Beschlußsenate sollen aus einem Vorsitzenden (Prä- 
sident des Reichsversicherungsamts, Direktor oder Senatsvorsitzender), 
einem vom Bundesrate gewählten nichtständigen Mitglied, einem stän- 
digen Mitglied und je einem nichtständigen Mitglied des Reichsver- 
sicherungsamts aus den Arbeitgebern und den Versicherten, also 
5 Mitgliedern, bestehen. Die Spruchsenate sollen fortan auch in Un- 
fallsachen aus 5 Personen (statt bisher 7) bestehen, indem ein stän- 
diges Mitglied und ein richterlicher Beisitzer wegfällt. An die Stelle des 
erweiterten Senats soll ein »Großer Senat« treten, der aus dem Präsi- 
denten des Reichsyersicherungsamts oder seinem Vertreter, zwei vom 
Bundesrate gewählten Mitgliedern, an deren Stelle ständige Mitglieder 
treten können, einem ständigen Mitglied, einem richterlichen Mitglied 
und je einem nichtständigen Mitglied aus den Aıbeitgebern und den 
Versicherten bestehen soll. Der verstärkte Senat der Abteilung für 
Invalidenversicherung und die kleinen Senate aus 3 Mitgliedern zur 
Zurückweisung von Rekursen sollen wegfallen. Dem Großen Senat 
treten jedoch noch zwei ständige Mitglieder von Landesversicherungs- 
ämtern hinzu, wenn ein Landesversicherungsamt von einem veröffent- 
lichten Itechtsgrundsatze des Reschsversicherungsamtes abweichen will. 
Eine solche Einrichtung erschien umsomehr geboten, als der Wirkungs- 
kreis der Landesversicherungsämter wesentlich erweitert wird. Die 
lLandesversicherungsämter werden in ihrem Autbau dem Reichsver- 
sicherungsamt durchaus entsprechend gestaltet. 

Vielfach wird. wie die la der Tagespresse und in der 
sonstigen Literatur erkennen lassen, die nach dem Entwurfe dem 
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Versicherungsamt zugewiesene Zuständigkeit 
als viel zu groß und die daraus folgende Arbeitslast als erdrückend an- 
gesehen. Die Bestimmung des Umfanges der Aufgaben des Versiche- 
rungsamts bedürfe daher noch der sorgfältigsten Prüfung, besonders 
auf dem Gebiete der Unfallversicherung werde eine entscheidende Tä- 
tigkeit fernzuhalten sein, wie dies ja in dem letzten Entwurfe bei den 
Bestimmungen über das Rentenfestsetzungsverfahren zum Ausdruck 
komme. 

Auch bezüglich der Kosten derVersicherungsämter 
werden erhebliche Bedenken geltend gemacht und in der Literatur aller 
Richtungen so hohe Summen ausgerechnet, daß diese allein schon An- 
laß geben könnten, den Wirkungskreis der Versicherungsämter mög- 
lichst einzuschränken und zur Verbilligung anzuhalten 2). Allerdings 
werden demgegenüber von der Regierung die Kosten der 1000 Versi- 
cherungsämter, die für das ganze Gebiet des Reiches etwa tätig sein 
werden, für das Jahr auf höchstens 6%, Millionen Mark angenommen. 
Wenn dieses zutrifft, kann allerdings von einer zu großen Belastung 
nicht die Rede sein. Immerhin wird diese Frage noch der gründlichen 
Prüfung vor der Verabschiedung des Entwurfes bedürfen. 


Zweites Buch. 
Krankenversicherung. 


I. Ausdehnung des Kreises der versicherten Personen. 


Der Grundsatz des $ ı des Krankenveıisicherungsgesetzes, der die 
Versicherungspflicht von der Zugehörigkeit zu bestimmten Arten von 
Betrieben abhängig macht, soll verlassen und die Versicherung in An- 
lehnung an $ ı des Invalidenversicherungsgesetzes ım wesentlichen auf 
alle Personen erstreckt werden. die ihre Arbeitskraft in untergeordne- 
ter abhängiger Stellung verwerten. Neben den in § 1 Nr. 2 des Invaliden- 
versicherungsgesetzes genannten »sonstigen Angestellten«, die im Haupt- 
berufe mit einer ähnlich gehobenen Tätigkeit beschäftigt werden, wie 
Betriebsbeamte, Werkmeister usw. sollen danach ganz oder teilweise 
neu der Versicherungspflicht unterworfen werden: and. und forstwirt- 
schaftliche Arbeiter und Betriebsbeamte, ländliches und städtisches 
Gesinde, unständige Arbeiter und die beim Gewerbebetrieb im Umher- 
zichen beschäftigten Personen, ferner die Apothekergehilfen und 
-Iehrlinge, Bühnen- und Orchestermitglieder (ohne Rücksicht auf den 
Kunstwert ihrer Leistungen), Lehrer und Erzieher -- alle diese, sofern 
sie für ihre Tätigkeit ein Entgeld beziehen und dieses regelmäßig 
2000 Mark nicht übersteigt — endlich allgemein Hansgewerbetreibende. 
Außerdem soll der Bundesrat die Versicherungspflicht für bestimmte 
Berufszweige allgemein oder in gewissen Bezirken auf Gewerbetreibende 
und sonstige Betriebsunternehmer erstrecken können. die nicht regel- 

mäßig w enigstens zwei Versicherungspflichtige beschäftigen. 


2) Stier-Sonlo, Zur Kritik der Reichsversicherungsordnung I, Kölnische 
Zeitung 1910 Nr. 314. 
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Die wesentlichste Erweiterung erfährt der Kreis der Krankenver- 
sicherungspflichtigen durch die Ausdehnung der gesetzlichen Ver- 
sicherung auf die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben beschäf- 
tigten Personen. Der ländlichen Bevölkerung ist bisher der Mangel 
einer gesicherten Fürsorge umso fühlbarer geworden, je häufiger sie 
mit gewerblichen oder sonstigen städtischen Arbeitern oder mit schon 
versicherten Standesgenossen in Berührung kamen. Das Gefühl der 
Ungleichheit. wirkt noch stärker bei denen, die in Kreisen gearbeitet 
haben, wo die Versicherung bereits durchgeführt ist, und die danach 
infolge bloßen Wechsels des Aufenthaltes aus der Versicherung wieder 
herausfallen. Die berechtigte Unzufriedenheit hiermit zu beseitigen 
und (rleichheit herzustellen, erschien der Reichsregierung mit Recht 
als ein Gebot, dessen Erfüllung angesichts der zunehmenden Land- 
flucht besonders dringlich ist. 

Dabei mußte aber die versicherungstechnische Eigenart der land- 
wirtschaftlichen Krankenversicherung beachtet werden. Auf dem plat- 
ten Lande verteuern die oft weiten Entfernungen die Gewährung der 
ärztlichen Hilfe und der Krankenhausbe handlung, während sie anderer- 
seits in gewissem Grade der Simulation Vorschub leisten. Nament- 
lich erschweren sie die rechtzeitige Feststellung des Zeitpunkts, in dem 
die Arbeitsunfähigkeit aufhört, sowie die sonstige Krankenkontrolle. 
Auch pflegen die üblichen Arbeitspausen in den Wintermonaten eine 
stärkere Inanspruchnahme der Mittel der Versicherung zu bedingen. 

Dementsprechend gibt der Entwurf zwar hier, wie auch sonst im 
allemeinen, durchweg die Freiheit, die Versicherung der landwirt- 
schaftlichen Arbeiter denjenigen der gewerblichen Versicherung nach 
jeder Richtung hin gleich zu gestalten, wo die örtlichen Verhältnisse es 
gestatten. Auf der anderen Seite aber eröffnet er die Möglichkeit die 
Versicherung da, wo es nötig ist, diesen örtlichen Verhältnissen anzu- 
passen, und läßt zu diesem Zwecke der Regelung durch die Landes- 
zentralbehörde oder durch die Satzung einen weiten Spielraum. Er 
hat deshalb insbesondere die Vorschritten des Reichsgesetzes vom 
5. Mai 1886, die sich bewährt haben, übernommen, so wegen der An- 
rechnung fortlaufend gewährter Naturalleistungen auf das Kranken- 
geld und wegen Befreiung von der Versicherungspflicht beim Vor- 
liegen eines Rechtsanspruchs auf gleichwertige Krankenfürsorge. 

Da man mit Recht davon abgesehen hat, unterscheidende Merk- 
male zwischen den landwirtschaftlichen Arbeitern und dem Gesinde 
aufzustellen, so ist damit auch für das Gesin de cine der Schranken 
beseitigt worden, die seiner Einbeziehung in die Krankenversicherung 
bisher entg genstanden. Zweckmäßig ist hiebei der Dienstherrschaft 
unter gewissen Voraussetzungen das Recht eingeräumt worden, die 
Unterbringung des kranken Dienstboten in ein Krankenhaus zu ver- 
langen. Unzuträglichkeiten, die hier und da aus der gemeinsamen 
Teilnahme von Herrschaft und Gesinde an der Kassenverwaltung be- 
sorgt werden, beugt der Entwurf dadurch vor, daß er die Ueberwei- 
sungder Dienstboten an die von ihm geplanten, besonders organisier- 
ten Landkrankenkassen als Regel vorsicht. 
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Auch die unständigen Arbeiter sollen, wie bemerkt, an der 
Krankenversicherung teilnehmen. Als solche werden diejenigen Per- 
sonen angesehen, deren Hauptberuf die Lohnarbeit bildet, die aber 
ohne festes Arbeitsverhältnis bald hier, bald dort, heute mit dieser, 
morgen mit jener Arbeit beschäftigt sind. Für sie ıst das Versicherungs- 
bedürfnis ganz in der gleichen Weise wie für ihre in ständigen Arbeits- 
verhältnissen tätigen Berufsgenosson gegeben. 

Auch von sozialdemokratischer Seite wird es als ein Fortschritt 
bezeichnet, daß die Krankenversicherungspflicht nicht mehr auf die 
(rewerbebetriebe beschränkt wird, sondern daß ihr alle Arbeiter ein- 
schließlich der Dienstboten und Heimarbeiter unterstehen. Hier wirke 
jedoch die Bestimmung störend, daß für Angestellte die Versicherungs- 
pflicht bei Einkommen über 2000 M. Halt mache; selbst die freiwillige 
Versicherung werde den Angestellten mit einem Gehalt von mehr als 
2000 M. verwehrt. Durch diese Bestimmungen würden die Angestellten 
schlechter gestellt als Arbeiter und Dienstboten. Es trete also auch 
hier die mangelnde Anpassung des Entwurfs an das soziale Leben deut- 
lich zutage ?). 

Von den Gründen, aus denen in der Satzung das Krankengeld 
ganz oder teilweise versagt werden kann, ist die Trunkfälligkeit als 
Ursache der Erkrankung beseitigt. Neu ist die Einführung eines Still- 
geldes in Höhe des halben Krankengeldes bis zum Ablauf der 12. Woche 
nach der Niederkunft für Wöchnerinnen, solange sie ihre Neugebor- 
nen stillen. Der über die Kosten des Begräbnisses verbleibende Ueber- 
schuß vom Sterbegeld soll nicht mehr an die Erben allgemein, sondern 
nur an Ehegatten, Kinder und Eltern des Verstorbenen fallen, die mit 
ihm zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben, sonst 
aber der Kasse verbleiben. Für die Errichtung von Innungskranken- 
kassen ist als neue Voraussetzung den bisherigen hinzugefügt, daß 
ihre Leistungsfähigkeit für die Dauer sicher sein muß. Hinsichtlich 
der Verhältnisse deı Angestellten der Kassen ist neu angeordnet, daß 
in der Dienstordnung Geldstrafe, aber nur bis zum Betrag eines ein- 
monatigen Diensteinkommens, vorgesehen werden darf. Die Geneh- 
migung der Dienstordnung unterliegt der Zuständigkeit des Versiche- 
rungsamts, gegen dessen versagende Entscheidung die Beschwerde an 
die oberste Landes-Verwaltungsbehörde gegeben ist. 


II. Beseitigung der Zersplitterung des Kassenwesens. 


Auf Grund der bisher gewonnenen Erfahrungen ist im Entwurfe 
die Tendenz zum Ausdruck gebracht, die bestehende, nach vielen 
Richtungen nachteilige Zersplitterung in Einzelkassen zum Teil 
kleinsten Umfanges, teils zwangsweise, teils durch Erleichterung des 
freiwilligen Zusammenschlusses bestehender Kassen, teils durch Ver- 
hinderung der Entstehung neuer Zwangsgebilde zu beseitigen, ohne 
dabei aus theoretisierenden Erwägungen in eine schablonenhafte Zu- 
Ssammenwerfung von Organisationen, in eine Zentralsation lediglich 

3) Sozialistische Monatshefte, 13. Heft, 1909 S. 822 3. 
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um der Zentralisation willen und ohne Berücksichtigung besonderer 
Bedürfnisse, zu verfallen, weder für die bestehenden Kassenatten noch 
für die einzelnen Kassen. 

Ven den bestehenden Einrichtungen für die Krankenversicherung 
soll die Gemeindekrankenversicherung ganz wegfallen. Es sollen als 
regelmäßige Träger der Versicherung Ortskrankenkassen und Land- 
krankenkassen bestehen. Daneben bleiben zugelassen Betriebskranken- 
kassen (zu denen auch die Baukrankenkassen gerechnet werden). In- 
nungskrankenkassen, Knappschaftskassen und unter gewissen Vor- 
aussetzungen als Ersatzkassen Versicherungsvereine auf Gegensei- 
tigkeit, denen als eingeschriebene Hilfskassen eine Bescheinigung auf 
Grund des $ 75a des Krankenversicherungsgesetzes erteilt ist. Eine 
Verpflichtung zur Errichtung von Betriebskıankenkassen soll nicht 
mehr bestehen, neue sollen regelmäßig nicht für weniger als 500 Mit- 
glieder errichtet werden, bestehende nur bei mindestens 250 Mit- 
gliedern erhalten bleiben dürfen. Für Bau- und Innungskrankenkassen 
wird eine Mindestzahl von Mitgliedern nicht vorgeschrieben. Für die 
Ortskrankenkassen wird grundsätzlich gegenüber der bisherigen, über- 
wiegend berufsgenossenschaftlichen G iederung eine Abgrenzung nach 
örtlichen Bezirken und zwar regelmäßig eine Kasse für den Bezirk eines 
Versicherungsamtes vorgesehen. Jedoch können bestehende Orts- 
krankenkassen für einzelne oder mehrere Giewerbszweige oder Betriebs- 
arten unter gewissen Bedingungen neben den allgemeinen örtlichen 
zugelassen bleiben, namentlich unter der Voraussetzung, daß die all- 
gemeinen Kassen nicht beeinträchtigt werden. Bedingung für das 
Fortbestehen und die Errichtung aller Arten der neben den allgemeinen 
zugelassenen Kassen soll grundsätzlich sein, daß ıhre Leistungen denen 
der maßgebenden Orts- oder Landkrankenkassen mindestens gleich- 
wertig sind. Dieselbe örtliche Abgrenzung wie für die Orts- gilt auch 
für die Landkrankenkassen, welche Posonii rs für die in der Landwirt- 
schaft beschäftigten Personen, sowie für Hausgewerbetreibende und 
die in deren Betrieben beschäftigten Personen in Aussicht genommen 
sind; allerdings sind hierbei unter Umständen noch verschiedene Beson- 
derheiten und Abweichungen zugelassen. Insbesondere kann gegebenen- 
falls auch von der Errichtung von Landkrankenkassen abgesehen und 
der an sich für sie bestimmte Kreis von Versicherten ebenfalls den Orts- 
krankenkassen zugewiesen werden. Den Schwerpunkt legt der Entwurf 
auf die Erleichterung des Zusammenschlusses mehrerer Einzelkassen. 
Diese Vereinigung zoll auf einfache Beschlüsse der Vertretungsorgane der 
Kassen und unter Umständen von Amts wegen unter Mitwirkung des 
Versicherungsamts und Oberversicherungsamts erfolgen. Auch der Zu- 
sammenschluß mehrerer leistungsfähiger Kassen im Bezirk des Versiche- 
rungsamts zu einem Rassenverband zwecks besserer Lösung einzelner 
Versicherungsaufgaben ist wie bisher zulässig und einfach gestaltet. 


III. Innere Verfassung der Krankenkassen. 


Die Reformvorschläge des Entwurfs gehen ın dieser Beziehung von 
der Voraussetzung aus, daß die Krankenkassen Öffentlich-rechtliche 
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Einrichtungen sind, die ausschließlich um der sozialen Wohlfahrt 
willen geschaffen worden sind und ausschließlich deren Pflege zu dienen 
haben. Sie haben den Versicherten Leistungen zu gewähren ohne 
jede Rücksicht auf deren Stellung in politischer, gewerkschaftlicher 
oder konfessioneller Hinsicht. 

Um dieses zu erreichen, beabsichtigt der Entwurf weniger eine 
Mehrung der Aufsichtsbefugnisse, als eine zweckmäßigere Anordnung 
der Krankenkassenerganisation selbst, eine billige Berücksichtigung 
auch der Minderheitsgruppen, sowie eine richtigere und gerechtere 
Verteilung der Rechte und Pflichten zwischen den beiden bei der Aus- 
übung der Selbstverwaltung beteiligten Faktoren, den Arbeitgebern 
und den Versicherten. 

An Stelle des bisher ungleichen Anteilverhältnisses von Arbeit- 
gebern und Versicherten (!,, zu 2/,) soll Gleichheit in bezug sowohl 
auf die Teilnahme an der Verwaltung, wie auf die Leistung der Bei- 
träge eintreten. Um diese Gleichheit praktisch wirksam zu machen, 
soll es nicht mehr im Belieben der Beteiligten stehen, ihre Rechte in 
den Kassenorganen wahrzunehmen oder darauf zu verzichten, viel- 
mehr soll die Mitwirkung in den Kassenehrenämtern durch Strafan- 
drohung erzwungen werden. Vorstand und Ausschuß, die zur Vertre- 
tung der Kasse berufenen Organe, sollen je zur Hälfte von und aus 
den beteiligten Arbeitgebern (einschließlich der Selbstversiccherten) 
und von und aus den Verischerten (und zwar von beiden Gruppen ge- 
trennt) gewählt werden. die Wahlen zum Ausschusse, der an die Stelle 
der früheren Generalversammlung treten und höchstens 50 Mitglieder 
aus Jeder Gruppe haben soll, sowie zum Vorstande sollen bei der Orts- 
krankenkasse nach den Grundsätzen der Verhältniswahlstatt- 
finden, so daß auch die Minderheitsgruppen, entsprechend ihrer Zahl, 
angemessen vertreten sind. Endlich soll, wie in ähnlichen paritäti- 
schen Organisationen vielfach üblich, ein unparteischer Vcrsitzender 
als vermittelndes und ausgleichendes Element an die Spitze der Kran- 
kenkasse gestellt werden, wobei den Arbeitgebern und den Versicher- 
ten die Wahl dieses Vorsitzenden überlassen bleibt, und erst wenn sich 
beide Teile nicht einigen können, der Vorsitzende zeitweilig durch den 
zuständigen Kommunalverband bestimmt wird. 

Die Rechtsstellung der Kassenangestellten. die bisher nur auf den 
alleemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts beruht, soll für 
alle nicht nur vorübergehend Angestelltendurch Dienstordnungen 
geregelt werden, die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen, 
welche indessen nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes versagt 
werden darf. Die Dienstordnung soll einerseits Kautelen dafür schaffen, 
daß die Angestellten der geschäftlichen Fähigkeiten und Kenntnisse 
nicht ermangeln, die ihr Amt erfordert, andererseits aber die Beamten 
durch geeignete Regelung ihrer Disziplinarverhältnisse gegen Will- 
kür schützen 

Freilich haben auch diese neuen Bestimmungen hier und da Wider- 
spruch gefunden, darunter namentlich die wichtigste der Aenderung 
des Beitrags- und Stimmenverhältnisses der Arbeitgeber und Arbeit- 

6* 


84 Seidel, 


nehmer. Sie sind namentlich von Professor Dr. Stier-Somlo in der 
»Kölnischen Zeitung«®) erhoben worden, der, um den bei den jetzigen Be- 
stimmungen vielfach vorkommenden parteipolitischen Mißbrauch ent- 
gegenzutreten, statt jener Aenderung in Vorschlag bringt, in ge- 
wissen Fällen auch die Frage der Zweckmäßigkeit von Hand- 
lungen der Versicherungsträger durch die Aufsichtsbehörde nachprüfen 
zu lassen, sodaß nicht nur reine Rechtsfragen, sondern auch solche der 
Zweckmäßigkeit von Handlungen der Versicherungsträger durch die 
Aufsichtsbehörde nachgeprüft werden können, hinter der sich meist die 
parteipolitischen Bevorzugungen zu verbergen pflegten. 


IV. Verhältnis der Kassen zu den Aerzten und Apothekern. 


Die Vorschriften über die Beziehungen der Krankenkassen zu 
den Äerzten und Apothekern sind in dem umgearbeiteten Entwurf völ- 
lig neu gestaltet. 

Die rechtlichen Beziehungen zwischen den Krankenkassen und 
Aerzten sollen durch Vertrag geregelt werden, der entweder als all- 
gemeiner oder als besonderer Vertrag abgeschlossen wird. Der allge- 
meine Vertrag wird von den Kassen mit den Aerzten ihres Bereichs 
abgeschlossen. Sein Abschluß bewirkt, daß jeder approbierte Arzt, der 
im Bereiche der Kasse wohnt, Kassenmitglieder behandeln kann, wenn 
er dem Vertrage schriftlich beitritt und daß ein Arzt vom Beitritt nur 
ausgeschlossen werden kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Diese 
Art des Vertrags kommt im wesentlichen auf den Grundsatz der so- 
genannten freien Arztwahl hinaus. Die Kassen müssen aber nicht, 
sondern können nur einen solchen allgemeinen Vertrag schließen: denn 
ihre Satzung kann den Vorstand ermächtigen, den Vertrag als beson- 
deren nur mit bestimmten Äerzten abzuschließen mit der Wirkung. 
daß die Kassen, von dringenden Fällen abgesehen, die Bezahlung 
anderer Aerzte ablehnen können. Dabei soll aber den Mitgliedern der 
Kasse, soweit es ohne erhebliche Mehrbelastung der Kasse möglich, 
die Wahl zwischen mindestens zwei Aerzten ermöglicht werden. Da- 
mit wird also die sogenannte »beschränkte freie Arztwahl« fakulta- 
tiv (auf seiten der Kassen) eingeführt. Zunächst zur Festsetzung deı 
Unterlagen und Grundsätze für die Verträge und zur Erleichterung 
ihres Abschlusses, dann aber auch zur Schlichtung von Streitigkeiten 
sollen sogenannte Vertragsausschüsse aus mindestens je 4 Vertretern 
der Kassen und der Aerzte regelmäßig je für einen Bezirk eines Ober- 
versicherungsamts gebildet werden. Für die Wahl der Vertreter zu 
den Ausschüssen, die je für allgemeine und besondere Verträge ge- 
sondert stattfinden sollen, für die Tragung und Verteilung der Kosten 
des Ausschusses, für das Verfahren bei Feststellung der Grundsätze, 
ihren notwendigen Inhalt und ihre Greltungsdianer, für das Verfahren 

bei dem Abschlusse der Verträge, insbesondere die Mitwirkung des Ver- 
wragsausschusses als Einigungsamt gelegentlich der Verhandlungen 
über den Abschluß allgemeiner Aerztverträge, für die Tätigkeit des 


3 A. a. O. Nr. 314, 1010. 
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Ausschusses bei der Schlichtung von Streitigkeiten und die Notwen- 
digkeit und Wirkung seiner Entscheidung als Voraussetzung der Klage 
bei den ordentlichen Gerichten sind eingehende Vorschriften gegeben. 
Aus ihnen ist hervorzuheben, daß der Vertragsausschuß allgemein oder 
für einzelne Angelegenheiten einen Obmann in einer nicht zum Kreise 
seiner regelmäßigen Mitglieder gehörigen Person wählen oder von der 
höheren Verwaltungsbehörde bestellen lassen kann, der dann in den 
Sitzungen den Vorsitz führt. Wirkt der Vertragsausschuß als Eini- 
gungsamt oder hat er — in der Besetzung von je 2 Vertretern der Kassen 
und Aerzte als BeschwerdeausschußB —- über Streitigkeiten aus den 
Verträgen zu entscheiden, so muß ein Obmann bestellt werden. Der 
Direktor und die Mitglieder des Oberversicherungsamts müssen die 
Wahl zum Obmann annehmen, können sich aber gegenseitig vertreten. 
Zur Sicherung der Durchführung der Vorschriften ist bestimmt, daß 
Aerzte, die Verträge mit Kassen unter Bedingungen abschließen, die 
den von den Vertragsausschüssen aufgestellten Grundsätzen ent- 
sprechen, dieserhalb nicht von den ärztlichen Standesvertretungen 
verfolgt werden dürfen, und daß aus Vereinigungen und Verabredungen, 
die den Abschluß von Verträgen auf der Unterlage der Grundsätze ver- 
bieten, weder Klage noch Einrede stattfindet. ferner daß Kassen, die 
keinen Arztvertrag zu angemessenen Bedingungen mit einer genügen- 
den Anzahl von Aerzten schließen können, wenn dadurch die ärztliche 
Versorgung der Kassenmitglieder ernstlich gefährdet wird, von der 
obersten Verwaltungsbehörde ermächtigt werden können, ihren Mit- 
gliedern statt der Krankenpflege bis zu zwei Drittel des gesetzlichen 
Krankengeldes zu gewähren oder die Erkrankten auch ohne die sonst 
dafür vorgesehenen Voraussetzungen in ein Krankenhaus zu verweisen. 

Diesen Vorschriften entsprechen die weiteren Bestimmungen, daß 
die Satzung den Kassenvorstand ermächtigen kann, die Krankenhaus- 
behandlung nur durch bestimmte Krankenhäuser gewähren zu lassen 
und die Bezahlung anderer, abgesehen von dringenden Fällen, abzu- 
lehnen, daß aber andererseits, wenn die von der Kasse gewährte ärzt- 
liche Behandlung und Krankenhauspflege nicht genügen, das Ober- 
versicherungsamt in gewissem Umfange anordnen kann, daß diese 
Leistungen noch durch andere Aerzte und Krankenhäuser zu gewäh- 
ren sind. 

Entsprechende Maßnahmen und Einrichtungen sind auch für 
das Verhältnis zwischen Krankenkassen und Zahnärzten vorgesehen 
und ebenso Erleichterungen für die Kassen durch Verträge über Lie- 
ferung zu Vorzugsbedingungen und durch Anordnung gewisser Preis- 
beschränkungen gegenüber den Apothekern unter Zulassung ähnlicher 
Einrichtungen, wie sie für die Regelung der Beziehungen zu den Aerzten 
vorgesehen sind. 

Die Motive zu diesen Bestimmungen des umgearbeiteten Ent- 
wurfes würdigen die Gründe, die auf der einen Seite nach der Meinung 
der Mehrzahl der Aerzte für das System der sog. freien Arztwahl, auf 
der anderen Seite nach der Meinung der Mehrzahl der Kassen für das 
Kassenarztsvstem sprechen, und kommen zu dem Ergebnis. daß kein 
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System auf die Dauer gut wirken kann, wenn es nicht vom beidersei- 
tigen guten Willen getragen ist, und daß die erhebliche Verschieden- 
heit der örtlichen. beruflichen und finanziellen Verhältnisse bei ein- 
zelnen Kassen und Kassenarten der Festlegung auf ein bestimmtes 
System widerspricht. Gegen die gesetzliche Festlegung des Systems 
der sog. freien Arztwahl spricht nach der Begründung vor allem, daß 
damit den Kassen ein Vertragszwang auferlegt wird, den die Aerzte 
für sich mit aller Entschiedenheit ablehnen. Bei diesem System stehen 
die Kassen einem Kontrahenten gegenüber, mit dem sie unter Aus- 
schluß jeder Konkurrenz den Vertrag schließen müssen. Da es den 
Aerzten ihrerseits freisteht, ob sie den Vertrag abschließen wollen, so 
liefe eine solche gesetzliche Festlegung im Endergebnis darauf hinaus, 
daß die Aerzte völlig einseitig den Kassen die Vertragsbedingungen 
diktieren können. Der Entwurf läßt es daher grundsätzlich dabei, daß 
Kassen und Aerzte ihr gegenscitiges Verhältnis frei vereinbaren. Er 
geht aber davon aus daß es nicht einseitig 
Sache der Krankenkassen und ihrer Organe 
sei, die Bedingungen für die ärztliche Versor- 
gung der Kassenmitelieder festzusetzen, daß 
vielmehr besondere Schiedsinstanzen geschaffen werden, die beim Ver- 
tragsabschluß fördernd, vermittelnd und schlichtend einzusetzen ha- 
ben. Diese Schiedsinstanzen sellen von den beteiligten Gruppen selbst 
frei gewählt werden, ohne daß eine außerhalb stehende Behörde mit 
eingreift. Die Instanzen werden daher nicht. wie der früher veröffent- 
lichte Entwurf vorsah, in Anlehnung an die Versicherungsämter und 
Oberversicherungsämter gebildet. Für jedes der beiden Systeme (der 
freien Arztwahl und der Kassenärzte) sicht. wie aus dem oben Gesagten 
hervorgeht. der Entwurf besondere ‚Ausschüsse vor, deren Wırkungs- 
kreis getrennt ist, zwischen denen es daher zu einem Widerstreite nicht 
kommen kann. Der Ausschuß soll auch die Aufgabe haben, Streitig- 
keiten aus den bereits abgeschlossenen Verträgen zu schlichten. Bei 
vermögensrechtlichen Streitigkeiten kann die Partei, die mit der Ent- 
scheidung des Ausschusses nicht einverstanden ist, dagegen die ordent- 
lichen Gerichte angehen 3). 

\Wiewohl die Regierung mit dem neuen Entwurf einen Schritt 
vorwärts im Sinne der ärztlichen Forderungen getan hat. hat jener 
die Aerzte, die ihre Vertretung in dem Leipziger Verband haben, nicht 
befriedigt. Sowohl ın der ärztlichen Presse, namentlich dem Organ des 
Leipziger Verbandes. dem »Aerztlichen Vereinsblatt für Deutschland«, 
als auch auf dem am 18. April d. J. in Berlin abgehaltenen Aerzte- 
tage ist dies deutlich zum Ausdruck gebracht worden. 

Die Aerzte fordern die gesetzliche Festlegung der sog. organi- 
sierten »freien Arztwahl« als das in der Regel anzuwendende Arzt- 
system, von welchem nur in besonderen Fällen abgewichen werden 
dürfe. Dagegen würden die Bestimmungen des Entwurfes das System 
der fixierten Aerzte fördern auf Kosten der freien Arztwahl. Der Ent- 


5) „Norddeutsche Allgemeine Zeitunge vom 16. März igro. 
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wurf erfinde, um die »fixierten Aerzte« zu schützen und zu stützen, ein 
kniffliches Doppelsystem von Vertragsausschüssen, vor deren einem die 
Verträge mit »fixierten«, vor deren anderem diejenigen mit »freigewähl- 
ten« \erzten zu verhandeln seien. Dazu seien die Ausschüsse für den 
yalleemeinen« Vertrag nicht lebensfähig. da unter ihren Aerztevertretern 
auch »fixierte« Aerzte Platz fänden, welche ja zugleich »freigewählt« 
bei anderen Kassen zu sein pflegten, während im Ausschuß für »be- 
sondere« Verträge lediglich »fixierte« Aerzte säßen ®). 

Der herrschende Dualismus in der kassenärztlichen Versorgung, 
so schreibt die Berliner Klinische Wochenschrift, wird durch die neuen 
Bestimmungen nur verewigt und verschärft, indem sie beide Systeme 
in schrotfer Trennung nebeneinander ausbaut und kodifiziert. Durch 
den also statuierten Dualismus werden alle die sonst recht begrüßens- 
werten Modalitäten der Wahl und sonstigen Wirkungsweise der neuen 
Vertragsausschüsse von vornherein ihres Wertes und ihrer beruhigen- 
den Wirkung beraubt, da sie nur geeignet seien die Gregensätze in der 
Aerzteschaft zu verschärfen, in ihre wirtschaftlichen Organisations- 
hestrebungen einen Keil zu treiben und damit neue erbitterte Kämpfe 
zu entfesseln. 

Dr. Magen-Leipzig hält unter den neuen Bestimmungen eine Fort- 
entwicklung im Sinne der freien Arztwahl für völlig ausgeschlossen. 
Aber auch eine Fortentwicklung im Sinne einer Besserung der Hono- 
rare und sonstigen Bedingungen sei so gut wie unmöglich, denn selbst 
die heftigsten Gegner der freien Arztwahl unter den Kassenärzten 
wüßten ganz genau, daß sie die Besserung der Stellungen, die sie er- 
langt haben. ganz allein dem Zusammenhalte der gesamten Aerzte- 
schaft, der Gesamtorganisation und nicht einem Zusammenhalte der 
bei der Kasse angestellten Aerzte allein verdankten. Den Kassenärz- 
ten werde es klar sein, daß ihre Isolierung von der Gesamtorganisation 
der Aerzte und ihren Bestrebungen im ersten Augenblick zwar eine 
gewisse Stabilisierung ihrer Monopole bedeute, für die Zukunft aber 
sie der Gnade oder Ungnade ihrer Kassenvorstände widerstandslos 
preisgebe ?). 

Eine weitere Forderung der Aerzte geht dahin, daß die Gewährung 
kassenärztlicher Behandlung an ein jährliches Höchsteinkommen von 
2900 M. gebunden sein soll. Sie erscheint schon deshalb nicht gerecht- 
fertigt. weil diese Höchstgrenze von 2000 M. für die Verhältnisse in 
einer Großstadt, wenn es sich um einen Familienvater mit Frau und 
Kindern handelt, sehr gering ist. 

Im letzten Ende handelt es sich, wie auch bereits in der nicht- 
ärztlichen Presse ausgeführt worden ist, in diesem Kampfe der Aerzte 
gegen die Reichsversicherungserdnung um eine Lohnfrage. Die 
Aerzte wollen bei der Festsetzung ihrer Honorare nicht ausgeschaltet 
werden. Diese Forderung ist berechtigt. Sie führt aber zu einem Kon- 
likt, wenn. wie es geschieht, die Aerzte allein darüber bestimmen 

# Nationalliberale Blätter Nr. 24, 1910 Seite 242. 
’) Aerztliche Mitteilungen nebst Anzeiger, XE Jahrg., Nr. 94, S. 25%. 
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wollen, in welcher Höhe die Honorierung erfolgen soll. Die Kranken- 
kassen müssen mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln, die zum 
Teil Beiträge der Arbeiter selbst sind, rechnen. Wird die Rechnung 
des Arztes gesteigert, dann müssen die sonstigen Leistungen der Kasse 
vermindert werden. Seitens der Kassen wird aber zutreffend darauf 
hingewiesen, daß es bei der Wiederherstellung der Arbeitskraft oft 
weniger auf die ärztliche Hilfe als auf Kräftigungsmittel, Bäder, gute 
Nahrung und Erholung in freier Luft ankommt. Deshalb müssen überall 
dort die Forderungen der Aerzte eingeschränkt werden, wo sie die 
übrigen Leistungen der Krankenkassen unzulässig behindern würden. 

Die Vorschriften des Entwurfes bieten doch eine Grundlage, auf 
der gesetzgeberisch Nützliches zustande kommen kann. Allerdings ist 
die Möglichkeit von Streitigkeiten dann nicht ausgeschlossen, wenn 
ein allgemeiner Aerztevertrag mit den Aerzten nicht zustande kommt. 
Denn sowohl das Vorliegen eines Kassenarztvertrages (besonderen 
Arztvertrages im Sinne des Entwurfes) als auch der Mangel jeder 
vertraglichen Vereinigung könnte zu der traurigen Erscheinung eines 
Aerztestreikes führen. Die Aerzte werden daher ın ihren materiellen 
Forderungen vorsichtig sein müssen und das Prinzip der freien Aerzte- 
wahl nicht übertreiben dürfen, indem sie sich zu gewärtigen haben, 
daß allerdings die freie Arztwahl auch heute schon mit einer erheblı- 
chen Mehrbelastung der Kassen in mit*leren und vor allem großen 
Städten verbunden ist. 


V. Hilfskassen als Ersatzkassen. 


Der Entwurf will in Schonung bestehender Rechtssubjekte, trotz 
mancher Bedenken und Schwierigkeiten, die zugleich bereits vorhan- 
denen und nach $ 75 des Krankenversicherungsgesetzes privilegierten 
eingeschriebenen Hilfskassen als Ersatzkassen in den Rahmen der Neu- 
organisation einpassen. Neue Privilegien sollen aber nicht erteilt 
werden, um den auf Anlehnung tunlichster Einheitlichkeit gerichteten 
Grundgedanken der Reform nicht zu verciteln. Eingeschriebenen Hilfs- 
kassen, denen bis zu einem bestimmten Zeitpunkte die Bescheinigung 
aus $ 75 a des Krankenversicherungsgesetzes erteilt ist, sollen danach 
in der Gestaltung des dem Reichstage im Entwurfe vorliegenden Hilfs- 
kassengesetzes und unter den Voraussetzungen dieses Entwurfs als 
Ersatzkassen auch fernerhin zugelassen bleiben; auch sollen sie sich 
ihre Mitgliede:zahl ergänzen und vergrößern dürfen, soweit sie sich 
dabei im Rahmen des seither schon satzungsmäßig festgelegten Per- 
sonenkreises halten. Berufsgruppen, die, wie beispielsweise die land- 
wirtschaftlichen Arbeiter, bis jetzt von den Hilfskassen nicht oder kaum 
umfaßt waren, bleiben den regelrechten Organisationen des Entwurfes 
vorbehalten. Im einzelnen soll die Zugehörigkeit der Arbeiter zu einer 
Hilfskasse den Arbeitgeber nicht mehr von der Anmelde- und Beitrags- 
pflicht zur zuständigen Pflichtkasse befreien, sondern nur bewirken, 
daß die Versicherten keine Rechte und Pflichten gegen die Pflichtkasse 
haben. Die Hilfskassen sollen innerhalb des Rahmens ihres satzungs- 
mäßigen Mitgliederkreises aufnahmepflichtig sein, also den Beitritt 
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nicht von Lebensalter, Geschlecht oder Gesundheitszustand abhängig 
machen dürfen, ihre Leistungen müssen den Regelleistungen des 
Krankenkassen mindestens gleichkommen, ihre Mitgliederzahl muß 
mindestens 1000 betragen. 

Gegen diese Bestimmungen hat namentlich der Verband der Hand- 
lungsgehilfen Stellung genommen, indem er ausführt, daß sich auf 
ihrem Boden auch große und wirklich leistungsfähige Organisationen 
nicht mehr lebenskräftig erhalten und fortentwickeln könnten. Der 
Handlungsgehilfenstand hat aber ein wohlbegründetes Interesse an 
demFortbestehen leistungsfähiger Hılfskassen, 
da sie besser als die Pflichtkassen geeignet seien, den Bedürfnissen der 
kaufmännischen Angestellten Rechnung zu tragen. 


VI. Der Instanzenzug bei Streitfällen und die Aufsicht über die 
Krankenkassen. 


Der einfache und klare Instanzenzug, dessen sich gegenwärtig 
die Unfall- und Invalidenversicherung erfreuen, soll in ähnlicher Weise 
auch auf die Krankenversicherung übertragen werden. Wie sich das 
Verfahren zu gestalten hat, wird bei Besprechung des VI. Buches dar- 
gelegt werden. 

Die Aufsicht über die Kassen soll grundsätzlich dem Versicherungs- 
amt übertragen werden, gegen dessen Anordnungen die Beschwerde 
an das Oberversicherungsamt gegeben wird. In gewissen Fällen, z. B. 
des Versagens der ärztlichen Leistungen und der Notwendigkeit von 
Satzungsändetungen wegen eines Mißverhältnisses zwischen Beiträgen 
und Leistungen u. a. m., ist eine unmittelbare Anordnung der Geneh- 
migung des Oberversicherungsamtes vorgesehen. Im übrigen wird 
für Stieitigkeiten, die unter den Beteiligten entstehen, regelmäßig 
unter Ausschluß der bisher zuständigen ordentlichen und Verwaltungs- 
gerichte — die Entscheidung des Versicherungsamts, meist in seiner 
Besetzung als Spruch- oder Beschlußausschuß, und gegen dessen Ent- 
scheidung der Rechtszug an das Oberversicherungsamt und unter Um- 
ständen an das Reichs-(Landes-)versicherungsamt gegeben, während 
für eine Reihe von Fällen allgemeiner Anordnungen und instanzlicher 
Entscheidungen die Landeszentralbehörde und für gewisse allgemeine 
Anordnungen der Bundesrat zuständig sein soll. 


Drittes Buch. 
Unfallversicherung. 


Die Zusammenfassung der Gesetze über die Arbeiterversicherung 
in ein einziges Gesetz bringt für die Unfallversicherung hauptsächlich 
Aenderungen inderäußeren Gestalt gegenüber den bisherigen 
Gesetzen mit sich. Dahin gehört vor allem die Verschmelzung der 
Bauunfallversicherung mit der Gewerbe-Unfallversiche- 
rungindem ersten Teile des dritten Buches, welchem sich als »zweiter 
Teil« die Jandwirtschaftliche Unfallversicherung, der auch die Unfall- 
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versicherung für die Forstwirtschaft umfaßt, und als »dritter Teil« die 
Seeunfllversicherung anschließt. 

Der materielle Inhalt der im Dritten Buche zusammengefaßten 
Vorschriften entspricht in der Hauptsache dem bisher geltenden Rechte. 
Diese ist jedoch zum Teil mit Rücksicht auf hervorgetretene Bedürf- 
nisse und Zweifel klargestellt und in einigen Punkten auch weiter aus- 
gestaltet. Mit Recht ist in beteiligten Kreisen die gegenwärtige Umgren- 
zung der Versicherungspflicht bei kaufmännischen Unternehmungen als 
unzulänglich empfunden worden. § r Abs. ı Nr. 7 des Gewerbe-Un- 
fallversicherungsgesetzes erklärt für versicherungspflichtig Lagerungs- 
betriebe, wenn sie mit einem Handelsgewerbe verbunden sind, dessen 
Inhaber ım Handelsregister eingetragen steht. Diese Vorschrift hat 
zu erheblichen Schwierigkeiten und Bedenken Anlaß gegeben. Die 
Voraussetzung einer Eintragung im Handelsregister trifft nicht zu 
bei den vielfach mit großem Er verschenen Betrieben von Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, da diese nicht im Handels-, sondern 
in dem besondere Genossenschaftsregister eingetragen sind. Solche 
Betriebe fallen also nicht unter $ ı Abs. ı Nr. 7a.a. O. Die Rechts- 
übung der handelsgerichtlichen Stellen in bezug auf die Aufnahme von 
Betrieben in das Handelsregister ist vielfach nicht gleichmäßig. Die 
Versicherungspflicht ist von der tatsächlichen Eintragung ins Handels- 

register abhängig und gilt nur für die Dauer dieser Eintragung. End- 
lich und hauptsächlich bringt der Begriff des Lagerungsbetriebs selbst 
und die Abgrenzung der versicherten von der unversicherten Tätig- 
keit in demselben Handelsgewerbe große praktische Schwierigkeiten 
und Unzuträglichkeiten mit sich. Zur tunlichsten Abhilfe sind an Stelle 
der Lagerungsbetriebe im $ 632 Nr. 70 des Entwurfs nunmehr der Ver- 
sicherung unterstellt Betriebe, die der Behandlung und Handhabung 
der Ware dienen, falls sie mit einem kaufmännischen Unternehmen ver- 
bunden sind, das über den Umfang des Kleinbetriebs hinausgeht. Das 
Erfordernis des Handelsgewerbes und die Formvorschrift der Ein- 
tragung in das Handelsregister sind also fallen gelassen und an ihre 
Stelle ist das kaufmännische Unternehmen, das über den Umfang des 
Kleinbetriebs hinausgeht. getreten. Damit fallen die Betriebe, bei 
denen diese Voraussetzungen zutreffen, alsbald mit deren Eintreten 
kraft Gesetzes und nicht er i nach Eintragung in ein anderen Zwecken 
dienendes Register unter die Unfallversicherung. Dies gilt nunmehr 
gegebenenfalls auch für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 
Dadurch, daß an die Stelle des Lagerungsbetrichs der Betrieb tritt, 
welcher der Behandlung und Handhabung der Ware dient, werden 
nicht nur die eigentlichen Lagerungsarbeiten, sondern auch ähnliche 
Arbeiten im Kautmännischen Unternehmen der Versicherung unter- 
stellt, und es wird bei den überhaupt versicherten Betrieben die Grenz- 
bestimmung zwischen der versicherten und der nichtversicherten Tä- 
tigkeit, soweit es sich nicht etwa um die als solche unversichert bleibende 
Kontor-, Kassen oder Reisetätigkeit handelt, tatsächlich für den Regel- 
fall beseitigt. 

Durch den umgearbeiteten Entwurf sind nun als versicherungs- 
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pflichtig erklärt worden: Das Dekorateurgewerbe und der Betrieb der 
Badeanstalten. Ferner wird das Recht der freiwilligen Unfallversiche- 
rung auf das nicht gewerbsmäßige Halten von Reittieren und von sol- 
chen Fahrzeugen erstreckt, die durch elementare oder tierische Kraft 
bewegt werden; auch den Binnenlotsen. die ihr Gewerbe für eigene 
Rechnung betreiben, wird es zugestanden und zwar allen diesen, falls die 
Satzung nicht weitergehende Bestimmungen enthält, dann, wenn ıhr 
Jahresarbeitsverdienst 3000 M. nicht übersteigt oder wenn sie nicht 
regelmäßig mehr als zwei Lohnarbeiter beschäftigen. 

Beim Gegenstand der Versicherung sind die bisherigen Vorschriften 
des Gewerbe- in BR die Berechnung 
des Jahresarbeitsverdienstes für die Entschädizung 
entsprechend dem Bedürfnisse wie es sich bei Anwendung des Gesetzes 
ergeben hat, weiter ausgebildet ($$ 584 bis 592 des Entwurfs). 

Durch den neuen Entwurf ist den V ersicherungsträgern allgemein 

das Recht eingeräumt worden. Renten bis zu einem Fünftel der Vollrente 
von vornherein auf eine bestimmte Zeit zu gewähren, während der 
erste Entwurf dies nur bei der ersten Rentenfeststellung zuließ. Die 
Gewährung von Teilrenten von 20 v. H. und weniger auf eine bestimmte 
Zeit, also unter Festsetzung eines in der Zukunft liegenden Endpunktes, 
soll auch dann statthaft sein, wenn die Feststellung der Rente nach 
Abschluß eines neuen Heilverfahrens oder wegen des Eintritts einer 
wesentlichen Aenderung der für die letzte Rentenfeststellung maß- 
gebend gewesenen Verhältnisse erfolgt. 

Beseitigt ist die Bestimmung des ersten Entwurfs, daß die Rente 
ruht, soweit und solange der Verletzte den vollen Lohn bezieht, den er 
ohne den Unfall beziehen würde. Ebenfalls fallen gelassen ist die Vor- 
schrift, daß die Rente in gewissem Umfange dann ruht, wenn der 
Rentenempfänger die ihm nachgewiesene geeignete Gelegenheit zu 
Lohnarbeit ohne triftigen Grund unbenutzt läßt. 

Eine wesentliche Abänderung von dem ersten Entwurfe ist in- 
sofern vorgenommen worden, als die am ı. Januar 1910 in Kraft ge- 
tretenen Bestimmungen des Artikel I $ 6 des inzwischen erlassenen 
Gesetzes betreffend Aenderungen im Finanzwesen vom 15. Juli 1899 
(Reichsgesetzblatt S. 743) in ihn hineingearbeitet sind. Danach können 
die obersten Postbehörden von jeder Berufsgenossenschaft einen Vor- 
schuß einziehen. Er wird nach Wahl der Genossenschaft viertel- 
jährlich oder monatlich an die von der Post bezeichneten Rassen ab- 
geführt und darf den Betrag nicht übersteigen, den die Genossenschaft 
im laufenden Geschäftsjahre voraussichtlich zu zahlen hat (8 727). 
Machen die obersten Postbehörden von dem Rechte der Einziehung die- 
ses Vorschusses Gebrauch. so kann die Satzung bestimmen, daß die 
erforderlichen Mittel, soweit sie nicht aus der Umlage für das abge- 
laufene Geschäftsjahr zur Verfügung gestellt werden können, von den 
Mitgliedern des laufenden Geschiiftsjahrs durch Beiträge aufzubringen 
sind, die entsprechend den bisherigen Beiträgen umgelegt werden 

(38 738, 730). Entschädigungsbeiträge, welche die Post im Jahre 1909 
für die Genossenschaft verauslagt hat, sind als deren schwebende 
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Schuld zu behandeln, die mit 3! v. H. zu verzinsen und mit 3!% v. H. 
zuzüglich der ersparten Zinsen zu tilgen ist. Zwei Fünftel dieser Be- 
träge an Zinsen und Tilgung trägt das teich, drei Fünftel haben die 
Genossenschaften im Juli eines jeden Jahres mit dem dann fälligen 
Teilbetrage des Postvorschusses an die Post abzuführen ($ 776). Die 
Höhe des Postvorschusses und des noch vorstehenden zu zahlenden 
Betrags wird für jede Genossenschaft durch die Rechnungsstelle des 
Reichsversicherungsamts festgestellt und den Genossenschaften sowie 
den obersten Postbehörden mitgeteilt (§ 777). Die Wirkung dieser 
Vorschrift ist die. daß fortan nicht mehr das Reich durch die Post die 
zu zahlenden Entschädigungsbeträge zinslos vorzustrecken braucht, 
sondern daß die Genossenschaften auf Verlangen der obersten Post- 
behörden diesen die nötigen Mittel durch Leistung von Vorschüssen 
bereitstellen müssen. Die besondere Regelung für die ım Jahre 1909 
von der Post verauslagten Entschädigungsbeiträge vermeidet die gegen 
früher etwa doppelte Belastung der (renossenschaften im Jahre 1910, 
indem sie sonst die für Igog verauslagten Beträge zu erstatten und zu- 
gleich nach den neuen Bestimmungen des Reichsgesetzes vom 15. Juli 
1909 die Vorschüsse für I9IO zu zahlen gehabt hätten. 


Vıertes Buch. 
Die Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung. 


Das vierte Buch der Reichsversicherungsordnung regelt die Hin- 
terbliebenenversicherung in engster Verbindung mit der Invaliden- 
versicherung. Die Verbindung beider Versicherungszweige entspricht 
der Vereinfachung und ergibt sich naturgemäß, wenn die gesetzliche 
Fürsorge die Hinterbliebenen aller nach dem Invalidenversicherungs- 
gesetze versicherten Personen umfaßt. 

Bei der Invalidenversicherung bildet eine wichtige Erweiterung die 
freiwillige Zusatzversicherung. Sie kommt den Wün- 
schen des Mittelstandes, durch freiwillige \Weiterversicherung höhere 
Renten erwerben zu können, entgegen. Der Entwurf schlägt vor, 
hierfür eine besondere Zusatzmarke einzuführen. Die einmalige Ein- 
zahlung für den Erwerb einer alljährlich bis zum Eintritte der Invalı- 
dität um denselben Betrag steigenden Rente ist in den hauptsäch- 
lich in Frage kommenden Altersjahren im allgemeinen konstant. 
Hieraus läßt sich für die Invalidenversicherung ein einfacher Tarif 
ableiten. Durch Einkleben einer freiwilligen Zusatzmarke im Werte 
von I M. erwirbt der Versicherte eine Zusatzrente, deren Betrag mit 
der Anzahl der Einzahlungen und der Jahre, die seit der Einzahlung 
verflossen sind, steigt. Für jede Zusatzmarke wird der Betrag von zwei 
Pfennig als Jahresbeitrag der Zusatzrente soviel mal gewährt, als beim 
Eintritt der Invalidität Jahre seit der Verwendung der Zusatzmarke 
verflossen sind. Hat der Versicherte beispielsweise vom 25. bis zum 
55. Lebensjahre monatlich ı M. eingezahlt, so erhält er beim Eintritt 
der Invalidität im Alter von 55 Jahren eine Zusatzrente von jährlich 
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119,04 M., tritt die Invalidität erst im Alter von 63 Jahren ein und hätte 
er nach dem 56. Jahre weitere Zusatzbeträge nicht gezahlt, so würde 
die Zusatzrente jährlich 186 M. betragen. 

Was dn Umfang der Invalidenversicherung 
anbetrifft, so werden die Zwangsversicherung sowie das Recht zur Selbst- 
versicherung auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken. sowie, ohne 
Rücksicht auf den Kunstwert ihrer Leistungen, auf Personen, die als 
Bühnen- oder Orchestermitglieder beschättigt werden, ausgedehnt. 
Ferner werden auch diejenigen Deutschen für versichert erklärt. die 
bei einer amtlichen Vertretung des Reichs oder eines Bundesstaats im 
Auslande sowie bei deren Leitern und Mitgliedern beschäftigt sind; die 
Erhebung der Beiträge für diese Personen regelt der Bundesrat. 

Hinterbliebenenversicherung. Sie war bekanntlich 
schon im $ 15 des Zolltarifgesetzes vom 25. Dezember 1902 vorbereitet 
und soll durch die dort bezeichneten Mehreinnahmen des Reichs er- 
leichtert werden. Den Vorschriften des Entwurfs liegen nunmehr fol: 
gende Richtlinien zugrunde: Bei der schwankenden und nicht aus- 
reichenden Höhe der Eingänge aus den Getreide- und Viehzöllen sind die 
Leistungen an die Hinterbliebenen wie bei der Invalidenversicherung 
aut Beiträge der Versicherten, der Arbeitge- 
ber undauf Reichszuschüsse gestellt worden. Der Reichs- 
zuschuB wird ohne Rücksicht auf die Zollerträge 
in einem festen Betrage gewährt, der so hemessen ist, daß er 
im Durchschnitte der Jahre durch die mutmaßlichen Zollerträge ge- 
deckt werden wird. 

Die Beiträge der Arbeitgeber und der Versicherten werden so er- 
hoben. daß die bisherigen Beitragsmarken um durchschnitt- 
lch ein Vierte] erhöht werden, nämlich in Lohnklasse I um 
2 Pfennig. in II um 4 Pfennig, in III um 6 Pfennig, in IV um 8 Pfennig 
und in Lohnklasse V um Io Pfennig. Im ganzen betragen sie also: 16, 
24. 30, 38, 46 Pfennig. Die Invalidenrenten bleiben unverändert. 
Aehnlich wie bei der Reliktenfürsorge der Beamten stehen die Hin- 
terbliebenenbezüge in bestimmten Verhältnisse zur 
Invalidenrente desverstorbenen Ernährersund 
„war beträgt die Rente der invaliden Witwe ?/,,. die Waisenrente beim 
Vorhandensein einer Waise %/,, der Invalidenrente des verstorbenen 
Mannes. Dazu tritt der Reichszuschuß mit je 50 M. zu jeder Witwen- 
rente und je 25 M. zu jeder Waisenrente. Die Waisenrente wird den 
Waisen bis zur Vollendung des fünfzebnten Lebensjahres gezahlt. Wenn 
zum Beispiel ein Arbeiter aus Lohnklasse IV, also mit etwa 1000 Mark 
Jahreseinkommen nach Vollendung von 1300 Beitragswochen, mithin 
nach dreißigjähriger Versicherung stirbt. so erhält seine invalide 
Witwe 122,40 Mark und sein Kind 61.20 Mark jährlich an Rente, beide 
zusammen also 183.60 Mark. 

Ein Witwengeld erhält die versicherte Witwe nach dem Tode des 
versicherten Ehemanns. eine \Waisenaussteuer erbalten ihre Kinder 
nach Vollendung des fünfzehnten Lebensjahrs. Als rentenlos gelten 
auch uneheliche Kinder. Als Witwengeld wird der zwölffache Monats- 
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betrag der Witwenrente. als Waisenaussteuer der achtfache Monatsbe- 
trag der bezogenen \Waisenrente gewährt. Die Befugnis zur Verhinde- 
rung oder zur Beseitigung der Invalidität en Heilverfahren ein- 
zuleiten. wird der Versicherungsanstalt auch gegenüber den Witwen 
gegeben. 

Die Bestimmungen über das Erlöschen der Anwartschaft erfahren 
eine wichtige Aenderung, insofern die Berechnung der Fristen nach 
dem Ausstellungstage der Ouittungskarten, die das Invalidenversi- 
cherungsgesetz einführte. aufgegeben und zu der Berechnung der 
Fristen nach Kalenderjahren, die das Invaliditäts- und Altersversiche- 
rungsgesetz vorschrieb, zurückgekehrt wird. Die zweijährigen Fristen 
des Invalidenversicherungsgesetzes werden beibehalten. Zur Erneue- 
rung eines erloschenen \Versicherungsverhältnisses soll die freiwillige 
Versicherung allein nicht mehr genügen, es wird vielmehr ein Wiederein- 
treten in eine versicherungspflichtige Beschäftigung und demnäch- 
stige Zurücklegung einer neuen Wartezeit von zweihundert Beitrags- 
wochen erfordert. 

Für die Selbstversicherung werden zur Berechnung der Hinter- 
bliebenenbezüge die Beiträge nur zur Hälfte ın Ansatz gebracht. Das- 
selbe gilt von sonstigen freiwilligen, neben Pflichtbeiträgen entrichteten 
Beträgen; es sei denn. daß der Verstorbene während der letzten zwei 
Jahre vor seinem Tode dem Kreise der Versicherungspflichtigen ange- 
hört hat. 

Die Bestimmungen über das Ruhen der Rente erfahren wesent- 
liche Milderungen. Der Genuß von Pensionen, Wartegeldern oder ähn- 
lichen Bezügen soll das Ruhen von Renten nicht mehr zur Folge haben. 
Aufenthalt im Auslande bewirkt dann kein Ruhen der Rente, wenn 
er aus Gesundheitsrücksichten genommen werden muß; auch beim 
Aufenthalt in dentschen Kolonien oder Schutzgebieten ruht die Rente 
nicht. 

Die Hinterbliebenenrenten werden in die Bestimmung einbezogen, 
daß beim Zusammentretfen der Voraussetzungen für die Gewährung ver- 
schiedener Renten die niedrigere Rente Bahr. 

Hinsichtlich des Beitragsverfahrens ist zu erwähnen, 
daß die Versicherungsanstalten las für Lohnklasse II zum Nach- 
weise der Krankheit und Militärdienstzeiten ausgeben sollen, die als 
Beitragswochen anzurechnen sind. Die Verpflichtung zur Verwendung 
dieser Marken legt bei Krankheitszeiten nach Beendigung der Unter- 
stützung der Krankenkasse oder Ersatzkasse des Versicherten, im 
übrigen der Ausgabestelle der Quittungskarten ob; für die in Reichs- 
und Staatsbetrieben beschäftigten Personen kann die vorgesetzte 
Dienstbehörde die Marken einkleben. Nach Beendigung des Militär- 
dienstes hat bei Ausstellung der nächsten Ouittungskarte die Ausgabe- 
stelle eine entsprechende Zahl von Marken einzukleben. Die Marken 
werden an die zur Verwendung berufenen Stellen unentgeltlich ahge- 
geben. 

Die bisherige Gresetzgebung enthielt die Vorschrift, daß bei ver- 
spätetem Umtausch einer Quittungskarte diese ungültig werde; welche 
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Folge sich daraus für die Rechtslage des Versicherten ergebe. war nicht 
festgesetzt. Die Rechtssprechung des Reichsversicherungsamts hatte 
angenommen, daß, wenn eine verspätet eingereichte Ouittungskarte 
von der Versicherungsanstalt nicht als rechtzeitig umgetauscht an- 
erkannt werde, der Versicherte im Streitfalle beweisen müsse, daß den 
Vorschriften über die Aufrechterhaltung der Anwartschaft genügt sei. 
Dieser Grundsatz ist in den Entwurf aufgencemmen. 

Gemeinlast und Sonderlast. Die den finanziellen 
Ausgleich zwischen den Versicherungsträgern bezweckenden Bestim- 
mungen sollen geändert werden. Wie bisher bilden die Gemeinlast die 
Grundbeträge der Invalidenrenten, die Rentensteigerungen infolge 
von Krankheitswochen und die Rentenabrundungen: dazu kommen 
nicht, wie bisher, drei Viertel der Altersrenten, sondern die Altersrenten 
ganz, ferner die bisher dem Reiche zur Last fallenden Rentensteige- 
rungen infolge von Wochen militärischer Dienstleistungen, endlich 
die den Versicherungsanstalten zur Last fallenden Teile der Hinter- 
bliebenenbezüge. Das Sondervermögen der einzelnen Versicherungs- 
anstalten trägt also nur noch die Steigerungssätze der Invalidenrenten. 
Der zur Deckung der Gremeinlast buchmäßig auszuscheidende Teil der 
Beiträge (Gemeinvermögen) soll fünfzig (bisher vierzig) v. H. betragen. 

Die Hinterbliebenenversicherung stellt insofern den bedeutsam- 
sten Teil der Reichsversicherungsordnung dar, als hierdurch ein so- 
z\ales Werk zustande gekommen ist, dessen Durchführung noch vor 
einem Jahrzehnt als fast unmöglich betrachtet wurde. 

Als das Zentrum im Jahre 1902 erklärte, daß die Mehreinnahmen 
aus den agrarischen Zöllen für soziale Zwecke verwendet werden und ın 
erster Linie der Witwen- und Waisenfürsorge zugute kommen sollten. 
hat es mit dieser von ihr bewirkten lex Trimborn zwar einen Boden 
betreten, der zu schwankend war, um dem Projekt ein festes Funda- 
ment zu geben: Denn die Summen, die dem durch das Zolltarifgesetz 
vom Jahre 1902 geschaffenen Hinterblicbenenversicherungslonds seit 
dessen Inkrafttreten, also seit dem I. März 1906, zugeführt sind, haben 
den Erwartungen, die man bei seiner Einrichtung hegte, nicht entspro- 
chen. Nur im Jahre 1907 ist ein wesentlicher Betrag in ihn gelegt. 

Andererseits ist aber durch das Vorgehen der Zentrumsfraktien 
das Projekt der Fürsorge für die Hinterbliebenen wesentlich gefördert 
worden und gelangt nunmehr auch zu befriedigender Lösung, wenn, 
wie bemerkt, die Rechtsansprüche der Hinterbliebenen auf bestimmte 
von vornherein feststehende Leistungen, die ebenso, wie bei der In- 
valldenversicherung in einem festen jährlichen Reichszuschusse be- 
stehen, getellt werden. 

Auch die Sozialdemokratie stimmt dem Grundgedanken der Hin- 
terbliebenenfürsorge zu, jedoch mit der wesentlichen Maßgabe, daß 
nicht alle erwerbsfähigen Witwen ohne weiteres von der Witwenrente 
ausgeschlossen werden dürfen und daB der Begriff »Erwerbsunfähig- 
keit« auf den Verlust der halben Erwerbsunfähigkeit erweitert wird. 
Letzteres könne auch für die Invalidenversicherung gelten. Beinahe 
ohne Jede Bedeutung seien aber die vorgesehenen Unterstützungssätze. 
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Seien die Invalidenrenten schon außerordentlich gering, so seien die 
Witwen- und Waisenrenten völlig unzulänglich ®). 


Fünftes Buch. 


Beziehungen der Versicherungsträger zu einander und 
zu anderen. 


Das Fünfte Buch faßt aus den verschiedenen Veısicherungszweigen 
eine Reihe von Vorschriften zusammen, welche Beziehungen dieser 
Versicherungsträger zueinander und zu anderen Verpflichteten regeln. 

Der Entwurf beabsichtigt auf diesem Gebiete die Vereinheitlichung 
des Rechtsmittelzugs und die Ueberweisung der Streitigkeiten ledig- 
lich an die Versicherungsbehörden neben der vorgesehenen anderweiten 
Regelung einer Anzahl von materiellen Fragen, um die Zahl der Strei- 
tigkeiten, welche namentlich zwischen Armenverbänden und Kranken- 
kassen einer- und den Trägern der Unfallversicherung andererseits in- 
folge der Mängel des geltenden Rechts entstanden und zum Teil un- 
lösbar geblieben sind, herabzumindern. Nach dem Entwurfe soll über 
die durch das Zusammentreffen von Leistungen mehrerer Versiche- 
rungszweige und der Gemeinden, Armenverbände, Unterstützungs- 
kassen usw. entstehenden Erstattungsansprüche usw. von denselben 
Spruchbehörden entschieden werden, die über den Hauptanspruch zu 
entscheiden haben, aus dem die Erstattungsansprüche usw. hergeleitet 
werden. Allen ersatzberechtigten Kassen usw. wird das Recht zuge- 
standen, an Stelle des Berechtigten die Feststellung der Unfallentschä- 
digung zu betreiben und Rechtsmittel einzulegen. 

Auch in materiell-rechtlicher Beziehung wird eine Reihe bisher 
bestehender Streitfragen entschieden, so wird der Grundsatz der Ein- 
heit des Leistungsgrundes als Voraussetzung des Erstattungsanspruchs 
festgestellt. die Inanspruchnahme von Rentenrückständen in vollem 
Umfange gestattet und bestimmt, daß Krankengeld und Rentenlei- 
stungen aus entsprechenden Renten, Sterbegeld aus Sterbegeld, Heil- 
verfahrenskosten aber selbständig zu erstatten sind. 

Zur Förderung der Uebernahme des Heilsverfahrens durch die 
Träger der Unfall- und der Invaliden- und Hinterbliebenenversiche- 
rung sind bestimmte Vorschriften vorgesehen. Während bisher die 
Anzeige der Erkrankung, die durch einen entschädigungspflichtigen 
Unfall herbeigeführt ist, erst nach Ablauf von vier \Wochen binnen 
einer weiteren Woche zu erstatten ist, bestimmt der Entwurf die Frist 
auf drei Tage. Ferner begünstigt der Entwurf ein wirksames Heilver- 
fahren durch reichlichere Bemessung des Ersatzes für die Kosten. Die 
Krankenkasse wird dem Träger der Unfall- oder Invaliden- und Hinter- 
bliebenenversicherung. der das Heilverfahren von der Krankenkasse 
übernimmt, nicht mehr wie bisher, nur das Krankengeld, vielmehr 
dasjenige, was der Erkrankte von der Krankenkasse selbst als Kranken- 
unterstützung beanspruchen könnte, zu ersetzen haben. 


8). Sozialistische Monatshefte, 13. Heft, 1909 S. 324. 


Die Reichsversicherungsordnung. 97 


Endlich ist der Uebergang der Schadensansprüche der Versicher- 
ten gegen dritte auf die Träger der Versicherung behandelt und dabei 
vorgeschrieben, daß, wie bei den Ersatzansprüchen der Berufsgenossen- 
schaften und den aufrechterhaltenen Schadensersatzansprüchen von Un- 
fallverletzten gegen schuldhaft handelnde Unternehmer, das zustän- 
dige ordentliche Gericht hinsichtlich der Frage, ob und in welchem Be- 
trage der Versicherungsträger zur Leistung verpflichtet ist, nament- 
lich also über die Fragen der Versicherungspflicht, des Betriebsunfalls 
und ursächlichen Zusammenhanges an die — gegebenenfalls abzu- 
wartende — Entscheidung der Instanzen der Arbeiterversicherung 
gebunden ist. 


Sechstes Buch. 


Verfahren. 


Das Sechste Buch der Reichsversicherungsordnung faßt die allen 
Zweigen der Reichsversicherung gemeinsamen Vorschriften über das 
Verfahren zusammen und gliedert sich in vier Gruppen von Vorschriften. 
Die erste Gruppe (Teil A) enthält das Feststellungsverfahren d. h. 
dieVorschriften darüber, in welcher Weise die Leistungen aus der Reichs- 
versicherung den Berechtigten gegenüber festgestellt werden, wobei 
unter »Feststellung« nicht nur die Anerkennung, sondern auch die Ab- 
lehnung der Ansprüche zu verstehen ist. Das Feststellungsverfahren 
zerfällt in zwei Unterabschnitte, die Feststellung durch die Versiche- 
rungsträger (§§ 1528 bis 1596) und die Feststellung im Spruchverfahren 
(3$ 1597 bis 1687). Der erste Unterabschnitt umfaßt die Vorschriften 
darüber, wie die Versicherungsträger zu den Ansprüchen auf die Lei- 
stungen aus der Reichsversicherung Stellung zu nehmen haben, der 
zweite Unterabschnitt regelt das Verfahren, das im Falle des Streites 
zwischen den Berechtigten und den Versicherungsträgern über die 
Leistungen aus der Reichsversicherung bei den Spruchbehörden der 
Reichsversicherungsordnung (dem Spruchausschusse des Versicherungs- 
amts, den Spruchkammern des Oberversicherungsamts oder der Landes- 
versicherungsämter) anzuwenden ist. Hiernach umfaßt der Ausdruck 
»Feststellung«im Sinne der Reichsversicherungsordnung sowohl die Stel- 
Jungnahme der Versicherungsträger als auch die Entscheidungen der Ver- 
sicherungsbehörden über die Leistungen aus der Reichsversicherung. 

Die Feststellung durch die Versicherungsträger ist für die drei 
Versicherungszweige verschieden gestaltet. Der Unterabschnitt ent- 
hält daher nach den allgemeinen Vorschriften über die Einleitung des 
Verfahrens zunächst die Vorschriften für die Kranken\ ersicherung, 
sodann die für die Unfallversicherung und zum Schlusse die für die 
Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung. Das Spruchverfäahren 
dagegen ist abgesehen von den abweichenden Vorschriften über die In- 
validen- und Hinterbliebenenversicherung und ven Abweichungen in 
Einzelheiten, wie z. B. bei den Vorschriften über die Zulässigkeit der 
Revision ($$ 1632 bis 1658) inı großen und ganzen gleichmäßig geregelt. 

Dem Feststellungsverfahren läßt der Entwurf in getrennten Ab- 
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schnitten folgen: Die besonderen Arten des Verfahrens ($$ 1688 bis 
1697) und die besonderen Vorschriften über die See-Unfallversiche- 
rung (§§ 1698 bis 1722). Der Entwurf hat diese Abschnitte der besseren 
Uebersicht wegen aus dem regelmäßigen Verfahren ausgeschieden und 
an besonderer Stelle behandelt, wie auch die Zivilprozeßordnung die 
besonderen Arten des Verfahrens (Urkunden- und \WVechselprozeß, 
Verfahren in Ehesachen, Entmündigungssachen, Mahnverfahren) aus 
dem regelmäßigen Verfahren ausscheidet. 

Die zweite Gruppe von Vorschriften (Teil B) regelt das Verfahren 
bei sclchen Streitigkeiten, die nicht im Feststellungsvertahren, aber 
nach ausdrücklicher Vorschrift der Reichsversicherungsordnung im 
Spruchverfahren zu erledigen sind. Es handelt sich hier in der Haupt- 
sache um Ersatz- und Erstattungsansprüche ($$ 1723 bis 1729). 

Die dritte Gruppe von Vorschriften (Teil C) betrifft das Beschluß- 
verfahren d. h. die V erfahrensvorschriften, die für die Erledigung der 
Beschlußsachen durch die Versicherungsbehörden. insbesondere den 
Beschlußausschuß des Versicherungsamts, die Beschlußkammer des 
Oberversicherungsamts und den Beschlußsenat des Reichsversiche- 
rungsamts ( Landesversicherungsamts) maßgebend sind. Das Beschluß- 
verfahren ist in drei Unterabschnitte eingeteilt: Allgemeine Vorschrif- 
ten, Beschwerde und weitere Beschwerde. 

Die vierte Gruppe von Vorschriften (Teil D) behandelt die Kosten 
des Verfahrens in Spruch- und Beschlußsachen, sowie die Gebühren 
der Anwälte. 

Auf dem Gebiete der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung 

ist das Spruchverfapren mit den sich aus der Neuordnung der Versiche- 
rungsbehörden ergebenden Aenderungen im wesentlichen ebenso ge- 
regelt wie im Invalidenversicherungsgesetz und der Anweisung des 
komedi Preußischen Ministers für Handel und Gewerbe vom 15. No- 
vember 1908 betreffend das Verfahren vor den unteren Verwaltungs- 
behörden. Werden Anträge auf Leistungen der genannten Versiche- 
rung gestellt, oder soll eine Invalıden-, Hinterbliebenen- oder Zusatz- 
rente entzogen oder eine Rente eingestellt werden, so hat der Vorsitzende 
des Ver icherunsans die erforderlichen Ermittelungen anzustellen 
und regelmäßig der Spruchausschuß auf Grund mündlicher Verhand- 
lung cin (mtachten zu erstatten. Kine mündliche Verhandlung soll 
— vorbehaltlich ergänzender Vorschriften durch die im Entwurfe vor- 
gesehene Kaiserliche Verordnung über das Verfahren -— nicht statt- 
finden, wenn cs sich um eine Alters- cder Waisenrente, Witwengeld, 
Waisenaussteuer und Kapitalabfindung handelt; ist eine mündliche 
Verhandlung nicht vorgeschrieben, so wird das Gutachten von dem 
Vorsitzenden allein abgegeben. Im übrigen kann das Verfahren bei 
der Vorbereitung und Begutachtung der Sache, soweit es nicht durch 
die Kaiserliche Verordnung geregelt wird, von der obersten Landes- 
verwaltungsbehörde näher bestimmt werden. 

Das Rechtsmittelverfahren vorden Spruchbehörden ist ver- 
schieden gestaltet, je nachdem es sich um die Kranken- und Unfallver- 
sicherung oder die Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung handelt. 
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Zur Psychophysik der Textilarbeit. 
Uebungsfortschritt und Stetigkeitszunahme der Leistung. 


Von 


MARIE BERNAYS. 


I. 


Die folgenden kurzen Ausführungen wollen einen kleinen Beitrag 
zur Beantwortung der Frage liefern, ob überhaupt und inwieweit es 
möglich sei, industrielle Massen leistungen ın ähnlicher Weise zu 
analysieren, d. h. in ihre Grundkomponenten zu zerlegen, wie es die 
experimental-psychologische Forschung bei streng kontrollierbaren 
Einzelleistungen zu tun unternimmt }). 

Dieser Absicht entsprechend wird hier für eine leider nicht große 
Zahl ?) von Textilarbeitern und -Arbeiterinnen die Arbeitsleistung wäh- 
rend der ersten Monate ihrer Tätigkeit in der Fabrik zahlenmäßig nach 
gänzlich empirischem Material festgestellt. Es ist die Frage, wie weit 
sich in diesen, den Lohnlisten einer mechanischen Baumwollspinnerei- 
und Weberei entnommenen Zahlen, Tatsachen nachweisen lassen, die 
wir berechtigt sind, als »U’ebungsfortschritt« im Sinne der Experimen- 
talpsychologie zu bezeichnen. 

Die Textilindustrie ist wohl besonders geeignet zu einer derarti- 
gen Analyse der Uebungsvorgänge. Ucbung, d. h. Verbesserung der 
Kräfte-Oekonomie und dadurch bewirkte Steigerung der Leichtigkeit, 
Schnelligkeit und Sicherheit der Leistung, beruht, physiologisch ge- 
sprochen, auf Ausnutzung der Reiznachwirkungen in den peripheren 
Nerven durch »Summation«. Läßt man nämlich mehrere Reizungen 
des Nerven in solchen Intervallen auf einander folgen, daß jeder kom- 
mende in die Periode des Abklingens der Erregung fällt, so nimmt die 





1) Ueber diz prinzipielle Frage des Zusammenarbeitens von Naturwissenschaft 
und Sozialwissenschaft, über die dabei vorhandenen Schwierigkeiten und ihre 
erste Lösung, s. Max Weber, Zur Psychophvsik der industriellen Arbeit, Archiv 
für Sozialwissenschaft, Bd. 27 28. 

3) Die Löhnungen von 52 Arbeitern und Arbeiterinnen legen diesen Berech- 
nungen zugrunde. Schon aus dieser kleinen Zahl geht deutlich hervor, daß es 
sich bei der folgenden Darstellung nie darum handeln kann, etwas »beweisen« 
zu wollen. Sie will vielmehr nur ein Hinweis daranf sein, auf welche Weise viel- 
leicht mit weit größerem Material Resultate zu erzielen wären. 
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Reizbarkeit zu und kann unter Umständen selbst soweit wachsen, 
daß ein schwacher Reiz, der anfänglich keine Zuckung herbeiführte, 
jetzt eine maximale Zuckung auslöst. Je einfacher die Leistung, desto 
vollständiger kann diese Ausnützung der Reiznachwirkungen sein und 
auf dieser Tatsache beruht auch zum nicht geringsten Teil die Zweck- 
mäßigkeit der Zerlegung eines Arbeitsaktes in seine einfachsten Teile 
= möglichst weitgehende Arbeitsteilung also. Daß diese Arbeitsteilung 
nun gerade in der Textilindustrie stark ausgebildet ist, ist ja bekannt 
genug. 

Nicht nur in bezug auf die Nervenvorgänge, sondern auch in be- 
zug auf die Muskelvorgänge, die die Uebung begleiten, ist die Textil- 
arbeit besonders zur Analyse unter unserm (resichtspunkt geeignet. 
Für den Muskel bedeutet fortschreitende Uebung die stete Verbesse- 
rung zwischen physiologischer (Arbeits)Leistung zur physikalischen 
(Energie)Leistung. Dies geschieht erstens durch Beschränkung 
der Bewegung auf die direkt mitbeteiligten Muskeln und zweitens 
durch Verschiebung der Leistung auf diejenigen Muskeln, welche 
den geringsten Kräfteaufwand erfordern. Sind diese Muskeln nun, wie 
angenommen wird, die kleinsten, bedeutet also »Uebung« von diesem 
Gesichtspunkt aus gesehen, eine Verschiebung der Arbeitsleistung aus- 
schließlich auf die Muskeln der Hand, so ist auch dieser Vorgang bei 
der Textilindustrie leicht zu beobachten. Ist es ja doch — um nur ein 
Beispiel anzuführen — leicht, eine gute und eine schlechte Hasplerin 
schon äußerlich daran zu erkennen, daß die letztere noch die Arme 
stark bewegt, die erstere dagegen nicht. 

Da Uebung nach psvchophysischen Erfahrungen sewohl Zunahme 
der Leistung, wie aber auch Zunahme der Stetigkeit.der Leistung 
bedeutet, waren uns zwei Wege offen, um den Uebungsfortschritt der 
Arbeiter und Arbeiterinnen zahlenmäßig darzustellen. Wir konnten 
entweder die Zunahme der Leistung in der Zunahme der Lohnhöhe, 
oder die Zunahme der Stetigkeit der Leistung in der Abnahme der Lohn- 
schwankungen auszudrücken versuchen. Wir haben den letzten Weg 
gewählt und berechnen also für jeden Arbeiter die Differenzen seines 
Verdienstes zwischen je zwei Lohnperioden; diese Differenz drücken 
wir dann in Prozenten des Durchschnittsverdienstes in dieser ganzen 
Zeit aus. Dabei suchen wir vor allem festzustellen, ob sich in unserem, 
für derartige Versuche höchst unvollkommenen Material ?), eine als 
»liebungsfortschritt« zu bezeichnende Zunahme der Stetigkeit der 
Leistung überhaupt schon nachweisen läßt. 

Wir beginnen diesen Versuch mit einer Analyse der Leistungs- 
stetigkeit der Arbeiter bei wenig qualifizierter Maschinenarbeit, um 
dann zur Untersuchung von Tätigkeiten fortzuschreiten, die mehr und 
mehr persönliche Qualitäten erfordern. 

3) Da jede Lohnperiode 2 Wochen umfaßt, können wir nur den Uebungs- 
fortschritt in dieser Zeitspanne darstellen, statt, wie es nötig wäre, denselben 
von Tag zu Tag, oder noch besser, innerhalb jedes einzelnen Arbeitstages 
zu verfolgen. 
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Tabelle I. 
Uebungsfortschritt angelernter Arbeiterinnen. 
Lohnschwankungen in Prozenten des Durchschnittsverdienstes nach Ablauf von 
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Tabelle I zeigt uns die Leistungsschwankungen von 8 Arbeiterinnen, 
die mit Spulen und Zwirnen 4) beschäftigt sind, während der ersten 
18 Wochen ihrer Akkordarbeit. In der Zahlenreihe, die die Durch- 
schnittsschwankung jeder einzelnen Lohnperiode angibt, findet sich 
eine starke Unregelmäßigkeit der Leistung in den ersten vier Posten, 
zwei »\Vellen« vergleichbar, von denen die zweite aber flacher verläuft 
als die erste. Nach dem Ende der ersten 10 Wochen vermindern sich 
die Schwankungen, die Stetigkeit der Leistung nimmt zu. Letzteres 
zeigt sich noch deutlicher, wenn wir die Durchschnittsschwankung je 
eines Monats (also hier von je 2 und 2 Posten) berechnen. Während 
die 3 ersten Posten der Monatsdurchschnittsreihe eine Abnahme der 
Iohnschwankungen um nur 1°% zeigen, ist der 4. Posten um 2,6%, 
niedriger als der dritte und auch die folgenden Posten bleiben mit leisen 
Schwankungen auf ungefähr derselben Höhe. So ist es selbst verständlich, 
daß, wenn wir nun schließlich die (nach unserer Tabelle 5) ersien beiden 
U'ebungsmonate mit den letzten beiden vergleichen, die Durchschnitts- 


t!) Spulen und Zwirnen zählen zu den angelernten Arbeiten, d. h. zu den- 
jenigen, denen keine bestimmte Lernzeit, sondern nur eine l'ebungszeit voran- 
gehen muß. Beide Arbeiten beanspruchen Aufmerksamkeit und Fingerfertig- 
keit, setzen aber sonst keine hohe Qualität der Arbeitskraft voraus. Die Arbeits- 
leistung reduziert sich im wesentlichen auf das Anknüpfen abgerissener Fäden, 
das Abheben voller Spindeln und das Neueinsetzen ausgelaufener Spulen. 

® Da unsere Tohnschwankungen die Lohndifferenz zwischen je 2 Lohn- 
perioden ausdrückt, jede unserer Lohnperioden aber zwei Wochen umiaßt, kann 
unsere Berechnung natürlich erst mit dem Ende der ersten vier l’ebungswochen 
beginnen. Die ersten zwei Monate, d. h. ersten 4 Lohnperioden auf unserer Ta- 
belle gehen vom Ende der 2. Woche bis zum Ende der 10. l’ebungswoche. 
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ne en beider Zeiträume große Differenzen aufweisen. Einer 
Durchschnittsschwankung von 14,8% in unsern ersten beiden Monaten 
steht eine solche von 11,6%, in unsern letzten beiden Monaten gegen- 
über. Die letztere Zahl macht nur mehr 78,3°%, der ersteren aus. 

Drei »Resultate« lassen sich vorläufig herausheben: I. Schon dieses 
»rohe« und numerisch äußerst beschränkte Material zeigt deutlich 
eines der hauptsächlichsten Charakteristika der Uebungsvorgänge: 
zunehmendeStetigkeit derLeistung, hier inabnehmenden Schwankungs- 
prozenten ausgedrückt. 

2. Die Lebungskurve bildet eine Wellenlinie, auf der die »\Vellen« 
langsam aber stetig immer flacher werden. 

3. Nach Ablauf der ersten 10 Uebungswochen scheint die größte 
Unregelmäßigkeit der Leistung endgültig überwunden, die Anpassung 
zwischen Mensch und Maschine einen Fortschritt gemacht zu haben. 

Es fragt sich nun, inwieweit sich diese Ergebnisse auch bei anderen 
Arbeitskategorien wiederholen werden. 


Tabelle I. 
Uebungsfortschritt von Haspelrinnen. 


N en in Prozenten des Durchschnittsverdienstes nach Ablauf von 
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Die Zahlen auf Tabelle II, die den Uebungsfortschritt von 14 Haspel- 
rinnen 8), ebenfalls während der ersten 18 Wcchen ihrer Akkordarbeit 
darstellen, widersprechen den aut Tabelle I gefundenen Ergebnissen kei- 
neswegs. Die Abnahme der Leistungsschwankungen von Lohnperiode 
zu Lohnperiode tritt deutlich zutage; nicht in kontinuierlichem Verlauf, 
sondern ebenso wie auf Tabelle I mit wellenartigen Hebungen und 
Senkungen. Das Ende der 10. Uebungswoche bedeutet auch für die 
Haspelrinnen eine Grenze, nach deren Ueberschreitung ihre Arbeit 
wesentlich stetiger wird. 

Läßt sich also ein prinzipieller Unterschied der Uebungskurven 
von Tabellen I und II nicht nachweisen, so verläuft letztere doch weit 
steiler als erstere. Namentlich in den beiden ersten Monaten unserer 
Tabelle zeigt sich bei den Haspelrinnen schon ein ziemlich bedeuten- 
der Uebungsfortschritt, so daß zwischen dem ersten und dem dritten 
Posten der Monatsdurchschnittsreihe eine Differenz von fast 4% (auf 
Tabelle I von ı",) besteht. Die rasche Abnahme der Schwankungen 
zeigen vor allem die Durchschnittszahlen der ersten vier und der letz- 
ten vier Lohnperioden. Für die ersten vier Lohnperioden ergibt sich 
eine Durchschnittsschwankung von 11,5%; für die vier letzten Lohn- 
perioden eine solche ven 6,7%. Die letztere Zahl beträgt nur mehr 
58,3°., derersteren. Der L’ebungsfortschritt der Haspelrinnen ist also — 
-— nach unserm Material — rascher als der der Spulerinnen und Zwir- 
nerinnen. Die Haspelrinnen arbeiten von der zehnten zur achtzehnten 
Woche ihrer Uebungszeit fast doppelt so stetig als in der vorhergehen- 
den Periode. 

In den Löhnungen von 22 mit wenig qualifizierter Arbeit beschäf- 
tieten Mädchen läßt sich also während der ersten 18 Wochen ihrer 
Akkordarbeit eine deutliche Zunahme der Stetigkeit der Leistung 
nachweisen. —- 

Ehe wir von diesen beiden unqualifizierten Arbeiten zur Analyse 
quaitfizierterer Arbeit übergehen, wollen wir das Problem der Uebung 
und des Uchungsfortschrittes noch aus einem anderen Gesichtspunkt 
betrachten. 

Der »lirekten Uebung« einer bestimmten Leistung durch deren 
stets wiederholte Ausführung läßt sich eine »indirekte Uebung« ent- 
gegenstellen, d. h. eine Entwicklung von Fähigkeiten. welche der Voll- 
ziehung auch anderer. als der direkt geübten Leistung zugute kommen. 
diese anderen Leistungen also sozusagen mitüben und vorüben?’). 
Obgleich Genaueres über die Begriffe der Vorübung und Mitübung, 
namentlich im Sinne der Fachpsychologie, noch nicht bekannt ist, 

$) Beim Haspeln wird das Garn in Bündel vereinigt, um in dieser Form ver- 
sandt zu werden. Die Tätigkeit der Hasplerin besteht darin, die auf den Haspel 
abgelaufenen Fäden möglichst rasch in Stränge zusammen zu knüpfen, und diese 
Stränge in Bündel zu vereinigen, eine Arbeit, die sich 54—58 mal am Tage wiciler- 
holt. Das Haspeln beansprucht großen Fleiß, Aufmerksamkeit und Geschick- 
lichkeit. 

3) Max Weber, Zur Psychophvsik der industriellen Arbeit I. Archiv für So- 
zıalwissenschaft. Bd. 28. S. 75r. 
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so ist doch jetzt schon unbestritten, daß gewisse generelle Jugend- und 
Umwelteinflüsse auf die spätere Berufsqualifikation des Individuums 
zurückwirken. Diese Einflüsse lassen sich vielleicht unter einen wei- 
testen Begriff der »Vorübung« subsumieren. Wir wollen nun ver- 
suchen nachzuweisen, indem wir aus den Arbeiterinnen je nach ihrer 
beruflichen und geographischen Provenienz verschiedene Gruppen 
bilden, ob und auf welche Art diese »Vorübung« die direkte Uebung der 
bestimmten Arbeitsleistung selbst beeinflußt. 

Unter unsern 22 Arbeiterinnen 8) können wir jenach dem Beruf des 
Vaters vier Gruppen unterscheiden, deren jede eine nicht gar zu geringe 
Anzahl von Vertreterinnen enthält. Als erste Gruppe fassen wir die 
Töchter der Textilarbeiter, als zweite die der Landleute zusammen ; die 
Töchter ungelernter Fabrikarbeiter bilden eine dritte; die von Fuhr- 
leuten, Erdarbeitern usw. (die wir kurz als »Draußenarbeiter« bezeich- 
nen) eine vierte Gruppe. 


Uebungskurve von 5 Töchtern von Textilarbeitern. Nach Ablauf von Wochen 


4 O 8 IO I2 I4 IÓ ı8 
(in Prozenten) 
Eine Lohnperiode (14 Monat) 18,3 16,1 5,4 2,6 10,1 66 38 13,3 
2 Lohnperioden (ı Monat) 17,2 10,8 4,0 6,3 8,3 5,2 85 
4 Lohnperioden (2 Monate) 10,7 23 


Die Schwankungskurve der Kinder der Textilarbeiter unterschei- 
det sich von der aller Arbeiterinnen (s. Tabelle II) durch einen unregel- 
mäßigeren Verlauf: zwei weit überdurchschnittlichen Anfangsschwan- 
kungen felgen sofort zwei weit unterdurchschnittlich niedrige, so daß 
die größte Zunahme in der Stetigkeit der Leistung schen nach Ablauf 
von 6 Wochen, statt wie sonst, nach Ablauf von Io Wochen stattfindet. 
Natürlich sind die Unterschiede der einzelnen Posten in der Monats- 
durchschnittsreihe außerordentlich groß. Von einem der drei ersten 
Posten zum andern beträgt die Differenz jedesmal 6—7°%%. Die Durch- 
schnittsschwankung der achten bis zehnten Woche ist die kleinste von 
allen; die nachfolgenden Posten zeigen wieder eine kleine Abnahme der 
Arbeitsstetigkeit. 

Verläuft die Schwankungskurve der Töchter der Textilarbeiter un- 
stetiger als die aller Arbeiterinnen, so verläuft sie andererseits auf einem 
Niveaugeringerer Schwankungen. Fassen wir je vier Löhnungen 
zusammen, so beträgt die Durchschnittsschwankung der ersten vier , 
Löhnungen 10,7%: die der letzten vier Löhnungen 7,34. Verglichen 
mit den Zahlen sämtlicher Arbeiterinnen (Tab. II) machen die Schwan- 
kungen der Textilarbeiterkinder 81,6%, resp. 80,2%, der Durchschnitts- 
schwankung aller Arbeiterinnen in je zwei Monaten aus. Die Töchter 
der Textilarbeiter sind also entschieden »übungsfähiger« als die Ar- 
beiterinnen anderer beruflicher Provenienz. 


a) Durch die Dürftigkeit des Materials sind wir gezwungen, Tabellen I und II 
zu vereinigen, was bei der Achnlichkeit der Resultate beider auch keine Bedenken 
hat. Wir müssen daher die folgenden Uebungskurven mit der Kurve »aller an- 
gelernten Arbeiterinnen« auf Tabelle II vergleichen, die aus den beiden vorher- 
gehenden Einzelkurven gebildet ist. 
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VUebungskurve von 5 Töchtern von Landleuten. Nach Ablauf von Wochen 
4 O ö 10 12 14 10 18 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (1, Monat) 21,2 15,8 20,8 13,3 93 89 13,8 10,4 
2 Lohnperioden (1 Monat) 18,5 18,3 17,0 IT,3 9,I II,3 12,2 
4 Lohnperioden (2 Monate) 17,9 10,8 


Die Uebungskurve der Töchter der Landleute unterscheidet sich 
in ihrem prinzipiellen Verlauf nicht von der sämtlicher Arbeiterinnen, 
nur sind die Schwankungen durchweg wesentlich höher. Vor allem 
die Schwankungen der beiden ersten Monate, die sich wieder mit 
zwei »\Vellen« vergleichen lassen, sind sehr beträchtlich; nach Ablauf 
der 10. Uebungswoche wird die Leistung gleichmäßiger, so daß die 
Differenz zwischen dem dritten und vierten Posten auf der Monats- 
durchschnittsreihe fast 6%, beträgt. Die Durchschnittsschwankung 
der dritten Lohnperiode ist bei den Töchtern von Landleuten noch sehr 
groß: 20,8°,; bei allen Arbeiterinnen 12,4°%,; bei den Textilarbeiter- 
töchtern 5,4%. Bei den Bauerntöchtern erreicht die Durchschnitts- 
schwankung der ersten vier Löhnungen eine Höhe von 17,9%; die der 
letzten vier Löhnungen eine Höhe von 10,8°,. Beide Zahlen stehen 
über der Durchschnittsschwankung aller Arbeiterinnen in denselben 
Zeiträumen, doch in verschieden starkem Maße. In den ersten zwei 
Monaten unserer Tabelle beträgt die Schwankungshöhe der Landmäd- 
chen 136,7% der Durchschnittsschwankung aller Arbeiterinnen; in 
den letzten beiden Monaten nur mehr 118,5 %,. 

Die Uebungsfähigkeit der Töchter der Landleute ist also absolut ge- 
ringer als die aller Arbeiterinnen, und vor allem geringer als die der Tex- 
tilarbeitertöchter. Namentlich in der allerersten Uebungszeit arbeiten 
sie mit großen Schwankungen, die auf langsame Anpassung an die 
Arbeitsbedingungen und daraus folgende starke Ermüdung schließen 
lassen. Später scheint sich der Unterschied in der Lebungsfähigkeit 
zwischen ihnen und den Arbeiterinnen anderer beruflicher Provenienz 
mehr und mehr ausgleichen zu wollen. 


Uebungskurve von 6 Töchtern ungelernter Fabrikarbeiter. Nach Ablauf von 
Wochen 
4 6 8 TO 12 I4 IO I8 
(in Prozenten) 


Fine Lohnperiode (1, Monat) 14,1 10,8 13,2 14,6 0,0 10,4 5,7 88 
2 Lohnperioden (1 Monat) 12,4 12,0 13,9 10,0 8,5 80 7,2 
4 Lohnperioden (2 Monate) 12,7 7,9 


Die Uebungskurve der Töchter ungelernter Fabrikarbeiter ver- 
läuft weniger steil als alle diejenigen, die wir bisher besprachen. Nament- 
lich die Schwankungen der beiden ersten Lohnperioden sind hier geringer 
als bei Arbeiterinnen anderer Provenienz, nehmen aber in der dritten 
und vierten Lohnperiode etwas zu. Die größte Zunahme der Leistungs- 
stetigkeit findet sich auch hier wieder nach Ablauf der ersten 10 Wochen, 
während sowohl die drei ersten, wie die drei letzten Posten der Monats- 
durchschnittsreihe nur sehr geringe Differenzen untereinander zeigen. 

Im ganzen genommen arbeiten die Fabrikarbeiterkinder während 
ihrer Uebungszeit ein wenig gleichmäßiger als der Durchschnitt aller 
Arbeiterinnen. Die Durchschnittsschwankung ihrer vier ersten Löh- 
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nungen, 12,4°,. beträgt freilich noch 96,9%, der Durchschnittsschwan- 
kung aller Arbeiterinnen in derselben Zeit; dagegen ist der Uebungs- 
fortschritt von der Io. zur 18. Lebungswoche bei den Fabrikarbeiter- 
töchtern sehr rasch; denn ihre Durchschnittsschwankung der letzten 
vier Löhnungen macht nur noch 80,8%, der Durchschnittsschwankung 
aller Arbeiterinnen aus. 


Uebungskurve von 5 Töchtern von Draußenarbeitern. Nach Ablauf von Wochen 


4 b 8 IO© I2 I4 IÓ 18 
(in Prozenten) 
Eine Periode (l, Monat) 7,7 145 58 12,2 67 806 71 58 
2 I.ohnperioden (1 Monat) 11,1 10,2 90 94 76 78 6,5 
4 Lohnperioden (2 Monate) 10,1 7:3 


Waren bis jetzt die Töchter der Textilarbeiter die entschieden 
übungsfähigsten Arbeiterinnen gewesen, so zeigt sich die 4. Gruppe, 
die aus fünf Töchtern von Draußenarbeitern gebildet ist, als sogar noch 
etwas brauchbarer. Die Durchschnittsschwankung der letzten vier 
Löhnungen erreicht bei ihnen nur dieselbe Höhe wie bei den Kindern 
der Textilarbeiter; die Durchschnittsschwankung der ersten 4 Löh- 
nungen, I0,1», ist niedriger als in irgend einer anderen Gruppe. Dies 
ist auf die außerordentlich geringe Schwankung der allerersten Lohn- 
periode zurückzuführen. In Prozenten der Durchschnittsschwankung 
aller Arbeiterinnen ausgedrückt, beträgt bei den Töchtern der Draußen- 
arbeiter die Schwankung der beiden ersten Monate 77,1°,; die der 
beiden letzten Monate 89,2%. Der Uebungsfortschritt von der 10. 
zur 18. Uebungswceche ist also bei den Kindern der Draußenarbeiter 
ein wenig langsamer als bei allen Arbeiterinnen. 

Der hesseren Uebersicht halber stellen wir nochmals die Uebungs- 
fähigkeit der einzelnen Provenienzgruppen dar, in der Durchschnitts- 
schwankung von je zwei Monaten ausgedrückt: 


I. II. 

Bis zum Ablauf der 10. Uebungswoche. Von der 10.—18. Ucbungswoche. 
Draußenarbeitertöchter:!: 10,1%, 7,3°, oder 72,200 von I 
Textilarbeitertöchter: CE 130» $ 0. ES 
Fabrikarbeitertöchter: L27 79a e 02,2? > > 
Landarbeitertöchter: 17,995 10,80,» 00,3% >? ? 


Nach dem Maß ihrer absoluten Uebungsfähigkeit geordnet, bilden 
die vier Provenienzgruppen folgende absteigende Reihe: Draußen- 
arbeiter-. Textilarbeiter-, Fabrikarbeiter-., Pandarkeitertochter. Da- 
bei ist zwischen der ersten und zweiten Gruppe nur ein ver- 
schwindender Unterschied der Uebungsfähigkeit, zwischen der 
zweiten und dritten schon ein größerer und der größte zwischen der 
dritten und vierten Gruppe. Die Durchschnittsziffern unter Kolnmne I 
zeigen weit größere Differenzen untereinander. als die Zahlen unter 
Kolumne II. Der Schwankungsunterschied zwischen den übungs- 
fähigsten und den am wenigsten übungsfähigen Mädchen beträgt ver 
Ablauf der Io. LUebungswoche fast 8°,. von der IOo.—ı8. Uebungs- 
woche 3,5°,. In Kolumne II haben sich die Schwankungen der zwei 
»übungsfähig ;sten« Gruppen vollständig, die der drei besten Gruppen 
fast ganz er hen und nur von ihnen bis zu der am wenigsten 
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»übungsfähigen« Gruppe, den Kindern der Landleute, ist noch ein 
ziemlicher Abstand bestehen geblieben. So ist esselbstverständlich, daß, 
wenn wir die Schwankungen in Kolumne II in % der Schwankungen 
in Kolumne I ausdrücken, der Uebungsfortschritt von den ersten 
beiden zu den letzten beiden Monaten unserer Tabellen durchaus nicht 
in allen Gruppen gleich groß ist und noch weniger der anfänglichen 
Uebungsfähigkeit parallel geht. Es findet sich vielmehr im Ge- 
genteil, daß der LUebungsfortschritt von der 10.—18. Uebungswoche 
der anfänglichen L’ebungsfähigkeit, die sich in den Zahlen von Ko- 
lumne I ausspricht, umgekehrt proportional verläuft. Die Schwan- 
kungen der Kinder der Landleute haben am stärksten, die der Draußen- 
arbeitertöchter am wenigsten abgenommen, während Textilarbeiter- 
und Fabrikarbeiterkinder in bezug auf die Abnahme ihrer Schwan- 
kungen zwischen jenen beiden extremen Gruppen stehen. 

Die verschiedene Uebungsfähigkeit der Arbeiterinnen verschie- 
dener Provenienz ist teilweise nicht allzuschwer zu erklären. Die ge- 
ringe Üebungsfähigkeit der Töchter der Landleute läßt sich leicht ver- 
stehen, wenn man bedenkt, daß bei ihnen die »Vorübung«, d. h. die 
durch das bäuerliche Milicu gegebenen Jugendeinflüsse jeder Art sie 
innerlich sowohl wie äußerlich wenig anpassungsfähig an die Fabrik- 
arbeit und vor allem an die Textilarbeit machen. die ven ihren Arbeits- 
kräften weiche, nicht durch schwere Arbeit hart gewordene Finger 
verlangt. 

Bei der raschen Uebungs- d. h. Anpassungsfähigkeit der Kinder 
der Textilarbeiter an die Bedingungen ihrer Arbeit, kann man nicht 
umhin, an die Vererbung der Berufsgeschicklichkeit wenigstens als 
Möglichkeit zu denken. Außerdem ist vielleicht anzunehmen, 
daß die Töchter der Textilarbeiter der Arbeit wohl etwas mehr Inter- 
esse entgegenbringen und etwas besser über die Arbeitsbedingungen 
von den Eltern unterrichtet werden oder sich in diese leichter »einfühl- 
ten« als Mädchen aus anderen Arbeiterkreisen. 

Während es nicht verwunderlich ist, daß die übrigen Fabrik- 
arbeitertöchter etwas besser als die Landarbeiter- etwas schlechter als 
die Textilarbeitertöchter vorwärts kommen, bleibt schwer einzusehen, 
warum die Kinder der Draußenarbeiter letztere sogar noch ein wenig 
an Anpassungsfähigkeit übertreffen. Sollte diese Tatsache nicht auf 
Zufall beruhen —- eine Möglichkeit, die freilich bei der Kleinheit unserer 
Zahlen nie ausgeschlossen ist — so könnte ich mir folgenden Erklä- 
rungsgrund denken: diese jedenfalls aus Familien mit schr niedriger 
Lebenshaltung stammenden Mädchen sind ökonemisch ge- 
zwungen, fleißig und angesirengt zu arbeiten, sie sind aber auch phv- 
sisch dazu imstande, weil sie wohl durchweg von kräftigen Vätern 
abstammen und dabei doch nicbt. wie die Landmädchen, einen Ueber- 
gang ın eine völlig andere Lebensweise zu vollziehen haben ®). 

Unsere Untersuchung über den Einfluß der beruflichen Prevenienz 


°®) Es soll hier nochmals auf das durchaus Hypothetische dieser »lörklärungen« 
hingewiesen werden. 
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auf die Lebungsfähigkeit der Arbeiterinnen hat folgende drei »Resul- 
tate« ergeben: 

I. Es läßt sich bei allen vier Provenienzgruppen derselbe prin- 
„ipilelle Verlauf des Uebungsvorganges nachweisen: abwechselndes 
Steigen und Sinken der Lohnschwankungen und (mit der einzigen 
Ausnahme der Textilarbeiterkinder) starke Zunahme der Leistungs- 
stetigkeit nach Ablauf der ersten zehn Uebungswochen. 

2. Jede der vier Provenienzgruppen zeigt einen verschiedenen 
Grad der Uebungsfähigkeit, der sich durchweg aus verschiedenen Ju- 
gend- und Fumilieneinflüssen rationell erklärt. 

3. Das Maß des Uebungsfortschrittes von der 10.—18. Lebungs- 
woche verhält sich umgekehrt proporticnal zum Maß der Uebungs- 
fähigkeit während der ersten zehn Uebungswochen. Die anfänglich 
großen Differenzen der Leistungsstetigkeit in den verschiedenen Grup- 
pen zeigen die Tendenz, sich bei fortschreitender Uebung mehr und mehr 
auszugleichen. — 

Wir gehen nun zur Beantwortung der Frage über, ob auch die 
Ortsgrößenprovenienz der Arbeiterinnen einen Einfluß auf ihre 
Uehungsfähigkeit hat. Nach der Beschaffenheit unseres Materials 
können wir zu diesem Zweck aus unseren Arbeiterinnen drei Gruppen 
bilden. In der ersten Gruppe fassen wir die aus Dörfern, d. h. aus Orten 
mit bis Iooo Einwohnern stammenden Mädchen zusammen; in der 
zweiten die Arbeiterinnen aus Mittelstädten. d.h. aus Städten mit 50 000 
bis 100000 Einwohnern 1°); in der dritten die Arbeiterinnen aus 
Greßstäten mit über 100000 Einwohnern. 

Uebungskurve von 6 Dorfmädchen. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO I2 I4 IO I8 
(in Prozenten) 
Eine Lohnperiode (1 Monat) 18,4 15,9 19,2 ı1,7 80 81 13,1 (6,1) 
2 Lohnperioden (1 Monat) 17,2 17,60 13,2 9,6 81 10,6 (9,6) 
4 Lohnperioden (2 Monate) 106,6 9,4 


In der Uebungskurve der Dorfmädchen finden sich, ebenso wie 
bei den Töchtern der Landleute !!), sehr hohe Anfangsschwankungen, 
namentlich noch eine außergewöhnliche Unregelmäßigkeit der Leistung 
in der dritten Lohnperiode. Sonst verläuft die Kurve der Dorfmäd- 
chen analog der Durchschnittskurve aller Arbeiterinnen; die größte 
Zunahme der Leistungsstetigkeit trıtt nach Ablauf der ersten Io 
Uebungswochen ein. Verglichen mit allen Arbeiterinnen ist die Uebungs- 
fähigkeit der Dorfmädchen durchweg geringer. Die Durchschnitts- 
schwankung der ersten 4 Löhnungen beträgt bei ihnen 16,6%, ; die 
der letzten 4 Löhnungen 9,4%. Die erstere Zahl steht um 26,7%, 
die zweite Zahl um 3.3% über der Durchschnittsschwankung aller Ar- 
beiterinnen in denselben Zeiträumen. Es ergibt sich also, daß der 


10) >Mittelstadt« ist in unserem Falle hier stets die niederrheinische Fabrik- 
stadı mit mehr als bo 000 Einwohnern, in der die betreffende Fabrik selbst ist. 
»Mittelstadt« ist daher in diesem Fall stets Synonym von »Fabrikstadte Klein- 
städter sind leider nicht in genügender Zahl vorhanden. 

11) Beide Gruppen sind natürlich keineswegs gänzlich identisch. 
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Uebungsfortschritt von der I0.—18, Uebungswoche bei den Dorfmäd- 
chen ebenso wie bei den Töchtern der Landleute, sehr rasch ist. 


Uebungskurve von 12 Mittelstädterinnen. Nach Ablauf von Wochen 


4 O 8 Io I2 I4 IQ 18 
(in Prozenten) 
Eine Lohnperiode (14 Monat) 13,3 12,1 59 IILI 82 82 49 105 
2 Lohnperioden (ı Monat) 12,4 90 85 96 82 0606 7,7 
4 Lohnperioden (2 Monate) 10,0 9,5 


Die aus Mittelstädten (Fabrikstädten) stammenden, in größerer 
Anzahl vertretenen Mädchen sind überdurchschnittlich übungsfähig ; 
ihre Schwankungskurve verläuft im Vergleich zu der Durchschnitts- 
kurve aller Arbeiterinnen innerhalb eines niedrigeren Schwankungs- 
niveaus. Nur die beiden ersten Schwankungen sind ziemlich hoch; 
dagegen wird die Leistung schon nach Ablauf der 6. Uebungswoche 
recht stetig, so daß sich auf der Monatsdurchschnittsreihe nur zwischen 
dem ersten und dem zweiten Posten eine größere Differenz findet. Auch 
bei den Mittelstädterinnen zeigtsich die Verminderung des Uebungs- 
zuwachses bei anfänglich sehr großer Uebungsfähigkeit. Die Durch- 
schnittsschwankungen von je 4 Löhnungen, 10,9%% und 7,5", bleiben 
beide unter den Durchschnittszahlen aller Arbeiterinnen, duch be- 
trägt die erste Zahl 76,3°,,, die zweite Zahl erheblich mehr, 82,3°% der 
Durchschnittsschwankung aller Arbeiterinnen. 


Uebungskurve von 3 Großstädterinnen. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 10 12 14 16 18 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (!4 Monat) 17,5 18,8 17,4 9,4 7,9 121 66 4,5 
2 Lohnperioden (1 Monat) 18,1 18,1 13,4 86 10,0 94 5,5 
4 Lohnperioden (2 Monate) 106,5 8,3 


War die Schwankungskurve der Dorfmädchen durchweg höher, 
die der Mittelstädterinnen niedriger als die Kurve aller Arbeiterinnen, 
so Ist bei den (allerdings nur drei!) Großstädterinnen die anfängliche 
Uebungsfähigkeit fast ebenso gering wie bei den Dorfmädchen, das 
Tempo des Uebungsfortschritts von der 10. -18. Uebungswoche da- 
gegen überdurchschnittlich rasch. Die Schwankungen der dret ersten 
Löhnungen sind sehr hoch und übertreffen zum Teil die der Dorfmäd- 
chen. Von der 8. zur 10. Uebungswoche sinkt die Schwankung um 8°, 
um dann auch, namentlich in der 7. und 8. Lohnperiode sehr niedrig 
zu bleiben. Der letzte Posten auf der Monatsdurchschnittsreihe ist 
kleiner als in einer der anderen Kurven. 

Dieser rasche Vebungsfortschritt der Großstädterinnen kommt 
natürlich am deutlichsten zum Ausdruck, wenn wir wieder je vier und 
vier Löhnungen zusammenfassen. Ihre Durchschnittsschwankung in 
den beiden ersten Monaten unserer Berechnung. 16.5", übertrifft 
die Durchschnittsschwankung aller Arbeiterinnen in derselben Zeit um 
25,9%; die Durchschnittsschwankung der letzten beiden Monate, 8,30, 
beträgt nur mehr 91,2% der Durchschnittsschwankung aller Arbeiterin- 
nen, und ist nur wenig höher als die der Arbeiterinnen aus Mittelstädten. 

Nach der Uebungsfähigkeit ihrer Vertreterinnen geordnet. bilden 
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die drei Ortsgrößenklassen folgende absteigende Reihe: Mittelstadt, 
Großstadt, Dorf. 


I HI 
Bis zum Ablauf der r0. Uebungswoche. Von der 10— 18. Uebungswoche. 
Mittelstädterinnen: 10,0%, 7,5°5 oder 75,0%, von I 
Großstädterinnen: 10,50, 8,30%» 50,3% >» I 
Dorfimädchen 10,02; 94o >» 50,0% >» I 


Das Aufwachsen in einer Fabrikstadt selbst läßt sich als günstige 
Vorbedingung zu guten gewerblichen Leistungen bezeichnen, da die 
Mittelstädterinnen übungs- d. h. anpassungsfähiger an die Bedingungen 
der Industrie sind, als die Leute aus größeren oder kleineren Ortsgrößen- 
klassen. Die geringe Uebungsfähigkeit der Dorfimädchen erklärt sich 
wohl aus denselben Gründen, wie oben die der Töchter von Landleuten. 
Bei der eigentümlichen Uebungskurve der Großstädterinnen möchte 
man — ganz hypothetisch — annehmen, daß es sich bei denjenigen 
Arbeiterinnen, die selbst odeı deren Familien aus der Großstadt in die 
Mittelstadt zurückzogen, um wohl schwächliche Mädchen handelt 
(s. hohe Anfangsschwankungen!), die aber durch eine der tvpischen 
Eigenschaften der Großstädter: rasche Anpassungsfähigkeit an neue 
Lebensbedingungen sehr schnell die ersten Schwierigkeiten überwinden. 

Vergleichen wir die drei letzten Kurven mit denjenigen, die sich 
aus der Darstellung des Einflusses der beruflichen Provenienz der Ar- 
beiterinnen auf ihre Uebungsfähigkeit ergaben, so entspricht die Kurve 
der Dorfmädchen natürlich der der Töchter von Landarbeitern, die 
Kurve der Mittelstädterinnen der der Töchter von Textil- und Draußen- 
arbeitern. Nur für die Kurve der Großstädterinnen findet sich keine 
Parallele. 

Ebenso wie bei der zahlenmäßigen Feststellung des Einflusses der 
beruflichen Provenienz zeigt sich auch hier wieder, daß die Schwankungs- 
differenz zwischen der am wenigsten und der am meisten übungs- 
fähigen Gruppe in den ersten IO Uebungswochen viel größer ist, als 
in der folgenden Periode (6,6°,, gegen 2°%,). Die Tendenz des Aus- 
gleichs der Stetigkeitsdifferenzen zwischen den einzelnen Gruppen bei 
fortschreitender Uebung kommt also deutlich zum Ausdruck, ebenso 
wie die Tatsache, auf die wir gleichfalls oben hinwiesen, daß der Uebungs- 
fortschritt von der 10.— 18. Uebungswoche sich umgekehrt proportio- 
nal zur absoluten Uebungsfähigkeit der ersten Io Wochen verhält. 
Dieser Fortschritt ist bei den Mittelstädterinnen entschieden langsamer 
als ın den zwei übrigen Ortsgrößenklassen. Unter den letzteren beiden 
jedoch sind die Greßstädterinnen sowohl in bezug auf absolute 
Uebungsfähigkeit wie auf Lebungsfortschritt entschieden etwas brauch- 
barer als die Dorfmädchen. 

Die Untersuchung über den Einfluß berutlicher und örtlicher Pro- 
venienz auf die Lebungsfähigkeit der Arbeiterinnen hat ergeben, daß 
diejenigen Mädchen die übungsfähigsten sind, die aus proletarischen 
Familien und aus Fabrikstädten stammen. Man möchte also versucht 
sein, die verschiedenen Arten der Jugendeinflüsse, die durch ein der- 
artiges Milieu gegeben sind, eine günstige »Vorübung« zur späteren 
leichten Anpassung an die Bedingungen der Textilindustrie zu nennen. 
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Von den angelernten Arbeiten, die nur geringe persönliche Qua- 
litäten erfordern, gehen wir zu der komplizierteren Arbeitdes Webens 
über. Wir analysieren hier zuerst die Arbeitsstetigkeit von ı2 Nort- 
throp-Webern und Weberinnen, deren Arbeit schon soweit mechani- 
siert ist, daß sie bis zu 12 \Vebstühlen auf einmal bedienen können !?). 


Tabelle III. 
Uebungsfortschritt von Nortthrop-Webern und Weberinnen: 
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Lohnschwankungen in Prozenten des Durchschnittsverdienstes nach Ablauf von 
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ho o T Yo | % "ho Yo o o 
a 32,5 22,6 2,8 ' 12,7 9,0 15,1 18,1 1,3 
b | 0,0 16,7 20,9 ; 24,5 16,3 18,4 2,1 6,8 
c 2,3 18 | SIB ı 251 4,3 2,3 14,3 | 319 
d 3,0 | 20,8 177 43 4,6 9,4 19,7 8,4 
e 13,8 | 25,9 4,7 0,0 | 34,3 18,1 13,9 5,1 
f 13,5 l 26 ‚3 14,1 i 113 4,0 13,6 0,6 0,0 
g 1,2 | 14,9 | 20,1 | 46,2 ı 24,8 9,3 5,6 4,0 
h 20,7 | 25,4 16,7 | 14,1 | 14,2 11,1 15,0 19.8 
i 28 ı 5,3 | 9,6 | 30,0 | 5,5 21,8 11,9 — 
k 11,3 9,7 2,2 | 14,1 | 138 | 11,3 | 20,9 12,0 
| 40,9 7,1 | 11,7 11,0 | 1,6 2,9 16,1 14,1 
m 15,6 | 4,2 i 19,2 l 44:7 | 17,6 3,5 13,8 = 

i | | 

Durchschnitt | 

(!/a Monat) | 131 15,0 15,9 19,5 l 12,4 11,8 12,6 10,6 

2 Löhnungen | | | | | 

(1 Monat) 14,0 15,4 17:7 15,9 12,1 12,2 11,6 
4 Löhnungen | | | ' | | 
(2 Monate) | | 15.7 | | 11,9 


Die Schwankungskurve, die Tabelle IH Kit ist von unsern frühe- 
ren Kurven verschieden. Freilich läßt sich auch hier wieder beobachten, 
daß nach Ablauf der ersten Io Wochen die Leistung schr viel stetiger 
wird, doch kann man den Verlauf der Kurve diesmal nicht mit einer 
»Wellenlinie«, sondern weit eher mit einer Parabel vergleichen, deren 
aufsteigender Ast bis zum Ende der zehnten Uebungswoche reicht. 
Von dort, dem Höhepunkt der Unregelmäßigkeit der Leistung, beginnt 
dann die Abnahme der Schwankungsprozente. Natürlich ist in der 
Monatsdurchschnittsreihe der dritte Posten der höchste, der vierte 
Posten noch höher als der erste und zweite. 


2) An den amerikanischen Nortthrop-Webstühlen ist der Schützenwechsel 
derart automatisiert, daß die leergewordene Spule von selbst aus dem Schützen 
fällt und sofort durch eine andere ersetzt wird, die mit mehreren zusammen 
sozusagen die Speichen eines an jedem Ende des Stuhles angebrachten Rades 
bildet. Außerdem sind auf den einzelnen Fäden sogenannte Kettenfadenwächter 
angebracht, die beim Reißen eines Fadens das sofortige Anhalten des Stuhles 
bewirken. 
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Bei der komplizierteren Arbeit des Nortthrop-Webens fallen also die 
höchsten Leistungsschwankungen, d. h. die größte Ermüdung, in eine 
spätere Periode als bei der leichteren Arbeit des Spulens, Zwirnens und 
Haspelns. Der Uebungsfortschritt von der 10.— 18. Uebungswoche ist 
deutlich bemerkbar ; einer Durchschnittsschwankung von 15,7% in den 
vier ersten Lohnperioden steht eine solche von 11,9% in den vier letzten 
Lohnperioden gegenüber ; letztere beträgt nur 75,8°%, der ersteren. 

Tabelle III, die wir soeben besprachen, unterscheidet sich von den 
vorhergehenden Tabellen dadurch, daß wir bier in der Lage sind, die 
Uebungsfähigkeit von Arbeitern und Arbeiterinnen direkt miteinander 
zu vergleichen. Nortthrop-Weber und -Weberinnen sind genau in der- 
selben Weise beschäftigt und werden nach ganz demselben Satz ent- 
lohnt. 

Der Uebungsfortschritt der Nortthrop-Weber, in den ersten 18 
Wochen ihrer Akkordarbeit, in Schwankungsprozenten ihres Durch- 
schnittslohnes ın derselben Zeit ausgedrückt stellt sich folgender- 
maßen dar: 


Uebungskurve von 6 Nortthrop-Webern. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO 12 14 IÓ I8 
(in Prozenten) 


Kine Lohnperiode (1,Monat) 10,8 19,0 18,6 12,4 12,0 12,8 11,4 839 
2 Lohnperioden (I Monat) 14,9 18,8 15,5 12,2 12,4 I2,1 10,2 
4 Lohnperioden (2 Monate) 16,4 11,6 


Schon in der vierten Lohnperiode setzt bei den Nortthrop-Webern 
eine große Stetigkeit der Leistung ein, so daß ın der Monatsdurch- 
schnittsreihe der Höhepunkt auf dem zweiten Posten liegt. Posten 
vier, fünf und sechs sind fast gleich hoch, die Zunahme der Arbeits- 
stetigkeit in den letzten vier Löhnungen nicht mehr bedeutend. 

Verglichen mit der Gesamtkurve der Weber und Weberinnen 
(Tabelle II) ist die Durchschnittsschwankung der Weber in den vier 
ersten Löhnungen, 16,4%, höher, die der letzten vier Löhnungen, 11,6%, 
etwas niedriger. Letztere Schwankung macht 70,7, der ersteren aus. 
Das Tempo des Uebungsfortschrittes von der 10.—18. Uebungswoche 
ist also bei den Nortthrop-Webern rascher als bei Nortthrop-We- 
bern und -Weberinnen zusammen. 


Uebungskurve von 6 Nortthrop-Weberinnen. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO ı2 I4 IO I 
(in Prozenten) 
Eine Lohnperiode (1, Monat) 15,4 II,I 13,2 26,6 12,9 10,8 13,8 12,4 
2 l.ohnperioden (1 Monat) 13,3 12,2 10,9 I9,8 11,9 12,3 13,1 
4 l.ohnperioden (2 Monate) 15,1 12,4 


Die L’ebungskurve der Weberinnen verläuft wesentlich anders, 
vor allem weit unregelmäßiger als die der männlichen Arbeiter. Die 
Anfangsschwankungen sind nicht hoch, nur von der achten bis zur 
zehnten Uebungswoche verdoppelt sich die Unregelmäßigkeit der 
Leistung, um dann ebenso schnell wieder abzunehmen. Alle übrigen 
Lohnschwankungen differieren um rund 3°,. In der Monatsdurch- 
schnittsreihe sind die beiden letzten Posten fast ebenso groß wie die 
beiden ersten, der dritte und vierte Posten außerordentlich viel höher. 
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Der hohen Schwankung der vierten Lohnperiode ist es vor allem 
zuzuschreiben, daß bei der Zusammenfassung von je vier Löhnungen 
die erste Durchschnittsschwankung 15,1% noch immer beträchtlich 
über der zweiten Durchschnittsschwankung 12,4% steht, die 82,1%, 
der ersteren beträgt. Die Weberinnen arbeiten also in den ersten Io 
Wochen ihrer Üebungszeit durchschnittlich regelmäßiger, in der dar- 
auf folgenden Periode unregelmäßiger als \Veber und Weberinnen 
zusammen. 


I II 
Bis zum Ablauf der 10. L’ebungswoche Von der 10.— 18. Uebungswoche. 
N.-Weber 16,4% 11,6% oder 70,7% von I 
N.-Weberinnen 15,1% 124% » 82,1% » I 


Vergleichen wir die in der Höhe der Schwankungsprozente darge- 
stellte Uebungsfähigkeit der männlichen und weiblichen Nortthrop- 
Weber miteinander, so läßt sich I. bei den Webern ein deutlicheres 
Fortschreiten zu größerer Leistungsstetigkeit feststellen, als bei den 
Weberinnen, deren Uebungskurve »planloser« verläuft. 

2. Ist bei den männlichen Arbeitern die anfängliche Uebungsfä- 
higkeit der ersten 10 lebungswochen geringer, das Tempo des Uebungs- 
fortschritts jedoch von der 10.—18. Uebungswoche rascher als bei den 
weiblichen Arbeitern. — 

Es dürfte wieder von Interesse sein, festzustellen, ob sich auch bei 
den Nortthrop-Webern und -Weberinnen ein Zusammenhang zwischen 
Kindheitsumgebung und Uebungsfähigkeit, anders ausgedrückt zwi- 
schen »Vorübung« und »Uebung« wahrscheinlich machen läßt. 

Leider ist unser Material zu dürftig, um bei der Analyse des Ein- 
flusses der örtlichen Provenienz auf die Uebungsfähigkeit Arbeiter und 
Arbeiterinnen zu trennen. In jeder unserer drei Gruppen: Klein- 
städter 13), Mittelstädter, Großstädter, sind aber Weber und Weberinnen 
in ungefähr derselben Anzahl vertreten. 


Uebungskurve von 5 Kleinstädtern. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 10 12 I4 I6 I8 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (1, Monat) II,O 14,5 20,4 22,8 15,2 12,3 15,6 18,9 
2 Lohnperioden (1 Monat) 12,7 17,5 21,6 19,0 13,7 13,9 17,3 
4 Lohnperioden (2 Monate) 1713 14,9 


Die Uebungskurve der aus Kleinstädten stammenden Nortthrop- 
Weber und-Weberinnen läßt sich mit einer Parabel vergleichen. Die 
Schwankungsprozente wachsen bis zur vierten Löhnung und nehmen 
von da an, freilich nicht ununterbrochen, ab. In der Monatsdurch- 
schnittsreihe sind Posten drei und vier die höchsten. 

Wenn auch die Kurve der Kleinstädter in ihrem prinzipiellen 
Verlauf sich kaum von der aller Nortthrop-Weber und -Weberinnen 
unterscheidet, so arbeiten die aus kleinen Orten stammenden Leute 
während ihrer Uebungszeit doch unregelmäßiger als der Durchschnitt 
der übrigen Arbeitskräfte. Bei den Kleinstädtern beträgt die Durch- 
schnittsschwankung der ersten 4 Löhnungen 17,3°,. die der letzten 


13) Kleinstädter sind hier Leute aus Orten mit 1000 —5000 Einwohnern. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. ı. 8 


114 Marie Bernays, 


4 Löhnungen 14,9%; die erstere Zahl macht 110,2%, die letztere 
Zahl 125.2% der Durchschnittsschwankung aller Nortthrop-Weber 
und -Weberinnen in denselben Zeiträumen aus. Die Kleinstädter 
sind also nicht nur in den ersten Io Wochen ihres Arbeitens we- 
nig übungsfähig, sondern auch das Tempo des Uebungsfortschrittes 
von der Io.—ıI8. Uebungswoche ist bei ihnen langsamer als bei 
den Nortthrop-Webern und -Weberinnen mit anderer örtlicher Pro- 
venienz. 


Uebungskurve von vier Mittelstädtern. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO I2 I4 IO I8 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (14 Monat) 13,3 12,1 13,7 23,7 14,I 10,5 II,2 9,2 
2 Lohnperioden (ı Monat) 12,7 12,9 18,4 18,9 12,3 10,8 10,2 
4 Lohnperioden (2 Monate) 14,8 11,1 


Bei den aus Mittelstädten (Fabrikstädten) stammenden Nort- 
throp-Webern und -Weberinnen bedeutet die 8.—ıIo. Uebungswoche 
wieder den Höhepunkt der Unregelmäßigkeit der Leistung. Die drei 
vorhergehenden sowohl wie die folgenden Lohnperioden zeigen keine 
großen Schwankungsdifferenzen. In der Monatsdurchschnittsreihe 
steigen die Schwankungen bis zum dritten und vierten Posten und 
sinken dann sehr stetig. Im allgemeinen sind die Lohnschwankungen der 
Mittelstädter geringer als die aller Nortthrop-Weber und -Weberinnen 
und selbstverständlich geringer als die der Kleinstädter unter densel- 
ben. Die Durchschnittsschwankung der Mittelstädter in den vier 
ersten Löhnungen 14,8°;,, beträgt 94,2%% der allgemeinen Durchschnitts- 
schwankung; die der vier letzten Löhnungen, 11,1%, beträgt 93,2% der 
allgemeinen Durchschnittsschwankung in derselben Zeit. Blieben 
also die Kleinstädter in bezug auf anfängliche Uebungsfähigkeit so- 
wohl wie auf Uebungsfortschritt hinter dem Durchschnitt der Nort- 
throp-Weber und-Weberinnen zurück, so sind die aus Mittel-(Fabrik-) 
Städten stammenden Leute den Arbeitskräften mit anderer örtlicher 
Provenienz in beiden Punkten überlegen. 


Uebungskurve von drei Großstädtern. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO I2 14 ı6 Iı 
(in Prozenten) , 
Fine Lohnperiode (1, Monat) 10,3 23,2 11,5 84 5,9 12,7 12,8 3,3 
2 Lohnperioden (1 Monat ) 19,7 17,3 99 71 9,3 12,7 8,0 
4 Lohnperioden (2 Monate) 15,0 10,0 


Bei den angelernten Arbeiterinnen konnten wir feststellen, daB 
die aus Großstädten stammenden Mädchen eine geringe anfängliche 
Uebungsfähigkeit, dafür aber ein rasches Tempo des Uebungsfort- 
schritts von der IO.—I8. Uebungswoche hatten. Bei den in Großstäd- 
ten geborenen Nortthrop-\Webern und -Weberinnen finden sich genau 
dieselben Tatsachen wieder. In der Uebungskurve der Großstädter 
sind die beiden Anfangsschwankungen außerordentlich hoch ; schon nach 
der 6. Uebungswoche setzt eine große Leistungsstetigkeit ein und wird 
nur durch wenige »Rückfälle« unterbrochen. Auf der Monatsdurch- 
schnittsreihe ist der erste und zweite Posten größer als in irgend einer 
andern Kurve, der dritte Posten schon viel kleiner. Die Durchschnitts- 
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schwankung der ersten vier Löhnungen beträgt bei den Großstädtern 
15,6%, ist also der Durchschnittsschwankung aller Nortthrop-Weber 
und -Weberinnen in dieser Zeit so gut wie gleich; die Durchschnitts- 
schwankung der letzten vier Löhnungen dagegen, 10,0°,, macht nur 
mehr 84° der allgemeinen Durchschnittsschwankung aus. 

Nach dem Maße der absoluten Uebungsfähigkeit ihrer Vertreter 
geordnet, bilden die drei Ortsgrößenklassen folgende absteigende 
Reihe: Mittelstadt, Großstadt, Kleinstadt. 


I II 
Bis zum Ablauf der 10. Uebungswoche Von der 10.— 18. Uebungswoche 
Mittelstädter: 14,8% 11,19, oder 75,0% von I 
Großstädter: > 6% IO 0% » 64,1% » I 
Kleinstädter: 3% 14,9% > 86,0% >» I 


Die Reihenfolge it hie dieselbe wie oben bei den angelernten Ar- 
beiterinnen. Wieder erzieht die Mittelstadt (Fabrikstadt) selbst die 
übungsfähigsten Arbeitskräfte, während die Großstädter etwas weniger 
und die aus kleinen Orten stammenden Leute am wenigsten übungsfähig 
sind. Die Gründe der verschiedenen absoluten Ü'ebungsfähigkeit sind 
für Mittelstädter und Großstädter wohl dieselben wie bei den ange- 
lernten Arbeiterinnen. Die hohen Schwankungsprozente der Kleinstäd- 
ter lassen sich, wenn auch nicht aus gleichen, so doch aus ähnlichen 
Ursachen erklären wie die unregelmäßige Arbeit der Dorfmädchen un- 
ter den angelernten Arbeiterinnen. Es ist anzunehmen und auch 
leicht einzusehen, daß das beschauliche, wenigen Veränderungen unter- 
worfene Leben einer kleinen Stadt nicht geeignet ist, eine rasche An- 
passungsfähigkeit an neue Lebens- und Arbeitsbedingungen zu we- 
cken und zu fördern. 

Die Untersuchung über den Einfluß der örtlichen Provenienz auf 
die Uebungsfähigkeit der Arbeiter in drei verschiedenen Arbeitskate- 
gorien hat jedesmal ergeben, daß die Städte mit mehr als 50 000 Ein- 
wohnern ühungsfähigere Arbeitskräfte liefern, als die kleinen und klein- 
sten Orte. Diese Lebereinstimmung kann vielleicht dazu beitragen. 
unsere Resultate ein wenig von dem Vorwurf des Zufalls zu befreien. 
In einer anderen Hinsicht jedoch ist der Finfluß der örtlichen Prove- 
nienz auf die Lebungsfähigkeit beim Nortthrop-Weben und bei ange- 
lernter Arbeit verschieden. Konnten wir bei der Analyse der Uebungs- 
kurven der angelernten Arbeiterinnen sagen. daß ihr Uebungsfort- 
schritt von der 10.—18. Ucbungswoche sich umgekehrt proportional 
zur anfänglichen Uebungsfähigkeit derersten 10 Wochen verhalte, 
so scheint bei den Nortthrop-Webern und -\eberinnen dieser Uebungs- 
fortschritt nur mehr durch die Größe des Greburtsorts der Arbeitskraft 
bedingt zu sein; d. h. er wird um so rascher, je größer der Ort ist, dem 
Arbeiter oder Arbeiterin entstammen. Während bei den angelernten Ar- 
beiterinnen die Schwankungen der Landmädchen rascher abnahmen als 
die der Mittelstädter, ist bei den Nortthrop-Webern das umgekehrte der 
Fall. Bei den angelernten Arbeiten also bestand zwischen der Uebungs- 
fähigkeit der aus größten und der aus kleinsten Orten stammenden 
Mädchen nur ein sehr geringer Unterschicd; bei der Nortthrop-Weberei 
haben die Großstädter die Mittelstädter fast an Brauchbarkeit ein- 

Af 
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geholt, und die Kleinstädter sind in jeder Beziehung hinter beiden zu- 
rückgeblieben. Es ließe sich also — natürlich mit aller Vorsicht — aus 
diesen Tatsachen der ganz hypothetische Schluß ziehen, daß mit der 
größeren Kompliziertheit der Arbeit die Uebungsfähigkeit der Leute 
aus größeren Städten wächst, die der Leute aus kleineren Orten sinkt. 


Für die Analvse des Einflusses der beruflichen Provenienz auf die 
Uebungsfähigkeit sind wir bei den Nortthrop-Webern und-Weberinnen 
schlechter gestellt, als bei den angelernten Arbeiterinnen. Nach der 
Beschaffenheit unseres Materials bleibt nichts anderes übrig, als den 
Uebungsfortschritt von 6 Proletarierkindern mit dem der übrigen 
Nortthrop-Weber und -Weberinnen zu vergleichen. 


an al von 6 Proletarierkindern. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO I2 14 16 I 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (1; Monat) 18,8 17,7 9,2 15,9 14,6 11,7 12,5 6,1 
2 Lohnperioden (1 Monat) 18,2 13,4 12,6 15,2 13,2 12,1 9,3 
4 Lohnperioden (2 Monate) 14,7 11,5 


Die Proletarierkinder zeigen eine den Durchschnitt ihrer Arbeits- 
kategorie etwas übertreffende Uebungsfähigkeit, namentlich ein frühe- 
res Ueberwinden der größten Unregelmäßigkeit der Leistung. Nur die 
Schwankungen der sechs ersten Wochen sind bei ihnen erheblich groß, 
schon die dritte und vierte Lohnperiode, ebenso wie alle folgenden 
(mit einer einzigen Ausnahme) zeigen unterdurchschnittliche Schwan- 
kungsprozente. In der Monatsdurchschnittsreihe ist der erste Posten 
der größte von allen. Die Durchschnittsschwankung der ersten vier 
Löhnungen, 14,7% beträgt nur 93%, der Durchschnittsschwankung 
aller Nortthrop-Weber und -Weberinnen in dieser Zeit. Das Tempo 
des Uebungsfortschritts von der 10.—18. Uebungswoche ist dagegen 
im Vergleich zu allen übrigen etwas verlangsamt. Die Durchschnitts- 
schwankung der letzten vier Löhnungen macht bei den Proletarier- 
kindern 96°, der Durchschnittsschwankung aller aus. 


Wir erinnern uns, daß unter den angelernten Arbeiterinnen die 
Töchter der Textilarbeiter eine ähnliche Uebungskurve, namentlich 
eine im Vergleich zu den übrigen Kurven frühere Abnahme der Lohn- 
schwankungen zeigten. 

Für 34 mit verschiedener Textilarbeit beschäftigte Arbeiter und 
Arbeiterinnen hat die Analvse des Einflusses der Kindheitsumgebung 
auf die Uebungsfähigkeit dieselben Resultate ergeben. Das Aufwachsen 
in Fabrikstädten und Proletarierfamilien bleibt die günstigste Vor- 
bedingung für rasche Uebungs- d. h. Anpassungsfähigkeit. Die ver- 
schiedene Qualität der Arbeit hat auf die relative Uebungsfähigkeit 
der einzelnen Prov ETUDEN keinen prinzipiellen, sondern nur 
einen graduellen Einfluß. 

Tabelle IV analysiert ie TAT von 18 Webern und 
Weberinnen, die am gewöhnlichen Baumwollwebstuhl beschäftigt 
sind. Da dieser auch heute noch mehr Werkzeug als Maschine ist, so 
erfordert die Arbeit an demselben einen äußerst großen Einsatz persön- 
licher Qualitäten. Die Arbeitskräfte beginnen selbstverständlich mit 
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der Bedienung von einem dieser Stühle und schreiten bis zur Ueber- 
wachung von drei, manchmal auch vier Stühlen fort. 
Tabelle IV. 


Uebungsfortschritt von Einstuhl-Webern und Weberinnen. 
Lohnschwankungen in Prozenten des Durchschnittsverdienstes nach Ablauf von 


Nee Don = | | | 









































| N T FO Dei > 00 | ı2 | 14 6 | 18 
| Wochen Wochen Wochen Wochen] Wochen Wochen Wochen|Wochen 
tee aT SIA BER | — — bs —— m — ~ 
|| | | | 
a u” Yo O/o Oo O/o O/o 
a 26,4 | 26,4 28,9 12,8 39,6 | 109,9!)| 32,2 42,2 
b 16,1 20,4 28,9 34,8 20,2 | : 2,8 19,9 — 
c | 3,5 5,9 19,1?)| 78,7 20,6 | 52,2 68,2 38,5 
d 18,8 17:5 *)| 50,2 14,6 31;3 24,7 31,9 51,1 
e 25,6 69 | 2364| 14,2 33,5 | 28,4 | 24,4 5,1 
f 15,9 34,2")| ı1,1 5,6 51,6 6:4 | 09 12,5 
-= 44,6 18,0 353 ') 33,8 10,6 4,2 25 22,3 
h 2,1 | 26,84)| 22,2 15,2 19, 1 38,2 47,6 | 27,9 
i 16,1 | 32,9 | 33,8 | saa 199 | 00 | 36,9 | 27,6 
k 1,9 0,0 0,0 2,6 55,3 | 481 | 35,5 | 43,7!) 
l 0,0 | 23,4 | 58,4 81,9 0,0 2,9 |104,6 37:7 
m 42,0 4,5 61,4 25,7 13.9 | 62,3 9,3 | 174,0!) 
n 0,8 | 21,4 ')| 51,7 | 439 49,1 34,6 14,0 — 
o 0,0 60,6 | 14,6 8,1 !)| 56,3 14,0 | 21,1 | 24,5 
p 30,8 | 27,2!) 49,9 | 32,6 70,8 76 | 3271 3,5 
q 25.1, 3079369 | 140° | 324% 1 146. | 720 TAT 
r 1,2 | 17,8 15,4 43 | 73 | 22311)| 70,8 — 
S 37,6 | 16,1 | 16,1 2,8 | sr | 29,7 | 162 se 
Durchschnitt || | | 
("fa Monat) || 15,8 | 20,1 29,4 26,8 | 28,5 | 32,3 378. 308 
2 Löhnungen | | | | 
(t Monat) | 17,9 24,7 28,1 27,6 30,4 34,9 38,3 
4 Löhnungen | | | 
(2 Monate) || 24,2 | 34,5 | 





1) Ein Webstuhl mehr. | 

Die größere Kompliziertheit der Arbeit der Nortthrop-Weber im 
Vergleich zur angelernten Arbeit äußerte sich in einer langsameren und 
späteren Abnahme der Schwankungsprozente. Bei dem noch weniger 
mechanisierten und noch mehr von der Person des Arbeiters abhängigen 
Einstuhl-Weben ist die Schwierigkeit des Einarbeitens anscheinend 
so weit gestiegen, daß sich in den ersten 18 Wochen ihrer Tätigkeit 
überhaupt keine Stetigkeitszunahme der Leistung feststellen läßt. 
Von nicht übermäßig hohen Anfangsschwankungen aus nimmt die 
Unregelmäßigkeit in der Arbeit ohne Unterbrechung zu, so daß der 
letzte Posten auf der Monatsdurchschnittsreihe mehr als doppelt so groß 
ist als der erste. Von einem in der Stetigkeit der Leistung sich aus- 
drückenden Uebungsfortschritt kann man daher nicht reden. Die Durch- 
schnittsschwankung der vier letzten Löhnungen, 34.5%, beträgt 
142,5% der Durchschnittsschwankung der vier ersten Löhnungen. 

Zum Teil ist diese Zunahme der Lohnschwankungen durch die 
Vermehrung der Webstuhlzahl eines Arbeiters bedingt. Diese Vermeh- 
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Tabelle V. 


3 — A — un -aoaLodT® 


Durchschnitt : 
(?/, Monat) 
2 Löhnungen . 

(1 Monat) | 
4 Löhnungen | 
(2 Monate) | 
8 Löhnungen | 
(4 Monate) i 


o | 0% 
22,1 | 22,1 
10,9 | 21,5 
18,4 | 23,4 
7,6 | 22,6 
2,5 | 42 
11,0 | 10,2 
21,7 | 5,8 
12,9 | 27,8 
66.9 | 46,7 
34,9 | 14,0 
2,2 | 29,4 
9,8 | 20,1 
18,4 Es 
19,5 


Uebungsfortschritt von Einstuhl-Webern. 
Lohnschwankungen in Prozenten des Durchschnittsverdienstes nach Ablauf von 


o 0o 
24,3 10,8 
21,0 4,3 
33,3 | 39,8 
15,3 11,0 
13,9 | 55,92) 
29,5')| 85 
2,2 18,7%) 
)| 9,0 4,6 
34,5 32,1 
27,6')| 30,3 
1)| 24,2 16,6 
20,1 32,6) 
21,2 | 22,1 
| 
21,6 
20,5 


!) Ein Webstuhl mehr. 











%o | 9% 
33,2 |91,3 
4,0 | 4,0 
23,1 | 37,4 
34,7 153,1 
14,9 | 37,1 
12,4 | 14,4 
28,4 | 24,1 
42,5 | 5,2 
17,4 | 38,4 
85 | 3,3 
20,8 | 42,8 
12,2 | 0,0 
21,0 | 29,2 
25,1 





35,4 
6,9 
73 

58,4 

27,3 

29,3 
4,4 

10,2 

26,0 
0,7 

30,4 

16,9 


22,7 





25,4 
11,7 
55,7 
22,6 
22,8 
31,9 
7,2 
6,1 | 
6,4 
21,0 
31,5 
35:9 








o/o O/o 0o 9o 
44,1 | 20,9 | 30,3 35,4 102,4 
15,8 | 30,4 |25,0 26,6 31,2 
19,5 | 22,2 |59,0!) | 33,1 — 
34,4 | 11,4 0,0 4,2 5,9 
41,4 |41,5 19,2 61,0, 6,1 
09 | 29 | 45 141,3’) | 22,8 
8,8 | 32,0 144,1 |40,8 7,5 
44 | 9,9 |19,7})| 4,7 4,3 
29,9 |82,6 |21,5 53,0 25,5 
16,1 | 6,0 5,3 132,8” 1,8 
38,7 | 38,7 ')| 44:5 |156 | 27,2 
32,0 2,5 3,2 10,2 31,4 
23,8 | 27,5 23,0 30,7 25,1 
25,2 27,9 
| i 
24, | i 
4,3 | | 
| 26,0 
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rung ruft stets erneute Anstrengung und Ermüdung hervor, die in den 
Lohnschwankungen zum Ausdruck kommt. So sehen wir eine über- 
durchschnittliche Unregelmäßigkeit der Leistung dann sich bemerk- 
bar machen, wenn der Arbeiter vom Bedienen eines Webstuhls zum 
Bedienen von 2 Webstühlen übergeht (siehe Tabelle IV z. B. a. 14; 
g. 8;1. 10; k. 18; m. 18). 


Andererseits tallen aber auch manche der höchsten Schwankungen 
nicht mit einer Vermehrung der Webstuhlzahl des Arbeiters zusam- 
men, so daß wir nicht letztere Tatsache allein für die zunehmende Un- 
regelmäßigkeit der Leistung bei den Einstuhl-Webern verantwortlich 
machen dürfen (siehe Tabelle IV. z.B. c. 16; f. 12; k. 12; l. 10; p. 12). 


Die Schwierigkeit des Einarbeitens am einfachen Baumwollweb- 
stuhl scheint so groß, daß sich selbst auf Tabelle V, die für 12 Weber 
16 Lohnperioden analysiert, bis zum Ende der 36. Uebungswoche keine 
Abnahme, sondern nur eine stetige Zunahme der Lohnschwankungen 
findet. In der Monatsdurchschnittsreihe sowohl wie beim Zusammen- 
fassen von vier Löhnungen bleiben die letzten Posten immer die höchsten 
und auch wenn wir die Durchschnittsschwankung der 8 ersten Lohn- 
perioden mit der der 8 letzten Lohnperioden vergleichen, macht letz- 
tere immer noch 115% der ersteren aus. 


Wir müssen also bei der Arbeit der Einstuhl-Weber darauf ver- 
zichten, den Zeitpunkt einer Zunahme der Arbeitsstetigkeit festzu- 
stellen und es bleibt uns nur übrig, die Uebungskurven der männlichen 
und weiblichen Einstuhl-Weber zu vergleichen. 


Uebungskurve von 9 Einstuhl-Webern. Nach Ablauf von Wochen 
4 6 8 IO I2 14 16 I8 
(in Prozenten) 
Eine Lohnperiode (1, Monat) 18,7 21,0 25,7 29,7 26,2 32,9 32,7 28,4 


2 Lohnperioden (1 Monat) 19,4 23,4 27,7 27,9 29,5 32,8 30,5 
4 Lohnperioden (2 Monate) 23,5 30,9 


Uebungskurve von 9 Einstuhl-Weberinnen. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO I2 I4 IÓ 18 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (1, Monat) 12,9 19,3 33,2 24,0 30,9 31,7 42,4 50,1 
2 Lohnperioden (ı Monat) 10,1 26,2 28,6 27,4 31,3 37,0 40,2 
4 Lohnperioden (2 Monate) 23,6 38,1 


Beiden Kurven ist nur das stete Änsteigen der Lohnschwankungen 
gemeinsam, sonst verlaufen sie recht verschieden. In den ersten 6 
Lebungswochen arbeiten die Weberinnen etwas stetiger als die Weber ; 
der dritte und der vierte Posten auf der Monatsreihe ist bei beiden fast 
gleich. Nach Ablauf der ersten Io Uebungswochen dagegen bleiben 
die Schwankungen der Weber, obwohl stetig steigend, doch zunehmend 
mehr hinter denen der Weberinnen zurück. Daher ist die Durchschnitts- 
schwankung der ersten 4 Löhnungen bei \Veber und Weberinnen fast 
dieselbe (23,5%, resp. 23,6%). In den 4 letzten Löhnungen dagegen 
stieg die Durchschnittsschwankung der Weberinnen auf 39,1%, die 
der Weber nur auf 30,9%. 
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I II 
Bis zum Ablaui der 10. Uebungswoche. Von der 10.—18. Uebungswoche 
Einstuhl-Weber: 23:50, 30,9%, oder 131,5°, von I 
Kınstuhl-Weberinnen: 23,6%, 38,1% » 161,4% >» I 


Schon bei der Analyse der Arbeitsstetigkeit der Nortthrop-Weber 
und -Weberinnen hatten wir Gelegenheit, die Leistungen männlicher 
und weiblicher Arbeiter direkt miteinander zu vergleichen. Es fand 
sich dort, daß die anfängliche Uehungsfähigkeit der männlichen Weber 
etwas geringer, dagegen ihr Uebungsfortschritt nach Ablauf der Io. 
Uebungswoche rascher und ununterbrochener war als bei den weib- 
lichen Arbeitern. Beim Einstuhl-Weben tritt die größere Brauchbar- 
keit der männlichen Arbeiter noch deutlicher hervor. Während die 
Anfangsschwankungen der Weberinnen kaum mehr hinter denen der 
Weber zurückbleiben, erweisen sich erstere als viel unregelmäßigere 
Arbeitskräfte, deren Lohnschwankungen weit mehr ansteigen, als dies 
bei den männlichen Arbeitern der Fall ist. Sichert also, so möchte man 
annehmen, eine etwas größere Gewandtheit den Mädchen in der aller- 
ersten Uebungszeit einen kleinen Vorsprung vor den Knaben, so scheint 
es doch, als ob das weitere Einarbeiten ihnen, bei beiden hier analy- 
sierten Arten des Webens, größere Mühe und stärkere Müdigkeit ver- 
ursache, als den männlichen Arbeitern desselben Alters. — Auch wenn 
wir die Leistungsschwankungen von 3 Webern mit denen ihrer 3 Schwe- 
stern vergleichen — ein Fall also bei dem jeder Einfluß verschiede- 
ner Provenienz auf die Uebungsfähigkeit der Arbeitskraft gänzlich 
ausgeschlossen ist, — ergibt sich dasselbe Resultat: Die Arbeit der drei 
Mädchen ist außerordentlich viel unregelmäßiger als die Arbeit ihrer 
Brüder 3 


Wir können also sagen, daß — nach unserem Material hier — die 
Uebungsfähigkeit der Mädchen geringer ist als die der Knaben des- 
selben Alters. Anstrengung und Ermüdung, deren Symptome ja hohe 
Lohnschwankungen sind, werden durch das Einarbeiten bei den weib- 
lichen Arbeitern in höherem Maße hervorgerufen, als beiden männlichen 
Arbeitern. 

Uebungskurven von 3 Geschwisterpaaren. 
A. Männliche Weber. Nach Ablauf von Wochen 


4 6 8 IO I2 ı4 IÓ IB 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (14 Monat) 12,7 19,2 23,8 32,9 31,1 27,7 33,0 34,0 
2 Lohnperioden (ı Monat) 15,9 2I,5 28,3 32,0 29,4 30,6 33,8 
4 l.ohnperioden (2 Monate) 21,9 31,2 


B. Weibliche Weber. Nach Ablauf von Wochen] 


4 6 8 IO 12 14 16 18 
(in Prozenten) 


Eine Lohnperiode (1, Monat) 14,2 28,8 42,6 25,5 39,7 36,9 42,6 (99,2) 
2 Lohnperioden (ı Monat) 21,5 35,4 34,0 32,6 38,3 39,7 (70,9) 
4 Lohnperioden (2 Monate) 30,4 39,0 (49,6) 


Da fast alle Weber und Weberinnen, deren Lohnschwankungen 
hier feststellbar sind, aus der betreffenden Fabrikstadt selbst stammen, 
die \Weberinnen sämtlich Töchter von Textilarbeitern sind, ist es 
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kaum möglich, den Einfluß beruflicher und örtlicher Provenienz auf 
die Uebungsfähigkeit der Einstuhl-Weber und -Weberinnen zu ana- 
lysieren. Es bleibt uns nur übrig, unter den männlichen Webern die 
Söhne der Textilarbeiter auszusondern und ihre Arbeitsstetigkeit in 
16 Lohnperioden mit der der übrigen Weber zu vergleichen (vergl. 
Tabelle Vnicht IV). ë 
Uebungskurve von 7 Söhnen von Textilarbeitern. Nach Ablauf von Wochen 
4 6 8 IO I2 14 IÓ I 20 22 24 20 28 30 32 34 
(in Prozenten) 
Eine Lohnperiode (1, Monat) 
18,7 17,7 20,8 20,7 22,9 25,1 18,4 14,9 26,1 17,9 13,7 23,7 28,3 28,3 25,2 21,7 
2 Lohnperioden (ı Monat) 
18,2 20,7 24,0 10,6 22,0 18,7 28,3 23,5 
4 Lohnperioden (2 Monate) 
19,5 20,3 20,3 25,9 
8 Lohnperioden (4 Monate) 
19,9 23,I 

Diese Zusammenstellung ergibt, daß auch beim Einstuhl-Weben 
ebenso wie beim Nortthrop-Weben und bei der angelernten Arbeit die 
Kinder der Textilarbeiter ein wenig übungsfähiger sind als die Arbeiter 
mit einer anderen beruflichen Provenienz. 

Selbstverständlich findet sich auch bei den Textilarbeitersöhnen 
keine Zunahme, sondern nur eine Abnahme der Leistungsstetigkeit ; 
doch verläuft ihre Schwankungskurve durchweg auf einem etwas nied- 
rigeren Niveau als die aller Einstuhl-Weber. Die Durchschnitts- 
schwankung der Textilarbeitersöhne in den ersten 8 Löhnungen be- 
trägt 88,0%; in den letzten 8 Löhnungen 88,8%, der Durchschnitts- 
schwankung aller Einstuhl-Weber. — 

Unsere Analyse der Arbeitsstetigkeit der Arbeitskräfte während 
der ersten Wochen ihrer Beschäftigung in der Fabrik hat folgende 
Hauptresultate ergeben: 

ı.Zunehmende Stetigkeit der Leistung, nach 
psvcho-physischen Erfahrungen eines der wichtigsten Merkmale des 
Uebungsfortschrittes ließ sich in abnehmenden Schwankungsprozenten 
deutlich nachweisen. Diese Stetigkeit setzt um so später ein, je kompli- 
zierter die Arbeit ist; bei der am meisten persönliche Qualitäten er- 
fordernden Arbeit des Einstuhl-Webens konnte daher im Umfang 
unseres Materials keine Zunahme der Arbeitsstetigkeit festgestellt 
werden (siehe Tabelle VT) 14). 

2. Der Uebungsfortschritt der m ä n n li c h e n Arbeiter ist rascher 
und ununterbrochener als der der weiblichen Arbeiter. 

3. Subsumieren wir die Jugendeinflüsse jeder Art unter einen 


4 Eine Zunahme in der absoluten Höhe der Leistung 
(die sich in der Höhe des erreichten Akkordlohnes ausdrückt) findet natür- 
lich in jeder Arbeitskategorie statt (vergl. Tabelle VII als Ergänzung zu 
Tabelle VI). Diese Zunahme ist in den meisten Arbeitskategorien ähnlich 
groß und bildet, graphisch dargestellt, ebenfalls eine »Wellenliniee. Eine 
Ausnahme machen nur die männlichen Finstuhl-Weber, deren Leistungshöhe 
ununterbrochen steigt und die also auch in dieser Beziehung, die Kinstuhl- 
Weberinnen stark an »Uebungsfähigkeit « übertreffen. 


122 Marie Bernays, 


weitesten Begriff der »Vorübung«, so ergab sich aus unserem Material, 
daß in allen Arbeitskategorien das Aufwachsen in Proletarier- 
speziell Textilarbeiterfamilien und in Fabrikstädten 
die günstigste »Vcrübung«, das Aufwachsen in ländlicher Umgebung 
die ungünstigste »Vorübung« zu rascher »direkter Uebung« gewerb- 
licher Leistungen ist. 

Nochmals möchte ich hervorheben, daß die hier gegebenen Zah- 


Tabelle VI. 


Uebungsfortschritt der verschiedenen Arbeitskategorien. Lohnschwan- 
kungen in Prozenten ihres Durchschnittsverdienstes. 


Nach Ablauf von 
10 } 12 
Wochen 


-+-+ Spulerinnen und Zwirnerinnen ... 








=.. = Haspelrinnen | ___—_ 1 
minii Norttrop-Weber 2 | 2 
Norttrop-Weberinnen et 
— Einstuhl-Weber ___1ı_ -— 4.. 

=-=- = Einstuhl-Weberinnen 
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len und die aus ihnen gefolgerten »Resultate« nicht den Zweck haben 
und haben können, Zusammenhänge »beweisen« zu wollen, die etwa 
für die Textilarbeiterschaft im allgemeinen Gültigkeit hätten. Es 
wurde bei dieser Darstellung vielmehr nur die Absicht verfolgt, mit 
Hilfe außerordentlich kleiner Zahlenreihen auf Punkte hinzuweisen, an 
denen bei weiterer Arbeit mit viel breiterem Material sich vielleicht 


wirkliche Resultate« ergeben könnten. 


Tabelle VII. 


Uebungstortschritt der verschiedenen Arbeitskategorien. Absolute Höhe 
der Leistung. 














neh a 

|-4-+ Spulerinnen und Zwirnerinnen 

T lan. Haspelrinnen = | 7 z 
jan... Norttrop-Weber n 

Norttrop-Weberinnen 

Kinstuhl-Weber -— -—- 

-2-22 Einstuhl-Weberinnen 





Die Deutsche Privatbeamtenschaft 
nach der Berufs- und Betriebszählung 1907. 


Von 


HEINZ POTTHOFF. 


Das Deutsche Reich hat nicht nur die stärkste Privatbeamten- 
schaft und die zahlreichsten, umfassendsten Organisationen dieses 
neuen Standes, sondern es ist auch das einzige Land, in dem wir durch 
die amtliche Statistik einigermaßen genau über die Zusammensetzung 
und Stärke unterrichtet sind. Andere Kulturstaaten (z. B. England, 
Schweiz) unterscheiden in ihrer Berufsstatistik die kaufmännischen 
oder technischen Angestellten nicht von den übrigen Arbeitnehmern 
der Berufsgruppen. In den übrigen liegen die letzten Erhebungen so 
weit zurück }), daß die Ergebnisse für den heutigen Tag keine Bedeutung 
mehr haben. Denn überall, wo Handel, Industrie und Kapitalismus 
sich entwickeln, wächst die Angestelltenschaft rascher als irgend eine 
andere soziale Schicht. Auch in Deutschland ist von einer Erhebung 
zur anderen die Erfassung der Angestellten besser, genauer, voll- 
ständiger geworden. Aber eine absolut zahlenmäßige Uebersicht des 
ganzen Standes erlaubt auch die neueste Zählung von 1907 noch nicht. 
Das liegt zum Teil daran, daß an der sozialen Bewegung der Privat- 
beamten sich auch Gruppen beteiligen, die von der Wissenschaft und 
demgemäß von der Statistik nicht zu den Beamten sondern zu den Ar- 
beitern oder den Selbständigen gerechnet werden. Zum anderen Teile 
daran, daß in manchen Berufen Staatsbetriebe, Gemeindebetriebe und 
Privatbetriebe nebeneinander bestehen und nicht statistisch unter- 
schieden werden, ferner in den freien Berufsarten auch eine Unter- 
scheidung von den Selbständigen nicht überall durchgeführt ist. Immer- 
hin genügen die Ergebnisse völlig, um ein zutreffendes Bild von der 
Bedeutung der neuen Schicht und ihrer Entwicklung zu geben. 

Unsere Berufsstatistik unterscheidet bekanntlich drei soziale 
Schichten: a = Selbständige, b == Angestellte, c = Arbeiter. Die 
Gruppe b umfaßt in der Hauptsache die Privatangestellten ; es kommen 
aber dazu 








1) Eine Zusammenstellung findet sich in Band 111, Seite 262 der Reichs- 
statistik N. F. 
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I. aus Gruppe a die leitenden Beamten, die als a 3-Personen 
1907 zum ersten Male von den Eigentümern und Pächtern unterschieden 
sind und deren soziale Zugehörigkeit zu der neuen Mittelschicht genau 
so wenig allgemein gegeben ist wie ihre juristische; 

2. aus Gruppe c die Verkäufer und sonstigen Ladengehilfen, die 
nach dem Recht als Handlungsgehilfen gelten und sich auch mit den 
Kontorangestellten gemeinsam organisiert haben und solidarisch fühlen. 

Nicht zu den Privatangestellten gehören die b-Personen in öffent- 
lichen Betrieben, die sich in verschiedenen Berufsgruppen finden, aber 
nicht ausgeschieden werden können. Nur die Post- und Eisenbahn- 
betriebe, die ja ganz überwiegend staatlich sind, werden bei den fol- 
genden Uebersichten teilweise ausgeschaltet; damit fallen aber auch 
wieder einige Privatbeamtengruppen weg. 

Die Berufsabteilungen D und E müssen ganz unberücksichtigt 
bleiben, da hier keine sozialen Unterscheidungen vorgenommen sind 
und die Zahl der in den Bureaus der Rechtsanwälte, der Verbände, 
Kammern usw. in häuslichen oder privaten Diensten beschäftigten 
Angestellten sich nur ganz allgemein schätzen läßt. 

Gesamtzahl. Mit den genannten Vorbehalten, ergibt die 
Berufs statistik, | Ä 


Uebersicht 1. Gesamtzahl der Erwerbstätigen °). 























Erwerbstätige Angestellte | Jahr | männlich | weiblich | zusammen 
l 
A. Landwirtschaft | 1882 60 763 | 5881 66 644 
' 1895 78066| 18107 96 173 
` 1907 82 548 16 264 98 812 
B. Industrie 1882 96 807 2 269 99 076 





1895 254 421 9324 263 745 
1907 622 071 63 936 686 007 
1882 138 387 3 161 141 548 
1895 249 920 11 987 261 907 
1907 426 220 79 689 505 909 
1882 295 957 11311 307 268 
1895 582 407 39 418 621 825 
1907 130 839| 159889 | 1 290728 
1895 269 414 119 029 388 443 


C. Handel und Verkehr 





b-Personen 


Lu | 


Zusammen 
| 

N 

| 


Dazu Verkäufer usw. (c2-Pers.) 





, 1907 | 307 718 173 751 | 481 469 

Leitende Beamte (a3-Pers.) ' 1907 | 127 008 13 168, 140 176 
Privatangestellte in fr. Berufen 1895 etwa 50 000 

| 1907 | » 100 000 
Gesamtzahl der Privatangestellten || 1882 reichlich ?/» Mill. 

i 1895 > I > 

| 1907 rund 2 > 

' 





daß die neue Schicht sich in einem Menschenalter ungefähr ver- 
vierfacht hat. Einschließlich der Angehörigen beträgt sie heute rund 
4 Millionen Menschen, das ist ein Sechzehntel des deutschen 
Volkes. Der Vollständigkeit wegen seien auch die Gesamtergebnisse der 


—. 


?) Nach Band 119 und 202 der Reichsstatistik. 
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Betriebszählung von 1907 beigefügt, die nur für einen kleinen 
Teil der Landwirtschaft, für Industrie und Handel die Zahl der beschäf- 
tigten Personen angibt. 


Uebersicht 2. Verwaltungs- und Betriebspersonal 1907 3). 














Gewerbeabteilungen | männlich weiblich zusammen 
: BR 
— en = u _— 
A. Gärtnerei, Tierzucht und Fischerei | 3 167 197 3 364 
B. Industrie, Bergbau u. Baugewerbe || 562 089 52 726 614 8ı5 
C. Handel, Verkehr, Gast- u. Schank- | 


wirtschaft | 325 338 53 987 379 325 


Musik-, Theater- und Schaustellungs- 
gewerbe | 34 877 5 399 40 276 
Gesamtsumme | 925 471 | 112 309 | 1037 780 


Die Gesamtzahl, die im wesentlichen die b-Personen der Berufs- 
zählung umfaßt, bleibt hinter der Berufszählung (B und C) um fast 
eine Fünftelmillion zurück. Auf die Gründe kann hier nicht näher 
eingegangen werden. Beide Uebersichten ergeben, daß über die Hälfte 
der Angestellten (b-Personen) der Abteilung Industrie angehören. Ihr 
Verhältnis zu Handel und Verkehr stellt sich nach der Berufszählung 
wie 7 : 5, nach der Betriebszählung wie 6 : 4. Ganz anders wird aber 
das Bild, wenn man die c 2-Personen (Ladengehilfen) im Handel mit- 
rechnet. Dann stehen den 700 000 Industriebeamten fast I 000 000 
Handelsangestellte gegenüber. 

Verhältnis zum Gesamtpersonal. Nicht nur die 
absolute Zahl der Angestellten hat sich stark vermehrt, sondern auch 
ihr Anteil an dem Gesamtpersonal der Betriebe. Das heißt, die Mittel- 
schicht ist stärker gewachsen als die der Selbständigen und die der Ar- 
beiter. Auch diese Tatsache ist beachtenswert angesichts der Theorien 
vom Schwinden des Mittelstandes und der Proletarisierung der Massen. 
Zum Beweise genügt die Uebersicht 3, die nur die b-Personen der Be- 
rufszählung berücksichtigt und zeigt, daß ihr Anteil an der Gesamtheit 
der Erwerbstätigen sich seit 25 Jahren verdreifacht hat. 


Uebersicht 3. Von je 100 Erwerbstätigen waren b-Personen 
(also Angestellte ausschließlich der leitenden Beamten und der Ladengehilfen) 




















= — T - 
in 1 1882 1895 | 1907 
BR ——— — =- = en _ I _ -- — i j Zune FT; 
A. Landwirtschaft | 0,81 1,16 | 1,40 
B. Industrie 1,55 3,18 6,57 
C. Handel | 9,02 11,20 13,14 
A.—C. überhaupt | 1,9 | 3,3 5,9 





Berufsgliederuneg: Zur näheren Erkenntnis der Verteilun 
des neuen Standes sowohl auf die verschiedenen Erwerbsgruppen wie 
auf die Vorbildungs- und Tätigkeitsgruppen dienen die Uebersichten 


ii L g - =- 


3) Nach Band 213 der Reichsstatistik. 
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Uebersicht 4. Die Angestellten nach Berufsabteilungen. 














Familien- | Erwerbs- ! Familien- 
angehörige] tätige ‚angehörige 


Erwerbs- 
tätige 





t 
P 
Berufsabteilung o S 
5 56 

Au 


f 





A. Landwirtschaft. 
Gruppe la, Ib u. IIb. 


















; männl, IL 16 736 8 388 

leitende Beamte i A.a. i a 2494 17052 

l m. 29510 | 6067 | 31717 6618 
|A. b. 

Wirtschaftsbeamte | w. | I 17 > | 15 435 13 535 14 057 

m. || 28 462 26 137 287 27 009 

Aufsichtspersonal = | 2 QII 49 204 2 270 45 667 

en m.| 2 658 609 3 948 1 088 

Rechnungspersonal | 3 94 I 680 438 2 774 





Forstwirtschaft. Gruppe T a. 
Forstbeamte und Rechnungs-§ m. | „ 
personal w ` 


Zusammen f m. 
(ohne leitende Beamte) I w.| 


18 117 | 12 907 


2I p 30 179 


82 548 | 47 622 
16 264 92 677 


98812 | 140299 


17 436 | 12 51$ 
% 6 i _30650 |_ 
78066 | 45331 
18 107 | 96 969 
142 300 





Gruppe III— XIX. 


t 
| 
leitende Beamte ee D, 


55738 | 32586 
2610 . 76 386 

















B. Industrie. | 
| 
| 
Ä 124577, 34613 


wissensch. gebild. techn. fm. 49366 18 118 

















.b. | 
Personal | "aa 66 44373 | 
techn. Aufsicht E Ama ee a E A a S PA 
echn. Aufsichtspersona es 4214 | 184 943 i 515 398 > 
i m. | 103 934 36 329 | 204 829 34 840 
kaufmänn. Personal ! E 3 5 029 89 932 53519 ` 209313 
ohne Angabe m.i b, 727 519 POTE, 398 
W. = I5] r144] 191 | 1004 
Zusammen m. | 254421 | 139738 | 622071 | 308 497 
(ohne leitende Beamte) | w. = 9324 | 320392 | 63936 | 697 066 
i 680 007_ 1 005 563 
C. Handel. |i 
Gruppe XX—XXIII k 
lei m. C, 54 534 31351 
eitende Beamte Kl a.3 8 004 70 823 
Kontorgehilfen fm. Cb se 85 835 
lw. 9231 | 122415 56771 | 219 302 
Ladengehilf Im.|C.c.2.| 217044 33013 | 307718 55 101 
gehilfen | 81908 | 54736 | i 123733 
Zusammen fm. 377 570 70767 | 6047 140 936 
(ohne leitende Beamte) | w. 130 ns 343 055 
468709 | 257918 | 735 303 | 483.971 
AB na fm.: 709957 , 255836 |I 309400 : 497 055 
un ım ganzen \ en Ma u.c, 118 552 | 594 512 310 722 i 132 778 | 
1 620 122 '1 629 833 


828 509 [| Reo 348 


leitende B J m. 127008 , 72325 
eamte Lw. ® 3 13 108 | 170 261 
140 176 | 242 586 
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4—6, die alle drei der Berufszählung entnommen sind und die Verkehrs- 
gruppe XXII a Post und Eisenbahn (ohne Straßenbahn) nicht mit- 
berücksichtigen. Uebersicht 4 zeigt das Wachsen der verschiedenen 
Beamtenkategorien seit 1895. In Land- und Forstwirtschaft entfällt 
das an sich geringe Wachstum um 2600 Angestellte ausschließlich auf 
das Rechnungspersonal (+ 400) und das Aufsichtspersonal (+ 1600) 
während die Wirtschaftsbeamten eine absolute Abnahme erfahren 
haben. In der Industrie hat sich das höhere technische Personal auf 
das 21,fache gehoben, das Aufsichtspersonal reichlich verdoppelt, das 
kaufmännische beinahe verdreifacht; im Handel und Verkehr ist die 
Zahl der Kontorgehilfen um reichlich 100%, die der Ladengehilfen um 
etwa 60% gestiegen. Das zeigt in allen Berufen ein starkes Vordringen 
kaufmännischer Verwaltung. Ein gleiches Anwachsen der leitenden 
Beamten würde als Folge der Betriebskonzentration und des Vor- 
dringens der Gesellschaftsform für alle Arten von Unternehmungen zu 


Uebersicht 5. Die erwerbstätigen Privatangestellten nach 
Berufsgruppen 1907. 















































[Angestellte der sozialen Angestellte E T 
Berufsgruppe : en schicht. _ Davon 
| a | b | c gesamt | männl. | weibl. 
Landwirtschaft, Molkerei, | 

la Wein-,Obst-, Gemüsebau etc. 17 416| 76566) — 93 982| 75 530| 18 452 
Ib Gärtnerei u. Tierzucht 1645| 3617; — 5 262| 4988 274 
Ila Forstwirtschaft u. Jagd I? 18 138) — | 18138 18117 21 
IIb Fischerei 169 49i] — 660 649 II 
In Bergbau, Hütten- u. ee 3129| 55739) — 58 868| 58 500 368 
IV Ind. der Steine u. Erden 4694 | 33 2831| — 37 975| 36860 1115 
V Metallverarbeitung ' 2 827 | 48085) — 50 912| 46 939|) 3973 
U T e | 5385 jt19459/ — [124844117 536| 7308 
VII Chemische Industrie | 2379| 24073) — 26 452! 24 447| 2005 
vım Maia a o !' 1183| 13592) — | 14775| 13631) 1144 
IX Textilindustrie © 3653| 77311l — 180964 73013| 7951 
X Papierindustrie | 1017| 1586ọ9| — | 16886) 14691) 2195 
XI Lederindustrie l 816| 12033) — 12 849| 11 500) 1349 
Xu Indust. d. Holz- und nn i 2521| 26534) — 29055! 26430| 2625 
zu: ee: a ee hz 212 | 68 740| — | 80952| 73 902| 7050 
EM BERIEIINDBSESEIDE | 2366| 47486) — 49 852| 28 969 20 883 
einigungsgewerbe 1275| 4750 — 025| 3264| 2761 

XVI Baugewerbe 13 196 |119788| — 1132 984/130 560| 2424 
XVII Polygrafische Gewerbe | 1504| 15 934 — 17 438| 14 562| 2876 
XVIII Künstlerische Gewerbe | IQI | 2 10i] — 2 292| 1964 328 
XIX zweifelhafte Erwerbstätigkeit || ? 1232| — 1232) 1041 IQI 
XX  Handelsgewerbe 37 138 |268 386/406 38517 1 1 9091483 303/228 606 
XXI Versicherungsgewerbe 2 594 | 42 925 506| 56025| 52 439| 3 586 
XXIIb ie a 4 843 | 36 234| 74 578Jı 15 655j113 816| 1839 
XXIII Gast- u. Schankwirtschaft 8023| 6289| — 14312) 9757| 4555 
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konstatieren sein, wenn die Zahl dieser Beamten schon 1895 ausge- 
schieden wäre. 

Uebersicht 5 scheidet die Angestellten nur nach der Zugehörig- 
keit zu den sozialen Schichten der Selbständigen, Angestellten und Ar- 
beiter und zeigt zugleich die Verteilung auf die Berufsgruppen. Diese 
stellt sich im ganzen so, daß 1907 auf 

Personengruppe a) 140 I76 Angestellte 
» b) ı 138 653 » 
» c) 4814069 » 
Zusammen I 760 298 ô) 

kamen. Die c-Personen machen also ein Viertel, die a-Personen ein 
Zwölftel aus, während die ganz überwiegende Mehrheit der Mittel- 
gruppe b angehört. Die Gruppe a ist am stärksten vertreten im Handels- 
gewerbe; dann folgen Landwirtschaft, Baugewerbe, Versicherungs- 
gewerbe und Industrie der Nahrungs- und Genußmittel. In den übrigen 
Gruppen bleibt die Zahl unter I0 000; am niedrigsten ist sie in der 
Fischerei, in künstlerischen Gewerben und in der Lederindustrie, wo 
sie unter 1000 bleibt. Die Zahlen beweisen, daß unter den leitenden 
Beamten auch Personen von sehr verschiedener wirtschaftlicher und 
sozialer Bedeutung gezählt sind. Gruppe b ist am stärksten vertreten 
in Handelsgewerbe, Baugewerbe und Maschinenindustrie, wo sie über 
100 000 Angestellte ausmacht, am schwächsten in der Fischerei, künst- 
lerischen Gewerben, Gärtnerei, Reinigungsgewerbe, wo die Zahl unter 
5000 bleibt. Die Gruppe c beschränkt sich auf Handel, Versicherung 
und Verkehr. In der Gesamtzahl nimmt naturgemäß das Handels- 
gewerbe die erste Stelle ein. In weitem Abstande folgen dann Bau- 
gewerbe, Maschinenindustrie und Verkehrsgewerbe mit mehr als 
100 000 Angestellten; am Schlusse stehen wieder Fischerei, künstle- 
rische Gewerbe, Gärtnerei und Reinigungsgewerbe mit weniger als 
10000. Ein Vergleich mit dem Jahre 1895 zeigt nicht unwesentliche 
Verschiebungen in der Bedeutung der Berufsgruppen für die b-Perso- 
nen. Damals folgte nach dem Handelsgewerbe die Landwirtschaft, und 
nach dem Baugewerbe dann Textilindustrie sowie Nahrungs- und Ge- 
nußmittelgewerbe, die neuerdings von der Maschinenindustrie über- 
holt sind. Die stärkste absolute Steigerung weisen auf Handelsge- 
werbe, Maschinenindustrie, Baugewerbe, die stärkste relative Stei- 
gerung Verkehrsgewerbe (ohne Post und Eisenbahn), Maschinenindu- 
strie, Bekleidung und Reinigung sowie polvgraphische und künstle- 
rische Gewerbe mit mehr als Verdreifachung der Angestelltenzahl. 
Am untern Ende stehen Land- und Forstwirtschaft mit 2 und 5% 
Zunahme, sowie Handelsgewerbe mit weniger als einer Verdeppe- 
lung der Zahl. Alles nähere ergibt die Uebersicht 6. 

Berufsbildung und Tätigkeit. Die Ausbildungs- 
gruppen lassen sich nach der Berufsstatistik nur ungefähr schätzen, 
da die Zählung nicht nach ihr, sondern nach der tatsächlich geübten Tä- 


t) Die Abweichung von der Uebersicht r erklärt sich durch das Fehlen der 
Gruppe XXII a Post und Eisenbahn. 
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Berufsgruppe 
XX Handelsgewerbe 
VI Ind. d. Maschinen, Instr. usw. 
XVI Baugewerbe 
IX Textilindustrie 


XIV/XV Bekleidungs- u. Reinigungsgewerbe 


XIH Nahrungs- und Genußmittel 

V Metallverarbeitung 

II Bergbau 

XXIIb Verkehrsgewerbe 

XXI Versicherung N 
IV Steine und Erden | 
XII Holz- und Schnitzstoffe 
VII Chemische Ind. | 
xVII  Polygrafische Gewerbe j 
X Papierindustrie i 
VIII Leuchistoffe, Seifen usw. | 
XI Lederindustrie 
XXIII Gast- und Schankwirtschaft | 
I Landwirtschaft Ä 
XVIII Künstlerische Gewerbe 

II Forstwirtschaft, Fischerei | 
XIX 


Zweifelhafte 


Uebersicht 7. Berufsgruppen der Privatangestellten 1895 u. 


(ohne leitende Beamte, a-Personen) 





p 
I. Handlungsgehilfen: | 


Konturpersonal i. Handel u, Versicherung (b) 
> Landwirtschaft (b 3) 
> Industrie (b 3) 


Ladengchilfen i. Handel u. Versicherung (c 2) 


zusammen | 
2. Techniker: in 

Industrie (b I) 
Industrie (b 2) 

zusammen 

3. Landwirtschaftl, Beamte: 

Landwirtschaft (b r) 
Landwirtschaft (b 2) 
Forstwirtschaft (b) 

zusammen 

4. Verschiedene Beamte: 

Industrie XIX (b) 
Verkehr NXIIb (b) 


Gastwirtschaft (b) 


zusammen 
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I, 
"im ganzen 


49 432 
104 008 


154 040 


46 606 
29 373 
17.442 
93 421 














Uebersicht 6. Anwachsen der b-Personen nach Berufsgruppen. 


Erwerbstätige Ver- 

b-Personen Zunahme  hältnis 
.. 1895 ' 1907 _ |% 

| 

141 399 | 208 386 | 116987 | 83 
31 398 119 459 88 061 i 280 
50950 119788 68838 , 135 
30792 77311 40519 | 110 
15813 52136 36 323 230 
34292 . 68740 34 448 | 100 
16 137 48 085 31948 | 198 
23989, 55739 | 31750 | 132 
90838 30 234 27146 | 298 
16 736 42 925 26 189 | 156 
11 780 33 281 21 501 182 
9 663 | 26 534 16 871 174 
10485 | 24 073 13 588 | 120 
5 083 . 15934 10851 | 213 
6 531 | 15 869 9338 | 143 
5249 | 13592 8343 | 158 
4 154 | 12 033 7879 | 189 
2416 | 6 289 3873 | 161 
78546 | 80183 1537 | 2 
687 _ 2 Iol 1414 : 205 
17627 18629 I 002 | 5 
742 | 1 232 490 | 66 
1907 








1907 
Davon 
männl, weibl. 


im ganzen. 


11311, 259343 51968 
4 356 3 948 438 
318 348 , 204529 , 53519 
406891 233264 173 627 
040 936 701384 279552 
125 238 124 577 | zu 
241130 231024  9Q5I5 


300427 350 201 | 10 226 


31717 © 13535 


45 252 
31036 — 28700 ; 2270 
18 138 18 117 | 21 
04426 78600 : 15826 
| 
1 232 1041 , IQI 
36234 © 34553 | 1681 
6239 ` 3107 | 3122 
43755 38 701 4 994 
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tigkeit die Angestellten gruppiert hat. Auch nach dieser Tätigkeit (die 
wieder mit der rechtlichen Stellung sich nicht genau decken wird) ist 
eine Scheidung nicht genau möglich, weil ın verschiedenen Berufs- 
gruppen die einzelnen Kategorien nicht getrennt sind. Soweit das 
Material es erlaubt, gibt Uebersicht 7 ein Bild für die b- und c-Perso- 
nen. Darnach nehmen die Handlungsgehilfen mit mehr als einer Mil- 
lion weitaus die erste Stelle ein. Ihre Zahl hat sich seit zwölf Jahren 
verdoppelt. Die technischen Angestellten sind um fast 150%, gewachsen, 
ihre Zahl beträgt annähernd 400 000. Dann folgen wieder in ziemlichem 
Abstande die land- und forstwirtschaftlichen Angestellten, deren Zahl 
unter 100 000 bleibt und sich kaum verändert hat. Von den nicht 
gezählten Kategorien sind nur noch die Bureaubeamten mit annähernd 
50 000 Erwerbstätigen eine Massenschicht. Der Rest verteilt sich auf 
Akademiker der verschiedensten Art, Literaten, Privatsekretäre, Er- 
zieher, Krankenpfleger usw. usw. 

Weibliche Angestellte. Die Uebersichten 1, 4 und 7 
zeigen, daß die Zunahme der Frauenarbeit in keinem Berufe so kolos- 
sal gewesen ist, wie in der Ängestelltenschaft. Man vergleiche nur die 
Zahlen der erwerbstätigen weiblichen b-Personen: 

1882: rund II 300 
1895: » 39400 
1907: » 159900 

Eine Steigerung auf das Vierzehnfache! Und zwar entfällt die ge- 
waltige Vermehrung der letzten Periode ausschließlich auf Industrie 
und Handel, da die Landwirtschaft eine Abnahme von 2000 Personen 
zeigt. Diese Abnahme betrifft allein das Wirtschaftspersonal, wäh- 
ıend das Aufsichtspersonal um 1306 und das ganz unbedeutende Rech- 
nungspersonal um 300 gestiegen ist. Verschwindend ist das weibliche 
Personal in der Forstwirtschaft. In der Industrie ıst es am stärksten 
vertreten im kaufmännischen Personal mit !/,, am schwächsten im 
höheren technischen Personale mit weniger als 1°,. Die Kontorange- 
stellten machen mehr als t/, des weiblichen Personals aus, das Auf- 
sichtspersonal etwa !/,. In Handel und Gewerbe sind die Ladengehil- 
finnen fast dreimal so zahlreich als die Kontorgehilfinnen. Ihre Zahl 
(c-Personen) hat sich viel weniger vermehrt als die der übrigen, seit 
1895 nur verdoppelt, da auch schon früher Verkäuferin ein vielgeübter 
Frauenberuf war. Die Kontoristinnen haben sich ın zwölf Jahren mehr 
als versechsfacht. Unter den leitenden Beamten machen die Frauen 
etwa 1/, aus, sie sind am stärksten vertreten in Landwirtschaft und 
Handel mit rund !/,. am schwächsten in der Industrie mit !/,. 

Von den Berufsgruppen zählen die meisten weiblichen Angestell- 
ten im ganzen (a-, b- und c-Personen) Handelsgewerbe mit 229 000, 
Bekleidungsgewerbe mit 29 000, Landwirtschaft mit 18000; die we- 
nigsten Fischerei mit ıı, Forstwirtschaft mit 21, Gärtnerei und Berg- 
bau mit 3—400, Industrie der Steine und Erden, der Leuchtstoffe 
und die Lederindustrie mit je reichlich 1000. Relativ am stärk- 
sten sind die Frauen vertreten im Reinigungsgewerbe mit fast !3, Be- 
kleidungsgewerbe mit ?/,, Gast- und Schankwirtschaft mit t, Han- 

: g* 
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delsgewerbe mit fast !/,; am schwächsten im Baugewerbe mit 3%. 
Verkehrsgewerbe mit 2%, Bergbau mit ®?/, %. 

Famıilienangehörıige. Das Gesamtverhältnis der Er- 
werbstätigen zu den Familienangehörigen hat keine erhebliche Aen- 
derung seit 1895 erfahren. Aber etwas geringer ist die Zahl der An- 
gehörigen geworden. Sie übertrifft die der Erwerbstätigen kaum noch. 
Ohne die leitenden Beamten gab es 


1895 1907 
Erwerbstätige 830 000 1 620 000 
Angehörige 850 000 I 630 000 


Der Unterschied zwischen beiden ist also absolut auf die Hälfte. 
relativ auf ein Viertel herabgegangen. Das läßt keinen günstigen Schluß 
auf die wirtschaftliche Lage der Angestellten zu, wenn auch die Er- 
scheinung zum großen Teile ın der Zunahme des Frauenerwerbes 
ihre Erklärung findet. Denn die weihlichen Angestellten haben na- 
turgemäß weniger Angehörige als die männlichen und unter den An- 
gehörigen überwiegen die Frauen. Die näheren Verhältnisse zeigt die 
Uebeisicht 4. Darnach ist eine direkte Abnahme der Angehörigen trotz 
geringer Zunahme der Erwerbstätigen für die Landwirtschaft festzu- 
stellen, im Handel hat sich ihre Zahl beinahe verdoppelt, in der In- 
dustrie reichlich verdoppelt. Im Handel steht einem Zuwachse von 
268 ooo Erwerbstätigen nur ein solcher von 226 000 Angehörigen ge- 
genüber. in der Industrie einem Zuwachs von 423 000 Erwerbstätigen 
ein solcher von 545 000 Angehörigen. Im ganzen machen bei den An- 
gehörigen die weiblichen ungefähr zwei Drittel aus. 

Betriebsgröße und Angestellte. Um nachzuweisen, 
daß vor allem der Großbetrieb es ist, der die Zunahme der Angestell- 
ten bewirkt, müssen wir uns auf die Gewerbestatistik beschränken, 
da die landwirtschaftliche Betriebsstatistik das Personal nicht mit er- 
hoben hat. Auch hier macht die Zählung von 1882 nur eine Unter- 
scheidung. sodaß eine Vergleichung der drei Zählungen sich auf den 
Unterschied zwischen Betrieben mit mehr oder weniger als 5 Personen 
begrenzen muß. Dann zeigt die Uebersicht 8, daß von 1882 bis 1895 


Uebersicht 8. Es waren Angestellte (b-Personen) beschäftigt 


Eger 
ER Zahl der Angestellten Steigerung: 
Gewerbeabteilung: D a | 
` | klasse: 1882 | 1895 | 1907 11882/95 1895/07 




















A. Gartenbau, Tierzucht 1—5 Pers. 69 115 | 730 67 on 5350, 
6 u. mehr 437 874 | 2634 | 100 »| 20l» 
B. Industrie usw. 1—5 Pers.| 13 029 | 15 333 | 33 273 18 »| 116 » 


6 u. mehr | 104 901 252 579 | 581 542 141 >) 130 >» 
C. Handel u. Verkehr ı1—5 Pers.| 31 752 | 41909 | 66607 32 » 59 >» 
‚6 u. mehr 54 783 ‚133 054 ı 312 718 152 >» 126 > 








A—C im ganzen?) ‚1—5 Pers.| 44 850 | 47407 102739 280, 117% 
‚6 u. mehr | 160211 | 391 537 | 935 041 14 > 138 » 

Von der Gesamtzahl kom- 1—5 Pers. 21 IIo. 10 — = 
men ?/ auf Klasse 6 u. mehr 79 89 | 90 13 > I > 





| 


1) Für 1907 einschl. Musik-, Theater- usw.-Gewerbe. 
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die Angestellten in den größeren Betrieben etwa fünfmal sc stark ge- 
wachsen sind wie in den kleineren. In der zweiten Periode dagegen 
ist auch in den Kleinbetrieben die Angestelltenzahl so stark gewachsen, 
daß kaum mehr ein Unterschied gegen die größeren Betriebe bleibt. 
Während daher der Anteil der Kleinbetriebe zunächst von 21 auf II®, 
also fast um die Hälfte zurückging, hielt er sich dann annähernd auf 
gleicher Höhe mit 10°, der Gesamtzahl. Besonders stark ist das Wach- 
sen in der Abteilung Gartenbau, wo man eine Aenderung in der Zähl- 
weise vermuten möchte. Die Grenze von 5 Personen hat natürlich für 
die Industrie ganz andere Bedeutung als für Gartenbau und Handel. 
Sie bildet noch lange nicht in dem gleichen Maße die Linie zwischen 
kleinem und mittlerem Betriebe. Das kommt auch zum Ausdruck in dem 
Verhältnis der Angestellten der Kleinbetriebe zur Gesamtzahl, das 
in Gartenbau und Handel etwa !/,, in der Industrie aber nur !/,, be- 
tragt. 

(renaueren Anschluß geben Uebersicht 9, die das Personal der 
Abteilungen nach Geschlecht, Tätigkeit und Größenklasse, und Ueber- 
sicht ïo, die das Personal der Gewerbegruppen unter Zusammen- 
ziehung der Geschlechter darstellt. Daraus ergibt sich, daß das weıb- 














i Zahl der Davon in den Betrieben mit. ,. Personen 
(sewerbeabteilung | ne 3 | 4—5 6-10 | 11—50 le 1 —200' 201 bis | über 
insgesamt en A nn RER 1000 1.1000 
A. Gärtnerei, i, Tier- | | | l 
zucht, Fischerei il ! 
Verwaltungs-, Kontor- u. fm.’ 999 78 56, 90 314 350 131 m 
Büropersonal Iw. | 161 10) 10: 19 49 40 27: = 
Technisches Betriebs- u. fm.| 2 168 189: 259! 308 704 482 226, Fr 
Aufsichtspersonal (w. 30 27; 1; 1 2 2 3) Sr 
B. Industrie, Berg- | | | | 
bau, Baugewerbe. | | | 
Verwaltungs-, Kontor- u. Re 278 570} 3020 5 017| 15 080| 81 072| 839 002) 60 327 25052 
Büropersunal \w.! 44042| 742 11671 3515) 15758 14080] 7027 1753 
Technisches Betriebs- u. fm. 283 5ıg| 11 489 I1 209) 17682) 69 278| 76412) 63517 33872 
SA perena w., 8684| 200 303 = 2627| 295090 1518 424 
C. Handel, Verkehr. | | | 
Casiwirisc holc | | | 
Verwaltungs-, Kontor- u. fm. 293 344] 26 372 25507 53811 114 251. 46445] 17790 9608 
Büropersonal \w. 51493] 4988 47600. y504 20001! 8055| 2389) 1046 
Technisches Betriebs- u. fm! 31494] 2694| ı 795| 2805| 7738 5700| 5408| 5234 
Aufsichtspersonal # 2 494 207) 224 384 808; 551 165; 35 
Musik-, Theater- und | 
Schäustellunesge%.. | 
Verwaltungs-, Kontor- u. jm., 893 28 48 69; 200 308 137. 37 
Büropersonal \w- 303 20 53 56; 95 551 16 8 
Technisches Betriebs- u. fm. 33 954 890, 823 3113| 23 BoR 3416, 1549 385 
Aufsichtspersonal \w. 5090| 170 107 1A o ERS 773 203 
Im Ganzen, f | | | 
Verwaltungs-, Kontor- u. (m. 574 306| 29 498' 30 628; 69 050' 195 903 1360851 78385 34757 
Büropersonal \w. 95 999| 5 760° 5900 13184 35 963, 228306: 9 459 2 807 
Technisches Betriebs- u. m. 351105] 15 262 14 146; 23908, 101 528] 86 0701 70700 39491 
Aufsichtspersonal ke: 16310| 730, 7? Si. 1 840) 52760) 4612; 2459 002 
zusammen 1037 780| 51 20 a80 107 9S3 338 670! 240 ug 161 2, 17 
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Uebersicht ro. 





Gewerbegruppen: 





I. Kunst- u. Handelsgärtnerei 
l Verwaltungspersonal 


Technisches Personal | 


Il. Tierzucht, Fischerei 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

HI. Bergbau 

l Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

IV. Indust. der Steine und Erde 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

V. Metallverarbeitung 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

VI. Maschinen, Instrumente 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

VII. Chemische Industrie 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

VIII. Leuchtstoffe, Seifen usw. 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

IX. Textilindustrie 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

X. Papierindustrie 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XI. Lederindustrie 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XII. Holz- und Schnitzstoffe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XII. Nahrungs- u. Genufßmittel 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XIV. Bekleidungspewerbe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XV. Reinigyungspewerbe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XVI. Baugewerbe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XVII Polvgrafische Gewerbe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XVIII. Künstlerische Gewerbe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 


i 
| 


n 


| 
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im 


Davon in den Betrieben mit 


` ganzen | bis 3 | 


4—5 6—10| II —50 


51 bis 





.. . Personen : 
201 bis! über 


Die Angestellten (b-Personen) nach Betriebsgrößenklassen 1907. 
























































I 200 | 1000 ' 1000- 
1016 73 55 95 332 332 e == 
1752 182 239 260 586 306 f13 — 

I 
144 15 II 14 31 54 19 — 
452 34 2I 43 120 IIS) II6 — 
13 641 17 18, 88 744| 2337| 4484 5953 

24 215 18 47 121 946| 3461| 7315 12 307 

| 

13414| 130) 185| 599| 3875) 4527| 3548 550 

18 541| 399) 656| 1336) 6786| 5312| 3553 499 

28 544 130 289| 1043! 7744| 10887| 7 136, 1 315 

18 765] 624| 598 978| 4537| 5858| 5155) roıs 

56 038 296 505, 1689) 10 926| 14 584| 15 614| 12 424 

S9418} 754 088; 1 5603| 88go| 13 695| 18 815. 15 013 

13 193| 240 "| 983! 3739| 3440| 2558. 1758 

14 136| 2 354! 2204 1879 1764| 1915) 2203 1817 

11535 104 2901| 1154| 5162| 3079| 1746 — 

4 057 144 179 300| 1250| 1207 9I — 
| 

41 060| 170| 353: 1246) 8987| 15957| 12390. 1457 

27 018 146 215 684| 5095| 9586| 9 = 1 294 

10 493 51 90) 340| 3279| 4203) 2378| 152 
5 672 66 86 293| 1516) 2006, I en 230 
8519 85 153 459! 2802] 2463| 10645 909 
3 528 136 147 262 999} 872) 844 268 

17054| 151) 313| 1125) 7521) 6242| 1625 77 

13 718 571 722| 1458 5738 4013) 1098 r8 

48 390} 1254 2078| 5426| 19 271| 13461) 5493) 1413 

20 333| 3 e 2369| 3029| 7908| 5795) 2358; 397 

24 497| 238" 447| 1631) 9204| 9716 3005) 256 

11 322 3855 640) 1149, 3617! 3895, 1449 184 

2 %39 148 131 226, 1037| 1o11 ar 76 
2 143 205} 210, 302 764 435) 66, 101 
| | | | | | 

18852| 590. 702 1591| 6470, 5925! 3275. 299 

50 792| 1764 2092! 4203| 19416) 19412] 8 923; 922 

| 

13 930 123. 214 S90! 5708 5091| 1738 166 

5 803 100 172 530° 2326) 1007 857| 131 
707 32 4I 105 361 159 9, _— 
072 38 47 2 353 163] ” = 
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Gewerbegruppen: 51 ar bis] über 


200 | 1000 ' 1000 
| 
38 777| 11 398, 5499 


l ganzen | bis 3 





— m m —.- — a- 


| 
i | 
| 272 802| 21 666i 27 125, 56 012 











XIX. Handelsgewerbe 
Verwaltungspersonal 
Technisches Personal 

XX. Versicherungsgewerbe 
Verwaltungspersonal | 46 154| 8 542 
Technisches Personal . 836 19 

XXI. Verkehrsgewerbe | 
Verwaltungspersonal | 
Technisches Personal | 

XXII. Gast- und Schankwirtschaft | 





112 325 
13 110| 1786, 1154| 1934 vn 2338| 5991 472 





2022| 4414| 11627| 10402) 5765 
35 77 243 283 177 








3 382 
2 


21 356 460) 804 2 230| 8164| 4956| 2900| 1833 
17 426| 792! 533| 683] 2529| 3 280 nn. 3 795 


Verwaltungspersonal 


5 025 683 316| 749| 2196) 965] 116 — 
Technisches Personal | 


2616| 364 297| 495, 1007) 40 33 — 

XXIII. Musik, Theater | | | | 
Verwaltungspersonal 1 196 48| IOI 125 361 363) 153! 45 
Technisches Personal | 39 080|} 1060 1020| 3 987] 25 587) 4 = 2 322 s88 


liche Personal mit der Größe der Betriebe abnimmt, und zwar das tech- 
nische Personal stärker als das kaufmännische. Es machen aus im 
ganzen Gewerbe die weiblichen Angestellten von dem Gesamtpersonal 
in den Größenklassen 
bis 5 6--IO 5I—200 über 200 Pers. 

Verwaltungspersonal I ls e ho 
Technisches Personal as F Ha lia 

Die Uebersicht Io zeigt große Verschiedenheiten in der Besetzung 
der einzelnen Größenklassen. Ein so starkes Ueberwiegen einer ein- 
zelnen Größenklasse, daß sie allein die Hälfte des Personals beschäftigt. 
finden wir nur im Musik- und Theatergewerbe, von dessen insgesamt 
40 000 Angestellten fast 26 000 auf die Betriebe mit II--50 Personen 
entfallen. Sehr starke Bedeutung haben ferner die Betriebe mit 6—10 
Personen für das Handelsgewerbe, die mit 1I—50 Personen für Gärt- 
nerei, Industrie der Steine und Erden, Industrie der Leuchtstoffe usw., 
Lederindustrie, Industrie der Holz- und Schnitzstoffe, Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie, Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe, Bauge- 
werbe, polygraphische und künstlerische Gewerbe, Handels-, Versiche- 
rungs- und Verkehrsgewerbe und Gastwirtschaft. Die Großbetriebe 
mit 51—200 oder mit 201—1000 Personen wiegen vor in Bergbau, In- 
dustrie der Steine und Erden, Metallverarbeitung, Maschinenindu- 
strie, Textilindustrie, Bekleidungsgewerbe, die Riesenbetriebe mit 
mehr als 1000 Personen fehlen in manchen Gruppen ganz und haben 
größere Bedeutung namentlich für Bergbau, Maschinenindustrie, 
Handels- und Verkehrsgewerbe. In den ganz großen Betrieben ist das 
technische Personal im Verhältnis zum Verwaltungspersonal größer 
als in den mittleren. 

Für die leitenden Beamten und die Ladengehilfen sind Unterschei- 
dungen nach Betriebsgrößenklassen leider nicht durchgeführt, sonst 
würden sie wohl das gleiche Bild wie die b-Personen ergeben. 


KRITISCHE 
LITERATUR-UEBERSICHTEN. 


Neuere Literatur aus dem Gebiete der national- 
ökonomischen Theorie *). 


Besprochen von 


EMIL LEDERER. 
t) 
11. 


Goldscheid, Rudolf, Entwicklungswerttheorte, Entwicklungs- 
Ökonomie, Menschenökonomie. Eine Programmschrift. Leipzig 1908, 
Dr. Werner Klinkhardt, XXXVI u. 218 S. 

Das Buch G.s will, wie der Untertitel besagt, eine Programmschrift 
sein und zwar der Propagierung eines sehr weitgehenden Programmes 
dienen. Das Hauptthema seiner Darstellung bildet eine neuartige 
Werttheorie, sowie die Lehre von der richtigen, der Entwicklungs- 
ökonomie. Dem Charakter dieser Schrift, welche der Vorläufer eines 
großen dreibändigen Werkes sein soll, ist es wohl zuzuschreiben, daß 
der Verfasser auf eine systematische Auseinandersetzung mit anderen 
Meinungen verzichtet und nur hie und da dieselben polemisch kurz 
erledigt. 

Zunächst sei versucht, seinen Gedankengang zu entwickeln: Der 
gegenwärtige Zustand der Wirtschaft ist ein gänzlich unbefriedigender. 
Die Organisation der Ockonomie, der Produktionsplan insbesondere, 
hängt von der Einkommensverteilung ab. Diese entscheidet, welche 
Arten von Gütern erzeugt werden sollen. Ebenso entscheidet in der 
Produktionssphäre, ohne Rücksicht auf andere Momente, der Profit 
für die Wahl des Produktionszweiges (S. I). Goldscheid bezeichnet den 
gegenwärtig herrschenden Zustand als den der Kaufkraftökonomie. 
Innerhalb derselben finden demnach alle Erwägungen, welche auf die 
Weiterentwicklung des Menschen reflektieren, keinen Platz; 


*) Vgl. Bd. XXXI S. 125 ff. Die Besprechungen lagen der Redaktion 
bereits Mitte September 1909 druckfertig vor; sie können wegen Raumman- 
gels erst jetzt zur Veröffentlichung gelangen. 
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der Produktionsplan trägt den Bedürfnissen der Entwicklung keine 
Rechnung, ebenso wie die Wertung innerhalb der Kaufkraftökonomie 
auf die Entwicklung der Menschen innerhalb der Gesellschaft keine 
Rücksicht nimmt. Im Gegensatze zu diesem heute herrschenden Zu- 
stande entwickelt Goldscheid den Plan einer Entwicklungs- 
ökonomie (alseiner normativen Wissenschaft), deren Auf- 
gabe es ist, den Gedanken der Höherentwicklung des Menschen- 
geschlechtes in der Sphäre des Wirtschaftslebens zur Geltung zu bringen 
(siehe auch Seite 83 ff.). Der Ausgangspunkt für diese Erörterungen 
ist dementsprechend ein naturwissenschaftlicher. Goldscheid sucht 
daher zunächst die für die Entwicklung des Genus Mensch möglichst 
günstigen Bedingungen festzustellen, um sodann zu prüfen, welche 
Konsequenzen daraus für das Wirtschaftsleben erwachsen. 

Für die gegenwärtige Auffassung und Gestaltung des Wirtschafts- 
lebens (es sei gleich hier erwähnt, daß Goldscheid die Wissenschaft 
überhaupt als vorwiegend normative auffaßt und ferner zweifelsohne 
den Einfluß der Wissenschaft auf das praktische Leben weitaus über- 
schätzt) macht er den Malthusianismus und Darwinismus verantwort- 
lich. Der Darwinismus konnte zwar zeigen, wie sich in den aufein- 
anderfolgenden Arten der Typus Mensch entwickeln konnte, er bietet 
die Mittel zur Erklärung der Umwandlung der Arten, aber er muß 
versagen, wenn durch den Mechanismus der natürlichen Auslese zu- 
gleich die Notwendigkeit der Höherentwicklung nachgewiesen werden 
soll (S. XV). Darwin betont bei der Entstehung der Arten die n a- 
türlıiche Auslese, den Ausschluß des Wunders, wertet hingegen 
nicht die Auslese selbst. Dies würde die Anwendung eines Wertmaß- 
stabes bedingen. Dieser Wertmaßstab fehlt Darwin. Er beweist nicht, 
daß die natürliche Auslese notwendig die Höherentwicklung der Art 
mit sich bringt. Und dies ohne Beweis annehmen, heißt wiederum 
eine immanente Tendenz zum Fortschritte in der Entwicklung zu sup- 
ponieren. Goldscheid schreibt es dem Einfluß der Lehre Darwins zu, 
daß auch der Kampf ums Dasein im Wirtschaftsleben in der heutigen 
Form für notwendig gehalten wird. Aus der Gedankenwelt von Mal- 
thus’ Theorie der Bevölkerung und Darwins Anschauung über die 
natürliche Auslese entwickelte sich eine Ueberschätzung der züchte- 
rischen Kraft von Mangel und Elend. Man nahm an, daß die beste 
Entwicklung des Menschengeschlechtes durch die Not des größten 
Teiles der Menschheit, durch den erbitterten Kampf ums Dasein, 
durch die scharfe Auslese am ehesten garantiert sei, weil die hiedurch 
gegebene Anspannung aller Kräfte auf die Ausbildung der einzelnen 
Individuen und hiemit der Rasse förderlich wirke. Dabei übersahı man 
jedoch, daß der Kampf an und für sich auch entwicklungshemmend 
wirken könne, insoferne mit der Entwicklungshemmung des einen 
Teiles eine noch größere Schädigung des anderen Teiles verbunden 
sei (S. XXII). Auf Grund dieser Anschauungen erblickte man auch die 
Ursache der schrankenlosen Vernichtung der Lebewesen in der schran- 
kenlosen Vermehrung derselben. Letztere rute den erbitterten Kampf 
und somit die Notwendigkeit der Vernichtung hervor. Das Kausal- 
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verhältnis ist nach Goldscheid ein umgekehrtes: Die schrankenlose 
Vermehrung stellt die arterhaltende Anpassung an die zahllosen Ver- 
nichtungstendenzen dar (S. XI). Eine Erhaltung und insbesondere 
Entwicklung der Art hingegen kann eher als durch die Quantität, 
durch die Qualität des Nachwuchses garantiert werden. Auf Grund 
dieser Erwägungen gelangt G. zu der Lehre von der Entwicklungs- 
ökonomie. Deren Aufgabe ist, wie schon hervorgehoben wurde, den 
Gedanken der Entwicklung des Menschengeschlechtes in der Sphäre 
des Oekonomischen zur Geltung zu bringen. Als normative 
Wissenschaft enthält sie zunächst einen Wertbegriff und zwar einen 
Wertbegriff im Sinne des Seinsollenden, so daß alle Tatsachen der 
Wirtschaft und alle in derselben herrschenden Bestrebungen an diesem 
Wertbegriff gemessen werden können. Der Entwicklungsökonomie 
legt G. den ökonomischen Wert des Menschen für 
die Gesellschaft zugrunde. Dadurch führt die Entwicklungs- 
ökonomie zur Menschen-Oekonomie. Entsprechend den oben wieder- 
gegebenen naturwissenschaftlichen Grundanschauungen protestiert 
G. gegen die Menschenvergeudung (S. 1) und tritt dafür ein, nicht nur 
Oekonomie für die Menschen, sondern auch Oekonomie mit den Men- 
schen zu treiben (S. 47). Erst die Durchführung dieses Grundsatzes 
in der Praxis würde die höhere Entwicklung des Menschengeschlechtes 
ermöglichen. Dieses Postulat begreift weiterhin in sich, daß auch bei 
Anwendung einer jeden Arbeitseinheit das Prinzip gewahrt wird, den 
Entwicklungswert des relativ höchsten Grades damit zu erzielen. 
Heutzutage entscheidet über die Anwendung von Menschen und Ar- 
beitskraft nicht dieses Kriterium; die Arbeitskraft wird nicht derartig 
aufgebraucht, daß durch sie Entwicklungswerte geschaffen werden. 
In dem Arbeitsprozeß wird aber sehr häufig gar kein Entwicklungs- 
mehrwert produziert, namentlich in allen denjenigen Fällen nicht, 
in welchen eine Umwandlung von Leben und Gesundheit in Produkte 
erfolgt, welche dem Konsumenten nicht dieselbe Summe von Ent- 
wicklungsförderung verschaffen, als sie dem Produzenten Entwick- 
lungsschädigung verursachen (S. 85). Auch wird nicht beachtet, daß 
der Arbeiter nicht in seinem Entwicklungswerte beeinträchtigt wird 
(S. 52). Im Gegenteil, die gegenwärtige \Wirtschaftsverfassung cha- 
rakterisiert sich als eine Kaufkraitökonomie, innerhalb deren bloß 
der Profit über die Richtung und Art der Produktion entscheidet. 
Weiterhin beweist den Charakter der gegenwärtigen Wirtschaftsver- 
fassung der Umstand, daß auch solche Arbeitskraft, welche in quali- 
fizierter Form besondere Energien auslösen könnte, bloß in einfacher 
Umwandlung verbraucht wird (S. 84). Wenn nun auch eingewendet 
werden könnte, daß ja immerhin in der modernen Wirtschaft ein 
Fortschritt, auch entwicklungsökonomisch, zu verzeichnen sei, so ist 
dem entgegenzuhalten, daß gerade der größte Teil der Verbesserungen 
unentbehrliche Kompensationen für die erhöhten Ansprüche an die 
menschliche Arbeitskraft darstellen (S. XXV) und daß sich überdies 
der Fortschritt auch ökonomisch vollziehen müsse, was derzeit keines- 
wegs der Fall ist (S. 83). Denn für die Frage. ob sich der Fortschritt 
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ökonomisch vollzieht oder nicht, ist das Tempo der Entwicklung aus- 
schlaggebend. 

Wie sich die Wirtschaft umgestalten müßte, um den Postulaten 
der Entwicklungsökonomie, namentlich der Produktion eines Maxi- 
mums von Entwicklungsmehrwert Rechnung zu tragen, entwickelt nun 
G. nicht im Detail. Seiner naturwissenschaftlichen Grundanschauung 
entsprechend, stellt er nur fest, »daß der Mensch von einer gewissen 
Produktionsmenge ab seine Quantität nur auf Kosten der Qualität ver- 
mehren kann« und »daß die verkehrte Einschätzung und gedanken- 
lose Vergeudung des Menschen nicht nur ein sittliches, sondern auch 
ein entwicklungsökonomisches Verbrechen bildet« (S. 113 u. pass.). 
Die Betätigung auf Grund des bisherigen Koordinatensystemes (d. h. 
der Kaufkraftökonomie) birgt die Gefahr in sich, daß die Mehrwert 
schaffenden Kräfte an ihrer Mehrwertproduktion verbluten, daß 
schließlich die Rasse zu einem organischen Wenigerwert herabsinkt 
(S. 112). An Stelle des in der Wirtschaft derzeit herrschenden Wert- 
begriffes muß eine intersubjektive Werttheorie treten, die sich auf 
einer naturwissenschaftlich fundierten exakten soziologischen Ana- 
Iyse der Bedürfnisse aufbauen muß. Diese muß untersuchen, was Er- 
haltung, was Entwicklung und was wünschbares Luxusbedürfnis der 
Menschen ist (S. 13). Die Entwicklungsökonomie ordnet die phvsi- 
schen und geistigen Entwicklungserfordernisse gemäß ihrer sozialevo- 
lutionistischen Dringlichkeit. Sobald die Rangskala vorhanden ist, 
sucht sie die bestmöglichsten Mittel zur Befriedigung. Sie sucht fest- 
zustellen, welche Struktur des organischen Kapitals im Interesse der 
höheren Entwicklung der Gesellschaft die allerwünschenswerteste ist 
(S. 153). 

Es sei gleich hier die Zwischenbemerkung gestattet, daß demnach 
G.s Theorie eine rein formale ist; da er die Skala der gesellschaftlichen 
Bedürfnisse nicht fixiert, kann er nur die Form der wünschenswerten 
Entwicklung ohne einen konkreten Inhalt angeben. So z. B. in den 
eben wiedergegebenen Stellen und ferner, wenn er sagt: daß es heiligste 
Pflicht der Menschen ist, das volle Entwicklungsäquivalent für die ge- 
leistete Arbeit zu fordern (S. 124), oder daß es »unsinnig sei, einem 
Menschen mehr Konsumtionsgüter zur Verfügung zu stellen, als sich 
in ihm in produktive Arbeit umsetzen können«; oder daß die Arbeits- 
einheit so verwendet werden muß, daß sie überall die größtmöglichste 
Entwicklungsarbeit leistet (S. 126); oder daß sich jeder Fortschritt 
ökonomisch vollziehen muß (S. 83); oder wenn er sagt, daß die Kate- 
gorie des Entwicklungsökonomischen jedem andern Zweck überge- 
ordnet sei und diesen zwinge, sich vor ihr zu legitimieren (S. 97) und 
viele andere auch früher wiedergegebene Lehrsätze. 

Auf Grund der so gefundenen Prinzipien ist ein Entwicklungs- 
rechtsstaat zu postulieren. Natur- und Vernunftrecht ist zum Ent- 
wicklungsrecht auszugestalten (S. 168). Die gesamte Organisation 
des Wirtschaftslebens und des Staates muß schließlich darauf hinaus- 
laufen, das individuelle Leistungsvermögen im Dienste der sozialen 
Höherentwicklung auf das intensivste zu steigern (S. 210). 
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Dafür daß die Postulate der Entwicklungsökonomie in der Wirk- 
lichkeit bisher so wenig Geltung haben, lassen sich nach G. hauptsäch- 
lich zwei Gründe anführen: In der modernen Wirtschaft fragt man nicht, 
ob man mit den Menschen sparsam arbeitet ; der Verbrauch an Menschen 
zählt nicht zu den faux frais der Produktion. Denn die Rentabilität 
der einzelnen privaten Unternehmungen hängt von dem Verbrauche 
am Menschen nicht ab. Hätten wir auch heute noch eine Sklaven- 
wirtschaft, so würde die Menschenökonomie längst zu den wichtigsten 
Zweigen der Wirtschaftswissenschaft gehören. In der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung sei jedoch die Abnützung und Zerstörung des 
Menschenlebens nur ein moralischer Verlust für die Angehörigen, 
aber nicht ein ökonomischer Verlust für die privatwirtschaftlich ge- 
gliederte Gesellschaft. Daher erscheint die Menschenökonomie als 
überflüssig. Denn der Mensch ist in der kapitalistischen Kaufkraft- 
ökonomie nur ein intermittierender, nicht, wie in der Entwicklungs- 
ökonomie, ein perennierender Wirtschaftswert (S. 213). Ferner steht 
der Verwirklichung der entwicklungsökonomischen Tendenzen — wie G. 
ausführt — das Verhältnis der Nationen zueinander entgegen. So- 
lange die Nationen gezwungen seien, um ihre Macht zu kämpfen, ist 
auch die gegenwärtige Kaufkraftökonomie gegeben: denn der Ka- 
pitalismus ist die »spezielle Wirtschaftsform der bestehenden Völker- 
beziehungen«. Infolgedessen muß sich alle Wertung, sowohl die wirt- 
schaftliche, als die soziologische, am Machtkampf orientieren. Und 
deshalb ist eine Prämie auf die Entwicklungshemmung des einen durch 
den andern gesetzt. Innerhalb solcher Zustände kann natürlich die 
Menschenökonomie nicht das Fundament der gesamten Praxis ab- 
geben (S. 1960). 

Demnach haben die entwicklungsökonomischen Gedanken nur 
Aussicht auf Verwirklichung, wenn der Staat zu einem Entwicklungs- 
rechtsstaat ausgestaltet wird. Dies jedoch ist nur möglich, wenn die 
Menschenökonomie zur Völkerökonomie erweitert wird und sich eben- 
so wie von der Vergeudung einzelner Menschenleben, von der Vergeu- 
dung der Völkerkraft im internationalen Machtkampfe abwendet 
(S. 210). 

Es wurde schon erwähnt, daß G.s Theorie — enger gesagt seine 
Entwicklungswerttheorie — nur ganz allgemein die Richtung der 
wünschenswerten Tendenzen angibt. Eine Lehre, welche nichts ge- 
ringeres bezweckt, als die Richtlinien einer Höherentwicklung zu ziehen, 
vermag wohl überhaupt nicht gleich in die konkreten Details hinab- 
zusteigen — wobei überdies in Betracht kommt, daß der vorliegende 
Band nur der Vorläufer eines größeren. dreibändigen Werkes ist, das 
viele Thesen des Buches begründen und mit konkretem Inhalt erfül- 
len soll. Es muß demnach festgestellt werden, daß das Werk Gold- 
scheids als Einleitung zu einer soziologischen Poli- 
tik, zu einer Lehre davon, wie die Gesellschaft sich entwickeln soll, 
zu betrachten ıst. G. versteht es, mit sehr vielem Nachdruck und be- 
redter Eindringlichkeit immer wieder auf die Komplexität der gesell- 
schaftlichen Erscheinungen hinzuweisen und zu zeigen, daß ohne ein- 


Neuere Literatur aus dem Gebiete der nationalökonomischen Theorie. 141 


heitliche Auffassungen von Zweck und Ziegeder gesellschaftlichen Ent- 
wicklung eine widerspruchslose, vernünftige Politik in der Gesellschaft 
überhaupt nicht möglich sei. Und man muß ihm darin zustimmen, 
daß eine jede praktische Maßnahme, die in der Politik vertreten wird, 
sich des zugrundeliegenden Wertmaßstabes, des Koordinatensystemes 
des Wertes, bewußt sein muß, um nicht mit anderen, gleichfalls an- 
gestrebten Zielen in Konflikt zu geraten. Alle, welche den norma- 
tiven Charakter der Soziologie anerkennen, müssen wohl zugeben, 
daß es von größter Bedeutung wäre, wenn die Diskussion über das 
»Koordinatensystem des \Wertes« ein verwendbares Resultat zutage 
bringen könnte !). 

Bleibt nur ein Bedenken, das sich bei der Nachprüfung seiner 
Gedankengänge immer wieder aufdrängt: ob die Soziologie, selbst wenn 
sie als normative Wissenschaft möglich wäre, nicht erst eines Unter- 
baues, nämlich einer Soziologie als deskriptiver Wissenschaft bedürfe ? 
ob nicht die Kenntnis von den gesellschaftlichen Erscheinungen un- 
bedingt notwendig, um die Bedeutung, Wirkung und infolgedessen 
Zweckmäßigkeit eines konkreten »Koordinatensystems« des Wertens 
abzuschätzen ? 

Ja, man wird sogar fragen müssen, ob ein noch so vollkommenes 
und feststehendes Koordinatensystem ohne die genaueste Kenntnis 
der tatsächlichen gesellschaftlichen Zustände überhaupt durchführ- 
bar ıst. Goldscheid selbst setzt diese genaue Kenntnis der gesellschaft- 
lichen Erscheinungen, wenn ich ihn recht verstehe, schon voraus; 
denn die von ihm postulierte Aufstellung einer Skala der physischen 
und geistigen Entwicklungserfordernisse gemäß ihrer sozial-evolutio- 
nistischen Dringlichkeit (S. 153) ist doch wohl nur auf Grund konkreter 
Gegebenheiten in einer speziellen gesellschaftlichen Formation möglich 
und setzt daher die Kenntnis der speziellen wirtschaftlichen und kul- 
turellen Erscheinungen bereits voraus. Angesichts dieser Erwägung 
mag die Ausarbeitung einer Entwicklungsökonomie, selbst wenn man 
ihre prinzipielle Möglichkeit nicht leugnen würde, — vielleicht etwas 
verfrüht erscheinen. Für die zentrale Frage, ob die Gesellschafts- 
wissenschaften Werturteile abgeben können oder nicht, sei auch auf 
die bereits erwähnte Besprechung des Buches v. Stolzmann, Der Zweck 
in der Volkswirtschaft, (Archiv Bd. XXXI, S. 142 ff., insbes. S. 154) 
hingewiesen. 





ı) Daß ich sehr weit davon entfernt bin, den normativen Charakter ir- 
gend einer Gesellschaftswissenschaft zuzugeben, geht bereits aus der Bespre- 
chung Stolzmanns (Archiv, Bd. XNNI, S5. t42 ff.) hervor; hier wird ver- 
sucht, zu zeigen, daß selbst die prinzipiellen Vertreter einer normativen So- 
ziologie genötigt wären, deskriptive, erklärende Gesellschaftswissenschaften 
als unentbehrlichen Unterbau aller normativen Wissenschaft zu betrachten --- 
sodaß für beide Richtungen ein großer Teil des Weges gemeinsam wäre. Dic 
Frage wurde überdies inzwischen durch die Diskussionen auf der General- 
versammlung des Ver. für Sozialpol. in Wien 1969 und der deutschen Ge- 
sellschaft für Soziologie in Frankfurt a. M. 1910, besonders durch die Anus- 
führungen Max Webers, vollkommen klargestellt. 
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Von den Problemen des Buches seien einige gestreift: 


Zunächst ist G.s Auffassung von der Nationalökonomie eine sehr 
eigenartige. Er supponiert durchwegs, daß die Oekonomie überhaupt 
nur Beachtung verdiene als normative Wissenschaft und daß sie als 
solche fast durchwegs alle bestehenden wirtschaftlichen Zustände in 
Bausch und Bogen anerkenne und die weitere Entwicklung in dem- 
selben Sinne wie bisher wünsche. 


So sagt er z.B. (S. 12): Die Dekonomie kann nie anders aufgefaßt 
werden, als das Mittel zu einem bestimmten Zweck. Der Wertbegriff 
steckt im Oekonomiebegriff implizite darin. Deshalb ist die wertfreie 
Oekonomie ein Nonsens; oder: »Die Wertlehre in der Kaufkraftsöko- 
nomie offenbart nur einen charakterlosen Relativismus und sogar einen 
unwissenschaftlichen, aposteriorischen Relativismus, der sein Wert- 
urteil aus den jeweiligen Zufälligkeiten hinterher erschließt« (S. 19). 
Man versuchte zwar, in der Erkenntnis, daß ÖOekonomie nur auf 
Grund eines bestimmten Zweckes möglich sei, der Oekonomie eine 
Wertlehre zugrunde zu legen. Diese entartete allerdings immer mehr 
zu einer Preislehre. Die Aufgabe der Dekonomie ist: die ganz bestimmte 
Technik der jeweilig als richtig erkannten, aber natürlich letztlich doch 
variabeln obersten Zwecke zu entwickeln (S. 57). Wenn er auch ne- 
benbei (S. 70) zugestehen mag, daß der Gegenstand der deskriptiven 
und der normativen Wirtschaftswissenschaft ein verschiedener sei; 
daß die erstere die kapitalistische Nationalökonomie, die letztere die 
internationale Entwicklungsökonomie zu behandeln habe; daß dem- 
entsprechend die Wertlehre, welche beiden zugrunde liegt, natürlich 
eine ganz verschiedene sein müsse und daß bei Marx leider die des- 
kriptive und normative Oekonomie nicht streng geschieden sei (S. 71): 
gibt er selbst wiederum diese Erkenntnis auf, indem er behauptet, daB 
»Jede Nationalökonomie nur als Zweig der Entwicklungsökonomie, nur 
orientiert an der Entwicklungswerttheorie Existenzberechtigung habe« 
(S. 79) und weiterhin sagt: »Die herrschende ökonomische Lehre ne- 
giert bereits den Gegenstand, dem sie gewidmet ist, indem sie dagegen 
protestiert, daß Oekonomie etwas mit einem Ideal zu tun haben könne« 
(S. 80). 

Goldscheid anerkennt demnach bloß zwei Möglichkeiten der wis- 
senschaftlichen Forschung: die deskriptive und die normative, wo- 
bei er der letzteren unverkennbar den Vorrang einräumt. Da er nur 
diese zwei Möglichkeiten zugesteht, muß er notwendigerweise auch die 
reine Theorie, die ja gewiß nicht normativ ist, zur deskriptiven Wissen- 
schaft rechnen. Da er es aber nicht tut, vielmehr immer wieder in 
die Meinung verfällt, als ob die reine Theorie mit ihren »Lehren«, die 
aber keineswegs Ratschläge und Verhaltungs- 
maßregeln, sondern nur Erkenntnisse sind, die wirtschaft- 
liche Entw icklung beeinflussen wolle, ergibt sich der Widerspruch in 
seinen Ausführungen, auf den ın den eben angeführten Stellen hinge- 
wiesen werden mußte. Es ist ja gewiß begreiflich, daß Goldscheid die 
reine Theorie nıcht als deskriptive Wissenschaft betrachten oder fest- 
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halten konnte, und so bekämpft er sie unversehens als Norm, als die 
sie niemals aufgestellt wurde. 

Neuere Nationalökonomen, besonders Angehörige der österreichi- 
schen Schule, haben wiederholt auf die drei Aufgaben der Wirtschafts- 
wissenschaft hingewiesen: in der deskriptiven Nationalökonomie sei 
eine genaue Beschreibung der wirtschaftlichen Vergangenheit und Ge- 
genwart zu bieten; in der theoretischen Nationalökonomie unter genau 
formulierten Voraussetzungen der normale Verlauf wirtschaftlichen 
Handelns zu erklären und so zu wirtschaftlichen Gesetzen oder Ge- 
setzmäßigkeiten zu gelangen; in der Wirtschaftspolitik als Wissen- 
schaft erfolge unter Verwendung der in den beiden früher genannten 
Zweigen gewonnenen Erkenntnisse die wissenschaftliche Verwertung 
wirtschaftspolitischer Phänomene und Tendenzen. 

Goldscheid befindet sich nun ın dem Irrtum, daß die theoretische 
Nationalökonomie in ihren Lehren etwas anderes wolle, als Erkenntnisse 
vermitteln. Goldscheid meint, sie wolle Verhaltungsmaßregeln geben 
(was niemals Aufgabe der nationalökonomischen Theorie war, noch 
sein kann) und zwar die von ihr aufgefundenen Regelmäßigkeiten des 
(reschehens als Norm propagieren. 

Der wahre Sachverhalt schwebt ihm zwar vor, wenn er sagt, daß 
sin der Oekonomie der Gegenwart die Wertlehre vielfach nur die 
Funktion habe, Licht in die Gesetzlichkeit des Tauschverkehres hinein- 
zubringen und uns über die Ursachen aufzuklären, welche die Bewe- 
gung der Preise bestimmen« (S. 35/36), doch tritt dieser Gedanke in 
seinen polemischen Ausführungen immer wieder zurück und bleibt 
nicht lebendig. 

Infolgedessen wird er auch der Bedeutung der deskriptiven und 
theoretischen Wissenschaft, die bestehen bliebe, selbst wenn man eine 
normative Wissenschaft für möglich hielte, nicht gerecht. Diese be- 
steht ja zweifelsohne darın, das verwickelte Bild der konkreten Ge- 
gebenheiten zu klären und so die Voraussetzungen, unter denen Nor- 
men gegeben werden sollen, wie er es nennt, die Aufstellung eines »Koor- 
dinatensystems des \Vertes« vorzubereiten. Es müßte auch eine jede 
normative Wissenschaft auf einer Theorie ruhen, ohne daß aber zu- 
gleich eine jede Theorie eine Norm darstellt. 

Abgesehen von dieser nicht ganz zutreffenden Beurteilung der 
wissenschaftlichen Nationalökonomie verkennt Goldscheid auch die 
Aufgabe der normativen Wirtschaftswissenschaft selbst, wie sie, wenn 
sie zugegeben werden sollte, allein möglich wäre. Er ist der Meinung 
(wie aus den oben wiedergegebenen Zitaten zur Evidenz hervorgeht), 
als ob die Wirtschaftswissenschaft, die »Kauikraftökonomie«, sich mit 
der derzeit gegebenen wirtschaftlichen Organisationsform in Bausch 
und Bogen einverstanden erklärt und die weitere Entwicklung in diesem 
Sinne wünscht. Weiterhin übersieht Goldscheid, daß gerade die ein- 
sichtigsten Wirtschaftspolitiker, auch diejenigen, welche die Wirtschafts- 
politik als normative Wissenschaft auffassen, ihre Meinungen immer mit 
dem Vorbehalte »des Vorranges der wichtigeren Interessen« vertreten 
haben. Sie haben stets betont oder diese Voraussetzung wenigstens still- 
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schweigend gemacht, daß die von ihnen entwickelten Postulate auf einen 
konkreten Fall nur dann zur Anwendung gelangen sollen, wenn nicht 
andere wichtigere Interessen eine andere Entscheidung verlangen, was 
zu beurteilen natürlich nicht aus dem Gesichtspunkte der Oekonomie 
heraus möglich ist. Ebenso wie die Theorie einer Wissenschaft Gesetz- 
mäßigkeiten entwickelt nur unter der Voraussetzung, daß sich nicht 
andere Einflüsse geltend machen, welche die Entwicklung in eine 
andere Bahn lenken, ebenso, wie also jede Theorie isoliert, ebenso wie 
erst aus einer Vereinigung der Theorien von den gesellschaftlichen Er- 
scheinungen eine klare Erkenntnis des gesamten komplizierten gesell- 
schaftlichen Seins erwartet werden kann, ebenso könnte auch eine der 
normativen Gesellschaftswissenschaften nicht Postulate für die kompli- 
zierte Gesellschaft entwickeln, in der auch noch andere Interessen le- 
bendig sind. Aber darum ist weder die theoretische, noch wäre, wenn 
sie möglich wäre eine praktische Einzelwissenschaft ohne Bedeutung: 
Die Aufgabe der ersteren ist, Erkenntnisse des Teilgebietes zu ver- 
mitteln und mit den anderen Zweigen der Gesellschaftswissenschaft 
vereint das Bild zu ergänzen, die Aufgabe der praktischen Einzel- 
wissenschaft müßte eine analoge sein. Goldscheid mag daher von einer 
yarmseligen Kaufkraftökonomie« sprechen und damit die Wirtschafts- 
wissenschaft meinen, welche die gegenwärtigen gesellschaftlichen Zu- 
stände als gegeben hinnımmt und auf Grund derselben Entwicklungs- 
tendenzen und Richtlinien aufstellt, — es ıst doch nicht zu übersehen, 
daß auch der Weg zur Entwicklungsökonomie erst durch diese arm- 
selige Kaufkraftökonomie und andere Gesellschaftswissenschaften ähn- 
lich varmseligen Charakters« hindurchführen müßte. Die Wirtschafts- 
politiker sind sich dessen wohl bewußt, daß ihre Entscheidung eben 
nur Geltung haben kann, insoweit wirtschaftliche Momente 
ausschlaggebend sind. Goldscheid stellt an sie die Anforderung, So- 
ziologen zu werden und verdächtigt sie, als ob sie die Entwicklung der 
Gesellschaft mit ihren Thesen bestimmen wollten. Er macht den Na- 
tionalökonomen zum Vorwurf, daß sie bisher nicht Entwicklungs- 
ökonomie betrieben haben und läßt dabei außer acht, daß dann die 
Oekonomie. selbst wenn man sie als normative auffassen wollte, über ihr 
Gebiet bereits hinausgehen und ohne eine Klärung der ihr eigentüm- 
lichen speziellen Probleme sich an eine Aufgabe heranwagen würde, 
deren Lösung bei den notwendigen Voraussetzungen der National- 
ökonomie ganz unmöglich erscheint. Dieses Postulat Goldscheids er- 
klärt sich aus dem von ihm gewählten Terminus Entwicklungs- O e k o- 
nomie, die er ebensowohl Entwicklungs lehre nennen könnte. 
Durch die Hineinziehung des Wortes Oekonomie, welches aber hier 
keineswegs die spezielle Wissenschaft bezeichnet, sondern nur das 
Postulat nach einer bestimmten Art der Entwicklung, nämlich eine 
ökonomische, also möglichst rationelle kennzeichnet, wird der Gedanke 
erweckt, als ob hier ein direkter Zusammenhang mit der Wirtschafts- 
wissenschaft, respektive der Wirtschaftspolitik gegeben wäre, wäh- 
rend tatsächlich der Zusammenhang nicht enger ist als mit jedem 
anderen Zweige der gesellschaftlichen Wissenschaft, wenn auch die 
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Oekonomie infolge ihrer bedeutenden Stellung innerhalb derselben in 
erster Linie genannt sein mag. Tatsächlich aber ist die Entwicklungs- 
ökonomie bei Goldscheid eine normative Soziologie und es geht wohl 
nicht an, der Nationalökonomie daraus einen Vorwurf zu machen, daß 
sie die Probleme dieser nicht gelöst habe. Dies vermag sie nicht; sie 
kann die Lösung nur vorbereiten und das muß sie auf die Weise tun, 
in der sie es bisher versucht hat. 

Diese Auffassung Goldscheids spiegelt sich auch in der Art, wie 
er die ökonomischen Lehren im Detail kritisiert. Eine Auseinander- 
setzung auch nur in den wichtigsten Punkten würde viel zu weit füh- 
ren, weshalb an dieser Stelle bloß einiges gestreift werden kann. 

So sei darauf hingewiesen, daß er z. B. (S. 48) sämtliche bisher 
aufgestellten Werttheorien deshalb als (auch für die Oekonomie) un- 
zureichend erklärt, weil sie keine sozialen Werttheorien seien, welche 
über die Zufälligkeiten des Bedürfnisses des einzelnen Individuums 
hinausgehen. Natürlich ist eine solche ökonomische Werttheorie (sei 
es die Grenznutzen-, sei es die Arbeitswert-Theorie) für die Zwecke der 
Soziologie, wie sie Goldscheid auffaßt, also einer Soziologie, 
welche die Schaffung von Entwicklungswerten zum Ziele hat, nicht aus- 
reichend. Aber dabei sollte er nicht übersehen, daß diese Werttheorien 
auch nicht für eine normative Soziologie geschaffen wurden, sondern 
bloß die Tatsachen der Kaufkraftökonomie verdeutlichen sollen. Und 
in ihrem Gebiete vermögen sie das vielleicht — jede für sich — in höhe- 
rem Maße als die von Goldscheid aufgestellten formalen Prinzipien für 
die von ihm postulierte Entwicklungsökonomie. Dazu kommt noch, 
daß selbst die Entwicklungswerttheorie im Sinne Goldscheids die Grund- 
gedanken der Nutzwert- und Arbeitswerttheorie für die Zwecke seiner 
Entwicklungswerttheorie zur Anwendung bringt; wohl nicht durch- 
führt, wie es die beiden ökonomischen Theorien versuchten, son- 
dern nur prinzipiell festlegt, daß jede Entwicklungswerttheorie den 
Kern der beiden genannten ökonomischen Theorien enthalten muß. 
(So sagt er S. 216, daß die Arbeitseinheit so zu verwenden sei, daß sie 
überall die größtmögliche Entwicklungsarbeit leistet, daß Güter und 
Kräfte so zu verteilen sind, daß jede Arbeitseinheit mit dem höchsten 
Entwicklungsnutzeffekt funktioniert; ebenso stellt er fest, daß es 
außer jedem Zweifel stehe, daß es heiligste Pflicht der Menschen sei, 
das volle Entwicklungsäquivalent für die geleistete Arbeit zu fordern 
(S. 124). Ob auf diese Weise die Entwicklungswerttheorie Gold- 
scheids für die Oekonomie mehr leistet als Nutzwert- und Arbeits- 
wertlehre, kann bezweifelt werden. Es soll ja auch nicht diese 
Anforderung gestellt werden. Nur dürfte andererseits wieder (selbst 
vom Standpunkt Goldscheids aus) nicht die Unbrauchbarkeit der öko- 
nomischen Theorien daraus gefolgert werden, daß sie nicht zugleich 
soziologische Normen sind. 

Goldscheids Versuche, die Gesellschaftswissenschaften als nor- 
mative Soziologie auszugestalten und diese gegen alle Einwände sicher- 
zustellen, veranlaßten ihn auch, das Problem des Seinsollenden 
in der Wissenschaft ausführlich zu erörtern. Schon den bisher wieder- 
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gegebenen Aeußerungen ist zu entnehmen, daß Goldscheid in hohem 
Maße einer »sokratischen« Gedankenrichtung huldigt. In diesem Sinne 
bezeichnet er das’Seinsollende als die notwendige Konsequenz des Rich- 
tigen. Das Richtige aber sei eine Konstatierung gleich der, daß 2 X2 =4 
ist. Ebenso wie nun das Richtigrechnen keine moralische Forderung 
sei, sei das bei dem richtigen Rechte der Fall. Das Richtige sei eine 
Kategorie, welche auf jeden Inhalt angewendet werden könne; wende 
man diese Kategorie auf das Wollen an, so gelange man zu dem Sein- 
sollenden (S. 170). Mit dem Sollen wird daher nicht ein moralisches 
Prinzip in die Dinge hineingetragen. In diesem Sinne verfahre nun auch 
die entwicklungsrechtliche Auffassung. Sie frage, welche Konstitu- 
tionsformel des Weltganzen die Kulturmenschheit ihrer innersten 
Grundrichtung nach wünsche und wünschen müsse. Sobald diese ge- 
funden sei, das heißt immer genauer bestimmt werde, dann besitze sie 
das Koordinatensystem, an dem die Handlungen eindeutig orientiert 
werden können (S. 171). 

Es wäre gewiß kleinlich, an dieser Argumentation den Vergleich 
des richtigen Rechtes mit dem richtigen Rechnen übermäßig betonen 
und gegen Goldscheid verwerten zu wollen; aber man muß darauf hin- 
weisen, daß Goldscheid selbst als das Problem der entwicklungsrecht- 
lichen Auffassung die Konstitutionsformel des Weltganzen bezeichnet. 
Er sagt im folgenden selbst, daß das daraus abgeleitete Koordinaten- 
system nichts absolutes sei, sondern mit der Weltanschauung wechsle, 
was man wohl vom richtigen Rechnen und dessen Voraussetzungen 
nicht behaupten kann. Aber auch das würde die Auffassung des Sein- 
sollenden nicht so sehr beeinträchtigen, als vielmehr der Umstand, daß 
eben praktisch gleichzeitig mehrere \Weltanschauungen neben- 
einander möglich sind. Da nun diese Weltanschauungen ihrerseits auf 
unbeweisbaren Voraussetzungen beruhen und die Parteinahme für die 
eine oder andere der Voraussetzungen auf das engste mit den verschie- 
denen egoistischen Interessen der Menschen verknüpft ist, kann aller- 
dings eine Gleichstellung des Richtigen in der normativen Soziologie 
mit dem Richtigen in der Mathematik ohne das Uebersehen. dieses 
wichtigen Unterschiedes nicht stattfinden. Und Goldscheid widerspricht 
sich selbst, wenn er sofort darauf sagt, daß für jede Zeit die Zwecker- 
kenntnis ebenso klar herausgearbeitet werden könne als die Kausal- 
erkenntnis. Und weiter: Wir wissen mit demselben Maß von Genauig- 
keit, was sein soll, als was ist. Wobei hinzuzufügen wäre: wenn wir uns 
über den Endzweck und dessen allgemeine Voraussetzungen klar sind. 
Goldscheid übersieht, daB wir in der Mathematik z. B. notwendiger- 
weise so denken müssen, wie wir es tun und daß die Entwicklung ma- 
thematischer Gedankengänge genau in der Form, in welcher sie er- 
folgt mit der Absicht, diese mathematischen Beziehungen zu unter- 
suchen und weiter zu verfolgen, notwendig gegeben ist. Hingegen 
wird bei jeder praktischen Maßnahme auf dem Gebiete der Soziologie 
der Interessenkonflikt, auf dem gegensätzliche Weltanschauungen be- 
ruhen, hervorbrechen. Daher wurde es schon lange als zweckmäßig 
anerkannt, in der Wissenschaft, welche das Seinsollende und Ideologien 
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zum Objekt hat, also auch in der Nationalökonomie dort, wo sie 
wirtschaftspolitische Fragen untersucht, Postulate immer nur unter 
genau formulierten und dabei nicht unbedingt akzeptierten Voraus- 
setzungen zu diskutieren. Nur in dieser Weise kann die »praktische« 
Wissenschaft ihren Aufgaben gerecht werden, welche darin bestehen, 
die Durchsetzbarkeit und die letzten Konsequenzen wirtschaftspoli- 
tischer Maßnahmen zu erörtern, welche wiederum einem letzten 
Zwecke dienen sollen. Dieser selbst aber liegt außerhalb. Die spe- 
zielle Wissenschaft kann zwar angeben, wie sie ihn zu erreichen ver- 
möge, kann aber mit ihren Mitteln nicht beweisen, daß er unbedingt 
anzustreben ist. Diese Selbstbeschränkung hat zugleich einen großen, 
von Goldscheid nicht genug gewürdigten Vorteil: durch sie treten 
die in dem speziellen Gebiete autonom wirkenden Tendenzen klarer 
zutage und es kann eine Beurteilung dessen erfolgen, was sich in der 
Entwicklung vorbereitet und was in der Entwicklung möglich ist. 
Hiemit komme ich zu einem Punkte, mit dem ich die Betrachtung 
über Goldscheids Werk abschließen möchte: Bei der Lektüre drängt 
sıch der Gedanke auf, daß dieses Buch, welches die Umgestaltung der 
Wirtschaft — also des konkretesten und wandelbarsten Tatsachen- 
komplexes der menschlichen Gesellschaft — zum Gegenstande hat, 
von den gegenwärtig herrschenden Tatsachen in ihrer konkreten Aus- 
gestaltung fast keine Notiz nimmt. Die Argumentationen Goldscheids 
— ihren Ausgangspunkt einmal zugegeben — appellieren an das 
menschliche Gerechtigkeitsgefühl und eine Erkenntnis über die 
Zwecke der Gesellschaft, über das Entwicklungsrecht des Indivi- 
duums soll eine grundstürzende Umwälzung herbeiführen. Wort für 
Wort sind seine Ausführungen und Argumentationen möglich in einer 
Gesellschaft, wie sie vor der französischen Revolution bestand und 
ebenso in der heutigen Verfassung des Wirtschaftslebens. Dies mag 
vielfach als Vorteil betrachtet werden, insoferne, als dadurch allge- 
meine, weittragende Richtlinien gegeben erscheinen. Doch darf nicht 
übersehen werden, daß diese Einstellung des Problems zugleich den 
Nachteil mit sich bringt: die konkreten Verhältnisse auch nicht ver- 
werten zu können. Ohne weiter abschweifen zu wollen, soll doch 
konstatiert werden, daß die Bedeutung der modernen normati- 
ven Wissenschaften, z. B. des Sozialismus als Wissenschaft — wie 
immer man auch zu demselben Stellung nehmen mag —- darin besteht, 
die in den ko n kreten Verhältnissen wirkenden Kräfte und Mächte 
zu analysieren, ihre Tendenzen aufzuzeigen und so zu beweisen, daß 
die von ihm postulierte weitere Entwicklung als notwendige Konse- 
quenz des Wirkens der wirtschaftlichen Triebkräfte erscheint. Und 
so vermag der Sozialismus die Fülle des Geschehens seinen Argumen- 
tationen dienstbar zu machen. Demgegenüber bedeutet Goldscheids 
Standpunkt — wenn er auch durch seine Großzügigkeit noch so bce- 
deutend erscheinen mag — in seiner vagen Allgemeinheit und rein for- 
malistischen Ausgestaltung, die er erfahren hat, entschieden einen 
Rückschritt. Solange nicht in concreto gesagt werden kann, 
welche Konstitutionsformel des Weltganzen die Kulturmensch- 
10* 
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heit ihrer innersten Grundrichtung nach wünscht und wünschen muß«, 
kann Goldscheids Entwicklungsökonomie und Menschenökonomie nicht 
einmal von seinem Standpunkt aus als zureichende Norm für das Han- 
deln der Menschen angesehen werden. Es bleibt abzuwarten, ob das 
von Goldscheid angekündigte dreibändige Werk die Erfüllung dessen 
bringt, was man auf Grund des vorliegenden Bandes fordern muß. 


Bouniatian, Dr. Mentor, Wirischaftskrisen und Ueberka- 
pitalisation. Eine Untersuchung über die Erscheinungsformen und 
Ursachen der periodischen Wirtschaftskrisen. (Studien zur Theorie 
und Geschichte der Wirtschaftskrisen I.) Ernst Reinhardt, München 
1908 (VII und 188 S.). 

In diesem Werk wird die Morphologie und Analyse der Krisen- 
erscheinungen mit einer Krisentheorie vereinigt (S. V) und so dieser 
vage Komplex wirtschaftlicher Phänomene einer deskriptiven 
und theoretischen Betrachtung unterzogen. Der Verfasser 
hat es verstanden, ın überaus klarer Weise die wesentlichen Momente 
der komplizierten Krisenerscheinungen herauszuheben und seine Mei- 
nung über den Verlauf der Ursachen der Krisen vollständig klar dar- 
gestellt. Er bezeichnet als Krise »die organischen Störungen des Wirt- 
schaftslebens, welche Vermögens- und Einkommensverluste oder gänz- 
lichen wirtschaftlichen Ruin eines beträchtlichen Teiles der Unter- 
nehmer zur Folge haben« (S. ı) und bespricht nach einer kurzen Dar- 
stellung der Periodizität der Krisen und Wirtschaftszyklen die Geldkrise, 
die Kreditkrise, die Handelswarenkrise, die Börsen- und Spekulations- 
krise, die Industriekrise, die Agrarkrise und schließlich die allgemeinen 
Wirtschaftskrisen und Depressionen (S. 12—64). Den Grund der organi- 
schen Störungen erblickt B. in der Verflechtung der Privatwirtschaften 
zum volkswirtschaftlichen Gesamtorganismus, dessen Organe wieder- 
um die Tätigkeit der Privatwirtschaften beherrschen. Insbesondere er- 
tolgt die Produktion privatwirtschaftlich, individuell, hingegen wird 
die Verteilung durch Faktoren bestimmt, die von der individuellen 
Wirtschaftstätigkeit nicht abhängig sind, sondern sich aus dem Wirt- 
schaftsleben in seiner Gesamtheit ergeben. (Gemeint sind die Vor- 
gänge in der Preisbildung.) Die Wert- und Preisrevolutionen innerhalb 
der Wirtschaft ziehen für die einzelnen Unternehmungen Einkommens- 
und Vermögensverschiebungen, welche mit Verlust verbunden sind, 
nach sich. Die Wirtschaftskrisen sind meist, ihrer Ursache nach, Ver- 
teilungskrisen, wenn sich die Krisenerscheinungen mitunter auch zu- 
erst in der Reproduktionssphäre zeigen mögen. Die Ursachen selbst 
sind Wertrevolutionen, die aus dem Wirtschaftsleben resultieren und 
zu deren Ausbruch äußere Umstände nur den Anlaß abgeben (S. 2). 


Aus Raummangel kann hier auf die bereits erwähnte Morpholo- 
gie der Krisenerscheinungen nicht näher eingegangen werden. Doch 
sei erwähnt, daß B. treffend hervorhebt, daß nicht die Geld- oder 
Kreditkrise das Wesen der allgemeinen Wirtschaftskrise bilde, sondern 
daß diese in der plötzlichen, unvermeidlich gewordenen Lösung der 
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im Reproduktions- und Verteilungsprozeß aufigetretenen, unversöhn- 
lichen Widersprüche und in der Desorganısation des Wirtschafts- 
lebens infolge dieser gewaltsamen Lösung bestehe. Demgegenüber 
stellen Geld- und Kreditkrisen nur eine sekundäre Parallelerscheinung 
dar, welche die Störung im Reproduktions- und Verteilungsprozeß 
als Funktionsstörung der zentralen Organe des wirtschaftlichen Ver- 
kehrs zum Ausdruck bringt (S. 68). 

Die Ursache der Wirtschaftskrisen ist nach B. — wie bereits an- 
gedeutet wurde — ın der technischen Unvollkommenheit der bestehen- 
den Wirtschaftsorganisation zu suchen. Die moderne Wirtschafts- 
organisation verbürgt nicht eine vollkommene und harmonische Ent- 
wicklung des Wirtschaftslebens. Insbesondere stehen die Einzelwirt- 
schaften untereinander in engem organischem Zusammenhang im 
Rahmen der Volkswirtschaft, andererseits bleiben sie in ihrer wirt- 
schaftlichen Selbstbestimmung voneinander vollkommen unabhängig. 
(S. 74). Es fehlt also an einem Organ, das die wirtschaftliche Tätig- 
keit der Einzelwirtschaften innerhalb der Gemeinwirtschaft in Utber- 
einstimmung bringt. B. hebt auch an dieser Stelle den bekannten 
Widerspruch zwischen Güter- und Wertproduktion hervor. Da letz- 
tere für die einzelnen Unternehmer allein ausschlaggebend ist, wird oft 
die Güterproduktion zugunsten der Wertproduktion hintangesetzt. 
Hiebei macht B. in weiterer Ausführung dieses Gedankens die zutref- 
fende Bemerkung, daß im Rahmen der heute gegebenen wirtschaft- 
lichen Verfassung, eine Einschränkung der Erzeugung auch im Inter- 
esse der Gesamtheit liegen kann. Eine überreiche Ernte z. B. kann 
trotz der Vermehrung des gesellschaftlichen Gütervorrats und der in- 
folgedessen bessern Versorgung der Konsumenten, derart nachteilig 
auf die wirtschaftliche Lage der Gesamtheit wirken 1), daß dadurch die 
vorteilhaften Wirkungen weitaus überwogen werden. Dies ist mit 
eine Konsequenz der auf Privateigentum, Arbeitsteilung und freiem 
Tauschverkehr gegründeten Wirtschaftsorganisation (S. 77). 

Der eben auseinandergesetzte Widerspruch zwischen privatwirt- 
schaftlicher Produktion und gesellschaftlicher Bedingtheit der ein- 
zelnen Unternehmungen ist jedoch nur der Unterbau für die wirtschaft- 
lichen Prozesse, welche die Krisen mit Notwendigkeit hervorrufen: 
Dieser Zustand hat zur Folge, daß in der Zeit der günstigen Konjunk- 
tur die Preise einer, wenn auch beschränkten, Anzahl von wichtigen 
Gütern aus diesem oder jenem Grunde in die Höhe gehen. Die Preis- 
steigerung dehnt sich durch den natürlichen Wertausgleich (durch den 
Zusammenhang der Preise untereinander) weiter aus (S. 96 ff.). Das 
Eingreifen der Spekulation verschärft und beschleunigt diesen Prozeß. 
Die Preissteigerung bewirkt wiederum eine Zentralisation der gesell- 
schaftlichen Kaufkraft in Händen der Produzentenklassen und fördert 
so die Kapitalakkumulation. Diese wird nun ihrerseits ein Faktor der 
allgemeinen progressiven Preissteigerung, indem sie eine Konzentra- 





') (Z. B. verringerte Kauikraft der Grundbesitzer und intolgedessen Stok- 
kung des Absatzes industrieller Produkte, Arbeitslosigkeit in der Industrie.) 
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tion der Nachfrage nach Produktivgütern erzeugt (S. 105). Aber die 
durch eine forcierte Kapitalisation getragene progressive Preisstei- 
gerung kann höchstens solange dauern, als jene selbst. Die Kapitali- 
sation ohne entsprechende Steigerung der Konsumtion findet aber 
sowohl in technischen als auch in wirtschaftlichen Gründen bald ihre 
Grenze. Denn eine Vermehrung der Kapitalgüter setzt eine Steigerung 
des Konsums voraus. Der eben geschilderten Kapitalakkumulation 
aber fehlt das notwendige Korelat der Konsumsteigerung, weshalb die 
Ueberkapitalisation immer deutlicher zutage tritt. Eine Ausdehnung 
der Kapitalisation ohne entsprechende Steigerung des Konsums ist 
auf die Dauer ausgeschlossen (S. 108/g u. ff.). Die notwendige 
Konsequenz einer solchen im Vergleich zur Konsumtion übermäßigen 
Kapitalisation ist infolge Ueberproduktion und der Unmöglichkeit, 
die hohen Preise zu halten, der allgemeine Rückgang der Preise. Die 
nunmehr eintretende Entwertung der Konsumgüter wirkt auf alle 
Wertverhältnisse ein, hat infolge gleichzeitiger Entwertung der Pro- 
duktivgüter die Dezentralisation der Kaufkraft (S. 114) und Diffusion 
der Nachfrage zur Folge. Auf diese \Veise etabliert sich eine allgemeine 
progressive Preissenkung (S. 110). Ein Gleichgewicht im Wirtschafts- 
leben wird dadurch erschwert, daß die im Dienste der unumschränkten 
Kapitalisation stehenden Produktivkräfte das Streben nach Ent- 
faltung haben und daß andererseits die Produktivität von Zeit zu Zeit 
in Uebereinstimmung mit der wenig expansiven Konsumtion einge- 
schränkt werden muß. Daraus erklärt sich auch der periodische Auf- 
und Niedergang im Wirtschaftsleben (S. 146). Infolge der Wider- 
sprüche, welche dem Wirtschaftsleben zugrunde liegen und die oben 
erörtert wurden, ist die Ueberkapitalisation in mehr oder minder aus- 
gesprochener Form ein normaler Zustand unseres Wirtschaftslebens. 
Sie ist das Ergebnis des Kampfes der privaten Ersparnisse um die 
Teilnahme an der gesellschaftlichen Kapitalisation (S. x151). Diese 
Ueberkapitalisation und infolgedessen das Mißverhältnis zwischen 
Produktion und Konsumtion wird besonders durch die Ungleich- 
mäßigkeit der Verteilung der Güter zu einem 
dauernden Zustande gemacht. Diese Verteilung wird nun wesentlich 
beeinflußt durch die Verteilung des privatwirtschaftlichen Kapital- 
vermögens, durch den Besitz an Grund und Boden und an Schuld- 
titeln. Insbesondere die Erwerbung solcher Schuldtitel bedeutet eine 
Beeinflussung der Verteilung der künftigen gesellschaftlichen Pro- 
duktion zugunsten der Sparer, der Kapitalisten (S. 155). Das Arbeits- 
einkommen hingegen trägt infolge seiner Anpassung an den Konsum 
wenig zur Akkumulation bei (S. 153). Als einzige Gegentendenz 
gegen die Agglomeration des Kapitalbesitzes wirken Staat und Gemeinde 
durch ıhre Finanzpolitik und die Bemessung der kollektiven Konsum- 
tion, welche rasch im Ansteigen begriffen ist (S. 163). 

Die notwendige Kehrseite der Entwicklung zur Ueberkapitalı- 
sation bezeichnet B. als Dekapitalisation, welche die wesentlichste 
Wirkung der Krise sei. Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet 
sind die periodischen Wirtschaftskrisen nichts anderes als Perioden 
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gewaltsamer, plötzlich eintretender Dekapitalisation von ungewöhn- 
lichem Umfang (S. 167). Die Folge der Dekapitalisation ist eine Stei- 
gerung des Konsums der Massen. Sie kommt daher meist den unteren 
Einkommensschichten zugute. Allerdings verändert sich während der 
Zeit der Krise die Arbeitsgelegenheit und die Löhne sinken. Die De- 
kapitalisation wirkt dann hauptsächlich zugunsten der Klassen mit 
festem Einkommen, wie Beamte, Rentiers, (S. 170). 

Die Dekapitalisation aber beseitigt nicht die Ungleichmäßigkeit 
der Verteilung. Sie erhöht bloß die Basis, von der aus die Differenz 
der Einkommens- und Besitzverteilung ausgeht. Im Gegenteile, sie 
schafft infolge der Erweiterung der Konsumtionsbasis die Hinder- 
nisse für das weitere Fortschreiten der Kapitalisation aus dem Wege. 
Daher geht die Entwicklung dahin, daß der absolute Anteil der breiten 
Bevölkerungsschichten in den unteren Einkommenslagen progressiv 
steigt, daß aber andererseits auch eine steigende Differenzierung nach 
oben in den höheren Einkommensklassen und eine Steigerung des 
relativen Anteils der großen Einkommen infolge der Konzentration 
des Besitzes von Kapitalvermögen eintritt (S. 174). Die Folge der 
ganzen Entwicklung ist daher eine »Einschnürung der Einkommens- 
pyramide« (S. 176) und so wird wieder eine neue Ueberkapitalisation 
und damit eine neue Krise vorbereitet. Dies ist der circulus vitiosus, 
der dem Wirtschaftsleben sein Gepräge gibt. Alle die im Vorhergehen- 
den geschilderten Tendenzen werden überdies durch die Ausbreitung 
des kapitalistischen Wirtschaftssystems und die Entwicklung der 
Weltwirtschaft zwar zeitweise in ihrer Wirkung suspendiert, gelangen 
aber auf die Dauer zu immer stärkerer Wirksamkeit (S. 186). 

Die Darstellung vom Verlauf der Krisen und ihren Ursachen, wie 
sie B. gegeben hat, wird man als vollkommen stichhaltig bezeichnen 
können und er wird bei seiner vorsichtigen Formulierung, welche die 
wesentlichen, hervorragendsten Merkmale der Krisen beschreibt, kaum 
auf irgend einen Widerspruch stoßen. Insbesondere wird man für das 
einer theoretischen Betrachtung besonders zugängliche System der 
freien Konkurrenz seinen Darlegungen, welche ja übrigens mit der 
allgemein üblichen Deskription der Krisenerscheinungen ziemlich über- 
einstimmen, aber den großen Vorzug der Klarheit und Uebersichtlich- 
keit besitzen, zustimmen können. Doch bedürfen dieselben vielleicht 
einer Ergänzung insoferne und insoweit im Gebiete der Volkswirt- 
schaft ein KartellierungsprozeB erfolgt. Wenn die Kartel- 
lierung bloß in einem oder sehr wenigen wichtigen Produktionszweigen 
erfolgt ist, so ist sie gewiß geeignet, die Folgen der Krise für das spe- 
zielle Kartell auszuscheiden. Dem Kartell als der vereinigten Produk- 
tion ist der Umfang der Nachfrage ziemlich genau bekannt und es kann 
in seinen entwickelten Formen eine Ueberkapitalisation verhindern. 
Das Auftauchen von Outsiders, die zeitweise Durchbrechung des Ringes, 
kann den Prozeß nicht aufhalten und die Beherrschung des Marktes 
durch das Kartell nicht ausschließen. Insoferne in einer stationiiren 
Volkswirtschaft das Kartell die Investition von Kapitalien verhindert, 
schließt es zwar die Ueberkapitalisation auf diesem einen Gebiet aus; 
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aber die stets gesicherten Erträgnisse aus dem Kartell veranlassen die 
Teilhaber, diese Ueberschüsse anderweitig zu investieren: und so kann 
die Uebereinstimmung zwischen Produktion und Konsumtion auf 
einzelnen wichtigen Wirtschaftsgebieten eine gesteigerte Ueberka- 
pitalısation auf anderen hervorbringen. 

Auch für diese Kartelle jedoch wird die Krise eine bedeutsame 
Wirkung haben: sie sehen sich genötigt, einen Teil ihrer Kapitalien 
zurückzustellen und die Produktion einzuschränken, um die Preise 
halten zu können. Das hat im System der Kartellierung aber nicht die- 
selbe verheerende Wirkung, wie der Prozeß der Dekapitalisation für 
die Privatwirtschaiten. Denn der Fortgang des ganzen Betriebes 
wird nicht in Frage gestellt, bloß die Profitrate zeitweise geschmälert. 
Das Kapital wird nicht entwertet, sondern für eine kürzere oder längere 
Zeit dem Betriebe entzogen, um die Rentabilität der anderen Teile 
nicht zu gefährden. Bei Besserung der allgemeinen Wirtschaftslage 
wird der Betrieb wieder ausgedehnt. So wirkt das zeitweise überschüs- 
sige Kapital als Reserve. Die Einschränkung der Produktion trägt nicht 
den Charakter der Katastrophe, der Krise an sich, sondern den der De- 
pression. Die Dauer derselben kann gegenüber anderen Produktions- 
zweigen durch eine »Hungerkur«, also durch übermäßige Einschränkung 
der Produktion und zeitweise Brachlegung sehr vieler Produktions- 
mittel bedeutend abgekürzt werden. Die Entwicklung geht in diesem 
Stadium in den betreffenden Produktionszweigen zuungunsten 
der Arbeiterbevölkerung vor sich, weil eine Ueberpro- 
duktion, welche ja wenigstens für die Arbeiter der betreffenden Branche 
erhöhte Arbeitsgelegenheit zur Zeit der guten Konjunktur und noch 
teilweise andauernde Arbeitsgelegenheit zur Zeit der beginnenden 
Krise bedingt, überhaupt nicht stattfindet und daher auch ein Anlaß 
zur rapiden Lohnsteigerung nicht vorliegt, und andererseits wiederum 
in der Depressionsperiode bei rationeller Betriebsführung weit weniger 
Arbeiter notwendig sind, als ın der Depressionsperiode zur Zeit des 
Waltens freier Konkurrenz. Die Kartellierung wird überdies noch 
einen anderen Effekt haben: Das Kartell wird häufig, insbesondere 
beenotwendigen Artikeln, auch während der Depressionsperiode 
die Preise halten und dadurch auf die Preise anderer Waren, deren 
Erzeugung nicht kartelliert ist. preissenkend wirken. B. hebt ja auch 
hervor, daß die Depression infolge der Einschränkung der Produktion 
die Arbeitsgelegenheit vermindert und so die Kaufkraft der Massen 
schwächt. Sind diese aber genötigt, für wichtige, kartellierte Artikel 
nach wie vor hohe Preise zu bezahlen, so wird die in ihrer Kaufkraft 
überdies geschwächte Konsumentenklasse auch nicht die ermäßigten 
Preise der anderen Artikel bezahlen können und daher weiterhin einen 
Preissturz notwendig machen. Die relative Erhöhung der Preise in 
den kartellierten Produktionszweigen bringt eine weitere relative 
Depression der Preise in den nichtkartellierten Unternehmungszweigen 
hervor und schafft so die Nötigung zur weitergehenden Kartellierung. 

Welches wird nun die Wirkung der Ausdehnung dieses Prozesses 
sein? Wenn die Kartellierung oder Syndizierung eine allgemeine 
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geworden ist, wird eine Hochhaltung der Preise auf demselben Niveau 
nur bei gleichzeitiger, sehr weitgehender Einschränkung der Produktion 
möglich sein. Auch hier muß angenommen werden, daß an irgend 
einem Punkte der Wirtschaft sich eine latente Ueberkapitalisation 
zeigt: sei es z. B., daß infolge einer Mißernte die Nachfrage plötzlich 
sinkt, oder daß das eine oder andere Kartell in Mißachtung des Ver- 
hältnisses zwischen Angebot und Nachfrage seine Produktion ausge- 
dehnt hat, um andere Artikel zu verdrängen. Dies wird ja wahrschein- 
lich auf längere Zeit hinaus den Boden für Krisen schaffen, daß Kartelle 
verwandter Produkte, insbesondere von Produkten, welche zur Be- 
friedigung desselben Bedürfnisses dienen können, konkurrierend auf 
dem Markte erscheinen. Eine derartige Konkurrenz kann trotz der 
Kartellierung zur Leberkapitalisation führen. Allerdings ist auch dann 
nicht eine Krise, verbunden mit Kapitalzerstörung und Vernichtung 
privatwirtschaftlicher Existenzen zu erwarten. Es wird, sobald das 
Mißverhältnis zwischen Produktion und Konsumtion klar zutage tritt, 
die Erzeugung und das Angebot eingeschränkt und ein großer Teil der 
gesellschaftlichen Kapitalien zeitweise außer Funktion gesetzt werden. 
So wird auch bei diesem Zustande, wie es ja B. gelegentlich erwähnt, 
ohne es weiter auszuführen (S. 72), die Ueberkapitalisation nicht ver- 
hindert und im Gegenteil durch Festhalten an den Preisen die Depres- 
sionsperiode verlängert. 

Es fragt sich nur, ob bei diesem Zustande der wirtschaftlichen 
Entwicklung auch tatsächlich eine Krise ausbricht. Dies wurde eben 
verneint — und damit befinde ich mich im\Widerspruch zu B., der die 
Erscheinung der Krise auf die Verschiedenheit der Verteilung des Ein- 
kommens zurückführt: Nach der hier vertretenen Anschauung kann 
bei durchgreifender Kartellierung die Depression an die Stelle der Krise 
treten. Diese ıst für die Arbeiterbevölkerung selbst ebenso schädlich 
wie die Krise. Beide bringen eine Verringerung der Arbeitsgelegenheit 
und Senkung der Löhne. Aber der gesellschaitliche Kapitalsfond unter- 
liegt nicht so heftigen Krisen als zur Zeit der freien Konkurrenz. 

Die allmählich immer weiter fortschreitende Kartellierung hat 
aber zugleich eine Etwicklung angebahnt, welche wiederum Krisen 
hervorruft: Die Kartellierungen fast sämtlicher Massenprodukte und 
Artikel für die große Masse der Bevölkerung haben infolge des Bestre- 
bens der Kartelle, neue Unternehmungen nicht aufkommen zu lassen, die 
Gründungstätigkeit in diesen Produktionszweigen erschwert. Zugleich 
drängen die großen Gewinne der Kartelle die einzelnen Mitglieder, 
Ihre Ersparnisse wiederum fruchtbringend anzulegen. Dadurch wurde 
die Entstehung von Unternehmungen besonders begünstigt, welche 
Luxusprodukte erzeugen. So haben die Kartelle je schrankenloser sie 
die nationale Produktion beherrschen, das Bedürfnis nach neuen, 
außerhalb der Kartelle stehenden Produktionen sehr gesteigert: die 
überschüssigen Kapitalien, welche infolge der Vorsichtigkeit der Kar- 
telle, sich zu überkapitalisieren, nicht investiert werden können, 
suchen neue, gewinnbringende Anlagen. Es ıst vielleicht kein Zufall, 
daß gerade in den letzten Jahren und namentlich in Ländern fortschrei- 
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tender Kartellierung, auch dort, wo die Ueberkapitalisierung noch 
keineswegs eine sehr große ist (wie z. B. in Oesterreich), die Luxus- 
industrie, welche als solche der Kartellierung weniger zugänglich ist, 
immer größere Dimensionen annimmt. Zugleich begünstigt ein zweiter 
Umstand die Entstehung und Fortbildung derselben. Durch die Aus- 
dehnung der Luxusindustrie wird viel latentes Einkommen 
flüssig. Die Luxusindustrie eröffnet den Kapitalbesitzern und industriel- 
len Unternehmern, sowie überhaupt den Reichen mit sehr großem 
Einkommen die Möglichkeit, und, sobald sie eingebürgert ist, schafft 
sie auch die Notwendigkeit, immer größere, absolute Summen zu ver- 
brauchen und infolgedessen geringere zu kapitalisieren, als ohne die 
Existenz dieser Luxusindustrien. Dieselben stellen also eine Art Ven- 
til für die überschüssigen gesellschaftlichen Kapitalien dar. Der 
Massenkonsum, die notwendige Basis der nationalen Produktion, wird 
durch die Steigerung des Luxuskonsums ergänzt und dadurch ein Ge- 
genwicht gegen die Depressionen geschaffen. Aber diese Luxusindu- 
strien sind ihrer Natur nach für eine Kartellierung weniger geeignet 
und so bilden sie wiederum ein Gebiet, auf dem Ueberkapitalisation 
eintreten kann und so die Voraussetzungen der Krisen, wenn auch nur 
in beschränkterem Rahmen, neu geschaffen werden. Als Gegenwirkung 
aber ist wiederum geringere Kapitalısation infolge größeren Konsums 
der reichen Leute zu bezeichnen. 

Die ganze Entwicklung der neuesten Zeit, welche durch die all- 
gemeine Kartellierung inauguriert wurde, hat demnach die Wirtschaft 
so umgestaltet, daß Krisen nicht mit derselben Notwendigkeit und 
Wucht (für die Unternehmer) auftreten als bisher. Die Produktion 
der Unternehmer für die Unternehmer verlang- 
samt den Fortschritt der Kapitalisation und die den größten Teil der 
Produktion beherrschenden Kartelle ermöglichen eine rationellere Ge- 
staltung des Produktionsprozesses. Endlich wirkt die Luxusindustrie 
als Ventil, indem sie einerseits die überschüssigen Kapitalien absor- 
biert und andererseits die Ersparnisse vermindert. 

Dies glauben wir der im übrigen sehr interessanten und scharf- 
sinnigen Darstellung B.s hinzufügen zu sollen, weıl sıch daraus er- 
klären dürfte, daB an die Stelle der plötzlichen, gewalttätigen, verderb- 
lichen Krisen numehr die länger dauernden, für die Unternehmer aber 
nicht so schädlichen Depressionsperioden getreten sind. 


Bredt. Joh. Viktor, Dr. jur. et phil, Nationalökonomie 
des Bodens. Drittes Tausend. Berlin 1908, Bruer & Co. 141 S. 

Bredt nımmt die Bodenbesitzer und -spekulanten gegen die Bo- 
denreformer in Schutz und gibt theoretische Erörterungen, aus denen 
er praktisch-politische Schlüsse ziehen zu können glaubt. 

\Was zunächst diese theoretischen Erörterungen betrifft, müssen 
wir seinem Grundgedanken zustimmen. Er deckt sich mit dem Adolf 
Webers u.a. daß die hohen Mieten die Ursache der hohen Boden- 
preise seien, nicht aber umgekehrt die hohen Bodenpreise als Grund 
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für die hohen Mieten anzusehen seien. Soweit stimme ich mit Bredt 
überein, der den Glauben der Bodenreformer, als ob die Spekulanten 
die Preisbildung des Bodens willkürlich bestimmen könnten, als theo- 
retisch unhaltbar bezeichnet und nachdrücklich darauf hinweist, daß 
nur solche Bodenpreise wirtschaftlich möglich sind, die späterhin durch 
die Preisentwicklung der Wohnungen und Geschäftslokale sanktioniert 
werden. Keinesfalls aber entscheide schon die Preisbildung am Boden- 
markte über die Preise der Wohnungen und Geschäftslokale. 

Auch darin gebe ich Bredt Recht, daß die Bodenreformer bei Ver- 
fechtung ihrer steuerpolitischen Pläne sich einer groben Inkonsequenz 
schuldig machen: Sie behaupten auf der einen Seite, die Bodenspe- 
kulation habe die Preisbildung vollkommen in der Hand und fordern 
auf der anderen Seite die Einführung einer Steuer zur Herabminderung 
der Gewinne, Lahmlegung der Spekulation und Vergrößerung des An- 
gebotes an Baustellen. Sei ihr Glaube an die schrankenlose Macht der 
Spekulation begründet, so könnte auch die Einführung einer Steuer 
der Preisentwicklung keinen Halt gebieten. Diese Kritik der voll- 
kommen unzulänglichen bodenreformerischen Theorien ist gewiß be- 
rechtigt. Neue Argumente allerdings hat Bredt zur Begründung seiner 
Auffassung nicht gefunden, ebenso wie er es an der Beibringung von 
Tatsachenmaterial zur Fundierung seiner Behauptungen leider fehlen 
läßt. Bei der großen Komplexität des Tatbestandes der »\Vohnungs- 
frage« ist jedes Detail erwünscht und gerade die genaue Kenntnis ver- 
schiedener lokaler Verhältnisse vermag oft das Verständnis für die 
Erscheinungen erheblich zu klären. 

In dem, was Bredt als seinen eigenen Grundgedanken bezeichnet, 
scheinen mir die Ausführungen etwas undeutlich zu sein und ebenso 
an unklarer Problemstellung zu leiden. Er führt an mehreren Stellen 
des Buches den Gedanken durch, daß die Bodenbesitzer gar nicht im- 
stande seien, die übrige Bevölkerung auszubeuten. Denn jedem Preis 
muß in der Volkswirtschaft ein Wert entsprechen, und nur in den sel- 
tenen Fällen des Irrtums oder des Betruges wird der Käufer dem Grund- 
eigentümer oder Hauseigentümer mehr bieten, als dem Werte der Gegen- 
leistung entspricht. In der Regel sogar wird der Käufer noch einen 
Gewinn erzielen. Die Läden im Zentrum steigern den Geschäftserfolg 
um eine größere Summe, als ihre Miete ausmacht und ebenso sei der 
Wert der Wohnungen im Zentrum (infolge der Annehmlichkeit, Be- 
quemlichkeit usw.) im allgemeinen für den Mieter ein erheblich grö- 
Berer als der Preis. Da somit der Käufer nur bezahle, was er wirklich 
bekomme, könne von einem Mehrwert nicht die Rede sein und die Be- 
hauptung der wucherischen Ausbeutung der städtischen Bevölkerung 
durch die Bodenbesitzer sei theoretisch vollkommen unbegründet. 
Daher seien auch Maßnahmen zur Bekämpfung dieser »Ausbeutung«voll- 
kommen überflüssig. Bredt zieht augenscheinlich aus einer ökonomisch 
selbstverständlichen Erscheinung eine keineswegs selbstverständliche 
wirtschaftspolitische Konsequenz. Es ist natürlich, daß im regelmä- 
Bigen Verlaufe des Wirtschaftslebens die Waren von den Käufern 
nicht höher bezahlt werden, als ihrem Werte für dieselben entspricht. 
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Man könnte daher niemals von einer Ausbeutung sprechen. Auch 
das Monopol erzielt seine Preise nicht aus einem Mehrwert in dem Sinne, 
als ob das Publikum gezwungen wird, über dem Wert zu kaufen. Eine 
derartige Ausbeutung ist gegenwärtig nicht mehr möglich und kommt 
höchstens ın Kolonial- oder ähnlichen Gesellschaftsformationen vor. 
Es wird vielmehr das Monopol jederzeit nur soviel als Preis verlangen 
können, als dem Werte der Ware für die Käufer entspricht. Aber 
zweifelsohne hat ein ausschließliches Monopol die Macht, diese Wert- 
schätzungbesser auszunützen, als esim Zustande der freien 
Konkurrenz geschieht. Wir wissen, daß die Warenpreise einerseits 
bestimmt sind vom Werte der Waren für die Käufer, daß jedoch ande- 
rerseits die Warenpreise untereinander in einem Konnex stehen und 
insbesondere die Tatsache, daß aus einem und demselben Produktions- 
faktor Waren von verschieden hohem Werte hergestellt werden können, 
auf die Waren mit höherem Wert preisermäßigend einwirkt. Das Ge- 
setz der Produktionskosten wirkt daher innerhalb einer bestimmten 
Warengruppe nivellierend auf die Preise. Das Monopol hingegen ist 
imstande, diese Gruppe von Produktionsfaktoren zu sprengen und den 
Wert der Waren für den Käufer auf dem Markte zum Ausdrucke zu 
bringen. Es nützt die Wertschätzung aus — die latent vorhanden 
war — und kürzt die »Konsumentenrente« bis auf einen ganz gering- 
fügigen Betrag. Und in diesem Sinne kann man von einer Ausbeutung 
durch Monopole sprechen, ohne daß ein einziger der Käufer die Ware 
über dem Werte bezahlt. Es ist klar ersichtlich, daß solche Monopole 
die Konsumenten sehr belasten können, sobald sie die Produktion von 
Waren umfassen, deren Wert praktisch unendlich ist; dann werden 
die Konsumenten gezwungen werden, einen weit erheblicheren Teil 
ihres Einkommens dafür aufzuwenden als unter der Herrschaft der 
freien Konkurrenz. Die Verfügung über das Einkommen wird einge- 
schränkt und zur Deckung der notwendigsten Bedürfnisse ein sehr 
bedeutender Teil des verfügbaren Geldvorrates verbraucht, so daß die 
minder wichtigen Bedürfnisse unbedeckt bleiben müssen. Die Tat- 
sache, daß eine Ware oder eine Leistung bloß zu ihrem Werte und nicht 
darüber bezahlt wird, ıst daher kein Argument für eine bestimmte 
wirtschaftliche Konstellation und kann es auch nicht sein, weil ja die 
ökonomische Theorie überhaupt nie rechtfertigt sondern immer nur 
erklärt. 

Und auch so hier beim Boden: Bredt mag immerhin beweisen, daß 
der Boden und die Wohnung zu ihrem \Werte bezahlt wird, daß der 
Käufer nicht mehr gibt, als ihm die Gegenleistung wert ist — ich bin 
derselben Meinung, — so Ist diese Tatsache kein Argument gegen die 
Tendenz der bodenreformerischen Steuerpläne. Sie mag ein Argument 
sein gegen ihre Unzweckmäßigkeit — weil gezeigt wird, daß das wirt- 
schaftliche Geschehen durch derartige Steuern nicht alteriert wird, 
daß die Mieten nicht billiger werden — ein theoretisches Problem —, 
aber sie ist kein Argument gegen die Maßnahmen, welche darauf ab- 
zielen, die theoretisch erklärte Tatsache der Steigerung von Mieten und 
Bodenpreisen zu bekämpfen und abzuändern. 
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Mit anderen Worten: Auch meiner Meinung nach bilden die Boden- 
besitzer nicht Ringe um die Städte und sperren nicht das Bauland 
aus. Aber ich glaube, daß die Verhältnisse am Wohnungsmarkte 
allerdings derartig sind, daB durch die unzureichende Konkurrenz der 
Verkäufer einerseits, die eigentümliche Beschaffenheit des Wohnungs- 
bedürfnisses und dessen Deckung andererseits monopolartige Preise mit 
Notwendigkeit entstehen, ohne daß eine spezielle Verabredung der hieran 
interessierten Kreise notwendig sei. Auch ich glaube, daß in keinem der 
Fälle eine Ueberzahlung von Grund oder Wohnung über den Wert statt- 
findet. Trotzdem ist das Postulat verständlich, daß man (auf wirt- 
schaftspolitischem Gebiete) eine Form der Organisation des Wirt- 
schaitslebens suchen müßte, um eben diese theoretisch wohl erklär- 
ten, aber darum noch nicht gerechtfertigten Preise für Wohnungen 
und gewerbliche Betriebsstätten herabzumindern. Die theoretische 
Erklärung der bestehenden Zustände wird uns, falls sie richtig ist, die 
Handhabe bieten, um den Effekt der von uns vertretenen Maßnahmen 
zu beurteilen, den Weg einzuschlagen, der der zweckmäßigste ist. 
Niemals aber wird die Einsicht in den Verlauf der wirtschaftlichen 
Erscheinungen ein Werturteil über dieselben ermöglichen oder die 
Erscheinungen selbst rechtfertigen. 


Weber, Adolf, Boden und Wohnung. Acht Leitsätze zum Streite 
um die städtische Boden- und Wohnungstrage. Leipzig 1908, 
Duncker & Humblot. VIII und 140 S. 

Auf demselben prinzipiellen Standpunkt, dem soeben Ausdruck 
verliehen wurde, steht Adolf Weber. Sein Buch ist, von gelegentlichen 
Verweisungen auf konkrete Tatsachen abgesehen, theoretisch und be- 
faBt sich mit einer \Widerlegung der bodenreformerischen Anschau- 
ungen. Wenn Weber die Lehren der Bodenreformer, also Damaschkes 
und seiner Anhänger, und sodann die Anschauungen Eberstadts als 
die in Deutschland »herrschenden« bezeichnet, so hat er damit gegen- 
wärtig leider noch recht. Aber es wird. wie die immer zahlreicheren 
unbefangenen Forschungen ergeben, wohl nicht mehr allzulange dauern, 
bis die »Theorie« der Bodenreiormer auf die ihnen zukommende Be- 
deutung reduziert wird. In der vorliegenden Schrift geht Weber von 
den Untersuchungen aus, die neuerdings Mangoldt (Die städtische 
Bodenfrage, eine Untersuchung über Tatsachen, Ursache und Abhilfe, 
Göttingen 1907) und Fuchs (Ueber städtische Bodenrente und Boden- 
spekulation, Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Bd. XXII 
S. 631 ff. und Bd. XXIII S. 712 ff.) veröffentlicht hat (S. VI). Dabei 
ergibt sich natürlich auch Gelegenheit, die einschlägige Literatur 
wiederholt ausführlich zu berücksichtigen. 

Weber hält für den entscheidenden Faktor in der gesamten Pro- 
duktion, also auch in der Wohnungsproduktion, die Nachfrage. Da 
aber die Nachfrage nach Wohnungen, das Wohnungsbedürfnis, über- 
aus schwer im voraus zu bestimmen sei, so sei in den modernen Städ- 
ten eine Wohnungsnot ebensowenig zu vermeiden, wie ein gelegent- 
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licher Wohnungsüberfluß (I. Leitsatz). Von diesem Prinzip ausgehend, 
widerlegt W. die irrigen Anschauungen der Bodenreformer bezüglich 
der städtischen Grundrente und der »Uebermacht« der Bodenspeku- 
lation, welche alle Gesetzmäßigkeit in der Volkswirtschaft auf den 
Kopf stelle, insbesondere auch die Theorie Eberstadts von der Ver- 
schuldung, welche das Mittel sei, sum den Bodenwert effektiv zu stel- 
gern« und daß »die Gestaltung des Realkredits der Hauptschlüssel 
zur allgemeinen Wohnungsfrage ist«. 

Besonders interessant wird hier die Polemik Webers mit Eberst. 
und dessen Angaben bezüglich der allgemeinen Mietzinssteigerung in 
Berlin 1900/1901. Eberst. behauptete nämlich in seinem Buche »Die 
Spekulation ım neuzeitlichen Städtebau« 1907 (S. 37), daß sich die 
Wirkung der städtischen Verschuldung am besten während der deut- 
schen Krise ım Jahre 1900 gezeigt habe. Damals erfolgte der Zusammen- 
bruch mehrerer großer Hypothekenbanken und es stiegen infolgedessen 
die Zinssätze für Hypotheken um 3% — 1%. Nun trugen aber nicht 
die von dem Vorgange betroffenen Hausbesitzer die Mehrbelastung, 
sondern es wurden die Mieten erhöht. Die Steigerung betrug für die 
Kleinwohnungen 30 M. (10% des Mietpreises). Diese Erhöhung er- 
folgte während eines Zusammenbruches der Hochkonjunktur, ohne 
jeden Zusammenhang mit populationistischen Vorgängen, zum Teil 
im Gegensatz zu diesen, trotz der Krise und schlechten Lage der Groß- 
industrie, trotz der Verschlechterung der Erwerbsbedingungen für die 
großen Arbeitermassen. Diese Umstände hätten nach Eberst. einen 
Rückgang der Mieten zur Folge haben sollen und trotzdem wurde, 
ein Beweis für die Wirkungslosigkeit des Gesetzes von Angebot und 
Nachfrage auf dem \Wohnungsmarkte, die Mietsteigerung durchge- 
setzt. Zu dieser Bewegung aber gab — nach Eberst. — nur die spe- 
kulative Ueberschuldung den Anstoß. Es ist nun sehr interessant, 
Weber zu folgen, wie er die unbegründeten, um nicht zu sagen leicht- 
fertigen Behauptungen Eberst.s widerlegt: er führt an, daß nach der 
Statistik sämtlicher, gewerblicher Berufsgenossenschaften Deutsch- 
lands sich der Jahres-Durchschnittsverdienst stellte wie folgt: 1897: 
812 M., 1898: 850 M., 1899: 866 M., 1900: 896 M., 1901: 922 M. Selbst 
im November 1901 war die Zahl der Arbeitslosen relativ sehr gering 
(S. 78). Auch die Zahl der leerstehenden Wohnungen spricht deutlich 
gegen Eberst. Deren gab es nämlich: 1895: 31 599 (!), ı./I. 99: 8446, 
1900: 3230, IQOI: I76I, 1902: 2584. (Nach Goldschmidts »Das Bau- 
gewerbe und die Krise« in den Schriften des Vereines für Sozialpolitik, 
Bd. 111, S. 347 ff.) Und Goldschmidt wird von Eberst. selbst zitiert! 
Diese beiden Angaben genügen wohl und berechtigen auch Weber zur 
Frage: „Warum hat Eberstadt alles das seinen 
Lesern verschwiegen ?« Die angeführten Tatsachen beweisen 
ja auf das unwiderleglichste, daß hier eine Verringerung des Ange- 
botes und eine Steigerung der Nachfrage und zugleich gesteigerte Kauf- 
kraft der Bevölkerung die Preissteigerung der Wohnungen ermöglichte. 

Was aber am interessantesten: In Eberstadts neuesten Werk, 
dem kürzlich nach Webers Schrift erschienenen »Handbuch des Woh- 
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nungswesens und der Wohnungsfrage« (Gustav Fischer, Jena 1909) 
druckt er (auf S. 112) die Stelle aus seiner »Spekulation im neuzeit- 
lichen Städtebau« wörtlich ab, ignoriert vollkommen die Einwendungen 
Webers und verkündet wiederum, daß nur die spekulative Ueberschul- 
dung den Anstoß zu dieser Bewegung gab. Ob dieses vollkommene 
Ignorieren eines gegnerischen Standpunktes die Bedeutung dessen, 
was Eberstadt schreibt, steigert, ist sehr fraglich. Ein solches Vor- 
gehen muß den Eindruck erwecken, als ob es Eberst. nicht mehr um 
die Aufklärung eines komplizierten Tatbestandes, sondern nur um den 
Sieg seiner Meinungen zu tun wäre. Dieser Einzelfall brauchte uns 
nicht weiter zu beschäftigen, wenn er nicht eine sehr lehrreiche Illustra- 
tion zu der Tatsache wäre, daß sich in Deutschland heutzutage die 
Nationalökonomen, welche auf dem Gebiete der Wohnungsfrage ar- 
beiten, als Angehörige einer bestimmten Partei, nicht aber als Vertre- 
ter einer objektiven, vorurteilslosen wissenschaftlichen Forschung be- 
trachten (siehe weiter unten). 

In Konsequenz des bereits gekennzeichneten Standpunktes führt 
Weber weiterhin aus, daß die Verhältnisse für die Mieter auch nicht 
anders lägen, wenn — infolge des Mangels eines Grundbuches — die 
Grundstückkäufer genötigt wären, bar zu bezahlen. Das hätte nur den 
Effekt, daß sich die Zahl der Konkurrenten erheblich vermindern 
würde und nur die kapitalkräftigsten am Markte blieben. Wenn diese 
dann vielleicht auch billiger einkaufen würden, so würden darum die 
Mieter noch nicht billiger wohnen. Vielmehr hätten nunmehr die reichen 
Kapitalisten eine Monopolmacht (S. 85). Auch die Verhältnisse in 
England, welche von Eberst. immer herangezogen werden, seien nicht 
günstiger, im Gegenteile haben die Bodenbesitzer die Möglichkeit, 
infolge des allgemein üblichen Systems der Bodenleihe, nach Ablauf des 
Mietvertrags die Rente zu erhöhen (nach Riehn). Dieses System 
biete daher gleichfalls keine Gewähr dafür, daß die Höhe der Grund- 
rente, welche von den Mietern aufgebracht werden müsse, eine Be- 
schränkung erfahre. (Sehr lehrreich in dieser Hinsicht ist auch die in 
Deutschland leider weniger bekannte und gewürdigte Schrift von Karl 
Grünberg über das Erbbaurecht.) 

Sodann geht W. dazu über, die Beweise für die Behauptung, 
die »systematische Anwendung der gedrängten (vielstöckigen) Bau- 
weise« habe eine Erhöhung der Mieten verursacht, zu prüfen. Der- 
artige Beweise seien überhaupt nicht vorhanden. Die Entstehung der 
vielstöckigen Bauweise sei ganz natürlich, erkläre sich aus den vielen 
wirtschaftlichen Vorteilen, welche das System der Mietkasernen mit 
sich bringe, ferner aus der Wohnsitte der Bevölkerung. Sehr lehrreich 
sind hier Webers Ausführungen über die wohnungsreformerischen Be- 
Strebungen in Holland, welche die Schaffung von Mietkasernen im 
Auge haben (S. 97). 

Bei der Kritik der Steuerpläne der Bodenreformer (insbesondere 
Steuer vom gemeinen Wert und Wertzuwachssteuer) hebt W. mit Recht 
die prinzipiellen Schwierigkeiten dieser Steuerarten hervor. Er legt 
denselben übrigens, wie wir glauben mit Recht, infolge des perzentuell 
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geringeren Satzes, in welchem sie zur Durchführung gelangen, keiner- 
lei praktische Bedeutung bei. Was bedeuten tatsächlich diese gering- 
fügigen Eingänge aus allen diesen Steuern zusammen gegenüber den 
hohen, stets steigenden Einnahmen z. B. des österreichischen Staates 
mit seiner viel geringern städtischen Bevölkerung aus der hohen Haus- 
zinssteuer ? Dies scheint mir auch den Beweis dafür zu liefern, daß eın 
konsequent ausgebildetes Ertragsteuersystem — wenn man schon den 
Realbesitz wegen seiner Steuerkraft besonders belasten will — in der 
Form einer Steuer auf die Mieteinheit, abgestuft nach der Miethöhe, 
praktisch am leichtesten durchführbar ist. 

Nun noch einige Worte über die »öffentliche Stadterweiterung«. 
Weber glaubt, daß diese die Wohnungsproduktion nicht zweckmäßiger 
gestalten würde. Eher sei das Gegenteil anzunehmen (VII. Leitsatz). 
Wenn man auch die hier ausgesprochenen Zweifel an der Leistungs- - 
fähigkeit des bureaukratischen Apparates der Städte nicht gelten 
lassen will, so hebt Weber mit Recht hervor, daß die Uebertragung 
der Aufschließung des Baugeländes an die Stadt vielleicht die Grund- 
rentensteigerung in diesen Stadien der baulichen Entwicklung hemmen 
würde, daß dadurch jedoch nur die Gewinne der spekulierenden Bau- 
unternehmer und Hausunternehmer eine namhafte Steigerung er- 
fahren würden. Da die Mietpreise allein die Höhe der Rente bestimmen 
und diese durch die »öffentliche Stadterweiterung« keineswegs tangıert 
werden würde, so wäre kein Effekt auf die Mieten möglich. Die Stadt 
könnte also nur daran denken, diese Grundrente durch das Institut 
der Bodenleihe der Stadt vorzubehalten: das hätte aber, wie man es 
in England beobachtete, die Folge, daß sich jetzt erst recht ein Vermie- 
tungsmonopol, besonders in kleineren Wohnungen, herausbilden würde. 
Auch die hvpothekarische Beleihung würde dadurch außerordentlich 
erschwert und so die Gestehungskosten der Häuser namhaft erhöht 
werden. Daraus ergebe sich wiederum eine Tendenz zur Erhöhung der 
Mieten. Abgesehen von allen anderen, auch politischen Bedenken, 
wäre dadurch eine Verbesserung der Lage der Mieter nicht zu erzielen. 

Es erübrigt nun noch auf Webers VIII. Leitsatz kurz einzugehen, 
worin er der Meinung Ausdruck gibt, daß der wissenschaftliche Kampf 
um die Wohnungs- und Bodenfrage zum Teil auf erhebliche Meinungs- 
verschiedenheiten über Aufgaben und Methoden der Volkswirtschafts- 
lehre zurückzuführen sei. Er hebt hier mit Recht hervor, daß man zu- 
viel einseitige Gefühlspolitik treibe, daß die Volkswirtschaftslehrer der 
Gegenwart sich mehr zu »sozialen Taten« berufen glauben, als es tat- 
sächlich Aufgabe der Wissenschaft sein könne. Ueber den sozialen 
Taten aber vergißt man die Untersuchung der Frage, wo die wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten anfangen und aufhören. Diese Behauptung ist 
gegenüber der heutigen nationalöükonomischen Wissenschaft — be- 
sonders auf dem Gebiete der Wohnungs- und Bodenfrage — vollkommen 
berechtigt. Die meisten, auch offiziellen Vertreter der Wissenschaft 
betrachten sich eher als Politiker, denn als Forscher, und wollen mög- 
lichst rasch und sicher die sozialen Schäden schmerzlos heilen. Von 
solchen Bestrebungen erfüllt, ist es natürlich, daß vorurteilslose und 
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vollkommen sachliche, einen Parteistandpunkt nicht berücksichti- 
gende Darstellungen überhaupt nicht zur Kenntnis genommen werden, 
sodaß der Streit, wie sich Weber ausdrückt, simmer mehr die belusti- 
gende Form des Zankes zwischen zwei Parteien annehmen muß, die 
sich gegenseitig nicht verständigen Können, weil sie ganz verschiedene 
Sprachen reden« (S. 138). Daß sich die Dinge aber so verhalten, hat, 
speziell für Deutschland, eine bestimmte Ursache, welche in diesem 
Zusammenhange nicht übergangen werden sollte und diese singuläre 
deutsche Erscheinung auch erklärt: das gesamte öffentliche Leben 
Deutschlands ist von dem durchgreifenden Gegensatz zwischen So- 
zialismus und »staatserhaltenden« Prinzipien vollkommen beherrscht. 
Alle wirtschaftlichen Reformpläne haben den oft eingestandenen, oft 
nicht eingestandenen Zweck, der deutschen Sozialdemokratie den Bo- 
den unter den Füßen zu entziehen. So mußte insbesondere das boden- 
ständige solide Bürgertum, welches ja dem Treiben und den Gewinnen 
der Bodenspekulanten im allgemeinen ziemlich ferne steht, eine Be- 
wegung freudig begrüßen, welche durch Ausschaltung der Spekulanten- 
kreise aus dem Wirtschaftsleben die ruhige ökonomische Entwicklung 
und somit auch die Abwehr der weit radikaleren Wünsche der sozial- 
demokratischen Partei zu verbürgen schien. Daraus erklärt sich wie 
ich glaube, der große Erfolg der bodenreformerischen Bestrebungen ; 
daraus auch die Tatsache, daß eine zunächst politische, theoretisch 
überhaupt nicht begründete, sondern bloß auf einige Einzeltatsachen 
gestützte Behauptung von der Auswucherung der Volkswirtschaft 
durch die Bodenbesitzer in die Kreise der Wissenschaft Eingang fand 
und dort eine »theoretische Verbrämung« erhielt. Dazu kommt noch, 
daß Bodenreformer in Deutschland Eingriffe der Staatsgewalt fordern, 
welche bloß städtische Interessen tangiert, ein Moment, das ihnen die 
Unterstützung auch der hochkonservativen agrarischen Kreise sicherte. 
Dies erklärt aber auch, daß vorurteilslose Darlegungen in dieser Frage 
nicht mit der entsprechenden Sachlichkeit behandelt werden, sondern 
einer gewissen Parteilichkeit begegnen; und dies erklärt ferner die 
große Zahl der Anhänger dieser Theorie in sonst konservativen Kreisen: 
die Bodenreform verhüllt die zentralen Probleme der Volkswirtschaft 
und lenkt die Aufmerksamkeit durch das Uebertreiben gewiß wichtiger, 
aber doch nicht ausschlaggebender wirtschaftlicher Erscheinungen von 
den tatsächlichen entscheidenden Fragen ab. Und darin beruht ihre 
Gefahr nicht nur für die theoretische Wissenschaft, sondern auch 
für die Wirtschaftspolitik. Und deshalb ist die Bekämpfung 
der Bodenreform und ihrer Anhänger auf theoretischem Gebiete, 
— gleichgültig, wie man sich zum Sozialismus selbst verhalten mag, — 
auch von eminenter praktischer Bedeutung. 
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Das theoretische System von Karl Marx in seiner Gänze macht 
L. B. Boudin zum Gegenstande seiner Erörterungen, verflicht da- 
mit eine Antikritik der bis jetzt geäußerten gegnerischen Meinungen 
und sichert sich schon dadurch Beachtung und Interesse. Wenn der 
Zweck des Buches ursprünglich auch der war, das englische Publikum 
über das Wesen des Marxismus und der an ihm geübten Kritik aufzu- 
klären, (es ist bereits vor 2 Jahren im Chicagoer Verlag der sozialisti- 
schen Partei, bei Charles Kerr in englischer Sprache erschienen) so 
war es doch ein glücklicher Gedanke, die Schrift auch ins Deutsche zu 
übertragen und so — vielleicht zum erstenmale nach Kautskys klas- 
sischer Darstellung der Marxschen Lehren — wieder die Marxsche 
Theorie im Zusammenhange mit der an ihr geübten Kritik einem wei- 
teren Leserkreise zugänglich zu machen. Boudin hat es verstanden, 
auf kleinem Raum seiner Aufgabe gerecht zu werden und die über- 
wältigende Fülle von Material, welche Marx’ Werke darbieten, ın 
ihren Grundzügen niederzulegen. Daß Karl Kautsky der Schrift ein 
Vorwort gewidmet hat, beweist, daB die gegenwärtige, im deutschen 
Sozialismus herrschende, wissenschaftliche Lehre mit der Darstellung 
B.s sich einverstanden erklärt, was mit Rücksicht auf einige Details 
der Darstellung — auf welche wir noch zurückkommen werden — von 
Bedeutung ist. 

B.s Buch fußt in seinem kritischen Teile auf dem Grundgedanken, 
daß Marx die Welt, auch die wirtschaftliche, in ihren Prozessen sieht 
und zu erfassen sucht, während die Marxkritiker bloß die Dinge sehen, 
daß Marx die Gesellschaft, seine Kritiker bloß die Indi- 
viduen sehen (S. VIII/IX). Daraus erkläre sich der beengte Stand- 
punkt, den die Kritiker Marx’ einnehmen. Ferner betont B. zu wieder- 
holtenmalen — und das ist ihm eines der wichtigsten Momente — daß 
man das Marxsche System in allen seinen Teilen entweder als Ganzes 
akzeptieren oder als Ganzes verwerfen, aber niemals einen Teil als 
richtig annehmen und den Rest verwerfen könne; insbesondere dürfe 
man nicht die Schlußfolgerungen akzeptieren, ohne die Voraussetzungen 
zuzugeben (passim u. S. 278). 

Damit hat B. einen der wichtigsten Punkte für die Beurteilung 
des Marxschen Systems berührt. Er sagt auch in seinem Schlußwort, 
er »hoffe zweifellos festgestellt zu haben«, daß man es nur dann rich- 
tig verstehe, wenn man es als geschlossene Einheit betrachte (S. 277). 
Leider ist jedoch diesem Nachweis bei B. wenig Raum gegönnt? Ich 
wenigstens konnte keine Stelle entdecken, an der dieser Beweis tat- 
sächlich geführt wurde; er wäre nämlich nur in der Weise möglich, daß 
B. dartun könnte, es bestehe zwischen der Art seiner geschichtlichen 
Betrachtung (der materialistischen Geschichtsauffassung), seiner öko- 
nomischen (\Werttlheorie und Auffassung der wirtschaftlichen Vor- 
gänge überhaupt) und endlich seinen Meinungen über die weitere Ent- 
wicklung der kapitalistischen Gesellschaft ein l o gis c h e r Zusammen- 
hang, so daß jeder Teil die anderen stütze und seinerseits bedinge. 
Gleich zu Beginn seiner Erörterungen will B. diesen Nachweis führen 
(S. 9—12). In demselben ist jedoch nur die materialistische 
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Geschichtsauffassung mit Marx’ Theorie von der Weiter- 
entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere der so- 
zialen Revolution, verknüpft. Die ökonomisch-theoretische Auffas- 
sung Marx’ gelangt in diesem kurzen, geschickt zusammengestellten 
Abriß der Marxschen Auffassungen überhaupt nicht zur Erörterung. 
Die Zusammenfassung enthält wohl eine soziologische Darstellung des 
kapitalistischen Systems, läßt jedoch eine theoretische Anschauung 
über ds Wirtschaftliche in den Erscheinungen (und auch 
darüber hatte ja Marx ganz bestimmte Ansichten — er war ja nicht 
bloß Soziologe) vermissen. B. erörtert in großen Zügen das Charakte- 
rıstische der »bürgerlichen Produktionsverhältnisse« und es würde 
sich eben darum handeln, nachzuweisen, daß diese in ıhrer gegenwär- 
tigen Form und Entwicklung die Gültigkeit des Marxschen Wertge- 
setzes zur Voraussetzung haben. Im folgenden spricht B. nochmals 
(5. 47 ff.) aus, daß das Marxsche System ein »einheitliches, solides 
Gebäude sei«, das nicht in irgend einem seiner Teile kritisiert werden 
könne. »Das theoretische System von Marx muß als ein Ganzes 
untersucht und in seiner Ganzheit angenommen oder verworfen wer- 
den, wenigstens soweit seine organischen Teile in Betracht kommen«. 
Hier wird also schon eine kleine Einschränkung gemacht, wobei leider 
eine Darlegung darüber, was als »nichtorganische Teile« einer speziellen 
Kritik unterzogen werden könnte, unterbleibt. Eine Begründung dafür, 
daß Marx’ Oekonomie und Philosophie nicht separat behandelt werden 
dürfe, vermisste ich aber auch an dieser Stelle. Es handelt sich darum, 
ob bloß die von Marx entwickelte Theorie des Arbeitswertes — in 
seiner weiteren Entwicklung die Konstituierung der Preise als Pro- 
duktionspreise — also diese ökonomische Theorie die innerhalb 
der »bürgerlichen Gesellschaft« vorkommenden und sich entwickeln- 
den wirtschaftlichen Ereignisse deckt oder nicht. Das allein kann für 
uns das Problem sein — und darauf gibt B. keine befriedigende Ant- 
wort. Daß nämlich Geschichtsauffassung (also Erklärung der Vergangen- 
heit) und soziologische Theorie (Erklärungsversuche über Gegenwart 
und Zukunft) logisch miteinander zusammenhängen, dürfte nie- 
mand bezweifeln. Aber zu bezweifeln ıst, daß diese Erklärungsver- 
suche, wie immer sie auch sein mögen, logisch eine bestimmte Auf- 
fassung des Wirtschaftlichen in den Erscheinungen erfordern. B. hat 
eigentlich dieses Problem weder im allgemeinen, noch für den spe- 
ziellen Fall erörtert und daher auch nicht den Beweis dafür erbracht. 
daß die Kritik der ökonomischen Theorie von Marx nur möglich sei 
in Verbindung mit einer Kritik seiner Philosophie seiner historischen 
und gesellschaftlichen Auffassungen. Allerdings müssen wir nun her- 
vorheben, daß B. eine theoretische Oekonomie im Sinne der öster- 
reichischen oder der klassischen Schule etwa überhaupt nicht zu ken- 
nen und anzuerkennen scheint. So sagt er an einer Stelle, daB die Auf- 
gabe der politischen Oekonomie »die Erklärung der besonderen Er- 
scheinungen des Reichtums unter der kapitalistischen Produktions- 
weise ist, Erscheinungen, welche rein sozialer Natur sind« (S. 54). 
Und eine Wirtschaftswissenschaft scheint ihm überhaupt nurmöglich 
ı1* 
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als Erklärung der wirtschaftlichen Prozesse, Entwicklungen und 
Entwicklungsmöglichkeiten — jedenfalls ein viel reicheres, aber auch 
ganz anderes Problem, als es den Gegenstand der sogenannten »reinen 
Theorie« bildet. Die Frage läuft demnach wieder aut die im Früheren, 
gelegentlich der Besprechung von Stolzmanns Werk erörterte Ab- 
grenzung der Wissensgebiete von Soziologie und theoretischer Oeko- 
nomie, sowie von Volkswirtschafts-Theorie und -Politik hinaus. Da- 
her ist es wohl nicht notwendig. hier näher darauf einzugehen; doch 
sei betont, daß die ökonomische Theorie auf ihrem beschränkten Ge- 
biete Einiges zu leisten vermag und geleistet hat, was einer sozialen 
Betrachtung der wirtschaftlichen Verhältnisse nicht zugänglich oder 
erfaßbar ist. 

In das Meritorische des Buches einzugehen fällt schwer, weil 
die Fülle der hierin berührten Probleme eine Auseinandersetzung mit 
den Lehren des Marxismus und seinen Kritikern erfordern und dem- 
gemäß zu weit führen würde. Für einzelne spezielle Punkte, so ins- 
besondere die Stellung der Konkurrenz im System der Marxschen 
Wirtschaftsauffassung und für das Verhältnis Marx’ zur Gebrauchs- 
werttheorie, sei auf meinen Aufsatz »Beiträge zur Kritik des Marxschen 
Systems«?) verwiesen. Daraus geht auch hervor, warum mir die 
bloße Arbeitswerttheorie, welche schließlich zur Theorie der Pro- 
duktionspreise gelangt, nicht zu genügen scheint. Auch B. hat 
die Behauptung, daß der Wert eine gesellschaftliche Beziehung sei, 
durch gesellschaftliche Bedingungen bestimmt wird und der Preis 
eine individuelle Wertung und durch individuelle Gründe bestimmt 
werde und daß dieser Preis über, oder unter dem wahren Werte der 
Dinge sein könne (S. 66/7 u. pass.) nicht plausibler machen können. 
Namentlich aber ist es ihm nicht gelungen, die Wendung im Marx- 
schen System zu erklären und aufzuklären, daß nämlich plötzlich nicht 
die auf eine Ware individuell aufgewendete gesellschaftliche Arbeit, 
sondern nunmehr die Produktionspreise für den Austausch entscheidend 
seien. Zu dieser Frage bemerkt B., daß Marx im ersten Band nirgends 
gesagt habe, daß der Profit jedes einzelnen Kapitalisten aus dem, 
von seinen eigenen Arbeitern geschaffenen Mehrwert bestehe und 
daß jeder Kapitalist den ganzen, durch seine Arbeiter produzierten 
Mehrwert einstecke (S. 150). Ferner folge schon aus dem 1. und 2. Band 
des Marxschen »Kapital«, daß der Preis der Waren zwar durch ihren 
Wert regiert wird, daß er aber nicht notwendig mit ihm übereinstimmt, 
noch auch immer um ihn oszilliert. Im Gegenteil: Unter gegebenen 
Bedingungen, die auf gewissen Existenzstufen jeder Ware notwendig 
sind, wird ihr Preis stets von ihrem Wert abweichen. Immer aber wird 
er den \Vertgesetzen unterworfen bleiben. Das Prinzip der Produktions- 
preise ist also, führt B. aus, in den früheren Bänden bereits enthalten 
und hat nichts mit dem besonderen Problem zu tun, das durch die 
Frage der gleichen Profitrate aufgeworfen wird. Allerdings, fügt B. 


2) „Oesterreichische Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Ver- 
waltung«e, XV. Bd. S. 307 ff. 
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selbst hinzu, blieb nach den im I. und II. Band entwickelten Lehren 
der Preis immer unter dem Werte der Waren (S. 151—53). Hiezu 
ist zu bemerken, daß die Abweichung des Preises vom Werte im I. und 
Il. Bande mit dem Gesetze der Produktionspreise überhaupt nichts 
zu tun hat und daß die Hineinziehung des von B. berührten Marxschen 
Theorems (es handelt sich um die Unproduktivität des Handels- 
kapitals) die Frage nur verwirrt. Marx führt nämlich im I. und II. Band 
bloß aus, daß die im Zirkulationsprozesse also, namentlich im Handels- 
betriebe geleistete Arbeit als nicht zur Herstellung der Ware notwendig, 
auch nicht in den Wert der Ware eingehe und daher nicht im Preise er- 
scheine. Weil aber in der kapitalistischen Warenproduktion der Handel 
für die schließliche Verwertung der Ware notwendig, erhalte der Händ- 
ler einen Teil des Profites, der jedoch auf den in der Produktion zu- 
gesetzten Mehrwert zurückgehe. Deshalb sind die Produzenten ge- 
nötigt, die Waren unter dem Werte zu verkaufen, während sie erst die 
Händler zu ihrem Werte absetzen. In dem oben zitierten Aufsatz wurde 
zu zeigen versucht, daß diese Unterscheidung vollkommen willkür- 
lich sei und auch im Geiste des Marxschen Systems keinen Platz finde. 
Aber auch wenn man sie akzeptieren wollte — sie findet gerade in 
der vulgären Anschauung über die wirtschaftlichen Vorgänge eine 
Stütze — läßt sich doch nicht behaupten, daß ein derartiges Ver- 
hältnis analog sei mit der Tatsache der Produktionspreise ; denn hier, 
im I. und II. Bande werden prinzipiell die Waren an den Konsumenten 
nur zu ihrem Werte verkauft und der Verkauf unter dem Werte (vom 
Produzenten an den Händler) findet ja innerhalb des Produktions- 
prozesses statt und ist überhaupt wirtschaftlich noch keine Verwertung 
der Ware, keine Realisierung. Denn wenn der Händler nicht verkaufen 
kann, so stockt bereits — auch wenn er die übernommenen Waren 
bezahlen sollte, was ja häufig nicht der Fall — der Produktionspro- 
zeß. Der Verkauf unter dem Werte im I. und II. Band ist überhaupt 
kein Verkauf und selbst von dem keineswegs unantechtbaren Stand- 
punkte Marx’, von der Unproduktivität des Handelskapitals, lassen 
sich diese Preise mit den Produktionspreisen des III. Bandes überhaupt 
nicht in Parallele bringen. Denn dort handelt es sich nicht darum, 
daß ein Teil des Mehrwertes, der in einem früheren Produktionsstadium 
erzeugt wurde, auf ein späteres Stadium rechnerisch aufgeteilt wird, 
sondern um die Behauptung, daß die gesellschaftliche Produktion als 
Ganzes, ohne jede planmäßige gesellschaftliche Organisation zu Preis- 
Iixierungen gelangt, welche bei Gültigkeit des Marxschen Wertgesctzes 
tatsächlich eine solche Organisation voraussetzen würde. 

Es sei noch erwähnt, daß besonders die soziologischen Partien 
in B.s Darstellung große Beachtung verdienen. Seine Darlegungen 
über den voraussichtlichen Gang der wirtschaftlichen Entwicklung, 
über die Bedeutung des »neuen Mittelstandes«, ferner die soziale 
Revolution, sind von großem Interesse und enthalten manche neue 
Gesichtspunkte. Daß er, namentlich in seiner Beurteilung von 
der Wirksamkeit der Ideologie im Rahmen der materialistischen 
Geschichtsauffassung gerade von seinen Parteigenossen als Revisio- 
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nist Angriffen ausgesetzt sein wird, erscheint mir sehr leicht möglich, 
wenn er auch in der Formulierung überaus vorsichtig ist. 

Es sei zum Schlusse noch hervorgehoben, daß sich die Uebersetzung 
überaus angenehm und leicht liest, so daß die Empfindung, man habe 
es mit einer Uebertragung zu tun, gänzlich fehlt. Die Uebersetzerin 
wurde darin allerdings durch die vielen Zitate aus Marx und die an 
Marx sich anlehnende Diktion unterstützt, doch ist ihr Verdienst da- 
rum kein geringeres, da die sehr großen Partien der selbständigen Aus-- 
führungen Boudins gleichfalls an keiner Stelle irgend eine Unebenheit 
oder anglisierende Wendungen aufweisen. 


Lifschitz, Dr. Feitel, Ad. Smiths Methode im Lichte der 
deutschen nationalökonomischen Literatur des XIX. Jahrhunderts. 
Ein Beitrag zur Geschichte der Methodologie in der Wirtschafts- 
wissenschaft. Bern 1906, A. Francke. 70 S. 


Das Büchlein befaßt sich, im Widerspruche zu seinem Titel, nicht 
so sehr mit der Methode Ad. Sm. als mit der Kritik, welche von Seite 
der deutschen Wissenschaft an seinen Voraussetzungen ge- 
übt wurde, und dies sollte nicht als gleichbedeutend miteinander be- 
trachtet werden. Ein Methodenstreit dürfte sich zunächst nur mit dem 
wissenschaftlichen Verfahren des Forschers, dem Aufbau seiner 
Denkprozesse befassen, ohne in die inhaltlich, sachlich bestimmten, 
konkreten Voraussetzungen und Folgerungen einzugehen. Ist zwar 
eine derartige Untersuchung mangels einer verwertbaren Basis für 
einen einzelnen Schriftsteller überhaupt nicht durchzuführen, 
so wäre es doch angezeigt, dieses Hauptthema schärfer zu betonen. 
Dies ist in der Schrift L.s leider zu vermissen. Er gibt einen sehr instruk- 
tiven Ueberblick über die Meinungen hervorragender deutscher Oeko- 
nomen und zitiert u. a. die Aeußerungen von List, Thünen, Th. Bern- 
hardi, Aug. Ferdinand Lueder, L. J. Schön, K. H. Rau, Roscher, Hil- 
debrand, Karl Knies, H. v. Scheel, B. Weisz, Adolf Held, E. Nasse, 
Dietzel, H. Rößler, Schmoller, Brentano, Leser und Hasbach. (Hie- 
bei sind leider Vertreter des deutschen Sozialismus zu vermissen.) Aus 
den Zitaten geht die vielfach ganz verschiedenartige Beurteilung 
Smiths, die aber zum großen Teile auf die Unklarheit der in den Aeuße- 
rungen gebrauchten Termini zurückzuführen sein dürfte, hervor. In 
der eigenen Würdigung der Methode Smiths legt L. das größte Gewicht 
darauf, daß Smith nicht, wie es ıhm besonders von den Anhängern der 
historischen Schule vorgeworfen worden sei, »einseitigem Dogmatis- 
mus« gehuldigt habe. Er verweist darauf, daß Sm. die Verschieden- 
heit der Länder und deren Einfluß auf die Volkswirtschaft wohl ge- 
kannt habe; daß er z. B. die Wirkungen des Kulturfortschrittes auf 
die Preise der Fabrikate untersuchte; daß er die durchgreifende Ver- 
schiedenheit zwischen den Vereinigten Staaten von Nordamerika und 
Großbritannien begriffen und auseinandergelegt habe, so daß von 
einer »absoluten \Weltökonomie« (Fr. List) bei Ad. Smith keine Rede 
sein könne. Ebenso grundlos sei der Vorwurf, daß Sm. das Indivi- 
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duum ohne Rücksicht auf Beruf und Stand bloß aus dem Gesichtswinkel 
des Kaufmannes betrachtet habe (S. 41 ff.). 

Wir glauben nicht, daß die von L. aus Smith hier massenhaft 
angeführten Belege, die seiner Meinung nach den deutschen National- 
ökonomen größtenteils unbekannt seien (infolge ihrer Beeinflussung 
durch Ricardo, S. 51) tatsächlich unbeachtet geblieben sind. Aber 
diese ändern ja nichts an der von Smith gehandhabten Methode. Sie 
umschreiben nur den Kreis seiner Vorstellungen und beweisen, daß er 
historischen Sinn hatte und von der Tatsache der Veränderung 
der Gesellschaft im Laufe der Zeit und ihrer verschiedenartigen Ent- 
wicklung, je nach den Bedingungen, unter welchen sie lebt, Kenntnis 
hatte und Kenntnis nahm. Das entscheidet jedoch noch keineswegs 
über die Methode, sondern läßt z. B. sowohl die deduktive, als auch 
die induktive zu. Es konnte vor allem Smith nicht daran hindern, 
die Prinzipien darzulegen, nach welchen die Menschen unter der Herr- 
schaft der freien Konkurrenz handeln müßten, wenn sie ihren wirt- 
schaftlichen Vorteil wahren wollen, womit noch gar nicht gesagt zu 
sein braucht, daß sie das in der Regel der Fälle t un , geschweige denn, 
daßsieestunsollen. Man kann also gewiß mit L. leugnen, daß Ad. 
Smith einseitig dogmatisch gewesen sei, da es ja nicht seine Absicht 
war, allgemeingültige Maximen für das Handeln ohne Rücksicht auf Zeit 
und Ort, zu formulieren. Aber man wird andererseits nicht soweit 
gehen dürfen, wie es L. mitunter zu wollen scheint, nämlich Smith 
geradezu als Angehörigen, respektive Vorläufer der historischen Schule 
zu reklamieren. Denn er geht zweifelsohne über die Erklärung b e- 
stimmter Tatsachen, wie es L. auffaßt, (S. 62 ff.) hinaus und for- 
muliert Tendenzen des menschlichen Handelns, ohne ein konkretes 
historisches Geschehen hiebei im Auge zu haben. 

Wenn L. sagt, daß Tatsachen noch keine Wissenschaft seien, 
daß erst durch die Annahme eines theoretischen Gesichtspunktes die 
Wissenschaft konstituiert wird, so hat er zweifelsohne Recht für den- 
jenigen Zweig, welcher das tatsächliche Gegebene erklären soll; also 
für alle diejenigen Forschungsgebiete, welche im Zusammenhange mit 
der Deskription der Erscheinungen stehen. Aber wenn er damit die 
Aufgabe der theoretischen Wissenschaft bereits für beendigt hält, 
wenn er glaubt, daß Smith nur in dieser Methode arbeitete und daß in 
ihr die Zukunft der Wissenschaft liege, so hat er das Gebiet derselben 
doch etwas zu eng gefaßt. Er hat vollständig ausgeschlossen die 
abstrakte wissenschaftliche Konstruktion, welche unter genauer 
Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse die Voraussetzungen sorg- 
fältig auswählt und nach deren Formulierung einen Typus der Ent- 
wicklung konstruiert (wie es z. B. v. Thünen und die österreichische 
Schule getan haben, ebenso wie auch Marx in seinem Kapital trotz der 
vielfachen Beimengung konkreter Tatsachen in großer Reinheit ab- 
strakte Typen des Geschehens konstruierte). L. selbst sagt einleitend 
(S. 9), daß, je mannigfaltiger und verschiedenartiger sich die Methoden 
herausbilden und gestalten, desto differenzierter auch die Auffassung 
der Wirtschaftstheorie ist. Man wird wohl Sm. mehr gerecht als L., 
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wenn man in seinen Theorien auch bewußt oder unbewußt ausgebil- 
dete Konstruktionen der eben charakterisierten Art erblickt. 


Pinkus, Dr. phil. N., Das Problem des Normalen in der National- 
ökonomie. Beitrag zur Erforschung der Störungen im Wirtschafts- 
leben. Leipzig 1906, Duncker & Humblot. XVI und 291 S. 

Das Problem, dessen Lösung der Verfasser anstrebt, ist ein me- 
thodologisches. Es gewinnt jedoch dadurch an Interesse, daß es an 
eine Spezialfrage der nationalökonomischen Forschung anknüpft und 
so den Beweis zu erbringen sucht, wie auch die Beantwortung von 
Einzelfragen von dem allgemeinsten Standpunkte, den der jeweilige 
Autor einnimmt, wesentlich abhängt. Es ist das Krisenproblem, das 
Pinkus in den Vordergrund rückt. Er versucht zunächst in seinem 
ersten Kapitel (S. I—246) in sehr ausführlicher Weise darzutun, daß 
das Denken aller Nationalökonomen, welche »objektiv« zu forschen 
dachten, doch von subjektiven Elementen durchsetzt war und daß 
diese unbewußte Subjektivität zu dem Schlusse führen mußte, es sei 
die objektive Erforschung der Störungen im Wirtschaftsleben ein 
Ding der Unmöglichkeit (S. 290). P. zeigt (ob sein Nachweis auch im 
Detail zutrifft, können wir hier nicht untersuchen), daß die Beurtei- 
lung der wirtschaftlichen Störungen, der Krisen, mit dem allgemeinen 
Werturteil der meisten Verfasser auf das engste verknüpft sei. So 
betrachten die Merkantilisten, als Verfechter der weitgehenden Regle- 
mentierung, die wenig oder ganz ungeregelte Wirklichkeit als gestörte, 
hingegen die Physiokraten und Adam Smith, als Bekämpfer einer 
jeden Hemmung, die staatsmännischen Normen als »unnatürlich«. 
Say, Mill, Bastiat etc., welche eine prästabilierte Harmonie annehmen, 
mußten die stärkeren oder schwächeren Schwankungen der Konjunktur 
als vorübergehende Abweichungen vom stabilen Gleichgewichtszu- 
stande betrachten. Zu demselben Ergebnis der Abhängigkeit der Be- 
urteilung von Krisen vom allgemeinen Werturteile gelangt P. (S. 265) 
für Malthus, die sozialistischen Theoretiker, die Vertreter der Theorie 
der Volkswirtschaft als Organısmus etc. etc. Diese Tatsache sei dar- 
auf zurückzuführen, daß man stets von der Vorstellung des Normalen 
als Gegensatz von den in Wirklichkeit vorkommenden Störungen 
ausging, sodaß man auf diese Weise immer wieder das eigene Wert- 
urteil, als ein subjektives Element, ın die Definition der Störungen 
aufnahm. Daher mußten alle nach diesem Schema konstruierten 
Theorien subjektiv ausfallen und die Bestrebungen, auf dieser Grund- 
lage zu feststehenden Ergebnissen zu gelangen, mußten aussichtslos 
bleiben. Die einzige Möglichkeit, dies zu erreichen, erblickt P. in der 
Befreiung der Definition der Störungen von den subjektiven Zutaten 
und in der Hinausschiebung der teleologischen Betrachtung auf ein 
späteres Stadium (S. 266). Darin stimme ich, wie aus den früheren 
Besprechungen hervorgeht, P. vollkommen bei. Der spezielle Wert 
der Ausführungen des Verfassers gipfelt jedoch darin, daß er ver- 
sucht, diese allgemeinen Grundsätze auf die Krisenlehre auszu- 
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dehnen und dadurch diese methodologische Streitfrage auch für 
ein konkretes Problem nutzbar zu machen. Die Autgabe besteht für 
P. nach dem bereits Gesagten darin. daB eine Definition der Störungen 
(Krisen) aufgestellt wird. die I. eine eindeutige statistische Konsta- 
tierung der zu untersuchenden Erscheinung, die zur Isolierung der 
letzteren berechtigt. möglich macht und 2 . die zugleich den historischen 
Beobachtungen der wirtschaftlichen Vorgänge Rechnung trägt. Das 
objektive faßbare Kriterium der Krisen erblickt er darin, daß die 
Uebereinstimmung aller wichtigsten wirtschafts-statistischen Da- 
ten konstatiert werden könne (S. 269). 

Vorarbeiten in der von ıhm angedeuteten Richtung erblickt 
Pınkus in den Forschungen von Juglar, Pierre des Essars und Tugan 
Baranowski, Jastrow und Franz Eulenburg, die sämtlich nach Mitteln 
suchten, um die auf den wichtigsten Gebieten des Wirtschaftslebens 
gleichzeitig eintretenden groBen Schwankungen, d. h. die wirtschaft- 
lichen Störungen zu konstatieren. Nur ist es hiebei notwendig — wie 
P. immer wieder betont — sich von jedwedem Werturteil zu befreien 
(S. 274). 

Das Wesen der Krise vom objektiven Standpunkte aus betrachtet 
erblickt P. mit Tarde in dem Fehlschlagen der Kalkulation ganzer 
Gruppen von Wirtschaftssubjekten, dies zum Unterschied von den 
bloß »zufälligen« Schwankungen der »krisenfreien« Jahre (S. 275). Der 
Verfasser macht es sich nun zur Aufgabe — und darin besteht eigent- 
lich seine das ganze Problem fördernde Arbeit — eine Methode anzu- 
geben, wie das Fehlschlagen der Kalkulation statistisch in objektiver, 
einwandfreier Weise erfaßt werden könne — im Gegensatze zu dem Vor- 
gehen der oben genannten Schriftsteller, welche sich bei der Auf- 
stellung ihrer Daten und Kurven manche Willkürlichkeit zuschulden 
kommen ließen. Es ist hier wohl nicht notwendig, auf das Detail dieser 
Methode einzugehen, nur sei soviel hervorgehoben, daß sie zur Auf- 
stellung von Konjunkturkoeffizienten (die die allgemeine Tendenz der 
Statistischen Reihe angeben) und von Störungskoeffizienten führt, 
welch letztere die Abweichung von den Konjunkturkoeffizienten unter- 
einander veranschaulicht. Die Aufstellung dieser Koeffizienten für 
verschiedene statistische Reihen. für verschiedene wichtige Momente 
zeigt dann, wie P. hervorhebt, in vollkommen abstrakter Weise, in 
abstrakten Zahlen, die Entwicklung der individuellen Erscheinungs- 
reihe und ihre Bedeutung für die allgemeine Störung. Durch Verglei- 
chung der Koeffizienten mehrerer statistischer Reihen untereinander 
werde es möglich, den verschiedenen krisenbildenden Momenten 
einer bestimmten Störung »Gewichte« zu erteilen oder ihre »Wich- 
tigkeitskoeffizienten« zu bestimmen. Mit dieser objektiven Unter- 
suchung soll natürlich, wie der Verfasser betont (S. 289), das subjek- 
tive teleologische Moment nicht beseitigt, sondern bloß hinausgescho- 
ben werden. 

Das Buch bildet nach dem oben Gesagten einen interessanten 
Beitrag sowohl zur Methodologie unserer Wissenschaft als auch zur 
Krisenlehre im Besonderen. Leider war es nicht im Plane des Ver- 
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fassers gelegen, seine Methode an einem konkreten Beispiel durchzu- 
führen. Erst dann hätte man sehen können, ob dieselbe — die eine 
rein abstrakt-statistische ist — wirklich zu brauchbaren Ergebnissen 
führt, und ob es dem Verfasser gelingen würde, tatsächlich alle die- 
jenigen Momente auszuscheiden, deren Fernhaltung er selbst für 
eines der wesentlichsten Erfordernisse einer objektiven Krisentheorie 
hält. Einstweilen möchte ich für die Krisentheorie, besonders die Mor- 
phologie der Krisen doch noch auf das oben besprochene Buch Bou- 
niatians hinweisen, welches zwar die Frage methodologisch nicht 
so tief erfaßt, aber dem Leser doch vielleicht eine greifbarere reale Aus- 
beute bietet, als dieses scharfsinnige, aber doch in Allgemeinheiten 
verharrende Buch. 


——n — - 


Hoffmann, Dr Friedrich, Kritische Dogmengeschichte 
der Geldwerttheorie. Leipzig 1907, C. L. Hirschfeld. VI und 294 S. 

Der Titel des Buches ist insoferne irreführend, als H. keineswegs 
eine kritische Dogmengeschichte der Geldwerttheorie gibt, sondern 
sein Forschungsgebiet viel enger umgrenzt. Er untersucht nicht die 
Geldwerttheorie in ihrer Gänze, sondern grenzt sein Problem dahin 
ab, daß er bloß diejenigen Theorien einer Untersuchung unterziehen 
will, welche den Wert des frei ausprägbaren Hartgeldes zum Gegen- 
stande haben (S. 3), sodaß insbesondere die Bestimmungsgründe des 
Wertes des nicht frei ausprägbaren Hartgeldes und namentlich die 
Papiergeldwerttheorien nicht berührt werden (S. 1/2}. Er begründet 
es damit, daß letztere ihre »endgültige« Ausgestaltung durch Wagner 
und Lexis erfahren habe; ein Standpunkt, der ın dieser Unbedingt- 
heit wohl kaum allgemeine Billigung finden dürfte. 

Abgesehen von dieser Einschränkung des Problems, die umso stö- 
render wirkt, als H. dadurch genötigt wird, an zentralen Problemen 
der Geldwerttheorie geradezu vorbeizugehen, abgesehen davon, daß 
es absurd ist, z. B. die Currencytheorie, der er einen großen Raum 
gewährt, zu besprechen und dabei ein näheres Eingehen auf die Pa- 
piergeldwerttheorie grundsätzlich zu vermeiden, ist dem Buche gegen- 
über der viel gewichtigere Einwand zu erheben, daß es keine kriti- 
sche Dogmengeschichte ist. Es stellt sich vielmehr höchstens als 
eine Vorarbeit zueiner solchen dar. Es enthält nämlich, in chro- 
nologischer Reihenfolge, anknüpfend an die großen Umwälzungen im 
Geldwesen der europäischen Staaten, eine Registrierung der in Eng- 
land, Frankreich, Italien, Amerika, Deutschland usw. ausgesprochenen 
Theorien, wobei jedoch kaum irgendwelche Ansätze auch nur einer 
Systematik, geschweige denn einer Kritik wahrgenommen 
werden können. Bespricht doch das Buch auf seinen 300 Seiten die 
Werke von nicht weniger als 184 Autoren, woraus schon zu ersehen, 
daß auf den einzelnen nicht viel entfallen mag. H. löst vielmehr die 
Aufgabe derart, daß er bloß registriert und sich in der Kritik auf einige 
kurze Bemerkungen, häufig auch nur einen lakonischen Hinweis 
darauf, daß irgend ein anderer Autor ihn widerlegt habe, beschränkt. 
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Den Mangel an Systematik sucht H. damit zu rechtfertigen, daß er die 
Ansichten der einzelnen Autoren nicht zerreißen wollte und daß er 
es für seine Hauptaufgabe hielt, »eine getreue Skizze sämtlicher, 
unseren Gegenstand betreffenden, Ausführungen der Autoren geschlos- 
sen vorzuführen«. ..... »Nur auf diese Weise könne jeder einzelne 
voll gewürdigt und gerecht beurteilt werden.« Wir zweifeln sehr, daß 
der von H. eingeschlagene Weg eine gerechte Würdigung ermöglicht. 
Wir werden nämlich von ihm von Autor zu Autor gejagt und stets 
mit einer ganz kurzen bloß registrierenden Notiz abgespeist. Liegt 
jedoch dieser »Registrierung von Ansichten«, wie H. seine Arbeit selbst 
gelegentlich nennt (S. 193), wenigstens scheinbar noch ein allgemeinerer 
Gesichtspunkt zugrunde, so ist seine Art, die Theorien zu diskutieren 
und zu kritisieren. überhaupt ganz unverständlich. Man fragt sich, 
warum H. ein 300 Seiten langes Buch schreiben mußte, wenn er über die 
hierin abgehandelten Fragen nicht mehr zu sagen weiß, als diese sich 
von Autor zu Autor stereotyp wiederholenden Floskeln, daß der Ver- 
fasser Recht oder Unrecht habe und in diesem oder jenem immer wie- 
der betonten Punkte irre oder die richtige Ansicht habe. H. scheint 
keine Ahnung davon zu haben, daß eine Dogmengeschichte überhaupt 
nur einen Wert besitzt bei Entwicklung der Theorien aus ihren vom 
Autor angegebenen oder doch von ihm supponierten Gründen 
und durch Beibringung von Argumenten bei der Kritik. H. je- 
doch liefert durchaus fertige Urteile und diese sind überdies keines- 
wegs originell, sondern — wie er selbst erkennen läßt — eine Folge 
des Umstandes, daß er die Meinung von Lexis, Philippovich u. a. teilt. 
Nur an ganz wenigen Stellen läßt sich ein Ansatz zu eigener Kritik 
bemerken, so z. B. bei der Besprechung von Launhardt (S. 220 ff.) 
und Laughlin (S. 240 ff.). Jedenfalls spricht es nicht für das Buch. 
daß dem Leser nach der Lektüre eine Menge Namen, Daten und Schlag- 
worte im Kopfe herumschwirren, daß er jedoch weniger als vor der 
Lektüre einen klaren Ueberblick über die Entwicklung der 
Geldwerttheorien, de Gründe der Entwicklung und die wichtig- 
sten in den Diskussionen aufgetauchten und weiter entwickelten 
Argumente besitzt. Und daraus läßt sıch erkennen, daß wir es 
hier mit einer ganz unsystematischen Kompilation zu tun haben, 
welche die Wissenschaft auch nur im geringsten zu fördern nicht im- 
stande ist. 


o 


Neuere Literatur zur Majoratsfrage *). 
Von 


RUDOLF LEONHARD. 


g! 


I. 


In der Frage der Existenzberechtigung der Fideikcmmisse nimmt 
die ökonomische Wissenschaft mit seltener Einstimmigkeit einen ab- 
lehnenden Standpunkt ein. Wohl nimmt man bei einigen Autoren 
das Bestreben wahr, aus Gründen des Gefühls das Bestehende zu 
erhalten, alle aber geben zu, daß ökonomisch die Institution dem Volks- 
wohl zuwiderläuft. Ich brauche nur Männer zu nennen, die politisch 
so wenig auf gleichem Boden stehen, wie Conrad, Schmoller, Buchen- 
berger, Brentano, v. Miaskowski. Auch in der wirtschaftshistorischen 
Literatur, namentlich derjenigen des 18. Jahrhunderts, als man den 
Kampf gegen die fideikommissarische Bindung des Bodens, jenen ver- 
späteten Sproß feudaler Wirtschaftsverfassung, auf der ganzen Linie 
aufnahm, gelang es mir trotz heißen Bemühens nie, wirtschaftliche 
Argumente zugunsten dieser Einrichtung zu finden. Schon damals 
wird die Verteidigung von den wenigen Anhängern der Gebundenheit 
des Grundbesitzes so geführt wie heute, d. h. man läßt, da rein sach- 
liche Argumente nicht zur Verfügung stehen oder leicht widerlegt 
werden könnten, die »rein ideellen« Gesichtspunkte für die Erhaltung 
des Majoratswesens aufmarschieren, gegen die man, so wenig wir sie 
aus der Nationalökonomie gänzlich verbannt wissen wollen, unwill- 
kürlich etwas mißtrauisch geworden ist; denn sie dienen meistens nur 
dazu, das Manko an wirklich zureichenden Gründen zu,verschleiern. 


*, Es erscheint notwendig, einige Zeilen zur Rechtfertigung des verspäteten 
Erscheinens einer Abhandlung zu sagen, die sich in der Hauptsache gegen einen 
bereits vor 2 Jahren erschienenen Aufsatz richtet. Meine Abhandlung fand, 
nachdem sie eine Odyssee durch die Redaktionen verschiedener volkswirt- 
schaftlicher Zeitschriften durchgemacht, erst nach längeren Irrfahrten, die ihre 
rechtzeitige Publikation verzögerten, eine Freistatt in den vorliegenden Blät- 
tern, wo sie aber aus redaktionellen Gründen auch erst jetzt publiziert wer- 
den konnte. Da indes die Probleme, um die es sich in den vorliegenden Zei- 
len handelt, inzwischen nicht im geringsten veraltet sind dürfte sich die Pu- 
blikation des vorliegenden Auisatzes trotz ihrer starken Verspätung rechtiferti- 
gen lassen. 
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Ein Motiv ist es hauptsächlich, welches namentlich in der ju- 
ristischen Literatur über und für das Majoratswesen eine wichtige 
Rolle spielt; das ist das rein fachliche Interesse, welches die Juristen 
an dieser für sie interessanten Materie nehmen; sie betrachten mit 
einem gewissen Wohlwollen ein Gebiet, welches zu verwickelten Fra- 
gen und Problemen Anlaß gibt. Diese Stimmung unterscheidet zwi- 
schen Juristen und Nationalökonomen und drückt sich auch ım Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften sehr charakteristisch aus. Wäh- 
rend daselbst Conrad im ökonomischen Teil des Artikels über das Fidei- 
kommißwesen in seiner vorsichtig das Für und Wider abwägenden Art 
schließlich vom Standpunkt der öffentlichen Wohlfahrt aus doch zu 
einem entschieden verwerfenden Urteil kommt, behandelt Gierke in 
seinem Abschnitt über Geschichte und Recht der Fideikommisse diese 
mit einem gewissen zärtlichen Wohlwollen, welches, durch keinerlei 
konkrete Argumente gestützt, in der Stelle kulminiert; »Bei der Um- 
arbeitung des Entwurfs wird hoffentlich die Einsicht durchdringen, 
daß sich das deutsche Gesetzbuch nicht in dieser Weise mit einem so 
wichtigen Institut des geltenden Privatrechts abfinden darf«. Also 
weil das Institut nın einmal sich in Geltung befindet, eine lange hi- 
storische Vorgeschichte hat und in den Kompendien des privaten und 
öffentlichen Rechts eine gewisse Anzahl von Seiten füllt, deshalb ist 
es sakrosankt und muß sorgfältig geschützt und erweitert werden. Daß 
das Majoratswesen nicht nur »ein wichtiges Institut des geltenden 
Privatrechts«, sondern auch eine wirtschaftlich schädliche Einrichtung 
ist, kümmert den Juristen wenig. Er tritt für das Bestehende ein, weil 
es ihm durch eine lange historische Vergangenheit hinreichend als ver- 
nünftig und existenzberechtigt legitimiert zu sein scheint ?). 

Unter die Rubrik jener juristischen Majoratsliteratur, welche an 
Umfang die ökonomische bis jetzt noch weit übertrifft, (z. B. sind neun 
Zehntel der ausgedehnten spanischen Literatur über das Majorats- 
wesen rein juristischen Inhalts) gehört auch eine bereits im Aprilbeft 
des vorigen Jahrgangs der „Annalen des Deutschen Reiches« erschienene 
Abhandlung des bekannten Straßburger Rechtslehrers Rehm, welche 
den vielversprechenden Titel trägt, »Die Existenzberechtigung der Fi- 
deikommisse«. Da sich so selten Stimmen zur Verteidigung des Majo- 
ratswesens hören lassen, war meine Erwartung nicht gering, welche 
neue wirtschaftlichen Argumente Professor Rehm bei seiner Exkursion 
auf ökonomisches Gebiet entdeckt hätte. Leider wurde ich schwer ent- 
täuscht, denn teils werden alte, längst als unrichtig nachgewiesene Ar- 
gumente wiederholt, teils werden Behauptungen aufgestellt. für die 
man sich vergebens nach einer Unterlage umsicht, teils wird in bekann- 


!) Auf die gleiche Anschauung ist es zurückzuführen, wenn Herr Reichs- 
rat v. Auer in einem Aufsatz über bayerische Fideikommisse es als eine Un- 
gerechtigkeit beklagt, daß in Bayern nur Adelige, keine Bürgerlichen, Fa- 
milienfideikommisse gründen dürften. Man wird unwillkürlich an den spa- 
nischen Juristen Castillo erinnert, der 1353 schreibt, das Gesetz von Toro 
verdiene mit goldenen Lettern geschrieben zu werden, da es auch Bürger 
und Plebejer zur Majoratsgründung zulasse. 
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ter Weise rein gefühlsmäßig für die Fideikommisse als eine erfreuliche 
Erscheinung eingetreten. 

Die Widerlegung der drei Hauptpunkte, die man dem Majorats- 
wesen namentlich zum Vorwurf macht, die Schwierigkeit der Kredit- 
gewinnung, die Verwaltung durch eventuell unfähige Majoratsinhaber, 
die Gefahr der Latifundienbildung und Vernichtung des Bauern- 
standes, macht sich Rehm sehr leicht. »Diese Schattenseiten seien 
durchaus bestätigt; allein sie sind weit davon entfernt, eine Vernich- 
tung des Fideikommiß- und Hausgüterwesens oder nur eine Hemmung 
seiner Entwicklung auf dem Wege der Steuergesetzgebung zu recht- 
fertigen« (S. 296). Rehms Beweisführung läuft darauf hinaus, daß von 
der gesamten ertragsfähigen Oberfläche des preußischen Staates —- nur 
auf diesen beziehen sich seine Ausführungen — 1905 nur 6,4% fidei- 
kommissarisch gebunden waren. Also sei das Uebel nur ein geringes 
und um größerer ideeller Vorteile willen zu ertragen. 

Immerhin scheint mir auch ein geringes Uebel ein Uebel zu sein 
und durchaus konsequent der Standpunkt, den die spanischen Cortes 
von 1820 einnahmen, als es galt, endlich das verderbliche spanische 
Majoratswesen völlig zu beseitigen: »den Baum, der so bittere Früchte 
getragen, mit der Wurzel auszureißen«. Aber ist der Prozentsatz von 
6,4 wirklich so gering? Für Preußen ist vor allem auf das rasche 
Wachstum der Fideikommißfläche hinzuweisen, deren Prozentzahl von 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche 1890 noch 6,1%, betrug, wäh- 
rend sie 1905 auf 6,4% mit einem Umfang von 197 III Hektar gestie- 
gen war. Das ist für die kurze Zeit von g Jahren eine ganz erhebliche 
Progression, die, wenn sie weiter andauert, zu höchst ungünstigen 
Konsequenzen führen kann. Da die einmal gegründeten Majorate 
schwerlich jemals wieder aufgelöst werden, dagegen ihrerseits den Keim 
zur beständigen Flächenausdehnung in sich tragen, handelt es sich bei 
ihrer Vermehrung nicht nur um eine arithmetische, sondern um eine 
geometrische Progression. Allein in dem Zeitraum von 1896 bis 1900 
wurden in Preußen 64 neue Fideikommisse errichtet, 197 erweitert 
und nur 5 aufgehoben.. Allerdings wurden 217 verkleinert, aber nur 
um Parzellen, sodaß die gesamte gebundene Fläche dennoch in fünf 
Jahren um 75 193 Hektar wuchs. Dabei sind neun Zehntel aller Fidei- 
kommißgüter über 4000 Hektar groß, sodaß man wohl berechtigt ist, 
von Latifundienbildungen in Ostelbien zu reden. In den sieben öst- 
lichen Provinzen Preußens gibt es 148 Privatbesitzer, von denen jeder 
mehr als 3000 Hektar Grundbesitz hat. Davon sind 65 Fideikommiß- 
besitzer. Von 44 Privatperscnen mit mehr als Io ooo Hektar Fläche 
sind 24 Fideikommißbesitzer. Der vierte Teil aller preußischen Fidei- 
kommisse fällt dabei auf Schlesien, wo 14,59%, als also mehr ein Sie- 
bentel der gesamten Fläche fideikommissarisch gebunden sind. Durch die 
Gesetzgebung wird das rapide Wachstum der gebundenen Fläche in 
jeder Weise begünstigt ; nur für Gründungen, deren Reinertrag 30000M. 
überschreitet, ist die Erlaubnis des Königs nötig, diese wird aber, wie 
die Erfahrung Ichrt, fast immer erteilt. Es ist feıner zu berücksichtigen, 
daß jene 0,42 Fideikommisfläche zu 17,6° , hinzukommen, die bereits 
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in Preußen als Kron- und königliche Familiengüter, Staatsdomänen, 
Stadt- und Gemeindegüter, Kirchen- Universitäts- und Stiftungsgüter 
dem Verkehr entzogen sind. Indem die Fideikommisse diesen hohen 
Prozentsatz auf 24%, abrunden, stellen sie eine beträchtliche Festlegung 
des Bodens dar und treiben für das freie Land den Preis des Bodens in 
die Höhe, gerade jenes Produktionsfaktors, der es durch seine Ueber- 
bewertung verursacht, daß unsere agrarische Produktion gegenüber 
der der neuen Kontinente schutzbedürftig geworden ist. Uebrigens 
wäre es auch durchaus falsch, zu glauben, daß, wenn auch nur 
6,4%, der bebauten Oberfläche als Fideikommißland dem Ver- 
kehr entzogen wären, der Preis für den freien Boden nur in der 
gleichen Progression steigen würde; vielmehr hat die Herausnahme 
selbst eines unbedeutenden Bruchteils des Bodens aus dem Verkehr 
aus psychologischen Gründen ein Steigen des Preises für den 
Rest um das Vielfache zur Folge, und diese progressive Steigerung ist 
bei der Unvermehrbarkeit des Bodens immer noch gerechtfertigter als 
die unverhältnismäßige Steigerung, die der Preis der Zündhölzer auf 
die bloße Ankündigung einer Steuer hin erfuhr. Auch wird der Preis 
für den Boden nicht nur durch die bloße Verringerung des dem freien 
Verkehr zu Gebote stehenden Landes höher getrieben, sondern vielmehr 
noch dadurch, daß die veraltete feudale, durch die moderne technische 
und wirtschaftliche Entwicklung schon etwas in den Hintergrund ge- 
drängte Anschauung, Bodenbesitz sei der einzig voınehme und standes- 
gemäße, eine künstliche Neubelebung erfährt. Die aus dieser doppel- 
ten Ursache verschärfte Nachfrage nach Grundbesitz steigert den 
Bodenpreis nicht nur zum Schaden der ganzen Volkswirtschaft über- 
haupt, die an billigen Produktionsmitteln, also auch an billigem Boden, 
ein Interesse hat, sondern auch zum Schaden des landwirtschaftlichen 
Gewerbes als solchen. Man nimmt in der landwirtschaftlichen Taxa- 
tionslehre an, daß sich am höchsten das freie Betriebskapital verzinst, 
das man in den landwirtschaftlichen Betrieb steckt, weniger hoch das 
in Vieh und Gebäuden steckende, am niedrigsten aber der reine Boden- 
preis. Zwingt man den Landwirt, für diesen unverhältnismäßig viel 
anzulegen, so wird der Unternehmergewinn, welchen hereingebrachtes 
Kapital und Arbeitskraft ermöglichen, beschränkt zugunsten des mühe- 
losen Monopolgewinns, den der Verkäufer des seltenen Bodens auf 
Kosten des selbstwirtschaftenden Unternehmers erzielt. 

Wenn Professor Rehm (S. 298) ferner, um die Existenzberechti- 
gung der Majorate zu rechtfertigen, auf die technische Ueberlegenheit 
des Großbetriebes hinweist, so läuft ihm hierbei die übliche Verwechs- 
lung von Großbetrieb und Großgrundbesitz unter, welcher letztere ja 
außerdem noch kein gebundener Großgrundbesitz zu sein brauchte. 
Lassen wir einmal die noch keineswegs entschiedene Frage nach der 
technischen Ueberlegenheit des landwirtschaftlichen Großbetriebes 
völlig beiseite, so bliebe ja immer noch die Frage offen, ob nicht, so 
weit es sich um die vorbildliche Wirksamkeit eines technisch fortge- 
schrittenen Großbetriebes handelt, ein solcher Großbetrieb auch bei 
gleichzeitig zersplittertem Besitz, nämlich auf zusammengepachteten 
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Parzellen kleiner Eigentümer, möglich wäre, wie das vielfach in Frank- 
reich der Fall ist ?). 

Rehm behauptet weiter (S. 299): »Der freie Großgrundbesitz wird 

in der Regel nicht so intensiv bewirtschaftet wie es möglich wäre, 
die fideikommissarische Gebundenheit dagegen treibt zu möglichst 
sorgfältiger Bebauung an: der Fideikommißbesitzer weiß, daß der da- 
durch erzielte höhere Reinertrag seinen Kindern zugute komint. Er 
ist leichter geneigt zu weit ausschauenden Wirtschaftsplänen und 
Verbesserungen. Mögen sie sich durch Jahrzehnte erstrecken. Wer 
sie in Angriff nimmt, weiß, daß er für seine Nachkommen arbeitet.« 
Dies widerspricht allen bisherigen tatsächlichen Erfahrungen und muß, 
solange nicht Beweise dafür erbracht werden, für eine von falschen 
apriorischen Voraussetzungen ausgehende unbewiesene und unbeweis- 
bare Behauptnng erklärt werden. Gewiß, auch der freie Groß- 
grundbesitz wird in manchen Gegenden nicht intensiv genug bewirt- 
schaftet. Die Gründe aber, aus denen das nicht geschieht, mangeln- 
des Interesse und fehlende Arbeitslust des absentistischen Eigen- 
tümers, Abwanderung der Landarbeiter aus einem Gebiet, wo 
sie kein Grundstück erwerben können, um sich selbständig zu 
machen, Mangel an Betriebskapital und Kredit, weil es recht- 
lich schwierig ist, von dem durch die landschaftliche Beleihung 
festgelegten Boden Parzellen abzuverkaufen 3), treffen sämtliche in 
erhöbtem Maße für die noch schärfer gebundenen Fideikommißgüter 
zu. Und als besonderer Grund dafür, daß der jeweilige Inhaber des 
Majorates keine Meliorationen in größercm Umfange ausführen wird, 
wie das Professor Rehm behauptet, kommt das völlig außer acht ge- 
lassene Moment hinzu, daß die Verbesserungen nicht den Nachkommen 
überhaupt, sondern ausschließlich dem Aeltesten zugute kommen, den 
die Primogeniturerbfolge schon ohnedies in ungerechtester Weise vor 
den übrigen Kindern begünstigt. Grade der um das Wohl seiner jünge- 
ren Kinder besorgte Majoratsinhaber wird also in seiner Eigenschaft 
als guter Familienvater etwaige Ueberschüsse nicht wieder in das 
Majoratsgut stecken, sondern sie demselben entziehen und anderweitig 
anlegen, um auch für die leer ausgehenden jüngeren Kinder ein Ver- 
mögen zu bilden. (Dem will der neue preußische Majoratsgesetzent- 
wurf, auf den aber Rehm an dieser Stelle keinen Bezug nimmt, durch 
die obligatorische Schaffung eines Meliorationsfonds, der sogenannten 
Verbesserungsmasse, entgegenarbeiten). 

Nach Rehm wäre der gebundene Grundbesitz überhaupt von 
jeher der Ursprung jedes landwirtschaftlichen Fortschritts gewesen. 
Einen beträchtlichen Grad von durch die Tatsachen nicht unterstütz- 

2) Außerdem sagt selbst Sering in Elsters »Wörterbuch der Volkswirtschafte 
im Artikel »Stammgüter und Fideikommisse«, S. 979: »Der landwirtschaftliche 
Großbetrieb als solcher bedarf, soweit er lebensfähig ist, keineswegs solcher 
Stütze«. 

3) Trotzdem die Landschaften hierbei neuerdings ein größeres Entgegen- 
kommen zeigen. 
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tem Apriorismus bekundet der Satz (S. 299): ».Also muß eine bewegende 
Kraft im Lande vorhanden sein, die zum Großbetrieb anreizt« (soll nach 
dem vorangegangenen wohl heißen, zum intensiven Betrieb) »und dies 
ist eben die dem Fideikommiß und Hausgüterwesen zugrundeliegende 
Idee der Erhaltung des Familienlandes. Nur gebundener Grundbesitz 
kann einer Familie durch Generationen hindurch als vermögensrecht- 
liche Basis und als Grundlage von Ansehen dienen. Daher (!) tragen die 
Fideikommisse zur Förderung der landwirtschaftlichen Technik beı. 
Was sie dem Bauernstande durch Ausdehnung nehmen, das geben sie 
ihm durch vorbildliche Betriebsweise zurück«. Voraussetzung, Be- 
hauptung und Beweis sind gleich kühn und originell. Es wäre wirklich 
interessant, zu erfahren, auf welche Erfahrungen und Tatsachen Pro- 
fessor Rehm seine Ansicht stützt, welche leider die gesamte landwirt- 
schaftswissenschaftliche Literatur gegen sich hat. Ich möchte stark 
bezweifeln, daß er die ausgedehnten und interessanten Kontroversen 
kennt, die im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts in den französischen 
und spanischen Parlamenten zutage getreten sind, als es sich um die 
Abschaffung bezw. die Wiedereinführung der Majorate handelte. Die 
wirtschaftliche und technische Rückständigkeit des gebundenen Grund- 
besitzes, seine chronische Kapitalschwäche, die Interesselosigkeit seiner 
Inhaber gegenüber der Intensivierung des Betriebes wird selbst von 
den Verteidigern des Majoratswesens, weil doch nicht zu leugnen, an- 
standslos zugegeben. 

Auch für Deutschland treffen die Rehmschen Behauptungen in 
keiner Weise zu. Die landwirtschaftlichen Fortschritte in den beiden 
Perioden am Anfang und in den 60er und 7oer Jahren des ıg. Jahr- 
hunderts sind sämtlich von bürgerlichen Landwirten ausgegangen, die 
sogar zum Teil aus städtischen Berufsarten herkamen, und welche 
die Anregung zu einer Erneuerung der Technik gaben. Weder Thaer 
noch Schulz-Lupitz, weder ‚Hellriegel noch Liebig waren Majorats- 
inhaber. Die Geschichte des Landwirtschaftsgewerbes in Deutschland 
weiß nur von dilettierenden Majoratsinhabern zu erzählen, die ihr Geld 
in kuriosen Liebhabereien zusetzten. 

Die Behauptung, die Majorate seien die Triebfeder landwirtschaft- 
lichen Fortschritts und überträfen an intensivem Betrieb bei weitem die 
freien Güter, wird indes noch übertroffen durch folgende Stelle, die sich 
Rehm für den Schluß aufspart (S. 302): »Das autonome Gut ist viel 
seltener und immer weniger intensiv mit Industrie verknüpft als das 
fideikommissarische Gut. Es ist daher weniger in der Lage, für freies 
Vermögen Kredit zu erhalten.« Während ich mich für die früheren Ent- 
deckungen von Professor Rehm vergebens nach einer Unterlage um 
sah, ist es mir gelungen, für die Stelle von dem Majorat als dem kapital- 
starken Nährboden der Landindustrie den mutmaßlichen Ursprung 
zu finden. Es ist dies eine später noch zu besprechende Abhandlung des 
Freiherrn v. Reibnitz: »Familien-Fideikommisse, ihre wirtschaftlichen, 
Sozialen und politischen Wirkungen«, Berlin 1908. In diesem an zwei 
Stellen zitierten Buch, das überhaupt die Anregung zu dem Rehraschen 
Aufsatz gegeben zu haben scheint, wird auf S. 85 geschildert, welche 
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umfangreichen Meliorationen die oberschlesischen Fideikonimißbesitzer 
auf ihren gebundenen Gütern vorgenommen hätten. In Schlesien 
aber weiß jedes Kind, daß die oberschlesischen Magnaten vom Schlage 
des 8o Millionen schweren Fürsten Henkel-Donnersmark vorwie- 
gend Minenbesitzer sind, daß sie ihre riesigen Einkünfte fast ausschließ- 
lich dem Ertrag der Bergwerke verdanken, nicht dem unfruchtbaren 
Sand von Oberschlesien, der kaum dürftige Kiefern hervorbringt. Nur 
mit den reichlichen Ueberschüssen des Bergwerksbetriebes sind an 
einigen Stellen landwirtschaftliche Meliorationen geschaffen worden; 
wo keine derartigen rentablen Industrien, die mit dem landwirtschaft- 
lichen Betrieb absolut nichts zu tun haben, den gebundenen Großgrund- 
besitz stützen, da fehlt es diesem sofort an Betriebskapital. Erklärte 
doch der größte Grundbesitzer von Böhmen, Fürst Schwarzenberg, 
auf dem österreichischen Agrartag, 1879, »er und jeder böhmische 
Landwirt seien wegen mangelnden Betriebskapitals gezwungen gewesen, 
von der intensiven zur extensiven Wirtschaft überzugehen«. (Buchen- 
berger, Agrarpolitik, Bd. ı, S. 463.) 

Natürlich bringt Rehm auch das oft zugunsten der Majorate ge- 
brauchte Argument, daß es sich in Preußen bei dem fideikommissarisch 
gebundenen Bcden zu mehr als 50°, um Waldboden handle, für den 
die Gebundenheit eine geordnete Verwaltung und regelmäßige Um- 
triebszeit garantiere, also im öffentlichen Interesse liege. Hierauf wäre 
zunächst zu erwidern, daß die Majoratsgründungen in den letzten Jah- 
ren nicht auf Waldboden, sondern auf fruchtbarem Acker erster Klasse 
erfolgt sind. Ueberhaupt vermag ich aber nicht, wie das sonstige Geg- 
ner des Agrarfideikommisses, (selbst Buchenberger Bd. I, S. 465) tun, in 
der fideikommissarischen Gebundenheit des \Waldbodens ein unerläß- 
liches Mittel zur Erhaltung des Waldbestandes zu sehen. Abgesehen 
davon, daß dieser in der Verwaltung des Staates und der Gemeinden 
viel besser aufgehoben ist, sind heutzutage durch den Beförste- 
rungszwang ° vielfach auch die Wälder der großen allodialen 
Rittergüter durch staatlich ausgebildete Forstbeamte vorzüglich 
verwaltet und einer geregelten Umtriebszeit unterworfen. Um- 
gekehrt wird ein Majoratsinhaber ın Geldnöten sich nicht scheuen. 
mehr abzuholzen, als der regulären Umtriebszeit entspricht; bis das 
geführdete Gut auf Antıag des Familienrates unter Sequester gestellt 
wird, kann der geldbedüritige Majoratsınhaber den Waldbestand schon 
nachhaltig dezimiert haben. \Venn Rehm darauf hinweist, daß die 
Forsten volkswirtschaftlich günstig wirken, indem sie den kleinen Leu- 
ten, die ihre Arbeitskraft auf ihren kleinen Parzellen nicht völlig aus- 
nützen können, Arbeit und Verdienst geben, Vorteile, auf die auch der 
schwerlich fideıkommißfreundliche belgische Sozialist Vandervelde in 
seinem »l’exode rural« hinweist, so ist das eben eine günstige 
Wirkung des \Waldbestandes an sich, aber nicht die einer fideikom- 
missarischen Gebundenheit des Waldbodens. 

Man wird nach allem diesem der Schlußfolgerung Rehms (S. 302) 
kaum zustimmen können: »Die Gebundenheit der Güter dient der Volks- 
wirtschaft und Volksverfassung. Also ist sie nicht zu bekämpfen, 
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auch nicht steuergesetzlich, am allerwenigsten die auf Hausautonomie 
beruhende Gebundenheit.« Zur Volksverfassung steht die Gebunden- 
heit der Güter wohl in keinem andern Verhältnis als in dem eines dia- 
metralen Gegensatzes, indem sie in den leer ausgegangenen jüngeren 
Söhnen eine privilegierte Kaste mit dem prätendierten Vorrecht auf 
die höheren Staatsämter schafft. Daß die Gebundenheit der Grüter 
der Volkswirtschaft nützt, wäre nicht einmal dann zuzugeben, wenn 
man alle vorausgegangenen Behauptungen von Professor Rehm un- 
besehen als wahr hinnehmen wollte. Denn seine Beweisführung lief 
nur darauf hinaus, daß der gebundene Grundbesitz wirtschaftlich 
nicht so schädlich sei, wie man allgemein annimmt. 

Ueberrascht Prof. Rehm bei seinem Versuch einer Reinwaschung 
des Majoratswesens in volkswirtschaftlicher Beziehung durch Behaup- 
tungen, die wir bis jetzt auch bei den enragiertesten Verteidigern der 
Gebundenheit des Bodens nicht finden konnten, so bewegen sich seine 
ideellen Argumente, die »volkspolitischen Vorteile« des Majoratswesens, 
wie er sie nennt, wesentlich in den alten Bahnen. Es drückt sich in 
ihnen lediglich eine ungebundene Vorliebe für die Abgrenzung einer 
privilegierten Adelskaste aus, die sich aus den Spitzen der heraufkom- 
menden Stände zu rekrutieren und zu regenerieren habe. Es ist für 
ihn hocherfreulich, daß (S. 301) »mehr als die Hälfte des ritterschaft- 
lichen Grundbesitzes in Mecklenburg reichen Hamburgern und zwar 
zu einem großen Teil in der Form fideikommissarischer Grebundenheit 
gehört«. Diese wackeren hamburgischen Republikaner sind es wohl 
also, die sich so erfolgreich der Einführung einer Verfassung in Meck- 
lenburg widersetzen? »In der Tat (S. 301), solche Männer verdienen, 
daß eine Rechtsform zugelassen ist, dieihnen ermöglicht, diesen Wunsch 
(einen Teil ihres Vermögens für lange Zeiten den Trägern ihres Namens 
zu erhalten) in Wirklichkeit umzusetzen«. Allerdings kann die Insti- 
tution des Majorats nur durch die Zulassung neuer Familien lebens- 
tähig erhalten werden; es ist eine alte Erfahrung, daß schnell reich ve- 
wordene Familien ihre »nouvelles couches« durch Gründung eines Majo- 
rats nachträglich zu vergolden suchen; in solchen Fällen ist dann in den 
ersten Generationen, bis sich das aus Handel und Industrie eingebrachte 
Geld durch Auszahlung von Witwengeldern und Renten an die leer 
ausgehenden jüngeren Kinder verflüchtigt hat, auch in den Majorats- 
familien freies Kapital vorhanden. Aber schnell genug geht es verlo- 
ren, sodaß wenigstens in diesem Punkte zwischen alten und neuen Fa- 
milien kein Unterschied mehr besteht. 

Zum Schluß versucht Rehm eine staäatsrechtliche Rechtferti- 
gung der Fideikomimisse, indem er dic (regnerschaft geven die Ma- 
Joratserbfolge als einen Ausfluß der modernen einseitigen Betonung 
des Individualprinzips hinstellt. »Allein diese einseitige Betonung des 
Individualinteresses ist doktrinär« (S. 30T). Beweis: Auch demokra- 
tische Staaten wie Frankreich verstoßen durch Ausnahmegesetze ge- 
gen das Individualprinzip, indem sie die Mitglieder der ehemaligen 
Herrscherfamilie aus Gründen der inneren Ruhe aus dem Lande aus- 
schließen, und indem sie den größten Teil der Beamten für unwählbar 
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erklären. Hier werde also das Gesamtinteresse über das Einzelinter- 
esse gestellt. Folglich dürfe dies auch die Verfassungsmonarchie tun, 
indem sie das Reservatrecht der Fideikommisse über das allgemeine 
bürgerliche Recht stelle. Ich bin vielleicht nicht juristisch gebildet 
genug, um die Feinheit dieses Schlusses zu würdigen; mir scheint diese 
Gegenüberstellung umgekehrt zu beweisen, daß in demokratischen 
Staaten Ausnahmegesetze nur gegen wenige und zugunsten deı All- 
gemeinheit erlassen werden, während dies in unserer angeblichen Ver- 
fassungsmonarchie gegen die Mehrheit des gesamten Volkes zugunsten 
einer kleinen, privilegierten Minderheit zu geschehen pflegt. 


II. 


Das bereits erwähnte Buch des Freiherrn v. Reibnitz (Familien- 
fideikommisse, ihre wirtschaftlichen. sozialen und politischen Wirkun- 
gen, Berlin, 1908), stellt sich als ein umfassender Versuch dar, das Majo- 
ratswesen ökonomisch und ethisch zu rechtfertigen. Dieser Versuch 
ist insofern verdienstvoll, als mit anerkennenswerter Belesenheit so 
ziemlich die gesamte neuere Literatur über das Majoratswesen heran- 
gezogen und zusammengestellt wird. Er ist aber insofern mißlungen, 
als sich schon aus dieser Zusammenstellung das numerische Ueber- 
wiegen der Gegner des Majcratswesens ergibt, gar nicht zu reden von 
der besseren Qualität ihrer Gründe. Man müßte sich wundern, 
daß der Autor bei so viel zur Schau getragener Objektivität nicht selbst 
zum Gegner des Fideikommißwesens wird, erinnerte man sich nicht 
daran, daß Schopenhauer mit Recht nicht dem Intellekt, sondern dem 
Willen die führende Rolle in der menschlichen Natur zuerteilt; spe- 
ziell ist es der Wille zur Macht, welcher leicht das unbefangene Ur- 
teil fälscht; und gerade die Najorate sind ja ein Mittel, die politische 
Macht in bestimmten Familien zu fixieren. 

In den meisten Fällen gibt v. R. den Anklägern de Fideikommiß- 
wesens dessen ökonomische Schäden unumwunden zu, hofft aber, daß 
dieselben durch den neuen preußischen Majoratsgesetzentwurf ge- 
mildert oder beseitigt werden sollen, durch denselben Gesetzentwurf, 
den Max Weber im Archiv für Sozialwissenschait 1004 einer so ver- 
nichtenden Kritik unterzogen hat. Wir brauchen zur \Viderlegung der 
v. Reibnitzschen Arbeit durchaus keine neuen Argumente anzuführen, 
es genügt in den meisten Fällen, ihn selber zu Worte kommen zu lassen, 
da wir nur in den Schlußfolgerungen von ihm abweichen m 

Natürlich gilt es v. R. nicht als Streitfrage sondern als Axiom, 
daß der Bezug von pflanzlichen und tierischen Nahrungsmitteln aus 
dem Ausland zu verwerfen sei, weshalb er auch zur Beantwortung der 
Frage der landwirtschaftlichen Bedarfsdeckung durch das Inland nur 
Agrarwissenschaftler, nicht Nationalökonomen heranzieht (S. 7). Die 
Frage: Kann Deutschland seinen Getreidebedarf noch selbst decken? 
ist natürlich unter allen Umständen zu bejahen, aber die Fragestellung 
enthält schon eine Usurpation, die sich über die wichtige Vorfrage hin- 
wegsetzt:! Soll Deutschland seinen Getreidebedarf selbst decken? Von 
Professor Rehm weicht v. R. in dem wichtigen Punk.e ab, daß er, wie er 
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überhaupt für den Bauernstand und seine Erhaltung ein mit seiner 
Vorliebe für das Majoratswesen schwer vereinbares Faible zur Schau 
trägt, den Kleinbetrieb des selbständig wirtschaftenden Bauern für 
ergiebiger erklärt als die Wirtschaft des Großbetriebes. Namentlich 
durch genossenschaftlichen Zusammenschluß könne sich der Klein- 
grundbesitzer und Kleinbetrieb die technischen und wirtschaftlichen 
Vorteile des Großbetriebs zu eigen machen (S. 8). »Es ist daher wohl 
zweifellos, daß die Bauern bei einigermaßen rationeller Bewirtschaftung 
von einer für einen intensiven Großbetrieb viel zu großen Fläche 
höhere Roherträge erzielen können als die Gesamtbesitzer«. Trotzdem 
tritt v. R. im folgenden für die zum Großbetrieb führende Gebunden- 
heit des Grundbesitzes ein, denn »in der Frage nach der besten Grund- 
besitzverteilung ist das Produktionsinteresse indessen nur ein Faktor 
und keineswegs der entscheidende«. Der entscheidende ist natürlich 
der politische Machtfaktor; die Großgrundbesitzer sollen die Träger 
der landwirtschaftlichen Verwaltung sein und diese im staatserhaltenden 
Sinne beeinflussen. Es stärkt die Sache des Majoratswesens gerade 
nicht, wenn v. R. aus einem Aufsatze Conrads (Die Latifundien im 
preußischen Osten, Agrarstatistische Untersuchungen V, Conrads Jahr- 
bücher, Bd. 50, S. 121) eine Stelle zitiert, wonach Teilnahme am Grund- 
besitz das (refühl der Zusammengehörigkeit mit Staat und Gesellschaft 
hebt und den Patriotismus stärkt, und wenn v. R. selbst auf S. 15 sagt: 
»Im Kern muß Deutschland ein Bauernland sein und bleiben«. Ge- 
rade die fideikommissarische Bindung des Bodens, welche die Lati- 
fundien wie mit einer eisernen Klammer zusammenhält, hindert ja die 
weitere Ausbreitung eines selbständigen Bauernstandes, wirkt sogar 
indirekt zerstörend auf den vorhandenen, indem das verfügungsfähige 
freie Bauernland, das durch Zukauf von Majoratsland nicht erweitert 
werden kann, durch Erbteilung sich immer mehr zersplittert. Der Klein- 
grundbesitz wird also von zwei Seiten her zerrieben, durch die Par- 
zellenwirtschaft und den Latifundienbetrieb. v. R. sieht diese wirt- 
schaftlichen Schäden selbst ein und formuliert S. 10 die Aufgabe des 
Staats dahin, zu verhindern, daß allzuviel Boden ın bestimmten Land- 
kreisen festgelegt werde und dadurch die Besitzverteilung sich ungünstig 
gestalte; er möchte ferner Stiftungsurkunden gesetzlich verboten 
schen, die den jährlichen Ankauf von Land für einen bestimmten Teil 
des Reinertrages vorschreiben. also die Latifundienbildung förmlich zur 
Pflicht machen, ja er tritt sogar für die gesetzliche Erlaubnis ein, Majo- 
ratsland in der Form der Rentengüter zu vererbpachten und so den 
Bauernstand zu verstärken. Aber gerade in dieser Beziehung enthält 
der neue preußische Majoratsgesetzentwurf sogar einen Rückschritt. 
Während es nach dem jetzt geltenden Recht zur Abtrennung solcher 
Rentengüter nicht der Genehmigung der Anwärter, sondern nur der 
der Generalkommission bedarf, ist nach dem neuen Entwurf die Ge- 
nehmigung an die Zustimmung des Familienrates gebunden, ja nach 
$ 66 kann die Stiftungsurkunde solche Vererbpachtungen gänzlich 
ausschließen. Ueberhaupt können sich aber in Ostelbien weder die 
Majorats- noch die Großgrundbesitzer überhaupt für diese Art des Klein- 
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betriebs auf ihrem Boden begeistern, weil sie dadurch zu bloßen 
Empfängern der Bodenrente würden und auf die mit der Verwaltung 
des Großgrundbesitzes untrennbar verbundene politische Macht ver- 
zichten müßten. Im Gegenteil geht die vorwiegende Strömung mehr 
denn je nach Erhaltung des Großgrundbesitzes in vollem Umfange ; 
widersetzen sich doch die Agrarkonservativen aus politischen Gründen 
offen und heimlich der Vererbpachtung größerer Staats- und Gemeinde- 
domänen in bäuerlichen Anteilen, weil sie von ihr eine Verschiebung 
des politischen Schwerpunkts befürchten ; ebenso agitieren sie in Ost- 
preußen für eine Uebertragung der inneren Kolonisationstätigkeit von der 
halbstaatlichen »ostpreußischen Landgesellschaft« auf das ihnen unter- 
stehende Kreditinstitut, die Landschaft, um die innere Kelonisation 
ihren Zwecken, der Gewinnung seßhafter und abhängiger Landarbeiter, 
dienstbar zu machen und gleichzeitig den Großgrundbesitz zu erhalten. 
(Oppenheimer, Innere Kolonisation in Ostpreußen, März 1908, Heft 9, 
S. 245.) Desgleichen sehen die Agrarier in Posen und Westpreußen die 
Tätigkeit der Ansiedlungskommission, die durch Zerschlagung der 
großen Rittergüter und Schaffung selbständiger Bauernstellen eine 
politische Machtverschiebung im preußischen Osten bewirken könnte, 
mit schelen Augen an und haben es erst neuerdings durchgesetzt, daß 
größere Restgüter als Zentren der politischen Macht erhalten bleiben 
müssen. Eben diese Bestimmung hat dann zur Gründung des Bauern- 
bundes seitens der an eine solche politische Bev ormundung nicht ge- 
wohnten Kolonisten geführt. u 

Die ungünstige Wirkung der Bindung des Bodens auf die land- 
wirtschaftliche Bevölkerung, speziell auf die Landarbeiter, betrachtet 
v. R. nicht als erwiesen, wiewohl nach den Berufszählungen von 
1882—95 die landwirtschaftliche Bevölkerung in 17 schlesischen Krei- 
sen, in denen mehr als ein Fünftel der Fläche fideiksmmissarisch ge- 
bunden war, um 4,18 sich verminderte, während die Abnahme in 12 
anderen schlesischen Kreisen mit wenig Fideikommißfläche nur 1,7°;, 
betrug. Diese von Max Weber im Archiv für Sozialpelitik Bd. 19, 
S. 323, hervorgehobene viermal stärkere Abnahme der landwirtschaft- 
lichen Berufstätigkeit in Kreisen mit vorwiegend gebundenem Grund- 
besitz sucht v. R. S. 26, durch den häufig gebrauchten Hinweis zu ent- 
kräften, daß ja möglicherweise nur ein Berufswechsel, keine Abwan- 
derung stattgefunden habe, und daß viellcicht die Landwirtschaft 
noch im Nebenberuf weiter ausgeübt würde. Als ob die Landarbeiter 
und Häusler — um diese handelt es sich doch vorwiegend in Kreisen 
mit gebundenem Grundbesitz — auf dem Lande massenhaft ihren Be- 
ruf wechseln oder nebenbei Landwirtschaft treiben könnten, während 
sie doch keinen Boden zu kaufen oder zu pachten bekommen! Selbst- 
verständlich fallen hier, wo alle anderen Erwerbsmöglichkeiten fehlen, 
Berufswechsel und Abwanderung in die Stadt zusammen. In den 
oberschlesischen Minendistrikten, auf die v. R. sich beruft. könnte 
es sich allerdings um einen Berufswechsel handeln; dann sind aber die 
Landarbeiter eben Bergleute geworden und als solche zu betrachten, 
trotz aller Anstrengungen des statistischen Reichsamtes, jeden Be- 
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sitzer einer Milchziege oder einiger Blumentöpfe zum Landwirt im 
Nebenberuf zu stempeln. 

Lebrigens zieht v. R. die Ergebnisse anderer Ermittlungen heran 
(Kühnert: Die Fideikommisse in Preußen im Jahr 1900, in der Zeit- 
schrift des Kgl. preuß. statistischen Bureaus 1902, 3. Vierteljahrsheit), 
wonach die Abwanderung aus 33 Kreisen mit besonders ausgedehn- 
tem Fideıkommißbesitz zwar wesentlich größer war als die aus Kreisen 
mit viel Kleingrundbesitz, aber nicht größer als die aus Kreisen mit 
überwiegendem Allodialrittergutsbesitz. Das scheint mir nicht ein- 
mal so unwahrscheinlich, beweist aber nichts für die Fideikommisse, 
sondern nur gegen den gleichfalls gebundenen Rittergutsbesitz. Für 
den Landarbeiter wenigstens, der Boden käuflich erwerben will, sind 
die Rittergüter durch ihre Beleihung mit Landschaftshypotheken, 
die den Abverkauf von Grundstücken erschwert 4), genau so gebunden 
wie Majoratsland. Demnach findet aus beiden Kategcrien des Groß- 
grundbesitzes eine Abströmung gerade der kräftigsten Individuen 
statt, die Militärtauglichkeit, die nur bei bäuerlichem IJleingrundbe- 
sitz eine hohe ist, sinkt, und es bleibt auf den Gütern des Großgrund- 
besitzes in umgekehrter Auslese nur ein immer weniger tauglicher Bo- 
densatz zurück, während. die \Weiberarbeit auf Kosten der Männer- 
arbeit einen immer größeren Umfang annimmt. Selbst so spezifisch 
männliche Arbeiten wie das Pflügen müssen vielfach schon durch 
Weiber und halbwüchsige Jungen besorgt werden, was allerdings 
durch die bequeme Handhabung der modernen Pflüge erleichtert 
wird; auf den schlesischen Rittergütern mußte man in den letzten 
20 Jahren überall das Gewicht der Mehl-, Getreide- und Futtersäcke 
herabsetzen, weil der Durchschnittsarbeiter nicht mehr imstande ist, 
das frühere Gewicht zu tragen. 

Den Vorwurf zu extensiver Wirtschaft auf Majoratsgütern sucht 
v. R. durch den Hinweis darauf abzuschwächen, nicht etwa zu wider- 
legen, daß (S. 28) »auch der freie Grundbesitz von vielen’ Besitzern 
nicht so intensiv bewirtschaftet werde, wie es möglich wäre«. Als ob 
das ein Grund dafür wäre, den gebundenen Grundbesitz noch exten- 
siver zu bewirtschaften. Das einzige Mittel zur Intensivierung wäre 
die Verkleinerung der Betriebsfläche, aber der neue Majoratsgesetzent- 
wurf erlaubt es wiederum nicht, überflüssiges Land zu verkaufen und 
mit seinem Erlös den Betrieb zu intensivieren. Vielmehr ordnet er 
die Schaffung eines Meliorationsfonds, der V'erbesserungsmasse, an, die 
mit dem Hundertfachen des Jahreseinkcmmens sehr hoch bemessen 
ist. Hierdurch werden zwar Meliorationen ermöglicht, diese kommen 
aber nur dem Aeltesten in der Familie, dem Fideikommißnachfolger, 
zugute. Außerdem machen die hohen pekuniären Anforderungen, die 
an den Majoratsgründer und -inhaber gestellt werden, das Institut 
mehr denn je zu einem Reservatrecht weniger ganz reicher Leute. 
Der neue Majoratsgesetzentwurf hat einen eminent plutokratischen 
Charakter. 


4) Buchenberger, Agrarpolitik Bd. TS. 308. 
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Das stört aber v. R. keineswegs, im Gegenteil, seine Begeisterung 
für das Majoratswesen ist so groß, daß er es auch auf städtisches Grund- 
eigentum ausgedehnt wissen will. Modern genug, um einzusehen, daß 
die Landwirtschaft trotz aller schutzzöllnerischen Bemühungen ge- 
genüber Handel und Industrie an Bedeutung verliert, will er als Ana- 
logon in den Städten einen erblichen Grundbesitz schaffen. Wirklich 
ein blendender Gredanke in einer Zeit, wo die Stadtverwaltungen bereits 
an einem politischen Uebergewicht des Grundbesitzes leiden, welcher 
bodenreformatorische Maßregeln und eine großzügige Verkehrspolitik 
retardiert! Nun soll dieser entwicklungshemmende Einfluß auch noch 
in bestimmten Familien forterben, aus denen sich ein erbliches Stadt- 
patriziat rekrutieren soll, während die jüngeren Söhne den Zuwachs 
tür wissenschaftliche und Luxusberufe stellen würden. Von dieser Wie- 
derherstellung der mittelalterlichen Stände — einem Ideal, das offen oder 
heimlich von vielen, z. B. selbst von Karl Jentsch, gehegt wird — hofft 
v. R. eine neue Kulturblüte ähnlich der der Renaissance. Als ob die 
Medici und Chigi, deren Beispiel v. R. aus Burckards »Kultur der Renais- 
sance« zitiert, nicht Emporkömmlinge gewesen wären. Die damalige 
Kunstblüte hing gerade mit der Gefahr, den plötzlichen Umwälzungen, 
der Unsicherheit der neuen werdenden Zeit zusammen, die alle Kräfte, 
auch die künstlerischen, an die Oberfläche brachte. Als die Verhält- 
nisse festgelegt waren, verfiel die Kunstblüte. Uebrigens haben unsere 
preußischen Majoratsbesitzer sich noch nie als Kunstförderer erwiesen, 
im Gegenteil verlangen berufene Kunstfreunde nach einem Gesetz, 
welches verhindern solle, daß die etwa in der Familie vorhandenen 
Kunstschätze ans Ausland verkauft würden (siehe den Aufsatz von 
Bode: »Paris und London unter dem Stern der amerikanischen Kauf- 
wut«, im Augustheft 1909 des »Cicerone«). 

v. R. bekämpft es auch, und als Anhänger des Fideikommiß- 
wesens wenigstens mit prinzipicller Berechtigung. daß der neue Majo- 
ratsgesetzentwurf inkonsequent genug ist, die Errichtung reiner Geld- 
fideikommisse zu verbieten, weil sie Einkommen ohne Arbeit ermög- 
lichten. Genau dasselbe ist aber auch bei administrierten oder verpach- 
teten Landfideikommissen der Fall, wobei der Majoratsinhaber mühe- 
los den Ertrag der Grundrente genießt. Nach dem Artikel von Profes- 
sor Conrad im »Handwörterbuch der Staatswissenschaften«, Bd. 3, 
S..426, wurden von den ostelbischen Gütern über 4000 Hektar 43,425 
verpachtet. 34,2 administriert, nur 22,4% selbst bewirtschaftet. Diese 
Angaben beziehen sich nur auf Großgrundbesitz überhaupt, für den 
gebundenen Großgrundbesitz dürfte sic h die Prozentzahl für das selbst- 
bewirtschaftete Land noch verringern. Pachtrente und Kapitalrente sind 
aber in bezug auf müheloses Einkommen völlig gleich. v. R.will also Geld- 
fideikummisse zulassen, aber die nähere Beor nlung: die er (S. 52) sei- 
nem Vorschlag gibt, ist wirklich eigenartig und läßt sich ebensogut als 
Argument gegen die Landfideikomimisse gebrauchen. Verbieteman Geld- 
fideikommisse, so würde die Meinung, daß der Landbesitz der einzig vor- 
nehme sei, gestärkt, und die Kapitalisten würden allzuviel Land aufkau- 
fen und Ad ikommissarisc h binden. Eine merk würdig spitzfindige Logik! 
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Um dem großen Uebel, den ungünstigen wirtschaftlichen Folgen einer 
ausgedehnten Schaffung neuer Landfideikommisse, zu entgehen, solle 
man das kleinere Uebel, die Errichtung von Geldfideikommissen, er- 
lauben. Als ob es nicht das einfachste wäre, beide Arten der Besitz- 
bindung als vom Uebel zu verbieten. 

Wie Professor Rehm sucht v. R. im 2. Teil seiner Arbeit die Da- 
seinsberechtigung der Majorate durch politische, ethische und histo- 
rische Gründe zu rechtfertigen (S. 70). »Man muß reich gewordenen 
Leuten Gelegenheit geben, einen Teil ihres Vermögens für alle Zeiten 
den Trägern ihres Namens zu erhalten. Denn dieses Vermögen ist 
zweifellos der reale Ausdruck ihrer Persönlichkeit.« Damit macht v. R. 
den reich gewordenen Leuten ein schlechtes Kompliment; Geld ist 
bekanntlich eine fungible Ware, der »reale Ausdruck der Persönlich- 
keit« wäre also etwas unpersönlich. Die Ungerechtigkeit der Primoge- 
niturerbfolge, welche die jüngeren Söhne vom Erbe ausschließt, wird 
angeblich dadurch abgeschwächt, daß (S. 53) »in der Regel die Greschwi- 
ster des Fideikommißerben von Jugend auf an die später eintretende 
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Bevorzugung ihres ältesten Bruders gewöhnt« wären. Als ob sie nicht - 


sehen würden, daß in anderen Familien das gleiche Erbrecht herrscht ; 
außerdem hört eine Ungerechtigkeit nicht dadurch auf, eine solche 
zu sein, daß man sich an sie gewöhnt. Wenn v. R. fortfahrend behaup- 
tet: »Der Stifter eines Fideikommisses wird aber meistens für einen 
oder mehrere seiner Söhne nicht mehr als das ihnen doch zufallende 
Erbteil binden und die übrigen Kinder nicht geringer an der Erbschaft 
beteiligen«, so übersieht er erstens, daß nicht einmal jeder Majorats- 
gründer reich genug sein wird, um den anderen Kindern ebenso viel zu 
hinterlassen, wie dem Majoratserben; zweitens, daß selbst wenn noch 
ir der Familie des Majoratsgründers den jüngeren Kindern ebensoviel 
gegeben werden könnte wie dem Majoratserben so doch schon in der 
zweiten Generation, bei den Kindern des Majoratserben, die jüngeren 
Söhne und Töchter leer ausgehen oder durch sehr schmale Renten abge- 
funden werden müssen. Um nachzu weisen, daß diesen jüngeren Kindern 
eigentlich kein Unrecht geschicht, wird v. R. (S. 55) ganz sozialistisch 
und betont, daß die Kinder überhaupt kein verbrieftes Anrecht auf 
Erbschaft, sondern nur auf gute Erziehung und standesgemäßen Unter- 
halt hätten. Zum Beweis wird eine Stelle von Stuart Mill herangezogen, 
der wohl keineswegs beabsichtigt hat. durch dieselbe die Primogenitur 
der Erbfolge zu verteidigen. Es ist aber gleichwohl sehr charakteristisch, 
daß v. R. bei der Verteidigung des Majoratswesens mit ethischen 
Gründen Schriftsteller heranziehen muß, die das Erbrecht überhaupt 
bekämpfen. In den Dingen liegt eine zwingende Logik; v. R. be- 
hauptet (S. 70): »In diesem Sinne kann man das Recht der Fidei- 
kommisse als potenziertes Erbrecht ansehen«. Aber die Festlegung 
der Primogeniturerbfolge für ewige Zeiten ist nicht nur eine Poten- 
zierung, sondern sogar eine Leberspannung des Erbrechts, welche in 
den Ländern, wo das Majoratswesen auf Kosten des Gemeinwohls eine 
schädliche Ausdehnung gewann, stets unweigerlich Angriffe auf das 
Erbrecht überhaupt zur Folge hatte. So in den spanischen Kortes 
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von I8Io und 20 und in der französischen Kammer 1826, als das droit. 
d’ainesse wieder eingeführt werden sollte 5). 

Die Primogeniturerbfolge hat auch wirtschaftlich ihre bedenk- 
lichen Seiten. v. R. sieht sehr wohl ein, daß der älteste Sohn nicht immer 
der zum Betrieb des Guts geeignetste sein wird; deshalb macht er 
(S. 60) den Vorschlag, der Vater solle das Recht haben, unter den Söhnen 
den wirtschaftlich tüchtigsten zu wählen. Diese Idee ist deshalb inter- 
essant, weil sie, wahrscheinlich unwissentlich, einen Rückfall auf eine 
Vorstufe des Majoratswesens darstellt. Diese im mittelalterlichen 
Spanien entstandene Besitzform bezog sich nämlich daselbst vorzugs- 
weise auf Lehnsgüter an der maurischen (Grenze, mit denen die Pflicht 
zur Lancdesverteidigung verbunden war. Nachdem diese Markgraf- 
schaften, die Tenencias, gegen den Willen des Landesherrn erblich ge- 
worden waren, mußte der Lehnsinhaber den zum Kriegsdienst taug- 
lichsten Sohn als seinen Nachfolger vorschlagen, und der König be- 
stätigte ihn in der Regel. 1425 wurde aber auf Bitten der Kortes zu 
Palenzuela diese Erbfolge beseitigt, weil sie zuviel Zwistigkeiten in 
den Familien hervorrufe, und durch die Primogeniturerbfolge des Ael- 
testen ersetzt, sodaß dieses Datum eigentlich der Geburtstag des Majo- 
ratswesens ist. Aus den gleichen Gründen, aus denen das Wahlrecht 
des Familienvaters unter den Söhnen in Spanien abgeschafft wurde, 
ist natürlich auch der v. Reibnitzsche Vorschlag unhaltbar. 

Nicht das Familieninteresse, sondern das Staatsinteresse in erster 
Linie erfordert nach v. R. die Erhaltung des Majoratswesens. Das 
noch von Suarez als berechtigt anerkannte Streben nach dem »splen- 
dor familiae« sei heute nicht mehr ausreichend (S. 65), sum das Bestehen 
gesetzlicher Vorschriften zu rechtfertigen, die auf fast allen Gebieten 
der Gesetzgebung direkt oder indirekt zu Abweichungen und Aus- 
nahmen von den dort enthaltenen allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
führen«. Vielmehr sei es der eigentliche Zweck des Majoratswesens, 
eine bevorzugte Klasse zu schaffen, welche, frei von wirtschaftlichen 
Sorgen und an pekuniären Vorteilen nicht interessiert, sich der Ver- 
waltung und Politik widme und eine vorbildliche Eliteklasse darstellen 
könne. »Die Einrichtung der Fideikommisse soll bei einer Klasse von 
Männern einen sozialen Altruismus züchten, der weitergeht, als der 
Durchschnittsmensch ihn gegenwärtig besitzt«. Nun erreicht auch der 
neue Majoratsgesetzentwurf nicht einmal den Zweck, den Majorats- 
inhaber finanziell zu desinteressieren, denn die für eine Majorats- 
gründung erforderliche untere Grenze von Io 000 M. Reingewinn unter 
großen obligatorischen Abzügen ist bei den heutigen, rapide steigenden 
Ansprüchen an eine standesgemäße Lebenshaltung für eine sorglose ge- 
sicherte Existenz kaum hinreichend; folglıch hat der kleine Majoratsbe- 
sitzer ein großes Interesse an einer seinem persönlichen Vorteil zugute 


5) Brentano, Erbrechtspolitik, S. 8o: »sliin Prinzip (das Erbrecht wurzele 
nur im positiven Recht) aus dem so die entgegengesetzten Folgerungen gezogen 
werden könnten, lasse sich ebensogut dazu benutzen, die völlige Abschaffung 
des Erbrechts zu dekrefieren«. 
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kommenden agrarischen Gesetzgebung, namentlich an hohen Zollsätzen, 
die den Reinertrag seines Gutes steigern; aber auch von denen, deren 
Einkommen sich bedeutend über das erforderliche Niveau erhebt, wird 
eine noble Zurückhaltung von wirtschaftspolitischen Kämpfen, deren 
Ertrag i in die eigene Tasche fließt, kaum zu erwarten sein. Ebenso- 
wenig hat bis jetzt die Existenz des Majoratswesens in Frankreich, 
Spanien, Italien und Oesterreich die Züchtung einer Eliterasse zur 
Folge gehabt, im Gegenteil gibt v. R. (S. 69) selbst zu, daß die geringe 
Auswahlmöglichkeit, speziell die oft vom Majoratsgründer festgesetzte 
Bestimmung, nur Heiraten mit gleichgestellten Adelsfamilien zu ge- 
statten, oft zu degenerierender Inzucht führe. Ein englischer Reisender 
bezeichnet im 18. Jahrhundert die spanischen Granden, diese Rein- 
kultur exklusiver Majoratswirtschaft, als »eine Rasse von Zwergen, 
die aus Mangel an Erben ausstirbt«. Wir müssen also völlig Conrad 
beistimmen, wenn er in seinem Artikel über Fideikommisse im »Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften« sagt: .. .. . »Daher gibt die 
künstliche Erhaltung bestimmter Familien keine Garantie, daß sie 
dem Staate und der Gesellschaft hervorragende Dienste leisten werden, 
und niemals hat es die Geschichte bekundet, daß sich Majoratsherren 
allgemeiner durch hervorragende Tüchtigkeit ausgezeichnet haben. 
Unter den großen Männern, welche bei der Neuaufrichtung des Deutschen 
Reiches einen hervorragenden Anteil genommen haben, ist auch nicht 
einer, dessen Familie in fideikommißgebundenem Grundbesitz eine we- 
sentliche Stütze besitzt«. Ebensowenig hat Nietzsche, der (S. #8) mit 
seiner Forderung einer Höherzüchtung der Menschheit als Kranzeuge 
für die Erhaltung der Fideikommisse durch v. R. herangezogen wird. 
als zu erstrebendes Ideal die Klasse des preußischen Majoratsherrn 
im Auge gehabt. Im Gegenteil, er hat für diesen Typus in scinen 
Werken und Privatbriefen Worte schneidendster Verachtung gefunden. 
Im vierten historischen Teil seiner Abhandlung gibt v. R. eine kurze 
historische Uebersicht der »Wirkung der Fideikommisse in außer- 
preußischen Ländern«. Dabei ist es sehr charakteristisch, daß er eigent- 
lich nur schädliche Wirkungen konstatieren kann, obwohl er irgend- 
wo wahrgenommene günstige wirtschaftliche oder politische Folgen 
dieser Einrichtung uns gewiß nicht verschweigen würde. Von Spanien, 
dem Ursprungsland des Majoratswesens, erfahren wir, daß man nach 
zahlrcichen Peripetien, die mit den ebenso zahlreichen Revclutionen 
und Gegenrevolutionen zusammenfallen, die fideikommissarische Bin- 
dung des Bodens als einen Hemmschih der Landwirtschaft und der 
politischen Entwicklung abschaffte und nur eine Art von Entails 
übrig ließ. Art. 781 des Spanischen Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 
24. Juli 188g bestimmt, daß nur bis zum zweiten Grad herab Fideikom- 
misse zugelassen werden. Für Frankreich sagt v. R. S. 96. die Folgen 
der französischen Revolution besprechend, »diese schrankenlose Auf- 
hebung aller Fideikommisse und Majorate hat in bodenpolitischer Be- 
ziehung zweifellos sehr segensreiche Wirkungen für Frankreich gehabt. 
Durch die Zerstückelung größerer Güter hat sich die Zahl der Grund- 
eigentümer — vor der französischen Revolution waren es 4 Millionen, 
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1875 8 Millionen — verdoppelt. Damit hat sich jeder Wirtschaits- 
betrieb intensiviert, sodaß der Grundwert des l.andes erheblich ge- 
stiegen ist«. Man glaubt hier einen überzeugten Gegner des Majorats- 
wesens zu hören, ebenso wenn kurz darauf für Oesterreich »eine krank- 
hafte Sucht, Fideikommisse zu stiften« berichtet wird, und wenn für 
England S. 103, anschaulich geschildert wird, wie die durch die Ge- 
bundenheit der Güter künstlich hervorgerufene Meinung von der Vor- 
nebmheit des Bodenbesitzes die Nachfrage nach diesem in ungesunder 
Weise steigerte und die wirkliche Landwirtschaft schwer schädigte, 
da selbstwirtschaftende Landwirte den Beden nicht mehr kaufen, 
sondern nur noch pachten konnten. Widerspruchslos wird (S. 104) 
eine Stelle aus Treitschke angeführt, wonach das englische Flachland 
durch das Ueberwiegen des aristokratischen Grundbesitzes einen be- 
dientenhaften Charakter trage. »Große Grundherren sitzen auf ihren 
schönen Schlössern, unter ihnen sehr abhängige Pächter und eine Tage- 
löhnerbevölkerung, die kein anderes Dasein hat als durch den Grund- 
herrn«. Und gleichwohl ist v. R. doch ein Anhänger dieser Besitzform, 
ja, der Grundbesitz scheint ihm durch das englische Entailsystem noch 
nicht scharf genug gebunden, weil zu befürchten wäre, daB »die auf 
freier Vereinbarung beruhende Wiedererneuerung des Fideikommisses 
in den meisten Fällen nicht erfolgen würde«. (S. 106). Darnach schei- 
nen also nicht einmal die Kreise, zu deren Gunsten die ganze Institu- 
tion aufrecht erhalten wird, durchweg ihre Freunde zu sein. Ich muß 
v. R. die Verantwortung für diese seine Ansicht überlassen, halte es 
aber für durchaus wahrscheinlich, daß der jeweilige Majoratsherr in 
seiner Eigenschaft als Familienvater die gleiche Erbteilung der Primo- 
genitur des Aeltesten vorziehen würde, wäre er nicht durch den Willen 
des Majoratsgründers gebunden. Auch in Spanien wurde Ende des 
18. Jahrhunderts den Majoratsbesitzern, welche die niedrig stehenden 
Staatspapiere kaufen würden, zur Belohnung die Verkleinerung ihrer 
Güter und die Aufhebung ihrer Gebundenheit in Aussicht gestellt, 
eine Erlaubnis von der damals starker Gebrauch gemacht wurde. 
Wünschen also die Majoratsbesitzer selbst die Gebundenheit ihres 
Grundbesitzes nicht, wer hat eigentlich an dieser so warm verteidig- 
ten Einrichtung ein Interesse? Der Staat im Sinne der Gesamtheit 
aller Teilnehmer sicher nicht; höchstens dann, wenn man ihn, wie das 
vielfach geschieht, mit einer kleinen, aber mächtigen Klasse identifi- 
ziert, die das öffentliche Leben als eine von ihr zu beherrschende und 
exploitierende Domäne betrachtet. Das hat dann höchst unerfreu- 
liche politische Verhältnisse zur Folge, und wir brauchen wieder nur 
v. R. zu Worte kommen zu lassen, wenn er die Wirkungen des gebunde- 
nen Großgrundbesitzes auf die innere englische Politik schildert: (S. 104) 
»Mit dieser Konzentrierung des Grundbesitzes erweiterte sich natur- 
gemäß zugleich der Machtbereich der Aristokratie, die ihn besaß. Je- 
der große Grundherr verfügte über ein Mandat im Unterhause und hatte 
zudem seinen erblichen Sitz ın der Pairskammer. So stand Eng- 
land beinahe anderthalb Jahrhunderte von 1688 bis 1832 unter der 
Herrschaft seiner Aristokratie, die in dieser Zeit den heimischen 
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Bauernstand erdrückte.« Hat auch bei uns der gebundene Großgrund- 
besitz glücklicherweise nicht die gleiche Ausdehnung gewonnen wie 
in England, so muß doch auffallen, wie stark unsere innerpolitischen 
Verhältnisse denen in England vor 1832 ähneln. 

Gegen die politischen und wirtschaftlichen Schäden des Fideikom- 
mißwesens sind alle Reformvorschläge wirkungslos. v. Reibnitz will der 
Gefahr der Latifundienbildung dadurch entgegentreten, daß er die Er- 
laubnis zur Majoratsgründung von einer in jeder Provinz zu gründen- 
den Fideikommißbehörde abhängig macht (der Krone traut er offenbar 
nicht recht); als ob diese Fideikommißbehörde nicht ebenfalls in einem 
Neugründungen günstigen Sinne zusammengesetzt sein würde; diese 
Behörde soll auch dem Majoratsinhaber größere Bewegungsfreiheit 
verschaffen, indem sie an Stelle der lästigen Kontrolle des Familien- 
rates tritt und dem Inhaber eventuell Beleihungen zu Meliorations- 
zuecken erlaubt. Aber alles das sind nur kleine Mittel, die das Grund- 
übel der Institution nicht sanieren können. Kein Agrarschriftsteller 
hat das Problem derartig an der Wurzel angefaßt, wie Brentano in 
seiner Agrarpolitik, wenn er auf das schärfste den Boden als Flächen- 
ausdehnung von der in ihn gesteckten Arbeit unterscheidet. Unsere 
ganze ökonomische Entwicklung geht dem Bestreben, den Boden zu 
binden, zuwider. Immer mehr wird er Kapital und Ware in dem Maße, 
als der Faktor Arbeit den Naturfaktor der bloßen Flächenausdehnung 
überwiegt. Indem das Fideikommiswesen die Mobilisation unmöglich 
macht, betont es den Bodenfaktor in einer der intensiven Kultur feind- 
lichen Weise. Wenn Absentismus und Unkenntnis des landwirtschaft- 
lichen Gewerbes bei den ostelbischen Majoratsgütern keinen größe- 
ren Schaden anrichten, so liegt das nur an der Integrität und dem 
selbstlosen Fleiß eines landwirtschaftlichen Beamtenstandes, welcher, 
obwohl mager bezahlt und wenig kontrolliert, doch seine Schuldigkeit 
tut. In Rußland sehen wir das Regime der Gutsverwaltung durch 
Beamte an dem unzulänglichen Menschenmaterial scheitern; man 
stellt daselbst, wo man kann, Deutsche als Verwalter an, kann sie aber 
nicht in genügender Anzahl bekommen. 

Die uns vorliegenden beiden Abhandlungen können semit in keinem 
Punkte zu Stütze des Majoratswesens dienen. Bis nicht neue und bes- 
sere Argumente vorgebracht werden, bleibt es vielmehr bei dem, was 
Conrad in seinem Artikel über Fideikommisse im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften sagt: »Die Gefahr unserer Zeit liegt nicht in 
einer zunehmenden Zersplitterung des Vermögens, sondern in einer 
zu großen Konzentration desselben... . die Wirkung dieser Konzen- 
tration wird eine nmso nachteiligere, wenn das Vermögen in Grund 
und Boden besteht und damit der übrigen Bevölkerung die Möglich- 
keit, Grund und Boden zu erwerben, übermäßig erschwert wird. Je 
größer die Volksdichtigkeit ist, umso fühlbarer wird dieser Mißstand. 
Ist gar diese Fläche gesetzlich zusammengehalten und weder eine Erb- 
teilung noch eine Abzweigung durch Verkauf zugänglich, so fehlt eben 
die Möglichkeit, eine angemessene Verteilung des Grund und Bodens 
vorzunehmen, und da die Verwaltung in kleinen Stücken weit umständ- 
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licher, schwerer zu kontrollieren und unsicherer ist, als in großen Gü- 
tern, so zeigt sich bisher überall das Streben, namentlich in Norddeutsch- 
land, den Großgrundbesitz auch in möglichst großen Gütern zu ver- 
werten, auch dann, wenn eine Zerlegung in Bauerngüter und Parzellen 
wirtschaftlich wie sozialpolitisch in hohem Maße wünschenswert war<. 

Diese Zerlegung sucht die Regierung in Preußen aus nationalen 
Gründen durch die Ansiedlungskommision zu befördern, aber mit 
ihrem Herzen ist sie nicht dabei. Bei der letzten Anwesenheit des 
Kaisers in Posen fielen die zahlreichen Ordensverleihungen an Majo- 
ratsbesitzer auf, obwohl gerade der Großgrundbesitzer nicht ohne die 
polnischen Wanderarbeiter auskommen kann. Auch im zweitgröß- 
ten Bundesstaat, in Bavern, haben die Fideikommißgründungen 
in letzter Zeit bedrohlichen Umfang angenommen, und der Reichs- 
rat hat den Antrag der bayerischen Kammer, wenigstens durch Er- 
höhung des Fideikommißstempels die Gründung neuer Majorate zu 
erschweren, abgelehnt. 

Eine Aenderung der fideikommißfreundlichen Tendenzen der deut- 
schen Regierungen und Machthaber ist nur von einem radikalen 
Umschwung der inneren Politik zu erwarten. 
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Zur Polenfrage *). 
Von 
OTTO BAUER. 


Die theoretische Erforschung der Ursachen und Wirkungen na- 
tionaler Kämpfe hat vier verschiedene Aufgaben zu erfüllen, deren jede 
eine besondere Arbeitsmethode erfordert. 

Die Basis jeder solchen Untersuchung ist die sozialstatisti- 
sche Analyse. Ihr Forschungsobjekt sind die Siedlungsverhält- 
nisse im Gebiete der kämpfenden Nationen und die Veränderungen 
dieser Siedlungsverhältnisse einerseits durch Verschiebung der Sprach- 
grenzen, andererseits durch die Bildung und Vermehrung oder die Auf- 
saugung und das Verschwinden der nationalen Minderheiten und der 
Sprachinseln. Sie führt diese Veränderungen zurück auf die natürliche 
Bevölkerungsbewegung der Nationen (Geburtenzahl, Sterblichkeit, 
Altersaufbau), auf die Wanderungen über die Sprachgrenze und auf 
die Angleichung abgesprengter Volkssplitter an die fremde Umgebung. 
Sie sucht schließlich die Ursachen dieser Veränderungen in der wirt- 
schaftlichen Struktur der Nationen und ihrer Umgestaltung zu finden ; 
zu diesem Zwecke untersucht sie die Berufsgliederung, die soziale 
Schichtung, die Grundbesitzverteilung, die landwirtschaftliche Ar- 
beitsverfassung und die Lebenshaltung der Arbeiterschaft bei den 
kämpfenden Nationen. So führt die sozialstatıstische Analyse zu einem 
geschlossenen System: Von den wirtschaftlichen Grundtatsachen aus- 
gehend, erklärt sie die Bevölkerungsbewegung in den umstrittenen Ge- 
bieten und leitet aus ihr die Veränderungen in den Siedlungsverhält- 
nissen der kämpfenden Nationen ab. Das vortrefilichste Beispiel einer 
solchen Untersuchung bietet Rauchbergs Arbeit über den natio- 
nalen Besitzstand in Böhmen 

Auf die sozialstatistische Untersuchung bauen wir als das nächst- 
höhere GeschoßB die kulturgeschichtliche Analyse 
auf. Die soziale Entwicklung des letzten Jahrhunderts hat überall das 
Kulturleben demokratisiert: die Spaltung der Nation in »Gebildete« 


* Ludwig Bernhard, Die Polenfrage. Das polnische Gemeinwesen im 
preußischen Staat. Zweite bearbeitete Auflage. Leipzig, 1910. Duncker 
u. Humblot. XII, 620 S. Mk. 0.—. (Vgl. auch die Besprechung der ersten 
Auflage dieses Werkes: Archiv NXVI (1908), p. 521. D. R.) 
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und »Ungebildete«, in Nationsgenossen und »Hintersassen der Nation« 
wird allmählich überwunden, die aus Kleinbürgern, Bauern und Ar- 
beitern zusammengesetzte Volksmasse gewinnt wachsenden Anteil an 
dem Kulturbesitz und dadurch auch an dem öffentlichen Leben der 
Nation. Zugleich werden die regionalen Verschiedenheiten und Gegen- 
sätze, der kulturelle Partikularismus innerhalb der Nation überwunden, 
der Bauer tritt aus der Enge seines Dorfes oder Gutsbezirkes heraus, 
die nationale Zusammengehörigkeit wird stärker empfunden als die 
regionale Verschiedenheit, das Nationalbewußtsein wird stärker als 
das Heimatsgefühl. Die nationale Kulturgemeinschaft wird breiter, 
indem die nationale Kultur nicht mehr nur die herrschenden Klassen, 
sondern auch die Volksmassen zusammenschließt ; sie wird stärker, in- 
dem sie die regionalen Gegensätze überwindet. Am deutlichsten ist 
diese Entwicklung, die ich in meiner »Nationalitätenfrage« (Wien, 1907) 
die »Verbreiterung der nationalen Kulturgemeinschaft« getauft habe, bei 
den Nationen zu sehen, die, von national fremden Herrenklassen be- 
herrscht, die Bühne der Geschichte überhaupt nicht betreten können, ehe 
nicht die Volksmassen selbst zu lebendigem Kulturleben reifen, — dort 
sprechen wir dann vom »Erwachen geschichtsloser Nationen«. Tatsäch- 
lıch aber vollzieht sich diese Umwälzung im inneren Gefüge der natio- 
nalen Gemeinschaft bei allen Völkern des europäischen Kulturkreises. 

Nur auf die Basıs dieser kulturgeschichtlichen Analyse können wir 
dann die Darstellung der nationalen Organisation auf- 
bauen. Der Prozeß der Demokratisierung und der Vereinheitlichung 
des nationalen Kulturlebens macht die Volksmassen erst organisierbar 
und gibt ihren Organisationen erst ihr Wirkungsfeld ; aus diesem Prozeß 
geboren, beschleunigen dann diese Organisationen sein Tempo. 

Ebenso kann die Darstellung der Gesetzgebung 
und der Verwaltung, die in die nationalen Verhältnisse ein- 
greifen, nur auf die Analvse des wirtschaftlichen und kulturellen Ent- 
wicklungsprozesses der Nation aufgebaut werden. Er erklärt nicht nur 
die Absicht des Gesetzgebers, sondern auch die von ihr oft sehr ver- 
schiedene W irkung des (resetzes. 

Von diesen vier Aufgaben einer Nationalitätentheorie löst Bern- 
hards Buch nur eine, nur die der Darstellung der Organisationen, in 
denen die Polen in Preußen ihr Leben führen. Die sozialstatistische 
Analyse ist nur durch wenige unzulängliche Exkurse vertreten. Auch 
die kulturgeschichtliche Analvse fehlt fast vollständig; denn wenn auch 
Bernhard zeigt, wie innerhalb des polnischen »Gremeinwesens« die »Adels- 
oligarchie« von der »Bauernrepublik« abgelöst wird, so stellt er doch 
nur die äußeren organisatorischen Erscheinungsformen der sozialen 
Neugestaltung dar, nicht ıhre treibenden Kräfte. \Ver sie beschreiben 
wollte, müßte von der Verdrängung der Eigenproduktion durch die 
Warenproduktion im polnischen Dorie, von der Entwicklung der Städte 
im Osten, von dem Ausbau des Schulwesens und des Zeitungswesens, 
von den Kultureinflüssen der inneren Wanderungen und des Sachsen- 
gängerwesens sprechen, ehe er zur Darstellung der sozialen Verschie- 
bungen im Aufbau der polnischen Organisationen käme. Aber auch 
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die Darstellung der Wirkungen der Gesetzgebung auf die nationalen 
Verhältnisse beschränkt sich nur auf einige Zweige der Gesetzgebung; 
insbesondere die wichtige Schulfrage wird nur gestreift. So zeigt uns 
Bernhard nur einen kleinen Ausschnitt aus dem weiten Gebiete der 
Polenfrage. Diese Feststellung ist natürlich kein Vorwurf gegen den 
Verfasser, dem wir zu Danke verpflichtet sind, wenn er uns auch 
nur einen Ausschnitt erhellt; aber sie mag uns warnen, Bernhards Fol- 
gerungen sorglos anzunehmen. Denn der Forscher darf sich zwar mit 
der Bearbeitung eines engen Teilgebietes begnügen, aber der Politiker, 
der handeln will, muß das Ganze ins Auge fassen. In der Tat ist Bern- 
hards Buch sehr geeignet, die deutsche Oeffentlichkeit irrezuführen. 
Da Bernhard sich darauf beschränkt, die Organisationen der Polen und 
ihren organisierten Kampf gegen die polenfeindliche Gesetzgebung 
und Verwaltung darzustellen, erweckt er den Anschein, als beruhte die 
Kraft des Polentums ausschließlich in seinen wirtschaftlichen und poli- 
tischen Organisationen; der Schluß liegt nahe, Preußen müßte nur 
diese Organisationen zertrümmern, um der Polen Herr zu werden. 
Würde dagegen die Darstellung der nationalen Organisationen auf die 
sozialstatistische und die kulturgeschichtliche Analyse aufgebaut, dann 
würde sofort offenbar, daß die nationalen Organisationen nicht mehr 
an Kraft einsetzen können, als sie aus der wirtschaftlichen und kultu- 
rellen Entwicklung schöpfen. Wenn die bestehenden Organisationen 
zerstört würden, würde die Kraft, die die Nation besitzt und die in ihrem 
Wirtschaftsleben und ihrer Kulturentwicklung unzerstörbar begründet 
ist, eben nur in ein anderes Bett geleitet werden. Wer Bernhards Buch 
liest, könnte fast meinen, die ganze Entwicklung der polnischen Nation 
wäre unterbunden worden, wenn die preußische Regierung dem Ver- 
bande der polnischen Kreditgenossenschaften das Recht verweigert 
hätte, sich eigene Revisoren zu bestellen. ..... 

Bernhards in alle Einzelheiten eindringende Darstellung der pol- 
nischen Organisationen gehört gewiß zu den besten Darstellungen 
volkstümlicher Massenorganisationen. Es verschlärt wenig, daß pol- 
nische Kritiker manche Einzelheiten bestritten haben, was nun in der 
zweiten Auflage Bernhard zur Antikritik zwingt. \Ver organisatori- 
sches Leben auf einem von heftigen Kämpfen durchwühlten Boden 
schildern will, kann solchem Streit natürlich nicht entgehen. Aber 
wenn selbst die oder jene Einzelheit in Bernhards Darstellung unrich- 
tig wäre, würde ihr Wert dadurch nicht verringert. Für die Darstellung 
der Organisation der polnischen Volksmasse schuldet die deutsche Wis- 
senschaft Bernhard aufrichtigen Dank. 

Aber diese Darstellung schwebt in seinem Werke in der Luft. Bern- 
hard stellt die polnische Organisationsarbeit wie eine isolierte Erschei- 
nung dar, nicht als einen Teil jener ungeheuren Arbeit an der Organi- 
sation aller Berufsklassen, die unserem ganzen Zeitalter in allen ent- 
wickelten Ländern ihr Gepräge aufdrückt und das ganze Bild unseres 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Lebens im Laufe 
von zwei Jahrzehnten vollständig verändert hat. last naiv erscheint 
diese isolierte Darstellung der polnischen Organisationsarbeit, wenn 
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Bernhard die Gründung der polnischen Bauernvereine darauf zurück- 
führt, daß die polnische Schlachta »den Entschluß gefaßt« habe, die 
Bauern zu organisieren, während gerade in demselben Augenblick die 
Bauern durch die Einführung der deutschen Unterrichtssprache ge- 
reizt worden seien. Als ob in anderen Ländern, in denen es keine 
Schlachta und keinen Schulkrieg gibt, die Bauern nicht organisiert 
würden! In Wahrheit hat natürlich derselbe wirtschaftliche Entwick- 
lungsprozeß, der überall zur Gründung von Kreditgenossenschaften 
und Bauernorganisationen geführt hat, auch die »Bauernrepublik« in 
Posen und Westpreußen ins Leben gerufen; nur gewinnt auf dem um- 
strittenen Boden jede soziale Erscheinung zugleich auch nationale 
Wirksamkeit und nationalen Inhalt. Begreifen wir, .daß das polnische 
»Gremeinwesen« wesensgleich ist mit ähnlichen wirtschaftlichen Orga- 
nisationen in anderen Ländern, dann erscheint es keineswegs so er- 
schreckend groß und mächtig, wie Bernhards isolierende Darstellung 
uns annehmen läßt. Mit deutschen, österreichischen, dänischen, englı- 
schen Genossenschaften verglichen, erscheinen die polnischen nicht 
überraschend stark. Und manche Erscheinung, die Bernhard als eine 
Bürgschaft der Stärke des polnischen »Gemeinwesens« rühmt, erscheint 
dann als ein Zeichen seiner Schwäche. 

Bernhard erscheint das polnische »Gemeinwesen« darum so er- 
schreckend fest gefügt, weil in fast allen wirtschaftlichen, kulturellen 
und politischen Organisationen der Polen dieselben Personen an lei- 
tender Stelle stehen. Und doch ist diese »Personalunion« nur ein Zei- 
chen der Rückständigkeit der polnischen Organisationen. Je mehr sich 
ein System von Organisationen entwickelt, je komplizierter seine Ver- 
zweigungen, je stärker seine einzelnen Glieder werden, desto mehr 
nehmen die einzelnen Organisationen die volle Arbeitskraft ihrer Lei- 
ter und Beamten in Anspruch, desto mehr verschwindet die »Personal- 
union«. Als die deutsche Arbeiterbewegung noch schwach war, wurden 
?arteiorganisationen, Gewerkschaften, Genossenschaften, Kranken- 
kassen, Parteiblätter von denselben Personen geleitet; je stärker sie 
wurde, desto mehr entwickelte sich die Arbeitsteilung unter den leı- 
tenden Personen. Ebenso ist bei den Tschechen in Oesterreich die von 
Bernhard gefürchtete »Personalunion« am schärfsten zu der Zeit aus- 
geprägt gewesen, in der die Tschechen noch sehr schwach waren, — 
heute verschwindet sie allmählich. Natürlich bleiben die Organisatio- 
nen trotzdem mit einander verknüpft: aber nicht die Identität der leı- 
tenden Personen, sondern die Identität der organisierten Massen selbst 
verknüpft die wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Organisa- 
tionen der Nation. Die nationale Einheit besteht eben nicht in der zu- 
fälligen Verknüpfung verschiedener Organisationen, sondern in der 
realen Kulturgemeinschaft der Massen. Die Nation ist nicht ein zer- 
störbares Gemeinwesen, sondern unzerstörbare innere Gemeinschaft. 

Bernhard bemüht sich zu beweisen, daß alle Organisationen der 
preußischen Polen, welchem wirtschaftlichen Zwecke sie auch zunächst 
dienen mögen, doch unmittelbar in den Dienst des nationalen Kampfes 

gestellt werden. Aber soweit dies der Fall ist, beweist doch auch diese 
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Erscheinung nur die Rückständigkeit, die noch nicht weit genug fort- 
geschrittene Differenzierung des polnischen Organisationensystems. 
Bei den Tschechen in Oesterreich ist die nationale Kampfesorganisation 
von dem wirtschaftlichen Erwerbsunternehmen schon recht deutlich 
geschieden. Natürlich leistet auch die tschechische Großbank bedrohten 
Volksgenossen wirtschaftliche Hilfe, — der von der nationalen Presse 
gepriesene Beweis nationaler Pflichttreue ist ja eine wertvclle Reklame. 
Aber im allgemeinen ist doch die tschechische Großbank schon ein 
Erwerbsunternehmen wie jedes andere, nach kapitalistischen Geschäfts- 
prinzipien geleitet, und die Opfer, die sie gelegentlich dem nationalen 
Kampfe bringen muß, werden wohl auf dasselbe Konto gebucht wie 
andere Reklamespesen. Trotzdem verdankt die tschechische Nation 
der Entwicklung ihres Bankwesens und ihrer Industrie natürlich sehr 
viel; aber nicht das unmittelbare Eingreifen tschechischer Kapitals- 
macht in den nationalen Kampf, sondern die mittelbaren Wirkungen, 
die das Erstarken der führenden Klassen der Nation auf ihre politische 
Machtstellung übt, sind das Entscheidende. Soweit die polnischen 
Finanzinstitute noch nicht viel mehr als nationale Kampforganisatio- 
nen sind, beweist dies nur die Armut und Schwäche der Polen in Preu- 
Ben! 

So wird man sich also auch nicht durch Bernhards tenden- 
zıiöse Terminologie blenden lassen dürfen. Er spricht vom polnischen 
»Gemeinwesen«, von einer »Bauernrepublik« in Posen und schließlich 
nennt er die Leiter der Genossenschaften gar die »Regierung« der Polen. 
Muß uns um Preußen nicht bange werden, wenn da ein so mächtiger 
sStaat im Staate« entsteht? Nun, es wäre wirklich sehr leicht, jede 
Großbank mit ihrer Klientel und ihrer industriellen Gefolgschaft, ein 
Syndikat, das ein paar Dutzend Unternehmungen, Hunderttausende 
Arbeiter, zahlreiche Händler und Abnehmer beherrscht, jede große 
politische Partei, jede große Massenorganisation als ein »Gemeinwe- 
sen« mit Parlament, Regierung und Finanzsystem zu schildern. Was 
ist Bernhards polnisches Gemeinwesen gegen die deutsche Sozialde- 
mokratie! Im Zeitalter der Organisation wird eben unsere ganze Ge- 
sellschaft ein System solcher erstarkender, einander bekämpfender, 
einander durchkreuzender, über einander gelagerter »Gremeinwesen«. 
Und wenn der polnische »Staat« im Osten so leicht zu konstruieren 
ist, so rührt dies nur daher, weil sein System von Organisationen noch 
dürftig, noch wenig differenziert, die Arbeitsteilung unter den leitenden 
Personen noch nicht weit vorgeschritten ist. Die Verwendung staats- 
rechtlicher Kategorien in der Schilderung von Bauernvereinen und 
Kreditgenossenschaften ist also irreführend: sie schreckt die deutsche 
Oeffentlichkeit mit dem Gespenst eines geheimnisvollen »Gemein- 
wesens«, das sich doch bei nüchterner Erwägung der realen Kräfte in 
ein durchaus nicht ungewöhnlich dichtes und starkes Netz ven politi- 
schen und wirtschaftlichen Vereinen auflöst. Bernhard spricht von 
dem polnischen »Gemeinwesen«, wie etwa der ununterrichtete Klein- 
bürger von der Börse, der gläubige Katholik vom Freimaurerorden 
oder der gläubige Freidenker vom Jesnitenorden redet; es ist ein häu- 
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figer Denkfehler, Wirkungen, die aus dem Zusammenwirken kompli- 
zierter sozialer und kultureller Massenerscheinungen abzuleiten sind, 
auf die planmäßige Aktion einer im Halbdunkel arbeitenden, von allem 
Schrecken des (reheimnisvollen, Unbekannten, Unverstandenen um- 
gebenen Organisation zurückzuführen. Schade, daß Bernhards an sich 
gewiß ausgezeichnete Darstellung des polnischen Organisationen- 
systems durch diese tendenziöse Verwendung entstellt wird. 

Bernhard zeigt uns nun dieses ÖOrganisationensystem in seinem 
Kampfe gegen die preußische Ansiedlungspolitik. Auch hier ist die 
Einzeldarstellung vortrefflich; insbesondere die Berichtigung der 
weitverbreiteten »Sachsengängertheorie« ist sehr wichtig. Das Er- 
gebnis dieser Untersuchung ist die Feststellung des Bankerotts der bis- 
herigen Ansiedlungspolitik: »Der Glaube, der Fiskus könne den Bo- 
denkampf durch seine Finanzmacht entscheiden, hat sich als Irrtum 
erwiesen. Die Geldkraft der Staatskasse wurde durch die Kreditkühn- 
heit der Privatspekulation überboten und von Jahr zu Jahr höher 
überragt. Der preußische Fiskus wurde zum Spekulationsobjekt. Die 
Folge war: die Demoralisation des östlichen Gütermarktes und schließ- 
lich die vollständige Einkreisung der preußischen Ansiedlungskom- 
mission.« Aber auch das Enteignungsgesetz sei wirkungslos. Soll der 
Kampf um den Boden mit dem Siege des Deutschtums beendet werden, 
dann muß von dem Enteignungsrechte wirklich Gebrauch gemacht 
werden, es muß die zu enteignende Fläche auf mindestens 300 000 
Hektar erhöht werden, es muß schließlich eine Parzellierungsordnung 
geschaffen werden, die die polnische Adjazenten- und Ausbauparzel- 
lierung unmöglich macht. Bernhard trägt kein Bedenken, der preußi- 
schen Gesetzgebung diese radikalen Maßregeln anzuraten; er hofft, 
den Widerstand der preußischen Großgrundbesitzer gegen die Aus- 
dehnung des Enteignungsrechtes mit der Drohung zu brechen, der 
deutsche Großbesitz im Osten werde sonst durch die Lohnkämpfe der 
polnischen Landarbeiter zugrunde gerichtet werden. »Der Massen- 
streik der Landarbeiterschaft wäre das letzte gewaltigste Kampfmittel 
in diesem Kampfe...... « 

Bernhards Plan erstrebt nichts anderes als die planmäßige P ro- 
letarisierung der polnischen Volksmasse. Diesem 
Zwecke würde eine Parzellierungsordnung, wie er sich sie vorstellt, 
wohl noch in höherem Maße dienen als die Ausdehnung des Enteig- 
nungsrechtes. Denn eine solche Parzellierungsordnung würde zwei 
Aufgaben erfüllen. Sie würde zunächst den polnischen Arbeitern die 
Möglichkeit nehmen, Boden zu erwerben, würde also ihren Aufstieg aus 
dem Proletariat ın die Bauernschaft verhindern. Sie würde anderer- 
seits jene Adjazenten- und Ausbauparzellierung verhindern, die keines- 
wegs nur aus dem Nationalitätenstreit hervorgeht, sondern — bei gün- 
stiger Marktlage — überall ein unentbehrliches Mittel zur Festigung 
und Arrondierung des bäuerlichen Besitzes, also auch eine Vorausset- 
zung der Intensifizierung des landwirtschaftlichen Betriebes ist. Wer 
aber die Festigung des bäuerlichen Besitzes und die Intensifizierung 
des bäuerlichen Wirtschaftsbetriebes durch Eingriffe der Gesetzgebung 


Zur Polenfrage. 197 


verhindern will, muß damit rechnen, daß ein nicht geringer Teil der 
an ihrer natürlichen Entwicklung behinderten Bauernschaft der ersten 
wirtschaftlichen Krise, von der sie befallen wird, erliegt: lassen wir 
die Festigung des polnischen bäuerlichen Besitzes nicht zu, dann können 
wir die Proletarisierung der polnischen Bauernschaft nicht verhindern, 
Die Polen werden damit nicht aus der Welt geschafft: nimmt die preu- 
Bische Gesetzgebung Bernhards Vorschläge an, dann wird Preußen 
weniger polnische Bauern, aber desto mehr polnische Arbeiter haben. 
Die Polenfrage hört auf, eine Bauern- und Bodenfrage zu sein; sie wird 
eine Arbeiterfrage. Es mag sein, daß ein Teil der polnischen Arbeiter 
auswandern, ein anderer Teil in den deutschen Industriegebieten vom 
deutschen Proletariat aufgesaugt werden würde; aber diese Verluste 
des Polentums würden reichlich ausgeglichen dadurch, daß die natürliche 
Bevölkerungsvermehrung des polnischen Proletariats weit weniger 
schnell sinken wird als die einer wirtschaftlich gefestigten Bauernschaft. 
Die Volkszahl der Polen würde also auf diese Weise wohl nicht ver- 
ringert werden. Die nationale Reibungsfläche aber würde verbrei- 
tert: denn der Bauer ist seßhaft, der Arbeiter aber folgt allen Strö- 
men der industriellen Entwicklung und führt überall seine Nationali- 
tät mit sich. Zugleich aber würde diese polnische Arbeitermasse von 
furchtbarster Erbitterung gegen Preußen und das Reich erfüllt. Denn 
was Preußen täte, wenn es Bernhards Vorschläge annehmen wollte, 
würde selbst die russische und die ungarische Nationalitätenpolitik 
in den Schatten stellen: Rußland und Ungarn wollen den unterworfenen 
Nationen ihre Sprache rauben; Preußen soll den Polen nicht nur die 
Sprache, sondern auch ihren Boden, die Scholle ihrer Väter nehmen. 
Geht Preußen diesen Weg, dann wird ihm der polnische Fenier zu dau- 
ernder Gefaht. Und die Saat des Hasses, die es sät, wird aufgehen zur 
Freude aller Feinde Deutschlands. 

Und dennoch dürfen wir es Bernhard danken, daß er sich nicht 
scheut, so radikale Vorschläge zur Diskussion zu stellen. Indem er 
zeigt, daß nur noch durch so tief eingreifende Maßregeln der Boden- 
kampf der preußischen Regierung zum Siege geführt werden kann, 
beweist er, daß die Ansiedlungspolitik überhaupt auf falschem Wege 
ist. Er selbst spricht es aus: Scheut sich die deutsche Nation, die bru- 
talen und gefährlichen Mittel zu gebrauchen, die er vorschlägt, »dann 
ist die Ansiedlungspolitik in absehbarer Zeit beendet und den Polen 
fallen die östlichen Provinzen mit Sicherheit als Siedlungsgebiete zu«. 
(Seite 603). 


198 


Konsumverein und Warenhaus. 
Von 


J. WERNICKE, 


Unter dieser Ueberschrift veröffentlicht der verdienstvolle Pro- 
fessor Schär von der Berliner Handelshochschule eine Arbeit im 
Septemberheft des »Archivs für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik«, 
(Bd. XXXI, S. 317ff.) in der er auf Grund mühevoller kalkula- 
torischer Berechnungen den Baseler Konsumverein mit dem Waren- 
hause Leonhard Tietz, Ak.-Ges., Köln, in bezug auf seine Leistungen 
und Kosten vergleicht. Da Herr Professor Schär zum Schlusse seiner 
Arbeit den Wunsch äußert, daß seinen Untersuchungen noch weitere 
Ergänzungen folgen möchten, so will ich im folgenden solche aus 
meinen Erfahrungen heraus bringen. 

Es dürfte zunächst interessieren, die Hauptergebnisse, zu denen 
Professor Schär bezüglich ds Baseler Konsumvereins 
gelangt, kurz zusammenzufassen: die Mitgliederzahl des Kon- 
sumvereins ist von 17 164 im Jahre 1898 auf 30 185 im Jahre 1908 
gestiegen, der Umsatz von 8,6 Millionen auf 16,6 Millionen, pro Mit- 
glied also von 504 auf 549 Fr. Der Hauptumsatz wird in Lebensmitteln 
erzielt, er betrug darin 1903 3,7 Millionen Fr.; dazu kam Milch im Be- 
trage von 4,9 Millionen Fr., Fleisch mit 3,5 Millionen Fr., Backware 
mit 1,2 Millionen Fr., Brennmaterial mit 867 933 Fr., Schuhwaren mit 
559 237 Fr., Wein mit 598 126 Fr., Bier mit 262 347 Fr., Haushalts- 
artikel mit 229 972 Fr. Der Umsatz in anderen Waren, Schuhwaren 
und Haushaltsartikeln betrug also noch nicht 800 000 Fr., spielte also 
gegenüber dem Umsatze in Lebensmitteln nur eine sehr geringe Rolle. 
Die Spesen stellten sich im Jahre 1908 im Durchschnitt aller Waren 
auf 16,27%, des Warenankauiswertes; bei den Haushaltsartikeln be- 
trugen sie 460%, beim Gemüse 32", beim Brennmaterial 31%, beim 
Wein und Bier 30°,, Schuhwaren Ig!/,°,, Schlächterei 18°%,, Waren 
(Kolonialwaren etc.), Bäckerei, Milch 12°64. 

Der reine Ueberschuß betrug 9,69°%,. Die Spesen sind 
im Laufe der Jahre nicht unbeträchtlich gestiegen und zwar von 
9,70% im Jahre 1898 auf 10,52%% im Jahre 1908, also um 70%. Der 
Umsatz in den alten Geschäften erforderte verhältnismäßig viel we- 
niger Spesen als in den neueren Betrieben. Der Kapitalbedarf 
auf je 1000 Fr. Umsatz stellte sich durchschnittlich auf 442 Fr. 
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Nachdem Schär die Verhältnisse des Baseler Konsumvereins ge- 
nau auseinandergesetzt hat, stellt er damit in Vergleich die Resultate 
und Ziffern des Warenhauses Leonhard Tietz A.-G., Köln, 
die im Jahre 1908 28,6 Millionen M. umgesetzt hat. Der Bruttogewinn 
betrug 7,67 Millionen M., die Unkosten inkl. Zinsen 5,77 Millionen M., 
der Reingewinn 1,18 Millionen M. bei einem Aktienkapital von 12,5 Mil- 
lionen M. Die Spesen sanken von 35% I905 auf 31%, der Einkaufs- 
preise im Jahre 1908. Beim Baseler Konsumverein erhält der Konsu- 
ment für 100 M. Einzahlung Warenwerte im Betrage von 85 M., bei der 
Leonhard Tietz-Aktiengesellschaft dagegen nur 73 M. Die kaufmän- 
nische Vermittelungsgebühr beträgt demnach bei Leonhard Tietz 27, 
in dem Konsumverein dagegen nur 15%. 

Professor Schär schließt daraus, daß der genossenschaftliche Groß- 
betrieb dem kapitalistischen überlegen sei, da die Kosten im Durch- 
schnitt dort nur 16%, hier aber 31%, betrügen, das Verhältnis der Be- 
triebskosten also annähernd I: 2 sei. Auch der Kapitalbedarf sei bei 
der Aktiengesellschaft Leonhard Tietz viel größer, er betrage pro 
1000 Umsatz IIOg gegen 452 beim Konsumverein in Basel. Die Im- 
mobilienanlage pro I000 Warenumsatz betrage beim Baseler Verein 241, 
bei Leonhard Tietz 700, bei den Warenvorräten und anderen Aktiven 
bei Basel 201, bei Leonhard Tietz 490. Die Zinsbelastung sei, zu 4°% 
gerechnet, in Basel 17,7, bei Leonhard Tietz 47,6 pro I0ooo. Schär 
folgert, daß dem Warenhause die Gegenwart, den zu freien Genossen- 
schaften organisierten Konsumenten die Zukunft gehöre, zum Schlusse 
warnt aber Professor Schär wiederholt davor, diese Frage zu verall- 
gemeinern, da seine Vergleichung nur auf einem zu eng umgrenzten 
Materiale beruhe, um daraus ohne weiteres allgemeine Schlüsse zu 
ziehen. 

Professor Schär hat sehr recht, davor zu warnen. Vor allen 
Dingen kann aber der Vergleich des Baseler 
Konsumvereins mit dem Warenhause Leonhard 
Tietz nur zu unvollständigen Schlüssen führen. 
Schär kommt selbst auf S. 397 darauf, indem er sagt: »es kann gegen 
diese Vergleichung der Einwand erhoben werden, daß die von Leon- 
hard Tietz vermittelten Bedarfsgüter sich mit denen des Baseler Kon- 
sumvereins nicht ohne weiteres vergleichen lassen; daß z. B. Bäckerei, 
Schlächterei und Molkereibetriebe mit billigeren Betriebskosten ar- 
beiten, als der Vertrieb von Tuchwaren und dergl.« Um diesem Ein- 
wande Rechnung zu tragen, stellt Schär vom Baseler Konsumverein 
nur diejenigen Zweige zusammen, die sich direkt mit dem Warenhaus- 
betriebe vergleichen lassen: Waren, Haushaltungsgegenstände, Schuh- 
waren, und kommt gleichwohl zu dem Ergebnisse, daß die Unkosten 
dieser 3 Abteilungen ebenfalls nicht höher sind als die Unkosten des 
(resamtbetriebes. 

Hierzu ist zu bemerken, daß beim Baseler Konsumverein, wie wir 
bereits gesehen haben, Haushaltungsgegenstände und Schuhwaren 

gegenüber dem Vertriebe der Lebensmittel aller Art nur wenig ins 
Gewicht fallen. Der Vertrieb der Haushaltungsgegenstände und Schuh- 
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waren ist zwar teurer als der der Lebensmittel, aber er ist immer noch 
erheblich billiger als der der Manufaktur- und Textilwaren. Die Tex- 
tilwaren nun fehlen dem Baseler Konsumverein gänzlich, während be- 
kanntlich bei den größeren Warenhäusern, insbesondere der Aktien- 
gesellschaft Leonhard Tietz, der Umsatz in Textilwaren mindestens 
50°% des gesamten Umsatzes ausmacht, und der Umsatz in Lebens- 
mitteln bei dem Warenhause höchstens 12—15% des gesamten 
Umsatzes beträgt. Hieraus ersieht man die Unvergleichbarkeit der 
Zahlen des Baseler Konsumvereines mit einem groBen Warenhause. 

Im allgemeinen ist es bekannt, daß größere Geschäfte durchschnitt- 
lich mindestens mit 331/,%, des Einkaufswertes kalkulieren. Vor der 
Gründung des Kaiser-Bazars in Berlin im Jahre 1891 schon wurde in 
dem Prospekt mit einem Aufschlage von 331/,°% gerechnet. Einen sol- 
chen gibt auch Göhre!) für das Warenhaus Wertheim in Berlin an. 
Hirsch ?) führt an, daß bei Modewaren oft ein Aufschlag von 100°% 
des Einkaufs genommen wird, bei Lebensmitteln ein solcher von kaum 
15%, vgl. auch Kaethe Lux ?). Der Aufschlag für Textilwaren, be- 
sonders Modewaren, Herren- und Damenkonfektion, muß schon aus 
dem Grunde erheblich größer sein, weil diese nach beendigter Saison 
mit erheblichen Preisnachlässen verkauft werden müssen. Ferner sind 
bei vielen dieser \Varen Aenderungen vorzunehmen, die auch erheb- 
liche Kosten verursachen. 

In den »Untersuchungen des Vereins für Sozialpolitik« aus den 
Jahren 1887 und 1888 (Bd. 36, 37, 38) ergaben sich für Kolonial- 
waren und Lebensmittel Durchschnittsaufschläge von 15—30% ?) 
des Einkaufs. Diese Aufschläge schwankten aber für die einzelnen 
Waren sehr bedeutend. Bei einzelnen Artikeln stiegen die Aufschläge 
bis zu 200°, bei einem Artikel betrugen sie 150—200%,, bei einem an- 
deren 100—150°%, bei g Artikeln 23—30%, bei 7 Artikeln 30—40°%,,, 
bei 4 Artikeln 40—50°,, bei einem Artikel 50—60%. Bei Reis z. B. 
34°%, bei Thee 31%. bei Essig 50%. 

Bayerdörffer 5) konstatierte in seinen Untersuchungen, daß der 
Aufschlag auf Nüsse 75%, 8). auf Schieferstifte 67—100°, 7), auf Zi- 
garren 50°, 8), auf Korinthen 39—70°% ?), auf Pfeffer 13—69% 19), 
auf Pflaumen 30—ıoo®,!!), auf Mohnöl 18—64°%, 12), auf Rüböl 
21—64°, 1°). auf Petroleum 37%, 14) betrage. 

Professor Johs. Conrad, Halle, führte damals in seinem Refe- 
rate über den Einfluß des Detailhandels auf die Preise!) aus, 
daß bei kleinen Luxusartikeln 18) der Gewinn den Einkaufspreis sehr 
oft nicht nur erreiche, sondern noch um das Doppelte übersteige. 
Er führte verschiedene Artikel an, die mit 200 und 300%, Aufschlag 


1) Das Warenhaus, Frankfurt a. M., 1907, S. 64. 2) Das Waren- 
haus in Westdeutschland, Leipzig 1910, S. 76. 3) Studien über die 
Entwicklung der Warenhäuser in Deutschland, Jena 1910, S. 167. 

4) Vgl. Bd. 36, S. 232. 5) Bd. 37, 2; S. 20. 6) ebenda S. 20. 
7) ebenda S. 20. 8) ebenda S. 40. ?)) ebenda S. 77. 10) ebenda 
S. 96. u) ebenda S. 97. 12) ebenda S. 102. 13) ebenda S. 107. 


14) ebenda S. 107. 15) Bd. 38. 16) ebenda S. 128. 
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verkauft würden. Auf Luxusgegenstände !7) sei der Aufschlag ein ganz 
außerordentlicher. Die Aufschläge für Apothekerwaren gingen so- 
gar bis zu 1000°, 18). Professor Conrad kam zu dem Resultate, daß für 
die Massenartikel geringerer Qualität die Aufschläge des Detailhandels 
an sich niedriger sein müßten, daß bei feineren Qualitätswaren da- 
gegen ein wesentlich höherer Zuschlag stattfinde. 

Hierbei ist nun aber zu bedenken, daß infolge des Wachsens der 
Spesen, durch erhebliche Verteuerung der Mieten, des Anschwellens der 
sozialen Lasten, der Löhne und Gehälter die Aufschläge des Detail- 
handels seitdem noch erheblich größer geworden sind. Während früher 
der Detailhändler eventl. noch mit einem Aufschlage von 20—25°,, 
auskommen konnte, muß dasselbe Geschäft heute, um bei gleichem Um- 
satze einen gleich hohen Gewinnertrag zu erzielen, etwa 35—40°., 
Aufschlag nehmen. Es gibt aber, wie oben angeführt, Branchen, so 
namentlich der Handel mit Textilwaren und Galanterie- und Luxus- 
waren, in denen der Aufschlag von jeher ein erheblich höherer gewesen 
ist und auf viele Artikel r100 und mehr Prozent betragen hat. 

Wenn man Konsumvereine mit Warenhäu- 
sern in kalkulatorischer Beziehung in Ver- 
gleich stellen will, muß man daher diese Ver- 
schiedenheiten mit berücksichtigen. Für die Le- 
bensmittelabteilung kann das Warenhaus nicht teurer kalkulieren als 
die Konkurrenz; da sich aber deren Aufschlag tatsächlich durchschnitt- 
lich auf ca. 15— 20%, beläuft, so kann auch das Warenhaus für diese 
Artikel, die ganz überwiegend in den Konsumvereinen geführt werden, 
ebenfalls keinen höheren Aufschlag nehmen. 

Wollte dagegen der Konsumverein Textilwaren und Modewaren 
wie ein Warenhaus, und zwar mindestens 50° des Gesamtumsatzes, 
vertreiben, dann würden seine Spesen aus den angeführten Gründen 
auch sehr schnell steigen und denen des Warenhauses nichts nachgeben. 

Nach allem kann man, wenn man mit Konsumvereinen Waren- 
häuser in kalkulatorischer Beziehung vergleichen will, in der Haupt- 
sache nur deren Lebensmittelabteilungen heranziehen. 


) Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. 38, S. 129. 18) eben- 
da S. 129. 


Zur Diskussion über das Problem Warenhaus und 
Konsumverein. 


Entgegnung 
von 


J. FR. SCHÄR. 


In anerkennenswerter Sachlichkeit spricht sich Herr Dr. J. Wer- 
nicke, Generalsekretär der deutschen Waren- und Kaufhäuser, über 
meine im Septemberheft des Archivs für Sozialwissenschaft erschie- 
nene Arbeit aus. Seine Angaben, die er teils den entsprechenden 
Fachwerken von Göhre, Lux und Hirsch, teils aus dem Erfahrungs- 
kreis seiner Berufstätigkeit entnommen hat, können in vielen Bezie- 
hungen als eine Ergänzung meiner Arbeit gelten. Da ich jeden, der in 
der vorliegenden Frage nach der größeren oder geringeren Wirtschaft- 
lichkeit bei den verschiedenen Betriebsformen des distributiven 
Handels brauchbares Material beibringt, mit Vergnügen als Mit- 
arbeiter begrüße, so verdanke ich auch Herrn Dr. Wernicke seinen 
Beitrag zur Diskussion des vorwürfigen Problems. 

Damit diese Diskussion innerhalb des Rahmens bleibt, den ich 
dem Thema gezogen, möchte ich betonen, daß mir bei der Abfassung 
der Arbeit jede Tendenz fern lag, was übrigens jeder nicht voreinge- 
nommene Leser herausgefunden haben muß. Es handelt sich also 
keineswegs um ein \Werturteil über die Superiorität zwischen dem 
Betrieb des \Warenhauses und dem des Konsumvereins, sondern dar- 
um, mittels einer wissenschaftlich unanfechtbaren Methode wirt- 
schaftliche Tatsachen zu erforschen, d. h. in zwei verschiedenen Groß- 
betrieben im Gebiete des distributiven Handels kalkulatorisch alle 
für die wirtschaftliche Beurteilung derselben in Betracht kommenden 
Verhältnisse festzusetzen, wie z. B. das Verhältnis zwischen Umsatz- 
größe und Umsatzgeschwindigkeit, Betriebskosten und Löhnen, Aus- 
nutzung von Raum, Arbeitskräften und Kapital, Kapitalbedarf und 
Zinsaufwand, Höhe der Zuschläge im Verkaufspreis usw. Ich habe auch 
ohne weiteres die Unzulänglichkeit meiner Arbeit zugegeben, darin be- 
stehend, daß meine Untersuchung nur auf je einen typischen Betrieb 
der beiden Richtungen beschränkt blieb, und daß es mir wegen Mangel 
an einem detaillierten Material nicht möglich war, den Warenhaus- 
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betrieb mit der gleichen Einläßlichkeit zu analysieren, wie den Konsum- 
verein, so daß ich nur die Schlußergebnisse in Durchschnitts- 
werten einander gegenüberstellen konnte. Wie sehr die Durch- 
schnittszahlen »lügen«, geht schon aus der Tatsache hervor, daß beim 
Konsumverein die Lagerdauer bei den einzelnen Betrieben von 12—400 
Tagen variiert, während der Durchschnitt 62 Tage beträgt. Aehnlich 
verhält es sich mit den Betriebsspesen. Daß auch im Warenhaus die 
Differentialkalkulation gehandhabt wird, daß z. B. auf Lebensmittel 
kleinere Betriebsspesen und kleinere Aufschläge lasten, als auf Mode- 
und Luxuswaren, soll unbedingt zugegeben werden. Darum habe ich 
auch davor gewarnt, aus der Gegenüberstellung der Durchschnitts- 
werte zwischen Warenhaus und Konsumverein allgemeine Schlüsse 
zu ziehen und die Bitte um ergänzende Mitarbeit an alle gerichtet, die, 
wie ich, an diesem wirtschaftlich und sozial gleichwichtigen Problem 
ein wissenschaftliches oder praktisches Interesse haben. Diese Un- 
zulänglichkeit der in meiner Arbeit wissenschaftlich erforschten Tat- 
sachen hat nun Herr Dr. Wernicke herausgehoben und insbesondere 
darauf hingewiesen, daß man bei Vergleichung von Warenhaus und 
Konsumverein nur gleiche Branchen, etwa den Vertrieb an Lebens- 
mitteln, einander gegenüberstellen könne. 

Wenn ich nun auch die Begründetheit dieses Einwands zugebe, 
so muß ich doch konstatieren, daß seine Angaben keineswegs genügen ; 
er begnügt sich, die in der Praxis vorkommenden Varianten in den 
Zuschlägen nach allgemeinen Erhebungen anzugeben, keineswegs 
aber diese auf Grund kalkulatorischer Verarbeitung von Jahresrech- 
nungen bei Warenhäusern wissenschaftlich zu belegen, wie ich es 
beim Konsumverein Basel getan habe. Daher tragen auch seine An- 
gaben nur sehr wenig zur sachlichen Diskussion bei. Er sagt z. B., daß 
man in Warenhäusern auf Lebensmittel mit einem Aufschlag von 
15—20% rechne. Die kalkulatorischen Belege hierfür fehlen, daher 
müssen wir diese Angaben auf Treu und Glauben als richtig aner- 
kennen; Herr Dr. Wernicke wird mir nicht böse sein, wenn ich mich 
damit nicht begnügen kann; bin ich doch in der Lage, auf Grund von 
positivem Tatsachenmaterial zwei seiner Angaben als unrichtig 
nachzuweisen. Er sagt, daß auch ein großes Warenhaus in Berlin 
durchschnittlich 331/,%, Zuschläge mache. Ich weiß aber ganz zu- 
verlässig, daß die Zuschläge in diesem Warenhaus bedeutend 
höher sind, höher sein müssen, um über alle Kosten noch einen Gewinn 
herauszuschlagen. Herr Dr. Wernicke bemerkt weiter, daß bei Textil- 
waren die Zuschläge viel größer seien als bei Lebensmitteln; der Basler 
Konsumverein aber keine Textilwaren führe. Hierauf ist zu erwidern, 
daß der Basler Konsumverein deswegen keine Tuchwaren führt, weil 
der Verband schweiz. Konsumvereine die Mitglieder des Basler Kon- 
sumvereins mit Tuchwaren versorgt. Nun hatte dieser Verband 
1909 im Tuchwarengeschäft einen Umsatz (im Ankaufswert) von 
Fr. 1047000, und die Betriebsspesen in dieser Branche insgesamt be- 
trugen = Fr. 96 000, also noch nicht 10°, (ohne Rückvergütung), also 
waren die Zuschläge an Betriebskosten bei Textilwaren nicht höher, 
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sondern niedriger, als in der Lebensmittelbranche (16°%)). 

Wie sehr ich daher auch der Warnung des Herrn Dr. Wernicke 
beipflichte, man möchte nicht auf Grund meiner Zahlen ein abschlies- 
sendes Urteil über die beiden Betriebsformen bilden, so wenig kön- 
nen die von ihm angegebenen Zahlen dazu dienen. Vor wie nach fehlt 
uns eine nach unserer Methode durchgeführte kalkulatorische Bear- 
beitung mit Analyse der einzelnen Betriebsbranchen im Warenhaus. 
Da Herr Dr. Wernicke hierzu nicht nur die volle wissenschaftliche 
Befähigung hat, sondern vermöge seiner Stellung auch über das zu- 
verlässigste Material verfügt, darf ich ihn wohl im Interesse der Wissen- 
schaft bitten, meine Untersuchungen auf den Warenhausbetrieb aus- 
zudehnen und in diesem Sinne mein Mitarbeiter zu werden. 

Eines wird aber auch eine einwandfreie Forschung nicht aus der 
Welt schaffen können: daß die \Varenhäuser kapitalistische Groß- 
betriebe sind und nach hoher Kapitalrente trachten, die Konsum- 
vereine dagegen die auf Selbsthilfe der Kleinen und Schwachen ge- 
gründeten Genossenschaften, deren Aufgabe es ist, durch Organi- 
sation der Konsumkraft dem Arbeiter für seinen Lohn das höchst 
mögliche Maß von Bedarfsgütern in bester Qualität unter gänzlicher 
Ausschaltung des Gewinnprinzips zu vermitteln. Ob sie dabei auch 
mit einem geringeren Aufschlag an Handelsbetriebsspesen auskommen, 
d. h. ob sie auch in wirtschattlicher Beziehung dem kapitalistischen 
Großbetrieb ebenbürtig oder gar überlegen seien, das eben ist das Pro- 
blem, zu dessen Lösung meine Arbeit einen ersten Beitrag liefern sollte, 
und wozu ich wiederholt alle Interessenten zur Mitarbeit einlade. 
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ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Rupp, Julius, Gesammelte Werke, herausgegeben 
von P. Chr. Elsenhans. Band III. Leipzig 1910, Fritz Eckardt. 

Julius Rupp aus Königsberg, an dessen Namen noch heute eine 
dort existierende Frei-Gemeinde erinnert, ist in der Geschichte der 
Philosophie und philosophischen Kultur bisher nur als Opfer der preu- 
Bischen Reaktion der 5oer Jahre bekannt: Er wurde 1851 von der Uni- 
versität Königsberg, wo er seit IQ Jahren über praktische Philosophie 
und Literatur gelesen hatte. durch das Ministerium »aus Gründen des 
allgemeinen Staatswohls« ausgeschlossen. Sein kirchlicher und poli- 
tischer Liberalismus war aller Ehren wert. Er hat bis an sein Lebens- 
ende in Vorträgen, Erbauungsreden und populären Artikeln die Ideale 








*) Soweit die hier abwedruckten Besprechungen nicht mit dem Namen oder der 
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einer gemäßigten Aufklärung verfochten. Aber ob die ohnehin histo- 
risch so schwer belastete Philosophie unserer Tage sich zu diesem Neu- 
druck von 12 Bänden à 800 Seiten ca. gratulieren darf, ist doch mehr 
als zweifelhaft. Der vorliegende dritte Band wenigstens rechtfertigt 
ein solches Unternehmen ganz und gar nicht. Diese 55 zusarnmenge- 
bundenen Aufsätze verraten überall den sympathischen Volkslehrer, 
der in den Spuren von Kants Ethik die konservativen Konsequenzen 
der Hegelschen Philosophie wie vom Standpunkte populär-»lebendiger« 
Sittlichkeit den Determinismus Spinozas bekämpft. Aber seine Stärke 
lag sicherlich nicht im Systematischen. Und wenn man alle Aufsätze 
über Kant, Lessing, Schleiermacher, Schiller etc. neudrucken wollte, 
die das Niveau des Durchschnitts so wenig übersteigen wie die hier 
dargebotenen Rupps, so würden die Neudrucke kein Ende nehmen. 
Das Andenken an den Philosophen Rupp würde durch eine gelegent- 
liche Doktordissertation genügend gewahrt werden können. 
(Adolph Köster.) 


Vecchio, Giorgio del, Prof., nella Università di Sassari, 
Sul! Idea di una Scienza del Diritto Univer- 
sale Comparato. Seconda edizione. Torino, Fratelli Bocca, 
1909, 34 S. BR | 

Ein Vortrag vom Heidelberger PhilosophenkongreB Igog (vgl. 

Kongreßbericht S. 1037 ff.). Der Verf. führt aus, daß die vergleichende 

Rechtswissenschaft eine empirische, nicht eine wertende Wissenschaft 

sei; daß sie den anderweit zu gewinnenden Begriff des Rechts voraus- 

setze; daß sie endlich an die Voraussetzung der Einheit des mensch- 
lichen (Geistes gebunden sei, als dessen Entwicklungsstufen sie die 

Rechte der verschiedenen Völker ohne Rücksicht auf ihre zeitliche 

Reihenfolge begreife. (R.) 


Wittichen, Friedrich Karl, Briefe von und an 
Friedrich von Gentz. Auf Veranlassung und mit Unter- 
stützung der Wedekind-Stiitung zu Göttingen en 
Band r. München und Berlin 1909, R. Oldenbourg. X, 365 S. M. Io. 

Von den vier Bänden, die dieses Sammelwerk ungedruckter und 
schwer zugänglicher Materialien zur Lebensgeschichte des vielumstrit- 
tenen Publizisten umfassen soll, enthält der vorliegende erste Band 

Briefe an Elisabeth Graun, Garve, Bötiger, daneben einige andere 

Korrespondenzen vorwiegend literarischen Charakters. Die Briefe an 

die spätere Frau Stägemann waren bisher nur zum Teil und durch die 

verständnislose Kritik eines späteren nüchternen Zeitalters arg ver- 
stümmelt — in der Ausgabe der (rentzschen Schriften von Schlesier 
enthalten. Es sind sentimentale Ergüsse eines verliebten und höchst 
begabten jungen Mannes am Ende des 18. Jahrhunderts, anziehend 
durch den Kampf zwischen kantisch-rigoroser Sozialethik und roman- 
tischem Machiavellianismus, der sie durchzieht. Aber sie haben wenig 
mehr als biographischen Wert. Für die Geschichte der Philosophie, 
besonders für den Streit um den historischen Wert der deutschen 
Aulklärung, nicht ohne Reiz sind die Briefe an den Breslauer Auf- 
klärer Christian Garve. Sie zeigen auch Gentz in entwickelterer Po- 
sition: Die Burke-Uebersetzung ist erschienen und die Geschichte der 
französischen Revolution in voller Arbeit. Ueberall sieht der sym- 
pathische Bauernkopf des alten auch nationalökonomisch stark 
interessierten Garve hervor, der so manches eilfertige Urteil über die 
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deutsche Aufklärung Lügen straft. Der Inhalt der Briefe steht — das 
ist fast selbstverständlich — ganz unter dem Eindruck der großen 
politischen Umwälzung in Frankreich und der durch sie bewirkten 
Erschütterung des historischen Bewußtseins in ganz Europa. Bis auf 
den ersten waren diese Briefe schon 1857 von Schönborn herausge- 
geben worden. Der dritte Teil bringt die Korrespondenz mit dem 
Allerweltsliteraten K. A. Bötiger, dem zeitweiligen Redakteur des 
Wielandschen Merkur. Hier konzentriert sich das Interesse lediglich 
auf Gentz selber. Das Schillernd-Zweideutige seines Charakters, das 
weder Prokesch noch Mendelssohn haben wegdisputieren können, tritt 
hier zum erstenmal deutlich hervor. Diese Briefe, die hier zum größten 
Teile erstmalig gedruckt sind, bieten willkommene Materialergänzungen 
für die in dieser Beziehung sonst nicht überreiche vorletzte Jahr- 
hundertwende. Naturgemäß aber werden die folgenden Bände des 
Unternehmens, die den Briefwechsel mit Adam Müller, Stein und Met- 
ternich bıingen, einem weit größerem Interesse begegnen. Der junge 
Herausgeber ist 1904 über der Arbeit verstorben. Ein paar Jahre spä- 
ter auch sein noch jüngerer Bruder, dem er die Fortsetzung anvertraut 
hatte. Nunmehr zeichnet als Herausgeber Ernst Salzer. 
(Adolph Köster.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Fourniere, Eugöne, La Sociocratie. Essai de Poli- 
tique Positive. Paris ıgro. V. Giard et E. Brière. 220 S. Fr. 2.50. 
Eugene Fourni£ere, der aus kleinen Verhältnissen hervorgegangene 
Autodidakt, dessen Intelligenz und Fleiß ihm die Freundschaft von 
Benoit Malon eintrug, und der nach einer kurzen Periode, in welcher 
er als sozialistischer Abgeordneter in der Kammer tätig war, in die 
professorale Karriere einbog — er ist heute Professor der Sozialwissen- 
schaften an der Ecole des Arts et Métiers sowie Lehrer der Geschichte 
der modernen Gesellschaftsklassen an der Militäringenieurschule 
(Ecole Polytechnique) in Paris — gilt als der tüchtigste Theoretiker 
der Richtung im französischen Syndikalismus, die sich mit dem, was 
in Deutschland als Revisionismus bezeichnet wird, deckt. Desto cha- 
rakteristischer für den Grad an Skepsis, der heute selbst diejenigen 
Theoretiker in Frankreich ergriffen hat, die unter bewußtem Verzicht 
auf den Klassenkampf und die Revolution den Sozialismus nur auf 
Grund einer allmählichen und fast unmerkbaren friedlichen Penetra- 
tion der bürgerlichen Gesellschaft erwarten, ist vorliegende Schritt, die, 
nebenbei bemerkt, die beiden Hauptkennzeichen des Fournicreschen 
Geistes, die negative Qualität einer gewissen geistigen Konstruktions- 
losigkeit und die positive Qualität der Fülle von Feinheiten und scharf- 
umrissenen Gedanken im einzelnen, in höchster Potenz in sich birgt. 
Die Erfahrungen, die Frankreich in den letzten Jahren mit der Demo- 
kratie gemacht hat, und die sich in dem Namen Clémenceau verkörpern, 
haben Fourniere, der ein kreuzehrlicher Denker ist, bewogen, sozio- 
logische Gesetze anzuerkennen, deren Befehdung noch vor kurzem 
zum eisernen Bestande des revisienistischen Doktrinarısmus aller 
Zungen gehört hatten. Fourniere erkennt klar die Gesetzmiäßickeit 
des historischen Geschehens, die Tendenzen jeder, auch der im Namen 
des Demos zur Macht gelangten, Gruppe nach Loslösung von der Masse 
und Konservierung der eroberten Position mit allen zur Verfügung 


208 Literatur-Anzeiger. 


stehenden Machtmitteln. Schreiber dieses hat sich in einer größeren 
Schrift selbst z. T. mit den gleichen Problemen des Gruppenlebens 
beschäftigt und sieht deshalb an dieser Stelle von einer einge- 
henden Besprechung des Fourniereschen Bandes ab. Als besonders be- 
langreich ob der vielen, von Sach- und Menschenkenntnis und gutem 
Eindringen in den komplexen Stoff zeugenden Bemerkungen und Be- 
trachtungen mögen hier nur noch folgende Kapitel bescnders her- 
vorgehoben werden. I. 3. Die historische Bedingtheit des revolutio- 
nären Individualismus. 4. Die primäre Konzeption der Demokratie. 
II. 2. Der Sozialismus und der Begriff des Vertrages. 5. Der juristische 
man IV. 3. Inkompetenz und Inexistenz des allgemeinen Wahl- 
rechtes. 6. Die Notwendigkeit einer Rückkehr zum Prinzip der Auto- 
ııtät. VI. 6. Das ökonomische Dominium des Staates. Womit nicht 
gesagt werden soll, daß die hier nicht aufgezählten Kapitel nichtswertig 
seien. Ein Autor wie Fourvière mag bisweilen ermüden, er wird aber 
nie langweilen. (R. Michels.) 


Loria, Achille, La Sintesi Economica. Studio sulle 
leggi del reddito. Torino 1909. Bocca Edit. 400 S. 12 Lire. 

In diesem Bande beschließt Loria die Reihe der großen Unter- 
suchungen über den Ursprung und die Entwicklung der heutigen Volks- 
wirtschaft, die er mit den beiden Werken Analisi della Proprieta Ca- 
pitalista und La Costituzione Economica Odierna begonnen hatte. 
In ihm untersucht Loria die Struktur dieser Entwicklung selbst, in- 
dem er sich die Frage nach dem gemeinsamen Nexus und dem gemein- 
samen Gesetz vorlegt, das die verschiedenen Phasen dieser Entwick- 
lung von der nomadischen Agrarwirtschaft über die Sklavenarbeit zur 
freien Arbeit, sowie vom Handwerk zum modernen Kapitalismus vereint 
und sie alle beherrscht. Es kann nicht unsere Aufgabe sein, im Rahmen 
einer Anzeige uns eingehend mit der unerschöpflichen Fülle von An- 
regungen zu beschäftigen, die Loria uns in diesem fast ein halbes 
Tausend Seiten umfassenden Bande mit gewohnter Gelehrsamkeit und 
(senlalität bietet. 

Nur auf einige Punkte des reichen Werkes möchten wir kurz kri- 
tisch verweisen, uns die Auseinandersetzung mit dem Werke als Ganzem 
für eine eigene größere Untersuchung für später aufsparend. Im Schluß- 
kapitel fast Loria die Resultate seiner volkswirtschaftlich-historischen 
Untersuchungen zu einen: Gesetz zusammen, das er als das Wesensge- 
setz der Oekononue (La Legge Economica Essenziale) bezeichnet. Dieses 
besteht in der These, daß der Produktionsprozeß in allen Ordnungen der 
Wirtschaft von der ältesten Zeit bis auf den heutigen Tag folgende gleiche 
Züge aulweise: Die Konstanz des Phänomens der Assoziation der Ar- 
beit als Faktor des Equlibriums und die Konstanz des Phänomens 
des Arbeitsprozesses als Faktor der Disharmonie. Während die erstere 
als Fundament zur Erzielung des Arbeitsertrages betrachtet werden 
müßte, sei in der letzteren die tiefste Ursache aller Störungen und so- 
zialen Kämpfe zu erblicken. An diesen Grundzügen der W irtschafts- 
ordnung würde auch der Sozialismus, der in der Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel sein Heil sehe, nichts ändern, da die von ihm 
Se Gleichheit des Arbeitsertrages nach wie vor auf der 
Basis der koerzitiven Arbeitsleistung ruhen werde. Daher werde der 
in dem angezeigten Gegensatz liegende Konstruktionsfehler der bis- 
herigen W irtschaftsordnungen nicht durch den Kollektivismus, sondern 
nur durch eine tieiergreiiende Transformation, die sich nicht so sehr auf 
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den Prozeß der Distribution als vielmehr auf den der Produktion be- 
ziehen müßte definitiv eliminiert werden können (p. 404). Dieser speku- 
lative Ausblick, den Loria als letztes Wort eines ernsten nationalöko- 
nomischen Werkes eröffnet, wird von ihm leider nicht näher beschrie- 
ben und in seinen Einzelteilen aufgezeigt. Es steht zu hoffen, daß Loria 
sein Werk durch eine Fortsetzung krönen wird, in welcher unsere dies- 
bezügliche Neugier gestillt wird. Daß die wirtschaftliche Klassifikation 
und Kontrolle der Einzelarbeiter innerhalb des ungeheuer ausgedehnten 
Kollektiv-Arbeitskörpers einer der schwächsten und dunkelsten Punkte 
der sozialistischerseits aufgestellten Programme sei, hat schon Albert 
Schäffle in seiner Quintessenz (7. Aufl. Gotha 1879, p. 49) sehr nach- 
drücklich betont und damit zugegeben, welche Gefahren für das innere 
(Gleichgewicht der neuen Ordnung der Dinge gerade in den Technicis- 
men der Administration der Produktion liegen. Die verlegenen Sätze, 
mit denen alle Anhänger der kollektivistischen Schulen um die 
schwierige Frage der häuslichen Dienste in der sozialistischen Ge- 
sellschaft herumgehen, zeigen ebenfalls symptomatisch an, daß die Ein- 
führung des Kollektivismus noch keineswegs die Lösung der sog. sozia- 
len Frage garantiert. Uebrigens befindet sich Loria mit seinem Losungs- 
wort: Hinweg von der Distribution zur Produktion! durchaus in Ueber- 
einstimmung mit der Marxschen Doktrin, die jaebenfalls die Lösung aller 
nationalökonomischen Rätsel in der Lösung der Probleme der Produktion 
erblickt. Der Fehler der Marxschen Schule besteht nur darin, daß 
sie das Problem der Produktion nur von seiner objektiven Seite, der 
der Gütererzeugung, der Organisation der Arbeit, und nicht auch von 
der subjektiven Seite, der der Organisation der Arbeiter, faßt. Die Ver- 
nachlässigung des psychologischen Elements, die auch Loria zu em- 
pfinden scheint, bedeutet aber eine Lücke, durch welche die vollendetste 
Spekulation auf dem Gebiete der Philosophie der Wirtschaft der drohen- 
den Gefahr der Unausführbarkeit ausgesetzt ist. Noch auf einen Punkt 
möchten wir hinweisen. In seinen Untersuchungen über die Aetio- 
logie des Reichtums weist Loria der Gewalt, dem Betrug und dem 
Monopol den vornehmsten Platz unter den Faktoren der Entstehung 
gewaltiger privater Kapitalien an. Das ist unzweifelhaft richtig und 
schon von vielen Wirtschaftshistorikern mit überzeugenden Doku- 
menten belegt worden. Immerhin liegt der beste Weg in der geschickten 
Ausnutzung gegebener (Gelegenheiten, die oft des Charakters des Be- 
truges völlig entbehren. So haben z. B. gewisse Tuchfabrikanten und 
Tuchhändler, sowie gewisse Bankiers im deutsch-französischen Krieg 
1870/71 unerhörte Vermögen erworben, da die Ware, die sie auf den 
Markt zu werfen hatten, hier Tuch, dort Geld, durch den Krieg für den 
Staat während des Krieges den \Vert von Waren di primissima necessitä 
erhalten hatten und in sehr erheblichen Quantitäten benötigt wurden, 
ohne daß ihre Verkäufer deshalb zu verbrecherischen oder auch nur 
monopolistischen Manipulationen ihre Zuflucht hätten zu ergreifen 
brauchen. Ueberhaupt spielt doch wohl die politische Geschichte in den 
Entwicklungsgang der großen Vermögen schärfer hinein. als es in den 
diesbezüglichen Schriften der Nationalökonomen meist zum Aus- 
druck gelangt. Die Kontinentalsperre Napoleon I. gegen England und 
ihre auf künstlicher, unter staatlichem Impuls betriebenen Züchtung 
beruhenden Konsequenzen hat z. B. in mehreren dem Kaiser damals 
direkt oder indirekt unterstehenden Ländern, wie Frankreich, Deutsch- 
land, Holland, neue und reiche Industrien förmlich aus dem Boden 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII ı. 14 
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gezaubert, wenn auch andererseits andere Erwerbszweige in schwere 
Krisen gestürzt. Ferner wäre hier auch an die schweren Zeiten zu 
erinnern, welche die großen, im Handel und im Gewerbe engagierten 
Kapitalisten nach einem territorialen Besitzwechsel ihres Vaterlandes, 
der sie in die Notwendigkeit plötzlichen Wechsels der Absatzgebiete für 
die Waren, an deren Erzeugung und Verkauf sie interessiert sind, ver- 
setzt, ein Wechsel, der häufig geradezu in einem jähen Verlust des alten 
und einem darauf folgenden heftigen Kampf um einen bereits okku- 
pierten neuen Markt besteht (Elsaß 1870/71), durchzumachen haben. 
Veberhaupt harren die Wechselbeziehungen zwischen Oekonomie und 
Politik noch der eingehenden wissenschaftlichen Analyse. Auch hier 
wäre für Loria noch ein weites Stoffgebiet vorhanden, in dessen Wirr- 
warr sein analytischer Geist einige Ordnung bringen könnte, wenn er 
sich entschließen würde, es zum Objekt seiner Studien zu wählen. 
(R. Michels.) 


4. Sozialismus. 


Bougle,C., Syndicalisme et Democratie. Impressions 
et reflexions. Paris 1909, Edonard Cornély. 228 S. 2 Frs. 

Eine Streitschrift, die auf die inneren Zusammenhänge zwischen 
Demokratie und Syndikalismus oder auch nur die Quintessenz einer der 
beiden Rivalen keinerlei neue oder auch nur alte theoretische Streiflichter 
wirft, die aber für die Kämpfe zwischen beiden Richtungen, soweit sie 
sich auf dem Gebiete der jüngsten französischen Politik abspielen, viel 
Bezeichnendes und historisch Interessantes bringt. Freilich ist Bougle 
dabei selber ganz Partei. Wie er selber ın der Einleitung berichtet, ist 
er von so starkem Interesse an der Sache, insbesondere den Versuchen 
der Arbeiter- und Beamtenorganisationen, unter Umgehung des demo- 
kratischen Apparates auf dem Wege der direkten Aktion das Staats- 
wesen umzumodeln und womöglich in ihre Hand zu bekommen, er- 
griffen worden, daß er, der stille Gelehrte und Professor der Universi- 

tät Toulouse, den Sozialisten und Syndikalisten bis in ihre Kongresse 
im In- und Ausland vefolzt ist. Dabei kommt Bougl& auch zum Inter- 
nationalen Sozialistentag nach Stuttgart 1907, wo er von der ab- 
lchnenden steifen Art der deutschen Sozialdemokratie und ihrer Be- 
kämpfung des Antrags der Franzosen (Jaures, Herve, Vaillant) auf 
Anerkennung des Generalstreiks als des obligatorischen Mittels zur 
Kriegsverhütung so unangenehm berührt wird, daß er als Resümee seiner 
Betrachtungen in die Worte ausbricht: C’est à nous rendre patriotes! 
Da möchte man ja beinahe wieder Patriot werden! (p. 82), der Aus- 
{Inf einer Stimmung, welche damals, mit Ausnahme weniger Gruesdisten, 
alle französischen Delegierten als Reaktion auf die diplomatische Vor- 
sicht der deutschen Genossen beherrschte. Dabei vertritt Bougle einen 
durchaus gemäßigt-sozialistischen Standpunkt, der vor allem auch 
bei der Untersuchung der Beamtenbewegung in Frankreich, die den 
interessantesten und am wenigsten oberflächlichen Teil der sonst 
nicht übermäßig tiefgründigen Ausführungen des Verf. ausmacht, 
zum Ausdruck gelangt. (R. Michels.) 


Labriola, Anltonto, Zum Gedächtnis des kom- 
munistischen Manifestes. Uocbersetzt und eingeleitei 
von Franz Mehring. Leipzig 1909. Leipziger Buchdruckerei A.-G: 
2 Se AR 
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Es ist sehr zu begrüßen, daß die kleine Broschüre des bedeutenden 
Rechtsphilosophen an der Universität Rom, die als eine der besten 
Schriften der klassischen Literatur des italienischen Sozialismus zu 
betrachten ist, endlich, nach fünfzehhn Jahre langem Warten, auch in 
deutschem Grewande erschienen ist. Wern sie auch keineswegs neue 
theoretische Erkenntnisse enthält noch hat enthalten wollen, sondern 
lediglich in aphoristischer und epigrammatischer Form eine Anzahl 
scharf geschliffener und wie mit einem Bildhauer-Instrument ge- 
meißelter Randbemerkungen und Kommentare zum kommunistischen 
Manifest bringt, so ist die Gedächtnisschrift doch schon deshalb in- 
teressant, weil sie, die durchaus marxistisches Grepräge trägt und den 
Grund&edanken der Marxschen Philosophie, die eherne Notwendig- 
keit alles historischen Geschehens und die absolute Fatalität des kom- 
menden Sozialismus sogar in selten reiner Form zum Ausdruck bringt, 
doch mit parthenopeischem Sarkasmus und Geist der Kritik (der auch 
vor dem geliebten Gegenstand nicht immer Halt macht und manchmal 
selbst ins »Revisionistische« schillert, und dem jedenfalls ein den deut- 
schen Marxisten in der Regel fremdes Bedürfnis, den Meister nur als 
Mittel zu höheren Zwecken zu fassen und über Marx, wenn auch durch 
Marx hinauszugehen, zu eigen ist) gepaart erscheint und deshalb keines- 
wegs individueller und ästhetischer Reize entbehrt. 

Die Uebersetzung läßt oft sehr zu wünschen übrig. Wo wir sie 
einsahen, stießen wir bald auf unverständliche Stellen: wo wir sie an 
der Hand des italienischen Textes kontrollierten, entdeckten wir oft 
sinnentstellende Fehler und ungeschlachte Wendungen. welche auf die 
geringe Vertrautheit des Lebersetzers mit der italienischen Sprache —- 
oder hat er etwa indirekt aus der französischen Ausgabe übersetzt? — 
schließen lassen. Immerhin ist die Uebersetzung nicht so schlecht, 
daß ein vorsichtiger Leser, der nur des Deutschen mächtig ist, sie nicht 
mit Nutzen benützen könnte. Wer freilich italienisch versteht wird 
besser tun, sich die italienische Ausgabe (Antonio Labriola:»In Me- 
moria del Manifesto dei comunisti«; 3 ediz. Roma 1902, 
Ermanno Loescher) zu besorgen. 

Das Vorwort enthält einige bissige Bemerkungen gegen die deut- 
schen Universitätsprofessoren, die aus der Feder eines Sozialdemo- 
kraten, der die Schrift eines italienischen Genossen behandelt, welcher 
eine offizielle Professur ohne Störung innehaben konnte, begreiflich 
erscheinen. (R. Michels.) 





5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Aubin, Gustav, Zur Geschichte des gutsherrlich- 
bäuerlichen Verhältnisses in Ostpreußen von 
der Gründung des Ordensstaates bis zur Steinschen Reform. Leip- 
zig 1910, Duncker und Humblot. 192 S. M. 4.50. 

Der durch den Titel der Arbeit genügend präzisierte Stoff ist in 
sieben Kapitel gegliedert. Abweichend von den übrigen Teilen des 
ostelbischen Deutschland hat sich im Ordenslande schon im Mittel- 
alter mindestens von ca. 1350 an auf den Domänen der Landesherr- 
schaft und den Gütern eines Teiles des Adels ein größerer Eigenbe- 
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trieb mit ausgesprochen kapitalistischer Tendenz entwickelt, der nur 
zum Teil auf dem bäuerlichen Scharwerk der Hintersassen beruhte, 
zum Teil auch sich ganz moderner Formen der Arbeitsverfassung be- 
diente. Die mit dem Jahre 14Io einsetzende Verschlechterung der 
rechtlichen und wirtschaftlichen Lage des Bauernstandes, der im Ver- 
lauf von 150 Jahren hohen Fronden der Schollenpflichtigkeit und dem 
Gesindezwangsdienst unterworfen wurde, ist hier nicht auf eine Aen- 
derung in der Lebensweise der Gutsbesitzer — die schon im Mittel- 
alter mehr Landwirte und weniger Ritter waren als im Westen — zu- 
rückzuführen, sondern namentlich auf die starke Verminderung der 
Bevölkerungszahl durch häufige verheerende Kriege, und auf die 
ebenfalls damit zusammenhängende allgemeine wirtschaftliche De- 
pression im Lande. In dieser gelang es der Ritterschaft, deren Eigen- 
wirtschaft keine nennenswerte Ausdehnung erfuhr, durch Benutzung 
ihres stetig wachsenden politischen Einflusses die eigene Lebens- 
haltung auf Kosten der bäuerlichen Klassen zu befestigen. Gegenüber 
den Nachbarländern zeigt die Arbeitsverfassung der ostpreußischen 
Rittergüter des 18. Jahrhunderts insoferne eine starke Abweichung, 
als hier nur ein Teil der Güter mit bäuerlichen Scharwerkern bewirt- 
schaftet wurde, während sich der übrige freier Arbeitskräfte oder doch 
nur unfreier nıchtbäuerlicher Leistungen bedienen mußte. 


Strohmeyer, Dr. Hans, Zur Geschichte der ba- 
dischen Fischerzünfte. Heidelberger Volksw. Abhand!l. 
I. Band. 3. Heft. Karlsruhe 1910, C. Braun. 136 S. M. 3 

Der knappen Darstellung der allgemeinen Grundlagen T Fischer- 
zünfte, ihrer rechtlichen, gesellschaftlichen und kirchlichen Organi- 
sation, des Einkauf- und Gesellen- resp. Meisterwesens, folgt eine auf 
Urkundenmaterial beruhende Geschichte des Entwicklungsganges jeder 
einzelnen der 18 badischen Fischerzünfte. 

Die Zünfte selbst wurden rechtlich im Jahre 1831 aufgehoben. Doch 
bestanden und bestehen sie noch fort in Form der Genossenschaften, 
auf die auch in der Regel das Vermögen der Zünfte überging. 

(Helene Deutsch.) 





7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 


Oesterreichisches Statistisches Handbuch für 
die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder. Nebst einem 
Anhang für die gemeinsamen Angelegenheiten der österreichisch- 
ungarischen Monarchie. Herausgegeben von der k. k. Statistischen 
Zentralkommission. 28. Jahrgang. 1909. Wien IgIo, Hof- und 
Staatsdruckerei. 510 S. M. 5.— 

Die systematische G ‚liederung des Handbuches wurde bis auf 
einige Einzelheiten beibehalten. An Neuaufnahmen sind zu vermerken: 
eine Grundbesitzstatistik von Salzburg nach dem Stande von Igo6 
(S. 133/4), Erweiterung der Börsennotierungen mit retrospektiven 
Uebersichten ; zahlreiche interessante Zusammenstellungen der Jagd- 
statistik (welche die Bewegung in der Größe der Eigenjagden erkennen 
laßt; dieselbe ist keineswegs überall parallel; einer Abnahme in manchen 
Kronländern steht ein Zuwachs in anderen gegenüber; doch wächst 
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im allgemeinen das Territorium der Eigenjagden). Ganz neu ist der 
Abschnitt über das Wohnungswesen (XVII), besonders wichtig wegen 
der geplanten Reform der Gebäudesteuer. — Leider fehlen Vergleiche 
mit der Wohnungsaufnahme bei der Volkszählung des J. 1900, die 
sich allerdings nur auf die größeren Städte erstreckte. Die erstmalige 
Verwertung der Ergebnisse der österreichischen Hauszinssteuer er- 
möglicht eine Feststellung des Aufbaues des Wohnungsmarktes nach 
Größen- und Mietzinsklassen, und läßt so auch den Anteil der ein- 
zelnen Mietzinsstufen an der Gesamtsteuerleistung erkennen. Auch 
die Ergebnisse der Erhebungen über die gemeinnützigenKleinwohnungs- 
anlagen vom April 1909, sowie die Erhebung über die Arbeiterwohn- 
häuser nach dem Arbeiterwohnungsgesetz vom 8. Juli 1902 sind neu 
aufgenommen und bilden wichtige Erkenntnisquellen zur Beurteilung 
des Standes der Wohnungsfrage in Oesterreich. 

Weitere Neuerungen weisen auf die Abschnitte: Auswärtiger Han- 
del, Verkehrsstatistik (Kraftfahrzeuge), Erwerbsgesellschaften (Renta- 
bilitätsstatistik der Aktiengesellschaften), Ergebnisse der Landtags- 
wahlen, Unterrichtswesen etc. Von besonderem Werte ist auch die 
Verarbeitung der »Landeshaushalte der im Reichsrat vertretenen Kö- 
nigreiche und Länder« und die Wiedergabe der Budgets der autono- 
men Städte. Durch die erwähnten Ergänzungen hat das Statistische 
Handbuch erheblich an Interesse gewonnen und vermittelt noch mehr 
als früher einen genauen Ueberblick über alle wirtschaftlich, politisch 
und kulturell wichtigen Massenerscheinungen, soweit sie der Statistik 
überhaupt zugänglich sind. (L.) 


Ungarisches Statistisches Jahrbuch. Neue Folge. 
XVI. 1908. Im Auftrage des kgl. ung. Handelsministers verfaßt und 
herausgegeben vom kgl. ung. Statistischen Zentralamt. Amtliche 
Uebersetzung aus dem ungarischen Originale. Budapest IgIo. Athe- 
naeum. 526 S. M. 4.—. 

Das Statistische Jahrbuch ist im Aufbau und in der Anordnung 
gleich den deutschen und österreichischen analogen Publikationen und 
es erübrigt sich daher auf einige spezielle Tabellen hinzuweisen, 
z. T. weil dieselben spezifisch ungarische Verhältnisse behandeln, 
z. T. weil die darin erfaßten Erscheinungen sonst meist nicht in sta- 
tistischen Publikationen zur Darstellung gelangen: Nationale Verhält- 
nisse, Auswanderung und Rückwanderung, und deren nationale Qua- 
lität; sehr detaillierte Preisstatistik der Agrarprodukte; Schulstatistik, 
insbesondere Erhebungen über die Nationalität der Schüler; Statistik 
der Zeitungen und Zeitschriften; Postverkehr an Zeitungen; Biblio- 
thekstatistik; eine Erhebung der Museen und Bildergalerien; sta- 
tistische Angaben über den ungarischen Landesverein für bildende 
Künste, insbesondere auch über Ausstellungen und deren finanzielle 
Ergebnisse (die deutlich die Schwankungen der Konjunktur verraten); 
Statistik der Verwaltung und Rechtspflege, Staatshaushalt und ge- 
meinsamer Haushalt von Oesterreich-Ungarn. Dies nur die Titel der- 
jenigen großen Abschnitte. die den Ausländer am ehesten interessieren. 
Man findet aber außerdem noch all die Tabellen, die man sonst in 
den statistischen Jahrbüchern zu suchen gewohnt ist. Zu vermissen 

ist allenfalls u. a. eine genauere Steuerstatistik (die nur im Zusammen- 
hang mit dem Budget zur Behandlung gelangt); außerdem wäre 
dem ausländischen Leser (für den die deutsche Ausgabe ja vorwie- 
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gend berechnet ist) vielfach eine kurze Erläuterung spezifisch unga- 
rischer Verhältnisse sehr willkommen: so ist z. B. die Kenntnis der 
ungar. Gerichts- und Verwaltungsorganisation notwendig, um die 
Statistik derselben mit Nutzen zu lesen, selbst eine kurze Angabe 
gesetzlicher Bestimmungen wäre hie und da zum Verständnis not- 
wendig (ungefähr in dem Umfang, wie sie sich im statistischen Jahr- 
buch der Stadt Wien findet, dessen Benützung daher meist die gewünsch- 
ten Aufschlüsse bietet); endlich dürfte man vielleicht sogar die An- 
führung der den Deutschen in Oesterreich und im Auslande seit altersher 
geläufigen deutschen Ortsnamen im Interesse der Brauch- 
barkeit des Jahrbuchs verlangen — wenn es schon im Texte aus 
Gründen der nationalen Ehre nicht angängig sein sollte, in einem be- 
sonderen Anhang im Text. Denn es ist zu bezweifeln, daß viele Leser 
wissen, was mit Brassó (Kronstadt) und Pécs (Fünfkirchen) gemeint ist. 
(L.) 


g. Soziale Zustandsschilderungen. 


Kampj/fimeyer, Dr. Hans, Die Entwicklung eines 
modernen Industrieortes und die Lehren, die 
sich darausfür die industrielle Ansiedlungs- 
politik ergeben. (Heidelberger Volkswirtschaftliche Ab- 
handlungen, T. Bd. 4. Heft.) Karlsruhe 1910, G. Braun. 95 S. M. 2.80. 

Der Verfasser will in seiner Schrift die Mängel aufdecken, welche 
sich aus dem Fehlen einer »industriellen Ansiedlungspolitik großen 
Stiles« ergeben und Vorschläge zur eventuellen Handhabung einer sol- 
chen machen. Die Arbeit zerfällt daher naturgemäß in zwei Teile. Der 
erste Teil ist einer kritischen Besprechung der Entwicklung des In- 
dustrieortes Bad.-Rheinfelden gewidmet; eingehend und durch zahl- 
reiche Tabellen belegt, wird Gründung und Werdegang des Ortes ge- 
schildert: sein rasches Entstehen und Emporwachsen seit der Aus- 
nützung der Gefälle des Rheins durch die Konstituierung der Aktien- 
gesellschaft »Kraftübertragungswerke Rheinfelden« im Jahre 1894; die 
Entwicklung der Bevölkerungsziffer, die Zusammensetzung der Ar- 
beitersc haft. Die verspätete Regelung schwieriger Kommunalverhält- 
nisse, die Lösung der Aufgaben, die die neue Gemeinde vorfand, vor 
allem der nach Ansicht des Verfassers unkünstlerische und unwirt- 
schaftliche Bebauungsplan Rheinfeldens, die Bauordnung und die 
Wohnungsverhältnisse werden kritisch beleuchtet. Bodenspekulation 
und allseitige Ueberschätzung der kommenden industriellen Entwick- 
lung IRheinfeldens, führen nach einer üppigen »Gründerzeit«, aus der 
uns einige »Bilder« gezeigt werden, im Jahre IgoI zu einer Krise, die 
auf längere Zeit die ganze wirtschaftliche Entwicklung lahm legt. 

Die F orderunge n, die sich nach den Erfahrungen von Bad.- 
Rheinfelden für ihn ergeben, faßt Kampffmever im Il. Teil seiner 
Arbeit etwa folgendermaßen zusammen: Für das (redeihen einer neuen 
Industrieansiedlung Ist vor allem eime weitsichtige Bodenpolitik und eine 
möglichst frühzeitige Regelung der politischen Verhältnisse notwendig; 
daneben ein techrisch und künstlerisch möglichst beiriedigender Be- 
bauungsplan und eme zweckentsprechende Bauordnung, die auch die 
geselligen und kulturellen Bedürfnisse der Einwohner berücksichtigt. 
Der Träger dieser Siedlungspohtik muß vor allem der Staat sein, der 
die Prinzipien der landwirtschaftlichen Innenkolonisation auch auf 
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die industrielle Innenkolonisation übertragen und eventuell eine 
der preußischen Ansiedlungskommission entsprechende Kommission 
für Industrieansiedlung gründen solle. Auch private Ansiedlungs- 
gesellschaften, gemeinnützige Organisationen würden in der Frschlie- 
Bung großer zusammenhängender Geländeflächen für Industrie und 
Wohnzwecke sicher einen Wirkungskreis finden. Wird bei einer sol- 
chen Neusiedlung die private Spekulation möglichst ausgeschlossen, 
das Enteignungsrecht mit größerer Beschleunigung des Verfahrens, 
vor allem aber »mit einem neuen Rechtsbewußtsein«, für das »salus 
publica suprema lex«, gehandhabt; verliert endlich die Domänenver- 
waltung möglichst ihren fiskalischen Charakter und gibt der Staat 
seinen wirtschaftlichen Beamten größere Selbständigkeit und weiter- 
gehende Verantwortlichkeit, so können die großen Mißstände ver- 
mieden werden, die sich bisher bei der Neugründung industrieller 
Siedlungen bemerkbar machten. (Marie Bernays.) 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Bielefeldt, Dr. phil. Karl, Das Eindringen des 
Kapitalismus in die Landwirtschaft. (Unter 
besonderer Berücksichtigung der Provinz Sachsen und der angren- 
zenden Gebiete). Berlin 1910, Puttkammer und Mühlbrecht. X, 
153 S. M. 3.—. 

Die Arbeit beschäftigt sich mit der Frage nach der Herausbildung 
jener Wirtschaftsstufe in der Landwirtschaft, auf welcher der Kapital- 
aufwand den hauptsächlichsten Produktionsfaktor bildet. Als Bei- 
spiel hierfür dient die Entwicklung der mitteldeutschen Landwirtschaft 
mit ihrer engen Verbindung mit landwirtschaftl. Großindustrie. In 
diesem Rahmen gibt der Verfasser eine Darstellung jener Verhält- 
nisse, die zur Entstehung landwirtschaftl. Großunternehmungen, 
besonders der Aktienzuckerfabriken in Mitteldeutschland führten. 
Die Wirkungen dieser Entwicklung auf die landwirtschaftl. Produk- 
tion und Kreditwesen, den Groß-, Mittel- und Kleinbetrieb, — vor 
allem die sozialen Wirkungen der reinen Geldwirtschaft, der teil- 
weise Untergang des einheimischen Landarbeiterstandes, bilden den 
Hauptinhalt des Buches. 


Kasdorf, Prof. Ing. Otto, Die Milchpreiserhöhun- 
gen und die Milchversorgung der Stadt Wien. Wien IgIo, Su- 
schitzky. 35 S. M. 1.—. 


Winkler, Prof. Dr. W., Die Gestehungskosten der 
Milch und die Milchverwertung. Wien und Leip- 
zAg 1910, C. Fromme. 40 S. M. 0.70. 

Zwei Schriften, welche die Milchfrage besonders mit Rücksicht 
auf Wiener Verhältnisse erörtern. Sie bringen gute Daten über Ge- 
stehungskosten der Milch. aus denen zu entnehmen, daß eine wirk- 
liche Kalkulation bisher meist nicht erfolgt und gar nicht 
erfolgen kann. Kasdorf warnt vor den Gefahren einer Rartellierung 
der Milchproduktion, die dem Wiener Markte drohe, und befürwortet 
Erleichterungen des Eisenbahntransportes, Erlassung einer Milch- 
verkehrsordnung und Errichtung eines Milchamtes der Stadt Wien. 
Winkler gibt nur Preiskalkulationen und Tabellen über die bei den ver- 
schiedenen Arten der Milchverwertung erzielbaren Preise. (L.) 
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Vanrdervelde,»L'exode rural et le retour aux champs«. 
Paris 1910o. Einige Bemerkungen zur ländlichen 
Bevölkerungsfrage. 

Der bekannte belgische Sozialist, Politiker und Sozialpolitiker, 
der bereits in seinem »socialisme agraire« die Agrarfrage einer zusam- 
menfassenden Betrachtung vom sozialistischen Standpunkt aus unter- 
zog, befaßt sich hier mit einem einzelnen, aber vielleicht dem wichtig- 
sten und brennendsten Teil der Agrarfrage, mit der Abwanderung vom 
flachen Lande. Es kommt ihm hierbei der bei einem französisch 
schreibenden Autor seltene Vorteil zu statten, daß er, als Vlame ge- 
wissermaßen à cheval zwischen der französischen und deutschen Kul- 
tur, die beiderseitigen Literaturen über dieses Thema nicht minder 
beherrscht wie die englische. Diesem Vorteil steht der Nachteil gegen- 
über, der bei zusammenfassenden Betrachtungen, die einen Abschluß 
bilden sollen, sich so schwer vermeiden läßt: Allzugroße Belesenheit, 
die dazu führt, bald diesen, bald jenen Punkt in den Vordergrund zu 
stellen, was dann leicht zu mangelnder Einheitlichkeit der Anschauung 
und inneren Widersprüchen führt. So ist deutlich der Einfluß von 
Kropotkins ideenreichen, aber ganz utopischen Buch: »Fields, factories 
and workshops« zu spüren. Auch Graham: »The rural exodus« und 
Melines »Rückkehr zur Scholle« haben stark eingewirkt, nicht weniger 
die gesamte neuere Literatur über die sozialpolitische Vorzüglichkeit 
der Allmende. 

Versuchen wir eine geordnete Wiedergabe des reichhaltigen In- 
halts. An die Spitze ist die Ansicht Vanderveldes zu stellen, die 
ländliche Abwanderung seı nicht sowohl auf die Anziehungskraft der 
Städte als darauf zurückzuführen, daß das relativ übervölkerte Land 
der Bevölkerung keinen Nahrungsmittelspielraum mehr biete, also 
erstere gewissermaßen in die Stadt abstoße. V. exemplifiziert darauf, 
daß Ducpétiaux noch 1853 schrieb, der \lame hafte so am Dort, daß 
er lieber zu Grunde gehe als abwandere. Jetzt aber finde man die 
Vlamen überall in den Städten beschäftigt; innere, nicht äußere Gründe 
hätten sie weggetrieben. »ll ne suffit pas, que la ville attire les paysans, 
il faut encore, que la campagne les repousse«. Es handelt sich aber bei 
dem Problem der Abwanderung heute in den wenigsten Fällen mehr um 
selbständige Bauern, sondern um bereits entwurzelte Landarbeiter. 
Dieses Plankton der heutigen Volkswirtschaft folgt allerdings der An- 
ziehungskratt der Städte. 

Für die bäuerliche Abwanderung macht V. drei Gründe verant- 
wortlich: die Bodenzersplitterung. den Untergang der Allmende und 
den Verfall der ländlichen Hansindustrie. V. übersieht völlig, daß 
die Bodenzersplitte rung, ein Ueberbleibsel der alten unfreien Flurver- 
fassung, aufs engste mit der Existenz der Allmende zusammenhängt. 
Dreifelderwirtschaft, Streubesitz und (remeinland sind ja an dem- 
selben Baume der alten Flurverfassung erwachsen. 

Eine Ausnahme ist es wohl. wenn, wie in Belgien, die Zahl der 
selbständigen Kleinbetriebe deshalb abnimmt, weil die städtischen 
Kapıtalisten den Boden als eine gute Kapıtalsanlage betrachten. 
Für den Bauer wird er zu teuer, er wird also zum Pächter, zum An- 
gestellten des Kapitals. Die Anhänglichkeit an den Boden geht verloren 
und die Abwanderung in die Stadt beginnt; nicht direkt in die Groß- 
stadt. sondern zunächst in die nächstgelegenen kleineren Orte, aus denen 
sich dann gelegentlich der Uebergang in die Großstadt vollzieht. 
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Eines der interessantesten Kapitel ist das über die Wirkung des 
Unterganges der Allmende. V. meint, daß die englische Yeomanry 
durch die »enclosures of commons« zu Grunde ging; doch sind die Mei- 
nungen englischer Schriftsteller hierüber sehr geteilt; die meisten 
meinen, daß nur kleine Häusler dadurch geschädigt und zur Abwan- 
derung gezwungen wurden ; übrigens sah man auch vor den Gremeinheits- 
teilungen in ganz Europa landlose Y.inlieger nicht gern, weil diese den 
Ertrag der Gemeindenutzungen schmälerten. Der Einfluß der All- 
menden auf die ländliche Bevölkerung wird weit überschätzt, ganz 
richtig sagt Johnson auf S. 106 seines »The disappearence of the small 
landowner« Oxford 1909, der Fortbestand des (Gremeinlandes sei 
nicht Ursache sondern Symptom, das Symptom einer geringeren Kul- 
tur, wobei der Boden noch billig ist und die ländliche Bevölkerung 
noch keinen Trieb hat, ihre Lage zu verbessern. V. beweist das indi- 
rekt selbst, wenn er von manchen Dörfern in den belgischen Ardennen, 
z. B. von Hautfays rühmend erzählt, daß dort das Gemeineigentum 
fortbestehe und man durch Korkschälen, Ficheln- und Bucheckern-, 
Brenn- und Nutzholzsammeln soviel Erträge erziele, daß jeder davon 
leben könne und keiner auszuwandern brauche. Aber die Bevölkerung 
ist in diesen (regenden, deren Klima rauh, deren Boden schlecht ist, 
sehr dünn, der Anbau ist schwach. In solchen anspruchslosen Erden- 
winkeln, an denen die kapitalistische Entwicklung noch vorüberge- 
gangen ist, hält sich natürlich der Gemeindekommunismus länger als 
in der Ebene!). Wir haben es aber nur mit Residuen einer anderswo 
schon überwundenen Wirtschaftsstufe zu tun, die sich nicht mehr 
zurückführen läßt, wenn die Voraussetzung der Naturalwirtschaft zer- 
stört ist. 

Ebenso angreifbar sind die Ideen von V. über den Zusammenhang 
der Abwanderung mit dem Untergange des Gewerbes auf dem Lande. 
d. h. es sind eigentlich die Ideen von Karl Marx, der in Bd. III, S. 341, 
seines Kapitals bereits die ländliche Hausindustrie »die normale Isr- 
gänzung des kleinbäuerlichen Gebiets« nennt. Dementsprechend führt 
V. aus, nicht weniger als der Großbetrieb, der ja ewig am Leutemangel 
leide, sei auch der Kleinbetrieb Saisongewerbe und werde es mit zu- 
nehmender Intensität immer mehr. Nur wenn die Bauern im Winter 
mit Hausindustrie sich beschäftigen könnten, könnten sie ihre Ar- 
beitskraft voll ausnützen, wenn diese (relegenheit wegfiele, die mensch- 
liche Maschine also im Winter gewissermaßen leerlaufen müsse, werde 
der bäuerliche Betrieb unrentabel. In erster Linie sei also die Groß- 
industrie, welche den Betrieb in den Städten konzentriert habe, am 
Rückgang des Bauernstandes schuld (V. exemplifiziert trotz des all- 
gemeinen Änstrichs seines Buches immer auf belgische Verhältnisse 
und übersieht, daß z. B. in Deutschland der Bauernstand trotz zu- 
nehmender Stadtindustrie mächtig vordringen würde, wenn die Boden- 
verfassung es nicht hinderte), in zweiter Linie der Untergang der Ge- 
meindewälder, die so vielen ländlichen Industrien Nahrung geboten 
hätten. Durch Aufteilung oder Ausrottung des Waldes habe man einer 
Menge ländlicher Hausindustrien das Material, das Holz, entzogen. 
An dieser Stelle sieht man deutlich das Buch Kropotkins durchschim- 
mern, der wieder seinerseits russische Verhältnisse ım Auge hat. Der 





!) Leonhard: Das l'reigentum auf dergpyrenäischen Halbinsel, im fa- 
nuarheft von Conrads Jahrbüchern. 
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russische Bauer lebt ja noch sozusagen in der Holzkultur und stellt 
in seinem endlosen Winter zahlreiche Gegenstände aus Holz her, die 
anderswo längst aus anderen Materialien hergestellt werden. Wo in 
Belgien noch ländliche Hausindustrie besteht, so bei der wallonischen 
Nagelindustrie, die V. »un bon metier d’ hiver« nennt, und bei der länd- 
lichen Leinenweberei im Vlamland, besteht die Tendenz zur Verlegung 
in die Stadt, die janach Tugan-Baranowskis »Geschichte der russischen 
Fabrik« selbst in Rußland zu beobachten ist. Ist aber die Hausindustrie 
wirklich als »normale Ergänzung des kleinbäuerlichen Betriebs« zu be- 
trachten? Ich möchte mich in dieser Beziehung durchaus der Meinung Da- 
vids anschließen, der in seinem »Sozialismus und Landwirtschaft«, Berlin 
Land 1903 auf S. 512 sagt: »Es ist eine Binsenweisheit, daß Leute, die 
nicht genug haben, um von dessen Bearbeitung leben zu können, noch 
einer anderen Beschäftigung oder Einnahmequelle als »normale Ergän- 
zung« bedürfen, um existieren zu können«. Wird ihnen dieser Neben- 
erwerb genommen, ohne daß sie sich entsprechenden Ersatz verschaffen 
können, so müssen sie natürlich ins Flend versinken. Das liegt auf der 
flachen Hand. Aber was beweist das für das Schicksal der klein- und 
reinbäuerlichen Selbstwirtschafter, d. h. der kleinen Landwirte, die 
eines Nebenerwerbs nicht bedürfen? Gar nichts! Die Frage der Exi- 
stenzfähigkeit und Nichtexistenzfähigkeit der Kleinbauern ist aus dem 
landwirtschaftlichen, nicht aus den heimindustriellen Produktions- und 
Marktverhältnissen heraus zu beantworten«. Die zukünftige Entwick- 
lung weist viel eher auf eine noch schärfere Arbeitsteilung und Dis- 
soclerung zwischen Ackerbau und Gewerbe hin, wofür die Abhand- 
lung von Eliasberg »Die Bedeutung des Allmendbesitzes in der Gregen- 
wart« überzeugende Daten bringt. 

Dem, was V. über die Stellung des Großbetriebs zur Landarbeiter- 
frage sagt, ist im allgemeinen zuzustimmen. Wenn der Großbetrieb ex- 
tensiviert, \Veideschläge für (retreideschläge einführt, wandern die 
Landarbeiter ab, wenn er intensiviert, namentlich Hackpflanzen ein- 
führt, ebenfalls, denn es wird dadurch der Charakter der Landwirt- 
schaft als Saisongewerbe verschärft, man braucht nur Gelegenheits- 
arbeiter und zieht so ein landwirtschaftliches Nomadentum groß. Sagt 
doch schon Marx im ı. Band seines Kapitals: »Für den durchschnitt- 
lichen Bedarf der Landwirtschaft gibt es immer zuviel, für den außer- 
ordentlichen zu wenig Arbeitskräfte«e. Das trifft aber nur für den Ge- 
treide und Hackfrüchte bauenden Großbetrieb zu, nicht für den Klein- 
betrieb. dessen Schwerpunkt in der Viehzucht ruht, welche den Unter- 
nehmer das ganze Jahr über in gleicher Weise beschäftigt. 

Ob die Anwendung der Maschinen im Großbetrieb Ursache oder Wir- 
kung der Abwanderung ist, diese Frage läßt V. offen. Ich nehme eine 
Wechselwirkung an, wobei aber das Primär edie Abwanderung der Land- 
arbeiter ist. Selbst wenn nämlich die Maschinenarbeit sich billiger stellt 
als die Handarbeit — meist ist es aber in Mitteleuropa umgekehrt — 
so wendet doch der ländliche Betriebsunternehmer, der auch in großen 
Betrieben noch stark am Herkommen hängt und sich nicht gern auf 
Neues einläßt, Maschinen nur an, wenn der drückendste Arbeiter- 
mangel ihn dazu zwingt; solange es irgend geht, behilit er sich mit 
Handarbeit. Freilich, sobald er "einmal "sieht, daß die Maschine ihm 
die gleichen oder besseren Dienste leistet wie die Arbeiter, wendet er 
erstere In verstärkten Maße an und verstärkt dadurch die Abwanderung 
der Landarbeiter. 
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Den Einfluß des Militärdienstes auf die ländliche Abwanderung, 
über den unsere Agrarier so beweglich klagen, schlägt V. mit Recht 
nicht hoch an, er meint, diese Leute wären, »der sozialen Kapillarität 
folgend«, sowieso abgewandert und weist darauf hin, daß auch Ca- 
nada, Australien und die Vereinigten Staaten, wo es keinen Militär- 
dienst gibt, dieselbe Anämie auf dem Lande, die gleiche Ueberfüllung 
der Städte haben. 

Schildert V. in diesem ersten Teile die Abwanderung in die Stadt 
und deren Ursachen, so behandelt er ın einem zweiten Teil die Rück- 
wanderung und ihre Faktoren. Dabei läuft ihm aber, trotzdem er in 
der Einleitung verspricht, beides auseinanderzuhalten, fortwährend 
die Verwechslung zwischen ländlicher und auf dem Land wohnender 
Bevölkerung unter. Die Leute, die einmal durch die städtische Kultur 
durchgegangen sind, werden keine Bauern im alten Sinne mehr. 


Das meiste hofft V. von einer Verbesserung der Verkehrsmittel. 
Die gleiche Ursache, die den Webelstand hervorgerufen hat, soll ihn 
heilen. Schon 1839, als das französische Eisenbahnnetz entstand, hatte 
der Sozialist Pecqueur von ihm eine kolossale Dezentralisation erwartet, 
weil jetzt der Städter die Möglichkeit habe, leicht aufs Land zu kommen. 
Es kam zunächst umgekehrt, die Bahnen verursachten eine ganz unerwar- 
tete Konzentration in den großen Städten; die Bevölkerung mußte erst 
durch die städtische Schulung hindurchgehen. Jetzt aber sei die Zeit 
nicht mehr fern, in der eine Rückwanderung aus den übersetzten Städten 
eintreten werde. Der Landwirtschaft als solcher wird dies aber kaum 
zugute kommen, schon Pecqueur sagt ja ganz richtig: »Les campagnes 
vont se faire un peu ville, et les villes un peu des campagnes« und Wells 
läßt in seinen »Anticipations« im Jahre 2000 sich die Stadt London 
in ihrer bekannten, aufgelockerten Bauweise über ganz Südengland 
erstrecken, sodaß das ganze Land ein großer, mit Villen besetzter Park 
wäre. Diese Prognose wird von der wirklichen Entwicklung wohl 
weniger abweichen als die von Meline, der in seinem »Retour à la 
terre« eine \Viederzunahme der unmittelbar in der Landwirtschaft tä- 
tigen Bevölkerung erhofft. Diese wird allenfalls in der nächsten Um- 
gegend großer Städte, dem innersten Thünenschen Ring, stattfinden, 
wo man für den wachsenden Bedarf der Großstädte Gemüse, Milch, 
Früchte, Geflügel produziert. Ganz richtig macht V. darauf auf- 
merksam, daß die Produzenten in diesen intensiven, fabrikartigen 
Betrieben meist keine Bauern, sondern Städter sind, welche eine 
bessere kaufinännische Schulung mitbringen. Aehnliche, nur klei- 
nere Zentren des Bedarfs wird auch die Landindustrie schaffen. 
Die Tendenz geht ja dahin. weniger lohnende Betriebe auf das Land 
hinaus zu verlegen, wo die Kosten minder hoch sind und man dic Ar- 
beiter besser in der Hand hat; so ist die Lyoner Scidenweberei ganz 
aufs Land hinausgegangen. Nicht immer aber gehen die Arbeiter 
mit, wenigstens teilt uns V. Seite 289 das Beispiel der Verlegung einer 
Brüsseler Strohhutfabrik aufs Land mit, während die Arbeiter diese 
Verlegung nicht mitmachten, sondern lieber täglich den Weg von der 
Stadt auts Land machen. Große Ackerbauer werden die Industrie- 
arbeiter, selbst wenn man sie auf dem Lande ansiedelt, nie werden, 
hat man doch auch mit der Ansiedlung städtischer Arbeiter in Süd- 
australien und Neuseeland keine allzu guten Erfahrungen gemacht. Die 
Schaffung ven Landindustrie wird immer nur für den Konsum, nicht 
für die Produktion von Nahrungsmitteln von Bedeutung sein. 
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V. resumiert auf den letzten Io Seiten, die Konzentration in den 
Städten sei nur eine unvermeidliche Begleiterscheinung der kapitalisti- 
schen Konzentration gewesen; die künftige Entwicklung werde die 
überlebten räumlichen Grenzen zwischen Stadt und Land vernichten, 
so wie die politischen und ökonomischen Grenzen durch die franzö- 
sische Revolution gefallen seien. Die neue Landbevölkeı ung aber werde 
keine rein ländliche mehr sein, sondern eine durch das städtische Sta- 
dium hindurchgegangene. Hiermit beantwortet aber V. nur die eine Seite 
des Problems, die Sıedlungsfrage, nicht diejenige, welche speziell die 
Landwirtschaft interessiert, die Frage der ländlichen Arbeitsbeschaf- 
fung. Ich meine, die zukünftige Entwicklung wird dahin gehen, daß die 
kleinbäuerlichen Betriebe ın Mitteleuropa, soweit sie Viehzucht und Ge- 
müsebau treiben, nach Abschaffung der Einfuhrzölle für Futtermittel 
und der Gesetze, die vielfach den Großgrundbesitz künstlich zusammen- 
halten, stark zunehmen und vom Leutemangel nicht zu leiden haben 
werden, da in solchen Betrieben meist nur die Familie selbst tätig ist; 
auch werden sich die Verkehrsmittel so weit verbessern, daß die Bauern 
keinen wesentlichen Vorteil der Großstadt mehr vermissen, also keinen 
Grund zur Abwanderung haben werden. Die Großbetriebe mit Boden hin- 
gegen, der auf (retreidebau zugeschnitten ist, werden, wenn unsere Zoll- 
politik einer vernünftigen (resetzgebung Platz macht, die den über- 
triebenen Verkehrswert auf seinen wahren Wert zurückführt, immer 
arbeitsextensiver und kapitalintensiver werden, d. h. man wird mehr 
wie bisher mit Maschinen arbeiten und bei verbesserter Technik mehr 
und mehr von der Handarbeit abstrahieren können, dabei aber höhere 
Roh- und Reinerträge herauswirtschaften als bisher. Der Glaube aber, 
es werde jemals eine allgemeine Rückkehr zur direkten Beschäftigung 
mit der Landwirtschaft stattfinden, ist eine Utopie. (Leonhard.) 


ıı. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Hamers, Dr. Willy, Der Braunkohlenbergbauın 
der Kölner Bucht. Tüb. Staatswissenschaftl. Abh. a. Heft, 
Stuttgart Igro, F. Enke. 135 S. M. 4,60. 

Der Braunkohlenbergbau des linken Rbeinufers erlangte seine 
Bedeutung für das deutsche Wirtschaftsleben erst, als es der fort- 
schreitenden Technik gelang. die daselbst zum weitaus größten Teil 
als gemeine oder erdige Braunkohle vorkommende Erdmasse zu soge- 
nannten Brikets zu verarbeiten. 

Die Fabrikation der Braunkohlenbrikets, deren vielseitige Ver- 
wendung sowohl im Haushalt als auch in der Industrie, finden eine ein- 
gehende Darstellung. Von allgemeinen Gesichtspunkten aus inter- 
essiert vor allem die Schilderung der raschen und wirksamen Kartellie- 
rung dieser verhältnismäßig jungen Industrie, mit allen hieraus sich 
ergebenden Vor- und Nachteilen für das Wirtschaftsleben. 

(Helene Deutsch.) 


Neumann, Dr. Josef, Die deutsche Schiffsbau- 
industrie. Fine Darstellung der volkswirtschaftlichen und so- 
zialen Bedeutung ihrer technischen Entwicklung. (Technisch-volks- 
wirtschaftliche Monographien. Herausgegeben von Prof. Dr. Ludwig 
Sinzheimer, XII Leipzig 1919, Verlag von Dr. Wer ner Klink- 
hardt. 194 S. M. 4.50. 
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Die Einführung der Maschine als Triebkraft, des Eisens als Bau- 
material, das Ueberhandnehmen des maschinellen Betriebes auf den 
Werften und das Eindringen wissenschaftlicher Konstruktionsmetho- 
den haben im Laufe des letzten Jahrhunderts die Schiffbautechnik und 
ihr Produkt vollkommen umgestaltet. Spezialtvpen von Schiffen sind 
in großer Anzahl entstanden, ihre Transportfähigkeit und Geschwin- 
digkeit hat zugenommen und doch haben sich die Herstellungskosten 
relativ verringert. | 

Wie haben diese technischen Fortschritte erstens Umfang und 
Struktur der Schiffbauindustrie und zweitens die Verhältnisse der in 
ihr beschäftigten Personen beeinflußt? Diese Fragen stellt und beant- 
wortet Neumann in seinem vorliegenden Buche gestützt auf ein um- 
fassendes Zahlenmaterial. 

Für die Schiffbauindustrie hat die Veränderung der Technik vor 
allem eine Konzentration des Schiffbaus in den Eisenländern herbei- 
geführt, und daneben eine zunehmende Orientierung der Standorte 
der Industrie nach den Zentren des Konsums. Die einzelnen Betriebe 
haben sich bedeutend vergrößert; aus dem handwerksmäßigen Klein- 
betrieb ist ein maschineller Großbetrieb geworden, in dem das Kapital 
gegenüber der Arbeit stetig an’ Bedeutung gewinnt. Den Betriebs- 
kombinationen der Werften mit Rohstofflieferanten steht der \Verfas- 
ser skeptisch gegenüber; günstiger dünkt ihm die Kombination mit 
Reedereien, am vorteilhaftesten für die Werften aber scheint ihm der 
Zusammenschluß in horizontaler Richtung, da Kartelle und Trusts 
die Möglichkeit weitgehender Spezialisation geben. 

Die Arbeiterschaft der Werften, von der im 3. Teil des Buches die 
Rede ist, hat sich nach Zusammensetzung, Herkunft und Ausbildung 
mit dem Fortschreiten der Technik verändert. \Verkürzter Arbeits- 
zeit und erhöhtem Lohn stehen als Nachteile des Uebergangs vom 
Holz- zum Eisenschiffbau verschlechterte hygienische Bedingungen 
gegenüber. Die weitgehende Differenzierung der Arbeiterschaft der 
Werften war einheitlichen Organisationsbestrebungen ungünstig. Die 
verschiedenen Arbeiterkategorien schlossen sich den über ganz Deutsch- 
land verbreiteten Zentralverbänden an. Die Organisationsverhält- 
nisse sind je nach Branchen und Orten höchst verschieden. Nutzlose 
Streiks waren häufig und führten im Jahre 1909 zur Gründung einer 
Zentralwerftkommission mit ihrem Sitz in Hamburg. Da dieser Kom- 
mission in der Gruppe Deutscher Seeschifiswerften, ciner Sektion des 
(sesamtverbandes deutscher Metallindustrieller, seit einigen Jahren 
eine straffe Arbeitgeberorganisation gegenübersteht, hofft der Verfasser, 
daß die Periode des Kampfes in der Schiffbauindustrie vorbei sei, 
und Tarifverträge in größerem Umfang dort ihren Einzug halten kön- 
nen. (Marie Bernavs.) 


Neumeister, Werner, Die nalürlichen Grund- 
lagen für die Eisenindustrie in Deutschland 
und ın den Vereinigten Staaten. (Staats- und so- 
zialwissenschaftliche Forschungen hgg. v. Gustav Schmoller und 
Max Sering, Heft 150) Leipzig 1910, Duncker & Humblot. IV, 87 S. 
M. 2.—. 

Der Verfasser hat — wohl für Seminarzwecke eine Zusammen- 
stellung über das im Titel genannte Thema gemacht, die fast ganz auf 
zweiten Quellen beruht, die großen englischen und amerikanischen 
Veröffentlichungen offizieller, halboffizieller und ptivater Natur aber 
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nicht berücksichtigt. Es ist für den Außenstehenden nicht ganz ver- 
ständlich, was die Herausgeber veranlaßt hat, diese Kompilation in 
ihre angesehene Sammlung aufzunehmen. (Vogelstein.) 


Schulze-Großborstel,Dr. Ernst, Streifzügedurch 
das Nordamerikanische Wirtischaftsleben. 
Halle a. S. 1910, Buchhandlung des Waisenhauses. 225 S. M. 5.—. 

Diese Sammlung von Feutlletons und Zeitschriftenartikeln bringt 
dem Kenner wenig Neues und kann trotz ihrer nicht ungeschickten 

Form dem großen Publikum schwerlich empfohlen werden, da neben 

Richtigem zu viel falsche Behauptungen und zu viel populäre Ein- 

seitigkeiten darin enthalten sind. Es genügt dafür auf den Abschnitt 

»Die Trusts und das Volksvermögen« hinzuweisen. (Vogelstein.) 


Stegemann, Oskar, Der Eschweiler Bergwerks- 
verein und seine Vorgeschichte. 1789-1910. Zu- 
gleich ein Beitrag zur Geschichte des Aachener Steinkohlenberg- 
baues. Halle a. S. 1910, Wilhelm Knapp. VIII, 116 S. M. 6.— 

Für den Wirtschaftshistoriker, der die Entstehung der kapita- 
listischen Großindustrie zu verstehen sucht, wie für den Theoretiker 
der modernen Organisationsformen bilden Monographien wie die vor- 
liegende stets eine willkommene Gabe. 


Der Uebergang der bergbaulichen Rechte vom Grundherrn auf 
den bürgerlichen Kapitalisten, die Entwicklung des Betriebes unter den 
wechselnden rechtlichen und politischen Verhältnissen der napoleo- 
nischen Zeit dürften am meisten Interessantes enthalten. Die neuere 
Zeit istknapper behandelt. Von allgemeinen Schlußfolgerungen theo- 
retischer oder praktischer Art hält sich der Verfasser im ganzen fern 
und zwar mit Recht. Er hätte besser auch die verfehlte Bemerkung 
gestrichen, daß die gewerbliche Entwicklung Deutschlands von der 
Zeit Karls des Großen bis in das 19. Jahrhundert hinein stillgestanden 
habe (S. 42). (Vogelstein.) 


Bericht über Handel und Industrie der Schweiz 
im Jahre 1909. Zürich IgIo. 270 S. 





ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Silberberg, Dr. Ludwig, Deutsches Kartelljahr- 
buch. Berlin ıgIo, Puttkamer u. Mühlbrecht. Erster Band. 
Heft 1: Januar—März IgIo. Preis per Band (4 Hefte) M. 12.—. 

Das mir vorliegende erste Heft dieser neuen periodischen Veröffent- 
lichung enthält — ohne iede persönliche Zutat — wertvolles Tat- 
sachenmaterial über Gründung und Organisation einzelner Kartelle. 

(Vogelstein.) 


Silberstein, Dr. Ludwig, Gesetz über den Ab- 
satz von Kalısalzen vom 25. Mai 1910. Mit Erläu- 
Ta und Sachregister. Halle a. S. ıgıo, Wilhelm Knapp. 
M. 

Ein re dieses eigenartigsten aller modernen Gesetze auf wirt- 
schaftlichem Gebiete mit einigen juristischen Verweisungen, aber ohne 
eine Gesamtwürdigung vom juristischen oder volkswirtschaftlichen 
Standpunkt. (V ogelstein.) 
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Lorenz, Jakob, Einige Kapitel schweizer Fa- 
brikstatistik. Beiträge z. schweiz. Verwaltungsgeschichte. 
Heft 4 Zürich Igıo. Art. - Inst. Orell Füssli. 5r S. M. 1.—. 

An der Hand der Fabrikinspektorenberichte wird untersucht der 
Uebergang der Schweizer Industrie zu höheren Produktionsformen, die 
eine Verkürzung der Arbeitszeit nicht nur ermöglichen, sondern in 
vielen Fällen, dank der steigenden Intensität der Arbeit, direkt be- 
dingen. Der zehnstündige Arbeitstag gilt in der Schweiz als Regel. 
Längere Arbeitszeit kommt in größerem Umfange noch in der Textil- 
und der Salinen- u.d Erdindustrie vor. 

Dagegen bürgert sich immer mehr der freie Samstagnachmittag 
ein. Die hiedurch erzielte Verkürzung der effektiven Arbeitszeit 
kommt besonders den Frauen und jugendlichen Arbeitern zugute; 
erstere betrugen im Jahre IgoI 35,6%, letztere 15,5% der Gesamt- 
arbeiterschaft. Zum Teile aufgehoben aber werden diese Fortschritte 
durch die Steigerung der Ueberstunden- und Sonntagsarbeit. Und 
dies umsomehr, als die Strafen für Lebertretungen der Fabrikgesetze 
viel zu niedrig sind um auf die Fabrikanten abschreckend zu wirken. 
Das neue Fabrikgesetz, dessen Reform das Schriftchen dienen soll, 
sieht denn auch in diesem und anderen Punkten wesentliche Ver- 
besserungen vor. (Helene Deutsch.) 


Die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in der Schweizer Heimarbeit. II. Heft (erste Hälfte): 
Die Heimarbeit in der Seidenindustrie. Im Auf- 
trage des Organ.-Komitees der Schweiz. Heimarbeit-Ausstellung 
herausgeg. von Jak. Lorenz. Zürich IgIO, Kom. Verlag d. Grütli- 
buchhandlung. 232 S. M. 3.—. 


Unter den Heimarbeitszweigen der Schweiz ist der wichtigste der 
der Textilindustrie. Nicht weniger als 91,5”, aller Betriebe in der Textil- 
industrie gehören zur Heimarbeit, während von 100 in der Textilindu- 
strie Tätigen, 36 Heimarbeiter sind. 

Am stärksten sind die Heimarbeitsbetriebe in der Seidenindustrie 
vertreten. Es gehören nicht weniger als 97,8", aller Betriebe der Heim- 
arbeit an. Auf die drei Gebiete der Seidenweberei verteilt sich die 
Zahl der Heimarbeiter folgendermaßen: 


Seidenstoffweberei 10 562 Heimarbeiter, 
Seidenbandweberei 7558 » 
Seidenbeuteltuchweberei 1916 » 
Seidenwebereiheimarbeiter 20 030 » 


Die Heimarbeit in der Seidenbandindustrie ist, dank 
der — in der Regel den Fabrikanten gehörigen — modern ausgestal- 
teten, elektrisch betriebenen \Webstühlen und der wirksamen Vertre- 
tung der Interessen der Heimarbeiter durch den die meisten Heim- 
arbeiter umfassenden »Posamentier-Verbande«, vorläufig noch durchaus 
konkurrenzfähig. 

Inder Seidenstoffweberei dagegen ist der Vebergang 
zu höherer Technik und damit zur Konkurrenzlähigkeit nur den großen 
Fabriken möglich. Die Heimarbeit gleichbedeutend mit Hand- 
weberei — wird denn auch hier von der Maschine nnaufhaltsam ver- 
drängt und aufgesogen. 
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Wesentlich anders liegen die VerhältnisseinderSeidenbeutel- 
tuchweberei. Diese Arbeit kann nur in feuchten Kellerlokalen 
vorgenommen werden, da die Art des Webfadens einen besonders 
starken Feuchtigkeitsgrad erfordert. Die Kellerweberei, ausnahms- 
los in den Händen von Heimarbeitern liegend, hat denn auch vorläufig 
noch keinerlei Konkurrenz durch den Fabrikbetrieb zu befürchten. 
Die Arbeitsverhältnisse sind, dem Arbeitsort entsprechend, sehr un- 
gesund, die Lohnhöhe regelt ein von der Berufsorganisation, der alle 
Seidenbeuteltuchweber angehören, errungener Tarifvertrag. 

Die Seidenband- und Seidenstoffweberei wird in überwiegendem 
Umfange vonFrauen, die Seidenbeuteltuchweberei nur von M än - 
nern betrieben. Ueber die Arbeitszeit, die Lohnböhe, die Kinder- 
arbeit etc. unterrichten uns die reichlichen statistischen Tabellen. 

(Helene Deutsch.) 


14. Arbeiterschutz. 


Pap, Dr. Géza, Kranken- und Unfallversiche- 
rung der 4 usländer in Ungarn. Jena IgIo. Gustav 
Fischer. 15 S. M. 0.50. 

Die Schrift gelangt auf Grund der Vergleichung der einschlägigen 
(resetzesverfügungen zu dem Ergebnis, daß Ungarn im allgemeinen die 
Staatsangehörigen anderer Staaten jener der eigenen Staatsangehö- 
rigen gleichen Behandlung teilhaftig werden läßt. Nichtsdestoweniger 
findet es der Verfasser wünschenswert, daß gewisse und zwar sehr 
wesentliche Fragen auf Grund eines Gegenseitigkeits-Uebereinkommens 
geregelt werden sollen, wie das bereits mittels eines Vertrages zwischen 
Ungarn und Italien geschehen ist. Diese Notwendigkeit besteht nach 
Ansicht des Verfassers hauptsächlich betreffs jener Angehörigen eines 
ausländischen Verletzten, die zur Zeit des Unfalls sich in ihrem Hei- 
matlande und nicht im Lande des Unfallsortes aufhielten. Hier müß- 
ten auch die Entschädigungsansprüche jener ausländischen Unfall- 
verletzten einer billigen Behandlung unterzogen werden, die sich ın 
ihre Heimat zu dauerndem Aufenthalt zurückbegeben. 


Koiß, Géza, Zur Frage der Regelung der Ar- 
beitszeitin Eisenhütten, Walzwerken und Glas- 
hütten. (Schriften der ungarischen Vereinigung für gesetzli- 
chen Arbeiterschutz, Heft 5.) Jena IgIo, Gustav Fischer. 7 S. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Henne, Heinrich, Ingenieur-Oberinspektor der Aachener 
und Münchener Feuer-V ersicherungsgesellschaft, Dozent an der 
technischen Hochschule zu Aachen; Zinn führungindie Be- 
urleilung der Gejahren bei der Feuerversiche- | 
rung von F Abr iken und gewerblichen Anlagen. (Veröffentlichungen | è 
des Deutschen V a für Versicherungswissenschaft. Heft XIX.) | 
Berlin ıgro, E. S. Mittler und Sohn. 350 S. M. 10.—. | 


Der erste Ren Teil behandelt die allgemeinen technischen 
Grundlagen der Feuerversicherung, speziell die Gefahrenbegriffe im 
ganzen, die Prinzipien der Prämientestsetzung und Tarifbildung und 
die Rückversicherung. 

Der zweite Teil befaßt sich dann mit den speziellen technologi- 
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schen Grundlagen der Gefahrenbeurteilung; es werden darin die 
Konstruktion der Gebäude und die innere Einrichtung derselben, die 
Heizung und Beleuchtung und dergleichen besprochen, ferner die 
wichtigsten allgemeinen Betriebsanlagen und die Gesichtspunkte für die 
Beurteilung der Fabrikationsprozesse und Läger selbst. 


Im dritten Teil werden als Beispiele der Anwendung der allge- 
meinen Grundsätze die Gefahrenverhältnisse ausgewählter Betriebe 
besprochen; es handelt sich dabei um Iı verschiedene Abschnitte, 
die wichtigere Industrien behandeln. 


Im vierten Teile wird eine Uebersicht über die allgemeinen Feuer- 
löscheinrichtungen und über Feuermelder und Sprinkler-Anlagen ge- 
geben, während ein Anhang eine Sammlung von technischen Vorschrif- 
ten "aus der Feuerversicherung und eine technologische Literatur- 
Zusammenstellung bringt. 


Laporte, Walter, Dr. phil, Das Problem der Ar- 
beiterpensionskassen und seine rechtlichen 
undsozialen Konsequenzen. Jena 191o, Gustav Fischer. 
89 S. M. 2.50. 

Das Problem der Arbeiterpensionskassen beruht darin, daß Ar- 
beits- und Versicherungsvertrag hier so miteinander verknüpft sind, 
daß mit der Beendigung der ersteren auch der letztere aufgelöst wird. 
Damit erlöschen aber meist alle Ansprüche an die betreffende Kasse, 
ohne daß irgendwie Schadenersatz geleistet wird. Daß die wissenschaft- 
liche Kritik diesen Zustand nicht einmütig beanstandete, lag an einem 
Irrtum, der aber geeignet ist, den ganzen sozial-ethischen Gedanken 
des Versicherungswesens zu gefährden. Jeder Erlebensversicherungs- 
vertrag verlangt ein Ausprobieren dieser Ungewißheit lediglich durch 
das Wirken des Zufalls. Ein störendes Eingreifen in diesen Prozeß 
durch menschliche Willkürhandlung (also durch Kündigungen) wider- 
spricht seiner inneren Logik. Also nur durch Verwechselung von der 
versicherungstechnisch einwandfreien Zufallsauslese mit menschli- 
cher Willkürauslese konnte die Berechtigung des völligen Verfalles 
aller Ansprüche beim vorzeitigen Ausscheiden abgeleitet werden. Da 
nach § 174 des Ges. über den Vers.-Vertrag bei jedem Lebensvers.- 
Vertrag nach dreijähriger Dauer Umwandlung gefordert werden kann, 
so kann dieselbe auch bei den Arb.-Pens.-Kassen gefordert werden, 
sobald nicht nur reine Invaliditäts- sondern auch Altersvers. vorliegt. 
Wenn die Kasse diese aber versagen zu müssen glaubt, so muß sie beim 
vorzeitigen Ausscheiden als Schadenersatz eine teilweise Rückerstat- 
tung der Beiträge eintreten lassen. Ein Abweisen beider Forderungen 
würde gegen die guten Sitten verstoßen und deshalb nach $ 138 B.G.B. 
anfechtbar sein. Damit wären jedoch nur die Mißstände bei den ein- 
zelnen Kassen beseitigt, eine endgültige Reform der Arb.-Pens.-Kassen 
dagegen müßte stets die Forderung un Auge behalten, wie sich unter 
voller Wahrung der Freizügigkeit der Arbeiter ein dauerndes Vers.- 
verhältnis gegen Alter und Invalidität erreichen läßt. Am besten wird 
sich das nur durch große umfassende Organisationen (wie z. B. durch 
die Vereins-Vers.-Bank für Deutschland in Düsseldorf) oder durch 
Zusatzrenten nach dem Entwurf der Reichsvers.-Ordnung verwirk- 
lichen lassen. 


Aßmann, Hans, Justiiar, Der Kollektivunfall- 
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versicherungsverlrag der politischen Gemein- 
den. Düsseldorf 1910, L. Schwann. 82 S. M. 0.80. 


Korkisch, Dr. Hubert, Beiträge aus Erfahrungen 
in der Pensionsversicherung der Privatange- 
stellten. (Schriften des Deutschen Werkmeister-Verbandes, 
XVIL) Düsseldorf 1910, Werkmeister-Buchhandlung. 30S. M. 0.25. 


Watzke, Alfred, Die Kassa- und Rechnungsge- 
barung der Krankenkassen. Wien ıgıo. Alfred Höl- 
der. 353 S. M. 3.60. 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Reichel, Charlotte, Der Dienstivertragder Kran- 
kenpflegerinnen unter Berücksichtigung der 
sozialen Lage. Jena 1910, Gustav Fischer. 102 S. M. 1.40. 

Die vorliegende Broschüre ist eines der ersten Dokumente für 
den immer weiter um sich greifenden Gedanken, auch den Kranken- 
pilegeberuf als wirtschaftlich selbständigen Frauenberuf anzusehen. 
Er wird mehr und mehr als eine Arbeit Aufgefaßt. die nicht nur um 
des inneren Lohnes willen geleistet werden kann und daher soll die 
rechtliche und soziale Stellung der Krankenpflegerinnen in Einklang 
mit den Forderungen unserer Zeit gebracht werden. 

Charlotte Reichels Schritt will nicht nur die Pflegerinnen selbst 
über ihre Rechtsverhältnisse aufklären, sondern auch theoretisch In- 
teressierten, Juristen, Aerzten und Sozialpolitikern Studienmaterial 
bieten. Dieser doppelten Absicht entsprechend werden zuerst die Ge- 
setze und Paragraphen der Gewerbeordnung, denen die Kranken- 
pflegerin untersteht, besprochen, Kranken- und Invalidenversicherung 
erörtert und allgemeine Reformvorschläge zur Versicherungstrage ge- 
macht. Ein Ueberblick über die nun folgenden Kapitel, die sich vor- 
wiegend mit der sozialen Lage der Krankenpflegerinnen be- 
fassen, zeigt, daß letztere ein Recht haben, sich »die Stiefkinder der 
Soziulpolitik« zu nennen. Ihre Arbeitszeit ist gesetzlich so gut wie un- 
beschränkt; sie sind vom Zehnstundentag ausgeschlossen, es kommen 
für Lehrschwestern sogar noch Arbeitsbereitschaften von 36 Stunden 
vor. Eine Folge dieser U eberlast an Arbeit ist es wohl, wenn, wie Sta- 
tistiken zeigen, z. B. von 1050 Schwestern ca. 95%, nach 10 Dienst- 
jahren überanstrengt sind. Auch das Gehalt läßt viel zu wünschen 
übrig. Als günstige Entlohnung kann eine Endsumme von 660 M. jähr- 
lich nach 15 jähriger Dienstzeit gelten; daneben finden sich aber ın 
Diakonissenanstalten Löhne von I44—Ibo M. im Jahr, im Vater- 
ländischen Frauenverein z. B. eine Endsumme von 450 M. nach 16 jäh- 
riger Dienstzeit. Hohe Strafgelder sind fast überall üblich, während 
die Kleidung nicht ın allen Fällen geliefert wird. Der geringen so- 
zialen Fürsorge, die die Krankenpflegerinnen genießen, stehen harte 
stralgesetzliche Bestimmungen, die sie treffen, gegenüber. Trotzdem 
seit dem letzten Jahrzehnt Berufsvereine der Krankenpflegerinnen 
existieren, von denen die Berufsorganisation der Krankenpflegerinnen 
Deutschlands, gegründet 1903, init ca. 2800 Mitgliedern am bedeutend- 
sten ist, bleibt doch die Möglichkeit der Selbsthilfe für die Kranken- 
pflegerinnen recht beschr änkt. Manche Städte verbieten ihren Schwe- 
stern den Anschluß an die Organisationen. Der Verfasserin scheint dar- 
um eine staatliche Regelung der Verhältnisse dringend geboten, da- 
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mit nicht mit den wertvollen Kräften, die sich der Krankenpflege 
aus ganzer Seele widmen, eine Verschwendung getrieben werde, die 
einen allgemein beklagten Mangel an solchen zur Folge hat. 

(Marie Bernays.) 


Simmersbach, Bruno, Dre Entwicklung der Ar- 
beiterverbände in der amerikanischen Etsen- 
industrie. Nach amerikanischen Quellen bearbeitet. (Samm- 
lung Berg- und Hüttenmännischer Abhandlungen. Heft 56). Kat- 
towitz ıgIo, Gebrüder Böhm. 35 S. M. 1.60. 

Die Schrift bespricht Entstehung und Entwicklung der ersten 
Arbeiterverbände in der Eisen- und Stahlindustrie der Vereinigten 
Staaten, Ihren Zusammenschluß in dem »Nationalverband der vereinig- 
ten Eisen- und Stahlwerksarbeiter« im Jahre 1875 und die Grundsätze 
dieser Organisation. Es folgt eine detaillierte Schilderung der Maß- 
nahmen des Verbandes zur Festsetzung der Lohnhöhe zwischen Ar- 
beitgebern und Arbeitern, und eine Erörterung seiner Stellungnahme 
zu den Fragen der Verkürzung der Arbeitszeit. Ursprünglich nur Eisen- 
arbeiter zu seinen Mitgliedern zählend gewann der Verband rasch unter 
den Stahlwerksarbeitern zahlreiche Anhänger und stand im Jahre 1891 
mit 24 068 Mitgliedern auf der Höhe seiner Macht und seines Ein- 
flusses. Doch das völlige Versagen der Verbandsleitung in zwei ver- 
unglückten Streiks in den Jahren 1892 und IgoI genügte, um »den Ver- 
bandsgedanken völlig aus den Stahlwerksarbeitern auszutreiben«. 
Der Verband bestand im Jahre 1908 nur mehr aus 7472 Mitgliedern 
und war wieder, wie zu Anfang seiner Tätigkeit, fast ausschließlich eine 
Vereinigung von Eisenarbeitern geworden. (Marie Bernays.) 


Werner, G. Was kann der deutsche Bergbau von 
Engla nd lernen? Essen-Ruhr 1910, Fredebeul und Koenen, 
72 S M. 0.60. 

Eine instruktive Schrift des Vorsitzenden des deutschen Steiger- 
verbandes über die Art und Weise, wie im englischen Bergbau "die 
Tarifverträge abgeschlossen und gehandhabt werden. Für den So- 
zialpolitiker ist sie von Interesse wegen des vom Verfasser versuchten 
Nachweises der Möglichkeit und Notwendigkeit von Tarifverträgen 
und Einigungsämtern auch für den Bergbau (was von den Zechenbe- 
sitzern bestritten wird), wegen der zum Ausdruck kommenden prinzi- 
piellen Uebereinstimmung der Steiger, also der Beamten mit der Ar- 
beiterschaft, und wegen der in Bergarbeiter- und Steigerkreisen herr- 
schenden L’eberzeugung von der Notwendigkeit einer baldigen Ausein- 
andersetzung mit dem Unternehmertum (bei der auch die Grubenbe- 
amten, die Steiger, nicht ganz unbeteiligt bleiben düriten). — Im Ge- 
gensatz zur Arbeiterschaft beklagt da Verfasser die Ueberfülle der 
Vorschriften im deutschen Bergbau, die keineswegs Unfälle aus- 
schließe, vielfach bloß Kosten verursache und dadurch eine entspre- 
chende Entlohnung verhindere; er zieht das englische System mit 
wenig Vorschriften vor, das die Arbeiter zwinge, "sich selbst vor Ge- 
fahren zu schützen; die Unfälle seien daher auch in England seltener. 

(L.) 
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Beyer, Dr. Friedrich Christian, Die volks- 
wirtschaftliche und sozialpolilische Beden- 
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tunge der UN, der Setzmaschine im 
Buchdruck gewerbe. (F reiburger Volkswirtschaftliche Ab- 
handlungen 1. Ba. I. Heft.) Karlsruhe i. B. 1910, G. Braun. 166 S. 
M. 3.50. 

Die vorliegende Arbeit lhefert einen wertvollen Beitrag zur Frage 
der Ersetzung der menschlichen Hand durch die Maschine. Sie bean- 
sprucht unsere Aufmerksamkeit in umso größerem Maße als in diesem 
Falle die Wirkungen der Veränderung des Arbeitsprozesses auf eine 
hochqualifizierte Arbeiterschaft untersucht werden, deren feste Or- 
ganisation es ihnen ermöglichte, die ihnen schädlichen Folgen des tech- 
nischen Fortschritts abzuschwächen. 

Die beiden ersten Teile der Abhandlung schildern die Lage des deut- 
schen Buchdruckergewerbes vor Einführung der Setzmaschine und 
die auf die Erfindung der letzteren erfolgende Umwälzung der Setz- 
arbeit. Wir erhalten einen Ueberblick über die verschiedenen Systeme 
von Setzmaschinen, über die Wege, die zu ihrer Verbreitung einge- 
schlagen wurden und über den tatsächlichen U mfang ihrer Anwendung. 


Der dritte Teil der Arbeit zeigt, in welcher Weise und mit welchem 
Erfolg die deutschen Buchdrucker den ihre Arbeitschancen bedrohen- 
den Gefahren der technischen Umwälzung begegnen. Sie bekämpfen 
das Eindringen der Frauen- und Lehrlingsarbeit in ihrem Gewerbe 
und suchen nach dem Vorbild der amerikanischen und englischen 
Buchdrucker die durch verminderte Arbeitsgelegenheit entstandene 
Arbeitslosigkeit in ihren Reihen durch Fürsorge und Unterstützung 
zu mildern. Die Gewerkschaft wird durch Gründung besonderer 
Maschinensetzervereine ausgebaut, internationale Beziehungen werden 
angeknüpft. Vom Staate unterstützt. namentlich durch gesetzlichen 
Schutz gegen die gesundheitlichen Gefahren der Arbeit, haben die 
deutschen Buchdrucker es fast ebenso gut wie ihre englischen Kol- 
legen verstanden, den Mitgliedern ihres Verbandes die neue Beschäfti- 
gung unter Bedingungen zu verschaffen, die den Lebensstandard auf- 
recht erhielten. 

Im letzten Abschnitt seiner Arbeit untersucht Bever noch kurz, 
welche Folgen die Einführung der Setzmaschine für die gesamte deut- 
sche Volkswirtschaft hatte: die, unter manchen, vor allem hygienischen 
Gesichtspunkten erfreuliche Ersetzung des Kleinbetriebs durch den 
Großbetrieb im Buchdruckgewerbe, die Beeinflussung verwandter 
Industrien und schließlich die »erzieherische Wirkung« der Einführung 
der Setzmaschine auf die Gewerkschaftspolitik der Buchdrucker, die 
sich der tarillichen Regelung der Konflikte zwischen Arbeitern und Ar- 
beitgebern mehr und mehr zuwendet. (Marie Bernays). 


Held, Dr. Max, Das .:\rbeitlsverhaältnis im Nürn- 
berger Handwerk. Münch. Volksw. Studien Nr. 97. Stutt- 
gart IQIO, J. G. Cotta. r00 S. M. 2.50. 

Die vorliegende Arbeit orientiert uns vorwiegend darüber, wessen 
Händen die Wahrung der gewerblichen Interessen Nürnbergs von der 
Zeit der Vereinigung Nürnbergs mit Bayern (1806), bis zur Einführung 
der Gewerbefreiheit (1862—08), überantwortet war. 

Bis zum Beginn des vorigen Jahrhunderts stand die Regelung und 
Beaufsichtigung des Nürnberger (Grewerbewesens nicht, wie in den 
meisten deutschen Städten den autonomen Zünften zu, sondern war 
dem Rugsamt, einer von der Obrigkeit eingesetzten Behörde über- 
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tragen. Im Jahre 1808 wurde der Reichsstädtische Rat aufgelöst und 
der Polizei die Gewerbeaufsicht anvertraut. Durch die 1818 der 
Stadt gewährte Verfassung trat dann an Stelle der Polizei der städ- 
tische Magistrat, dem auch die Ausführung der in den Jahren 
1825 und 1853 erlassenen Gewerbegesetze zufällt, wonach das Kon- 
zessionssystem für die Ausübung eines Gewerbes zur Regel erklärt, 
resp. die Anforderungen zur Erlangung des Meisterrechtes noch ver- 
schärft werden. 

Was zwischendurch über Zunft- und Gewerbemißbräuche erzählt 
wird, sind bekannte Dinge. (Helene Deutsch.) 


Schäfer, Dr. Peter, Material zu sozialpoliti- 
schen und apologelischen Vorträgen. Wiebels- 
kirchen 1910, N. Kolportage-Verlag (G.m.b.H.) 2 Bde. M.z. 


Diese aus dem Korumschen Zentrumslager stammende Material- 
sammlung versucht an der Hand von Sprich- und Tages-Schlag- 
Wörtern die ultramontane Lebensanschauung gegen liberale und so- 
zialistische Gegner zu verteidigen. Ohne große Gesichtspunkte und 
mit derber Berücksichtigung der populärsten Instinkte. Weitschwei- 
figkeiten und Wiederholungen (ganze Satzgruppen finden sich zwei- 
und dreimal abgedruckt!) machen die durchgehende Lektüre unmög- 
lich. Die Aufsätze sind eine Art von Volkspredigten, aber von jenen 
wichtigeren, die nicht in der Kirche, sondern im Vereins- und Gesellen- 
haus gehalten werden. Vielleicht hat dem Verfasser Abraham a Santa 
Clara vorgeschwebt. Er hat ihn aber nur ın bezug auf Grobheit er- 
reicht. Allen Schwunges für ein positives Ideal bar arbeitet er mit hä- 
mischer Kleinkritik und aus der ängstlichen Konventikelscheu heraus 
vor den Wirklichkeiten unserer Zeit. Der Ton ist durchgehends auf 
die unwissendsten Bauernkreise gestimmt. Die krasse Form, in der 
die Demuts-Ethik gepredigt wird, würde in ultramontanen Arbeiter- 
kreisen auf starken Widerspruch stoßen. 


Neben offenbar im Interesse einer handpgreiflicheren Argumenta 
tion zurechtgebogenen Unrichtigkeiten (Band I p. 25: »Einmal(!) hat 
die Ständeversammlung von Holstein, bekanntlich(!) eine Haupt- 
pflanzstätte der liberalen(!) Intelligenz, sich nicht damit beruhigt 
usw.«) stehen höchst bedenkliche Zitiermethoden (p. 24 werden z. B.. 
ob aus Liederlichkeit oder aus anderen Gründen, sei dahingestellt. 
eigene ironische Ergüsse des Verfassers munter als Tagebuchaui- 
zeichnungen Varnhagens von Ense zitiert). Mehr als einmal stoßen 
wir auf die Behauptung, daß der Partcibeitrag der Sozialdemokratie 
Jährlich 66 Mark(!) betrage (p. 82. p. 47). Auf 29 Seiten entwickelt der 
ve vor seinen Lesern die »soziale Frage«. Von diesen 29 Seiten 
beschäftigen sich 27 in höchsten Lobestönen mit den Verdiensten der 
christlic hen Charitas unter den Kirchenvätern, unter Franziskus und 
dem heiligen Vinzenz. Die moderne soziale Frage wird auf zwei Sei- 
ten gelöst — mit der Polemik, daß »die Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel dem Arbeiter das Verfügungsrecht über seinen hohen 
Lohn rauben würde« (p. 221). 

Dieser Sammlung fehlt in jeder Rücksicht alles, womit die Agi- 
tationsschriften des Zentrums zuweilen auch dem Gegner imponiert 
haben: raffinierte Dialektik, virtuose Anpassung an alle sozialen Ge- 
gensätzlichkeiten, Bändigung alles W iderspe nstigen durch den reli- 
gıösen Appell. Sie verzettelt sich in naiver Bauernpolemik gegen alle 
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Stadtkultur, in unfeinen persönlichen Invektiven und schlecht erfunde- 
nen klerikalen Anekdoten. Die sozialen Betrachtungen sind so, daß 
jeder ernsthafte katholische Sozialpolitiker sich ihrer schämen wird. 
Das Buch ist unwichtig, für den Psychologen wie für den Soziologen. 
Wichtig ist höchstens die Erkenntnis, daß Volksteile, die noch unver- 
braucht sind, die großen Fragen der modernen Kultur in dieser Form 
vermittelt erhalten. (Adolph Köster.) 


Kulturund Fortschritt, Verlag von Felix Dietrich, Gautzsch 
bei Leipzig. Heft 302/3: Nietzsches Ansichten über Weib, Liebe, 
Ehe. Von Achim v. Winterfeld (50 Pf). — Heft 304: Das Problem 
der Ehescheidung im bürgerlichen Gesetzbuch. Von Dr. West- 
heimer (25 Pf.). — Heft 305: Die Schwierigkeiten internationaler 
Finanzvergleiche. Von Dr. Fritz Schumann (25 Pf.). — Heft 306/08: 
Kurzer Ueberblick der Tätigkeit des I. allgemeinen russischen Frauen- 
kongresses in Petersburg vom Io.—ıI6. Dez. 1908. Von Elise Gont- 
scharoff. (75 Pf.).— Heft 309: Für unsere Deutschen Bibliotheken. 
Von Universitätsbibliothekar Dr. Chr. Ruepprecht (25 Pf.). — 
Heft 310: Der Völkerfriede und die Religion. Von Elsbeth Fried- 
richs und Dr. M. Friedrichs (25 Pf.). — Heft 311: Die vier letzten 
Privatnotenbanken. Von Dr. Fritz Schumann (25 Pf.). — Heft 312/3: 
Das Jugendgericht. Von Dr. Käthe Schirmacher (50 Pf.). — Heft 
314: Geschichte der Parteien des Deutschen Reichstags. IV. Die 
Parteien der wirtschaftl. Vereinigung. Von Alexander Burger 
(25 Pf.). — Heft 315/6: Die handwerksmäßige und fachgewerbliche 
Ausbildung der Frau. Von Maria Lischnewska (25 Pf.). — Heft 
317/8: Soll ich mein Kind in einen Kindergarten schicken ? Von Nelly 
Wolffheim (50 Pf.). — Heft 319/320: Zur Sozialpolitik des Mittel- 
standes I. Von Dr. Heinrich Pudor (50 Pf.). — Heft 321: Stellung der 
Frau in der evangelischen Kirche. Von Martha Zietz. (25 Pf.). — 
Heft 322/3: Das Wahlrecht der Frauen zu den Handelskammern 
in den deutschen Bundesstaaten. Von Lida Gustava Heymann 
(50 Pf.). — Heft 324/5: Alimentenbank und Elternschaftsversi- 
cherung. Von Dr. Klaus Wagner-Roemmich (50 Pf.). — Heft 326/7: 
Käuferregeln (Käuferbuch I). Von Dr. Heinrich Pudor (50 Pf.). — 
Heft 328/30: Die Todgeweihten. Nach Mitteilungen zum Tode Ver- 
urteilfer. Von Wladimir Korolenko. Mit einem Briefe Leo Tol- 
stois. Vorwort von Prof. Gustav Radbruch (75 Pf.). — Heft 331: 
Ueber staatsbürgerliche Erziehung. Von Sigismund Wilhelm Fre- 
senius (25 Pt.). 

Tomaschek, Dr. Franz, Dokumenle der Gewer- 
beföürderung. Prag IgIo, Gustav Neugebauer. 66 S. M. 1.25. 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Weigert, Dr. Martin, Die Handlungsgehilfenfrage. 
Grundzüge der Sozialpolitik im Deutschen Handelsgewerbe. Ber- 
lin und Leipzig r911, Dr. Walther Rothschild. 324 S. M. 6.—. 

Die umfangreiche Publikation faßt alles zusammen, was die So- 
zaalpolitik für das Handelsgewerbe betrifft: alles, was über diese spe- 
zifischen Probleme gesagt wurde und vieles, was vom Standpunkt einer 

»maßvollen Weiterentwicklung sozialer Fürsorge« gesagt werden kann. 

Der Verfasser, der an der Berliner Handelskammer tätig ist. erkennt 
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an, daß sich — insbesondere infolge des massenhaften Eindringens der 
Frauenarbeit und der gesteigerten Ansprüche an die Leistungsfähig- 
keit der Angestellten — die Lage der Handlungsgehilfen erheblich ver- 
schlechtert habe und so das Drängen nach kaufmännischer Sozial- 
politik nur zu berechtigt sei (S. 27). Er behandelt im einzelnen aus- 
führlich die kaufmännischen Berufsvereine als die Träger der sozialpo- 
‚litischen Bestrebungen der Gehilfenschaft ') billigt deren Taktik, insbe- 
sondere die Ablehnung des Streiks und die geltende sozialpolitische 
Gesetzgebung. Bei Diskussion der einzelnen Fragen und Reform- 
bestrebungen vertritt der Verfasser keineswegs bloß einen extremen 
Unternehmerstandpunkt — wie sich namentlich bei der Besprechung 
der kaufmännischen Lehre und der Handelsinspektion zeigt, — ohne 
jedoch in den wichtigeren Fragen ohne weiters die Wünsche der An- 
gestellten als berechtigt anzuerkennen. Dadurch ist der Autor oft ge- 
nötigt — ohne konkrete Vorschläge erstatten zu können, — für ein 
Kompromiß einzutreten. In der Frage der Frauenarbeit fürch- 
tet der Verfasser die Proletarisierung des Gehilfenstandes durch eine 
Ueberschwemmung des Handels mit billiger Frauenarbeit (S. 192/3). 
Er schlägt daher Maßnahmen vor, welche die Abwanderung vom Lande 
vermindern sollen, und Maximalsarbeitszeit für Jugendliche (bis zu 
18 Jahren); außerdem Beeinflussung des Angebotes durch die weib- 
lichen Angestellten selbst, und bessere Ausbildung derselben für den 
kaufmännischen Beruf. Dadurch würde die Lohnhöhe günstig beein- 
Hußt werden. 

Weitere Abschnitte des Buches behandeln die Arbeitsvermitt- 
lung im Handelsgewerbe, die Frage der Pensions-, Witwen- und Wai- 
senversicherung, und die soziale Fürsorge durch die Arbeitgeber. 

Das Buch ist ein Symptom für die immer weitergreifende Erkennt- 
nis von der Bedeutung des Privatbeamten für die soziale Struktur 
der Gesellschaft. \Venn es auch keinen Versuch macht, die Entwick- 
lung der Privatbeamtengruppen im Zusammenhang mit allgemein- 
gesellschaftlichen Phänomenen zu erörtern, so ist es doch als syste- 
matische Erörterung und Zusammenfassung der Sozialpohtik im und 
für das Handelsgewerbe von Interesse. (L.) 


———— m — 


19. Handel und Verkehr. 


20. Handels- und Kolonialpolitik. 


Ermels, Dr. Robert, Frankreichs koloniale Han- 
delspol:ıtik. Geschichte, Wirkung und Kritik derselben. Berlin 
1910, R. Trenkel, 211 S. M. 

Die vorliegende Arbeit bringt die staatlichen Maßnahmen Frank- 
reichs zur Förderung des W aan zwischen Kolonien und 
Mutterland von den Zeiten Colberts bis zur Gegenwart ausführ- 
lich zur Darstellung. Sie entstand im Office colonial zu Paris und geht 
unmittelbar auf das amtliche Ouellenmaterial zurück. An der Hand 
der kolonialen Handelsstatistik wird dargelegt, wie durch die neuere 
Assimilationspolitik, welche Kolonien und Mutterland zu einer großen 
Zollunion zusammenzuschließen sucht, der prozentuale Anteil Frank- 

1) Siehe hierüber auch im »Archive Bd. XXXI, r. Sozialpol. Chronik, 
Die Privatbeamtenbewegung. S. 215 ff. 
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reichs an der Einfuhr zwar eine Steigerung, der absolute hingegen 
bei einer Reihe von Kolonien einen erheblichen Rückgang zu verzeich- 
nen hat. Daran anknüpfend zeigt die Kritik, wie Frankreich durch 
Uebertragung des Hochschutzzollsystems auf die überseeischen Be- 
sitzungen seine eigene Einfuhr daselbst trotz der Zollfreiheit der 
französischen Waren erschwert. Denn die durch die Schutzzölle her- 
vorgerufene Preissteigerung ergreift in gleicher Weise die französischen 
wie ausländischen Waren. Bei dem Fehlen einer nennenswerten Eigen- 
industrie in den Kolonien müssen die ungeheueren Lasten der Schutz- 
zollpolitik ganz einseitig von den Kolonisten getragen werden, was 
bei ihnen eine steigende Erbitterung gegen das Mutterland zur F olge hat. 


Gerhardt, Dr. Emil, Kanada selbständig? Die na- 
türlichen Entwicklungsbedingung gen Kanadas als Grundlage zur 
Ausbildung eines selbständigen Staatswesens. Berlin roro, Putt- 
kammer und Mühlbrecht. 162 S. M. 3.20. 

Der Verfasser hatte Gelegenheit, der Aufschließung des kanadischen 
Nordwestens noch in seinen Anfängen beizuwohnen, also des Gebiets, das 
infolge seiner Weizenernten heute den Hauptanziehungspunkt für die 
Einwanderung nach Kanada bildet. Ueber die Ausdehnung des kul- 
turfähigen Bodens, namentlich des »Weizengürtels«, haben sich über- 
triebene Schätzungen bis heute ziemlich allgemein erhalten. Die Schrift 
bemüht sich, zuerst die richtigen Grenzen für die Besiedlungsmög- 
lichkeit zu zeigen. 

Dann werden die beiden wichtigsten Faktoren im wirtschaftlichen 
Leben Kanadas, Landwirtschaft und Industrie, in ihrer bisherigen Ent- 
wicklung und in ihren Aussichten für die Zukunft dargestellt. Auch die 
anderen Hilfsquellen des Landes: Mineralien, Wälder und Fischerei 
sind behandelt. Eigene Kapitel haben Verkehrswege, sowie Handel 
und Schiffahrt erhalten. 

Nachdem wirtschaftliche Unabhängigkeit. als in genügendem 
Maße vorhanden, nachgewiesen ist, beschäftigt sich der zweite Teil 
mit dem augenscheinlichen Bestreben des Dominion of Canada, 
früher oder später ein unabhängiges Staatswesen zu bilden. Der Ein- 
fluß des Mutterlandes in wirtschaftlichen Dingen Kanadas ist seit Be- 
gründung des Dominion bekanntlich fast ganz ausgeschaltet. Aber 
auch in Anbetracht der dargestellten sonstigen inneren Verhältnisse, 
auf Grund der pohtischen ad sittlichen Befähigung der Bevölkerung, 
ihrer geistigen Veranlagung und V ergesellschaftung, wie sie das Buch 
schildert, erkennt man, daß in Kanada eine neue Nation 
im Werden begritten ist. 

Fiteer E, Der Zollstreit Kanadas mit den Ver- 
einigten Staaten. (Volksw. Zeitiragen, Heft 232/3). Berlin 
19Io, Leonhard Simion Nf. 63 S. M. 2.—. 

Jahrbuch über die deutschen Kolonien. Her. v. 
Dr. Karl Schneider. Essen IgIO. G. D. Baedeker. 306 S. 
M. 5.— 


2ı. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 
Heilfron, Prof. Dr. Ed., Geld, Bank- und Börsen- 
wesen. (Lehrbuch des Handelsrechts, Ergänzungsband). Berlin 
Speyer und Peters. 1909. 360 S. M. 3.50. 


21. Geld, Bank- und Börsenwesen, 233 


Heilfrons Fähigkeit, den von ihm behandelten Stoff klar und über- 
sichtlich zu gestalten, kommt in diesem wie in seinen anderen weit 
verbreiteten Lehrbüchern deutlich zum Ausdruck. Für Studien- 
zwecke eignet sich dieser mit einem sehr guten Register ausgestattete 
Band in ausgezeichneter Weise. Man wird ihn als wichtiges Hilfs- 
mittel neben nationalökonamischen wie juristischen Vorlesungen den 
Studierenden empfehlen können. Das uneingeschränkte Lob, das der 
geschickten Zusammenstellung und Behandlung des Stotfes gilt, möch- 
ten wir allerdings nicht auf die theoretischen Grundüberzeugungen des 
Verfassers erstrecken, in denen der Metallismus herrscht. Man ver- 
gleiche die heute wohl nicht mehr zulässigen Definitionen der Währung 
und die Behandlung des Papiergeldes. Trotz mancher abweichender 
Anschauungen auch über Bank- und Börsenwesen stehe ich nicht an, 
das Buch für eine ganz hervorragende Informationsquelle für Theo- 
retiker wie Praktiker zu erklären. (Altmann.) 


Leitner, Professor Dr. Friedrich. Das Bankge- 
schäft und seine Technik. Unter Berücksichtigung 


der gesetzlichen Bestimmungen. 2. Auflage. Frankfurt a. M. IgIo, 
J. D. Sauerländer. 669 S. M. 9.50, geb. M. 11. —. 


Das Buch gibt eine gründliche Darstellung fast sämtlicher Bank- 
geschäfte, unterstützt durch zahlreiche Verträge, Formulare, Briefe, 
die reiches Material zum Selbststudium bieten. Die gesetzlichen Grund- 
lagen für die einzelnen Zweige des Bankgeschäfts wurden in leicht 
verständlicher Form behandelt, um zu zeigen, wie gerade dieser Teil 
des Erwerbslebens in weitestgehendem Maße gesetzlich geregelt und 
gebunden ist, wie das Risiko gesetzlicher Haitpflicht oder Unklar- 
heiten abgewälzt und vermieden wird, das Rechnen im Bankgeschäft, 
die zahlenmäßige Darstellung der \Verturteile, und die Handelsge- 
bräuche sind gleichfalls berücksichtigt. 


Der Zweck des Buches ist, eine Betriebslehre des Bankgeschäfts 
zu schreiben, ein Versuch, der mangelhaft bleiben muß, bis die einzel- 
nen Zweige dieser Kreditorg ranisation gründlich, d. h. monographisch 
behandelt sind. Es wird deskriptiv die Technik des Verkehrs, erör- 
tert, also die Bankpolitik und die Verrechnungstechnik (Buchhaltung) 
weggelassen. 


Loew, Dr. Ernst, Die Prager Produklenbörse. 
Wien Igıo, Manz. 50 S. M. 0.83. 

Die Schrift bringt zum erstenmale eine Monographie der Prager 
Produktenbörse, welche im Jahre 1884 gegründet, aus kleinen An- 
fangen sich rasch zu einer achtunggebietenden, volkswirtschaftlichen 
Stellung emporgearbeitet hat. An der Hand einer geschichtlichen 
Darstellung beschreibt der Verfasser die Organisation der Börse, das 
geschäftliche Milieu an derselben (äußeres Bild des Geschäftslebens. 
Arten des (Gseschäftsabschlusses, Preisbildung. Maklerwesen, Trag- 
weite der Preise, Preisvermittlung), und gelangt sodann zu einer kur- 
zen Schilderung der Tätigkeit des Börsenschiedsgerichtes. In einem 
besonderen Kapitel veröffentlicht der Verfasser ihm zur Verfügung 
gestellte Briefe von hervorragenden Praktikern, in denen Verbesse- 
rungsvorschläge zur Erörterung gestellt werden und aut bestehende 
Mängel der heutigen Organisation hingewiesen wird. Den zweiten Teil 
bildet ein »Anhang« in welchem die wichtigsten schtedsgerichtlichen 
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Formularien und die Kursberichte der bedeutendsten Produktenbörsen 
zum Abdruck gelangen. 


Price, L.L, Money and its Relations to Prices. 
London 1909, ‘Swan Sonnenschein and Co. Ltd. 3. edition. 

Von diesem Buch liegt jetzt bereits die 3. Auflage vor, so daß ein 
Hinweis auf die Tatsache des Neuerscheinens genügen könnte. Der 
Verfasser verfügt nicht über die kritische Fähigkeit und Literatur- 
kenntnis etwa des Amerikaners W alshs, der die theoretische Seite 
des Problems seit Erscheinen der früheren Auflagen grundlegend durch- 
iorschte. Dagegen hat des Verfassers mehr elementare Erfassung der 
Messung der Preisveränderungen, wie seine Behandlung der ökonomi- 
schen Wirkungen dieser Aenderungen und seine historischen Darlegungen 
volle Berechtigung. Auch wer fühlt, daß gerade in diesen Problemen 
der Zusammenhänge von Geld und Preisen die induktive Methode un- 
genügend bleiben muß, wird doch zugeben, daß Einzelphänomene 
z. B. im Preisfall nach 1873 und ähnliches so erklärt zu werden ver- 
mögen, wie der Autor es tut. (Altmann.) 


Smith, Jar C, Money and Profit Sharingor The 
Double Standard Money System. London Kegan 
Paul, Trench Trübner and Co. Ltd. 1908. 230 S. 

Das Buch handelt nicht wie man glauben könnte, vom Bimetal- 
lismus. Der Verfasser sucht nach einem zweiten W ertstandard, der 
zwischen Gläubiger und Schuldner die Ungleichheiten paralysiert, die 
bei der Rückzahlung der gleichen Geldsumme aus der als permanent 
angenommenen Tendenz zur Senkung der Preise hervorgehen. Steckt 
hierin wenigstens ein richtiger Gedanke, so ist des Autors Wage Co- 
operative System of Profit Shaving, zwischen Arbeiter und Unterneh- 
mer eine unklare Konstruktion. Mancher richtige Gedanke ist in 
diesem Buch unter theoretisch Haltlosem versteckt, wie das Buch 
seiner ganzen Anlage nach nicht gerade leicht zu lesen ist. 

(Altmann). 


22. Genossenschaftswesen. 


Jahrbuch der internationalen Genossenschafts- 
bewegung. Ertser Jahrgang. London und Zürich Igro. Inter- 
nationaler Genossenschaftsbund. 230 S. 

Das vorliegende Jahrbuch der internationalen Genossenschafts- 
bewegung ist vom internationalen Genossenschaftsbund (Sitz in London) 
zum ersten mal herausgegeben und soll von nun ab alljährlich erschei- 
nen. Der Zweck des Jahrbuchs ist ein doppelter: es soll größere Ab- 
handlungen aus dem Gebiete der genossenschaftlichen Theorie und 

(Geschichte veröftentlichen und die internationale Genossenschafts- 
statistik pflegen. — Diesem Programm entsprechend zerfällt das vor- 
liegende Jahrbuch in 2 Teile. Der erste größere Teil besteht aus einer 

Abhandlungübersdie internationale Genossenschafts- 

bewegung in ihrer geschichtlichen Entwick- 

lung« aus der Feder des Sekretärs des I.G.B. Dr. Hans Müller. In 
dieser Abhandlung wird zum ersten mal in wissenschaftlich-kritischer 

Weise die Geschichte des 1.G.B. erzählt. Der Verfasser weist nach, 

daß schon Robert Owen in der Mitte der 30er Jahre des vorigen Jahr- 

hunderts eine internationale (renossenschafts-Organisation zu schaffen 
sich bemühte. Ausführlich wird die Vorgeschichte des 1893 in London 
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gegründeten 1.G.B. erzählt. Dieser Bund verdankte seine Existenz 
demjenigen Flügel der englischen Genossenschafter der bemüht war, 
die Produktivgenossenschaften in den Mittelpunkt der genossenschaft- 
lichen Bewegung zu rücken und der in der genossenschaftlichen Pro- 
duktion auf individualistischer Basis beruhenden Entwicklung das 
ideale Ziel des Genossenschaftswesens erblickte. Dr. Müller legt nun 
dar, wie diese Bestrebungen scheiterten und der 1.G.B. nach und nach 
das Organ der sog. föderalistischen Richtung ım Genossenschaftswesen 
geworden ist, jener Richtung, die das Ziel einer genossenschaftlichen 
\Virtschaftsordnung durch Konsumgenossenschaften und ihre ökono- 
mische Verbindung zu produzierenden Großeinkaufsgesellschaften 
anstrebt. — In einem Schlußkapitel sucht der Verfasser die Richt- 
linien für die zukünftige Entwicklung des Bundes zu ziehen. 


In dem zweiten Teil finden sich die Resultate der genossenschaft- 
lichen Statistiken aus den europäischen Ländern in übersichtlicher 
Form zusammengestellt. Die Tabellen werden ergänzt durch chrono- 
logische Uebersichten über die Entwicklung der genossenschaftlichen 
Bewegung in den einzelnen Ländern, sowie durch Anführung der haupt- 
sächlichsten Quellen- und Nachschlagewerke, die für die verschiedenen 

nationalen Genossenschaftsbewegungen vorhanden sind. Zwei gra- 
phische Darstellungen veranschaulichen die Gliederung des Genossen- 
schaftswesens in den verschiedenen Ländern, sowie die Umsätze der 
Konsumgenossenschaften und ihrer Großeinkaufsverbände. 


Müller, Dr. August, Die Seifenfabrik der Groß- 
eınkaufs-Gesellschaft deutscher Konsumver- 
eine in Gröha-Riesa. Eine Darstellung ihres Werdens und 
ihrer genossenschaftlichen und wirtschaftlichen Bedeutung; anläß- 
lich der Betriebseröffnung im Auftrage der Großeinkaufs-Gresellschaft 
Deutscher Konsumvereine. Hamburg 1910, G.E.G. D. K. m. b. 
H. 225 S. 


Detaillierte Monographien über das Werden einer einzelnen 
Fabrik entstehen innerhalb der privatkapitalistischen Ordnung ge- 
meiniglich nur dann, wenn es sich um allergrößte oder solche Betriebe 
handelt, an denen die gesellschaftliche Gesamtheit ein starkes be- 
wußtes Interesse hat. Indem aber der organisierte Konsum zur 
Eigenproduktion übergeht, wird die Geschichte einer Fabrik zur Ge- 
schichte einer großen Gemeinschaft. So dürfen wir im Verlaufe der 
nächsten Jahrzehnte mit dem Wachsen der genossenschaftlichen Pro- 
duktion eine ziemliche Vermehrung fabrikgeschichtlicher Monogra- 
phien erwarten. Das wirtschaftsgeschichtliche Interesse packt die Ge- 
samtheit in dem Maße, als sie selber an der Wirtschaftsordnung be- 
stimmend beteiligt ist. 

In dem vorliegenden, ebenso geschmackvoll wie solide ausgestat- 
teten, durch eine Menge von Photographien belebten Bande le wt die 
Hamburger G.E.G.D.K. die Geschichte und die E inrichtung ihre De n 
auf konsumgenossenschaftlicher Grundlage errichteten Fabrik dar. Nach 
kurzer aber anschaulie her Darstellung der mißglücktenVersuche der eng- 
lischen und deutschen Produktiv genossenschaften wie auch der Ge- 
schichte des organisierten Konsums von den Rochdaler Pionieren an 
bis zum Zentralverband deutscher Konsumvereine — wobei (mit Recht) 
ein gewisser Stolz gegenüber den Nörglern intra et extra muros der 
Arbeiterbewegung zum Ausdruck kommt — erhalten wir auf 200 Seiten 
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einen detaillierten Bericht über den jahrelangen Kampf der Gesell- 
schaft um die Fabrikkonzession, einen Kleinkrieg, der auf das Rechts- 
und überhaupt Kulturbewußtsein gewisser privater und behördlicher 
Kreise grelle Lichter wirft. Die G.E.G.D.K. hatte schon im Jahre 1903 
ihre Produktiv-Abteilung mit der Errichtung einer Kaffee-Rösterei 
begonnen. Im selben Jahre nahm der Plan der Gründung einer Seifen- 
fabrik festere Formen an (innerhalb kurzer Zeit zeichneten die deutschen 
Konsumvereine 300 000 M.). Zweimal ist dann die Ausführung des 
Projektes an dem Widerstande der staatlichen und städtischen Be- 
hörden wie an dem einflußreicher Privater gescheitert. Zuerst in Aken 
a. d. Elbe (Preußen). Später in Zerbst (Anhalt). Beide Male wurde der 
Kampf bis zur letzten Instanz durchgeführt, in Zerbst ohne, in Aken 
mit Erfolg. Der Verfasser (Dr. August Müller) hat diese langwierigen 
Kämpfe mit der ihm eigenen Bonhomie dargestellt. In diesem Lichte 
wirken viele der amtlichen Verfügungen wie gutgebaute Stücke einer 
Satire. — Von den zahlreichen günstigen Angeboten anderer Städte, 
die der G.E.G.D.K. während ihrer Kämpfe in Preußen und Anhalt zu- 
gingen, entschied sie sich (unter Verzicht auf die schließliche Konzes- 
sion in Aken) für das Projekt Riesa-Gröba. 1908 wurde die Konzession 
erteilt, Igog der Bau begonnen. Die Finanziierung geschah durch 
eine I Mill. Mark 5°% Anleihe der G.E.G.D.K. (innerhalb von 3 Wochen 


war aus Genossenschaftskreisen die Liste überzeichnet). — Die Fabrik 
ist seit dem Frühjahr ıgro im Betrieb. Sie ist — wie ein von fachmän- 
nischer Seite beigesteuertes Anhangskapitel darlegt — »die in tech- 


nischer Hinsicht vollkommenste Anlage, die gegenwärtig in Deutsch- 
land existiert«. Sie ist mustergültig auch in der hygienischen Fürsorge 
für die Arbeiter und Arbeiterinnen: Kalte und warme Bäder, Verband- 
zimmer, Stillstube, Kantine mit Gaskochherd und Wärmeschrank — 
alles ist nach den Abbildungen von derselben Gefälligkeit und Solidi- 
tät, durch die sich auch das Buch selber auszeichnet. 

(Adolph Köster.) 





23. Finanz- und Steuerwesen. 


Arduino, Ettore, Principii di Scienza delle Fi- 
nanze, con ispeciale riguardo ai moderni problemi sociali. 
Brescia, Stabilimento Tipografico, Luzzago. 1908. 382 S. 4 Lire. 

In einer allgemeinen Einleitung befaßt sich der Verfasser mit 
finanzwissenschaftlichen Grundfragen, wobei er die subjektive Wert- 
theorie in einem Kapitel von etwa 3 Seiten abtut. Sehr kurz werden 
auch die öffentlichen Ausgaben behandelt. Den Hauptteil bilden die 

»ordentlichen« und »außerordentlichen« Einnahmen. Der Begriff der 

tassa ist bei dem Autor sehr umlassend, zu ihr zählt er unsere eigent- 

lichen Gebühren, privatwirtschaftliche und halbprivatwirtschaftliche 

Einnahmen. Bei den Steuern behandelt der Autor nach kurzen prin- 

zipiellen Auseinandersetzungen die einzelnen Arten einschließlich der 

Zölle, wobei er zablreiches Material aus der Gesetzgebung vorführt, 
natürlich mit besonderer Sorgfalt das italienische. Hierbei sind manche 

schon stark an der Grenze finanzwissenschaltlichen Interesses gelegene 

Materien herangezogen. Uebersichtlich sind die außerordentlichen 

Einnahmen und zum Schluß das Budget behandelt. In den Namens- 

angaben der ausländischen Autoren sind mehrfach Fehler. Als ein Grund- 

riB und Materialsammlung hat das Buch einigen Wert, ohne originell 
zu sein. (Altmann.) 


23. Finanz- und Steuerwesen. 237 


Ehrenberg, Dr. Richard, Die Katheder-Sozia- 
listen und die Reichs-Finanzreform. Gegen den 
Katheder-Sozialismus. I. Heft. Berlin 1909. Karl Heymanns Ver- 
lag. IV, 40 S. ıMk. 

In diesem Heft sind die im »Tag« veröffentlichten Angriffe Ehren- 
bergs auf die Kathedersozialisten zusammengetragen. Die Art und 
Argumentation der Ehrenbergschen Angriffe ıst bekannt, so daß der 
Referent seine Schuldigkeit mit der Erwähnung der Schrift getan zu 
haben glaubt. Denn der Autor wünscht ja, wie er selbst schreibt, aus 
dem politischen Kampf sobald als irgend möglich zur wissenschaft- 
lichen Arbeit zurückzukehren, zu denen er also diese Aufsätze selbst 
nicht rechnet. (Altmann.) 


Lübbering, Dr. Heinrich, Das Finanzwesen des 
Provinzialverbandes Westjalen. (Abhandlungen aus 
dem staatswissenschaftlichen Seminar zu Münster i. W. Unter Mit- 
wirkung von Prof. Dr. Leo von Savigny und Prof. Dr. Joseph Schmöle, 
herausgegeben von Prof. Dr. Max von Heckel 8. Heft.) Leipzig 1909, 
C. L. Hirschfeld. 176 S. M. 4.—. 


Der vorliegende Band ist zwar im wesentlichen nur cine syste- 
matische Sammlung von Tatsachenmaterial, hat aber gerade als solche 
als Beitrag zur Finanzstatistik ihren Wert, da uns über die Provinzen 
und ihre finanziellen Grundlagen bisher nur verschwindend wenig 
bekannt ist. Derartige Arbeiten sind die Voraussetzung für syste- 
matischen Autbau eines Gesamitsteuersystems im Reich, Staat und 
Selbstverwaltungskörpern, die wir so notwendig brauchen. 

(Altınann.) 


Pierre Milne de Roussau, L’'impöt des Aides 
sous l’ancien régime. (1360—1791). Paris 1909. Arthur 
Rousseau. 261 S. 

Die mittelalterlichen aides bezeichneten bekanntlich eine fran- 
zösische Feudalabgabe, daneben aber auch königliche Getränkesteuer, 
die gegen Ende des 17. Jahrhunderts auf die höchste Entwicklungs- 
stufe gelangten. Nur mit den (Gretränkesteuern beschäftigt sich diese 
Arbeit. Der Verfasser beginnt seine Darlegungen mit den unter Phi- 
lipp dem Schönen vorgenommenen Besteuerungsreformen. Die Ein- 
führung der impôt des aides erfolgte durch Ordonnance vom 5. De- 
zember 1360 als Weinsteuer, sie macht dann zahlreiche Wandlungen 
durch, verschwindet, wird wieder eingeführt, wird unter Ludwig dem XI. 
zum droit d'entrée und droit urbain. Im 17. Jahrhundert taucht auch 
die Biersteuer unter den aides auf. Im Jahre 1680 erfolgte die Kodi- 
fikation der zahlreichen Anordnungen über diese Steuergruppe. die 
jetzt die verschiedensten zum Teil bis in die Gegenwart beibehalte- 
nen Formen der Getränkebesteuerung umfaßt und Bier, Wein, Cider 
usw. trifft. Die Geschichte wird bis zur Aufhebung der Steuern durch 
die konstituierende Versammlung im Jahre 1791 verfolgt. Wichtige 
Angaben stecken in dem vorletzten Kapitel, wo neben den Steuerpri- 
vilegien auch die Erhebungsorgane der Steuer, besonders die Verpach- 
tung geschildert werden. Die unglaublichen geographischen Ungleich- 
heiten kommen deutlich zur Geltung, wie überhaupt die Schwächen 
deutlich zutage treten. So schlecht wie die phvsiokratischen Autoren 
die aides machten, waren sie allerdings nicht, denn diese verdammten 
sie schon aus Prinzip. Mehr statistisches Zahlenmaterial hätte die Ar- 
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beit sehr vervollkommnet, auch ist manche wichtige literarische Quelle 
unbenützt geblieben. Gerne hätten wir auch den Zusammenhang der 
modernen mit den vorrevolutionären Getränkesteuern Frankreichs an- 
gedeutet gesehen. Das Buch liest sich überaus leicht und ist eine im 
ganzen recht gelungene Arbeit. (Altmann.) 


Ouensel, Heinrich, Die Psychologie der Reichs- 
finanzreform. (Vortrag). Schriften des deutschen volkswirt- 
schaftlichen Verbands, Band III, Heft 3. Berlin 1909, Karl Hev- 
manns Verlag. 40 S. M. 1.—. 

Es handelt sich um einen Igog gehaltenen Vortrag, der im Kampf 
um die Reichsfinanzreform sich mit den Fragen der psychologischen 
Ursachen der Wirtschaftsnot befaßte und besonders auf die Interesse- 
losigkeit des Deutschen an der Politik, den Egoismus der Bundes- 
staaten, den Parteiegoismus, ferner auf die notwendigen Eigenschaften 
eines deutschen Finanzmannes und schließlich auf den Inhalt der Re- 
gierungsvorlagen hinwies. Mit dem Vortrag ist die Diskussion wieder- 
gegeben, in der verschiedene politische Anschauungen zu Worte ge- 
kommen sind. (Altmann.) 


Rignano, Eugenio, Generationenfolge und Pro- 
gression in der Erbsc haftsstiewer. (2. Auflage von 
Los von der Erbschaft). Autorisierte Uebersetzung von Otto Sü- 
dekum. Mit einem Vorwort von Eduard Bernstein. Berlin-Leipzig 
1909. Modernes Verlagsbureau: Curt Wigand. r00 S. M. 1.—. 

Dieses Schriftchen ist von Adolphe Landry dem italienischen Werke 

Rignanos »Ein Sozialismus in Uebereinstimmung mit den Lehren des 

ökonomischen Liberalismus«, (das auch in der von Rene Worms her- 

ausgegebenen »Internationalen soziologischen Bibliothek« zu Parıs 

1904 erschien) als eine Art Auszug entnommen worden, um den darin 

befindlichen Vorschlag einer generationsw eise progressiven Erbschafts- 

steuer zu verbreiten. "Das Erbrecht soll durch den Vorschlag gewisser- 
maßen zeitlich beschränkt werden, so daß nach einer bestimmten 

Generationenzahl von dem ursprünglichen Erbteil alles durch pro- 
gressive Steuern aufgezehrt ist. Der Autor erblickt darin eine weit- 
gehende, aber doch möglie he Methode der Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel und aller Kapitalien, ohne doch den Anreiz zur Arbeit 
und Sparsamkeit zu nehmen. Denn das erarbeitete Vermögen soll 
nach Rignano immer weniger durch Steuern belastet werden als das 
ererbte, das in einer bestimmten Gener ation voll an den Staat überge- 
gangen sein wird. Die Gedanken Rignanos sind originell und 
regen zu einer neuen Betrachtungsweise des Z usammenhangs von Erb- 
recht und Gesellschaftsordnung an. Die Stellungnahme zu diesen 
Vorschlägen ist natürlich durch das gegebene Partelideal von vorn- 
herein bestimmt. Abgesehen davon, daß es sich sachlich unseres Er- 
messens um eine Utopie handelt, wäre aber auch die praktische Durch- 
führung der Forderung bei der Schwierigkeit der Verfelgung von Erb- 
portionen durch die Zeit, bei den w echselnden Schicksalen in Gene- 
rationen, kaum zu ermöglichen. er | (Altmann.) 

Rowntree, Joseph and Sherwell, Arthur, The 
taxatıon of the Liquor Trade. Vol. I. Public Houses, 
Hotels, Restaurants, Theatres, Railway Bars and Clubs. 2 nd. edi- 
tion (revised and enlarged) Macmillan and Co. Ltd. London Igo8. 
575 S. 
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Die beiden bekannten Temperenzler haben in diesem Werk, dessen 
2. Band in Frage gestellt zu sein scheint, ein überaus umfangreiches 
geschichtliches und aktuelles Material aus England, seinen Kolonien 
und den Vereinigten Staaten von Amerika zusammengetragen, das 
durchaus geeignet ist sozialpolitische Forderungen, und um die handelt 
es sich für die Autoren vor den finanzpolitischen, zu begründen. Die 
letzte Finanzreform hat ja in England bereits weitere Erhöhungen der 
Publicans Licenses sowie der Excise License Duties für Hotels Restau- 
rants, Klubs etc. gebracht, jedoch sind diese Erhöhungen zur Steigerung 
der Einnahmen bestimmt, während die Autoren auf die tiefe Reform- 
hedürftigkeit der so heiß umstrittenen gesamten Lizenzgesetzgebung 


beim Alkohol hinweisen. (Altmann.) 
Ullrich, Dr. Paul, Die Finanzen der Reichs-, 
Post- und Telegraphenvwerwaltung. (Die Post- 


finanzen) 3. Aufl. Stettin 1909, R. Graßmann. 122 S. 

Ein einfaches, klares und übersichtliches Buch, aus dem man 
eine klare Uebersicht über die Finanzwirtschaft, die Ergebnisse, die 
nicht verrechneten Beträge (z. B. Eisenbahnleistungen, Portofreiheiten, 
sozialpolitische Leistungen) sowie die eventuelle Steigerungsfähig- 
keit der Ueberschüsse erhält. Der Verfasser ist Fachmann im Post- 
wesen; an einigen Stellen hätten fiskalische Forderungen tiefer be- 
gründet werden müssen. Sehr nützlich sind die angelügten Statisti- 
ken. (Altmann.) 


24. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Zadow, Dr. F. Der außerordentliche Finanz- 
bedarf derStädte. Jena 1909. Gustav Fischer. 112 5.M. 3.—. 
Das Buch behandelt nach einer allgemeinen Einleitung die Arten 
der außerordentlichen Deckungsmittel des städtischen Finanzbedarfs. 
die Formen der Darlehensaufnahme und die Quellen zur Kreditbe- 
friedigung, die Verschuldung der Städte, Verzinsung und Tilgung der 
städtischen Anleihen, den städtischen Anleihemarkt” und die noch im- 
mer im Vordergrunde des Interesses stehenden Bestrebungen zur Or- 
ganisation und Zentralisierung des städtischen Kredits. Mehr ais eine 
gut lesbare Informationsquelle ist das Buch nicht, vor allem das Ver- 
zinsungsproblem reicht viel tiefer, als der Verfasser darlegt. Für kom- 
munale Praktiker kann das Buch jedoch nützlich sein. (Altmann.) 


Gemeindeverwaltung, die, der Stadt Wien im 
J. 1908 (Bericht des Bürgermeisters Dr. Karl Lueger) und im J. 
1909 (Bericht des Bürgermeisters Dr. Josef Neumaver ): 2 Bd. Wien 
1909 und 1910, Gerlach und Wiedling. 480 und 486 S. 


25. Wohnungsfrage. 


Bodenpolitlik und Wohnungsfürsorgceinerdeut- 
schen Mittelstadt, München 1910, E. Reinhardt. 49 S. 
M. 2.50. 

Am Beispiel der Stadt Ulm wird gezeigt, wie Dei richtigem Ein- 
setzen städtisch-behördlicher Exekutivkralt eine rationelle Boden- 
politik vorzügliche Resultate auf den Gebiet der Wohnungspflege er- 
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zielen kann. Der instruktiven Broschüre sind zahlreiche Abbildungen 
der von der Stadt Ulm erbauten Arbeiterhäuser beigefügt. 
(Marie Bernays.) 


Ferenczi, Dr. Emerich, Közsegi lakáspolitika 
és lakásü gyi intézmények, (Kommunale Wohnungs- 
politik und w ‘ohnungspolitische Einrichtungen). Budapest I1gIo, 
Kilián Frigyes Nachf. 488 S. M. 12.50. 

Das Buch Ferenczi’s, im Auftrage des Bürgermeisters von Buda- 
pest mit besonderer Berücksichtigung der speziellen Verhältnisse, 
Probleme und Reformnotwendigkeiten der ungarischen Hauptstadt 
abgefaßt, kann eigentlich trotz dieser teilweise lokalen Ein- 
stellung als umfassende und überaus gründliche 
Monographie des Gesamtkomplexes der Fragen 
kommunaler Wohnungspolitik gelten. Es bringt einer- 
seits die systematische Darstellung der herrschenden Wohnungszu- 
und Mißstände und ihrer Ursachen. Andererseits: die kritische Ueber- 
sicht einer Fülle von erprobten kommunal- und sozialpolitischen 
Einrichtungen, die, gleichsam eklektisch zum Einhcitsbilde verarbei- 
tet, den von der Kommune Budapest geplanten und teilweise bereits 
in Angriff genommenen großartigen Reformaktionen zur Unterlage die- 
nen sollen: Dies auf Grund eines (anläßlich einer Studienreise durch 
25 europäische Städte) mit großem Fleiß gesammelten und mit scharf- 
blickendem Verständnis eingeordneten Tatsachenmaterials. 


Mit Recht legte der Verfasser großen Wert darauf, seine Infor- 
mationen in bezug "auf die Organisation und insbesondere Funktion 
wohnungspolitischer Verordnungen und Einrichtungen nicht allein 
aus den amtlichen und privaten Mitteilungen der betreffenden Behör- 
den zu schöpfen, sondern diese von Fall zu Fall an der Kritik der un- 
mittelbar interessierten sozialen Faktoren: der Hausbesitzer, Mieter- 
vereine und Arbeiterverbände, zu prüfen. Auf diese Weise gelingt es 
ihm, in seinen Beobachtungen lebendige Anschaulichkeit mit strenger 
Zuverlässigkeit zu verbinden. 

Im ersten Teil, einer fesselnden Zustandsschilderung mit sorg- 
fältiger statistischer Begründung (interessant sind besonders die Be- 
rechnungen, aus denen sich Budapest als die relativ und auch positiv 
teuerste Stadt Europas darstellt und zwar natürlich pro- 
gressiv im umgekehrten Verhältnis zur Einkommenhöhe seiner Ein- 
wohner; ferner die Verhältnisziffern zwischen Tuberkulose, resp. kon- 
tagiösen Erkrankungen, ja der absoluten Sterblichkeit und 
Wohnungsüberfü lung; der eigentümlichen sozialen, wirt- 
schaftlichen “und sittlichen Formen und Folgen der permanenten 
Wohnungsnot überhaupt in der »Stadt des Mieterstreiks« usw.) 
wird der heutige Stand der Budapester Wohnungsfrage behandelt. 
Der zweite erörtert die prinzipielle Bedeutung und den Zusammenhang 
der wohnungspohtischen und \Wohnungsreformaufgaben der Haupt- 
stadt. Imdritten Teil wird die Notwendigkeit eines zentralen Wohnungs- 
amtes aufgezeigt und werden auf Grund der an den einschlägigen In- 
stitutionen gewonnenen Erfahrungen die konkreten Vorschläge er- 
bracht, welche das zu errichtende Wohnungsamt schon zu Beginn 
seiner Wirksamkeit realisieren soll. Die erste Aufgabe dieses zentralen 
Wohnungsamtes soll die Administration der kommunalen Wohnungen 
und »Volksheime« bilden; ferner sollen von ihm zunächst die statisti- 
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schen Grundlagen einer radikalen Wohnungsreform geschaffen und 
im Zusammenhang damit die kommunale unentgeltliche Wohnungs- 
vermittlung durchgeführt werden. Seine Hauptaufgabe: eine 
auf das Gesamtinteresse der wohnenden Bevölkerung gerichtete, 
die ganze bauliche Entwicklung und die \Wohnungsproduktion von 
diesen Gesichtspunkten bestimmende und regulierende Wohnungs- 
politik soll vom zentralen Wohnungsamte aus auf dem \Vege einer 
systematisch durchgeführten Wohnungsinspektion gelöst 
werden. 

Der geplanten Uebersetzung des Werkes, sowie den praktischen 
Resultaten der vom Verfasser in hohem Maße beeinflußten Budapester 
Wohnungsreform kann man mit Interesse entgegensehen. 

(E. Lederer-Seidler.) 


26. Unterrichts- und Bildungswesen. 


Foerster, Dr. F.W., Staalsbürgerliche Erziehung. 
Vortrag gehalten in der Gehe-Stiftung zu Dresden am 12. März 1910. 
Leipzig 1910, B. G. Teubner. 60 S. 


F. führt aus, daß die bürgerkundliche Belehrung und die staats- 
bürgerliche Erziehung eine planvolle Klärung des sozialethischen Ur- 
teils zur notwendigen Voraussetzung habe. Er zeigt, wie auf den Fort- 
bildungsschulen eine Berufsethik zu pflegen sei und welche Bedeutung 
in ihrem Zusammenhange den Tugenden der Gewissenhaftigkeit, 
des Gehorchen- und Befehlen-Könnens, der Ehrlichkeit, Wahrhaftig- 
keit, Pünktlichkeit usw. zukomme. Er weist auf die Bedeutung der 
Selbstregierung und des Klubwesens der Schüler nach angelsächsischem 
Vorbilde hin. Er gibt schließlich Andeutungen über die staatsbür- 
gerliche Erziehung der Erwachsenen, unter Hinweis auf Settlements, 
korporative Studienreisen ins Ausland usw. Die eindrucksvolle Kraft 
der sittlichen Ueberzeugung, mit welcher dieser Vortrag die Skizze einer 
Sozialethik gibt, entzieht sich der Wiedergabe in einem kurzen Re- 
ferat. (R.) 


Hurtz, W., Jugendvereinspräses und W. Desamari, Lehrer, 
Vizefeldwebel d. LL. Wie man einen Rekrutenvorbil- 
duneskursus einrichtet. Vorschläge und Erfahrungen 
nebst einem praktischen Lehrgange und Skizzen zu V orträgen. 
Soziale Tagesfragen, herausgegeben vom Volksverein für das kath. 
Deutschland. Volksvereins-V erlag G.m.b. H. M.-Gladbach ıgıo. 
104 S. M. 1.—. 


Von den 70000 katholischen Rekruten Deutschlands sind im 
Herbste 1909 ungefähr 2900 in geschlossenen religiösen Exerzitien vor- 
gebildet worden. Wie die übrigen der Kirche und dem politischen Ka- 
tholizismus erhalten bleiben können, ist das Problem der vorliegenden 
Schrift, — in der das Akkomodierungstalent der katholischen Propa- 
ganda wieder einmal neue, aber doch höchst bedenkliche Blüten treibt. 
Die Verfasser verzichten gegenüber der großen Masse aul die Propa- 
gierung und strikte Forderung jenes nur dem Auserlesenen vorbehalte- 
nen Radikalmittels. Sie begnügen sich zunächst mit der Empfehlung 
eines höchst speziell beschriebenen, in all semen Teilen sehr klug auf die 
zukünftige militärische Dienstzeit hinweisenden Turn- und Schwimm- 
unterrichtes. Wo dieser nicht genügend »zichte«, sollen Schweßunter- 
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richtskurse eingerichtet werden Diese Tebungen sollen 
in der Hauptsache »Zugmittel«sein. Jeder weiß, 
daß das Turnen allein unter den Burschen nicht von großem Interesse 
ist, sich an dem Kursus zu beteiligen .... Es muß in unsern Vereinen 
etwas geboten werden, was nicht überall zu haben ist,..... und das 
ist das Schießen« pag. 24). Dieser Schießunterricht ıst (aus durch- 
sichtigen Gründen) auf den ganzen Kursus verteilt. Neben ihm er- 
scheint als Krone der körperlichen Ausbildung ein Nähkursus mit an- 
schließender kurzer Besprechung der militärischen Kleidungsstücke. 
Dem parallel geht die geistige, »vaterländische« Ausbildung. Ihre Haupt- 
aufgabe ist, »den jungen Leuten die Notwendigkeit eines geordneten 
starken monarchischen Staatswesens vor Augen zu halten, ihnen ein 
Verständnis für die Aufgaben der Gegenwart beizubringen und ihnen 
zu zeigen, wie Preußens Herrscher unablässig bestrebt sind, das leib- 
liche und geistige \Wohl besonders der unteren Volksklassen zu för- 
dern« (pag. 33). Der gesamte Geschichtsstoff beschränkt sıch auf die 
Geschichte der preußischen Könige. — Während der Dienstzeit steht 
der katholische Soldat in unausgesetzter Verbindung mit seinem Hei- 
matverein,. durch Zusendung des Vereinsorgans (pin geschlossenem 
Kuvert«), durch das jährliche Geschenk (per naturalia ad super natura- 
lia) eines kleinen Pakets mit Wurst und Zigarren (aber »nicht zu 
Weihnachten, sondern unverhofft«!!) endlich durch finanzielle Unter- 
stützung. Unter den katholischen Soldaten werden separate Zusam- 
menkünifte, wenn auch vorsichtig, befürwortet. Der Garnisonspfarrer 
wird auf die Vereinsmitglieder (für die Auswahl der Meßdiener, Chor- 
sänger etc.«) extra hingewiesen. — In den sittlichen Vorschriften, die 
das Buch für den katholischen Soldaten aufstellt, erweist sich durch- 
gehends der innere Zusammenhang des klerikal-katholischen und mil- 
tärıschen Systems (»Hüte dich und gewöhne dich schon jetzt daran, 
willig, treu und schweigend zu,gehorchen« p. 63), — wobei aber manche 
monarchistische Mahnung als Ausdruck der zufälligen politischen 
Konstellation (das Buch ist 1910 geschrieben) zu werten sein mag. (Vgl. 
z. B. p. 55: »Darum wird auch der christliche Soldat immer der beste Sol- 
dat sein«). Schließlich erfahren wir, daß in jüngster Zeit auch nach 
dem militärischen Dienst Exerzitien, die sogenannten Reservistenexer- 
zitien, abgehalten werden. — Der homo religiosus wird dieses katho- 
lische Propagandabuch mit immer erneutem Kopfschütteln durch- 
blättern. Der Agitator von Profession wird manches Geschickte in ihm 
finden. Vielleicht ist es in seiner V erbindung von monarchisch-mili- 
tärischer und klerikaler Propaganda ein symptomatisches Zeichen für 
große Bewegungen innerhalb der politischen Gesamtlage Deutsch- 
lands, die jenseits aller Parteipolitik sich vollziehen. (Adolph Köster.) 


Schröter, Arthur, Oberlehrer an der öffentlichen Handels- 
Lehranstalt zu Leipzig. Die staatsbürgerliche Erziehung 
der kaufmännischen Jugend. Leipzig ıgIo, Carl Ernst 
Poeschel. 48 S. 

Diese für Handelslehrer gewiß anregende Schrift gibt einen Ueber- 
blick iiber den zur kantmi innischen Ausbildung ertorderlichen bürger- 
kindlichen Lehrstoff und zeigt in detaillierter Darstellung, wie er ohne 
Einführung eines neuen Lehrfachs an näher bezeichneten Punkten 
des Unterrichts in Handelsbetriebslehre, Geographie, Deutsch, Rechnen 
und Stenographie restlos stückweise abgehandelt werden kann. Sie 
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zeigt ferner, wie neben dieser staatsbürgerlichen Belehrung die Handels- 
schule durch Pflege des Gemeinsinns zunächst innerhalb der Schul- 
gemeinschaft der staatsbürgerlichen Erziehung dienstbar gemacht 
werden kann. (R.) 


27. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


L. A. Atherley, K.C., M. P.and Hugh H. L. Bellnt, 
D. C. L. The Law of Children and Young Persons (in relation to 
penal offences) including The Children Act 1908. With an Intro- 
duction by the Right Hon. Herbert Gladstone, M. P. London 1909 
Butterworth Co. Shaw Sons. 380 S. 


Das vorliegende von zwei hervorragenden englischen Juristen 
kompilierte Werk ist ein Kompendium der gesamten englischen Ju- 
gendgesetzgebung. Es behandelt ausgiebig die Schutzmaßnahmen, die 
= Staat derhilflosen Jugend gegen Grausamkeit oder Vernach- 
lässıgung von seiten der Eltern und Vormünder angedeihen läßt, um 
In cinem weiteren Teil ebenso eingehend den gewerblichen und 
agrarıschen Kinderschutz zu erörtern. Das Buch enthält a 
das ganze Gesetz betreffend de Bestrafungjugendliche 
Verbrecher, einschließlich der Maßregeln zu ihrer Rettung nd 
Besserung, sowie zu ihrer allgemeinen und gewerblichen Ausbildung. 
Das bekannte Kinder-Gesetz vom Jahre 1908 (8. Edw. 7. 
Ch. 67), das man als die Magna Charta der Kinder bezeichnet hat, ist 
bereits überall mit berücksichtigt. 


Der doppelte Zweck, den die Verfasser zu erreichen bestrebt 
waren, nämlich den Stoff auch dem Laien zugänglich zu machen und 
dennoch ein für Juristen wertvolles und brauchbares Werk zu schaffen, 
kann als durchaus erreicht bezeichnet werden. Der Kommentar ist 
mit großer Sorgfalt gearbeitet und ein vorzügliches Register erleich- 
tert den Gebrauch bedeutend. Alles in allem kann das W erk als ein 
sehr nützlicher Führer durch die englische Jugendgesetzgebung bezeich- 
net werden, von der in ihrem jetzigen Stadium wohl behauptet werden 
kann, daß, wenn die Lokalbehörden ihre Ptlicht tun, sie Leben, Ge- 
sundheit und Sittlichkeit der lulflosen Kinder ausreichender schützt, 
als dies in irgend einem anderen Lande der Fall ıst. 

(Elisabeth Altmann-Gottheiner.) 


Liszt, Elsa v, Soziale Fürsorgetätigkeit in 
den Vereinigten Staaten. Perlin 1910, J. Guttentag. 
78 8. M. 2.— 

Anspruchslos, doch geschmackvoll und anschaulich dargestellte 

Beobachtungen von einer dreimonatigen Studienreise: Ankunft 

in New-York, Einwandererfürsorge, Negerfrage, Armenpflere, ein 

Waisenhaus und die Sänglingsfürsorge, eine Taubstummenanstalt. 

ein Frauen-College, Volksschulwesen und Kinderarbeit, ein Kinder- 

dorf für Zwangszöglinge, ein Frauenreformatorv, Erziehungsgrundsätze 
überhaupt und insbesondere die Greorge Junior Republic, ein Peni- 
tentiary und eine Reihe von Jugendgerichten. Leitmotiv: die merk- 
würdige Gegensätzlichkeit zwischen uns weit vorangeschrittenen und 
von uns längst überholten Einrichtungen, von der Verfasserin zurück- 
geführt auf jenen orthodoxen Liberalismus, der um der formalrecht- 
lichen Freiheit willen dem Staat die Verwirklichung einer realwirt- 
tO * 
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schaftlichen Freiheit durch öffentliche Fürsorge verwehrt und alles 
der zufälligen privaten Vereinsarbeit überläßt. (R.) 


Rosenstock, Stadtrat, Königsberg, Die Erstattung 
von öffentlichen Untersiülzungen durch die 
Unterstützten und ihre Angehörigen. Schriften 
des deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit, 93. Heft. 
Leipzig 1910, Duncker und Humblot. 94 S. M. 2.—. 


In diesem dem deutschen Verein für Armenpflege und Wohltä- 
tigkeit erstatteten Gutachten wird wesentlich die Rechts frage 
untersucht: Besteht die Erstattungspflicht des Unterstützten dem unter- 
stützenden Armenverband gegenüber ? — eine Frage, die früher ohne 
weiteres bejaht wurde, weil im Wesen der Armenunterstützung die 
Pflicht des Empfängers liege, sie zurückzuerstatten, sobald er dazu 
imstande sei. In neuerer Zeit aber hat man sich mit dieser Beweis- 
führung, die eigentlich keine ist, nicht begnügt, sondern die Erstat- 
tungspflicht, soweit sie nicht ausdrücklich gesetzlich geregelt ist, einer 
kritischen Betrachtung unterzogen. Namentlich für das Gebiet des 
preußischen Rechts ist sie sehr bestritten; der Verfasser neigt zu der 
Ansicht, daß sie durch $ 68 des preuß. Ausführungsgesetzes zum Reichs- 
gesetz über den Unterstützungswohnsitz gegeben sei, verkennt aber 
die Bedeutung der Einwendungen gegen diese Ansicht nicht, die sich 
aus der Entstehungsgeschichte der genannten Gesetzesbestimmung 
ergeben. Die übrigen Versuche, die Erstattungspflicht der Unterstütz- 
ten aus einer angeblich noch gültigen Bestimmung des preußischen 
Allgemeinen Landrechts oder aus dem deutschen Bürgerlichen Ge- 
setzbuch herzuleiten, verwirft der Verfasser unbedingt, weil es sich 
dabeiumprivatrechtliche Schablonen handle, in die dieöffent- 
lichrechtliche Armenunterstützung nicht hineinpasse. Wesentlich 
einfacher liegt die Frage der Erstattung durch die Angehörigen 
des Unterstützten: sie ist durch $ 62 des Unterstützungswohnsitz- 
gesetzes dahin entschieden, daß der Unterhaltsanspruch des Unter- 
stützten gegen dritte auf den Armenverband übergeht, soweit dieser 
die jenen gesetzlich obliegenden Leistungen erfüllt hat. In seinen 
»Schlußbetrachtungen« verlangt der Verfasser eine klare gesetzliche 
Regelung der Erstattungspflicht, und zwar im bejahenden Sinne, da 
es vom Standpunkt der Armenpolitik durchaus erforderlich sei, daß 
der vorübergehend in einer Notlage Befindliche in erster Reihe sich 
durch Anspannung der eigenen Kräfte, durch Inanspruchnahme des 
Kredits, durch Anrufung von Verwandten und Freunden sich zu hel- 
fen suche und nicht von vornherein auf den Armenverband geradezu 
hingestoßen werde, indem ihm gegen diesen im Gegensatz zu jedem 
andern Helfer, den er in Anspruch nehme, keinerlei Verpflichtung 
durch den Empfang der Unterstützung erwachse. Andererseits sei 
eine gesetzliche Einschränkung der Erstattungsforderung des Armen- 
verbandes da nötig, wo ein unbeschränkter Ersatzanspruch zu offen- 
baren Härten führen würde, so zum Beispiel bei Gewährung lang- 
wieriger und kostspieliger Anstaltspflege durch den Armenverband. 
Jedoch verwirft es der Verfasser, daß einzelne Landesgesetze dem Ar- 
menverband gegen den Ehemann und Familienvater für Unterstüt- 
zungen, die seinen Angehörigen zuteil werden mußten, weil er selbst 
für sie nicht sorgte, einen Ersatzanspruch nur soweit geben, als dadurch 
sein standesmäßiger Unterhalt nicht gefährdet wird, während Frau 
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und Kinder selbst gegen das Familienhaupt den Unterhaltsanspruch 
unbeschränkt haben; eine Einschränkung des Anspruchs des Ar- 
menverbandes in diesem Falle bedeute eine Prämie auf die Pflicht- 
vergessenheit gegen die Familie. 


28. Kriminologie, Strafrecht. 


Bemerkungen zum Vorentwurf des Strafgesetz- 
buchs. Herausgegeben von der Justizkommis- 
sion des Deutschen Vereins für Psychiatrie 
(Moeli, Cramer, Aschaffenburg, Hoche, Longard, Schultze, Vocke). 
Jena 1910, Gustav Fischer. 97 S. M. 1.50. 

Nach einer allgemeinen Uebersicht über die Neuerungen des 
Entwurfs von Moeli bespricht Aschaffenburg die Be- 
handlung der Zurechnungsunfähigen, und der vermindert Zurech- 
nungsfähigen, beanstandet die an der Willensfreiheit orientierte 
Definition der Zurechnungsunfähigkeit und die Bestimmung, daß 
zurechnungsunfähige gemeingefährliche Verbrecher nur in öffent- 
lichen, nicht auch in privaten Anstalten interniert werden kön- 
nen (ebenso Cramer S. 47), und verlangt (wie Cramer S. 47) für ver- 
mindert zurechnungsfähige gemeingefährliche Verbrecher besondere 
Anstalten. Unter den Trunkenheitsbestimmungen des Entwurfs ver- 
wirft A. die Bestrafung Trunkener wegen Fahrlässigkeit, da diese nur 
ausnahmsweise bedroht ist, sowie das Wirtshausverbot, verlangt 
beachtliche Modifikationen für die Zwangsheilung straffälliger Trinker 
und befürwortet die Einführung der amerikanischen Einrichtung 
der bedingten Verurteilung unter Verpflichtung zur Totalabstinenz. 
Cramer bespricht sodann das Strafensvstein des Entwurfs (Todes- 
strafe, bedingte Strafaussetzung, Jugendliche) wesentlich zustimmend. 
Nur gegen die barbarischen Strafschärfungen wendet er sich, ebenso 
wie Moeli (S. 12), Aschaffenburg (S. 35) und besonders eindrucksvoll 
Longard. Dieser beurteilt nach auslührlicher Erörterung der Frage 
der Haftpsvchosen die Strafvollzugsbestimmungen, insbesondere die 
Anordnung der Einzelhaft, günstig, da »die Gefahr, unter dem Einfluß 
der Haft, speziell der Einzelhaft, geistig zu erkranken, für den voll- 
wertigen Menschen eine geringe ist«. E. Schultze möchte (ähnlich 
wie Aschaffenburg S. 31) die Verwahrung und Entlassung nicht oder 
vermindert Zurechnungsfähiger einem dem Entmündigungsverfahren 
nachgebildeten Sicherungsverfahren vor dem Zivilrichter überwiesen 
sehen. Hoche verlangt anf Grund einer eindringenden Psvchopatho- 
logie der Gebärenden die Erstreckung der milderen Bestrafung der 
Kindestötung auf die ehelichen Mütter. Vocke fordert eine Strafbe- 
stimmung gegen die Befreiung staatlich internierter Kranker, hält 
dagegen eine Strafdrohung gegen die Schädigung von Kindern durch 
Alkohol neben der Körperverletzungsstrafe des Entwurfs für über- 
flüssig. So ist auch bei den Psy chiatern die Aufnahme des Entwurfs 
überwiegend günstig. (R.) 





Goeze, Wilhelm, Dr. jur., Landesassessor der Provinz Branden- 
burg, Die F ürsorgeerzieh une in Preußen. Ihre An- 
ordnung, Ausführung. ihre Kosten und Erfolge. Berlin 1910, Franz 
Vahlen ı6r S. 

Eine knappe und sorgfäluge Darstellung nicht nur der gesetz- 
lichen Regelung und der Rechtspraxis, sondern auch der zweckmäßigen 
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Durchführung der Fürsorgeerziehung, allen, die in der Fürsorgeer- 
ziehung arbeiten, wohl zu empfehlen. (R.) 


Gudden, Dr. Hans, a.o. Professor für Psychiatrie, München, 
Die Behandlung der jugendlichen Verbrecher 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Nürnberg 1910, Friedrich Korn. 167 S. M. 1.50. 
Es kann nicht schaden, wenn uns immer von neuem die dem deut- 
schen Durchschnittsempfinden noch so fremdartigen Einrichtungen | 
des nordamerikanischen Jugendstrafrechts — Jugendgerichte, Pa- £ 
rental Schools für Kinder bis zu 14, Reform und Industrial Schools für 
Jagendliche bis zu 18 bezw. 21, Reformatories für Straffällige meist bis 
zu 30 Jahren — geschildert werden. Ein ungemein lebendiges Bild des 
Lebens im Reformatory geben die fingierten »Anstaltserfahrungen von 
Peter Luckey«, die aus dem Handbuch von Elmira in Uebersetzung 
wiedergegeben werden (S. 132—165). Im Literaturverzeichnis ver- 
mißt man dagegen ungern den Hinweis, daß von Lindsey, dessen Schrif- 
ten ausgiebig benutzt werden (S. 45—70), eine Arbeit (Die Aufgabe 
des Jugendgerichts 1909) bereits in deutscher Uebersetzung vorliegt. 


(R) 


Lenz, Professor, Die Aufgaben des Richters nach 
dem Vorentwurfje zu einem österreichischen 
Strafgesetzbuche. Nach einem Vortrag im Grazer Juristen- 
verein. S.A. aus der österreichischen Zeitschrift für Strafrecht. 
Wien, Manz, ıgıo. 32 S. M. 0.70 
Ein leichtgeschürzter, lediglich referierender, nicht kritisierender 
Ueberblick über die Neuerungen des Entwurfs, orientiert an den dem 
Strafrichter daraus neu erwachsenden Aufgaben. (R.) | 


Strafjanstalt Lenzburg (Aargau, Schweiz). Jahresbericht 
pro 1909. 80 S. M. 1.—. 
Außer kriminalstatistischen Materialien bringt dieser Bericht 
(S. 9—20) die interessante Autobiographie eines Sträflings — Zwangs- 
zöglıngs, dann Vagabunden, schließlich in Gesellschaft eines echten 
(rotwelschredenden) Gewerbsverbrechers selbst gewerbsmäßigen Ein- 
brechers. (R.) 


Sternberg, Dr. Moritz, Die bedingte Entlassung 
nach den Vorentwürfen zum deutschen und österreichischen Straf- 
gesetzbuch. Leipzig und Wien IgIo, W. Breitenstein. 51 S. M. 1.50. 

Die Bestimmungen der beiden Entwürfe über die vorläufige Ent- 


lassung — für Oesterreich ein Novum — werden unter gründlicher 
Literaturbenutzung einer detaillierten Kritik unterzogen. (R.) 


Jacobsohn, Siegfried, Jaccuse. Sensationelle Ent- 
hüllungen über den Kieler Werftprozeß. Hamburg, ıgIo. Selbst- 
verlag. 04 S. M. 1.50. 


| 
Wulffen, Erich, Gauner und Verbrecheriypen. 
Berlin, Großlichterfelde 1910. Dr. P. Langenscheidt. 315 S. M. 3.—. 


| m m nn 


29. Soziale Hygiene. 


30. Frauenfrage Sexualethik. 24/ 


30. Frauenfrage, Sexualethik. 


Krukenberg, Elsbeth, Die Frau in der Familie. 
(Die Kulturaufgaben der Frau herausgeg. von Prof. Dr. J. Wych- 
gram). Leipzig Igıo. C. F. Amelang. 358 S. M. 5.—. 

E. Krukenberg will in ihrem Buch diejenigen Probleme und Auf- 
gaben besprechen, welche Liebe, Fhe und Mutterschaft, die Stellung 
der Frau und ihr Wirken in der Familie betreffen. Sie wendet sich 
dabei an die große Menge intellektuell ungeschulter Frauen, die von 
modernen Problemen noch wenig berührt sind und es ist wahrschein- 
lich, daß viele von diesen Belehrung und Anregung aus ihren Zeilen 
schöpfen können. An denienigen Maßstäben freilich gemessen, die 
für die Besprechung einer Arbeit in einer wissenschaftlichen Zeit- 
schrift richtunggebend sein sollten, läßt E. Krukenbergs Buch viel zu 
wünschen übrig. Weder die richtige Abgrenzung Ihrer ohnedies großen 
Aufgabe, noch die sichere Scheidung ihres Stoffes nach seinem inhalt- 
lichen Wert ist der Verfasserin gelungen. Die kompliziertesten Pro- 
bleme des modernen Lebens, Ehe, Scheidung, Vererbung, Vereinigung 
von Beruf und Ehe werden von ihr ebenso knapp und mit ebensolcher 
Sicherheit behandelt, wie das Arrangement einer gemütlichen Gesell- 
schaft, die Ausstattung eines hübschen Salons. Das Buch belehrt uns 
ebenso gut über den Weg, der zu einer glücklichen Ehe führt, wie über 
die Art und Weise, in der man ein Gastzimmer wohnlich einrichtet und 
wirkt inıolge dieser Vermischung von Lebensproblemen und Haus- 
haltungsregeln an manchen Stellen einfach komisch. 

Trotzdem kann man dem Buch für manche Frauenkreise eine 
gewisse Berechtigung wohl nicht gänzlich aberkennen; ja, man könnte 
sich sogar über einsichtsvolle Ratschläge und herzliche Worte darin 
freuen, wenn die Form des hier Gebotenen anspruchsloser, dem oft 
trıvialen Inhalt angevaßter wäre und wenn »Die Frau in der Fa- 
milie« nicht die Sammlung »Kulturaufigaben der Frau« eröffnete. 
Wenn eine der leitenden Persönlichkeiten der deutschen Frauenbewe- 
gung zu der neuen Frauengeneration von ihren Kult ur aufgaben 
sprechen will, müßte sie anderes zu bieten haben, als ein derartiges 
Nachschlagewerk für die Frau in allen Lebenslagen, mögen auch die 
Einzelheiten darin richtig und nützlich sein; sie dürfte vor allenı nicht 
ın das hohle Pathos, in das Umsichwerfen mit tönenden, aber halb- 
klaren und vieldeutigen Worten verfallen, wie es sich auf den letzten 
Seiten von E. Krukenbergs Buch findet. 

»Unsere neu heranwachsende Frauengeneration ist kritisch ge- 
worden«, so sagt die Verfasserin selbst zu Anfang ihrer Schrift. Man 
möchte fast geneigt sein, eine starke Verbreitung von E. Kruken- 
bergs Buch einen guten Beweis gegen diese ihre Ansicht zu nennen. 

(Marie Bernavs.) 

Ellis Havelock, Geschlecht und Gesellschaft. 
Grundzüge der Soziologie des Geschlechtslebens. Uebers.von Dr. Hans 
Kurella. Würzburg 1910. Curt Kabitzsch. 324 5. M. 4— geb. M.5. — 


31. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Meyer, Georg, Lehrbuch des Deutschen Verwal- 
tungsrechtes. Dritte Auflage bearbeitet von Franz Do- 
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chow. Leipzig IgIo. Duncker u. Humblot. Zweite Hälfte. 274 S. 
M. 6.40. 

Die zweite Hälfte enthält eine Darstellung des Militärverwaltungs- 
rechts: der Organisation der bewaffneten Macht, des Militärdienstes 
und der Militärlasten im Frieden und im Kriege. Die Rayonbeschrän- 
kungen sind unter den Militärlasten behandelt, während sie in anderen 
Systemen unter den Baubeschränkungen aufgeführt werden. Gegen- 
über der zweiten Auflage von 18904 weist die Neubearbeitung des Finanz- 
verwaltungsrechts nicht unwesentliche Aenderungen auf. Der Dar- 
stellung liegt nicht mehr die Einteilung: Finanzverwaltung der Einzel- 
staaten, der Kommunalverbände und des Reiches zugrunde, sondern 
es werden behandelt: Vermögen, Einnahmen, Ausgaben und Schulden 
unter Berücksichtigung des Reichs, der Staaten und der Kommunal- 
verbände. Den Schluß bildet das Arbeiterfürsorgerecht: Arbeiter- 
schutz und Arbeiterversicherung. Diese beiden Materien wurden 
aus dem Zusammenhang der inneren Verwaltungsangelegenheiten 
lediglich deshalb herausgenommen, weil ursprünglich das Zustande- 
kommen der Novelle zur Gewerbeordnung und der Reichsversicherungs- 
ordnung abgewartet werden sollte. Ein später erscheinender Nach- 
trag soll eine systematische Darstellung des Inhalts der Reichsver- 
sicherungsordnung bringen und eine ergänzende Uebersicht über Steuer, 
Gebühren und Beiträge, die bis zur Erledigung der jüngsten Finanz- 
reform zurückgestellt werden mußte, enthalten. 


Wittmayer, Dr. Leo, Eigenwirtschaft der Ge- 
meinden und Individualrechte der Steuer- 
zahler. Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen (Jellinek. 
Anschütz und Fleiner) VIII ı. Leipzig 1910, Duncker u. Humblot, 
XII, 282 S. M. 7.—. 


Den Ausgangspunkt bilden dierechtlichen Beschrän- 
kungen der Eigenwirtschaft der {französischen 
Gemeinden. (Munizipal-Sozialismus). Sie liegen, wie der voran- 
gestellte Grundriß des heutigen französischen Gemeinderechtes nach 
Abschluß der Dezentralisationsbewegung (S. 1—90) ergibt, weniger 
in den unmittelbaren positiven Bestimmungen der Gemeindeordnung, 
als in ihrer praktischen Handhabung, namentlich in der Konsiliarpraxis 
und Judikatur des Staatsrates. Dieser hat die bestehenden indivi- 
dualrechtlichen Klagen der Interessenten gegen unbillige Majoritäts- 
beschlüsse der Gemeindevertretungen zur Abwehr des Munizipal- 
Sozialismus eingerichtet. so daß heute die Steuerzahler in largester 
Weise zum Einspruch gegen wirtschaftspolitische Gemeindeaktionen 
legitimiert sind. Die Abgrenzung des gemeindlichen Wirkungskreises 
liegt hierbei im Ermessen des Staatsrates. der zwar relativ etwas eng- 
herzig vorgeht, aber die anders geartete französische Gemeinde plan- 
mäßig als SR echtsgemeiınde« (Analogie: Rechtsstaat) konsti- 
tuiert. Die unmittelbare weitere Folge ist eine bemerkenswerte all- 
gemeine Erweiterung der Klagelegitimation im französischen Verwal- 
tungsprozesse überhaupt, bezw. eine Ausgestaltung des Machtüber- 
schreitungsrekurses, welcher der gemeinderechtlichen Klage der Steuer- 
zahler zugrunde hegt und schon aus diesem Grunde neu dargestellt 
wird (S. 201—272). Außerdem gewährt die Darstellung einen gelegent- 
lichen Einblick in die analogen Gemeindeverhältnisse Deutschlands, 
Englands. Italiens und Oesterreichs, bezw. in die allgemeine Institute 





bar 
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des französischen Verwaltungsrechts. Auch für die »freie Rechtsschule« 
dürfte die vorgeführte Staatsratspraxis interessantes Material bieten. 





32. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


Krasny, Prof. Dr. Arnold, k. k.Ministerialrat, Die Auf- 
gaben der Elektrizitäisgesetzgebung. Mit dem Ent- 
wurfe eines allgemeinen Elektrizitätsgesetzes. Wien IgIıo, Manz. 
VIII, 148 S. M. 3.50, geb. 4.50. 

Das vorliegende Werk will die Richtlinien für eine systematische 
und erschöpfende Lösung des in Deutschland, wie in anderen Ländern 
höchst aktuellen Problems der Elektrizitätsgesetzgebung ziehen. Es 
enthält zunächst eine allgemeine Darstellung, in der die Anwendungs- 
formen der Elektrizität, ihre wirtschaftliche und soziale Bedeutung, 
die Notwendigkeit der Elektrizitätsförderung, die Grenzen des staat- 
lichen Eingreifens, die Ziele eines Elektrizitätsgesetzes im einzelnen 
und die Rechtsformen ihrer Verwirklichung erörtert werden. 

Sodann folgt der vollständig ausgearbeitete Entwurf eines Elek- 
trizitätsgesetzes nebst Begründung, das allgemeine (zivil-, straf- und 
verwaltungsrechtliche) Normen über die Elektrizität, die gesetzliche 
Regelung der Starkstromunternehmungen, Normen über die Schwach- 
stromunternehmungen, über Schadenverhütung und Schadenvergü- 
tung, Uebergangsbestimmungen umfaßt. 

Der Verfasser entwirft, indem er es als die erste und wichtigste 
wirtschaftspolitische Aufgabe bezeichnet, die Ausnützung der Elektri- 
zıtät mit allen Kräften zu fördern, unter Verwertung der ıhm aus sei- 
ner amtlichen Erfahrung bekannten Prinzipien der Eisenbahnpolitik 
eın System von Rechten und Begünstigungen der Elektrizitätsunter- 
nehmungen (Zwangsbenützungs- und Enteignungsrechte, Konkurrenz- 
verbote, finanzielle Begünstigungen durch den Staat und autonome 
Verbände mittels Beteiligung an der Kapitalsbeschaffung, Zinsengaran- 
tie, Steuer- und Gebührenbefreiungen, Abnahme elektrischer Energie 
für öffentliche Zwecke usw.). 

Er spricht sich gegen die Etablierung eines Elektrizitätsmonopoles 
des Staates und der Gemeinden aus; doch erachtet er im Interesse 
der gemeinwirtschaftlichen Funktion der Elektrizitätsunternehmungen 
es für notwendig, ihnen als Korrelat der Erweiterung ihres Rechts- 
kreises bestimmte öffentlichrechtliche Verpflichtungen aufzuerlegen, 
die die möglichst gleichmäßige und rationelle Ausgestaltung des Netzes 
der Kraftwerke, die Sicherung der technischen Einheitlichkeit, des 
Ineinandergreifens und Zusammenarbeitens derselben, die Vorsorge 
für die allgemeine und gleichmäßige Zuwendung der Leistungen der 
Unternehmungen und der daraus hervorgehenden wirtschaftlichen 
und sozialen Vorteile an die (resamtheit der Bevölkerung zum Ziele 
haben. Hienach wird ein Tarifhoheitsrecht der Staatsverwaltung eben- 
so wie ein Einlösungs- und Heimfallsrecht der öffentlichen Verbände 
gefordert und im Entwurfe festgelegt, jedoch unter Bedingungen, 
welche die ungestörte und gesunde Entwicklung der Elektrizitäts- 
industrie auf eine lange Periode sichern sollen. 

Das Werk dürfte auch für Deutschland, wo Gesetze über die 
Elektrizitätsverwertung in Vorbereitung sind, von Interesse sein. 


Neukamp, Dr. Ernst, Reichsgerichtsrat, Die Gewerbe- 
ordnung für das Deutsche Reich in ihrer neuesten 
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Gestalt nebst Ausführungsvorschriften. Tübingen Igıo, J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck). 810 S. geb. M. 7.—. 


33. Politik. 
Naumann, Friedrich, Die politischen Parteien. 


Berlin-Schöneberg 1910. Buchverlag der Hilfe, G. m. b. H. rrr S 
M. 2.—. 

Diese Broschüre führt vom Standpunkt der liberalen Propaganda 
aus in großen agitatorisch zurechtgebogenen Linien die Entwicklung 
des Kampfes um den Parlamentarismus in Deutschland während der 
letzten 60 Jahre vor. Wer etwas Neues über den Begriff und den Cha- 
rakter der Partei an sich und der politischen Parteien Deutschlands im 
besonderen sucht, wird von ihr enttäuscht. Sie ist kein wissenschaft- 
licher Versuch, auch keine Aufklärungsschrift. Es handelt sich bei 
dem Verfasser nicht um die Vermittelung von neu fixierten historischen 
Beziehungen, sondern um die Einhämmerung gewisser über-partei- 
politischer staatsrechtlicher Grundauffassungen, nicht um Wesen und 
Schicksal der parteipolitischen Mannigfaltigkeit, an der gerade Deutsch- 
land krankt, sondern um die Geschichte und die Zukunftsmöglichkeit 
vor allem des Liberalismus. Das Büchlein ist eine etwas weisheits- 
volle Durchsprechung aller wichtigen historisch-politischen Daten 
von 1848 an — aus dem Standpunkt des klugen Nachgeborenen heraus. 
In allem ein geistvoller und zum Teil rhetorisch glänzender Appell. 
an das zu glauben, was Liberalismus ist — oder so genannt wird. 

Die gewählte Disposition aber barg von vornherein Wiederho- 
lungen und Vergewaltigungen in sich. Zwei erste Kapitel beschäftigen 
sich mit der äußeren Parteigeschichte, zwei letzte mit dem Wesen und 
Programm der einzelnen Parteien. Dabei wird die Parteigeschichte 
lediglich als Geschichte der parlamentarischen Parteikämpfe behandelt. 
Die zweite Hälfte wiederum begnügt sich mit einer großzügigen Gegen- 
überstellung der konservativ-klerikalen und lıberal-sozialistischen 
Gruppe, einem Gegensatze, der — mehr aus dem Bedürfnis des Po- 
litikers als dem des soziologischen Analvtikers hervorgehend — not- 
wendigerweise Grenzen verwischen und Begriffe vermengen muß. Wie 
der Verfasser die Geschichte der Parteien einseitig nach der Geschichte 
des Liberalismus disponiert (1. Abschnitt bis 18860, Zersplitterung des 
Liberalismus, 2. Abschnitt bis 1908, Einigung des Liberalismus), so 
hat ihn sein politischer Affekt zu einem Begriffe vom Liberalismus 
verführt, gegen den sich die ganze Geschichte wie auch der größte 
Teil der Vertreter dieser w Sr politischen, kulturphilo- 
sophischen Theorie sträubt. Es hat nicht nur einen merkwürdigen 
psychologischen Reiz, zu schen, wie Verfasser, der einst mit bewußtem 
Gegensatz gegen alle liberale Theorie und Praxis den Sozialismus ver- 
kündete, heute mit einer gewissen Herablassung von diesem als von 
»dem linken Flügel des Liberalismus« redet, es fordert auch wissen- 
schaftlich den stärksten Widerspruch heraus. Im politischen Tages- 
kampfe mögen Kombinationen zwischen Liberalismus und Sozialis- 
mus wie zwischen Liberalismus und Konservatismus zur Erzielung 
eines bestimmten politischen Erfolges noch so nützlich und notwendig 
sein, die liberale Theorie ist begrilllich von der sozialistischen minde- 
stens so scharf getrennt wie von der konservativen. Es ist politisch 
klug, aber historisch naiv zu sagen: Bebel und Richter hätten anein- 
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ander vorbeigeredet, oder zu glauben: man könne Staatssozialist und 
Syndikatsschwärmer und zugleich immer noch Liberaler sein, in der 
historischen Kontinuität, die Verfasser doch an mehreren Stellen sei- 
nes Buches so laut für sıch in Anspruch nimmt. Ebenso selbst- 
verständlich wie das warme Lob der anschaulichen Darstellung und 
des vom Standpunkt der politischen Propaganda aus meisterhaften 
Aufbaus ist bei einem Kopf von deı Eigenart des Verfassers die Fest- 
stellung, daß das liberale Wertsystem, auf das er seine gesamten pcli- 
tischen Urteile bezieht, ein höchst persönliches, sehr umstrittenes, in 
der merkwürdigen Verquickung liberaler und sozialistischer Gedanken- 
gänge nur ihm eigenes ist. So entspringt z. B. die Definition der Par- 
tei und des Verhältnisses zwischen Abgeordneten und Wählern auf 
Seite ı einer Auffassung, die nicht jeder Liberaler, besonders aber kein 
Sozialist gutheißen wird. Und der ganze geschichtliche Aufriß wird 
vielem Widerspruch begegnen, zumal bei den Nationalliberalen, die 
sich für das historisch-verschämte Werben des Verfassers um Anschluß 
nach links ebenso bedanken werden wie sie es für das offene schon ge- 
tan haben. Alle aber werden die Vornehmheit der Polemik und die 
große Gabe der Einfühlung in gegnerische Gedankengänge beim Ver- 
lasser freudig anerkennen. Im Stil fällt hie und da biblisches Pathos 
auf, das von Manier nicht weit ist. (»In jeder Partei ist viel Mühe«, 
p. I. »Sie gingen in sich und sprachen: sollte er nicht doch recht ge- 
habt haben ? Oder sie gingen nicht in sich, aber schauten um sich und 
sprachen: er hat recht behalten! Und es gingen Lasker und Forken- 
beck, v. Unruh usw.« p. 14. »Und es gingen die einen diesen Weg und 
die anderen jenen, und die einen wurden die allerechtesten Demokra- 
ten, die anderen aber usw.« p. 80. »Wir sind vom Schicksal oder von 
(sott auf dasselbe Brett im Ozean der Zeiten geworfen, um da eine Welt- 
geschichte miteinander zu machen« p. 106). Daneben stehen schlagende 
Wendungen, mit denen Verfasser schon oft die politische Debatte be- 
lebt hat (»Die konservativ-klerikale Herrschaft ist ein Versicherungs- 
system gegen seelische und wirtschaftliche Grefahren« p. 107). 
(Adolph Köster.) 


Fried, Alfred H., Der Kaiser und der Weltjrie- 
den. Berlin 1910, Maritimaverlagsgesellsch. 194 S. M. 3.—. 


Roosevelt, Theodor, Staats- und Lebenskunst. 
2. Auflage. Berlin 1910, Karl Curtius. 193 S. M. 3. -. 
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SOZIALPOLITISCHE CHRONIK. 
Agrarische Sozialpolitik. 


o In den Bestrebungen der Agrarier fällt die Absonderung der 
sozialpolitischen Aktionen von denen allgemeiner Politik 
und auch allgemeiner, »reiner« Wirtschaftspolitik recht schwer. Nicht 
nur die sehr enge Verbindung der Organisationen zu politischen, wirt- 
schaftspolitischen und sozialpolitischen Zwecken trägt hieran schuld, 
sondern vielleicht noch mehr der Umstand, daß die Herausarbeitung 
der in der gesamten Landwirtschaft gegebenen differenten Klassen- 
interessen erst zum geringsten Teil erfolgt ist. Die politische 
Einigkeit der Landwirtschaft (wenigstens von Territorium zu Terri- 
torium, wie sie sich besonders stark im deutschen Reich zeigt) geht 
zweifelsohne auf die sehr tiefgreifenden, für die Landwirtschaft kata- 
strophalen Einwirkungen der überseeischen Konkurrenz in der zwei- 
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück. Sie war bisher fast immer 
stark genug, um alle Gegensätze innerhalb der Landwirtschaft zu über- 
brücken, Probleme nicht mit der gleichen Intensität existent werden 
zu lassen, welche die Klassenbildung der städtischen Bevölkerung 
beschleunigten. Die sozialpolitischen Bewegungen im weiteren Sinn 
(wie sie in der sozlalpolitischen Chronik bisher zum Gegenstand der 
Betrachtung gemacht wurden), also die Aktionen zum Schutze oder 
zur Hebung einer bestimmten Klasse durch Maßnahme der Allgemein- 
heit (in praxi durch Gesetze oder finanzielle Aufwendungen), insbe- 
sondere durch Maßnahmen gegen die Interessen einer anderen 
Klasse, sowie die Aktionen der Klassen selbst, insbesondere soweit 
sie g e g e n eine spezielle andere Klasse orientiert sind. bauen sich da- 
her bei der Landwirtschaft zum Unterschied von den übrigen Klassen 
der Gesellschaft auf der sehr breiten Basis allgemeiner wirtschafts- 
pohtischer Postulate auf. Um den U nterschied deutlich zu nuancie- 
ren: Die moderne volkswirtschaftliche Entwicklung hat die ehedem 
relativ homogene städtische Bevölkerung in Klassen zerschlagen; hat 
von der Industrie das Handwerk gespalten und sie in ihren Interessen 
gegensätzlich orientiert; hat die Arbeiterschaft geschaffen und auch 
die Gesellen, ehemals weder faktisch, noch ihrem Bewußtsein nach 


* Abgeschlossen am I2. Januar 1911. 
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ein sozialer Gegenpol zu den Meistern, in eine Klassengemeinschaft 
mit den Arbeitern gebracht ; hat die Beamtenschaft (private wie öffent- 
liche Angestellte) als gesonderte Klasse mit sehr deutlichen Sonder- 
interessen, herausgearbeitet. Diese Gliederung der städtischen Be- 
völkerung nach ökonomischen und sozialen Interessen, die Entstehung 
und Ausbreitung einer sozialen Politik in ihrem Innern, hat in der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung noch keine ebenso entwickelte 
Parallele. Im Gegenteil: die gerade früher in erheblicherem Maße vor- 
handene Gegensätzlichkeit zwischen Großgrundbesitzern und Bauern, 
zwischen Herr und Knecht, hat sich relativ durch die Entstehung der 
großen allgemeinen agrarıschen Bewegungen abgemildert, welche 
sich unter der Einwirkung der bereits erwähnten überseeischen Kon- 
kurrenz, die alle gleichmäßig zu bedrohen schien, überaus rasch durch- 
setzte. Dadurch wurden auch ihrer sozialen Position nach ganz dif- 
ferente Klassen zusammengeführt. Zur gleichen Zeit also, als aus der 
homogenen städtischen Gesellschaft die einzelnen Klassen heraus- 
gesprengt und in schärfste Gegnerschaft gegeneinander getrieben 
wurden, wurde die gesamte Landwirtschaft für sehr wichtige wirtschafts- 
politische Ziele, für positive Aktionen über alle Differenzen hinweg- 
geeint. So wurden die Klassengegensätze, die auch hier vorhanden 
sind, in ihrer praktischen Wirkung abgestumpft. 

Danach könnte es scheinen, als ob es differenzierte agrarische 
Klassenpolitik überhaupt nicht gäbe; als ob die gesamte agrarische 
Wirtschaftspolitik, als Politik der agrarischen Gesamtheit auch alle 
sozialpolitischen Probleme zur Lösung brächte. Daß dem aber nicht 
so ist, beweisen die immerhin starken Gegensätze im agrarischen Lager. 

Das zentrale Problem aller Agrarpolitik bilden auch heute noch 
die Zölle. Ja vielleicht mehr noch als früher, da ja die letzte Entwick- 
lung der Politik eine Aenderung in der Zollgesetzgebung nicht ganz 
unwahrscheinlich macht. Im Rahmen der sozialpolitischen Chronik 
muß die Zollgesetzgebung nur insoweit genannt werden und die auf 
sie abzielenden Bestrebungen müssen insoweit zur Erörterung gelangen, 
als (analog wie bei der Mittelstandsbewegung) die Zollgesetzgebung 
als wirtschaftspolitischer Eingriff mit einer sozialen Funktion der Land- 
wirtschaft motiviert wird. Dies ist bekanntlich in sehr weiten Maße 
der Fall — ein Grund, weshalb die Absonderung wirtschaftspolitischer 
von sozialpolitischen Bestrebungen so schwer ist. Dazu kommt aber 
noch eines: die natürliche Knappheit des Bodens, die technische Un- 
möglichkeit, unbegrenzte Quantitäten landwirtschaftlicher Produkte 
zu erzeugen, erleichtert ungemein die allen Produzentenvereini- 
gungen eigentümlichen Bestrebungen nach Schaffung relativer 
Monopole, ließ von vornherein den Gedanken der freien Konkurrenz 
gar nicht existent werden und hat so alle Wirtschaftspohtik von vorne- 
herein auf die Interessen der landwirtschaftlichen Gesamtheit zuge- 
spitzt (im Gegensatz zur manchesterlichen Industriepolitik etwa, 
welche die Gesamtheit fördern wollte, indem sie jedem Einzelnen 
freien Spielraum ließ) — natürlich mit dem Hinweis auf die soziale 
Funktion der Landwirtschaft. Erst auf dem Untergrund dieser, 
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sozial motivierten, die gesamte Landwirtschaft umfassenden Zoll- 
politik beginnen sich die Klasseninteressen herauszuentwickeln. Be- 
ginnen die Gegensätzlichkeiten zwischen Groß- und Kleinbesitz den 
Interessenten bewußt zu werden — und zwar wiederum in speziellen 
‚ Fragen der Zollpolitik, weil ja diese das Um und Auf agrarischer Po- 
litik bildet und bisher als das geeignetste Mittel gilt, wirtschafts- 
politische Ziele zu erreichen. 

Die Notwendigkeit, das, was man als wirtschaftspolitisches Ziel 
erkannt hatte, durch Bildung politischer Parteien zu unterstützen und 
zu erreichen, hält auch jetzt noch die Herausarbeitung spezieller Klas- 
seninteressen auf, schafft aber andererseits, sobald sie erkannt wird, 
sofort eine breitere Basis und eine Parole, die des allgemeinen Interesses 
sicher ist. Sowie die Interessen der Landwirtschaft als Paragraphen 
der Zoll- (und Steuer-)gesetzgebung lebendig wurden, so müssen auch 
die Klasseninteressen innerhalb der Landwirtschaft existent 
werden in der Ausgestaltung, Abänderung der Zollgesetzgebung. Und 
insofern ist es notwendig, bei der Erörterung dieser Klassengegensätze, 
bei Besprechung der Schichtungen innerhalb der Landwirtschaft und 
ihrer eigentümlichen Bestrebungen ihr Verhältnis zur Zollpolitik zu 
erörtern. Diese bleibt — neben den direkten Mitteln der sozialen Poli- 
tik, neben der Inanspruchnahme der Allgemeinheit zur Förderung 
des Klasseninteresses — noch immer das wichtigste Instrument der 
agrarıschen Bewegungen und bedarf daher auch im Rahmen der Chro- 
nik einer Erörterung. 

Nach dem gegenwärtigen Stande der agrarischen Bewegung ist 
derzeit zu berücksichtigen: I. die Gegensätzlichkeit der agrarischen 
Bevölkerung, als ganzes genommen, gegenüber der städtischen Be- 
völkerung als Gesamtheit genommen; 2. die Tendenzen zur Klassen- 
bildung und Klassenscheidung innerhalb der Landwirtschaft; 
3. das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. — Diesen 
drei Gegensätzlichkeiten entsprechen auch verschiedene Organisations- 
arten (sie haben sich allerdings noch nicht rein herauskristallisiert). 
die in erster Linie zur Behandlung gelangen sollen. 

Die Interessentenorganisationen der Landwirtschaft sind in viel 
höherem Maße als z. B. die der Unternehmer oder Beamten, z. T. selbst 
als die der Arbeiter in engster Fühlung mit politischen Parteien, ja z. T. 
sogar Organe der politischen Parteien, bestimmt die Wählerschaft 
vollständiger zu erfassen, dauernd festzuhalten. Der viel erörterte 
Umstand, daß die Einteilung der Wahlkreise die ländliche Bevölke- 
rung im Vergleich zu ıhrer Zahl begünstigt, hat wiederum die Folge, 
daß die in den agrarıschen Kreisen wurzelnden Parteien in den homogen 
bevölkerten agrarıschen Landesteilen viel eher durch Bildung oder 
Beherrschung von Interessentenorganisationen auch politische Er- 
folge erzielen, als Parteien, welche städtische Interessen vertreten und 
sich einer verwirrenden Fülle wechselnder Interessen gegenübersehen, 
denen überdies wechselnde Massenverhältnisse der \WVählerschaften 
entsprechen. Die Beherrschung von oder die Fühlungnahme mit agra- 
rischen Interessenvertretungen eröffnet daher viel unmittelbarer den 





Agrarische Sozialpolitik. 255 


Weg zu politischer Macht als die städtischer Interessentenorganisa- 
tionen. Ein Grund dafür, daß letztere von den politischen Parteien 
vielfach als Hemmnis und lästige Kontrolle, Erschwerung der Propa- 
ganda betrachtet werden, erstere hingegen in der Regel als Stützpunkt 
und sichere Mittel zur Erhaltung der Macht. Daher ist auch die Los- 
lösung der Ideologien, welche diese Organisationen beherrschen, von 
den politischen Argumentationen sehr schwer. Aehnlich wie 
bei der Mittelstandsbewegung findet die Motivation immer statt aus 
der überragenden sozialen Bedeutung der agrarischen Interessen. 
Die Verknüpfung mit der bestehenden Staatsform, der Hinweis auf 
deren mit agrarischer Interessenpolitik unlösbar verknüpfte Bedürf- 
nisse, bildet den Untergrund aller agrarischen Ideologien. Diese 
fließen demnach — ganz analog wie bei der Mittelstandsbewegung — 
nicht aus einem reinen produktionspolitischen Ideal, sondern nur aus 
einem politischen, Staatsideal, das zu seiner Durchsetzung produk- 
tionspolitischer Forderungen bedarf. Diese Wesensverwandtschaft 
agrarıscher und mittelstandspolitischer Bewegungen stammt aus der- 
selben Quelle: der Bedrohung alteingewurzelter Produktionsformen 
durch die neuzeitliche Industrieentwicklung. Die eigentümliche Fär- 
bung der agrarıschen Bewegung ist nur dadurch gegeben, daß es sich 
nicht, wie bei der Mittelstandsbewegung, um eine Konkurrenz mit der 
Industrie direkt handelt, sondern nur um eine Abwehr der von der 
industriellen Entwicklung geschaffenen neuen Konkurrenzfermen ge- 
gen die agrarısche Inlandsproduktion. 


Endlich muß auch hier schon anf die relativ enge Verbindung 
zwischen Landwirtschaft und Industrie hingewiesen werden, insbeson- 
dere auf die politische Verknüpfung der Agrar- und Industriezölle. 
Diesem Zollsystem liegen kooperierende Bestrebungen in Landwirt- 
schaft und Industrie zugrunde. Es wird insofern von Bedeutung, als 
es einerseits die Gegensätzlichkeit zwischen Stadt und Land abschwächt 
und politische Gemeinsamkeiten schafft, die entgegengesetzte Klassen- 
interessen überbrücken, andererseits auch insofern als es wirkliche 
(regensätzlichkeiten dadurch enthüllt, daß selbst diese wirtschafts- 
politische Gemeinsamkeit, wie sich gerade jetzt zu zeigen beginnt, 
trotz politischer Gemeinsamkeiten auf die Dauer nicht aufrecht er- 
halten werden kann. Dann aber wird die Zollpolitik der Boden, auf 
dem der Klassenkampf zwischen Stadt und Land ausgefochten werden 
muß. Ebenso wie sich in der Zollpolitik zum guten Teil die Klassen- 
scheidung innerhalb der Landwirtschaft selbst durchsetzt. 


Da der Schwerpunkt auch der Interessentenorganisationen in 
der Landwirtschaft in ihrer Wirksamkeit auf die politischen Parteien 
wurzelt, weil diese Interessentenorganisationen ohne Einwirkung auf 
die politischen Parteien gar nicht gedacht werden können, ist von aus- 
schlaggebender Bedeutung für die Landwirtschaft (ebenso wie es auch 
noch Argument ist: analog wie beim Mittelstand) ihre numerische 
Stärke. Zur Beurteilung derselben mögen die Daten der Betriebszäh- 
lung über die Zahl der Betriebe und der zur Landwirtschaft Zugehörigen 
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dienen !): In der Landwirtschaft, Gärtnerei, Tierzucht, Forstwirtschaft 
und Fischerei waren beschäftigt im Hauptberuf Erwerbstätige ?): 
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Eher als die Ziffer der im Hauptberuf Tätigen sind die der Berufs- 
zugehörigen vergleichbar. Ein näheres Eingehen in den Aufbau der im 
Hauptberuf Tätigen zeigt deutlich, daß die Steigerung 1895 gegenüber 
1907 ausschließlich zurückzuführen ist auf die Steigerung der Zahl der 
weiblichenArbeiter (von 2 388 148 im J. 1895 auf 4 254 488 
im J. 1907 ; sämtliche übrigen Kategorien, Unternehmer und auch männ- 
liche Arbeiter, haben abgenommen). Diese aber rührt bekanntlich, 
zum großen Teil aus einer schärferen Erfassung dermithelfenden 
Familienmitglieder her. Daß dem so ist, beweist der Umstand, daß 
die Zahl der Berufiszugehörigen nahezu in demselben Maße 
abgenommen hat (nämlich um 4,5°%), als die Zahl der in der Landwirt- 
schaft im Hauptberuf Tätigen mit Ausschluß der weiblichen Ar- 
beiter (nämlich um 6,3 °%,). Die absoluten Ziffern und der Anteil der 
in der Landwirtschaft im Hauptberuf Tätigen an den Berufstätigen 
überhaupt, und der Anteil der zur Landwirtschaft Berufszugehörigen 
an der Gesamtzahl der Bevölkerung zeigt in der Entwicklung, wie sehr 
die lJandwirtschattliche Bevölkerung nicht nur in sehr hohem Maße 
relativ, sondern sogar auch beträchtlich absolut zurückgedrängt wird 
und an numerischer Stärke einbüßt. Diese Konstatierung muß der 
Erörterung aller Fragen der agrarıschen Sozialpolitik vorangestellt 
werden. 





1) Statistik des Deutschen Reiches, Bd. 102 u. 111 (1895) u. 202 (1907). 
2) a: Selbständige; b: Angestellte; c: Arbeiter. 
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Neben diesen auf die Gruppierung der Bevölkerung bezüglichen 
Daten müssen noch einige die Betriebe betreffenden genannt werden. 
Es betrug die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ?): 








J = Landwirtschaft. Betriebe 
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Die vielen Hunderttausende von Arbeitern und Kleingewerbetrei- 
benden, die im Nebenerwerb oder zum Vergnügen ein kleines Stückchen 
Feld oder Garten bebauen, sind bei der Zählung der »landwirtschaft- 
lichen Betriebe« erfaßt; ja selbst die vielen Tausende der städtischen 
Bevölkerung, welche ein Ziergärtchen oder eine Laubenkolonie »be- 
wirtschaften«, sind als »Betriebsinhaber« im Nebenberufe aufgeführt. 
Die eben erwähnten Daten der Betriebe besagen also für die Zahl der 
wirklichen landwirtschaftlichen Betriebe nichts. Sie können also ins- 
besondere nicht als Symptom für die steigende Bedeutung der land- 
wirtschaftlichen Berufstätigkeit betrachtet werden. Schon deshalb 
muß dies vorweg betont werden, weil in der Industrie ein hiezu paral- 
leler Erhebungsvorgang fehlt. Dort entspricht den Betrieben in den 
weitaus überwiegenden Fällen wirklich eine wirtschaftliche Erwerbs- 
einheit ; zum Vergleich der lJandwirtschaftlichen gegen die industrielle 
Entwicklung muß daher auf die Anzahl der Berufstätigenn 
den einzelnen Kategorien und ihren relativen Anteil an der gesamten 
berufstätigen und berufszugehörigen Bevölkerung hingewiesen werden. 
Deshalb wurden diese Ziffern auch an erster Stelle genannt. Sie sollen 
dazu dienen, um zu veranschaulichen, mit welchen Massen die agrarısche 
Bevölkerung im großen und ganzen zu rechnen hat. Auf eine weitere 
Differenzierung derselben, eine Zergliederung nach Betriebs- 
größen, die Relation zwischen Groß- und Kleinbetrieb, den Anteil der 
einzelnen Betriebskategorien an der landwirtschaftlichen Bodenfläche, 
die Verschiebungen in den Bebauungsverhältnissen des Grund und Bo- 
dens, die numerische und materielle Entwicklung der einzelnen Besitz- 
größengruppen kann hier nicht eingegangen werden. Diese Relationen 
bilden zwar die ökonomische Basıs für die sich vorbereitende Klassen- 
scheidung der agrarıschen selbständig berufstätigen Bevölkerung, 
und soweit sie zum Verständnis derselben notwendig, werden sie auch 
gestreift werden. Im übrigen aber muß auf die Reichsstatistik verwie- 
sen werden. 


Die landwirtschaftlichen Organısatıonen. 


Man kann behaupten, daß die Landwirtschaft — allerdings nur 
die selbständig Beruistätigen ~- mehr als andere Berufsgruppen in 


ihrer großen Mehrheit organisiert ist, also einseitig orientierten Inter- 
3) Stat. Jb. des Deutschen Reiches, 1886; und die oben genannten Quellen. 
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essenorganisationen angehört, deren Aufgabe es ist, die Interessen 
ihrer ] Mitglieder zu vertreten. Die mehrfach erwähnten und allgemein 
bekannten Eigentümlichkeiten der landwirtschaftlichen Betriebe er- 
klären auch, wieso der Organisationsgedanke gerade in der agrarischen 
Bevölkerung leicht und tief Wurzel fassen konnte. Dies gilt sowohl 
von den Organisationen rein wirtschaftlichen Charakters, von den 
Genossenschaften, Spar- und Vorschußkassen usw., als auch von den 
Organisationen allgemeineren Charakters, welche entweder der wissen- 
schaftlichen Erforschung der Landwirtschaft, der Ausbildung einer 
immer vollkommeneren Betriebslehre dienen, oder aber agrarische 
Wirtschafts- und Klassenpolitik treiben. Allen diesen Organisations- 
arten kommt es zweifelsohne zugute, daß die Landwirtschaft des Deut- 
schen Reichs über einen inneren Markt verfügt, dessen rasch wachsen- 
der Bedarf unbedingt die ganze Produktion zu konsumieren in der Lage 
ist und es daher vermag, mit einem genau im voraus berechenbaren 
Erfolge Preispolitik in Form von Zollsätzen zu machen. 

Gerade in der Landwirtschaft sind von besonderer Bedeutung 
die auf Selbsthilfe beruhenden Organisationen; und zwar sowohl von 
wirtschaftlicher, als auch von politischer. Sie sind, da sie eine straffe 
Organisation der Betriebe verkörpern, von vergleichsweise viel 
größerer Bedeutung und größerem Einfluß als die gewerblichen Ge- 
nossenschaften auch deshalb, weil sie ja meist die Vermittlung zwischen 
landwirtschaftlichen Betrieben und den Konsumenten darstellen. Die 
gewerblichen Genossenschaften aller Art dienen meist (von den Kredit- 
genossenschaften abgesehen) der Erleichterung eines Produktions- 
stadiums (als Rohstoff-, Magazins-, Maschinengenossenschaften usw.). 
Die landwirtschaftlichen Genossenschaften übernehmen in viel häufi- 
geren Fällen die Verwertung der Endprodukte. Von ihrer 
Tätigkeit braucht jedoch nicht gesondert berichtet zu werden, eben- 
sowenig als von den wirtschaftlichen Selbsthilfevereinigungen der übrı- 
gen Klassen. Sie ist eine rein interne und kommt nur insoferne als 
Tätigkeit der Klasse in Betracht, als sie die von den aktiven, nach 
außen wirkenden Wirtschafts- und politischen Organisationen ausge- 
gebene Parole in ihrer Geschäftstätigkeit zur Geltung bringen, und 
die wirtschaftlich gegebene Situation nach rein geschäftlichen Prin- 
zipien ausnützen. Sie sind also als Werkzeuge der Klasse unent- 
behrlich die notwendige Ergänzung insbesondere zu den Zollbestre- 
bungen, aber doch ım großen g ‚anzen ein technischer Apparat, der nur 
für de Wirksamkeit agrarischer Wirtschafts- und Sozialpolitik 
von entscheidender Bedeutung ist, von dem jedoch die Bewegung 
keine neuen Inhalte empfängt. Daher werden folgende kurze 
Daten genügen ?): Von Verbänden landwirtschaftlicher Kredit- 
genossenschaften seien die größten genannt: Der Reichsver- 
band der deutschen landw irtschaftlichen Genossenschaften einschließ- 


RR Nach den Mitteilungen zur deutschen Genossenschaftsstatistik für 1908, 
bearbeitet von Dr. A. Petersilie, Berlin 1010, S. 6, 8, 14 und passim; Jahrbuch 
des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine, 8. Jahrg. Hamburg 1910, 
1. Band, S. 338/9 und 352/63. 
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lich des General-Verbandes ländlicher Genossenschalten für Deutsch- 
land (Raiffeisen); die Zahl der Verbandsgenossenschaften stieg von 
10757 (1904) auf 12 188 (1. VI. 1908). Auch die Zahl der Genossenschaf- 
ter hat sich entsprechend vermehrt: von 816 000 auf nahezu I 060 000; 
der Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften in Württem- 
berg mit 1144 Genossenschaften (26. I. IgIO) und 124 000 Genossen- 
schaftern. Die rein landwirtschaftlichen (Kredit)genossenschaften hatten 
zusammen ca. I 250 000, der allgemeine Verband deutscher Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften hatte (1908) ca. 150 000 selbständige 
Landwirte zu Mitgliedern, sodaß in diesen und den rein landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften I 430 000 Landwirte organisiert waren; das 
sind bereits 57% derselbständig Berufstätigen in der Landwirt- 
schaft (wobei noch nicht alle Genossenschaften berichteten; man kann 
daher 1!4 Millionen Mitglieder annehmen) und entspricht genau der 
Zahl der Betriebe, die über 5 ha Fläche umfassen. Daß diese landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften (auch als Pioniere der allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Organisationen) in Kreise dringen, welche den 
analogen gewerblichen Genossenschaften noch immer verschlossen 
sind, darauf deutet auch der geringe Betrag, mit welchem die einzel- 
nen Mitglieder im Durchschnitt an der Kreditgewährung beteiligt 
sind, und die geringe Höhe der Aktiva, der Geschäftsguthaben, des 
Reservefonds und des Vermögens, auf die Mitgliederzahl umgerechnet. 
Von den übrigen landwirtschaftlichen Genossenschaften seien genannt: 
der Reichsverband der deutschen landwirtschaitlichen (Grenossenschaf- 
ten, welchem außer den bereits erwähnten 12 I88 Kreditgenossen- 
schaften im J. 1908 angehörten: 2042 Bezugsgenossenschaften, 1914 
Molkereigenossenschaften, 16 Müllerei-, Bäckereigenossenschaften, 
61 Getreideverkaufs- und Lagerhausgenossenschaften, 35 Obst- und 
Beerenverwertungsgenossenschaften, 146 Winzergenossenschaften, 
11 Konservenfabriken, 4 Sauerkrautfabriken, 2 Zuckerfabriken, 18 
Stärkefabriken, 2 Schlächtereigenossenschaften, 98 Viehverkaufs- 
genossenschaften, 42 Tabakverkaufsgenossenschaften, 4 Hopfenver- 
kaufsgenossenschaften, Io Ziegelcigenossenschaften, 46 Elektrizitäts- 
werke, 3 Feld- und Kleinbahngenossenschaften, 62 Wasserleitungs- 
genossenschaften, 5 Abfuhrgenossenschaften, 37 Baugenossenschatten, 
38 Dampfpflüge- und Maschinengenossenschaften, 185 Dampfdresch- 
genossenschaften, 40 Pferdezuchtgenossenschaften, 57 Viehzucht- 
genossenschaften, 57 Viehweidegenossenschaften, 4 Viehversiche- 
rungsgenossenschaften, 99 Eierverkaufsgenossenschaften, I8o son- 
stige Genossenschaften 5). Der Verband Jlandwirtschaftlicher Ge- 
nsssenschatten in Württemberg umfaßte 2601 Molkereigenossenschaften, 
im Bunde der Landwirte bestanden deren 35 usw. Die oben erwähnten 
2042 Bezugsgenossenschaften hatten 216.000 Mitglieder, die 1914 
Molkereigenossenschaften 178 000 ; die übrigen landw. Genossenschaften 
hatten, soweit sie berichteten (außer den Kıecditsenossenschaften) 


`) Jahrbuch des Reichsverbandes deutscher landwirtschaftlicher Genossen- 


schaften, 1910. 


17 * 
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1907/08: 425 883 Mitgl. (webei Doppelzählungen in erheblichem Maße 
vorkommen dürften.) Besonders im Aufschwung sind die Molkerei- 
genossenschaften. Die Zahl ihrer Mitglieder hat sich seit 1903, resp. 
I904 um 50—100°.,, vermehrt ê). Das Genossenschaftswesen machte 
geradezu rapide Fertschritte im Jahre 1909: So betrug der Umsatz 
der preußischen Zentralgencssenschaftskassa 15.2 Milliarden M., das 
ist um 4 Milliarden M. mehr als 1908 °). 

Nunmehr sollen die allgemeinen agrarischen wirtschaftspoliti- 
schen Organisationen zur Darstellung gelangen, aus deren Programm 
sich die Möglichkeit ergibt, die Ideologien, welche die agrarıschen 
Interessentenorganisationen beherrschen, zu konstruieren. 

Die Vere inigung der Steuer- und Wirtschafts- 
reformer wurde im Winter des Jahres 1875/0 gegründet 8). (Sitz 
Berlin.) Ihr Zweck ist, »die Ideen und Grundsätze einer gemeinnützi- 
gen, auf christlichen Grundlagen beruhenden Volkswirtschaft im Volke 
zu verbreiten und ın der Gesetzgebung zum Ausdruck zu bringen«?). 
Diese Ideen und Grundsätze sind im »Programm« zusammengefaßt. 
Dieses lautet: 

I. Es ıst auf eine gleichmäßige Verteilung aller Steuern hinzu- 
wirken, damit der bis jetzt überbürdete Grundbesitz und die redliche 
Arbeit in allen Berufszweigen entlastet werden. 

2. Die Doppelbesteuerung, welche in der Grund-, Gebäude- und 
Gewerbesteuer liegt, ist zu beseitigen. Das Renten - Einkommen 
ist höher zu besteuern als das Ar beits- Einkommen. Gegen die 
Steuerumgehungen des Geldkapitals sind wirksame Sicherheitsmaß- 
regeln zu schaffen. 

3. Der heimischen Produktion auf allen Gebieten ist ein Zollschutz 
zu gewähren, welcher den Produktionsbedingungen des Inlandes 
und des konkurrierenden Auslandes entsprechend zu bemessen ist. 

4. Bei allen Zöllen und indirekten Steuern ist stets darauf Bedacht 
zu nehmen, daß sie nicht besonders schädlich auf einzelne Distrikte 
und Bevölkerungsschichten einwirken. Die Einführung einer Börsen- 
umsatzsteuer nach dem Werte, sowie eine Besteuerung der ausländi- 
schen Wertpapiere sind dringend geboten. — Die Stempel- und Tax- 
gesetzgebung ist einer Revision zu unterziehen behufs Lastenaus- 
PA zwischen Grundbesitz und beweglicher Habe. 

. Im _ Eisenbahnwesen ist es notwendig, daß an die Stelle des 
Ak 3 ien betriebes ein billiger, lebenssicherer Staats betrieb mit 
Beseitigung aller Differentialtarife tritt, ohne daß der Besitzstand der 
einzelnen Staaten berührt wird. 


6) Gerade über die Molkereigenossenschaften und ihre Rückwirkung auch 
auf den standard of life der Landbevölkerung und die daraus resultierenden 
Konsequenzen selbst für die Klassenlage vgl. weiter unten S. 294 ff. 

3) Deutsche Tageszeitung 11. I. 1911, Morgenblatt. 

8$) Bulletin des Institut International d’Agriculture, Rom, I. Jahrg. Nr. 2, 
Okt. Nov. 1910, S. 27. 

») Bericht über die Verhandlungen der XXXV. Gencralversammlung der 
Vereinigung der Steuer- und Wirtschaftsreformer zu Berlin, 22. II. 1910. S. 130 ff. 
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6. Papiergeld auszugeben gebührt allein den gesetzgebenden 
Faktoren des Reiches. Die Banknotenprivilegien sind zu beseitigen. 

7. Das Aktiengesetz vom II. Juni 1870 bedarf einer durchgreifen- 
den Reform. Insbesondere sind Schutzmaßregeln zu treffen, gegen die 
sittlichen und wirtschaftlichen Gefahren, welche die unzureichende 
Verantwortlichkeit der Gründer und Vorstände nach sich zieht. 

8. Die Gewerbeordnung und das Unterstützungswohnsitz-Gesetz 
bedürfen dringend der Revision. 

9. Den Verträgen zwischen ländlichen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern ist durch Gesetz eine Form anzuweisen, welche für beide Teile 
einen wirksamen Rechtsschutz im beschleunigten Verfahren mit vor- 
läufiger ortspolizeilicher Entscheidung gewährt. 

Io. Die Goldwährung ist durch eine internationale Gold- und 
Silberwährung (Doppelwährung) zu ersetzen. 

II. Der ländliche Grundbesitz ist vom Zwange des römischen 
Rechtes zu befreien. Insbesondere ist ihm eine seiner Natur entspre- 
chende Verschuldungsform und ein den deutschen Sitten entsprechen- 
des Erbrecht zu gewähren. 

Das Programm zeigt, welch großen politischen Einfluß die Ver- 
einigung besitzt, sodaß die Punkte 2, 5, 7, 8, 9 eliminiert werden konn- 
ten; aber auch von den übrigen Punkten sind die meisten realisiert. 
Die Steuergesetzgebung erfolgte, z. B. auch die Reichsfinanzreform 
ganz im Sinne des Punktes 1, wie er von der Vereinigung ver- 
standen wird. Der Zollschutz, der im J. 1876 gefordert wurde, ist 
bereits längst gewährt. Punkt ıo und Ir sind heute nicht mehr im 
Bewußtsein der agrarischen Kreisen lebendig. Namentlich das Ver- 
langen nach der Doppelwährung ist seit der letzten großen Gold- 
entwertung abgeschwächt und die Realisierbarkeit infolge der unge- 
heueren Silberfunde unmöglich geworden. 

1894 vereinigte sich mit dieser Organisation der »Kongreß deut- 
scher Landwirte«. Dieser hatte 1880 die Kooperation mit dem Zentral- 
verband Deutscher Industrieller in der Frage des Zollschutzes begonnen, 
die dann von der Vereinigung der Steuer- und Wirtschaftsreformer 
fortgesetzt wurde!®). Auch heute noch wird an derselben festgehalten, 
in höherem Maße von den arrarischen Kreisen, die sich der industriel- 
len Zölle gerne als Argument für die Ayrarzölle bedienen. Die indu- 
striellen Zölle hatten in Deutschland nicht mehr die Funktion der 
Erziehungszölle, und wenn man daran dennoch festhalte, so sei um- 
so wichtiger die Erhaltung und der Ausbau der agrarischen Zölle 1), 
Diese Kooperation zwischen Großindustrie und Agrariern in der Zoll- 

frage überdeckt, wie bereits angedeutet wurde, den wirtschaftlichen 


10) Bericht über die Verhandlungen der ANNV. Generalversammlung der 
Vereinigung der Steuer- und Wirtschaftsreformer zu Berlin, 22. 11. 1910, S. 1/2. 
11) Referat Dade auf der erwähnten Gencralvers. der »Vereinigung« über: 
»Die Einwirkung der vom Fürsten Bismarck 1879 inaugurierten Wirtschafts- 
politik auf die Entwicklung der Industrie und des Handels einerseits sowie die 
Landwirtschaft andererseitse (S. 10). Die Debatte über dieses Referat ist eine 
Fundgrube für die in den agrarischen Kreisen herrschenden Ideologien. 


262 Sozialpolitische Chronik. 


Interessen- und den Klassengegensatz zwischen Stadt und Land. 
Daß sich aber auf die Dauer diese Solidarität in der Zollfrage nicht 
aufrecht erhalten lassen dürfte, darauf deutet der Umstand, daß man 
auch schon im Zentralverband der Industriellen ernstlich erwogen hat, 
auf eine Herabsetzung der Lebensmittelzölle hinzuwirken 12), wäh- 
rend die agrarıschen Kreise eine Ergänzung und Erhöhung der Zoll- 
sätze ab 1917 postulieren 1°). 

Ist die Vereinigung der Steuer- und Wirtschaftsreformer eine 
Organisation des Großgrundbesitzes und des Adels, so willder Bund 
der Landwirte vorwiegend die kleineren Besitzer erfassen und 
durch die Massen seiner Mitglieder wirken. Er wurde am 18. H. 
1893 gegründet, unmittelbar heraus aus der Erbitterung gegen die 
Caprivische Zollpolitik, zum Zweck der Vertretung der landwirtschaft- 
lichen wirtschaftspolitischen Interessen im Reichstage 1%). Schon im 
J. 1894 zählte er 200 000 Mitglieder, gegenwärtig (d. h. zu Beginn 
d. J. 1910) 312 000 15) und ist damit eine der größten wirtschaftlichen 
Organisationen Deutschlands überhaupt und wird höchstens von den 
größten Gewerkschaften erreicht und übertroffen. Der Bund der 
Landwirte hat in erster Linie die Funktion eines Kartells. Zwar nicht 
als direkte Vereinigung von Produzenten als Verkäufern, sondern in- 
direkt durch Beförderung und Entwicklung der Zollpolitik. Daneben 
wirkt der Bund der Landwirte als Unternehmerorganisation und hat 
schließlich die engste Fühlung mit der politischen Partei der Konser- 
vativen. Er beschränkt sich jedoch nicht bloß auf agrarische Kreise, 
sondern möchte (noch ein Rest aus der Zeit, wo politische Ideen und 
selbst wirtschaftliche Interessenvertretung mit dem Anspruch auf 
Allgemeingültigkeit auftraten), auch die Kreise des erwerbenden Bür- 





12) Deutsche Industriezeitung, 17. NII. 1910. 

13) Die zollpolitischen Vorgänge fallen in ihren Details zwar außerhalb des 
Rahmens der sozialpolitischen Chronik, doch müssen sie wenigstens insofern 
registriert werden, als sie die hauptsächlichste Auswirkung agrarischer Politik 
überhaupt darstellen, und in ihnen daher auch sozialpolitische Aktionen und Re- 
aktionen (nicht bloß »rein wirtschaftlichee) sich spiegeln. Es ist daher besonders 
wichtig, festzustellen, wie sich die einzelnen Klassen zur Zollpolitik verhalten. 
Eine Milderung derselben durch die Agrarier selbst — die der Zentralverband der 
Industriellen wünscht — ist nicht zu erwarten, und so könnten die Vorberatungen 
zum neuen Zolltarif, der im J. 1917 in Kraft treten mußte, der Anlaß zu einer 
Scheidung zwischen Industrie und Landwirtschaft werden, wenigstens zwischen 
der weiterverarbeitenden Industrie und der Landwirtschaft. Die Kooperation 
zwischen Industrie und Landwirtschaft wird sich, wie es scheint, in Hinkunft mehr 
auf die Frage des Arbeitsverhältnisses und des Arbeiterschutzes (soziale Ver- 
sicherung etc.) erstrecken. (Siche die Ausführungen des Vorsitzenden des Zentral- 
verbandes Deutscher Industrieller auf der genannten Tagung der »Vereinigung«; 
Protokoll, S. 39 ff.). Das Bestreben der Industriellen, durch gesetzgeberische 
Maßnahmen ihre Position gegenüber der Arbeiterschaft zu verbessern, wird von 
Seite der Landwirtschaft cifrigst unterstützt. 

14) Bulletin des Institut International d’Agriculture, Rom 1. Jahrg. 1910, 
Nr.2.- 9.28: 

15) Korrespondenz des Bundes der Landwirte, 21. II. 1910. 
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gerstandes, insbesondere des Mittelstandes, an sich ziehen. 
Das charakterisiert ihn — gegenüber allen anderen Interessenorgani- 
sationen (sowohl der Arbeiter als auch der Unternehmer und Beamten) 
insoferne als es auf eine viel engere Verbindung mit politischen Par- 
teien hinweist und auch andeutet, daß die politische Partei (wie 
sich auch bei Besprechung der Ideologien zeigen wird) das stärkere 
Element. (Ebenso auch bei den meisten übrigen agrarischen Organi- 
sationen.) Die Verbindung mit speziellen politischen Parteien zeigt 
sich auch weiterhin darin, daß er, über das Gebiet der Politik hinaus- 
gehend, selbst Weltanschauung und sogar religiöse Fragen in den Kreis 
seiner Enunziationen einbezieht 16), insoferne diese im Rahmen des 
Programms oder der Tätigkeit der ihm nahestehenden politischen 
Parteien liegen. 

Die Tätigkeit des Bundes der Landwirte 17) im einzelnen 
war im J. 1909 und auch späterhin noch IgIo in erster Linie dem 
Kampf um die Reichsfinanzreform gewidmet. Alle 
Organe des Bundes bemühten sich, ebenso wie seine Redner in den 
Versammlungen, die Notwendigkeit und ErsprieBlichkeit der Reichs- 
finanzreform nachzuweisen. Die Frage stand so ım Vordergrund aller 
Erörterungen (wovon der beste Beweis die Fülle von Artikeln, Notizen 
usw. in der »Korrespondenz des Bundes der Landwirte«). daB sie 
sogar die Probleme der Zollpolitik zeitweise zurückdrängte. Auch das 
hat politische Gründe: Die Verteidigung der Reichsfinanzreform dient 
der Verteidigung der dem »Bunde« nahestehenden Parteien, die in- 
folge der Reichsfinanzreform Verluste erleiden. Dem, besonders in 
agrarischen Kreisen entgegenzuwirken, ist Ziel der Bestrebungen des 
»Bundes«. Allerdings, wie mehrere Nachwahlen zeigten, ohne rechten 
Erfolg 18). Neben der Reichsfinanzreform waren es Fragen der Zoll- 
politik, in der letzten Zeit die Frage der Fleischteuerung, die den 
»Bund« besonders intensiv beschäftigten: In dem einen wie dem ande- 
ren Falle ist die tvpisch wiederkehrende Argumentation, daB auch 
die städtischen und die liberalen Parteien die indirekten Steuern ak- 
zeptieren wollten und es sich ja bloß um eine andere Verteilung der 
direkten Steuern gehandelt habe. Diese seien vom unbeweglichen 
ohnedies überbelasteten Vermögen auf das Bewegliche gelegt worden. 
Analog bei der Fleischteuerung: daß die Landwirtschaft unbedingt 
auf den Schutz der Grenzen rechnen müsse, um ihren Viehbestand vor 

16) So wurde in der 17. Generalversammlung des Bundes der Landwirte der 
Hinweis auf die religiösen Strömungen mit dem Schlagwort » Jesus lebte begeistert 
aufgenommen; ebenso die Wendungen gegen adie Tiraden, die wahnwitzieen Re- 
den des Unglaubens dieser Taze«. (Korrespondenz des Bundes der Landwirte 
22. II. ıyıo, S. 03.) 

1%) Geschäftsbericht für das Jahr 1909, Korrespondenz des Bundes der Land- 
wirte, 21r. II. 1910 S. 54 ff. 

18) Bei den Reichsratsnachwahlen verloren die Kandidaten des »Bundese 
an Stimmen: Jauer-Bolkenhain 23°,, Usedom-Wollin 26°,, Landsberg-Soldin 
31%, Eisenach-Dermbach 45°56, Oletzko-Lyck 50°,, Zschopau-Marienberg 69°, 
zum großen Teil also in ganz agrarischen Gegenden. 
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Seuchen zu bewahren; daß der Zwischenhandel die Teuerung verur- 
sache, da er die Schwankungen in den Viehpreisen in den Detailprei- 
sen nicht zum Ausdruck bringe. In den Steuer-, Zoll- und Preis- 
bildungsiragen ist es also das Bestreben des »Bundes«, de Ursachen 
der Uebelstände im Verhalten anderer Klassen zu suchen — ganz 
typisch für alle Produzentenorganisationen (auch die der Industrie 
begründen Preissteigerungen nicht mit der Kartellierung und der M ög- 
lichkeit, höhere Preise durchzusetzen, sondern mit »objektiven« 
Gründen, welche die Preiserhöhung notwendig machen). 

Reichsfinanzreform und Teuerung sind also die zwei Hauptpro- 
bleme, mit denen sıch der Bund der Landwirte derzeit befaßt; dabeı 
bricht der Interessengegensatz zur städtischen Bevölkerung in der 
Polemik mit dem Hansabund hervor 1%). Oben erwähnt wurde der Be- 
ginn von Bestrebungen, die im Zentralverband der Industriellen nach 
der gleichen Richtung wirken und vielleicht die Kooperation zwischen 
Industrie und Landwirtschaft stören werden. Diese Entwicklungen 
sind — vom Gesichtspunkt der Rlassenbildung —.von Wichtigkeit. 
Sie erhalten insoferne eine Vertiefung und Verschärfung, als auch ın 
der agrarischen Bevölkerung selbst genug Gegensätze vorhanden sind. 
(Davon siehe unten S. 272 ff.). 

Die Intensität der Tätıgkeit des Bundes ist zu ersehen aus 
der ungeheueren Anzahl von Versammlungen, die er abhält (im J. 1909: 
9285), die nur noch von den gewerkschaftlichen a über- 
troffen werden; für die Versammlungstätigkeit, die infolge der Aus- 
dehnung über das riesenhafte, vielfach dünn besiedelte Gebiet ungemein 
schwierig ist, standen dem Bund 98 Redner und Beamte zur Verfü- 
gung. Am Ende des Jahres Igog wurden die ersten Vorbereitungen 
für die Abhaltung volkswirtschaftlicher Lehrgänge getroffen. Die 
Beteiligung hieran soll eine sehr erhebliche sein. Zur Vorbereitung 





19) Diese bewegt sich wohl vorwiegend auf politischem Gebiet. Es ist die Eigen- 
tümlichkeit agrarischer Politik (und zwar in höherem Maße als z. B. der Unterneh- 
mer- oder Arbeiterpoltik), daß sie ihre Interessen mit den zentralen staatlichen 
Fragen (Steuersystem, Zollpolitik usw.) verknüpfen kann, sodaß deren Lösung 
wirklich über die Landwirtschaft entscheidet. Wie das auf der einen Seite eine 
Gefahr der agrarischen Politik für die Agrarıer selbst mit sich bringt — weil eine 
Aenderung des politischen Kurses sie in ihrem Wirtschaftsleben deroutieren kann 
und sie selbständige Institutionen in demselben zur Wahrung ihrer Position 
nicht besitzen, oder nur solche, die wirksam sind infolge des Steuer- und Zoll- 
systems (z. B. Genossenschaftswesen), so auf der anderen Seite wiederum den 
Vorteil, daß sie bei ausschlaggebendem EinfluB auf die staatlichen Gewalten 
auch in radikalster Weise ihre Forderungen durchsetzen können, gegen 
den Willen aller anderen Rlassen, vielmehr als es bei der gleichen Machtverteilung 
Industrie oder Arbeiterschaft könnten. Die einfache Mechanik der agrarischen 
Produktion und des Marktes für agrarische Produkte trägt daran schuld. Das 
ist aber auch der Grund, weshalb von sozialpolitischen Bestrebungen der Land- 
wirtschaft im eigentlichen Sinne relativ wenig zu berichten istund mehrals bei der 
Besprechung der Bestrebungen anderer Klassen auf politische Aktionen und Ar- 
gumentationen und weltanschauungsmäßige Ideologien Rücksicht genommen 
werden muß. 
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dieser allgemeinen propagandistischen Tätigkeit dient ein allgemeiner < 
Rednerlehrgang, der alljährlich in Berlin stattfindet. Die Versamm- 
lungstätigkeit wird ergänzt durch die Wirksamkeit einer sehr ausge- 
dehnten Presse. Das Zentralbundesblatt »Bund der Landwirte« wird 
wöchentlich in durchschnittlich 233 000 Exemplaren verbreitet. Da- 
neben erscheinen Sonderausgaben für Ostpreußen, Pommern, Bavern, 
Südwestdeutschland, Württemberg, zusammen in 88.000 Exempla- 
ren. Zur Orientierung der landwirtschaftlichen Blätter und der Ta- 
gespresse erscheint die »Korrespondenz des Bundes der Landwirte« 
in einer Auflage von ca. 4000 Exemplaren. Zu den weiteren Institu- 
tionen des »Bund« gehören eine Bibliothek, das Pressearchiv, eine 
Versicherungsabteilung mit Sterbe- und Unterstützungskasse. Auch 
direkt genossenschaftlichen Bestrebungen kommt der Bund der Land- 
wirte entgegen. Er besitzt eine Abteilung für Rechts- und landwirt- 
schaftliche technische Auskünfte, eine Entschädigungskassa für als 
trichinös verworfene Schweine, eine Abteilung für Buchführungs- 
wesen, eine Abteilung für Maschinenwesen, (welche 1909 Maschinen 
und Geräte für mehr als ı Million M. an Bundesmitglieder lieferte und 
24 Maschinengenossenschaften neugründete), eine Abteilung für Ver- 
mittlung von Originalsaaten, eine Abteilung zur Vermittlung von 
Dung- und Futtermitteln. Außerdem vereinigt der Bund der Land- 
wirte in seinem Revisionsverband 416 Genossenschaften und besıtzt 
eine genossenschaftliche Zentralkassa. In der allgemeinen Verwal- 
tung beschäftigt der Bund 21 Oberbeanite und 76 Beamte, in den Ver- 
kaufsstellen 14 Oberbeamte und 96 Beamte, zusammen also im ganzen: 
244 Beamte. Aus allen diesen Angaben ıst ersichtlich, daß der »Bund 
der Landwirte« einen sehr großen, mit beträchtlichen Mitteln arbei- 
tenden straff organisierten Interessentenverband darstellt. Seine 
Politik ist für die übrigen agrarıschen Organisationen maßgebend. 
In seinen Forderungen ist er der radikalste der Verbände. 

Einen eigentümlichen Einschlag erhält der Bund der Landwirte 
dadurch, daß er, wie bereits erwähnt wurde, über die Schranken der 
rein agrarıschen Interessentenschicht hinausgreift und namentlich die 
Mitwirkung des Mittelstandes an seinen Bestrebungen bean- 
sprucht 2%). So sprach es die 17. Greneralversammlung des Bundes 
(2r. II. 1910) in einer Resolution aus: in derselben heißt es u. a.: »Die 
wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre hat die glänzendste 
Rechtfertigung der von dem Bund der Landwirte vertretenen Politik 
erbracht und die Gemeinsamkeit aller nationalen Erwerbstände er- 
wiesen . . . Die Einigkeit dieser Stände ist cine nationale Notwendig- 
keit. Umso schärfer verurteilt die Generalversammlung alle Bestre- 
bungen, welche eine Verhetzung dieser Stände untereinander be- 
zwecken« Trotz dieser, jede einseitige Interessenpolitik ableh- 

2) Korrespondenz des Bundes der Landwirte, 22. II. 1910. Auch Punkt 9 
des Programms des Bd. d. Ldw. verspricht die Unterstützung der For- 
derungen von Mittelstand un d Beamtenschaft, wobei als Rıichtschnur die 
Forderungen dieser Stände zu dienen haben. Daß diese einander z. T. wider- 
sprechen, wird nicht berücksichtigt. 


N. 
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nenden allgemeinen Stellungnahme ?!) hat es der »Bund« doch nie an 
der energischesten Vertretung der Sonderinteressen fehlen lassen. 
Das allein erklärt auch seine im allgemeinen großen Erfolge, trotz ge- 
legentlicher Mißerfolge. Erinnert sei z. B. an die in den Jahren 
I901/o2 und noch späterhin bis 1907 bestehende Milchzentrale für 
Berlin ??), welche den Ausgangspunkt in der monopolistischen Beherr- 
schung des Berliner Milchmarktes hätte bilden sollen und als Konse- 
quenz die Zurückdrängung oder Vernichtung des Milchhandels, also 
konservativer, mittelständlerischer , selbständiger Existenzen zur 
Folge gehabt hätte. Daß aber selbst dieser große Mißerfolg ??) dem 
Einfluß des Bundes keinerlei Abbruch tat, ist ein Beweis dafür, welche 
Wirkung der Bund der Landwirte auf die agrarische Bevölkerung be- 
reits erlangt hat. Hier ergänzt sich eben die politische Tätigkeit mit 
der für die wirtschaftlichen Interessen. Die eine stützt die andere 
noch in viel höherem Maße z. B. als bei der Mittelstandsbewegung. 
Der Bund der Landwirte steht, wie aus dem eben Gesagten schon 
deutlich hervorgeht, auf dem Standpunkt, daß die gesamte Landwirt- 
schaft einheitliche ökonomische Interessen hat, 
die wegen der sozialen Bedeutung derselben geschützt werden müssen. 
An diese sozialen Konsequenzen schließen sich in der Argumentation 
des Bundes noch die Interessen des Staates und transzendentale In- 
teressen. Deshalb bekämpft der Bund besonders heftig alle Bestre- 
bungen, welche (zum Teil von liberaler, städtischer, größtenteils aber 
von landwirtschaftlicher Seite ausgehend) einen Interessengegensatz 
zwischen Groß- und Kleinbesitz anerkennen und damit an uralte, 
in der landwirtschaftlichen Bevölkerung wurzelnde Stimmungen an- 
knüpfen ??). Diese Bestrebungen finden bei den liberalen und demo- 
kratischen Parteien Förderung und werden auch vom Hansabund 
freudig begrüßt 25). Sie sind auch, soweit bisher zu sehen, insofern von 
Erfolg begleitet. als der Bund der Landwirte selbst in rein ländlichen 
Gegenden bei den Nachwahlen zum Reichstag beträchtlich an Stimmen 
21) Es wurde sogar berichtet, daß der Bund der Landwirte nicht mehr unter 
seinem eigenen Namen, sondern als »Vertretung des erwerbstätigen Mittelstandes« 
oder »Deutschnationale Parteis auftritt. (Mitteilung. vom Hansabund, r1. V. 1910.) 
22) Kinen ausführlichen, interessanten Bericht hierüber enthält das agrar- 

politische Handbuch von Georg Gothein, Berlin 1910/11, S. 521—529. 
23) Die ökonomischen und technischen Besonderheiten, die bei der Frage 


~ » 


eines lokalen Monopols in außerordentlich hohem Maße. (Vgl. hierüber die von 
der k.k. Landwirtschaftsgesellschaft in Wien herausgegebene Broschüre: »Zentral- 
verein der Milchproduzenten für Hamburg und Nachbarstädte und Folgerungen 
für den Wiener Milchmarkte und den Bericht des Jahrbuches der k.k. Land- 
wirtschaftsgesellschaft in Wien 1910 über die Tätigkeit der Sektion für Milch- 
wirtschaft. Hıicrüber näheres unten S. 303 {t.). 

21) Es verdient Beachtung, daß ganz analoge Bestrebungen nach außen Wirk- 
samkeit und politische Bedeutung gleichzeitig auch in Oesterreich und in Ungarn 
erlangt haben. (Vgl. unten S. 309 ff. und S. 314). 

25) Z. B. Publikation des Hansabundes: Vortrag F la ta u: »U’cber das wahre 
Gesicht des Bundes der Landwirtee. 
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verlor, was zum größten Teil auf die Wirksamkeit der demokratischen 
Bauernorganisation (des Bauernbundes) zurückzuführen ist. Der wirt- 
schaftliche Untergrund für die Wirksamkeit des Bauernbundes ist 
die verschiedenartige Struktur von Groß- und Kleinbesitz, das Ueber- 
wiegen der Getreideproduktion in jenem, der Viehproduktion in die- 
sem. Dieser wirtschaftliche Gegensatz kommt noch viel prägnanter 
als in Deutschland in den Konflikten zwischen den agrarischen Strö- 
mungen in Oesterreich zum Ausdruck. Der Bund der Landwirte be- 
kämpft die Anschauung auf das heftigste, als ob er nur eine Interessen- 
vertretung für den Großgrundbesitz sei, und die Bauernschaft bloß 
als politische Basis, als M i t t e l seiner Bewegung gebrauche. So ent- 
hält der auf der letzten Generalversammlung des Bundes vorgetra- 
gene Geschäftsbericht die Angabe, daß der Bund bloß 1650 Groß- 
grundbesitzer als Mitglieder zähle 2%) (wobei allerdings nicht angegeben 
wird, bei welcher Besitzgröße der Großgrundbesitz in der Statistik 
beginne) und daß 277 000 seiner Mitglieder bloß einen Jahresbeitrag 
bis zu 3 M. zahlen. Der Bund der Landwirte vertritt also, ganz ana- 
log den ihm verwandten Organisationen in Oesterreich, auf das Ent- 
schiedenste den Standpunkt der Interessensolidarität der gesamten 
Landwirtschaft und darüber hinaus der Solidarität mit dem erwer- 
benden Mittelstand ?”), während der Hauptangriffspunkt der Gegner 
des Bundes der Landwirte (sowohl der aus bürgerlichen, als auch der 
aus agrariıschen Kreisen) darin besteht, daß der Bund einseitige, krasse 
Interessen, und zwar Großgrundbesitzerpolitik treibe ?8). 

Im Rahmen dieser Chronik ist es nach der ganzen Betrachtunes- 
weise unmöglich, irgend ein Urteil über den Wert oder Unwert der 
Interessenorganisationen abzugeben. Aber darüber hinaus ist es 
selbst schwierig, zu sagen, inwieferne die in Erscheinung tretende 
Tätigkeit der einzelnen Interessentenorganisationen wirklich dem 
entspricht, was sie nach außen hin sein und bedeuten will. Eine Frage, 
die ja selten genug auftaucht (z. B. existent wird bei gewissen Schat- 
tierungen der (rewerkvereine oder Angestelltenorganisationen) aber 
doch überall dort eine Beantwortung erheischt, wo eine und dieselbe 


:®) Korrespondenz des Bundes der Landwirte, 21. II. 1910. 

17) Dr. Rösicke-Görsdorf auf der 17. Generalversammlung des Bundes der 
Landwirte: s»... Wir haben uns im Bund der Landwirte zusammengefunden 
durch die Ueberzeugung, daß die Existenz eines jeden von uns abhängig ist von 
der Existenz des anderen. Wir sind überzeugt, daß, wenn wir dem andern seinen 
Besitz nicht gönnen, wenn wir unsnicht gegenseitig in unserem Besitz unterstützen, 
wenn somit der Boden anfängt zu wanken unter den größeren Besitzern, daß er 
dannauch wankt sofort unter jedem, der einen Teil der deutschen Scholle besitzta«. 
(Korr. d. Bd. d. Ldw. 21. II. 1910 S. 50). 

28) So Justizrat Flatau in dem erwähnten Vortrag und Mitteilungen des Han- 
sabundes vom 21. VII. 1910. Hier wendet sich der Hansabund insbesondere 
gegen die Steuerpolitik, welche den Großgrundbesitz schone, hingegen zahlreiche 
städtische Mittelstandsexistenzen gefährde, gegen die Zollpolitik, die in derselben 
Richtung wirke und gegen die Verkaufsstelle des Bundes der Landwirte, 
welche den Gewerbetreibenden die schärfste Konkurrenz mache. Diese sowie 
die Genossenschaften vernichten zahlreiche selbständige Mittelstandsexistenzen, 
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Organisation für mehrere Klassen wirken möchte. Die Schwierigkeiten 
dieser Aufgabe und das Mißtrauen der ihrem Wiırkungskreis nach be- 
schränkteren aber dafür radikaleren Organisationen müssen in sol- 
chen Fällen immer Angriffspunkte schaffen, und es kann nicht Auf- 
gabe der Chronik sein, hier in die zahlreichen Detailfragen der Steuer- 
und Zollpolitik, der Vereinstätigkeit und der Preßfehden einzugehen, 
und zu verfolgen, inwieferne die Tätigkeit des Bundes der Landwirte 
seinem Programm entspricht. Es konnte nur dieses in seinen charakte- 
ristischen Prinzipien und seinen bemerkenswertesten Anwendungen 
in der Praxis zur Darstellung gelangen. Die einzige Möglichkeit, 
daran Kritik zu üben, besteht für die Chronik darin, de Möglich- 
keit der Durchführung eines solchen Programms — auch abgesehen 
von seiner konkreten Erscheinungsform —- zu prüfen. 

Wenn es auch für Deutschland als nachgewiesen betrachtet wer- 
den kann, daß erst von einer bestimmten Besitzgröße ab Getreide 
in erheblichem Maß für den Verkauf gebaut werden kann, der 
kleinere Besitzer aber unter den Getreidezöllen als Konsument ebenso 
leidet, als die städtische Bevölkerung 2°?), so läßt sich vielleicht 
immer noch das Prinzip eines Zollsvstems verteidigen %), das für 
jede Gruppe einer Produzentenschicht eine Preiserhöhung bringt, 
die nur aufrecht erhalten werden kann im Rahmen dieses Systems, 
welches zugleich für alle Produzenten, insoferne sie Konsumenten sind, 
eine Belastung mit sich bringt. Noch immer kann in diesem Fall 
sowohl für die (resamtheit der Produzentengruppe als auch für jeden 
Einzelnen ein wirtschaftlicher Vorteil erwachsen — der natürlich mit der 
Besitzgröße und insofern abnimmt, je mehr der Produzent genötigt ist, 
von seiner Produktion zu konsumieren und zu seinen Produkten zollge- 
schützte Waren zuzukaufen. Von der Zollhöhe der einzelnen Positionen 
und von der dadurch gegebenen Preisbildung wird es abhängen, ob im 
ganzen genommen für die Mehrheit der betreffenden Produzenten- 
schicht aus der konkreten Gestaltung des Zollsystems der größtmögliche 
Vorteil erwächst. Sehr wohl kann die Her absetzung der einen oder an- 
deren Position —- z. B. der Getreidezölle — für die überwiegende Majori- 
tät der Landwirte von Vorteil sein, wenn auch dasganze Schutz- 
zollsvstem für alle wirtschaftlich vorteilhaft erscheinen mag. 
Besonders wenig Interesse, gerade an den Zöllen auf Getreide und 
Futtermittel haben natürlich alle jene bäuerlichen Betriebe, die vor- 
wiegend für den städtischen Bedarf Milch (und Milchprodukte) produ- 
zieren. Deren Preise genießen ohnedies den Vorteil eines lokalen 
Monopols und verfügen mit der wachsenden städtischen Bevölkerung 
über einen immer kaufkräftigen, wachsenden Markt. sind infolgedessen 
von Zöllen nur in schr geringem Maße abhängig. Auch diese Kreise 


239) Umfangreiches und wertvolles Material bis auf die neueste Zeit bringt 
zu dieser Frage: Brentano, Die deutschen Getreidezölle. Eine Denkschrift. 
Stuttgart und Berlin rg91ro. Vergl. auch die Besprechung im Literaturanzeiger des 
»Archive Band XXXI. S. 643/344. 

30) Korr. d. Bd. d. Landw. 10. XII. 1910. 
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und darüber hinausgehend die Gärtner, also den Gemüse und Obst- 
bau, als besonders schutzbedürftig erscheinen zu lassen, liegt daher im 
Interesse des Bundes der Landwirte, der es auch an Forderungen 
nach Ausdehnung des Zollschutzes nicht fehlen läßt 31). 

Die politische Konsequenz dieser Konstellation, daß 
nämlich der Bund der Ldw. aus dem Interesse der agrarischen 
Gesamtheit argumentieren muß, ist, — wenigstens inner- 
halb des Bundes der Landwirte — die Demokratie; in- 
wieferne sie eine tatsächlich geübte Gleichheit bedeutet, ist 
schwer nachprüfbar. Auf der wiederholt erwähnten 17. General- 
versammlung des Bundes führte der Bundesdirektor, Dr. Die- 
derich Hahn, aus *#): »wir sind, so wenig wir sonst von Demokratie 
wissen wollen, unter uns und im Bunde doch gewissermaßen demokra- 
tisch organisiert, in dem jedes Bundesmitglied gleich viel zu sagen hat« .. 
Der Umstand, daß Adelige und Hochgestellte an der Spitze der 
Verbandsvereine usw. stehen, liege nur daran, daß sie das Vertrauen 
ihrer Berufsgenossen gefunden haben. Demgegenüber steht nun, 
wie aus jeder Nr. des »Korrespondenzblatt« hervorgeht 33), das ent- 
schiedenste Bekenntnis zu allen Prinzipien konservativer Politik, wie 
sie gegenwärtig in Preußen herrscht. Trotz einer patriarchalischen 
Färbung, die in den Argumentationen immer wieder durchschlägt, 
fühlt der Bund der Landwirte doch das Bedürfnis. in gewissen Inter- 
vallen —- welche mit den wachsenden Angriffen seiner Gegner immer 
kürzer werden — von »einfachen Landwirten« ?*) oder »Angehörigen 
des Mittelstandes« #®) oder selbst »Buchhaltern eines Bankhauses« 


— 








1) So z. B. verlangt er auch Ausdehnung des Zollschutzes auf frische Blu- 
men, für die deutschen Gartenbauer (Korr. d. Bd. d. Landw. 4. V. 19Io) und 
auf frisches Obst. (Korr. d. B. d. Landw. 4. III. 1910.) 

323) Korr. d. Rd. d. Landw. 2ı. II. 1910.) 

3) Vergl. z. B. über die preußische Wahlreform, Korr. d. Bd. d. Landw. 
1. III. und 26. V. 1910 und die Reden auf der erwähnten Generalversammlung 
des Bundes 21. und 22. II. 1910. 

31) So schreibt ein »junger hannoverscher Landwirt« (diese Zuschriften sind 
meistens anonym), ganz im Stil des Korrespondenzblatt: »Bauern, hütet Euch 
vor der verhetzenden Agitation dieses neuen Bundes und seiner Führer«. .. .und 
nach der Schilderung einer Bauernbundsversammlung: ». ... so und in anderer 
Weise wird gearbeitet, um Unzufriedenheit und Feindschaft in die Reihen deut- 
scher Landwirte zu säen, um den Kleingrundbesitzer gegen den Großgrundbe- 
sitzer aufzuhetzen, die doch beide zusammengehören, denn das Wort »Bauer« 
paßt für beide. Was nicht paßt für beide, das ist der deutsche Bauernbund usw.« 
(Korresp. d. Bd. d. Landw. 1. III. 1910.) 

35) Eine Zuschrift aus »großstädtischen mittleren Beamtenkreisens (in der 
Länge eines l.eitartikels) führt aus, daß nur festes Zusammenhalten aller Land- 
wirte ein Ziel sei, das nicht bloß im Interesse der Landwirtschaft liege, sondern 
für jeden Staatsbürger, der unseren Volkskörper gesund zu schen wünscht, erstre- 
benswert sei... Die Politik d. Bd. d. Landw. sei »gesunder Egoismus einer in mühe- 
voller Arbeit hart ringenden, in seinen Arbeitsertragsverhältnissen und seiner 
Existenz ständig gefährdeten Standes, dessen Entfaltung und Gedeihen in erster 
Linie den festen Bestand des Reiches und die Zukunft unseres Volkes sicherte... 
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usw. sich attestieren zu lassen, daß seine Politik nicht nur für die ge- 
samte landwirtschaftliche, sondern auch die städtische Bevölkerung 
die einzig richtige, und daß nur Böswilligkeit oder Verblendung Zwie- 
spalt zwischen Groß- und Kleinbesitz hervorrufen wolle. 

Ohne daß hier ein Urteil darüber gefällt werden sollte, ob die Poli- 
tik des Bundes der Landwirte tatsächlich der Gesamtheit der agrarischen 
Bevölkerung nützt oder nicht, muß doch auf die Widersprüche hinge- 
wiesen werden, die insoferne zweifelsohne bestehen, als der Bund der 
Ldw. die von ihm vertretenen Gruppen, die agrarischen Kreise, als 
einheitliche Masse erfaßt, und die Identität der Interessen dieser Grup- 
pen behauptet, — vom Großgrundbesitzer bis zum landwirtschaft- 
lichen Arbeiter — hingegen in der städtischen Bevölkerung Groß- 
kapital und Industrieproletariat als Widersacher einer »gesunden 
Entwicklung« bekämpft, und nur den Mittelstand zu sich herüber- 
ziehen möchte; daß er für die agrarische Bevölkerung, soweit sie 
ihm Gefolgschaft leistet, zwar nicht unbedingt, sondern gemengt mit 
patriarchalischen Elementen, im Rahmen des Bundes demokratisch 
ist — bei gleichzeitiger Perhorreszierung aller demokratischen Ideen 
in der Politik und Verfechtung rein konservativer Bestrebungen im 
spezifisch preußischen Sinne. Er macht die Inkonsequenzen mittel- 
ständlerischer Politik mit, ohne selbst mittelständlerischen Postulaten 
Rechnung zu tragen ®). In welchem Maße die von ihm vertretenen 
Interessen nicht allgemeine, sondern Sonderinteressen sind. ist vom 
Gesichtspunkt dieser Chronik gleichgültig; da eine Wertung nicht 
stattfinden soll, sondern nur eine Abschätzung der Entwicklung und 
Entwicklungsmöglichkeit, so könnte daraus hier dem Bunde kein 
ungünstiges Prognostikon gestellt werden. Sind doch gerade die stärk- 
sten und aussichtsreichsten Interessentenverbände Vertreter von Son- 
derinteressen. 

Die Kritik innerhalb einer Betrachtung, wie sie in dieser Chronik 
erfolgen soll, kann sich nur darauf richten, zu untersuchen, inwiefern 
im Rahmen und auf Basis der VertretungvonSonderinteressen 
Inkonsequenzen vorliegen. Gerade, was den Bund der Landwirte 
und analoge Organisationen von einem allgemein staatlichen und po- 
litischen Gesichtspunkt aus als besonders stark erscheinen läßt — daß 
er nicht bloß einem klaren Gruppeninteresse dient, sondern hinaus- 
greift über spezifische wirtschaftliche und soziale Einheiten, über die 


sein uneiniger in sich gespaltener Landwirtestand ginge Zeiten entgegen, wie sie 
schwerer der deutschen Landwirtschaft, ob zwar sie in dieser Beziehung schon 
etwas erlebt hat, kaum je hat erdulden müssen. Wer heute als nationaler Mann 
und Anhänger unserer Staatsordnung angesichts der vielen zersetzenden demokra- 
tisierenden Bestrebungen doch einen Keil in die Landwirtschaft zu treiben sucht, 
handelt frivole. (Korresp. d. Bd. d. Landw. 4. V. 1910.) 

36) So läßt sich z. B. der Bund d. Landw. (von einem »Mittelstandsmann 
aus Hannover«e) schreiben, daß man die Konsumvereine nicht mit den Genossen- 
schaften der Landwirte oder den analogen Einkaufsgenossenschaften der Kauf- 
leute in eine Parallele stellen dürfe, die »wohltätige wirken. ‘Korr. d. Bd. d. 
Landw. 22./IN. 1910.) 
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Klassen, bedingt Schwierigkeiten, die mit der Ausbildung ganz klarer, 
man möchte sagen, strenger Interessenorganisationen notwendiger- 
weise erwachsen müssen. Wenn auch erst in der letzten Zeit im Hansa- 
bund sich ganz heterogene Gruppen zu einigen wußten, so ist dies nur 
als Reaktion auf die Geschlossenheit der agrarischen Kreise zurück- 
zuführen und beginnt auch bereits zersetzend auf dieselben zu wirken — 
was nicht möglich wäre, wenn im agrarischen Lager nicht zentrifu- 
gale Kräfte wirksam wären, die jetzt erst zu sichtbarer Auswirkung 
gelangen. Und daher kann wohl so viel aus der gegenwärtigen Poli- 
tik und der Gesamtlage des Bundes der Ldw. im Zusammenhalt mit 
der Entwicklung der übrigen landwirtschaftlichen Organisationen 
gefolgert werden, daß die agrarische Bewegung aus einer Verschärfung 
der wirtschaftlichen Gegensätze und Interessenkonflikte zwischen 
Groß- und Kleinbesitz erhebliche Veränderungen erfahren dürfte — 
daß auf die Dauer eine einheitliche Interessenorganisation nicht mög- 
lich sein wird, daß auf Basıs der verschiedenen Bewirtschaftungssysteme 
von Groß- und Kleinbesitz ähnlich wie zwischen Mittelstand und Groß- 
industrie zwar nicht mit so ganz heterogenem Programm aber mit 
ähnlichen Konsequenzen eine Zersprengung der agrarischen Kreise in 
größeren und kleineren Besitz stattfinden wird, eine Zersprengung, 
welche zwar den Interessengegensatz der agrarıschen Bevölkerung 
als ganzer gegenüber der städtischen, als ganze genommen, nicht be- 
seitigen kann, aber vorübergehend zwischen verschiedenen Gruppen 
städtischer und ländlicher Bevölkerung Interessengemein- 
schaften schafft, die eine einheitliche Organisation erschweren 
oder ausschließen. Interessengemeinschaften eo, landwirtschaft- 
lichen und industriellen Unternehmern derselben Größenkategoric 
(also zwischen schwerer Großindustrie und Großgrundbesitz) könnten 
sich so Interessengemeinschaften zwischen kleinerem Besitz und Mit- 
telstand an die Seite stellen, welche erhebliche Veränderungen des 
sozialen und wirtschaftlichen Aufbaues der ganzen Bevölkerung mit 
sich bringen würden. Dies sind Möglichkeiten, die sich als 
solche ergeben, wenn man erwägt, welche organisatorische Kraft 
bisher die Tatsache des bewußt gewordenen gemeinsamen Interesses 
gehabt hat und daß die agrarısche Interessenvertretung in der Er- 
scheinungsform des Bundes der Landwirte noch immer (größtenteils 
infolge der einfachen Konstruktion der wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten in agraren Betrieben und der ebenso einfachen Mittel zu ihrer 
Förderung, deren man sich bisher bediente, als auch infolge ihrer 
engen Verbindung mit den politischen Parteien) und vielleicht die ein- 
zige wirtschaftliche Organisation ist, die nicht nur hete- 
rogene Interessen umfassen, sondern allein vertreten möchte (im 
Gegensatz zum Hansabund, der ja nur gemeinsame Interessen 
sonst heterogener und von ihm als heterogen anerkannter Gruppen 
vertritt). Auch in ihm dürfte sich deshalb eine Differenzierung voll- 
ziehen, welche nicht ohne Rückwirkung auf die politischen Verhält- 
nisse bleiben kann. 
Die wirtschaftliche Gegenorgantısation des Bundes der Landwirte 
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ist der deutsche Bauernbund. Am 30. VI. 1909 gegründet, will er das 
Selbstbewußtsein der Bauernschaft, das durch die Bauernkriege und 
die darauffolgende jahrhundertelange Hörigkeit gelähmt worden sei, 
wiedererwecken und die zu Beginn des 19. Jhdts. begonnene Bauern- 
befreiung, deren Effekt durch drückende Abgaben oder Abtretung 
eines großen Teiles des Landes an den Guts- oder Grundherrn illuso- 
risch gemacht worden sei, fortsetzen 3). Er knüpft an die hessische, 
freiheitliche Bauernbewegung an, an die vor einigen Jahren in West- 
deutschland erwachten Strömungen ın der Bauernschaft, die sich gegen 
die großagrarısch-konservative Parteipolitik richteten. Eine erheb- 
liche Stütze findet er in den aus West- und Süddeutschland herbei- 
gezogenen Ansiedlern des polnischen Ostens. Diese in demokratischen 
Verhältnissen aufgewachsenen Landwirte bilden die Grundlage einer 
freiheitlichen Bauernorganisation. 

Der deutsche Bauernbund vertritt dieselbe Zollpolitik wie der 
Bund der Landwirte. Namentlich ist er gegen jede Erleichterung der 
Vieh- und Fleischeinfuhr, für energischen Seuchenschutz, und für 
den »fehlenden« Milch- und Rahmzoll. Bloß in einer Position ist eine 
erhebliche Differenz zum Bund der Landwirte zu verzeichnen: Der 
Bauernbund tritt für einen ganz niedrigen Futtergerstezoll ein 38). Er 
ist nur nicht so radikal, als der Bund der Landw., gibt sich mit den 
gegenwärtig herrschenden Zollsätzen zufrieden, fordert aber ım übrigen 
nicht (wie z. B. analoge Organisationen in Oesterreich und Ungarn) 
die allmähliche Herabsetzung der Getreidezölle. Die von ihm betonte 
Gegmnerschaft gegenüber dem Großgrundbesitz ist in erster Linie eher 
politischer und sozialer Natur. So gaben den Anstoß zur Gründung 
vergebliche Versuche, im Osten ein für die Bauernschaft günstigeres 
Wahlrecht in den Kreistagen durchzusetzen. Namentlich aber die 
Reichsfinanzreform und die Ablehnung der Erbanfallsteuer löst ge- 
nügende Energien aus, um eine allgemeine Verbindung der einzelnen, 
schon vorhandenen freiheitlichen Bauernorganisationen zu ermög- 
lichen 

Diesem vorwiegend politischen Grundzug (wieder erklärlich als 
Reaktion auf die vorwiegende politische Orientierung des Bundes der 
Ldw.), entspricht auch das Programm des Deutschen Bauernbundes. 
Es lautet 3) (mit unwesentlichen Kürzungen): 

r. Energische Vertretung der bäuerlichen Interessen in den Par- 
lamenten und in den kommunalen Körperschaften auf nationaler 
Grundlage unter dem Wahlspruch: »Unter allen Umständen Kräfti- 
gung des Reichsgedankens« und mit dem Grundsatze: »Das Vaterland 
über nn Partei. 

. Denkbar energischste Betätigung bei den Wahlen zu diesen Kör- 
we damit Männer gewählt WwW erden: die gewillt sind, gesunde 
Wirtschafts- und Bauernpolitik zu treiben. 





>”) Deutscher Bauernbundkalender, 1911, S. 31 ff. 


) Korrespondenz des Deutschen Bauernbundes, 13. I. 1911 
39) Deutscher Bauernbundskalender, S. 39 ff. 


\ 
1 
38 \ 
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3. Festhalten an unserer bewährten Schutzzollpolitik, entspre- 
chend den Verhältnissen der internationalen Konkurrenz. 

4. Ausbau und Verbesserung des Wahlrechts für die Landtage 
der Einzelstaaten, entsprechend den Interessen des ländlichen Mittel- 
standes. 

5. In Steuerfragen gleichmäßige und gerechte Verteilung der Lasten 
unter Vermeidung der besonderen Belastung einzelner Stände, ins- 
besondere des Bauernstandes. 

6. Gründliche Reformierung der Kreisordnungen usw., besonders 
ın den östlichen Provinzen, dahingehend, daß auch dem Bauernstande 
und dem Mittelstande eine angemessene Vertretung in den Kreistagen, 
Provinziallandtagen, Landwirtschaftskammern usw. gewährt wird. 

7. Wahrnehmung der Verkehrsinteressen bei Anlage neuer Eisen- 
bahnen etc., damit derartige Anlagen nicht zugunsten einzelner ge- 
macht werden. 

8. Förderung der Bildung nach jeder Richtung hin, damit auch 
die Kinder der deutschen Bauern gerüstet dastehen für den Kampf 
um das Dasein. (Einrichtung von Fortbildungskursen und -Schulen, 
bessere Fachschulen, Haushaltungsschulen und dgl. unter Zuhilfe- 
nahme staatlicher Mittel, Förderung des Verständnisses für politische 
und soziale Einrichtungen.) 

9. Förderung der inneren Kolonisation zwecks Vermehrung der 
bäuerlichen Familienwirtschaften, Kampf gegen das Restgütersystem, 
Einschränkung der Fideikommisse und Aufteilung solcher Latifundien, 
besonders in der Ostmark, die von ihren Besitzern nicht persönlich ver- 
waltet werden, deren Inhaber vielmehr ihren Aufenthalt gewohnheits- 
mäßig im Auslande nehmen. 

10. Verbesserung der Arbeitsverhältnisse auf dem Lande durch 
Schaffung und Vermehrung eines grundbesitzenden Arbeiterstandes. 
Schaffung von Entwicklungsmöglichkeiten für den fleißigen und spar- 
samen Arbeiter. 

I1. Tatkräftige Mitwirkung an allen wichtigen schwebenden Ag- 
Tarproblemen. 

12. Förderung der praktischen Landwirtschaft, auch in technischer 
Beziehung. 

Das Programm zeigt, sowie alle gelegentlichen Aeußerungen auch 
die vorwiegend politische Orientierung. Der Bauernbund ist aus den 
mehrfach erwähnten Gründen — eben weil er eine Reaktionserschei- 
nung gegen den Bund der Landwirte darstellt — in seiner Argumen- 
tation und seinen Forderungen ebenso sehr politische, als Interessen- 
tenorganisation was sich auch in der entschiedenen Stellungnahme 
zu allen politischen Fragen äußert ®). 





t) Z. B, die Stellungnahme zur Sozialdemokratie, und die Bekämpfung der- 
selben durch die Demokratie, was sie umschreiben mit: »Bekämpfung durch den 
nationalen Idealismus, die Erhebung der deutschen vaterländischen und Volks- 
interessen über egoistische Klasseninteressen«e (Korresp. des Bauernbundes, 
13.1. r911.) 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. 1. 15 
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Auf die Forderungen im Detail und die Ideologie des Bauern- 
bundes kann hier nicht näher eingegangen werden. Doch sei betont, 
daß einen der Hauptkonfliktspunkte mit dem Bund der Landwirte, 
respektive den Konservativen die Frage der inneren Kolonisation, die 
Ansiedlungspolitik bildet. Die Bekämpfung des Instituts der Rest- 
güter zweifelsohne aus wirtschaftlichen Gründen und mit nationaler 
Motivierung zeigt so recht prägnant die wesentliche Differenz zwischen 
dem Bund der Landwirte und dem Bauernbund: dort, wo durch An- 
siedlung die Bevölkerungsschichtung neu und planmäßig bestimmt wird, 
können sich die Klasseninteressen am reinsten durchsetzen: hier zeigt 
sich auch das gegensätzliche Interesse von Groß- und Kleinbesitz 
am deutlichsten. Es zeigt sich des weiteren, daß diese Gegensätzlich- 
keit zunächst noch auf politischem Gebiet wurzelt. Sind es doch die 
politischen Vorrechte der Restgüter insbesondere, und die Beschäfti- 
gung polnischer Arbeiter auf denselben, welche als Argumente gegen 
deren Belassung gebraucht werden. — Ebenso liegen auch die posi- 
tiven Ideale, soweit sie im Programm zum Ausdruck kommen, 
auf politischem Gebiet. Denn der Bauernbund muß danach trachten, 
die Zahl seiner Anhänger im Reichstag zu vermehren. So sind es po- 
hitische Fragen, die er neben den rein wirtschaftlichen, bäuerlichen 
Interessen, behandelt. Es ist jedoch anzunehmen, daß sich in der näch- 
sten Zeit auch das wirtschaftliche Programm, das bisher 
mit dem des Bundes der Landwirte in wichtigen Fragen, insbesondere 
den Zollfragen, übereinstimmt ?%), differenziert. Von da ab erst würde 
sich der Bauernbund als Interessentenorganisation voll entfalten 
können ?%). 

Als parallele Organisation zum Bauernbund besteht für Sachsen der 
»deutsche Bauernbund im Königreich Sachsen«. Gegründet im Dezem- 
ber 1909 *#), hat er ein dem Bauernbund ganz analoges Programm ®); 
daneben vertritt er spezielle lokale Postulate, z. B. eine bessere Ver- 
tretung des kleineren Grundbesitzes im sächsischen Landeskulturrat *), 
kämpft gegen die Vorrechte der Rittergüter, insbesondere ihr bevor- 
zugtes Wahlrecht, und die Einrichtung der selbständigen Gutsbe- 
zirke #?) usw. Auch in Bayern hat der Bauernbund Zuwachs erfahren, 
und zwar durch den Uebertritt fränkischer Bauernvereine zum Bauern- 
bund. Die nächsten Reichstagswahlen werden entscheiden, ob von 


4%) Derzeit ist der Bauernbund auf das ängstlichste bemüht, seine Zoll- 
schutzfreun:llichkeit gegenüber dem Bund der Ldw. ins hellste Licht zu setzen. 
(Vgl. z. B. Deutscher Bauernbund, 2r. I. ıgrı.) 

4b) Ueber »liberale Bauernpolitik« orientiert das Büchlein des gleichen 
Titels von A. Jannssen, 1908. Es betont allerdings mehr, als es der Bauern- 
bund gegenwärtig tut, die Notwendigkeit einer entschiedenen Sozialpolitik 
für die Arbeitnehmer. 

41) Deutscher Bauernbuncdkalender, 1911, S. 45 ff. 

42) „Deutscher Bauernbund im Königreich Sachsen«, Zeitschrift der kleineren Í 
und mittleren Landwirte und Wirtschaftsbesitzer, Dresden, 1. X. IgIO. | 

#3) Ebenda. 

4) Fbenda, 15. XI. 1910. 
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dieser neuen Organisation genug starke Impulse ausgehen, um die Ver- 
tretung der agrarischen Kreise in den gesetzgebenden Körperschaften 
wesentlich zu beeinflussen. Sollte es der Fall sein, dann wäre die Grün- 
dung des Bauernbund der Ausgangspunkt einer tiefgehenden Wand- 
lung in den Machtverhältnissen nicht nur innerhalb der agrarischen 
Kreise, sondern im ganzen Deutschen Reich. Und es ist sehr bezeich- 
nend für den Wandel in der Bedeutung der Interessentenorganisationen 
überhaupt, daß die politische Parteibildung direkt an die Interessen- 
organisation anknüpft, wie auch daß diese in der Partei einen ausschlag- 
gebenden Faktor bildet. Auf Basis der. Umgestaltung der politischen 
Verhältnisse durch den Bauernbund könnten auch die ausschlag- 
gebenden Potenzen ın der agrarischen Wirtschafts- und Klassen- 
politik eine grundlegende Aenderung erfahren. Dies sowie die Ideo- 
logie des Bauernbundes kann hier nicht weiter erörtert werden. Sie 
deckt sich derzeit noch, wie bereits erwähnt wurde, zum großen Teil 
mit der des Bundes der Ldw., namentlich in manchen ihrer transzenden- 
talen Elemente. Die präzisere Ausgestaltung wirtschaftlicher Postu- 
late dürfte auch hier eine schärfere Formulierung und Herausarbeitung 
der Differenzen mit sich bringen. 

Organisationen ganz anderer Art sind die reinen Bauernvereine 
des Westens und Südens. Da ist es die gleichfalls sehr enge Verbindung 
mit der politischen Partei, und zwar der Zentrumspartei, die den Ver- 
bänden das eigentümliche Gepräge verleiht. Ist beim Bund der Land- 
wirte, noch mehr bei der Vereinigung der Steuer- und Wirtschafts- 
reformer der christlich-religiöse Grundzug ein Bestandteil des po - 
litischen Bekenntnisses und in direkter Beziehung zum Staats- 
leben, so ist bei den westlichen und südlichen katholischen Bauernver- 
einen das religiöse Moment insoferne von größerer Bedeutung, als es 
von der Leitung der Vereine und der Zentrumspartei viel mehr be- 
tont wird und zur Basis eines religiösen Programmes gemacht 
wurde. Während der Bund der Ldw., mehr noch die Vereinigung 
der Steuer- und Wirtschaftsreformer, nur ganz allgemein die Prinzipien 
christlich-religiöser Weltanschauung betonen, wollen die christlichen 
Bauernvereine ®) auch »ihre Mitglieder in christlicher Gesinnung und 
Gesittung erhalten« und die »Erhaltung der konfessionellen Gemeinde- 
schulen als einer Hilfsanstalt der christlichen Familie mit allen recht- 
lichen Mitteln erstreben *%)«. Im übrigen stehen die Bauernvereine so 





#3) Der Bayerische Bauernverein in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. 
Her. v. Dr. oec. publ. Georg Heim, unter Beihilfe des Zentralsekretärs Dr. phil. 
Zahnbrecher, 4. Aufl. S. 102. 

t6) Bei den christlichen Bauernvereinen wird auch die Betonung der christ- 
lichen Grundsätze wirtschaftlich fundiert; so Abg. Erzberger auf dem ersten 
bayerischen Bauerntag (23. V. 1910): Beialler Staatshilfeaber dürfen die deutschen 
Bauern niemals den Spruch vergessen, den uns unsere Voreltern schon gelehrt: 
an Gottes Segen ist alles gelegen. Ein deutscher Bauer, der nicht mehr betet, 
das ist kein deutscher Bauer mehr... . Wenn aber der deutsche Bauer, der täg- 
lich Regen und Sonnenschein braucht, für den an Gottes Segen alles gelegen, wenn 
auch dieser den Schöpfer der Welt verkennen lehrt ja, dann fürwahr ist ihm ein 

15? 
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ziemlich auf dem Standpunkt des Programms des Bundes der Ldw., 
halten insbesondere an dem Schutzzollsystem fest, und verlangen dessen 
Verschärfung. Bemerkenswert ist das Verlangen nach »Verhinderung 
der Aussaugung des Bauernstandes durch Latifundienbildung«, »höchste 
Sparsamkeit im Aufwand für Militär und Marine« als Symptom dafür, 
daß der ganz andere Aufbau der Landwirtschaft doch auch das wirt- 
schaftliche Programm influenziert. Allerdings kommen diese Diffe- 
renzen in besonderen Aktionen nicht zur Geltung. 

Das Programm der bayrıschen Bauernvereine in Gänze wie- 
derzugeben, erübrigt sich wohl. — Die Bauernvereine legen Wert dar- 
auf, festzustellen, daß sie mit der politischen Partei, dem Zentrum, 
nicht identisch seien $), daß sie nur diejenige Partei unterstützen, 
welche die Wünsche der Bauernvereine hinsichtlich der landwirtschaft- 
lichen Interessen hört. So wird also auch von den Bauernvereinen 
die wirtschaftspolitische Grundlage der Agitation und Vereinsarbeit 
betont. Dabei geht aber ganz parallel das Bekenntnis zur christ- 
lichen Weltanschauung, die, wie die Parteientwicklung in Deutsch- 
land heute beschaffen ist, in den katholischen Gegenden mit dem poli- 
tischen Anschluß an das Zentrum identisch ist. Die Betonung des 
wirtschaftspolitischen Momentes erfolgt gewiß hier von seite der poli- 
tischen Partei zur Vergrößerung des Einflusses unter der mehr wirt- 
schaftlich als politisch interessierten Wählerschaft, bedeutet aber 
andererseits doch den ersten Beginn einer reinen Interessentenorgani- 
sation, die mit der Zeit für die Ausbildung und Vertretung der politi- 
schen Parteiprogramme und der Interessenvertretung von bestimmen- 
der Bedeutung werden kann. 

Die Gründung der christlichen bayrischen Bauernvereine erfolgte 
etwa gleichzeitig mit der Gründung des Bundes der Landwirte. Im 
Jahre 1893, zur Zeit der Notjahre, die infolge der überseeischen Kon- 
kurrenz die deutsche Landwirtschaft in die Organisationen trieb. Der 
christliche bayrische Bauernverein besteht heute aus 7 Kreisvereinen ®®), 
die im Oktober 1906 ca. IOI 500 Mitglieder umfaßten und derzeit die 
Zahl von 150 000 Mitgliedern bereits überschritten haben 49). 

Die Tätigkeit und die Einrichtungen der bayrischen Bauern- 
vereine sind denen des Bundes der Ldw. analog, erstrecken sich also 
auf die Agitation für die wirtschaftspolitischen Forderungen, und auf 
die Schaffung von genossenschaftlichen Einrichtungen aller Art, die 
ja in erster Linie geeignet sind, die Mitglieder an die Vereine zu fes- 
seln. Die Tätigkeit der bayrischen Bauernvereine geht nach dieser 
Hinsicht sehr weit, wie die Rechenschaftsberichte der einzelnen Ver- 





Kleinod aus dem Herzen gerissen worden... Der Wohlstand des Bauern ist aber 
auf dem Fundament des Christentums begründet. (Bayrisches Bauernblatt, Organ 
der Zentralstelle der christlichen Bauernvereine für das Königreich Bayern, 
31. V. 1910.) 

47) Der Deutsche Bauernverein in Vergangenheit etc. S. 45. 

48) [benda, S. 40. 

+) Bayrisches Bauernblatt, 31. V. 1910. 





Agrarische Sozialpolitik. 277 


eine dartun ®). Die Zentralstelle der bayerischen Bauernvereine ent- 
faltet insbesondere eine rege Versammlungstätigkeit, und erhält eine 
Rechtsauskunftsstelle, eine Versicherungsabteilung usw. 51). Die land- 
wirtschaftliche Zentralgenossenschaft der bayrischen Bauernvereine 
wurde IgoI gegründet. Ursprünglich war sie eine Warenstelle und zwar 
nur eine Vermittlungsstelle. Später konnte sie durch den Anschluß der 
Bauernvereine und Genossenschaften weiter ausgebaut werden. Die 
Entwicklung ist eine ruhige 5?) und ihre Politik besteht darin, aus den 
Ueberschüssen Stipendien für den Besuch landwirtschaftlicher Winter- 
schulen zu gewähren, Zuschüsse für die Anschaffung von Maschinen 
zu geben usw. Diese landwirtschaftlichen Schulen der Bauernvereine 
haben den Zweck, den jugendlichen Nachwuchs der Bauernschait 
in möglichst großem Umfange dem Bauernstande zu erhalten und durch 
eine entsprechende Erziehung in einfachster Lebensweise der Gefahr 
der Abwanderung in die Stadt zu begegnen. Die Zentralgenossenschaft 
der bayrischen Bauernvereine gewährt Stipendien für landwirtschaft- 
liche Winterschulen, in denen eine den Intentionen der Bauernver- 
eine entsprechende Einwirkung auf die Zöglinge genommen wird. 
In den Prospekten aller dieser Anstalten 53) wird die einfache Lebens- 
weise, die religiös-sittliche Erziehung der Schüler hervorgehoben. 
Als Ergänzung sollen die Regensburger Kurse dienen 54), die den 
Zweck haben, »die Bauern zu kaufmännischem Denken zu erziehen, 
sie zu verständigen Staatsbürgern heranzubilden, sie selbständig und 
unabhängig zu machen« (S. 7). An den Kursen können jährlich roo 
Bauern teilnehmen. Dieses Unternehmen der Zentralgenossenschaft be- 
zeichnet sich selbst als »Bauernhochschule«, die Kurse sollen den Bauer 
zwar nicht zum »geputzten Städter« machen, wollen ihn aber zum 
modernen Wirtschafter erziehen. Naturgemäß kann die Wirksamkeit 
dieser Kurse, die erst seit dem J. 1907 bestehen, erst eine geringe sein, 
sie kann aber im Laufe der Zeit eine immer nachhaltigere werden. 
An Vortragsgegenständen seien genannt: Rechtskunde, Gemeinde- 
schreiberei, Buchführung, landwirtschaftliche Warenkunde, Futter- 
mittellehre, landwirtschaftliche Maschinenkunde, usw. Die Dauer der 
Kurse beträgt 5 Monate. Im Zusammenhalt mit den landwirtschaft- 
lichen Winterschulen können durch diese Winterkurse die Bauern- 
vereine einen erheblichen Einfluß auf ihre Mitglieder gewinnen — in- 





>) Z. B. Bavyrisches Bauernblatt, 24. V. 10 über den oberpfälzischen christ- 
lichen Bauernverein 13. V. über den oberbayrischen christlichen Bauernverein. 

5t) Bavrisches Bauernblatt, 10. V. I0. 

2) Vergl. Geschäftsbericht für 1909 in »Bavrisches Bauernblatt«, 22. 1II. 1910. 

5) Von ihnen seien erwähnt: Die landwirtschaítliche Winterschule zu 
St. Ottilien, des Benediktinerstiftes Weltenburg, land- und hauswirtschaftlicher 
Kurs Hochhaltingen bei Nördlingen, (unter Leitung der Franziskanerinnen), 
land- und hauswirtschaftlicher Kurs Lohhof (für Mädchen) usw., dazu kommen 
noch Wanderkochkurse für Bauerntöchter. Die Aufwendungen für Winterschu- 
len und die weibliche Fortbildung betrugen im J. 1909 mehr als 32 o00 M. 

#4) Die Regensburger Kurse, herausgegeben von der landwirtschaftlichen 
Zentralgenossenschaft der bayrischen Bauernvereine. 
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sofern ja jeder Absolvent der Kurse in seiner Ortschaft im Sinne der 
Tendenzen der Bauernvereine wirken kann. Diese ganz autonomen, 
von den Interessentenorganisationen ausgehenden und in ihren In- 
tentionen geleiteten Unterrichtskurse (die ja ın analoger Weise von 
den meisten Interessentenorganisationen allmählich eingeführt werden) 
sind wohl eines der wichtigsten und wirksamsten Mittel zur Durch- 
dringung der breiteren Massen mit den Ideen der freien Interessenten- 
verbände. Es kann gar kein Zweifel sein, daß diese jenseits aller Tätig- 
keit des Staates ganz autonom wirkende Beeinflussung der breiten 
Massen eines der geeignetsten Mittel ist, die allgemeinen Staatsbürger- 
qualitäten und Gefühle, welche die staatliche Erziehung in den öffent- 
lichen Schulen mit zu geben sucht, zu zerstören, oder wenigstens in 
den Hintergrund zu drängen und durch Interessentenprogramme zu 
ersetzen. 

Die bayrıschen Bauernvereine haben also rein wirtschaftlich ge- 
nommen denselben Charakter wie z. B. der Bund der Landwirte. 
Sind also Interessenvertretungen, welche die Hilfe des Staates in An- 
spruch nehmen, um durch allgemeine Maßnahmen eine Sicherung und 
Besserung der agrarıschen Wirtschaftspolitik zu erzielen und durch 
Institutionen der Selbsthilfe die große Masse der Bauernschaft näher 
heranzuziehen, und so auf dem Wege der Gewährung praktischer Vor- 
teile einen lebendigen Zusammenhang und Wirksamkeit zu erzielen. 
Die Unterschiede sind, wie bereits angedeutet wurde, z. T. in der Zu- 
sammensetzung der landwirtschaitlichen Bevölkerung (vorwiegend 
Kleinbesitz, wenig Großgrundbesitz; fast ausschließlich katholisches 
Bekenntnis), z. T. in dem differenten politischen Ausgangspunkt be- 
gründet. Eine Herrschaft des großen Besitzes besteht, soweit man 
nach den Berichten und den Organen urteilen kann, nicht. Die Bauern- 
vereine tragen also in höherem Maße als der Bund d. Ldw. demokra- 
tischen Charakter. Ganz übereinstimmend aber ist ihre Stellung zur 
Arbeiterfrage. Sie streben eine christliche Organisation von Arbeitern 
und Dienstboten an ®), und bekämpfen die Organisationen der Land- 
arbeiter, insofern diese selbständig vorgehen. Allerdings stehen sie 
nicht, wie der Bd. d. Ldw. (eben weil auch die gesetzlichen Gegeben- 
heiten andere sind) auf dem Standpunkt, jedes Gemeinschaftsleben 
der Arbeiterschaft hintanhalten zu wollen, jede Art von Koalition 
zu verhindern, aber sie wünschen eine Organisation im Sinne der Bauern- 
vereine. Sie riefen z. B. denbayrıschenBurschenverein 
ins Leben, der, 1903 gegründet, IgIo bereits 13 000 Mitglieder zählte 5$) 
und der ab I. Januar IgII eine eigene Geschäftsstelle in Regensburg 
eröffnet hat. Als direkte Gregenorganisation der landwirtschaftlichen 
Arbeiter durch die Sozialdemokraten sind die katholischen 
Dienstbotenvereine zu betrachten, welche Dienstboten 
und Dienstgeber zugleich umfassen wollen. Die Ausbreitung dieser 
Organisationen hat z. T. mit dem Widerstand der Bauern selbst zu 


55) Bayrisches Bauernblatt, 19. IV. r910. 
5%) Bayrisches Bauernblatt, 13. XII. ıyıo. 
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kämpfen, die z. B. die rege Versammlungstätigkeit, welche sich auch 
auf die \Wochentage erstreckt, nicht gern zu sehen scheinen 5°) und 
eine Aufhetzung der Dienstboten in den Versammlungen befürchten #88). 
Der »Landarbeiter«, das Organ der freien Gewerkschaft der Land-, 
Wald- und Weinbergarbeiter und -arbeiterinnen Deutschlands, be- 
kämpft natürlich diese katholischen Dienstbotenorganisationen auf 
das schärfste 5°), bezeichnet sie als Schöpfungen im parteipolitischen 
Interesse des Zentrums, und weist darauf hin, daß nach den Statuten 
die Dienstboten nur einen Obmann wählen können, (die Frauen 
seien vom Wahlrecht ausgeschlossen) der mit einem Delegierten des 
Bauernvereins und dem Ortspfarrer den Bezirksvorstand bildet. 
Unter diesen Umständen wäre allerdings von einer Interessenvertre- 
tung keine Rede. So dürften sich unter dem Schutz einer etwas freie- 
ren Gesetzgebung, als sie in Preußen herrscht, in den südlichen 
und westlichen deutschen Staaten bald große Koalitionen der Land- 
arbeiter entwickeln. 

Analoge bäuerische Vereine, gleichfalls Gründungen des Zentrums, 
bestehen in Westdeutschland. Der älteste ist der westfälische Bauern- 
verein, 1862 durch Freiherrn von Schorlemer-Alst gegründet, zählt 
30 000 Mitglieder 6°). Seine Einrichtungen sind für die übrigen Bauern- 
vereine vorbildlich geworden, insbesondere die wirtschaftlichen und 
Bildungsinstitutionen. Der rheinische Bauernverein zu Köln, gegründet 
1882, zählte schon 1905 53 000 Mitglieder, IQIO 58 500 Mitglieder &). 
Dieser Verein besitzt auch einen eigenen Arbeitsnachweis, der neben 
einheimischen auch ausländische Arbeiter vermittelt. Außerdem be- 
sitzt er eine Abteilung für Rechtswesen, eine Maschinenprüfungs- 
station, eine Saatstelle, eine Druckerei, Versicherungseinrichtungen etc. 
Von den übrigen seien noch genannt: der Irierische Bauernverein, 
1884 gegründet, Igob 2I 000, IgIO 28 000 Mitglieder, der hessische 
Bauernverein, 1883 gegründet, Igob 4000 Mitglieder der badische 
Bauernverein 1885 gegründet, 1906 62 000, I90Q 70 500 Mitglieder. 
Hier besteht ein gewisser Antagonismus zwischen Kleinbauern, die 
das Hauptkontingent des Vereines bilden, und dem Adel sowie dem 
Großgrundbesitz, der sich von dem Vereine fernhält. Das Vereins- 
blatt erscheint in einer Auflage von mehr als 70 000 Exemplaren. Der 
Verein gab im Jahre 1909 22 000 M. für Rechtsschutz aus und ver- 
kaufte r02} landwirtschaftliche Maschinen. Sein Kassenumsatz be- 
trug 9%, Millionen M. Er gründete Fortbildungskurse für Bauern- 
söhne, besitzt einen Genossenschaftsverband, dem 68 Vereinigungen 
angehören, darunter 50 eingetragene Genossenschaften. Außerdem 
hat er für den Eierabsatz die Eierzentrale der badischen Geflügel- 


5) Ebenda, 27. IN. 1910. 

5) Ebenda 12. VII. 1910. 

59) »Der Landarbeiter«, Januar 1911. 

%) Der bayrische Bauernverein in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, 
S. 27 ff. 

©) Institut International d'Agriculture. Bulletin Année 1. Nr. 2. 
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verwertungsgenossenschaften ins Leben gerufen, welche sich großer 
Beliebtheit erfreut 8). Der nassauische Bauernverein, 1881 gegründet, 
ca. IO 000 Mitglieder; der schlesische Bauernverein, 1881 gegründet, 
ca. 22 000 Mitglieder®3). Dieser Verein besitzt u. a. eine Zentral-Butter- 
verkaufsstelle erfüllt also die Funktion eines Kartells, und betreibt 
eine Viehein- und -Verkaufsstelle. 

Die genannten Bauernvereine haben sämtlich einen stark religiö- 
sen Einschlag, stehen unter dem Einfluß des Klerus und der Zentrums- 
partei, haben zusammengenommen mehr Mitglieder als der Bund der 
Landwirte, aber stellen nicht eine so geschlossene Organisation dar, 
und verfügen daher auch nicht über den gleichgroßen Einfluß. Viel- 
leicht kann als charakteristisch behauptet werden, daß in der Koo- 
peration zwischen den Konservativen und dem Bund der Landwirte 
die wirtschaftliche Organisation, der Bund der Landwirte, gegenwär- 
tig der stärkere und bestimmende Faktor ist, in der Kooperation Zen- 
trum-Bauernbund aber das Verhältnis umgekehrt ist. Die Interessen- 
vertretung ıst beim Bund das Primäre und absolut bewußt. Bei den 
Bauernvereinen mehr das Ferment zu engerem Zusammenschluß und 
zu festerer Bindung an die politische Partei. Aber auch hier kann mit 
der Erkenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge durch die In- 
teressenten selbst ın der Machtverteilung einmal eine Verschiebung 
eintreten. 

Nun sei versucht, einiges über die Ideologien der herrschenden 
agrarıschen Interessenvertretungen zu sagen. Die Ideologien aller 
Interessentenorganisationen sind nach demselben Schema aufgebaut: 
das Motiv ist das Einzelinteresse, de Motivierung aber er- 
folgt aus einem Gemeininteresse heraus. Dieses Gemeininteresse wird 
in der Regel zunächst als Interesse an einem möglichst großen Produk- 
tionserfolg formuliert, auf welchem sich nur als Ueberbau eventuell 
ein Kulturinteresse erhebt (z. B. in der Motivierung der Unternehmer 
oder der Arbeiterschaft). Manchmal tritt das Gemeininteresse direkt 
als ein soziales auf, ohne daß ein Produktionsinteresse als Zwischen- 
glied eintritt: die Verknüpfung der wirtschaftlichen Interessen erfolgt 
dann direkt mit den sozialen Interessen — wie es bei der Besprechung 
der Mittelstandsbewegung darzulegen versucht wurde. Auch die Be- 
amtenorganisationen argumentieren zum Teil ähnlich. In den land- 
wirtschaftlichen Organisationen erfolgt die Argumentation analog; 
nur daß hier eine schr enge Verknüpfung mit staatlichen Institutionen 
stattfindet, was historisch zu erklären ist. Die in den agrarischen In- 
teressenvertretungen einflußreichen Kreise sind im Staatsleben, weit 
mehr als irgend eine andere Interessentenschicht, mit den Herrschafts- 
institutionen auf das engste verknüpft. Es ist daher erklärlich, daß 
die Verknüpfung der wirtschaftlichen Sonderinteressen der Agrarler 


e) Zeitschrift für Agrarpolitik, Mai r910. 

2) Die Angaben über die Mitgliederziffern scheinen nicht ganz zuverlässig 
zu sein: Die erwähnte Broschüre über den bayrischen Bauernverein gibt mehr- 
fach erheblich größere Ziffern, als die in Note 61 genannte Quelle. Die Angaben 
weichen auch von den hie und da in den Bauernblättern angegebenen Ziffern ab. 
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nicht nur erfolgt mit den allgemeinen volkswirtschaftlichen Interessen, 
sondern mit konkreten staatlichen Institutionen. Schon wiederholt 
konnte bei Besprechung des Bundes der Landwirte darauf hingewiesen 
werden, daß letzten Endes auch die Existenz von Kaiser und Reich, 
die Kriegstüchtigkeit, ja selbst die Religion, also transzendentale In- 
teressen mit den konkreten wirtschaftlichen Bedürfnissen der Agrarier 
in der Argumentation verknüpft werden. Die Motivierung erfolgt zwar 
auch hier produktionspolitisch 8%), wie in der Industrie und auch so- 


“) Erwähnung verdient hier die Polemik des Hansabundes mit dem Bund 
der Ldw. über die Frage, wer mehr an wirtschaftlichen Werten schafft, ob Handel 
oder Industrie. Der Hansabund verbreitete einen, wie er selbst sagte, (Hansa- 
bund, Dez. 1910) »lediglich für die gewerblichen Kreises bestimmten Wahlfon.ds- 
aufruf mit bildlichen Darstellungen, aus dem hervorging (»Bund der Landwirte«, 
22. X. 1910), daß die agrarische Bevölkerung gegenüber der städtisch industriel- 
len Einwohnerschaft bevorzugt sei an politischen Rechten, geringere Steucr- 
lasten zu tragen habe, während die wirtschaftlichen Leistungen dieser zwei Haupt- 
gruppen sich gerade umgekehrt verhalten. Der »Bund der Landwirte« leugnet 
die Ungleichheit der politischen Rechte, verweist bezüglich der Steuerlasten 
auf die ungleich höhere kommunalc Besteuerung auf dem flachen Lande und 
gibt endlich -— was hier von Interesse — den Wert der gesamten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse in Deutschland mit nahezu ı2 Milliarden, den der industriellen 
Erzeugnisse mit ca. 10 Milliarden M. an, so daß für die Landwirtschaft ein Plus 
von nahezu 2 Milliarden resultiere. Der Hansabund verweist demgegenüber auf die 
Daten der letzten Betriebs- resp. Berufszählung, auf die immer mehr überwiegende 
städtische industrielle Bevölkerung, auf die direkte Steuerleistung von Industrie, 
Gewerbe und Handel gegenüber der Landwirtschaft, auf die größere Zahl von 
Zensiten, und auf die ungleich stärkere Vermögensakkumulation in den Städten, 
auf die Tatsache, daß der Bevölkerungszuwachs nur in der Industrie unterge- 
bracht werden könne, auf den überwiegenden Anteil der Industrie an der Aus- 
fuhr usw. (Flugblatt des Hansabundes, Nr. 3). Auch beharrt er auf der Richtig- 
keit der bildlichen Darstellungen, die sich auf die Ziffern der amtlichen Statistik 
stützen. Ebenso aber natürlich der Bund der Landwirte, der sich die Richtig- 
keit seines Standpunktes unter Aufwendung eines großen Ziffernmaterials svon 
einem Großstädter« bestätigen läßt, (Korresp. d. Bd. d. Ldw. 18. XI. 10) und 
gerade auf die Steigerung des Reichtums von Industrie, Gewerbe und Handel 
und der darin Berufstätigen als Symptom für das wirtschaftliche Gedeihen 
dieser Erwerbsstände deutet. So kreuzen sich in der Argumentation des Bd. d. 
Ldw. zwei Darlegungen: er sucht nachzuweisen, daß das Einkommen auf dem 
Lande viel weniger rasch steigt, als in der Stadt, behauptet hingegen einen viel 
größeren Wert der landwirtschaftlichen Produkte (was ja nur gleichbedeutend 
sein kann mit Preis); es soll also bei einer relativ viel geringeren Bevölkerungs- 
zahl auf dem flachen Land, notorisch geringen Arbeitslöhnen, auf den Kopf der 
Besitzer doch weniger Einkommen cntfallen, trotzdem der »reine Werte, wie 
gelegentlich gesagt wird, erheblich den der industriellen Produktion übersteige. 
Man müßte also annehmen, daß der Bund d. Ldw. glaubt, daß die ganze Differenz 
vom Handel absorbiert wird. -— Im Zusammenhange mit der Ideologie der agrari- 
schen Intzressentenvertretungen sollte diese Polemik nur deshalb erwähnt werden, 
weil sie zeigt, daß hüben und drüben die Produktionswerte als aus- 
schlaggebend für die rechtliche und soziale Stellung und den Einfluß in der Staats- 
verwaltung (neben der Steuerleistung) angesehen werden, wie ja u. a. 
immer pro-uktionspolitische Ideale zur Argumentation verwendet werden. Ohne 
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zial &), wie beim Mittelstand, aber doch in erster Linie direkt durch den 
Hinweis, auf Kaiser und Reich, Kriegsbereitschaft der Nation usw. 
Sie ist also in weit höherem Maße als bei anderen Interessentcnorganisa- 
tionen rein politisch. Das politische Ideal hat größeren Spielraum, 
wie ja auch der Kampf um die politische Macht und für ein politisches 
System dem Bund der Landwirte erst die innige Kooperation mit den 
Konservativen ermöglicht. Trotzdem haben wir es bei den agrarischen 
Organisationen mit Interessenorganisationen wie bei denen der Unter- 
nehmer oder Arbeiter zu tun, was sich darin zeigt, daß sie sich nur 
solchen Fragen mit Eifer zuwenden, die eine wirtschaftliche Konsequenz 
haben. Die Ideologie entscheidet also nicht, was auch am besten 
aus den bereits erwähnten Inkonsequenzen agrarischer Politik hervor- 


daß hier über die Differenzen in den Rechnungen ein Urteil abgegeben werden 
soll, sei doch vermerkt, daß der »\Wert der Procduktion« sei es von Landwirtschaft, 
set es von Industrie, wie er in der Statistik erfaßbar wird, also nach den Markt- 
preisen, sehr wesentlich neben der Gütermenge und dem Bedarf von der 
Preisbildung abhängt, welche wiederum in sehr erheblichem Maße durch staat- 
liche Maßnahmen, insbesondere Zollpolitik, in sehr weiten Grenzen außerordent- 
lich stark beeinflußt werden kann. Line Herabsetzung der Zollsätze könnte den 
Wert der agraren Produktion um Milliarden verringern, eine Hinaufsetzung 
ebenso vergrößern. Der Produktionswert als Preissumme ist also ganz unab- 
hängig von der mehr oder minder reichlichen Versorgung, ja 
steht geradezu in umgekehrtern Verhältnis dazu. Das gilt natürlich ebenso auch 
für industrielle Produkte, wenn auch nicht in dem gleichen Ausmaß. Aber der 
»reine Wert der Gütererzeugung« als Argument für eine Klasse hat wohl nur Sinn 
(selbst vom Gesichtspunkt dieser Klasse aus gesehen) im Zusammenhalt mit der 
Versorgung der Allgemeinheit, die um diesen Preis erzielt wird. Denn sonst 
würde es ja bloß eine größere oder geringere Profitmasse bedeuten. Und man 
wird nicht ernstlich behaupten können, daß die Profitmasse, die in einer Produk- 
tion (durch Zölle oder Kartelle) in bestimmtem Rahmen beliebig gesteigert wer- 
den kann, ausschlaggebend für die Berücksichtigung der betreffenden Klasse 
im Staatsleben sei. Zwar wäre eine solche Argumentation möglich, und ließe 
sich vielleicht auch von irgend einem Gesichtspunkt aus vertreten. Aber sie 
steht dann mit derjenigen Argumentation im Widerspruch, der die Behauptungen 
über größeren oder geringeren Produktionswert gegenwärtig als Basis 
dienen. Nähere neue Daten zu dieser Frage: »\orwärts«, Berlin 3. T. 1911, Hansa- 
bund, 7. I. 1911, wo der Nachweis der Unrichtigkeit der von agrarischer Seite an- 
gegebenen Daten versucht wird. Die Antıkrıtik hiezu erfolgte ausführlich, aber 
nicht unter Widerlegung aller Argumente (insbes. daß die Lohnsumme 
der gewerblichen Untallversicherungsberufgenossenschaften den von den Agra- 
riern angegebenen Wert der industriellen Produktion übersteigt) in der Deutschen 
Tageszeitung (t4. I. r911 Morgenbl.). 

65) So heißt es in einer »Zuschrift aus mittleren Beamtenkreisene: »Auf die 
meisten unserer Großstädte trifft heute das Wort zu, das einmal in bezug auf 
Berlin geprägt worden ist: daB dieses keine Stadt sei, sondern nur einen Raum 
hergebe, auf dem Menschen wohnen. Kine sehr feine und vielsagende Unter- 
scheidung. Nichts einheitliches, nichts organisch Gewachsenes, sondern ein 
Volksmischmasch, dessen hervorstechendste Merkmale sind: Heimat- und Wurzel- 
losigkeit, innere Zerrissenheit, wildgierige Genußsucht auf der einen Seite, kör- 
perliche und seelische Ermattung auf der anderen Seite« (Korr. d. Bd. d. Ldw, 
9. XII. 1910). 
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geht. So sei z. B. auf die Stellung zur Arbeiterschaft hingewiesen. 
Bald ist sie patriarchalisch 88), gegenüber der städtischen Arbeiterschaft, 
soweit es auf die Ausnützung früher ländlicher Arbeitskräfte geht, 
wohlwollend und besorgt 6°), soweit es sich um Einschränkung der 
Fabrikarbeit generell handelt, insbesondere um Verhinderung der Be- 
schäftigung Jugendlicher in den Fabriken, mit den Forderungen der 
Arbeiterschaft in Uebereinstimmung ®), aber sobald es sich um die 


68) So z. B. ein Redner auf der 17. Generalversammlung des Bundes der Ldw.: 
>... Aus diesem Anlaß möchte ich die herzliche Bitte an die christlichen natio- 
nalen Arbeiter aussprechen: mögen sie doch bedenken, daß alles, was wir ihnen 
an politischen Rechten gewähren (!), zu gleicher Zeit den Sozialdemokraten zu- 
gute kommt, und daß diese in der gewaltigen Mehrheit und gewillt sind, alle Rechte, 
die wir ihnen gewähren, auszubeuten zum Schaden und Verderben des Reiches. 
Wir wollen mit dem christlich-nationalen Arbeiter, der ein tapferer Mann ist und 
einen tapferen guten Kampf kämpft, einig sein. Wir wissen mit ihm, und ich bin 
fest überzeugt, es ist so — wenn es nicht gelingt, zur rechten Zeit die Ueber- 
macht des Judentums zu bezwingen, so haben wir die Revolution . . .« usw. 
Die auch sonst vom Bund d. Ldw. offiziell behauptete Identität der Interessen 
zwischen Bauern und Gesinde soll diese davon überzeugen, daß Einschränkungen 
des Wahlrechts auch für die ländliche Arbeiterschaft nur von Vorteil seien, da 
ja ihre Position nicht gebessert, sondern durch die Wahl von Sozialdemo- 
kraten verschlechtert werde. 

#) Insbesondere, wenn es sich darum handelt, die Arbeitskraft d. Landwirt- 
schaft zu reservieren (Korr. d. Bd. d. Law. 6. NII. 1910). Aus den Haushaltungs- 
rechnungen von 22 Arbeiterfamilien Münchens wird auf die schlechteren Lebens- 
verhältnisse, die kümmerlichen Verdienste, die schlechtere Ernährung, Woh- 
nung usw. dieser Arbeiter hingewiesen, welche trotz der größeren Anspannung 
auch seitens der Frauen, die sich nicht einmal nach der Entbindung eine Ruhe- 
pause gönnen können, nur mühsam ihr Budget im Gleichgewicht zu erhalten 
vermögen. Die vom Einkommen für Nahrung aufgewendeten 50°, des Einkon:- 
mens werden als schr hoch bezeichnet, und es wird gesagt: »Der Inhalt des Buches 
ist daher recht geeignet, dem Landarbeiter als Warnung zu dienen, seine ruhige 
und im allgemeinen doch recht sichere, wenn auch einfache Existenz aufzugeben. 
Denn ın der Stadt bietet sich ihm gewöhnlich keine bessere Lage. Krankheit 
oder Arbeitslosigkeit bringen ihn vielmehr sofort ins Elend, aus dem sich heraus- 
zuarbeiten er nur selten imstande sein wird. (Zeitschrift f. Agrarpolitik, Januar 
1910). Hingegen agitiert der Bund der Ldw. im konkreten Fall (siehe Note 69) 
gegen die Forderungen der Arbeiterschaft in der Stadt. Solche Inkonse- 
qyuenzen in der Argumentation beweisen den Charakter der Organisationen als 
Interessentenorganısationen. Sie sind darit aber zugleich ein Beweis dafür, 
daß diese Organisationen (z. B. Bd. d. Ldw.) insoferne sie noch nicht reine 
Interessentenorganisationen sind, mit politischen Elementen durchsetzt, In- 
teressengegensätze in sich vereinigen, und damit eine Gegensätzlichkeit in sich 
bergen, die zersetzend wirken muß. 

%) So z. B. fordert der Bund der Lelw. und die übrigen agrarischen Interessen- 
organisationen das Verbot der Fabrikarbeit bis zu 16 Jahren, und erklären die 
Verwendung von jugendlichen Arbeitern, insbesondere Frauenspersonen unter 
10 Jahren in den gefährlichen Fabrikbetrieben für »unverantwortlich« (Korr. 
des Bd. d. Ldw., 23. I. 1910). Kine lanschränkung der Kinderarbeit in der Land- 
wirtschaft hingegen wird nicht verlangt, sondern im Gegenteil überall womöglich 
der Schulbesuch zugunsten der landwirtschaftlichen Arbeit restringiert. So gibt 
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Verbesserung konkreter Arbeitsbedingungen oder um Lohnerhöhungen 
gegenüber Streikenden handelt, ablehnend ®#). Hier macht sich der 
Unternehmerstandpunkt geltend, der auch in der landwirtschaftlichen 
Arbeiterfrage ganz rigoros zur Durchsetzung gelangt. Die Organisatio- 
nen sind sämtlich gegen jedes Koalitionsrecht, gegen Tarifverträge und 
gegen jede Einschränkung der Arbeitszeit. Aus diesem inkonse- 
quenten Verhalten zu praktischen Fragen (nämlich nicht konsequent 
hinsichtlich der dem Handeln zugrunde liegenden Prinzipien) ist leicht 
zu ersehen, daß für die Organisationen bei ihren Aktionen nicht die 
Ideologie, sondern die wirtschaftlichen und Klasseninteressen ent- 
scheiden, sodaß sıe überall dort leicht die Ideologie überwinden, wo 
sie mit ihr in Konflikt geraten — und das kennzeichnet diese Organi- 
sationen als Interessenorganisationen, denen nur in höherem Maße 
als bei den meisten übrigen »weltanschauungsmäßige« Elemente bei- 
gemengt sind. Diese treten natürlich gegenüber der Oeffentlichkeit 
immer in den Vordergrund und erscheinen als das Prius. Wo aber 
der Schwerpunkt liegt, erkennt man leicht daraus, daB der logische 
Faden nicht ın der Ideologie, sondern nur in den praktischen Aktionen 
gefunden werden kann. 

Nunmehr sollen einige Probleme agrarischer Sozialpolitik, und 
zwar zunächst solche, welche das Verhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer betreffen, kurz dargestellt werden. Das »Rechts- 
verhältnis« zwischen Unternehmern und Arbeitern in der Landwirt- 
schaft birgt insofern keine mannigfachen Probleme, als in den Gebieten, 
in welchen hauptsächlich landwirtschaftliche Arbeiter zur Verwendung 
gelangen, nämlich in Preußen, nicht nur die Rechte der Arbeiterschaft 
z. B. gegenüber den städtischen Arbeitern ungemein eingeschränkt 
sind, sondern auch in strittigen Fällen die Behörden sich meistens 
auf die Seite der Arbeitgeber stellen und einen jeden Widerstand. 
der rechtsbindend wirken könnte, im Keime zu ersticken trachten. 
Dies kann nach den vielfachen Forschungen über die Verhältnisse der 
Landarbeiter, die hier nur andeutungsweise vermerkt seien 7°), ganz 
es noch »ritterschaftliche Schulen« in Mecklenburg, in welchen im Sommer nur 
durch 12 Wochenstunden Unterricht erteilt wird. Eine von der Regierung kürz- 
lich eingebrachte Vorlage auf Erhöhung der Schulstunden auf 26 im Winter, 
22 im Sommer wurde vom Landtag auf 12—18 Stunden wöchentlich restringiert, 
»weil sonst die Verwendung von Kindern bei Erntearbeiten außer in den Ferien 
fast ganz ausgeschlossen wird«e Auch das Aufsichtsrecht der Geistlichen wurde 
von der Ritterschaft gestrichen und es der Ortsobrigkeit, dic vielfach die Guts- 
herren selbst sind, übertragen (»Vorwärts«, Berlin, 23. XII. 1010.). 

6%) Die Korr. d. Bd. d. Ldw. ermahnt z. B. die Bauern, nicht während der 
Aussperrung organisierte ausgesperrte Bauarbeiter zur Herstellung von Bauten 
zu verwenden; die Bauführungen seien meist nicht dringend, und wo es doch der 
Fall sei, solle man für die Ausführung durch unorganisierte Arbeiter Sorge tragen. 
Denn wenn die Arbeiter siegen, seien unerhörte Lohniorderungen und Arbeits- 
zeitverkürzungen zu fürchten, deren Folge auch für die Landwirtschaft von be- 
deutendem Einfluß sein müßten« (19. V. 1910). 

70) Außer den bekannten Forschungen über die Lage der landwirtschaftlichen 
Arbeiterschaft sind besonders wertvoll die Zugeständnisse der landwirtschaft- 
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objektiv festgestellt werden. Auch die über die Gestaltung der Haus- 
gemeinschaft zwischen Unternehmern und Arbeiter immer wieder 
laut werdenden Klagen, die Beschwerden über den Mißbrauch des Rech- 
tes, der wirtschaftlich stärkeren Unternehmer, beweisen deutlich, daß 
die elementarste Voraussetzung für eine Auseinandersetzung zwischen 
Unternehmern und Arbeitern derzeit noch fehlt. Für die alten Pro- 
vinzen Preußens besteht noch die Gesindeordnung des Jahres 1834, 
welche bezüglich des Gesindes vorschreibt, daß es »Gefängnisstrafen 
bis zu I Jahre verwirkt habe, falls es Arbeitgeber oder die Obrigkeit 
zu gewissen Handlungen oder Zugeständnissen dadurch zu bestimmen 
sucht, daß es die Einstellung der Arbeit oder die Verhinderung der- 
selben bei einzelnen oder mehreren Arbeitgebern verabredet oder zu 
einer solchen Verabredung andere auffordert«. Dadurch ist, wie selbst 
von landwirtschaftlicher Seite hervorgehoben wird, den landwirtschaft- 
lichen Arbeitern in den größten Teilen Preußens — die ja für die länd- 
liche Arbeiterfrage in erster Linie in Betracht kommen — auf abseh- 
bare Zeit ein Vorgehen, wie es gewerbliche und industrielle Arbeiter 
üben, gesetzlich unmöglich gemacht 71). Daher wird es auch von agrari- 
scher Seite als überflüssig und geradezu schädlich bezeichnet, Arbeit- 
geberverbände zu gründen, wie es gelegentlich vorgeschlagen wurde ”?), 
und sie nach industriellem Muster auszugestalten, also insbesondere 
mit Arbeitsnachweisen zu versehen. In erster Linie sollten diese Ver- 
bände der Minderung der Kontraktbruchfälle dienen. Es muß an- 
erkannt werden, daß der Kontraktbruch insbesondere infolge der 
Häufigkeit, mit der er auftritt ”?), den Betriebserfolg der landwirt- 
schaftlichen Unternehmungen zu gefährden in der Lage ist. Daraus 
kann allerdings noch nicht geschlossen werden, daß eine weitere Ein- 
schränkung der Rechte der Arbeiterschaft, eine weitere Steigerung der 
Arbeitgebergewalt hierin erheblich Wandel schaffen würde. Tat- 
sächlich wurde der Gedanke; Arbeitgeberverbände zu gründen, von 





lichen Arbeitgeber selbst: z. B. die unten erwähnten Verhandlungen über land- 
wirtschaftliche Arbeitgeberverbände, ferner die Berichte über die Frage der Be- 
schäftigung ausländischer und einheimischer Arbeiter in den Mitteilungen der 
Zentralstelle der preußischen Landwirtschaftskamniern, vom 21. II. 1910 über 
Landarbeiterrecht und vom 10. X. 1yro über Beschäftigung ausländischer und 
inländischer Arbeiter. Sehr instruktiv sind die Berichte über Rechtsverhältnisse 
und Lage der landwirtschaftlichen Arbeiterschaft fast in jeder Nr. der Zeitschrift: 
»Der Landarbeiter« über alle Kategorien der T.andarbeiterschaft in allen Teilen 
des Deutschen Reiches. Eine umfassende Erhebung über die Lage der Forst- 
arbeiterschaft mit dem Resultat, deren Verhältnisse in einigen Punkten erheblich 
zu verbessern, wurde vom deutschen Forstwirtschaftsrat veranstaltet. Hier 
dürfte auch die freie Organisation der Arbeiterschalt der AnstoB gewesen sein. 
(Mitteilungen der Zentrale der preußischen Landwirtschaftskammern, 31. I. 1910.) 

*!) Mehrere der folgenden Angaben sind dem sehr instruktiven Aufsatz 
des Generalsekretärs der Landwirtschaftskammer für die Provinz Pommern, 
über: Landwirtschaftliche Arbeitgeberverbände, entnommen. (Zeitschrift für 
Agrarpolitik, Februar 1910). 

72) So z. B. Freih. v. Myrbach im »Tage, 28. XII. 1909. 

73) Hierüber berichten regelmäßig die Landwirtschaftskammern. 
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der Landwirtschaft nicht mit Beifall aufgenommen. Es wurde aus- 
geführt, daß die Arbeitgeberverbände der Industrie als Reaktion auf 
die Koalitionen der Arbeiterschaft entstanden seien, während für die 
Arbeitgeberverbände in der Landwirtschaft der Zwang durch derar- 
tige Organisationen größtenteils fehle. Wenn jedoch die Arbeitgeber 
sich in Verbänden zusammenschließen würden, um Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen und insbesondere den Arbeitsnachweis zu regeln 
und zu beherrschen, so werde das eine Spaltung zwischen Unterneh- 
mern und Arbeiterschaft auch in der Landwirtschaft notwendiger- 
weise auslösen und über kurz oder lang eine Koalition auch der Ar- 
beiterschaft erzwingen. Auch seien solche Arbeitgeberverbände weder 
notwendig noch nützlich. Denn die Interessen der Landwirte werden 
in den Landesökonomiekollegien, den Landwirtschaftskammern und 
im deutschen Landwirtschaftsrat wahrgenommen zugleich mit denen 
der Arbeiterschaft. Außerdem sorgen auch die preußischen Landwirt- 
schaftskammern für den Ausbau und die Fortentwicklung der von 
ihnen eingerichteten Arbeitsnachweise und deren Kooperation mit den 
kommunalen Arbeitsnachweisen. Es wäre ungemein schädlich, wenn 
dazu noch besondere Arbeitgeber-Arbeitsnachweise gegründet würden. 
Auch würden dadurch den berufenen Vertretern der Landwirtschaft 
in politischer Hinsicht die denkbar größten Schwierigkeiten bereitet 
werden 74). Namentlich die Bestrebungen des königl. preuß. Landes- 
ökonomiekollegiums auf die Annäherung der verschiedenen Bevölke- 
rungsklassen auf dem Boden gemeinnütziger Arbeit würde dadurch 
eine Störung erleiden. Aber abgesehen davon würden sie auch nicht 
der Landwirtschaft den Nutzen bringen können, welchen sie anstre- 
ben. Die Arbeitgeber-Organisationen sollten ja verpflichtet werden, 
niemals kontraktbrüchige Arbeiter einzustellen. Das hätte aber nur 
den Effekt, daß tausende kontraktbrüchiger Arbeiter der Industrie 
oder den Großstädten als billige Arbeitskraft zur Verfügung stehen 
würden, wenn sie in der Landwirtschaft keine Aufnahme mehr finden. 
Sie gingen damit der Landwirtschaft für immer verloren. Denn an 
eine Kooperation zwischen Verbänden der Unternehmer in Industrie 
und Landwirtschaft könne man nicht denken. Es zeige sich eben der 
große Unterschied, daß ein ausgesperrter qualifizierter Industriear- 
beiter tatsächlich erheblichen wirtschaftlichen Schaden erleide, wenn 
er im ganzen Reiche in seinem Gewerbe keine Arbeit finden könne; 
der landwirtschaftliche. Arbeiter, der ın seinem Berufe gelernt sei, 
werde dann ungelernter gewerblicher Arbeiter 7). Aber nicht bloß 


_ 


74) Gemeint ist offenbar die Einwirkung der Gründung solcher landwirtschaft- 
licher Arbeitgeberverbände auf die Arbeiterschaft, die derzeit noch auf dem Lande 
agrarisch-konservativ wählt. 

75) Hier wird nur angedeutet, aber nicht ausdrücklich gesagt, daß eben für 
den landwirtschaftlichen Arbeiter die Beschäftigung als ungelernter gewerb- 
licher Arbeiter weder eine Deklassierung, noch eine Einkommensminderung be- 
deutet, und daß daher die Aussperrung von ländlichen Arbeitern nur in den Zeiten 
der schlechtesten Konjunktur eine Verschlechterung für den Arbeiter zur Folge 
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die Industrie, auch die Landwirtschaft, namentlich Mittel- und West- 
deutschlands werde nicht darauf verzichten wollen oder können, die 
im Osten Deutschlands kontraktbrüchig gewordenen Landarbeiter 
aufzunehmen. Dieser Interessenzwiespalt zwischen der westlichen und 
südlichen einerseits und der östlichen Landwirtschaft andererseits 
bestehe schon derzeit und würde dann, wenn die östlichen Grundbesitzer 
sich die kontraktbrüchigen Arbeiter gegenseitig sperren würden, nur 
noch in der Wirkung für die östlichen Gebiete verschärft werden. An 
einen Zusammenschluß aller landwirtschaftlichen Unternehmer, 
sowohl der Besitzer von Groß- als auch von Kleinbetrieben könne man 
wohl schwerlich denken. Die lokalen Verbände und Arbeitsnachweise 
jedoch hätten gar keinen Effekt, da ja die gesperrten Arbeiter in die 
benachbarten Gebiete abziehen könnten. Es sei daher anzustreben, 
die wohl eingerichteten und gut funktionierenden Arbeitsnachweise 
der Landwirtschaftskammern zu unterstützen und deren Ausbau zu 
Arbeitsämtern zu fördern 7$). 

Im Sinne dieser Ausführungen haben sich die meisten agrarischen 
Interessenvertretungen gegen die Gründung landwirtschaftlicher Ar- 
beitgeberverbände ausgesprochen. So z. B. der Ausschuß für Arbeiter- 
wesen der Landwirtschaitskammer Pommern 77), ebenso die west- 
preußische Landwirtschaftskammer 78), ebenso auch die Konferenz 
der Vorstände der preußischen Landwirtschaftskammern. Diese 
stellte fest, daß die Landwirtschaftskammern das Interesse der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer gleichmäßig wahrzunehmen haben, daß die 
Bildung von Arbeitgeberverbänden für die Landwirtschaft abzu- 
lehnen sei, und daß es sich empfehle, die fortlaufende einheitliche 
Bearbeitung der Arbeiterfrage der Zentralstelle der Landwirtschafts- 
kammern zu übertragen 79). Es wurde auch beschlossen, ein Programm 


haben könne. Daher ist auch ein ländlicher Arbeitsnachweis, der kontraktbrüchige 
Arbeiter nicht vermitteln wollte, zur Wirkungslosigkeit verurteilt. 

76) Nur nebenbei sei bemerkt, daß sich auch hierin zeigt, wie sehr die Ar- 
beitgeberverbände unter gewissen Umständen in der Ausbildung und strengen 
Handhabung von einseitigen Unternehmerarbeitsnachweisen ihre Tätigkeit 
restlos erschöpfen können. Insbesondere weil eben die Festhaltung in ein- und dem- 
selben Betrieb, die Einschränkung des Fluktuierens der Arbeiterschaft schon 
gleichbedeutend ist mit einer Fixierung der Arbeitsbedingungen. Die Möglich- 
keit des raschen und häufigen Wechsels der Arbeitsstätte bringt automatisch 
cine Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Arbeiterschaft mit sich, schafft 
ane Konkurrenz der Betriebe um die Arbeiterschaft, die bei sehr 
lange dauernden Arbeitsverhältnissen nur in geringem Maße besteht. Die 
Festlegung auf Kontrakte mit langer Laufzeit, unterstützt durch Arbeitsnach- 
weise, die ein Durchbrechen der Kontrakte unmöglich machen würden. würde 
also für die Landwirtschaft die Funktionen der Unternchmerorganisationen er- 
setzen. Mutatis mutandis gilt dasselbe für die Industrie. (Vgl. hiezu meinen 
Aufsatz »Zur Frage der einseitigen Arbeitsnachweises in »Der Arbeitsmarkts, 
Monatsschrift des Verbandes deutscher Arbeitsnachweise, Berlin 20. X. 1910, 
Verbandstagsschrift.) 

77) Zeitschrift für Agrarpolitik, Mai ı19Io. ”*) Ebenda, Juli 1910. 

79) Mitteilungen der Zentralstelle der preußischen T.andwirtschaftskammern, 
Nr. 26, 27. VI. 1910. 
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auszuarbeiten, in welcher \Veise die einheitliche fortlaufende Bearbei- 
tung aller die landwirtschaftlichen Arbeiterverhältnisse betreffenden 
Fragen stattfinden könne. Die offiziellen Organisationen in der Land- 
wirtschaft, insbesondere in Preußen, stehen also derzeit noch auf dem 
patriarchalischen Standpunkt, keine Koalitionen zu bilden, sondern 
den Interessen aller Beteiligten gerecht zu werden ®). 


In diesem Zusammenhang soll wenigstens darauf hingewiesen 
werden, daß auch von seiten der agrarischen Interessenvertretungen 
große Mißstände in den Verhältnissen der landwirtschaftlichen Ar- 
beiterschaft wenigstens als Teilursache des Ueberhandnehmens der 
Kontraktbrüche angegeben wird ®l). So sei es notorisch, daß vielfach 
bei Besitzwechsel auch die tüchtigsten und besten Arbeiter aus dem 
Verschulden des Arbeitgebers selbst unter Kontraktbruch abziehen. 
Man müßte also, wenn man auch solche Leute von der Arbeit in land- 
wirtschaftlichen Betrieben überhaupt ausschließen wolle, Instanzen 
schaffen, die auf unparteiischer Grundlage festzustellen hätten, ob 
bei Streitigkeiten zwischen ländlichen Arbeitern und ihren Arbeit- 
gebern besonders bei drohendem oder erfolgtem Kontraktbruch 
ein Verschulden von einer Seite vorliege 82). 

Es wurde bereits bemerkt, daß, zunächst natürlich infolge des 
Koalitionsverbotes Arbeitervereine und insbesondere Gewerkschaften 
unter den ländlichen Arbeitern Deutschlands erst im Entstehen 
begriffen sind und nur allmählich vordringen. Erst am ı. Juni 1909 
haben die freien Gewerkschaften einen Verband der Land-, Wald- und 





so, Vereinzelt bestehen bereits Arbeitgeberverbände, z. B. für Schleswig- 
Holstein. Ihre Haupttätigkeit besteht in der Arbeitsvermittlung. Auf der am 
2. Januar ıg11 stattgehabten Generalversammlung des genannten Verbandes 
wurde konstatiert, daß sich die Mitgliederzahl von 5 000 auf IO 000 vermehrt 
hatte. Neben der Ansiedlungstätigkeit wurde die Arbeitsvermittlung eifrig be- 
trieben. Der Arbeitsnachweis strebt danach, insbesondere die abgewanderten 
Arbeiter wieder auf das Land zurückzuführen. Die Erfolge der Arbeitsvermitt- 
lung sind schr erheblich. Der Verband ist gegen jeden paritätischen Arbeitsnach- 
weis, der nicht imstande sei, die Interessen der Landwirtschaft wahrzunehmen. 
Er erfreue sich weitgehender Unterstützung durch die Regierung, auch gegen 
die Landwirtschaftskammer (Hannover), die Differenzen mit dem Arbeitgeber- 
verband hatte (Deutsche Arbeitgeberzeitung, 8. I. 1911). Des ferneren besteht 
ein Jandw. Arbeitgeberverband des Mittelhaardt (seit Februar ıgıo), mit dem 
Zweck, »unberechtigte Forderungen der Arbeiter abzulehnen und einen Arbeits- 
nachweis zu errichtene. Die Mitglieder müssen sich verpflichten, keine Arbeiter 
zu entlassen, ohne die wahrheitsmäßigen Gründe seiner Entlassung dem Verbands- 
vorstand bekanntzugeben, und keine von einem anderen Mitgliede entlassenen 
Arbeiter ohne Erkundigung beim Verbandsvorstand einzustellen. Dadurch soll 
eine Aussperrung ermöglicht werden. Zugleich soll die Herabsetzung der Löhne 
geplant sein (Der Landarbeiter, Mai 1910). 

81) Z. B. auch in dem erwähnten Aufsatz Dr. Stojentins in der Zeitschrift 
für Agrarpolitik, Februar 1910. 

82) Ueber den Umfang des Vertragsbruches einheimischer Arbeiter 
auch: Zeitschr. f. Agrarpolitik, April 1910. 
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Weinberg-Arbeiter ins Leben gerufen ®), der aber bereits Mitte IgIo 
340 Ortsgruppen in allen Teilen Deutschlands umfaßte. Die Ver- 
bandsleitung hoffte, Ende Igro einen Mitgliederstand von I0 000 
zu erreichen. Rechtsauskunft und Rechtsschutz ist derzeit die wich- 
tigste Aufgabe des Verbandes. Auch Verbesserung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen wurden mehrfach erreicht. Der Verband besitzt 
auch bereits ein monatlich erscheinendes Blatt: »Der Landarbeiter« . 
Gegenüber den 71⁄4 Millionen landwirtschaftlicher Arbeiter, welche die 
Betriebszählung de Jahres 1907 ausweist, ist die Organisation aller- 
dings noch ein sehr bescheidener Anfang. 

Immerhin wurde sie von den Grundbesitzern gleich bei der Grün- 
dung mit großem Mißtrauen beobachtet. Zunächst lenkte der »Aus- 
schuB zur Förderung der Bestrebungen vaterländischer Arbeiter- 
vereine« die Aufmerksamkeit auf den Verband 8$). Dieser ist nach 
seinen Ausführungen das Ergebnis einer jahrelangen, unermüdlichen, 
keine Mittel und keine Anstrengungen scheuenden Agitation unter den 
landwirtschaftlichen Arbeitern. So gering im Anfang die Ergebnisse 
gewesen seien, so große Fortschritte mache nunmehr die Organisation. 
Der Ausschuß fürchtet binnen kurzem einen scharenweisen Eintritt 
der »bisher königstreuen und vaterländischen Arbeiterschaft in den 
roten Verband«. Als Gegenmittel wird die Gegenorganisation emp- 
fohlen; die Kriegervereine genügen nicht mehr, man müsse es mit 
Unterhaltungsabenden unter Leitung der Gutsherren, Pfarrer oder 
l.ehrer versuchen, für genügenden Lesestoff sorgen, das Kassenwesen 
unter den Landarbeitern mehr pflegen als bisher und so der sozial- 
demokratischen Agitation die Hauptanziehungskraft entziehen. Auch 
hier also wirken die radikalen Gewerkschaften schon vor ihrem Be- 
stehen indirekt auf die Verbesserung der Arbeitsverhältnisse hin. 

Parallel mit der Ausbildung der freien Organisation geht auch 
bereits die Ausbildung besonderer, resp. die Umwandlung bestehender 
Organisationen in »nationale Verbände«. So empfiehlt sich z. B. der 
Allgemeine Stallschweizer-Bund, Sitz Plauen 1. V., gegründet 1904 als 
»Bollwerk gegen die Sozialdemokratie« und bezeichnet es als seine 
Aufgabe, die »bestbezahltesten« landwirtschaftlichen Angestellten 
vor der Sozialdemokratie zu bewahren. Er umfaßt gegenwärtig 4000 
Stallschweizer. und gibt die »Allgemeine Stallschweizerzeitung« her- 
aus, welche auf nationaler Grundlage ruht %). Ueberdies wurde auch 
bereits ein »auf die Bedürfnisse der Landarbeiterschaft zugeschnitte- 

nese Wochenblatt gegründet, »Der deutsche Landarbeiter«e, (ab I. X. 
1910) 8), welches dem Bildungs- und Unterhaltungsbedürfnis der 


83) Korrespondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften Deutsch- 


lands, 2. VII. 1910 und Soziale Praxis, 14. VII. t910. 
at) Mitteilungen der Zentralsteile der preußischen Landwirtschaftskammiern, 


13. VI. t910. 
»», Mitteilungen der Zentralstelle der preußischen Landwirtschaftskammıern, 


4. VII. ı9r0. 
se, Is erscheint in Kisleben. Leider war dasselbe bei Abfassung der eChronik« 


noch nicht zugänglich. 
Archiv für Sozialwissenschift und Soziulpoliük. XXXIL i. Iy 
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Landarbeiter dienen soll und es sich zur Aufgabe macht, »bei der Be- 
sprechung des Verhältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
auf dem Lande die glücklicherweise zwischen beiden Parteien in wei- 
tem Umfange bestehende Interessengemeinschaft in das richtige Licht 
zu setzen« 8"). 
Von größerer Bedeutung als die Gründung von Arbeitgeberor- 
ganisationen und Gewerkschaften ist derzeit die Frage der A r beits- 
nachweise in der Landwirtschaft. Dies deshalb, weil ja bei der 
ständigen Arbeiternot auf dem Lande es von der größten Wichtigkeit 
ist, die zur Verfügung stehenden Arbeiter heranzuziehen. Es handelt 
sich bei den landwirtschaftlichen Arbeitsnachweisen und Stellen- 
vermittlungen nicht bloB um die Unterbringung von Arbeitskräften, 
die Arbeit suchen, sondern vielfach auch um die Heranziehung von 
Arbeitskräften, die auf die eine oder andere Weise erst gewonnen 
werden müssen. So wird es Ja z. B. von den Grundbesitzern des öst- 
lichen Deutschlands sehr beklagt, daß die Landwirte des Westens und 
Südens, vielfach selbst unter Verleitung zum Kontraktbruch Land- 
arbeiter aus dem Osten heranzuziehen genötigt sind, weil sie durch 
Abgabe der Arbeiterschaft an die industriellen Betriebe in die größte 
Notlage geraten 88). Ebenso wie aber die Grundbesitzer des Westens 
und Südens, geraten nun auch die des Ostens in große Schwierigkeiten 
und sind ıhrerseits auf den Bezug und die Gewinnung ausländischer 
Arbeiter angewiesen. Auf den großen Umfang, w die Beschäf- 
tigung ausländischer, insbesondere slawischer Arbeiter namentlich 
in der Landwirtschaft angenommen hat, wurde bereits wiederholt 
hingewiesen 8°). Da gerade die ausländischen Arbeiter vielfach kon- 
traktbrüchig wurden, und überdies die Kontrolle derselben infolge 
der meist fremdsprachlichen Legitimationsdokumente ungemein 
schwierig war, andererseits die preußische Regierung auf eine solche 
nicht verzichten wollte, ferner auch die Klagen der Arbeitgeber den 
amtlichen Vertretungen der Landwirtschaft Veranlassung gaben, 
die Einführung inländischer, in deutscher Sprache abgefaßter Ausweis- 
papiere für die ausländischen Arbeiter zu fordern, so wurde mit Erlaß 
vom 21. XII. 1907 des preußischen Ministers des Innern, Zahl IIb 
3675 ®%) verfügt, daß zunächst vom ı. II. 1908 für die aus Rußland. 
Oesterreich-Ungarn und deren östlichen Hinterländern kommenden 
Arbeiter Inlandsausweispapiere anzufertigen sind. Die 
Fertigung obliegt den Grenzämtern der deutschen Feldarbeiter-Zen- 
tralstelle in Berlin, die Ausweiskarten tragen je nach der Nation ver- 
schiedene Farben und werden gegen eine Gebühr von 2 Mk. abgegeben. 
Sie müssen stets einen bestimmten Arbeitgeber angeben, und die 
Ortspolizeibehörde ıst beim Wechsel der Arbeitsstätte "gehalten, einen 


s7) Mitteilungen der Zentralstelle der preußischen J.andwirtschattskammern. 

8%) Deutsche Zeitschrift für Agrarpolitik, Februar t910. 

s») Vergleiche hiezu: Der Arbeitsmarkt in Industrie und Landwirtschaft, 
von Bollenstein-Stojentin, Berlin 1910. 

», Abwedruckt in: »Bestimmungen über die Inlandslegitimierung der aus- 
ländischen Arbeitere. Berlin 1910. S. Og ff. 
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entsprechenden Vermerk event. nach eingeholter Erkundigung beim 
Arbeitgeber ordnungsgemäß zu vollziehen. Durch diese ständige Kon- 
trolle soll dem Kontraktbruch vorgebeugt werden. Mit Erlaß vom 
30. XII. 1908 °!) wurde der Zwang zur Inlandslegitimierung mit Gültig- 
keit vom 1. 3. I909 auf sämtliche ausländische Arbeiter ausgedehnt. 
(Insbesondere wurden dadurch italienische und niederländische Arbeiter 
legitimationspflichtig.) Dem Inlandslegitimationszwang haben sich 
angeschlossen die Großherzogtümer Mecklenburg-Schwerin, Mecklen- 
burg-Strelitz, Sachsen-Weimar, Oldenburg, die Herzogtümer Anhalt, 
Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Gotha, die Fürsten- 
tümer Waldeck und Pyrmont, Schaumburg-Lippe, Lippe-Detmold, 
Schwarzburg-Sondershausen, Reuß j. L. und Lübeck. Das Königreich 
Sachsen hat sich bezüglich der polnischen und ruthenischen Arbeiter 
angeschlossen, mit Einschränkungen das Herzogtum Braunschweig 
und Reuß ä. L.; Sachsen-Koburg und Schwarzburg-Rudolstadt haben 
den Anschluß in Aussicht gestellt. Bayern und Württemberg, 
Baden und Hessen, Bremen und Elsaß-Lothringen haben den In- 
landslegitimierungszwang zwar nicht akzeptiert, aber erkennen die 
Arbeiter-Legitimationskarten als ausreichende Ausweispapiere im 
Sinne des Paßgesetzes an. Auch in jenen Bundesstaaten, welche sich 
dem Zwange nicht angeschlossen haben, werden den Arbeitern auf 
Wunsch Legitimationskarten ausgestellt 9). 

Die Tätigkeit der Feldarbeiterzentrale wird von seiten der Ar- 
beiter auf das Heftigste angegriffen ®). Aber auch von unparteiischer 
bürgerlicher Seite, z. B. im Organ der paritätischen Arbeitsnachweise, 
wird die Tätigkeit der deutschen Feldarbeiterzentrale außerordentlich 
ungünstig beurteilt ®). Zunächst wird die Fühlung mit den pari- 
tätıschen Arbeitsnachweisen vermißt; dadurch fehle der Feldarbeiter- 
zentrale die Möglichkeit, das Angebot inländischer Arbeiter zu kennen; 
sie ignoriere es daher auch völlig. Sie nehme nur die Nachfrage der 
inländischen Arbeitgeber zur Kenntnis und betriedige dieselbe ohne 
Rücksicht auf das Angebot inländischer Arbeitskräfte. Dadurch aber 
werde die Feldarbeiterzentrale zum Arbeiter-Beschaffungsinstitut, 
das einseitig im Interesse der Arbeitgeber wirke. Insbesondere für 
Industrie und Handwerk unterstütze sie nur Lohndrückerei, liefere 
Streikbrecher, ebenso wie ihre Funktion für die Landwirtschaft viel- 
fach darin bestehe, die Arbeitslöhne niederzuhalten und jeden Fort- 
schritt in der Lage der landwirtschaftlichen Arbeiter zu verhindern. 
Sie schließe die Verträge nach einem Schema mit keineswegs günsti- 
gen Lohn- und Arbeitsbedingungen und ohne Fixierung der Rechte der 
Arbeiter ab, und sei jederzeit in der Lage, weit über den Bedarf 
billige Arbeitskräfte zu beschalfen, um die inländischen Arbeiter zu 
verdrängen. Der Mangel einer paritätischen Gestaltung der Feld- 
arheiterzentrale zeige sich besonders in der Frage des Kontraktbruches: 

N) Ebenda S. 70. 2) I:benda S. 54 50. 

»), Der Landarbeiter, April 1910 und passim. 

»ı Der Arbeitsmarkt, 20. N. 1910, S5. 97 if. 

1y* 
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die Arbeiter, welchen vom früheren Arbeitgeber nicht bescheinigt 
wird, daß sie ordnungsgemäß ausgetreten seien, werden nicht weiter 
vermittelt, sondern ausgewiesen. Die Entscheidung über die Zulassung 
und Beschäftigung oder die Ausweisung hänge daher vielfach vom 
Aıbeitgeber ab. Irgend ein zuverlässiges Material über die Frage des 
Kontraktbruches existiere noch nicht und ebenso wie die Landwirt- 
schaftskammern Material über den Kontraktbruch der Arbeiter- 
schaft veröffentlichen, hätten die paritätischen Arbeitsnachweise ge- 
nug Material in der Hand, über Vertragsv erletzungen der Arbeitgeber 
zu BEER Auch die Anwerbung der Arbeiterschaft i im Auslande liege 
im Argen; sie erfolge durch Agenten, statt durch die Arbeitsnacn- 
weise I Rücksicht auf den dortigen Arbeitsmarkt. 

Die Wichtigkeit der Feldarbeiterzentrale und der Frage nach der 
Beschäftigung ausländischer Arbeiter ın Deutschland wächst umso- 
mehr, als sıch gerade in den letzten Jahren die Zahl der ausländischen 
Arbeiter in Deutschland außerordentlich vermehrt hat. Sie stieg 
z. B. in Pommern von 9000 im Jahre 1900 auf 28 ooo im Jahre 1909. 
In Preußen wurden, wie auf dem letzten Arbeitsnachweiskongreß in 
Breslau von Dr. von Stojentin ausgeführt wurde, in der Landwirt- 
schaft im Jahre 19053 200 000, Igog aber bereits eine Drittelmillien 
ausländischer Arbeiter beschäftigt ®). Nach dem Bericht der Feldar- 
beiterzentrale waren vom: I. I. bis I. X. 1909 505 000 legitimierte aus- 
ländische Arbeiter aus dem Osten in Deutschland beschäftigt. Die 
Beschäftigung der ausländischen Arbeiter --- und davon allein ist, 
wie die Dinge heute liegen, eine Einschränkung zu erwarten —- bietet 
für die Landwirtschaft keine materiellen Vorteile mehr. Sowohl die 
Kosten der Beschaffung der ausländischen Arbeiteı als auch die Löhne 
derselben haben sich außerordentlich erhöht. Daher strebt auch 
jetzt die Landwirtschaft eine Einschränkung der Beschäftigung aus- 
ländischer Arbeiter an, und zwar durch Wohlfahrtspflege auf dem 
Lande. Wohnungsverbesserung, Arbeiteransiedelung usw. %), aber 
auch durch Bekämpfung der Sozialpolitik in der Stadt, insbesondere 
der Arbeitslesen-Versicherung ?”). Von gewerkschaftlicher Seite wer- 
den das ländliche Wobnungselend, der Mangel an Koalitionsfreiheit, die 
künstlich niedrig gehaltenen ortsüblichen Taglöhne %8) und damit 
zusammenhängend die Dürftigkeit der ländlichen Invalidenrenten ®) 

»5) Deutsche Tageszeitung, 29. N. 1910. Morgenausgpabe. Vergel. auch Bo- 
denstein-Stojentin, a. a. O. S. ı9ff. Dagegen vermehrte sich die Zahl der 
in der Industrie beschäftigten auslänrlischen Arbeiter noch rascher. Sie stieg 
von 229 060 im jJ. 1005 auf 470 000 im jJ. 1908. 

”) Soziale Praxis, 10. XI 1910. 

s“) Deutsche Tageszeitung, 29. N. 1910, 

»»), Soziale Praxis, 10. NT. Ig10. 

#9) Vonseite der Arbeiterschaft wird bereits unter Hinweis auf die vom Bd. 
d. Ldw. und der Deutschen Tageszeitung verbreiteten Angaben über den Produk- 
tionswert der agrarıschen Erzeugnisse die Vermehrung der ländlichen Sozial- 
politik, insbesondere Erhöhung der Leistungen der sozialen Versicherung urgiert 
(Vorwärts 3. I. TorT.). 


-— 
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als Ursache der Landflucht bezeichnet. Auch Aenderungen in der Be- 
triebsweise seien notwendig. Man kann also sagen, daß von den Ge- 
werkschaften angefangen, alle an der Frage der Beschäftigung aus- 
ländischer Arbeiter interessierten Kreise — mit Ausnahme der Arbeit- 
geber, aber auch diese nicht uneingeschränkt und unbedingt -— die 
Tätigkeit der deutschen Feldarbeiterzentrale bekämpfen. Der Verband 
deutscher Arbeitsnachweise hat die Aufnahme der deutschen Feld- 
arbeiterzentrale abgelehnt 1%). Infclge dieser Widerstände, nament- 
lich aber infclge der wachsenden Kosten der Beschaffung ausländischer 
Arbeiter ist es möglich, daß die Tätigkeit der leldarbeiterzentrale in 
Hinkunift eine Einschränkung erfahren wird. 

Die Einrichtung der Feldarbeiterzentrale verminderte erheblich 
das Interesse für die Arbeitsnachweise der Landwirtschaftskammern!9), 
die sogar zum Teil ihre Vermittlungstätigkeit einstellten. Erst als 
die Feldarbeiterzentrale auch Industriearbeiter leeitimierte, wurde 
das Bedürfnis nach den Arbeitsnachweisen der Landwirtschafts- 
kammern wieder lebendig. So ıst z. B. der Arbeitsnachweis der schle- 
sischen Landwirtschaftskammer wieder in Aktion getreten und hat es 
sich zur Aufgabe gemacht, den ganzen Bedarf der schlesischen Land- 
wirte an ausländischen Arbeitern zu decken. Er arbeitet nicht mehr 
mit der deutschen Feldarbeiterzentrale zusammen, weil diese nicht, 
wie es der Arbeitsnachweis tat, die Löhnung für die galizischen und 
ruthenischen Arbeiter gegen das Vorjahr um Io Pig. herabsetzen 
wollte. Hier wirkt also der Arbeitsnachweis der Landwirtschaftskam- 
mer im Gegensatz zu der von den Interessenten behaupteten Wah- 
rung der Interessen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer einseitig für 
die Arbeitgeber, sogar über das Maß dessen hinaus, was die Feldarbeiter- 
zentrale für zulässig und gerechtfertigt hält. Die Arbeitsnachweise in 
den Landwirtschaftskammern vermittelten im Jahre 1908/09 mehr 
als 88000 Stellen 1%). Dadurch, daß die Landwirtschaftskammern 
nunmehr sich rege an der Vermittlung insbesondere ausländischer 
Arbeiter beteiligen, werden die ötfentlichen kommunalen Arbeits- 
nachweise zur Vermittlung inländischer Arbeiter häufiger herange- 
zogen. Die öffentlichen Arbeitsnachweise vermittelten 1908/09 ca. 
42 000 landwirtschaftliche Arbeitskräfte, was an und für sich zwar sehı 
wenig, aber doch noch einer großen Steigerung fähig ist. — — 

Bei Beurteilung des krassen Gegensatzes zwischen der Landwirt- 
schaft als Ganzes genommen und der gesamten städtischen Bevölke- 
rung spielt die Argumentation mit der »Lebenskraft« der ländlichen 
Bevölkerung eine große Rolle. Die Interessentenforderungen der 


-— a En ea 





10) Soziale Praxis, 10. NT. 1910; 

1%) Der Arbeitsmarkt, 15. VIII. 1910. 

102) Dies Ergebnis geht aus den Angaben der 15 Landwirtschaftskammiern 
hervor, welche berichtet haben. Die größte Vermittlungstätigkeit hat der Ar- 
beitsnachweis der Provinz Sachsen aufzuweisen, nämlich 25 050 Arbeiter, wo- 
von nahezu 18 000 ausländische. (Die öffentliche Arbeitsnachweise im Jahre 
1908/09; Jahresbericht des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise. Beilage 
zu Nr. 7 des sArbeitsmarkt«e vom 15. IV. ıyro, S. 19/20.) 
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agrarıschen Bevölkerung gegenüber der städtischen (beide immer als 
Gesamtheit genommen) werden mit dem Argument zu stützen gesucht, 
daß die agrarische Bevölkerung das unerschöpfliche Reservoir dar- 
stelle, aus welchem die degenerierte Stadtbevölkerung neue Lebens- 
kraft schöpfe. Diese Argumentation wird gebraucht mit Hinblick 
auf die Macht des Staates nach außen, also hinsichtlich der Kriegs- 
tüchtigkeit und mit Hinblick auf die industrielle Entwicklung, welche 
ständig steigende Arbeitermassen vom Lande heranziehen müsse. 
Diese Vorstellungen verdichten sich sogar dahin, daß die Landwirt- 
schaft Arbeitskräfte großziehe und »umsonst« liefere. »Mit jedem 
ostdeutschen Arbeiter, der mit 20 Jahren in den Westen abwandert, 
wird der Industrie ein Geschenk von baren 2000 M. gemacht, also bei 
500 000 Menschen eine Milliarde bares Geld, die der Osten an den 
Westen für seine Industrialisierung abführt« 1%). Der Gesichtspunkt, 
von dem aus eine solche Rechnung allein möglich ist, wird wohl nur 
in sehr engen Kreisen Billigung finden, aber die Formulierung, daß die 
Städtebildung nur möglich sei, auf Basis der Lebenskraft der ländli- 
chen Bevölkerung ist eine in agrarıschen Kreisen allgemein anerkannte. 
Parallel der Versorgung des Inlandes mit Nahrungsmitteln für den Fall 
eines Krieges geht die Versorgung des Staates mit der genügenden An- 
zahl kriegstüchtiger Leute, als Argument für eine entsprechende Aus- 
einandersetzung der städtischen und ländlichen Bevölkerung über 
ihren Anteil an den Gesamtergebnissen der volkswirtschaftlichen Pro- 
duktion. Diese offenkundig sozialen Momente sollen hier weder dis- 
kutiert noch gewertet werden; nur ihre reale Basis sei, soweit es mög- 
lich, nach den letzten Ergebnissen untersucht. 

Die regenerative Kraft der ländlichen Bevölkerung ist ein ob- 
jektives Moment — ihre Bewertung sowohl für die \Wehrkraft des 
Staates als für den Arbeiternachschub in die Industrie, als auch als 
politisches Element hängt ganz von dem Standpunkt ab, den man teilt. 
Aber alle Argumentationen, welche man damit bestreitet, haben doch 
nur insofern Beweiskraft, als das objektive Moment der regenerativen 
Möglichkeiten aus der Landbevölkerung tatsächlich zutrifft oder 
nicht. Und in diesem Zusammenhang ist es notwendig, auf die tiefgrei- 
fenden Aenderungen wenigstens kurz hinzuweisen, welche sich in 
der ganzen Lebensweise und der konstitutiven Beschaffenheit der 
lLandbevölkerung unter dem EinfluB der Industrialisierung und der 
agrarischen Hochschutzzollpohtik vollzegen haben. Ein Einfluß, 
der umso tiefer reicht, je intensiver das ganze agrarische Wirtschafts- 
leben durch die Zollpolitik umgestaltet wird, je nachhaltiger die Ver- 
änderungen sind, welche gerade die verschiedenen Betriebsgrößen er- 
fahren haben. Schon wiederholt wurde angedeutet, daB die ländliche 
Bevölkerung, insoweit sie bäuerliche Betriebe bewirtschaftet, immer 
mehr Konsument wird: daß sie nicht mehr in erster Linie für den ei- 
genen Bedarf, sondern für den Markt produziert, von dem sie in Form 





103) Verhandlungen der NXXV. Generalversammlung der Vereinigung der 
Steuer- und Wirtschaftsreformer, 22. I. 1010, Berlin ıyıo, S. 30. 
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von Waren ihre Konsumartikel wieder zu beziehen gezwungen sei. Die 
bäuerliche Wirtschaft spezialisiert sich in immer größerem Umfange 
auf die Erzeugung von Vieh, insbesondere aber Milch und Milchpro- 
dukten und bringt davon soviel als möglich auf den Markt. Die länd- 
lichen Genossenschaften sorgen dafür, daß ein stets wachsender Teil 
der Eigenproduktion der Bauern zu Geld gemacht wird. Namentlich 
Milch und Milchprodukte finden infolge der Grenossenschaftsbildung 
der lokalen Monopole und der Zollpolitik 19%) zu sehr lohnenden Preisen 
Absatz. Nur daß die Gegenwerte, welche die agrarische Bevölkerung 
dafür erhält, dem Nährwert nach in keinem Verhältnis zu den 
verkauften Produkten steht. Ein sorgfältiger Beobachter hat diese 
Tatsache folgendermaßen auszudrücken versucht. »Der gesteigerte 
Betrieb der Landwirtschaft und Viehhaltung ist für die Ernährung des 
Bauernvolkes ein circulus vitiosus geworden, der die körperliche 
und geistige Kraft des Landwirts ın erhöhtem Maße verzehrt, aber ın 
niedrigem Maße nährt« 1%). 

Für die große Mehrzahl der bäuerlichen Wirtschaften. welche in 
gesteigertem Maße Milch und Milchprodukte für den Verkauf erzeu- 
gen, hat sich daher ein Zustand entwickelt, der dadurch gekennzeichnet 
werden kann, daß in vielfach geradezu erschreckendem Umfang die 
Nährwerte, welche die Eigenwirtschaft erzeugt, ausgetauscht werden 
gegen minderwertige Produkte, ohne daß hierbei dem Geldertrage nach 
ein Leberschuß gegenüber der früheren Wirtschaftsweise zu konstatie- 
ren wäre, in welcher der Bauer den größten Teil seiner Produkte selbst 
verzehrte. Rein schematisch gesprochen veranlassen die gestiegenen 
Milch- und Butterpreise den Landwirt, seine Produktion zu steigern, 
und zu verkaufen, um gegen den nominell gestiegenen Erlös minder- 
wertige Kolonialwaren (Kaffee, Tee und namentlich Alkohol) ein- 
zutauschen 1%). Die Bauernwirtschaft schlägt also zwar größere Geld- 
summen um, hat aber ein Defizit an Nährwert. Die erwähnte Publi- 
kation gibt z. B. an 1), daß für die bäuerlichen Wirtschaften Baverns 
im Jahre 1885 ca. 3000 Kalorien berechnet wurden, während gegen- 
wärtig in den einfacheren bäuerlichen Familien nur etwas über 2200 
Kalorien zur Verfügung stehen. Diese Ernährung muß bereits als un- 
zulänglich bezeichnet werden. Sie ist, trotzdem rr Kühe im Stall 
stehen, eine Armenkost (S. 543). Die erheblichen Einnahmen aus dem 


10) In diesem Zusammenhang kommt insbesondere der Butterzoll in Betracht. 
Dieser verhindert die Einfuhr billiger ausländischer Butter und bildet einen An- 
reiz zu gestzigerter Butterproduktion, vermindert also den Milchkonsum, 

10) Dr. Kaun, Ernährung und Lebenskraft der ländlichen Bevölkerung 
(Schriften der Zentralstelle für Volkswohlfahrt, Heft 6 der neuen Folge) S. 558. 

108) Das Problem wird in seinem ganzen Umfange, soweit Material 
vorliegt, und in seiner Bedeutung für die Volkshygiene in dem erwähnten 
großen Werke v. Dozenten Dr. Kaup erörtert. Hier kann es nur soweit gestreift 
werden, als es infolge der engen Verknüpfung mit sozialen und politischen Fra- 
gen zur Beurteilung der agrarıschen Interessenpohtik, zur Nachprüfung ihrer 
materiellen Grundlagen notwendig ist. 

107) A, a. O. S. 342 ff., 542 ff. 
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Verkauf werden ausgegeben — zum großen Teil für die durch die Zoll- 
politik verteuerten Futtermittel. So zeigt sich auch hier, daß erst von 
einer beträchtlichen Besitzgröße ab die Steigerung der Preise irgend 
einen Nutzen für die bäuerlichen Betriebe zu stiften imstande ist. Ein 
kleinbäuerlicher Betrieb aber, und damit die Majorität der ländlichen 
Bevölkerung, wird durch Preissteigerungen wohl zu forcierter Produk- 
tion und dadurch zu gesteigerten Einnahmen gelangen, ist aber genötigt. 
teils in Nahrungs- und Genußmitteln, teils in miinderwertigen teueren 
Surrogaten die Mehreinnahme wieder auszugeben. Wenn die agra- 
rischen Interessenvertretungen auch erreicht haben, daß ein relativ 
größerer Teil der ım Inlande konsumierten Agrarprodukte von der 
heimischen Landwirtschaft erzeugt wird, so hat das doch andererseits 
die Konsequenz gehabt, daß die Landwirtschaft zu sehr erheblichem 
Teile Reizmittel und in überseeischen Ländern gewonnene Nährwerte 
zu hohen Preisen erwerben muß, dem Nährwerte nach an einem De- 
fızıt leidet, auch wirtschaftlich nichts profitiert (schon wegen der 
»Reibungswiderstände« beim Gütertausch) bis auf die der Zahl nach 
nicht ausschlaggebenden größeren Grundbesitzer, welche mehr pro- 
duzieren, als sie verzehren können. Für diese bedeuten natürlich die 
Preissteigerungen auch realiter Einkommenserhöhungen. Die 
Erkenntnis hievon beginnt auch schon in bäuerlichen Kreisen zu wir- 
ken: die Identität der Interessen zwischen Groß- und Kleinbesitz wird 
nicht mehr empfunden und namentlich die Getreidezölle wurden als 
schwere Belastung der kleinbäuerlichen Wirtschaft erkannt. Die 
Kehrseite dieser Entwicklung aber ist die von agrarischer Seite selbst 
wiederholt hervorgehobene und mit Besorgnis beobachtete fortschrei- 
tende Unteremährung der bäuerlichen Bevölkerung. Und sowie die 
agrarische Politik die Steigerung der Kriegstüc htigkeit der Nation als 
Argument für ihre Politik gebraucht, muß sie es auch als vollgültiges 
(regenargument anerkennen, wenn nachgewiesen würde, daß eben diese 
Politik ein Hindernis für die Entfaltung der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung darstellt. Es zeigte sich, wie aus den amtlichen Daten des 
Heeresergänzungsgeschäftes mit Deutlichkeit hervorgeht, eine erheb- 
liche Abnahme der Tauglichkeit auch der aut dem Lande Geborenen 
und in der Landwirtschaft beschäftigten Stellungspflichtigen. Es 
waren von je 100 Militärpflichtigen tauglich 10): 

auf dem Lande geboren und ın 

Land- und Forstwirtschaft 
beschäftigt 


in der Stadt geboren und 
»anderweit beschäftigte. 


1002 58,04 1902 53,52 
1903 57,59 1903 51,78 
1904 59,12 1904 52,64 
1905 00,21 1305 51,34 
1900 60,18 1906 50,49 
1907 58,73 1907 49,87 
1908 58,09 1908 49,00 
1909 57,91 1909 49,01 


Ne etsii für Agrarpolitik, Dezeniber 1910, S. 451/2. 
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Die Tauglichkeit nimmt also in beiden Gruppen (unter Schwan- 
kungen) ab. Noch deutlicher zeigt sich dies in der Aufteilung der 
Tauglichen, je nachdem, ob sie auf dem flachen Lande oder in der Stadt 
geboren wurden, gleichgültig, welche Beschäftigung sie später gefunden 
haben. Danach kamen von 100 Tauglichen 1902: 63,27 auf dem 
Lande Geborene, 1909: 60,96. Hingegen waren von roo Tauglichen 
in der Stadt geboren: 1002: 36,73, 1909: 39,04. Der Anteil der auf 
dem Lande Geborenen sinkt, der in der Stadt Greborenen steigt. 

Ohne zu diesen Fragen mehr Material beizubringen, (das sich in 
der erwähnten Schrift Kaups, auf amtlichen Feststellungen beru- 
hend, in der möglichsten Vollständigkeit findet) kann doch behauptet 
werden, daß also die Wirtschafts- und Klassenpolitik der Agrarier 
die von ihnen selbst angestrebten oder wenigstens angegebenen Ziele: 
wirtschaftliche Förderung des Kleinbesitzes, Steigerung der Wehr- 
kraft des Staates usw. durch die von ihnen empfohlenen und durch- 
gesetzten Mittel nicht erreicht. Eine Verschäriung des Zoll- 
schutzes, z. B. Erhöhung des Butterzolles 1%), würde die erwähnten 
Wirkungen nur noch steigern, sie würden die Geschäftsumsätze der 
kleinbäuerlichen Wirtschaften noch mehr erhöhen, und die realiter 
Einnahmen doch nicht vergrößern, vielleicht sogar durch Minder- 
konsum der städtischen Bevölkerung die auf die Produktion für den 
Markt bereits eingerichteten Betriebe in eine gefährliche Situation 
bringen. 

So wie die Dinge (nach dem von K au p beigebrachten Material) 
jetzt liegen, gleicht sich also die Lebensweise der ländlichen Bevölke- 
rung der der städtischen, soweit sie irrationell ist, an (was für die länd- 
liche Bevölkerung besonders gefährlich, da die hygienische Fürsorge 
hier noch sehr im argen liegt). Wünscht man eine rationelle, ausrei- 
chende Ernährung der ländlichen Bevölkerung, wie sie noch um die 
Mitte der 8oer Jahre bestanden hat, dann wird man die Ergebnisse der 
Untersuchungen der Zentralstelle für Volkswohlfahrt aut das Ernst- 
lichste beachten müssen. Und die Ziele, um deren willen die agrarısche 
Politik der letzten Jahrzehnte gemacht wurde, müßten eine Revision 
derselben herbeiführen. Sollte jedoch in diesem Sinne nichts geschehen, 
das Milchdefizit der ländlichen Bevölkerung weiter fortbestehen 19), 


ws) Der Bd. d. Ldw. beklagt die Eröffnung großer Meiereien an der deutschen 
Grenze (z. B. in Rostock i. M.), die aus dänischer Sahne feinste Tafelbutter er- 
zeugen und dadurch den Butterzoll »umgelen« Das Reich erleide von einer 
einzigen Meicrei cinen Zollausfall von 110--180 000 M. und da ca. 20 solcher 
Meiercien bestünden, einen Ausfall von 213 --3 Millionen M. jährlich (wobei vorais- 
gesetzt wird, daß die aus der dänischen Sahne erzeugte Butter wirklich naci 
Deutschland eingeführt werden würde, was mindestens zweifelhaft ist). Der Bund 
der Ldw. fordert daher einen Milch-undRahmzoll, um diese »Butter- 
zollumgehungsstätten«e unmöglich zu machen. (Korr. d. Bd. d. Ldw. 20. IV. 
1910). Den Milch- und Rahmzull fordert überdies auch, wie berzsits oben er- 
wähnt wurde, der Bauernbund. 

10) Kaup berechnet (a. a. O. S. 362’3) den Sollbedarf der Bevölkerung des 
Deutschen Reiches an Milch für Trink- und Kochzwecke un] zur Herstellung 
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dann müßte man (wenn sich die Forschungen Kaups als unangreifbar 
erweisen) annehmen, daß die agrarische Politik auch in dieser Detail- 
frage tatsächlich nach den Interessen der dünnen Großgrundbesitzer- 
schicht gemacht wird, die von ihr den größten Vorteil genießt, wäh- 
rend für die überwiegende Menge der landwirtschaftlichen Betriebe 
der Effekt nur in größerer Arbeitslast, intensivster Wirtschaft, grö- 
Berem Geldumschlag, und schlechterer Bedarfsdeckung bestünde. 
Dann müßte gerade die Erkenntnis dieser Verhältnisse de Klassen- 
scheidung innerhalb der agrarıschen Bevölkerung beschleunigen. 
Auch aus diesem Grunde sollte diese Frage nicht ganz übergangen 
werden. 

Die Forschungen K au ps werden von landwirtschaftlicher Seite 
auf das heftigste angegriften: es wird zwar zugegeben, daß das Buch 
sehr viel schätzenswertes Material enthalte, das gewiß manchen Finger- 
zeig biete, aber die gıundlegenden Tabellen, insbesondere die über 
Milchproduktion und Milchdefizit werden als ganz haltlos, z. T. direkt 
falsch, z. T. konstruiert, ja als Spielerei bezeichnet. \Venn natürlich 
auch die Aufstellung einer Tabelle für die ganze Milchproduktion 
und die Aufteilung auf die einzelnen Konsumentenschichten großen 
Schwierigkeiten begegnet. und daher in jedem Fall sehr angreifbar 
bleibt, meist nur auf Schätzungen beruhen kann, so wird doch aber 
auch von Jandwirtschaftlicher Seite zugegeben, daß »das Material mit 
großer Mühe gesammelt sei und augenscheinlich mancherlei wertvolle 
Einblicke in die Ernährungsverhältnisse der ländlichen Bevölkerung 
bietet«e. Allerdings werde es durch die Art der Verwendung erheblich 
diskreditiert 1). | 

Jedenfalls gebührt Kaup das Verdienst, eines der wichtigsten Ka- 
pitel agrarischer Sozialpolitik mit einer Fülle von Material zur Dis- 
kussion gestellt zu haben. Die von ihm in den Mittelpunkt gerückte 
Problemstellung: die Erörterung über die Wirkungen der Zollpolitik 


von Butter auf 688 I. per Kopf für die landwirtschaftliche und 470 l. per Kopf 
für die städtische Bevölkerung. Auf Grund dieses Schlüssels kann man nach 
seinen Berschnungen folgende Tabelle aufstellen: 

Milchmenge per Kopf und Jahr 


Soll- Ist- Defizit Defizit 
menge menge im Ganzen per Kopf 
Landwirtschaftl. Bev. 17 OSI 1706 688 1. 35531. 27,4 Mill. hl. —153 |. 
Städtische Bev. 44 039 349 470 » 200» 90,08 » » --204 » 


Das Defizit beträgt also in Stadt und Land zusammen 117,5 Millionen hl. 
bei einer Gesamtproduktion von 2111, Millionen und einer Sollmenge von 329 
Millionen hl. Dieses Defizit entspricht genau demjenigen Milchquantum, welches 
notwendig ist, um die für die städtische Bevölkerung notwendige Buttersoll- 
menge herzustellen; wenn also der ganze Butterbedarf der städtischen Bevöl- 
kerung durch Import gedeckt würde, so könnte der Milchbedarf der Gesamt- 
bevölkerung Deutschlands sowie der Butterbedarf des flachen Landes befriedigt 
werden. Solange dies nicht geschieht, muß die ländliche Bevölkerung (nach Kaup) 
an einem Defizit an Nährwerten leiden. 

111) Mitteilungen der Zentralstelle der preußischen Landwirtschaftskammern, 
5. XII. 1910. 
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auf den standard of life der einzelnen Klassen der ländlichen Bevölke- 
rung, und die genaue Erforschung der Ernährung und Lebensweise in 
ihrer Wandlung und Einwirkung auf die Lebenskraft führt zu den 
wichtigsten Problemen der agrarischen Sozialpolitik; sucht soziale 
Wirkungen der Pclitik, die von der größten Tragweite sind, aufzudecken 
und enthüllt an den tiefgehenden Differenzen in der Einwirkung auf 
die verschiedenen Klassen, wessen Interesse in dieser Politik wahr- 
genommen wird. Hier, wo die Wirtschaftspolitik, als Auswirkung des 
Klasseninteresses direkt meß- und wägbare Konsequenzen für die 
einzelnen Gruppen mit sich bringt, ist ein Kriterium gegeben, das in 
denkbar objektivster Weise das Wesen der sozialen Politik enthüllt, 
es ganz von den ideologischen Verbrämungen und den ins große 
gehenden unkontrollierbaren Wirkungen sondert und so die Klas- 
senscheidung auf Grund genauer Erkenntnis wirtschaftlicher Son- 
derinteressen ermöglicht. 


Oesterreich. 


Die agrarısche Bewegung in Oesterreich läßt sich gegenüber der 
im Deutschen Reiche vielleicht dadurch charakterisieren, daß es ihr 
gegenüber bis in die letzte Zeit an dem geschlossenen Widerstand der 
städtischen Bevölkerung mangelte, sodaß infolge des Fehlens einer 
tiefgehenden bewußten Gegensätzlichkeit zwischen Stadt und Land. 
eines bewußten Antagonismus zwischen den Interessen der städ- 
tischen und ländlichen Bevölkerung auch eine aggressive Klassen- 
politik nicht notwendig war, sondern sich die agrarischen Forderungen 
als selbstverständliches Postulat der herrschenden Klasse durch- 
setzten. Als Gründe dieser Situation seien genannt: Der große agra- 
rische Einfluß Ungarns auf alle Fragen der Zoll- und Handelspolitik, 
eine der wichtigsten Stützen der österreichischen Ag grarpolitik; die 
Parteibildung nach anderen als Klassengesichtspunkten: in erster 
Reihe nach nationalen Interessen. Die einzelnen Parteien umfas- 
sen städtische sowohl als agrarische Interessenvertreter. Das 
Kriterium, nach welchem die Klassenbildung eintritt, ist also nicht 
der Klassengegensatz Stadt-Land (eher schon Großbesitz-Klein- 
besitz), sondern deutsch-tschechisch-polnisch etc. ; oder aber konfessio- 
nelle, transzendentale Elemente. Erst die starke sozialdemokratische 
Partei, welche das gegenwärtige Parlament aufweist und die tiefgehen- 
den Wirkungen der bisherigen Politik auf die städtische Bevölkerung 
zersetzen die alten Parteigebilde. Die Industrie, soweit sie im Parla- 
mente zur Geltung kam, setzte der agrarıschen Politik bis in die letzte 
Zeit hinein wenig Widerstand entgegen. Daß sich die schwere Industrie 
mit den agrarischen Forderungen geradezu identifiziert, verwundert we- 
nig. Es war gemeinsames Klasseninteresse, durch Zölle den inländischen 
Markt zu sichern und Kartellpreise zu ermöglichen N?). Aber auch die 





112) Vergl. hiezu für Oesterreich: A. G. Raunig, (Sekretär d. Industriellen- 
Klub). Gleichgewicht zwischen Industrie und Landwirtschaft. Wien 1910 und 
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Industrie der Fertiefabrikate ist in Oesterreich wesentlich auf den 
innern Markt angewiesen, ist weder geneigt, noch (vielleicht aus ob- 
jektiven Gründen) in der Lage, den Export zu forcieren. Eine Industrie 
aber, welche nur den Bedarf des inländischen Marktes deckt, hat 
(ganz grob gesprochen) kein Interesse an einer bestimmten Richtung 
der Preisbildung agrarischer Produkte. Steigen die Preise, sodaß der 
Konsum der Arbeiterschaft bei gleichbleibenden Löhnen sinkt, so 
steigt der Konsum der landwirtschaftlichen Bevölkerung. Umgekehrt. 
wenn die Preise landwirtschattlicher Produkte sinken, steigt der Kon- 
sum der Arbeiterbevölkerung an Industrieprodukten. Steigen die Löhne 
im Verhältnis zu den gesteigerten Nahrungsmittelpreisen, so ist die 
Industrie (immer die AbschließBung vom Weltmarkt vorausgesetzt, 
wie sie in Oesterreich größtenteils praktisch besteht), leicht in der 
Lage, mit den Preisen mindestens ebensohoch hinaufzugehen. Sie tut 
es in der Regel in höherem Ausmaß, sodaß ein Teil der Steigerung der 
Nahrungsmittelpreise von der konsumierenden und arbeitenden Be- 
völkerung getragen wird und sich der Absatz der Industrieprodukte 
in solchen Zeiten von der Stadt auf das Land verschiebt: es macht ein 
größerer Teil des Lohnes den Umweg über den Landwirt, bevor er 
wieder zum Industriellen zurückkehrt. Eine Stabilisierung trıtt über- 
dies ein (sie ist gerade in Oesterreich nicht zu unterschätzen) durch den 
Einfluß der Beamtenschaft mit den festen Bezügen auf die Konsum- 
tion. Es wird also die \Warenmenge, welche auf den Markt geworfen 
wird bei Fehlen eines Exportes nur für das Inland erzeugt und es ist 
vielleicht für die Industrie auch politisch klüger, eine hohe Lebens- 
haltung der agrarischen Bevölkerung, eine Stärkung des Grundbesitzes 
gegenüber wirtschaftlicher Schwächung der Arbeiterschaft zu be- 
fördern. Erst eine Exportindustrie hat das lebhafteste Interesse an 
jeder Verschiebung in’ den Preisen der Agrarprodukte: sie kann steli- 
sende Löhne nicht ohne weiteres in erhöhten Preisen realisieren, 
weil sie mit der ausländischen Konkurrenz zu rechnen hat. Deren 
Preise für Agrarprodukte sind mitentscheidend für den Weltmarkt- 
preis der Industrieprodukte. Die gesteigerte Kaufkraft der ländlichen 
Bevölkerung, welche die »Binnenindustrie« für den Ausfall am Absatz 
an die Arbeiterbevölkerung entschädigt, bietet keinen Ersatz, wenn die 
ausländischen Abnehmer die Preissteigerung nicht akzeptieren, resp. 
wenn die ausländische Konkurrenz imstande ist, die früheren billi- 
geren Preise beizubehalten. Die Oeffnung des geschlossenen Wirtschafts- 
gebietes macht viele große Industriezweige erst für die agrarische 
Preispolitik empfindlich. Und dies ist mit vielleicht auch ein Grund, 
die Publikation: 10 Jahre agrarische Zentralstelle, 1898—1908, Festschrift 
S. 47 über den bedeutsamen »Amerikaal’end«e, den die Zentralstelle zur Wahrung 
land- und forstwirtschattlicher Interessen gemeinsam mit dem industriellen Klub 
veranstaltete, der allein unter den industriellen Vereinigungen die Grundprinzi- 
pien der Zoll- und Handelspolitik der Agrarier billigte. Die Versammlung verfolgte 
den Zweck gemeinsamer Abwehr der für die Industrie und Landwirtschaft drohen- 
den Konkurrenz. 
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warum die österreichischen Agrarier, die gesamte ländliche Bevölkerung 
auf den Widerstand der städtischen Bevölkerung als Klasse erst vor 
ganz kurzer Zeit gestoßen ist. Denn der Hauptabnehmer üsterrei- 
chischer Industrieprodukte (vom Inlandsmarkt abgesehen) war und 
ist Ungarn. Gestiegene Lebensmittelpreise haben eine gesteigerte 
Autnahmefähigkeit des ungarischen Marktes zur Folge gehabt, und 
erst die Entstehung einer ungarischen Industrie, welche rasche Fort- 
schritte macht, schafft die Ansätze zu zwei natienalen Industrien, 
welche sich im Inlande bekämpfen, also zwei getrennte industrielle 
Märkte zu schaffen tendieren, denen aber nur ein großer Markt für 
Agrarprodukte entspricht. Wenn auch die Einfuhr österreichischer 
Industrieprodukte nach Ungarn zunächst nur nicht mehr so rasch 
ansteigen mag, als es ohne das rasche Aufblühen der ungarischen In- 
dustrie der Fall wäre, so besteht doch die Tatsache, daß die österrei- 
chische Industrie bei steigenden Nahrungsmittelpreisen nicht mehr 
die Kompensation des ungarischen Marktes in demselben Umfange 
genießt, als es früher unter analogen Umständen der Fall gewesen 
wäre. Auch dieser Umstand mag zur Erklärung dienen, daß sich erst 
jetzt geschlossener städtischer Widerstand gegen agrarische Politik 
auch in Kreisen von Industrie und Gewerbe regt, in einem Umfange, 
wie er in Oesterreich bis vor kurzem noch ganz unerhört war. Die 
Teilung des Volkes in Nationen wird zersprengt und der Antagonis- 
mus zwischen Stadt und Land tritt in den gesetzgebenden Körper- 
schaften in Erscheinung. 

Die geschlossene agrarısche Bewegung setzte, wie in Deutschland, 
mit der Agrarkrisis, mit der wachsenden Konkurrenz überseeischer 
Agrarprodukte ein. Der Beginn der agrarischen Politik, der geschlos- 
senen Interessentenorganisation datiert aber erst von späterer Zeit. 
Wenn auch von agrarischer Seite die Zollgemeinschatt mit Ungarn 
als Hemmnis einer agrarıschen Politik betrachtet wird 113), so mag 
das für die Vergangenheit stimmen, als Ungarn noch Getreide expor- 
tierte und daher an Zöllen nicht in demselben Maße interessiert war. 
Gegenwärtig aber, wo Oesterreich auf sich allein angewiesen, einen 
ungleich größeren Teil des Bedarfes aus dem Zollausland decken müßte, 
ist gerade die agrarische Bewegung Ungarns ein fester Stützpunkt 
für die agrarische Bewegung Oesterreichs. Der Ansturm der städtı- 
schen Kreise gegen die agrarische Zellpolitik hätte bei Zolltrennung 
nicht so große Widerstände zu überwinden als gegenwärtig, wo das 
agrarische Ungarn einen jeden Versuch zu einer Umkehr in der Zoll- 
pohtik von vornherein aussichtslos erscheinen lißt. Und ebenso, 
wenn die Agrarier beklagen, daß in Oesterreich das Bindeglied zwischen 
Großgrund- und Kleinbesitz fehle (wie z. B. in Deutschland die Ritter- 
gutsbesitzer, in Ungarn die Gentrv), welche die agrarısche Bewegung 
zur Macht bringen könnte, so besitzen sie eben in der ungarischen 
Gentry den Stützpunkt, der den österreichischen städtischen Inter- 
essen gegenüber noch viel starrer auf seinen Standpunkt beharrt, 


113) Zehn Jahre agrarische Zentralstelle. Festschrift. Wien 1010. 
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als es ein österreichischer Adel auf die Dauer könnte. Während die Ver- 
bindung mit Ungarn also vielleicht eine Zeit lang, solange nämlich 
Oesterreich-Ungarn zusammengenommen noch Agrarprodukte, ins- 
besondere Getreide ausführte, die Stoßkraft der österreichischen 
agrarıschen Bewegung geschwächt haben mag, stärkt jetzt auf ab- 
sehbare Zeit die Zollgemeinschaft zwischen Oesterreich und Ungarn 
die agrarische Bewegung in entscheidender Weise. 


Von den agrarıschen Organisationen sollen nur die größten, 
deren Tätigkeit zugleich die ıntensivste und erfolgreichste ist, erör- 
tert werden. Und zwar sollen hiebei die offiziellen agrarischen Inter- 
essentenvertretungen, nämlich der Landwirtschaftsrat (die parallele 
Institution zum Industrierat) sowie die Landeskulturräte nicht be- 
handelt werden, —- es wird sich bei Besprechung konkreter Fragen 
Gelegenheit geben, auf deren Tätigkeit zurückzukommen — sondern 
die freien Organisationen, welche aus dem autonomen Zusammenschluß 
der Interessenten selbst entstanden sind, und welche die stärksten und 
kräftigsten Potenzen in der agrarıschen Interessenvertretung dar- 
stellen. 

Die k.k. Landwirtschaftsgesellschaft ist eine der ältesten 
Organisationen in Oesterreich-Ungarn überhaupt. Ihre Gründung reicht 
in den Beginn des ıg. Jahrhunderts zurück. Ihre Tätigkeit war in 
jener Zeit und bis nahe an die Gegenwart heran darauf beschränkt, 
rein praktisch die Niederösterreichische Landeskultur zu fördern, 
und nur wenig über dieses Gebiet hinaus die Lösung gemeinsamer, 
die gesamte österreichische Landwirtschaft betreffender Fragen auf 
wirtschaftlichem und Jlandwirtschaftlich-technischem Gebiet anzu- 
bahnen. Immerhin veranstaltete sie nicht bloß Ausstellungen, sondern 
hat die Vorarbeiten für die Jandwirtschaftliche Interessenvertretung 
insofern geleistet, als von ihr aus die Gründung einer »österreichischen 
Zentralstelle zur Wahrung land- und forstwirtschaftlicher Interessen« 
eingeleitet wurde und insotern als sie auch die Verarbeiten zur Schaf- 
fung eines österreichischen milchwirtschaftlichen Komitees besorgte. 


Im Jahre 1905, als nach der Schaffung der Landeskulturräte 
die Landwirtschaftsgesellschaft einige Agenden an den Landeskultur- 
rat abgeben mußte, wurde ein Tätigkeitsprogramm ausgearbeitet, das 
in seinen wichtigsten Punkten wiedergegeben werden soll 14). 

Es wird angestrebt: 

I. Förderung wissenschaftlicher Bestrebungen auf praktischer 
Grundlage, insbesondere Anbau- und Züchtungsversuche; H. Wahr- 
nehmung aller Erscheinungen auf dem Gebiete der Privatwirtschaft, der 
politischen Verwaltung, der Agrarpolitik, der Agrargesetzgebung und 
Studium der einschlägigen Fragen; und zwar a) durch Vereinigung 
der Interessenten zwecks gemeinsamer Beratung; b) durch Erhebungen 
über die Rentabilität landwirtschaftlicher Betriebe; c) in bezug auf 


ua) Die kk. Landwirtschaftsgesellschaft in Wien, ihr Werk und ihre Organi- 
sation. 
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die landwirtschaftliche Lage und die Preiskonjunkturen, durch das 
österreichische Komitee der internationalen Vereinigung für Stand und 
Bildung der Getreidepreise. III. Förderung der Mitglieder durch fach- 
liche Beratung und zwar a) durch die Auskunftsstelle der k.k. Land- 
wirtschaftsgesellschaft, b) durch die Abteilung für Buchführung und 
Rechnungsrevision, c) durch die Abteilung für Tarifwesen und Frachten- 
revision. IV. Förderung der Mitglieder in erwerbswirtschaftlicher 
Hinsicht: a) Dienstvermittlung für Schweizer- und Stallpersonal, 
b) Milchverkaufsbureau, Veranstaltung von Reichsausstellungen, 
Kongressen, Schaffung ständiger Institutionen z. B. eines ständigen 
österreichischen Zucht- und Nutzviehmarktes usw. 

Aus dem Programm der k.k. Landwirtschaitsgesellschaft geht 
hervor, daß sie zu jenen älteren, aus der vorparlamentarischen Zeit 
stammenden Korporationen gehört, welche gegründet wurden, um 
einen Kontakt zwischen den Interessenten zu schaffen und haupt- 
sächlich durch interne Fortentwicklung der Berufsstände, nicht so 
sehr durch den Appell an die Allgemeinheit und Wirksamkeit nach 
außen eine Förderung der Interessenten bezweckten, z. B. die Gewerbe- 
vereine für den städtischen Mittelstand, die kaufmännischen Vereine 
für Kaufleute und Angestellte. Erst in jüngster Zeit kamen die Be- 
strebungen einer modernen Interessentenpolitik auch in den Organi- 
sationen dieser Art zum Durchbruch und einige Punkte des Programms 
deuten darauf hin, daß auch die konservative Landwirtschaftsgesell- 
schaft, welcher der Kaiser und Mitglieder des kaiserlichen Hauses 
angehören, und die namentlich den Hochadel zu ihren Mitgliedern H5) 
zahlt, aus ıhrer früheren Reserve heraustritt und Interessenten- 
politik betreibt, genau so gut wie Arbeitgeberverbände und Gewerk- 
schaften, 

Als prägnantes Beispiel hierfür sei die Tätigkeit der III. Sektion 
für Milchwirtschaft kurz erörtert 11%). Diese wurde im Jahre 1907 


15) Die Organisation der Landwirtschaftsgesellschaft ist übrigens eine sehr 
verwickelte. Es gehören ihr nämlich an: die wirklichen Mitglieder, meist Groß- 
grundbesitzer, aber auch Großindustrielle, insbesondere solche, die mit der Land- 
wirtschaft in geschättlichen Beziehungen stehen; diese bilden den Zentralverein. 
Ferner stehen im Verband der k. k. Landwirtschaftsgesellschaft folgende Vereine: 
Der Landesubstbauverein für Niederösterreich, der Zentralverein für Bienen- 
zucht, der erste Reichsge flügel- und Kaninchenzuchtverein; ferner landwirtschaft- 
liche Bezirksvereine Niederösterreichs, denen wiederum die (812) landwirtschaft- 
lichen Kasinos in den einzelnen Ortschaften angeschlossen sind. So erfaßt die 
l.andwirtschaftsgesellschaft tatsächlich die ganze agrarische Bevölkerung, 
wenigstens Niederösterreichs. Analog sind die Institutionen in den anderen 
Kronländern. Diese Landwirtschaftsgesellschaften sind daher sichere Stütz- 
punkte für eine durchgreifende strafte Interessentenorganiısatıon. Die k. k. Land- 
wirtschaftszesellschaft in Wien vereinigt im ganzen rund 37 000 Mitglieder, 
(Jahrbuch der k. k. Landwirtschattsgesellschaft 1909 Anhang; und die genannte 
Broschüre: Die k. k. Landwirtschaftsgesellschaft in Wien und ihre Organisation). 
Die Zahl der bäuerlichen Betriebe Niederösterreichs überhaupt beträgt ca. 
156 000 (nach der Betricbszählung 1902: Oesterr. Stat. Handbuch, 1909. S. 148). 

116) Jahrbuch der k. k, Landwirtschaftsgesellschaft 1909. Wien 1910. S. 7 ff. 
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gegründet und befaßte sich zunächst bloß mit der Vermittlung von 
Schweizern und sonstigem Stallpersonal. Im Jahre 1908 wurde die 
Aktion zur »Regelung der Milchpreise« aufgenommen. Nach einleiten- 
den Schritten fand im August 1908 unter Anwesenheit der Vertreter 
des Ackerbauministeriums, der Statthalterei und der autonomen 
Landes- und Gremeinde-Behörden, sowie der Interessentenorgani- 
sationen eine Versammlung der Milchwirte statt. Die Versammlung 
beschloß, mit Rücksicht auf die gestiegenen Futtermittelpreise eine 
Preiserhöhung von 2 Hellern per Liter ab 1.XI. 1908 und ermächtigte 
die II. Sektion der Landwirtschaftsgesellschaft zur Durchführung 
dieses Beschlusses gemeinsam mit dem niederösterreichischen Bauern- 
bund und dem Verbande der Milchgenossenschaften und Milchprodu- 
zenten Niederösterreichs. Inzwischen wurde ein Milchverkaufsbureau 
gegründet, das zunächst die Preisbewegung zu verfolgen hatte. Es 
arbeitete Anfang 1009 eine Statistik über die Milchabschlüsse, die 
Preise und die Milchquantitäten aus. Schon jetzt konnte das Bureau 
bei den einzelnen Milchabschlüssen intervenieren und es gelang ıhm, 
in allen diesen Fällen einen höheren Milchpreis zu erzielen und außer- 
dem in die Verträge die Klausel zu bringen, daß bei Eintritt einer 
allgemeinen Milchpreiserhöhung seitens des Abnehmers die entspre- 
chende Aufzahlung zu leisten ıst. Nach dieser Tätigkeit wurde be- 
schlossen — ohne wieder eine große Versammlung einzuberufen -— 
sich mit den einzelnen Milchproduzenten in direkte Verbindung zu 
setzen, sie auf die zu gewärtigenden schlechten Futterernten auf- 
merksam zu machen und sie aufzufordern, ihre Schlüsse nicht ab 
Januar-Dezember, sondern mit der Geltungsdauer September zu 
vereinbaren. Dadurch alleın schon wurden in vielen Fällen Preiser- 
höhungen erzielt. Dann war die III. Sektion in der Lage, am 1. X. 
1909 »nach gepflogenem Einvernehmen mit den hiefür in Betracht 
kommenden Faktoren« eine allgemeine Milchpreiserhöhung in Wien 
zu proklamieren. Die ganze Aktion wurde wesentlich unterstützt 
durch den niederösterreichischen Bauernbund, welcher seine Mit- 
glieder aufforderte, sich bei Milchabschlüssen an das Verkaufsbureau 
zu wenden. 

Die eben in Kürze beschriebene Aktion stellt den typischen Fall 
einer Kartellbildung dar, der jedoch die Eigentümlichkeit zeigt, dal 
die Kartellbildung von allen öffentlichen Faktoren, staatlichen und 
autonomen Behörden, ın entscheidender Weise unterstützt wurde. 
Es ist die Organisation eines beschränkten Produzentenkreises zur 
Erziehung höherer Preise, -— ganz analog, wie ja auch die österreichische 
gewerbliche Mittelstandspolitik die Organisation der Gewerbetreiben- 
den favorisiert und den Zusammenschluß auch zum Zweck von 
Konventionen begünstigt 117). Die Aktion ist in dieser Weise weder 
als Einzelfall gedacht noch wird sie ein Einzelfall bleiben. Auch ist 
sie für die Frage der Milchversorgung erst ein Anfang. Die Landwirt- 


117) Siehe den Abschnitt der »Sozialpol. Chronikse über Mittelstandspoli - 
tik: »Archive, Bl. NNNI, S. 1006. 
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schaftsgesellschaft plant den Zusammenschluß sämtlicher Milchpro- 
duzenten »um den berechtigten Interessen derselben im Einvernehmen 
mit allen übrigen Faktoren des Wiener Milchmarktes zu entsprechen 
und eine dauernde Gesundung dieses Marktes herbeizuführen« 118). 
Inwieweit die Preissteigerungen der Milch, auch im Sinne der Produ- 
zenten, »objektiv berechtigt« sind oder nicht, kann und soll hier nicht 
untersucht werden. Bei näherer Prüfung von Seite der entgegenge- 
setzt gerichteten Interessen finden sich regelmäßig ebenso viele »ob- 
jektive Momente«, welche die Preissteigerung als »ungerechtfer- 
tigt« erscheinen lassen 49). Insbesondere wird behauptet, daß es 
möglich sei, mit einiger Aufmerksamkeit und rationeller Betriebs- 
führung das Erträgnis der Milchwirtschaft ungemein zu steigern 
und dadurch zu einer quantitativ ausreichenden, billigen Versor- 
gung des Marktes zu gelangen !®). An der zitierten Broschüre 
Kasdorfs ist interessant, daß danach objektiv festgestellt werden 
kann, wie die Kartellierungsbestrebungen der niederösterreichischen 
Landwirte zugleich die Verdrängung der Milchlieferung aus ent- 
fernteren Gegenden zur Folge hat und so neue Preissteigerungen vor- 
bereiten oder er möglichen. Wir haben es also bei der III. Sek- 
tion der Landwirtschaftsgesellschaft (einer vom Staat subventio- 
nierten Korporation !2!) mit einer reinen Produzentenvereinigung zu 
tun, die Kartellfunktionen ausübt. Nach dem Vorbild der Hambur- 
ger Milchproduzenten soll diese Organisation durch Bildung eines 
»Kriegsfonds« ausgebaut werden, der zur Entschädigung der Land- 
wirte für die infolge von Preiserhöhungen unverkäuflich gewordene 
Milch dienen soll 122). 


ee 


118) Zentralverein der Milchproduzenten für Hamburg und Nachbarstädte 
und Folgerungen für den Wiener Milchmarkt. Vortrag v. Ing. Oskar Ritter 
v. Raffay, Wien 1909. 

119) Vergl. z. B. »Die Milchpreiserhöhungen und die Milchversorgung der Stadt 
Wiene, v. Prof. Ing. Otto Kasdorf, Wien 1910, S. 17/19, eine Broschüre, welche 
die Frage der Milchapprovisionierung in sachkundiger Weise objektiv erörtert; 
und die Berechnungen v. Prof. Dr. W. Winkler in seiner Broschüre: »Die Ge- 
stehungskosten der Milch und die Milchverwertung«, Wien und Leipzig 1910. 

1%) Mitteilungen der Zentralstelle der preußischen Landwirtschaftskammern. 
I. VIII. ıgıo über die erfolgreiche Tätigkeit der Milchkontrollvereine. 

121) Vergl. Jahresrechnung der k.k. Landwirtschaftsgesellschaft im Jahr- 
buch für d. J. 1909 (S. 59/1). 

122) Wenn auch die Kartellbewegung im allgemeinen nicht in den Rahmen 
der sozialpolitischen Chronik fällt, und auch die Preiserhöhungen durch Kartelle 
nur ihrer Wirkung nach sozialpolitisch von Wichtigkeit werden, so ist es doch 
bei denlandwirtschaftlichen Kartellen und speziell bei den Milch- 
kartellen gerechtfertigt, sie kurz zu charakterisieren und als Klassenorga- 


nisationen einzustellen. Zunächst deshalb, weil — anders z. B. als bei der 
Vereinigung der Landwirte zur Erhöhung der Getreidezölle — an den Milch- 


preisen a k tiv nur die Landwirte, passiv nur die Stadter interessiert sind. 

Sodaß es Agrarier, welche in so bedeutendem Maße Milch kaufen müssen, als 

2. B. Getreide, wahrscheinlich nicht gibt. Es steht also Klasse gegen Klasse 

scharf gesondert, während sonst insbesondere in der Industrie Nach- und Vorteile 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII 1. 20 
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In viel umfassenderer Weise, auf breiter Rasis und mit großem 
Elan werden agrarische Interessen vertreten von der jungen, im 
J. 1898 gegründeten »Zentralstelle zur Wahrung land- und forstwirt- 
schaftlicher Interessen beim Abschluß von Handelsverträgen«, ein 
Titel, der heute nicht mehr das Wesen dieser Organisation deckt, 
die inzwischen eine allgemein-agrarische geworden ist, und auch 
ihren ursprünglich provisorischen Charakter abgestreift und ihren 
Namen in »Oesterreichische Zentralstelle zur Wahrung der land- und 
forstwirtschaftlichen Interessen« umgewandelt hat 123), Das Programm 
dieser Zentralstelle ist, alle diejenigen Forderungen durchzusetzen, 
deren Realisierung »eine den Produktionskosten entsprechende Preis- 
bildung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und daher eine blei- 
bende Properität der Landwirtschaftsbetriebe in Oesterreich zu sichern 
vermag« 12%). Als solche Forderungen wurden aufgestellt: 

I. Berufsgenossenschaftliche Organisation der gesamten zislei- 
thanischen Landwirtschaft, um eine mächtige einheitliche Vertre- 
tung desselben zu ermöglichen 12). 

II. Schutz der heimischen landwirtschaftlichen Produktion ge- 
gen die sie erdrückende Konkurrenz des Auslandes, vor allem Besei- 





der Preisbildung die Klassenbildung schneiden, sodaß die Preispolitik nicht 
als Auswirkung und Existentwerdung eines Klassengegensatzes betrachtet werden 
kann. Dieser wird in anderen Phänomenen, aber nicht gerade auf dem Markte 
existent. Es wurde schon einmal angedeutet, daß die agrarische Sozialpolitik, 
insbesondere die aktive als Auseinandersetzung zwischen den Klassen selbst 
infolge der Eigentümlichkeit der landwirtschaftlichen Betriebe und infolge des 
Umstandes, daß Agrarier und Städter einander nur auf dem Warenmarkte gegen- 
übertreten, durch das Medium des Marktes, also durch Preisbildungen 
geht. Kin und dasselbe Phänomen von seiner wirtschaftlichen Seite 
betrachtet, kann also bald »rein wirtschaftlichen«, bald »;ozialpolitischen« Cha- 
rakter haben. In der Preisbildung der Garne z. B. selbst bei gesteigertsten 
Kartellpreisen, mag jede Wirksamkeit des Klasseninteresses ausgeschaltet sein, 
weil die Preisbildung zwischen Faktoren erfolgt, die klassenmäßig nicht geschieden 
sind, oder, soweit sie es sind, die Gegensätzlichkeit nicht zum Ausdruck bringen. 
In der Preisbildlung von Milch hingegen kann unter denselben Umständen 
ein sozialpolitisches Phänomen, eine Auseinandersetzung der Klassen über den 
Produktionseriulg sich abspielen, in welchem dann auch soziale Elemente, ins- 
besondere die Klassenorganisation, entscheiden. (Sowie, um ein Beispiel aus einer 
anderen Sphäre heranzuziehen, in der Regelung derObligationenrechte 
Klasseninteressen kaum zur Wirksamkeit gelangen, weil Berechtigungen und Ver- 
pflichtungen aus den Obligationen den Staatsbürger nicht als Angehörigen einer 
konkreten Klasse, sondern schlechthin treffen; hingegen spielen sie eine große Rolle 
bei der Ausgestaltung des Arbeits-, Gewerberechtes usw.). 

123) 10 Jahre agrarische Zentralstelle, 1898 — 1908, S. 28/9. 

124) [benda, S: 7. 

125) Beratungen über die Ejnführung landwirtschaftlicher Berufsvertre- 
tungen fanden anfangs d. J. toro z. B. in Bayern statt (Mitteilungen der 
Zentralstelle der preußischen Landwirtschaftskammern, 7. II. r910). Dieselben 
sind aber analog den Landwirtschaftskammmern etc. geplant, während die österr. 
Zentralstelle offenbar an ganz autonome Interessenvertretungen mit weitgehen- 
den Befugnissen, etwa wic die der Gewerbegenossenschaften, denkt. 
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tigung der Konkurrenz der überseeischen Länder, womöglich in Ver- 
bindung mit Deutschland, durch Errichtung einer mitteleuropäischen 
Schutzkonvention. Keine Meistbegünstigung in der heutigen Form; 
Aufstellung eines den Interessen der Landwirtschaft Rechnung tra- 
genden Minimal-Schutzzolltarifes, unter welchem keine .Konzessionen 
zugänglich sind. 

III. Absoluter Abschluß unserer Grenzen gegen den Viehimport 
aus Rußland und den Balkanländern. 

IV. Gänzliche Reform der Börse für landwirtschaftliche Produkte, 
vor allem Verbot des Blankoterminhandels mit (retreide und Mahl- 
produkten. 

V. Aenderung unserer Valuta unter Anschluß an die internatio- 
nale Agitation gegen die Goldwährung zugunsten des Bimetallismus. 

VI. Aufhebung aller Ausnahmstarife beim Transporte fremder 
landwirtschaitlicher Produkte und Bedarfsartikel, Herabsetzung der 
Tarife für inländische landwirtschaftliche Produkte auf Basis einer 
gleichen Bemessung für Groß-, Klein-, Nah- und Fernverkehr, Be- 
günstigung für inländische Exportware. 

VII. Errichtung staatlicher Kornhäuser. 

VIII. Volle Wahrung der zisleithanischen landwirtschaftlichen 
Interessen in finanzieller, wirtschaftlicher und veterinärer Beziehung 
beim Ausgleich mit Ungarn. 

Das Programm deckt sich also in allen wesentlichen Punkten 
mit dem der deutschen Agrarier, insbesondere der »Vereinigung 
der Steuer- und Wirtschaftsreformer« und des »Bd. d. Ldw.« In 
Verfolgung des Programms hat die Zentralstelle seit Beginn ihrer 
Tätigkeit unablässig ihren Einfluß bei allen Beratungen der gesetz- 
gebenden Körperschaften und außerhalb derselben geltend gemacht, 
und hat es in einer, ihrem Zweck glänzend entsprechenden Weise ver- 
standen, die gesamte Oeffentlichkeit für ihre Aktionen zu Interessieren 
und denselben zur Wirksamkeit zu verhelfen. Ihr Einfluß reicht, 
das kann festgestellt werden, heute weit hinaus über die Kreise ihrer 
Mitglieder und der durch ihre Mitglieder repräsentierten wirtschaft- 
lichen Interessen, da insbesondere das Temperament ihres geistigen 
Urhebers und bisherigen alleinigen Spiritus rector, des Hauptrefe- 
renten Simitsch Reichsritter von Hohenblum 128) die deutsch-öster 
reichische Bauernschaft zum großen Teil mitriß und diese sowie den 
Adel zu einer kompakten Masse zusammenschweißte, die den poli- 
tischen Parteien ihren Willen in allen entscheidenden Fragen aufzwang. 

Der Zentralstelle gehören nur Korporatıonenan, und zwar 
die (13) Landwirtschaftsgesellschaften, der Kronlandshauptstädte 
(die agrarische Organisation ist alointernational), die 13 Lan- 
deskulturräte, respektive die nationalen Sektionen derselben; 8 
(renossenschaftsverbände, 10 Forstvereine, 4 Bauernvereinigungen 
und ca. 20 andere Organisationen, teils Jandwirtschaftlicher, teils 





126) Vergleiche darüber wiederholt die Mitteilungen der landw. Zentral- 
stelle, insbes. Nr. 2 und 7 ex ıyıo. 
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industrieller Berufe 12°). Die Mittel, deren sich die Zentralstelle zu 
ihrer Wirksamkeit bedient, sind die üblichen: Versammlungen und 
Flugblätter. Das Budget bewegt sich in sehr bescheidenen Grenzen ; 
die Einnahmen betrugen 1908: 42 000 K., die Ausgaben unbedeu- 
tend mehr; der Kassastand ca. 30 000 K. 

Im Jahre 1919 unternahm die Zentralstelle eine große Reihe von 
Aktionen, ven denen jedoch nur wenige kurz gestreift werden können: 

Mehr noch als im Jahre 1909 wurde ıgIo die Frage der Fleisch- 
tenerung für Oesterreich akut. Die Bestrebungen der Zentralstelle 
richteten sich insbesondere auf die Abwehr der Einfuhr, nament- 
lich auf die Verhinderung der Einfuhr überseeischen, argentinischen 
Fleisches, von dem auch nur Probesendungen zum Konsum gelangten. 
Diese Frage ist noch im Fluß der Entwicklung und es kann nur so- 
viel gesagt werden, daß sich zeigt, wie auch hier der geschlossene 
Widerstand der ungarischen Agrarier — trotzdem eine gesetzliche 
Handhabung zum Eingreifen der ungarischen Regierung bestritten 
wird und streitig ıst, die Position der österreichischen Agrarier unge- 
mein stärkt 128). Die Fleischfrage ist für Oesterreich auch deshalb zu 
einem großen und bemerkenswerten Problem geworden, weil hier die 
Konsumentenorganisation spontan, mit elementarer Kraft, sogar auf 
dem flachen Lande und in kleineren Städten in Erscheinung trat und 
bei den Interessenkämpfen sich nicht nur mehr die rein geschäftlichen 
Interessen von Agrarier und Fleischer sondern auch die Klasseninter- 
essen von Stadt- und Landbevölkerung kreuzen. Aehnlich wie die 
Frage der Milchversorgung und der Milchpreise ist die Fleischtrage 
zu einem sozialpolitischen Problem geworden. Ueber den gegenwär- 
tigen Stand der Angelegenheit müssen kurze Andeutungen genügen: 
Wegen der Fleischpreissteigerungen werden von den AÄgrariern die 
(Grewerbetreibenden beschuldigt. Diese wiederum verweisen auf die 
gestiegenen Geschäftsunkosten. Die städtische Bevölkerung wandte 
sich in spontanen Organisationen der Selbstversorgung zu, wie be- 
richtet wurde, teilweise mit Erfolg. Endlich konnte die Regierung dem 
stürmischen Verlangen der gesamten städtischen Bevölkerung nicht 
widerstehen 129) und hat in die Einfuhr von Probesendungen argen- 
tinıschen Fleisches eingewilligt. Die Aufregung der Agrarier hierüber 
kannte keine Grenzen und es hagelte \Verwahrungen, Proteste und 
Drohungen auf die Regierung. Derzeit scheinen die agrarischen Ein- 


127) Rechenschaftsbericht der österreichischen Zentralstelle, Wien 1909, 
S. 05 ff. 

125) Ceber die Frage vergl.: Die Fleischeinfuhr aus Argentinien und das Ein- 
vernehmen mit Ungarn, von Dr. P. Hotimann in: Der österr. Volkswirt, 8 X. 
toro., Auch »Arbeciterzeitunge, 15. N. I9I0o, 

12%) Wie so oft bei wichtigen Lreignissen in Oesterreich haben auch hier 
ungeheure Straßendemonstrationen nicht nur in Wien, den Ausschlag gegeben 
(Arbeiterzeitung, 3. X. 19r0). Sie deuten auf den Charakter des Kampfes um die 
Fleischeinfuhr hin. Er ist ein Teil der Auseinandersetzung der Klassen im Rah- 
men des Staates. Daß es sich hiebei um Preise und technische Details der Markt- 
gestaltung handelt, ändert nichts daran, daß es Aktionen der sozialen Politik sind. 
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flüsse so stark geworden zu sein, daß eine neuerliche und ausgiebige 
insbesondere unbeschränkte Einfuhr von argentinischem Fleisch 
nicht zu erwarten steht. Auch an diesem Teilproblem zeigt sich, 
daß die Stoßkraft der städtischen Forderungen eine vergleichsweise 
geringe ist. Die ungeheure Masse der Konsumenten ist zu schwer- 
fällig, um große Aktionen dauernd durchzuführen und zu kontrol- 
heren. Die Produzentengruppen sind von vornherein als die einheit- 
licheren und geschlosseneren im Vorteil. Trotzdem ist nach den Er- 
fahrungen der letzten Zeit anzunehmen, daß die Organisation der 
Konsumenten recht bald von erheblicherem Einfluß werden wird. 
Dann erst wird der Kampf zwischen Stadt und Land wirklich zu einem 
bewußten Kampf entgegengesetzter Klasseninteressen werden 13%), 

Gerade in Oesterreich ist von Wichtigkeit nicht nur der Gegen- 
satz von Stadt und Land, wie er sich in der Zollpolitik zeigt, in den 
Milchringen und der Fleischfrage, sondern auch der Gegensatz inner- 
halb der Landwirtschaft selbst. Der Gegensatz der Besitzgrößen, zwi- 
schen »Körndl«- und »HörndlI«-Bauern, wie er populär formuliert wurde, 
d. h. zwischen den Großbauern, welche Getreide bauen und den klei- 
neren Landwirten, welche ihren Betrieb auf die Viehzucht eingerichtet 
haben. Die Zentralstelle zwar leugnet, ganz wie in Deutschland der 
Bund der Landwirte, den Interessengegensatz zwischen diesen beiden 
Gruppen. Sie gibt zwar zu, daß der Viehzüchter Interesse habe an 
billigem Getreide und billigen Futtermitteln 1?}), aber der Schutz der 
agrarischen Produktion gegenüber dem Auslande sei überhaupt nur 
möglich, in Form eines lückenlosen Schutzes. Nur wenn die 
Agrarier aller Schattierungen, aller Besitzgrößenklassen und aller 
Betriebsformen zusammenhielten, wären sie imstande, der städti- 
schen Bevölkerung gegenüber so viel Macht zu akkumulieren und 
lebendig werden zu lassen, daß der Zollschutz ıhrer Produkte ge- 
sichert werden könne. Wären sie aber uneinig, so würde eine 
Durchbrechung der Zollmauer die sofortige Zertrümmerung_ der- 
selben auf der ganzen Linie zur Folge haben müssen 132). Aus 


130) Ueber die Frage der Fleischteuerung bringt eine Zusammenstellung des 
amtlichen Materıals, also ınsbesondere über die Preisentwicklung 
die Schrift: »Die Fleischteuerung in Wiene«, Systematische Darstellung der Fleisch- 
approvisionierung der Stadt Wien in den letzten 10 Jahren (im Auftrag des Gre- 
miums der Wiener Kaufmannschaft) v. Dr. Joh. v. Herber, Wien i9190. Der 
Standpunkt der Agrarier kommt zur Geltung in dem Bericht über deinterna- 
tionale Teuerungsenquete (landwirtschaftl. Zeitschrift v. r. NIL 
1910), in der allerdings mehr agitiert, als argumentiert wurde; ferner in den 
sehr zahlreichen Flugblättern der agrarischen Zentralstelle, und den Aufsätzen 
der landwirtschaftlichen Zeitschrift (z. B. v. r. VI. 1910, 1. und 15. IX. 1910). 
Den Standpunkt der gewerblichen Kreise in dieser Frage vertritt vor allem die 
»Wochenschrift des Niederösterr. Gewerbevereinese Die Aktionen der orga- 
nisierten Konsumenten, auch außerhalb Wiens, werden sehr detail- 
liert erörtert in der Wiener »Arbeiterzeitungs. 

131) Mitteilungen der österreichischen, agrarıschen Zentralstelle, Nr. 5, 
Jg. 1910. 
132) So auch alle von der agrarischen Zentralstelle becinflußten agrarıschen 
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diesem Gesichtspunkte bekämpft auch die Zentralstelle auf das 
heftigste die Bestrebungen, welche —- zunächst noch vereinzelt —- 
darauf abzielen, die Interessen der Viehzüchter gegen die Verteuerung 
der Futtermittel infolge der hohen Zölle wahrzunehmen. Die Betriebs- 
führung des KRleinbesitzes, insbesondere des Viehzüchters, wurde vom 
Ackerbauministerium (Dr. Hoffmeister) unter Zuziehung von Dele- 
gierten der k.k. Landwirtschaftsgesellschaft an typischen Beispielen 
untersucht und die Resultate waren anscheinend für die vom Mini- 
sterium befolgte Zollpolitik so niederschmetternd, daß eine offizielle 
Veröffentlichung des Materials unterbleiben mußte. Trotzdem er- 
folgte sie.durch den christlich-sozialen Reichstagsabgeordneten Reichs- 
ritter von Pantz, der schon während der Verarbeitung Einblick ın 
das Material gewonnen hatte 133). Das Ergebnis derselben ist, daß 
selbst in den besten (Gretreidegebieten noch bei einer Besitzgröße von 
46 ha, bei erheblichem Getreideverkauf die Basis der ganzen Wirt- 
schaft d. h. die Haupteinnahmsquelle regelmäßig in der Viehhaltung 
liege. Die Besitzgröße, von der ab, auch in den besten Getreide- 
jahren überhaupt erst an den Verkauf von Getreide gedacht werden 
kann, wurde mit 5°%, ha ermittelt. Alle Wirtschaften dieser und 
geringerer Größe seien in Hinsicht des Getreides reine Konsumenten 
und daher an billigen Getreidepreisen interessiert. Aber auch der 
etwaige Erlös aus Getreide bei den größeren Besitzern werde paralysiert 
durch die gestiegenen Löhne, und” die erhöhten Forderungen der Ge- 
werbetreibenden infolge der Teuerung. Das Ergebnis der Politik der 
hohen Getreidepreise sei insbesondere für die Alpenländer mit Vieh- 
haltung, de direkte Proletarisierung. Anden Getreide- 
preisen seien höchstens, da nach der Betriebszählung von 1902 72% 
aller Betriebe unter 5%, ha umfassen, und außerdem forstwirtschaft- 
liche Betriebe usw. noch in Abrechnung kommen müssen, 5—10% der 
landwirtschaftlichen Betriebe interessiert. Bloß die Großgrundbesitzer 
hätten darnach ein materielles Interesse an der herrschenden Zoll- 
politik. Die »Hörndlibauern« müßten umso mehr darunter leiden, als 
gesteigerte Getreidepreise auch die Viehmast erschweren, ja unmög- 
lich machen und daher zum Verkauf zu schlechten Preisen zwingen, 
niedrige Getreidepreise hingegen die Viehmast erleichtern und mäßige 
Vichpreise ermöglichen —- was sich alles ziffernmäßig erhärten ließe. 

Die Feststellung ren der Broschüre Pantz verbunden mit dessen 
Agitation in den Alpenländern lösten bei der Zentralstelle und bei den 
baade iaee halei desgleichen bei den agrarischen Ab- 
geordneten den erbittertsten Widerstand aus. Es wurde sofort eine 
große Aktion eingeleitet, um vom flachen Lande her, besonders aus 
den viehzüchtenden Gegenden \Mißtrauenskundgebungen für Pantz, 
Vertrauenskundgebungen für die Zentralstelle zu provozieren — was 


Blätter. Auch aus den Gebieten der »Hörndlbauern« selbst. So z. B. »iler Sonn- 
tagsbote« vom 15. V. IyIo zitiert in der »Agrarkorrespondenze 24. V. 1910. 

133) Pantz, Die Hochschutzzollpolttik Hohenblums und der österreichische 
Bauernstand. Wien 1910. 
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sehr leicht und rasch gelang. Die Mitteilungen der Zentralstelle und“ 
die landwirtschaftlichen Zeitschriften brachten Haufen von Reso- 
lutionen und entrüsteten Zuschriften 13). Die Bestrebungen in den 
Alpenländern wurden als »Unterströmungen« bezeichnet, »die bei 
jeder großen wirtschaftspolitischen Bewegung geradezu unvermeid- 
lich sind, aber weder ernst noch viel weniger tragisch zu nehmen sind, 
sondern Eintagsfliegen, welche sich am Lichte der \Vahrheit gar bald 
die Flügel versengen, Schläge ins Wasser, um den Versuch zu machen, 
es zu trüben, und im Trüben zu fischen« 135). Auch der Verein öster- 
reichischer Großgrundbesitzer sprach sich für die agrarische Solidari- 
tät aus 138), Und der Interessenstandpunkt derselben brach in den 
charakteristischen Ausführungen eines Großgrundbesitzers in einer 
Sitzung des ständigen Ausschusses der österreichischen Zentralstelle 
hervor: Dr. Franz Graf Deym sprach die Erwartung aus, »daß den 
Schwätzereien Hoffmeisters, welche bei der gesamten landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung Oesterreichs das größte Aergernis hervorrufen, 
endlich das Handwerk gelegt werde, dies bei aller Hochachtung der 
Freiheit wirklich wissenschaftlicher Lehre« 137). Ebenso wie im deut- 
schen Reich können auch in Oesterreich von dieser Abspaltung der 
Bauernschaft und der Vertretung ihrer Sonderinteressen bedeutsame 
Einwirkungen auf die politischen Parteigestaltungen ausgehen 137°), 
In der Frage des Arbeitsverhältnisses stehen die landwirtschaft- 
lichen Organisationen auf demselben Standpunkte wie die industriellen 
Unternehmer. Sie wenden sich z. B. ebenso wie die Arbeitgeberorga- 
nisationen gegen die Aufhebung der Strafbarkeit des Kontraktbruches 
auch für gewerbliche Arbeiter, »weil dies die Landflucht nur noch ver- 
größern würde«, und sprechen den agrarischen Abgeordneten das Be- 
dauern darüber aus, daß sie diesem Gesetze zustimmten und beschlos- 
sen, an das Herrenhaus heranzutreten, es möchte dem Beschluß die 


14) Z. B. als cine unter vielen: Agrarkorrespondenz vom 17. III. 1910; 
Kundgebungen für die agrarısche Solidarität aus Kärnten. 

135) Agrarpolitisches Flugblatt, April 1910. 

136, Agrarkorrespondenz, Nr. 14, 23. IV. 10. 

137) Mitteilungen der österreichischen Zentralstelle Nr. 11 vom Sept. 1910. 
(Bericht über die Sitzung des ständigen Ausschusses vom 10. VI. 1910.) Die er- 
regten Kundgebungen aller Art, auch von Seite des Großgrundbesitzes, der sonst 
nicht aus seiner Reserve herauszutreten pflegt, und scine Geschäfte lieber von 
der Zentralstelle als Bauernvertretung wahrnehmen läßt, Ein offenes Wort 
an die österreichischen Großgrundbesitzere Sonderabdruck aus der »Wiener 
landwirtschaftliche Zeitunge, 4. V. 1910) zeigen deutlich, wie sehr die Agitation 
Pantz’ wirkt. 

137a) Am meisten fühlt sich die christlichsoziale Partei durch das Auf- 
treten Pantz’ gefährdet: die Vorstehung des Niederösterreichischen Bauern- 
bundes faßte den Beschluß, sämtlichen christlich-sozialen Reichsrats- und 
Landtagsabgeordneten der Landgemeindebezirke von Niederösterreich es streng- 
stens zu untersagen, gemeinsam mit Iteichsritter v. Pantz Versammlungen 
abzuhalten. (Arbeiterzeitung, 8. NI. 1910). Kin »widerspenstiger Abgeored- 
neter wurde auch bereits ausgeschlossen (Arbeiterzeitung, 12. XI. 1910.) 
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Zustimmung versagen 138). 

Verbände land- und forstwirtschaftlicher Arbeiter bestehen, wenn 
auch nicht in großem Umfange. Ein Zusammenschluß der Organisa- 
tionen land- und forstwirtschaftlicher Arbeiter, die der Gewerkschafts- 
kommission Oesterreichs angeschlossen sind, zu einem Reichsverein 
hat bisher noch nicht stattgefunden, da die Landesvereine noch zu 
schwach sind und erst eine allgemeine Ausbreitung derselben abge- 
wartet werden soll. Die Organisation begegnet, wie berichtet wird 139), 
großen Schwierigkeiten, insbesondere auch seitens der Landwirte und 
politischen Parteien, welche die Arbeiter mit kleinem überschuldetem 
Besitz durch den Hinweis auf die »Eigentumsfeindlichkeit« der So- 
zialdemokraten von der Organisation fernzuhalten wissen. Der Verein 
der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter Niederösterreichs zählt 
trotz erheblicher Fortschritte erst ca. 400 Mitglieder und hat ein Bud- 
get von ca. 2500 Kronen 1%); der Verband der forstwirtschaftlichen 
Arbeiter der österreichischen Alpenländer zählte Ende 1909 1000 
Mitglieder in Steiermark, Kärnten und Oberösterreich. Der Zuwachs 
an Mitgliedern im Jahre 1909 betrug 700, Einnahmen im Betrage von 
9400 Kr. standen Ausgaben von ca. 7000 Kr. gegenüber 141). Die 
letzte Hauptversammlung beschloß, Erhebungen über die Lage der 
in Privatforsten beschäftigten Arbeiter zu pflegen!#). Außerdem be- 
steht noch der Verband der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter 
Oesterreichs, der vorläufig bloß Mitglieder in Böhmen zählt, dessen 
Organ jedoch, der monatlich erscheinende »Landbote« (Gablonz a. N.) 
auch das Verbandsblatt der übrigen Organisationen ist; es wird gegen- 
wärtig in einer Auflage von 2000 Exemplaren verbreitet 1%). Der 
Verband in Böhmen hatte 1969 einen Rückgang von Mitgliedern zu 
verzeichnen, wie er angibt, infolge der Krise. 

Die Organisation der Stallschweizer, für welche die Arbeitsbe- 
dingungen, namentlich in den Städten, sich denen der gewerblichen 
Arbeiter angleichen, erfolgt in einer besonderen Gruppe des Ver- 
bandes der Handels- und Transportarbeiter!?%), 

Die für Oesterreich wichtige Fıage der Sozialversicherung (ins- 
besondere der Altersversicherung) der Selbständigen wurde im Archiv 
bereits ausführlich erörtert. sodaß sich ein Eingehen an dieser Stelle 
erübrigt 1”). 

0) Tatsächlich hat die Kommission des Herrenhauses rliesem Begehren 
Rechnung getragen und «dem einstimnigen Beschluß des Abgeordnetenhauses 
auf Aufhebung der Strafbarkeit des Kontraktbruches die Zustimmung versagt. 
mArbeiterzeitung« 153. [. ıgrı). 
139) Die Gewerkschaft, Organ der Gewerkschaftskommission Ocsterreichs. 
22. IV. 1910. 
140) Ebenda. 
141) Ebenda, 25. II. ıyıo. 
142) Auch der Arbeitsbeirat des Handelsministeriums ist mit Erhebungen über 
die Lage der Forstarbeiterschaft beschäftigt. (Soziale Rundschau, Juli 1910). 
113) Die Gewerkschaft, 28. I. und 24. II. 1910. 
1432) Arbeiterzeitung, 16. XII. 1910. 
14) Vergl. Bd. XXIX, S. 417 ff. und 759 ff., XXN, S. 425 ff., XXXI, S. 207 ff. 
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Den ungarischen Verhältnissen hier auch nur einigermaßen 
gerecht zu werden, ist ganz unmöglich: einerseits zwar sind die Pro- 
bleme, welche für Oesterreich behandelt wurden, wie bereits angedeutet, 
analog, andererseits jedoch sind solche Abweichungen insbesondere 
im Verhältnis des Groß- und Kleinbesitzes, ferner der Arbeitgeber zu 
den Arbeitnehmern, solche Differenzen im politischen Einfluß 
(in Oesterreich herrscht doch immerhin der Einfluß agrarischer In- 
teressen nicht ganz uneingeschränkt) vorhanden 1%), daß eine aus- 
führliche separate Darstellung zur Klarlegung der Differenzen not- 
wendig wäre. Hier sei nur in aller Kürze und trctz der hiebei unver- 
meidlichen Ungenauigkeit gesagt, daß die Interessen der Landwirt- 
schaft derzeit wahrgenommen werden (neben dem Parlament, das in 
erster Linie agrarischen Interessen direkt dıenstbar gemacht ist) im un- 
garischen Landesagrikulturverein, dessen ausgebreitete Tä- 
tigkeit sich auf alle für die Landwirtschaft wichtigen Fragen, ebensogut 
auf die Preisbildung wie auf die Gesindegesetzgebung, Steuergesetze und 
Staatssubventionen erstreckt 146). Der ungarische Landesagrikultur- 
verein dürfte in seiner Zusammensetzung den alten großen Interessen- 
vertretungen Deutschlands und Oesterreichs entsprechen, etwa der 
k.k. Landwirtschaftsgesellschaft in Wien. Er zählt ca. 5000 Mitglieder 
und hat ein Budget von !/, Million Kronen. Von seiner Tätigkeit sei 
erwähnt: Die Unterhaltung eines Informationsdienstes über den Ge- 
treidemarkt, der die Landwirte auch in der Provinz über die Preis- 
verhältnisse des Getreidemarktes unterrichten soll; die Veranstaltung 
eines Landwirtekongresses, mit Vertretern aller landwirtschaftlichen 
Interessenvertretungen behufs Stellungnahme zu den Handelsverträgen 
mit den Balkanstaaten; Stellungnahme in der Bankfrage vom Gesichts- 
punkt agrarıscher Interessen aus; Stellungnahme zur Steuerreform 
(namentlich de Veranlagung soll nach den Wünschen der Agra- 
rier eine sehr mäßige Belastung ermöglichen), zum Gesetzesprojekt 
betreffend Landwirtschaftskammern 14?) usw. 


und 213 ff. Die speziellen Wünsche der Landwirtschaft in der Frage der Sozial- 
versicherung, auch der Arbeiterschaft, enthalten die Mitteilungen über die Ver- 
handlungen des L.andwirtschaftsrates, 14. Tagung im J. 1910. Wien 1910. S. 32 ff. 


145) Daß die agrarıschen Interessen absolut herrschen, und einer »ideolo- 
gischen Verbrämung« nicht in demselben Maße bedürfen, als die analogen 
Interessen in Oesterreich oder Deutschland, ist unschwer aus den oft ge- 
radezu brutal anmutenden und selbst vom argrarıschen Standpunkt aus 
widerspruchsvollen Argumentationen zu ersehen (z. B. über Fleischeinfuhr 
aus Argentinien, nach der Korr. d. Bil. d. Ldw. 29. IN. 1910). 

me) Volkswirtschaftliche Mitteilungen aus Ungarn, herausgeg. v. kgl. 
ung. Handelsministerium, Juni 1910, S. 1090 ff. (in deutscher Sprache.Y 

147) Dieses ist interessant, weil schon nach der Regierungsvorlage das 
Stimmrecht an ein Besitzminimum geknüpft werden soll, derart, daß 
zwar Grundbesitzer, welche über dieses Besitzminimum nicht verfügen, ìn- 
direkt im Verhältnis ihres Besitzes Vertreter entsenden dürfen, aber nur 
solche, welche selbst ein Besitzminimum ıhr Eigen nennen. Der Entwurf 
bedeutet also die völlige AusschließBung aller solcher Personen von den 
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Der Klassengegensatz zwischen landwirtschaftlicher Bevölkerung 
als ganze genommen und städtischer Bevölkerung kommt für Ungarn 
weniger im Lande selbst zum Ausdruck, also weniger 
gegenüber der städtischer Bevölkerung Ungarns, sondern gegenüber 
Oesterreich, das der Hauptabnehmer der Agrarprodukte ist. Alle 
handelspolitischen Maßnahmen, jede Stellungnahme zu den Handels- 
verträgen und Zollsätzen, bedeutet einen wirtschaftlichen Kampf 
zwischen Oesterreich und Ungarn, weil infolge des überwiegenden Ex- 
portes landwirtschaftlicher Produkte nach Oesterreich mit der Preis- 
bildung ganz parallel geht eine entsprechende Mehrbelastung des 
österreichischen Konsums zugunsten der ungarischen Produktion. 
Daher sind die Kämpfe für die Handelsverträge hier verschärft durch 
den Gegensatz zum fremden Staatswesen und der städtischen Be- 
völkerung in demselben: der Klassengegensatz kleidet sich in die Form 
eines politischen und gewinnt dadurch an Stoßkraft. 

Der Gegensatz innerhalb der Landwirtschaft 
selbst besteht in hohem Maße. Die Politik der Kleinbesitzer wird u. a. 
repräsentiert durch einen Bauernverein, der politisch auf der Basıs 
der 48er (Unabhängigkeits-)Parteien steht 14). Die betreffenden Or- 
ganisationen sind nicht Interessenorganisationen in erster Linie, 
sondern Anhängsel, wirtschaftliche Gruppen der entsprechenden po- 
litischen Partei. In höherem Maße noch als in Oesterreich und Deutsch- 
land zeigt sich also hier die Verflechtung, ja de Abhängigkeit 
vom politischen Getriebe, weil das Medium des Parlaments (vielleicht 
gerade als eines reinen Klassenparlaments) noch immer das wirksamste 
Mittel zur Erreichung wirtschaftlicher Sonderinteressen und daher eine 
Organisation jenseits des Parlaments keinerlei Bedeutung hat. 
Der Gegensatz zwischen Groß- und Kleinbesitz äußert sich natürlich 
auch rein wirtschaftlich: es ist der auch in Oesterreich lebendig ge- 
wordene Gegensatz zwischen intensiver Viehzucht und extensivem 
Getreidebau. Das in Ungarn recht starke Bauernelement hat die tech- 
nische Reform der Agrikultur als Parole ausgegeben: diese technische 
Reform soll zugleich die Förderung der landwirtschaftlichen Arbeiter- 
schaft insichbegreifen. Als Hauptprogrammpunkte seien bloß ange- 
deutet: Regelung und Kontrolle der Tideikommisse, Gesetze gegen 
die wucherische Steigerung des (Pacht)erirags vom gebundenen Besitz, 
Förderung des landwirtschaftlichen Fac hunterrichts 149) usw. Die In- 
tensivierung der landwirtschattlichen Betriebe soll zugleich die Auswan- 
derung hemmen und so der Leutenot auf dem Lande steuern. 

Das »Verhältnise zwischen Unternehmern, insbesondere Großgrund- 
besitzern und ländlicher Arbeiterschaft richtet sich ausschließlich 
rncherieehahie kammern, welche nicht über ein Besitzminimum verfügen. 
Dies ist von Interesse áls Symptom des in Ungarn besonders starken Anta- 
gonismus zwischen Groß- und Kleinbesitz. 

146) Er nennt sich 45as és függetlenségi országos gazdapart. 

149) Der landwirtschaftliche Fachunterricht speziell für Weinbau hat für 
Ungarn glänzende Resultate gezeitigt. Daher strebt die Bauernschaft die 

Ausdehnung derartiger Institutionen an. 


Agrarische Sozialpolitik. 315 


danach, inwieweit es durch Gesetzgebung oder »Handhabung« der 
Gesetze möglich und erforderlich ist, die Interessen des Großgrund- 
besitzes gegenüber der ländlichen Arbeiterschaft zur Geltung zu bringen. 
Die agrarsozialistische Landarbeiterbewegung, welche bis zum J. 1900 
(dem Beginn der »Koalitionsregierung«) bestanden hatte, wurde von 
der Regierung niedergeschlagen. Durch eine neue Gesindeordnung 
wurde die Freizügigkeit in einer geradezu mittelalterlichen \Veise 
eingeengt, und was auf gesetzlichem Wege nicht möglich, ermöglicht 
die »Handhabung« der Gesetze. Man kann ohne Uebertreibung ganz 
objektiv feststellen, daß die Machtbeiugnisse und die tatsächliche 
Handhabung gegenüber den Landarbeitern in Ungarn Vorkommnisse 
als ganz alltäglich erscheinen läßt, welche selbst in Preußen als unge- 
heuerlich empfunden werden würden 15%). Recht charakteristich zeigt 
sich diese einseitige Wahrung der Unternehmerinteressen gegenüber 
der Arbeiterschaft in dem neuen Gesetz über die Auswanderung, das 
Juli 1909 in Kraft trat. Es gibt die Möglichkeit, einen bedeutenden 
Prozentsatz derjenigen, welche sich zur Auswanderung nıielden, zu- 
rückzuhalten. Da aber die Kontrolle nur in dem einzigen ungarischen 
Hafen, Fiume, erfolgen kann, ist es ohne erhebliche Wirkung. Die 
Auswanderung erfolgt über die deutschen Sechäfen, Triest, etc. 151). 


Nur diese kurzen Andeutungen können gegeben werden. Die 
Probleme deı ungarischen agrarischen Sozialpolitik sind zu eigenartig 
und auch in ihren Details zu mannigfaltig, als daß sie hier ausreichend 
erörtert werden könnten: namentlich die Eigentümlichkeiten der unga- 
rischen Verfassung, der große Anteil der Selbstverwaltung. das Ueber- 
wiegen agrarischer Interessen in allen öffentlichen Körperschaften 
verlegt die agrarische Tätigkeit, die reine Interessentätigkeit in die 
öffentlichen Körperschaften — zum Unterschied von Deutschland 
und Oesterreich, wo die agrarische Sozialpolitik an der Existenz und 
den Programmen der agrarıschen Interessenorganisationen und ihrer 
Aktionen deutlich beobachtet werden kann. In Ungarn erschwert die 
enge Verknüpfung, ja man kann sagen, die Identität mit der Politik 
eine isolierende Betrachtung ungemein. Daher muß das Wenige ge- 
nügen und eine eingehende Betrachtung dem nächsten Abschnitt 


der Chronik über agrarische Sozialpolitik vorbehalten werden 152). 


159) Hieruber berichtet von Zeit zu Zeit die Wiener »Arbeiterzeitunge. 

151) Volkswirtschaftliche Mitteilungen aus Ungarn, Juni 1910. 

152) Kine gute Orientierung über den jeweiligen Stand der Aygrarfrage 
enthalten die entsprechenden Aufsätze im Huszadik Század (XX. Jahrhundert), 
dem Organ der Soziologischen Gesellschaft in Budapest. Mehrere der obigen An- 
gaben wurden den Arbeiten von Arnold Daniel und Jeno Varga entnommen 
(Husz. Század, Jan.-Febr. 1910). Gerade diese zeigen, daß die agrarischen 
Probleme in Unzairn, mehr als anlerwärts, zentrale vekonomische Pro- 
bleme der gesamten unzsarıschen Volkswirtschaft sind, natürlich in weit 
höherem Maße als in Oesterreich o ler Deutschland, und daß auch in soziali- 
stischen Kreisen eine VUebereinstimmung über die wichtiesten Punkte des 
Agrarprosrammes (insbesondere z. B. Viehzölle) noch nicht erzielt ist. 
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Der Versuch, im Rahmen der sozialpolitischen Chronik über 
yagrarische Sozialpolitik« zu berichten, muß hiemit 
abgeschlossen werden. Vielleicht gelang es, zu zeigen, daß die Agrar- 
politik heute auch schon in ihrem Hauptteil, der Zollpolitik, über 
bloß »reine Wirtschaftspolitik«, die als Summe von technischen Ele- 
menten zu erfassen ist, wie z. B. die Bankpolitik, hineingewachsen ist 
in das Gebiet der sozialen Politik, in welcher unter der Flagge eines 
wirtschaftlichen und (wie auch hier) damit im Zusammenhang eines 
transzendentalen Ideals Klasseninteressen verfochten werden. Nur 
wenige der Fragen konnten gestreift werden. Solche, welche das Ver- 
hältnis der agrarıischenund der städtischen Bevöl- 
kerungals Ganzes genommen betreffen — da sind die 
Gegensätze noch am wenigsten herausgearbeitet und entbehren ins- 
besondere noch auf Seite der Konsumenten bis in die letzte Zeit einer 
jeden klassenmäßigen Organisation. Ferner solche, welche sich inner- 
halb der agrarischen Bevölkerung selbst abspielen (als Gegensatz 
zwischen Groß- und Kleinbesitz). Solche endlich zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern in der Landwirtschaft (die ihrem Wesen 
nach ganz analog sind und nur technisch und juristisch 
andere Modalitäten aufweisen als derselbe Gegensatz in Gewerbe, 
Industrie und Handel). In vielen dieser Probleme sind erst Anfänge 
zu sehen -— fehlen doch zunächst noch die Träger so mancher der 
gegensätzlichen Interessen. Und daher rührt es wohl auch — was 
immer wieder betont werden mußte — wiesehr die agrarische Be- 
wegung jeder Art noch politisch verwurzelt und determiniert ist. 
Die Ausbildung der Interessenorganisationen, welche den eben ange- 
deuteten Gegensätzlichkeiten entsprechen, werden auch die Probleme 
präzisieren und die klassenmäßige Bestimmtheit einer jeden Partei- 
nahme deutlich machen. Und dann wird auch das Objekt der 

agrarıschen Sozialpolitik dem allgemeinen Bewußtsein faßbarer wer- 
den — wo es heute noch vielfach als »rein wirtschaftspolitisches« 
Problem erscheint 153). 





153) Nur andeutungsweise sei noch zum Schluß das Wichtigste von dem ver- 
merkt, was, sei es aus Raummangel, sei es deshalb, weil die Chronik ihrem ganzen 
Aufbau und ihrem Zweck nach grundsätzlich nur Fragen behandelt, die gerade 
aktuelles Interesse beanspruchen, nicht zur Darstellung kommen konnte: 

1. Die offiziellen landwirtschaftlichen Organisationen —: die Tätigkeit des 
Deutschen Landwirtschaftsrates, des preußischen Landesökonomiekollegiums, 
der Landwirtschaftskammern (die noch nicht in allen Staaten bestehen); ihr 
Einfluß auf die Gesetzgebung, ihre Bedeutung als Stützpunkte für die freien 
Organisationen. Andererseits die Art der Wirkung der freien Organisationen 
auf die bäuerliche Bevölkerung. Nur einiges konnte aus der Arbeit des »Bundes 
der Ldw.«, der christlichen Bauernvereine gezeigt werden. Es beweist bereits 
die Anpassung an die lokalen Verschiedenheiten, die Auswertung der Bedürf- 
nisse spezieller Lebenskreise zu Argumenten der Klassenpolitik. Die freien 
agrarischen Organisationen greifen hier weiter und tiefer als sonst andere Inter- 
essentenorganisationen und sind daher von ganz realer Kulturbedeutung. 

2. Die Wirkung agrarischer Interessen im Staatsleben — vor allem in der 
Steuerg2setzgebung und im Aufbau des Budgets; die direkten Zuwendungen 
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aus Steuergeldern für Zwecke agrarischer Interessen. Hier zeigen sich reale 
Erfolge der Klassenpolitik in Aktiv- und Passıvposten des Staatshaushalts und 
der landwirtschaftlichen Haushalte — eine sehr wichtige Ergänzung der Zoll- 
politik und mit dieser in der Wirkung parallel. Hieher gehören auch die Fragen 
nach der Wirkung dieser Politik auf die verschiedenen Besitzgrößen. 

3. Die Probleme der Ansiedlungspolitik; diese sind verquickt 
mit nationalen Gesichtspunkten (Polenfrage), greifen in die Arbeiterfrage hin- 
über; soweit sie den Anstoß gab zur Gründung des Bauernbundes im Osten, 
wurde auf sie hingewiesen; hier sei noch auf das Interesse aufmerksam gemacht, 
das man jetzt in den agrarischen Interessenvertretungen der Frage vom Gesichts- 
punkt der Seßhaftmachung der Landarbeiter entgegenbringt. 

4. Die weitere Ausführung des bereits angedeuteten Entwicklungsprozesses: 
wie die aktive Produzentenpolitik der Agrarier, dadurch, daß sie geschlossen 
auftritt gegenüber der städtischen Bevölkerung als Klassenpolitik, 
Gegentendenzen in der konsumierenden Bevölkerung auslöst: der Konsum als 
klassenbildendes Element. Das begreift in sich die Ausbildung des Konsumvereins- 
wesens und dessen Bedeutung für die Klassenschichtung — das Üebergreifen 
des Klassen be w u B t seins aus der Sphäre der Produktion in die der Kon- 
sumtion -— und so die völlige Durchdringung des Lebens mit wirtschaftlichen 
Motivationen. Die Wirkung klassenmäßiger Zugehörigkeit und Gebundenheit 
über den Beruf hinaus in das profane tägliche Leben; die Bindung des ganzen 
Menschen als »Interessent«. Von diesem Gesichtspunkt aus treibt die agrarische 
Klassenbewegung zu iınmer schärferer Klassenscheidung und Bindung der Per- 
sönlichkeit. 

5. Landwirtschaft und soziale Versicherung — insbesondere Landwirtschaft 
und Reichsversicherungsordnung. 

6. Die Frage der Fleischnot für Deutschland. Hier ist die Entwicklung 
allerdings noch nicht so weit vorgeschritten, als in Oesterreich, wo die klassen- 
mäßigen Elemente schon deutlicher greifbar wurden. 

Für Oesterreich: 

I. Die Tätigkeit der offiziellen landwirtschaftlichen Organisationen, also der 
Landeskulturräte und des Landwirtschaftsrates. Ebenso der Unterbau der großen 
agrarıschen Organisationen in den landwirtschaftlichen lokalen Verbänden. 
Die Kooperation mit den politischen Parteien die ebenso innig ist, als in Deutsch- 
land. 

2. Die Frage des Budgets und der Steuern wie in Deutschland. 

3. Dazu kommt in Oesterreich in neuester Zeit das direcktepro duktıons- 
politische Eingreifen der Allgemeinheit zugunsten der Landwirtschaft. 
Die Gründung der Viehverwertungszentrale, deren Zweck nicht nur das »Wohl 
der Allgemeinheite, da sıe ja nicht nur der Steigerung der Viehzucht, sondern auch 
dem Ex port dienen soll, also direkte Profitinteressen der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung befördern will. 

4. Wie in Deutschland: die agrarische Bewegung als klassenbildende Kraft 
in der städtischen Bevölkerung. Hier beanspruchen diespontanen Organi- 
sationen und Aktionen mehr Raum. 

5. Die Entwicklung des Gesinderechtes; landarbeiterfrage; Maßnahmen 
gegen Landflucht (hiezu die interessanten Verhandlungen des Landwirtschatts- 
rates: Mitteilungen über die Verhandl. d. T.dw.rates bei der 14. Tagung 1910, 
S. 89 ff.: der Referent, Prof. Mischler Graz fordert für die aus der Schule ent- 
lassenen Kinder eine 2--3 jährige landwirtschaftliche Lehre bei 
einem befugten, autorisierten Lehrherrn, worüber ein behördliches 
Attest auszustellen wäre; er erwartet davon eine Kındamınung d. Abwanderung, 
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ja sogar eine Rückwanderung aufs Land). Eigentümliche österreichische Fär- 
bungen infolge der starken Auswanderung. 

Endlich allgemein: Die Organisation und Tätigkeit des internationalen 
landw. Instituts in Rom als Exponent einer internationalen agrarischen In- 
teressensolidarität. Die ausführliche Erörterung all dieser Fragen erst könnte 


im Zusammenhalt mit dem oben Dargestellten ein abgerundetes Bild der agrari- 
schen Sozialpolitik ergeben. 
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Ueber den Rückgang der Geburten- und Sterbeziffer. 


Von 
K. OLDENBE RG. 
I. 


Das weltgeschichtlich bedeutsamste Ereignis der letzten 
Jahrzehnte ist der Umschwung in den natürlichen Bevölkerungs- 
vorgängen, der sich mit geräuschloser Konsequenz bei den Völ- 
kern europäischer Kultur durchsetzt und unsern an der Malthus- 
schen Bevölkerungslehre orientierten Denkgcewohnheiten eine 
Ueberraschung bereitet, für deren erschütternde Wirkung die 
Vokabel fehlt. Zwar ist schon die gesamte europäische Bevöl- 
kerungsgeschichte des 19. Jahrhunderts eine grobe Ueberraschung 
gewesen; unter exzeptionellen wirtschaftlichen Bedingungen 
eine Zunahme der Kopfzahl, die, schlechthin beispiellos in andern 
Jahrhunderten, nur als einmaliger Vorgang faßlich scheint. 
Wie der menschliche Körper in gewissen Lebensjahren plötz- 
lich in die Breite geht, so daB kein Anzug mehr paßt, so hat die 
europäische Menschheit cin Stadium der Verbreiterung ihrer 
Masse erreicht, um auf der verbreiterten Grundlage neuen or- 
ganisatorischen und kulturellen Aufgaben zu begegnen. Allein 
die Bedeutung dieses weltgeschichtlichen Vorgangs wird in den 
Schatten gestellt durch die Ucberraschung, welche die letzten 
Jahrzehnte gebracht haben, und nur das ist zu verwundern, daß 
die Literatur über diese Wandlungen nicht noch größer ist und 
die Aufmerksamkeit von Politikern und Gelehrten nicht mehr 
beansprucht. Es handelt sich um den nachhaltigen Rückgang 
der Geburtenziffer, bei gleichzeitigem Rückgang der Sterblich- 
keit. Während anfangs die moderne Bevölkerungszunahme 
Hand in Hand ging mit zunehmender Geburtenfruchtbarkeit, 
ist sie neuerdings, wo sie wenigstens in Deutschland und einer 
Anzahl benachbarter Länder ihre höchsten Maße erreicht, aus- 
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schließlich bedingt durch rückgängige Sterbeziffern, Verlänge- 
rung der Lebensdauer, während gleichzeitig ein beschleunigter 
Rückgang der Geburtenzahl, wenn kein Umschwung eintritt, 
den künftigen Stillstand und Rückgang der Bevölkerung mit 
allen politischen und kulturellen Konsequenzen in Aussicht 
stellt. 

Noch Ende der sechziger Jahre konnte ein so autoritativer 
Statistiker wie Ernst Engel die seit Quetelet oft behauptete 
moderne Verlängerung des Lebens für eine optimistische Täu- 
schung erklären, die der statistischen Prüfung nicht standhalte }). 
Noch 1870 schrieb Schmoller "'): »Die Behauptung einer Ver- 
längerung der mittleren Lebensdauer ist von der Wissenschaft 
längst ins Reich der Märchen verwiesen . .. Das Leben ist eine 
durchschnittlich kürzere Erscheinung geworden. Arbeit und Ge- 
nuß reiben es auf. Wechselvollere Kämpfe und Schicksale 
treffen das Leben der meisten und lassen dieses Resultat natür- 
lich erscheinen«. Und wenigstens in Preußen und einzelnen 
andern Ländern nahm damals die Lebensdauer wirklich noch ab. 
In England freilich begann der Beschäftigungsrückgang der To- 
tengräber schon damals, der seitdem zu einer internationalen 
Regel geworden ist. Hat doch in Deutschland allein in den 20 
Jahren vom 7oer bis goer Jahrzehnt nach den amtlich berech- 
neten Sterbetafeln die durchschnittliche Lebenschance eines 
neugeborenen Knaben von 35,0 auf 40,6, eines Mädchens von 
38,4 auf 44,0 Jahre sich verbessert, ohne daß das Leben im Durch- 
schnitt gemächlicher geworden wäre. Und daß diese Entwick- 
lung sich seitdem fortgesetzt hat, wird schon durch die allgemeine 
Sterblichkeitsziffer wahrscheinlich gemacht; sie stellte sich ın 
den zoer Jahren auf 28,8% in den goer Jahren auf 23,5 9/0, I9OI —8 
auf 20,20’. 1907 —8 19,0" 1909 IS,1°/g. Dieselbe rückgängige 
Tendenz zeigt die Sterblichkeit der andern Kulturländer. Und 
wenn noch 1867 v. Mayr in seinem Lehrbuch der Bevölkerungs- 
statistik ?), noch 1901 Westergaard in der 2. Auflage seiner Lehre 
von der Mortalität ?) und 1907 A. Wagner in seiner Theoretischen 
Sozialökonomik 4) wenigstens die Dauerhaftigkeit dieser Wendung 
in Zweifel zog, so hat doch die Nachhaltigkeit der Entwicklung 





1) Ballod, Die Lebensfähiskeit der städtischen und ländlichen Bevölkerung, 
1897, S. 7- 

1a) Zur Geschichte der deutschen Kleingewerbe, S. 692. 

2). S$. 220. 3) S. 298. 4) I 53. 
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die neuesten Bearbeiter ermutigt, von solchen Zweifeln still- 
schweigend abzusehen. 

Nur zögernd haben die deutschen Lehrbücher auch den Ge- 
burtenrückgang als dauernde Tendenz anerkannt. Im Wörter- 
buch der Volkswirtschaft wies Prof. Mischler, Bearbeiter des 
Artikels »Geburten«, diese »mitunter behauptete« Tendenz noch 
1898, und gleichlautend mit einer einschränkenden Klausel in 
der 2. Auflage 1906 zurück. Dietzel äußerte sich noch 1900 
skeptisch ë), und Adolf Wagner sieht noch 19078) in ihr den Aus- 
druck einer Wellenbewegung, die zu einem schon um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts erreichten Tiefstande wieder zurückkehre; 
während v. Mayr in seinem Lehrbuch der Sozialstatistik 1909 ?) 
nach eingehender Erörterung diese Deutung ablehnt. Im Artikel 
»Geburtenstatistik« des Handwörterbuchs der Staatswissenschaf- 
ten führt v. Fircks 1900 die Abnahme der preußischen Geburten- 
ziffer 1820—1898 auf verschiedene statistische Fehlerquellen 
fast restlos zurück, und in der nächsten Auflage (1909) hat der 
Bearbeiter Lexis diese Interpretation nur mit sehr vorsichtiger 
Hand korrigiert und betreffs der ehelichen Fruchtbarkeit wört- 
lich wiederholt, daß sie, von Frankreich abgeschen, in Mittel- 
und Westeuropa seit dem Abschluß der napoleonischen Kriege 
sich fast gar nicht verändert habe. Der amtliche Kommenta- 
tor der Reichsgeburtenstatistik vermutete 1902 sogar eine Ver- 
schiebung im Altersaufbau der Bevölkerung, die den auffälligen 
Rückgang der Geburtenstatistik zum Teil erkläre. Ihm gegen- 
über wiesen 1007 gleichzeitig Mombert ®) und Seutemann 8) 
mit vollem Recht darauf hin, daß die Verschiebung im Alters- 
aufbau vielmehr in umgekehrter Richtung erfolgt sci, statt in 
der amtlich vermuteten, und daß auch die Heiratsstatistik den 
Rückgang der Geburtenziffer nicht verständlicher macht. Wag- 
ners Argument, daß die Geburtenziffer um die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts ebenso niedrig gestanden habe, wie in den goer Jahren, 
ist von Dietzel 1905 °?) und Mombert 1907 kritisiert worden. Auch 


—  — Se 


®) Weltwirtschaft und Volkswirtschaft, S. 117/118 Anm. 2. 1905, in den 
Festgaben für Adolf Wagner, erkennt er die Tatsache der in Kulturländern all- 
gemein abnehmenden Geburtenziffer nunmehr an (5. 39), und glaubt die Fort- 
dauer dieser Tendenz zwar noch ciner Probe von emigen Jahrzehnten be- 
dürftig (S. 40), aber doch wahrscheinlich (S. 42). 

6 A. a. O. S. 511. D S. 115 und IIQ ff. 

9$ Vegl das Literaturverzeichnis S. 327 f 

*, In den »Festgaben für Adolf Wagners. 


322 K. Oldenberg, 


die neueste Entwicklung der Geburtenkurve hat Wagner nicht 
Recht gegeben. »Wenn die Geburtsziffer seit 1894 nur wenig 
gestiegen ist«, so schrieb Wagner 1902 !%), »so wollen wir erst 
einmal deren Entwicklung in den nächsten Jahren 1900 ff. ab- 
warten. Sie wird sich wohl nur dann nicht vermehren, wenn 
die Wirtschaftskrise des ‚Industriestaats’, die bereits eingetre- 
ten ist, länger andauern sollte.« In Wirklichkeit !!) stellte sich 
die allgemeine Geburtenziffer, die 1872—79 zwischen 40,5 und 
42,6°/. gestanden und 1894—99 zwischen 37,0 und 37,5°/% ge- 
schwankt hatte, auf 

30,8% 9 1900 34,9% 1903 3.51% 1906 

30,9% IYOT 35,2” 1904 33,2%% 1907 

306,20, 1902 340° 1905 33,0% 1908 
und im Jahre 1909 auf 31,9°/- 

Den praktischen Politiker hat begreiflicherweise zunächst 
weniger die erfreuliche Erscheinung der verlängerten Lebens- 
dauer als die bedrohliche des Geburtenrückgangs beschäftigt. 
Anfangs ein Trost für malthusianische Uebervölkerungsbesorg- 
nisse, hat sie zuerst in Frankreich, wo der Geburtenrückgang am 
frühesten einsetzte, den Patriotismus alarmiert !?2). Der Bevöl- 
kerungsstillstand, für die Volkswirtschaft ebenso verhängnis- 
voll, wie für die internationale Machtposition Frankreichs, macht 
sich für die Armee insbesondere seit Einführung der zweijährigen 
Dienstzeit 1905 fühlbar. Die gesetzliche Präsenzstärke wird 
schon seit Jahren nicht mehr erreicht, obgleich seit 1903 die 
Einstellung vorbestrafter Rekruten in die Armee eine, erheb- 
liche Ausdehnung erfahren hat, die man jetzt notgedrungen 
wieder rückgängig machen will; zur Füllung der Lücken plant 
man jetzt bekanntlich die Schaffung einer Negertruppe von 
30000 Mann; und an der Hand der Geburtenziffern ist aus- 
gerechnet worden, daß die unter der Fahne befindlichen beiden 
Jahresklassen 1907--1928 von 457 000 auf 380 000 werden ab- 
nehmen müssen '°). Die Bevölkerung Frankreichs ist auf weniger 








10) Agrar- und Industriestaat, 2. Auflage, S. 55. 

11) Vg], Dieszel in den Festgaben für Adolf Wagner, 1905, S. 41. 

12) Besonders seit der Volkszählung von 1856, vereinzelt schon 1836. Clé- 
ment (s. Literaturverzeichnis) S. 3—5. Noch Dunover, der unter Louis Philipp 
Präfekt des Departements Somme war, konnte es wagen, in einer amtlichen 
Kundgebung den Arbeitern Beschränkung der Kinderzahl in der Ehe dringend 
ans Herz zu legen (Levasseur III 211). 

13) Preußische Jahrbücher, Bd. 140, S. 142 f. 
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als ?/, der deutschen gesunken, die absolute Geburtenzahl bei- 
nahe auf !/,. Statt 16% (1801) macht die französische Bevöl- 
kerung 1905 nur noch 9,4% der europäischen aus 1). Durch 
Steuerprivilegien und mit hundert andern Mitteln und Plänen, 
großenteils dem Programm der 1896 gegründeten, von Bertil- 
lon inspirierten Alliance nationale pour l’accroissement de la 
population française entsprechend, sucht man die erschlaffende 
Natalität zu heben, mit dem altbekannten Mißerfolge. Vergeb- 
lich mahnt die Kirche, die sonst gerade in katholischen Ländern 
in dieser Richtung Einfluß hat. Patrioten erheben ihre Stimme 
zu pathetischen Klagen. Mindestens sieben wohltätige Vereine 
unterstützen kinderreiche Familien. Kine Literatur über die 
Entvölkerungsfrage füllt die Bibliotheken, und ihre Flut scheint 
noch zu steigen. Von der Académie des sciences morales et po- 
litiques 1906 als Preisaufgabe gestellt, fand die depopulation 
22 Bearbeitungen. 1908 widmete die Société d'économie sociale 
die Verhandlungen ihrer Generalversammlung ausschließlich 
der brennenden Frage, und auf Aerztetagen ist sie ein beliebtes 
Thema geworden. Die amtliche Statistik hat die auch in andern 
Ländern üblichen internationalen Bevölkerungsvergleiche 1907 
zu einem monumentalen Sammelwerke erweitert, das allen Be- 
völkerungsstatistikern der letzten Jahre als Fundgrube gedient 
hat. Daneben freilich scheint es mitunter, als wolle man un- 
bequeme Zukunftssorgen vertuschen; Foville 5) führt diese 
Schwäche auf den mangelnden Zukunftssinn eines demokrati- 
schen Staatswesens zurück. Er berichtet in diesem Zusammen- 
hange von den Schicksalen der Commission extraparlementaire 
de la depopulation, die im Januar 1902 der Ministerpiäsident 
Waldeck-Rousseau berief und die sein Nachfolger Combes un- 
bequem fand. »Man fand uns zu eifrig und zu aufrichtig.« Im 
Etat für 1903 waren Geldmittel für die Kommission nicht mehr 
vorgesehen. Die anfangs schr tätige, nach Gide 16) allerdings 
in ihrem Eifer schnell nachlassende Kommission wurde bald nur 
in langen Zwischenräumen einberufen und hielt schließlich vier 
Jahre lang 1904—8 einen ununterbrochenen Winter- und Sommer- 





14) Handwörterbuch der Staatswissenschaften IT? 997, nach Sombart. 
Clement (s. Literaturverzeichnis) S. r3 rechnet sogar einen Rückgang von 28 auf 
weniger als 10°, heraus, auf Grund einer viel zu niedrigen Anfangszahl der 
europäischen Bevölkerung. 

15) Le depeuplernent (s. Literaturverzeichnis) S. 8. 

ie) Ebendort S. 3z. 
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schlaf. Die Drucklegung der Sitzungsberichte wurde wegen 
Geldmangels maßlos verzögert und das Angebot eines Mit- 
glieds, die fehlenden 3—4000 Fr. Druckkosten aus seiner Tasche 
zu zahlen, abgelehnt. Erst als die Statistik des Jahres 1907 
wieder ein Zurückbleiben der Geburten- hinter der Sterbeziffer 
ergab, seit 1900 zum ersten Male, wurde die Kommission noch 
einmal aufgeweckt 1). Dabei ist es klar, daB jede Abnahme 
der Fruchtbarkeit ceteris paribus eine fortschreitend kleinere 
Geburtenzahl auf Jahrzehnte hinaus ergeben muß; wenn heute 
die Fruchtbarkeit von 100 auf 90 fällt, ist nach wenigen Jahr- 
zehnten die Zahl der Mütter auf ġo, die der Geburten auf 8r 
reduziert !8). 

Die gemischten Empfindungen, mit denen man im Aus- 
land das französische Zwei- und neuerdings Einkindersystem 
zunächst begleitete, werden in den letzten Jahren des 19. und im 
20. Jahrhundert durch die aufdämmernde Erkenntnis abgelöst, 
daß gerade die fortgeschrittensten andern Nationen auch vor der 
eigenen Tür zu kehren haben. Mit Genugtuung konstatiert 
der neueste amtliche französische Bevölkerungsbericht (für 1909 !?), 
daß in den letzten 8 oder 9 Jahren die allgemeine Geburtenziffer 
in Frankreich nur um 6% gefallen ist, dagegen in Ungarn um 7°, 
England 8%, Deutschland 10°%, Belgien 14°%%, Sachsen 22°%. 

Im wallonischen Belgien bemerkt man mit Schrecken die 
schon weit vorgeschrittenen Anfänge des französischen Uebels, 
und für die Gesamtheit der romanischen Nationen wird ein Rück- 
gang ihres Anteils an der europäischen Bevölkerung von 35,5 
(1801) auf 25,1 (1905) berechnet ®). Aber auf die romanische 
Welt beschränkt sich die Kontagies keineswegs. Aus England ?!), 
aus Nordamerika, aus Australien kommen Kassandrarufe über 
den drohenden Untergang der angelsächsischen Rasse; Roose- 
velt half das Wort »Rassenselbstmord« prägen. In England fürch- 
tet man auch, noch che es zu Ende geht, einen qualitativen 





17) Foville S. 9—ıo und 12. Clement S. 9. 

38) Volkswirtschaftliche Rundschau des Tag, 21. November 1903. Most S. 172. 

19) Journal officiel, 18. Juni 1910, zitiert im Journal des Economistes, Au- 
gust Igro, S. 159 f. 

20) Handwörterbuch der Staatswissenschaften II? 997 (nach Sombart). 

21) Noch 1900 konnten die Times in einem Leitartikel vom 2. Januar schrei- 
ben: The subject (Rückgang der Geburtenziffer in Westeuropa) is uncomfortable 
and has until lately been shunned or slurred over in this country by a generation 
which hates above all things to have its comtort disturbed. 
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Niedergang, wenn das Fortpflanzungsgeschäft mehr und mehr 
der unteren Klasse überlassen wird. 

In Deutschland pries Schmoller noch 1882 ??) nach Rümelins 
Vorgang die gute Aufzucht weniger Kinder als »das vor Gott 
und vor den Menschen wohlgefälligere, das schwierigere, das 
höher stehende Werk«; er empfahl und prophezeite den Rückgang 
der Kinderzahl in der nächsten Generation, wenn er auch das 
französische Zweikindersystem nicht wünschte. 1900 ?3) hält 
er zwar seine grundsätzliche Meinung fest, beklagt aber die mo- 
ralischen Folgen der inzwischen ın die Massen gedrungenen neu- 
malthusianischen Agitation mit scharfen Worten. Eine pro- 
letarische Uebervölkerung fürchteter auch damals noch. Für eine 
Umwertung auch der deutschen Geburtenziffern ist der Boden 
durch zwei zusammenfassende statistische Werke 1906 und 1907 
von Prinzing und Mombert °) vorbereitet worden. Zum ersten 
Male in Deutschland wird das Thema in seiner ganzen Breite 
aufgerollt durch eine Schrift Brentanos 1909 ®), deren Bespre- 
chung der Anlaß zu diesen Zeilen ist. Wenn wir diese Schrift 
in den Vordergrund stellen, obgleich sie ganz auf den Schultern 
des Mombertschen Buches steht, soweit es sich um die Tat- 
sachen und deren Deutung handelt, so rechtfertigt uns nicht nur 
die formale Meisterschaft, die der Schrift Brentanos einen her- 
vorragenden Einfluß verbürgt, und die sichere Zielsetzung ihrer 
Gedankengänge, die ihr den Charakter einer Programmschrift gibt, 
sondern auch die Erwägung, daß Momberts Buch aus der Schule 
Brentanos hervorgegangen zu sein scheint. Wir können dagegen den 
dogmenhistorischen Teil seiner Abhandlung, der die angeblichen 
Irrtümer der Bevölkerungstheorie des alten Malthus behandelt, 
hier aus dem Spiele lassen; was Brentano über sie zu sagen hat, ist 
zwar geeignet, den Leser in besonderem Maße zu fesseln; allein es 
ist weder neu noch wird es dem viel verkannten Malthus gerecht 29). 


22) Jandwirtschaftliche Jahrbücher, Band 11, S. 622. 

23) Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftsichre, S. 170. 

#1) In einer Besprechung dieser Schrift (Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft 1907, S. 562 f.) habe ich einige der Gesichtspunkte angedeutet, 
unter denen das Thema im folgenden erörtert werden wird. 

35) Die Malthussche Lchre und die Bevölkerungsbewegung der letzten De- 
zennien. Abdruck aus den Abhandlungen der historischen Klasse der k. bave- 
rischen Akademie der Wissenschaften, München 1909, S. 567—025 und 30 S. 
Tabellen, gr. 4°. Einen Auszug dieser Schrift hat Brentano im Septemberheft 
Iyro des Londoner Economic Journal veröffentlicht. 

26) Brentano wirft in ziemlich genauer Uebereinstimmung mit Rümelin 
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Das folgende Literaturverzeichnis registriert aus der großen 
einschlägigen Literatur der letzten zwei Jahrzehnte nur die hier 
benutzten natalıtätsstatistischen Werke. 


Malthus vor, er glaube an einen ewig gleichen Fortpflanzungstrieb des Menschen, 
statt zwischen Geschlechtstrieb, Wunsch des Kinderbesitzes und drittens einem 
Gewimmel andrer psychologischer Faktoren zu unterscheiden, die auf sie ein- 
wirken oder mit ihnen in Konkurrenz treten, und zwar mit fortschreitender 
Kultur mehr. Dietzel in seiner Abhandlung »Der Streit um Malthus’ Lehre« (in 
den Festgaben für Adolf Wagner, Leipzig 1905) und v. Bortkiewicz (»Die Be- 
völkerungstheorie«, ın der Schmoller gewidmeten Festschrift »Die Entwicklung 
der deutschen Volkswirtschaftslehre im 19. Jahrhundert«, Leipzig 1908, Band 1) 
haben gezeigt, daß Malthus prinzipiell sehr ähnlich dachte. Zwar hat er bis zu- 
letzt daran festgehalten, daß die isoliert gedachte, von andern Motiven unbeein- 
flußte Fortpflanzungstendenz des Menschen wahrscheinlich unverändert bleibe 
(S. 515 der 8. Auflage: neither theory nor experience will justify us in believing 
either that the passion between the sexes or the natural prolificness of women 
diminishes in the progress of society); aber daß ihre Wirkungen mit fortschrei- 
tender Bildung und Freiheit, mit besserer Sicherung des Eigentums und zuneh- 
mendem »Sınn für Komforte usw. durch andere Motive bis zu gewissem Grade 
kompensiert werden, ist sein leitender Gesichtspunkt. Nur schätzte er das 
Stärkeverhältnis der konkurrierenden Triebe anders als Brentano ein, sah von 
seinem paränetischen Standpunkte von der Möglichkeit einer Beschränkung der 
ehelichen Natalität absichtlich ab und unterschätzte insbesondere die Vehemenz 
der von Nahrungssorgen unbeeinflußten Beweggründe. Zu diesen gehört in 
gewissem Umfange aber auch die Sterilisierung des Geschlechtsverkehrs, die 
er moralisch, wirtschaftlich-kulturell und populationistisch verurteilt, und deren 
mögliche Verbreitung er im Gegensatz zu Rümelin und Brentano noch nicht 
kennt, aber in einem lichten Augenblick ahnungsvoll voraussieht. Indeed I 
should always particularly reprobate any artificial and unnatural modes of 
checking population, both on account of their immorality and their tendency 
to removc a necessary stimulus to industrv. If it were possible for each married 
couple to limit by a wish the number of their children, there is certainly reason 
to fear that the indolence of the human race would be very greatly increased, 
and that neither the population of individual countries nor of the whole earth 
would ever reach its natural and proper extent. But the restraints which I have 
recommended are quite of a different character. They are not only pointed out 
by reason and sanctioned by religion, but tend in the most marked manner to 
stimulate industrv (Malthus S. 512, vgl. Bortkiewicz S. 46). Leider hat Bren- 
tano die Ausführungen von Dietzel und Bortkiewicz nicht berücksichtigt. 
(Momberts Einwand gegen Dietzel, der einzige von Malthus berücksichtigte, 
Geburten mindernde Faktor: Verspätung der Ehe, sei für den modernen Ge- 
burtenrückgang unwesentlich, übersicht, daß ohne Neomalthusianismus das 
durehschnittliche Heiratsalter vielleicht merklich höher wäre. Bortkiewiczs 
Einwand gegen Dietzel, daß nach Malthus die passion between the sexes doch 
mit der Kultur zunehme, trıfft nach dem obigen Zitate nicht zu.) 

Nicht minder irrtümlich schreibt Brentano Malthus die Meinung zu, alle 
soziale Ungleichheit beruhe nur auf natürlichen Ursachen (S. 568; vgl. Dietzel 
S. 23); und ferner die Meinung, bei nur vier Kindern pro Ehe könne sich die Be- 
völkerung in 25 Jahren verdoppeln (Bortkiewicz S. 5—0); um von der fehlenden 
Unterscheidung von moral restraint und prudential restraint im Sinne von 
Malthus nicht zu sprechen (S. 570). 
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Auch Brentanos Berechnung der Verdopplungsperiode nach Rümelin und 
gegen Malthus (S. 377 f. und Anhang I) ist nicht einwandfrei. Zwar Bortkie- 
wiczs Einwand gegen Rümelin, daß die Quote der gebärfähigen Ehefrauen cine 
Funktion der Geburts- und Sterblichkeitsziffer sei, ist fast ohne praktische Be- 
deutung (vgl. Ballod a. a. O., 1897, S. 12). Die von demselben Autor angefoch- 
tene Erhöhung der allgemeinen Sterblichkeitsziffer mit der Säuglingszahl ist 
wenigstens insofern in der Tat inkorrekt, als mit einer Erhöhung des Kırflusses 
der Säuglingssterblichkeit eine Verminderung des Einflusses der Greisensterb- 
lichkeit Hand in Hand geht (vgl. Bortkiewicz in den Jahrbüchern für National- 
Ökonomie, 3. Folge, Band 11, S. 687 f.). Noch angreifbarer scheint mir der Ansatz 
der maximalen Geburtenzahl einer Frau. Die Zahl der sterilen Ehen ist mit 9°, 
einigermaßen willkürlich und wahrscheinlich zu hoch angesetzt, wenn man, 
wie billig, die absichtlich sterilen Ehen nicht einrechnet; vor allem aber sind die 
Mehrlingsgeburten nicht berücksichtigt, die nach Prinzing etwa 13", aller 
Niederkünfte ausmachen. Inkonsequent ist es ferner, zwar die Zahl der sterilen 
Ehen zu kalkulieren, aber nicht zu erwähnen, daß der statistisch nicht faßbare 
Prozentsatz zufällig heiratsuntähiger Personen dieselbe Berücksichtigung ver- 
diente (vgl. Bortkiewicz S. 2—3). 
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retrospectif de l'annuaire statistique. Paris 1907. 4°. 280 S., meist Tafeln. (Pu- 


blikation des Arbeitsministeriums). — Statistique annuelle du mouvement de 
la population. Années 1905 et 1900. Paris 1907. gr. 8° 46 und 168 S. (Publi- 
kation des Arbeitsministeriums). — Le depeuplement de la France. Enquête 
de la Revuc Hebdomadaire. Paris 1909. 12° 127 S. — de Felice: Les naissances 
en France. Ouvrage récompensé par l'Académie des sciences morales et politiques. 
Paris 1910. kl. 8° 370 S. — Clement: La d&epopulation de la France. Ouvrage 


récompensé par l’Académie des Sciences morales et politiques. Paris r910. kl. 8° 
305 S. 


Großbritannien. 


Report of the inter-departmental committee on physical deterioration. 
London 1904. 3 Bande Folio. 142, 509, 175 S. — Newsholme and Stevenson: 
The decline of human fertility in the United Kingdom and other countries, as 
shown by corrected birth-rates. Journal of the R. Statistical Society, London 
1906, S. 34—87. — Yule: On the changes in the marriage- and birth-rates in 
England and Wales during the past half century; with an inquiry as to their 
probable causes. Ebendort S. 88—132. Diskussion über beide Abhandlungen 
cbendort S. 133—147. — Heron: On the relation of fertility in man to social sta- 
tus, and on the changes in this relation that have taken place during the last 
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fifty years. London 1906. 4° 22 S. — Sidney Webb: The decline in the birth-rate. 
Fabian tract no. 131. London 1907 (Neudruck 1910). 8° 19 S. — Lord Bishop 
of Ripon: Shall the race perish? London 1909. 12° 15 S. — Everitt, Hon. 
Secretary White Cross League: The falling birthrate and its significance. Lon- 
den 1909. 12° 40S. 


Belgien. 
Die Pflichten des lihelebens. Eine Kundgebung Sr. Eminenz des hoch- 


würdigen Herrn D. J. Kardinal Mercier, Erzbischof von Mecheln und Primas 
von Belgien. Deutsch von Bahlmann S. J. Kevelaer (1909), kl. 8° 40 S. 


Australien. 


Most: Rückläufige Geburtlichkeit und Säuglingssterblichkeit in Neu-Süd- 
Wales. Allgemeines Statistisches Archiv, 7. Band, ı. Halbband, Tübingen 1907, 
S. 164—202. — T. D. M. Stout, of Wellington, New Zealand: The decline in the 
birth-rate. Paper read before the Physiological Society, London. The Sani- 
tary Record, 2. und 9. Januar 1908. 


II. 


Beginnen wir mit einem internationalen Ueberblick der Ge- 
burtenstatistik ?), so kann die sog. allgemeine Geburtenziffer 
(Geburtenzahl dividiert durch Bevölkerungszahl) selbstverständ- 
lich nur als Notbehelf zur Messung der Fruchtbarkeit dienen; 
je nach dem Altersaufbau der Bevölkerung, je nach der größeren 
oder kleineren Quote in ihr enthaltener Frauen im fruchtbaren 
Alter, hat die allgemeine Geburtenziffer eine ganz verschiedene 
Bedeutung; namentlich zur Vergleichung der Fruchtbarkeit in 
Stadt und Land ist sie geradezu unbrauchbar, weil durch die 
Wanderung in die Stadt regelmäßig die fruchtbaren Alters- 
klassen der Stadt überfüllt, die des platten Landes geleert werden. 

Wir ziehen daher die Fruchtbarkeitsziffer vor, und zwar 
nicht die eheliche (Zahl der ehelichen Geburten dividiert durch 
die Zahl der Ehefrauen unter 45 oder 50 Jahren), sondern die 
allgemeine (Zahl der Geburten dividiert durch die Zahl der weib- 
lichen Bevölkerung von 15—45 oder 50 Jahren). Nur diese all- 
gemeine Fruchtbarkeitsziffer bringt die wirkliche Vermehrungs- 
tendenz zum Ausdruck. Von den unchelichen Geburten ab- 
gesehen, deren Zahl nicht schr ins Gewicht fällt, hängt die Ver- 
mehrungstendenz auch von der Verbreitung der Ehe unter den 
Frauen fruchtbaren Alters ab, und diese wechselt zeitlich und 
örtlich; sie ist z. B. in der Stadt gewöhnlich kleiner als auf dem 
Lande ?8). Die cheliche Fruchtbarkeitsziffer läßt also z. B. die 
. a7) Lebendgeburten. 


28) Vgl. Spalte 12 der Tabellen von Newsholme und Stevenson, S. 72 f. A. 
F. Weber S. 318 f. Seutemann S. 298. 
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Fruchtbarkeit der Stadt noch zu hoch erscheinen; und mit Recht 
hat Ballod ®) zugunsten der Gesamtfruchtbarkeit geltend ge- 
macht, daß die höhere Ledigenquote eine soziale Funktion 
des städtischen Lebens sei, so gut wie die geringe Kinderzahl 
in der Ehe. Die eheliche Fruchtbarkeitsziffer behält freilich 
daneben ihr besonderes Interesse. 

Einen noch genaueren Ausdruck der Fruchtbarkeit geben 
die »korrigierten Fruchtbarkeitsziffern« wie sie Newsholme 
und Stevenson — beide nur für die eheliche Bevölkerung einerseits, 
die nicht eheliche andererseits, nicht für die ganze Bevölkerung — 
mit großer Sorgfalt berechnet haben. Hier ist der störende 
Einfluß der verschiedenen Alterszusammensetzung der Frauen 
fruchtbaren Alters wenigstens einigermaßen ausgeschaltet; so 
daß, wenn z. B. unter den Frauen einer Stadt die sehr frucht- 
bare Altersgruppe vom 20.—25. Jahre unverhältnismäßig stark 
vertreten ist, die Fruchtbarkeitsziffer entsprechend gekürzt wird. 
Auch diese mit dem Begriff der standard population arbeitende 
Berichtigungsmethode ist freilich von einer gewissen Willkür 
nicht frei 3%); sie verwischt ferner die feineren Unterschiede in 
der Alterszusammensetzung und berücksichtigt überhaupt nicht 
den störenden Einfluß der verschiedenen Ehedauer. Aber sie 
mißt doch wenigstens die eheliche Fruchtbarkeit exakter als 
jede andere vorliegende Berechnung. Für europäische Staaten 
findet sie folgende Ziffern (a: eheliche Fruchtbarkeit in °/æ bis 
zum 45. Jahre, b: Promillesatz der Ehefrauen unter der weib- 
lichen Bevölkerung von 15—45 Jahren, c: uncheliche Frucht- 
barkeit ?').) Ich ordne die Staaten nach der Höhe ihrer summier- 
ten ehelichen und unehelichen Fruchtbarkeitsziffer im Endjahre. 


Bayern Oesterreich Norwegen 
a b c a b c a b c 
1880 395,5 473 50,4 1880 328,0 498 61,8 1875 375,9 404 25,3 
1903 355,9 459°) 47,8 1901 328,4 490™) 56,0 1902 356,2 417™) 21,7 
Schweden Irland Preußen 
1880 355,0 400 29,3 1881 345,9 371 5,8 1880 305,4 495 33,3 


1902 329,0 411°) 32,9 1903 355,9 325) 49 1903 327,2 510°) 30,0 
E 29) Schmollers Jahrbuch 1898, S. 1007. 

3%) Vgl. v. Bortkiewicz’ Kritik in den Jahrbüchern für Nationalökonomie, 
3. Folge, Band r1, S. 671 f. und in den Drucksachen der Berliner Tagung des 
Internationalen Statistischen Instituts 1903 >Ueber die Methode der standard 
population«). Vgl. auch die enorm verschiedene Fruchtbarkeit der Altersklassen 
in Schweden und Berlin, Kuczynski 1908, S. 231/2. 

31) Wieviel uneheliche Geburten jährlich auf 1000 nicht verheiratete weib- 
liche Personen von 15—45 Jahren? 32) 1900. 33) 1901. 
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Deutsches Reich Italien Schottland 


1880 304,4 495 39,3 1881 334,0 534 349 1851 304,7 429 28,2 
1903 320,1 5042) 33,3 1902.311,7 538°°) 25,4 1902 310,5 420°) 17,3 


Dänemark Sachsen Belgien 
1880 353,0 457 35,6 1880 350,5 523 64,0 1880 380,6 433 27 
1903 299,4 403?) 31,8 1903 266,0 542°%2) 51,6 1902 288,5 471°?) 21,0 

England Frankreich 
1861 323,6 491 24,4 I&I 227,3 525 23,3 
1871 331,2 496 22,8 1902 192,9 525) 23,4 
1881 327,3 491 19,2 
1891 312,5 471 13,7 
1903 272,9 46833) 11,2 

Leider fehlt in dieser schönen Berechnung die allgemeine 

Fruchtbarkeitsziffer; die Addition der ehelichen und unehe- 
lichen Fruchtbarkeitsziffer ist für sie kein Ersatz. Wir müssen 


schon deshalb eine breitere Berechnungsbasis suchen. 


In der folgenden Tabelle 3), die unkorrigierte Fruchtbarkeits- 
ziffern enthält, also die verschiedene Altersschichtung der frucht- 
baren weiblichen Bevölkerung nicht berücksichtigt, liegt der 
Nachdruck in den Spalten c (allgemeine Fruchtbarkeitsziffer 
der weiblichen Bevölkerung von 15—49 Jahren); Spalte a bringt 
die entsprechende eheliche Fruchtbarkeitsziffer, Spalte b die 
Zahlder Ehefrauen unter je 1000 weiblichenPersonen des genannten 
Alters. a und c sind zehnjährige Durchschnitte, b bezieht sich 
auf das Volkszählungsjahr des Jahrzehnts. Die Staaten 
sind nach der Höhe ihrer neuesten allgemeinen Frucht- 
barkeitsziffern geordnet. Die uncheliche Fruchtbarkeitsziffer 
(nicht in die Tabelle aufgenommen) sinkt auch nach dieser Rech- 
nung fast durchweg; wie in der ersten Tabelle, haben nur Frank- 
reich und Schweden eine leichte Steigerung, außerdem Ungarn 
Stillstand. 


Rußland Rumänien °°) Bulgarien Serbien 
a b c a b c a b c a b c 
1856—95 —— — -—-ı94 — e= Ta 237 773 tgs 
I 8906—05 — — 2oI 8) — — — 20b?) 700 187 22I 704 171 
32) 1900. 33) 1901. 31) 1890. 


35) Quellen: March S. 196 f. und 192 f., ergänzt durch Kuczynski 1905, S. 230. 

36) 1896—01. Die allgemeine Geburtenziffer sank von 50,3 (18506 -- 05) suk- 
zessive auf 48,6 (1856—95), um 1896 —oI wieder auf 48,9 zu steigen. 

3) Allg. Geburtenzifier: 1501—70 3,3, 1871—80 3,5, 1881— 90 4,14, 1891 
bis 1900 4,00. 

3) 1890 —o4. 39) 1888—95. $0) 1S91— 1900, 
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1850—05 
1560—75 
1870—55 
1550—95 


1896—05 


I 886—95 
1890—05 
1846--55 
185b—05 
1800—75 
1870—85 
1586—95 
1590—05 
T$40=533 
1850—05 
1800—75 
1876—65 
1850—95 
1896—05 


ap i H 


Ungarn Y) 


a b c 
— — 166 
234 OSO 172 
224704. 172 
215 ==. 155 


Deutsches Reich 


a b c 
— ") — 151 
266 51, 153 
258 515 146 
243 528 IŅI 
Italien 
a b c 
== 55) 77 
253 540 146 
248 552 149 
249 az I 49 
232 561 138 
Norwegen 
a b c 


202 438) 120 


202 


zz 49 
4533 


443 
440 


461 $8) 132 
) 120 
Er 


125 
ILIY 
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Oesterreich Bayern 
a b c a b c 
—  — I47 282 454 153 
240 520 149 270 500 159 
250 504 148 203 479 140 
245 *?) 518 145 259 407 145 
Sachsen Württemberg 
a b c a b c 
sn ee ee en 
— 151 — 4ly 147 
262 525 159 — 407 1b} 
207 540 107 288 515 102 
250 549 157 259 451 139 
216 564 140 202 479 139 
Baden Niederlande 
a b c a b c 
ee ee — 441 134 
285 40I 149 294 473 144 
200 500 144 293 497 I50 
248 45T 130 2580 479 142 
25I 490 135 272 478 133 
Portugal Dänemark 
a b c a b c 
e a -— 40b — 
— 44I -— 225 503 129 
me 5 459 124 
— 402 — 24 459 133 
235 470 125 235 495 128 
—— 0 217 492 1198 


Preußen *°) 


a b c 
— — 156 
271 498 147 
273 519 153 
205 519 149 
250 533 143 
Spanien 
a b c 
— — Iy”) 
— 577 B7 
Finnland 
a b c 
m EA 
259 510 142 
24b 514 135 
245 498 130 
Neusüdwales 
a b c 
201 — 150 
207 — 116 


4) Ohne Kroatien und Slavonien; von 1876 an mit dem Komitat Fiume 
(220 629 Einwohner 1890). Altersgrenzen 10 und 50 Jahre. 


2) 1890—04. 
#3) Fruchtbarkeit der 14—45 Jahre alten Preußinnen 1816—75 in dreijäh- 


tigen Jahresdurchschnitten: Mombert S. 97; desgl. 


der 15—43jährigen für 


1870/80, 1881/90, 1891/95, 1896/1900, 1901/05: Statistische Korrespondenz, 


15. 


101,85 auf 154,83. 


s) 
S. 25). 

35) 

4 


20 


) 
a) 
) 


1858 —05. 


s) Desel. 1855 und 065. 
Desgl. 1865 und 1875. 
Desgl. 1875 und 91. 


48) 1878—85. 
7) Mittel der Zählungen von 1845 und 55. 


Oktober 1910; vom vorletzten zum letzten Jahrfünft fiel die Ziffer von 


Mit Totgeburten 1872—75 297, 1897-—82 27.4, 1000—o1 253 (Prinzing 
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Belgien Schottland Schweden Schweiz 
a b c a b c a b c a b c 
1846—55 252 415 ĉĉ!) II4 — 22 — 241 453 I0 — — -— 
1856—05 270 424,5 °?) 127 275 435 132 248 472 128 — 397 — 
1866—75 270 451,53) 131 278 444 130 235 457 120 240}445 110°) 
1870—85 204 402 132 271 449 133 240 444 119 239 4066 117 
1880—95 230 460 118 255 437 I2I 231 454 IIJ 230 457 IIO 
1890—05 213 494 114 235 443 III 219°%) 444 IIO 225 404 109 
Griechenland England °°) Viktoria Massachusetts 
a b c a b c a b c a b c 
1840—55 — — — 242 490 129 — — — — — —— 
1850—65 — — — 244 514 134 — —_ —_ _ —_ _ — _ — 
1866—75 194 — 118 252 5Iy 139 u: Be, ee ae. ee 
1870—85 176 °%) -— 108°), 250 514 135 00 [0.80 
1886—95 — -= — 229 494 II8 {2.0092 
1890—05 — — —- 203 492 10% 20I — 96 — — go 
Irland Frankreich 
a b c a b c 
1840 —-55 — -- —  IȚ9 523 IOI 
1850-—05 — 409 — 172 544 IOI 
1500—75 200 22 113 172 555 103 
1856—85 250 395 IOI 167 549 99 
T880-—95 245 304 92 150 545 89 
1890—05 204 330 89 134 577 85 


Die Länder mit stärkster Abnahme der Fruchtbarkeit zeigen 
bereits einen absoluten Rückgang der Geburtenzahl. So ist in 
Frankreich die Zahl der Lebendgeburten, die bis 1867 auf 1007755, 
und ohne ElsaB-Lothringen 1876 auf 966 682 gestiegen war, 
seit 1887 unter 900 000 und seit 1907 unter 800 000 gefallen; 
1909 war sie nur 769 969 °®). 

Von nicht europäischen Staaten sind bisher nur Neusüd- 
wales, Viktoria und Massachusetts berücksichtigt. Die sehr 
markanten australischen Zahlen werden durch eine Tabelle 
Coghlans®) ergänzt, nach welcher die eheliche Fruchtbarkeits- 
ziffer bis zum 45. Jahre in °% betrug in 


Neusüdwales Viktoria Queensland Neuseeland 
1861 340,8 302,2 == er 
1871 331,5 208,2 = = 
51) Mittel der Züählungen von 1846 und 30. 523) Desgl. 1856 und 060. 
#2) Desgl. 1866 und 80. 1) 1890—04. 55) 1871—75. 
66) 1876—83. >) Mit Wales. 


èt) Zu beachten ist, daß Frankreich zu den Ländern gehört, in denen Lebend- 
geborene, die vor der Anzeige gestorben sind, als totgeboren registriert werden. 
Die absolute Geburtenzahl wird dadurch aber wahrscheinlich nur um etwa 3°, 
gedrückt. Vgl. Schnapper-Arndt S. 187. v. Mavr 1909, X. 103. 

5) Mombert S. tar. 
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Neusüdwales Viktoria Queensland Neuseeland 
1851 336,3 298,4 316,2 312,2 
1891 288,7 297,7 327,7 275,7 
1901 235,3 228,6 254,0 246,1 
Neusüdwales nach gleicher Berechnungsweise ®) : 
1853/5 340,5 1895/97 247,3 
1880/88 333,7 1898/1900 227,8 
1889/91 299,2 1901/3 226,9 
1592/4 278,3 1904/5 227,0 


Die allgemeine Geburtenziffer 61) ist auch in Queensland, 
Neuseeland und Südaustralien seit den 60er Jahren stark ge- 
fallen, viel weniger in Westaustralien und Tasmanien. (In den 
letzten Jahren scheint der Rückgang zum Stillstand zu kommen). 

Die korrigierten Fruchtbarkeitsziffern von Newsholme und 
Stevenson (a cheliche, c uncheliche, b Quote der Ehefrauen) 
gestalten das Bild noch etwas ungünstiger, zumal sie auch einen 
starken Rückgang der verheirateten Bevölkerung nachweisen: 


Neusüdwales Viktoria Neuseeland 
a b c a b c a b c 
1881 365,3 535 22,7 342,5 455 17,7 348,8 598 18,0 
1903 240,1 470%?) 18,0 257,7 433°) 12,7 254,4 433%) 11,9 


Den plötzlichen Sturz der australischen Geburtenziffer, teils 
seit den Soer, teils scit den goer Jahren, versuchte der vikto- 
rianische amtliche Statistiker Mac Lean aus dem relativen Rück- 
gang des fruchtbaren eingewanderten Elements zu erklären. 
Allein seine Voraussetzung, die größere Fruchtbarkeit der Ein- 
wanderer, ist zweifelhaft 6°). 

Das umgekehrte Verhältnis finden wir in der nordamerı- 
kanischen Union. Hier steht bei dem desolaten Zustande der 
Bevölkerungsstatistik nur soviel fest, daß die eingewanderten 
Frauen, wohl großenteils Slavinnen und Italienerinnen, ungleich 
fruchtbarer sind als die eingeborenen, und zwar nach den Ziffern 
für New Hampshire 1900 #9), die als Beispiel wiedergegeben 
sein mögen, besonders In vorgeschrittenem Lebensalter: 


6) y, Mayr, 1909, IIS. 
6) v. Mayr 1909, 114 und Statistisches Jahrbuch des Deutschen Reichs. 


62) 1901. 

#6) Nach Most S. 179 ist in Neusüdwales die Zahl der sterilen Ehen gerade 
bei eingewanderten Franen größer als bei eingelorenen. Nach einer anderen 
Acußerung des Kommissionsberichts, die v. Schulze-Gävernitz (Britischer Im- 
perialismus S. 448) zitiert, ist dagegen die Geburtenziffer bei den einge- 
borenen Frauen kleiner; und zwar, obgleich lie cingewanderte Australierin später 
heiratet (Gävernitz S. 194). 

6) Nach Young, The birth-rate in New-Hampshire, Quarterly publications 
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Geburten auf Iooo Ehefrauen 


Alter 15—20 J. 20—25 J. 25—30 J. 30—-35 J. 35—45 J. 
native white 308 224 151 100 44 
foreign white 378 370 298 232 128 


Aehnliche Unterschiede zeigen für die Summe der frucht- 
baren Altersstufen die korrigierten Fruchtbarkeitsziffern für 
Rhode Island 1901r, Providence 1875 und 1901, Boston 1900, 
die nicht korrigierte für New Hampshire 1890 65). Die korri- 
gierte eheliche Fruchtbarkeitsziffer der geborenen Amerikanerin- 
nen ist ungefähr so niedrig. wie die der Pariserinnen, und über- 
dies ist eine viel größere Quote von ihnen unverheiratet. Vol- 
lends gegenüber den eingewanderten Amerikanerinnen ist die 
Ledigenquote der einheimischen enorm hoch. Dagegen fehlt es, 
soviel ich sehe, an jedem direkten statistischen Zeugnis für einen 
Geburtenrückgang der Unionsbevölkerung in den letzten Jahr- 
zehnten. Die allgemeinen Geburtenziffern 8) sprechen nicht für 
den Rückgang; die mir vorliegenden allgemeinen Fruchtbarkeits- 
ziffern für Massachusetts 1876/85 und 1896/05 8), die ehelichen 
Fruchtbarkeitsziffern für New Hampshire 1890 und Igoo und die 
korrigierten ehelichen und unehelichen Fruchtbarkeitsziffern 
für Rhode Island 1875 und 1900 68) zeigen vielmehr durchweg 
eine zum leil beträchtliche Zunahme (auch für die eingeborenen 
weißen Frauen), die man teilweise mit den Mängeln der Registrie- 
rung und mit der relativen Zunahme fremdbürtiger Frauen zu 
erklären sucht %). Selbst die schnelle Verminderung der Kinder 
unter 5 Jahren im Verhältnis zur weiblichen Bevölkerung der 
fruchtbaren Altersgruppe, die Mombert ®) und Most ”!) zum 
Beweise heranziehen, scheint mir angesichts der Unstimmig- 
keit der Zahlen, der offiziell anerkannten Unzuverlässigkeit 
amerikanischer Volkszählungen, der wahrscheinlichen Verschie- 








of the American Statistical Association, September 1905, zitiert von Newsholme 
und Stevenson S. 62. 

6) Vgl. Newsholme und Stevenson. 

s) Vgl. Brentanos Tabelle S. 35*, zu ergänzen durch S. 43—47 von March’s 
Statistique internationale und S.06* des Statistischen Jahrbuchs für das 
Deutsche Reich, 1910. 

©) Oben S. 333. 

68%) Bei Newsholme und Stevenson. 

6) Kuczynski 1908, S. 229 Anm. Newsholme und Stevenson S. 84 f. In 
Michigan soll die allgemeine Geburtenziffer 1905—0 von 18,2 auf 22,7 gestiegen 
sein, nachdem am I. Januar 1906 ein strengeres Gesetz über die Registrierung 
der Geburten in Kraft getreten war (FClice 5. 14 Anm.). 

20), 5.122, 71) S. 183 Anm. 
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bungen im Altersaufbau der fruchtbaren weiblichen Bevölkerung 
und angesichts der ungünstigen neueren Gestaltung der Kinder- 
sterblichkeit nicht geeignet, Klarheit zu schaffen. 

Blicken wir zurück, so zeigen fast alle Staaten einen mehr 
oder weniger schnellen, Oesterreich einen langsamen Rückgang 
der Fruchtbarkeit; in Irland nimmt die eheliche Fruchtbarkeit 
zu, die allgemeine Fruchtbarkeit ab; in Baden wird der schnelle 
Rückgang im letzten Jahrfünft wieder etwas abgeschwächt. 
In Bulgarien, das mit die höchsten Fruchtbarkeitsziffern hat, 
ist die Tendenz eine steigende, in Serbien bei ähnlich hohen Ziffern 
eine sinkende. Für Rußland und Rumänien, die die höchste 
Fruchtbarkeit haben, erlauben die Ziffern einen zeitlichen Ver- 
gleich nicht 7°). 

Von den hier nicht verzeichneten außereuropäischen Ländern 
hat z. B. Aegypten offenbar eine sehr hohe Geburtenzahl; die 
starke Kinderquote in der Bevölkerung läßt darauf schließen. 
Daß Japan sogar eine zunehmende Fruchtbarkeit habe, ıst 
scheinbar aus der Gestaltung der allgemeinen Geburtenziffer zu 
entnehmen 73). 


Jahres- Allgemeine Allgemeine 
durchschnitt Geburtenziffer 7$) Heiratsziffer 
1886—90 28,5 8,32 
1891—95 28,8 8,51 
1596— 1900 31,2 9,10 
1901—05 32,1 8,19 
1901 33,1 8,7 
1902 32,9 8,4 
1903 32,0 — 
1904 30,6 5,4 
1905 30,3 7,3 
1906 28,8 7,3 
1907 32,9 8,8 


Die Ziffern der Jahre 1904—6 sind offenbar durch den Krieg 
heruntergedrückt. Die Heıiratsziffer würde wohl steigen, wenn 
nicht die im Juli 1898 in Kraft getretenen Gesetze (Civil Code 
und Personal Registration Law) die enorm hohe Ehescheidungs- 
ziffer und damit die Zahl der heiratsfähigen Personen plötzlich 


72) Nach Brentano S. 601 soll auch in Rußland die Fruchtbarkeit abnehmen. 
Er gibt aber nicht an, auf welcherlei Materialien sein Gewährsmann Pokrowsky 
sich stützt. Die S. 27* f. von Brentano selbst beigebrachten allgemeinen Ge- 
burtsziffern sind natürlich nicht beweiskräftig. 

73) Journalofthe R. Statistical Society 1910, S. 738 f. Für die letzten Jahre 
Statistisches Jahrbuch des Deutschen Reichs. 

74) Lebendgeburten. 
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verkleinert hätten (1886—98 2,73, 1899—1905 1,39). Rathgen 75) 
ist der Meinung, die Geburten seien früher unvollständig registriert 
worden; die Zunahme ist also unsicher. 


III. 


Fragen wir nun nach den Ursachen des Geburten- 
rückgangs, so ist von vornherein klar, daß sie spezifisch moderner 
Art sein müssen. Schwankungen der Fruchtbarkeitsziffer hat 
es auch früher gegeben; aber der zeitweilige Rückgang wurde 
durch den Einfluß von Teuerungs- und Notjahren und politischen 
Zeitverhältnissen erklärt, so in Deutschland um das Jahr 1850. 
Für den heutigen Rückgang versagt die Erklärung ?®). 

Ursache des Geburtenrückgangs kann entweder Ver- 
minderung der Heiratsziffer und Erhöhung des Heiratsalters 
sein, oder Verminderung der ehelichen Fruchtbarkeit. 

Brentano sagt mit Recht, die Heiratsstatistik sei heute nicht 
die Ursache; sie kann nur hie und da cine bescheidene mitwirkende 
Rolle beanspruchen. In den meisten Ländern hat vielmehr die 
Heiratsfähigkeit der Mädchen zugenommen und wohl auch ihr 
Heiratsalter abgenommen, so auch ın Deutschland und Frank- 
reich.” Eine Ausnahme bilden England, Australien und einige 
andere Staaten; auch hier beweist aber der schnelle Fall der kor- 
rigierten ehelichen Fruchtbarkeitsziffern, daB die Hauptursache 
weder in der Heiratsfrequenz noch im Heiratsalter zu suchen ist. 

Allerdings lassen die Belege, welche Brentano beibringt, 
manches zu wünschen übrig. Die Ziffern des durchschnittlichen 
Heiratsalters, mit denen er ohne Vorbehalt argumentiert, sind 
bekanntlich durch den jeweiligen Altersaufbau der Bevölkerung 
beeinflußt, z. B. das niedrige durchschnittliche Heiratsalter der 
preußischen Bergarbeiter. Noch wertloser und mißverständ- 
licher ist die durch die Einwohnerzahl dividierte Heiratsziffer, 
die Brentano aus verschiedenen Quellen zusammengestellt und 
zum Teil berechnet hat. Rationeller ist die von March S. 102 f. 
für eine große Zahl von Staaten berechnete Heciratsziffer der 
Mädchen heiratsfähigen Alters 7”); noch zweckmäßiger verwendet 
2 i Jana Volkswirtschaft und Staatshaushalt, Leipzig 1891, S. 138. Die 
Japaner, Leipzig 1905, S. 8. 

*6, Mombert 100 f. v. Mayr 1909, S. IIQ, 115. 

77) Die von Brentano S. 585 Anm. 3 wiedergegebene kleine Tabelle Sund- 
bärgs ist unvollständig und irreführend; daß sie einen starken Rückgang der 
französischen Heiratsfrequenz anzeigt, scheint Brentano nicht bemerkt zu haben. 
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man die in meinen obigen Tabellen enthaltenen, von Brentano 
nur vereinzelt angeführten Ziffern, die die Verheiratetenquote 
der weiblichen Bevölkerung fruchtbaren Alters angeben. Nach 
ihnen ist ein Rückgang der Ehelichkeit im Vereinigten Britischen 
Königreich und Australien, in einigen süddeutschen Staaten, 
Holland, Finnland und Skandinavien, auch in Serbien zu kon- 
statieren, während Oesterreich annähernd stillsteht 78). 

Ebenso anfechtbar ist die Erklärung, die Brentano für den 
verschiedenen Gang der Heiratsfrequenz versucht. Schon der 
Ausgangspunkt seiner Argumentation ist verfehlt; er argumen- 
tiert (S. 585) von der angeblich abnehmenden Heiratsfrequenz 
der oberen Klasse aus; allein was seine Tabellen beweisen, ist 
nicht der zeitliche Rückgang, sondern der simultane Tiefstand 
ihrer Heiratsfrequenz gegenüber der Volksmasse 79). 

Die steigende Heiratsfrequenz in Ländern wie Deutschland 
führt er (S. 584) auf die Zunahme der städtischen Großindustrie 
zurück, die ihren Arbeitern frühere und zahlreichere Heirat er- 
laube. Allein die erhöhte Heiratsziffer der schnell wachsenden 
preußischen Industriestädte, auf die er sich auffallender Weise 
beruft, ist natürlich durch deren jugendlichen Altersaufbau beein- 
flußt. S. 586 Anm. 4 schließt Brentano umgekehrt sogar aus einer 


18) Auf den Rückgang einiger nordamerikanischer Heiratsziffern, der Bren- 
tano besonders aufgefallen ist, gebe ich bei der geringen Zuverlässigkeit dieser 
Statistik und bei den wahrscheinlich erheblichen Verschiebungen im Altersauf- 
bau daselbst wenig. Auffallenderweise schließt Brentano aus der jugendlichen 
Einwanderung gerade auf cine Verjüngung des Altersaufbaus (auch in andern 
amcrikanischen und australischen Staaten); dieser Schluß wäre doch nur zulässig, 
wenn vorher nachgewiesen würde, daß die neu Eingewanderten eine wachsende 
Quote der Bevölkerung ausmachten. 

78) Auch was Brentano über den EinfluB der allgemeinen Wehr- 
pflicht auf die Heiratsziffer sagt, bedarf einer Modifikation. Wenn er auch 
mit Recht Levasseurs Meinung bestreitet, daß sie auf die Heiratsfähigkeit einen 
smaßgebenden« Einfluß übe, so ist doch sein Argument nicht schlüssig: »die 
letztgenannten Länder (Großbritannien, Amerika, Australien), in denen die Zahl 
der Eheschließungen abgenommen hat, kennen die allgemeine Wehrpflicht nicht, 
während das Deutsche Reich, wo die Heiratsziffer zugenommen hat, ihr Vater- 
land iste. Mir scheint, daß die allgemeine Wehrpflicht in Ländern, die sie längst 
besitzen, zwar auf den Tiefstand der Heiratsziffer, aber nicht auf ihr Sinken 
oder Steigen einwirken kann. Wohl aber wird, wie Nadobnik mit Recht hervor- 
hebt, die Abkürzung der Dienstzeit das Heiratsalter herabsetzen und also die 
Heiratsziffer steigern; so scheint die Halbierung der aktiven Dienstzeit in Sach- 
sen (von 6 auf 3 Jahre) nach seinem Eintritt in den Norddeutschen Bund das 
männliche Heiratsalter 1866—70 merklich verjüngt zu haben; einen ähnlichen 
Einfluß wird auch die Einführung der zweijährigen Dienstzeit für die deutsche 

Infanterie 1893 geübt haben. 
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Verschiebung des Altersaufbaus der verheirateten Stadtbevöl- 
kerung auf eine Verjüngung des normalen städtischen Heirats- 
alters. In Wirklichkeit ist in Preußen das mittlere Heiratsalter 
in der Stadt, das nach Brentano zumal bei dem jugendlichen 
Altersaufbau der Stadtbevölkerung extrem niedrig sein müßte, 
höher als auf dem Lande, und auf dem Lande schneller gesunken 
als in der Stadt, besonders in der Großstadt ®). Die Zunahme 
der Stadtbevölkerung erklärt also ein Steigen, nicht Sinken des 
Heiratsalters. Mit diesem Tatbestand hätte Brentano sich aus- 
einandersetzen müssen ®). 

Am Maßstab der statistischen Belege gemessen, schwebt 
ebenso die andere These Brentanos in der Luft: die abnehmende 
Heiratsziffer in England sei teils durch die steigenden Lebens- 
ansprüche des englischen Arbeiters, teils durch die zunehmenden 
Kosten seiner Berufsvorbereitung bedingt. Ich sehe nicht, auf 
welche Tatsachen Brentano sich stützt. A priori ist eher zu ver- 
muten, daß die Verbreitung neumalthusianischer Praxis zu 
früherer Heirat ermutigt habe. Nach Yule S. 121I hat in den 
ärmeren Bezirken Londons die Quote verheirateter und besonders 
jung verheirateter Frauen mehr abgenommen als in den wohl- 
habenden. Diese einzige einschlägige Statistik scheint mir mehr 
gegen als für Brentano zu sprechen. 

Es wird daher richtiger sein, die Aufklärung des verschiedenen 
Gangs der Heiratsziffern in verschiedenen Ländern künftiger 
Untersuchung zu überlassen. Für die Erklärung des Geburten- 
rückgangs können wir mit Brentano von der Heiratsstatistik im 
wesentlichen absehn. 


IV. 


Es bleibt der Rückgang der ehelichen Fruchtbarkeit zu er- 
klären. 

Der Rückgang der ehelichen Fruchtbarkeit hat eine Mchr- 
zahl von Ursachen. Brentano nimmt mit Recht an, daß phy- 
siologische Unfruchtbarkeit mitspielt; ich komme darauf zurück. 
Aber die Hauptursache findet er in einer wachsenden Abneigung 
der Eltern gegen eine große Kinderzahl. 

80) Nadobnik S. 19, 20. 

81) Vgl. auch Nadobnik S. 45 f., der zu zeigen sucht, daß die Verjüngung des 

preußischen Heiratsalters sich nur zu kleinem Teile aus der Berufsverschiebung 


erkläre. Dabei übersicht er, daß die berufliche Heiratsziffer durch den beruf- 
lichen Altersaufbau beeinflußt ist. 
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Seine Theorie ist die altbekannte, noch jüngst ähnlich von 
Mombert vorgetragene: Die Tendenz zur Beschränkung der Kinder- 
zahl wächst mit dem Wohlstand der Eltern. 


»Mit zunehmendem Wohlstand und zunehmender Kultur #2) wächst die 
Mannigfaltigkeit der Bedürfnisse der Menschen , und mit dem Auftreten andrer 
Bedürfnisse macht sich auch hinsichtlich der Befriedigung des Geschlechts- 
triebes 83) das Gossensche Gesetz geltend, wonach der nach der größten Summe 
des Wohlgefühls strebende Mensch mit der Befriedigung eines Bedürfnisses da 
abbricht, wo ein Fortfahren in seiner Befriedigung ihm geringeren Genuß be- 
reiten würde, als die Befriedigung eines andern Bedürfnisses, auf die er sonst ver- 
zichten müßte. Der Mensch bricht mit der Kindererzeugung da ab, wo die 
Mehrung der Kinderzahl ihm geringere Befriedigung schafft, als andre Genüsse 
des Lebens, die ihm sonst unzugänglich würden, oder als die Befriedigung, die 
es ihm gewährt, daß seine Frau nicht dem Siechtum verfällt, daß er keine mit 
Krankheit behaftete Kinder auf die Welt setzt oder seinen Kindern eine bessere 
Ausrüstung für den Kampf ums Dasein zu verschaffen vermage« è$). 

An andrer Stelle fügt Brentano hinzu, daß auch die Ehe 
selbst mit wachsendem Wohlstand sich vergeistigt; während mit 
dem Aufkommen der Ersparnisse das Divisionsexempel in den 
Bereich der Erwägungen rücke, wieviel jedes Kind erben wird. 

Man sieht: der Geburtenrückgang erscheint hier im Glanze 
des Kulturfortschritts; wenn auch Brentano weit entfernt ist, 
gleich vielen Malthusianern die Beschränkung der Kinderzahl 
für tugendhaft zu erklären, ja sogar selbst hervorhebt, daß sie 
»oft von ausgesprochen unsittlichen, ja kriminellen Erscheinungen 
begleitet ist«. 

Und man sieht ferner: die Motivation ist rein individua- 
listisch. Der ganze Motivationsprozeß spielt sich im Mikrokos- 
mos des Familienvaters oder der isoliert gedachten Familie ab. 
Das ist alte Schule. 

Eine eigentümliche Komplikation ergibt sich, wenn man 
fragt, ob denn auch, umgekehrt, sinkender Wohlstand die Ge- 
burtenzahl vermehrt. Brentanos Schüler Goldstein, der die 
Wohlstandstheorie teilt, ist der Meinung, die zunehmende Steuer- 
belastung, also Wohlstandsminderung der französischen Familie 

habe die Geburtenzahl vermindert), wie auch das Stati- 
stische Amt der Stadt München den Geburtenrückgang Mün- 


82) Die Proportionalität von Wohlstand und Kultur scheint Brentano vor- 
auszusetzen. 

83) Brentano meint wohl den Wunsch nach Kindern, den er vom Geschlechts- 
trieb sonst unterscheidet. 

8) Brentano S. 600. 

85) S. 188. Vgl. S. 130. 
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chens zu einem großen Teil auf die Teuerung zurückführt 8°). 
Aehnlich meint Brentano 87), daß »Herrenvölker« »auch bei Ver- 
schlechterung ihrer Lebensbedingungen nicht mehr zu einer 
höheren Geburtenziffer zurückkehren« (Einen positiven Rück- 
gang, wie Goldstein, folgert Brentano wenigstens nicht aus- 
drücklich). Wir kämen dann zu dem Resultate, daß sowohl Zu- 
wie Abnahme, also jede Veränderung des Wohlstands die Geburten- 
ziffer ungünstig beeinflusse. Daß die Theorie in dieser Form 
plausibler erscheint, wird wohl niemand behaupten. 

Allein bleiben wir bei dem einfachen Falle steigenden Wohl- 
stands. Auch hier kann man nicht sagen, daß die Motivation 
von selbst einleuchtet. Einleuchten würde es, daß der normale 
Familienvater, wenn sein Einkommen steigt, nicht nur 
neue Wünsche zu befriedigen anfängt, die bisher unbefriedigt 
bleiben mußten, sondern auch die bisher schon berücksichtig- 
ten Wünsche besser befriedigt 8°); daß er z. B. von einem Mehr- 
verdienst von 2000 Mark, wenn er grenznützlerisch kalkuliert, 
vielleicht zooo Mark für den bisher erst teilweise befriedigten 
Wunsch des Kinderbesitzes, also für einen Familienzuwachs 
reserviert, und r000 Mark für neue Zwecke, vielleicht eine Bade- 
reise. Allein Brentano meint offenbar, steigendes Einkommen 
weckt neue Wünsche, die bisher schliefen, zumal bei zunehmen- 
dem Angebot neuer oder verbilligter Kulturgüter, so daß der 
normale Familienvater bei 2000 Mark Mehrverdienst 3000 Mark 
für neue Kulturwünsche bestimmt und zur Bilanzierung des Etats 
ein Kind spart, das er sonst gezeugt hätte. Natürlich ist Bren- 
tano beweispflichtig, und zwar müßte der Beweis auf breiter 
statistischer Grundlage geführt werden; denn unsere Tabelle 
zeigt und vielfache Kunde bestätigt, daß der Geburtenrückgang 
in die breite Masse greift, in die Mittelklasse und den Arbeiter- 
stand hinein. 

In der Tat widmet Brentano diesem statistischen Beweise 
sowohl in seinem Tabellenanhange wie im Texte breiten Raum. 
In dem Buch seines Schülers Mombert 1907 war diese Beweis- 
führung sogar der Mittelpunkt. Mombert riskierte für Deutsch- ` 
land den Nachweis, daß die Menschen um so weniger Kinder 
zeugen, je mehr Geld sie in der Sparkasse haben. 


— — —. 


86) Geburten usw. S. 3. en 
87a) vgl, Nadobnik S. 51. 
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Es wird schwer sein, für die Wechselwirkung sozialer Kausal- 
zusammenhänge ein besseres Schulbeispiel zu finden. Es ist 
Mombert entgangen, daß kinderarme Familienväter eo ipso 
sparfähiger sind, das Sparguthaben des kinderarmen Familien- 
vaters also ebenso gut Wirkung wie Ursache sein kann 8). Ueber- 
dies ist derParallelismus zwischen Sparkassenfrequenz und Kinder- 
armut äußerst defekt 89). 

Nachdem dann Hindelang in seiner von der Staatswirtschaft- 
lichen Fakultät der Universität München preisgekrönten Schrift®) 
1909 die zum Teil schon von Mombert selbst zugegebene In- 
kongruenz von Spartätigkeit und Sparkassenstatistik dargelegt, 
hat Brentano auf dieses Argument völlig verzichtet. Aber mir 
scheint, daß die Ersatzargumente, welche er heranzieht, nicht 
viel beweiskräftiger sind. 

Zunächst muß man sich klar darüber sein, daß jeder derartige 
Zahlenbeweis hinkt. Denn was soll ein Parallelismus von Geburten- 
rückgang und Wohlstand eigentlich noch beweisen, wenn der 
Geburtenrückgang nicht nur durch steigenden, sondern auch 
durch sinkenden Wohlstand verursacht sein kann? 

Zweitens aber ist jeder solche Beweis mehr oder weniger 
demselben Einwande ausgesetzt, wie Momberts Sparkassen- 
theorie. Schon Graßl hat hervorgehoben, daß fortpflanzungs- 
schwache Familien infolge der ersparten Erziehungskosten die 
Chance haben, Vermögen zu sammeln, daß also die Kapitalisten 
zum Teil eine Auslese fortpflanzungsschwacher Familien sind. 
Dazu kommt zweitens, daß solche fortpflanzungsschwache Fa- 
milien ihr Vermögen, wie man es ın Frankreich beobachten 
kann 9%), im Erbgange nicht zersplittern, vielmehr oft durch 
Erbschaft von kinderlosen Verwandten noch aufbessern ®P). 





#8) Vgl. meine Anzeige Momberts a. a. O., und v. Mayr 1909, S. 119/120 
und 125. 

89) Defcktstellen: r. Berlin und Hamburg, die zwei größten Städte Deutsch- 
lands; 2. das Industriegebiet des Westens mit polnischer Zuwanderung. Vgl. 
die mir nicht verständliche »I:rklärunge Momberts (S. 240) für Berlin und Ham- 
burg. 

20)..5, 09T. 

»a) Kaufmann, Das französische Bankwesen (r. Ergänzungsheft dieser 
Zeitschrift), S. 40. 

1) Künftig würde allerdings dieser Erbantall von kinderlosen Oheimen 
usw. aufhören, wenn nach dem Siege des Zwei- und Einkindersystems der 
Mensch überhaupt keinen Oheim mehr haben, sondern von geschwisterlosen 
Eltern abstanımen wird. Das konzentrierte Familienvermögen wird dann ohne 
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Und wie der Kapitalbesitz infolge früherer Erziehungskosten- 
Ersparnisse und im Erbgange das Einkommen direkt und indirekt 
erhöht, so drücken die laufenden Ersparnisse an Erziehungskosten 
das Existenzminimum herunter und erlauben eine Steigerung 
mancher Ausgabeposten, die als Ausdruck des Wohlstands zu 
gelten pflegen. So ist es selbstverständlich, wenn die kleinere 
Geburtenzahl einem höheren Mietsaufwande, unter Umständen 
auch einer höheren Steuerleistung, wie bei der französischen 
Tür- und Fenstersteuer, entspricht; die kleinere Geburtenzahl 
kann statt Wirkung Ursache sein. 

Bleiben wir bei diesem Beispiel: Abstufung der Fruchtbar- 
keit nach der Steuerleistung, noch einen Augenblick stehen, 
so treffen wir auf eine zweite T’ehlerquelle, die den Maßstab 
Steuerleistung unbrauchbar macht. Die Tabelle z. B., welche 
Brentano auf S. 24* dem trefflichen Buche von Tallquist, re- 
cherches statistiques sur la tendance à une moindre fécondité, 
1886, entnommen hat: Fruchtbarkeitsziffer und Steuerleistung 
der französischen Departements, verdankt ihren erstaunlichen 
Parallelismus wohl zu gutem Teil dem geburtenstatistischen 
Unterschiede von Stadt und Land, auf den ich in einem folgenden 
Abschnitte zurückkomme. Die städtischen Departements haben 
die niedrigere Fruchtbarkeitsziffer.. Daß sie auch die höhere 
Wohlstandsziffer zu haben scheinen, ist aber mindestens teil- 
weise durch den höheren Wert bedingt, den das Geld auf dem Lande 
besitzt. Aus diesem Grunde hat denn auch Brentanos Schüler 
Mombert die preußische Einkommensteuer als örtlichen Wohl- 
standsmesser abgelehnt. »Nicht von der Höhe des Nominal-, 
sondern von derjenigen des Realeinkommens«, sagt er °'), »hängt 
der Wohlstand einer Bevölkerung ab. Da uns die Einkommen- 
steuerstatistik nur das erstere nennt, ist sie zu einem geographi- 
schen Vergleich unbrauchbar.« Die französischen Steuern, 
welche Brentano unbeschen als Wohlstandsmaßstab verwendet, 
unterliegen aber dieser Kritik noch mehr, als die preußischen. 
Zwar die Personalsteuer nimmt auf den örtlichen Geldwert 
einige Rücksicht. Aber die Mobiliarsteuer wird nach der Wohnungs- 


-— 


den Umweg über die Kopfstation des kinderlosen Oheims direkt, up ewig 
ungedeelt, dem Stammbhalter gesichert bleiben. 

91) S, 171. Tallquist, dessen reichhaltige Schrift Mombert auffallend wenig 
zitiert, hatte 1886 auf S. 30—31 gefunden, daß die preußische Sparkassen- und 
Einkommensteuerstatistik schlecht kongruieren. 
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miete abgestuft, trifft also den Städter und Großstädter übermäßig. 
Und die Tür- und Fenstersteuer ist gar direkt nach der Ortsgröße 
gestaffelt, zum schweren Schaden des Städters und Großstädters. 
Allein die scharfe Kritik, die Mombert an der Einkommen- 
steuer als Maßstab des Wohlstands übt, erschöpft den Sachver- 
halt noch nicht. Sie übersieht, daß in der Stadt nicht nur der Geld- 
wert niedriger, sondern auch das physiclogische Existenzminimum 
wesentlicher höher ist, als auf dem Lande. Die höhere Steuer- 
ziffer der Stadt verliert dadurch vollends ihre Bedeutung als 
Wohlstandsmesser. Auf diese Verschiedenheit des physiologischen 
Existenzminimums habe ich schon 1903 in einer Polemik gegen 
Brentano in der von Friedrich Naumann herausgegebenen 
Wochenschrift »Die Zeit« nachdrücklich hingewiesen. Brentano, 
der sie schon damals nicht in Abrede stellte, hat jüngst, gestützt 
auf die physiologischen Ergebnisse einer Schrift von Prof. Cohn- 
heim 1908, sie von neuem in bemerkenswerter Weise anerkannt 2). 
Um so anfechtbarer ist sein Schluß von der Steuersumme auf den 
städtischen Wohlstand. 
Bei weiteren Argumenten Brentanos sprechen wieder andere 
Fehler mit. Daß er von einer hohen Grundbesitzerzahl eines 
französischen Departements, also von weitgehender Zersplit- 
terung des Grundeigentums, auf Wohlstand schließt, ist auf- 
fällig. Am auffälligsten ist aber sein Irrtum beim Vergleich 
armer Stadtteile mit wohlhabenden, Für London führt Brentano 
selbst an, daß Webb die Fruchtbarkeit der ärmsten Stadtteile 
durch die dort zahlreich wohnenden russischen Juden und Iren 
erkläre; es werden also heterogene Bevölkerungsmassen mit- 
einander verglichen, auch wenn Brentano den direkten Einfluß 
von Rasse und Religion auf die Fruchtbarkeit nicht für erwiesen 
hält. Webb fügt hinzu, daß die große Mehrzahl der andern Lon- 
doner Stadtteile einen Zusammenhang zwischen Wohlstand und 
Fruchtbarkeit kaum erkennen lasse. Ferner hat Heron %) aus- 
gerechnet, daß die Differenzen der ehelichen Fruchtbarkeit ın 
guten und schlechten Londoner Stadtvierteln gerade zur Hälfte 
durch den jugendlicheren Altersaufbau der Ehefrauen von 15—54 
Jahren in den schlechten Vierteln °?) sich erklären; ein Fehler, 


92) Brentano, Die deutschen Getreidezölle, Stuttgart und Berlin 1910, 
S. 9—ı1. 92) 5.18. 

2) Zum Teil bedingt durch die größere Sterblichkeit der ärmeren Frauen 
(Heron S. 16). 
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der zwar in den korrigierten Fruchtbarkeitsziffern Londons 
einigermaßen ausgeschaltet ist, aber in den allgemeinen Frucht- 
barkeits- und Geburtenziffern anderer Städte, die Brentano heran- 
zieht, in vergrößerten Dimensionen wiederkehrt. Brentano 
operiert aber mit diesen allgemeinen Fruchtbarkeits- und sogar 
allgemeinen Geburtenziffern, sowohl beim Vergleich der Stadt- 
viertel wie bei andern Vergleichungen, in einer Weise, die meh- 
reren seiner Tabellen die Beweiskraft nimmt ®). Von anderer 
Seite ®) wird mit Recht betont, daß die allgemeine Frucht- 
barkeits- und Geburtenziffer der wohlhabenden Stadtteile durch 
die Dienstboten heruntergedrückt wird. Daß in einem Haus- 
halte, der zwei Dienstmädchen, ein Kindermädchen und eine 
Französin beschäftigt, die Geburtenzahl im Verhältnis zur Zahl 
der in fruchtbarem Alter stehenden weiblichen Personen niedrig 
bleibt, ist nur in der Ordnung. Daß kinderreiche Familien in 
durchschnittlich dichter bevölkerten Wohnungen hausen als 
kinderarme, und daß sie billige Wohnungen bevorzugen, konnte 
man ebenfalls von vornherein vermuten. Familie A, die kinder- 
los bleibt, wird eine teurere Wohnung bezahlen können, als 
Familie B, die bei gleichem Einkommen mit 7 Kindern gesegnet 
ist, und ihre Wohndichte wird außerordentlich niedrig sein. 
Sie kann auch die verschiedenen Wohlfahrtszwecken dienenden 
Kassenbeiträge mit Leichtigkeit aufbringen und selbst Genossen- 
schaftsanteile erwerben; daher in Gewerkschaften und Genos- 
senschaften jene Auslese kinderarmer Familien, die Brentano 
und andern aufgefallen und für die Wohlstandstheorie in An- 
spruch genommen worden ist. Ihre Wohnung aber wird sie in 
einer Straße wählen können, die der Familie B schwer zugänglich 
ist, teils wegen des hohen Mietpreises, wenn die Räume für die 
große Familie einigermaßen zureichen sollen, teils weil der Haus- 
wirt kinderarme Familien bevorzugt. Als kürzlich in einer nord- 





°) Er beruft sich sogar auf Passy, dessen Argument, arbeiterreiche Städte 
seien geburtenreich, schon von Ballod 1899, S. 04 mit dem Hinweis auf den ab- 
weichenden Altersaufbau der Industriestädte zurückgewiesen worden ist. 

%) P, Leroy-Beaulieu in der Revue des deux Mondes, 1897, zitiert von Clé- 
ment S. 68: Il se trouve dans les quartiers riches une plus forte proportion de 
ménages âgés, de gens retraités, de domestiques et de personnes qui ne passent 
qu'une partie de l'année en ville; la natalité doit donc être plus faible. Nous 
croyons qu’en France, il y a plus d’enfants dans la haute bourgeoisie que parmi 
les petits bourgeois, les paysans normands et des départements riverains de la 
Garonne et même que parmi les artisans, les contremaitres et les ouvriers d'élite. 
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deutschen Mittelstadt der Spar- und Bauverein in einer Villen- 
straße zwei Häuser baute, meinten die entrüsteten Nachbarn, 
das werde eine Kinderwirtschaft geben; allein es zeigte sich, daß 
die Baugenossen, die diese relativ teuren Wohnungen bezahlen 
konnten, nicht sehr kinderreich waren. Die kinderreiche Familie 
sinkt sozial, die kinderarme steigt. So entstehen schon durch 
ein natürliches Rangieren Brentanosche Stadtviertel mit 
niederer Geburtenzahl, erhöhter Durchschnittsmiete und geringer 
Wohndichte; hier drückt zugleich auch die Dienstbotenzahl die 
Fruchtbarkeitsziffer herunter. 

Nimmt man schließlich hinzu, daß den scheinbar stim- 
migen Parallelsmen von Wohlstand und Geburtenzahl auch 
Unstimmigkeiten gegenüberstehn 9), so wird man sagen müssen, 
daß der Einfluß des Wohlstands auf die Fruchtbarkeit erst noch 
nachgewiesen werden soll. 


V. 


Festen Boden gewinnen wir erst durch die Unterscheidung 
der Fruchtbarkeit in Stadt und Land. Die schon von Wappäus 
bemerkte größere Fruchtbarkeit des platten Landes ist zwar 
in neuerer Zeit durch die statistische Wirkung des Zugs der länd- 
lichen Jugend in die Stadt verdeckt und darum manchmal ver- 
kannt worden; allein sie tritt bei rationeller Berechnung mit 
überwältigender Deutlichkeit heraus. Hatte v. Mayr noch 1897 
in seinem Lehrbuch °8) sie als einer eingehenden methodischen 
Prüfung bedürftig bezeichnet, so konnte er 1909 ®) sie für gründ- 
lich erwiesen erklären. 

Leider scheint die allgemeine Fruchtbarkeitsziffer für Stadt 


7) Vgl., außer der obigen Ausführung Webbs für London, de Felice S. 205. 
206. 216—7; ferner 244 (Disproportionalität zwischen Analphabetentum und 
Geburtenzahl; vgl. auch 1885—9). Den Rückgang der britischen Fruchtbarkeit 
datiert Brentano S. 593 von der zweiten Hälfte der 70er Jahre; als ob erst damals 
die Zunahme des Wohlstandes und nicht vielmehr eine ungünstige Wendung 
im Fortschritt begonnen hätte. Nach dem Wohlstandsmaßstab müßte England 
unfruchtbarer sein als Frankreich, und müßte der französische Geburtenrückgang 
in neuerer Zeit sich wesentlich verlangsamt haben. Auch in Australien ist der 
Geburtenrückgang gerade in dem Jahrzehnt rapide fortgeschritten, in welchem 
sein Wohlstand infolge einer beispiellosen Trockenheitsperiode darniederlag; 
während das 20. Jahrhundert mit der Rückkehr des landwirtschaftlichen Wohl- 
stands einen weiteren Sturz der Natalität nicht gebracht zu haben scheint. In 
Japan scheint trotz seines rapiden Kulturfortschritts der Geburtenrückgang 
überhaupt zu fehlen, doch ist hier die Statistik unsicher. 

») 5. 180. S T22 
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und Land selten berechnet worden zu sein; doch liegen z. B. für 
Preußen einige Zahlen vor. Aus älterer Zeit zeigt eine Tabelle 
Momberts !®) wenigstens, daß 1838/40—1853/55 die allgemeine 
Fruchtbarkeitsziffer hauptsächlich in Westelbien fiel. Ballod 
berechnet 1897 '%) den »korrigierten Geburtenkoeffizienten« 
Berlins für 1876/80, 1881/85 und 1886/90 auf 33,27, 28,8 und 
26,06, während die entsprechende Ziffer für die Gesamtheit der 
preußischen Städte mit über 20 000 Einwohnern I8go/gI 31,19 
bis 31,84, für die preußischen Landgemeinden und Gutsbezirke 
1890/gI 39,50 bis 41,01 ist. Die Hamburger Ziffer der 70er und 
oer Jahre war etwas höher als die Berlins; die Münchener Ziffer 
blieb 1881/90 und 1891/93 unverändert auf 28,9 1%). 1899 13) 
unterscheidet Ballod die preußischen Städte nach Größenklassen 
(summarisch korrigierter Geburtenkoeffizient): 


Kleinstädte Mittelstädte Großstädte 
Anzahl Kocffizient 
1880/81 35,81 35,36 7 30,66 
1885/86 — 38,32 12 29,00 
1890/g1 — 30,42 16 28,72 
at j 12:98) 30,23 


In Berlin !9) sank die allgemeine Fruchtbarkeitsziffer, an- 


scheinend bis zum Alter von 49 Jahren, von 
140"/oo 1879 
auf 112°/, 1886—90 
è I00w 1891—95 
>» 91” 1896—1900 
Von neueren Berechnungen !) ist außerdem eine amtliche 
preußische 108) und eine bayerische hervorzuheben. In Preußen 
war die allgemeine Fruchtbarkeitsziffer bis zum 45. Jahre 
in den Städten auf dem Lande im Stadtkreise Berlin 





1876 --80 160,04 182,93 149,21 

1881— 90 145,17 179,IO 119,59 

1891—95 140,65 181,85 100,2 

1 896—1900 130,59 183,00 90,73 

I901-—05 124,12 178 72 88,78 
199) SD: TIZ: 101) 15, 49. 


102) Das abweichende Resultat Ballods für einige englische Grafschaften 
wird durch die neuere Berechnung von Newsholme und Stevenson berichtigt 
(korrigierte cheliche Fruchtbarkeitsziffer, mit Vergleichung der Verheirateten- 
quote in Stadt und Land). 

103) S75, 104) westliche. 105) östliche. 

106) Kuczynski 1908, 5. 234. 

107) Aeltere Berechnungen Bleichers erwähnt A. F. Weber S. 332. 

108) Zeitschrift des Preußischen Statistischen Landesamts 1908, S. LXX, 


und Statistische Korrespondenz, 15. Oktober 1910. 
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Die Zahlendifferenzen zwischen Stadt und Land sowohl 
wie zwischen Berlin und den andern Städten haben sich also 
nicht nur erhalten, sondern in ununterbrochenem Fortschritt 
vergrößert. Die Berliner Fruchtbarkeit ist zuletzt nicht halb 
mehr so groß wie die ländliche. Die kleinen Schwankungen der 
ländlichen Ziffer hängen wohl mit Verschiebungen im Alters- 
aufbau zusammen. 


I900/oI war die allgemeine Fruchtbarkeitsziffer Preußens 
auf dem Lande 183,41 
in den Kleinstädten 148,95 
in den Mittelstädten 148,29 
in den Großstädten 117577 

Hindelang °?) gibt die Entwicklung der bayerischen all- 
gemeinen Fruchtbarkeitsziffern bis zum 50. Lebensjahr seit den 
60er Jahren zwar nicht für den Staat im ganzen, aber für die 
einzelnen Regierungsbezirke, getrennt für die unmittelbaren 
Städte und die zwar nicht durchweg, aber ganz überwiegend 
ländlichen Bezirksämter !!). Die unmittelbaren Städte haben 
durchgängig die niedrigeren Fruchtbarkeitsziffern, und in der 
Mehrzahl der Bezirke hat der Unterschied gegenüber den Bezirks- 
ämtern zugenommen. Für den letzten Zeitraum, IGOI—05, 
beträgt der Durchschnitt der 8 Fruchtbarkeitsziffern: in den 
unmittelbaren Städten 128, in den Bezirksämtern 162. 

Dabei darf nicht übersehen werden, daß diese summarische 
Berechnung, ohne Korrektur des Altersaufbaus, die städtische 
Fruchtbarkeit überall da noch zu hoch erscheinen läßt, wo die 
Stadt infolge des jungen Zuzugs vom Lande eine relative Ueber- 
zahl von jungen Frauen mit größerer Fruchtbarkeit beherbergt. 
So standen in Preußen Igoo von je r000 15—45jährigen Ehe- 
frauen im Alter von weniger als 30 Jahren: auf dem Lande 338, 
in der Stadt 356 !"}), trotz des höheren Heiratsalters der Stadt 2). 
Auch für Bayern konstatiert Hindelang !!3) eine viel jugend- 
lichere Zusammensetzung der eheweiblichen Stadtbevölkerung. 
Die eheliche Fruchtbarkeit aber sinkt mit dem Alter der Ehe- 


’ 


frau z. B. in Sachsen 1874/83 von 71°, bei 15—20 Jahren auf 


109). Se Azote 

110) In der Pfalz werden die ıı größeren Städte von dem übrigen Gebicte 
unterschieden. 

n1) Mombert S. 211. Vgl. Seutemann S. 300. 

112) Nadobnik S. 19, 20. 

113) S. 94 f. 150f. 
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33% bei 30—35 Jahren, in Berlin 1900 /oI sogar von 57 auf 16% 
auf denselben Altersstufen, und so weiter 114). 

Die meisten zwischen Stadt und Land differenzierenden 
Berechnungen gelten aber nicht der allgemeinen, sondern nur 
der ehelichen Fruchtbarkeit. Diese Ziffern bringen die 
höhere ländliche Fruchtbarkeit noch unvollkommener zum Aus- 
druck, da, wie früher bemerkt, in der Stadt ein größerer Teil 
der fruchtbaren Altersklassen unverheiratet ist 15). Wir müßten 
also zu den unkorrigierten ländlichen ehelichen Fruchtbarkeits- 
ziffern nicht nur mit Rücksicht auf den Altersaufbau der frucht- 
baren weiblichen Bevölkerung einen Zuschlag machen, sondern 
auch mit Rücksicht auf ihren Zivilstand. 

Allein selbst diese, zugunsten der städtischen Fruchtbarkeit 
verschobene Statistik ergibt mit seltenen Ausnahmen !16) einen 
eklatanten und einen zunehmenden Unterschied zugunsten des 
platten Lands, und zu ungunsten namentlich der Großstadt "7). 
Wie auf dem Lande die Zahl der sterilen Ehen hinter der Stadt 
bedeutend zurückbleibt 18), so ist die Kinderzahl für den Durch- 





1) Prinzing S. 21. 

115) Es scheint allerdings manchmal übersehen zu scin, daß der höhere 
Ledigenanteil der weiblichen Stadtbevölkerung sich auch aus dem derzeitigen 
jugendlichen Altersaufbau derselben erklären könnte. Dann wäre es nicht aus- 
geschlossen, daß die korrigierte Gesamtfruchtbarkeitsziffer doch mehr zugunsten 
der Stadt sprechen würde, wenn ihre Berechnung gelänge. Allein diese Deutung 
wird unwahrscheinlich angesichts der Differenz zwischen dem durchschnittlichen 
weiblichen Heiratsalter in Stadt und Land; mindestens in Deutschland ist es 
auf dem Landec niedriger, obgleich man bei dem Altersaufbau der Landbevölke- 
rung das Gegenteil erwarten sollte (Tabellen bei Mombert S. 70—72). Ueber die 
auch in höherem Lebensalter verbreitete Ishelosigkeit der Stadt siehe Weber 
S. 327 (Oesterreich). Wenn, wie Nadobnik (S. 19 und 21) geltend macht, in Bayern 
der Altersdurchschnitt sich auf dem Lande eine Kleinigkeit höher stellt, so ist 
wohl der durch die Wanderung verschobene Altersaufbau schuld. 

116) Wie bei einer holländischen Statistik, die für zwei Städte 530%/,,, für 
40 Landgemeinden 507°, ergibt (Prinzing S. 26) und sich wohl aus dem höheren 
Heiratsalter erklärt, das hier auf dem Lande herrscht (Zeitschrift für Sozial- 
wissenschaft 1901, S. 6061); und bei einigen widerspruchsvollen amerikanischen 
Statistiken (auch unter Berücksichtigung der höheren Fruchtbarkeit der Ein- 
wanderer; vgl. Weber S. 334, 337; aber in Widerspruch mit den Tabellen S. 339 
bis 340). 

117) Die Mittelstädte haben dagegen mitunter sogar eine höhere Fruchtbar- 
keit als das Land, wenigstens nach summarischer Berechnung. Vgl. außer den 
im Texte folgenden dänischen Ziffern die Berechnungen für Sachsen bei Weber 
S. 333, die trotz der ausgeprägten Unfruchtbarkeit der Großstädte für den 
städtischen Durchschnitt meist etwas günstigere Ziffern geben als für das platte 
Land, das allerdings in Sachsen zum Teil städtischen Charakter hat. 

ns) Prinzing S. 39. Mombert S. 236. Der französische Census fand 1901 
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schnitt der Ehen größer, und zwar klafft die Differenz gegenüber 
der Stadt immer breiter auf. Ich gebe einige der markantesten 
Berechnungsergebnisse nach Prinzing !!%), Mombert 1%), v. Mayr 121) 
und Kaup!??) wieder. 

InderSchweiz war die eheliche Fruchtbarkeit 1871—1890 
in °/oo 


ı. in 65 gewerblichen Bezirken 237 
2. in 48 landwirtschaftlichen Bezirken 266 
3. in 69 gemischten Bezirken 257 
2.21 112% 


Belgien 
ı. Städte mit über 2. übrige 


Er ; i 3. vier Großstädte 233) 2:3 
20 000 Finwohnern Gemeinden 


1880 241 266 238 112% 
1890 200 248 195 127% 
1900 174 230 I51 152°, 


Dänemark 


1. Kopenhagen 2. Provinzstädte 3. plattes Land 3:1 


1860 —69 211 237 232 110°, 
1870—79 219 244 240 110°% 
I1 850— 8Y 229 257 243 106°, 
1890— 1900 174 225 244 140% 
Schweden 

1. Stockholm 2. Städte 3. plattes Land 3.21 
1861—70 238 274 296 124°% 
1871—80 242 285 304 120°, 
1881—90 259 279 295 114% 
1891— 1900 202 24I 286 142%, 


Königreich Sachsen 1891—95 1?!) 
plattes Land 26,4, Städte 22,0 


Rechtsrheinisches Bayern 


I. unmittelbare Städte 2. Bezirksämter 2:1 
1870—80 24I 298 i2420 
1894—97 210 290 137% 


ne mie 


über ı5jährige Ehen ohne lebende Kinder: in Gemeinden unter 2000 Ein- 
wohnern 90°, VON 2000—50000 Einwohnern 105°, von 50—100 000 Ein- 
wohnern 145°/g, von mehr als 100000 Einwohnern ohne Paris 159°%/,, Paris 
174% (Kongreßbericht III 1193). In Berlin nahm der Promillesatz der 
kinderlosen Ehen zu von 178 (1886—90) auf 183 (1891—95) und 193 (1896—1909). 
(Kuczynski 1908, S. 241). 

110) S-27 1o S: 233; 12) 5: 123; 1,8. 37: 

123) 1846 : 235, 1856 : 240, 1806 : 266. Die Zahlen, die v. Mayr 1909 S. 123 
für die Brüsseler Vorstädte gibt, stimmen nicht zur letzten Spalte seiner Tabelle. 

121) Prinzing 1901, S. 188 f. (Ehefrauen von 15—50 Jahren). Prinzing be- 


merkt, daß viele sächsische Landgemeinden die Einwohnerzahl von Städten 
haben. 
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Preußen!?®) 


1879—82 1894—97 1899—1902 
I. Landgemcinden 288 290 287 
2. Städte mit unter 20 000 Einw. 278 259 256 
3. Städte mit 20— 100 000 Einw. 208 257 236 
4. Großstädte ohne Berlin 207 235 224 
5. Berlin 238 169 152 
1:5 12190 17220 189% 


Die acht größten deutschen Städte mit über 
300 000 Einwohnern, nach aufsteigender Einwohnerzahl geordnet: 


Frankfurt a. M. Köln !2®) Breslau Leipzig 
1876 25I ? 306 296 
1881 230 313 268 255 
1891 219 318 267 272 
1901 208 278 234 209 
Dresden München Hamburg Berlin 
1876 278 291 304 307 
1881 234 247 273 252 
1891 213 237 205 220 
1901 21I 225 194 172 


Leider reicht die Reihe über das Jahr ıgoI nicht hinaus. 
Für Berlin können wir sie jedoch (berechnet auf alle Ehe- 
frauen, ohne Altersbegrenzung) so ergänzen 1°”): 


1854—57 218,3 1888—92 103,9 
1858—02 215,9 1893—97 141,7 
1863—67 224,4 1898 —0oI 128,5 
1808—72 210,8 1901 126,2 
1873—77 231,1 1902 120,5 
1878—82 200,3 1903—04 113,9 
1883—87 180,3 1905—06 111,7 


Die absolute Zahl der ehelichen Geburten hat in Berlin 


— 





135) Die Zahlen Kaups S. 59, nach denen die eheliche Fruchtbarkeit in 
Preußen 1897/8 bis 1907/8 auf dem Lande fast ebenso stark wie in den Städten 
zurückging, sind unsicher, da die Verteilung der Ehefrauen auf Stadt und Land 
nur in den Zählungsjahren bekannt ist und durch Wanderung, Sterblichkeit, 
Heirat, Scheidung sich schnell verschiebt. Seutemanns Meinung (S. 302), daß 
einige der preußischen Westprovinzen zwischen Stadt und Land keinen erhcb- 
lichen Fruchtbarkeitsunterschied aufweisen, ist irrtümlich, wie ein Vergleich 
seiner allgemeinen Geburtsziffern mit den allgemeinen Fruchtbarkeitsziffern 
dieser Provinzen (Zeitschrift des Preußischen Statistischen Landesamts 1908, 
S. LXX} zeigt. 

126) Prinzing (1901, S. 188) berechnet die Fruchtbarkeit der Kölner Ehe- 
frauen bis zum 50. Lebensjahr für 1879/82 auf 28,7, für 1894/7 auf 20,1 im Jahres- 
durchschnitt. 

127) Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin, 31. Jahrgang, S. 65. Die Durch- 
schnitte 1854—97 sind von Mombert berechnet. Für die Berliner Ehefrauen 
unter 50 Jahren gibt Prinzing 1901, S. 92 Fruchtbarkeitsziffern für 1807—97. 
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ı891 mit 46675 ihr Maximum erreicht; 1906 betrug sie 
43 970, 1907 43 032 !?8), 1908 4I 208 !”9), so viel wie 1886. 

Auch in München geht die absolute Geburtenzahl seit dem 
Anfange des Jahrhunderts zurück *30), 


Eheliche Geburten ~w der Bevölkerung 
1901 14 103 28,1 
1902 13 903 
1903 13 197 
1904 12 877 
1905 12 160 22,8 
1906 11 978 
1907 II 188 
1908 II 0068 
1909 10 535 18,4 


In Dresden sank die eheliche Fruchtbarkeitsziffer Igor bis 
1904 von 2II auf 175, 1905 150; doch erscheint der erstere Sprung 
zu groß, weil scit 1904 auch die 45—5ojährigen Ehefrauen im 
Divisor einbegriffen sind; auch sind in die Stadt Dresden 1902/3 
Vorortsgemeinden mit 85 000 Bewohnern eingemeindet worden. 
In Dresden mit Umgebung sank die allgemeine Geburtenziffer 
1898—1908 von 4I auf 25/0 °). 

In den 349 deutschen Orten mit 15000 und mehr Einwohnern 
fiel die allgemeine Geburtenziffer I90I—IQIO von 33,3 auf 
26,8” h 17). Nach einer neueren englischen Berechnung sank in 12 
europäischen Großstädten die allgemeine Geburtenziffer seit 
25 Jahren von 100 auf 84 (Rom) bis 55 (Brüssel) 133). 

Charakteristisch ist auch der relative und teilweise absolute 
Rückgang der großstädtischen Kinderzahl. In der Grafschaft 
London ging die Zahl der 3—sjährigen Kinder 1896—1905 um 
5—6000 zurück, während die Gesamtbevölkerung schätzungs- 
weise um 300 000 wuchs !3). In Berlin sank die Kinderquote 
der Bevölkerung !5) : 


o— jährige o—Iyjährige o—I5jährige 


"oo 9/00 foo 
I. Dez. 1890 104,2 257,0 
I. Dez. 1900 9p I 241,7 257,2 
1. Dez. 1905 87,6 240,5 


128) Tabellen über die Bevölkerungsvorgänge Berlins im Jahre 1907. 

12°) Desgl. 1908. 

13) Geburten, Eheschließungen und Sterbefälle in München 1909. 

131) Lommatzsch S. 144. 132) Berechnung des K. Gesundheitsamts. 
133) v. Mayr 1909, S, 123; 123) Webb S. 2. 


135) Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin, 28. Jahrgang, S. 20. 31. Jahr- 
gang, S. 3*. 


Ueber den Rückgang der Geburten- und Sterbeziffer. 353 


Von der Enquetekommission in Neusüdwales wird ernsthaft 
die Befürchtung geäußert, daß bald die Schulkinder nicht mehr 
die vorhandenen Schulen füllen werden 136). 

Eine noch exaktere Vergleichung zwischen Stadt und Land 
ermöglicht die Unterscheidung der Altersklassen. Wie gesagt, 
läßt sie überall, wo die städtischen Ehefrauen relativ jugendlich 
zusammengesetzt sind, die überlegene ländliche Fruchtbarkeit 
erst zu vollem Ausdruck kommen. Diese Voraussetzung scheint 
jedoch nicht ausnahmslos vorzuliegen, so nicht in Dänemark 
1890— 1900: die eheliche Fruchtbarkeit war in ° fø 137) : 


Altersjahr 1. Kopenhagen 2. Provinzstädte 3. plattes Land RT 
15—20 581 618 6.48 1120; 
20—25 362 450 475 13120 
25—30 285 353 393 13820 
30—35 218 274 304 139°% 
35—40 147 210 282 147°0 
49—45 60 94 116 193°, 
45—50 5 Io I2 240°% 


Die korrigierten ehelichen Fruchtbarkeitsziffern von News- 
holme und Stevenson, die den störenden Einfluß des Alters 
ausscheiden, lassen folgende Gegenüberstellungen von Stadt und 
Land zu: 


England-Wales 1881 1°): 


32,73 
T 5; 1881, ausgewählte städtische Grafschaften: 32,10 
RR m IA ländliche = 34,09 
London 1881: 30,92 12°) 
Manchester 1881: 30,83 
Schottland 1881: 306,47 
Edinburgh 1881: 32,93 
Glasgow 1881: 33,39 
Irland 1881: 3459 
Dublin 1881; 31,61 
Belfast 1881: 33,65 
Neusüdwales 1901: 24,01 
Sydney und Vorstädte Igor: 21,58 
Viktoria r901: 25,77 
Melbourne und Vorstädte Igor: 22,20 
Rhode Island r900: 23,09 
Providence 1900: 22,02 
Frankreich 1881: 22,73 1902: 19,29 
Parıs 1881: 10,46 1902: 11,98 





136) v, Schulze-Gävernitz, Britischer Imperialismus, S. 195. 

19) Prinzing S. 27. 

13%) Ueber die neuere Entwicklung in England, und über die Fruchtbarkeits- 
zifiern andrer Städte vgl. unten. 

1) 1903 25,93. 
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Deutsches Reich 1880: 30,44 1903: 32,01 
Hamburg 1880: 31,35 1904! 21,70 
Preußen 1880: 30,54 1903: 32,72 
Berlin 1880: 28,26 1903: 18,57 


Während nach der summarischen Berechnung die Berliner 
Fruchtbarkeit sich zur gesamtpreußischen (1809—1902) verhielt 
wie 100 : 171, warnach der korrigierten Berechnung das Verhältnis 
(1903) 100 : 176. Der Anteil der Unterdreißigjährigen an der Zahl 
der 15—45 jährigen Ehefrauen war (1900) in Berlin 342° /æœ in 
allen preußischen Städten 356°/%œ in allen preußischen Land- 
gemeinden und Gutsbezirken 338°/g. Es ist daher anzunehmen, 
daß bei den andern preußischen Städten die beiden Berechnungs- 
methoden größere Abweichungen ergeben würden. 

Zu beachten ist, daB die Ehefrauenquote in Berlin 1880— 1900 
von 470 auf 466 fiel, in Hamburg von 489 auf 497 stieg, in Paris 
1885I—I90I von 489 auf 487, in London von 470 auf 448 fiel. 


VI. 


Daß diese Ziffern den Unterschied städtischer und ländlicher 
Fruchtbarkeit noch nicht reinlich zum Ausdruck bringen, wird 
an späterer Stelle berührt werden. Aber es leuchtet wohl schon 
jetzt ein, daß mit der städtischen und namentlich großstädtischen 
Entwicklung der Volkswirtschaft die treibende Kraft des Geburten- 
rückgangs eng verbunden ist. Bei dem Tiefstand der großstäd- 
tischen Geburtenzahl genügt schon die Zunahme der großstädti- 
schen Bevölkerungsquote, um die Fruchtbarkeitsquote der Na- 
tion schnell herunterzudrücken. Das Wachstum der Großstädte 
ist aber eine ebenso Internationale Erscheinung wie der Geburten- 
rückgang. Dazu tritt zweitens der Rückgang der Geburten- 
ziffer innerhalb der Großstadt selbst, und bei der übrigen Stadt- 
bevölkerung. Daß daneben vereinzelt auch andere Faktoren, auf 
dem Lande, mitwirken, wird noch berührt werden. 

Brentano aber läßt den Einfluß der Stadt überhaupt nicht gel- 
ten. Um seine Argumente zu prüfen, müssen wir siein extenso vor- 
führen. 

»Nach der Meinung AÄndlerere, schreibt er !#°), sist die große Abnahme der 
Geburtenziffer der betrachteten modernen Länder die Folge der fortschreitenden 
Verstädtischung und Industrialisierung. Dieser Erklärung stehen aber vor 


allem die französische Entwicklung seit Beginn des 19. Jahrhunderts, insbeson- 
dere die großen Geburtenziffern der großindustriellen Departements Nord und 


10) S, 599. 
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Pas de Calais und die sehr niedrigen der wohlhabenden bäuerlichen Departements, 
und die australischen Geburtsziffern seit 1885 entgegen. Desgleichen bietet die 
englische Statistik, wie Sidney Webb betont '#!), keinerlei Bestätigung dieser 
Annahme. Esistrichtig, daß die korrigierten Geburtsziffern der Städte Northamp- 
ton, Halifax, Burnley und Blackburn von 188ı bis ygor um nicht wenig.r als 
32%% und die von London um 16°% gesunken sind. Aber die korrigierten Geburts- 
ziffern von Cornwall fielen um 29°,, die von Rutland um 28°;, die von Sussex 
und Devonshire um 26°, und die von Westmoreland um 23°,. Nicht weniger 
charakteristisch ist, daß während die korrigierte Geburtsziffer von ganz Irland 
während dieser 20 Jahre um 3°% gestiegen ist, die von Dublin um 9°% stieg. Wenn 
es die ungesunden Verhältnisse unserer großen Städte wären, was das Herabgehen 
der Geburtsziffer veranlaßt hat, müßten Liverpool, Salford, Manchester und 
Glasgow, Städte, die unter großer Ueberfüllung, entsetzlichen Wohnungen und 
hoher Sterblichkeit leiden, die größte Abnahme der Geburtenziffer aufweisen. 
Tatsächlich ist die korrigierte Geburtsziffer in diesen Städten verhältnismäßig 
weniger als in irgend einer andern Stadt gesunken, und weniger als in allen Graf- 
schaften, sechs ausgenommen. Ein Sinken der Geburtsziffer, das in Dublin gar 
nicht und in Liverpool, Manchester, Salford und Glasgow in geringerem Mable 
als in der Badestadt Brighton stattgefunden hat, und das in den Grafschaften 
Westmoreland, Rutland, Devonshire und Cornwall größer ist als in irgend einer 
der genannten Städte, kann schwerlich der »Verstädtischungse zur Last geschrieben 
werden. Für Deutschland allerdings steht fest 12), daß die Städte eine geringere 
Fruchtbarkeit aufweisen als das Land und daß sie dort stärker und früher ge- 
sunken ist. Das ist wohl begreiflich. Denn ın Deutschland hat der Wohlstand, 
wie die preußische Einkommenstatistik zeigt, wenn auch im ganzen Lande, so 
doch vor allem in den Städten zugenommen; fiel doch im Jahre 1yo1/2 in Preußen 
auf den Kopf der Bevölkerung in den Städten 8,01, auf dem Lande nur 2,15 Mark 
Einkommensteuer. Der größere Wohlstand der Städte ist aber auch in Deutsch- 
land die Ursache der größeren Abnahme der Geburtenziffer, denn er ist in höhe- 
rem Maße von den erfreulichen wie nicht erfreulichen Erscheinungen begleitet, 
die dazu führen. Das umgekehrte Verhältnis von Stadt und Land, wie es sich 
in dem Verhältnis der Departements Nord und Pas de Calais zur ländlichen Be- 
völkerung Frankreichs und der genannten englischen Städte zu den eng- 
lıschen Grafschaften zeigt, dürfte damit zusammenhängen, daß die unterste 
Schicht der Arbeiterschaft der genannten Departements und englischen Städte 
tiefer als die ländliche Bevölkerung steht. Es läßt sich sagen, daß, wo die länd- 
liche Bevölkerung sehr arm oder roh und ungebildet ist, die Geburtenzifier auf 
dem Lande sehr groß und weit größer ist als in den Städten; wo dagegen eine 
wohlhabende bäuerliche Bevölkerung vorherrscht oder sich die Lage der länd- 
lichen Arbeiterschaft hebt, sinkt die Geburtenziffer, unter Umständen sogar mehr 
als in den Städten«. 


Diese Ausführungen Brentanos machen den Eindruck eines 
Rückzugsgefechts. In seiner bekannten Schrift vom Jahre 1900143) 
über die Militärtauglichkeit der Bevölkerung eines Industrie- 
staats scheint er nach der Methode seiner Schüler Kuczynski 
und Goldstein von dem höheren Geburtenüberschuß einer städ- 


Mi) The decline in the birth-rate, p. 4- 

112) Vgl. Mombert S. 235—240. 

142) Brentano und Kuczynskt: Die heutige Grundlage der deutschen Wehr- 
kraft, S. 34/35 und S. 36. 
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tischen oder industriellen Bevölkerung auf deren natürliche Be- 
völkerungskraft zu schließen, ohne den Einfluß des Altersauf- 
baus zu erwähnen. Dabei wird die allgemeine Geburtenziffer 
mit der Fruchtbarkeitsziffer verwechselt. Von Ballod zur Rede 
gestellt, hatte Kuczynski schon bei früherer Gelegenheit 14%) zu- 
gegeben, daß die scheinbar höhere Fruchtbarkeit der Stadt- 
bevölkerung durch ihren abnormen Altersaufbau beeinflußt sei; 
er entgegnete, die Zuwanderung vom Lande, die durch Ver- 
schiebung des städtischen Altersaufbaus die städtische Ge- 
burtenzahl vergrößere, vermindere diese Zahl zugleich, indem 
sie die Konkurrenz in der Stadtbevölkerung verschärfe! Das 
Aufhören der Zuwanderung, meinte er, würde durch Milderung 
der Konkurrenz die Heiratsziffer und die eheliche Fruchtbarkeit 
der Stadt steigern, was freilich zu Brentanos Wohlstandstheorie 
nicht stimmt 1%). 

Inzwischen hatte Momberts Schrift die überlegene Frucht- 
barkeit der deutschen Landbevölkerung nachgewiesen, und Bren- 
tano erkennt sie in den vorhin wiedergegebenen Worten an. 
Allein was er für Deutschland anerkennt, bestreitet er für andere 
Staaten; prüfen wir seine Gründe. 


VII. 


In erster Linie beruft sich Brentano auf die Geburtensta- 
tistik Frankreichs und Australiens. 

Das französische Beispiel beweist in der Tat, daß 
der Geburtenrückgang außer der Großstadt einen zweiten Wohn- 
sitz hat: das Bauernland. Französische wie deutsche Bauern 
beschränkten schon im 18. Jahrhundert teils die Zahl ihrer Ehen, 
teils die Kinderzahl, vermutlich mit Rücksicht auf die Erbtei- 
lung. Die Beschränkung der Kinderzahl geschah teils durch 
Enthaltung, wie seitens der thüringischen Bauern, von denen 
Justus Möser berichtet, teils durch sterilisierende oder abortive 
Mittel. Französische Bauern sollen die letzteren sckon im 16. 
Jahrhundert gewohnheitsmäßig angewandt haben, während die 
Kindertötung wenigstens gegen die Mitte des 17. Jahrhunderts 


114) Der Zug nach der Stadt, 1897, S. 281 f. Vgl. auch Goldstein, Berufs- 
gliederung und Reichtum, Stuttgart 1897, S. 30/31. 

145) Bei einem späteren Anlaß (S. 108 der in der vorletzten Fußnote zitier- 
ten Schrift) sucht Kuczynski die geringere Fruchtbarkeit der Stadt- oder viel- 
mehr Industriebevölkerung auch unter den heutigen Konkurrenzverhältnissen 
als unerheblich hinzustellen. 
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in den französischen Dörfern sehr verbreitet gewesen sein soll 146). 
Die Kenntnis der präventiven Mittel soll aus Italien gekommen 
sein, hat dann aber in Frankreich Heimatrecht erworben. Es 
ist bemerkenswert, daB man schon im x18. Jahrhundert in Frank- 
reich die Städte als den Ausgangspunkt und Hauptsitz dieser 
Praktiken ansah !#), und daß ihre Bevölkerung schon damals 
geburtenärmer war 1%). Irn 19. Jahrhundert soll dann bekannt- 
lich das Erbrecht des code Napoléon dem Zweikindersystem 
in Frankreich weite Verbreitung gegeben haben, während es 
unter den deutschen Bauern mehr Ausnahme geblieben ist und 
z. B. in Thüringen zum Teil ausdrücklich auf französischen Ur- 
sprung zurückgeführt wird ?). Welche besondern Gründe in 
Frankreich mitgespielt haben mögen, muß dahingestellt bleiben; 
jedenfalls erscheint die Geburtenbeschränkung auf dem Lande 
in dieser Ausdehnung als eine Ausnahme. 

Dennoch steht auch in Frankreich die städtische Frucht- 
barkeit hinter der ländlichen noch zurück, und ich kann nicht 
finden, daß der Gegenbeweis, den Brentano und sein Schüler 
Goldstein versucht haben, geglückt sei. Brentano operiert mit 
den Daten der allgemeinen Geburtenziffer, die bei den möglichen 
Verschiebungen im Altersaufbau der örtlichen Bevölkerung 
wenig beweisen 1%). Beide betonen hauptsächlich die höhere 
Fruchtbarkeit der industriellen Departements Nord und Pas de 


146) Goldstein S. 173. 

147) Clément S. 315: In Bordeaux wird schon 1764 über das Zweikinder- 
system geklagt. On n'ignore pas, écrivait un curé à l'évêque de Bayonne en 1784, 
que dans les villes, parmi les grands et riches, il regne dans les mariages une 
fraude qui s'oppose àla population; ce désordre commence à s'étendre jusqu’aux 
campagnes. Vermutlich bezicht sich auf diesen désordre auch Ludwigs XIV. 
Edikt von 1600, in dem es heißt (Clément S. 351): La licence des temps a déprimé 
la dignité du mariage; les Rois doivent en honorer la fertilité et la favoriser de 
leur gräces. Vgl. Levasseur I 252. III 209. 

148) Levasseur I 232 f. 

19) Anonym (Pastor Gebhardt): Zur bäuerlichen Glaubens- und Sitten- 
lehre, 3. Aufl., Gotha 1805, S. 123 f. 

150) Brentano S. 592: »Die Geburtenhäufigkeit in den industriellen Depar- 
tements Nord und Pas de Calais istim Laufe des 19. Jahrhunderts nur unerheb- 
lich gesunken, in Seine-Inferieure ist sic sogar gestiegene. Die zum Beleg dienende 
Tabelle S. 22* führt die allgemeinen Geburtenzitiern dieser Departements für 
1801—10 und 1886—90 an, die wenig beweisen. Bei Goldstein S. 212 finde ich 
die absoluten Geburtenzahlen dieser Departements für 1876/77 und 1895/96 
zusammen mit den Ziffern der weiblichen Bevölkerung von 15—45 Jahren. 
Danach ist in den 19 Jahren die Fruchtbarkeitszitffer in Pas de Calais nur wenig, 
in Nord von 16 auf 12, in Seine-Infericure von 13 auf 12 gefallen. 
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Calais an der Nordostgrenze des Landes; ohne diese beiden De- 
partements, sagt Brentano !*!), würde Frankreich überhaupt 
keinen Geburtenüberschuß mehr haben; und Goldstein empfiehlt 
als Heilmittel der französischen Bevölkerungsmisere Pflege der 
Großindustrie. Allein gerade diese beiden Departements sind 
nicht beweiskräftig '??). Es sind Grenzdepartements mit fremd- 
rassiger Bevölkerung; gleich ihnen waren auch die 1871 an Deutsch- 
land verlorenen Ostprovinzen eine schätzbare Quelle der fran- 
zösischen Bevölkerung und erhöhten den Geburtenüberschuß 
des Landes 5°); mit Recht hat man betont !15#), daß auch die 
andern Grenzgebiete mit fremden Bevölkerungsteilen sich durch 
Kinderreichtum auszeichnen: Bretonen im Nordwesten, Basken 
in den Pyrenäen, Italiener in Korsika und Nizza. 

Vlämische und wallonische Elemente sind seit Alters in 
den Nordostprovinzen stark vertreten; selbst die vlämische 
Sprache, obgleich von der französischen immer mehr zurück- 
gedrängt, wird noch von Hunderttausenden von Franzosen ge- 
sprochen !55); in einer agricolen vlämischen Gemeinde des De- 
partement Nord fand Dumont 156) die höchste Geburtenziffer 
Frankreichs. Zwar weist Brentano dieses Argument scheinbar 
zurück, indem er fast wörtlich wie Goldstein schreibt 15%): »Man 
könnte vielleicht einwenden, daß die Departements Nord und Pas 
de Calais ihre große Geburtenhäufigkeit weniger den großindustriel- 
len Arbeitern, als vielmehr den zahlreichen Ausländern zu ver- 
danken hätten«; und nun folgt eine Tabelle, nach welcher das 
Departement Nord die immerhin beträchtliche Ausländerquote 
von 14,3°, aufwies. Allein davon abgesehen, daß diese Zahl 


noch eine wesentliche Berichtigung nach oben erfahren müßte 157), 


151) S. 592. Vgl. Goldstein S. 139. 

152) Vgl. auch Ballod 1899, S. 77. 

153) Rauchberg, Volkszahl und Bevölkerungsbewegung in Elsaß-Lothringen. 
Schmollers Jahrbuch 1889, S. 357 f. Levasseur II 13. 

154) Z. B. Dumont 1890, S. 172; 1898, S. 200 f. Vgl. Levasseur II 28 Anm. 

155) Die Zahl der vlämisch sprechenden Bewohner des Departements Nord 
wurde 1881 auf 230 000 geschätzt (Levasseur I 305). 

156) 1898, S. 195, 197. 

156a) S, 23%, 

157) Dabei darf übrigens nicht vergessen werden«, bemerkt Goldstein an 
andrer Stelle (S. 17), »daß die angeführten Daten (französische Ausländerstati- 
stik 1851—91) nach Ansicht der Bearbeiter der Volkszählung höchst wahrschein- 
lich hinter der Wirklichkeit zurückbleiben, weil viele Ausländer ein großes Interesse 
haben, ihre Staatsangehörigkeit zu verheimlichene 1889 wurde die Naturali- 
sation erleichert, 1893 die Arbeiter-Einwanderung erschwert; die Folge dieser 
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übersieht Brentano, daß auch die politisch französierte Bevöl- 
kerung dieser Grenzprovinzen kulturell großenteils mehr zu Bel- 
gien gehört, selbst soweit sie französisch spricht 158) ; wie denn auch 
die beiden Departements, besonders Nord, einen schwachen Be- 
völkerungsverkehr mit dem übrigen Staatsgebiet aufweisen 1*9), 
einen intensiven mit Belgien und Holland 1%). 

In zweiter Linie ist zu beachten, daß die beiden Departe- 
.ments nach der Volkszählung von Igor zwar zu 64 und 50°, 
industriell sind 16t), daß aber dabei zur Industrie auch der 
Bergbau zählt. Nord hatte 29 741 im Kohlenbergbau Erwerbs- 
tätige, Pas de Calais 62 306, ungerechnet die Familien. Meu- 
riot 162) hebt hervor, daß 3/, des Bevölkerungszuwachses von 
Pas de Calais 1846 —96 auf das Kohlen-Arrondisscment Béthune 
fielen, während die Bevölkerung der wichtigeren Städte nicht 
merklich zunahm. Der Bergbau hat aber auch in Deutschland 183) 
und England !#) eine höhere Geburtenziffer als die Industrie. 
Manche Industriezweige, wie die Textil- und Bekleidungsindustrie, 
neigen dagegen mehr oder weniger zur Beschränkung der Kinder- 
zahl; die industrielle Beschäftigung von Frauen !%), die Erwerbs- 
gelegenheit für Kinder !%), die wachsende Abneigung industriell 
tätiger junger Leute, ihren Verdienst den Eltern abzuliefern, 
spielen dabei eine Rolle. Les enfants ne sont plus remunerateurs, 


neuen Fremdenpolitik dürfte eine noch unvollständigere statistische Erfassung 
der Ausländer gewesen scin (Revue d'économie politique 1897, S. 173 f). 

158) Dumont 1890, S. 173—4. 1898, S. 200. 

155, Album graphique S. 56 und 57. Vgl. Levasseur III 311 (Diagramm). 

16) Im Departement Nord wurden 1891 (1901) bei einer Bevölkerung von 
1737 351 (I 866 994) gezählt: 289 782 (202 543) Belgier, 3134 Holländer und 
Briten, 1272 Deutsche usw.; ferner (1901) 28 751 Français nés a l'étranger, 
etwa 306000 naturalisierte Franzosen. Zu ihnen kommt die unbekannte Zahl 
derer, die ihre Fremdbürtigkeit verschwiegen haben. 

161) Album graphique S. 82. 

162) Des agglomérations urbaines dans l'Europe contemporaine, Paris 1897, 
S. 99. 

163) Mombert S. 243. 

14) Newsholme und Stevenson (Kapitel industrial conditions). 

165) Brentano S. 595 (nach Webb). Wood im Journal of the R. Stat. Soc. 
1906, S. 17. Andrer Meinung sind Newsholme und Stevenson a. a. O. Ueber die 
höhere Heiratsziffer englischer Grafschaften mit ausgedehntem weiblichem Er- 
werb vgl. Ogle ebendort 1890, und Welton ebendort 1906, S. 138. DaB sowohl 
Gelegenheit zu weiblichem Erwerb wie das Gegenteil die Heiratsziffer steigern 
kann, zeigt ein Vergleich von Schmollers Jahrbuch 1907, S. 1020 Anm. mit 
Pieper, die Lage der Bergarbeiter im Ruhrrevier, 1903, S. 225. 

16) Goldstein S. 183. Heron S. 11r, 17 und 19. 
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sagt P. Leroy-Beaulieu 166°). On finira par ne plus faire d’enfants, 
so etwa schließt in Zolas Germinal selbst eine Bergmannsfrau 
ihre erregte Rede, als ein Kind aufhört, den Verdienst ab- 
zuliefern 167). 

Dazu kommt, daß auch die Landwirtschaft in diesen Pro- 
vinzen keineswegs verdrängt ist, sondern auf gutem Boden und 
bei günstigen Absatzbedingungen blüht. Der wohlhabende 
vlämische Bauer wirtschaftet ausgezeichnet und seine Kinder 
bleiben gern dem väterlichen Berufe treu 168), Seine Fruchtbar- 
keit aber ist nicht, wie die Wohlstandstheorie erwarten ließe, 
gering, sondern ebenso hoch und teilweise höher als die der dor- 
tigen Bergbau- und Industriebevölkerung 169). 

Ein erheblicher Teil des Geburtenüberschusses dieser Pro- 
vinzen, im Pas de Calais z. B. 1906 über die Hälfte, wird denn auch 
von der amtlichen Statistik der ländlichen Bevölkerung (Gemein- 
den von weniger als 2000 agglomerierten Einwohnern) zugerechnet, 
und zwar trotz ihres vermutlich ungünstigen Altersaufbaus; 
denn durch Wanderung gewinnt hier die Stadtbevölkerung, 
während die Landbevölkerung verliert 17°). 

Damit auch das Satyrspiel nicht fehle, hat man unlängst 
die Fortschritte des neumalthusianischen präventiven Geschlechts- 
verkehrs in der Arbeiterschaft der beiden nordöstlichen Depar- 
tements nachgewiesen 171); die Nationalisierung der Grenz- 
provinz schreitet fort. 

Wenn wir nun die Industriegebiete mit wirklich französı- 
scher Bevölkerung aufsuchen, so finden wir hier die verschieden- 
sten Typen der Natalıtät, vorzugsweise aber ungünstige. Arsène 
Dumont, der verdiente Spezialforscher auf dem Gebiete der fran- 
zösischen Bevölkerungsfrage, konnte zwar für die proletarische 
Industriebevölkerung der Seine-Inferieure eine den Durchschnitt 


166a) de Felice 5. 184. 

167) Vgl. auch die freilich anfechtbaren allgemeinen Geburtenziffern von 
textil- und metallindustriellen Städten im Report on physical deterioration III 57. 

168) Dumont 1898, S. 200. 

16%) Ebendort. 

170) Levasseur III 315. 

171) de Felice 287: Le docteur Felhoen, médecin à Roubaix, dans son étude 
statistique sur la mortalité infantile dans le Nord, dit que certains ouvriers vont 
même jusqu’a juger inutiles »les oeuvres qui ont pour but de conserver à la vie les 
petits êtres que lon n’a pu empêcher de naitres; un ouvrier »tres-intelligent+ 
disait au docteur Felhoen: »En sauvant les nourrissons, vous ne prévoyez pas 
l’avenir« usw. Vgl. auch Le dépeuplement S. 118. 
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des Landes etwas überragende Fruchtbarkeit feststellen, aber 
schon die textilindustriell durchsetzten Departements Orne und 
Calvados widersprechen der Theorie Goldsteins. Dumont hat 
nun mit außerordentlicher Sorgfalt den Bevölkerungsprozeß 
aller größeren Gemeinden von Calvados studiert (in Orne versag- 
ten zum Teil die Archive), konnte aber nur feststellen, daß überall 
die Geburtenzahl seit Jahrzehnten hinter der Sterblichkeit be- 
deutend zurückbleibt; rückgängige allgemeine Heiratsziffer, 
schwache eheliche Fruchtbarkeit und beträchtliche Sterblichkeit 
finden sich durchweg; am wenigsten in den am meisten groß- 
industriellen Gemeinden, die bei gutem Verdienste die sonst ab- 
wandernde !72) Jugend wenigstens teilweise festzuhalten wissen 
und daher wahrscheinlich, was Dumont übersicht, einen gün- 
stigeren Altersaufbau mit naturgemäß erhöhter Geburtenzahl 
haben. DumontsErklärungsversuchhhat gewiß einen richtigenKern: 
die über die Hälfte der Einwohnerschaft dieser Gemeinden um- 
fassende großindustrielle Bevölkerung teile dank ihrer Promis- 
cuität mit der übrigen Gemeindebevölkerung deren »Mentali- 
tät« und huldige darum einem kleinbürgerlichen Wenigkinder- 
system. Allein eine Bestätigung der Goldsteinschen Theorie ist 
das eben nicht. 

Die eigentlichen Zentren der französischen Industrie mit Aus- 
nahme der östlichen Grenzprovinzen sind außer Paris (Seine) 
die an einander grenzenden Departements Rhône und Loire 
(mit Lyon), sowie Bouches-du-Rhöne (mit Marseille). Die Daten 
zur Berechnung der Fruchtbarkeit liegen mir für 1876/77 und 
1895/96 vor !"3). Bouches-du-Rhône, ein Departement mit star- 
ker Ausländerbevölkerung, hatte, in annähernder Uebereinstim- 
mung mit dem Durchschnitt Frankreichs, im ersten Zeitpunkt 
11°/, Geburten auf r00 Frauen und Mädchen von 15—45 Jahren, 
im zweiten fast 10. Loire sank mit den Ziffern 12?/,und 9?/, etwas 
unter den Durchschnitt des Landes (1 1! /, und 9° /,); Seine mit Paris 

1/2) Se Dumonts Rechnung beträgt das zwanzigjährige Geburtendefizit 
1320, der Bevölkerungsrückgang 1276, so daß D. auf sine Tinwanderung von 
44 Personen schließt. Da aber der Bevölkerungsrückgang nach richtiger Rechnung 
1770 betrug, so liegt vielmehr eine Abwanderung von 450 Personen vor. Dieser 
RRechenfehler stört die Diagnose nicht unwesentlich; die Abwanderung hilft 
durch ihren Einfluß auf den Altersaufbau den Geburtenrückgang und die zu- 
nehmende Sterbeziffer erklären. Bei einzelnen Gemeinden konstatiert D. auch 
richtig die Abwanderung. 

173) Goldstein S. 211 f. Nicht ganz mit seinen Zahlen übereinstimmend das 
undatierte Turquansche Diagramm bei Levasseur III 155. 
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sank von Io auf 8, Rhône, mit der zweitgrößten Stadt des Landes, 
gar von fast I0auf7! Parissteht mit seiner korrigierten ehelichen 
Fruchtbarkeitsziffer, die 1881—1902 von 16,46 auf 11,98 fiel $), 
tief unter den andern Großstädten, für die eine Berechnung vor- 
liegt; auch die relativ hohe 175) korrigierte uneheliche Frucht- 
barkeitsziffer von Paris fiel 1881—1002 von 6,81 auf 4,67, fast 
um !/ während sie in ganz Frankreich stieg 16). Hinzugefügt 
sei, daB auch die Gironde mit Bordeaux, nächst Paris, Lyon und 
Marseille der größten französischen Stadt, mit den Fruchtbar- 
keitsziffern 8?/,und7!/,hinterdemLandesdurchschnitt zurückblieb. 
Auch Dumont !77) weiß diesen Widerspruch mit der industriellen 
Fruchtbarkeitstheorie nicht zu erklären. Il ya là un phénomène, 
sagt er z. B. von den Ziffern des Departements Loire, dont les 
causes sont inconnues et qui mériterait, je le répète, d’attirer 
l’attention des demographes soucieux d’elucider l’influence de 
la profession sur la natalite. 

Auch Goldstein !78) erklärt es für nötig, über diese markante 
statistische Erscheinung »einige Worte zu verlieren« Als Bei- 
spiele wählt er die Departements Seine und Rhöne aus. Im Pa- 
riser Departement erklärt er den Rückgang der Geburten aus 
dem Vorherrschen des Kleinbetriebs, im Lyoner Departement 
umgekehrt aus der Verdrängung des kleinen Betriebs durch den 
großen! Ferner soll die im I.yoner Departement vorherrschende 
Seidenindustrie seit Mitte der 60er Jahre in rapidem Rückgang 
begriffen sein; der Geburtenrückgang wäre also Folge der Not, 
nicht des Wohlstands. Goldstein verkennt hier den Tatbestand 
in auffallender Weise. Nach dem Zensus ven Igor ist das Depar- 
tement Rhöne, statt rückgängige Erwerbsgelegenheit zu zeigen, 
vielmehr nächst zweien der Paris umgebenden Departements 
in ganz Frankreich das bei weitem stärkste Zentrum der Zu- 
wanderungaus andern Provinzen ""®) ; undseine Bewohnerzahl stieg 
von 546090 im Jahre 1876 auf 741 000 1881, 773 000 1886, 

174) S. oben S. 353. 

175) Die Höhe der unehelichen Geburtenziffer in Paris erlaubt keinen Schluß 
auf die Fruchtbarkeit der Pariser Mädchen. Goldstein (S. 125, Anm.) hebt selbst 
hervor, daß »die schwangeren Mädchen vom Lande nicht selten nach den Städten 
kommen, um dort zu gebären« Vgl. Levasseur I 253. 

176) Nach Newsholme und Stevenson. 

177) Journal de la Société de statistique, 1900, S. 04, 607, 308 Anm. Vgl. auch 
Natalit&e et Démocratie, S. 21I fÍ. 

178) S. 148. 

17%) Album graphique S. 50. 
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839 000 1896, 859 000 1906, trotz des in den letzten Jahrzehnten 
zur Regel gewordenen Ueberschusses der Sterbe- über die Ge- 
burtenziffer. Auch das anstoßende Industriedepartement Loire 
ist Einwanderungszentrum, beı gleichzeitigem Geburtenüber- 
schuß 1%); Dumont !8!) spricht 1900 von der »enormen Entwick- 
lung« von Industrie und Bergbau, welch letzterer sich freilich 
mit den Dimensionen des nordöstlichen Bergbaus nicht ver- 
gleichen kann 182), 

Es würde nun zu weit führen, Goldsteins Gedankengängen 
im einzelnen zu folgen, in denen er die Natalität industrieller 
und landwirtschaftlicher Departements vergleicht 18). Wir be- 
schränken uns auf seine zusammenfassende Tabelle (S. 204), 
in der er die 86 Departements nach sinkender Höhe des Kohlen- 
konsums in 5 Gruppen zusammenfaßt; das 87. Departement, 
Seine, wird für sich allein nachgewiesen. Die in der I. Gruppe 
enthaltenen Departements Nord und Pas de Calais sind freilich 
nach der obigen Ausführung kein geeignetes Vergleichsmaterial; 
ich habe daher die entsprechenden Ziffern für diese Gruppe nach 
Abzug der beiden Departements berechnet. 


Auf 1o00 Mädchen und 
Frauen von 13—453 Jahren 
trafen Geburten im Jahres- 

durchschnitt 


Von ı00 Personen 
der Bevölke- 
rung lebten 
1891 von der 
Landwirtschaft 
I 


1876/77 1895/96 Abnahme °% 


Dep. Seine 99,0 80,5 19,2 -- 
I. Gruppe mit Nord und Calais (134,1) (112,0) (16,5) (30,2) 
la. 35 ohne ,, na a 122,1 103,4 15,3 

D G 110,3 945 14,7 42,9 
Z III,O 91,8 17,3 52,5 
Po i 107,3 90,3 15,8 57,4 
5. a 123,8 107,8 14,3 03,4 
Frankreich 113,5 97,3 15,7 40,0 


Sowohl 1876/7 wie 1895/6 hat die niedrigste Fruchtbarkeits- 
ziffer das hauptstädtische Departement, die höchste diejenige 
Gruppe von Departements, die bei schwächstem Kohlenkonsum 
den kleinsten Anteil landwirtschaftlicher Bevölkerung hat. Der 
Rückgang ist gleichfalls am stärksten im hauptstädtischen De- 


0) Ebendort S. 56, 223. 

11) Journal de la Société de statistiquce 1900, S. 67. 

""2) Album graphique S. 97. 

183) [ir vereißt dabei mitunter, daß die Verschiebung des örtlichen Alters- 
aufbaus infolge der Abwanderung in die Städte einen nur scheinbaren Rückgang 
der ländlichen Natalität zur Folge hat. Vgl. auch Ballod 1899, S. 64. 
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partement, am schwächsten in der landwirtschaftlichsten 
Gruppe !84). 

Indessen interessiert uns weniger die Fruchtbarkeit der 
Kohlen konsumierenden, als der städtischen Bevölkerung, und 
gerade in Frankreich decken sich beide Begriffe schlecht. In- 
struktiver ist eine Berechnung Ballods 185%), der die Geburten- 
zahl in der stationär gedachten Bevölkerung so berechnet: 


10 stärkst 10 weitere 66 überwiegend 
städtische stärkst indu- landwirtschaft- 
Departements strielle Dep. liche Dep. 
eheliche Kinder 1426 1920,4 1901,1 
uneheliche Kinder 248,0 202,5 102,5 
zusammen 1674 2122,9 2003,06 


Dabei ist nicht zu vergessen, daß nach Goldstein die Land- 
mädchen oft in der Stadt niederkommen. Aber auch bei Ein- 
rechnung der unehelichen Geburten ist die Unfruchtbarkeit der 
Io stärkst städtischen Departements augenfällig, obgleich zu 
ihnen das fruchtbare Departement Nord gerechnet ist. 


Auch diese sorgfältige Berechnung gibt nur ein rohes Resul- 
tat, weil die ländlichen oder städtischen Minderheiten der ein- 
zelnen Departements stören. Eine direkte Gegenüberstellung 
städtischer und ländlicher Geburtenzahl findet sich in der amt- 
lichen Statistik 186). Sie rechnet die agglomerierte Bevölkerung von 
2000 Köpfen an als städtisch, und findet, indem auch sie das 
Departement Seine von der übrigen Stadtbevölkerung trennt, 
mit Einschluß der Totgeborenen folgende allgemeine Geburten- 


ziffern 18°): 


Durchschnitt Departement Uebrige Departements 
Seine population population 
urbaine rurale 
1898—1900 2,31 2,32 2,24 
T90I— 1903 2,25 2,31 2,24 
190 4— 1900 2,08 2,16 2,18 


Im ersten Jahrdritt war scheinbar die städtische Bevölkerung 
etwas fruchtbarer als die ländliche. Allein angesichts der viel 
stärkeren Vertretung der fruchtbaren Altersklassen in den Städ- 





184) Nach March, zitiert von Clément S. 105/6, ist sogar die allgemeine 
Geburtenziffer 1840—1I900 in den industriellen Departements weit schneller 
zurückgegangen als in den landwirtschaftlichen. 

122) 5.80; 

156) Statistique annuelle, Jahre 1905 und 1906, S. XXVI. 

187) Die dreijährigen Durchschnitte sind von mir berechnet worden. 


Ueber den Rückgang der Geburten- und Sterbeziffer. 365 


ten, besonders den Großstädten und am meisten in Paris 18) 
ist tatsächlich die Fruchtbarkeit der Landbewohnerinnen weitaus 
am stärksten, die der Pariserinnen am schwächsten gewesen. 
Erwägt man, daß z. B. 1891 die Altersgruppe vom 20.—39. Jahre 
in Paris mit 40%, in den andern Städten von über 30 000 Ein- 
wohnern mit 37%, in den Städten von 5—Io 000 Einwohnern mit 
32%, in ganz Frankreich mit 30%, also auf dem Lande mit 
einem wesentlich geringeren Anteil vertreten war, so müssen die 
Fruchtbarkeitsdifferenzen zugunsten des Landes enorm sein. 
Trotzdem haben sie sich in den beiden folgenden Jahrdritten 
anscheinend noch vergrößert, derart daß 1904—6 sogar die allge- 
meine Geburtenziffer des platten Lands die der Städte und vollends 
die von Paris übertraf. Es ist ganz unwahrscheinlich, daß der 
Altersaufbau in Stadt und Land während eines sechsjährigen 
Zeitraums (I899—1905) sich so stark zugunsten des platten 
Landes verschoben habe. 

Dumont war also im Recht, als er 1890 schrieb 189): En 
réalité (d. h. unter Berücksichtigung des Altersaufbaus), la po- 
pulation rurale est en général plus féconde que celle des villes 
et surtout que celle de Paris. 


VIII. 


An zweiter Stelle nennt Brentano Australien mit dem 
rapiden Rückgang seiner Geburtenzahl. Sollte er meinen, in 
Australien sei die städtische Bevölkerung gering, so zeigt ein 
Blick auf die Statistik, wie sehr er darin irrt. In den 6 Haupt- 
städten des Staatenbunds und in einigen Bergbaustädten wohnen 
50% der Bevölkerung !%); über die andern meist kleinen Städte 
liegt mir eine einwandfreie Statistik nicht vor; von der übrig 
bleibenden Landbevölkerung entfällt wohl ein erheblicher Teil 
auf die sehr zahlreiche Bergbaubevölkerung. Seit den 70er Jahren 
zcigen die Städte ein beschleunigtes Wachstum !°!). v. Mayr 192) 
führt Australien als extremes Beispiel großstädtischer Konzentra- 
tion an; es zählte 1903 bei 41⁄2—5 Millionen Gesamtbevölkerung 





186) Tabelle bei Goldstein S. 61. Diagramm im Album graphique S. 23. 

189) S, 83. 

1%) Schachner: Australien. Jena 1909, S. 104. In Neuseeland ist die Quote 
städtischer Bevölkerung kleiner. 

191) A. F. Weber (18909), S. 138 f. 

182) 1909, S. 35. 
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vier Städte von je 50—-IO0 000, zwei Städte von je IO0—200 000 
und zwei von mehr als je 4, Million Einwohnern. Auch die 
landwirtschaftliche Bevölkerung gravitiertt nach den Groß- 
städten und kann dem städtischen Kulturkreise mehr als 
anderwärts zugerechnet werden. Bei der trostlosen Einöde 
des australischen Landliebens, auf die man die extreme Land- 
flucht zurückführt !%), bringt der Landwirt, wie es scheint, 
einen erheblichen Teil des Jahrs in der Großstadt zu. Im 
Winter, so wird berichtet 19%), findet man in den meisten australi- 
schen Städten diegroßen Hotels und zahlreiche Villen von Squatter- 
familien besetzt. Wenn diese infolge einer Mißernte ihre Aus- 
gaben beschränken und auf ihren Farmen bleiben, stockt der 
ganze Verkehr und das gesellschaftliche Leben in den Groß- 
städten. In der landwirtschaftlichen Arbeiterklasse aber wird 
die Kinderzahl durch die übrigens auch in Frankreich konsta- 
tierte 195) Vorliebe der Arbeitgeber für kinderarme Arbeiter- 
familien !9%) niedrig gehalten; man muß sich dabei erinnern, daß 
in Australien bisher die Kinderzahl enorm war 1). 

Trotz dieser ausgleichenden Einflüsse zeigen die spärlichen 
mir vorliegenden Daten auch für Australien eine merklich niedri- 
gere Fruchtbarkeit der Städte. Aus Mosts 19) Angaben läßt sich 
für Neusüdwales folgende Tabelle der allgemeinen Geburtenziffern 
zusammenstellen: 


Staat Hauptstadt Provinz 
1888 37,2 41,I 
1889 35,0 38,0 
1890 28,7 27,4 
1902 27,2 25,9 27,9 





193) Manes, Ins Land der sozialen Wunder, Berlin ıgır, S. 127. 

194) Skopnik in der Deutschen Industriezeitung vom 8. Oktober 1910. 

105) (Je Felice S. 141. 

198) Manes a. a. O. S. 221: sIn der australischen wie in der englischen Presse 
finden sich häufig Einsendungen von Arbeitern, welchen in dem Augenblick 
gekündigt wurde, in dem es offenbar ward, daß die Familie auf 3 oder mehr 
Köpfe anwachsen würde. Man will in der Landwirtschaft Mann und Frau voll- 
ständig ausnützen, kann daher verheirateteArbeiter mitKindern nicht gebrauchene. 

19%) Kiaer III r06 und 131 f. Unter 100 mindestens 30jährigen fruchtbaren 
Ehen hatten 


Berlin Norwegen Neusüdwales 
1885 1894 1901 
ı—5 Kinder 50,1 44,4 18,6 
6—10 „ 40,5 +9,90 51.7 
rı und mehr ,, 9,4 6,6 29,7 


198) S, 168. 
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Bei der vermutlichen Verschiedenheit des Altersauibaus 
würde eine für Hauptstadt und Provinz gleiche allgemeine Ge- 
burtenziffer bedeuten, daß die Provinzialbevölkerung frucht- 
barer ist. Hier aber ist seit den goer Jahren die Ziffer der Haupt- 
stadt Sidney sogar unter die der Provinz herabgesunken. Sowohl 
Stand wie Entwicklungstendenz der hauptstädtischen Frucht- 
barkeit ist also ungünstig. Die korrigierte eheliche Fruchtbar- 
keitsziffer IgoI ist für Sidney nebst Vorstädten 21,58, für den 
Staat 24,61 19); die Differenz zu ungunsten der Hauptstadt ist 
nicht 1,3, sondern 3,03, also !/.. Die entsprechenden Zahlen für Mel- 
bourne nebst Vorstädten und den Staat Viktoria sind 22,26 und 
25,77 1°), Differenz 3,51. Gegenüber der ländlichen Bevölkerung 
ist die Differenz noch größer. Wie man aber in Neusüd- 
wales selbst über die Fruchtbarkeit der Landwirtschaft denkt, 
beweist eines der Rezepte, die die bekannte Enquete-Kommission 
1904 gegen den Rückgang der Natalität empfahl: staatliche 
Organisation der ländlichen Ansiedelung, »um so vor allem«, 
wie Most berichtet 20), »das weibliche Geschlecht der ihren Gel- 
schlechtsfunktionen fast ausnahmslos sehr ungünstigen Fabrik- 
arbeit zu entziehen, anderseits aber ın größerem Maße einen 
Farmerstand zu schaffen, in dem Kinder als wertvolle Hilfskräfte 
der landwirtschaftlichen Arbeit angesehen zu werden pflegen «. 

Der starke Geburtenrückgang des großstädtischen Konti- 
nents zeugt also nicht gegen, sondern für den Zusammenhang 
von Großstadt und Geburtenrückgang. 


IX. 


Brentanos dritter Zeuge ist derenglische Bevölkerungs- 
gang, und bei ihm verweilt er am längsten, obwohl gerade Eng- 
lands Geburtenstatistik bis in die jüngste Zeit besonders un - 
zuverlässig”! war. Nun ist aber sein ganzer auf England 





199) S, oben S. 333. =) 5. 191. 

21) Heron S. 19 weiß die bis 1891 fehlende Korrelation zwischen Geburten- 
zahl und Kindersterblichkeit nur aus der bis 1875 notorisch unvollständigen 
Registrierung der Geburten zu erklären. Dudfield (Journal of the R. Stat. 
Society 1910, S. 23) erklärt sogar die scheinbare Zunahme der englischen Kinder- 
sterblichkeit mit der Ende des 19. Jahrhunderts sich verbreitenden Gewohnheit, 
Geburten nicht anzumelden, um die Kinder der Impfung zu entziehen. March 
(5. 466) nimmt zur Erklärung vielmehr an, daß die Registrierung von Säug- 
lingen, die vor Ablauf der 42 tägigen Anmeldefrist starben, in den letzten Jahr- 
zehnten sehr verschieden gehandhabt worden sei. Totgeburten beginnt man 
bekanntlich in England überhaupt erst jetzt zu registrieren. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXIL 2. -4 
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bezüglicher Passus (oben S. 355) wortgetieu aus Webb übersetzt, 
und dieser fußt auf der Abhandlung von Newsholme und Steven- 
son, die ihm nicht nur das Material präpariert, sondern auch 
selbst die Frage erörtert haben. Ich werde daher bis auf die Ar- 
gumente dieser beiden Autoren zurückgreifen. 

Das statistische Material besteht aus den korrigierten ehe- 
lichen Fruchtbarkeitsziffern, die N. und St. nach ihrer sorg- 
fältigen Methode für die englischen Grafschaften, die schottischen 
und irischen Provinzen und für mehrere Dutzend Städte des 
Vereinigten Königreichs berechnet haben, und zwar für die Jahre 
1881 und 1903 °°); (Webb und Brentano sagen irrtümlich 1901). 
Es ist nun schwer verständlich, daß die nächstliegende Frage, 
ob die eheliche Fruchtbarkeit in Stadt oder Land höher steht, 
von Webb und Brentano überhaupt nicht gestreift wird. N. und 
St. weisen dagegen selbst darauf hin, daß die landwirtschaft- 
lichen Grafschaften die höchsten Fruchtbarkeitsziffern hatten %3). 

In einer Tabelle, die der Raumersparnis halber nicht wieder- 
gegeben wird, habe ich die Fruchtbarkeitsziffern der 36 Städte, 
die für 1881 berechnet sind, mit den entsprechenden Ziffern 
ihrer Grafschaften oder Provinzen verglichen. Da die meisten 
dieser Grafschaften wenig Landwirtschaft treiben, konnte keine 
erhebliche Differenz in der Fruchtbarkeit von Stadt und Graf- 
schaft erwartet werden. Trotzdem zeigt die Tabelle fast durch- 
gängig ein Zurückbleiben der städtischen Fruchtbarkeit. Ob- 
gleich N. und St. das selbst bemerkt haben %4), schließen sie 
doch merkwürdiger Weise an späterer Stelle, das Wachstum 
der Städte könne den Rückgang der Fruchtbarkeit nicht ver- 
ursacht haben; sonst könne man die relativ hohe Ziffer einer 
großen Zahl Städte 1881 und von Dublin und Belfast 1903 
nicht erklären. 

Dieses zusätzliche Argument ist ebenso erstaunlich wie der 
vorausgegangene Schluß. Denn von den beiden irischen Städten 
1903 wird die eine, Belfast, von der Fruchtbarkeit der sie um- 
gebenden Provinz Ulster nicht nur ebenso wie 1881 übertroffen, 
sondern die Differenz hat sich verdoppelt. Auf Dublin, das 1903 
mit der Ziffer 34,58 die Fruchtbarkeitsziffer ıhrer Provinz Leinster 
um 0,57 übertrifft, komme ich nachher zurück. Unter den 36 
Städten von 1881 aber sind es, wenn man von dem zweifelhaften 








22) Schottland 1902. 
23) S, 64. Vgl. S. st. St 
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Östlondoner Stadtteil Bethnal Green absieht, dessen Frucht- 
barkeit zwischen der der angrenzenden Grafschaften Middlesex 
und Essex steht, gerade drei, die die Ziffer ihrer Umgebung um 
1⁄4 bis 1,2% übertreffen: Blackburn, Burnley und Preston; alle 
drei in Lancaster gelegen, d. i. der Grafschaft, die nächst London 
die weitaus kleinste Quote landwirtschaftlicher Bevölkerung 
besitzt (1891 3°, der Erwerbstätigen) und zu 95% städtisch, 
daher zum Vergleich zwischen Stadt und Land in dieser summari- 
schen Form untauglich ist. Außerdem ist Lancaster ein Zentrum 
der irischen Einwanderung, ein Seitenstück zu dem Einwande- 
rungsgebiet der französischen Nordostprovinzen. 

Und wie 1881, sind auch 1903 die überwiegend ländlichen 
Grafschaften an ihrer höheren Fruchtbarkeitsziffer zu erkennen 
(vgl. unten); von den 38 englischen und schottischen Städten, 
die N. und St. in ihrer großen Tabelle für 1903 verzeichnen, sind 
es nur 8, die die Fruchtbarkeit der sie umgebenden Bezirke über- 


treffen: 
Korrigierte eheliche Fruchtbarkeitsziffer 1903 


Stadt Ziffer Grafschaft Ziffer 
Middlesex í 

Bethnal Green 31,60 | n a 
Birmingham 27,71 Warwickshire 27,49 
Liverpool 29,09 Lancashire 20,93 
Manchester 28,01 S 20,93 
Preston 28,17 3, 26,93 
Salford 29,16 j 20,93 
Sheffield 20,90 West Riding 25,59 
West Ham 28,72 Essex 27,83 


Von diesen 8 Ausnahmen gehören 4 wieder der problema- 
tischen Grafschaft Lancaster an %5). Bethnal Green und West 
Ham sind Londoner Vorstadtbezirke, die vermutlich zwischen 
1881 und 1903 einen starken Zuzug fremder (ländlicher und 
kleinstädtischer, auch russischer 2) und irischer), an die eng- 
lische Großstadtkultur noch nicht akklimatisierter Elemente 
erhalten haben. Ebenso sind die beiden noch übrigen Städte, 
Birmingham und Sheffield, durch schnelles Wachstum ausge- 


205) Die große Zahl Katholiken, d. h. wohl Irländer, in cben diesen 4 Städten 
zieht auch Webb S. 9 zur Erklärung der hier wenig gesunkenen Geburtenzahl 
heran. 

w1) Vgl. Halpern, die jüdischen Arbeiter in London, Stuttgart und Berlin 
1903. Die Bevölkerung von Bethnal Green bestand angeblich 1881 zu 0,2", 
I9OI zu 2,65”, aus Russen und Polen (S. 15); in Wirklichkeit waren die Prozent- 
satze namentlich roor höher, da die in England geborenen Kinder der Ausländer 
nicht mitgezählt sind. Vgl. auch Webb S. 9. 


24° 


a 
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zeichnet; die zugewanderten Elemente werden auch hier die 
Fruchtbarkeit zeitweilig gesteigert haben. 

Haben aber die englischen Städte eine schwächere Frucht- 
barkeit als ihre Umgebung, so erklärt ihr Wachstum einen Rück- 
gang der durchschnittlichen Fruchtbarkeit im Staate; es ist 
schwer verständlich, daß alle vier Autoren, von Newsholme bis 
Brentano, an diesem zwingenden Schlusse vorbeigegangen sind. 

Ihre eigene Argumentation beschränkt sich auf den ver- 
suchten Beweis, daß die ländliche Fruchtbarkeit, isoliert betrach- 
tet, 1881—1903 relativ noch schneller abgenommen habe als die 
städtische. Dieser Nachweis würde nun freilich wenig besagen! 
allein er ist nicht einmal gelungen. Drei Argumente führt Webb- 
Brentano ins Feld: erstens die Gestaltung der irischen Frucht- 
barkeit, von der ıch im nächsten Abschnitt spreche; zweitens: 
die Fruchtbarkeit ıst in einigen ländlichen Gegenden fast ebenso 
schnell gesunken wie in denjenigen Städten, die ihre Ziffer am 
meisten verschlechtert haben, und schneller als in London; und 
drittens: sie ist in einigen Großstädten mit besonders unhygieni- 
schen Proletariervierteln verbältnismäßig wenig gesunken. 


Dieses dritte Argument ist geradezu unverständlich; denn 
nicht darum handelt es sich, ob die großstädtische Armut den 
Rückgang der Geburten verschulde; sondern es handelt sich um 
den Einfluß des großstädtischen Milieus überhaupt auf die Frucht- 
barkeit. Allein das Argument ist auch an einer andern Stelle 
nicht schlüssig; es verwechselt wiederum Zustand mit Entwick- 
lung; denn daß in jenen Städten die Proletarisierung 1881—-1903 
besonders stark zugenommen habe, wird ja von Webb und Bren- 
tano nicht einmal behauptet. 

Das zweite Argument wird mit ähnlichen Daten auch von 
N. und St. ausgeführt und insbesondere durch den Hinweis er- 
gänzt, daß in einer Gruppe A vorwiegend städtischer englischer 
Grafschaften der Rückgang der ehelichen Fruchtbarkeit etwas 
geringer gewesen sel, als in einer vorwiegend ländlichen Gruppe B: 


Gruppe A Gruppe B 
1881 32,10 34,09 
1003 27,20 28,03 
Abnahme 150, 15% 


Allein was sollen solche Differenzen beweisen? Die Ziffer 
der ländlichen Gruppe bleibt auch 1903 die höhere, und der Unter- 
schied wäre vermutlich noch deutlicher, wenn nicht gemischte 
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Gebiete 27), sondern ausschließlich Stadt und Land gegenüber- 
gestellt werden könnten. Von der Londoner Fruchtbarkeit, 
auf deren 16%igen Rückgang Brentano Gewicht legt, wissen 
wir schon, daß sie unter dem Einfluß der russischen und irischen 
Einwanderung steht, abgesehen von der englisch-ländlichen und 
kleinstädtischen Zuwanderung. Andererseits geht mit dem 
Rückgang der ländlichen Fruchtbarkeit eine zunehmende In- 
dustrialisierung und Urbanisierung des platten Landes Hand in 
Hand. Schon Brentanos Schüler Goldstein %8) führt die Bevöl- 
kerungszunahme ländlicher Distrikte Englands 1881—ı8gı auf 
die »in neuerer Zeit fast überall stark hervortretende Tendenz 
zur Verlegung gewisser industrieller Unternehmungen auf das 
platte Land« zurück. Mit dieser Wanderung der Industrie ist 
nicht zu verwechseln eine Entwicklung, auf die in der lehrreichen 
Diskussion hingewiesen wurde, die sich in der Londoner Stati- 
stischen Gesellschaft an den Vortrag der Abhandlung von N. und St. 
anschloß. Dr. Shadwell, ein Spezialforscher in diesen Bevöl- 
kerungsfragen, machte dort nachdrücklich geltend %9), daß die 
rückgängigeGeburtenzahl der ländlichenGrafschaften sich teilweise 
aus den Beziehungen ihrer angeblich ländlichen zu benach- 
barter Stadtbevölkerung in neuerer Zeit erkläre: They had now 
a third class of population very largely developed — people who 
worked in the towns and were town people, with towns habits, 
but who lived in a district which was registered as rural. One 
saw that conspicuously all about London, and also in Sussex; 
in fact the whole distance from London to Brighton was studded 
with places which were called rural, but were mainly inhabited 
by people occupied in London. That went on round every large 
town, and even affected the counties like Cornwall, because of 
the seaside resorts. In seiner Erwiderung ?!) erkannte Newsholme 
ohne weiteres an, daß ein beträchtlicher Teil des ländlichen Ge- 
burtenrückgangs auf Grafschäften falle, die durch eine solche 
Ausstrahlung der städtischen Atmosphäre charakterisiert seien, 
allein er glaubte, das gelte nicht für alle Grafschäften. Als Gegenbei- 


»7) Von der Bevölkerung A lebten 89°,, von B nicht weniger als 42°% in 
urban districts. Von den urban districts B hatten »viele zweitelloss dörflichen 
Charakter, während in denen der Gruppe A sowohl viele große als kleinere Städte 
enthalten waren. 

%8) Berufsgliederung und Reichtum, Stuttgart 1397, S. 34. 

%, Journal of the R. Statistical Society 1906, S. 143. 

210) 5. 145. 
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spiel führte er Rutland an: Englands weitaus kleinste Grafschaft, 
mit etwa 20 000 Einwohnern, landwirtschaftlich und zu erheb- 
lichem Teil textilindustriell beschäftigten ?1!), deren winzige 
absolute Geburtenziffer *!!) natürlich zufälligen Einflüssen, ins- 
besondere durch Abwanderung, stark ausgesetzt ist! Aber noch 
ein zweites Beispiel fügte er hinzu: die kleine ländliche Graf- 
schaft Herefordshire, die aber nach seiner eigenen Berechnung 
nur 4% Rückgang hatte, viel weniger als irgend eine andere Graf- 
schaft mit Ausnahme einer. Hinzugefügt sei, daß nach dem Er- 
gebnis von Shadwells Nachforschungen neumalthusianische Pra- 
xis in der ländlichen Bevölkerung Englands im Gegensatz zur 
städtischen erst eine sehr geringe Verbreitung gewonnen hat. 

Die kleine Differenz zwischen städtischem und Jländlichem 
Geburtenrückgang verliert aber vollends dadurch an Bedeutung, 
daß das Endjahr der Vergleichungsperiode unzweckmäfßig gewählt 
ist. Wie schon erwähnt, ist dieses Jahr nicht IgoI, wie Webb und 
Brentano irrtümlich sagen, sondern 1003, also nach der Beendi- 
gung des südafrikanischen Krieges gelegen. Es ist nun nicht un- 
wahrscheinlich, daß die Heimkehr der Soldaten die nach Kriegen 
übliche Geburtenzunahme gerade in den Städten herbeigeführt 
hat. Die folgende Uebersicht zeigt, wieviel Soldaten jährlich dem 
bürgerlichen Leben zurückgegeben wurden ?!?): 


aus der Armee aus der Miliz 
1899 25 941 32 164 
1900 22 276 23 939 


211) Nach Goldstein, Berufsgliederung und Reichtum, S. 59, waren 1891 
von 1000 überzehnjährigen Rutländern 422 nicht erwerbstätig, 183 in der Land- 
wirtschaft, 223 in Industrie Handel oder Verkehr, 54 in öffentlichem Dienst 
oder liberalen Berufen tätig. Soweit man ohne Kenntnis der Zahl der general 
labourers urteilen kann, deren landwirtschaftliche Zugehörigkeit zweifelhaft ist, 
scheint die Grafschaft ihren landwirtschaftlichen Charakter einzubüßen. Denn 
während die ganze Bevölkerung 1881 etwa 2I 400, 1891 20 659, I9UI 20 743 be- 
trug, zählte man nach Cd 3273, S. 114 —I15. 

farmers, farm bailiffs, agricultural labourers, 


S j shepherds zusammen 
graziers foremen farm servants 
1881 534 32 160 | 2532 3258 
1891 546 35 135 1968 2084 
1901 431 40 115 I5II 2097 
Das Pflugland ist in dieser Zeit zu beträchtlichem Teile durch Grasland 
ersetzt worden. 21a) z, B. 1000: 450. 


213) Berechnet nach dem Annual Report of the Inspector-General of Recrui- 
ting (Army and Militia) for the first nine months of the ycar 1903, Appendix 
D und F. Abgerechnet sind die Abgänge durch Tod oder Uebergang zu andern 


Truppenteilen. 
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aus der Armee aus der Miliz 
1901 92 968 16 927 
1902 133 794 32 900 
1903 ?'®) 04 821 30 439 


Dieser plötzliche Rückstau war natürlich für den Arbeits- 
markt äußerst bedrohlich und gab Anlaß zu umfassenden Be- 
mühungen von amtlicher und privater Seite, um die entlassenen 
Soldaten in Stellung zu bringen. In Südafrika blieben trotz 
aller Vergünstigungen (z. B. freie Ueberfahrt für Frauen und 
Kinder) 1902 nur 8855. Wie die heimkehrenden, wahrschein- 
lich überwiegend vom Lande stammenden ?!4) Truppen sich 
zwischen Stadt und Land verteilten, ist aus dem amtlichen Be- 
richt leider nicht genau ersichtlich; doch wird für 1902 berichtet, 
daß bei ungünstiger Lage des industriellen Arbeitsmarkts die 
Nachfrage nach landwirtschaftlichen Arbeitskräften zwar stark 
war, aber wegen des niedrigen Lohns bei den Soldaten keine 
Gegenliebe fand. Für die Zahl der am Kriege beteiligten Ehe- 
männer gibt es einen Maßstab, daß die London and North Western 
Railway, von deren Angestellten 1760 ins Feld zogen (davon 1150 
bis Oktober 1902 wieder in ihre Stellungen zurückgekehrt), nachdem 
Rekrutierungsbericht für 1902 ?!5) für die Familien abwesender Re- 
servisten 380 000 Mark an Unterstützungen aufgewendet hätte. 

Auf die Geburtenziffer scheint die Heimkehr der Krieger 
immerhin merklich steigernd, auf den rapiden Fall der relativen 
Geburtenziffer wenigstens hemmend gewirkt zu haben: 

Geburtenzahl in Großbritannien 16) . 


auf 10000 Einwohner 
ehelich unchelich zusammen England 


i Wales Schottland 
1899 I 013 769 45 610 1059 379 29,1 29,8 
1900 1013115 45 348 1058 403 28,7 29,6 
1901 1017 441 44 558 I OGI 999 28,5 29,5 
1902 1027 802 44 974 1072 776 25,5 29,2 
1903 1 036 199 45 597 I 081 796 28,4 29,2 
1904 I 031 308 40 O84 1077 992 27,9 28,7 
1905 1 014 075 45 999 I 000 674 27,2 25,1 
1900 I 067 086 27, 27,9 
1907 I 046 831 20,3 27,0 
1908 1 073 948 20,5 27,2 





313) o Monate. 

24) Vgl. den männlichen Altersaufbau in Stadt und Land 1901, verglichen 
mit 1891; Flux im Journal of the Royal Statistical Society 1910, S. 218. 

23), 9,28. 

2316) Berechnet nach March S. 310— 311. Vgl. Statistical Abstract of the 
United Kingdom, 56th number, London Iyıo, S. 302. 
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Soweit die Daten des amtlichen Berichts erkennen lassen, 
haben die heimkehrenden Krieger sich mehr nach Großbritannien 
als nach Irland gewendet. Die irische Geburtenstatistik zeigt 


denn auch in den Kriegsjahren ein wesentlich anderes Bild, das. 


mit Rücksicht auf die folgende Erörterung der irischen Frucht- 
barkeit hier wiedergegeben sein mag 1”): 


eheliche Geburten uncheliche Geburten zusammen auf ro 000 Einwohner 


1899 IOI 220 206074 103 900 23,1 
1900 98 757 2702 IOI 459 22,7 
1901 98 383 2593 100 976 22,7 
1902 99 1706 2087 101 803 23,0 
1903 99 228 2603 101 831 23,1 
1904 10I 177 2034 103 ŠII 23,0 
1905 I00 122 2710 102 832 23,4 
1900 103 530 23,0 
1907 IOI 742 23,2 
1908 102 420 23,4 
X. 


Es bleibt das wenig eindrucksvolle Argument desirischen 
Bevölkerungsgangs; die korrigierte eheliche Fruchtbarkeitsziffer 
Dublins ist 1881—1903 um 9% gestiegen, während sie im Durch- 
schnitt der irischen Bevölkerung nur um 3% stieg. Dieses Ar- 
gument scheint mir bei der durchgängigen Abnormität irischer 
Bevölkerungsvorgänge nicht glücklich gewählt. Irland zeichnet 
sich nicht nur durch die Abnormität steigender Fruchtbarkeits- 
ziffern, sondern auch durch sehr hohe eheliche Fruchtbarkeits- 
ziffern aus. Beides wird in Zusammenhang gebracht, nach 
v. Mayrs Ausdruck ?!8), mit »einer andern pathologischen Bevöl- 
kerungserscheinung in Irland«, der sehr geringen und abnehmen- 
den Verbreitung der Ehe unter der weiblichen Bevölkerung von 
15—45 Jahren: 1881 371° /„ Ehefrauen, 1901 325°/,0 (England und 
Wales roor 468°%/). Wie man den Zusammenhang vermittelt 
denken soll, sagt v. Mayr nicht °19) ; es liegt aber nahe, die Quelle 
beider Abnormitäten in einer dritten Abnormität, der starken 
irischen Auswanderung zu suchen. Der statistische Einfluß einer 
an- und abschwellenden Auswanderung auf die Fruchtbarkeits- 
ziffer kann mannigfacher Art sein; ohne auf die mühsame Prü- 


217) Quellen wie für Großbritannien. 

218) 1909, S. 118 Anm. 3. 

219) Auch Huber im Journal de la Société de statistique de Paris, 1906, 
S. 5f., auf den sich Mayr bezieht, geht auf den Zusammenhang nicht ein. 
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fung des mangelhaften und widerspruchsvollen statistischen Ma- 
terials einzugehn, will ich nur bemerken, daß wahrscheinlich 
eine zunehmende Zahl auswandernder Mütter, vielleicht auch 
eine abnehmende Zahl der vielen 22) in der Heimat bleibenden 
Strohwitwen die Fruchtbarkeitsziffer gesteigert hat; in gewissem 
Maße kann auch die Erhöhung des Heiratsalters die korrigierte 
Fruchtbarkeitsziffer, in der ja der Einfluß des Lebensalters schon 
ausgeschaltet ist, vergrößert haben; Dublins unkorrigierte ehe- 
liche Fruchtbarkeitsziffer ist nicht gestiegen, sondern gefallen 2°"). 

Diese »pathologischen« Fruchtbarkeitsziffern Irlands sind 
selbstverständlich für statistische Folgerungen ein schlüpfriger 
Boden. Eine leichte Divergenz in der Struktur der erwähnten 
Abnormitätsfaktoren (Strohwitwenzahl usw.) in Irland einer- 
seits, Dublin andrerseits würde genügt haben, die etwas schnellere 
Zunahme der Dubliner Fruchtbarkeit zu erklären. — Nicht 
minder verfehlt ist es, wenn Webb und Brentano die steigende 
Fruchtbarkeitsziffer Dublins mit der sinkenden Brightons kon- 
trastieren; die erstere ist eben für städtische Fruchtbarkeit kein 
Maßstab. 


XI. 


So kommen wir zu dem Ergebnis, daß keines der drei Länder, 
auf die Brentano sich beruft, weder Frankreich noch Australien 
noch England von der Regel der höheren ländlichen Fruchtbar- 
keit eine Ausnahme macht. Unter allen andern Ländern erwähnt 
Brentano nur Deutschland; von den übrigen schweigt er. Die 
deutsche Fruchtbarkeitsdifferenz zwischen Stadt und Land, die 
er als Tatsache nunmehr anerkennt, sucht er mit Hilfe seiner 
Wchlstandstheorie zu deuten: Die preußischen Städter haben 
weniger Kinder, weil sie mehr Einkommensteuer zahlen; der Wohl- 
stand der Landbevölkerung, die ihre Geburtenziffer besser kon- 
serviert, ist langsamer gestiegen. 

Zur Kritik dieses Versuchs bedarf es nur weniger Worte. 


2%) Rosenbaum im Journal of the R. Statistical Society 1906, S. 140. Die 
anscheinend sehr unzuverlässige Auswanderungsstatistik läßt dagegen mehr 
Ehefrauen als Ehemänner auswandern. 

221) Auf S. 55/56 nehmen N. und St. einen Anlauf zur Aufhellung des 
Zusammenhangs, bleiben aber auf halbem Wege stehen. Sehr nahe kommen sie 
der Wahrheit in einer gelegentlichen Bemerkung auf Seite 65: The instance 
of Ireland is somewhat complicated, for in 1881 there was a much greater amount 
of assisted emigration than in 1903, and it is possible that the population with- 
drawn at the earlier period was more prolific than that left in Ireland. 
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Zunächst sollten wir nach Brentanos eigener Aeußerung einen 
Rückgang der Fruchtbarkeit bei den Millionen deutscher land- 
wirtschaftlicher Arbeiter erwarten, deren Lohn in den letzten 
Jahrzehnten notorisch stark gestiegen ist. »Wo sich die Lage der 
ländlichen Arbeiterschaft hebt, sinkt die Geburtenziffer, unter 
Umständen sogar mehr als in den Städten« ???). Ein erheblicher 
Rückgang der ländlichen Fruchtbarkeit ist aber im preußischen 
Staate nicht bemerkbar, ausgenommen in einzelnen Gebieten. 

Andrerseits die Erklärung des Rückgangs der städtischen 
Fruchtbarkeit aus dem städtischen Wohlstande bleibt eine will- 
kürliche Annahme, solange der Einfluß des Wohlstands auf die 
Fruchtbarkeit überhaupt nicht erwiesen ist. Es genügt, auf die 
früheren Ausführungen mich zu beziehen. Außerdem hat Bren- 
tano sich den Nachweis des größeren Wohlstands bei der Masse 
der städtischen Bevölkerung zu leicht gemacht. Der einzige Maß- 
stab, den er anlegt, die Verteilung der preußischen Einkommen- 
steuer, ist ja schon von Mombert mit den vorhin ??3) wieder- 
gegebenen Worten gänzlich abgelehnt worden, weil der Geld- 
wert in der Stadt geringer ist. Zugleich aber wird das Existenz- 
minimum in der Stadt aus physiologischen Gründen kostspie- 
liger ?4). Aus beiden Gründen ist bei einem Vergleich zwischen 
Stadt und Land die Verwechslung von Wohlstand und Geld- 
einkommen unzulässig. 

Allein vielleicht meint Brentano, die Ueberlegenheit des 
städtischen Wohlstands sei notorisch. Zwar würde auch dann der 
Nachweis des kausalen Zusammenhangs fehlen, zumal wenn Ge- 
burtenrückgang auch aus sinkendem Wohlstand soll resultieren 
können. Aber in dem Sinne, wie ihn Brentanos Argumentation 
fordert, ist der städtische Wohlstand nicht notorisch. Wohl ist 
in den Städten mehr Vermögen angehäuft, aber es kann in den 
Händen einer Minderheit konzentriert sein, während doch nur 
der Massenwohlstand zur Erklärung des Geburtenrückgangs 
in Betracht käme. Brentano selbst nimmt ja auch für einzelne 
Arbeiterstädte ın England und Nordostfrankreich notgedrungen 
an, daß ihre Bevölkerung ??) tiefer als die ländliche stehe — frei- 


222) Brentano S. 600. Oben S. 355. 

223) S5. 343. 221) Oben S. 344- 

225) Brentano sagt: Die unterste Schicht der dortigen Arbeiterschaft. Aber 
wenn scine Argumentation schlüssig sein soll, muß er einen numerisch Ausschlag 
gebenden Teil der Bevölkerung meinen. 
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lich im Widerspruch mit der gleichfalls hohen Fruchtbarkeit, 
die z. B. die wohlhäbige vlämische Bauernschaft jener fran- 
zösischen Nordostbezirke auszeichnet 225°). 

Doch vielleicht meint Brentano, der städtische Massen- 
wohlstand werde durch die Konsumstatistik bewiesen. Allein 
auch diese Statistik ist irreführend, weil aus physiologischen Grün- 
den der Städter z. B. mehr Fleischkost braucht, um annähernd 
denselben Ernährungseffekt zu erzielen wie der Landmann mit 
grober Kost. Nehmen wir aber einmal an, der Städter befriedige 
seine Bedürfnisse besser, so fragt es sich, ob er dazu nicht gerade 
durch die Beschränkung seiner Kinderzahl in die Lage gesetzt 
worden ist. Denn zweifellos ist die viel gerühmte städtische 
Konsumsteigerung der letzten Jahrzehnte, wie man sie auch 
physiologisch beurteilen mag, eben durch die enorme Ersparung 
von Kinderkosten direkt und indirekt bedingt gewesen; während 
die Erziehungslast der ländlichen Ueberzahl von Kindern ?*6) 
eine Hypothek war, die auf den ländlichen Wohlstand mit Zinses- 
zins gedrückt hat. 

Weder ist also der größere Massenwohlstand der Stadtbe- 
völkerung von Brentano nachgewiesen worden, noch würden wir, 
wenn er nachgewiesen wäre, genötigt sein, Ihn als Ursache statt 
als Folge der Beschränkung der Kinderzahl anzuschn, wie sie 
vorzugsweise in der Großstadt üblich geworden ist. Wie erklärt 
sich nun dieser großstädtische Geburtenrückgang ? 


225a) S. oben S. 300. 
226) Selbstverständlich bei Vergleichung gleicher Altersgruppen. 


(Ein Schlußartikel folgt). 
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Das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages*). 
Positive Darstellung. 


Von 
JOSEPH ESSLEN. 


I. 


Der Körper der höheren Tiere — und somit auch der Körper 
des Menschen — vermag keine neuen organischen Verbindungen 
aus anorganischen Stoffen zu erzeugen: er ist notwendigerweise 
auf die Mitwirkung der Pflanze angewiesen hinsichtlich der Be- 
schaffung seiner Nahrung, d.h. seines Bedarfes an jenen Stoffen, 
aus denen er teils seine Organe aufbaut, teils durch chemische 
Zersetzungen in seinem Inneren Betriebsenergie, Wärme und 
mechanische Kraft gewinnt. Nur Wasser und Salze kann er ohne 
Vermittlung der Pflanze in der Form aufnehmen, wie sie ihm die 
organische Natur darbietet. Alle übrige tierische und mensch- 
liche Nahrung kommt entweder direkt oder auf dem Umwege 
durch einen anderen Tierkörper von der Pflanze her. 

Aber nur die grünen Gewächse, d. h. jene Pflanzen, die 
chlorophyllhaltende Zellen besitzen, können organische Sub- 
stanzen aus anorganischen Stoffen produzieren. Nahezu alle 
übrigen Pflanzen, welche nicht grün gefärbt sind, sind gleich den 
Tieren hinsichtlich ihrer Ernährung auf vorhandene, fertige or- 
ganische Stoffe angewiesen !). Dies ist z. B. der Fall bei den 
Pilzen. Doch haben die nicht chlorophylihaltigen Pflanzen für 
die Ernährung des Menschen nur geringe Bedeutung. 

Die grünen Gewächse, wie sie z. B. den Gegenstand des land- 


* Vergl. Archiv, Band XXX, S. 333 nnd 721. 

1) Ueber die Ernährung der heterotrophen Pflanzen vgl. z. B. Jost, Vor- 
lesungen über Pflanzenphysiologie, 2. Aufl., Jena 1908, S. 202 ff.; über die im 
Gegensatz zur Photosynthese der höheren Pflanzen stehende ‚Chemosynthese‘ 
der Nitrobakterien vgl. a. a. O. S. 151, 268. 
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wirtschaftlichen Pflanzenbaues bilden, erzeugen in den chloro- 
phylihaltigen Zellen Kohlehydrate — Zucker und Stärke — 
aus Wasser und dem Kohlenstoff der Luft. Die so entstandenen 
organischen Verbindungen dienen als Ausgangspunkt für alle 
weiteren synthetischen Prozesse im Pflanzenkörper: für die Bil- 
dung von Fetten und unter Zutritt von aus dem Boden auf- 
genommenem Stickstoff, Schwefel, und teilweise auch Phosphor 
für den Aufbau des wichtigsten und kostbarsten organischen 
Stoffes, für die Bildung der verschiedenen Eiweißarten. Somit 
ist die Assimilation der Kohlensäure im Chlorophyll, die Ent- 
stehung von Zucker und Stärke aus atmosphärischem Kohlen- 
stoff und Wasser in der grünen Pflanzenzelle, der grundlegende 
physiologische Vorgang für die Erzeugung nahezu jeglicher or- 
ganischer Substanz in der Natur:die kohlensäureassi- 
milierende Pflanzenzelle ist die Grund- 
lage alles höheren Lebens auf der Erdober- 
fläche. 

Zur Reduktion der atmosphärischen Kohlensäure in der 
Pflanze, zur Abspaltung des Sauerstoffes, und zur Vereinigung 
des verbleibenden Kohlenstoffes mit dem aufgenommenen Wasser 
ist jedoch die Zufuhr von Energie nötig. Chemische Energie 
wird fast gar nicht in die grüne Pflanze eingeführt: denn die 
Stoffe, aus denen die Pflanze ihre lebendige Substanz aufbaut, 
die Kohlensäure, das Wasser und die darin gelösten Salze, sind Ver- 
bindungen, die in dieser Form fast gar keine chemische Energie 
enthalten, während das Produkt der Assimilation, die Stärke 
oder der Zucker, eine nicht unbedeutende Verbrennungswärne 
besitzt. Die Energie, die demnach die Pflanze bei der Bildung 
organischer Substanz gewinnt, stammt von der Sonne. Erst 
bei der Zufuhr von Sonnenlicht werden durch die Tätigkeit des 
Chlorophylis in der Pflanzenzelle die aufgenommenen Stoffe 
in Verbindungen mit potentieller chemischer Energie übergeführt. 
Die Kohlensäurezersetzung wird ferner nur durch leuchtende 
Sonnenstrahlen bestimmter Wellenlänge bewirkt 3) ; dunkle strah- 
lende Energie ist für diesen photochemischen Prozeß nur inso- 
ferne von Bedeutung, als sie die Temperatur der Pflanzenzelle 
auf die für die Assimilation notwendige Höhe zu bringen vermag. 


2) Vgl. die klassischen Untersuchungen von Ph. W. Engelmann, 
Botan. Zeitung 1881, 441 ff.; 1882, 419 ff.; 1883, 1 ff., 17 ff; 1884, 81 ff., 97 ff.; 
ferner über den heutigen Stand der Frage Josta. a. O. 143 ff. 
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Die in den Kohlehydraten aufgespeicherte Energie wird bei den 
sämtlichen weiteren Prozessen im Pflanzenleben verwendet. Ein 
großer Teil der durch Photosynthese gewonnenen Nahrung 
wird von den Pflanzen auf dem Wege der Oxydation der Er- 
zeugung von Betriebsenergie geopfert. Der verbleibende Rest 
der Assimilate jedoch wird in den organischen Verbindungen 
des Pflanzenkörpers aufgespeichert und dient teils als Baustoff 
der weiteren Ausbildung der Pflanze, teils wird er als Reserve 
in den Samen, den Knollen und Ähnlichen Organen niedergelegt. 
Indem nun entweder die Pflanze selbst oder ihre Reservestoff- 
behälter den Tieren zur Nahrung dienen und sich unter dem Ein- 
fluß des eingeatmeten Sauerstoffes im Tierkörper wieder zersetzen, 
werden Wärme, chemische Energie und mechanische Kraft fü: 
die Zwecke des tierischen Organismus frei. 

So ist, wie schon Robert Mayer?) erkannt hat, die 
Sonne die große Kraftspenderin, welche alles Tier- und Pflanzen- 
leben auf Erden erhält. Die chlorophylihaltige Pflanzenzelle 
ist der Mechanismus, welcher auf photochemischem Wege diese 
Energiequelle dem Leben der höheren Pflanzen und Tiere nutz- 
bar macht. Nicht nur die Energie, welche zum Unterhalt der 
Lebenstätigkeit nahezu sämtlicher organisierter Wesen er- 
forderlich ist, wird durch diesen Prozeß gewonnen; auch der 
größte Teil der technisch verwerteten Kraft entstammt demselben. 
Nur die Energie des fallenden Wassers und der bewegten Luft 
ist nicht photochemischen Ursprungs, wenngleich auch sie von 
der Sonne herrührt®). Bei dieser Bedeutung des genannten Pro- 
zesses ist es begreiflich, daß die Bedingungen, unter denen er 
vor sich geht, von dem größten Einfluß auf die Wirtschaft des 
Menschen sind. Im Landbau sucht der Mensch ihn zu beherrschen 
und zu fördern. 

Die folgenden Zeilen sollen dem Versuche gewidmet sein, die 


3) Die organische Bewegung im Zusammenhang mit dem Stoffwechsel, 
Heilbronn 1845. 

3) Vgl. für diesen Abschnitt u. a. Pfeffer, Studien zur Energetik der 
Pflanzen, Verhandl. d. sächs. Gesellsch. d. Wissenschaften, mathemat.-physikal. 
Klasse, 18. Bd., 1892; Verworn, Allgem. Physiologie, Ein Grundriß der 
Lehre vom Leben, 5. Aufl., Jena 1909, S. 321 ff; Tigerstedt, Lehrb. d. 
Physiologie des Menschen, I. Bd., 4. Aufl., Leipzig 1904, S. 28 ff; Ostwald, 
Lehrb. d. allgem. Chemie, II. Bd., Chemische Energie, 2. Aufl., Leipzig 1893, 
S. 1005 ff; Adolf Maver, Lehrb. d. Agrikulturchemie, I. Bd., 3. Aufl., 
Heidelberg 1856, S. 9 ff.; Josta. a. O. 
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sich aus den Gesetzen des Pflanzenwachstums ergebenden öko- 
nomischen Konsequenzen in ihren Hauptzügen zu entwickeln. 
Sie werden herkömmlicherweise mit dem Namen des Gesetzes 
des abnehmenden Bodenertrages bezeichnet. Im weitesten 
Sinne versteht man darunter eine dreifache Erscheinung: Die 
Notwendigkeit, bei steigender Nachfrage nach Bodenprodukten 

I. entweder immer unfruchtbarere Grundstücke anzubauen ; 
oder 

2. immer weiter vom Markte entfernt liegende Grundstücke, 
bei denen also die Transportkosten vom Orte der Erzeugung 
zu den Orten des Verbrauchs einen immer größeren Teil von 
dem am Markte erzielten Preise des Produktes aufzehren. 

Diese Alternative bestünde aber nicht, wenn es gelänge, 
die Produktion auf den bereits unter Kultur befindlichen Grund- 
stücken beliebig durch Mehraufwand von Produktionsmitteln 
zu steigern. So kommen wir zu einer 

3. Erscheinung, die hieher gehört und die man im engeren 
Sinne mit dem Namen des Bodenertragsgesetzes bezeichnet: 
auf einem Felde von gegebener Ausdehnung vermögen steigende 
Aufwendungen an den Produktionsmitteln des Pflanzenbaues 
den Rohertrag nur bis zu einem gewissen Punkte im gleichen 
Verhältnis zu steigern. Wird dieser Punkt überschritten, so 
steigen zwar noch eine Zeitlang die Roherträge, aber nicht 
mehr im gleichen Verhältnis mit dem Aufwand an Produktions- 
mitteln. 

Nur mit dieser dritten Erscheinungsweise des Gesetzes des 
abnehmenden Bodenertrages, seinem Nachweis und den sich 
aus demselben ergebenden ökonomischen Konsequenzen haben 
wir es hier zu tun. Damit soll zugleich ein früher an dieser 
Stelle gegebenes Versprechen eingelöst werden. Zu diesem 
Zwecke ist es nötig, zuerst noch näher auf gewisse Lehren der 
Physiologie einzugehen. 


lI. 


Alle Lebensvorgänge — so lehrt die Physiologie — sind an 
das Vorhandensein gewisser äußerer Voraussetzungen gebunden: 
der Lebensbedingungen?). Fehlt auch nur eine von 
Ihnen, so kann sich kein Lebewesen entwickeln und das etwa vor- 


3) Verworna.a.O. 
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handene verfällt nach kürzerer oder längerer Zeit dem Tode. 
Diese Bedingungen sind je nach der Natur der betrachteten Or- 
ganismen verschieden: sie sind andere bei der Pflanze als beim 
Tiere und wechseln innerhalb der beiden Reiche der Natur mehr 
oder minder für die einzelnen Abteilungen, Klassen, Reihen, 
Ordnungen, Familien, Gattungen und Arten, ja für die einzelnen 
Varietäten. Immer aber müssen bestimmte äußere Lebens- 
bedingungen erfüllt sein, wenn eine bestimmte Art von Leben 
soll existieren können. 

Das ist der erste Teil des physiologischen Grundgesetzes. 
Dazu kommt ein weiterer Satz! Er hat das Ausmaß der Lebens- 
bedingungen zum Gegenstande. 

Für die einzelne Art kann eine jede äußere J.ebensbedingung 
innerhalb gewisser Grenzen schwanken, ohne daß dadurch das 
Leben des betreffenden Organismus gefährdet würde ®). Die 
Zufuhr von Nahrung und Wasser kann groß, aber auch gering 
sein, die Temperatur hoch oder niedrig und dennoch den An- 
sprüchen des betreffenden Lebewesens genügen. Trotzdem sind 
Grenzen für das Ausmaß der meisten Lebensbedingungen be- 
kannt. Es gibt eine untere Grenze für jede derselben, unterhalb 
derer kein Leben mehr existieren kann. Man nennt sie das 
Minimum der betreffenden Lebensbedingung. Desgleichen 
gibt es eine obere Grenze, bei deren dauernder Ueberschreitung 
der Tod eintritt. Sie wird als das Maxim um der betreffenden 
Lebensbedingung bezeichnet. Nur zwischen diesen beiden Gren- 
zen ist das Leben dauernd möglich: unterhalb des Minimums 
wie oberhalb des Maximums herrscht der Tod. Aber nicht alle 
Punkte zwischen den beiden Grenzen sind gleich günstig für das 
Leben. Der Lebensvorgang nimmt an Intensität ab, je mehr sich 
die betreffende Lebensbedingung unter sonst gleichen Umständen 
ihrem Minimum oder ıhrem Maximum nähert; seine Intensität 
ist am größten bei einem gewissen mittleren Werte, den man als 
das Optimum bezeichnet. Das Optimum liegt aber durch- 
aus nicht immer in der Mitte zwischen dem Minimum und dem 
Maximum: in einigen Fällen befindet es sich näher am Mini- 
mum, meist aber näher am Maximum; es kann sogar nahezu 


6 Verworna.a. O, S. 413 ff.; vergl. auch Brentano ‚Versuch einer 
Theorie der Bedürfnisse, Sitzungsber. d. K. B. Akad. d. Wissenschaften, philos.- 
philolog. u. histor. Klasse, 1908, 10. Abhandl., S. 41 ff. 
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mit dem Maximum zusammenfallen. Verworn veranschau- 
licht dieses Gesetz durch die folgende graphische Darstellung: 


Minimum Optimum Maximum 


l l I 
Tod Leben Tod 

Die hier dargelegte allgemeine physiologische Gesetzmäßig- 
keit gilt auch für die Pflanze; ja, für das Pflanzenleben ist sie 
am frühesten in voller Schärfe nachgewiesen worden. 

Ein erster Schritt auf diesem Wege war das sog. Gesetz 
des Minimums, wie es von Justus von Liebig für die 
mineralischen unter den Nährstoffen der Pflanzen aufgestellt 
wurde. Liebig lehrte, um einen Boden unfruchtbar zu machen, 
sei gar nicht die vollständige Abwesenheit aller mineralischen 
Pflanzennährstoffe in demselben erforderlich: es genüge, wenn ein 
Pflanzennährstoff nicht mehr in solcher Menge vorhanden sei, 
daß die betreffende Pflanzenart ihren Bedarf daran zu decken 
vermöge. Denn »die für eine Pflanze notwendigen Nahrungs- 
stoffe sind gleichwertig, d. h. wenn einer von der ganzen Anzahl 
fehlt, so gedeiht die Pflanze nicht?) «. »Der fehlende oder mangelnde 
Bestandteil macht die anderen vorhandenen wirkungslos oder ver- 
mindert ihre Wirksamkeit 8)«. »Die Fruchtbarkeit eines Feldes 
steht im Verhältnis zu dem ım Boden in geringster Menge ent- 
haltenen notwendigen Bestandteile °)«. 

Wenig Jahre später wurde für einen anderen Vegetations- 
faktor die volle ihn beherrschende Gesetzmäßigkeit ermittelt: 
das Gesetz des Minimums, wie man es bis dahin für die Nähr- 
stoffe kannte, wurde für den Zusammenhang zwischen Lebens- 
tätigkeit und Temperatur zu einem Gesetze des Minimums, 
Optimums und Maximums — der drei Kardinalpunkte — erweitert. 

Im Jahre 1860 untersuchte Julius Sachs!) den Ein- 
fluß der Temperatur auf das Pflanzenwachstum. Er fand, daß 
jede Lebensfunktion der Pflanze — das Keimen, die Chlorophyll- 
bildung, die Assimilation der Kohlensäure, die Transpiration, 


-e — 

















?) Die Grundzüge der Agrikulturchemie mit Rücksicht auf die in England 
angestellten Untersuchungen, 2. Aufl., Braunschweig 1855, S. 18. 

8) A. a. O. S. 23. 

®?) A. a. O. S. 105, Anm. -— Vgl. auch mein »Gesetz des abnehmenden Boden- 
ertrages scit Justus von Liebig«, München 1905, S. 3. 

10) Jahrbücher für wissenschaftliche Botanik, II. Bd., S. 338; Handb. 
d. Experimentalphysiologie der Pflanzen, Leipzig 1865, S. ro ff.; Lehrb. d. Bo- 
tanik, 4. Aufl., Leipzig 1874, S. 695 ff.; Vorlesungen über Pflanzenphysiologie, 
Leipzig 1882, 5. 228 ff. 
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die Atmung, die Bildung der Schossen, der Blüten, der Frucht — in 
bestimmte Temperaturgrenzen eingeschlossen ist, innerhalb 
deren allein sie stattfindet. Jede Lebenstätigkeit der Pflanze 
beginnt erst, wenn die Temperatur ihrer Organe eine bestimmte 


Diagramm I 


ANT 
LAIN 
1 Lu 


25 





20 







UA | 


-5 0 5 10 15 20 25 30 

II Kurve der Assimilation von älteren Brombeersprossen 

III do. von jüngeren Brombeersprossen. (In beiden Fällen ist die gesamte 
verbrauchte Kohlensäure — auch die der gleichzeitigen Atmung ent- 
stammende — in Betracht gezogen worden) 

IV Kurve der Assimilation eines Lorbeerzweiges unter optimaler Zufuhr 
von Licht und Kohlensäure 

(I—III nach Kreusler, Landwirtsch. Jahrb., 16. Band, 1887; IV nach Miss 
Matthaei, Philosophical Transactions, 197, B, 1904, S. 84.) 
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untere Grenze, das Minimum, erreicht hat. Von da ab wird sie 
mit steigender Temperatur beschleunigt bis zu einem weiteren 
Punkte, dem Optimum, bei welchem sie am lebhaftesten vor sich 
geht. Bei noch weiterer Steigerung der Temperatur nimmt die 
betreffende Lebenstätigkeit wieder stetig ab, bis sie, an einer 
oberen Temperaturgrenze, dem Maximum, angelangt, völlig 
stillesteht. Eine dauernde Ueberschreitung dieser oberen Grenze 
hat den Stillstand aller Lebensvorgänge und schließlich den 
Tod zur Folge. Die Kurven des Diagramms I bringen dieses Ge- 
setz für den Zusammenhang zwischen Atmung und Assimilation 
einerseits und Temperatur andererseits zur Anschauung. 

Die drei Kardinalpunkte der Temperatur sind jedoch bei 
ein und derselben Pflanze für die verschiedenen Lebensbedingungen 
verschieden. Die niedrigste Temperatur, bei welcher noch ein 
merkliches Wachstum stattfindet, braucht z. B. keineswegs 
auch hinzureichen, etwa die Chlorophylibildung oder die Assi- 
ınilation möglich zu machen. Man beobachtet demgemäß, daß 
im zeitigen Frühjahr die jungen Blätter der Getreidepflanze 
zwar wachsen, aber trotz intensiver Beleuchtung gelb bleiben, 
weil die Temperaturgrenze des Wachstums tiefer liegt als die 
der Chlorophylibildung !!). Ebenso fallen die Optima der Tem- 
peratur für die verschiedenen Lebensvorgänge teilweise beträcht- 
lich auseinander. Wie Kurve I unseres Diagrammes I veranschau- 
licht, erreicht z. B. die Atmungstätigkeit mit steigender Tempe- 
ratur erst dann ihren Höhepunkt, nachdem in bezug auf die 
Assimilation (und auch das Wachstum) das Optimum längst 
überschritten und vielleicht gänzlicher Stillstand eingetreten 
ist 2). Zudem liegen Optimum und Maximum hier in unmittel- 
barer Nähe: die mit steigender Temperatur steigende Oxydation 


pe O a a 


1") Sachs, Experimentalphysiologie, S. 10; Vorles. S. 229/230; Pfef- 
fer, Pflanzenphysiologie, 2. Aufl, I. Bd., Leipzig 1897, S. 318/319; Jost 
a. a. O. S. 360. 


1) Pfeffer a a. O. L Bd., S. 525; II. Bd., 2. Aufl., Leipzig 1904, S. 78; 


Jost a.a. O. S. 232; A. v. Wolkoffu. Adolf Mayer: Beitr. zur Lehre 
über die Atmung der Pflanzen, Landw. Jahrb., III. Bd., 1874, S. 481 ff., bes. 
S. 502 ff.; Ad. Mayer: Die Abhängigkeit der Pilanzenatmung von der Tem- 
peratur, Landwirtsch. Versuchsstationen, 19. Bd., 18576, 5. 340 ff., bes. S. 346; 
Kreusler, Ucber eine Methode zur Beobachtung der Assimilation und At- 
mung der Pflanzen und über einige diese Vorgänge beeinflussende Momente, 
Landw. Jahrb., 14. Bd., 1885, S. 913 ff.; Ders., Beobachtungen über die Koh- 
lensäureaufnahme und Ausgabe (Assimilation und Atmung) der Pflanzen, 2. 
Mitt., a. a. O., 1887, 16. Bd., S. 711 ff. 
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der organischen Substanz führt schließlich ihren Tod herbei. 
Das Leben der Pflanze setzt sich aber aus tausenden von einzel- 
nen Vorgängen zusammen, die harmonisch ineinandergreifen 
müssen, wenn die günstigste Entwicklung erzielt werden soll. 
Jeder von ihnen spielt sich innerhalb anderer Temperatur- 
grenzen ab und erreicht bei einem anderen Temperaturgrade 
seine größte Intensität. Demgemäß ergibt sich aus dem Gesagten, 
daß die Kurve der Abhängigkeit des Lebens von der Temperatur 
keineswegs mit der Kurve irgend eines Teilvorganges völlig zu- 
sammenfallen kann. Manche Lebensfunktionen sind sogar der 
Pflanze schädlich, wenn sie zu intensiv vor sich gehen, wie z. B. 
die Atmung oder die Transpiration. Es ist deshalb für jeden Le- 
bensvorgang zu unterscheiden zwischen dem absoluten 
Optimum, welches seiner höchsten Intensität, und dem öko- 
logischen oder harmonischen Optimum, welches 
seinem günstigsten Ausmaße für die Zwecke des Lebens ent- 
spricht ??). Die Verschiedenheit der unteren Nullpunkte der 
einzelnen Funktionen kann es mit sich bringen, daB bei gewissen 
niedrigen Temperaturen die Lebensvorgänge nicht mehr har- 
monisch zusammenwirken, daß krankhafte Zustände auftreten 14). 
Ebenso entstehen bei Steigerung der Temperatur über das har- 
monische Optimum hinaus schnell Mißverhältnisse im Verlauf 
der verschiedenen Teilprozesse des Pflanzenlebens, da zwar ge- 
wisse Vorgänge mit zunehmender Temperatur noch beträcht- 
lich ansteigen, andere Reaktionen aber nicht mehr mit einer 
für die Oekonomie des Pflanzenlebens ausreichenden Schnellig- 
keit zu folgen vermögen 15). 

Die Lage der Kardinalpunkte der Temperatur ist ferner 
auch für ein und dieselbe Lebensfunktion verschieden je nach der 
Art der betrachteten Pflanze. Es ist dieses Verhältnis am ge- 
nauesten hinsichtlich des für die Keimung nötigen Wärmegrades 
untersucht ##). Es gedeihen gewisse Pflanzen am besten bei einer 





13) Schimper, Pflanzengeographie auf physiolog. Grundlage, Jena 1893, 
S. 50; Sachs, Experimentalphysiologie, S. 52. 

14) Sachs, Vorles. S. 230. 

5) Verworn, a a. O. S. 400; Jost a.a. O. S. 232; Blackman: 
Optima and limiting factors, Annals of Botany, vol. XIX, 1905, S. 281 ff. 

186) Sachs, Experimentalphys., S. 58, 55/50; Vorles. S. 230; Haber- 
landt, Die oberen und unteren Temperaturgrenzen für die Keimung der wich- 
tigeren landwirtsch. Sämerecien, Die landw. Wersuchsstationen, Bd. 17, 187%, 
S. 104 ff; Pfeffera. a. O.I, S5. 89; Verworna.a.O.S. 458 ff. 
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Temperatur, bei welcher andere entweder noch nicht oder nicht 
mehr wachsen. 

Endlich existieren neben den genannten Differenzen auch 
solche der einzelnen Organe sowie der verschiedenen Entwick- 
lungsstadien. 

Doch die Pflanzenphysiologie blieb nicht bei der Erkenntnis 
des Zusarmmenhanges zwischen der Höhe der Temperatur und 
der Energie der Lebensvorgänge stehen. Die auf diese Entdeckung 
folgenden Jahrzehnte waren vielmehr bis heute zu einem großen 
Teil der systematischen Erforschung des Einflusses gewidmet, 
den eineVeränderung der Intensität der übrigen Lebensbedingungen 
auf den Verlauf sowohl der einzelnen Lebensäußerungen wie des 
Lebens in seiner Gesamtheit ausübt. Man untersuchte in dieser 
Weise die Einwirkung des Lichtes von verschiedener Intensität 
und verschiedener Wellenlänge auf Assimilation, Eiweißbildung, 
Transpiration, Chlorophylibildung und Wachstum im allgemeinen ; 
ferner die Wirkungen wechselnder Zufuhr von Kohlensäure, 
von Sauerstoff, von Wasser und der verschiedenen Nährstoffe 17). 
Daneben übertrugen zu derselben Zeit andere Forscher teils 
die so entdeckten Gesetzmäßigkeiten auf die Verhältnisse des 
landwirtschaftlichen Pflanzenbaues, teils forschten sie auf diesem 
speziellen Gebiete in derselben Richtung weiter ®). 

Obgleich das Leben ein komplizierter Vorgang ist und vom 
haımonischen Zusammenwirken einer Reihe von Bedingungen 
abhängt, verfuhr man bei diesen Untersuchungen doch methodisch 
korrekt, wenn man den gesamten Prozeß in eine Reihe von Teil- 
prozessen zerlegte und zunächst bei Konstanz aller übrigen 
Umstände den Einfluß untersuchte, den die Variation einer der 





17) Die einschlägige Literatur ist schr groß und es läge weit außerhalb des 
Rahmens dieser Untersuchung, hier eine Uebersicht darüber geben zu wollen. 
Ueber den gegenwärtigen Stand der Frage orientieren die einschlägigen Abschnitte 
bei Jost und Pfeffer. Hier auch Literaturangaben, besonders reichlich 
bei Jost. Abhandlungen, deren Ergebnisse für unser spezielles Thema im 
einzelnen herangezogen werden mußten, werden im Fortgang dieser Unter- 
suchung genau angeführt werden. 

») Vgl: Haberlandt, Der allgem. landw. Pflanzenbau, Wien 1879; 
Ders., Wissensch.-prakt. Unters. auf dem Gebiete des Pflanzenbaues, Wien 
1875 und 1877; Hellriegel, Beitr. z. d. naturw. Grundlagen des Ackerbaues, 
Braunschweig 1883; Wollny, Saat u. Pflege d. landw. Kulturpflanzen, Berlin 
1885; Die Kultur der Getreidearten, 2. Aufl., Heidelberg 1891; Die Zersetzung der 
organischen Stoffe und die Humusbildung mit Rücksicht auf d. Bodenkultur, 
Heidelberg 1897; Art. BodenphvsikinLuegersL.exikon der gesamten Technik; 
Forschungen auf dem Gebiete der Agrikulturphysik, 20 Bde., Heidelberg. 
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äußeren Bedingungen auf den Verlauf einer einzelnen Lebens- 
funktion ausübt. Allerdings hat der Zusammenhang, den man 
so zwischen der Variation einer Lebensbedingung und der ent- 
sprechenden physiologischen Reaktion ermittelt, vorläufig immer 
nur für eine bestimmte Kombination der übrigen Faktoren 
Geltung. Man muß sich hüten, aus der Kenntnis eines solchen 
Verhältnisses für verschiedene äußere Einwirkungen den Erfolg 
voraussagen zu wollen, der bei gleichzeitiger Aenderung zweier 
oder mehrerer der Außenbedingungen eintritt 19). Auch ist zu 
beachten, daß unter Umständen die volle Wirksamkeit einer Le- 
bensbedingung, deren Einfluß auf das Pflanzenleben bei besonders 
hoher Intensität untersucht werden soll, dadurch verhindert wird, 
daß andere Vegetationsfaktoren nur in einer für eine so ener- 
gische Lebenstätigkeit unzureichenden Menge zur Verfügung 
stehen ®). Dies hat man bei derartigen Untersuchungen öfters 
übersehen und ist teilweise zu unrichtigen Schlüssen gelangt *'). 

Was war aber das Ergebnis dieser Erforschung der Lebens- 
bedingungen der grünen Gewächse ? 

Es zeigte sich, daß eine ähnliche Gesetzmäßigkeit, wie sie 
Sachs hinsichtlich der Temperatur nachgewiesen hatte, auch 
für alle übrigen äußeren Bedingungen des Pflanzenlebens gilt: 
für das Licht, das Wasser, die festen und die gasförmigen Nähr- 
stoffe, den Sauerstoff zur Atmung °?). Mit steigender Intensität 
der Lebensbedingungen nimmt die Energie der Lebensäußerungen 
zu bis zu einem gewissen Punkte, an dem sie ein Maximum 2) er- 
reicht. Wird dieser Punkt jedoch überschritten, so sinkt die 
Intensität der Lebensvorgänge nach und nach und hört schließ- 


19) Sachs, Iöxperimentalphys. 08/69; Pfeffer II, 77/78. 

20) Blackmana.a.O. 

21) Gabrielle C. L. Matthaei, On the effect of temperature on 
carbon-divxide assimilation, Philos. Transactions 197 B, 1904, 47 ff. 

22) „Die Elektrizität spielt keine Rolle unter den Ursachen des Wachstums 
und der Gestalt der Pflanze.« Jost 359. 

23) Um keine Unklarheiten hinsichtlich der Terminologie aufkommen zu 
lassen, sei hier hervorgehoben, da8 das Maximum der Energie der Lebens- 
vorgänge zusammenfälltmitdem OptimumderLebensbedingun- 
gen. Sowohl am Minimum wie am Maximum der Lebensbedingungen erreicht 
die Intensität der Lebensäußerungen ein Minimum. Es läßt sich für diese Zu- 
sammenhänge vorläufig folgendes Schema aufstellen, das später bei der Betrach- 
tung der technischen und wirtschaftlichen Aufwendungen eine Ergänzung finden 
soll; es entspricht 
bei den Lebensbedingungen: das Minimum Optimum Maximum 
bei den Lebensvorgängen: einem Minimum Maximum Minimum 
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lich bei einer oberen Grenze wieder völlig auf. 

Was für jeden einzelnen der untersuchten Vegetations- 
faktoren gilt, trifft auch zu für ihr Zusammenwirken: damit 
die Lebenstätigkeit mit einem Maximum von Energie verlaufe, 
ist nötig, daB alle Lebensbedingungen sich dauernd auf der Höhe 
des harmonischen Optimums befinden. Die Lebenstätigkeit 
wird verlangsamt oder hört ganz auf, sobald durch die äußeren 
Bedingungen die Intensität des Verlaufes auch nur einer unter 
den verschiedenen Teilfunktionen, aus deren Zusammenwirken 
das Leben besteht, genügend verändert wird. Es tritt z. B. 
Hemmung und Stillstand des Wachstums ein, wenn nur die Tem- 
peratur oder nur der Wassergehalt des Bodens in einem bestimm- 
ten Maße abnimmt. Auch ein Uebermaß von Wasser im Boden 
wird für die meisten Pflanzen schädlich werden. Umgekehrt 
kann man im Frühjahr sehen, daß eine kräftige Entwicklung 
der Vegetation erst mit einer genügenden Zunahme der Tempe- 
ratur beginnt, obgleich zuvor schon alle übrigenLebensbedingungen 
erfüllt waren. Andererseits führt auch eine Erhöhung der Tem- 
peratur über das Optimum hinaus zu einer Verlangsamung und 
endlich zum völligen Aufhören des Wachstums, obgleich die 
Atmung der Pflanze dadurch bedeutend gesteigert wird. Es ist 
endlich zu beachten, daß für das beste Gedeihen der Pflanze 
im ganzen nicht immer jene Vereinigung der Vegetationsfaktoren 
am günstigsten ist, bei welcher sie am schnellsten wächst. Viel- 
mehr ist bekannt, daß eine allzu üppige vegetative Entwick- 
lung die Pflanze am Blühen und am Fruchttragen hindert ?4). 


Ill. 


Aus den im vorstehenden dargelegten Gesetzmäßigkeiten 
fließen eine Reihe von Folgerurigen für den praktischen Acker- 
bau. Sie sind von ganz fundamentaler Bedeutung. 

Zuerst ergibt sich aus jenen Entdeckungen der Pflanzen- 
physiologie die eine Lehre, daß nur dann die höchsten 
naturalen Ernteerträgeerzielt werden kön- 
nen, wenn sich die sämtlichen Vegetations- 
bedingungen der angebauten Pflanze wäh- 
rend der ganzen Dauer ihres Wachstums 


und ihrer Ausbildung auf der Höhe des 


») Schim per S. 30/31; Josta. a. O. S. 442/443. 
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jeweiligen harmonischen Optimums halten. 
Sinkt auch nur eine von ihnen vorübergehend unter jenen Punkt 
oder übersteigt sie denselben, 5o kann das Maximum der Ernte 
nicht erreicht werden. 

Daneben gilt ein weiteres. Jede einzelne Vegetationsbedingung 
ist für das Leben der Pflanze absolut notwendig. Jenseits ge- 
wisser Grenzen kann keine derselben, die in ungenügendem 
Maße vorhanden ist, durch eine andere ersetzt werden, welche 
sich in reicherer Ausmessung findet. Es ergibt sich daraus das 
zweite für die Landwirtschaft wichtige Gesetz, daB die Ernte- 
erträge in Quantitätund Qualitätvonder- 
jenigen Vegetationsbedingung beherrscht 
werden, welche in geringster und zugleich 
unzureichender Intensität oder in schäd- 
lichem Uebermaße vorhanden ist?) 

Wie gestalten sich diese Verhältnisse in der Praxis des Land- 
baues ? 

Der Landwirt hat es nicht in der Hand, wie der Experimen- 
tator bei seinen Versuchen in Laboratorium und Gewächshaus, 
seinen Pflanzen alle Lebensbedingungen in jeder gewünschten 
Menge zur Verfügung zu stellen. Es sind vielmehr in dieser Be- 
ziehung Unterschiede zwischen den einzelnen Lebensbedingungen 
der Pflanzen zu machen. Die Menge von Licht und Wärme, 
welche im Laufe einer Vegetationsperiode einem Felde zuteil 
wird, ist ein für allemal gegeben durch die geographische Breite, 
die Erhebung der Erdoberfläche über dem Meeresspiegel, ihre 
Neigung zur Horizontalen und ıhre Lage zur Himmelsrichtung; 
ferner durch die sonstigen Faktoren, welche das Klima eines 
Ortes im allgemeinen und den konkreten Witterungsverlauf 
eines Jahres bestimmen. Am ehesten noch vermag der Mensch 
durch gewisse Maßnahmen — wie die Anpflanzung schatten- 
spendender Bäume neben einigen tropischen Kulturpflanzen — ein 
schädliches Uebermaß von Licht und Wärme ferne zu halten. 
Achnliches wie für diese beiden Vegetationsbedingungen gilt 
vom Drucke der Luft und von ihrem Gehalte an Sauerstoff und 
Kohlensäure ?%). Eine mittlere Stellung nimmt die Feuchtigkeit 


2) Wollny, Untersuchungen über den Einfluß der Wachstumsfaktoren 
auf die Produktion einiger Kulturpflanzen, Forschungen auf d. Gebiete d. Agri- 
kulturphysik, XX. Bd., S. 105. 

26) Es ist jedoch möglich, daß der stärkere Kohlensäuregehalt der Luft 
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ein: die Menge des Wassers, das den Wurzeln der Kulturpflanzen 
zur Verfügung steht, ist nicht allein von den atmosphärischen Nie- 
derschlägen und ihrer Verteilung über die Jahreszeiten und von 
der natürlichen wasserhaltenden Kraft des Bodens abhängig, 
sondern auch wesentlich von der mechanischen Bearbeitung der 
Ackerkrume und den sonstigen Meliorationen des Bodens (Be- 
wässerung und Entwässerung). Am freiesten endlich steht der 
Mensch unter allen Bedingungen des Pflanzenwachstuns den mi- 
neralischen Nährstoffen der Gewächse gegenüber, indem er seit 
Liebigs Entdeckungen ihren Vorrat im Boden willkürlich 
innerhalb der weitesten Grenzen vermehren kann. Hieraus er- 
gibt sich, daß das natürliche Vorkommen jener Vegetations- 
faktoren, deren Ausmaß der Mensch nicht zu erhöhen vermag, 
in Verbindung mit der inneren Struktur oder ererbten Disposition 
der Pflanze der Produktion von organischer Substanz eine 
unüberschreitbare obere Grenze zieht. 

Darum ist auch das Wachstum der grünen Pflanzen an die 
Erdoberfläche gebunden: denn nur in der Erde finden diese 
Gewächse den nötigen mechanischen Halt, ferner Wasser und 
mineralische Nährstoffe; nur an ihrer Oberfläche werden ihnen 
Sonnenstrahlen und die für sie wichtigen Bestandteile der at- 
mosphärischen Luft geboten. Somit wird die Steige- 
rungsfähigkeit der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion durch die beschränkte Ausdeh- 
nung desanbaufähigen Bodens absolut begrenzt. 
Denn zuerst braucht jede Pflanze zu ihrer Entwicklung 
einen gewissen Raum: auf dem Flecke, den die eine einnimmt, 
findet nicht gleichzeitig eine zweite Platz. Doch lange bevor 
sich zwei benachbarte Pflanzen mit ihren Stämmen und Zweigen 
räumlich drängen und hindern, treten sie nach zwei anderen Rich- 
tungen in Konkurrenz, nämlich in bezug auf die in der Atmo- 
sphäre vorhandenen gasförmigen Nahrungsmittel, die Kohlen- 
säure, und in bezug auf das Licht. Zahlreiche Experimente 
haben ergeben 2”), daB sich die Erntemenge auf der Flächenein- 
heit durch dichtere Aussaat nur bis zu einem gewissen Punkte 





dicht über ‚lüngerreichem Boden von be:leutenderen Wirkungen für den Haus- 
halt der Pilanze ist, als wir derzeit sicher wissen. Czapek, Die Ernährungs- 
physiologie der Pflanzen seit 1895, Progressus rei bötanicae, Band I, Heft 2, 
Jena 1907, S. 469; ähnlich Biochemie der Pflanzen, I. Band, Jena 1905, S. 417. 

Y) Hellriegel,a. a. O., S. 263 ff; Wollnvy, Saat und Pflege d. 
Idwschl. Kulturpflanzen S. 387 ff.; Ders., Die Kultur der Getreidearten, S. 150. 
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as 


steigern läßt. Das Maximum des Ertrages, was die Quantität 
anlangt, wird bei einer bestimmten Dichte des Standes der Pflan- 
zen erzielt. Jedoch fällt der Maximalertrag von der Fläche 
nicht mit dem Maximalertrag der einzelnen Pflanze zusammen: 
der größte Flächenertrag ist nur bei einem dichteren Stande 
zu erreichen, als daß der einzelnen Pflanze die größte Frei- 
heit zur allseitigen Ausbildung zur Verfügung stünde. Darum 
sinkt bei dichterem Stande der Pflanzen von einem gewissen 
Punkte an die Qualität der gewonnenen Produkte. Bei samen- 
tragenden Gewächsen nimmt z. B. mit der Dichte des Pflan- 
zenstandes auf gegebener Fläche die Produktion von Kör- 
nern in geringerem Maße zu als die Produktion von Stengeln 
und Blättern. 

Allerdings kommt für die Ernährung der Menschheit als 
ganzes die beschränkte Ausdehnung der Erdoberfläche noch 
nicht in Betracht: »denn es ist noch nicht absehbar, in wel- 
chem Maße der Getreidebau auf noch bisher nicht angebauten 
Flächen vermehrt werden kann ?””)«. Anders verhält es sich 
hinsichtlich der dichter besiedelten Erdstriche, namentlich im 
mittleren und westlichen Europa. Der Teil der Erdoberfläche, 
der einem einzelnen Volke zur Verfügung steht, ist begrenzt und 
mit steigender Volkszahl verringert sich notwendigerweise der 
Anteil, der auf den Kopf der Bevölkerung zur Deckung des 
Nahrungsbedarfes entfällt. 

Unter sonst gleichen Umständen ist der Maximalertrag 
von der Flächeneinheit in einem Jahr sehr verschieden je nach 
der den Pflanzen in Gestalt der Sonnenstrahlen zuströmenden 
Menge von Energie. Er ist am höchsten in den feuchtwarmen 
Tropengegenden; er sınkt mit zunehmender geographischer 
Breite und erreicht an der polaren Grenze des Ackerbaues ein 
Minimum. 


Leider scheint eine genauere Untersuchung dieser Verhältnisse noch zu 
fehlen. Darum müssen einige wenige Angaben genügen, die zudem miteinander 
nicht ganz übereinzustimmen scheinen. Während Haberlandt ?$) ganz 
allgemein behauptet, die assimilatorische Leistungsfähigkeit der tropischen Laub- 
blätter übertreffe diejenige unserer mittcleuropäischen Gewächse um ein viel- 
faches, ohne jedoch genaue Belege dafür anzugeben, glaubt Giltay?*) auf 


za) Brentano: Die deutschen Getreidezölle, 2. Aufl., Stuttgart IgII, 
So ai; 

38) Kine botanische Tropenreise, Leipzig 1893, S. IT4/I15. 

29) Ueber die vegetabilische Stoffbildung in den Tropen und in Mitteleuropa, 
Annales du jardin botanique de Buitenzorg, XV. Bd., S. 43 ff. 
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Grund seiner Untersuchungen und Experimente sich zu dem Schlusse berechtigt, 
die landläufigen Vorstellungen von der Pflanzenstoffbildung in den Tropen 
seien öfters übertrieben. Auf Java betrage die Ernte nicht einmal für alle als 
Stichprobe ausgewählten Kulturgewächse soviel wie in Holland. Nur in einem 
der drei untersuchten Fälle sei die javanische Ernte so groß gewesen, daß sie 
die damit vergleichbare europäische nahezu um das doppelte übertroffen habe; 
dazu sei dies ein Gewächs gewesen, welches infolge künstlicher Zufuhr von Wasser 
auf Java das ganze Jahr vegetiere. Die Experimente über Kohlensäureassimi- 
lation von seiten der grünen Blätter hätten zwar einen größeren Mittelwert 
in den Tropen ergeben, aber nicht so, daß sich daraus eine Ernte erwarten ließe, 
die um viele Male eine europäische übertreffe.. Die Angaben Detmers?) 
scheinen dagegen wiederum eher Haberlandts Behauptungen zu bestä- 
tigen. Nach Detmers Versuchen produzierte z. B. eine Maispflanze gleicher Sorte, 
aus gleichem Saatgut gezogen, an lufttrockener Substanz der oberirdischen 
Organe im Laufe von 32 Tagen in Buitenzorg auf Java unter 3—4? nördl. Breite 
29,5, in Jena im Hochsommer (vom 14. Juli bis zum 15. August) unter nahezu 
51° nördl. Breite dagegen bloß 6,5 g. In beiden Fällen wurde der Boden fort- 
während genügend feucht gehalten. Achnliche Unterschiede werden hinsicht- 
lich der Flächenerträge berichtet. Nach Adolf Mayer?°!), dessen Angaben 
andere Forscher ?2) als zutreffend übernommen haben, bringt ı ha Landes im 
mitteleuropäischen Klima durchschnittlich jährlich etwa 6700—7800 kg vege- 
tabilische Trockensubstanz hervor. In außergewöhnlichen Fällen können sich 
die Erträge allerdings dem doppelten dieser Zahlen nähern %). Detm er?) 
berichtet dagegen von Java, daß dort auf einem Zuckerrohrfelde in rund einem 
Jahre —- so lange dauert es von der Anpflanzung bis zur Ernte — pro ha etwa 
25 000 kg Trockensubstanz erzeugt würden. Nach Giltay°®) sollen es sogar 
33 000 kg sein. Die Widersprüche zwischen den Angaben von Detmer und 
Giltay über die Intensität der Bildung von vegetabilischer Substanz in den 
Tropen und bei uns in Europa scheinen mir teilweise darauf zu beruhen, daß der 
letztere für Europa Erträge zugrunde gelegt hat, die sich den höchsten erziel- 
baren bedeutend nähern 3%); teilweise lassen sich die Angaben über die gewaltige 
V'eppigkeit der tropischen Vegetation auch darauf zurückführen, daß in den feucht- 
heißen Gebieten zwischen den Wendekreisen das Wachstum sozusagen ununter- 
brochen das ganze Jahr über vor sich geht, während ın Europa neben einigen 
Monaten der vollständigen Ruhe eine mindestens ebenso lange Zeit der ver- 
minderten vegetativen Tätigkeit sich findet. Der Unterschied muß größer aus- 
fallen, wenn man das Endresultat nach Verlauf eines vollen Jahres betrachtet, 
als wenn man die Bildung von organischer Substanz etwa in den Monaten des 
üppigsten Wachstums dem Vergleich der beiden Vegetationsgebiete zugrunde 
legt. Aber auch bei Berücksichtigung all dieser Umstände bleibt ein Rest von 
Widersprüchen übrig, deren Aufklärung den Pflanzenphysiologen vom Fach 
überlassen werden muß ??). 


30) Botanische und landwirtschaftliche Studien auf Java, Jena 1907, S. 25. 
3) Landwirtsch. Versuchsstationen, XL. Bd., 1892, S. 205. 
22) Pfeffer I, 280; Czapek, Biochemie der Pflanzen, I. Bd., Jena 
1905, S. 498 (hier übrigens in den Zahlenangaben ein Druckfehler). 
3) Giltay a.a. O. 45/46; Mentzel und Lengerkes Landwirtsch. 
Hülfs- und Schreibkalender, 1909, S. 80 íf., 93 ff. 
3) A. a. O. S. 25/20. 3) a.a O. S. 40. 
36) Vgl. z. B.hinsichtlich des Tabaks Giltaya.a. O.S. 44undMentzel 
undLengerkeS. 82/83; Mais 45 und 80/81; Hafers 47 und 80/81. 
3) Giltay gibt bei dem Blatt der gewöhnlichen Sonnenblume als Mittel- 
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Nach den neuesten Forschungen scheint die Erklärung für die gewaltige 
Differenz in der Größe des Produktionsvermögens der Pflanzenwelt in den feucht- 
warmen Tropengegenden und bei uns im Hochsommer in einem Umstande ge- 
funden zu werden, den man bisher nicht genügend beachtet hat. Wiesner®®) 
hat nämlich neuerdings auf photochemischem Wege die Zusammenhänge zwi- 
schen der herrschenden Lichtintensität und der Formgebung der Pflanzen 
untersucht und nachgewiesen, daB mit der Abnahme der Temperatur der Medien, 
in welcher die Pflanze ihre Organe ausbreitet, ihr Lichtbedürfnis steigt. Es 
stimmt dieses Resultat gut überein mit den Ergebnissen früherer Experimente 
desselben Forschers über den Einfluß des Lichtes auf die Transpiration der Pflan- 
zen: darnach steht fest, daB das von den Blättern absorbierte Licht zum größten 
Teil richt der Kohlensäureassimilation dient, sondern in Wärme umgesetzt 
und für die sonstigen Zwecke des Pflanzenlebens, namentlich für di‘ Tran- 
spiration nutzbar gemacht wird?®). Die beidenLebensbedingungen 
Licht und Wärmestehen demnachineinem Wechselver- 
hältnıs derart, daB ein stärkeres Ausmaß der einen 
innerhalb gewisser Grenzen einen Mangel der an- 
deren zu ersetzen vermag. In einem Klima, in dem der Pflanze 
durch die sie umgebende Luft und durch den Boden, in dem sie ihre Wurzeln 
ausbreitet, eine große Menge Wärme zur Verfügung steht, bedarf sie weniger des 
Lichtes als unter kälteren Himmelsstrichen. Die Möglichkeit des Ersatzes 
eines Teiles der Lichtstrahlen durch die Wärme würde auch erklären, daß in den 
ewig heißen Tropen bei genügender Feuchtigkeit die Vegetation gewissermaßen 
in mehreren Stockwerken übereinander den Boden bedeckt; je mehr dagegen 
bei Annäherung an die Pole die Bedeutung der Lichtstrahlen für den Energie- 
haushalt der Pflanze steigt, desto mehr nimmt die Mächtigkeit der die Erdober- 
fläche bedeckenden assimilierenden Pflanzendeckeab, bissiean der polaren Grenze 
des Pflanzenwuchses völlig zusammenschrumpft *, Es muß demnach auch ein 
und dieselbe Pflanzenart mit umso w.iterem Standraum angepilanzt werden, 
je kälter das Klima, damit die mangelnde Wärme durch größern Lichtgenuß 
ersetzt werde. 


wert von g Versuchen in Holland pro Stunde und !/, dm? obere und ebensoviel 
untere Blattfläche 2,9 mgr aufgenommene Kohlensäure an, während die ent- 
sprechende Zahl für Java aus 13 Fällen 3,5 bezw. 4,0 mgr betragen habe (a. a. O. 
S. 66. u. 71). Vergl. dagegen die mitgeteilten Ergebnisse Detmers über die 
Produktion von Pflanzensubstanz bei Mais. 

33) Untersuchungen über den Lichtgenuß der Pilanzen, Sitz.ber. d. Wiener 
Akademie d. Wissensch., mathematisch-naturwissenschaftl. Klasse, 104, I, S. 
605 ff., bes. S. 709. Die Resultate dieser und zahlreicher ähnlicher Untersuchungen 
sind auch niedergelegt in dem Buche: Der Lichtgrenuß der Pflanzen, Leipzig 1907. 

3) Burgerstein: Die Transpiration der Pflanzen, Jena 1904, S. 86, 
97/98, 102, 1905, 126, 128. Vgl. auch: Brown and Escombe, Researches 
on some of the physiological processes of green leaves, with special reference to 
the interchange of energy between the leaf and its surroundings, Proceedings of 
the Royal Society, series B, Vol. 70, 1905, S. 29 ff., bes. S. 84/835; ferner B la c k- 
man and Matthaei, Experimental researches in vegetable assimilation 
and respiration, IV A quantitative study of carbon-dioxide assimilation and leaf- 
temperature in natural illumination a. a. O. S. 402 ff., bes. S. 400 ff. u. 457- 

40) » Deshalb finden wir in den Tropen weitaus mehr Schattenpflanzen, 
welche... . den vollen Lichtgenuß nicht auszunutzen brauchen, und es fehlen 
aus demselben Grunde in den hohen Breiten die Schattenpflanzen völlig.s C za- 
pek, Progressus rei botanicae, a. a. O., I, 2, 472. 
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Der Satz, daß die Menge des Lichtes, welche auf eine gege- 
bene Feldfläche fällt, den theoretisch möglichen Maximalertrag 
bestimmt, den eine Pflanze auf dieser Fläche zu liefern vermag *!), 
muß auf Grund unserer jetzigen Kenntnisse dahin erweitert 
werden, daß auch die Wärme als mitbestimmender Faktor auf- 
genommen wird. Und zwar wird in den kälteren Klimaten 
die Produktion von organischer Substanz hauptsächlich durch 
die niedrige Temperatur eines großen Teiles des Jahres ein- 
geschränkt, während in den Tropen, wenn die Feuchtigkeit aus- 
reicht, der Kohlensäuregehalt der Luft der Assimilation in der 
grünen Pflanzenzelle eine obere Grenze zu setzen scheint #2). 
Diese Lebensbedingung gilt es nunmehr zu betrachten. 

Neben dem Licht und der Wärme ist, wie wir wissen, der 
Kohlensäuregehalt der atmosphärischen Luft ein weiterer Vege- 
tationsfaktor, demgegenüber die technischen Machtmittel des 
Menschen versagen. Ihre Menge beträgt in der Regel etwa 
3 Teile in je 10 000 Teilen Luft ®) und kann durch Maßnahmen 
des Landbaues kaum vermehrt werden. Dagegen haben zahl- 
reiche Untersuchungen ergeben, daß der normale Kohlensäure- 
gehalt der atmosphärischen Luft die Arbeitsfähigkeit einer gut 
beleuchteten chlorophyliführenden Pflanzenzelle bei günstiger 
Temperatur und genügender Wasserzufuhr nicht voll zu be- 
friedigen vermag *). 

“\, Hellriegela.a. O. S. 444- 4) Czapeka.a O. 

43) Die neuesten Untersuchungen rühren hervonBrownundEscombe 
(On the variations in the amount of carbon dioxide in the air...a.a. ©. S. 118 ff.) 
und zeigen, daß in den Monaten des Pflanzenwachstums Schwankungen bis zu 
10°% im Partiärdrucke der Kohlensäure stattgefunden haben, die sicher nicht 
ohne Einfluß auf die Menge der von den Pflanzen gebildeten Kohlehydrate sein 
können. (Im Winter ist der Kohlensäuregcehalt teilweise viel größer.) 

4) Die älteren Untersuchungen (vgl. u. a. Sachs, Lehrb. d. Botanik, 
4. Aufl, S. 719; Kreusler, Landwirtsch. Jahrb., 14. Bd., 1885, S. 922) des 


Verhältnisses, das zwischen dem YPartiärdruck der Kohlensäure und der Assi- 
milationstätigkeit der Pilanze besteht, litten teilweise an dem methodischen Man- 


gel, daß nicht die Kohlensäure, sondern ein anderer Vegetationsfaktor — na- 
mentlich das Licht oder die Temperatur — den Charakter des »limiting factor« 


(Blackman) annahm, besonders bei stärkerer Zutuhr von Kohlensäure. 
Erst in den neuesten bereits genannten Experimenten von Brown und Es- 
combe, Blackman und Matthaci ist cs gelungen, diesen Fehler zu 
vermeiden. Vgl. außerdem: Matthaei, Philos. Transactions 197, B, S. 47 ft.; 
Brown and Escombe, The influence of varying amounts of carbon dio- 
Xide in the air on the photosynthetic process of leaves and on the mode of growth 
of plants, Proceed. of the Roy. Soc. of London, vol. LNN, S. 397 ff.; Pfeffer 
I, 315/310; Verworn 430; Czapek, Biochemie I, 434 fl.; D ers., Progres- 
sus etc., a. a. O. [, 2, 408 if.; Jost 135 ff., 143 ff. 
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Brownund Escombe haben gefunden, daß die Intensität des Sonnen- 
lichtes bei normalem Kohlensäuregehalt der Luft auf !/,, der vollen Intensität 
fallen muß, ehe sich die Assimilation von Landpflanzen merklich mindert. 
Blackman und Matthaei haben gezeigt, daß in der Natur sogar bei dif- 
fusem Licht der Mangel an Kohlensäure das mögliche Assimilationsmaximum 
nie erreichen läßt. Wird der Kohlensäuregehalt der die Pflanzen umgebenden 
Luft erhöht, so steigert sich die Assimilation bedeutend und zwar so lange, bis 
entweder bei hoher Temperatur die Lichtintensität oder im direkten Sonnenlicht 
die Temperatur eine Grenze zieht. Doch gibt es auch hier einen Punkt, bei 
welchem die Assimilation von Kohlenstoff auf die Dauer ein Maximum erreicht. 
Es beruht dies darauf, daß eine so hohe Lichtintensität und Temperatur, wie 
sie die Verarbeitung einer größeren Menge Kohlensäure erfordert, rasch inak- 
tivierend auf das Chlorophyll einwirken: die stärkste Assimilation wird nur im Mo- 
mente des Erreichens jenes hohen Wärmegrades erzielt; sie fällt von da an so- 
fort ab, um so rascher, je höher die Temperatur. Doch scheint auch das har- 
monische Optimum des Partiärdruckes der Kohlensäure in allen Fällen an- 

nähernd das hundertfache des heutigen Kohlensäuregehaltes der freien Luft zu 
betragen und eine Vermehrung des Gehaltes der Luft an diesem Gas auf einige 
Prozent die Entwicklung der grünen Pflanzen entschieden zu begünstigen. 
Unter natürlichen Verhältnissen wird somit ein schädlicher Kohlensäuregehalt 
der Luft nie erreicht; wohl aber kann es ım Boden und im Wasser durch Fäulnis- 
prozesse zu einer für die Pflanze tödlichen Häufung der Kohlensäure kommen. 
Wenn dagegen, wie man vermutet, in früheren Erdperioden die Luft einmal 
mehr Kohlensäure enthielt als gegenwärtig, so wurde dadurch das Pflanzen- 
wachstum begünstigt $3). In gleicher Richtung mußte die mit dem höheren 
Kohlensäuregehalt verbundene höhere Lufttemperatur wirken. Das Aufbrauchen 
der Steinkohlenlager und die infolgedessen eintretende langsame Erhöhung des 
Kohlensäuregehaltes der atmosphärischen Luft soll uns nach der Ansicht ge- 
wisser Forscher allmählich wiederum Zeiten mit gleichmäßigerem und besserem 
Klima zuführen, besonders in den kälteren Teilen der Erde; Zeiten, da die Erde 
aus einem doppelten Grunde um das vielfache erhöhte Ernten zu tragen ver- 
möchte zum Nutzen des rasch anwachsenden Menschengeschlechtes 48). Die 
Erschöpfung der Lager an fossilen Brennmaterialien würde wenigstens diese gün- 
stige Nebenwirkung hervorbringen. 

Das Umgekehrte dessen, was man hinsichtlich der Kohlen- 


säure nachgewiesen hat, gilt vom Sauerstoffgehalt der Atmo- 
sphäre: auch er entspricht innerhalb der von Organismen be- 
wohnten Schichten keineswegs dem Optimum des Pflanzen- 
wachstums. Vielmehr führt eine Abnahme des Partiärdruckes des 
Sauerstoffes zu einer Beschleunigung des Wachstums, zu einer rei- 
cheren Verzweigung der Aeste und Wurzeln, zu einer Vergrößerung 
der Blätter. In manchen Fällen ist allerdings auch bei Zunahme 
der Partiärpressung des Sauerstoffes eine Beschleunigung des 
Wachstums, also ein zweites Optimum, wahrgenommen worden ?°). 


15) Hann, Handbuch der Klimatologie, I. Bd., 3. Aufl., Stuttgart 1908, 
S. 384/385. 

# Svante Arrhenius, Das Werden der Welten, übers. v. L. B a m- 
berger, Leipzig 1907, S. 46 ff., 50/57. 

1) Schimper 78/79; Pfeffer II, 131/132; Jost 140, 381. 
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cs Ueberbaupt ist die chlorophylihaltige Pflanzenzelle weit 
davon entfernt, ein chemischer Apparat von besonders günstigem 
Nutzeffekt zu sein %#). Daß dies so sein müsse, ergibt sich schon 
aus wärmetheoretischen Gründen. Man hat mehrfach nach- 
gewiesen 49), daß im direkten Sonnenlichte nicht einmal der hun- 
dertste Teil der einem Blatte zuströmenden strahlenden Energie 
zur Assimilation der Kohlensäure und zur Bildung von organischer 
Substanz verwendet wird. Im diffusen Licht ist dieses Verhält- 
nis günstiger. Auch ist zu beachten, daß eine große 
Menge Lichtes vom Blatte absorbiert und zu anderer Arbeit als 
zur Photosynthese verwendet wird, namentlich zur Transpi- 
ration 50%). Unter Berücksichtigung dieses Umstandes steigt der 
Nutzeffekt des Blattes bis auf 50%, der einfallenden Energie und 
darüber. Endlich ist die Assimilation pro qm Blattoberfläche 
nicht bei allen Pflanzen gleich: vielmehr ist sie je nach der Art 
verschieden. 

Es wäre in mancherlei Hinsicht von dem allergrößten In- 
teresse, wenn es gelänge, die Menge von organischer Substanz, 
welche ein ha Landes im günstigsten Falle zu liefern vermag, 
zu berechnen auf Grund der Messung der einem Orte im Laufe 
eines Jahres zustrahlenden Menge von Sonnenenergie und der 
durchschnittlichen Ausnützung derselben von seiten des grünen 
Blattes unter Berücksichtigung des normalen Kohlensäure- 
gehaltes der atmosphärischen Luft. In diesem Sinne ist der 
Versuch vor mehreren Jahren von dem Physiker P faundler 5!) 


#) Ostwald, Lehrb. d. allgem. Chemie, II. Bd., z. Aufl. S. 1070/1071; 
Pfeffer I, 331/332; Czapek, Biochemie, I, 497; Brown, Report of the 
69th meeting of the British Association for the advancement of science, Dover 
1899, S. 664 ff., bes. S. 680, Adress to the chemical section; Ders. und Es- 
combe, Proceedings of the Royal Socicty, 76, B, S. 84/85. 

0) Zusammenstellung bei Jost, 5. 150. 

5) Burgersteina.a. O.; Brown u Escombea.aO. 

$t) Die Weltwirtschaft im Lichte der Physik, Deutsche Revue, 1902, II, 
S. 29 ff. u. 171 ff. — Außer den im Texte aufgezählten Mängeln sind auch die 
folgenden geeignet, die Zuverlässigkeit von Pfaundlers Berechnungen zu 
erschüttern. Zuerst berücksichtigt er nur das direkte Sonnenlicht. Dabei ist 
aber das diffuse Himmelslicht sehr beträchtlich und für die Pflanze von hervor- 
ragender Bedeutung (H ann a.a. O. 11/12, 109 ff; Wiesner, Der Lichtgenuß 
der Pflanzen, S. 6). Ferner geht er von den Resultaten der Assımilationsversuche 
vonSachsaus. Brown wirft aber der von Sach sangewendeten sog. Blatt- 
hälftenmethode eine solche Menge von Fehlern vor, daß erst neue Versuche nötig 
sein dürften, um festzustellen, ob sie überhaupt noch einen Anspruch auf Brauch- 
barkeit erheben kann. Endlich sind Pfaundlers Annahmen über den 
Energiebedarf eines Menschen höchst willkürlich. 
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unternommen worden, doch mit wenig befriedigendem Resultat. 
Es fehlen dazu die nötigsten Unterlagen. Zwar sind seit W i e s- 
ners?) Vorgang in den letzten Jahren genaue Messungen 
des photochemischen Klimas verschiedener Orte gemacht worden 
unter Berücksichtigung sowohl des direkten Sonnen- wie des 
diffusen Himmelslichtes, aber es fehlt die Möglichkeit der Re- 
duktion der hierbei ermittelten Lichtsummen auf das für unsere 
Zwecke allein dienliche kalorische Maß. Zudem wissen wir, daß 
das Lichtbedürfnis der Pflanzen mit steigender Temperatur 
der umgebenden Medien abnimmt, mit sinkender wächst 53). 
Die Lufttemperatur ist aber keine einfache Funktion der 
cinem bestimmten Orte zugestrahlten Menge von Sonnen- 
energie. Dieser mehr theoretische Weg der Berechnung des 
möglichen Ertragsmaximums von der Flächeneinheit ist somit 
— vorläufig wenigstens — ungangbar. Wir müssen uns, um zum 
Ziele zu gelangen, einem anderen zuwenden. 

In ihren bereits mehrfach angeführten Arbeiten haben 
Brown und Esco m be die Assimilationsgröße verschiedener 
Pflanzen unter Abzug des Substanzverlustes durch die gleich- 
zcitige Atmung ermittelt. Sie fanden, daß unter günstigsten 
Bedingungen der Temperatur und des Lichtes von den Blättern 
der Sonnenblume 0,4—0,5 g Kohlehydrate pro qm und Stunde 
gebildet wurden, bei einigen anderen Pflanzen etwas weniger, 
bei Polygonum das Maximum mit 0,593 g 54). Es fehlen leider 
die hauptsächlichsten Kulturpflanzen. Gehen wir darum aus 
von der Assimilationsgröße der Sonnenblume, welche der all- 
gemeinen Erfahrung nach als recht groß anzusehen ist. Wir 
finden unter Annahme einer Vegetationsperiode von 250 Tagen 
mit durchschnittlich 12 5) Stunden zur Assimilation ausreichen- 
der Lichtintensität pro IO 000 qm = I ha Blattfläche 5%) 12 bis 


52) Eine Zusammenstellung der Titel derartiger Untersuchungen findet 
sich bei Wiesnera.a. O. S. 313 ff., ferner bei Rü bel, Unters. ü. d. photo- 
chem. Klima des Berninahospizes, Vierteljahrsschr. d. Naturforsch. Gesellsch. 
in Zürich, 53. Jahrgg., 1908. i 

33) Hanna. a. O. S. 12; Wiesnera. a. O. S. 31/32. 

51) Proceedings of the Roval Society, B, 76, S. 100 ff., 106 ff.; Jost S. 132. 

55) Es ist diese Ziffer nicht zu niedrig, da im Freileben der Pflanze die Assi- 
milation durch zu geringe Wärme begrenzt wird, so lange die höhere Vormittags- 
temperatur noch nicht erreicht ist. Cza pe k, Progressus etc., a. a. O. I, 2, 472. 

56) Unter natürlichen Verhältnissen ist die gesamte Blattfläche eines Ge- 
wächses in der Regel kleiner als die maximale Lichtfläche (Wiesner a. a. O. 
S. 95). Es ist also die gesamte Fläche der Blätter cines dichten Bestandes von 
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15 000 kg gebildete Kohlenhydrate. Es stimmen die so berech- 
neten theoretisch möglichen Maximalerträge von der Flächen- 
einheit sehr gut überein mit den außergewöhnlich hohen Ernte- 
erträgen, die man tatsächlich in Deutschland beobachtet 57). 
Es ergibt sich das aus der folgenden Zusammenstellung *8). 


I. Winterroggen: Trockensubstanz kg 
47 dz Körner und go dz Stroh mit durchschnitt!l. 
je 14,3°/, Wassergehalt: II 740,9 
Wurzeln und Stoppeln (1, der Erntemenge): 2 935,2 
zusammen: 14 676,1 
II. Kartoffeln: 
320 dz Knollen mit durchschnittl. 75°/, Wassergehalt: 8 000 
ıoo dz Laub (reif und lufttrocken) mit 50°/, Wassergehalt: 5 000 
Wurzeln etwa: 800 
zusammen: 13 800 


III. Runkelrüben: 


1000 dz Rüben mit 90°, Wassergehalt: IO 000 
250 dz Blätter ,„ 90°, 3 2 500 
zusammen: 12 500 


Die im Durchschnitt größerer Gebietsteile erzielten Ernten 5°) 
bleiben allerdings um die Hälfte und mehr hinter diesen mög- 
lichen Höchsterträgen zurück, begreiflich genug, da außer gün- 
stiger klimatischer Lage, wie sie sich nicht überall findet, 
reicher Boden von bester physikalischer Beschaffenheit und opti- 
male Feuchtigkeitszufuhr für höchste Erträge nötig sind. In 
vielen Fällen aber wäre es unwirtschaftlich, diese Bedingungen 
zu schaffen, auch dort wo dies technisch möglich wäre. Den 
Grund dafür gilt es nunmehr aufzuzeigen. 


IV. 


Halten wir eine kurze Weile in unseren Trrörterungen inne 
und blicken wir zurück! Als Ergebnis unserer bisherigen Bctrach- 
tungen können wir bezeichnen, daB den möglichen Erträgen von 
der Flächeneinheit im landwirtschaftlichen Pflanzenbau eine 





Kulturpflanzen kleiner als die bedeckte Bodenfläche Somit wären die 
im Text berechneten Zahlen des möglichen Maximalertrages cher zu hoch als zu 
niedrig. 

5) Giltay kommt auf anderem Wege ebenfalls zu 12000 kg Trocken- 
substanz als dem möglichen Maximalertrag pro ha in Holland (Annales du jardin 
botanique de Buitenzorg, XV, 1898, S. 45/40): 

55) Berechnet nach den Angaben nMentzelundvonLengerkeslanl- 
wirtsch. Kalender 1909, S. 8o ff. und 93 ff. 

59) Statist. Jahrb. f. d. Deutsche Reich, 1910, S. 38. 
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obere Grenze gezogen ist durch das natürliche Vorkommen 
aller jener Vegetationsbedingungen, auf deren Ausmaß der Mensch 
keinen Einfluß auszuüben vermag. Es ist uns sogar gelungen, 
einen einigermaßen genauen ziffernmäßigen Wert für diese Grenze 
zu ermitteln unter klimatischen Verhältnissen, wie sie etwa in’ 
Deutschland bestehen. Wir haben ferner gefunden, daß die so 
theoretisch berechnete Höhe der möglichen Maximalerträge mit 
den tatsächlich betrachteten höchsten Ernten hinreichend genau 
übereinstimmt: in diesen Fällen hat die landwirtschaftliche 
Technik das höchste Ziel erreicht! Wir kennen endlich ganz 
im allgemeinen die Gestalt der Kurve der Lebensfunktionen der 
Pflanze. Wır wissen, daß sie mit wachsenden Werten für die 
Lebensbedingungen von einem Minimum aus allmählich ansteigt, 
daß sie bei einem gewissen Ausmaß derselben ein Maximum er- 
reicht, um sich beim Ueberschreiten dieses Punktes wiederum 
zu einem zweiten Minimum zu senken. Aber genaueres über die 
Gestalt der Lebenskurve namentlich zwischen ihrem ersten 
Minimum und dem Maximum ist uns bis jetzt noch nicht bekannt. 
Und doch hängt es gerade hiervon ab, ob für das Pflanzenleben 
jene Gesetzmäßigkeit gilt, die man herkömmlicherweise mit dem 
Namen des Gesetzes des abnehmenden Bodenertrages bezeichnet. 
A priori wäre denkbar, daß die Intensität der Lebensfunktionen 
bis zum Optimum ihres Verlaufes proportional den dar- 
gebotenen Lebensbedingungen anstiege. In diesem Falle hätte 
die Lebenskurve zwischen dem ersten Minimum und ihrem Ma- 
ximum die Gestalt einergeraden Linie. Ebenso gut könnte 
man auch annehmen, die Kurve wäre ın ihrem uns hier inter- 
essierenden Teile kon ka v gestaltet, wie die Kurven I und IV 
unseres Diagrammes I. In diesem Falle stiege die Energie der 
Lebensfunktionen der Pflanze mit steigendem Ausmaß der dar- 
gebotenen Lebensbedingungen bis zu einer oberen Grenze mehr 
als proportional: man müßte dann von einem Gesetze 
des zunehmenden Ertrages vermehrten Aufwandes von der 
Flächeneinheit reden, solange als der mögliche Maximalertrag 
noch nicht erreicht wäre. Nur in dem Falle, daß es gelingt, fest- 
zustellen, daß die Kurve der Lebensfunktionen zwischen ihrem 
ersten Minimum und ihrem Maximum konvex verläuft, wie 
beispielsweise die Kurven II und III unseres Diagrammes I, 
gilt das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages, denn nur dann 
steigt die Intensität der Lebensvorgänge der Pflanze von einem 
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gewissen Punkte an nicht mehr proportional dem Ausmaß der 
Lebensbedingungen, sondern in einem geringeren Verhältnis. 
Hier ist jedoch weiter zu unterscheiden! Unsere bisherigen 
Untersuchungen waren darauf gerichtet, die obere Grenze der 
möglichen Steigerung der Pflanzenproduktion von der Flächen- 
einheit zu ermitteln. Wir haben darum von den Vegetations- 
faktoren vornehmlich jene betrachtet, welche sich ganz oder fast 
ganz dem regulierenden Eingreifen des Menschen entziehen. 
Spricht man vom Gesetze des abnehmenden Bodenertrages, so 
hat man dagegen vornehmlich jene Vegetationsfaktoren im Sinne, 
deren Ausmaß der Mensch zu beeinflussen vermag. Die Menge 
auf ein Grundstück einfallender Samenmengen oder den Kohlen- 
sauregehalt der Luft muß der Mensch hinnehmen — als ein Geschenk 
des Himmels oder als durch unabänderliche Naturgesetze bestimmt. 
Aufden Gehalt des Bodens an Pflanzennährstoffen, auf seine phy- 
sikalische Beschaffenheit, die Tiefe der erschlossenen Ackerkrume, 
die Feuchtigkeit vermag er dagegen einzuwirken. Verläuft die 
Kurve, welche den Zusammenhang zwischen der Menge der den 
Pflanzenwurzeln zur Verfügung stehenden Nährstoffe und der 
Intensität der Lebensfunktionen des pflanzlichen Organismus 
aufzeichnet, zwischen dem Minimum und der durch das Ausmaß 
der nicht vermehrbaren Wachstumsfaktoren gezogenen oberen 
Grenze konvex: dann gilt das Gesetz des abnehmenden Boden- 
ertrages. Im anderen Falle nicht. Was ist hierüber bekannt’? 
Seit Johannes Müller ®)hat die Physiologie begonnen, 
alle Vorgänge des Lebens als Reizerscheinungen aufzufassen. 
Sie sieht demgemäß die allgemeinen Bedingungen des Lebens 
der Pflanzen und Tiere als Reize an — genau in der gleichen Weise 
wie die sog. speziellen Reize, deren Wirkungen als Geo- und 
Heliotropismus, als Chemotropismus und Chemotaxis u. a. m. 
bei den Pflanzen schon länger bekannt sind ®!). Die Reizbarkeit 
ist eine allgemeine Eigenschaft der lebendigen Substanz und eine 
Grundbedingung für jegliche vitale Tätigkeit. Sie ist in erster 
Linie die Fähigkeit der lebendigen Substanz, auf Veränderungen 
in ihrer Umgebung mit einer Veränderung ihres stofflichen 
und dynamischen Gleichgewichtes zu reagieren #2). Auf dem Zu- 
©) Handb. d. Physiologie des Menschen, 4. Aufl., I. Bd., 1844, S. 28. 
) Josta. a. 0. S. 509. 
2) Verworn, Allgem. Phvsiologte, 5. Aufl., S. 417, 407, 410 u. a. m.; 
Tigerstedt, Lehrb. d. Physiologie des Menschen, 4. Aufl., I. Bd., S. 02. 
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sammenwirken der Reizbarkeiten der verschiedenen Organe 
beruht die Möglichkeit des Lebens ®). Neben diesen äußeren 
oder induzierten Reizursachen sind aber noch innere oder auto- 
nome zu unterscheiden. Aus dem Gange des Lebens selbst ent- 
springen dauernd veranlassende, beschleunigende und hemmende 
Reize, die je nach den Kombinationen entweder die Konstanz 
der Lebensvorgänge erhalten oder den Organismus zu veränderter 
Tätigkeit und Gestaltung anregen ®%). Auch bei gleichbleibenden 
äußeren Bedingungen können also innere Veränderungen zu 
Reizursachen werden. f 

Bei dieser Auffassung der Lebensvorgänge liegt die Annahme 
nahe, daß das sog. Weber-Fechnersche Gesetz in seinem 
weiteren Sinne, das sich bei den Untersuchungen über spezielle 
Reizerscheinungen der Pflanzen als heuristisches Prinzip bewährt 
und in vielen Fällen bestätigt gefunden hat %), auch für die Reize 
in Gestalt der allgemeinen Lebensbedingungen Geltung bean- 
spruchte. Diese Vermutung scheint jedoch hinsichtlich der meisten 
Vegetationsfaktoren nicht ohne weiteres zuzutreffen. Die Ab- 
hängigkeit zwischen steigenden Werten der Lebensbedingungen 
und der entsprechenden Aenderung der Lebensfunktionen ist 
in vielen Fällen noch nicht ziffernmäßig genau ermittelt. Aber 
soweit dies geschehen ist, scheint vieles eher für die Annahme 
eines proportionalen Verhältnisses zwischen Lebensfunktion 
und Lebensbedingung innerhalb der uns hier interessierenden 
Grenzen zu sprechen als eines allmählich abnehmenden. Dies 
gilt namentlich für die Beziehungen zwischen der Temperatur 
und der Geschwindigkeit des Verlaufes der Lebenserscheinungen, 
z. B. der Assimilation der Kohlensäure: man 66) hat sie inner- 
halb weiter Grenzen in nahezu vollkommener Uebereinstimmung 
mit der von van t Hoff) für zahlreiche chemische Prozesse 





3) Sachs, Vorlesungen S. 735/736. 

6) P {effer, Pflanzenphysiologie, 2. Aufl., I. Bd., S. 10 ff.; Ders., Die 
Reizbarkceit der Pflanzen, Verhandl. d. Ges. dtscher Naturforscher und Aerzte, 
65. Versammlung, 1893, S. 07 ft. 

65) Josta. a. O. S. 562, 571, 646/647; Pfeffer, Pflanzenphvsiologie, II, 
S. 365, 625 ff; Ders., Verhandlungen usw., a. a. O. 81, 88 ff; Warwara 
Polowzow, Unters. über Reizerscheinungen bei d. Pflanzen, Jena 1909. 

6) Rud. Höber, Physikal. Chemie der Zelle und der Gewebe, Leipzig 
1902, S. 322/323; Verworna.a.0. S. 457; Blackman, Optimum and li- 
miting factors, Annals of botany, vol. XIN, 1905, S. 282 und die früher an- 
gegebenen Aufsätze von Blackman und Matthaei. 

67) Vorles. über theoret. u. physikal. Chemic, ı. Heft, 2. Aufl., Braun- 
schweig IyoI, S. 222 ff. 
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nachgewiesenen Gesetzmäßigkeit gefunden, die darin besteht, 
daß ihre Reaktionsgeschwindigkeit mit dem Steigen der Tem- 
peratur um je 10° C auf das zwei- bis dreifache anwächst. Eine 
ähnliche Regelmäßigkeit haben Brown und Escombe®) 
hinsichtlich des Verhältnisses zwischen Assimilation und Partiär- 
druck der Kohlensäure festgestellt. Seit den epochemachenden 
Untersuchungen von Blackman und Matthaei ist man 
zudem geneigt, in den Fällen, wo tatsächlich ein weniger als 
proportionales Ansteigen der betr. Funktion konstatiert wird, 
anzunehmen, entweder daß bereits eine Schädigung des Orga- 
nismus durch ein Uebermaß des einen Vegetationsfaktors vor- 
liege oder daß das zu niedrige Ausmaß anderer Vegetations- 
faktoren den zu untersuchenden nicht zur vollen Wirksamkeit 
gelangen lasse. Dieser letztgenannte Umstand ist von großer 
Bedeutung: er ist geeignet, die abweichende Wirkung von stei- 
genden Mengen an Bodennährstoffen zu erklären. Sehen wir 
näher zu! 

Da jedes Wachstum an das Vorhandensein von Nährstoffen 
gebunden ist, so sind auch diese als unentbehrliche Lebens- 
bedingungen zu bezeichnen: jeder derselben muß zum mindesten 
in einer bestimmten kleinsten Menge gegeben sein, damit über- 
haupt Leben und Wachstum eintrete. Ein Ueberfluß der anderen 
nützt der Pflanze nichts, wenn einer in zu geringer Quantität 
vorhanden ist. Mit der Zunahme der einzelnen Nährstoffe tritt 
aber schließlich für jeden derselben bei einer gewissen Menge 
das Optimum seiner Wirkung ein; nach Ucberschreitung der- 
selben beginnen entweder durch osmotische oder chemische Wir- 
kung sich Schädigungen einzustellen, die schließlich oberhalb 
eines gewissen Maximums zum Tode führen. Unzählige Ver- 





68) Researches on some of the physiological processes Of green leaves, Pro- 
ccedings of the Royal Society, B, vol. 76 (1905), S. 40/41. Hinsichtl. der Atmung 
und ihrer Abhängigkeit von der Temperatur vgl. Kreusler, Landw. Jahr- 
bücher 1887, 16. Band, S. 746/747. Kreuslers Untersuchungen über den 
Einfluß eines steigenden Kohlensäuregehaltes der Luft und steigender Tempe- 
ratur auf die Assimilation zeigen infolge mangelhafter Versuchsanordnung ab- 
weichende Resultate (vergl. a. a. O. 14. Bd., 1885, S. 913 4f., ferner unser Dia- 
gramm I, Kurven Il u. III, endlich Matthaeı, Philosophical Transactions B, 
197, 1904, S. 47 ff.). Ueberhaupt ist bei der Beurteilung der Ergebnisse älterer 
Untersuchungen die Frage der Anordnung des Experimentes von größter Wich- 
tigkeit. Doch hat Miss Matthaei (a. a. O. S. 71) bei ihren methodisch 
fehlerfreien Versuchen lange vor Erreichung des Maximums der Assimilation 
eine nicht proportionale Zunahme derselben bei Steigerung der Lichtmenge sicher 
festgestellt. 
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suche haben nun die Tatsache überalleAnzweif- 
lung hinaus sichergestellt, daß im Gegensatze 
zu ihrem Verhalten gegenüber anderen Vegetationsbedingungen 
die Pflanze zwischen Minimum und Opti- 
mum steigende ZufuhranBodennährstoffen 
von einer gewissen Grenze an nicht mehr 
mit proportional gesteigerter Wachstums- 
geschwindigkeit und proportional steji- 
genden Ernteerträgen beantwortet: beide 
vermehren sich noch, aber nicht in gleich- 
bleibendem Verhältnis. Diese Gesetzmäßigkeit hat 
sich unter den verschiedensten äußeren Bedingungen bestätigt 
gefunden: ob die Pflanzen in Sand- oder in Wasserkultur vege- 
tierten; ob sie auf dem Versuchsfeld standen oder auf dem land- 
wirtschaftlich genutzten Acker; ferner einerlei, in welcher unter 
den überhaupt als zweckmäßig erkannten Formen den Pflanzen 
die Nährstoffe zur Verfügung standen: als Stallmist, in der Ge- 
stalt der verschiedenen sog. künstlichen Düngemittel, oder ob 
man den Wurzeln ein größeres Bodenvolumen erschloß etwa durch 
Vertiefung der Ackerkrume. Voraussetzung für die Beweiskraft 
derartiger Versuche ist allerdings, daß die Pflanzen, deren Er- 
träge verglichen werden sollen, in jeder anderen Hinsicht unter 
gleichen Verhältnissen stehen mit alleiniger Ausnahme der Nähr- 
stoffzufuhr. Da die Versuche sich über einige Monate erstrecken, 
ist diese Bedingung nicht immer leicht zu erfüllen. Daher oft die 
scheinbar von der Regel abweichenden Ergebnisse namentlich 
beim Feldversuch im großen. Zum Ausgleich der Fehler kann es 
sich empfehlen, die Ergebnisse einer größeren Reihe gleichar- 
tiger Versuche zusammenzufassen 69). 
Fs möge genügen, hier die Ergebnisse einiger weniger derartiger Vegetations- 
versuche gewissermaßen zur Illustration anzuführen. Weiteres Material ist in 


meinem Buche »Das Gesetz des abnchmenden Bodenertrages seit Justus von 


Liebig« enthalten. 

An erster Stelle sei der Versuche von Emil Wolf über den Bedarf 
der Haferpflanze an Stickstoff und an fixen Nährstoffen gedacht 7°). Wegen 
der Sorgfalt und Genauigkeit, mit der sie angestellt wurden, verdienen sie auch 
heute noch unsere volle Beachtung. Die Versuchspflanzen wurden in Nähr- 
stofflösung gezogen, welche alle nötigen Bestandteile enthielt mit Ausnahme des- 


69) Dies ist beim Feldversuch meist nicht möglich. Die Gründe dafür siehe 
in diesem Archiv, Bd. XXX, Heft 2, S. 364 ff. 

70) Die Jandwirtschaftlichen Versuchsstationen, Bd. 17, 1874, S. 138 ff.; 
Bd. 20, 1877, S. 395 ff. 
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jenigen, dessen Wirkung untersucht werden sollte. Dieser wurde den verschie- 
denen Kulturgefäßen in steigenden Mengen zugeführt. 

Im ersten Falle war dies der Stickstoff. Welches war das Resultat? Es 
zeigte sich, daß mit der steigenden Stickstoffzufuhr die Produktion von Körnern, 
Stroh und Wurzeln stetig zunahm, doch in einem verschiedenen Verhältnis: 
am stärksten war die Produktion von Stroh gestiegen; weniger die Menge der 
geernteten Körner; das Gewicht der Wurzeln (nebst Wurzelknoten und etwa 
2 cm langen Stoppeln) hatte sich zwar auch vermehrt mit der üppigeren Ent- 
wicklung, aber im Verhältnis zum Gesamtgewicht der Pflanze hatte es entschieden 
abgenommen. Es ist überhaupt eine bekannte Erfahrung ?!), daß die Grasarten 
bei geringer Nährsalzzufuhr besser blühen und auch Frucht ansetzen als bei 
starker Düngung. Ebenso daß bei Mangel an Stickstoff und mineralischen Nähr- 
stoffen eine Ueberverlängerung von Wurzeln, Wurzelhaaren usw. stattfindet. 





0 gN 0,052 0.104 0,156 0,208 0.260 


Diagramm Nr. II: 
Der Einfluß steigender Stickstoffgaben nach E. Wolf 
(Landwirtsch. Versuchsstationen, 17. Bd., 1874, S. 138 ff.) 
Ganz allgemein kann man sagen, daß alle Maßnahmen und alle Verhältnisse, 
unter deren Einfluß die Pflanze sich üppiger vegetativ entwickelt, zu einer re- 
lativren Verminderung der Blüten und des Fruchtansatzes führen. Wie aber 
gestaltete sich das Verhältnis zwischen steigenden Gaben von Stickstoff und der 





711) Jost 380, 442/443. Die Erhöhung der Fruchtbarkeit der Obstbäume, 
die man durch Beschneiden der Wurzeln erzielt, dürfte ebenfalls auf einer Ein- 
schränkung der Nährsalzaufnahme beruhen.« 
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Zunahme der Produktion der Haferpflanze in Wolfs Versuchen ? Es ist in unse- 
rem Diagramm II graphisch dargestellt und aus der folgenden Tabelle zu ersehen. 
Es betrug in Relativzahlen die: 


Versuch Stickstoff- Körner- Menge von Wurzel- gesamte 

Nummer gabe ernte Stroh und Spreu ernte Trockensubstanz 

I O 1,0 I,O 1,0 1,0 

II I 27 3,0 2,4 2,8 

III 2 3,7 4,9 3,5 4,2 

IV 3 4,6 6,5 3,8 5,2 

V 4 (4,4) 8,1 4,1 5,9 

VI 5 5,4 8,2 4,3 6,3 


Wir finden also zu Anfang (Versuch Nr. II) eine mehr als proportionale 
Steigerung der Erträge; sie beruht darauf, daß die erste Stickstoffgabe den Pflan- 
zen überhaupt erst eine normale Entwicklung und Ausbildung ermöglicht. Die 
Zugabe einer weiteren gleichen Stickstoffmenge (Versuch Nr. III) führte jedoch 
schon nicht mehr dieselbe Ertragssteigerung herbei. Der Erntezuwachs für die 
Einheit der Stickstoffgabe wurde um so geringer, je höher die zugeführte Stick- 
stoffmenge im ganzen stieg (Versuche Nr. IV ff.). Das ersiceht man auch aus fol- 
genden Zahlen. Es betrug '?): 


die Stickstoffzufuhr: I 2 3 4 5 
die Produktionszunahme: I 1,79 2,36 2,76 3,00 


Entsprechend diesen Zahlen, sind auch die dieselben wiedergebenden Kurven 
unseres Diagrammes II konvex gestaltet: mit steigenden Auf- 
wendungen hat der Ertrag für die Einheit des Auf- 
wandes abgenommen. 

Aehnliche Ergebnisse lieferten Wolfs Versuche über den Einfluß ver- 
schieden hoher Phosphorgaben auf die Entwicklung der Haferpflanze in Wasser- 
kultur. Auch hier beobachten wir eine um so geringere Zunahme des Ernte- 
ertrages für gleiche Phosphormengen, je mehr Phosphor der Pflanze zugeführt 
wurde. Doch während steigende Stickstoffgaben die Ausbildung des Strohes 
begünstigten, hat der Phosphor mehr auf die Erhöhung der Körnerernte ein- 
gewirkt. Auch dies ist eine vieliach bestätigte Erfahrung °°’). 

Was für den einzelnen Pflanzennährstoff gilt, trifft auch zu für ihr Zu- 
sammenwirken. Das hat Wollny °%) in einer Reihe von instruktiven Versuchen 
dargetan. Hier scien nur die Ergebnisse eines derselben mitgeteilt. Es handelte 
sich um Sommerroggen, je 13 Pflanzen, die in Quarzsand gezogen wurden unter 
Beigabe von steigenden Mengen eines für sie geeigneten Gemisches künstlichen 
Düngers. Es betrug: 





?2) Zu ganz ähnlichen Ergebnissen gelangte Fittbogen (Bericht über 
die i. J. 1873 bei der Station Regenwalde ausgeführten Vegetationsversuche, 
Landwirtschaftl. Jahrbücher, 3. Bd., 1874, S. 151r) ebenfalls bei Vegetations- 
versuchen mit Hafer in wässeriger Nährstofflösung. Es verhielten sich : 
der Stickstoffgehalt der Lösungen wie: I 2 3 o rA 5 
die Produktion an oberird. Pflanzensubstanz wie: I : 1,54 : I,80 : 2,15 : 2,42 

73) Jost a. a. O. S. 443. 

14) Forschungen auf dem Gebiete der Agrikulturphysik, 20. Band, S. 73. — 
Die Zahlen von Wollnys Versuchen sind nicht immer einwandfrei. Sie schei- 
nen oft mit großen Fehlern behaftet, die aus mangelhafter Versuchsanordnung 
entspringen. Fast nirgends hat er zu ihrer Ausscheidung Parallelversuche an- 
gestellt. Vgl. Mitscherlich, Bodenkunde für Land- und Forstwirte, Berlin 
1905, S. Io/II u. 285. 
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Die Düngermenge das Gewicht der Ernte (g) lufttrocken U e u , 
g Körner Stroh u. Spreu zusammen \ Bo AI“ 

99 5,8 9,3 I5,I \ ER Liron DR er 
2,5 IO,4 16,2 26,6 ee 

5,0 15,5 20,5 36,0 

75 17,9 21,2 39,1 

10,0 21,7 23,9 45,6 

159 17,8 24,7 42,5 

20,0 10,2 22,2 38,4 


Diagramm Nr. III gibt die graphische Darstellung. Wir finden hier ein lang- 
sames Ansteigen der Erträge bis zu einem höchsten Punkte; dann wiederum 
ein Abfallen. Doch erfolgt die Steigerung von einem gewissen Punkte an (5 g 
Düngergemisch) nicht mehr proportional der Düngung, sondern in einem ab- 
nehmenden Verhältnis. Auch dies ist klar aus unserer Zeichnung zu ersehen. 
Derartige Versuche könnten zu hunderten angeführt werden, ohne daß freilich 


Erntemenge g 





Düngermenge g 


Diagramm Nr. III: 
Der Einfluß steigender Düngergaben zu Sommerröggen nach Wollny, For- 
schungen auf dem Gebiete der Agrikulturphysik, 20. Band, S. 73. (I Körner- 
menge — II Stroh und Spreu — IJI gesamte oberirdische Substanz) 
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in allen Fällen der Versuchsansteller ausdrücklich zu dem vorliegenden Zwecke 
gearbeitet hätte, wodurch indessen sein Zeugnis nur noch unparteiischer wird. 


Auch für jene Maßnahmen des Landbaues, welche in der Weise den Pflanzen- 
wurzeln mehr Nährstoffe zur Verfügung stellen, daß sie ihnen ein größeres 
Quantum Erdreich erschließen, oder welche sonstwie geeignet sind, die phy- 
sikalische Beschaffenheit der Ackerkrume zu verbessern, gilt diese Gesetzmäßig- 
keit. Wollny faßt das Ergebnis seiner Versuche über die sog. Tiefkultur 
dahin zusammen, daß er sagt, die Erträge der meisten Kulturpflanzen mit Aus- 
nahme der schmetterlingsblütigen Gewächse nähmen mit der Mächtigkeit der 
Vegetationsschicht zu, aber nicht proportional derselben, sondern in einem 
schwächeren Verhältnis. Diese Erfahrungen werden durch die Ergebnisse der 
Topfversuche von Hellriegel’’) bestätigt. Die Erträge der Pflanzen 
pro kg Boden sind um so größer, je kleiner die zur Verfügung stehende Boden- 
menge. Ferner steigt mit wachsendem Humusgehalte des Bodens zwar sein 
Produktionsvermögen, jedoch von einem bestimmten Punkte an nicht mehr 
proportional dem Vorhandensein von organischer Substanz, sondern in einem 
geringeren Maße 78). Das Optimum, bei welchem der Humusgehalt die günstigste 
Wirkung ausübt, liegt je nach der sonstigen Beschaffenheit des Bodens in ver- 
schiedener Höhe. Wird diese Grenze überschritten, so sinkt der Ertrag ”). End- 
lich hatMitscherlich‘®) nachgewiesen, daß mit zunehmender Hygroskopi- 
zität des Bodens die Erträge zwar steigen, aber zuerst langsam, dann rasch und 
dann wieder langsam. 


Fassen wir das Ergebnis zusammen! Wir haben es als eine 
durch zahlreiche Experimente bestätigte Erfahrung gefunden, 
daß das Verhältnis der Menge der den Pflanzenwurzeln im Boden 
dargebotenen Nährstoffe zur Energie des Wachstums und der 
Höhe der Ernteerträge zwischen Minimum und Optimum nicht 
dauernd konstant bleibt. Wir haben vielmehr gesehen, daß nach 
anfänglicher proportionaler Zunahme die Ernteerträge bei Ueber- 
schreitung eines gewissen Punktes mit steigender Nährstoff- 
menge zwar auch noch anwachsen aber in einem geringeren 
Maße. Die das Verhältnis der Nährstoffe zur Ertragsmenge 
im rechtwinkeligen Koordinatensystem darstellende Kurve ver- 
läuft von einem gewissenPunkte an konvex zu derAchse, deren Teile 
den Nährstoffmengen entsprechen. Dasselbe gilt für die Be- 
einflussung der physikalischen Eigenschaften des Bodens von 
seiten des Menschen im Ackerbau. Da aber die genannten Fak- 











75) Landwirtschaftliches Zentralblatt für Deutschland 1868, I, 2. 

7%) Julius Kühn, Die wirtschaftliche Bedeutung der Gründüngung, 
Berichte des landwirtschaftlichen Instituts der Universität Halle, 12. Heft, 
Dresden 1895, S. 117/118 und 120. 

7) Wollny, Die Zersetzung der organischen Stoffe, S. 275 und 293/294. 

78) Untersuchungen über die physikalischen Bodeneigenschaften, Land- 
wirtsch. Jahrbücher roor, 361, 404, 435; Ders., Landwirtschaftliche Vegeta- 
tionsversuche, a. a. O. 1903, S. 797; vgl. auch dieses Archiv, Bd. XXX, Heft 3, 


S. 738/739. 
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toren neben dem Wasser die wichtigsten unter jenen Lebensbe- 
dingungen der Pflanzen darstellen, auf deren Ausmaß der Mensch 
einen Einfluß auszuüben vermag, so ist damit der zwin- 
gende experimentelle Beweis für das Gesetz des 
abnehmenden Bodenertrages in seiner na- 
turwissenschaftlichen Bedeutung erbracht. 
Es würde sich jetzt noch darum handeln, aus dieser Erkenntnis 
die Konsequenzen für Technik und Oekonomik des Landbaues 
zu ziehen. Doch bevor dies geschehen könne, ist es nötig, die 
Ursachen jener naturwissenschaftlichen Tatsache kennen zu 
lernen. Es werden für den späteren Verlauf der Untersuchung 
fundamentale Erkenntnisse gerade hieraus abgeleitet werden 
können. 


V. 


Daß das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages in seiner 
naturwissenschaftlichen Fassung eine bloße Konsequenz 
des Gesetzes des Minimums, Optimums und Maximums sei, ist 
nach dem Vorgange von Wollny und Brentano in der 
neuesten Zeit namentlich von Aereboe”?) betont worden. 

Sein Gedankengang läßt sich vielleicht folgendermaßen 
am ehesten klar machen. Er geht aus von der auch uns 
geläufigen Kenntnis, daß die Menge der von der Pflanze erzeugten 
organischen Substanz abhängig ist von jener Lebensbedingung, 
welche entweder in geringster und zugleich unzureichender In- 
tensität oder in schüdlichem Uebermaße vorhanden ist. Will der 
Landwirt, so argumentiert er weiter, die höchsten Ernteerträge 
erzielen, so muß sein Bestreben darauf gerichtet sein, die von ihm 
abhängigen Vegetationsfaktoren, also namentlich die Menge der 
im Boden enthaltenen Nährstoffe, aber auch die physikalische Be- 
schaffenheit seines Ackers, die Feuchtigkeit möglichst nahe am Op- 
timum zu halten. Aber auf das Ausmaß einer ganzen Reihe anderer 
Vegetationsfaktoren vermag er keinen Einfluß auszuüben, trotz- 


19) Beiträge zur Wirtschaftslehre des Landbaues, Berlin 1905, S. 6/7. — 
Wollny, Untersuchungen über den Einfluß der Wachstumsfaktoren auf 
das Produktionsvermögen der Pflanzen, Forschungen auf dem Gebicte der 
Agrikulturphysik, 20. Band, S. 53 ff; Brentano, Die Iintwickelung der 
Wertichre, Sitz.ber. d. Kgl. baver. Ak. d. Wissensch., philos.-philolog. und 
histor. Kl., Jahrgg. 1908, 3. Abhandl., S. 67/08; Derselbe, Versuch einer 
Theorie der Bedürfnisse, a. a. O., 10. Abhandl., S. 41r ff.; früher schon in 
seinen Vorlesungen über Agrarpolitik. 
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dem sie ebenso notwendig für das Gedeihen der Pflanzen sind 
und sich ebenso leicht im Minimum befinden können. Hier 
setzt nun der für Aereboes Auffassung des Bodenertrags- 
gesetzes charakteristische Gedankengang ein. Er weist darauf 
hin, daß je mehr sich die Menge der im Boden enthaltenen Nähr- 
stoffe, das Wasser und seine physikalische Beschaffenheit dem Op- 
timum nähern, desto häufiger der Fall eintreten wird, daß andere, 
dem regulierenden Eingreifen des Menschen mehr oder minder 
entzogene Vegetationsfaktoren sich nicht in entsprechendem 
Ausmaße vorfinden und den Charakter des »Limiting factor« 
(Blackman) annehmen. Der im Minimum vorhandene Faktor 
kann in jedem Augenblicke ein anderer sein. Bald kann es an 
Wärme fehlen, welche eine höhere Ausnützung der Bodennähr- 
stoffe verhindert, im nächsten Augenblick kann es Lichtmangel, 
im dritten Mangel an Feuchtigkeit sein. Es kommt hinzu, daß 
auch die Pflanze selbst nicht jederzeit dieselben Ansprüche 
macht, sondern daß diese je nach der Entwicklungsperiode un- 
gemein wechseln sowohl nach Art wie auch nach Umfang. Aus 
all dem ergibt sich, daß die Zahl der Augenblicke, 
Nährstoffgehalt des Bodens, optimale Was- 
serzufuhr und eine günstige physikalische 
Beschaffenheit der Ackerkrume voll aus- 
zunutzen, verhältnismäßig um so geringer 
werden muß, in je höherem Ausmaße diese 
Faktoren gegeben sind, ferner aber auch, je mehr 
die Ansprüche einer Pflanze in bezug auf diese Vegetations- 
faktoren im Laufe ihrer Woachstumsperiode wechseln und 
je kürzer diese ausfällt. Das ist aber nichts Anderes, 
als was das Bodenertragsgesetz besagt: von einem gewissen 
Punkte an steigen die Ernteerträge nicht mehr proportional dem 
Ausmaß jener Lebensbedingungen, welche der Mensch günstiger 
zu gestalten vermag, sondern in einem geringeren Verhältnis; 
denn je höher jene ersten, desto häufiger muß der Fall eintreten, 
daß zeitweilig die übrigen Lebensbedingungen, die der Mensch 
nicht zu steigern vermag, auf ein Niveau sinken, das zur Aus- 
nutzung der erstgenannten Lebensbedingungen nicht mehr voll 


ausreicht. 

Diagramm Nr. IV macht den Versuch, dieses Verhältnis schematisch dar- 
zustellen. Wir nehmen an, die gebrochene Linie ABC versinnbildliche etwa 
den Temperaturverlauf eines Sommertages. Die Geraden AC, DE und FG 
mögen verschiedenen Mengen von im Boden enthaltenen Nährstoffen entsprechen. 
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Wir sehen, daß bis zur Grenze AC die Energie des Wachstums der Menge der 
Nährstoffe proportional steigen kann, weil zu allen Stunden die Temperatur 
ausreicht, eine solche Menge von Nährstoffen zu verarbeiten ®). Die produzierte 
organische Substanz entspricht dem Rechteck ACH I=:100. Diese vollkommene 
Ausnutzung der im Boden enthaltenen Pflanzennährstoffe wird allerdings 
erkauft durch eine umso mangelhaftere Nutzbarmachung der Wärme: ein großer 
Teil davon geht ungenutzt verloren, entsprechend der Oberfläche der von der 
Geraden A C einerseits und der gebrochenen Linie A BC andererseits eingeschlos- 
senen Fläche=102 Einheiten. Sucht man die Ausnutzung der Wärme zu ver- 
bessern durch Steigerung des Nährstoffgehaltes bis auf DE, so verringert sich 
die Ausnutzung der Nährstoffe im Verhältnis von 60 : 48 = 5 : 4, weil nunmehr 





















































Diagramm Nr. IV 


die Temperatur nicht mehr im Laufe des ganzen Tages zur Verarbeitung der dar- 
gebotenen Nährstoffmenge ausreicht. Von der Wärme gehen nunmehr bloß 
noch 54 Einheiten ungenutzt verloren. Noch ungünstiger wird die Ausnutzung 
der Nährstoffe bei einer weiteren gleichen Erhöhung ihrer Menge auf F G: einer 
Steigerung der Nährstoffe um 60 entspricht nunmehr eine Erhöhung der 
Produktion von organischer Substanz um 34. Die Ausnutzung der zusätzlichen 
Nährstoffmenge beträgt wenig mehr als die Hälfte der ursprünglichen; von der 
Wärme gehen dagegen bloß noch 20 Einheiten ungenutzt verloren. Wollte man 
auch diese nutzbar machen, so wäre dazu eine weitere Erhöhung des Nährstoff- 
gehaltes des Bodens um 80 Einheiten nötig. Der Nutzeffekt sänke demgemäß 
auf 14. 

Daß es sich bei den im vorstehenden entwickelten Gedankengängen nicht 
um die Produkte einer müßigen Spekulation handelt, haben namentlich die Unter- 
suchungen von Liebscher*!) dargetan. Er hat nachgewiesen, daß gewisse 





#0) Es ist nicht nachgewiesen, daß die Pilanze eine bestimmte Wärme- 
menge nötig hat; wir wissen nur, daß sie eine bestimmte Temperatur 
verlangte Jost 304. 

81) Der Verlauf der Nährstoffaufnahme und seine Be:leutung für dte Dünger- 
lehre, Journal für Landwirtschaft 35. Jahrgang, 1887, S. 335 ff.; ferner: Lu d- 
wig Hecke, Ueber den Verlauf der Nährstoffaufnahme der Kartoffelpflanze 
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Pflanzen in ihren verschiedenen Wachstumsperioden verschiedene Nährstoffe 
und in verschiedenen Mengen brauchen. So ist z. B. das Stickstoffbedürfnis der 
Kartoffel besonders stark in der ersten, ihr Kalibedürfnis in der zweiten Hälfte 
der Vegetationsperiode. Liebscher betont, das Düngerbedürfnis der Kul- 
turpflanzen sei nicht nur abhängig von dem Verhältnis zwischen dem Nährstoff- 
gehalte des Bodens und der Ernte, sondern außerdem vom zeitlichen Verlaufe 
der Stoffaufnahme und der quantitativen Ausbildung des Wurzelsystems während 
derselben. Er fügt hinzu, daß es der Pflanze mehr Schwierigkeiten mache, in 
den Besitz der nötigen Nährstoffe zu gelangen, wenn die Aufnahme im Herbst 
oder im Frühjahr stattfinden müsse, als wenn eine hohe Luft- und Bodentempe- 
ratur die Prozesse der Zersetzung ım Boden begünstige. Auch werde ein geringeres 
l.ösungsvermögen der Wurzeln nötig sein, um den Stoffbedarf der Pflanze zu 
decken, wenn eine starke Wasseraufnahme wegen höherer Temperatur erfolge 
als im entgegengesetzten Falle. In demselben Sinne betont Schimper®), 
daß ein nur wenige Grad warmer Boden für die meisten Pflanzen als nahezu 
trocken, ein gefrorener Boden für alle Pflanzen als völlig trocken anzusehen sei. 
Es stimmen diese Erfahrungen mit unseren Kenntnissen von der Notwendigkeit 
des harmonischen Zusammenwirkens der verschiedenen Vegetationsfaktoren 
überein. 

Dazu kommt noch ein weiteres, die Wirkungen der dar- 
gelegten Umstände zu verstärken. Es ist nämlicheinedurch 
zahlreiche Erfahrungen bewiesene Tatsache, 
daß die Steigerung des Ausmaßes gewisser 
Vegetationsbedingungen von seiten des 
Menschen, z. B. vermehrte Nährstoffzufuhr, dazu führt, 
dielntensitätanderer Vegetationsfaktoren her- 
abzumindern, namentlich solcher, welche sich ganz oder 
fast ganz dem regulierenden Eingreifen des Menschen entziehen. 


Greifen wir zuerst die physikalische Beschaffenheit der Ackerkrume heraus! 
Hier ist es eine bekannte Erfahrung, daß der Boden um so leichter verkrustet, 
je mehr künstliche Düngemittel (Salze) ihm zugeführt worden sind ë). Nament- 
lich gilt dies von der Düngung mit Chilisalpeter und Kalisalzen. Ein Gegen- 
mittel gegen diese ertragsvermindernde Erscheinung bildet sorgfältigere Boden- 
bearbeitung (Hackkultur ev. in Verbindung mit Drillsaat) und stärkere Anreiche- 
rung der Ackerkrume mit Humus (Zugabe von Stallmist zum künstlichen Dünger): 
beides Maßnahmen die vermehrte technische und wirtschaftliche Aufwendungen 
bedeuten. Auch ist festgestellt 8t), daß die Zugabe eines jeden Salzes die ka- 
pillare Hebung des Wassers im Boden vermindert, die Wasserversorgung der Pflan- 
zen unter sonst gleichen Umständen erschwert. Infolgedessen wird es sich auf 
einem stärker gedüngten Felde öfter als auf einem schwächer oder gar nicht 
gedüngten ereignen, daß während der Vegetationszeit die Bodenfeuchtigkeit 
vorübergehend auf den Wert des relativen Minimums hinabsinkt. Wie wir ge- 








bei verschiedenen Düngungen, a. a. O., 43, 1895, 285 ff.; Josef Adorjän, 
Die Nährstoffaufnahme des Weizens, a. a. O., 50, 1902, 192 ff.; Cza pek, Bio- 
chemie II, 801. 

8?) Pflanzengeogzraphie S. 6. 

68) Mıtscherlich, Bodenkunde S. 147/148. 

st, von Scelhorst im Journal für Landwirtschaft, 48. Band, 1900, 
S. 209 und 221. 
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sehen haben, wird in solchen Zeiten des relativen Wassermangels die Düngung 
nicht voll zur Wirkung kommen können. Ihre Wirksamkeit wird auf die Zeit 
beschränkt sein, wo das Wasser in genügender Menge vorhanden ist. 

In gleicher Richtung wirken einige weitere Umstände: die besser gedüngten 
und somit üppiger stehenden Pflanzen entziehen sich gegenseitig Licht, Wärme 
und Feuchtigkeit. Auch dieser Umstand trägt dazu bei, jene Vegetationsfaktoren, 
welche der Mensch nur wenig oder gar nicht zu erhöhen vermag, um so häufiger 
auf das Niveau des beschränkenden Faktors sinken zu lassen, je stärker die 
Düngung und je üppiger somit die Entwicklung der Pflanzen ist. Die Folge 
wird eine der Düngung nicht proportionale Ertragserhöhung sein. 

Was insbesondere das Licht anlangt, so sind die Wirkungen des beschrie- 
benen Umstandes beim Getreide einem jeden Landwirt bekannt. Von allen 
Kulturpflanzen sind gerade die Getreidearten besonders lichtbedürftig. Zu 
dichter Stand infolge zu enger Aussaat oder zu üppigen Wachstums kann ihnen 
großen Schaden bringen. Der Lichtmangel, wie er bei zu dichtem Stande des 
Getreides am Boden des Feldes auftritt, befördert nämlich das Längenwachstum 
des Stengels. Gleichzeitig verholzen die dem Lichte entzogenen Stengelteile 
weniger, wodurch ihre Festigkeit und Elastizität eine bedeutende Einbuße er- 
leidet, derart, daß sie dem geringsten auf sie einwirkenden Drucke nachgeben 
und sich legen. Das Lagern des Getreides findet besonders bei zu starker Düngung 
des Getreides statt und führt statt zu einer Ertragserhöhung zu einer beträcht- 
lichen Verminderung der Ernte nach Quantität und Qualität. Die Gefahr, 
daß Lagerfrucht eintrete, ist unter sonst gleichen Umständen um so größer, 
je reichlicher den Wurzeln der Getreidepflanzen Nährstoff: zur Verfügung stehen; 
im Laufe einer längeren Reihe von Jahren muß infolge Verwirklichung dieses 
Risikos der Ertrag eines stärker gedüngten Feldes relativ geringer ausfallen als 
der eines schwächer gedüngten. 

Aber weiter! In der wärmeren Jahreszeit ist die Temperatur des Bodens 
um so niedriger, je dichter die Pflanzen stehen ®°). Erhöhte Bodenwärme wirkt 
aber unmittelbar auf die Ausbreitung der Wurzeln, mittelbar auf die oberirdi- 
schen Organe und damit auf das Wachstum der ganzen Pflanze ein. Mit steigen- 
der Bodenwärme nimmt nicht allein die Verzweigung und Ausbildung, sondern 
auch die Tätigkeit der Wurzeln in bezug auf die Wasser- und Nährstoffaufnahme 
wesentlich zu. Erhöhte Bodenwärme wirkt auch auf die Saftbewegung ınnerhalb 
der Pflanze, indem sie die Blattätigkeit und namentlich die Verdunstung des 
Wassers durch die Blätter beschleunigt. Auch die Luftschicht zwischen den 
einzelnen Pflanzen ist bei Jdichterem Stande derselben weniger warm als bei wei- 
terem. Die Ausstrahlung der Wärme während der Nacht ın den kalten Hımmels- 
raum ist stärker, weil sie mit der Blattoberfläche zunimmt. Also auch hier 
wiederum die volle Bestätigung für die Behauptung, daß nicht nur das zu geringe 
natürliche Ausmaß der nicht vermehrbaren Vegetationsbedingungen größere 
Nährstoffmengen zeitweilig hindern muß, voll zur Wirksamkeit zu gelangen, 
sondern auch, daß die üppigere Entwicklung der Pflanzen infolge besserer Düngung 
zu einer Herabdrückung der nicht vermehrbaren Vegetationsbedingungen unter 
jene Intensitätsstufe führt, welche sie bei geringerer Düngung erreichen würden. 
Die Folge kann bloß eine der Nährstofimenge nicht proportionale Erhöhung 
der Ernteerträge sein. 

Endlich wird der Boden um so trockener, je dichter die Pflanzen stehen, 
je üppiger sie sich unter dem Kinflusse der Düngung und der mechanischen 
Bodenbearbeitung entwickeln. Es wird teils von den Pflanzenwurzeln mchr 





#5) Belege in meinem »Gesctz des abnehmenden Bodenertrages« S. 125 und 
163. 
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Wasser aus dem Boden aufgenommen, da die größere Blattoberfläche mehr Wasser 
verdunstet. Von den Niederschlägen gelangt aber auch um so weniger in den 
Boden, je dichter die Pflanzendecke ist: viele Tropfen bleiben an den Blättern 
und Halmen hangen und verdunsten, ohne in das Erdreich gelangt zu sein. 
Wir finden also auch hier, daß der Mensch zwar imstande ist, gewisse Lebens- 
bedingungen den von ihm gezogenen Pflanzen in höherem Ausmaße zur Ver- 
fügung zu stellen, als sie sich in der Natur vorfinden, daß dieser Eingriff aber 
meist auf Kosten anderer Lebensbedingungen geschieht. Diese geraten dann 
um So leichter in die Rolle des relativen Minimums. Bei der Feuchtigkeit reicht 
dieser Einfluß so weit, daß die üppige Entwicklung der Vorfrucht auf die ihr 
folgende Winterfrucht von ungünstigem Einfluß sein kann. Denn die auf das 
trocknere Feld gesäte Pflanze wird sich weniger kräftig entwickeln ®%). Doch 
wirkt der dargelegten Tendenz in etwas der Umstand entgegen, daß der Wasser- 


verbrauch zur Erzielung der Einheit der geernteten Masse um so geringer wird, 
im 


je üppiger die Entwicklung der Pflanzen ist ®). 2 o H e A 

Letzten Endes beruht also, wie ich bereits an anderer Stelle 

(Schriften d. Ver. f. Soz.pol., 132. Band, S. 483) hervorgehoben 
habe, das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages auf der Tat- 
sache, daß die Nährstoffe in der Ackerkrume den Pflanzen von 
seiten des Menschen im dreidimensionalen Raume zugeführt 
werden, während die Wärmestrahlung und die Lichtzufuhr an 
die zweidimensionale Erdoberfläche gebunden sind. Das Gesetz 
gilt daher bloß für den Anbau der chlorphyllhaltigen Gewächse, 
welche mit Hilfe der Sonnenstrahlen, der Kohlensäure der At- 
mosphäre und des Wassers des Bodens aus anorganischen Nähr- 
stoffen organische Substanzen aufbauen. Die nichtgrünen Pflan- 
zen, welche für ihre Ernährung auf organische Substanzen an- 
gewiesen sind und darum des Lichtes entbehren können, sind dem 
Bodenertragsgesetze nicht unterworfen oder vielmehr bloß so 
weit, als es für die Erzeugung der organischen Substanzen in 
Frage kommt, von denen sie sich nähren. Es würde z. B. nichts 
im Wege stehen, etwa die Champignonkultur in turmhohen Ge- 
bäuden fabrikmäßig zu unternehmen, während dies für den Ge- 
treidebau ausgeschlossen ist. Prinzipiell vermag daher auch die 
Maschinenanwendung in der Landwirtschaft an dieser Gesetz- 
mäßigkeit nichts zu ändern, da im Landbau die Maschinen bloß 
auf der zweidimensionalen Fläche wirken können. 

Im Gegensatze hierzu beruht das Gesetz zunehmenden Er- 
trages vermehrten Aufwandes, wie es die Industrie beherrscht, 
zu cinem großen Teile auf der Tatsache, daß die physikalischen 
und chemischen Umwandlungen, deren sie sich für ihre Zwecke 


ss) von Seelhorst, Journal für Landwirtschaft, 49. Bd., 1901, S. 245. 
#7), Derselbe, a. a. O., 47, 1899, S. 378. 
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bedient, im dreidimensionalen Raume vor sich gehen, so etwa 
die Expansion des Dampfes im Zylinder der Dampfmaschine 
oder die chemischen Reaktionen im Hochofen usw. Hier nimmt 
die Wirkung proportional der dritten Potenz zu. Ferner wächst 
die Oberflächenausdehnung der Körper nicht in gleichem 
Verhältnis mit ihrem Volumen. Damit mindert sich bei 
größerem Umfange der Produktion die Möglichkeit von Verlu- 
sten, wie sie z. B. durch Wärmestrahlung, durch Berührung mit 
der atmosphärischen Luft u. a. m. eintreten. Es sinkt verhält- 
nısmäßig der Materialaufwand für die Herstellung der Gefäße 
und Behälter, in denen die Umwandlung von Stoff und Kraft 
vor sich geht. In jenen industriellen Prozessen aber, bei welchen 
Flächenwirkung in Frage kommt (bei der Dampferzeugung im 
Dampfkessel, bei der Windzuführung zum Hochofen, in der 
Weberei u. a. m.), erlaubt der Umstand, daß keine Sonnenstrah- 
len zur Mitwirkung herangezogen werden müssen, die beliebige 
Konzentration der nötigen Vorrichtungen im dreidimensionalen 
Raume, also auch ihre Anordnung übereinander, ev. in mehreren 
Stockwerken, z. B. in der Spinnerei und Weberei, bei den ein- 
zelnen Wasserröhren im Dampfkessel usw. Da die Gewerbe den 
Boden bloß als Standort benutzen und ihr Bedarf daran im Ver- 
gleich zur gesamten Ausdehnung der Erdoberfläche nur gering 
ist, so kann man auch, wo aus technischen Gründen eine An- 
ordnung der einzelnen Produktionsvorrichtungen übereinander 
nicht möglich ist, sie nebeneinander stellen, ohne daß eine Aus- 
nutzung des Bodens in einer Weise nötig würde, daß eine mehr 
als proportionale Verteuerung der Produktion einträte. 


VI. 


Die durch uns von Aereboe übernommene Auffassung 
des Gesetzes des abnehmenden Bodenertrages hat sich als ein 
fruchtbarer Gedanke erwiesen: sie hat uns eine Bestätigung und 
Erklärung für die auf experimentellem Wege gefundene Erkennt- 
nis des Bodenertragsgescetzes in seiner naturwissenschaftlichen 
Bedeutung geliefert 8). Doch gilt es sie in ihren ferneren Konse- 


s) Außer den im Text entwickelten gibt es noch einige weitere naturwissen- 
schaftliche Gründe für die abnehmende Produktivität vermehrter Nährstoff- 
zufuhr. Sie sind von geringerer Bedeutung und dürften selbst bei ihrem 
Zusammenwirken nicht entiernt an die Wirksamkeit der dargelegten heran- 
reichen. Doch mögen sie der Vollständigkeit halber aufgezählt werden. Es 
wären zu nennen: 
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quenzen zu verfolgen, da weitere höchst wichtige Aufschlüsse 
aus ihr fließen. 

1. die uns bereits seit der Betrachtung von Licht und Wärme als Lebens- 
bedingungen der Pflanzen bekannte Tatsache, daß nahe verwandte Vegetations- 
faktoren innerhalb gewisser Grenzen einander zu ergänzen vermögen. Sie 
gilt auch für die Nährstoffe. Nach den Erfahrungen von Emil Wolf 
in Hohenheim können nicht gleichzeitig alle Nährstoffe, welche die Pflanze zu 
ihrer Ausbildung nötig hat, auf ihr Spezialminimum herabgedrückt werden: 
die Summe der beobachteten Minima der einzelnen Stoffe stellt nicht auch zu- 
gleich das Gesamtminimum für die Ernährung der Pflanze dar. Hieraus ergibt sich, 
daB Fälle eintreten können, wo ein Nährstoff nicht zu einer entsprechenden 
Vermehrung der Produktion an organischer Substanz benutzt wird, weil er zu- 
gleich als Ersatz für einen anderen verhältnismäßig mangelnden eintreten muß. 
(Vgl. Ad. M ayer, Lehrb. der Agrikulturchemie, 3. Aufl., I. Bd., 5. 392; 
Pfeffer, Pflanzenphysiologie I?, S. 407.) 

2. Hiermit verwandt, aber wichtiger, ist eine zweite Erscheinung, die man 
mit dem Namen der »Luxuskonsumtion« bezeichnet hat: wo Gelegenheit geboten 
ist, nehmen die Pflanzen oft weit mehr von einem Stoffe auf, als für eine volle 
Entwicklung unerläßlich ist und häufen ihn in mancherlei Verbindungen im 
Inneren ihrer Organe an. (Belege siehe in meinem Ges. d. abn. Bodenertrages, 
S. 150/151, 163, ferner: Ritthausen und Pott, Landwirtschaftl. Ver- 
suchsstationen, Bd. 16, 1873, S. 397/398; Atterberg, Journal für Land- 
wirtschaft, 49. Bd., 1901, S. 155). Die Folge ist bei steigenden Düngergaben eine 
Krtragserhöhung, die mit dem Nährstoffgehalte des Bodens von einem gewissen 
Punkte an nicht mehr in gleichem Verhältnis fortschreitet, sondern in einem ab- 
nehmenden. 

3. hängt mit der Vermchrung des Bodenreichtums eine bessere Ernährung 
der Pflanze und eine geringere \Wurzelbildung zusammen. Die Pflanzen können 
deshalb von den reichlicher zugeführten Nährstoffen nicht in demselben Ver- 
hältnis mehr aufnehmen und ihre Produktion steigern (Belege finden sich in 
meinem genannten Buche auf S. 163; ferner sind einzuschen: Pfeffera.a.O. 
S. 132 ff.; von Seelhorst, Journal f. Landw., 50. Jahrgg., 1902, S. gr u. 103). 

4. Verwandt hiermit ist die uns bereits bekannte Erscheinung, daß alle Ver- 
hältnisse, welche geeignet sind, die vegetative Entwicklung der Pflanzen zu för- 
dern, gleichzeitig die Tendenz haben, den Ansatz von Blüten und Früchten rela- 
tiv zu vermindern. Bei den Pflanzen, wo es auf die Gewinnung von Früchten 
abgesehen ist, bedeutet dies aber auch die Tendenz zu einer den Kulturaufwen- 
dungen nicht proportionalen Vermehrung des I:rnteertrages. Es hängt hiermit 
die bekannte Tatsache zusammen, daß die Proportionalitätsgrenze für den An- 
bau von Futterpflanzen erst bei höheren Aufwendungen gelegen ist, als für die 
übrigen Feldirüchte. 

5. kann sich das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages auch noch in einer 
anderen Gestalt zeigen: nicht nur, daß bei stärkeren Düngergaben die Erträge 
nicht mehr in entsprechendem Verhältnis zunehmen; in manchen Fällen wird 
auch die Qualität der erzeugten Produkte geringer. Dies gilt besonders für Stick- 
stoffdüngung zu Braugerste, Kartoffeln und Zuckerrüben; für Kalidüngung zu 
Kartoffeln und Zuckerrüben. Doch kann man ganz allgemein sagen, daß höchste 
Flächenerträge und beste Qualitat einander ausschließen, die Güte in dem Sinne 
eines hohen Gehaltes an Nährstoffen verstanden. Die Pflanze verwendet ver- 
mehrte Nahrung zu massigerem Aufbau und produziert wasserreichere Gewebe; 
im anderen Falle erzeugt sic geringere Masse mit reicher Kinlagerung von Nähr- 
stoffen (Belege siehe wiederum in meinem genannten Buche S. 132 ff. u. 159/160). 
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Zunächst ist eines klar! Wenn die abnehmende Produk- 
tivität einer Erhöhung des Ausmaßes gewisser Lebensbedingungen 
der Pflanzen auf dem Umstande beruht, daß die Intensität 
anderer Lebensbedingungen nicht in demselben Grade gestei- 
gert werden kann, und daß demgemäß die Zeiträume, in 
denen diese letzteren sich in relativem Minimum befinden, 
um so länger ausfallen müssen, je höher jene ersteren, 
kann der Versuchh den neuerdings Mitscherlich®) 
unternommen hat, nicht gelingen, nämlich: die funk- 
tionelle Abhängigkeit, die zwischen vermehrter Darbietung von 
Wurzelnährstoffen und der Steigerung des Ertrags besteht, 
in einen genauen mathematischen Ausdruck zu fassen. 
Das Verhältnis zwischen der Höhe der Ernten und der Menge 
der den Wurzeln zur Verfügung stehenden Nährstoffe wird durch 
die Gestaltung der übrigen Vegetationsbedingungen (Tempe- 
ratur, Licht, Gehalt der Luft an Kohlensäure) entscheidend be- 
einflußt. Diese entziehen sıch aber der einfachen zahlenmäßigen 
Feststellung für längere Zeiträume, da sie sich unter dem Einflusse 
der wechselnden Gestaltung der Jahres- und Tageswitterung 
stündlich, ja oft von Minute zu Minute, und regellos ändern. 
Ein Parallelversuch unter anderen meteorologischen Bedingungen 
hätte Mitscherlich zweifelsohne von der Aussichtslosig- 
keit seiner Bemühungen zu überzeugen vermocht. 

Hieraus folgt, daß der Vorwurf, den Ballod°®) den Ver- 
fechtern des Bodenertragsgesetzes macht, sie hätten es unter- 
lassen, auch nur mit einer Silbe anzudeuten, wo denn die Grenze 
liege, von der ab dieses Gesetz zu wirken beginne, auf totaler 
Unkenntnis der naturwissenschaftlichen Tatsachen beruht, auf 


6. Durch systematische Züchtung ist es möglich, Pflanzenrassen zu gewin- 
nen, bei denen die genannten Erscheinungen sich in einem geringeren Grade 
zeigen, d. h. bei denen die Grenze ihres Auftretens weiter hinausgeschoben ist. 
Doch stellt sich den Bemuhungen des Pflanzenzüchters bald «das »Gesetz der 
Unvereinbarkeit wertbildender Eigenschaftene hindernd entgegen. Es zeigt sich, 
daß es nicht möglich ist, durch Züchtung von leistungsfähigeren Pflanzen den 
Flächenertrag über eine bestimmte Grenze hinaus zu erhöhen, ohne daß damit 
gleichzeitig eine Verringerung der Qualitat der Ernteerträge verbunden wäre 
(vgl. mein genanntes Buch S. 180 ff.; ferner Fruwırth, Die Zuchtung der 
landwirtschaftl. Kulturpflanzen, 4 Bde., Berlin 1905 — 1907, I, S. 181; III, S. 66; 
IV, S. 18/19, 95, 102 ff., 163, 207, 215/216, 225, 281 und 286 ff.). 

89) Das Gesetz des Minimums und das Gesetz des abnchmenden Boden- 
ertrages, Landwirtschaftliche Jahrbücher, XNNNVIII Bd., 1909, S. 537 ft. 

»») Die Produktivität der Landwirtschaft, Schriften des Vereins für Sozial- 
politik, 132. Band, S. 445/440, 448- 
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welche jenes Gesetz zurückzuführen ist. Für ein und dasselbe 
Feld und für ein und dieselbe Frucht ist die Lage der Propor- 
tionalitätsgrenze verschieden je nach der in der betreffenden 
Vegetationsperiode herrschenden Witterung. Sie wird um so 
höher liegen, je längere Zeit die vom Menschen nicht regulier- 
baren Vegetationsfaktoren die volle Ausnützung der von ihm 
günstiger gestalteten ermöglichen. Ganz dasselbe gilt für den 
Vergleich verschiedener Grundstücke: die Menge des Ernte- 
ertrages wird um so länger den Aufwendungen proportional an- 
steigen, in einem Je günstigeren Ausmaße die übrigen Vegetations- 
bedingungen sich vorfinden, sei es von Natur, sei es teilweise 
(wie bei Be- und Entwässerungen, der mechanischen Boden- 
bearbeitung u. a. m.) durch das vorherige Eingreifen des Menschen. 
Dabei kann sowohl ein Zuviel wie ein Zuwenig der einen oder 
anderen Vegetationsbedingung die Lage der Proportionalitäts- 
grenze nach unten verschieben; doch pflegt im mittel- und west- 
europäischen Klima in der Regel bloß das Wasser des Bodens 
zeitweilig in einem schädlichen Uebermaße aufzutreten. Wir haben 
hiermit die Erklärung für die vielfältig bestätigte Erfahrung 
gewonnen, daß die Düngung zu einer um so größeren Ertrags- 
steigerung führt, je besser vorher die physikalische Beschaffen- 
heit des Bodens, in je günstigerem Ausmaße er die übrigen Vege- 
tationsbedingungen darbietet ®1). Die einseitige Steigerung eines 
einzelnen Vegetationsfaktors bis zum Optimum vermag also die 
Produktivität von Pflanzensubstanz nicht zu erhöhen, voraus- 
gesetzt, daß die übrigen Vegetationsbedingungen nicht auch 
in günstıgstem Ausmaße vorhanden seien. Sind aber alle Vege- 
tationsbedingungen bis auf eine einzige in dem Optimum nahe 
gelegener Intensität vorhanden, so vermag die Steigerung der 
einen mangelnden Bedingung die Ernten bedeutend zu erhöhen. 

Hieraus fließt eine Konsequenz von der größten Tragweite. 
Es handelt sich um nicht weniger als um die Entscheidung der 
vielumstrittenen Frage nach der Möglichkeit von sog. Suspen- 
sionen des Bodenertragsgesetzes. Brentano, der mich zu- 
erst hierauf aufmerksam gemacht hat, formuliert diese Erkennt- 
nis folgendermaßen 2): 


#1) Belege in meinem genannten Buche S. r09 ff., 164 ff. 

»2) In einer mir gütigst zur Verfügung gestellten Abschrift der einschlägigen 
Teile des Manuskriptes zu einer 2. Auflage seiner »Agrarpolitike. — Ich 
bemerke hier ausdrücklich, daß die Priorität der hier vertretenen Auffassung 
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Es handelt sich nach ihm dabei um »die Erscheinung, 
daß, lange nachdem das Gesetz des abnehmenden Boden- 
ertrags sich geltend gemacht hat, indem z. B. Mehrverwendungen 
von Dünger zu relativ abnehmenden Erträgen führten, die Vor- 
nahme einer Entwässerung oder einer Bewässerung oder Tiefer- 
pflügen des Ackers oder eine Verbesserung des Saatguts nicht nur 
zu absolut, sondern zu, im Verhältnis zum Mehraufwand an Ka- 
pital, steigenden Erträgen führt. Milk, so fährt Brentano 
fort, »hat das eine »Suspension«desBoden(ertrags)gesetzes genannt, 
und andere haben darob an der Richtigkeit eines Naturgesetzes, 
das sich »suspendieren« lasse gezweifelt. Kein Zweifel, daß 
Mills Bezeichnung die denkbar unglücklichste ist. Von einer Sus- 
pension würde man nur dann reden können, wenn die Steigerung 
einer und derselben Wachstumsbedingung über ihr Optimum 
zu relativ zunehmenden Erträgen irgendwann führte. Um nichts 
derartiges handelt es sich aber bei jenen angeblichen Suspen- 
sionen. Es handelt sich vielmehr um Fälle, ın denen die volle 
Wirkung einer Wachstumsbedingung bisher nicht zur Geltung 
kommen konnte, weil ein anderer Wachstumsfaktor unzureichend 
gegeben war; z. B. der Dünger konnte bisher nur unzureichend 
wirken, weil der Boden zu naß oder weil er zu trocken war. Nun 
wird dieser Wachstumsfaktor seinem Optimum näher gebracht, 
und, da die Wachstumsbedingung, die in ungünstigstem Maße 
gegeben ist, die Größe des Ertrages bestimmt, steigt jetzt der 
Ertrag; er steigt aber nicht etwa in der Weise, daß fortab ein 
Mehraufwand von Dünger relativ größere Erträge abwirft, son- 
dern der Dünger, der seine Wirkung bisher nur unvollkommen 
zur Geltung zu bringen vermochte, bringt sie jetzt voll zur Gel- 
tung; bei weiterer Steigerung der Zuwendung von Dünger zeigt 
sich sofort die durch nichts unterbrochene relative Abnahme des 
Ertrags einer Mehrverwendung von Dünger. Der Fehler Mills ist, 
daß er es unterlassen hat, sich von der naturwissenschaftlichen 
Grundlage des Gesetzes des ahnehmenden Bodenertrags Rechen- 
schaft zugeben. Von dem Augenblick, daß man es in seiner Eigen- 
schaft als Ausfluß des Gesetzes des Pflanzenwachstunis betrachtet, 
verschwinden alle »Suspensionen« und die Ausnahmen erscheinen 
vielmehr als Folgen und Bestätigungen des Gesctzes« 


der sog. Suspensionen des Bodenertragsgesctzes ausschließlich Geheimrat 
Brentano zukommt, auch wenn ich sie zuerst veröfientliche. 
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Die bereits mehrfach erwähnten Laboratoriumsversuche von Miss Mat- 
thaei®) über die Beziehungen zwischen Kohlensäureassimilation von seiten 
der grünen Blätter einerseits und Temperatur und Lichtzufuhr andererseits 
liefern eine schöne Illustration und Bestätigung dieser Auffassung der sog. 
Suspensionen des Bodenertragsgesetzes. Allerdings handelt es sich dabei um 
die Feststellung der Wirkungen eines gesteigerten Ausmaßes gerade jener Vege- 
tationsfaktoren — Wärme, Licht, Kohlensäuregehalt der Luft — auf die Inten- 
sität der Lebensfunktionen, die man als den Typus von solchen Lebensbeding- 
ungen anzuschen gewöhnt ıst, deren Höhe der Mensch im praktischen Feldbau 
nicht zu beeinflussen vermag. Im Laboratorium läßt sich allerdings auch dieses 
sonst Unmögliche durchführen. Diagramm Nr. V veranschaulicht die Resul- 
tate. Is zeigt sich dabei das Folgende: 


Diagramm Nr. V 






D 
S 


S 


20 


Assimilation von Kohlensäure in mg 


Temperatur °C 


1. Mit steigender Temperatur steigt die vom Blatt in der Zeiteinheit auf- 
genommene Menge Kohlensäure ungefähr proportional, aber bloß bis zu einer 
gewissen Grenze. 

2. Diese Grenze wurde unter den Bedingungen des Experimentes durch 
die Intensität der Beleuchtung gezogen. Bleibt die Beleuchtung konstant auf 
der Höhe L = ı, so vermag eine weitere Steigerung der Temperatur die Assi- 
milation von Kohlensäure nur mehr wenig zu steigern. Erhöht man aber die 
Intensität der Beleuchtung auf L = 2 oder L -- 4, so vermehrt sich auch die 
Menge der assimilierten Kohlensäure entsprechend, bis entweder wiederum die 
Intensität des Lichtes eine Schranke setzt oder bis sich bei weiterer Steigerung 
von Licht und Temperatur eine Schädigung der Lebensfunktionen bemerkbar 
zu machen begınnt. 


»») On the effect of temperature on carbon dioxide assimilation, Philoso- 
phical Transactions, B, 197, S. 68, 71, 84/85, 96. 
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3. Auch wenn die Assimilation noch nicht ihren höchst möglichen Betrag 
erreicht hat, führt Licht von doppelter Stärke nicht zu einer Vermehrung der 
Aufnahme von Kohlensäure, die ganz das doppelte der früheren Höhe betrüge. 
(Vgl. die Lage der Endpunkte der Kurven bei L = ı und L = 2 mit ihrer Lage 
bei L = 4.) 

In unserem Falle ist der Wirksamkeit einer Temperatur- 
erhöhung von einem bestimmten Punkte an eine Grenze gezogen 
worden durch den Mangel an Licht. Die Suspension des Boden- 
ertragsgesetzes, d. h. die Hinausschiebung des Punktes, von dem 
ab die Vermehrung der Intensität einer der Lebensbedingungen 
zu keiner verhältnismäßigen Steigerung der Energie des Verlaufs 
der Lebensfunktionen mehr zu führen vermag, weil eine andere 
Lebensbedingung im relativen Minimum gegeben war, ist durch 
Vermehrung der Beleuchtung als des ungenügenden Vegetations- 
faktors erzielt worden. Es läßt sich unsere schematische Dar- 
stellung aber ohne die geringste Aenderung auch auf die Verhält- 
nisse des praktischen Ackerbaues übertragen. Nehmen wir an, 
die Abscissenachse entspreche steigenden Düngergaben, die Or- 
dinatenachse steigenden Ernteerträgen. So lange das Feld sich 
in unmelioriertem Zustande befindet, drückt die Kurve L = ı 
den Zusammenhang zwischen den Erträgen und steigenden Dünger- 
mengen aus. Das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages macht 
sich frühe geltend: die Proportionalitätsgrenze liegt bei geringen 
Düngergaben. Nehmen wir an, das Feld habe bisher an stehender 
Nässe gelitten. Diese habe den Ertrag vermindert, die volle 
Wirksamkeit der Düngung gehindert. Es werde drainiert. Nun- 
mehr verschiebt sich die Lage der Proportionalitätsgrenze. 
Das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages macht sich erst bei 
einem höheren Nährstoffgehalte des Bodens geltend. Die Wirk- 
samkeit der Düngung steigt. Die Kurve L = 2 drückt nunmehr 
das Verhältnis zwischen der Menge der den Pflanzenwurzeln zur 
Verfügung stehenden Nährstoffe und der Höhe der Ernteerträge 
aus. Nehmen wir endlich an, es würden noch weitere technische 
Fortschritte eingeführt: die Tiefkultur erschlicßBe eine größere 
Bodenmenge den Pflanzenwurzeln; durch viel Stallmistdüngung 
sei die Ackerkrume an Humus bereichert und ihre physikalische 
Beschaffenheit gebessert worden; auserlesenes Saatgut ermögliche 
die Ausnutzung des hohen Kulturstandes des Feldes; Drillsaat 
und Hackkultur gewährten den Organen der Pflanzen die günstig- 
sten Bedingungen zur allseitigen Ausbreitung und Entwicklung. 
Nunmehr können höhere Nährstoffmengen von seiten der Pflan- 
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zenwurzeln mit Vorteil aufgenommen werden als früher. Die 
Proportionalitätsgrenze für das Verhältnis zwischen Ernte- 
ertrag und Düngermenge verschiebt sich noch weiter; das Gesetz 
des abnehmenden Bodenertrages beginnt noch später in Wirk- 
samkeit zu treten. 

Aber in Wahrheit suspendiert, d. h. aufgehoben worden ist 
es nicht. Bisher waren die übrigen Lebensbedingungen derPflanzen 
im Durchschnitt der Vegetationsperiode entweder In zu geringer 
Intensität oder in schädlichem Uebermaße vorhanden gewesen, 
um den Gehalt des Bodens an Nährstoffen über einen gewissen 
Punkt hinaus voll zur Wirksamkeit kommen zu lassen. Da immer- 
hin während kürzerer Zeiträume sich doch ein der Erzeugung 
von Pflanzensubstanz günstiges Zusammentreffen von Vege- 
tationsfaktoren fand, so bricht die Linie L = I nicht an einem 
gewissen Punkte in scharfem Winkel ab, um nunmehr genau 
parallel zur Abscissenachse zu verlaufen, sondern sie nimmt erst 
nach und nach in konvexer Biegung diese Richtung an. Die 
Drainage behebt das Hindernis, das bisher meist der vollen Wirk- 
samkeit der Düngung entgegenstand und schafft bis zu einem 
viel höheren Nährstoffgehalte des Bodens konstante und har- 
monische Wachstumsbedingungen. Aber auch jetzt treten, wenn 
die Nährstoffzufuhr über eine gewisse Grenze hinaus steigt, 
kürzere und längere Zeiträume ein, in denen andere Vegetations- 
bedingungen sich im relativen Minimum befinden. Demgemäß 
steigt auch nach durchgeführter Drainage von einer gewissen 
Grenze an der Ernteertrag nicht mehr proportional zum Nähr- 
stoffgehalte des Bodens. Durch weitere Meliorationen lassen 
sich auch diese Verhältnisse ändern und demgemäß die Wirksam- 
keit der Düngung verbessern, bis endlich bei der Ueberschreitung 
eines gewissen Punktes immer häufiger solche Vegetations- 
bedingungen sich zeitweilig in zu geringem Ausmaße vorfinden, 
auf deren Intensität der Mensch unter den Verhältnissen des 
praktischen Ackerbaues keinen Einfluß mehr auszuüben vermag, 
namentlich Licht, Wärme, Kohlensäure- und Sauerstoffgehalt 
der Luft. Infolgedessen steigt auch unter diesen günstigsten 
Bedingungen von einer gewissen Grenze an der Ernteertrag nicht 
mehr proportional dem Nährstoffgehalte des Bodens. Nur im 
Gewächshaus mit künstlicher Erwärmung und Beleuchtung, 
ev. mit künstlicher Zufuhr von Kohlensäure wäre eine günstigere 
Gestaltung dieser Vegetationsbedingungen zu erzielen möglich. 
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Wenn dem auch kaum unüberwindliche technische Schwierigkeiten 
sich entgegenstellen mögen: die ökonomischen Verhältnisse schlıies- 
sen das vollständig aus. Allen Steigerungen des Rohertrages werden 
im praktischen Ackerbau ökonomische Grenzen gezogen durch 
die Höhe der Produktenpreise, wie sie nötig wären, um die 
Kosten der ertragsteigernden Verbesserungen zu decken. Da- 
mit kommen wir von der naturwissenschaftlichen zur technischen 
und ökonomischen Betrachtung der Steigerungsfähigkeit des 
Bodenertrages. 


VII. 


Uebersetzen wir zunächst das Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrages ins ökonomische! 

Vom ökonomischen Standpunkte aus bedeutet die plan- 
mäßige Regulierung gewisser Lebensbedingungen der Pflanzen 
im Ackerbau durch den Menschen einen Aufwand: die mechanische 
Bodenbearbeitung, die chemische Bereicherung des Bodens, die 
Bewässerung und Entwässerung u. a. m. verursachen Kosten. 
Diese Kosten werden nur ausgelegt in der Erwartung, daß sie 
durch den Ertrag der Ernten wieder eingebracht werden. Und 
mehr als das! Der Landwirt erstrebt einen Ueberschuß des Er- 
trages über die Produktionskosten, einen Gewinn — oder wie man 
Ihn in der Landwirtschaft vom Standpunkte des bewirtschafteten 
Gutes aus nennt — einen Reinertrag. Eine bessere mechanische 
Bearbeitung oder größere chemische Bereicherung des Bodens, 
welche den Rohertrag zwar erhöht, aber die damit steigenden 
Kosten nicht deckt, bedeutet für ihn einen ökonomischen Ver- 
lust. 

Wie gestaltet sich nun der Reinertrag und sein Verhältnis 
zum Rohertrag unter dem Einfluß des Bodenertragsgesetzes ? 
Unser Diagramm VI gibt Aufschluß darüber. 

Nach dem, was uns über die Gesetze des Pflanzenwachstuns 
bekannt ist, müssen die Lebensbedingungen der Pflanze in einem 
gewissen minimalen Maße gegeben sein, damit überhaupt ein 
Ertrag erzielt werden könne. Erste Voraussetzung eines Boden- 
ertrages ist also ein Preis des Naturalertrages, der den Aufwand 
ersetzt, der nötig ist, um dieses MinimalmaßB zu schaffen. Auf 
Böden, auf denen infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit dieser 
Aufwand so hoch ist, daß er nicht durch den Erlös für den Ertrag 
ersetzt wird, ist kein Ackerbau möglich. Steigen dagegen die 
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Produktenprceise oder sinken aus irgend einem Grunde die Kosten 
des Anbaues, so vermag auch dieser Boden unter den Pflug ge- 
nommen zu werden. Das Umgekehrte tritt ein, wenn die Produk- 
tenpreise sinken oder die Kosten des Anbaues sich aus irgend 
einem Grunde erhöhen: dann wird auf den geringsten Boden- 
klassen der Ackerbau unrentabel. 


Diagramm Nr. VI 





-ó 





36 78 9 


Aufwand oder Kosten 


Jeder Aufwand über das Minimum hinaus steigert in ent- 
sprechendem Maße den Rohertrag und den Reinertrag — Gleich- 
bleiben der Kostensätze angenommen — bis zu einem gewissen 
Punkte: der Proportionalitätsgrenze. Sie ist in Diagramm VI 
für den Rohertrag mit P, für den Reinertrag mit K bezeichnet. 
Von hier ab beginnen die Kurven des Rohertrages MiPOMa und des 
Reinertrages IKLNR sich konvex zur Abscissenachse zu krümmen: 
der Rohertrag steigt zwar über diesen Punkt hinaus noch mit 
Vermehrung des Aufwandes, aber nicht mehr im selben Verhält- 
nis wie früher; auch die absolute Höhe des Reinertrages hebt 
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sich noch, so lange der Wert des zusätzlichen Rohertrages die 
zusätzlichen Kosten übersteigt. Bis hieher ist das Verhältnis 
zwischen Rohertrag und Reinertrag das günstigste gewesen 
(Kurve APB). Nunmehr beginnt es zu sinken. Trotzdem kann 
es rentabel sein, die Aufwendungen über den Punkt P‘, welcher 
der Proportionalitätsgrenze entspricht, hinaus zu steigern, da 
vorläufig noch die absolute Höhe des Reinertrags sich vermehrt. 
Da jedoch der Reinertrag die Differenz zwischen Rohertrag und 
Kosten darstellt, der Rohertrag aber nach Ueberschreiten der 
Proportionalitätsgrenze nicht mehr im selben Maße steigt wie 
die Kosten, so nimmt von hier ab der Reinertrag in einem noch 
geringeren Verhältnis zu als der Rohertrag. Die seine Bewegung 
veranschaulichende Kurve ist stärker gekrümmt als die des 
Rohertrages. Ferner erreicht der Reinertrag seinen höchsten 
Betrag (in L), sobald die Produktivität der zusätzlichen Auf- 
wendungen soweit gesunken ist, daß der Wert des zusätzlichen 
Rohertrages von den zusätzlichen Kosten aufgezehrt wird — also 
unter Umständen lange, bevor die Vegetationsfaktoren zum Op- 
timum angestiegen sind und der Rohertrag seine absolut größte 
Höhe erreicht. Der Reinertrag beginnt also schon von einem ge- 
wissen Punkte an zu sinken, auch wenn vorläufig der Rohertrag 
noch weiter ansteigt. Es läßt sich ganz allgemein behaupten, 
daß es immer wirtschaftlich unzweckmäßig ist, die allerhöchsten 
Roherträge anzustreben, da die letzten zusätzlich gewonnenen 
Einheiten des Produktes die zu ihrer Herstellung aufgewendeten 
Kosten nie mehr zu decken vermögen. Ja, es ist sogar der Fall 
denkbar, daß der anfängliche Reinertrag sich noch vor Erreichung 
des Optimums der Vegetationsbedingungen und des höchst- 
möglichsten Rohertrages in einen Verlust verwandelt: dann 
nämlich, wenn die Gesamtsumme, um welche der Rohertrag 
nach Erreichung des Maximums des Reinertrages bis zur Errei- 
chung seines eigenen Maximums hinter den zusätzlichen Kosten 
zurückbleibt, den Betrag des gesamten Reinertrages übersteigt. 

Bis hieher haben wir bei der Darlegung der ökonomischen 
Konsequenzen unserer aus der Betrachtung der naturwissenschaft- 
lichen Grundlagen des Ackerbaues gezogenen Erkenntnis des 
Bodenertragsgesetzes angenommen, daß sowohl der Preis der 
Einheit des Produktes wie auch der aufgewendeten Produktions- 
elemente derselbe bleibe. Dies trifft aber in der Wirklichkeit 
nicht zu. Innerhalb längerer Zeiträume beobachten wir viel- 
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mehr fortwährende Verschiebungen im Werte und Preise der 
einzelnen Faktoren, die zu entsprechenden Veränderungen im 
gegenseitigen Verhältnis von Roh- und Reinertrag und Produk- 
tionskosten führen. Sie sind seit Serra und Turgot, seit 
Ricardo, West und Thünen oftmals dargelegt und 
in ihren Wirkungen auf die gesamte Volkswirtschaft untersucht 
worden. Sie lassen sich auf die folgenden typischen Fälle zurück- 
führen: 

I. a) Steigen die Produktenpreise, so kann auch bei relativ 
abnehmendem Bodenertrag durch bloße Steigerung des abso- 
luten Naturalertrages ein nicht nur absolut, sondern auch re- 
latıv größerer Geldertrag erzielt werden. 

b) Dasselbe tritt ein, wenn bei gleichbleibenden Produkten- 
preisen die Kosten der Produktionselemente sinken. 

c) Es tritt dies selbst bei sinkenden Produktenpreisen ein, 
wenn die Preise der aufgewendeten Produktionselemente in stär- 
kerem Maße sinken als die Produktenpreise. 

II. Das umgekehrte ist der Fall, wenn die Kosten der Pro- 
duktionselemente bei sinkenden oder gleichbleibenden Produkten- 
preisen steigen oder wenn sie in stärkerem Maße steigen als die 
Preise der Produkte. Dann verschiebt sich der Punkt, von dem 
ab die zusätzlichen Kosten durch den zusätzlichen Ertrag voll 
gedeckt werden, immer näher zur Proportionalitätsgrenze. 

Es versteht sich von selbst, daß diese Sätze, so wie sie auf- 
gestellt sind, nur im privatwirtschaftlichen Sinne gelten. Es 
kann auch eine Erhöhung des Lohnes der landwirtschaftlichen 
Arbeiter den Zwang zu einer Verminderung der Intensität des 
landwirtschaftlichen Betriebes mit sich führen, vorausgesetzt, 
daß die landwirtschaftlichen Unternehmer sie nicht ganz in der 
Gestalt einer Verminderung ihres Gewinnes tragen können oder 
wollen. Umgekehrt kann eine Erhöhung der Produktenpreise, 
welche eine Steigerung der Betriebsintensität ermöglicht, durch 
Einführung oder Erhöhung von Zöllen auf den Import landwirt- 
schäftlicher Erzeugnisse oder sonstige Einfuhrerschwerungen ver- 
anlaßt werden. Wie im ersten Fall die volkswirtschaftliche 
Produktivität der Landwirtschaft nicht vermindert wird, so ver- 
mag der Zoll sie im zweiten Fall nicht zu erhöhen. Im Gegenteil: 
im ersten Fall wird eine volkswirtschaftlich minder produktive 
Arbeitsverwendung nunmehr auch privatwirtschaftlich unren- 

tabel und unterbleibt. Im zweiten Falle reizt dagegen der Zoll 
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mit der Preiserhöhung in seinem Gefolge zu einer volkswirt- 
schaftlich minder produktiven Verwendung von Arbeit und 
Kapital, da er sie privatwirtschaftlich rentabel macht. 

Doch diese Dinge sind allgemein bekannt und werden auch 
in einer größeren Oeffentlichkeit als feststehend angenommen, 
soweit nicht Sonderinteressen den Blick trüben. Auch sind sie 
von mir an anderen Orten schon ausführlich dargelegt und in 
ihrer Bedeutung für die Erkenntnis des Gesetzes des abnehmenden 
Bodenertrages gewürdigt worden. Dasselbe gilt hinsichtlich 
der Möglichkeit, die ökonomischen Wirkungen des Bodenertrags- 
gesetzes durch den Uebergang von der einen Kultur zu einer 
anderen zu verringern oder vorläufig ganz aufzuheben. Es handelt 
sich hier um die Tatsache, daß die einen Pflanzen, rein technisch 
betrachtet, die Aufwendungen des Menschen besser lobnen als 
andere, sei es, daß sie bei weniger Pflege und geringerem Boden- 
reichtum mehr nutzbare Substanz erzeugen °’), sei es, daß bei 
ibnen die Proportionalitätsgrenze und das Optimum der Lebens- 
bedingungen höher gelegen ist als bei anderen. Da es bei den 
Futterpflanzen vornehmlich auf das rein vegetative Wachstum, 
die Erzeugung von Blatt- und Stengelsubstanz, und weniger 
oder gar nicht auf die Reproduktionstätigkeit ankommt, da wir 
ferner wissen, daß bei den meisten Pflanzen eine günstigere 
Gestaltung der Lebensbedingungen leicht von der Tendenz zur 
relativen Verminderung des Blüten- und Fruchtansatzes begleitet 
ist, so ist es namentlich ihr Anbau, der in den Fällen noch eine 
produktive Mehrverwendung von Arbeit und Kapital zuläßt, 
wo dies bei anderen Pflanzen infolge des bereits relativ stark 
abnehmenden Frtrages nicht mehr möglich wäre — voraus- 
gesetzt, daß die angebauten Futterpflanzen entsprechend günstig 
wirtschaftlich verwertet werden können. 

All dies bietet kaum etwas Neues. Wichtiger ist es, die wirt- 
schaftliche Seite jener naturwissenschaftlichen Tatsache zu be- 
trachten, die man fälschlicherweise mit dem Namen einer »Sus- 
pension« des Bodenertragsgesetzes bezeichnet hat, deren Wesen 
aber eher dem einer »Neutralisierung«, eines »Unwirksammachens« 
entspricht. Wie wir bereits wissen, handelt es sich hier um die 
Erscheinung, daß auf einem Felde nahezu alle Vegetationsbe- 
dingungen in einem günstigen Ausmaß gegeben sind, daß sie aber 


”#), Strakosch, Das Problem der ungleichen Arbeitsleistung unserer 
Kulturpflanzen, Berlin 1907. 


428 Joseph Eßlen, 


für das Pflanzenwachstum nicht in entsprechendem Maße nutz- 
bar gemacht zu werden vermögen, weil eine einzige Vegetations- 
bedingung, die sich entweder in zu geringer Menge oder in schäd- 
lichem Uebermaße vorfindet, dies hindert. In diesem Fall ist es 
nicht nötig, daß ein größerer Rohertrag von der Flächeneinheit 
immer nur mit relativ größeren Kosten zu erzielen sei. Es ist 
vielmehr in hohem Grade wahrscheinlich, daß durch technische 
Maßnahmen, die mit verhältnismäßig unbedeutenden Kosten 
durchzuführen sind, ein günstigeres Wirkungsverhältnis der Ve- 
getationsfaktoren hergestellt und bis zu einem gewissen Punkte 
von der Flächeneinheit ein Mehrertrag zu geringeren Kosten ge- 
wonnen werde. Nun erst können die im Boden angehäuften 
Pflanzennährstoffe, deren volle Wirksamkeit z. B. durch ein Ueber- 
maß von Wasser oder zu geringer Tiefe der Ackerkrume u. a. m. 
gehemmt worden war, einen ihrer Menge entsprechenden Ertrag 
liefern. Hier ist es also auch bei sinkenden Preisen noch wirtschaft- 
lich angezeigt, durch Steigerung der Aufwendungen auf die 
Flächeneinheit größere Roherträge von derselben zu erzielen 95). 

Diese Erkenntnis führt uns weiter zur Betrachtung der ökono- 
mischen Wirkungen der technischen Verbesserungen im Landbau im 
allgemeinen. Es handelt sich um die Entscheidung der folgenden 
Streitfrage. Es gibt Schriftsteller %), welche behaupten, in der 
Landwirtschaft sei es gerade umgekehrt wie in der Industrie. Wäh- 
rend in der Industrie die bessere Technik die rückständige Tech- 
nik verdränge, siege in der Landwirtschaft die schlechtere Tech- 
nik im Konkurrenzkampfe mit der besseren, der sogenannten 
rationellen Betriebsweise. Denn hier sei das fortgeschrittenere 
Verfahren infolge des Gesetzes der sinkenden Bodenerträge zu- 
gleich das kostspieligere. Gerade die mangelhafte landwirtschaft- 
liche Technik z. B. der russischen Bauern mache es ihm möglich, 
sein Getreide zu niedrigeren Preisen herzustellen als sein west- 
europäischer Konkurrent und diesen zu unterbieten. Auf der 
anderen Seite wird dagegen oft die noch ungenügende Intensi- 
tät eines großen Teiles der bäuerlichen Betriebe in Deutschland 
als die Ursache ihrer teilweise ungünstigen wirtschaftlichen Lage 
bezeichnet, namentlich die aus der Anbaustatistik zu ersehende 








3) Brentano: Die deutschen Getrceidezölle, 2. Aufl., Stuttgart 1911, 
S. 15/10, 

9*6) Pohle, Die Entwicklung des deutschen Wirtschaftslebens im 19. Jhd., 
Leipzig 1904, 5. 48; Deutschland am Scheidewege, Leipzig 1902, S. rro ff. 
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noch weite Verbreitung der verbesserten Dreifelderwirtschaft 
anstelle der Fruchtwechselwirtschaft. Das schweizerische Bauern- 
sekretariat stellt in seinen früher von mir in diesem Archiv 
(Band XXX, Heft 2, S. 361) besprochenen Veröffentlichungen 
gar den Satz auf: »Intensivere Wirtschaft bringt höhere Erträge 
und billigere Produktion« Es fügt hinzu, auch in ungünstigen 
Verhältnissen ließen sich »die Reinerträge meistens durch eine 
allerdings sorgfältig ausgewählte Intensitätsvermehrung noch 
steigern« Für günstigere Verhältnisse gelte aber ganz besonders 
der Satz, daß nur der intensive Betrieb einen befriedigenden 
Reinertrag bringe. Die wenigsten Güter hätten heute schon die 
Grenze erreicht, wo die weitere Intensitätssteigerung eine un- 
rentable Verteuerung der Produktion bedeute und der Rohertrag 
nur noch auf Kosten des Reinertrages wachse. Es erhebt sich die 
Frage: welche dieser Anschauungen befindet sich im Recht? 
Und wenn sich die eine oder die andere zum Teil oder ganz als 
zutreffend erweisen sollte: was ergibt sich daraus für die Erkenntnis 
der ökonomischen Bedeutung des Bodenertragsgesetzes ? Eine ein- 
dringende Untersuchungwird zeigen, daß beide Behauptungen zwar 
von teilweise richtigen Beobachtungen ausgehen, daß sie leicht den 
Anlaß zu unhaltbaren Schlüssen bieten. Sehen wir näher zu: 

Zuerst ist die Frage nach der Vollkommenheit der an- 
gewendeten Technik zu prüfen. Technisch am vollkommensten 
nennen wir jenen landwirtschaftlichen Betrieb, in welchem 
I. die Produktionsmittel der Landwirtschaft in der wirkungs- 
vollsten Weise angewendet werden und in welchem 2. unter 
sonst gleichen Umständen die Steigerung der Intensität der Ve- 
getationsfaktoren um gleiche Beträge am billigsten zu stehen 
kommt. Die Intensitätsstufe des betr. landwirtschaftlichen Be- 
triebes bleibt dabei vollständig außer Frage. Der moderne ame- 
rikanische Riesenpflug, der den Boden nur einige cm tief 
pflügt, dagegen gleich in einer Breite von 8 m, ist ein tech- 
nisch vollkommenes Geräte: er gestattet, einen ha Landes 
billiger bis zu der Tiefe von wenigen cm zu bearbeiten als irgend ein 
anderes landwirtschaftliches Instrument. Eine amerikanische Wei- 
zenfarm, die dieses Gerät anwendet, dabei den Boden nicht düngt, 
mag ebenso extensiv sein, wie die Wirtschaft des russischen Bauern 
im Gebiet der Schwarzen Erde. Aber sie steht technisch unendlich 
viel höher als diese, da diese alte, unvollkommene Geräte an- 
wendet, welche denselben technischen Erfolg nur unter Auf- 
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wendung von viel mehr Arbeit leisten. Zudem mag die Unkennt- 
nis der Lebensansprüche seiner Pflanzen den russischen Bauern 
zu gänzlich verfehlten Maßnahmen veranlassen, während dem 
amerikanischen Farmer die Erfahrungen von eigens für seine 
Zwecke angelegten Versuchswirtschaften zur Verfügung stehen. 
Nicht wegen, sondern trotz ihrer technischen Rückständigkeit 
ist die Betriebsweise des russischen Bauern mit der westlichen 
Landwirtschaft konkurrenzfähig. Sie könnte noch viel billiger 
produzieren, wenn sie über ähnliche Kenntnisse wie der ame- 
 rikanische Farmer verfügte und seine vervollkommneten Ge- 
räte anwenden könnte. In ähnlicher Weise ist die äußerst 
intensive ostasiatische Landwirtschaft technisch recht rück- 
ständig, verglichen etwa mit einer intensiven Zuckerrüben- 
wirtschaft der Provinz Sachsen. 

Bei den Bezeichnungen extensiv und intensiv liegt dagegen 
bewußt oder unbewußt der Gedanke zugrunde, daß durch 
Mehraufwendung der beliebig vermehrbaren Produktionsele- 
mente Arbeit und Kapital den in beschränkter Menge vorhande- 
nen Naturgaben mehr abgerungen wird. Wie wir wissen, ist die 
landwirtschaftliche Produktion an die Erdoberfläche gebunden. 
Die Erde produziert unter Umständen auch ohne Mithilfe des 
Menschen unter dem Einfluß der blind waltenden Naturkräfte. 
Wo keine andere Mitwirkung des Menschen stattfindet als Okku- 
pation der Naturgaben, haben wir die extensive Wirtschaft: man 
braucht viel Raum, um eine gegebene Menge zu produzieren. 
Je mehr Mitwirkung des Menschen, um so größer das auf ge- 
gebener Fläche erzielte Produkt, um so intensiver die Wirtschaft. 
Die intensivere Wirtschaft ist aber bloß am Platz, wenn am Lande 
gespart werden muß, da es nicht mehr im Ueberfluß vorhanden 
ist, wenn der Preis des Bodenproduktes infolgedessen relativ 
steigt, der Zinsfuß und eventuell der Arbeitslohn dagegen sinken. 
Die Grenze der ökonomisch zweckmäßigen Intensitätssteige- 
rung ist dort gelegen, wo der Ertrag des zuletzt aufgewendeten 
Kapitalteilchens dem landesüblichen Zinsfuß, der Ertrag des zu- 
letzt aufgewendeten Arbeitstages dem landesüblichen Arbeits- 
lohne entspricht. Nur wenn diese Intensitätsstufe strenge inne- 
gehalten wird, wird der höchste absolute Reinertrag von der 
Flächeneinheit erzielt: bleibt man unterhalb derselben oder über- 
schreitet man sie, in beiden Fällen sinkt der Reinertrag. Es er- 
gibt sich hieraus, daß die größere Intensität der mittel- und west- 
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europäischen Landwirtschaft gegenüber der russischen, nord- 
amerikanischen und argentinischen keine Ursache der Konkur- 
renzunfähigkeit ist: die mitteleuropäische Landwirtschaft muß 
vielmehr intensiver wirtschaften als ihre ferne Konkurrenz, 
wenn anders sie die größten Reinerträge erzielen will. Infolge der 
großen Bevölkerungsverdichtung sind in Mittel- und Westeuropa 
die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse am höchsten; 
gleichzeitig ist der Boden relativ am seltensten, der Kapitalzins 
am niedrigsten. 

Wir sind am Ende angelangt. Wir wissen aus früher gesagtem 
(Archiv f. Sozwiss. u. Sozpol. Bd. XXX, Heft 3, S. 722 ff.), 
daß man das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages als eine 
formale Gesetzmäßigkeit aufzufassen versucht hat: auch ohne 
menschliches Zutun brächte der Boden einen gewissen Ertrag 
hervor; keine wie immer geartete Aufwendung, sie mag den Ertrag 
noch so sehr steigern, kann in so günstigem Verhältnis zum Er- 
trag stehen, wie hier vor allem Ackerbau der Fall war, da hier 
überhaupt kein Aufwand vorkam. Andererseits hat man ver- 
sucht, die Geltung des Bodenertragsgesctzes auf rein statische 
Verhältnisse zu beschränken (a. a. O. Heft 2, S. 373 ff.). Es gelte 
in ähnlicher Weise auch für die Industrie. Unsere frühere Unter- 
suchung hat ergeben, daß die skizzierten Auffassungsweisen zwar 
nicht direkt falsch, wohl aber inhaltsleer sind. In diesem Auf- 
satz ist es gelungen, die positive Ergänzung zu jener ablehnenden 
Kritik zu liefern. Das Bodenertragsgesetz, wie es sich uns ent- 
hüllt hat, beruht auf unumstößlichen, unabänderlichen Natur- 
tatsachen. Es ist uns gelungen, eine Erklärung dafür zu finden, 
vorausgesetzt, daß man annımmt, eine Naturerscheinung sei 
erklärt, wenn wir sie als denknotwendige Folge anderer uns 
bereits bekannter Tatsachen hingestellt haben. Wir haben auch 
die sog. Suspensionen, die den früheren Darlegungen des Boden- 
ertragsgesctzes einen so unbefriedigenden Charakter verliehen, 
endgültig beseitigt. Das Bodenertragsgesetz ist ein Natur- 
gesetz und wirkt wie andere Naturgesetze, d. h. soweit wir wissen, 
unabänderlich. Was »suspendiert« werden kann, das sind die 
ökonomischen Konsequenzen desselben. Dies geschieht durch 
Wert- und Preisveränderungen der verschiedensten Art. Daß 
derartige Aenderungen auch durch Fortschritte in der Technik 
und Organisation des landwirtschaftlichen Betriebes herbei- 
geführt werden können, ferner durch verbesserte und dem- 
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gemäß billigere Herstellung der industriellen Rohstoffe und Hilfs- 
mittel der Landwirtschaft, ıst ein Faktor, der uns hinsichtlich 
der aus diesem Gesetze für das ökonomische Schicksal der ge- 
samten Menschheit fließenden Konsequenzen zu beruhigen ver- 
mag. Der einzelne landwirtschaftliche Betrieb hat sich dagegen 
bei allen technischen, die einzelne Volkswirtschaft bei allen wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen, die aus dem Bodenertragsgesetz 
abgeleiteten Folgen stets vor Augen zu halten. 
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III. Abschnitt: Die modernen polizeilichen Mittel. 


$ 8& Das System. 


Drei charakteristische Unterschiede weist das englisch- 
amerikanische System der polizeilichen Zwangsmittel gegenüber 
dem kontinentalen, besonders dem deutschen auf: 

I. In England und in den Vereinigten Staaten ist die Hand- 
habung des Polizeizwanges vorwiegend in der Hand von 
richterlichen oder quasirichterlichen Behörden (Friedensrich- 
tern). Conviction und Order, d. i. polizeiliches Strafurteil 


*) Vgl. Bd. XXXI. S. 67 ff. 
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und Verwaltungszwangsbefehl, sind die vornehmsten Mittel 
polizeilichen Zwanges, die von den Polizeigerichten, nach den 
Vorschriften eines gesetzlich geordneten Verfahrens, das meist 
kontradiktorisch ist, erlassen werden. Im übrigen ist, wie bei 
uns, ein regelrechter Appellationsweg von diesen Polizeigerichten 
an die Quarter Sessions der Friedensrichter regelmäßig ge- 
geben, sowie eine Nachprüfung dieser polizeilichen Judicatur 
durch den Verwaltungsgerichtshof des Landes, die Kings 
Bench Division. 

2. Neben diesem richterlichen Polizeizwang gibt es noch 
einen physischen, durch polizeiliche Exekutivbeamte (Con- 
stabler) geübten Zwang. Aber zum Unterschiede von unserem 
System anerkennt das englische und das amerikanische Recht 
nur dann solchen Zwang als rechtsgültig und erlaubt, wenn 
im Rechte (common law oder Gesetz) ausdrücklich dazu Er- 
mächtigung vorhanden ist, sodann schreiben beide Rechte ge- 
nau die Form des zu übenden Zwangs für jeden Fall seiner 
Anwendung vor und überlassen vor allem die Auswahl der 
Zwangsmittel niemals dem Ermessen der Polizeibehörden, 
nicht einmal dem der Polizeigerichte ””®). 

3. Schließlich gilt der polizeiliche Exekutivbeamte in Aus- 
übung des Polizeizwanges in England nicht mehr und nicht 
weniger als jeder andere Bürger. Er ist hiebei nicht besonders 
privilegiert, kann sich nicht mit der Deckung von »oben« ent- 
schuldigen, tut alles auf eigene Gefahr und muß sich auch ge- 
fallen lassen, daß ihm bei gesetz- und rechtswidriger Ausübung 
des Polizeizwanges ebenso Widerstand von dem dadurch be- 
troffenen entgegengesetzt wird, wie jedem andern widerrechtlich 
angreifenden Mitbürger. So kommen wir auf den dritten cha- 
rakteristischen Unterschied zwischen dem englischen und 
deutschen System der polizeilichen Zwangsmittel: in England 
gilt die Theorie des »self-help« der Notwehr gegenüber jedem 
auch nur materiell widerrechtlichen Angriff als gestattet, mag 
dieser auch von einem Polizeizwang ausübenden polizeilichen 
Exekutivbeanıten herrühren. In den Vereinigten Staaten hat, 
wie wir sehen werden, eine Loslösung von der englischen 
Grundlage und eine Annäherung an unser System stattgefunden. 


34) Welchen weiten Spielraum gibt trotz der scheinbar angeordneten 
Rzihenfolge der Zwangsmittel § 132 des preuß. LVG.! 
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$9. Order undConvictionin den Vereinigten 
Staaten”). 


I. Die Erscheinung von örtlichen Polizeigerichten mit 
summarischer Kognition und der Befugnis, Polizeistrafen zu ver- 
fügen, ist in Amerika viel später als in England aufgetreten, 
man kann ruhig sagen, erst in der zweiten Hälfte des r9. Jahr- 
hunderts, während sie in England schon seit Ausgang des 18. 
Jahrhunderts und seit Beginn des 19. Jahrhunderts bestehen 33). 
Selbst heute finden wir noch in einigen der Vereinigten Staaten 
statt dessen den altenglischen Zivilprozeß, der mittelst action 
of debt (oder assumpsit) von Seite des Kommunalverbands 
eingeleitet wird, um die durch lokale Polizeiverordnung sanktio- 
nierte Geldstrafe einzutreiben. 

Der Grund für diese Rückständigkeit der amerikanischen 
Entwicklung liegt vor allem in der Reihe von Verfassungs- 
sätzen, welche im Anschlusse an die Bestimmungen der Magna 
Charta jedem Beschuldigten ein strafgerichtliches Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten des Landes unter Zuziehung 
einer Jury zusichern. 

So ist zunächst das 14. Amendement zur Unionsverfassung 
zu nennen, das uns noch im folgenden Paragraphen beschäftigen 
wird. Es sagt: »nor shall any State deprive any person of 
life liberty or property, without due process of law« Das Postu- 
lat der Zuziehung einer Jury wird darin mit einbegriffen. 

Das Amendement ist eine Fessel der Einzelstaatslegis- 
laturen, Polizeigerichte oben bezeichneter Art einzurichten. 

Andere ähnliche Fesseln haben die amerikanischen Einzel- 
staatsverfassungen zur Rechtsnorm erhoben. So z. B. die Vor- 
schrift der Verfassung von Kansas, daß die richterliche Gewalt 
ausschließlich in einem Supreme Court und den übrigen ordent- 
lichen Gerichten des Landes (districtsprobate and justice courts) 
ruhen solle, wodurch Stadtgerichte, weil nicht genannt, aus- 
geschlossen wären. So die Vorschrift der Verfassung von Georgia, 
wonach Kriminalprozesse nur vor den ordentlichen Richter ge- 
bracht werden dürfen. So ferner die Vorschrift der Verfassung 
von Indiana, wonach keine Person, die ein richterliches Amt 
(judicial office) bekleidet, zu einem anderen als zum richter- 


sy Dillona.a. O. I. ch. NIH. 
3) Siche mein englisches Staatsrecht, Band II, Seite 323. 
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lichen Staatsamt gewählt werden kann, was z. B. die für Stadt- 
gerichte notwendige richterliche Funktion eines Mayor aus- 
schließt, oder die Vorschrift der Verfassung von Wisconsin 
und Illinois, wonach niemand auf das Recht der Beiziehung 
der Jury im Kriminalprozeß verzichten darf 3). So die Vor- 
schriften der Verfassung von Iowa, daß Kriminalprozesse nur 
im Namen des Staates (also nicht des Kommunalverbandes!) 
geführt werden dürfen. Diese und ähnliche Schranken standen 
der Etablierung von lokalen Polizeigerichten im Wege. Sie sind 
in einigen Staaten dadurch überwunden, daß die Verfassungen 
ausdrücklich lokale Polizeigerichte und ihre Einrichtung für zu- 
lässig erklärt haben. 

In anderen Staaten hat sich die Spruchpraxis in anderer 
Weise geholfen. Ausgehend von den dem amerikanischen 
Recht — wie wir oben gesehen haben — geläufigen Unterschiede 
zwischen kriminellem und Polizeiunrecht hat sie sich dafür ent- 
schieden, daB die Etablierung von Polizeigerichten zur Aus- 
gleichung des Polizeiunrechts weder durch das I4. Amendement 
zur Unionsverfassung noch durch andere Schranken der Einzel- 
staatsverfassungen, die nur den Kriminalprozeß im 
Auge hätten, getroffen würde 3%). Kautelen dagegen, daß die 
Polizeigerichte sich allzu breit machen, sind durch folgende 
vier Grundsätze gegeben: 

I. Tritt das Recht des Beschuldigten auf Zuziehung der 
Jury mit aller Kraft wieder in seine Rechte, sobald ein Delıkt, 
das nicht Polizeiunrecht ist, (wie z. B. Prügelei! assault and 
battery) vor die Polizeigerichte durch Gesetz oder Charter 
(Stadtverfassung) gewiesen wird. 

2. Gilt der Grundsatz, daß keines der Polizeigerichte end- 
gültig (final and conclusive) entscheiden darf, sondern daß 
immer die Berufung an die ordentlichen Staatsgerichtshöfe zu- 
gelassen sein muß®®). 


36) Achnlich die Verfassung von Vermont: »when an issue of fact proper for 
the cognizance of a jury shall be joined in a court of law, the parties have a right 
to trial by jury which ought to be held sacred'. 

3) So Sedgwick, Statutary and Constitutional Law p. 548 (zit. bei 
Dillon a. a. O. p. 500) und Stimson, The Law of the Federal and State Constitu- 
tions of the United States, Boston 1908, p. 150 f. 

38) So sagte der oberste Gerichtshof von Michigan (zit. bei Dillon a. a 
p. 509): > hese municipalcourts,sofarastheyact under 
city by-laws, are not designed to decide between man 
and man to administer general laws. They are ordai- 
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3. Daß für den Fall, als aus Anlaß einer summarischen 
Kognition vor den Polizeigerichten die Eigentumsfrage bona 
fide aufgerollt wird (z. B. Verantwortung wegen unzulässiger 
Benutzung der Straße, wogegen die Behauptung aufgestellt 
wird, die Straße sei gar nicht öffentlich, sondern Privateigen- 
tum des Beschuldigten), die Polizeigerichte ihre Tätigkeit in dem 
vorliegenden Fall einstellen müssen. 

4. Daß die Polizeigerichte nur diejenigen Befugnisse be- 
sitzen, welche ihnen ausdrücklich durch Gesetz (Ortsstatut) 
eingeräumt sind oder die notwendig zur Ausübung der aus- 
drücklich eingeräumten gehören und daß im Zweifel die Prä- 
sumption gegen die Polizeigerichte spricht. (Dillon a. a. O. 
p. 497: »That these inferior courts will have only such juris- 
diction and can exercise only such powers, as are expressly 
given or necessarily implied, and that fair doubts as to 
the extent of jurisdiction are resolved against the corporation.«.) 

II. Wenn wir nun die Organisation im einzelnen ansehen, 
so ergibt sich folgendes Bild: 

Auch in den Vereinigten Staaten werden die Polizeigerichte 
wie in England durch Friedensrichter gebildet. Nur sind diese 
hier meist vom Volke gewählt, in selteneren Fällen, namentlich 
in Städten vom Bürgermeister (mayor) angestellt. In beiden 
Fällen erfolgt die Anstellung resp. Wahl auf Zeit und unter- 
liegt dem Parteieinfluß, der sich hier ebenso schädlich zur Gel- 
tung bringt °), wie bei der Organisation des polizeilichen Exe- 
kutivdienstes (siehe weiter unten $ 33). 

Als typischen Fall der Wirksamkeit dieser Polizeigerichte 
wollen wir hier die des größten Staates der Union, New- York 
ins Auge fassen ?%). Als solche Gerichte kommen hier in Be- 
tracht: 

I. Die sog. courts of special sessions. Diese entsprechen 


ned to prevent disorder in matters of local conveni- 
ence,an«d to regulate the use of public and quasi pu- 
blic easements, so as to prevent confusion. If in exercising this power 
they can incidentally decide upon the rights of private property so as to determine 
its enjoment without review, there would seem to be a practical annihilation of 
the right to resort to the general tribunals and the common law“. 

») Eaton, The Governement of Municipalities New- York 1809, p. 436 ft. 
Bryce, The American Commonwealth. 3. Ausg. 1905, ch. X. 4 II. 

4%, Patrick C. Dugan, Law and Practice for Justices of the Peace and Police 
Justices, Albany Iyo2, vol. II. passim. 
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sowohl in sachlicher 41) und örtlicher Kompetenz den englischen 
special sessions, fungieren also meist auf dem platten Lande. 
Nur daß jeder court hier bloß einen Friedensrichter beschäftigt. 
Die Friedensrichter werden vom Volke in jeder Gemeinde für 
4 Jahre im Ehrenamt gewählt und haben eine Amtskaution zu 
leisten. (Dugan a. a. O. vol. I. p. 423 ff.) 

2. Die sog. police courts. Sie entsprechen ungefähr den 
städtischen Polizeigerichten in England mit ihren »stipendiary 
magistrates. Nach S. 75 ff. des Code of Criminal Procedure 
können Einwohner und Wähler (mindestens 25) einer mit Kor- 
porationsrechten beliehenen Stadt die Stadtobrigkeit (board of 
trustees) angehen, besoldete Polizeirichter wählen zu lassen. 
Die Wahl erfolgt wie bei den Friedensrichtern und zwar für die 
gleiche Zeitdauer von 4 Jahren. Polizeirichter kann nur ein in 
der Stadt wohnhafter Wähler werden. Die Polizeirichter dürfen 
keine Erhöhung ihres Salärs während ihrer Amtsdauer erhalten 
(s. 78). Ihre Absetzung, sowie die der Friedensrichter, wenn vor 
Ablauf der Amtsdauer nötig, erfolgt durch den Appellsenat des 
obersten Gerichtshofs (s. 132). Mit besonderer und erweiterter 
Gerichtsbarkeit sind Polizeigerichte für die Städte Brooklyn, 
Oswego, Albany und New- York eingerichtet. Als Appellhöfe 
gegenüber diesen Polizeigerichten fungieren analog der englischen 
Quarter Sessions und den Recordergerichten im allgemeinen 
das Grafschaftsgericht (county court) und in der Stadt New- York 
der »Court of general sessions in the citv and County of New- 
York. 

Im übrigen ist das Verfahren mittelst order und conviction 
dem englischen vollkommen analog. 


$ 10. »Due process of Law« 


Den Grundsatz, daß die Ausübung des Polizeizwanges, zum 
mindesten seine Anordnung, in England und den Vereinigten 
Staaten in die Hände der Richter und Friedensrichter gelegt ist, 
hat man auf den allerdings mißverstandenen Artikel 39 der 
Magna Charta zurückzuführen: »Nullus liber homo capiatur, vel 
imprisonetur, aut disaisiatur, aut utlagetur, aut exuletur, aut 





4) Unter die in ihre Kompetenz fallenden spezifischen Polizeidelikte zählt 
s. 56 des Code of Criminal Procedure: etwa 35 Delikte auf mit der Generalklauscl 
unter: 36° »Such other jurisdiction as now provided by special statute or muni- 
cipal ordinance authorized by statute«. — (Siehe Dugan a. a. O. 5. II, p. 123 ff.) 
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aliquo modo destruatur, nec super eum ibimus, nec super eum 

mittemus, nisi per legale judicium parium suorum vel per legem 

terrae«. 

Denselben Grundsatz spricht das 14. Amendement zur 
Unionsverfassung aus: ». .... nor shall any State deprive any 
person of life, liberty, or property without due process of law.« 

Die Formel der Magna Charta »per legale judicium vel per 
legem terrae« und die amerikanische »due process of law«schließen 
im Prinzip Jeden andern, als gerichtlich geübten Zwang, auch für 
Polizeizwecke aus. Daher wurde ein Gesetz des Staates Maine, 
das die Polizeibehörden ermächtigte, eine Prostituierte durch 
bloßes Administrativverfahren in ein Arbeitshaus zu bringen, für 
verfassungswidrig erklärt, weil es das »duc process of law« nicht 
berücksichtige (Freund a. a. O. 229). 

Außerdem besagt die obige Formel folgendes: 

I. Selbst dort, wo an und für sich der Polizeizwang durch Richter 
oder Friedensrichter geübt wird, müssen auch sonst die Formen 
des ordentlichen Prozesses eingehalten werden. Es muß dem- 
nach, wo Freiheitsentziehung z. B. die Unterbringung eines 
Geisteskranken in ein Irrenasvl oder eines verwahrlosten 
Minderjährigen in eine Zwangserziehungsanstalt erfolgt, eine 
Jury zugezogen werden und es muB überall dort, wo eine 
Enteignung oder sonstige zwangsweise Entziehung von Eigen- 
tum stattfindet, Entschädigung geleistet werden. Dies ist 
wenigstens für das amerikanische Recht festgestellt (Freund 
§ 253 f. § 260 ff. und § 500). Ausnahmen davon werden nur bei 
sogen. »nuisances per se« d. i. bei mit unmittelbarer schwerer 
Gefahr für das Gemeinwohl verbundenen Polizeiwidrigkeiten 
zugelassen (Freund § 526). 

2. Wo ausnahmsweise durch gesetzliche Vorschrift einer Admini- 

strativbehörde die Ausübung des Polizeizwangs gegeben ist, 

da kann dieser nur nach vorhergehender kontradiktorischer 

Verhandlung stattfinden. Sogenannte ex parte findings sind 

verpönt (s. Freund p. 555). 

Nur bei sogenannten »nuisances per sc« werden Ausnah- 
men insofern zugelassen, als das ex-parte-finding, oder wie es 
hier heißt, die ex-parte-condemnation, d.h. die einseitig ohne 
vorhergehendes Parteigehör von der Polizeibehörde angeord- 
nete Vernichtung eines Sachgutes prinzipiell zulässig ist. Doch 
müßte die Polizeibehörde sich eine Klage wegen Ungerecht- 
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fertigtheit ihrer Verfügung gefallen lassen und so wird denn 
auch das »due process of law« wiederhergestellt (Freund a. a. O.) 
Wo ausnahmsweise der Polizeizwang einer Administrativ- 
behörde durch Gesetz übertragen ist, muß immer die Möglich- 
keit umfassender richterlicher Nachprüfung gewährt sein und 
zwar nicht bloß über die Rechtmäßigkeit, sondern, und das 
unterscheidet das englisch-amerikanische Rechtssystem von 
unserem deutschen in bezug auf die Notwendigkeit und Zweck- 
mäßigkeit der Zwangsmaßregel, sei sie nun Polizeiverordnung 
oder Polizeiverfügung (s. Freund a. a. O. § 531 und $ 381 
$ 65H"). Um den Kontrast zwischen diesen beiden Rechtsauf- 
fassungen noch besonders zu markieren, seien hier die Aus- 
sprüche preußischer, englischer und amerikanischer Gerichte 
kontrastiert. 

Das preußische Oberverwaltungsgericht sagt unter Ableh- 
nung jeder Nachprüfung von Polizeiverordnungen und Verfü- 
gungen auf ihre Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit: »Erst dann 
handelt es sich um die »Berechtigung« der Polizeibehörde zum 
Erlaß der angefochtenen Verfügung und ist nach dieser Richtung 
ein Verwaltungs-Streitverfahren möglich, wenn behauptet wird, 
die Verfügung überschreite die äußersten, dem polizeilichen Er- 
messen gezogenen Grenzen, sie beruhe überhaupt nicht sowohl 
auf objektiven polizeilichen Motiven, als vielmehr auf Willkür 
oder sonstiger Pflichtwidrigkeit der Behörde« (E. des OVG. 
Bd. II. Seite 303.) 

Diese auch sonst gewöhnlich festgehaltene 43) Selbstbe- 
schränkung, die sich das preußische Verwaltungsrecht in bezug 
auf die »Ermessungsfragen« des Polizeirechts auferlegt hat, steht 
in großem Gegensatze zu der englischen und amerikanischen 
Rechtsauffassung. 

So spricht Tomlins in seinem Rechtslexikon (sub verbo »dis- 
cretion«) als Resultat von Entscheidungen englischer Gerichte aus: 

»\Where anything is left to any person to be done according 
to his discretion, the law intends it must be done with a sound 


12) Kine Ausnahme nur bei Verleihung von Konzessionen, wo das freie 
Ermessen im amerikanischen Recht nur durch das Verbot der lVeberschreitung 
der Machtbefugnis und Jurisdiktion der Rechtsverweigerung sowie der Nicht- 
einhaltung vorgeschriebenen Verfahrens begründet ist. Siche Freund a. a. O. 
§ 054. Die gleiche Ausnahme gilt, wie wir oben Seite 425 sahen, bei nuisances im 
amerikanischen Rechte. Siehe auch Goodnow a. a. O. Seite 334 ff.). 

#3) Siehe auch preußisches Verwaltungsblatt XIX, Seite 221. 
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discretion und according to the law, and the Court of Kings 
Bench (der englische Verwaltungsgerichtshof!) has a power to 
redress things that are otherwise done notwithstanding they are 
left to the discretion of those that do them; and though there 
be a latitude of discretion given to one, vet he is circumscribed 
that what he does be necessary and convenient, without 
which no liberty can defend it«. 

Und in den Vereinigten Staaten sagt der berühmte Ober- 
richter Marshall (Rechtsfall Marburg v. Madison zit. bei Tiede- 
mann, State and Federal Control of Persons and Property I. 
p. 17): »The courts are not bound by mere forms, nor are they to 
be misled by mere pretenses. They are at libertv, indeed they 
are under a solemn duty, to look at the substance of things whene- 
ver they enter upon the inquiry whether the legislature had 
transcended the limits of its authority. If, therefore, a statute 
purporting to have been enacted to protect the public health, 
the public morals or the public safetv, has no real or substantial 
relations to those objects, or is a palpable invasion of rights 
secured by the fundamental law, it is the duty of the court to 
so adjudge, and thereby give effect to the constitution« Nicht 
einmal vor Polizeigesetzen macht der amerikanische Richter bei 
Prüfung ihrer Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit Halt, ge- 
schweige denn vor Polizei-Verordnungen und -Verfügungen *). 
Diese Prüfung der Ermessensfragen durch den englischen und den 
amerikanischen Richter gibt dem englischen und amerikanischen 
Staatswesen vollends den Charakter des Rechtsstaats! 


$ ıı. Die administrative Zwangsvollstreckung. 


Man wird hier die executio ad faciendum zweckmäßig von 
der executio ad solvendum unterscheiden. 

I. Was zunächst die executio of faciendum anlangt, so gilt 
zunächst für England der Grundsatz, daß nur ausnahms- 
weise ohne vorheriges gerichtliches Verfahren solche durch Ge- 
setz angeordnet wird. Ein Beispiel hierfür bietet die Housing of 
Working Classes Act von 1890 (53/4 Vict. c. 70), wonach es die 
Pflicht einer jeden Kommunalbehörde ist, vor den Friedens- 


4) Siehe Freund unter Berufung auf gerichtliche Entscheidungen, § 531: 
The question whether nuisance or not cannot be concluded by the passage of 
an ordinance, still less by an administrative order, although the verdict of a jury 
on an appeal from the order of a boord of health may be tinale. 
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richtern den Antrag auf SchlieBung solcher gesundheitswidriger 
Wohngebäude zu stellen, und wenn auch in der Folge von dem 
Eigentümer jener Gebäude keine Schritte zur Abhilfe der Uebel 
gemacht werden, den Beschluß auf Niederreißung, nach vorheriger 
Anzeige an den Friedensrichter zu fassen. Dieser Beschluß, gegen 
den an die Quarter Sessions der Friedensrichter appelliert werden 
kann, wird nach 3 Monaten rechtskräftig (s. mein englisches 
Staatsrecht, Band II, S. 213 f.). Solches ist aber nur vereinzelte 
Ausnahme, in der Regel wird der Zwang gerichtlich angeordnet 
sein und zwar durch order on complaint. 

Das amerikanische Recht #) hat sich zu einer energischen 
Ausbildung des Instituts der administrativen Zwangsvollstreckung 
entschlossen. Einmal in der Art, daß es den Kreis der Verwaltungs- 
zwecke, die durch reinen unmittelbaren Verwaltungszwang reali- 
siert werden können, erweitert hat; sodann dadurch, daß der 
Verwaltungsbehörde bei Anwendung des Verwaltungszwangs ad 
faciendum ein größerer Spielraum in bezug auf die Wahl der 
Zwangsmittel gelassen ist, als im englischen Recht. 

Was zunächst den ersten Punkt anlangt, so ist durch die 
Spruchpraxis anerkannt, daß solch rein administrativer Verwal- 
tungszwang geübt werden kann in zwei typischen Fällen: 

I. wenn eine sogenannte »nuisance per se« zu beseitigen ist, d.i. 
eine Polizeiwidrigkeit, welche offenkundig und unter allen 
Umständen die öffentliche Ordnung, Sicherheit, Sittlichkeit 
oder Gesundheit schädigt 4°) ; 

wenn es sich um die Vernichtung unbedeutender Sachgüter 
für die Erhaltung des öffentlichen Wohls und der allgemeinen 
Gesundheit handelt ?°). 

Bezüglich der Wahl der Zwangsmittel geht das amerikanische 
Recht viel freier vor, als das englische. Zumeist ist im allgemeinen 
kraft common law — in England nur in Ausnahmefällen — die An- 
ordnung der Ersatzleistung durch einen Dritten auf Kosten des 
Pflichtigen, wenn dieser den Polizeianforderungen nicht nach- 
kommt, zulässig. So wenn z. B. eine lokale Baubehörde von dem 
Hauseigentümer die Abstellung einer Polizeiwidrigkeit (nuisance) 


N 


35) Siehe Goodnow, The Principles of the Administrative Law of the United 
States, London 1905, p. 348 ff. 
46) Der grundlegende Rechtsfall ist Lawson v. Steele zit. bei Goodnow a. 2.0. 


P- 35°. 
17) Rechtsfall Lawson v. Steele (Goodnow a. a. O. p. 359). 
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verlangt und er dieser Aufforderung nachzukommen verweigert ®). 

Ferner ist gewöhnlich bei nuisances, namentlich solchen, 
welche » nuisances per se« sind, die Vernichtung des Sachguts, 
sowie jede Anwendung physischen Zwangs durch die Recht- 
sprechung gebilligt $). Nur wo sich die Vernichtung als Strafe 
darstellen würde, darf sie niemals durch administrativen Verwal- 
tungszwang, sondern muß immer durch gerichtliches Urteil 
herbeigeführt werden 5°). (Rechtsfall Lawson v. Steele: »it canot 
decree the forfeiture of property used so as to constitute a uni- 
sance as a punishment of the wrong«) In England muß in allen 
Fällen der Beseitigung von nuisances entweder ein polizeigericht- 
liches Verfahren vorausgehen oder zur Anwendung unmittelbaren 
physischen Zwanges ausdrücklich ein Gesetz, und zwar für jede 
species von nuisances besonders, ermächtigen. 

Natürlich darf auch in den Vereinigten Staaten der phy- 
sische Zwang, der zur Anwendung kommt, nur proportionell dem 
abzuwehrenden Uebel sein. (Siehe Parker and Worthington, 
Public Health and Safety 1892 p. 277.) Wo z. B. ein Viehstall 
in der Nähe einer Trinkwasserquelle angelegt war und die Orts- 
polizeibehörde die Wegräumung des Stalls anbefohlen hatte, fand 
der Gerichtshof dieses Ansinnen proportionswidrig im Vergleich 
zur abzuwehrenden Gefahr. (25 Pensylvanıa State Reports 
p. 503, zit. bei Goodnow a. a. O. S. 3653.) 


II. Die executio ad solvendum. 


Die Zwangsvollstreckung für öffentliche Forderungen, Kom- 
munalsteuern, Verwaltungsauflagen, Polizeistrafen und dergl. mehr 
wird in England mittelst warrant of distress eingeleitet, der von 
einem Friedensrichter ausgestellt wird. Diese Zwangsvollstrek- 
kung ist nur die Fortsetzung des durch conviction (Polizeistraf- 


19) Salem v. the Eastern Railroad Co. zit. bei Goodnow p. 349. 

1) Goodnow a. a. O. p. 350. So sagte auch der oberste Gerichtshof der Ver- 
einigten Staaten im Itechtsfall Lawson v. Steele: »It (sc. police power) is univer- 
sally conceded to include everything essential to the public safety, health, and 
morals and to justify the destruction or abatement bv summary procedings of 
whatever may be regarded as public nuisance. Under this power it has been held 
that the state may order the destruction nf a house falling to decay otherwise 
endangering the lives of passers-bve. 

®) As are in the path of a conflagration, the slangther of diseased cattle, 
the destruction of decayed or unwholes ome food, the prohibition of woden 
buildings in cities... .. the suppression of obscene publication and houses of 
illfame, the prohibition ofgambling houses and placest where intoxicating liquors 
are solde. 
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urteil) oder order (Verwaltungszwangsverfügung) abgeschlossenen 

gerichtlichen Polizeizwangs. Sie leitet zur Anwendung unmittel- 

baren Zwangs durch Pfändung der fahrenden Habe des 
öffentlichrechtlichen Schuldners hinüber. Die Formen dieser 
administrativen Zwangsvollstreckung sind durch Gesetz (die 

Summary Jurisdiction act von 1879: 42/3 vict. c. 49, Seite 43) 

geregelt: 

I. Der warrant, d. ı. der Pfändungsbefehl, gerichtet an einen Con- 
stabler, muß von einem Constabler oder unter seiner Leitung 
wenigstens ausgeführt werden. 

2. Die Pfändung muß so ausgeführt werden, daß das zur Haus- 
haltung des Schuldners nötige Gerät bis zum Tage der Ver- 
steigerung nicht fortgeschafft, sondern ihm bis dahin belassen 
wird, nachdem es mit einer äußerlich sichtbaren Pfändungs- 
marke versehen worden. Der Schuldner kann allerdings seine 
Zustimmung, die schriftlich sein muß, zur Fortschaffung geben. 
Nur soviel von diesen Gegenständen der Haushaltung soll ge- 
pfändet werden, als zur Befriedigung der Schuld nötig. Klei- 
dungsstücke und Bettgegenstände dürfen überhaupt nicht 
gepfändet werden. Werkzeuge sind bis zum Höchstbetrage 
von 5 £ exekutionsfrei. 

3. Auf die Pfändung hat die öffentliche Versteigerung zu erfolgen. 
Mindestens 5 »klare Tage« (über den Begriff der clear days, 
mein englisches Staatsrecht I, 283 A.) müssen zwischen der 
Pfändung und Versteigerung liegen, es wäre denn, daß der 
Schuldner zu einer früheren Versteigerung schriftlich zustimmt. 
Die Versteigerung erfolgt gewöhnlich zu einem im Warrant 
festgesetzten Zeitpunkt, wo dies nicht der Fall ist, 14 Tage 
nach der Pfändungsvornahme. Der Ueberschuß des Erlöses 
über die Schuldsumme und die Kosten der Zwangsvollstreckung 
wird dem Schuldner überantwortet. 

Außer der summarischen Prozedur dieser Zwangsvollstrek- 
kung liegt ihr öffentlichrechtlicher Charakter insbesondere darin, 
daß, wenn ihre Anordnung mit der für eine privatrechtliche 
Schuld zeitlich zusammentrifft, sie vorgeht, weil der König an 
ihrer Durchführung interessiert ist (sthese warrants being ones 
in which the king is interested« Attorney — G. v. Leonard 38 Ch. 
D. 23; 23 L. T. 71). 

Im amerikanischen Rechte ist die executio ad solvenda 
wje die ad faciendum schon durch unmittelbaren administrativen 
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Zwang, ohne vorhergehendes gerichtliches Verfahren, 
welches, wie wir sahen, in England Voraussetzung ist, zulässig, 
trotz der Forderung des »due process of law!!« Das ist seit dem 
Rechtsfall Murrays Lessee v. the Hoboken Land and Improve- 
ment company 5!) Rechtens und Cooley °2) hat diese Auffassung 
als durchaus verfassungsmäßig gebilligt mit den Worten: 


»Ein distress warrant (ein Verkaufsbefehl) hat die Natur 
einer Zwangsvollstreckung und scheint deshalb, auf den ersten 
Blick, ein sehr willkürlicher Prozeß, daer nach den meisten unserer 
Steuergesetze, ohne irgendwelchen vorherigen richterlichen Ent- 
scheid über die Steuerpflicht vorgenommen wird. Aber dies beraubt 
durchaus nicht die sich beschwert fühlende Partei ihres Rechts- 
schutzes; es heißt sie nur diesen Rechtsschutz gegenüber der 
dringenden Wichtigkeit der Regierungsbedürfnisse zurückstellen. 
Man hat oft zutreffend von der Steuereinforderung durch Ver- 
kaufsbefehl gesagt: Diese Art der Steuereinforderung ist durch 
Gewohnheitsrecht zum Grundsatz des Common law geworden. 
Eine ähnliche Praxis hat in allen Kolonien vom ersten Augenblick 
ihrer Existenz bestanden. Sie ist von allen Staaten seit ihrer Un- 
abhängigkeit festgehalten worden und hat in England (?) seit 
unerdenklichen Zeiten bestanden. Fürwahr! sie ist auch für das 
Bestehen jeder Regierung notwendig und basiert auf dem Prinzip 
der Selbsterhaltung. Dieses ist entscheidend für das Recht 
dafür Vorsorge zu treffen.« . 

Im übrigen ist das Verfahren in Amerika dem in England 
vollständig analog. 

Trotzdem das amerikanische Recht einen Schritt über das 
englische hinausgeht, indem es in gewissen Fällen den reinen ad- 
ministrativen Zwang ohne vorheriges gerichtliches Verfahren 
zuläßt, so unterscheidet es sich doch wesentlich von dem preu- 
Bischen Recht. Denn selbst im amerikanischen Recht ist prin- 
zipiell der »due process of law« festgehalten und damit die rich- 
terliche Kognition vor oder nach der Uebung der des administra- 
tiven Zwangs. Sodann aber unterscheidet sich das englische und 
auch das amerikanische Recht von dem preußischen in diesen 
zwei Punkten: 

I. existiert hier ohne besondere gesetzliche Ermächtigung keine 


3) Siche Goodnow p. 367. 
5) Cooley, Law of Taxation 2. ed., p. 438. 
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Befugnis der Obrigkeit »ihre Anordnungen nötigenfalls unter 
Anwendung von Zwang in Vollzug zu setzen« wie dies nach 
preußischem Recht zulässig ist 5); 

existiert hier keine allgemeine Generalklausel wie z. B. der 
$ ıı der preußischen Regierungs-Instruktion vom 23. Oktober 
1817 (GS. S. 248), der der höheren Verwaltungsbehörde das 
Generalmandat gibt für alle möglichen Verwaltungs- 
zwecke, sofern sie nur in ihren Amtsbereich fallen, Verwaltungs- 
zwang zu üben, sondern im englisch-amerikanischen Recht 
muß für jeden konkreten Verwaltungszweck die besondere 
gesetzliche oder rechtliche Ermächtigung zum Verwaltungs- 
zwang erteilt werden. 

$ 12. Die Verhaftung. 


Dieselbe erfolgt in England durch den polizeilichen Exekutiv- 
beamten (Constable) entweder auf Grund eines warrant, d. i. 
eines schriftlichen Haftbefehls oder ohne solchen, kraft eigener 
Machtvollkommenheit. 

Was insbesondere diese letztere Form der Verhaftung anlangt 
(arrest without warrant) so erfolgt, sie in gewissen 
Fällen, die teils das common law, teils das Gesetzesrecht aus- 
drücklich zuläßt °#. 

In den Vereinigten Staaten °°) ist das Handeln des verhaf- 
tenden Polizeibeamten nicht so ganz auf eigene Gefahr gestellt wie 
in England, sondern wie auch sonst durch einen formell-korrekten 
Haftbefehl, der von einer kompetenten Behörde (Friedensrichter, 
ordentlichen Gerichtshof etc.) ausgestellt ist, gedeckt. Diese 
Deckung durch einen solchen Haftbefehl geht soweit, daß man 
sogar annimmt, sie bestünde fort, wenngleich der Polizeibeamte 
die Ueberzeugung von der Illegalität der Verhaftung hat. (Tiede- 
mann a. a. O. »But the better opinion is that the officer is not 
required in any case to pass judgement upon the validity of a 
warrant that is fair on its face, and his knowledge of extrajudicial 
fact will not deprive him of the right to rely upon its apparent vali- 
dity«) 
Die Regel ist, daß eine Verhaftung nur auf Grund eines 


19. Aufl., I, Seite 182 und 


>53) Siehe Brauchitsch, Verwaltungsgesetze, 
Anschütz im Verwaltungsarchiv, Band I, Seite 389. 

54) Siehe mein englisches Staatsrecht, II. Band, Seite 496. 

55) Siehe zum folgenden Tiedemann, State and Federal Control of Persons 


and Property St. Louis 1900, p. 97 ff. Freund p. 88. 
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legalen Haftbefehls (Warrant) erfolgen kann. Dies schreibt das 

4. Amendement zur Unionsverfassung mit den Worten vor: 

»The right of the people to be secure in their persons, houses, 
papers, and effects, against unreasonable searches and seizures 
shall not be violated, and no Warrants shall issue, but upon 
probable cause, supported by Oath or affırmation, and particu- 
larly describing the place to be searched, and the persons or 
things to be seized«. 

Der Warrant selbst darf kein sogen. »general warrant« sein, 
d. h. ein allgemeiner Verhaftungsbefehl um nach Personen ohne 
genaue Identitätsfeststellung zu fahnden und dadurch nur Beweis- 
material für einen StrafprozeßB zu gewinnen °®). 

Sodann kann der Warrant nur unter der Voraussetzung er- 
lassen werden, daß der Verdacht durch Wahrscheinlichkeits- 
momente, die beschworen oder sonst bekräftigt sein müssen, ge- 
stützt wird. 

Ausnahmsweise kann die Verhaftung auch ohne richterlichen 
Haftbefehl in folgenden Fällen erfolgen: 

I. wenn jemand ein schweres Delikt zu begehen versucht, zur 

Verhütung der Fortsetzung, 

wenn Jemand ein schweres Delikt begangen zu haben verdächtig 

ist und hohe Wahrscheinlichkeit für seine Schuld spricht, 

bei allen Friedensbrüchen von ähnlicher Art, wie oben im 

englischen Recht, 

4. gegenüber allen Personen, welche die Polizeivorschriften, die 
der Erhaltung der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit dienen, 
durch ihr unordentliches Wesen übertreten, also gegenüber 
Bettler, Vaganten u. dgl. m. 

Diese letzte Klausel geht schon weit über das englische Recht 
hinaus, denn sie gestattet eine Verhaftung aus rein polizei- 
lichen Rücksichten. Aber trotzdem ist sie noch weit von einer 
(reneralklausel entfernt, wie sie das preußische Recht zu Poli- 
zeizwecken aufstellt: »Personen in polizeiliche Verwahrung zu 
nehmen, sobald deren eigener Schutz oder die öffentliche Sitt- 
lichkeit, Sicherheit solches erforderlich machen« (Hue de Grais, 
Handbuch der preußischen Verfassung und Verwaltung, 1903, 
Seite 329 und $ 6 des Gesetzes vom 12. Februar 1850 (G. S. 45). 
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56) In eimigen Verfassungen der Finzelstaaten hat dieser Satz ausdrücklich 
Anerkennung gefunden, so in Maryland, Declarations of Rights § 265 North- 
Carolina r, 15; Tenessee I, 7; Virginia 1, 10; Vermont und New Hampshire, 
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Jemanden gegen sich selbst und zwar durch 
die Polizei in Schutz nehmen zu wollen, 
kann nur der Polızeistaat, und wir haben es hier in 
der Tat mit einem seiner Ueberreste im preußischen Recht zu 
tun. Das amerikanische Recht ist ebenso wie das englische weit 
davon entfernt. Damit aber jene Klauseln unter I—4 nicht 
dahin wirken, ist ausdrücklich in der amerikanischen Theorie und 

Praxis noch einschränkend hinzugefügt, daß eine Verhaftung 

ohne Haftbefehl nur in Fällen der äußersten Notwendigkeit, um 

das Gemeinwohl vor Gefahr zu bewahren, vorgenommen werden 
darf. Deshalb ward z. B. ein Gesetz von den Gerichten in Michi- 
gan für verfassungswidrig erklärt, das eine Verhaftung ohne 

Warrant in Fällen zuließ, wo jemand unter bedingtem Pardon 

freigelassen, die Bedingungen des Pardons überschritten, d. h. 

ihnen zuwidergehandelt hatte. Uebrigens steht das amerikanische 

Recht noch in doppelter Richtung unter dem Einflusse des eng- 

lischen: 

1. die Verhaftungsmöglichkeit insbesondere die ohne Haftbefehl 
muß in einem Gesetz genau vorgeschrieben und gestattet sein. 
Eine Generalklausel, wie z. B. obiger $ 6 des preußischen 
Gesetzes vom 12. Februar 1850, genügt nicht. 

2. Nicht bloß Polizeibeamte, sondern auch Private können die 
Verhaftung ohne Haftbefehl in den oben genannten Fällen 
ausführen, was die durch nichts gerechtfertigte privilegierte 
Stellung der Polizeibeamten in unserem deutschen Recht aus 
dem amerikanischen Rechtssystem beseitigt, während das 
englische Recht diese Privilegierung, wie wir sie sahen, zum 
Teil erhalten hat. 

Im Staate New- York 5) erfolgt die Verhaftung ohne 
schriftlichen Haftbefehl entweder: 

I. durch einen polizeilichen Exekutivbeamten oder auf Veran- 
lassung eines Friedensrichters wegen jedes vor seinen Augen 
begangenen oder versuchten Delikts (s. 177 und s. 182 des Code 
of Criminal Procedure). Der Polizeibeamte kann auch ohne 
Befehl verhaften, wenn es sich um ein schweres Vergehen 
(felony) handelt, wenngleich nicht vor seinen Augen begangen 
oder versucht, oder wenn es sich um den begründeten Verdacht 
eines solchen schweren Vergehens handelt (s. 17. 7. I. cit.). 


5) Siche Dugan a. a. O. IT, p. o ff. 
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In diesem Falle kann er sogar die Verhaftung zur Nachtzeit 

vornehmen (s. 179 1. c.). In allen Fällen kann er zur Ausfüh- 

rung derVerhaftung gewaltsam ins Hauseindringen (s. 1781. c.). 

Ausgenommen den Fall der Festnahme in flagranti oder der 

Wiedergefangennahme eines entwichenen Häftlings, hat der 

verhaftende Polizeibeamte jedesmal den Grund der Verhäf- 

tung dem Verhafteten bekannt zu geben (s. 180). 

2. durch jeden Privatmann, wenn es sich um ein in seiner Gegen- 
wart versuchtes oder begangenes Delikt oder um ein schweres 
Vergehen (felony), wenngleich nicht ın seiner Gegenwart be- 
gangen, handelt (s. 183 1. c.). Der Grund der Verhaftung 
ist unter den gleichen Voraussetzungen anzugeben, wie bei 
der von seiten eines Polizeibeamten (s. oben 1) (s. 184 1. c). 
Der Verhaftete muß sofort vor einen Friedensrichter gebracht 
oder einem Exekutivbeamten überliefert werden (s. 185 1. c.). 

Der Erlaß eines Haftbefehls erfolgt unter analogen Voraus- 
setzungen wie in England (s. 142 ff. 1. c.). Wegen kleiner Delikte 

(misdemeanor) kann eine Verhaftung am Sonntage nicht erfolgen 

(s. 170 l. c.). Zur Ausführung der Verhaftung kann in ein Haus 

gewaltsam eingedrungen werden, desgleichen zur Befreiung 

einer Person, die eine rechtswirksame Verhaftung auf Grund 
eines Haftbefehls vornehmen will (s. 175 ff. 1. c.). Der Verhaf- 
tende kann jedes nötige Mittel zur Ueberwindung eines der Ver- 
haftung sich Widersetzenden anwenden (s. 174 1. c. »If after 
notice of intention to arrest the defendant, he either flees or for- 
cibly resists, the officer may use allnecessary means to effect the 
arrest«). Nach der Verhaftung ist der Verhaftete sofort vor den 

Friedensrichter zu stellen (s. 165 1. c.) gewöhnlich vor denjenigen, 

der den Haftbefehl ausgestellt hat. Sonst müssen die Akten von 

diesem an das Gestellungsgericht gesandt werden (s. 166 1. c.). 


§ 13. Die Person-Durchsuchung (searching 
the person). 


Jede wegen eines schweren Delikts (indictable offence) fest- 
genommene Person kann in England der genannten Durchsu- 
chung ausgesetzt werden. Nach den neuesten Verwaltungsan- 
ordnungen muß die Durchsuchung weiblicher Gefangener durch 
Frauen erfolgen. Ein solches Recht der Durchsuchung hat fer- 
ner jeder Konstabler ausnahmsweise gegen des Diebstahls oder 
der Hehlerei verdächtige Personen innerhalb des Metropolitan 
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Police Districts (2/3 Vict. c. 47 s. 66; 3/4 Vict. c. 50, S. II), ferner 
gegen des Wilddiebstahls verdächtige Personen (25/6 Vict. 
c. II4 Ss. 2). Der Konstabler kann ferner zum Zwecke der Durch- 
suchung Trödler und Hausierer anhalten (34/3 Vict. c. 90 s. 19). 
Gleiche Befugnis steht den Zollbeamten gegen Personen, welche 
der Schmuggelei verdächtig sind (44/5 Vict. c. 67 S. 4) zu. Auch 
kann ein Landstreicher, der als solcher festgenommen worden, 
auf Anordnung des Friedensrichters, vor den er gebracht worden, 
durchsucht werden (5 Geo. IV. c. 83 s. 8). 

Die Haus- und Personendurchsuchung findet im Staate 
New-Yorknurauf Grund eines friedensrichterlichen Warrants 
und nur zur Nachforschung bestimmter im Gesetze aufgezählter 
Delikte ($ 792 Code of Criminal Procedure) statt: 

I. wenn es sich um gestohlene oder veruntreute Gegenstände 

handelt, 

2. wenn es sich um Werkzeuge zur Begehung eines Delıkts 
oder Werkzeuge eines schon begangenen schweren De- 
likts handelt. 

Nur auf Grund einer durch Eid bekräftigten Anzeige, die 

auch wahrscheinlich gemacht sein muß ($ 793 ff. 1. c.) Kann 
der Durchsuchungsbefehl erteilt werden. Dieser Befehl kann zu 
jeglicher Tageszeit, zur Nachtzeit nur dann ausgeführt werden, 
wenn die Tatumstände der Anzeige genau die Person oder den 
Ort bezeichnen, wo die Gegenstände, nach denen geforscht wird, 
sich befinden ($ 8o01 1. c.). Ueber die in Beschlag genommenen 
Gegenstände ist von dem ausführenden Polizeibeamten ein Ver- 
zeichnis aufzustellen, wovon eine Kopie in Händen der Person 
verbleibt, der sie genommen worden sind ($ 803 ff. 1. c.). Zur Aus- 
führung des Befehls ist es den Exekutivbeaniten gestattet, wenn 
nötig, gewaltsam in das Haus einzudringen ($ 799 1. c.). Wenn- 
gleich die Befehle dieser Art strikte auszuführen sind, so schützt 
bei genauer Befolgung der Weisung der Befehl an und für sich 
den Exekutivbeamten (anders als in England!), außer, wenn sich 
der Beamte eine offenkundige Ueberschreitung der Amtsgewalt 
hat zu Schulden kommen lassen ($ 812 1. c. und Dugan a. a. O. 
vol. II, p. 70). 

Im übrigen ist in den Vereinigten Staaten die durch die Unions- 
verfassung vorgeschriebene Garantie des Hausrechts zu be- 
achten. Danach sind solche allgemeine Durchsuchungsbefehle, 
die nicht genau Person oder Ort, die zu durchsuchen sind, oder die 
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Gegenstände nach denen gefahndet wird, genau angeben, verbo- 
ten. Desgleichen Befehle, die nicht auf Grund vernünftiger Ver- 
dachtsmomente und nicht auf Grund eidlicher Versicherung des 
Antragstellers erlassen worden sind. (14. Amendement der 
Unionsverfassung.) 


$ 14. Die Aufhebung des Hausrechts. 


Das Eindringen der Polizei in das Haus, das für jeden Eng- 
länder seine »Burg« bedeutet, ist nur in zwei Fällen nach Common 
Law zulässig: 

I. um einen Üebeltäter festzunehmen. Dies ist aber auch nicht 
ohne weiteres zulässig. Vorallem nurdann, wenn es sich darum 
handelt, ein schweres Delikt (felony) oder einen gefährlichen 
Friedensbruch zu verhüten. 

2. erfolgt die Aufhebung des Hausrechts, um einem Diebstahl 
und gestohlenen Sachen auf die Spur zu kommen. Es ist klar, 
dieser Fall unterscheidet sich von dem unter Linsofern, als dort 
der Täter schon bestimmt ıst und verhaftet werden soll, hier 
aber es sich erst darum handelt, einem Diebstahl auf die Spur 
zukommen. Die Hausdurchsuchung und evtl. Durchbrechung 
der Tür erfolgt nur auf Grund eines friedensrichterlichen 
Warrant. Zur Erwirkung des Warrant genügt vernünftiger 
Verdachtsgrund; die gestohlenen Güter müssen aber spezi- 
fiziert werden (L. R. 1896 2 Q.B. 418). Man versuchte auch 
im I8. Jahrhundert eine polizeiliche Hausdurchsuchung durch- 
zuführen, um die Verfasser aufrührerischer Schriften ermitteln 
zu können. Doch ist dieser Versuch der Regierung durch 

die Entscheidung im Rechtsfall Entinck v. Carrington ein 

für allemal abgeschlagen worden (19. Str T 1029 [anno 1765)). 

Außer diesen durch das Common law gegebenen Befugnissen 
der Aufhebung des Hausrechts gibt es noch eine Reihe, die durch 
Gesetzesrecht ?®) gegeben sind. 

Der Kreis der Fälle, in denen diese Hausdurchsuchungsbe- 
fugnis auch in Kriminalfällen ausgeübt werden darf, ist durch 
Gesetz beschränkt. Dieser Kreis darf nur durch Gesetz erweitert 
werden. Daher auch der Engländer sein Hausrecht in höherem 
Maße geschützt findet, als dies auf dem Kontinent der Fall ist. 
Denn selbst nach deutschem Reichsrecht (StO. § 102) kann 
bei demjenigen, der einer strafbaren Handlung als Täter oder 


#6) Siche die einzelnen Fälle in meinem englischen Staatsrecht, II. 


435 Julius Hatschek, 


Teilnehmer verdächtig ist, eine Durchsuchung der Wohnung vor- 
genommen werden. »Ob diese (strafbare Handlung) sich als 
Verbrechen oder Vergehen oder als Uebertretung qualifiziert, 
ist gleichgültig« {Löwe-Hellweg, Die Strafprozeßordnung für 
das Deutsche Reich, ro. Auflage, Berlin 1900, Seite 382.) 

In den Vereinigten Staaten ®) ist das Hausdurchsuchungs- 
recht der Polizei noch weit mehr eingeengt, als in England. Vor 
allem kann eine Hausdurchsuchung nur auf Grund eines warrant 
to search vorgenommen werden und dieser hat alle jene Voraus- 
setzungen zu erfüllen, wie ein Haftbefehl. Aber gemäß dem 
4. Amendement zur Unionsverfassung kommen nachfolgende Vor- 
aussetzungen hinzu: 

I. die Gegenstände, nach denen ein Haus durchsucht wird, 
müssen im Warrant genau spezifiziert sein. Ausnahmen 
von dieser Regel werden gewöhnlich nicht zugelassen. 


2. Das Haus, das durchsucht wird, muß im Warrant genau be- 
zeichnet sein. 
3. Im Warrant muß ferner, bei sonstiger Ungültigkeit darauf 


hingewiesen werden, daß die Einzelheiten der vorgenom- 

menen Hausdurchsuchung noch durch Richter nachgeprüft 

werden. 

Bei Zustellungen von Schriftsachen und Zwangsvollstrek- 
kungen im Zivilprozeß ist eine Hausdurchsuchung nur zulässig, 
wenn die äußere Tür des Hauses offen ist, sie kann niemals zu 
diesem Zweck erbrochen werden. 

Außer für die Zwecke der Strafverfolgung kann auch aus 
sanıtätspolizeilichen u. a. Gründen Hausdurchsuchung vorge- 
nommen werden, aber sie muß durch Gesetz besonders für jeden 
einzelnen Verwaltungszweck vorgeschrieben sein. Hausdurch- 
suchungen auf Grund eines allgemeinen Verwaltungsauftrags 
der Polizei, wie sie das preußische Recht kennt, negiert das ame- 
rikanische, wie das englische Recht. Denn von diesen beiden 
Rechtssystemen gilt hier der stolze Ausspruch des Lord Chatham: 

»The poorest men may, in his, cottage bid defiance to all the 
forces of the crown. It mav be frail; its roof may stake; the wind 
may play through it; the storm may enter; the rain may enter; 
but the King of England may not enter; all his force dares not 

cross the treshold of the ruined tenement«. 


59) Bishop, Criminal Procedure § 240—241 und § 716—719; Tiedemann 
a. a. O. p. 705 ff. 
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Im Gegensatz zu dieser amerikanischen Rechtsauffassung 
steht in unserem Recht ebenfalls ein Ueberrest des Polizeistaats in 
Gestalt des § 7 des Gesetzes vom 12. Februar 1850 (GS. S. 45): 

»In eine Wohnung darf wider Willen des Inhabers niemand 
eindringen, außer auf Grund einer aus amtlicher Eigen- 
schaft folgenden Befugnis oder einer gesetzlich dazu ermäch- 
tıgten Behörde erteilten Auftrages«. 

Daß die Aufhebung des Hausrechts zu Administrativ- und 
Polizeizwecken hiernach erfolgen kann, hätte an sich nichts 
Auffallendes, da solches auch ım englischen und amerikanischen 
Rechte zulässig ist, wenn gesetzliche Ermächtigung ge- 
geben ist. Aber im preußischen Recht ist noch ein Mchres ge- 
geben: die Aufhebung des Hausrechts kraftgenerellen oder 

spezicen Verwaltungsbefehls (einer aus amtlicher 
Eigenschaft folgenden Befugnis«). 

Wir haben hier wieder ein Stück Polizeizwang auf Grund 
allgemeinen Verwaltungsbefcehls. Denn daß dies in einem Gesetze 
noch sanktioniert ist, ändert an der Elastizität dieser General- 
klausel gar nichts. So ist denn auch nach preußischem Recht 
ein Eindringen in das Haus zur Zwangsgestellung (Sistierung) 
für Polizeizwecke zulässig. (Min.Bl. f. d. i. V. 1880, Seite 234, 
v. Hippel, Handbuch der Polizeiverwaltung, 1905, Seite 68.) 


$ 15. Die Aufhebung des Bricefgeheimnisses. 


Bis zur Regierung der Königin Anna war ın England (s. 
mein engl. Staatsrecht II.) der Machtvollkommenheit des poli- 
zeilichen Eingriffs in das Briefgeheimnis keine Schranke ge- 
setzt. Darin war die englische Republik unter Cromwell nicht 
um ein Haar besser, als unter den Stuarts. Man betrachtete die 
Post in erster Linie als ergiebige Finanzquelle, sodann als Mittel 
politischer Spionage. 

Mit dieser Praxis räumte nun nach der glorreichen Revo- 
lution das Gesetz der Königin Anna von 17Io auf (9 Anne), 
welches die frühere Praxis der Eröffnung von Briefen dahin ab- 
änderte, daß sie 

I. jeden der Staatssekretäre (heute jedoch nur noch den Home 

Secretarv) ermächtigte, Briefe, die der Post übergeben wa- 

ren, eröffnen, zurückhalten oder seine Ausgabe aufschieben 

zu lassen; 
2. vorschrieb, daB diese Verletzung des Briefgeheimnisses nur 
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auf Grund eines schriftlichen Warrants des Staatssekretärs 

zu erfolgen hat, der jedesmal nur für eine einzige Ver- 

letzung des Briefgeheimnisses Gültigkeit besitzt. 

Ueber die seither geübte englische Praxis gab ein Oberhaus- 
Komitee 1844 folgende Aufschlüsse: Die Eröffnungs-Warrants zer- 
fallen in 2 Klassen, von denen die erste Klasse vorwiegend 
Zwecken der Kriminalpolizei dient und auf Veranlassung der 
Gerichte vom Home Secretary erlassen wird. Die 2. Klasse geht 
vom Staatssekretär selbst aus und bezweckt die Eröffnung der 
Briefe von Personen, die der Staatsumtriebe verdächtig sind 
und diese Anschläge entweder im vereinheitlichten Königreich 
oder den brit. Kolonien vorbereiten. Der Home Secretary ver- 
anlaßt sie, sein Unterstaatssekretär fertigt sie sodann aus. Ueber 
die Gründe, welche zum Erlasse des Warrant geführt haben, 
wird kein Register geführt (Report a. a. O. p. 11). Die Briefe 
selbst verraten, wenn sie den Adressaten ausgeliefert werden, 
in nichts, daß sie erbrochen worden sind. 

Diese Praxis hat sich offenbar bis auf den heutigen Tag 
erhalten, denn 1882 erklärte ein Minister von so radikaler Denk- 
art wie Sir W. Harcourt anläßlich der Erbrechung von Briefen 
in Irland, die man FEröffnungsbefehlen des Lord Lieutenant 
von Irland zuschrieb, sie als absolut notwendig: »This power is 
with the secretary of State in England .... In Ireland it belongs 
tothe Irish Government... Itisa power which ıs 
given for the purposes of state, and the very essence of the power 
is that no account (of its exercise) can be rendered. To render 
an account would be to defeat the very object for which the 
power was granted. If the minister is not fit to exercise the power 
so entrusted, upon theresponsibility cast upon him, he is not fit to 
occupy the Post of secretary of state (H. D. vol. 267 p. 294 ff)«. 

Also nicht einmal Rechenschaft über die von ihm hierbei 
geübte polizeiliche Machtvollkommenheit braucht der Staats- 
sekretär. zu geben. Vor Mißbräuchen soll seine allgemeine parla- 
mentarische Verantwortlichkeit schützen!!. 

Das Recht der Vereinigten Staaten kennt keine 
Möglichkeit der Aufhebung des Briefgeheimnisses. Wenngleich 
es von der Beförderung durch die Post alle obszönen Gegenstände 
(Briefschaften, Drucksachen), Lotterielose und dergl. m. aus- 
schließt (siehe Freund $ 65, 198, 236, 246), so gestattet es doch 
nicht die Eröffnung von Briefschaften, um Verbrechen aufzu- 
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decken, ja es verbietet solches ausdrücklich. Das oberste Reichs- 
gericht hat auch im Jahre 1878 die Wahrung des Briefgeheimnisses 
mit folgenden Worten zum unverbrüchlichen Grundrecht erho- 
ben (Ex parte Jackson, 96 U.St.Rep. p. 727): »Kein Gesetz des 
Kongresses kann den Beamten, die mit dem Postamt in Verbin- 
dung stehen, die Befugnis geben, in das Briefgeheimnis ..... 
einzudringen; und alle Regulative, die für diese Postgegenstände 
erlassen werden, müssen in Unterordnung unter das große Prin- 
zip, das im 4. Amendement zur Verfassung niedergelegt ist, er- 
folgen«. 

Das 4. Amendement, das also die Wahrung des Briefgeheim- 
nisses verfassungsmäßig selbst gegen die Kongreßgesetzgebung 
zu schützen hat, lautet: 

»The right of the people to be secure in their persons, hou- 
ses, papers, and effects, against unreasonable searches and 
seizures, shall not be violated«. 

Der Strafrichter hat gegenüber diesem Grundrecht nur die 
oben geschilderte Befugnis, eine Haus- und Personendurchsu- 
chung anzuordnen. 


$ 16. Die Theaterzensur. 


Nach geltendem Recht (Theaters Regulation Act von 1843: 
6/7 Vict. c. 68 s. 14) hat in England der Lord Chamberlain, ein 
Hofbeamter, das Recht, alle Theaterstücke, oder einzelne Teile 
derselben, von denen er annehmen kann, daß sie gegen die guten 
Sitten, das Dekorum oder die öffentliche Ordnung seien, über- 
all in England, oder in jenen Theatern, die er besonders bestimmt. 
von der Aufführung auszuschließen und zwar überhaupt für alle 
Zeit oder nur für einen bestimmten Zeitraum. 

Er übt diese Befugnisse durch einen Unterbeamten »exa- 
miner of plays« aus, welcher nach Instruktionen vorgeht, die 
ein Unterhaus-Komitee von 1892 approbiert hat (Parl. D. vol. 
83 pP. 738). | 

Eine Verwaltungsgerichtsbarkeit oder irgend eine andere 
Gerichtsbarkeit kontrolliert diese Handhabung der Theater- 
zensur nicht. Die einzige Kontrolle ist die des Unterhauses, die sich 
in Gestalt von Interpellationen gerichtet an den Home Secretary 
zur Geltung bringt (Parl. D. vol. 89 (1896) p. 1637). 

In den Vereinigten Staaten ist jede Theaterzensur als dem 
Geiste der Verfassung widersprechend, durch die Rechtspre- 
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chung verboten (Dailv v. Superior Court 112, California St. 
Rep. 94 zit. bei Freund p. 241). 

Das preußische Recht hält die Mitte zwischen dem eng- 
lischen und dem amerikanischen. Es steht höher als das engli- 
sche, denn es kennt das Oberverwaltungsgericht als Hüter der 
Theaterfreiheit vor Willkür der Zensur, es steht aber tiefer als 
das amerikanische Recht, da es die Theaterfreiheit durch eine 
solche Generalklausel wie $ ro II. 17 A.L.R. zu regulieren unter- 
nimmt, während das amerikanische Recht vollständig solche 
Regulierung — selbst nicht durch Gesetz, geschweige denn, 
wie unser Recht, durch Polizeiverfügung vornimmt. 


$ 17. Das Aus- und Abweisungsrecht ge 
genüber Fremden. 


In England ist dieses Recht der Polizei erst seit 1906 im 
Anschluß an das amerikanische Recht auf gesetzliche Grundlage 
gestellt worden ®°). 

Inden Vereinigten Staaten beginnt die Fremden- 
Gesetzgebung ®!) im Jahre 1819 damit, daß sie die Registrierung 
der Passagiere gleich bei ihrer Ankunft im Hafen verlangt. Ge- 
schlecht, Beschäftigung und Herkunft werden nebst dem Namen 
als registrierungswichtige Tatsachen anerkannt. Mit dem Prin- 
zip des laisser-faire blieb dieser Registrierungszwang bis 1882 
die einzige Beschränkung, der Fremde ausgesetzt waren, ja man 
versuchte durch Gesetzgebung (z. B. 1864) den Fremdenzuzug 
zu verstärken. 

Seit 1882 beginnt jedoch eine reaktionäre Fremdengesetzge- 
bung zunächst in den einzelnen Staaten, die namentlich den 
Zuzug fremder gemieteter Arbeiter verhindern will. Sie bedeutet 
eine Konzession an die Gewerkschaften, die sich die Unterbie- 
tung durch fremden Arbeiterzuzug nicht gefallen lassen wollen. 
Die Gerichte bestreiten jedoch den Einzelstaaten die Kompetenz 
zu solcher Gesetzgebung, die sie allein der Union zugestehen 
(Passenger Case: s. Freund § 102). So wird in Pennsylvania ein 
Gesetz, das auf den Arbeitgeber fremder Arbeiter eine Steuer 
von 3 cents für jeden Arbeitstag legt und ihn ermächtigt, diese 
Steuer von dem Arbeitslohn abzuziehen, für verfassungswidrig 
erklärt. Desgleichen ein Gesetz des Staates New- York, das es 


60, Schwartz, Verfassungsurkunde für den preuß. Staat 2. Aufl, 1898. S. 65. 
8) Siehe mein englisches Staatsrecht, IL 
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für jeden fremden Arbeiter zum Vergehen macht, sich an öffent- 
lichen Bauten und Arbeiten für Kommunalzwecke zu beteiligen 
(siehe Tiedemann I, p. 330 ff.). 

Außer Arbeitern werden durch die Einzelstaatsgesetzgebung 
auch Fremde, die ein (anderes als politisches) Verbrechen be- 
gangen haben, oder wahn- oder blödsinnig sind, oder der Armen- 
pflege wahrscheinlich zur Last fallen könnten, von der 
Einwanderung ausgeschlossen. 

Im Jahre 1885 übernahm zunächst die Gesetzgebung der 
Union den Ausschluß fremder, durch Kontrakt zur Einwan- 
derung veranlaßter Arbeiter (Contract Labor Act vom 26. 
Februar 1885), im Jahre 189r (Act vom 3. März 1891) den Aus- 
schluß der übrigen oben genannten Fremdenkategorien. 

Im Jahre 1892 wurde die Chinese Exclusion Act (3. Mai 
1892) erlassen, welche von chinesischen Arbeitern ein Zertifikat 
verlangte, ohne welches ihr Aufenthalt und Verweilen in den 
Vereinigten Staaten für ungesetzlich erklärt wurde. Diese Acte 
kehrte den alten Grundsatz des Common-Law, wonach der Be- 
schuldigte niemals den Nachweis seiner Unschuld erbringen 
muß, vollständig um. Trotzdem erklärten die Gerichte das 
Gesetz für verfassungsmäßig und gültig. Ein Gesetz vom 15. 
September 1893 gab dem Sekretär des Schatzamts weitgehende 
Befugnis, der Einschleppung von Epidemien namentlich auf dem 
Wege der Inspektion etc. vorzubeugen und ermächtigte den 
Präsidenten, zeitweise jede fremde Einwanderung zu suspen- 
dieren. Endlich erweiterte das Unionsgesetz vom 3. März 1903 
(Statutes at large vol. 32 p. 1213) den Kreis der abzuweisenden 
Fremden und räumte insbesondere diesen Fremdenkategorien 
gegenüber ein Ausweisungsrecht innerhalb zweier Jahre 
seit ihrer Landung auf dem Boden der Vereinigten Staaten ein. 

Nach geltendem Rechte ist folgenden Fremdenkategorien 
gegenüber das Abweisungs- resp. Ausweisungsrecht gegeben: 

I. Blöd- und Wahnsinnigen, 

2. Armen oder solchen Personen, de wahrscheinlich 
der Armenpflege zur Last fallen würden, 

3. Personen, welche mit einer ekeligen oder gefährlichen 
ansteckenden Krankheit behaftet sind, 

4. verurteilten Verbrechern, 

5. Personen, die polvgamisch leben, 

6. Anarchisten oder Personen, die jeglicher organisierten 
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Staatsverwaltung feindlich gegenüberstehen (eine Folge des 
Attentats auf Mc Kinley!). 

Gegenüber der von den zuständigen Behörden verfügten 
Aus- resp. Abweisung gibteskeine richterliche Nach- 
prüfung (Freund a. a. O. $ 704 und die dort zit. Rechtsfälle). 
Eigentümlich ist die Uebung des Aus- und Abweisungs- 

rechts gegenüber Personen, die eigentlich nicht aliens (Ausländer) 

im Sinne der obigen Gesetzgebung und dennoch keine Staats- 
bürger. Gemeint sind vor allem die Indianer, denen von Zeit 
zu Zeit immer andere Wohnsitze angewiesen werden, und die 
Bewohner der neuen durch den spanischen Krieg gemachten 
Landerwerbungen (sog. Insular Cases: Downes v. Bidwell 182 
U.St. Rep. p. 244 und Freund a. a. O. $ 490). 

Die Regelung der Fremdengesetzgebung ist fast ausschließ- 
lich zur Sache der Union gemacht, die Einzelstaaten können nur 
für lokale und sanitätspolizeiliche (Quarantaine) Zwecke die 
Einwanderung von Fremden einschränken. (Passengers Case: 
siehe Freund a. a. O. $ 71 und $ 102.) 

Bei uns in Deutschland ist die analoge Frage vorläufig noch 
vorwiegend durch einzelstaatliche Gesetzgebung geregelt, dem 
Reiche wird mit Recht eine durch die Reichsorgane zu übende 
Aufsicht über die Handhabung des einzelstaatlichen Fremden- 
rechts de lege ferenda vindiziert ®?). 

Einen bedeutenden Vorzug hat jedenfalls die englisch- 
amerikanische Rechtsentwicklung vor der deutschen. Sie zählt 
die Gründe, aus denen das staatliche Abweisungs- und Auswei- 
sungsrecht Fremden gegenüber geübt werden darf, in Gesetzen 
genau auf und anerkennt keine Ausweisung aus Gründen »all- 
gemeiner Ordnung und Sicherheit« wie das deutsche Recht, 
läßt also den Administrativbehörden keinen Spielraum, der nur 
zu leicht, weil durch keine Verwaltungsgerichtsbarkeit kon- 
trolliert, zur arbiträren Willkür führen kann! 

Die Meinung (Laband a. a. O. S. 616), vein Gesetz über die 
Ausweisung von Fremden könnte höchstens gewisse formelle 
Garantien, namentlich hinsichtlich des Verfahrens geben, nie- 
mals aber die Gründe der Ausweisung im einzelnen feststellen« 
fände jedenfalls am englisch-amerikanischen Recht keine Stütze. 


6:2) Siehe Freund a. a. O. passim und bes. $ 485 ff. und Tiedemann a. a. O. 
p. 17c — 176. Stimson a. a. O. p. 132 und ı61 f. 
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$ 18. Das Recht des Waffengebrauchs (inkl. 
Versammlungsfreiheit). 


Es gibt in England 3) ein solches Recht, aber nicht bloß 
für Exekutivbeamte, sondern für jeden loyalen Bürger. Da- 
her gibt es in England keinen besonderen administrativen 
Waffengebrauch. Ein Beamter, der zu den Waffen greift, ist 
nur ein »bewaffneter Bürger«, selbst wenn er in Ausübung seiner 
Amtspflicht zu den Waffen greift. Prägnant drückt das Blau- 
buch über die Featherstone Krawalle im Jahre 1893 (C. P. 1893 
N. R. 7234 p. I0) diesen Grundsatz des common law aus. Es 
heißt da: »Officers and soldiers are under no special privileges 
and subject to no special responsibilities as regards this principle 
of the law... A soldier for the purpose of establishing civil 
order is only a citizen armed in a particular manner« Wir wol- 
len nun im einzelnen die Fälle des Waffengebrauchs, in denen er 
zum Teile als unter besonderen Umständen gerechtfertigt er- 
scheint, zum Teile als ausdrückliches Recht gewährt ist, näher 
ins Auge fassen. Hierbei empfiehlt sich die Einteilung in solche 
Fälle des Waffengebrauchs, wo dieser zur Bewältigung von Kol- 
lektivmissetaten und solche Fälle, wo er zur Bewältigung indi- 
vidueller Missetäter angewendet wird. 


IL. Der Waffengebrauch zur Bewältigung von 
Kollektivmissetaten. 


Andern Umfang hat der Weaffengebrauch gegenüber un- 
gesetzlicher Versammlungen (unlawful assembliess), andern ge- 
genüber dem »Riot« (Aufruhr zur Durchsetzung privater Zwecke) 
und der »Insurrection« (Aufruhr zur Durchsetzung öffentlicher 
Zwecke). 

Jeder Bürger, infolgedessen jeder Beamte, ist verpflichtet, 
eine rechtswidrige Versammlung, unlawful assembly, auflösen zu 
helfen, d. h. eine solche, welche den öffentlichen Frieden bricht 
oder ihn in den Augen nicht bloß furehtsamer und geistesschwa- 
cher, sondern in den Augen solcher Personen, die charakterfest 
und mutig sind, gefährdet (nf its character and circumstances are 
such as te bo calculated to alarm, not only foolish or timid people, 
but persons of reasonable firmness and courage« — S. Manual 
of military law p. 270 und der dort zit. Rechtsfall R. v. Vin- 


e) Laband, D.J.Z. 1996, Seite o14 ff. 
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cent). Er muß dies vorerst mit Hilfe aller gesetzlichen Mittel 
versuchen. Mißlingt ihm dies und ist er im äußersten Fall zur 
Anwendung der Waffen genötigt, so muß er sich zum ersten vor 
Augen halten, daß er damit einen Akt begeht, der objektiv 
rechtswidrig ist und nur nachträglich nach umfassender Würdi- 
. gung der Nebenumstände durch das Verdikt der Jury gerecht- 
fertigt werden kann (scan be justified«) und zweitens, daß er 
nur soviel Gewalt anwenden darf, als unbedingt zur Abwendung 
des Uebels verhältnismäßig nötig war. Mit anderen Worten, der 
Waffengebrauch darf, objektiv genommen, nur proportionell sein 
dem abzuwendenden Uebel (Manual a.a.O. p. 274 und Feather- 
stone, Report p. Io). | 

Gegenüber dem Riot ist prinzipiell das Maß des Waffenge- 
brauchs nicht größer, als gegenüber der unlawful assembly. 
Also prinzipielle Rechtswidrigkeit, die nur dann gerechtfertigt 
erscheinen kann, wenn sie als subsidiärstes Mittel und propor- 
tionell dem abzuwendenden Uebel in Anwendung gebracht wird. 
Doch kann sich dieser Notstand hier zum Recht auf Waffenge- 
brauch umwandeln. Es ıst dies der Fall, den die Riot Act von 
1714 (I Gco. I. St.2 c. 5) vorsieht. Wenn nämlich 12 und mehr 
Personen sich in aufrührerischer und ungesetzlicher Weise zu- 
sammentun und trotz der Aufforderung zum Auseinandergehen 
mittelst Proklamation (s. darüber mein englisches Staatsrecht 
I. Band, Seite 74) eine Stunde lang zusammenbleiben oder noch 
mehr, so der Staatsgewalt Widerstand leistend, dann können die 
Amtspersonen und alle loyalen Bürger, die sie unterstützen, die 
Waffen gebrauchen und das Gesetz (Scktion 26) verheißt allen 
Personen für alle aus diesem Anlasse begangenen Handlungen 
vollste Unverantwortlichkeit, Indemnität: »and that if any of 
the persons so unlawfully assembled happen to be killed, maimed 
or hurt in the dispersing, seizing or apprehending, or endeavouring 
to disperse, seize orapprehend them, by reason of their resisting, 
then the justices constables shall be fully indemnified 
for any such killing maiming or hurting« (siehe auch Manual 
a. a. O. p. 276 ff.). 

Insurrektionen gegenüber ist jede Anwendung von Waffen- 
gewalt zulässig und es besteht hier nicht mehr die Forderung der 
Subsidiarität dieses Mittels (Manual p. 281). 

Das Recht des Waffengebrauchs 4) in den Vereinigten 


64) Literatur: ausführlicher darüber mein englisches Staatsrecht, Band II, 
Seite 536 fi 


Das Polizeirecht in den Vereinigten Staaten. 461 


Staaten gibt den zu seiner Ausübung befugten größere 
Machtvollkommenheit in die Hand. Zwar ist das Maß des 
Waffengebrauches einer unlawfulassembly gegenüber 
nicht wesentlich verschieden von dem gegenüber einem Riot 
oder einer Insurrektion. Aber eben darin liegt das wenig Zag- 
hafte des amerikanischen Rechts sowie darin, daß als Bedingung 
des Waffengebrauchs zwar Subsidiaritätaber nicht Pr o- 
portionalität, wieim englischen, verlangt wird. 

So bestimmt der Criminal Code von Illinois $ 255: »If in the 
efforts made as aforesaid to suppress such assembly and to arrest 
and secure the persons composing it, who refuse to disperse, 
though the number is less than twelve, any such persons, or any 
persons present as spectators, or otherwise are killed or wounded, 
the said magistrates and officers, and persons acting with them 
by their order, shall be held guiltless and justificd in law«. 

Die gleiche Bestimmung hat Massachusctts (Rev. Laws 
ch. 211 $ 6). 

Wir sehen, auch darin liegt das vollständige Abgehen von 
dem englischen Begriffe der Proportionalität, als auch Personen, 
die bloß als Zuschauer beteiligt sind, niedergemacht werden 
dürfen, ohne den Ausüber des Waffengebrauchs strafbar zu ma- 
chen. 

Auch der Staat New- York steht auf dem Standpunkt, nur 
Subsidiarität des Wäaffengebrauches zu verlangen. 

Hier ist die Anwendung des Waffengebrauchs auf den Fall 
des Riot in der unlawful assembly beschränkt ($ 106 ff. Code 
of Crim. Procedure): d. i. wenn 5 oder mehr Personen sich un- 
gesetzlich mit schweren Waffen ausgerüstet versammeln oder sich, 
bewaffnet oder unbewaffnet, widerrechtlich (unlawfuly) oder in 
aufrührerischer Weise (riotouslv) versammeln, dann hat jeder 
höhere Polizeibeamte oder Friedensrichter, Sheriff, Bürger- 
meister oder Magistratsmitglied (alderman) in Städten das Recht, 
diese ungesetzliche oder aufrührerische Versammlung aufzu- 
lösen. 

Die so versammelten Personen können verhaftet werden, 
falls sie nicht der Aufforderung, sich zu zerstreuen, Folge leisten 
und die auffordernden Beamten haben das Recht, alle Mittel zur 

Anwendung zu bringen, um die Auflösung der Versammlung zu 
bewirken (§ rro leg. cit.: sand may proceed in such mauer as 
in their judgement is necessary to disperse the assembly and 
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arrest the offenders«). Jeder Bürger hat, wenn aufgefordert, 
die oben genannten Beamten hierbei zu unterstützen, dies bei son- 
stiger Strafe ($ 108 leg. cit.). 

II. Zur Bewältigung von Individualmissetaten stehen in 
England den Beamten, d. i. speziell den Polizeiorganen keine an- 
dern Privilegien zu, als den andern Mitbürgern. Es kommen 
dieselben Grundsätze für den Waffengebrauch in Betracht, 
die wir oben im Verhältnis zu den unlawful assemblies kennen 
gelernt haben, nämlich: prinzipielle Rechtswidrigkeit, Subsi- 
diarität und objektive Proportionalität zwischen angewandter 
Waffengewalt und abzuwendendem Uebel, das den einen Misse- 
täter Festnehmenden bedroht. 

In den Vereinigten Staaten setzt das Recht der Ausübung des 
Waffengebrauchs ın diesem Falle noch geringere Schranken. 
Waffengebrauch ist hier zur Abwendung jedes schweren De- 
likts (felony), zur Ueberwältigung jedes Widerstandes des Ver- 
brechers, sowie um seiner ım Falle seiner Flucht habhaft zu 
werden, zulässig. Weder Subsidiarität, noch Proportionalität 
des Waffengebrauchs ist erforderlich und es gilt als feststehende 
Rechtsregel in Theorie und Praxis, daß ein fliehender Ver- 
brecher getötet werden darf, wenn das von ihm begangene De- 
likt eine felony ist (Bishop, Criminal Law Il, $ 648). Mit Recht 
wird eine so weitgehende schrankenlose Uebung des Waffenge- 
brauchs, namentlich wegen des Fehlens jeder Bedingung der Pro- 
portionalität getadelt 65). 


III. Die Versammlungsfreiheit®). 


Die Grenze der absolut zulässigen Freiheit, sich zu versam- 
meln, ist die Tatsache, daß die Versammlung keine »unlawful« 
im oben definierten Sinne werde. Wann sie es wird, das ist 
Frage des Ermessens der Polizeibehörden. Es läuft also alles auf 
die Praxis hinaus, wie das formale Recht gehandhabt wird. 

In England ist eines der wesentlichsten Hindernisse freier 





65) Siche Bishop, New Criminal Law I. $ 549, 5 II. § 655, 4, Freund $ 68 und 
& 445 Note I. 

66) Siche Freund a. a. O. p. 476 Note: »But it would perhaps be more rea- 
sonable to deny the rule altogether, and to regard as justifiable only such acts 
as are necessary to prevent the escape. The officer may therefore use his weapon 
in order to disablə the escaping telon; and if the fugitive is thereby killed the 
homicide shall be regarded as excusabl-. But an officer who deliberatly kills, 
when it is also in his power to disable merely, should not be held justifiede«. 
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Versammlungen nur die Tatsache, daß Arbeiter und Unbemittelte 
die die Kosten von Versammlungslokalen nicht leicht aufbringen 
können, besondere Erlaubnis zum Abhalten von Versammlungen 
auf öffentlichen der im Staatseigentum befindlichen Plätzen von 
den zuständigen Staatsbehörden erhalten müssen, da jeder Eigen- 
tümer die Verbietung der Benutzung seines Eigentums hat. Doch 
sucht man auch nach der Richtung hin schon das Versammlungs- 
recht freier zu gestalten. | 

Die vollständigste Versammlungsfreiheit sieht der Oberste 
Gerichtshof der Vereinigten Staaten als in der Idee 
einer jeden republikanischen Regierung enthalten an. (United 
States v. Cruikhshank 92 U. S. 542). Sie war in Amerika schon 
in Massachusetts 1780 in der Declaration of Right cl. XIX mit 
den Worten anerkannt: »The people have aright, in an orderly 
and peaceable manner, to assemble to consult upon the common 
goad.« Nunmehr ist dies Recht in den Verfassungsurkunden aller 
Einzelstaaten mit Ausnahme von Minnesota und Virginia aus- 
drücklich anerkannt. (Stimson a. a. O. $ 64.) 

Trotzdem ist, wie in England, so auch in den Vereinigten 
Staaten ein unbedingtes Versammlungsrecht auf freien öffent- 
lichen Plätzen und Straßen nicht gegeben. Ja, es wird im Gegen- 
teil ein absolutes Verbot solcher Versammlungsfreiheit aus dem 
Gesichtspunkt anerkannt, daß der Staat Eigentümer der öffent- 
lichen Straßen und Plätze nach freiem Belieben über sein Eigen- 
tum verfügen könne 9°). 

Nur den Stadtkorporationen ist solche unbedingte Ausübung 
des Versammlungsverbots namens des Eigentümer-Staates ver- 
wehrt. Auch hat es der Staat in seiner Hand, besondere Ver- 
sammlungsgesetze zu erlassen und ähnlich wie bei uns Aufzüge 
und Paraden nur an besondere Bedingungen zu knüpfen. Solche 
Gesetze sind nach dem Recht der Vereinigten Staaten verfassungs- 
mäßig. Unzulässig hingegen ist es auf dem Wege der städtischen 
oder kommunalen Polizeiverordnungen solche Beschränkungen 
der Versammlungsfreiheit aufzustellen, mögen auch Gesetze hierzu 
ermächtigen. 


©) Siehe mein englisches Staatsrecht, H. Band, Seite 538 ff. 
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$19. Der Widerstand gegen Organe der Staats- 
gewalt. 


In England gibt es kein Delikt des Widerstands gegen 
die »rechtmäßige Ausübung der Staatsgewalt« wie in unserem 
Rechte. Im Gegenteil, man kann jedermann und infolgedessen 
auch den polizeilichen Exekutivbeamten unter Umständen 68) 
(s. mein englisches Staatsrecht II, S. 539 f.) zum Zwecke der Ab- 
wehr ungerechtfertigter Angriffe auf Leben, Person und Eigen- 
tum berechtigten Widerstand entgegensetzen. 

Das amerikanische Recht hingegen nähert sich vollständig 
unserer Rechtsauffassung. Hier bewirkt die versuchte Durch- 
führung der Dreiteilung der Staatsgewalt die Rechtsvorstellung, 
daß ein Verwaltungsbeamter, wegen der von ihm bona fide 
gesetzten Verwaltungshandlungen vor den Gerichten nicht zur 
Verantwortung gezogen werden kann, denn dies hieße ja den 
Richter zum Exekutivbeamten machen, was der Dreiteilungslehre 
zuwiderliefe 6%). Aus diesem Grunde kann 
ı. der Untertan niemals einen berechtigten Widerstand einer 

Ausübung von Amtspflichten, sofern sie nur solches ist, ent- 
gegensetzen, denn die Feststellung solcher Berechtigung auf 
Seiten des Untertanen würde die Dreiteilungslehre und -Forde- 
rung stören. 

Deshalb sagt Goodnow (Principles of Administrative Law 

1905 p. 284): 

»The offence of offering resistance to officers in the per- 
formance of their duties, it will be noticed, is a distinct offence 
separate and apart from the simple offence of violating the 


68) Siche Freund § 480. 
€) Bishop, Commentaries on the Criminal Law, 3. edition I. p. 916, An- 
merkung: »It cannot be under any circumstances, that the men who are appointed 
to administer our government in one of its departments, should have a lawful 
right to overrule the decisions of men when they act honestly and within the 
general scope of their offices and duties. If it were necessary and proper to ex- 
tend the discussion here so far I might show, that the attempt to do this would be a 
palpable infraction of the constitution; which by dividingthegovern- 
mental functions into separate departments left each par- 
ticular department free from the control of any other departement. And for a 
judge, for example, to undertake to punish, for immerse in damages an executive 
oficer, because the judge deemed differently of the officer’s duty from what the 
officer did himself would be as palpable a usurpation of the office, as is would 
be for the executive officer to undertake to do the same thing with respect 
to the judge.« 
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law which the officer is attempting to enforce at the time 
when the resistance is offered. The latter offence is 
an offence against the law itself, while 
resistance to an officer in the perfor- 
mance of his duty is more in the nature 
of personal matter, and the provisions of 
law in regard to it are intended to pro- 
tect administrative officers in the discharge 
of their duties.« Wir sehen, das amerikanische Recht 
scheidet scharf zwischen der Rechtsverletzung, die der Unter- 
tan an und für sich begangen hat, und die zur Intervention der 
Verwaltungsbeamten führt, und der Rechtsverletzung, be- 
gangen durch Widerstand gegenüber dem Verwaltungsbeamten. 
Das ist auch der Standpunkt unseres deutschen Rechts. Das 
englische wirft diese Gesichtspunkte durcheinander. 

Jener Schutz des Exekutivbeamten wird in den Vereinig- 
ten Staaten nur in Ausübung seiner Amtsbefugnisse gewährt. 
(In re Neagle 135 United States Reports p. 56.) Denn die 
Prüfung der »Berechtigung« hiezu durch den Staatsbürger 
hieße ja die Dreiteilungslehre perturbieren. 

2. Um diese vorteilhafte Position des Beamten in Ausübung sciner 
Amtspflicht zu verstärken, spricht für ihn regelmäßig die Ver- 
mutungspflicht getreuer Amtsübung (Goodnow a. a. O. p. 406 
und Mechem, Law of officers 1890 $ 677). 

3. Auf der anderen Seite wird jede Ausübung der Amtsbefugnisse 
durch die Befehle des Vorgesetzten gedeckt, 
sofern diese nur nicht schon rein äußerlich den Stempel der 
Rechtswidrigkeit an sich tragen und sich sonst in der Amts- 
kompetenz des Vorgesetzten halten 70°). Das stimmt voll- 
ständig mit unserem deutschen Recht überein! 


IV. Abschnitt. Die Haftung für schädigende Ausübung der 
polizeilichen Befugnisse. 


$ 20. Die Haftung der Polizeibeamten. 


Die hier in Betracht kommende Haftung kann entweder den 
einzelnen Polizeibeamten treffen oder den ihn besoldenden Kom- 
munalverband oder beide zugleich. 


10) Goodnow Principles of the Administrative Law a. a. O p. 40L 
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Für rechtswidrige Ausübung der ihm zustehenden Befugnisse 
haftet in England jeder Polizeibeamte gleich den andern Beamten 
prinzipiell. Das rechtswidrige Handeln wird auch nicht dadurch 
entschuldbar, daß es auf Befehl eines Vorgesetzten erfolgt ist. 

Eine Ausnahme dieser das ganze englische Amtsrecht be- 
herrschenden Regel macht nur der durch Gerichtsspruch fest- 
gestellte Satz, daB ein Soldat, der in Ausführung eines 
Befehls seines Vorgesetzten handelt, für seine Handlung nur dann 
verantwortlich ist, wenn sie »offenbar gesetzwidrig (manifestly 
illegal) ist«. 

Für das deutsche Amtsrecht gilt diese Ausnahme als Regel. 

Die Haftung ist entweder eine strafrechtliche oder eine zivil- 
rechtliche. Uns interessiert hier nur die letztere. Der Grund der 
Haftbarkeit ist entweder eine Ueberschreitung der Amtsgewalt 
(excess of power) oder ein Bruch der Amtspflichten (breach of 
duty). — 

Unter Bruch der Amtspflicht versteht das englische Recht 
die Nichterfüllung der obliegenden Pflichten, wodurch eine 
Person Schaden nimmt. (Sutton v. Johnstone ı T. R. 493.) 
Doch muß die obliegende Pflicht resp. ihre Erfüllung unter allen 
Umständen vorgeschrieben sein. Wo ihre Erfüllung nur im Be- 
lieben des Beamten steht, tritt die Haftung nicht ein (Chaster 
a. a. O. p. 168 ff.). 

Typische Fälle der Ueberschreitung der Amtspflicht sind: 
tätlicher Angriff, ungerechtfertigte Verhaftung, ungerechtfertigte 
Strafverfolgung. (Darüber ausführlich mein englisches Staatsrecht 
II, Seite 542 f.) 

Gegenüber jener prinzipiellen Verantwortlichkeit des Polizei- 
beamten sind eine Reihe von Ausnahmen resp. Abschwächungen 
des Prinzips zugelassen. (Siehe mein englisches Staatsrecht II, 
Seite 543 f.). 

In den Vereinigten Staaten werden Polizeibeamte, trotzdem 
sie von den Kommunalverbänden angestellt sind, nach der all- 
gemeinen Spruchpraxis der Gerichte als Staatsbeamte ange- 
sehen und das ist für ihre zivil- und strafrechtliche Verantwort- 
lichkeit von entscheidender Bedeutung. In dern typischen Rechts- 
fall: Buttrick v. the City of Lowell (zit. bei Fairlie Municipal 

Administration, New - York IgOI p. 143) wurde dieser Rechts- 
Grundsatz ausgesprochen: 

»Police officers can in no sense be regarded as agents or 
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servants of the city. Their duties are of a public nature. Their 
appointment is devolved on cities and towns by the legislature 
as a convenient mode of exercising a function of government; 
but this does not render them liable for their unlawful and negli- 
gent acts. The detention and arrest of offenders, the preservation 
of the public peace, the enforcement of the law, and other similar 
powers and duties with which police officers and constables are 
intrusted are derived from the law, and not from the city or town 
under which they hold their appointment. For the mode in which 
they exercise their powers and duties, the city or town cannot be 
held liable.« 

Der Kommunalverband hat also niemals für den Polizei- 
beamten einzustehen, da er Staatsbeamter ist. Der Staat haftet 
nach allgemeiner durch die Gerichte anerkannter Rechtsregel nur 
dann für seine Beamten, wenn er ausdrücklich durch Gesetz oder 
durch sonstige Zustimmung (z.B. dadurch, daß er sich in den 
gegen den Beamten anhängig gemachten Streit als Prozeßpartei 
einläßt) diese Haftung mitübernommen hat. (Siehe Goodnow, 
Principles p. 390 ff.) 

Bleiben sonach in der Hauptsache nur der Rechtsschutz 
des Individuums gegenüber dem Polizeibeamten und die Grund- 
sätze von dessen Verantwortlichkeit zu erörtern. 

Trotzdem auch in den Vereinigten Staaten der aus England 
übernommene Grundsatz prinzipiell Gültigkeit hat, daß der 
Polizeibeamte für Ueberschreitung oder Verletzung seiner Amts- 
pflichten zivil- und strafrechtlich haftbar ist, ist er selbst so sehr 
von Ausnahmen durchlöchert, daß die Ausnahme, d. i. das Prinzip 
der Nichthaftbarkeit beinahe die Regel ist. 

Diese Durchlöcherungen des allgemeinen Prinzips sind in 
folgenden Rechtssätzen zu finden 7!): 

I. In einer großen Zahl von Staaten ist wegen der Amtsdelikte 
ein Anklagemonopol des öffentlichen Anklägers rechtlich oder 
zum mindesten faktisch gegeben. Aber selbst wo dies nicht der 
Fall ist, besteht, herübergenommen von England, in allen 
Staaten das Nolle prosequi in den Händen des öffentlichen 
Anklägers. Dies kann er bis zur Hauptverhandlung in jedem 
Zeitpunkte nach freiem Ermessen veranlassen, während der 
Hauptverhandlung allerdings nur mit Zustimmung des Gerichts- 


71) Siehe dazu Mechem, Law of officers 1890 $ 669 und Goodnow p. 3049 ff. 
und 413 ff. 
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hofs. Der Präsident der Vereinigten Staaten kann aber durch 
den Reichsanwalt (Attorney-General) zu jeder Zeit eine Nolle 
prosequi in allen Stadien der Prozesse, die gegen Unionsbeamte 
erhoben werden, erlassen. Geklagt wird von amerikanischer 
Seite, daß bei Ausübung des Nolle prosequi in Amerika, nament- 
lich in den Einzelstaaten, die Parteieinflüsse besonders stark 
sind, was energische Strafverfolgung gegen Delinquenten, die 
mit den Parteiführern auf gutem Fuße stehen, geradezu 
unmöglich macht. (Goodnow a. a. O. 417.) 

2. Exekutivbeamte (ministerial officiers), die nur den Auftrag 
von Vorgesetzten zur Ausführung bringen, sind von jeder Ver- 
antwortlichkeit frei, wenn dieser Auftrag der äußeren Form 
nach sich als fair d. h. legal zeigt, mögen sie auch von der 
Ueberschreitung der Amtsgewalt die darin liegt, überzeugt 
sein. (Cooley on Taxation a. a. O. p. 708.) 

3. Wo ein Beamter seines Amtes nach freiem Ermessen zu walten 
hat (sogen. judicial duty}, da ist er von jeder Verantwortlich- 
keit für die Motive seiner Amtshandlung und für die Art, wie 
er sie gesetzt hat frei”). Freilich macht sich auch wieder in 
neueren Entscheidungen betreffs der Steuerbeamten, Sanitäts- 
beamten u. m. die entgegengesetzte Regel der prinzipiellen 
Haftbarkeit geltend. (Cooley on Torts p. 411.) 

4. Für den Beamten spricht immer die Vermutung pflichtgemäßer 
Amtsausübung. 


Gegenüber diesen Ausnahmen von der prinzipiellen Ver- 
antwortlichkeit der Beamten sind nach anderer Richtung hin 
Verstärkungen dieses Prinzips anzuführen. Sie liegen darin, daß 
während prinzipiell der Beamte immer nur für seine Handlungen, 
niemals für die seiner Untergebenen einzustehen hat, er letzteres 
doch tun muß, wenn seine Nachlässigkeit oder seine eigene 
Handlungsweise Anlaß zur schädigenden Handlung des Unter- 
gebenen gewesen, sodann wenn er selbst Exekutivbeamte (mini- 
sterial officer) die Ausführung seiner Amtspflicht an seine Unter- 
gebenen weitergegeben hat. Ueber diese beiden Fälle hinaus hat 
der Beamte nur dann für seine Untergebenen einzustehen, wenn 
sie seine Privatangestellten, also nicht durch die öffentliche 


Behördenorganisation zu ihm in ein Subordinationsverhältnis 
gebracht worden sind. 


12) Rechtsfall Wilson v. The Mayor (zit. bei Goodnow p. 403). 
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Während in England bei rechtswidriger Ausübung der Polizei- 
gewalt neben den Beamten auch die sie anstellenden Kommunal- 
verbände haften, indem hierbei die Grundsätze des Rechts- 
Instituts vom Auftraggeber und Beauftragten (principal and 
agent) zur Anwendung gelangen %3), ist diese Haftung in den 
Vereinigten Staaten 7!) mehr eingeschränkt. 

Zunächst ist hier die Frage der Haftbarkeit der Kommunal- 
verbände für ihre Beamten nur auf die Städte resp. Stadtkorpora- 
tionen zu bezichen. Kommnunalverbände, die nicht Korporationen 
sind, wie Grafschaften, Schuldistrikte, Landgemeinden, heißen 
Quasi-Corporations, gelten als Träger der Staatsverwaltung und 
sind, wie der Staat, für ihre Verwaltungstätigkeit nicht verant- 
wortlich 75). 

Aber auch für Stadtkorporationen gilt die hier in Frage kom- 
mende Haftung nicht ohne weiteres. 

Maßgebend für ihren Umfang ist die nach amerikanischen 
Common Law herrschende Doktrin des »Videat Superiore Danach 
hat jeder Geschäftsherr für den Schaden, der durch Nachlässigkeit 
oder mangelnde Geschicklichkeit seines Angestellten entstanden 
ist, einzustehen. Dies gilt auch für Korporationen und insbe- 
sondere für Stadtkorporationen (municipal corporations). Voraus- 
setzungen für dieses Eintreten sind aber die folgenden: 

I. Es muß sich um eine sogen. corporate power der Stadtkorpo- 
ration handeln, für deren Ausübung Schadensersatz verlangt 
wird. 

2, Es muß sich um wirkliche Beamten und Angestellte der Stadt- 
korporation handeln. Das bestimmt sich insbesondere danach, 
ob die Stadtkorporation sie einsetzen und absetzen kann und 
ob sie disziplinäre Aufsichtsgewalt über sie hat. Sogenannte 
Contractors sind nach amerikanischen Recht im Gegensatze 
zum englischen nicht hierher zu rechnen, ausgenommen, daß 
das ihnen übertragene Werk an und für sich gefährlich wäre 
und für gewöhnlich den beklagten Schaden erzeuge. 

3. Es muß sich um Akte handeln, die von den Stadtangestellten 

in Ausübung ihrer pflichtgemäßen Amtsübung gesetzt sınd 

(»done in the line of official duty« Dillon II, 1190). 


73) Siehe darüber mein englisches Staatsrecht Il, S. 393 f. 
7) Dillon II, ch. XIIL und Wiliams, Municipal Liability for tort roer. 
35) Williams a. a. O. p. 2 tt. 
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Von all diesen Voraussetzungen bedarf nur der Begriff der 
corporate power näherer Ausführung. 

Darunter sind Jedenfalls nicht zu verstehen die sogen. public 
powers, d. i. der von der Staatsgewalt übertragene Wirkungskreis. 
Aus dem Grunde scheidet, wie wir schon oben hörten, die Haftung 
der Stadtkorporation für die Beamten der Sicherheitspolizei aus. 
Desgleichen die für Beamten der Sanitäts- und Feuerpclizei 
(insbesondere Feuerwehr!) 

Corporate Powers sind also die Summe der Machtbefugnisse, 
die den eigenen Wirkungskreis der Stadtkorparation bilden. 
(»where a given duty is corporate one, that is, one which rests 
upon the municipality in respect of its special or local interests, 
and not as a public agency... .«. Hierher gehören alle Befugnisse 
als Ausfluß des Privateigentums, sodann alle Gemeindeanstalten, 
welche die Stadtkorporation anlegt und aus denen sie Gebühren 
und andere Geldvorteile zieht. 

Kurz, wir werden wohl sagen, die Stadtgemeinde, gewöhnlich 
in ihrer privatrechtlichen Stellung, ist Inhaberin der Corporate 
powers und als solche für Verschulden ihrer Beamten haftbar. 
Denn Voraussetzung der Haftbarkeit ist immer ein Verschulden 
(negligence or want of skill) auf Seiten der Angestellten. 

Abgesehen von dieser an sich bedeutenden Einschränkung 
der Haftbarkeit beinahe bloß auf das privatrechtliche Gebiet, 
die dem englischen Recht, wie anderswo gezeigt, fern liegt 76), 
hat das amerikanische Recht selbst dieses Gebiet der Haftbar- 

keit noch durch folgende Rechtsätze eingeschränkt: 

I. Die Haftung tritt dann nicht ein, wenn die Stadtgemeinde bei 
Ausübung dieser ihrer Befugnisse freies Ermessen walten 
lassen durfte. | 

2. Die Haftung tritt nicht ein, wenn die Stadtgemeinde nicht die 

materiellen Mittel hatte, die übernommene Aufgabe zu lösen. 

. Die Haftung tritt nicht ein, wenn die schädigenden Handlun- 
gen als notwendige Folge einer im allgemeinen Interesse er- 
richteten Öffentlichen Anstalt auftreten. (Sogen. Theorie der 

»Consequential Damages«!). Daher wird den Straßenanliegern 

für gewöhnlich keine Entschädigung geleistet für Schaden, 
den sie durch Höher- oder Tieferlegen des Straßen-Niveaus 
erfahren, es wäre denn, daß solches — wie z. B. in Ilinois 


oJ 


38) Vgl. mein engl, Staatsrecht II. a. a. O. 
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durch die Verfassung — oder sonst durch Gesetz vorgesehen ist. 
Im allgemeinen wird man wohl sagen können, daß in der 
Frage der Haftung für Unrecht der Polizei die Verhältnisse in 
den Vereinigten Staaten sich unseren preußisch-deutschen nähern. 
Einmal darin, daß die Polizeibeamten für gewöhnlich die 
Kommunalverbände nicht haftbar machen, sodann, daß die 
Haftung der Kommunen, wie in einzelnen Teilen des deutschen 
Reichs 7) auf das privatrechtliche Gebiet eingeengt ist, ja in 
Amerika selbst auf diesem Gebiete noch viel mehr als bei uns, 
wie wir sahen. Wir machen jedenfalls die Haftung nicht von 
der Theorie der consequential damages, von dem wenig er- 
sprießlichen Unterschied, ob die Pflicht eine »ministerial oder 
eine judicial duty« war, und nicht davon abhängig, ob die Ge- 
meinde die materiellen Mittel hatte, den Schaden abzuwenden. 
Doch haftet in Amerika wie bei uns in der Regel die Gemeinde 
für schädigende Handlungen ihrer Beamten nur dann, wenn ein 
objektives Verschulden vorliegt. Dann sagt die Theorie und 
Praxis: »Municipal Corporations are not Insurers« »Städte sind 
keine Versicherungs-Anstalten« Wo sie resp. ihre Beamten kein 
Verschulden trifft, sind sie nicht haftbar. Und trotzdem ist 
das Individuum der Polizeigewalt gegenüber besser gestellt als 
bei uns. Die Polizeibeamten sind hier, wie wir oben sehen, zwar 
mehr als in England, aber weniger als bei uns in bezug auf Miß- 
griffe, die sie begehen, gedeckt. 


V. Abschnitt: Polizei- und staatsbürgerliche Rechte. 
$ 22. Die Vereinsfreiheit. 


I. InEngland. 

Wir haben bereits am andern Orte (mein englisches Staats- 
recht I. S. 70 f.) gezeigt, wie, sowohl die englische Gesetzgebung, 
als auch die englischen Gerichte dadurch, daß sie einzelnen 
Vereinen die Korporationsqualität oder einige Bestandteile 
derselben versagen, die Vereinsfreiheit unterbinden können. 
Eine bei weitem umfangreichere Gelegenheit, die zu demselben 
Ende führt, ist den englischen Gerichten durch den ungeregelten 
Zustand, in welchem sich das sogen. Law of Conspiracy be- 
findet, gegeben. Unter Law of Conspiracy’) ver- 


- 
d 


‘) ©. Gierke, Gutachten in den Verhandlungen des XXVIII. deutschen 
Juristentages B. I. 
“*) Siche dazu Wright, Law of Criminal Conspiracies und Agreements, 1873, 
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steht man die Summe aller Rechtssätze, welche die Grundlage 
für die Beurteilung dessen bilden, was eine Conspiracy oder 
Verschwörung ist. Soweit die Vereinsbildung nicht mit den 
gegen die Conspiracy gerichteten Normen kollidiert, ist sie frei. 
Nun ist aber diese Rechtsmaterie durchaus nicht feststehend, 
sondern im Flusse befindlich und der Begriff der Conspiracy 
äußerst elastisch und dehnbar. Grund genug für die Gerichte 
hier anzusetzen und durch ziemlich weitgehende Ausdehnung 
dieses Begriffes, wie wir alsbald sehen werden, die Vereinsfreiheit 
einzuengen. Auch hier sind die Gerichte zu der Rolle und Funk- 
tion der Polizeiorgane nur durch den Sturz und die Beseitigung 
der Sternkimmer gelangt, welche bis zur Mitte des 17. Jahr- 
hunderts die gleiche Kontrolle über die Vereinsbildung führte, 
wie jetzt die Gerichte. (Hudson in den Collectanea Juridica II. 
104—107 L.O.R. v. 6 p. 1249, Wright, Law of Criminal Conspi- 
racıes and Agreements, 1873, p. 8.) 

Sehr einfach scheint der Begriff der »Conspiracy«: als Ver- 
abredung einer rechtswidrigen Handlung durch rechtmäßige 
Mittel und einer rechtmäßigen Handlung durch unrechtmäßige 
Mittel. Es fallen also zunächst hierher Vereinbarungen zweier 
oder mehrerer Personen, ein Verbrechen zu begehen. Aber auch 
die Vereinbarung, ein kleineres Vergehen zu begehen, ist eine 
Conspiracy. Und nun beginnt die Schwierigkeit die Grenze zu 
zichen, welche Vergehen hierher noch fallen. Nach anerkannten 
Rechtsgrundsätzen gehören hierher Vereinbarungen zur Bege- 
hung von Handlungen, welche dem Staate oder der Regierung des 
Reichs schädlich werden, so z. B. wo sich mehrere Offiziere ver- 
abredet haben, ihre Stellen in Zeiten von Kriegsgefahr nieder- 
zulegen (Vertue v. Lord Olive, 4 Burrows, 2472), oder wo einige 
Brauer sich zusammengetan haben, um die Pächter der Ver- 
brauchsabgaben zur Verarmung zu bringen (Startlings Case 1665 
ı Keble 650 und 655; s. auch Lord Holt im Danills Case, 6 Mo- 
dern 99). Desgleichen Vereinbarungen, die dazu dienen, den 
Handel einzuschränken (sogen. combinations in restraint 
of trade). Gewerkschaftsbildungen (trade Unions) sind von der 
Möglichkeit, unter die unlawful combinations oder conspiracies 
zu fallen, durch die Conspiracy and Protection of Property Act 


Stephan, History of Criminal Law III, 222 ff. und Digby in der L.O.R. vol. VI, 
p. 129 ff. und 360 ff. Siehe auch p. 247 ff. und Report of the Royal Commission 
on Trade disputes C.P. 1906, No. 2825. Schließlich mein engl. Staatsrecht II 554 f. 
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von 1875 eximiert (38/9 Vict. c. 86), aber nur in beschränktem 
Maße, wie wir bald hören werden. Unter den Begriff der con- 
spiracv fallen ferner Verbindungen zur Untergrabung der Rechts- 
pflege und zur Begehung unmoralischer und schamloser Hand- 
lungen. Desgleichen Verbindungen zum Zwecke betrügerischer 
Handlungen, wenn diese Handlungen, sobald sie auch von einer 
einzelnen Person vorgenommen würden, wenigstens Gegenstand 
einer zivilrechtlichen Klage wären. 

Nun aber kommt die crux. Ist eine Vereinigung von Personen, 
jemanden zu schädigen, durch andere als an sich kriminelle oder 
fraudulose Handlungen (also das bloße »maliciously interferc«) 
ein conspiracy? Die Frage ist namentlich bei Bovykottierung der 
irischen Landlords durch ihre Pächter und der von Fabrikanten 
durch Arbeitergewerkvereine wichtig geworden. Drei Antworten, 
die meist von richterlicher Seite gegeben sind, beherrschen die 
heutige Spruchpraxis. Die eine Ansicht °®) sagt: Eine Verbin- 
dung, andere Menschen zu schädigen, ist nur dann eine conspi- 
racy und als solche zivilrechtlich verfolgbar, wenn sie kriminelle 
Mittel zur Erreichung ihres Zweckes verwendet. (So auch neuestens 
der Report a. a. O. p. 20 ff.) 

Eine zweite Meinung, die schon den Begriff der conspiracy 
noch weiter ausdehnt, ist die von Lord Chief Justice Cockburn 
im Jahre 1874 abgegebene: Eine Verbindung, die die Herbei- 
führung eines Unrechts (wrong) bezweckt, selbst wenn dieses 
Unrecht nicht einmal zivilrechtlich verfolgbar, ist eine conspiracy. 

Die dritte und weitgehendste Ansicht zuerst von Lord 
Branwell 1872 vertreten, sagt: Jede Verbindung, die die Meinungs- 
oder Willensfreiheit durch einen Zwang zu beschränken sucht, 
der für das phvsische Empfinden der Person, gegen die er ver- 
wendet wird, etwas unangenehmes und belästigendes hat, ist eine 
conspiracy (»something that was unpleasant and annoying to 
the mind operated on«). 

Man sieht, wie dehnbar die zweite und dritte Meinung ist. 
Was kann nicht alles als Unrecht aufgefaßt werden, wenn es 
weder zivilrechtlich noch strafrechtlich verfolgbar zu sein braucht 
und welche Dehnbarkeit läßt sich der Einschränkung der Willens- 
freiheit geben, wenn dazu nichts weiter gehört, als der hierbei 
verwendete Zwang etwas unangenehmes an sich hat? 


19) Vertreten durch Wright Law of Criminal Conspiracies a. a. O. p. 37 fi. 
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Mit Hilfe dieser Dehnbarkeit sind auch nach der Conspiracy 
and Protection of Property Act von 1875 die Gewerkschaften 
verfolgt worden (s. den Rechtsfall Quinn v. Leatham L.R.A.C. 
IQOI, p. 493) und auch die Vercinsbildung in Irland, die zum Teil 
unterdrückt wurden ®°). Namentlich sind es solche Verbindungen, 
die sich vereinigen, ihrem Verpächter keine oder nicht die ver- 
langte Erhöhung des Pachtzinses zu zahlen. Auch wird seit der 
Act von 1887 (Criminal Law and Procedure (Ireland Act s. 2) 
schon als Conspiracy in einem Distrikt, über den der Ausnahme- 
zustand verhängt war, angesehen, wenn eine Person sich mit 
andern verbindet, um wieder andere von der Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Pflichten abzuhalten oder diese zu veranlassen, daß 
sie von bestimmten Personen nicht pachten oder an sie verpach- 
ten, daß sie kein Landgrundstück von solchen innehaben oder in 
Gebrauch nehmen, daß sie an jene Personen keine Dienste ver- 
mieten oder von ihnen solche mieten etc. (»to compel or induce 
any person or persons either to fulfil his or their legal obligations, 
or not to let hire, use or occupy any land, or not to deal with, 
work for or hire any person or persons in the ordinary course of 
trade, business or occupation .. .«), kurz das sogen. Boykottieren. 
Nun ist der Begriff des Veranlassens (to compel-or induce) sehr 
dehnbar und wird nach der strengen Meinung des Lord Branwell, 
die wir oben kennen gelernt, ausgelegt. 

Auch die Trade-Unions haben nicht jene sorglose Existenz 
wie man sic seit dem obengenannten Act von 1873 (s. 3) erwarten 
durfte. Das Oberhaus legt die durch jene Act gewährte Koali- 
tionsfreiheit so aus, (Rechtsfall Quinn v. Leatham a. a. O.), daß 
die sich zur Durchsetzung besserer Arbeitsbedingungen zusammen- 
tuenden Arbeiter nur von der strafrechtlichen Seite 
nicht zu fassen wären, daß hingegen die zivile Haftbarkeit wegen 


80) Digby sagt hierüber in der L.Ọ.R. vol. VI p. 137: »The social condition 
of that country (Ireland) since 1870 has been extremely favourable to the growth 
of the law of conspiracy. Just as in England during the period when the power 
of trade-unions was growing, and was generally considered a source of social 
danger, there are distinct symptoms of a tendency on the part of judges to adopt 
a wider definition of criminal conspiracy tban had previously been recognised, 
so in Ireland where combinations of various kinds have been formed, having for 
their object the aiding of agricultural tenants to resist payment of the full amount 
of rent due to the land. Lord the Courts have shown a disposition to condemn 
as criminal combinations which they regard as formed for unlawful though not 
ncecessarly criminal purposes and thus to lav down a definite rule having the 
effect of bringing these combinations within the pale of the criminal law«. 
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»conspiracy« unter Umständen nicht angeschlossen sei 81), denn 
diese existiert zweifellos neben der Strafklage wegen der Con- 
spiracy. Die Folge davon ist, daß Arbeiterverbindungen viel öfter 
wegen einer Kombination in restraint of trade zivilrechtlich für 
haftbar erklärt werden, als die Arbeitgeber und daß Hanbury 
mit Recht im Unterhause sagen konnte, das law of conspiracy 
werde unterschiedlich Arbeitern und Arbeitgebern gegenüber zur 
Anwendung gebracht. 


Die Gerichte sind also in England die Organe, die Vereins- 
polizei üben und treffend beschreibt ein englischer Jurist diese 
Funktion mit den Worten ®2): »The history of the law of con- 
spiracy appears to show that from time to time, especially when 
social questions become prominent, there is a tendency to extend 
the area of the law of criminal conspiracy. The prevailing senti- 
ments of the time find almost unconsciously an echo upon the 
judicial bench; and new combinations designed to effect objects 
which are generally regarded as unjust or pernicious, are-looked 
upon as criminal conspiracies«. 

II. Das Vereinsrecht in den Vereinigten Staaten 8) ist in 
der Hauptsache gleichfalls das Law of conspiracy. Nur wird es 
nicht in diesem kapitalistenfreundlichen Sinne gehandhabt, wie 
in England, weshalb amerikanische Gerichte Bedenken tragen, 
englische Präzedenzfälle zur Anwendung zu bringen. Vor allem 
ist daran festzuhalten, daß die Legalität des Streiks in den Ver- 
einigten Staaten nicht durch die Garantien der Gesetzgebung in 
allen Staaten festgestellt ist, sondern bloß durch die Recht- 
sprechung. (In New - York z. B. schon seit 1867!) Im allgemeinen 
ist jede Vereinbarung zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
sofern sie nicht auf Zwang (coercion) beruht, als gesetzlich oder 
rechtlich zulässig bezeichnet. »Force, violence, threat menace, 
intimidation« werden als solcher Zwang in den meisten Gesetzen 
und Rechtssprüchen exemplifiziert. Soziale Organisation zum 
Zwecke bloßer Ueberredung, Massen-Demonstrationen u. del. 
gelten noch nicht als »coercion« im technischen Sinne. Jedoch ist 
das Streikpostenstehen (»picketing«) als solch ungesetzlicher 
Zwang im Staate Massachusetts durch Rechtsspruch erklärt 


“) Siehe L.O.R. vol. XIX, p. 37 ff. und 182 ff. 
*) L.O.R. vol. VI, p. 134. 
63) Siehe Freund ch. XIII. 
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worden 84). Schr skrupulös geht das amerikanısche Recht bei 
Beantwortung der Frage vor, was böswilliger Einfluß (malicious 
interference) einer Arbeiter-Organisation sei. Wir haben oben 
gesehen, daß in England diese Frage ziemlich bestritten ist, daß 
der Begriff der »malicious interference« ziemlich weit umschrieben 
wird. Ist z. B. eine Gewerkschaft berechtigt, um ihre eigene 
Organisation zu stärken, von dem Arbeitgeber die Entlassung von 
Arbeitern, die nicht der Gewerkschaft angehören, zu verlangen ? 
(sogen. secondary strike). In England wurde dies im Rechtsfall 
Quinn v. Leatham vom Oberhause verneint (L.R. IgoI A.C. 
4095) 8°), in den Vereinigten Staaten ist dies durch Rechtsspruch 
(Common wealth v. Hunt) als zulässig bezeichnet. Auch in der 
Frage der Boykotts nimmt das amerikanische Recht einen viel 
freisinnigeren Standpunkt ein, als das englische, indem es nur 
solche Boykotts verbietet, durch welche jemand zum Vertrags- 
bruch verleitet wird 88). Nach beiden Richtungen hat das eng- 
lische Recht erst jetzt auf Grund des neuen Gesetzes sich ameri- 
kanischem Vorbilde angeschlossen. 

Das Recht der Vereinigten Staaten hat sich aber nicht bloß 
damit begnügt, das Law of Conspiracy seiner aufiallenden Härten 
zu entkleiden, sondern hat auch durch eine positive Gesetz- 
gebung das Vereinsrecht auszugestalten versucht. Freilich sofern 
der Kampf den Trusts gilt, ist durch die sie beschränkende Gesetz- 
gebung bisher nicht viel erreicht worden, trotzdem sogar eine 
Reihe von Einzelstaatsverfassungen sie ausdrücklich verbieten °). 
Doch den politischen Parteien, die im öffentlichen Leben der Ver- 
einigten Staaten eine große Rolle namentlich bei der Aemter- 
besetzung in Staats- und Kommunal-Verwaltung spielen, ist der 
amerikanische Gesetzgeber näher getreten. Insbesondere hat es 
die »primary« das ist die politische Parteiversammlung, aus 
welcher der von der Partei aufgestellte Kandidat hervorgeht, 
einer regelnden Kontrolle unterzogen #). So wird zuweilen an- 
geordnet, daß die Vorsitzenden einer »primary« einen Eid leisten. 
Das Stimmrecht in einer primary, sowie der ganze Wahlvorgang 





831) In England ist dies nach einem Gesetz von 1906 legalisiert worden. Siehe 
mein engl. Staatsrecht II, 550. 

8) Nunmehr aber seit 1906 durch Gesetz als zulässig erklärt. S. mein engl. 
Staatsrecht II, 550. 

68) Siehe Tiedemann a. a. O. I, 460 ff. 

x”) Siehe Stimson a. a. O. § 518. 

8) Siche mein Allgemeines Staatsrecht, 1909, Bd. II, S. 67 f. 
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in ihr wird einer gesetzlichen Regelung unterzogen. Ja im Staate 
New - York sind sogar die Zusammensetzung des Parteivorstands, 
seine Mitgliedschaft, die Dauer seiner Funktion und seine Absetz- 
barkeit durch Rechtsnormen vorgeschrieben. (Freund a. a. O. 
p. 519 ff.) 

III. Wenn wir nun zusammenfassend das englisch-amerl- 
kanısche Recht überblicken, so fällt uns natürlich der elastische 
Zustand des Law of Conspiracy ganz unangenehm auf und 
wir sind geneigt, unsere Vereinsgesetzgebung höher zu werten. 
Zweifellos ist in der gesetztechnischen Vollendung, wie auch ın 
anderen Punkten der kontinentale Gesetzgeber dem anglo- 
amerikanischen überlegen. Es fragt sich nur, ob dies das Kri- 
terium ist, unter dem wir die Vorzüge des modernen Vereinsrechts 
betrachten dürfen. Die Frage ist zu verneinen. Das einzig maß- 
gebende Kriterium für die Güte des Vereinsrechts muß heute die 
Frage sein, wie wird dieses dem Koalitionsrecht der Arbeiter 
gerecht und da können wir ganz ruhig sagen: trotz der Flastizität 
und Dehnbarkeit des Law of Conspiracy, steht dieses turmhoch 
über unserm deutschen durch die Gewerbe-Ordnung garantierten 
Koalitionsrecht. 

Vor allem ist der durch $ 152 der Reichsgewerbeordnung 
gewährte Schutz gegen alle Verbote von Verabredungen und 
Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günstiger Lohn- und 
Arbeitsbedingungen etc. ziemlich durch die Rechtsprechung ein- 
geengt. Er besteht danach 8°) nur soweit, als das Mittel der Koali- 
tion zur Erlangung besserer Arbeitsbedingungen in Frage kommt. 
Unberührt aber bleibt die Frage, welche Mittel, abgeschen von 
der Koalition selbst, zur Erreichung des Zwecks des Para- 
graphen angewendet werden dürfen. Sind diese Mittel nach an- 
deren Gesetzen verboten und ist ihre Anwendung strafbar, so 
bleibt die Strafbestimmung in Geltung. Deshalb bestehen alle 
diejenigen Polizeiverordnungen zu Recht, welche auf Grund ge- 
setzlicher Ermächtigung zur Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung auf öffentlichen Straßen und Plätzen oder zum Fern- 
halten persönlicher Belästigung an solchen Orten durch Streik- 
posten erlassen sind, z. B. auf Grund des $ 366 Ziffer 10 Struf-Ge- 
setzbuchs (Stenglein a.a. ©. und Deutsche Juristenzeitung V, 167). 


#9) Stenglein, Die strafrechtlichen Nebengescetze des Deutschen Reichs, 
3. Auflage, 1903, S. 920 ff. und Landmann, Gewerbe-Ordnung, 5. Aufl., 1907, 
II, Seite 544 ff. 
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Also während das englische Recht nur dann Strafbarkeit bei 
Uebung des Koalitionsrechts eintreten läßt, wenn eine durch 
Gesetz sanktionierte strafbare Handlung aus diesem Anlaß be- 
gangen wird 99), genügt im deutschen Recht schon Collision 
mit Polizeiverordnungen, die ihre Ermächtigung aus so dehn- 
baren Klauseln des Gesetzes, wie sie der Unfugs-Paragraph des 
Reichs - Strafgesetzbuchs oder der § 10 I. 17 A.L.R. darstellt, 
herleiten. 

Ein anderer Nachteil gegenüber dem englisch-amerikanischen 
Recht ist dem deutschen Recht durch $ 153 der Reichsgewerbe- 
ordnung zugefügt, wonach mit besonderer Strafe belegt wird, 
wenn das allgemeine Strafrecht nicht noch härtere Strafen für 
den gleichen Tatbestand auferlegt: »Wer andere durch Anwen- 
dung körperlichen Zwanges, durch Drohungen, durch Ehrver- 
letzung oder durch Verrufserklärung bestimmt oder zu bestimmen 
versucht, von solchen Verabredungen zurückzutreten«. Auf Grund 
dieser Bestimmung wird insbesondere die Verhängung einer Sperre 
und die Boykotterklärung eines Betriebes ohne weiteres ver- 
urteilt, weil darin die Drohung enthalten, daß in Zukunft bei je- 
manden nicht gearbeitet, nichts von jemanden gekauft werden 
dürfe und der Betreffende dadurch geschäftlich geschädigt werden 
solle. (Stenglein a. a. O.) Und an dieser Auffassung hängen alle 
deutschen Gerichte fest, trotzdem v. Landmann (a. a. O.) über- 
zeugend nachweist, daB aus den Reichstags-Verhandlungen von 
1869 deutlich hervorgeht, man habe durch den $ 153 nur die 
Willensfreiheit derjenigen Arbeiter, die an einer Koalition oder 
aneinem Ausstande sich nicht beteiligen wollen, gegen den Zwang 
ihrer Genossen schützen wollen. Die Praxis und Theorie macht 
daraus einen Schutz der Arbeitgeber. 

Das unterscheidet aber ganz besonders das anglo-amerika- 
nische Recht und die ihm zugrunde liegende Tendenz von der 
deutschen Gesetzgebung: Während ersteres die Gewerkvereine 
der Arbeiter vor dem elastischen Law of Conspiracy und seinen 
Polypenarmen zu befreien sucht und jedes neue Gesetz nach 
dieser Richtung die Befreiung bringt, zeigt unsere Gesetzgebung 
schon seit dem Dasein der Gewerbeordnung die Tendenz »im 
Interesse der Arbeitswilligen« die Zahl der Polypenarme zu ver- 
größern. So ist zunächst die oben gezeigte Einengung der Koa- 


#0, Siehe das englische Gesetz vom Jahre 1875 (38/39) Vict. c. 86) s. 3. 
Aehnlich die amerikanische Gesetzgebung und Praxis. 
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litionsfreiheit durch Polizeiverordnungen auf Grund ciner gesetz- 
lichen Generalklausel zu verstehen, so der $ 153 der Reichs- 
gewerbeordnung der sich schon rein äußerlich als Verschärfung 
gegenüber dem allgemeinen Strafrecht zu erkennen gibt, so alle 
neueren ministeriellen Erlässe und Gesetz-Entwürfe, vom Putt- 
kammerschen Streikerlasse (1886) bis zur »Zuchthausvorlage« 
(Entwurf eines Gesetzes zum Schutze des gewerblichen Arbeits- 
verhältnisses 1899). 


$ 23. Privatrecht und Polizei. 


Während das englische Recht auf dem Standpunkt steht, 
daß Eingriffe der Polizei in das Privatrecht und -Vermögen 
nur auf Grund ausdrücklicher gesetzlicher Ermächtigung zur 
Realisierung eines konkreten, durch das betreffende Gesetz zu 
realisierenden Verwaltungszwecks erfolgen dürfen, unterscheidet 
es sich wesentlich von dem System der Generalklauseln in unsrem 
Recht, die solche Eingriffe gestatten. Das amerikanische Recht 
vermeidet zwar nicht wie das englische das System der General- 
klauseln, aber, da die Richter auch die Verfassungsmäßigkeit sol- 
cher Polizeigesetze, die Eingriffe jener Art gestatten, zu prüfen 
haben, so endet natürlich die Frage, ob der Eingriff rechtmäßig 
war, nicht mit dem Hinweis, daß er gesetzlich ermächtigt war, 
sondern es wird untersucht, ob er sich in den verfassungsmäßigen 
Schranken der sogen. Police Power gehalten habe. Infolgedessen 
hat sich eine Theorie über die Zulässigkeit solcher Eingriffe her- 
ausgebildet, die an Reichhaltigkeit der deutschen nichts nach- 
gibt. Denn wie im deutschen Recht die Frage immer zu beant- 
worten steht, ob die betreffenden durch Verordnung und Ver- 
fügung vorgenommenen Eingriffe verfassungsmäßig und rechtlich 
zulässig, so kehrt dieselbe Frage auch im amerikanischen Recht 
wieder, ob die Polizeigesetze verfassungsmäßig und rechtlich 
gestattet sind. Einen bedeutsamen Unterschied weist aber das 
amerikanische Recht vor dem deutschen Recht auch hier auf. 
Eingriffe durch Polizeiverfügungen gehören zu den Seltenheiten, 
da von jedem Polizeieingriff verlangt wird, nicht bloß, daß er 
auf einem Gesetz ruhe, sondern daß er auch equal wirke, d. h. 
alle Untertanen gleichmäßig beschwere. Dieses Principle of Equa- 
lity werden wir in seiner Tragweite noch weiter unten kennen 
lernen. Sein Fehlen unterscheidet das englische und deutsche 
Recht von dem amerikanischen. 
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I. Polizeiliche Eingriffe in das Privateigentum. 

Es handelt sich hier nicht um Enteignungen, welche bei uns 
einen gleichen Rechtschutz erfahren, wie im amerikanisch-engli- 
schen Recht, sondern um Beschränkungen des Eigentums, meist 
des Grundeigentums, die keine Entziehung des Eigentums be- 
deuten. Für das preußische Recht gilt allgemein der Grundsatz, 
der auch in der Praxis der obersten Gerichte insbesondere des 
Oberverwaltungsgerichts (Entsch. Bd. 8, Seite 327, Bd. ıı 
Seite 365 und B. 13, Seite 314) Anerkennung gefunden hat, 
daß solche Beschränkungen auch ohne Entschädigung verfassungs- 
mäßig zulässig sind, wenn nicht ausdrücklich ein Gesetz solche 
Entschädigung vorschreibt. Das Gegenteil ist für das ameri- 
kanische Recht prinzipiell rechtens und Gesetze, die solche Ein- 
griffe ohne Entschädigung vorschreiben, sind prinzipiell ungültig. 
(Freund a. a. O. p. 542 ff.) Als Ausnahmen von dieser Regel 
gelten nur: 

I. Vorübergehende und unbedeutende Eingriffe. 

2. Eingriffe zur Beseitigung einer sogen. Nuisance per se. Diesen 
Begriff hat die Rechtsprechung besonders ausgebildet und es 
gehören hierher die Fälle, wo der Zustand eines Sachgutes eine 
unmittelbar drohende Gefahr für Gesundheit und den sitt- 
lichen Zustand des Gemeinwesens an sich trägt und ein ver- 
nünftiger Gebrauch von seinem Eigentümer nicht gemacht 
werden kann (Freund a. a. O. $ 520: »where the condition 
of a thing is such that it is imminently dangerous to the 
safety, or offensive to the morals, of the community, and is 
incapable of being put to any lawful use by the owner, it may 
be treated as a nuisance per se«). 

Das englische Recht steht hingegen ganz auf dem Stand- 
punkt des deutschen Rechts: Entschädigung nur dort, wo sie 
im Gesetze ausdrücklich zugesagt ist. Nur ist auch hier der Unter- 
schied im Auge zu behalten, daß im englischen Recht niemals 
solche Eingriffe auf gesetzliche Generalklauseln gestützt werden, 
wie sie z. B. der § I0 II. 17 des preußischen A.L.R. darstellt. 
Ganz klar werden diese Differenzen an folgendem Beispiel: 
Werden Privatgrundstücke für militärische Uebungen in An- 
spruch genommen, so erhält der Eigentümer nach amerikanischem 
Recht auf jeden Fall Entschädigung, gleichviel ob diese im Gesetz 
sanktioniert ist oder nicht. (Brigham v. Edmunds, zit. bei Freund 
p. 543.) Nach englischem Recht erhält er den Ersatz des Schadens 
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nur deshalb, weil er ausdrücklich im Gesetz in der Military 

Manoevres Act von 1897 (60/1 Vict. c. 43) festgestellt ist. (Siehe 

mein englisches Staatsrecht, Bd. II, Seite 270.) Nach deutschem 

Reichsrecht hingegen ist die Entschädigung nur für die wirklich 

entstandenen Flurschäden zu leisten, hingegen hat der 

Grundeigentümer eine »Vergütung für die Benutzung von Grund- 

stücken zu Truppenübungen nicht zu beanspruchen« (Laband, 

Deutsches Staatsrecht, 3. Aufl., Bd. II, Seite 753 und preußisches 

Verwaltungsblatt, Bd. 23, Seite 813 und Bd. 24, Seite 575), da 

dies im $ 14 des Naturalleistungs-Gesetzes von 1875 nicht aus- 

drücklich zugesichert ist. 

II. Grundeigentum und Polizei. 

Im Gegensatz zum preußischen Recht, das eine rechtliche 
Pflicht des Grundeigentümers zur polizeigemäßen Instandhaltung 
seines Grundeigentums anerkennt ®!), lehnt das englisch-ameri- 
kanische Recht diesen Gedankengang vollständig ab. Nur wo 
eine nuisance in dem oben gezeichneten Sinne, d. h. ein polizei- 
widriges Handeln vorliegt ®%), tritt die Polizeipflicht des 
Eigentümers, sie zu beseitigen, ein. 

Dadurch sind zwei Unterscheidungen gegenüber dem preu- 
Bischen Recht insbesondere im englisch-amerikanischen Poli- 
zeirecht anerkannt: 

I. Damit die Polizeipflicht zur Instandhaltung des Eigentums 
eintrete, muß die Polizeiwidrigkeit durch den Grundeigen- 
tümer verursacht worden sein. Eine Beseitigungspflicht der 
Nuisance, die durch den Mieter verursacht worden ist, hat 
der Grundeigentümer nach common law °?) nicht, während 
das preußische Recht solche Pflicht anerkennt °$). 

2. Der Grundeigentümer hat für keine Polizeiwidrigkeit auf- 
zukommen, die durch Naturereignisse herbeigeführt sind. 
So sagt Tiedemann ®) a. a. O. II, p. 767: »It has long been 
an established rule of law, and is it still so in the absence of 
a modifying statute, that the owner of lands is not responsible 


»1) Siehe statt atler Stier-Somlo im preußischenVerwaltungs-Archiv, Band 6, 


Seite 275 ff. 
?2) Freund a. a. O. p. 639. 
»») D. h. sofern nicht ausnahmsweise durch Gesetz eine Abweichung ge- 


schaffen ist: Tiedemann A. Treatise on State and Federal Control of Persons 
and Property. St. Louis 1900, II, p. 779. 
”) v. Arnstedt, Das preußische Polizeirecht 1905, Seite 445 ff. 


%5) Stier-Somlo a. a. O. Seite 353 ff. 
31* 
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for any annoyance or discomfort, proceding from some natu- 
ral cause and not from the act of some individual and he 
cannot be made to respond in damages for his failurs to 
remove the cause of annoyance, even though the public 
health of the neighbourhood is seriously affected«. 

Anders dagegen das preußische Recht nach der wohlbe- 
gründeten Meinung. So sagt auch das Oberverwaltungsgericht 
(Band 18, Seite 411): »Jeder Eigentümer ist verpflichtet, sein 
Grundstück in solchem Zustande zu erhalten, bezw. umzugestalten, 
daß polizeilich zu schützende öffentliche Interessen nicht beein- 
trächtigt oder gefährdet werden, mag die unzulässige Beschaffen- 
heit durch den Eigentümer selbst, durch Dritte oder durch Zufall 
entstanden sein«. 

Eine Konsequenz dieser Auffassung, daß eine Pflicht des 
Eigentümers zur polizeigemäßen Instandhaltung seines Eigen- 
tums weder in England noch in Amerika nach Common law 
existiert, ist, daß zu ihrer Herbeiführung ausdrückliche Gesetzes- 
vorschrift und -Auflage nötig ist. Für England ist dies durch die 
Public Health Act von 1875 (3819 Vict. ch. 55 s. 44) erfolgt. 

In Amerika gibt es in einigen Staaten auch entsprechende 
Gesetze, doch wird ihre Verfassungsmäßigkeit aus dem Gesichts- 
punkt bezweifelt, daß sie dem Prinzip der »Gleichheit« wider- 
sprechen, indem sie einer Kategorie von Staatsbürgern, d.i. den 
Hauseigentümern besondere Polizeipflichten auferlegen (Freund 
a. a. O. p. 043). 

III. Die Polizei und die wohlerworbenen Rechte (»be- 
sondere Rechtstitel«). 

Als Ueberrest vergangener Rechtsordnungen ragen mit- 
unter in unsere Zeit subjektive Rechte einzelner herüber, die 
auch der Polizei gegenüber von Bedeutung sind, die sie zuweilen 
in ihrem Handeln beschränken (s. z. B. $ 2 des preußischen Ge- 
setzes vom I. Mai 1842 über die Zulässigkeit des Rechtswegs ®%), 
zum mindesten aber, selbst wo sie die Pclizei in ihrem Handeln 
nicht beschränken, für ihre Aufhebung oder Einschränkung 
durch die Polizei Entschädigung verlangen. Der Grundcharakter 
dieser »besonderen Rechtstitel«, dieser Nachfolger der »wohler- 
worbenen Rechte« des Polizeistaats wird von der Praxis und 


ee), Für das bayer. Recht: V.G.H. I, S. 152, 224, 396; Bd. 2, S. 94, 684; 
Bd. 4, S. 325, 454; Bd. 5, S. 209; Bd. 11, S. 203; Bd. 13, S. 412 (420); Bd. 17, 
Seite 315. Für das württemb. Recht Württemb. Archiv, Band 22, Seite 328 ff. 
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Theorie ”) des deutschen Rechts dahin gefaßt, daß diese Rechte 
nur dann als solche anerkannt werden, wenn sie innerhalb der 
vergangenen Rechtsordnung eine besondere öffentliche Funk- 
tion namentlich innerhalb des Verwaltungsapparats der dama- 
ligen Zeit zu erfüllen hatten. Realgerechtsame und landesfürst- 
liche Privilegien sind ein Hauptanwendungsgebiet dieser »be- 
sonderen Rechtstitel«, oder wie sie zuweilen auch genannt wer- 
den, dieser »Privatrechtstitele Durch obige Charakterisierung 
ist ausgesagt, daß sie auf den Aussterbe-Etat gesetzt sind, d. h. 
also gewöhnlich nicht mehr von neuem entstehen können. Eine 
Ausnahme von diesem Grundsatz anerkennt nur das Reichs- 
gericht in konstanter Praxis?) an, wonach an öffentlichen 
Sachen, namentlich durch Ersitzung solche Sonderrechte einzel- 
ner gegenüber dem sonstigen Gemeingebrauch entstehen können 
und ihre Inhaber bei Eingriffen der Polizei in ihren Bestand 
zu entschädigen sind. 

In weit größerem Umfange als das deutsche anerkennt das 
amerikanische, diese sog. vested rights an, während das englische 
sie nur dort berücksichtigt, wo ihrer im Gesetz, das sie aufhebt, 
besonders Erwähnung geschieht. Das amerikanische Recht 
sieht sie vor allem als immer vonneuem entstehbaran 
und anerkennt prinzipiell die Entschädigung für ihre Entziehung 
oder Einschränkung an. Es erblickt überall dort ein »vested 
right«, d. h. also einen besonderen Rechtstitel, wo zur Erwerbung 
desselben ein besonderes Entgelt geleistet wurde (executed con- 
sideration) °°). 

IV. Privatverträge und Polizei. 

Daß die Polizei im öffentlichen Interesse die Vertragsfrei- 
heit beschränken dürfte, ist im deutschen 10°) wie im englisch- 
amerikanischen Rechte 101) als feststehende These angenom- 
men. Anders liegt aber die Sache bei Beantwortung der Frage, 
inwieweit die Polizei bestehende Verträge alterieren ja auflösen 
kann. Während im preußisch-deutschen Recht dies wohl zu- 


#) Siehe Tezner, Arch. f. öff. R. Bd. 9, S. 325 ff. — Oppenhoff, Rechtsver- 
hältnisse 329 ff. Dvroff-Reger, Handausgabe des Bayr. Verwaltungsgerichts- 
gesetzes, 3. Aufl. 1902, S. 309. Göz, Verwaltungsrechtspilege in Württemberg, 
1902, Seite 22. 

3) Entscheidung des Reichsgzrichts bei Gruchot, Band 39, Seite 883 ff. 
und Band 43, Seite 1790 ff. 

»»), Siehe Freund a. a. O. p. 602 ff. 

100) Biermann, Privatrecht und Polizei in Preußen 1897, Seite 210 f. 

101) Freund a. a. O. p. 539. 
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gestanden wird, daB solche Alterierung bestehender Vertrags- 
pflichten im öffentlichen Interesse sowohl durch Polizeiverord- 
nung und Polizeiverfügung zulässig 192) ist, hat das amerikanische 
Recht den Grundsatz in der Unionsverfassung (Art. II, Sektion 9 
§ 8) aufgestellt, der dann auch in den Einzelstaatsverfassungen 
Eingang gefunden: 

»No state shall... . pass any Bill... . or Law impairing 
the Obligations of Contracts . . . .« 19). 

Das heißt, kein staatliches Gesetz, auch nicht ein Polizei- 
gesetz darf in bestehende Verträge eingreifen: »pacta sunt ser- 
vanda«! 

Die Spruchpraxis hat diesen Satz nun so eingeschränkt, 
daß kein Polizeigesetz derart in Verträge eingreifen dürfe, daß 
der verpflichtete Teil dadurch gefördert wird. (Freund $ 556: 
»Impairment forbidden only if in the interest of party obligated«). 
Nun ist es natürlich, daß jede Aufhebung eines Vertrages die För- 
derung des Verpflichteten bedeutet. Die Theorie und Praxis will 
aber nichts Sinnloses und verlangt nur, daß das betreffende Ge- 
setz diese Förderung nicht als Hauptzweck betrachte. Gegen 
solche Nebenwirkungen wird hingegen nichts eingewendet. 
(Freund p. 584: »That the relief from the contractual obliga- 
tion individually benefits the party previously bound by it, is 
no objection to the validity of the statute, provided such relief 
is not the primary object of the lawe). Durch diese ein- 
schränkende Praxis rückt aber das amerikanische Recht dem 
deutschen wesentlich näher. So z. B. ist ein Polizeigesetz, das 
einer Eisenbahngesellschaft die Verpflichtung auferlegt, ihre 
Trakte zu erhöhen oder zu erniedrigen, zulässig, trotzdem es in 
die bereits abgeschlossenen Verträge der Eisenbahngesellschaft 
mit den Anliegern betreffs der Benutzung der bestehenden 
Trakte eingreift. (Siehe für das preußische Recht dazu den ähn- 
lichen Fall bei Biermann a. a. O. Seite 2ıı ff. und O.V.G. 
Bd. 7, Seite 354). 


$ 24. Das Prinzip der Gleichheit. 


Schon oben zeigten wir, daB nach englischem Recht jede 
Polizeiverordnung, die die Staatsuntertanen ungleich belastet, 
als »unrcasonable« von den Gerichten aufgehoben wird. In 








102) Biermann a. a. O. p. 211 ff. 
103) Siehe darüber und zum folgenden Freund a. a. O. p. 582 ff. 
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noch weit höherem Maße hat das darin inkludierte Prinzip der 
Gleichheit, welches als Requisit der polizeilichen Normen auf- 
gestellt wird, das amerikanische Recht ausgebildet. 

Das 14. Amendement zur Unionsverfassung besagt: 

»No State shall... .deny to any person within its jurisdiction 
the equal protection of the laws«. 

Mehrere Staaten wiederholen in ihren Verfassungen diese 
Bestimmungen, z. B. Ohio, Idaho, Arkansas, Alabama (siehe 
Freund p. 630) mit größeren oder geringeren Modifikationen. 


Auch wir haben in Artikel 4 der preußischen Verfassung eine 
analoge Vorschrift, aber während sie bei uns eine papierne For- 
mel geblieben ist, hat sie sich in den Vereinigten Staaten zu einer 
wirksamen Schranke der Polizeigewalt ausgebildet. Sie macht 
sich hier nach doppelter Richtung geltend, einmal bei Auflage 
besonderer Polizeilasten auf bestimmte Klassen von Individuen, 
zum zweiten bei der Verleihung von Konzessionen (Licences) an 
Individuen und zum dritten bei den sog. Erlaubnisvorbehalten in 
Polizeigesetzen zugunsten bestimmter Klassen der Staats- 
bürger 194). 

I. Was zunächst die Polizeiauflagen anlangt, die be- 
stimmten Klassen von Staatsbürgern auferlegt werden, so 
ist selbstverständlich ausgeschlossen, daß eine einzige Person 
herausgegriffen werden kann, der die Polizeiauflage gemacht 
wird, ohne daßeine den Sachverhalt regelnde allgemeine Norm 
dazu ermächtigen würde. Aber selbst dann ist diese Norm 
widerrechtlich, wenn sie bestimmte Klassen von Staatsbür- 
gern herausgreift, ohne daß ein Kausalzusammenhang zwi- 
schen dem Tun und Lassen dieser Personenklassen und der 
zu vermeidenden Gefahr bestünde. So wenn z. B. einer Eisen- 
bahngesellschaft aufgegeben würde, die Kosten des Arztes 
für Personen, die in ihren Eisenbahnwagen eines plötzlichen 
Todes sterben, zu tragen oder wenn einer durch eine Stadt 
laufenden Eisenbahn die Verpflichtung auferlegt wird, Lam- 
pen an allen ihren Gleisen anzubringen, trotzdem feststeht, 
daß die Eisenbahnzüge durch die Stadt niemals nach 8 Uhr 
abends laufen und die Stadt, die die Polizeiverordnung er- 
lassen hat, mit dieser die Abwälzung ihrer eigenen Beleuch- 
tungspflicht auf die Eisenbahngesellschaft bezweckt. 


104) Siehe darüber und zuın folgenden Freund a. a. O. 635 ff. 
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Eine Folge des Prinzips der Gleichheit aller Staatsbürger 
ist eben dieser Grundsatz, daß die den bestimmten Klassen 
auferlegten Polizeilasten einen gewissen Zusammenhang mit 
der abzuwendenden Gefahr haben, denn nur dieser recht- 
fertigt das ausnahmsweise Abgehen von jenem Prinzip. Eine 
weitere Folge desselben ist die Forderung, daß dort, wo be- 
sondere Dienste emer bestimmten Klasse von Staatsbürgern 
verlangt werden, dies nur gegen Entschädigung erfolgen darf. 

So wurde die durch Polizeigesetz von Straßenbahngesell- 
schaften verlangte kostenfreie Beförderung von Polizeipersonen 
als verfassnngswidrig von den Gerichten abgelehnt, während 
in einem ganz analogen Falle nach preußischem Recht, 
in dem ein Regierungs-Präsident von einer Privatfähre die 
Beförderung der Gendarmen zu ermüßigtem Fahrgelde ver- 
langte, die darüber erhobene Klage von unserem Reichsge- 
richt abgewiesen wurde (Entscheidungen Band 24, Seite 21). 
Bei Verleihung von Konzessionen oder Lizenzen, die in Poli- 
zeigesetzen sich finden, wird von der amerikanischen Theorie 
und Praxis das Verlangen gestellt, daB die Bedingungen der 
Verleihung im Gesetze oder in Regulativen genau vorge- 
zeichnet seien, vor allem um nicht willkürlich zu erscheinen, 
denn das würde dem Prinzip der Gleichheit widersprechen. 
Damit sind Dispensationen von Gesetzen oder gesetzlichen 
Normen ohne nähere Angabe der Gründe nur nach freiem 
Ermessen der Verwaltungsbehörden, nach amerikanischem 
Rechte unzulässig und verfassungswidrig, weil sie dem Prinzip 
der Gleichheit zuwiderlaufen. So wäre z. B. die Versagung des 
baupolizcilichen Konsenses wegen Nichtübernahme der land- 
hausmäßigen Bebauung und die ausnahmsweise Abstand- 
nahme von solcher, sofern sie durch Norm geboten ist, wie 
dies für das preußische Recht als zulässig gilt, in den Ver- 
einigten Staaten eben verfassungswidrig, weil sie dem Prinzip 
der Gleichheit widerspricht. 

Nun läßt sich auch dieses Gebiet nicht immer so regeln, 
daß alle Voraussetzungen einer Konzessionsverleihung nor- 
miert sein können. Man denke z. B. an die Abhängigkeit der 
Konzessionsverleihung von der Persönlichkeit des Konzessions- 
werbers und dergl. mehr. Hier läßt sich ein gewisses 
freies Ermessen der Verwaltungsbehörden nicht umgehen. 
Aber ın solchen Fällen verlangt die Theorie und Praxis der 
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amerikanischen Gerichte, daß das Ermessen nicht willkürlich, 


sondern durch die Tatumstände begründet und geleitet und Ns 


jedenfalls richterliche Ueberprüfung im Falle grober Ucber- 
schreitung dieser Grenzen zulässig ist. Daher sagt die Theorie 
und Praxis: »Die Diskretion (d. h. das Ermessen) muß re- 
guliert (vregulated«) sein«. 


So wurde z. B. in einem Falle 1%), wo durch Gesetz die 
Stadt Chicago ermächtigt war, durch ihren Lord Mayor Chi- 
nesen, die Waschanstalten errichten wollten, dies für das 
Stadtgebiet nach freiem Ermessen zu versagen oder zu gc- 
statten, die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes und der Poli- 
zeiverordnung von den Gerichten ausgesprochen, weil dies 
gegen das Prinzip der Gleichheit verstoße. Um sich nun den 
Kontrast zu unseren deutschen sp. preußischen Verhält- 
nissen zu vergegenwärtigen, sei nur in diesem Zusammen- 
hange an den $ 13b des preußischen Ansiedelungs-Gesetzes 
vom Io. August I9o4 (G.S. 227) erinnert, wonach die An- 
siedelungs- Genehmigung im Geltungsgebiete des Gesetzes, 
betr. die Beförderung deutscher Ansiedelungen in den Pro- 
vinzen Westpreußen und Posen vom 26. April 1886 zu versagen 
ist, solange nicht eine Bescheinigung des Regierungs-Präsi- 
denten vorliegt, daß die Ansiedelung mit den Zielen des 
bezeichneten Gesetzes nicht im Widerspruche steht. 
Erlaubnisvorbehalte zugunsten von bestimmten Klassen 
von Untertanen, sofern sie in Polizeigesetzen gemacht werden, 
stören selbstverständlich das Prinzip der Gleichheit. Sie sind 
aber nach der feststehenden Theorie und Praxis in Amerika 
zulässig, wenn die Klasse, die von dem Erlaubnisvorhehälte 
ausgeschlossen ist, eine besondere durch Polizcigesetze zu be- 
seitigende Gefahr mit sich bringt und diejenige Klasse, die den 
Erlaubnisvorbehalt für sich geltend machen darf, von solcher 
Gefahr durchaus frei ist. Oder es muß zum mindesten der 
Erlaubnisvorbehalt die allgemeine Gefahr herabzumindern 
gecignet erscheinen. So wurde ein Polizeigesetz, das Pro- 
zessionen im allgemeinen von besonderer Erlaubnis abhängig 
machte, hingegen Leichenzüge, Umzüge von Feuerwehr- 
mannschaften, Staatsmiliz und politischen Parteien von die- 
sem Polizeiverbot ausnahm, für verfassungswidrig erklärt, 





10) Yeck v. Hopkin, 118 U.St. 350. 
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weil es dem Prinzip der Gleichheit widerspräche und keine 
der obigen Voraussetzungen erfülle. Desgleichen ein Polizei- 
verbot, die Nationalfahne für Reklamezwecke zu verwenden, 
das Ausstellungen von dem Verbote ausnimmt. Auch eine 
Ausnahme von einer Peddlar-Taxe zugunsten von Personen, 
die in der Flotte oder im Heer der Union gedient haben und 
dergl. mehr, wurden für ungültig erklärt. Hingegen war 
das Verbot, Margarinebutter zu färben, während zugunsten 
wirklicher Butter der Erlaubnisvorbehalt gemacht wurde, 
mit Recht für gültig erklärt. Aber ein Polizeigesetz wurde für 
ungültig erklärt, welches das Schlafen von mehr als 6 Perso- 
nen in einem und demselben Raum eines öffentlichen Logier- 
hauses für die arbeitenden Klassen verbot, während Boar- 
ding-Häuser für die vermögenden Klassen davon ausgenom- 
men waren. Der Gerichtshof fand, daß kein vernünftiger 
Grund aus dem Gesichtspunkt der zu beseitigenden Gefahr für 
die gemachte Unterscheidung aufzuweisen sei. Er sagte: 
»If intended as a measure to protect health, the act should 
have been directed against the evil which threatens to intro- 
duce sickness or disease, whether found in a lodging house, 
boarding house or hotel, and as its penalties are not be leveled, 
it can but be regarded, as partial and discriminatory legis- 
lation«. 

Was also das amerikanische Recht hier im Prinzip ver- 
langt, ist der Grundsatz: »No discrimination«, Keine Unter- 
scheidung bei Erlaubnisvorbehalten von Polizeiverboten, 
ohne entscheidenden, vernünftigen Grund. Daher würden, 
dies sei nur der Konträstierung zum deutschen Recht hervor- 
gehoben, alle Ausnahmen vom Vereins- und Versammlungs- 
recht zugunsten der Kriegervereine 106) in Amerika als ver- 
fassungswidrig behandelt werden. 

Wir sehen somit: viel energischer als irgend ein anderes 
Rechtssystem bringt das amerikanische Recht auf dem Gebiete 
des Polizeiwesens das Prinzip der Gleichheit zur Geltung. Was 
haben wir dafür ın Deutschland insbes. in Preußen als Ersatz 
zu betrachten? Vielleicht den $ 75 der Einleitung des A.L.R. 
in Preußen: 





106) Z. B. im früheren preußischen Recht. Siehe Delius, Das preußische 
Vereins- und Versammlungsrecht 1896, Seite 69, 91, und 92. Jetzt $ ır des 
Reichsvereinsgesetzes von I908. 
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»Dagegen ist der Staat, denjenigen, welcher seine beson- 
deren Rechte und Vorteile dem Wohle des gemeinen Wesens 
aufzuopfern genötigt wird, zu entschädigen gehalten «. 

Außerdem vertritt O. Mayer (Deutsches Verwaltungsrecht 
II, 345 ff.) die Lehre, daß eine öffentlich-rechtliche Entschädi- 
gung überall eintrete, um eine von der Staatsgewalt bewirkte 
ungleiche Belastung in eine gleiche zu verwandeln. 

Nun der § 75 wird von der Praxis sehr sparsam gehandhabt 
und die Otto Mayersche Lehre ist nicht einmal von der Theorie, 
geschweige denn von der Praxis rezipiert. 


VI. Abschnitt: Die Organisation der Polizei. 
$ 25. In England. 


Auf Benthams EinfluB geht die Reform der englischen 
Polizeiverwaltung zu Beginn des 19. Jahrhunderts zurück. 
Schon der bekannte Romanschriftsteller Henry Fielding und 
sein Bruder John hatten in der Mitte des 18. Jahrhunderts auf 
die Uebelstände in der Hauptstadt hingewiesen. Parlamenta- 
rische Enqueten bestätigen sie. Sie lagen namentlich in der un- 
genügenden Zahl von Konstablern, in ıhrer schlechten Be- 
soldung, was sie zwang, mit den Dieben zu kolludieren, schließlich 
in dem Ehrenamt der Friedensrichter, die sich als Polizeirichter 
schlecht bewährten und oft sich nicht bloß bestechen licBen, 
sondern sogar selbst grundlose Strafverfolgung einleiteten, nur 
um sich für deren Einstellung besonders bezahlen zu lassen 
(sog. »Trading Justices«). Nicht nur in der Hauptstadt, sondern 
auch in der Provinz herrschte zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
die größte Rechtsunsicherheit. Auch hier wollte sich das viel 
gerühmte »Ehrenamt« des Parish Constable der guten alten 
Zeit nicht mehr bewähren. 

Die Einführung der bezahlten Polizeirichter für die ganze 
Metropole durch die Middle sex Justices Act 1792 war nur ein 
unzureichendes Palliativmittel. Erst die Reform zu Beginn des 
Ig. Jahrhunderts, die vorwiegend durch die Schrift des Dr. 
Colequhoun (»On the Police of the Metropolis« 1796) unter Bent- 
hams Einfluß angeregt worden und dann in Robert Peel ihren 
Gesetzesbildner gefunden hatte, schnitt tiefer ein. Sie ging vor- 
wiegend auf Ersatz der unbezahlten durch eine bezahlte, wohl- 
disziplinierte und wohlorganisierte Polizeimannschaft. Zuerst 
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erhielt die Metropole im Jahre 1829 (Io Geo. IV. c. 44/5) eine sol- 
che. Für die Organisation der provinzialstädtischen Polizei- 
verwaltung und ihre Unterstellung unter ein Watch Committee 
lieferte die Städte-Reform von 1835 (516 Wilt IV. c. 76) die 
nötige Grundlage. Auch war nunmehr die Einsetzung bezahlter 
Polizeirichter (sog. stipendiary magistrates) an Stelle der ehren- 
amtlichen Friedensrichter vorgesehen. Am spätesten wurde die 
grafschaftliche Polizeiverwaltung geordnet. Eine Act von 1839 
(2/3 Vict. c. 93) hatte die friedensrichterlichen Quarter Sessions 
ermächtigt, eine besoldete Polizeimannschaft für die Grafschaft 
einzurichten. Aber erst eine Act von 1856 (19/20 Vict. c. 60) 
machte dies obligatorisch und schuf das heutige System, wonach 
entsprechend der Leistungsfähigkeit der Grafschaftspolizei der 
Staatszuschuß zu den grafschaftlichen Polizeikosten vom Home 
office, dem Minister des Innern, gewährt oder vorenthalten 
wird 10%). 


$26.In den Vereinigten Staaten. 


Hier lagen bis in die 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts die Dinge 

nicht besser, als unter dem alten englischen System des Self- 
government. So bestand noch bis zum Jahre 1840 für New- York, 
dessen Bevölkerung damals etwa 310 000 Einwohner betrug, die 
gesamte Sicherheitsmannschaft aus je 2 gewählten Konstablern, 
für jedes der 17 Stadtquartiere und aus etwa Ioo Mann (den sog. 
mayors marshals). Außerdem hatte New- York eine aus 300 
Mann bestehende Nachtwache, die bei Tag andern beruflichen 
Beschäftigungen als Türsteher, Portiers u. a. m. nachgingen. 
Und über deren Tun und Lassen wachte eine Zahl von etwa IOO 
Inhabern von Sinekuren, deren Titel als »Inspektoren« und dergl. 
mehr durchaus nicht der realen Bedeutung ihrer Macht entsprach. 
Aehnlich war die Organisation in Philadelphia, wo noch 1833 
bloß 24 Polizeileute den Tagesdienst besorgten und etwa 120 
Mann als Nachtwächter fungierten, in Boston, wo noch 1849 
bloß 22 Polizeileute und 200 Nachtwächter vorhanden waren 
und in der Mehrzahl der anderen bedeutenden Städte. Allen 
diesen Einrichtungen fehlte Organisation, Disziplin und Drill. 
Seit ungefähr der Mitte des r9. Jahrhunderts erfolgte we- 
sentlich unter englischem Vorbilde die Einrichtung einer besol- 


107) Siehe über nähere Ausführung der heutigen Organisation mein eng- 


lisches Staatsrecht II, S. 496 ff. 
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deten Polizeimannschaft, die Abschaffung der Sinekuren der 
Aufsicht und ihre Ersetzung durch sog. boards of police Com- 
missioners, bestehend aus dem Mayor, dem Stadt- und dem Po- 
lizeirichter.. Die Boards hatten das Anstellungsrecht und die 
Handhabung der Disziplin über die neuorganisierte Mannschaft. 
New- York hatte in den Jahren 1844—1853 das Beispiel hierzu 
gegeben. Es folgten Philadelphia 1850—60, Boston 1854, Bal- 
timore 1857. 

Seitdem erfolgte auch unter englischem Einflusse eine 
Wandlung in der Auffassung des polizeilichen Selfgovernment 
insofern, als für größere Städte an Stelle der kommunalen Po- 
lizeiverwaltung eine staatliche eingerichtet wurde. Allen voran 
ging New-York 1857, Baltimore 1860, St. Louis und Chicago 
1861, Detroit 1865, Cleveland 1866. In neuerer Zeit kamen dann 
noch andere staatliche Polizeiverwaltungen hinzu und zwar 
für Boston 1885 und Cincinnati 1886 u. a. m., während manche 
wieder verschwanden, so die von Cleveland 1867, die von Chicago 
1865, die von New-York 1870 und die von Detroit 1891. 

In den Vereinigten Staaten ist die Organisation der Polizei- 
mannschaft nur in den Städten wirklich effektiv, dagegen ver- 
sagt sie, wie wir gleich sehen werden, auf dem platten Land, weil 
sie sich hier noch vorwiegend in den alten Formen des englischen 
Selfgovernment bewegt. Als ihr Ersatz muß daher im Not- 
falle die staatliche Miliz vom Gouverneur aufgeboten werden. 

I. In den Städten. 

In kleineren Städten besteht die besoldete Polizeimannschaft 
aus einem Polizeiführer und Polizeiwachleuten. In größerenStädten 
schiebt sich eine regelrechte Stufenleiter und Rangordnung ein. 
Ueber den Leuten der Tagespatrouille stehen die Sergeanten 
oder, wie sie hier heißen, die roundsmen. Ihre Hauptaufgabe ist 
zu kontrollieren, daß die einzelnen Wachleute auf ihrem Posten 
sind. Ueber den Sergeanten steht der Leutnant des Polizei- 
reviers und über ihm der Chef oder Capitain des Ravons. In gro- 
Ben Städten tritt die eben geschilderte Organisation in jedem 
Stadtquartier in Erscheinung und über den Organisationen 
aller Stadtquartiere steht der Chef der Polizei. In New-York 
ist die Hierarchie wie folgt: Deputy Chiefs (bis 1901 war auch hier 
ein Chief), Inspectors, capitains, serjeants roundsmen, und 
patrolmen. 

Ueber dieser Hierarchie steht als Kontrollinstanz ein Kolle- 
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gium oder eine einzelne Persönlichkeit, die aber nicht dem Po- 
lizeidienst angehört. 

Das Bureau-System dieser Kontrolle, d. h. die einköpfige 
Spitze ist eingeführt ın den meisten kleineren Städten und in 
einigen Großstädten, namentlich in New-York (seit ıgor), Chi- 
cago, Philadelphia, Cleveland, Detroit (seit Igor), Minneapolis, 
Syracuse, Rochester, Albany und Troy. Hier übt ein Direktor 
oder Superintendant die notwendige Kontrolle über die Aktivi- 
tät der Polizeitruppe, ähnlich wie in London der Chief Commissioner 
des Londoner Polizeidistrikts. 

Die Kollegialform der Kontrolle ist die allgemein übliche 
in den größeren Städten der Vereinigten Staaten, so namentlich 
in Boston, Cincinnati und New-Orleans. Die Zahl der Mitglieder 
des Kollegs, die übrigens besoldet sind, schwankt zwischen 3—6. 
Auch ist zur Vermeidung von ungerechtfertigten Parteieinflüssen 
insbesondere in bezug auf die Anstellung und Entlassung der 
Polizeiwachleute ein sog. System der bi-partisan boards ein- 
geführt. Das bedeutet, daß die Mitglieder des Kollegs zu gleichen 
Teilen aus den vorhandenen politischen Parteien entnommen 
sein sollen. Doch ist das Uebel des »spoilsystem« keineswegs be- 
seitigt, ja nicht einmal gemildert. 

In einzelnen größeren Städten ist die Polizeiverwaltung, 
wie bereits bemerkt, staatlich. Doch würde man damit eine 
durchaus falsche Vorstellung verbinden, wenn man daran mit 
kontinentalem z. B. preußischem Maßstabe treten wollte. 

Das »staatliche« an der Polizeieinrichtung ist dort nur die 
Tatsache, daß die die Polizeimannschaft kontrollierende Behörde 
vom Staatsgouverneur ernannt wird. Im übrigen fehlt diesem 
Funktionär meist vollständig das Absetzungsrecht, so daß jene 
Polizeikontrollbehörde vollständig unabhängig gegenüber der 
obersten Staatsbehörde, aber sehr abhängig von den städtischen 
Parteien und ihren managers ist. Jede weitergehende Ingerenz 
der staatlichen Beaufsichtigung scheitert an dem Prinzip der 
»Selbstverwaltung«, das von den Gerichten eifrig gewahrt wird. 
Gesetze, die solche weitergehende staatliche Aufsicht einführen 
wollen, werden, mögen sie noch so gut gemeint sein, unnach- 
sichtlich von den Gerichten als verfassungswidrig aufgehoben. Die 
öffentliche Meinung ist übrigens auch gegen jede weitergehende 
Zentralisation, nicht bloß, weil das Sentiment vorhertscht, 
daß eine in das Leben des einzelnen tiefeinschneidende Polizei- 
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verwaltung, viel besser in städtischen vom Volkswillen abhängi- 
gen Händen, als in rein staatlichen Händen aufgehoben sei, son- 
dern auch deshalb, weil die Kosten der Polizeiverwaltung immer 
auf den Kommunen ruhen. 

»Staatliche Polizeiverwaltung« in dem oben geschilderten 
beschränkten Sinne haben folgende Großstädte (5 unter den Io 
größten): St. Louis, Boston, Baltimore, Cincinnati und St. 
Francisco; außerdem noch die Städte: Washington, Denver, 
New-Port (R. I.), Kansas, Fall River, St. Joseph, Birmingham, 
Manchester (N. H.) und ıı Städte im Staate Indiana (S. Fairlie, 
Municipal Administration p. 139). 

2. Auf dem Lande. 

Hier hat die Oberhand das altenglische Polizei-System, 
das die »Hüter« des alten Selfgovernment, die gewählten Kon- 
stabler, noch als antiquierte Ueberreste vergangener Herrlich- 
keit in jeder Dorfschaft aufweist. Natürlich ist die Polizeiverwal- 
tung hier nicht weniger im argen als in England vor den Peel- 
schen Reformen. Nur einige Staaten haben seit der 2. Hälfte 
des 19. Jahrhunderts unter dem Drucke der Abstinenzbewe- 
gung eine Zentralisierung der Polizeimannschaft versucht. Ins- 
besondere wurde eine richtige staatliche Polizei z. B. in Massa- 
chusetts, ähnlich wie die Polizei in Irland, eine sog. consta- 
bulary eingerichtet. Sie besteht auch heute noch in diesem 
Staate in allerdings reduzierter Gestalt. Aber Massachusetts 
ist auch der einzige Staat in dieser Art geblieben. 

Die Kommunen tragen allein die Kosten der Polizeiver- 
waltung, während sie in England zwischen Staat und Kommunen 
aufgeteilt sind 193). 


§ 27. Die staatliche Kontrolle der kommu- 
nalen Polizeiverwaltung. 


In England erstreckt sie sich vorwiegend auf kommunale 
Polizeiverordnungen und hier wird sie teils vom Home Office 
(Ministerium des Innern) teils vom Local-Government Board 
(Ministerium der Selbstverwaltung) geübt 109). 

In den Vereinigten Staaten ist von einer staatlichen Auf- 
sicht über die örtliche, sicherheits polizeiliche Verwaltung 
wenig oder besser gesagt, gar keine Rede. Ursache hiervon ist 


108) Siehe mein englisches Staatsrecht II, 501 f. 
119) Siehe mein englisches Staatsrecht II. 502 f. 
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das eben geschilderte Postulat der »Selbstverwaltung«, die lieber 
der Parteiherrschaft ausgeliefert wird. Der Staatsgouverneur 
ist hier machtlos. 

Ein Absetzungsrecht polizeilicher Funktionäre ist ihm so 
gut wie gar nicht gegeben. Dort, wo es vorliegt (und zwar gegen- 
über den Grafschaftsscheriffs, den Stadtbürgermeistern, staat- 
lichen Polizeianwälten, sog. attorneys) wird es wegen der auch 
den Gouverneur umwogenden Parteiinteressen nicht geübt. 
Unvollkommene Surrogate hierfür sind die Befugnis des Gou- 
verneurs für den Fall, als die örtlichen Polizeiorgane und die 
Polizeimannschaft ungenügend sind, Ersatzorgane, insbesondere 
Konstabler dancben anzustellen. 

Die staatliche Aufsicht ist hier nicht einmal in jenem be- 
scheidenen Maße vorhanden, wie in England, da die amerikani- 
schen Kommunen vom Staate keinerlei Beiträge für die Polizei- 
verwaltung empfangen noch verlangen. 

Das Fehlen jeder Aufsicht ist um so bedauerlicher, als nach 
der konstanten Spruchpraxis die kommunalen Polizeibeamten 
in Ausübung ıhrer Amtsbefugnisse — wie wir hörten — als Staats- 
beamte gelten und daher niemals die sie anstellende Kommune 
haftbar machen können. 

So wurde im Rechtsfall Buttrick v. the City of Lowell fol- 
gende seither beobachtete Rechtsregel aufgestellt 9): »Police 
officers can in no sense be regarded as agents or servants of the 
city. Their duties are of a public nature. Their appointment is 
devolved on cities and towns by the legislature as a convenient 
mode of exercising a function of government, but this does not 
render them liable for their unlawful and negligent acts. The 
detention and arrest of offenders, the preservation of the public 
peace, the enforcement of the laws, and other similiar powers 
and duties with which police officers and constables are intrusted, 
are derived from the law, and not from the city or town under 
which they hold their appointment. For the mode in 
whichtheyexercisetheirpowersandduties, 
the city or town cannot be held liable« 

So gering demnach die staatliche Aufsicht auf dem Gebiete 
der kommunalen Sicherheitspolizei ist, so bedeutsam ist sie 
auf dem Gebiet des Public Health (d. i. der Sanitäts-, Wege-, 


110) Siehe Fairlie a. a. O. p. 143 und die dort angeführten Rechtsfälle. 
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Straßen-, Entwässerungs-, Bau- und Feuerpolizei). Hier ist 
nach englischem Muster in vielem Staaten ein State-Board of 


Health eingerichtet, mit ähnlichen Befugnissen wie das englische 


Local Government Board. Dieser Zentralstelle sind die auf jenem 
Gebiete ergehenden kommunalen Polizeiverordnungen zur Ge- 
nehmigung zu unterbreiten !11), 


111) Ausgenommen sind nur hiervon die großen Städte, die diese Exemtion 
kraft ihrer Charters haben. Siehe darüber W. P. Prentice, Police Powers, New- 
York, 1894, p. 39 ff. 
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Arbeit und Arbeitsbetrieb in den österreichischen 


Strafanstalten. 
Von 
HUGO HERZ. 


Die Verbindung der Freiheitsstrafe mit dem Arbeitszwange be- 
herrscht durch 3 Jahrhunderte die Strafsysteme der zivilisierten Völker. 

Bei der Zwangsbeschäftigung der Gefangenen spielen straf- 
politische Zwecke in erster, wirtschaftliche erst in zweiter Linie eine 
Rolle. Die Arbeitspflicht erscheint: 

I. als Strafübel gegenüber arbeitsscheuen jedoch ERST 
Individuen, 

2. als Besserungsmittel in moralischer Beziehung serene ge- 
wissen Verbrecherkategorien (Eigentumsdelinquenten), insoferne als 
sie den Wert des durch rechtmäßige Arbeit erworbenen Besitzes 
schätzen lehrt, 

3. als Erziehungsmittel insoferne als sie gänzlich unqualifizierte 
verbrecherische Elemente zur qualifizierten Arbeit erzieht, ihnen die 
Möglichkeit gewährt, während der Haftdauer Werte zu schaffen, die 
wenigstens teilweise als ein Entgelt der vom Staate für Sträflinge ge- 
machten Aufwendungen dienen, für die Individuen selbst aber die 
leichtere Möglichkeit künftiger Existenz bieten soll. 

Die Duplizität der der Strafarbeit innewohnenden Zwecke er- 
zeugt Schwierigkeiten sowohl mit Rücksicht auf die Art der Arbeit, 
die Organisation der Arbeit und das Verhältnis dieser Arbeiten zur 
freien Arbeit. 

Der Produktionsbetrieb in den Strafanstalten stellt sich im 
Gegensatze zu den privatwirtschaftlichen Unternehmungen kraft 
Gesetzes als Öffentliche Unternehmung dar. Die Bildung des die Pro- 
duktion leitenden Willens soll durch den Staat erfolgen. Das Arbeits- 
verhältnis der temporär unfreien Arbeitskräfte ist durch gesetzliche 
Normen geregelt. Die zur Anwendung gelangenden Betriebsformen 
werden von Fall zu Fall durch die Anstaltsleitungen bestimmt. Es sind 
dies teils Großbetrieb teils Kleinbetrieb ohne Beschränkung auf be- 
stimmte Produktionsgebiete. 

Die ursprüngliche Form der Strafanstaltsunternehmung war 
der Betrieb auf Rechnung und Gefahr des Staates (Regiebetrieb) 
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als Großbetrieb mit den ökonomischen Hilfsmitteln des letzteren 
(z. B. das Raspeln der Farbhölzer).. Daneben entwickelten sich als- 
bald Formen des Kleinbetriebs mit allen ökonomischen Nachteilen 
desselben: die Anstalt arbeitet für private Kunden über Bestellung. 
Während in diesen beiden Fällen die Produktionsleitung noch in Hän- 
den des Staates liegt, entwickelt sich seit Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts der sogenannte U'nternehmerbetrieb teils als Groß- teils 
als Kleinbetrieb, dadurch charakterisiert. daß ein Einzelunternehmer 
die in den Gefängnissen konzentrierten Arbeitskräfte nach seinem 
Willen und auf seine Kosten für Produktionszwecke ausnützt. Der 
soziale Zweck des Strafanstaltsbetriebes weicht privatwirtschaft- 
lichen Zwecken (Unternehmersvstem — Entreprise) }). 

Bei all diesen Systemen behält jedoch die Gefängnisverwaltung 
ein gewisses Maß von Arbeitskräften für Arbeiten ın eigener Regie: 
Hauswirtschaft, Instandhaltung der Gebäude etc. zurück. Während 
die Schwierigkeiten der Organisationsfrage der Sträflingsarbeit teils 
wirtschafts- teils strafpolitischer Natur sind, ist die Hauptschwierig- 
keit, mit der gegenwärtig die Gefängnisbetriebe kämpfen, rein wirt- 
schaftspolitischer Natur: Es handelt sich um den Absatz der in den 
Strafanstalten hergestellten Produkte. 

Die Behinderung des Arbeitsmarktes der freien Arbeit hat zu 
einem langwierigen Kampfe gegen die produktive Sträflingsarbeit 
in nahezu sämtlichen europäischen und außereuropäischen Ländern 
geführt, die schließlich mit mannigfachen Einschränkungen der Ge- 
fängnisarbeit endeten. 

Was nun die Sträflingsarbeit in Oesterreich anbelangt, so bestimmt 
das Gesetz für jede Art der Freiheitsstrafe die obligatorische Arbeits- 
pflicht (§§ 18 und 24 StG.) ausgenommen für die zu einfachem Arreste 
Verurteilten ($ 244 StG.)?). Die Strafanstaltsarbeiten werden ent- 
weder in eigener Regie der Anstalt betrieben oder werden die Sträf- 
lingskräfte an Privatunternehmer verpachtet 3). 

Unter den Regiearbeiten unterscheidet man Arbeiten für die 
Anstalt selbst, für das Aerar, für Angestellte der Anstalt, für eigene 
Rechnung der Sträflinge und für Private. Der Umstand, daß die 
Strafanstaltlichen Arbeiten, für die teils die Form des Großbetriebes 
(zum geringeren Teile), teils die Form des Kleinbetriebes gewählt 
wird, sich vielfach in gleicher Linie wie die privatwirtschaftliche Pro- 
duktion bewegen, haben zu mannigfaltıgen Maßnahmen im Verord- 
nungswege Veranlassung geboten, die den Zweck verfolgen, die Kon- 


———. 





t) Vgl. darüber Pratobevera: Kinige Worte über die Gefängnisfragen. Wahl- 
berg, Kleinere Schriften III. Bd: Gebrechen und Verbesserung des Gefängnis- 
wesens in der Strafrechtsz. 1804—1807. — v. Liszt in Holtzendorf Handbuch das 
Gefangniswesen. Hamburg 1888. Bauer: Der Gewerbebetrieb in den Strafan- 
stalten. Karlsruhe 1861. Marcovich: Das Gefängniswesen in Oesterreich 1899. 
Aschrott: Strafsysteme und Gefängniswesen in England. Leipzig und Berlin 
1887. Großmann, Ocsterr. Strafanstalten. Wien und Leipzig 1905. 

2) Leitmeier: Oesterr. Gefängniskunde. Wien 1890. 

3) Justizministerialverord. v. 12. 4. 1885. Z. 5446. JMVB 28. 
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kurrenz der Sträflingsarbeit für gewisse private Unternehmerkate- 
gorien weniger drückend zu gestalten. 

Die hauptsächlichen Beschwerden, welche vom wirtschaftlichen 
Standpunkte gegen den Unternehmerbetrieb eingewendet werden 
sind: die Billigkeit der Löhne und der dadurch bedingte Lohndruck 
auf die freie Arbeit, die Verbilligung der Produkte und Schmälerung 
bezw. Beseitigung des privaten Unternehmergewinns schließlich die 
Schmutzkonkurrenz durch Erzeugung minderwertiger Produkte. Vom 
kriminalistischen Standpunkt wird das Eindringen fremder Elemente, 
die mit dem staatlichen Strafvollzuge in keinem Zusammenhange 
steben und auch kein Interesse an demselben haben, als äußerst nach- 
teilig bezeichnet. Zahlreiche Erlässe, welche Maßregeln gegen den 
Lohn- und Preisdruck durch amtliche Festsetzungen der Löhne und 
Preistarife zu schaffen suchten, blieben wirkungslos oder waren für 
den normalen von der Konjunktur abhängigen Wirtschaftsbetrieb zu 
schwerfällig $). 

Allein neben diesen objektiven Schwierigkeiten gibt es auch noch 
eine ganze Reihe von subjektiven Momenten, die den Gefängnis- 
betrieb erschweren. 

Bei einem gewissen Stande sachlicher Produktionsfaktoren in 
den einzelnen Anstalten hängt die Ausnützung der Arbeitskraft noch 
ab von Art und Maß der verfügbaren Arbeitskräfte. Es kommen daher 
in Betracht: I. die Zahl der in den Anstalten internierten Sträflinge, 
2. ihre Gliederung nach Alter und Geschlecht, 3. ihr Gesundheits- 
zustand, 4. ihre Berufszugehörigkeit und soziale Schichtung. 

Im allgemeinen leidet eben die Gefängnisarbeit daran, daß eine 
große Zahl von Sträflingen Individuen sind, die infolge geistiger oder 
körperlicher Schwäche absolut unfähig oder außerordentlich behindert 
waren, auch unter günstigen Verhältnissen ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen. Auch außerhalb der Gefängnisse würden sie mehr oder 
weniger dem Gemeinwesen zur Last fallen. 

Ein weiteres subjektives Behinderungsmoment für die Sträflings- 
arbeit liegt in dem bedeutsamen psychischen Faktor, daß für diese 
Arbeit der Sporn eines unmittelbar in Aussicht gestellten Gewinnes fehlt. 

Die Sträflingsbevölkerung der ı5 Männer- und 6 Weiberstraf- 
anstalten Oesterreichs zeigt in den letzten 25 Beobachtungsjahren 
ein wechselndes Stärkeverhältnis; im allgemeinen aber eine stark ab- 
nehmende Tendenz, die ihrerseits wiederum mit der Abnahme der 
schweren Deliquenz und Zunahme der leichten Delikte (petite crimi- 
nalite) zu erklären ist. So betrug 1882/85 die Bevölkerung der Männer- 
strafanstalten im Durchschnitte 14 920 Köpfe, 1900: 13 922, 1904: 
12 520, Igo5: 12 24I Köpfe, in den Weiberstrafanstalten 1882/85 
2325, IQ00: 1746, 1904: 1565, IGgO5: 15285). In diesem Zeitraume 

4) Nadastiny: Die Fundamente der neuen österr. Kriminalgesetze. Sepa- 
ratabdrucke aus den Bl, f. Gefängniskunde (wertvolle Beiträge eines hervor- 
ragenden Praktikers auf dem Gebiete des Gefängniswesens!). 

5) Statistische Uebersicht der Verhältnisse der österr. Strafanstalten und 
Gerichtsgefängnisse seit 1883—1905 in der Statistik der Strafrechtspflege. 
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ist sohin ‘die männliche Sträflingsbevölkerung um 34.3°/, die weibliche 
um 16,1% gesunken. Auch die einzelnen Strafanstalten zeigen viel- 
fach bedingt durch zwischenweilige ministerielle Zuweisungsände- 
rungen starke Verschiebungen in ihrem Stärkeverhältnis. Es grup- 
pieren sich nach der Zahl der Sträflinge die einzelnen Anstalten 


Männerstrafanstalten Weiberstrafanstalten 
1882/85 1905 1882/85 1905 

Lemberg 1718 Stein 1706 Repy 511 Neudorf 317 
Stein 1622 Prag 1167 Lemberg 462 Lemberg 296 
Prag 1438 Stanislau 1144 Neudorf 462 Vigaun 279 
Pilsen 1344 Pilsen 1131 W.Meseritsch 423 Repy 201 
Garsten 1186 Graz 1068 Vigaun 307 W. Meseritsch 239 
Mürau 1165 Lemberg 1025 Schwaz 161 Schwaz 141 
Karthaus gıo Marburg 771 
Capo d'Istria gor dGarsten 763 
Göllersdorf 738 Mürau 613 
Suben 627 Capo d'Istria 579 
Wisnicz 513 Wisnicz 513 
Gradisca 479 Suben 443 

. Gradisca 415 


Diesen Zusammenstellungen ist zu entnehmen, daß die Anstalten 
mittleren und kleineren Umfanges bei weitem überwiegen, während 
die großen Anstalten (über 1000 Sträflinge), in denen die Möglichkeit 
einer vielgestaltigen und arbeitsteiligen Produktion vorhanden wäre, 
in der Minorität verbleiben. Die sich aus den folgenden Ziffern er- 
gebende Fluktuation der Sträflingsbevölkerung ist gleichfalls einem 
stabilen Arbeitsbetriebe nicht günstig, da zumeist die Anhaltungs- 
frısten zu gering sind, um insbesondere bei noch nicht vorbestraften 
Delingenten die Eignung zu gewissen speziellen Betriebsarten zu 
erkennen oder die Erlernung komplizierter Produktionszweige zu er- 
möglichen. 


Durchschnittlicher Tagesstand der Strätlinge Durchschnitt]. Aufenthaltsdauer 


ın Tagen 
1904 1905 1904 1905 
Männerstrafanstalten 8103 7792 237 232 
Weiberstrafanstalten 1026 999 240 239 


Nicht alle Altersgruppen können sich gleichmäßig am Produktions- 
prozesse beteiligen. Die Bedeutung der Altersgliederung für die pro- 
duktive Betätigung liegt darin, daß auch die Produktionsfähigkeit durch 
die Altersgruppen beeinflußt wird, welchen die volle Betätigung 
ihrer körperlichen und geistigen Kräfte möglich ist. Die Jugend und 
das Alter fallen daher für die produktive Betätigung nicht in dem 
Maße ins Gewicht, wie die mittleren Altersstufen. 

Aus der Statistik des österr. Gefängniswesens ergibt sich für die 
Sträflinge folgende Altersgliederung: 
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a) Männer 


Von je 100 Sträflingen der österr. Strafanstalten waren 


in den Jahren im Alter von über 
14—10 10—20 20—30 30—40 40—50 50—60 62 
1882—85 I,2 9,9 40,7 25,8 13,8 6,1 2,5 
1905 0,4 14,0 45,5 22,0 11,3 4,0 2,3 

b) Weiber 
1882—85 I,6 10,8 37,9 24,0 10,2 7,2 2,4 
1905 1,3 9,5 39,2 23,1 10,0 27 3,2% 


Nehmen wir als vollkommen erwerbsfähig die Altersklasse zwischen 
16—50 (die österr. Volkszählung bezeichnet als die Grenze erst das 
60. Lebensjahr), so waren infolge des jugendlichen oder höheren 
Alters in den J. 1882—85 etwa 9,6% bezw. im J. 1905 7,9 nicht voll- 
kommen arbeitsfähig, welche Ziffern sich für die weiblichen Sträf- 
linge noch ungünstiger gestalten. 


Allein selbst unter denEingelieferten der mittleren Altersklassen wird 
man vielfach geminderte Arbeitsfähigkeit annehmen müssen, weil 
es sich doch vielfach um degenerierte oit durch lange Strafhaft herab- 
gekommene Individuen handelt, deren Auffassungsgabe und An- 
passungsfähigkeit sicherlich nicht vollwertig genommen werden darf. 

Eine große Zahl von Verbrechern kommt in zerrüttetem Gesund- 
heitszustande bereits in die Gefängnisse und wird in diesen selbst 
wiederum neuen Gefahren für die Gesundheit ausgesetzt. 

Die ärztliche Untersuchung der im J. 1905 eingelieferten Sträf- 
linge ergab folgendes Resultat: 


a) Männer b) Weiber 
Es waren von 
guter Gesundheit 3210 wo a ae 2238 
mittelmäßiger Gesundheit TIGE 08 E Beeren 228 
schlechter Gesundheit LOB: we er 30 


Mit einem die Arbeitsfähigkeit 
ausschließenden Gebrechen 


behaftet Ilgar a. a a a I 
mit erblicher Krankheit Io 
mit Geistesstörung Že u Tre I 
Zusammen 4245 507 


Es sind sohin bei den Männern nur 75,7%% vollständig gesund, 
16,9", gemindert arbeitsfähig, weitere 7—8%, jedoch vollständig 
arbeitsunfähig, da sie teils von »schlechter Gesundheit« oder mit 
einem die Arbeitsfähigkeit beeinträchtigenden Gebrechen behaftet sind. 


Noch ungünstiger gestalten sich diese Ziffern bei den Weibern; 
bei diesen sind nahezu 45°, gemindert und mehr als 8%, überhaupt 
arbeitsunfähig. 

Wie ungünstig das Anstaltsleben auf die Gesundheit und mithin 
auf die Arbeitsfähigkeit wirkt, beweisen auch die zahlreichen Erkran- 
kungs- und Todesfälle in den Anstalten. 


—— — age 
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Von der Gesamtzahl der Sträflinge sind 


im Jahre 1904 im Jahre 1905 
mehrere Male erkrankt in Prozenten 25,5 20,2 
mit einer durchschnittlichen Krankheitsdauer 
in Tagen 30,5 30,9 
Gestorben in Prozenten 1,9 3,1 
Der Todesursache nach verstarben von den Sträflingen in Prozent 
1904 1905 
an Nervenkrankheiten 3,0 5,1 
Krankheiten der Atmungsorgane 9,9 ` 7 
des Herzens 8,8 5,8 
der Verdauungsorgane 2.7 5,0 
des Harnapparates 3,4 3,9 


Bei weitem die überwiegende Mehrzahl der Erkrankungen und 
Todesfälle ist tuberkulösen Ursprungs. Man wird daher nicht fehl 
gehen, wenn man annımmt, daß vielfach die Disposition zu dieser Er- 
krankung schon vor der Einlieferung in die Anstalt vorhanden war, 
bezw. in den geschwächten Organismen der Sträflinge Nahrung fand. 

Zieht man all diese Faktoren in Rechnung, so wird man nicht 
fehl gehen, wenn man annimmt, daß höchstens 65—70°;, unserer Sträf- 
lingsbevölkerung vollkommen arbeitsfähig sind. 

Neben der physischen Leistungsfähigkeit spielt auch noch die 
frühere Lebensstellung des Sträflings für die Arbeitszuweisung und 
Arbeitsleistung eine gewisse Rolle. Jene starke Strömung nach indi- 
vidueller Berücksichtigung jedes einzelnen Strätlings scheint weder 
durch die Organisation der Anstalten möglich, noch ist sie in der Na- 
tur der meisten modernen Arbeitsprozesse begründet. 

Nach der amtlichen Statistik waren von je Ioo Sträflinge ihrem 
letzten Aufenthalte nach 


a) Männer b) Weiber 
im Jahre in den Städten am Lande in den Städten am Lande 
1882/85 28,9 60,6 31,7 57,4 
1904 38,1 47,5 43,5 39,8 
1905 43,2 43,5 52,1 31L,1 


Die Ansicht, daß das moderne Verbrechertum vom flachen Lande 
in die Städte und Industriezentren zieht, wird durch diese Aufstel- 
lung nur gefestigt. Die fortgeschrittene gewerbliche Entfaltung der 
Industriezentren und Städte eröffnet tausenden und abertausenden 
Abwanderern der ländlichen Gebiete die Aussicht auf Verbesserung 
ihrer wirtschaftlichen Lage. Die dadurch bedingte Veränderung in 
den Berufsklassen spiegelt sich in der Statistik der Strafanstalten 
wider, indem das Strätlingskontingent, welches sich aus dem städti- 
schen Milieu ergänzt, wächst, die ländlichen Sträflinge abnehmen. 

Auch die für die edukatorıschen Ziele der Strafanstalten so wich- 
tige Berufsgliederung ihrer Insassen bestätigt die Erfahrung des all- 
mählichen Sinkens der aus ländlichen Bezirken entstammenden 
Sträflingsquote. 

Aus der Statistik d. J. 1904/1905 ist folgendes zu entnehmen — 
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(wobei jedoch bemerkt werden muß, daß die Statistik der Strafanstalten 

insoferne einen erheblichen Mangel aufweist, als die einzelnen Berufs- 

gruppen mit denen der allgemeinenVolkszählung nicht übereinstimmen). 

Von je 100 eingelieferten Sträflingen Von je 100 rückfälligen Sträflingen 
waren vor ihrer Einlieferung beschäftigt 

in nebenstehenden Berufen. 


Männer Weiber Männer Weiber 
Selbständige Landwirte 2,4 3,1 1,6 I,I 
landwirtschaftl. Gesinde g,I 7,8 6,6 6,7 
Bergarbeiter I,I —,— 0,7 —,— 
Selbständige im Handel u. 

Großindustrie I,I 0,9 0,8 0,8 
Gehilfen 4,3 —,— 3,6 —,— 
Arbeiter 5,6 3,5 6,0 4,1 
Gewerbl. Meister 1,1 0,1 ` LI —,— 
Gesellen, Lehrlinge 25,6 0,9 29,5 —,— 
Dienstboten 4,5 24,4 5,1 22,2 
Taglöhner 37,4 24,4 40,0 27,0 
Ohne Beschäftigung 6,4 34,1 53 36,7 





Aus dieser Tabelle erhellt, daß die Schichten der Selbständigen 
in der Landwirtschaft, Industrie und Gewerbe nur eine geringe Zahl 
von Sträflingen aufweisen. Unter den Unselbständigen, welche die | 
erhebliche Majorität der Sträflinge ausmachen, erscheinen die land- 
wirtschaftlichen Arbeiter schwächer vertreten als die industriellen 
und gewerblichen, ein Umstand, der mit den früheren Feststellungen, 
denen zufolge die Mehrzahl der Sträflinge auf dem flachen Lande 
zuletzt wohnte, nicht übereinstimmt. Der Grund liegt darin, daß der | 
größte Teil der aus der Berufsgruppe der Taglöhner entstammenden 
Sträflinge ländlichen Ursprungs ist, der bei der statistischen Erheb- 
ung dieser Berufsgruppe als Ganzes zusammengefaßt wird, ohne 
daß zwischen ländlichen und gewerblichen Taglöhnern differenziert 
würde. Nächst der großen Zahl der Taglöhner unter der Sträflings- 
bevölkerung fällt auch noch die erhebliche Zahl der aus kleingewerb- 
lichen Betrieben entstammenden verurteilten Lehrlinge und Gehilfen 
ins Gewicht, während die Fabrikarbeiter dank der günstigeren Lebens- 
haltung und größeren Arbeitssicherheit nur seltene Gäste der Straf- 
anstalten sind. 

Die höchsten Ziffern unter den weiblichen Sträflingen sind in 
der Gruppe der Dienstboten zu finden; ferner unter jenen weiblichen 
Personen, die ohne bestimmten Beruf, zumeist unmittelbar vom Eltern- 
hause in die Strafanstalten eingeliefert werden, also in einem Zeit- 
punkt, in dem weder eine Berufswahl noch eine berufliche Ausbildung 
erfolgte. Werden die Selbständigen und Unselbständigen der Land- 
wirtschaft, der Industrie und Gewerbe als qualifizierte, die Dienst- 
boten, Taglöhner und die Gruppe ohne bestimmte Beschäftigung zu 
den unqualifizierten Arbeitern gerechnet, so ergeben sich folgende 
Verhältniszahlen der Qualifizierten zu den Unqualifizierten 

bei den Männern 50,3 : 48,4 
bei den Weibern 16,3 : 82,9 
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Resumiert man alle jene Momente, welche sich aus der statisti- 
schen Zusammenstellung ergeben, so zeigen sich von selbst die Schwie- 
rigkeiten, mit denen aus subjektiven Gründen der Strafanstaltsbetrieb zu 
kämpfen hat®$). Bei kleinen Anstalten ist das Haupthindernis des Arbeits- 
betriebes die fluktuierende Bevölkerung; der unaufhörliche Personen- 
wechsel. Doch ist dieser Umstand auch in größeren Strafanstalten, 
wenn auch lange nicht in demselben Maße, so doch immer eine Haupt- 
schwierigkeit, mit welcher der Betrieb zu kämpfen hat. Je feiner die 
Arbeiter, um so fester muß sich das Verhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer gestalten. Da aber bei der gegenwärtigen Gestal- 
tung des Gefängniswesens eine intensive Ausgestaltung dieses Verhält- 
nisses nicht möglich ist, weil ja bei den meist kurzen Strafzeiten die 
Anlernung technischer Kenntnisse seitens der Sträflinge sich nicht 
verlohnt, so ist die Strafanstaltsarbeit nicht produktiv und was noch 
viel demoralisierender ist nicht reell. Ungelernte Arbeiter produzieren 
minderwertige Produkte, bei welchem Produktionsprozesse infolge 
mangelhafter Oualifikation der Arbeit viel Material verdorben wird. 
Die massenhafte fehlerhafte Herstellung billiger und minderwertiger 
Produkte hat eine wesentlich fühlbare Konkurrenz dem freien Arbeits- 
betriebe gegenüber zur Folge. 

Wenn wir nunmehr auf die objektive Seite der Sträflingsarbeit 
übergehen, so sind es hauptsächlich drei Momente, welche besondere 
Beachtung verdienen: die Organisation, die Betriebsart und der Be- 
triebsort. Nach ihrer Organisation zerfällt die Sträflingsarbeit, wie 
bereits in der Einleitung hervorgehoben wurde, in Regie- und Unter- 
nehmer-, Lohn- oder Kundenarbeit. Nach der Betriebsart in Fabrik- 
und Maschinenarbeit im Gegensatze zur Einzel- und Manufaktur- 
arbeit, welch letztere wieder Handwerker- und Taglöhnerarbeit sein 
kann. l 

Das Objekt scheidet dieselbe in industrielle und landwirtschaft- 
liche Arbeit; auch sind Kultur- und Bauarbeiten hervorzuheben. 
Nach dem Orte der Vornahme zerfällt die Arbeit in Innen- oder Außen- 
arbeit, bezw. Zellen-, Saal-, Haus- und Hofarbeit, sowie Arbeiten 
außerhalb der Anstalt. 

Sonderbarerweise macht die österr. Gefängnisstatistik weder die 
so wichtigen Fragen der Betriebsformen, noch die der Betriebsarten zum 
Gegenstande statistischer Erhebungen. Dagegen ist der vielleicht am 
wenigsten wichtige Einteilungsgrund nach dem Betriebsorte erhoben. 
Aber auch diese Erhebungen sind nicht völlig einheitlich durchgeführt, 
sondern die Einteilungsgründe vermengt, Innere Organisationsfragen 
mit der Einteilung nach dem Betriebsorte gemeinschaftlich behandelt 
worden, so daß aus diesen eigenartigen Kombinationen sich folgende 
Zusammenstellung für die Erhebungen ergibt: 

I. Arbeit für die Bedürfnisse der Anstalt (Itegiearbeit im engeren 
Sinne); II. Arbeiten für den Verkehr nach außen, a) innerhalb der 

Anstalt, b) außerhalb der Anstalt 7). 
* Falke: Die Arbeit in den Gefängnissen. Jena 1888. 
?) Ein wichtigeres leicht zu betolgendes Schema für die statistische Zusammen- 
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Ebenso unübersichtlich sind in der österr. Gefängnisstatistik i 
die Ziffern über die einzelnen Hauptbetriebe ; so werden z. B. Schneiderei 
und Schusterei u. a. m. teils für die Bedürfnisse der Anstalt teils für den | 
Verkehr nach außen betrieben. Es zeigt sich sohin, daß die Unter- 
teilung derartiger Betriebe nach ihrer Bestimmung für Bedürfnisse 
der Anstalt oder für Verwertung nach außen einen sehr zweifelhaften 
Wert besitzt. Wenn eine Strafanstalt z. B. Kleidungsstücke über den | 
Bedarf der eigenen Anstalt zum Zwecke der Abgabe an andere Anstal- 
ten oder Gerichtsgefängnisse herstellt, so wirkt die Verrechnung als 
für den Verkehr nach außen geradezu irreführend; denn vom Stand- 
punkte der allgemeinen Justizverwaltung dienen sämtliche Sträflings- 
kleider für Bedürfnisse der Anstalten, und es macht keinen Unterschied, 
ob aus bestimmten Gründen die Herstellung überhaupt nicht oder nicht 
in vollem Umfange in jener Anstalt erfolgt, in der die Kleidungsstücke | 
verwendet werden 8). 

Nicht weniger bedenklich und unübersichtlich ist der objektive 
Maßstab, der für die einzelnen Arbeitsbetriebe zur Anwendung ge- 
langt; nämlich die Zählung der einzelnen Betriebsarten nach Arbeits- 
tagen, ein Mangel der übrigens sämtlichen derartigen Anstaltsstati- i 
stiken anhaftet und der es verhindert, daß die Zahl der in den einzel- 
nen Arbeitsbetrieben zur Verwendung gelangenden Arbeitskräfte 
statistisch festgestellt werden kann. Mannigfacher Wechsel der Sträf- 
linge und Verschiebungen innerhalb der Betriebe, Uebergänge von 
einem Arbeitszweige zum andern lassen es natürlich erscheinen, daß 
von der erwähnten Zählmethode nicht abgegangen wird. Versuchen 
wir nun aus diesem Ziffernchaos das Brauchbare auszulösen, so 
ergeben sich folgende nicht uninteressante Zusammenstellungen. 


Von je 100 Arbeitstagen wurden verwendet: 


a) Männerstrafanstalten 


im Durchschnitte der Jahre für die für den Verkehr nach außen Prozente der Arbeitstage 
Bedürfnisse der Anstalt innerh. der Anstalt außerh. der Anstalt Zusainmen 
1882—85 26,3 68,1 Er: 71,8 
1904—1905 35,3 58,2 O,I 04,3 
c) Weiberstrafanstalten 
1882—85 29,5 67,8 L,I 08,9 
1904—1905 33,1 65,1 1,2 60,3 





stellung wäre folgendes: 
A. Betriebsorganisation: I. Regiearbeit im engeren Sinne; 
II. Regiearbeit in weiteren Sinne (Produktion für den Staat); III. Lohnarbeit 
(Kundenarbeit); IV. Unternehmerarbeit. 
B. Arbeitsort: L Arbeiten innerhalb der Anstalt; II. Arbeiten außer- 
halb der Anstalt. 
C. Nach der Betriebsform: I Arbeiten der Landwirtschaft; 
II. Arbeiten der Gewerbe und Industrie, a) kleingewerbliche Arbeiten, b) groB- 
industrielle Arbeiten. 
D. Taglöhnerarbeit (unqualifizierte Arbeit). 
E. Häusliche Dienste und Verrichtungen (z. B. Keinigungsarbeiten etc.). 


») Hügel: Das österr. Gefängniswesen in BI. f. Gefängniskunde. Bd. XLI, 
XL. Heidelberg 1906—1907. 
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Es hat sohin im Verhältnis zur Arbeit für den Verkehr nach außen 
der Prozentsatz der Arbeiten für Bedürfnisse der Anstalten sowohl 
bei den männlichen als auch bei den weiblichen Sträflingen erheb- 
lich zugenommen. Bei den männlichen Sträflingen ist überdies im 
Beobachtungszeitraume die Zahl der außerhalb der Anstalt zuge- 
brachten Arbeitstage um das Doppelte gestiegen. Auch ist bei den 
Männern die zunehmende Verwendung für Bedürfnisse der Anstalt 
auffallend, während sie bei Weibern wohl gestiegen ist, jedoch keines- 
wegs im gleichen Verhältnisse wie bei den männlichen Strafanstalts- 
Insassen. Man wird kaum fehl gehen. wenn man die Steigerung der 
Beschäftigung für Bedürfnisse der Anstalt mit der gegen die Straf- 
anstaltsarbeit von allen Seiten eingeleiteten Aktion in Verbindung 
bringt, die die Anstaltsleitungen zwingt, den Kreis der produktiven 
Tätigkeit für den wirtschaftlichen Verkehr immer mehr einzuschränken. 

Nicht alle Betriebsarten können in den Grefängnissen gleich- 
mäßig zur Geltung kommen. 

Abgesehen von der verschiedenen Veranlagung der Sträflinge ist 
nicht jede Arbeit mit den Erfordernissen des Strafvollzuges vereinbar. 

In den österreichischen Strafanstalten tritt gegenwärtig noch 
die landwirtschaftliche und großindustrielle Beschäftigung der Ge- 
fangenen in den Hintergrund. Kleingewerbliche Betriebsformen sind 
vorherrschend vielfach auch der Individualität der Sträflinge am 
meisten entsprechend, da bereits an früher Stelle ausgeführt wurde. 
wie groß die Zahl der internierten Delinquenten ist, die vor ihrer Ab- 
strafung als Lehrlinge oder Gehilfen im KRleingewerbe beschäftigt 
waren: Dagegen herrscht in den Strafanstalten große Mannigfaltig- 
keit in der Beschäftigung der Sträflinge insbesondere in den klein- 
gewerblichen Betriebsformen; nahezu sämtliche Gewerbe sind in den 
einzelnen Anstalten vertreten. 

Von je roo Arbeitstagen wurden in den 
österr. Strafanstalten ın den nebenstehenden 
Arbeitszweigen verwendet 
I. Gewerbliche und im Durchschnitt der Jahre 
industrielle Arbeiten 1882—85 1904— 1905 


a) Männer 


Schneiderei 9,4 8,1 
Schusterei 6,5 1,1 
Leinenmanufaktur 6,5 8,4 
Wollmanufaktur 7,4 2,7 
Manilahanfweberei ee 5,5 
Knopfmacherei 3,9 Ka 3 
Kartonagearbeiten 5,4 2,7 
Buchbinderei 254 5.2 
Kolorieren und Malen I,2 0,02 
Erzeugung von Gummiwaren 1,4 —,— 
Schmiede und Schlosserarbeit | 
Tischlerei f t3 ee 
Strumpfweberei 1,4 2,1 


Korbflechterei u. Strohhuterzeugung 5,4 2,6 
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Wäsche und Weißnäherei 1,6 2,I 
Ii. Arbeiten im Freien 
Gartenarbeit 0,5 1,6 
Holzfällen und Waldarbeit 1,2 0,7 
Straßenbau 6.2 2,5 
Landeskultur u ae 1,3 
Handlangerarbeiten 0,3 0,1 
Maurerarbeiten 1,2 0,7 
b) Weiber 
I. Gewerbliche Arbeiten 
Spinnen I,2 —,— 
Handschuherzeugung 1,4 —— 
Kartonage u. Dütenerzeugung 1,5 0,2 
Buchbinderei und Kuverterzeug. 3,5 —,— 
Wäscheerzeugung 2,4 zus 
Wollmanufaktur —,— 0,8 
Manilahanfweberei —,— O,I 
Strohhuterzeugung 1,4 —,— 
Federnschleißen 5,2 7,1 
Weißnähen 15,4 17,8 
Strumpfwirken 4,4 2,1 
Schneiderei 2,5 0,2 
Sticken, Stricken, Nähen, 
Schlingen 28,8 43,0 
II. Arbeiten im Freien. 
Gartenarbeit 1,8 0,06 
Maurerarbeit 0,08 —,— 


Aus diesen Daten geht nicht hervor bei welchen Arbeitszweigen 
maschinelle Betriebsmittel zur Verwendung gelangen, so daß eine 
zuverlässige Schlußfolgerung in der Richtung wie groß die Zahl der 
in fabrıkmäßigen Betrieben auigewendeten Arbeitstage nicht mög- 
lich erscheint. Im allgemeinen läßt sich aus den angeführten Daten 
— unter Voraussetzung, daß die Erhebungen für das J. 1883/85 und 
1904/1905 auf gleichen Grundlagen durchgeführt wurden, welche An- 
nahme bei den Verschiedenheiten der Ausweise und Bezeichnung der 
Beschäftigung wohl nicht ohne weiteres gemacht werden kann?) — 
konstatieren, daB in einzelnen Männerstrafanstalten sowohl als auch 
in den Weeiberstrafanstalten in einer Reihe von handwerksmäßigen 
Beschäftigungen im Laufe der letzten zwei Dezennien sich erhebliche 
RKückgänge ergaben, so z. B. in der Schneiderei, Schusterei, Schlosserei, 
Tischlerei. In den Männerstrafanstalten zugunsten der Beschäftigung 
der Sträflinge für den Eigenbedarf der Anstalten, in den Weiberstrat- 
anstalten zugunsten jener Beschäftigung, welche sich an die übliche 
häusliche Tätigkeit deı Frau anschließen. wie z. B. Sticken, Stricken, 
Weißnähen, Federnschleißen etc. Von einer Ausdehnung fabrik- 
mäßigen Betriebes ist der Statistik wenig zu entnehmen. In einzelnen 
Zweigen der Weberei und Buchbinderei erscheint sich eine Wendung 
zum Besseren vorzubereiten. 


») Högel: Oesterr. Gefängniswesen a. a. O. 
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Die kleinen Anstalten mit ihrer vielgestaltigen Bevölkerung, die 
noch dazu »individuell« beschäftigt werden soll, verhindern mit ihrer 
geringen Zahl von Beschäftigten die für den industriellen Betrieb 
notwendige Arbeitsteilung !°). 

Nach wie vor ist in den österr. Strafanstalten und Gerichts- 
gelängnissen das Prinzip vorherrschend, nur solche Produktions- 
zweige zu betreiben, zu denen einfache und hillige Gerätschaften, 
womöglich kein besonders qualifiziertes Aufsichtspersonal notwendig ist. 
Der technische Fortschritt macht vor den Mauern der Gefängnisse Halt. 
Daher aber auch vielfach jene Klagen, daß nicht nur die Schwachen 
und die zur Arbeit minderwertigen Elemente in den Strafanstalten 
nicht entsprechend verwertet werden können, sondern daß auch 
gesunde kräftige Männer mit Federnschleißen, Dütenkleben, Wolle- 
reinigen etc. beschäftigt werden, nur um die Arbeitskräfte nicht völlig 
brach liegen zu lassen. 

Für die vom strafpolitischen Standpunkte allerdings vielfach 
mit Unrecht so überschätzte Einzelhaft kann allerdings nur der 
kleingewerbliche Betrieb in Frage kommen, da arbeitsteilige Ver- 
wendung im Maschinenbetriebe ebenso ausgeschlossen ist wie die 
Vermietung der Arbeitskräfte. Der zugunsten des Handwerksbetriebes 
auch vielfach geltend gemachte Umstand, daß er meist billige, einfache 
Gerätschaften fordert, welche der Gefangene nach seiner Entlassung 
mit Leichtigkeit sich zu beschaffen imstande ist, ist schon aus dem 
Grunde unzutreffend, weil doch die Zahl der geschickten Handwerker 
auch unter den Sträflingen eine sehr geringe sein wird, die minder 
qualifizierten bei dem ständigen Arbeitsmangel in den Handwerken 
leicht wieder zu kriminellen Verfehlungen gelangen werden. Bei den 
männlichen Strafgefangenen zeigt sich eine erfreuliche Zunahme 
der Feld- und Garten-, sowie auch der Landeskulturarbeit. Nach 
Anschavung vieler (Grefängnistheoretiker 12) alteriert jede Außenarbeit 
die Beschränkung der Freiheit, welche in der Strafe liegt, bisweilen 
so erheblich, daß dabei die Strafe aufhört den Charakter der Freiheits- 
entziehung zu tragen. 

Diesem Bedenken wird man andernteils mit Recht die vielfachen 
Vorteile dieser Kategorie von Strafarbeiten entgegensetzen können: 
Verminderung der Gesundheitsschädigung der Strätlinge, Abstufung 
des Strafvollzuges, Ermörlichung des Rückströmens des dem Groß- 
stadtpöbel entspringenden Verbrechertums auf das Land, schließlich 
die Ermöglichung der Ausführung gewisser kostspieliger Arbeiten: 
Entwässerungen, Flußregulierungen, Kanalbauten, Wildbachverbau- 
ungen !3). Auch die IME. v. 14. 2. 18066 Z. 1753 und 7 IL. ISS3 Z. 

10) Gollert: Die Beschäftigung der Gefangenen in den Zuchthäusern. Bi. f. 
Gefängniskunde. Heidelberg 1878. 

1) St. Großmann: Oesterr. Strafanstalten in Nadastıny a. a. O. 

12) Vgl. Krohne im Artikel Gefängniswesen. Handb. der Staatswissensch., 

13) Leffler: Welche Gründe sprechen für die Verwendung von Sträflingen 
zu Landeskulturarbeiten. Bl. f. Gefängniskunde. Bd. XXIII. Heidelberg 1884. 
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10020 erklären, daß die Verdingung von Sträflingskräften zu außer- 
halb der Strafanstalten in freier Luft zu verrichtenden Arbeiten ins- 
besonders dann anzustreben ist, wenn dieselben von Staats- oder Landes- 
behörden oder anderen Korporationen zu gemeinnützigen Zwecken 
unternommen werden und voraussichtlich einen größeren Umfang 
erreichen dürften. Die Beschäftigung mit Landeskulturarbeiten und 
Feldarbeiten erleichtern den Strafanstalten die Ausmittelung von 
Beschäftigungszweigen für gänzlich unqualifizierte Arbeitskräfte, 
die, wie aus den früheren statistischen Zusammenstellungen 
hervorgeht, einen erheblichen Teil der Strafanstaltsbevölkerung aus- 
machen. Leider aber häufen sich bereits die Beschwerden der freien 
ungelernten Arbeiterschaft gegen die Verwendung von Sträflingen 
zu dieser Kategorie von Arbeiten und die dadurch bedingte Einschrän- 
kung ihres Arbeitsgebietes. Was die Zuweisung der Arbeit seitens 
der Strafanstaltsdirektionen anbelangt, so soll hiebei der Grad der 
Kerkerstrafe, die Bildungsstufe und die bisherige Beschäftigungs- 
weise berücksichtigt werden. Bei Sträflingen, welche einige gewerb- 
liche Fähigkeiten besitzen, ist darauf Rücksicht zu nehmen; sie sollen 
nach Tunlichkeit ın denselben Betriebszweigen verwendet werden. 
Bei den übrigen Sträflingen ıst dahin zu wirken, daß ihnen Gelegen- 
heit geboten wird irgend eine Beschäftigung zu lernen, durch welche 
sie nach überstandener Strafe ihren Lebensunterhalt finden. 

Nach der Strafanstaltsstatistik war nun die Beschäftigung in den 
einzelnen Anstalten in sehr abweichenden Proportionen dem früheren 
Berufe entsprechend. 

Die Verwendung in der Strafanstalt war dem früheren Berufe 


entsprechend nicht entsprechend entsprechend nicht entsprechend 
in Fällen in Fällen 
a) Männer b) Weiber 
Stein 0,1 0,9 Neudorf 0,7 0,3 
Göllerdorf 0,1 0,9 Repy 0,4 0,6 
Garsten 0,6 0,4 Wall Meseritsch 0,4 0,6 
Suben 0,4 0,0 Lemberg 0,2 0,6 
Prag 0,3 0,7 Vigaun 0,4 0,6 
Karthaus 0,3 0,7 Schwaz 0,3 0,7 
Pilsen O,1 0,9 
Mürau 0,3 0.7 
Wisnicz 0,4 0,6 
Lemberg 0,4 0,06 
Stanıslau 0,4 0,6 
Graz 0,1 0,9 
Marburg 0,4 0,6 
Capo d’Istrio 0,4 0,7 
Gradisca 0,3 0,7 


In der überwiegenden Zahl der großen Strafanstalten kann sohin 
auf den früheren Beruf des Sträflings keine Rücksicht genommen 
werden und eine der Individualität derselben in dieser Richtung 
angemessene Beschäftigung nicht ausgemittelt werden. 

Die eigenartige Zusammensetzung des Großstadtproletariates 
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bringt es eben mit sich, daß die Mehrzahl jener Sträflinge der tech- 
nischen Kenntnisse entbehrt und ständig — soweit es sich nicht über- 
haupt um völlig arbeitsscheue Individuen handelt — dem gewollten 
Berufswechsel unterliegt. 


Die Bestimmung aber, die für eine Minorität eine dem früheren 
Berufe angepaßte Beschäftigung verordnet, zwingt die Verwaltung 
der Strafanstalten die mannigfaltigsten Beschäftigungszweige mit 
mangelhafter Arbeitsteilung, primitiver \erkzeugstätigkeit und ohne 
jegliche ökonomische Rentabilität einzuführen. 


Leider wird auch vielfach von Kriminalisten 
die Anschauung vertreten, daß nur in der Erler- 
nung eineshandwerksmäßigen Betriebes Besserung 
des Sträflings versucht werden kann!!!) daß große 
Betriebe und industrielle Etablissements per- 
horresziertwerden müssen, weildie Großindustrie 
auf die Entwicklung des Verbrechertums ungün- 
stigeingewirkthabe. 

Gerade die Berufsstatistik sowohl der in die 
Strafanstalten eingelieferten Verbrecherals auch 
des Verbrechertums ın Oesterreich überhaupt 
widerspricht dieser Behauptung). 


Aber auch in ökonomischer Richtung Können die Verschiebungen 
in der Stellung des Handwerks auf die Strafanstaltsbetriebe nicht ohne 
Einfluß bleiben. Der Umstand, daß ein großer, ja der größte Teil 
der Handwerker bei der zunehmenden Spezialisierung und Arbeits- 
teilung der modernen Produktion nur Teilprodukte herstellt oder 
aber zu Reparaturzwecken herabsinkt, läßt es unzweckmäßig erscheinen 
die vorhandenen Arbeitskräfte der Sträflinge zu solchen Teilgewerbe- 
treibenden heranzuziehen. Es ist unökonomisch, weil der Niedergang 
der Gewerbe ohnedies eine Ueberflutung des Arbeitsmarktes mit 
gewerblichen Arbeitskräften zur Folge hatte und weil die schlechte 
wirtschaftliche Lage der Kleinmeister und Handwerker in diesen 
Betrieben dieselben ständig dazu drängt, billigere und schlechter 
entlohnte Arbeitskräfte zu beschäftigen. 

Wie sehr aber die ungünstige wirtschaftliche Lage der ständig 
vom Gespenste der Arbeitslosigkeit oder Lohnreduktion bedrängten 
kleingewerblichen Arbeiter auf die Straffälligkeit zurückwirkt, zeigt 
sich nicht zum geringsten aus der Vagantenstatistik. 

Von 208 358 Besuchern der Naturalverpflegungsstationen in 
Mähren waren 63,4%, Handwerker, Professionisten und gewerbliche 
Hilisarbeiter, von den Schüblingen in Mähren gehörten 32,3% und von 
den Obdachlosen Wiens 17,6°, diesen Berufskategorien an. Unter 
den verurteilten Vaganten in Brünn waren 31,4”, dem Handwerke 
zuzurechnende Hilfsarbeiter. Der Verein gegen Verarmung und Bet- 


1) Amschel: Gefängnisreform dargestellt in der österr. Gerichtszeitung 1902. 
18) Herz: Verbrecher und Verbrechertum in Oesterreich, Tübingen 1908. 
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telei in Wien unterstützte durchschnittlich 41%, teils Selbständige 
teils Arbeiter der Gewerbe 18). 

Ledige gewerbliche Hilfsarbeiter wandern in Oesterreich wochen- 
und monatelang von einer Verpflegungsstation zur anderen und ma- 
chen die unliebsame Bekanntschaft mit dem Schubwagen oder ver- 
fallen dem Lumpenproletariate !?). 

Erscheint es nicht wiıdersinnig.. wenn man ganz 
ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Umwälzungen 
nach wie vor die Sträflinge unserer Strafanstalten 
erzieht, damitsieentwederalsFlickschuster, Rahmen- 
tischler oder sonst in einem Gewerbszweige Pfusch- 
arbeit verrichten oder aber betteln gehen? Wärees 
nicht der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage ent- 
sprechender, in den Gefängnissen keine Mühe und 
Kosten zu scheuen für die Ausbildung tüchtiger indu- 
strieller Arbeiter, weil der starke Bedarf an gut ge- 
schulten Arbeitskräften dieser Kategorie in einem 
aufstrebendem Industriestaate wie Oesterreich den 
arbeitswilligen Elementen unter den Sträflingen die 
Möglichkeiteines gesicherten Einkommens, der Stabi- 
lität der gesetzlich geschützten Arbeiterschaft gibt, 
die sich selbst vor Rückfällen bewahrt? 

Gerade die gescheiterten Existenzen der Großstadt die auf dem 
Wanderzuge verunglückten Landarbeiter bedürften eines solchen Haltes 
durch eine dem modernen Wirtschafts- und Verkehrsleben angepaßte Ar- 
beit nicht aber durch Verkettung mit einer sinkenden Berufsschichte. 

Wenn wir nun die finanzielle Seite der Gefängnisarbeit einer 
Betrachtung unterziehen, so müssen wir auch hier damit rechnen, 
daß die Gefängnisstatistiken nicht geeignet sind ein klares Bild über 
den Gesamtertrag der Gefängnisarbeit zu geben, zumal das finanzielle 
Gesamtergebnis sich schon dadurch ungünstig stellt, weil in den 
österr. Anstalten die mannigfachen für den Hausdienst geleisteten 
Arbeiten nicht im Budget erscheinen. 

Der Gesamtarbeitsverdienst betrug in den einzelnen Strafanstalten: 

a) Männerstrafanstalten b) Weiberstrafanstalten 


in Kronen in Kronen 
im Durchschnitt des Jahres 1882/85 923 998 28 293 
1880/90 979 588 35 907 
1891/95 983 804 33 865 
1896/1900 I 054 749 33 473 
IQOI I IOO I3I 32 675 
1902 I 099 309 33 915 
1903 I 024 360 33 593 
T904 I 020 093 32 496 
1905 957 934 31 055 





16) Herz: Verbrechen und Verbrechertum a. a. O. 

17) Herz: Die Vagabundage in Oesterreich in ihren Beziehungen zur Wirt- 
schaft und zum Verbrechen. Zeitschr. f. Volksw. Sozialpolitik und Verwaltung 
XIV Bd. 6. Heft. 
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Zur Erzielung dieses Arbeitsverdienstes wurden benötigt Arbeits- 


tage 
im Jahre 1904 in Prozenten 
Männerstrafanstalten 2 204 740 74:3 
Weiberstrafanstalten 275519 73:3 
2 480 225 74,2 
im Jahre 1905 
Männerstrafanstalten 2 124 358 747 
W eiberstrafanstalten 259 774 71,3 
2 384 132 743 


Demgegenüber standen arbeitslose Tage 
im Jahre 1904 








Männerstrafanstalten 760 916 25,7 

Weiberstrafanstalten 100 320 26,7 
861 236 25,8 

im Jahre 1905 

Männerstrafanstalten 719 881 25,3 

Weiberstrafanstalten 104 716 28,7 
824 597 25,7 


Diese Tabellen lehren, daß die von den Sträflingen ins Verdienen 
gebrachten Beträge im Vergleiche zur freien Arbeit geringe sind; 
denn bei durchschnittlich 2%, Millionen Arbeitstagen müßte bei An- 
nahme des geringsten Taglohnes freier Arbeit nahezu 5 Millionen 
Kronen verdient werden. So wenig einträglich die Sträflingsarbeit ist, 
sowenig sind die Erträgnisse der Strafanstalten geeignet den Kosten- 
aufwand zu decken, den diese Anstalten erfordern und eine Entlastung 
des Justizbudgets herbeizuführen. Die Einrichtung der Arbeiten in 
den größeren amerikanischen Gefängnissen ist lediglich aus Rücksicht 
auf die Steuerzahler geleitet; es ist hauptsächlich auf den finanziellen 
Ertrag gesehen worden !8). Man ging von dem Grundsatze aus, daß 
die Verbrecher nicht der freien Bevölkerung zur Last fallen dürfen 
und erstrebte eine Organisation und Verwendung der Arbeitskräfte 
dergestalt, daß die Kosten der Detinierten durch den Ertrag ihrer 
Arbeit gedeckt werden konnten. In den meisten europäischen Staaten, 
besonders aber in Oesterreich ist gerade das Gegenteil davon der Fall. 
Anstatt im Sinne eines vernünftigen Zweckstrebens Tätigkeiten und 
Güterverwendungen so zu ordnen, daß sie den größtmöglichen Nutzen 
ergeben, ist ein solches ökonomisches Prinzip in den österr. An- 
stalten in sein Widerspiel verkehrt. Die Folge davon ist, daß die 
finanziellen Ergebnisse der Anstalten geringe sind und zu dem 
Kostenaufwande in keinerlei Verhältnisse stehen. 

Summe des ordentlichen 


Summe des eigene Fin- 


j Verwaltungsaufwäandes Kaufs- nahmen 

im Durchschnitt der Stratanstalten zuschusses der Stratanstalten 

d. Jahre 1851—85 4477 410 2 919 948 I 457408 
1880—-90 4 430 122 2 709 480 1100042 
1891—95 4 849 020 2 938 358 I 910 602 
189b— 1900 5095 745 2 958 232 2 137522 
1901 —1905 6155 970 3223 913 2 932 057 


18) Falkner: Gefängnisarbeit a. a. O. 
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Im prozentuellen Verhältnisse betragen die eigenen Einnahmen 
der Strafanstalten im Verhältnis zum ordentlichen Verwaltungsauf- 
wande 


1882—85 32,52% 
1886—90 37,520 
1891—95 39,420 
1896— 1900 41,8% 
1901—1905 47:0% 


Nur der besonderen Tüchtigkeit der österreichischen Gefängnis- 
verwaltungen ist es zu danken, daß die Strafanstaltserträgnisse sich 
einigermaßen gebessert haben. 

Diese Steigerung des Arbeitsertrages ist doppelt so wertvoll, 
wenn man bedenkt, daß die meisten Anstaltsleitungen das wirtschaft- 
lich günstige, aber kriminalpolitisch verwerfliche Unternehmersystem 
allmählich auszuschalten versuchen, daß sie aber auch andererseits 
den schärfsten Kampf mit dem Gewerbe und Industrie durchzu- 
kämpfen haben, die ihnen allmählich alle ökonomischen Betriebs- 
zweige abzunehmen drohen. 

Wenn auch vorläufig der Ertrag der Gefängnisarbeit im Ver- 
gleiche zu den Kosten, welche der Staat zum Schutze der Rechts- 
ordnung aufwenden muß, noch eine untergeordnete Rolle spielt, so 
darf doch auch nicht an dem völlig unwirtschaftlichem Standpunkte 
festgehalten werden, daß die Gefängnisarbeit absolut unökonomisch 
sein muß. 

Die Vernichtung des Erwerbssinnes, wie sie ein engherziger Bureau- 
kratismus bisweilen durchzuführen sucht ist für die Gefangenen die 
eben dem Erwerbsleben gewonnen werden sollen höchst unpäda- 
gogisch. 

Typisch für diese Richtung ist die Furcht des Grazer Oberstaats- 
anwaltes 1%) vor der allmählichen Umbildung der Strafanstalten zu 
modernen Fabriksunternehmungen. Und doch wird gewiß nie- 
mand leugnen wollen, daß industrielle Unterneh- 
mungen des Staates und für Rechnung des Staates be- 
trieben von Sträflingskräften, charakterisiert durch 
Wiırtschaftlichkeit und gute kommerzielle Leitung 
geregelter Arbeitsordnung und entsprechende Entloh- 
nung die beste Schule wären für jene undisziplinierten 
Massen des Verbrechertums. Gewiß darf man sich nicht ver- 
hehlen, daß es große Schwierigkeiten bieten dürfte jene Persönlich- 
keiten ausfindig zu machen, welche in der Lage wären industrielle 
Betriebe zu leiten und Verbrecher zu behandeln. Im übrigen können 
auch hier durch eine entsprechende Teilung der Verwaltung alle 
Schwierigkeiten behoben werden. 

Auch in Oesterreich gilt im allgemeinen der Grundsatz, daß 
der Sträfling keinen Anspruch auf Arbeitsentlohnung hat. 

Es ist nur recht und billig, daß der Sträfling für die Kosten seines 


19) Vgl. Gerichtszeitung 1902 a. a. O. 
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Unterhaltes aufzukommen hat und daß der Staat zur Deckung dieser 
Ausgaben sich an den Ertrag der Arbeit hält. Dennoch ıst die heu- 
tige Rechtslage der Sträflinge im allgemeinen die, daß sie für ıhre 
Arbeitsleistungen vom Staate eine Lohnforderung erwerben, die teil- 
weise durch die vom Staate vorschußweise bestrittenen Verptlegungs- 
kosten kompensiert wird, während der Rest in das frei verfügbare 
Eigentum des Sträflings fällt (meist erst nach der Entlassung aus der 
Anstalt). 

Den statistischen Uebersichten sind die Höhe der Arbeitsver- 
dienste in den einzelnen Strafanstalten weder im Gesamtdurchschnitte 
noch für die einzelnen Betriebszweige zu entnehmen. Die österr. Sta- 
tistik berechnet nur die Gesamtsumme der Arbeitsverdienste, die 
Anteile des Staates und die von den Sträflingen gemachten Erspar- 
nisse. 

Das finanzielle Erträgnis der Sträflingsarbeit bezifferte man in 
den Jahren 


1904 1905 

in den Männerstrafanstalten 1020 093,10 Kr. 957 934,05 Kr. 

in den Weiberstrafanstalten 32 490,79 Kr. 31 055,48 Kr. 
Zusammen 1 052 589,95 Kr. 989 589,53 Kr. 


Hievon entfällt als Staatsanteil für die Sträflingsarbeit 


in den Männerstrafanstalten 782 088,755 Kr. 729,853,25 Kr. 
Vom Staatsanteil entfällt im Durchschnitte auf 

einen Verpflegungstag 26,4 Hr. 25,5 Hr. 
Der Verdienstanteil beträgt in den 

Männerstrafanstalten 237 404 Kr. 233080 Kr. 
für einen Verpflegungstag 8 Hr. 8,2 Hr. 
für einen Arbeitstag 10,7 Hr. rı Hr. 
In den Weiberstraianstalten 32 4906,79 Br. 31 655,48 Hr. 
durchschnittlich ein Verpflegungstag 8,7 Hr. 8,7 
durchschnittlich ein Arbeitstag 11,8 Hr. 12,2 Hr. 
Von dem Verdienst wurden erspart 
in den Männerstrafanstalten 131 393,49 Kr. 132 088 Kr. 
für einen Arbeitstag 5,9 Hr. 6,2 Hr. 
in den Weiberstrafanstalten 19 828,93 Kr. iyb 54 Kr. 
für einen Arbeitstag 7,52 Ir: 7,0 Hr. 


Dieser Uebersicht zufolge schwankt der Anteil des Staates am 
Sträflingsverdienste in den Männerstrafanstalten zwischen 76,7 bis 
79,2%, während 23,3 bezw. 23,9”, den Strällingen zufallen. Von 
diesem Anteile ersparen die Männer 55°, die Weiber 61%. 

Die Resultate des Arbeitsbetriebes in einem Gefängnisse beur- 
teilen zu wollen, indem man den faktischen oder berechneten Arbeits- 
löhnen der Gefangenen die im freien Verkehre üblichen Lohnsätze 
entgegensetzt, ist deswegen untunlich. nachdem die Löhne in den Ge- 
fängnissen sich nach wesentlich anderen Grundsätzen bilden, als im 
freien Verkehre. Vor allem ist der Arbeitslohn nicht das Ergebnis 
des freien Wettbewerbs und freier Preisbestimmung, sondern zumeist 
einseitiger Festsetzung seitens des Staates nach bestimmten Grund- 
sätzen. Die Schwierigkeiten der Lohnfestsetzung sind ganz außer- 
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ordentliche. Bei dem Regiebetriebe ist die Quote, welche auf den Ar- 
beitslohn entfällt, ein Produkt der internen staatlichen Buchführung ; 
nur bei dem Unternehmerbetriebe werden faktisch für die Arbeit 
Preise gezahlt die als Arbeitslohn figurieren. 

Die Tatsache, daß eben diese Löhne niedriger sind als die Sätze, 
welche im freien Verkehre gezahlt werden müssen, rechtfertigt die 
seitens der Grewerbetreibenden so oft wiederholte Klage der geringe- 
ren Herstellungskosten und niedrigeren Verkaufspreise. 

Für Außenstehende sind nach dem gegenwärtig zu Gebote stehen- 
den Materiale derartige Lohnfeststellungen unmöglich. Aus den 
verdienstvollen Zusammenstellungen Nadastinys für die größte 
österr. Strafanstalt Stein entnehmen wir: 

Es arbeiteten für Unternehmungen mit Durchschnittstaglöhnen 


im Jahre 1880—1899 Keilschlägerei 52,2 Hr. 
1880—1898 Schusterei l ee 
48,5 >» 
1880 — 1893 Rahmenschnitzerei 80,98 » 
1880 — 1890 Sılberarbeiter 63,55 >» 
1880— 1885 Metalldreher 50,52 » 
1880—1899 Weißnäherei 50,86 » 
1880— 1885 Herrenschneiderei 57,00 » 
1880— 1889 Maschinenstickcrei 40,03 >» 
1880 — 1881 Harmonikafabrikation f 35:43 ? 
l 48,11 » 
ie a . f 50,48 » 
1880 — 1893 Knopfdrechslerei \ 30,93 » 
1881 — 1885 Stockerzeugung 40,88 >œ 
1892— 1899 Bürstenbinderei 40,69 » 
1895 — 18906 Gürtlerei 52,89 » 
1895—1900 Mabstabfabrikation 56,89 » 
1896 — 1897 Gerberrindeerzeugung 52,02 » 
1884— 1885 Bandagıst 84,60 » 


Es genügen die vorstehenden Ziffern, um zu zeigen, wie begründet 
die Einwände der Gewerbetreibenden gegen das Unternehmersystem 
sind; denn alle Einwände, die man gegen die Sträflingsarbeit seitens 
der Gewerbetreibenden erhebt: die Unterbrechung der Kontinuität 
der Arbeit durch die Gefängnisdisziplin, die schlechte Qualifikation 
der Sträflinge für kompliziertere Arbeitsprozesse. die Schwierigkeit 
des mit Sträflingen arbeitenden Unternehmertums sich der Konjunk- 
tur anzupassen, der Mangel an Arbeitskräften etc. erscheinen hin- 
fällig gegenüber dem einen Einwande der allzuniedrigen Arbeits- 
entlohnung und der dadurch bedingte Vorsprung auf dem freien 
Markte. Dieser Schädigung des Gewerbes kann auch nicht Einhalt 
geboten werden durch AMinisterialerlasse, welche den Unter- 
nehmern verbieten ihre Produkte im Handelskammerbezirke, in dem 
sich die Strafanstalt befindet, abzusctzen. 

Derartige Verordnungen können bei dem modernen Verkehrs- 
leben leicht umgangen werden und nach kleinen Transaktionen kehrt 
die Ware ruhig wieder in den Kammersprengel zurück. Allerdings 
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darf man nicht außer acht lassen, daß die Strafanstaltsproduktion 
doch meist eine geringfügige ist, daß durch sie größere quantitative 
Verschiebungen nicht hervorgerufen werden können und ihr Einfluß 
auf die Bewegung der Marktpreise kein allzu großer sein kann. 

Ungünstiger als in den Strafanstalten liegen die Arbeitsverhält- 
nisse in den Gerichtshofgefängnissen und in den bezirksgerichtlichen 
Arresten. 

Ueber Formen und Umfang des Betriebes, Zahl der Arbeits- 
zweige in diesen Gefängnissen fehlen statistische Angaben; nur über 
die Erträgnisse der Arbeit finden sich im offiziellen Quellenwerke 
einige Mitteilungen. 

Bei durchschnittlich 45 ooo Häftlingen der Gerichtshofgefängnisse 
und 400 000 bezirksgerichtlichen Häftlingen betrug im J. 1904 die 
Zahl der Arbeitstage 2 312 388, 1905 2 787 266. 

Die Einnahmen aus dem Arbeitsbetriebe betrugen 


1904 in den Gerichtshofgefängnissen 822 551 Kr. 
in den Bezirksgerichten 25 423 Kr. 





Zusammen 847 974 Kr. 
1905 in den Gerichtshofgefängnissen 781 367 Kr. 





in den Bezirksgerichten 21 481 Kr. 
Zusammen 802 848 Kr. 
Die Ausgaben betrugen 
1904 in den Gerichtshofgefängnissen 3 927 019 Kr. 
in den Bezirksgerichten 2035974 Kr. 
Zusammen O 502 993 
1905 in den Gerichtshofgefängnissen 3 983 330 Kr. 
in den Bezirksgerichten 2 555 820 
Zusammen 6539 150 Kr. 


Mithin wurden im J. 1905 in den Gerichtshofgefängnissen 12,5%, 
in den bezirksgerichtlichen Arresten sogar nur 0,8%, der Ausgaben 
durch den Arbeitsverdienst der Sträflinge gedeckt. 

Resumiert man kurz die Ergebnisse der statistischen Zusammen- 
stellungen, so ergeben sich folgende Grundsätze für die Arbeit und Ar- 
beitsorganisation in den Strafanstalten. Die Einzelunternehmung 
bezw. der Unternehmerbetrieb d. i. die Vermietung der Arbeitskräfte 
von Sträflingen an Private ist mit vielfachen MißBständen verbunden. 
Jene Betriebsformen, welche vorzugsweise den handwerksmäßigen 
Betrieb zum Gegenstande haben, wirken weder auf den gegenwärtigen 
Zustand der Sträflinge günstig, noch erscheinen sie der zukünftigen 
Entwicklung förderlich; überdies aber machen sie den kleinen 
Gewerbsleuten eine unerträgliche Konkurrenz. 

Daher erscheint eine Umgestaltung sowohl der Unternehmungs- 
als auch der Produktionsformen in den Straianstalten wünschens- 
wert, die sich kurz dahin charakterisieren läßt: Uebernahme der 

gesamten Arbeitsbetriebe in staatliche Regie und 
Organisation der Produktion auf Basis des Großbe- 
trıiebes. 
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Zur Erreichung dieses Zieles ist selbstverständlich eine einheit- 
liche zentralistische Leitung notwendig. Die Bildung des die Produk- 
tion leitenden Willens muß durch den Staat erfolgen, wobei das wirt- 
schaftliche Interesse insbesondere aber das finanzielle Ergebnis nicht 
ausschließlich maßgebend sein soll, jedoch keineswegs so in den Hin- 
tergrund gedrängt werden darf, wie dies gegenwärtig der Fall ist. 

Die Zerlegung und Verteilung der gesamten in den Anstalten 
durchzuführenden Produktionsprozesse hätte durch einheitlich ge- 
leitete Organisation von Staats wegen zu erfolgen. Die einzelnen An- 
stalten sind auf höchstens 3—4 Großbetriebe zu spezialisieren. 

Die unmittelbare Folge dieser Konzentrierung wäre die Auflas- 
sung der kleinen Anstalten, deren Produktionsfähigkeit selbstverständ- 
lich unter der geringen Zahl der Arbeitskräfte und der hiedurch be- 
dingten mangelhaften Arbeitsteilung leiden. Ebenso würde auch die 
Zersplitterung in unzählige meist unökonomische Betriebszweige gleich- 
wie die bereits geschilderte Arbeitslosigkeit oder Scheinarbeit einer 
großen Zahl von Sträflingen vermieden werden. 

Daß die natürlichen Anlagen und der frühere Beruf des Sträflings 
nicht in jenem Maße berücksichtigt würde, wie dies bei der heutigen 
zersplitterten Produktion geschieht, ist selbstverständlich. 

Aber man kann andererseits nicht völlig unberücksichtigt lassen, 
daß die auf einem persönlichen Können beruhende empirische Technik 
des Handwerkertums immer mehr der auf objektivem Wissen auf- 
gebauten Technik des Maschinenbetriebes weichen muB. 

In demselben Maße verliert gelernte der Individualität angepaßte 
Arbeit ihren \Vert und macht der ungelernten qualitätslosen Arbeit 
Platz *%). 

Die Anpassung des Strätlings an diese Arbeitsformen des modernen 
industriellen und landwirtschaftlichen Großbetriebes kann kriminal- 
politisch nur von größtem Vorteile sein. Jedenfalls aber vorteilhafter 
als die Beziehung zu rückständigen im langsamen Absterben begriffe- 
nen Betriebszweigen, die beim Wiedereintritte des Sträflings ins 
Leben seine sofortige Arbeitslosigkeit und somit nur eine neuerliche 
Quelle zur Delinquenz zur Folge haben. 

Die Stellung des strafanstaltlichen Großbetriebes in der Ver- 
kehrswirtschaft verhindert vor allem die Konkurrenz mit dem klein- 
kapitalistischen Unternehmer und schafft sohin die Klagen der klein- 
gewerblichen Produzenten endgültig aus der Welt. 

Der freie Wettbewerb mit dem besser ausgerüsteten Großkapital 
läßt sich dadurch beseitigen, daß die vom Staate produzierten Güter 
überhaupt nicht oder wenigstens zum größten Teile nicht in den freien 
Verkehr gelangen, d. h. wenn der Staat nicht nur Produzent, sondern 
auch sein eigener Konsument wäre, wenn die Arbeitsprodukte für 
staatliche Anstalten bestimmt werden: Heer, Marine, Eisenbahnen, 
Polizei etc. Zu dieser Kategorie von Arbeiten gehören auch die früher 
bereits erwähnten Landeskulturarbeiten; denn auch sie dienen aus- 


2) Sombart: Deutsche Volkswirtschaft im XIX Jhdt. ‚Berlin 1903. 
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schließlich öffentlichen Zwecken: Gewiß hätte diese Produktion eine 
Reduktion einiger staatlichen Lieferungen, die sich gegenwärtig ın 
den Händen von Privaten befinden zur Folge, möglicherweise auch 
eine Reduktion gewisser Betriebe und damit notwendigerweise eine 
Schädigung freier Arbeiter. In jedem Falle kann es sich nur um ein 
kurzes Uebergangsstadium handeln, das sich bei einem günstigen 
Stande der Konjunktur und des Arbeitsmarktes leicht ausgleicht. 

Von einer höheren Warte aus gesehen darf man denn doch nicht 
außer acht lassen, daß dieses Plus an Arbeitskraft, welches sich durch 
eine zweckentsprechende Verwendung der Sträflinge ergibt, tatsäch- 
lich bereits vorhanden ist; nur daß es durch unwirtschaftliche Ver- 
wendung konkurrenzunfähig und unproduktiv gemacht wird. 

Es kann aber nicht als Ziel einer Staatstätigkeit angesehen 
werden, daß ein Teil der dem Staate anvertrauten Arbeitskräfte un- 
wirtschaftlich verwendet werden soll. Deswegen muß jede moderne 
Staatsverwaltung daran gehen, jenen Rest von Mittelalter, welcher 
die Strafhausarbeit bisher von vielen zeitgemäßen Arbeitsbetrieben 
und -formen ausgeschlossen hat, zu beseitigen. Sie wird dadurch 
dem ökonomischen Prinzipe gerecht werden; sie wird aber auch straf- 
politisch den Anforderungen gerecht werden, indem sie ıhre ganze 
Macht und den ganzen edukatorischen Einfluß, den die Strafhaft aus- 
üben soll, zur Erziehung zu produktiver Tätigkeit verwendet. 
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Ueber die Arbeitsmittel zur Herstellung biblio- 
graphischer und historischer Schriften über die mo- 
derne Arbeiterbewegung *). 

Von 


ROBERT MICHELS. 


Die Herstellung nützlicher und benutzbarer Bibliographien stößt 
von Jahr zu Jahr auf größere Schwierigkeiten. Der Umfang bezw. 
das Arbeitsgebiet wird bei dem steten Steigen der Produktion auf dem 
Büchermarkt immer weniger übersichtlich, das Ziel jeder Biblio- 
graphie, die Vollständigkeit, immer problematischer, ja, utopistischer. 
Dazu kommt, daß mit dem allmählichen Eindringen insbesondere der 
Jugoslaven in die westeuropäische Kultur auch das sprachliche Pro- 
duktionsgebiet für den Bibliographen einen immer gewaltigeren Um- 
fang annimmt. Gebiete, an deren buchhändlerischen und geistigen 
Schöpfungen der Bibliograph noch vor zwanzig Jahren, ohne den Wert 
seiner Arbeiten ernstlich in Frage zu stellen, mit gutem Gewissen 
vorbeisehen konnte, heischen heute unbedingte Berücksichtigung. 
Die Aufgaben des modernen Bibliographen sind somit nicht nur in 
die Tiefe, sondern auch in die Breite gewachsen. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe hat an Schwierigkeit noch ganz 
beträchtlich zugenommen, seitdem man erkannt hat, — was heute 
ganz allgemein zutrifft — daß es nicht genügt, nur die selbständig 
erscheinenden Publikationen in bibliographische Berücksichtigung 
zu ziehen, sondern daß der Bibliograph sein Interesse über die reiche 
Broschürenliteratur hinaus auch den in Zeitschriften erscheinenden 
Schriften, Aufsätzen, Artikeln usw. zuwenden und selbst die Tagespresse 
mit in den Bereich seiner Untersuchungen und seiner Arbeitsmittel 
einbeziehen muß. Damit hat sich die Aufgabensphäre des Bibliographen 
aber ins Unendliche, ins beängstigend Unübersehbare ausgedehnt. 

Die Durchführung von Spezialbibliographien, d.h. 

*, Stammhammer, Josef: Bibliografie des Sozialismus und Kommunismus 
III. Bd. Nachträge und Ergänzungen bis Ende des J. 1908. Mite. vollständ. Sach- 
register über alle 3 Bände. G. Fischer, Jena ıy0og9III u. 474 S. M. 18.—. 
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solcher Bibliographien, die sich nur auf einen Ausschnitt aus dem 
allgemeinen Wissensgebiet erstrecken, bereitet überdies noch mehrere 
andere Schwierigkeiten, deren größte in der Absteckung des Arbeits- 
bezw. Aufnahmegebiets besteht. Das gilt in ganz besonders hohem 
Maße für die Bibliographie des Sozialismus. Einer Lösung dieses 
Problems kann nur durch eine Definition des Begriffes Sozia- 
lismus nähergekommen werden. Diese Definierung ist von 
tausenden von Schriftstellern und Gelehrten versucht worden, sie 
fehlt in keiner der zahllosen Schriften, die über diesen Gegen- 
stand geschrieben worden sind, und es liegt der Aufgabe, die wir 
uns in diesem Artikel gestellt haben, fern, sie um eine neue zu ver- 
mehren oder auch nur auf die über diese Frage geführten Kontroversen 
einzugehen. Interessenten seien auf die Schrift von Augustin Hamon 
über Sozialismus und Anarchismus verwiesen, in der den Versuchen 
begrifflicher Formulierung nahezu hundert Seiten gewidmet sind !). 
Aber dem Bibliographen des Sozialismus kann es nicht genügen, 
seine Aufmerksamkeit lediglich den Schriften zuzuwenden, die sich 
mit sozialphilosophischer Spekulation oder ökonomischer Zukunfts- 
malerei oder endlich teleologisch projizierter Ethik, also dem Sozialıs- 
mus im engeren Sinne, dem Sozialismus als Ideologie, beschäftigen. 
Sozialismus ist nicht nur Sein-sollen, er ist auch Werden. Alle Gebiete 
menschlicher Tätigkeit stehen mit der großen Grundbasis des Sozialis- 
mus, der Arbeiterfrage, in ursächlichem Zusammenhang. Auf diese 
Weise können wir sagen, daB zu den Gebieten einer Bibliographie 
des Sozialismus mindestens alle jene Literatur zu rechnen ist, die, 
sei es auch ohne sich mit dem »Endziel« irgendwie auseinanderzu- 
setzen, in ihrem Stoff Entwicklungslinien zum Sozialismus zur Dar- 
stellung bringt, sowie ferner jene, welche überhaupt von »sozialısti- 
schem Geiste« erfüllt ist, d. h. zum Beispiel fast alle Schriften, die 
ausgesprochene Sozialisten zu Verfassern haben, auch wenn sie 
sich auf dem Gebiete der Sozialpolitik. ja des Romans bewegen. 
Eine große Schwierigkeit für jeden Forscher des Sozialismus 
— also auch für den Bibliographen des Sozialismus — liegt ın der 
besonderen Art der sozialistischen Literatur. In der Tat bietet die 
Materialbeschaffung zu sozialistischen Studien dem Uneingeweihten 
große Hindernisse. Die sozialistische Literatur führt, buchhändlerisch 
betrachtet, noch heute großenteils ein Sonderdasein. Insoweit sie 
nicht in großen, allgemein bekannten, überwiegend bürgerlichen Ver- 
lagen erscheinen, schließen die großen öffentlichen Bibliotheken all- 
überall — im feudalistisch-bureaukratischen Preußen ebensogut wie 
im popularistisch-demokratischen Italien — den von sozialistischer 
Seite herrührenden sozialistischen Schriften die Pforten. Insbesondere 
die sozialistische Broschürenliteratur ist trotz ihrer zum Teil großen 
praktischen und selbst wissenschaftlichen Bedeutung — auch das 
»Kommunistische Manifest« ist ja nur eine »Broschüre«, freilich eine Bro- 





!) Augustin Hamon: Socialisme et Anarchisme, Etudes Sociologiques 
et Définitions. Paris 1905. E. Sansot & Cie. 231 pp. 
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schüre, über dte dann eine ganze Bibliothek Bände geschrieben worden 
ist, — noch weit davon entfernt, Bürgerrecht erlangt zu haben. Der 
offizielle Buchhandel kümmert sich nicht um sie. Ihre Existenz 
kommt nicht nur dem großen Publikum, sondern selbst den sozial 
Interessierten nicht zur Kenntnis. Sie wird zum Teil in kleinen 
abgelegenen Buchdruckereien gedruckt und es. gehört schon eine 
genauere Kenntnis der Parteiverhältnisse dazu, alle diese Schlupf- 
winkel ausfindig zu machen und diese bedeutungsvolle Kleinliteratur 
aus ihrem Versteck ans Tageslicht zu ziehen. In letzter Zeit frei- 
lich ist wenigstens die offizielle sozialdemokratische Parteiliteratur von 
einigen Sozialwissenschaftern entdeckt und benutzt worden. Die anar- 
chistische hingegen sowie die Schriften der rebellischen Minderheiten 
(Syndikalisten, Lokalisten usw.) liegen, von geringen Ausnahmen 
abgesehen, noch heute außerhalb des Gesichtskreises selbst derer, 
die sich über die Probleme des Sozialismus und Kommunismus in dick- 
leibigen Ausführungen ergehen. Der enorme Absatz, den das bekannte 
Buch über den Sozialismus von Werner Sombart gefunden hat, ist 
außer den vielfältigen übrigen Vorzügen dieser Schrift gerade dem 
Umstand zuzuschreiben, daß sie eine der wenigen nicht von Partei- 
seite verfaßten ist, der man es anmerkt, daß ihr Autor einen 
tieferen Einblick in die Literatur der Materie getan hat. 

Die Wissenschaft hat also alle Ursache, dem bewährten Biblio- 
graphen Josef Stammhammer, Bibliothekar des histo- 
risch gewordenen » Juridisch-politischen Lesevereins« in Wien, zu Dank 
verpflichtet zu sein dafür, daß er seinen ersten beiden Bänden über die 
»Bibliographie des Sozialismus und Kommunismus« nunmehr einen 
dritten hat folgen lassen. Dieser dritte Band enthält neben einem Sach- 
register über alle drei Bände, das dem ein bestimmtes Material Suchen- 
den das Nachschlagen erleichtern soll, die Nachträge und Ergänzungen 
bis Ende des Jahres Ig08. 

Auf die allgemein freudige Aufnahme, die den ersten beiden 
Bänden bei ihrem Erscheinen zu teil geworden ist, darf auch 
der dritte Band Anspruch erheben. Auch er legt von demselben 
wahrhaft eisernen Fleiß, derselben opferfreudigen Hingabe an das 
selbstgesteckte Ziel und derselben weiten Sachkenntnis Zeugnis ab, 
die wir schon in den ersten Bänden bewundern durften. Die Geduld 
und Ausdauer, die dazu gehört, den spröden Stoff zu sichten und zu 
einem leichten Nachschlagewerk zusammenzustellen, muB die An- 
erkennung selbst des schärfsten Kritikers herausfordern. 

Dieses vorausgeschickt, dürfen wir uns — und den sozialwissen- 
schaftlich Interessierten — aber nicht verhehlen, daß derStammhammer- 
schen Arbeit eine Reihe von Fehlern anhaften, die ihrer Brauchbar- 
keit Abbruch tun und ihre Zuverlässigkeit hie und da schmälern. 

Einige willkürlich herausgegriifene Beispiele mögen das hier 
Gesagte kurz erläutern. Der bekannte italienische Historiker Guglielmo 
Ferrero ist gezweiteilt; er erscheint einmal unter seiner richtigen 
Namensform, das andere Mal, bei der Zitierung eines englischen 
Artikels als W. (William) Ferrero (p. ıı2), während im übrigen 
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Stammhammer sehr mit Recht darauf geachtet”Fhat, derartige 
Schönheitsfehler zu vermeiden. Auf p. 113 finden wir einen 
Artikel von Ferri und Bonomi über den Sozialistenkongreß in 
Bologna aus der Nuova Antologia angegeben. Derselbe existiert 
nicht; dagegen hat, anstatt der angeblichen gemeinsamen Arbeiten, 
jeder der beiden Genannten über selbiges Thema in jener Zeit- 
schrift einen Artikel geschrieben, und zwar gerade vom entgegen- 
gesetzten Standpunkt aus. Wir können nicht umhin, noch einige be- 
sonders schwerwiegende Nachlässigkeitsfehler anzuführen. Als Autor 
des von Bernstein aus dem Marxschen Nachlaß veröffentlichten Ar- 
tikels gegen Max Stirner, den Marx unter dem Titel »Sankt Max« 
schrieb, finden wir »Sankt Marx« angegeben (p. 797)! — Eine böse Ver- 
wechslung wird auch unter so verschiedenartigen Persönlichkeiten 
wie Ludwig Gumplöwicz und Ladislaus Gumplöwicz angerichtet. 
Stammhammer schiebt dem Sohn eine Reihe von Arbeiten des Va- 
ters in die Schuhe (z, 3, 9, 10). Bei dem Stichwort Michels finden 
wir dreimal die gleiche Arbeit gesondert angeführt (Nr. I, 15, 23), 
während die Angaben einer Anzahl wichtigerer Arbeiten fehlen. 

Auf p. 288 finden wir einen einsamen Primo Maggio, Numero 
Unico Roma 1903, mit anderen Worten eine Festzeitschrift zum 
I. Mai. Derartige Angaben — die bei St. nicht vereinzelt sind — haben 
an sich bibliographisch gar keinen Wert. Mainummern erscheinen 
in Italien jedes Jahr und in jeder größeren Stadt unendlich viele 
— nicht nur in Rom und im Jahre 1903. Hier hätten entweder alle 
derartigen Festnummern, und zwar in detaillierter Analyse, — jeder 
einzelne Artikel in ihnen pflegt namentlich unterzeichnet zu sein —- 
angegeben werden müssen, oder aber gar keine. 

Edmondo De Amicis ist nicht unter De Amicis, sondern unter 
Amicis zu finden, was an sich schon einen groben Verstoß gegen die 
italienische Sprache bedeutet. Dafür erfahren wir aber von zwei wei- 
teren Schriftstellern dieses Namens, einem A. d Amicis und einem E. 
d’Amicis. In Wirklichkeit gibt es weder den einen noch den anderen, 
sondern lediglich eben den weltbekannten Edmondo De Amicis 
(d’Amicis ist nicht nur eine sachlich falsche, sondern sprachlich un- 
mögliche Schreibweise). Uebrigens werden trotz der Zweiteilung nur 
ganz wenige von den zahlreich erschienenen sozialistischen Schriften des 
vielgelesenen Schriftstellers angeführt. Auch der bekannte franzö- 
sische Syndikalist Paul Delesalle wird, bei Anführung der Ueber- 
setzung einer seiner Schriften ins Italienische, unter der falschen 
Form Delassale noch einmal besonders angegeben. 

Häufig werden Artikel leider nur in Uebersetzungen zitiert. So hat 
von Georg von Vollmar keine der in den letzten sechs Jahren erschie- 
nenen 4 Broschüren ?) in der Stammhanımerschen Bibliographie Aut- 


1) Nämlich r. »Die Sozialpolitik in Deutschland und in Frankreich«. Vortrag. 
Dresden 1901. Kaden. 2. »Lehren und Folgen der letzten Reichstagswahlen .«., 
München 1903. Birk. 3. »Die innerpolitischen Zustände des Deutschen Reiches 
und die Sozialldemokratiee.. München 1904. Birk. 4. »Sozialdeinokratie und Vater- 
lande. Rede gehalten in der bayrischen Kammer. München 1906. Birk. 
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nahme gefunden, dagegen wird von ihm ein in einer amerikanischen 
Zeitschrift erschienener Artikel angegeben ; ebenso von dem Franzosen 
Ernest Lafont nur ein in einer italienischen Revue erschienener Auf- 
satz. Auch vermissen wir die Angabe der von Lafont geleiteten 
wichtigen Zeitung L Avant-Garde (Paris 1905), während einige an- 
dern, völlig bedeutungslosen Zeitungen des gleichen Titels angegeben 
sind. Ueberhaupt trägt die Stammhammersche Bibliographie häufig 
den Charakter des Zufälligen, der vermuten läßt, daß der Autor nicht 
genügend tief in seinen Stoff eingedrungen ist, nicht genügend alle 
Ecken kennt, aus denen er seine Materialien zu holen hat. Zu 
dieser Vermutung führt uns auch eine weitere Beobachtung. Ganz 
ungenügend, d. h. nur zum kleinsten Teile, sind unter anderen 
die über Sozialismus handelnden Werke folgender Schriftsteller 
verzeichnet: Prof. Karl Grünberg, Prof. Gerolamo Gatti, Dr. Paul 
Lafargue, Ferdinand Domela Nieuwenhuis, Konrad Haenisch, Co- 
stantino Lazzarı, Prof. Franz Staudinger, Prof. Enrico Loncao, 
Dr. Rudolph Penzig, Prof. Arnaldo Lucci, Prof. Cesare Lombroso, 
Daniel De Leon, Dr. Edoardo Giretti, Herman Gorter, Angiolo Cabrini, 
Luigi Montemartini, Carlo Monticelli, Oddino Morgari, Jean Grave, 
Dr. Giusto Calvi, Dr. Giuseppe Romano Catania, Prof. Filippo Virgilii, 
Enrico Malatesta, Kurt Eisner; wie ersichtlich nicht die schlechtesten 
Namen. Gar nichts finden wir von den italienischen Abgeordneten 
Quirino Nofri und Dr. Giulio Casalini, von denen der erstere eine 
Reihe interessanter Broschüren über die Beziehungen der soziali- 
stischen Partei zur Eisenbahnfragre (Staatsbetrieb oder Privatbetrieb) 
und der zweite eine Anzahl von Schriften und Aıtikeln zur Partei- 
psychologie, zumal aber zur Sozialpolitik und zur Arbeiterhygiene 
verfaßt hat, die wert wären, in einem Werk wie dem Stamm- 
hammerschen erwähnt zu werden. Gar nichts finden wir, was noch 
belastender ist, auch von Gustave Hervé, dessen Name in den letzten 
fünf Jahren die Zeitungen und Zeitschriften der ganzen Welt füllt. 
Ganz besonders bedauerlich aber ist, daß ın einem Werke von 
fast 500 Seiten, das nichts anderes als Bücherangaben über die in den 
letzten zehn Jahren erschienenen Schriften, die über den Sozialıs- 
mus handeln, enthält, einige gerade der allerbedeutendsten Neuwerke 
über diesen Gegenstand fehlen, die in der gesamten sozialwissenschaft- 
lich interessierten Literatur — der bürgerlichen sowohl wie der so- 
zialistischen — Aufsehen erregt haben und teilweise sogar von ein- 
schneidender Bedeutung aut den Gang der Arbeiterbewegung waren, 
also praktisch wie theoretisch gleich großen Wert aufweisen. Hierzu 
möchten wir rechnen: ın erster Linie den Band des eben erwähnten 
Gustave Hervé: »Leur Patrie« (Paris 1905, Envente à la Librairie 
de Propagande Socialiste, 14 Rue Victor-Masse, 281 pp.), auf den 
Schreiber dieses an anderer Stelle aufmerksam gemacht hat 
(Kritische Blätter für die gesamten Sozialwissenschaften, Jahrg. 
1907, p. 77 ff.) (diese Schrift, die auch in deutscher, italienischer 
und englischer Lebersetzung vorliegt, enthält den ersten ausführ- 
lichen Versuch einer theoretischen und praktischen Begründung der 
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Notwendigkeit der Vaterlandslosigkeit der klassenbewußten Arbeiter- 
schaft und gilt mit Recht als das Standard-Work der antipatrio- 
tischen Richtung innerhalb des internationalen Sozialismus); ferner 
die ebenfalls vielumstrittene Schrift des James Ramsay Mac Donald: - 
»Socialism and Society« (London 1905, Ind. Labour Party, 185 pp.), 
die den ersten Versuch des englischen Revisionismus und der Los- 
von-Marxbewegung darstellt, sich theoretisch zu begründen und zu 
vertiefen; endlich den bekannten Band von Lily Braun: »Die Frauen- 
frage, ihre geschichtliche Entwicklung und wirtschaftliche Seite« 
(Leipzig 1901, S. Hirzel, 557 pp.). Diesen Schriften nicht Rechnung 
getragen zu haben, ist allerdings als eine ernste Unterlassungssünde 
zu bezeichnen. 

Neben diesen Arbeiten hätten auch andere größere sozialistische 
Schriften wegen ihrer wissenschaftlichen Bedeutung unbedingt Auf- 
nahme zu finden verdient. Wir nennen nur: Ettore Ciccotti (ord. 
Prof. d. alten Geschichte an der Univ. Messina): »Sulla Questione 
Meridionale« (Milano 1904, Casa Editrice Moderna, C. Concordia 10, 
365 pp.) und das dreibändige Werk von Ferd. Domela Nieuwenhuis: 
»Geschiedenis van het Socialisme«, (Amsterdam 1001/03, van Looi), 
von dem merkwürdigerweise nur der erste Band angegeben wird. 
Endlich wirken auch die vielen, teils selbst sinnverwirrenden 
Druckfehler störend. 

Wir machen diese Ausstellungen — die den Wert der Stammham- 
merschen Arbeit gewiß nur zu verringern, nicht zu verwischen ver- 
mögen — aus zwei Gründen. Einmal weil wir hoffen, daß es dem Autor 
vergönnt sein möge, eine zweite Aullage bezw. Verschmelzung des 
3. Bandes mit seinen Vorgängern herauszugeben und dabei unsere 
Angaben zu berücksichtigen; zweitens aber auch, um für die etwaige 
Abfassung künftiger Werke ähnlichen Charakters einige allgemeine 
nützliche Fingerzeige zu gewinnen. 

Zunächst kann die Notwendigkeit nicht genug betont werden. 
die für jeden Bibliographen darin liegt, seinen Stolf nicht nur von 
der technisch-bibliegraphischen, sondern auch der inhaltlichen Seite 
her zu beherrschen, wozu noch ein weiteres notwendiges Requisit. 
wissenschaftliche Personenkenntnis, kommt. Exemplifiziert: er muß 
wissen, daß ein englischer Schriftsteller namens W. Ferrero nicht 
existiert und daß der Autor eines Artikels über römische Geschichte 
(wenn er auch in englisch:r Sprache geschrieben ist), dessen Titel 
ibm zu Gesicht kommt, kein anderer sein kann als der bekannte 
Italienische Historiker Guglielmo Ferrero, oder: er muß wissen, zwei 
Schriftsteller, die zufällig beide L. Gumplöwiez gezeichnet sind, 
von einander zu unterscheiden. Er muB ferner darauf bedacht 
sein, die betreffenden Artikel, Schritten usw. möglichst in der 
Originalsprache, in der sie abgeiaßt, zu zitieren, da -- bei der Leicht- 
fertigkeit und der tatsächlichen Unkenntnis, mit der mindestens 
achtzig Prozent der Uebersetzungen vorgenommen werden — nur 
solche eine ernsthafte Gewähr der Authentizität zu bieten vermögen. 
Auf keinen Fall aber ist es statthaft, irgend eine Uebersetzung 
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allein zu zitieren. Dadurch würde dem Autor, der von der Existenz 
der von irgend einem Winkelmaitre de langue verfaßten Uebersetzung 
häufig nicht einmal weiß, bitteres Unrecht geschehn. 

Es ist ferner nötig, daß der Bibliograph wenigstens über einen sol- 
chen Schatz von philologischen Kenntnissen verfügt, daß er weiß, in 
welcher Form die Nachnamen zu zitieren sind, ob — um bei dem bereits 
erwähnten Beispiel De Amicis’ zu bleiben — Zusätze wie De, Van, Von 
etc. als integrierender Bestandteil des Namens selbst betrachtet und 
demgemäß zitiert werden müssen, ¿der nicht. Auch muß er danach 
trachten, von fortlaufenden Artikelserien nicht nur einzelne, will- 
kürlich herausgerissene Artikel aufzunehmen, sondern die ganze Serie 
zu notieren. Stammhammer bringt z. B. (p. 233) unter Michels, 
Robert nur einen Artikel (Anna Maria Mozzoni, Anna Kulischoff) aus 
der sich über nicht weniger als sechs Nummern erstreckenden Artikel- 
serie: »Rückblicke auf die Geschichte der proletarischen Frauenbe- 
wegung in Italien« in der sozialdemokratischen Frauenzeitschrift 
»Die Gleichheit« (XII. Jahrg. Nr. 1, 2, 5, 8, Iı, 17), ohne der 
übrigen Nummern Erwähnung zu tun. 

Ueberhaupt ist Stammhammer noch weit davon entfernt, das 
vornehmste Ziel für die Zusammenstellung einer guten Bibliographie, 
nämlich die größtmögliche Vollständigkeit, zu erreichen. Deshalb 
dürite es hier am Platze sein, einige grundlegende Angaben über die 
für einen Bibliographen des Sozialismus unerläßlich notwendigen 
Arbeitsmittel zu machen. 

Zuvor jedoch sei noch eins wiederholt, um hier kein Mißver- 
ständnis aufkommen zu lassen: das Werk Stammhammers ist nicht 
nur lobenswert wegen der erwähnten geradezu erstaunlichen Summe 
von Fleiß und Beharrlichkeit, welche der Autor darauf verwandt hat 
und die ihm niemand höher anrechnen wird als gerade der, welcher, 
wie Schreiber dieses, sich selbst in derartigen bibliograpbischen Ar- 
beiten versucht hat, sondern es ist auch ein überaus nützliches 
Nachschlagewerk für jeden. der sich ernstlich mit den Problemen der 
Arbeiterbewegung befaßt. Auch wissen wir genau, daß bei der Fülle 
und teilweisen Seltenheit des Materials eine Vollständigkeit nie wird 
erreicht werden können. Nur glauben wir allerdings, Grund zu der 
Annahme zu haben, daß sıch ein weit höherer Grad von Vollständig- 
keit wohl hätte bewirken lassen, wenn Stammhammer die vorhandenen 
Möglichkeiten der Materialbeschaffung besser ausgenützt und mit 
anderen, systematischeren Methoden gearbeitet haben würde, als 
tatsächlich geschehen. 

So hat der Autor z. B., wie Schreiber dieses sich an mehreren 
Stellen hat überzeugen können, einige der wichtigsten Nachschlage- 
werke bei Abfassung seiner Bibliographie nicht benutzt. Wi meinen 
hier vor allen Dingen das seit dem Jahre 1905 allmonatlich erschei- 
nende Zentralorgan des internationalen Institutes für Sozial-Biblio- 
graphie, »Blätter für die gesamten Sozialwissen- 
schaften, bibliographisches Zentralorgan«, her- 
ausgegeben von Dr. Hermann Beck, Berlin (früher: »Kritische 
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Blätter für diegesamtenSozialwissenschaften 
bibliographisch-kritisches Zentralorgan«, her- 
ausgegeben von Dr. Hermann Beck in Berlin, in Verbindung mit Dr. 
Hanns Dorn in München und Dr. Othmar Spann in Berlin) sowie 
die seit 1905 alljährlich herauskommenden Sammelbände des 
gleichen Instituts Bibliographie der Sozialwissen- 
schaften, herausgegeben von Dr. Hermann Beck im Auftrage 
des Internationalen Instituts für Sozial-Bibliographie in Berlin sowie 
die leider nicht mehr fortgeführte, von Professor Gyula Mandello 
(Preßburg) herausgegebene und von Ervin Szabö (Bibliotheken 
der Stadt Budapest) redigiertte Bibliographia Eco- 
nomica Universalis, Repertoire bibliographi- 
que annuel des travaux relatifs aux sciences 
économiques et sociales, Publication Coopérative de 
l'Institut International de Bibliographie (Bruxelles, Paris, Budapest, 
Genève, London, Torino, Wien; I ère année: Travaux de l'année 1902, 
Budapest 1903, Société Anonyme d’Imprimerie de Pest, 170 pp.). 

Ferner war seit der Abfassung des vorletzten (11.) Bandes der 
Stammhammerschen Bibliographie eine Reihe von Teilbibliographien 
zur Theorie und Geschichte des Sozialismus erschienen. Zwei davon 
in dieser Zeitschrift. Werner Sombart hat cine kleine Marx- 
Bibliographie zusammengestellt (Bd. XX Heft 2) und ich ließ der- 
selben eine größere Bibliographie des Marxismus in Italien folgen 
(Bd. XXV, Heft 2. p. 525—572); endlich brachte dann Dr. Elsbeth 
Georgi im Anhang ihrer Schrift über die »Theorie und Praxis 
des (Greneralstreiks in der modernen Arbeiterbewegung« (Jena 1908, 
Fischer) eine gründliche und ausgedehnte Bibliograpbie über dieses 
Thema (p. 137 bis 144). 

Stammhammer hat, allerdings ohne ihrer geeigneten Ortes Er- 
wähnung zu tun, auf diesen Vorarbeiten bei der Abfassung des vor- 
liegenden dritten Bandes stark mit gefußt. Aber er hat sie, wie 
ein weiterer Einblick zeigt, keineswegs genügend ausgenutzt. 

Gar nicht hat er aber offenbar zwei weitere bibliographische 
Arbeiten gekannt, aus denen er vieles notwendige Material hätte schöp- 
fen können, nämlich I. den seitdem Jahre 1904 vom Reichsarbeits- 
amt (Ufficio del Lavoro) des kgl. ital. Ministeriums für 
Ackerbau, Industrie und Handel alliährlich herausgegebenen Sag- 
gio Bibliografico degli Articoli Contenuti 
in Riviste Italiane e Straniere sulle Questio- 
ni del Lavoro (Roma Tip. Naz. di G. Bertero e C., zwischen 
40 und 60 pp ), der von Dr. Riccardo Bachi, Bibliothekar am Uffi- 
cio del Lavoro verfaßt wird, sowie 2. die von dem gleichen Autor 
ausgearbeitete BibliografiialEconomico-Sociale Ita- 
liana degli anni 1906 e 1907, die in dem unter der Leitung von 
Dr. Alessandro Schiavi und G. Pinardi in Mailand stehenden Sammel- 
werk L'Italia Economica, Annuario della Attività Nazionale, Bd. II, 
1908, (Milano, 12 via Gesù) erschienen ist (p. 597—020), sowie ferner 
3. die etwa 200 Titel umfassende Bibliographie des älteren Sozialismus, 
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die sich im Anhang des Werkes von Agostino Gori: »Gli Albori 
del Socialismo (1755—1848)« (Firenze 1909, Lumachi Edit., 402 pp.), 
befindet. 

Auch eine Reihe von Katalogen öffentlicher Biblio- 
theken werden vom Bibliographen des Sozialismus mit Nutzen 
eingesehen werden können. So z. B. das Bücherverzeichnis der großen 
»öffentlicher Bibliothek und Lesehalle« in Berlin (SW. 13, Alexan- 
drinenstraße 26), Berlin 1903, Hugo Heimann, 687 pp., sowie der 
Katalog der Bibliothek des Sozialdemokratischen Vereins, Bremen 
1900 (Filiale Auer, 72 pp.). 

Ferner sind die offiziellen sozialistischen Biblio- 
theken zu erwähnen, die jedem Studierenden offen stehen, vor 
allem das sog. Parteiarchiv zu Berlin (Lindenstr. 69), ferner die 
Bibliothèque des Secrétariat Socialiste International, die in der Maison 
du Peuple in Brüssel untergebracht ist und unter anderen den wert- 
vollen Bücherbestand von Cesar de Paepe umfaßt, sowie die be- 
trächtlich kleinere Biblioteca della Direzione del Partito Socialista 
Italiano in Rom (Via del Seminario 87). 

Auch in einer Reihe von Privatsammlungen größeren Um- 
fangs wird der Bibliograph des Sozialismus reichster Ernte gewiß sein. 
Wir nennen hier nur außer der von Stammhammer in ausgiebiger 
Weise benutzten großartigen Menger-Bibliothek die nach dem Tode 
des Besitzers als selbständiges Legat in den Besitz der Wiener Uni- 
versität übergegangen und dort in einem Raume des staatswissen- 
schaftlichen Seminars untergebracht worden ist, insbesondere die 
Bücherei des Wiener Rechtsanwalts Dr. Th. Mauthner und die des Köl- 
ner Kautmanns S. Wolftsohn. 

Wertvoll ist ebenfalls dass Bulletin des Bibliothe- 
ques Populaires, public sous les auspices de la Bibliothèque 
de l’Enseignement Public et de I’Inspection Generale des Bibliothe- 
ques (Secrétaire de la rédaction: M. M. Pellisson, Paris; Edouard 
Cornély et Cie. éditeurs), welches seit dem Jahre 1906 erscheint und es 
sich zur Aufgabe gesetzt hat, durch kurze Inhaltsangaben über alle 
zum Ankaut für Volksbibliotheken geeigneten Neuerscheinungen 
in tranzösischer Sprache zu berichten. 

Von großem Nutzen ist die seit demMärz 1909 monatlich erscheinende 
Zeitschrift Bibliographie des Sciences Economi- 
ques, Politiques et Sociales, die in Paris erscheint 
und von Jean Gautier, Dr. juris und Bibliothekar an der Bibliothe- 
que Universitaire de la Faculté de Droit de Paris redigiert wird. 
Ihr Verleger ist Marcel Rivière in Paris. ‘ Die in vornebmer 
Ausstattung erscheinende Revue enthält lediglich die Angabe von 
Neuerscheinungen und zwar zum großen Teil solchen, die in den ver- 
schiedenen Fachzeitschriften erschienen sind. Doch beschränkt sich 
die fleißige und zuverlässige Sammlung leider völlig auf die in Frank- 
reich erscheinende Literatur. 

Auch auf eine andere periodische Publikation möge an dieser 
Stelle aufmerksam gemacht werden, die in Budapest erscheinende 
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A FövärosiKönyvtar Ertesitöje (seit 1907), eine Ausgabe 
der Budapester Stadtbibliothek, an deren Spitze der bereits von uns 
genannte auch außerhalb Ungarns nicht unbekannte Soziologe und 
Marxist Dr. Ervin Szabö steht. Diese (ebenfalls sehr gut ausge- 
stattete) Zeitschrift gibt erstens einen guten Ueberblick über die 
Neuerscheinungen auf den verschiedenen Gebieten der Sozialwissen- 
schaften in den einzelnen Ländern, wenn auch der Kreis der aufge- 
zählten Werke deshalb kein besonders großer sein kann, weil es sich 
lediglich um die Neuerwerbungen der Bibliothek handelt. 

An dieser Stelle sei auch auf zwei periodische Publikationen auf- 
merksam gemacht, die von buchhändlerischer Seite erscheinen r. das 
Bulletin Mensuel des principales Publica- 
tions nouvelles dans les Sciences Sociales, 
publié par la Librairie Martinus Nijhoff a la Haye (Nobelstraat 18), 
das seit 1900 erscheint, sowie 2. das noch wichtigere Organ La Pu- 
blication Sociale, Recueil Bibliographique Histo- 
rique de tous les Documents relatifs au Mou- 
vement Social en France et àl Etranger, das 
von dem Buchhändler P. Delesalle, dem syndikalistischen Schriftsteller 
in Paris, herausgegeben wird und nicht nur die neuesten Erschei- 
nungen auf dem Gebiet der sozialistischen Literatur Frankreichs 
berücksichtigt, sondern auch die aufgekauften überaus wertvollen 
Schriften, Zeitungen, Flugblätter usw. der ältesten Sozialisten (Saint 
Simon, Fourier usw.) sowie der französischen Revolution verzeichnet, 
eine wahre Fundgrube für Bücherfreunde (16, Rue Monsieur-la-Prince). 

Was die sozialistische Literatur der einzelnen Länder anbelangt, 
so sind von größter Wichtigkeit für Frankreich die Kataloge 
der großen Pariser Verlagshäuser Felix Alcan (Ve, 108, Boule- 
vard Saint-Germain), V. Giard et E. Brière (Ve, 16, Rue 
Soufflot), P.-V. Stock (155, Rue Saint-Honoré) EdouardCor- 
nély (ror, Rue de Vaugirard) ?), Marcel Rivière (31, Rue 
Jacob), von denen besonders die letzten beiden den sozialistischen 
und sozialen Schriftstellern zur Veröffentlichung ihrer Werke fast 
ausschießlich zu Gebote stehen. 

Für den Broschürenhandel kommen, so weit er von der offiziellen 
sozialistischen Partei betrieben wird, zumal die Kataloge und aus- 
führlichen Annoncen der Librairie du Parti, die zumal im 
offiziellen Wochenblatt des Parti Unifié, dem »Socialiste« veröffent- 
licht werden (16, Rue de la Corderie, Paris IIle). Die Librairie hat 
eigenen Verlag. 

Die antimilitaristischen Svndikalisten haben ihren eigenen Bro- 
schürenvertrieb und Verlag in den Bureaux delaGuerreSociale 
(Paris, 127 Rue Montmartre). Insbesondere sind von dort auch die 
Schriften von Gustave Hervé, dem Haupt dieser Richtung, zu be- 
ziehen. l 

3) Einige seiner Kataloge sind unter dem Titel Bibliothèque Républicaine 
erschienen. 
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Der bedeutendste Verlag der Anarchisten ist der der Temps 
Nouveaux (Paris, 4 Rue Broca). 

InEngland haben wirzumaldiePublications ofthe 
Fabian Society (3Clement's Inn, Strand, London, W. C., 
eine Reihe bedeutender Pamphlets und Studien, unter deren Verfassern 
sich Männer wie Sidney Webb, H. G. Wells, Bernard Shaw, John 
Burns, George Turner und Henry W. Macrcsty befinden. 

Die Independent Labour Party hat ihr hervorragendes Mitglied 
James Ramsay Mac Donald, M. P., damit beauftragt, eine Serie Bände 
über den Sozialismus unter dem Titel The Socialist Library 
herauszugeben (Io, Red Lion Court, E. C.) Die Veröffentlichung des 
ersten Bandes dieser Sammlung fällt ins Jahr 1904. 

Die Social Democratic Federation hat ihre Schriften in einem 
kleinen Katalog, Social Publications, angezeigt, die, wenn auch nicht 
alle dort erschienen, so doch alle in dem Verlag der Nineteenth 
Centurv Press (87a Clerkenweli Green, E. C.) käuflich sind. 

Die englischen Syndikalisten französischer Richtung endlich be- 
ginnen eine Reihe von Bıioschüren unter dem TiteleinerIndustrial 
Library herausgegeben (The Industrial League, 25 Oueensdale 
Road, Notting Hill, London W). 

Ueber die kleineren Schriften und Broschüren der belgischen 
Sozialisten — die größeren Schriften der Vandervelde, Bertrand, 
Denis, de Greef usw. erscheinen durchweg in den großen Verlagen in 
Paris — findet man Aufschluß ın den Verzeichnissen der Librairie 
du Peuple in Brüssel (35, Rue des Sables) und der Librairie 
Centrale Socialiste in Gent (29 Hoogpoort). Letzterer 
Lagerkatalog enthält auch eine große Reihe vlämischer Schriften. 

Die sozialistische Literatur in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika finden wir ziemlich vollständig in dem Lager- 
katalog der WilshireBook Co. in New- York (200 William 
Street) angegeben, der sich A Thousand Books on Socialism and 
kindred Subjects betitelt. 

Zahlreiche Broschüren, welche insbesondere das Verhältnis zwi- 
schen dem Sozialismus und der Gewerkschaftsbewegung betreffen, 
werden in dem Verlag des New- Yorker »Daily People«, der »N e w- 

York Labor News Com pan y< (2 to 6, New Reade Street, 
New- York City) herausgegeben. | 

In Chicago erscheint bei Charles H. Kerr and Company 
(264. Kinzie Street) eine International Library of Social Science, 
die eine gute Auswahl durchweg von sozialıstischer Feder geschriebenen, 
meist authenisch-amerikanischer Studien zur Arbeiterbewegung in 
Buchform umfaßt. 

Für Italien kommen neben den großen jährlichen Lagerkatalogen 
der Fratelli Bocca in Turin, die auch eine Piccola Biblioteca 
di Scienze Moderne herausgegeben, vor allem die Kataloge der Firma 
Remc Sandronin Palermo in Betracht, die einen beträchtlichen 
Bestandteil ihrer Verötfentlichungen dem Sozialismus gewidmet 
haben, außerdem die periodisch erscheinenden Kataloge der ausge- 
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sprochen sozialistischen größeren Verlage von Giuseppe Ner- 
bini in Florenz $) (2, Via Faenza) und Luigi Mongınıın 
Rom (57, Via San Claudio) (Kataloge seit 1905). 

Herausgabe von Broschüren findet in größerem Umifange statt 
im Verlage der Zeitschriften Pagine Libere (synd.), Lugano 
(E. Cagnoni, Editore), II Dıvenire Sociale (svnd.), Rom 
(8, Sant’ Andrea delle Fratte) und La Critica Sociale (ret.), 
Mailand (Portici Galleria Vittorio Emanuele 22). 

Gute Zusammenstellungen sozialistisch-anarchistischer Literatur 
aus den verschiedensten kleineren Verlagen bieten die Kataloge der 
buchhändlerischen Verkaufsstellen der Zeitschrift »La Pace« in Genua 
sowie des Zentralorgans der italienischen Anarchisten »Il Pensiero« 
in Bologna, geleitet von Luigi Fabbri. 

Für Deutschland mag, was die sozialdemokratische Partei- 
literatur anbetrifft, zumal auf folgende Quellen verwiesen weıden. 

I. Den jährlich erscheinenden Illustrierten Verlagskatalog der 
Firma J. H. W. Dietz Nachf. in Stuttgart (zirka 107 pp.); 

2. das Schriftenverzeichnis des Vorwärts-Verlags; 

3. der Katalog der Leipziger Buchdruckerei Aktiengesellschaft. 

Es existieren bekanntlich außer den hiermit namhait ge- 
machten größten Parteiverlagen noch mehrere nicht unbeträchtliche 
Verlage, wie z. B. der Verlag von Kaden in Dresden (22, Zwingerstr.), 
der Verlag der Volksstimme in Frankfurt a. M. (Hirschgraben ı 7): 
der Verlag G. Birk in München; endlich der Verlag von Wörlein in 
Nürnberg und der Verlag von Auer & Co. in Hambwg. Die zuerst 
genannten dieser Verlage veröffentlichen auch größere Werke. 

Ueber die laufende Literatur der Deutsch-österreichi- 
schen Sozialdemoktatie gibt der Katalog der Wiener Verlagsbuch- 
handlung Ignaz Brand (18, Gumpendorferstr.) Aufschluß. 

Ueber die Behandlung der Arbeiterfrage und des Sozialismus von 
katholischer Seite ist ebenfalls eine reiche Literatur vor- 
handen, für die wir wenigstens die wertvollsten Quellen an dieser Stelle 
kurz angeben möchten 

Bekannt ist das»Verzeichnis sozialer Literatur«, 
das von der Zentralstelle des Volksvereins für das ka- 


tholische Deutschland — Sitz München-Gladbach in 
der Rheinprovinz — 1908 in siebenter Neuautlage herausgegeben 


worden ist. Dieses Verzeichnis enthält auf etwa 140 Seiten eine nach 
Einzelmaterien geordnete, häufig mit einer kurzen Inhaltsangabe und 
Skizzierung der Tendenz der Werke verschene Bibliographie von 
Schriften, unter denen natürlich die von katholischer Seite geschrie- 
benen überwiesen, aber auch den sozialistischen Schriften keines- 
wegs die Aufnahme verweigert worden ist, nebenbei bemerkt, ein 
Symptom schöner, echt wissenschaftlicher Objektivität, wie es die 
kulturkämpferischen Pfaffenfresser am wenigsten von den »intole- 

t) Leider in letzter Zeit stark mit geschlechtlich anreizender Schundlliteratsr 
untermischt. Letzter Katalog (illustriert) 1909. 
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ranten Rümlingen« erwartet haben würden und das den sozialısti- 
schen Bibliographen zur Nachahmung zu empfehlen ist. 

Das Verzeichnis erfüllt gleichzeitig auch die buchhändlerischen 
Funktionen eines Katalogs. Die Zentralstelle verpflichtet sich, et- 
waigen Requirenten jedes in ihm verzeichnete Buch zu verschaffen, 
bezw. leihweise zur Verfügung zu stellen (Soziale Auskunftsstelle 
und Bibliothek an der Zentralstelle des Volksvereins für das kath. 
Deutschland — München-CGrladbach, Sandstr. 5). 

Für Frankreich möge auf die Kataloge des Schriftenverlags 
des Sillo n aufmerksam gemacht werden (Paris VIIe, 34, Boulevard 
Raspail). Der Sillon, ein großer demokratisch-katholischer, sich an die 
Volksmassen und insbesondere auch die Arbeiter wendender Verein, 
der von dem ehemaligen Kavallerieoffizier Marc Sangnier ge- 
leitet wird, hat neben einer seinen Zwecken dienenden Revue 
zahlreiche Broschüren und Bücher herausgegeben, in denen sich die 
Mitglieder der Partei mit den großen Fragen der Arbeiterbewegung, 
des Patriotismus und der republikanischen Staatsform auseinander- 
setzen. 

Auch in Italıen existiert ein nicht unbedeutender sozial- 
katholischer Verlag, der der Richtung der Democrazia Cristiana, die 
sich um den bedeutenden, nunmehr vom Papst exkommunizierten, 
aber noch Priestergewand tragenden Don Romolo Murri, seit 
1909 Abgeordneter im italienischen Parlament, schart: die Società 
J.C.diCultura »Editrice«, die außer der Zeitschrift La Ri- 
vista di Cultura zahlreiche sich fast ausschließlich innerhalb der Pro- 
biemspbäre des Sozialismus bewegende Broschüren herausgibt ; daneben 
wäre noch der Broschürenverlag der Unione Democratico-Cristiana 
in Turin (g, Via Monte di Pietà) zu nennen. 

Während die vorstehend angegebenen Quellen über die auf dem 
Gebiet des Sozialismus erschienenen Bücher und Broschüren infor- 
mieren, lassen wir nunmehr eine weitere Liste folgen, die dazu dienen 
soll, dem Bibliographen einen Wegweiser dafür zu stecken, in welchen 
Zeitschriften und Tageszeitungen der einzelnen Länder er Artikel über 
sozialistische Fragen, die er notwendigerweise mit in den Bereich 
seiner Arbeit hineinbeziehen muß. ın größerer Anzahl findet. 

Wir haben bei diesem Verzeichnis von den allerbekanntesten 
so. ialistischen Blättern, wie der Berliner Neuen Zeit und den Sozia- 
listischen Monatsheften sowie dem Wiener Kampf und den deutsch- 
sprachlichen sozialistischen Tageszeitungen abgesehen und uns darauf 
beschränkt, weniger verbreitete und seltenere Blätter, in denen 
wertvolle Artikel über Sozialısmus und verwandte Materien zu 
finden sind, namentlich aufzuführen, ohne daß unser Verzeichnis 
jedoch m irgend einer Hinsicht Anspruch auf Vollständigkeit erheben 
wollte. Auch erstreckt es sich, der sprachlichen Schwierigkeiten 
wegen, nur auf einige der hauptsächlich in Frage kommenden euro- 
päischen Länder. 


Ueber die Arbeitsmittel zur Herstellung bibliograph, u. histor. Schriften etc. 631 


Frankreich. 


Mercure de France (Monatsschrift) herausgegeben von 
Alfred Vallette; Paris, seit 1862. 

Le Correspondant (Monatsschrift) herausgegeben von 
Leon Lavedan. Paris, seit 1843. 

La Revue du Palais (Monatsschrift) herausgegeben von 
Fernand Labori; Paris, seit 1897. 

La Revue Socialiste (Monatsschrift), herausgegeben 
von Eugene Fourniere; Paris, seit 1885. 

Journal des Economistes, Revue Mensuelle de la 
Science Economique et de la Statistique, herausgegeben von G. de 
Molinari, seit IgIo übernommen von Yves Guyot; Paris, seit 1840. 

Le Mouvement Socialiste, Revue Mensuelle Inter- 
nationale, syndikalistischer Richtung, herausgegeben von Hubert 
Lagardelle; Paris, seit 189g. 

La Revue Internationale de Sociologie (Mo- 
natsschrift), herausgegeben von René Worms; Paris, seit 1892. 

La Revue Syndicalıste (Monatsschriit), integra- 
listischer Richtung, berausgegeben von Albert Thomas; Paris, seit 
1309; im Jahre ıgIo verschmolzen mit der Revue Socialiste. 

Les Documents du Progres, Revue Internationale 
(Monatsschrift, erscheint in französischer, deutscher und englischer 
Auflage), herausgegeben von Dr. Rodolphe Broda; Paris, Berlin, 
London, seit 1907. 

La Tribune Russe, Revue Mensuelle du Mouvement 
Socialiste Révolutionnaire en Russie, herausgegeben von E. Rou- 
banovitch; Paris, seit 1904. 

Libres Entretiens, Stenographische Berichte der Dis- 
kussionsabende der Union pour la Vérité, herausgegeben 
von Paul Desjardins; Paris, seit 1905. 

Revue des Deux Mondes (Halbmonatsschrift), 
Paris, seit 1830. 

La Revue (Ancienne Revue des Revues), 
(Halbmonatsschrift), herausgegeben von Jean Finot; Paris, seit 1890. 

La Réforme Sociale. Bulletin de la Société d'Economie 
Sociale et des Unions de la Paix Sociale (Halbmonatsschrift), heraus- 
gegeben von Georges Blondel u. A. Paris, seit 1882. 

La Vie Socialiste, Revue Bi-Mensuelle Internationale, 
herausgegeben von Francis de Pressensé und Pierre Renaudel; Paris, 
1904— 1903. 

Le Sillon, Revue d'’action démocratique (Halbmonats- 
schrift), herausgegeben von Marc Sangnier; Paris, seit 1894. 

Revue d’Economie Politique (erscheint alle zwei 
Monate), herausgegeben von Paul Cauwecs, Charles Gide, Eugen 
Schwiedland, Edmond Villey. Raoul Jav, Auguste Souchon, Germain 
Martin, Jean Lescure; Paris, seit 1857. 

LAction Française, Organe du Nationalisme Inté- 
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gral (Tageszeitung), Chefredakteur: Léon Daudet, politischer Redak- 
teur: Henri Vangeois; Paris, seit 1908. 

La Grande Revue, monatlich, seit 1897. Redacteur 
en Chef: F. Labori. Paris. 

Revue d Histoire des Doctrines Economi 
ques et Sociales. Publiée sous la direction de A. Deschamps 
et A. Dubois. Paris, seit 1908. 

La Revue critique des Idées et des Livres. 
Paris zweimal monatlich. Seit 1907 (orléanistisch). 

Revue Politique et Parlamentaire. Revue 
Mensuelle. Fondateur: Marcel Fournier. Directeur: Fernand Faure. 
Paris, seit ISSS. 

Pages Libres (Wochenschrift), herausgegeben von Charles 
Pegnv und Charles Guievsse; Paris, seit IQ01. 

Le Socialisme (Wochenzeitung), herausgegeben von Jules 
Guesde; Paris, seit 1908. 

Les Temps Nouveaux (Wochenzeitung), anarchisti- 
scher Richtung, herausgegeben von Jean Grave; Paris, seit 1886.. 

La Guerre Sociale (Wochenzeitung), Chefredakteur: 
Gustave Herve; Paris, seit 1907. 

Le Socialiste, Organe Central du Parti Socialiste (Section 
Française de l Internationale Ouvrière) (Wochenzeitung) Redakteur: 
Louis Dubreuihl u. A. Paris, seit 1883. 

l’Action Directe (Wochenzeitung); Paris, 1908. 

La Voix du Peuple, Journal Syndicaliste, paraissant 
le Dimanche, Organe de la Confédération Générale du Travail; 
Paris, seit IQ0I. 

L Action, Quotidienne, Anticléricale, Républicaine, Socialiste 
Chefredakteur: Henry Bérenger; Paris, seit 1903. 

L'Humanité, Journal Socialiste Quotidien, Chefredakteur: 
Jean Jaurès; Paris, seit 1904. 

Journal des Débats Politiques et Littéraires (Tages- 
zeitung); Paris, seit 1789. 


Belgien. 


Bulletin Mensuel de Institut de Sociologie des Insti- 
tuts Solvay, herausgegeben von E. Waxweiler und D. Warnotte; 
Bruxelles, seit I910. 

La Belgique Artistique et Littéraire, reoue 
mensuelle nationale du mouvement intellectuel; Bruxelles, seit 1906. 

La Société Nouvelle, Revue Internationale (Monats- 
schrift), herausgegeben von Jules Noël und Léon Legavre; Mons und 
Paris, seit 1893. 

Le Progres, Revue Scientifique et Littcraire (erscheint 
monatlich während des Hochschuljahres), herausgegeben von Stefan 
Lichtenstein, J. Michajloviez-Epstein und Severin Rothberg; Bruxelles, 
1908. 
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Revue Internationale d’Economie Politique; 
Bruxelles. 


Holland. 

Ontwaking (Monatsschrift); anarchistisch; Antwerpen seit 
1901. 

Pro en Contra, Betreffende Vraagstukken van Algemeen 
Belang (erscheint in Serien à Io Einzelnummern) ; Baarn, seit 1905. 

Levensrecht, Maandschrift ter Gedachtenverbreiding, voor 
Letterkunde, Sociologie en Wetenschap; anarchistisch, herausgegeben 
von E. P. van Renesse, seit 1907 von Johan Schmidt; Amsterdam, 
seit 1904. 

De Beweging, Algemeen Maandschrift voor Letteren, 
Kunst, Wetenschap en Staatkunde, herausgegeben von T. J. De Boer, 
Albert Verwey, Js. P. De Vooys; Amsterdam, seit 1905. 

De Nieuwe Tijd, Sociaaldemokratisch Maandschrift, her- 
ausgegeben von Henriette Roland Holst, F. van der Goes, H. Gorter, 
Herman Heijermans jr. und J. Saks; Amsterdam, seit 1896. 

Onze Eeuw (Monatsschrift), herausgegeben von J. P. Blok 
u. A., altliberaler Richtung; seit 1900. 

De Kroniek, ecnalgemeen Weekblad, redigiert von P. L. Tak; 
Amsterdam, 1805—1908. 

Sociaal Weekblad (Wochenschrift), herausgegeben von 
E. M. Meijers und H. P. Marchant; Haarlem, seit 1887 (lib.). 

De Tribune, Soc. Dem. Weekblad, Chefredakteur: D. J. Wijn- 
koop. Amsterdam, seit 1908 (marxist.). 

De Vrije Socialist, Sociaal-Anarchistisch Orgaan (er- 
scheint 2mal wöchentlich), herausgegeben von F. Domela Nieuwen- 
huis. Hilversum, seit I808. 

Het Volk, Dagblad voor de Arbeiderspartij, Redakteur: H. 
W. Vliegen u. A.; Amsterdam, seit 1900. 


England. 


The Humane Review _ (Vierteljahrschrift), heraus- 
gegeben von Ernest Bell; London, seit 1904. 

The Social Democrat, a Monthly Socialist Review, 
herausgegeben von H. Quelch ; London, seit 1897. 

The Contemporary Review (Monatsschrift). London, 
seit 1866. 

The Nineteenth Century and alter (Monatsschrift), 
herausgegeben von James Knowles; London, seit 1877. 

The New Age, a Weekly Review of Politics, Literature and 
Art; London, seit 1904. | 

The Speaker, The Liberal Review; London, seit 1805. 

Labour Leader, a Weeklv Journal of Socialısm, Trade 
Unionism and Politics; London, seit 1890. 

The Clarion (Tageszeitung), Chefredakteur: Robert Blatch- 
ford; London (sozial.). 
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Fabian News, herausgegeben von Edward Peace; London. \ 
Justice, The Organ of Social Democracy (Wochenzeitung), 
herausgegeben von Harry Quelch; London, seit 1884. 


Vereinigte Staaten von Nordamerika. 


The Anuals of the American Academy of Political and So- 
cial Science (bimestral), herausgegeben von Emorv R. Johnson; 
Philadelphia, seit 1890. 

Political Science Quarterly; Boston, seit 1886. 


ThelnternationalSocialist Review, a Monthly 
Journal of International Socialist Thought, herausgegeben von Charles 
H. Kerr; Chicago, seit 1901. 

Mother Earth, Monthly Magazine devoted to Social 
Science and Literature, herausgegeben von Emma Goldman; New- 
York, seit 1900. 

The Journal of Political Economy (erscheint 
monatlich, ausgenommen August und September), herausgegeben von 
der Faculty of Political Economy of the University of Chicago; 
Chicago, seit 1893. 

The Bookman, an Illustrated Magazine of Literature and 
Life (Monatsschrift) ;, New- York, seit 1896. 

The North American Review (Monatsschrift), 
herausgegeben von George Harvey; New- York, seit 1810. 

The Outlook (Wochenschrift); New- York. 

The Call, devoted to the interests of the working people 
(Tageszeitung), Chefredakteur: Warren Atkinson ; New- York, seit 1908. 

Weekly People, Redakteur: Paul Augustine; New- York, 
seit 1892. 

Progress (Vierteljahrsschrift), herausgegeben von Gaylord i 
Wilshire; New- York, seit 1908. 

Wilshires Magazine (Monatsschrift), herausgegeben 
von Gaylord Wilshire; New- York, seit 1900. 

The Progressive Woman (Monatsschrift), heraus- 
gegeben von Josephine Conger-Kaneko; Girard, Kausas, seit 1908. 

The American Journal of Sociology (erscheint 
alle zwei Monate), herausgegeben von Albion W. Small; Chicago 
und New - York. seit 1893. 

The Forum (Monatsschrift); New- York, seit 1886. 

The Economic Bulletin, published quarterly by 
the American Economic Association; Baltimore, M. D., seit 1908. 


Deutschland. 


Archiv für Sozialwissenschaft und 5o- 
zialpolitik, Neue Folge des Archivs für soziale Gesetzgebung und 
Statistik (erscheint alle zwei Monate), herausgegeben von Prof. Werner 
Sombart, Prof. Max Weber und Prof. Edgar Jaffe; Tübingen, seit1904. 

Der Arbeiterfreund, Zeitschrift für die Arbeiterfrage 
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(Vierteljahrsschrift), herausgegeben von Prof. Viktor Böhmert; Berlin, 
seit 1863. 

Monatsschrift für Soziologie. herausgegeben 
von Eleutheropulos und Baron von Engelhardt; Leipzig, 1909. 

Die Friedenswarte, Zeitschrift für internationale Ver- 
ständigung (Monatsschrift), herausgegeben von Alfred H. Fried; 
Berlin, Wien, Leipzig, seit 189g. 

Die Frau, Monatsschrift für das gesamte Frauenleben 
unserer Zeit, herausgegeben von Helene Lange; Berlin, seit 1894. 

Süddeutsche Monatshefte herausgegeben von P. 
N. Cossmann; München, seit 1904. 

Zeitschrift für Politik (Monatsschrift), herausgegeben 
von Richard Schmidt und Adolf Grabomsky; Berlin, seit 1904. 

März, Halbmonatsschrift für deutsche Kultur, herausgegeben 
von Ludwig Thoma, Hermann Hesse, Albert Langen, Kurt Aram; 
München, seit 1907. 

Die Gleichheit, Zeitschrift für die Interessen der Ar- 
beiterinnen (Halbmonatsschrift), sozialdemokratischer Richtung, 
herausgegeben von Klara Zetkin (Zundel); Stuttgart, seit 1891. 

Ethische Kultur, Halbmonatsschrift für ethisch-soziale 
Reformen, herausgegeben von Dr. Rudolph Penzig; Berlin, seit 1893. 

Das Freie Wort, Frankfurter Halbmonatsschrift für 
Fortschritt auf allen Gebieten des geistigen Lebens, herausgegeben 
von Max Henning; Frankfurt, seit 1901. 

Die Frauenbewegung, Revue für die Interessen der 
Frauen (Halbmonatsschrift), herausgegeben von Minna Caucr; Berlin, 
seit 1895. 

Soziale Praxis, Zentralblatt für Sozialpolitik (Wochen- 
schrift), herausgegeben von Prof. Dr. E. Francke; Berlin, seit 1892. 

Die Zukunft (Wochenschrift), herausgegeben von Maxi- 
milian Harden; Berlin, seit 1893. 

Zeitschrift tür Staatswissenschaft (Monats- 
schrift), herausgegeben von Ludwig Breslauer, seit IgIO Ludwig 
Pohle; Frankfurt a. M. 

Frauenzukunft, eine Monatsschrift, herausgegeben von 
Gabriele von Lieber, Meta Hammerschlag, Hanns Dorn; München, 
seit IgIO. 

Archiv für die Geschichte des Sozialismus 
und der Arbeiterbewegung (erscheint dreimal jährlich), 
herausgegeben von Carl Grünberg; Leipzig, seit IgIO. 

Archiv für Rechts- und Wırtschaftsphilo- 
sophie, mit besonderer Berücksichtigung der Gesetzgebungs- 
fragen (Vierteljahrsschrift), herausgegeben von Joseph Kohler und 
Fritz Berolzheimer; Berlin, seit 1009. 


Oesterreich-Ungarn. 


Die Wage, eine Wiener Wochenschrift, herausgegeben von 
Ernst Victor Zenker; Wien, seit ISQ8. 
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Huszadik Század, Tärsadalumtudomänyi és szociälpo- 
litikai szemle; Budapest, seit 1900. 

A Nö és a Társadalom, a feministák egyesülete és a 
nötisztviselök országos egyesülete (Monatsschrift), redigiert von 
Bedy-Schwimmer Rózsa; Budapest, seit 1907. 


Schweiz. 


Polis, Sozialpsychologische Rundschau (Vierteljahrschrift), 
anarchistischer Richtung, herausgegeben von U. W. Züricher; Zürich, 
1907—1908. 

Schweizerische Blätter für Wirtschafts- 
und Sozialpolitik, herausgegeben von Naüm Reichesberg; Bern. 

Der Grütlianer, dreimal wöchentlich. Zürich. 54. Jahr- 
gang. Redaktion: Paul Brandt. 


Italien. 


Archivio Giuridico, herausgegeben von Prof. Enrico 
Serafini; Pisa, seit 1890. 

Biblioteca dell’ Economista, Scelta Collezione 
delle più importanti produzioni di Economia Politica antiche e moderne, 
italiane e straniere, herausgegeben von Prof. Pasquale Jannacone; 
Torino, seit 1870. 

Biblioteca di Storia Economica, herausgegeben 
von Prof. Viliredo Pareto; Milano, seit 1899. 

La Rivista Italiana di Sociologia (erscheint 
alle 2—3 Monate), herausgegeben von G. Cavaglieri und G. Sergi; 
Roma, seit 1896. 

Studi Storici (erscheint vierteljährlich), herausgegeben 
von Amedeo Crivellucci und Ettore Pais; Pisa, seit 1892. 

La Critica, Rivista di Letteratura, Storia e Filosofia, 
(erscheint alle 2 Monate), herausgegeben von Benedetto Croce; Napoli, 
seit 1903. | 

La Scienza Sociale, Rassegna Mensile di Sociologia 
e Scienze Ausiliarie, herausgegeben von Prof. Francesco Cosentini; 
Palermo, seit 18098. ` 

Giornale degli Economisti, Rivista Mensile degli 
Interessi Italiani, herausgegeben von Giovanni Montemartini und 
Maffeo Pantaleoni; Roma, seit 1875. 

La Riforma Sociale, Rassegna di Scienze Sociali e 
Politiche (Monatsschrift), herausgegeben von Prof. Luigi Einaudi und 
Prof. Giuseppe Prato; Torino, seit 1894. 

Rivista Internazionale di Scienze Sociali 
e Discipline Ausiliarie, Pubblicazione Periodica dell’ 

Unione Cattolica per gli Studi Sociali in Italia, herausgegeben von 
Prof. Giuseppe Toniolo, Sac. dott. Vincenzo Bianchi-Cagliesi u. a.; 
Roma, seit 1892. 

La Rivista d Italia (Monatsschrift), herausgegeben von 
Augusto Jaccarini; Roma, seit I900. 
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Rivista di Cultura (Halbmonatsschrift), demochrist- 
licher Richtung. herausgegeben von Don Romolo Murri; Roma, 
seit 1906. 

Il Divenire Sociale (Halbmonatsschrift), syndikalisti- 
scher Richtung, herausgegeben von Enrico Leone; Roma, 1905—1911. 

La Vita Internazionale (Halbmonatsschrift), heraus- 
gegeben von Ernesto Teodoro Moneta; Milano, seit 1898. 

Il Pensiero, Rivista Ouindicinale di Sociclogia, Arte e 
Letteratura, anarchistischer Richtung, herausgegeben von Pietro 
Gori (f ıgıı) und Luigi Fabbri; Roma, seit 1903. 

Critica Sociale, Rivista Ouindicinale del Socialismo, 
reformistisch-sozialistischer Richtung, herausgegeben von Filippo 
Turati und Anna Kuliscioff; Milano, seit 1891. 

Rivista Popolare di Politica, Lettere e Scienze Sociali 
(Halbmonatsschrift), herausgegeben von Prof. Napoleone Colajanni; 


Roma, seit 1895. 
La Libertà Economica, Rivista Quindicinale di Studi 


Sociali, herausgegeben von Prof. Alberto Giovannini ; Bologna, seit 1903. 

Nuova Antologia, Rivista di Lettere, Scienze ed Arti 
(Halbmonatsschrift), herausgegeben von Maggiorino Ferraris; Roma, 
seit 1866. 

Il Viandante (Wochenschrift), herausgegeben von Tomaso 
Monicelli; Milano, 1900—1910. 

L’Azione Democratica (Wochenzeitung), herausge- 
geben von Mario Tortonese; Torino, seit 1900. 

La Lupa (Wochenschrift), herausgegeben von Paolo Orano; 
Roma, seit IgIo. 

La Voce (Wochenschrift), herausgegeben von Giuseppe 
Prezzolini; Firenze, seit 1909. 

Avanti della Domenica (Wochenschrift), redigiert 
von Savino Varazzani und Vittorio Pina; Roma, 1903—1907. 

La Cultura Contemporanea, Rassegna critica quin- 
dicinale della cultura italiana e straniera, Sekretär des Redaktions- 
komitees: Guglielmo Quadrotta; Roma, seit 1909. 

La Battaglia (sozialist. Wochenblatt), Mailand, seit 1900. 
Redakteur: S. Alessandro Schiavi. 

La Rassegna Contemporanea (Monatsschrift), her- 
ausgegeben von Duca di Cesarö, Ercole Rivalta u. A.; Roma, seit 1908. 

La Rassegna Nazionale (Halbmonatsschrift) ; Firenze, 
Seit 1879. 

Pagine Libere, Rivista Quindicinale di Politica, Scienza 
ed Arte, syndikalistischer Richtung, herausgegeben von Prof. Arturo 
Labriola und Angelo Olivero Olivetti; Campione (Italien) und Lugano 
(Schweiz), seit 1907. 

LUniversità Popolare (Halbmonatsschrift), heraus- 
gegeben von Avv. Luigi Molinari; Milano, seit 1901. 

La Pace, Ouindicinale Antimilitarista Illustrato, heraus- 
gegeben von Ezio Bartalini; Genova, seit 1903. 
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La Confederazione del Lavoro, Pubblicazione 
Settimanale Ufficiale della Confederazione Generale del Lavoro, 
herausgegeben von Rinaldo Rigola, Felice Quaglino und Angiolo 
Cabrini; Torino, seit 1906. 

L Economista, Gazzetta Settimanale, Scienza Economica, 
Finanza, Commercio, Banchi, Ferrovie e [Interessi Privati, herausgegeben 
von Arturo Jéhan De Johannis; Firenze, seit 1873. 

Avanti!, Giornale del Partito Socialista (Tageszeitung), Chef- 
redakteur: Leonida Bissolati, seit Igro Claudio Treves; Roma, seit 1897. 

La Stampa (Tageszeitung), konservativ, Chefredakteur: 
Alfredo Frassati; Torino, seit 1807. 

Corriere della Sera (Tageszeitung), liberal, Chefredak- 

teur: Luigi Barzini; Milano. seit 1870. 


* 
* + 


Das sind die Arbeitsmittel — und wir haben an dieser Stelle nur 
einige der wichtigeren, und nicht einmal alle wichtigeren, herausheben 
können — die der Bibliograph des Sozialismus heute bei Strafe gewal- 
tiger Einbuße am Gewicht seiner Resultate nicht unberücksichtigt 
lassen darf. Es erübrigt sich zu sagen, daß diese Arbeitsmittel in ihrem 
Werte schwanken und untereinander ungleich sind. Insbesondere ist 
der buchhändlerische, also auf Erwerb und nicht auf Genauigkeit und 
Gründlichkeit der Angaben berechnete, Teil der von uns namhaft ge- 
machten Quellen so beschaffen, daß er dem Bibliographen keineswegs 
als Grundquelle zu dienen vermag, mangelt es ihm doch außer 
an Präzision, fast durchgehend an genügenden Vermerken über Seiten- 
zahl und Herstellungsort der einzelnen Schriften. Dieser Teil der Ouel- 
len läßt sich also eher als indirekte Quelle bezeichnen, auf den 
ersten Blick mehr den Bücherkäufer als den Bibliographen inter- 
essierend. Seine Kenntnisnahme ist aber nicht nur für den unerläß- 
lich, deı für ein ernsthaftes Studium der sozialistischen Probleme 
Materialsucht, sondern auch für den, der dieses Material zunächst bloß 
in Büchertiteln darstellen will, den Bibliographen, weil er viele Angaben 
enthält, derer auf anderem Wege überhaupt nicht habhaft zu werden 
ist. Aber noch ein weiteres Mittel hätte es gegeben, wenigstens das 
Verzeichnis der Schriften der lebenden Autoren weiter auszu- 
bauen und vollständiger zu gestalten. Stammhammer hat mit dem 
unmeßbaren Fleiß, der ihn auszeichnet, alle Angaben von Schriften 
eines Autors vereinigt, die er in seinen vielfachen Recherchen hat 
aufiinden können. 

Dem Gesetz des geringsten Kräfteaufwands hat dieses Verfahren 
nicht entsprochen. Nicht einmal dem der sachlichen Zweckmäßigkeit. 
Vielleicht wäre es sowohl ım Interesse der Vollständigkeit der 
Angaben als auch unter dem Gesichtspunkt der Ersparnis an Kraft 
und Zeit empfehlenswert gewesen, der Verf. hätte sich, ähnlich 
wie das bei den Zusammenstellungen der bekannten Literatur- 
Lexiken zu geschehen pflegt, direkt an die namhaften Schrift- 
steller auf dem Gebiete des Sozialismus und Kommunismus, 
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soweit sie noch am Leben sind, selbst gewandt, mit der Bitte, 
ihm die nötigen Angaben zu liefern, natürlich unter Vorbehalt 
der Pflicht des Nachprüfens und des Rechtes auf Streichung. 
Es liegt auf der Hand, daß die Autoren einen besseren Ueberblick über 
ihr eigenes Schaffen haben als auch der fleißigste und peinlichste 
Bibliograph, der erst aus hundert Katalogen und Zeitschriften zu- 
sammentragen muß, was der Autor in wenigen Minuten zusammenstel- 
len kann. Die Einheitlichkeit der Angaben hätte auf diese Weise 
sicherlich nicht gelitten. GewißB könnte man allerdings bei An- 
wendung dieser Methode die Befürchtung hegen, die berüchtigte 
Autoreneitelkeit würde diesen oder jenen der Befragten veranlassen, 
unter seinen Werken nicht nur die bedeutenderen, sondern auch die 
wertloseren, wie schriftstellerische Eintagsfliegen in Tageszeitungen, 
kleine lediglich reierierende Buchbesprechungen und dergleichen mehr 
anzugeben. Es soll nicht bestritten werden, daß eine solche Ge- 
fahr wirklich vorhanden wäre. Dennoch müßte, glaube ich, der 
erwähnten Methode des direkten Heranziehens der Autoren zur 
Bearbeitung der Bibliographie der Vorzug vor jeder anderen gegeben 
werden, es sei denn, daß die Bibliographie einen Mann zum Verfasser 
hätte, der durch ein lebenlanges Studium die Materie ganz genau be- 
herrscht, alle in Frage kommenden Schriften, Artikel usw. gelesen hat 
und dadurch — wozu außerdem noch das Requisit eines ganz unge- 
wöhnlich guten Gedächtnisses kommen müßte — belähigt wäre, die 
Körner von der Spreu zu säubern und in seiner Arbeit nur die 
wirklich wertvollen Schriften namhaft zu machen — was immer noch 
alle Nachteile eines subjektiven Verfahrens in sich bergen würde. 
Aber eme derartiger Annahme trifft für die Mehrzahl der Biblio- 
graphen — und in diese Zahl fällt auch Stammhammer — nicht zu. 
Auch Stammhammer hat — wie zahlreiche Symptome beweisen —- 
keineswegs alle von ıhm zitierten Titel durchgelesen. Seine Methode 
weist also die gleichen Mängel, wie die von uns bevorzugte, auf, 
ohne ıhren nicht geringen Vorzug der approximativen Vollständig- 
keit zu teilen. 

Der Bibliograph des Sozialismus wird keines der angedeuteten 
verschiedenen Mittel und Werkzeuge zu seiner Synthese außer Acht 
lassen dürfen, wenn anders er dem Ziele jeder Bibliographie, der 
Vollständigkeit, möglichst nahekommen will. Hier heißt es gebiete- 
risch: nur ein kombiniertes System führt zum Sieg. 
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Hammacher, Emil, Dr. phil. et iur., Privatdozent der 
Philosophie an der Universität Bonn: Das philosophisch-ökono- 
mische System des Marxismus. Unter Berücksichtigung seiner 
Fortbildung und des Sozialismus überhaupt dargestellt und kritisch 
beleuchtet. Leipzig. Verlag von Duncker und Humblot. 1909. 
XI und 730 Seiten. 

Es ist keine leichte Aufgabe, dem Buche Hammachers gerecht 
zu werden. Das macht zunächst schon der große äußere Umtang: 
mehr als 45 Druckbogen, und zwar — trotz allerdings sehr reichlicher 
und ausführlicher Zitate aus Marx und Engels — dech nicht toter, 
komplizierter Stoffmasse, sondern durchdachter und nicht immer 
leichter philosophisch-nationalökonomischer Frörterungen. Und sach- 
lich handelt es sich um die Darstellung und Kritik nicht bloß des 
ganzen philosophischen und ökonomischen Systems von Marx selbst, 
sondern auch seiner Anhänger und Fortbildner, ja des Sozialismus 
überhaupt. Wollten wir das Werk so eingehend würdigen, wie wir es 
wünschten, müßten wir selbst ein kleines Buch schreiben. Wir müssen 
uns deshalb darauf beschränken, dem Leser einen möglichst deut- 
lichen Begriff von seinem wesentlichsten Inhalt zu geben; wobei sich 
dann eine Anzahl kritischer Bemerkungen von selbst ergeben werden. 

Hammachers Arbeit zerfällt in drei Teile: einenhistorischen, 
der die »Entwicklungsbedingungen« des Marxismus schildert (S. 7--96), 
einen darstellenden, der das System des »dialektischen 
Materialismus« objektiv wiedergeben will (S. 97—388), und einen 
kritischen, der es unter die kritische Lupe nimmt (S. 389—720). 

I. Der kürzeste ist der erste, historische Teil. Er beginnt 
mit Hegel, dessen dauernden EinfluB auf Marx der Verfasser höher, 
als man es gemeinhin tut, anzuschlagen geneigt ist (S. 68 vgl. S. 140), 
behandelt dann die bekannte politisch-religiös-philosophische Oppo- 
sitionsstellung der Junghegelianer, den Eintluß Feuerbachs, die 
Entstehung der materialistischen Geschichtsau fassung, die Abwendung 
von Feuerbach und Proudhon, die Anknüpfung an die klassische 
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Werttheorie, und endigt mit den »unmittelbaren Lehren der Zeit- 
geschichte«, d. h. dem Aufkommen der kapitalistischen Industrie 
und der revolutionären Bewegungen. Soviel wir sehen, hat Hammacher 
in dieser knappen Entstehungsgeschichte des Marxismus nichts Wesent- 
liches übergangen, vielmehr — und das gilt auch von dem folgenden, 
systematischen Teil — auch entlegenere Quellen, wie das erst in Bern- 
steins Dokumenten des Sozialismus zum Teil veröffentlichte Marx- 
Engelssche Manuskript von der »Deutschen Ideologie« aus den 4oer 
Jahren, ferner die erst durch Kautskys neuerliche Veröffentlichung 
bekannt gewordene anfängliche, später verworfene Einieitung 
Marxens zu seiner Kritik der politischen Oekonomie, sowie 
Engels’ Rezension dieser Schrift im Londoner »Volk« von 1859, heran- 
gezogen und verwertet. Auch inhaltlich haben wir nur wenig gegen 
seine Darstellung einzuwenden. Denn ein geringfügiges Versehen ist 
es, wenn das Erscheinen der »Heiligen Familie« S. 53 bereits in den 
September 1844 verlegt wird, während nur die Vorrede aus diesem 
Monat datiert ist, die Veröffentlichung dagegen, wie aus dem Brief- 
wechsel zwischen Marx und Engels hervorgeht !), erst anfangs März 
1845 erfolgte. Wenn ferner Hegels Geschichtsphilosophie auch mit 
Recht als die methodisch entwickeltere gegenüber der Kantischen 
hingestellt wird, so hat doch auch die letztere nicht bloß die Idee der 
Humanität oder des Kosmopolitismus »zum Leitfaden aufgestellt« 
(S. 21), sondern auch bereits ihrerseits, worauf Max Adler zuerst auf- 
merksam gemacht hat, den »Antagonismus« der menschlichen Trieb- 
kräfte in seiner Bedeutung für den Gang der Geschichte hervorge- 
hoben ?). Locke wird von Marx nicht »fälschlich« (S. 55) als Sensualist 
bezeichnet, sondern kann ın der Tat als solcher gelten, wenn damit 
natürlich auch seine philosophische Bedeutung nicht erschöpft ist. 
Der zeitweilige Einfluß Proudhons auf den jungen Marx erscheint 
uns nicht so ausschlaggebend, wie er von Hammacher (S. 62 f., vgl. 
auch S. 72 ff. und S. 83, wozu S. 84 in einem gewissen Widerspruch 
steht) eingeschätzt wird. Das »alte Heft«, aus dem Engels nach vier 
Jahrzehnten Marx’ Thesen über Feuerbach abgedruckt hat (S. 78), 
war ein Teil eben jenes zum Teil der »nagenden Kritik der Mäuse« 
anheimgefallenen Manuskriptes über die »Deutsche Ideologie«, auf 
das wir an anderer Stelle ?) im Zusammenhange zurückkommen werden. 
Daß der »Feuerkopf« Engels in seinen letzten Jahren in seiner Finlei- 
tung zu Marx’ »Klassenkämpfen« seine alten (revolutionären) Ideen 
einfach aufgegeben habe, hat noch jüngst K. Kautsky mit guten Grün- 
den bestritten t). Im ganzen aber sind die »Iintwicklungsbedingungen 

1) Vgl. F. Mehring im ‚Literar. Nachlaß von K. Marx etc.‘ Bd. II, S. 6b. 

2) Vgl. auch S. 531 bei Hammacher. 

3) In meinem inzwischen bei J. C. B. Mohr (Paul Sicbeck) erschienenen 
Buche ‚Auntund Marx“ Hammacher hat die Identität der /deologie mit dem 
in Bernsteins Dokumenten Verötfentlichten, unabhängig von und gleichzeitig 
mit mir, richtig erkannt (S. 76). 

*%) K. Kautsky, Der Weg zur Macht. 1909. 5. Abschnitt (Volksausgabe; 
S. 41 ff. 
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des Marxismus« in diesem einleitenden historischen Abschnitte ein- 
leuchtend und in sich zusammenhängend dargestellt. 

2. Nicht in demselben Maße möchte ich das von dem folgenden 
zweiten Teile behaupten, der auf beinahe 300 Seiten eine eingehende 
»Darstellung« des marxistischen Systems geben will. Gewiß hat Ham- 
macher Marx und die Marxisten sorgfältig studiert. Er bringt auch 
im einzelnen viele richtige und scharfsinnige Bemerkungen. 
Dennoch hat uns wenigstens die Darstellung als Ganzes nicht be- 
friedigt. Man erhält aus ıhr keinen einheitlichen Begriff von dem Mar- 
xısmus. Das ist seine, nicht meine Schuld, wird der Verfasser 
einwenden, und in einer Beziehung hat er gewiß Recht mit diesem 
Einwand. Denn eins ist sicher und wird auch von den strengsten Ä 
Marxisten, wie z. B. von G. Eckstein in seiner Besprechung des Ham- 
macherschen Buches 5), als bedauerliche Tatsache zugestanden: daB 
Marx wie Engels niemals zu einer systematischen "Darstellung ihrer 
Grundgedanken gekommen sind. So muß man sich diese aus gelegent- 
lichen, ın ihren Schriften und Briefen zerstreuten Aeußerungen zu- 
sammensuchen. Da diese nun aber über einen nahezu fünfzig Jahre 
(1845—95) dauernden Zeitraum sich erstrecken, sind Verschieden- 
heiten im Ausdruck, ja hier und da auch Divergenzen in der Sache 
nicht bloß natürlich, sondern fast unvermeidlich ; zumal da Marx und | 
Engels doch nicht in ihrer Entwicklung stehen geblieben sind. Wie soll 
sich nun der nachlebende Darsteller oder Kritiker bei dieser Sachlage 
verhalten? Wir meinen: wenn man Marx »unerbittliche Konsequenz« 
des Gedankens (S. 3) und »einheitlichen Charakter« der Methode 
(S. 213) zuschreibt, so muß man zunächst einmal diese Konsequenz 
und Einheitlichkeit auch zu erfassen und zur Darstellung zu bringen 
suchen. Statt dessen finden wir bei Hammacher dasselbe, was sich 
auch bei gewissen Kant-Erklärern findet. Nachdem sie eben erst 
die Denkergröße des Mannes gepriesen haben, üben sie ihren Scharf- 
sinn darin, sein System in eine ganze Anzahl einander kreuzender 
Tendenzen und -ismen zu zerlegen, bei deren Zusammenstoßen es 
dann gelegentlich zu einem »Rattenkönig« von Widersprüchen kommt. 
Aehnlich, wenn auch nicht ganz so schlimm, erging es uns bei der Lek- 
türe Hammachers. Gewiß bemüht er sich um objektive, unparteiische 
Darstellung. Er legt z. B. mit Sorgfalt und Scharfsinn die verschiedenen 
Formulierungen der materialistischen Geschichtsauffassung ausein- 
ander, nimmt sie auch gelegentlich (z. B. S. 160, 179 Anm., 221, 222 A.) 
gegen Mißverständnisse in Schutz; aber wir bekommen nicht den Ein- 
druck einer einheitlichen Theorie, sondern — und das nicht erst ım 
kritischen, sondern eben schon im darstellenden Teil — den 
voneinander fortwährend kreuzenden und sich widersprechenden 
Gedankenreihen. So hören wir von einer empiristischen und doch 
wieder von Metaphysik durchsetzten Begründung des historischen 
Materialismus einer-, einer psvchologischen anderseits, aus deren 
»Durcheinander« dann die »ungeheure Verwirrung« abgeleitet wird, 


5) Neue Zeit XXVIII 1, S. 271. 
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sdie allenthalben und besonders im Lager des Marxismus über die 
Interpretation der Marxschen Geschichtsphilosophie herrscht« (178); 
von zwei anderen »wesensverschiedenen« Begründungen: einer Bedürf- 
nis- und einer Interessen-Theorie (181 ff.); von einer »Gegensatz«- 
und »Widerspruchs«-Entwicklung, zwischen denen »eine unversöhn- 
liche Differenz klafft« (S. 216), von der »einmaligen« Dialektik der 
Weltgeschichte und einer anderen, welche die Negation des kapitalisti- 
schen Privateigentums verlangt (S. 231 ff., 243): sodaß man sich nicht 
wundern darf, wenn die »beiden Seelen in Marx’ Brust« öfter aufs 
härteste »aufeinanderstoßen« (246); wenn Induktion, Empirie, Wirk- 
lichkeitssinn bald siegen bald »seiner metaphysischen, durch Hegel 
bestimmten Seele unterliegen« (289). So spricht der Verfasser S. 177 
von »grotesken Absonderlichkeiten«, »absurden Vorstellungen«, einer 
»seltsamen metaphysischen Interpretation der Naturgesetze«, die in 
der angeblich automatischen Entwicklung der Oekonomie bei Marx 
enthalten seien, während er zwei Seiten später zugesteht, daß jene 
»mvstischen« (vgl. 216) oder »gespenstischen« (vgl. 234) »Naturgesetze« 
durch ıhre, von Marx-Engels selbst gegebene, psychologische Begrün- 
dung »einen verständlichen Sinn erhalten« (179). Man wolle uns nicht 
mißverstehen. Auch wir wollen keineswegs behaupten, daß der Mar- 
xismus als Ganzes, zumal bei seiner jahrzehntelangen Fortent- 
wicklung, von Unausgeglichenheiten, ja selbst von inneren oder äußeren 
Widersprüchen frei sei. Aber zunächst mußte er doch einmal in seinem 
eigenen Zusammenhang, so wie er sich den Köpfen seiner Urheber 
darstellte, ohne fortwährend sich einschleichende subjektive Kritik 
(die zudem doch erst dem 3. Teile zugewiesen ist!) entwickelt werden. 

Dadurch geht auch der klare Ueberblick des Lesers über das Ganze 
verloren. Im übrigen sind Gliederung und Gang der Darstellung 
durchaus zweckentsprechend. Zunächst wird als allgemeinste Voraus- 
setzung des Systems richtig die »Formbestimmtheit alles Wirklichen 
als Bewegung« (S. 105), mithin die Dialektik erkannt, darauf 
in Anlehnung an den Antidühring »Logik und Dialektik« besprochen 
und der »Wissenschaft der belebten und unbelebten Natur« ihre Stelle 
innerhalb des Systems zugeteilt. Dann wendet sich das weitere Inter- 
esse natürlich in erster Linie der materialistischen Ge- 
schichtsauffassung zu. Nach einer zwar nicht von Marx- 
Engels, sondern von Comte entlehnten, jedoch als Einteilungsgrund 
nicht unfruchtbaren Unterscheidung, wird zuerst die soziale Statik, 
d. h. der gesetzmäßige Aufbau des sozialen Lebens nach der Auffas- 
sung des historischen Materialismus (ökonomischer Unterbau, ideo- 
logischer Ueberbau, Rückwirkung des letzteren) geschildert; sodann 
in gleicher Weise die soziale Dynamik, d.h. die Gesetze von dessen 
Veränderung. Es folgt die Anwendung der so gefundenen Theorie 
auf den geschichtlichen Inhalt im allgemeinen, den Urkommunismus, 
die vorbürgerlichen Epochen, und vor allem die bürgerliche Epoche 
(Kooperation, Manufakturperiode, Großkapitalismus), zum Schluß den 
Zukunftsstaat im besonderen. Mit Recht wird dabei die Oekonomie, 
worauf bereits das Vorwort (S. VII) hinwies, nur als Teil und Sonder- 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, XXXII. 2. 35 
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fall der allgemeinen Geschichtsphilosophie aufgefaßt. 

Nach diesen allgemeinen (um unsere Besprechung nicht zu stark 
anschwellen zu lassen) nur noch wenige Einzelbemerkungen zu diesem 
Teile. Der gerade in diesem Falle nicht unwichtige, vielumstiittene 
Name: »smaterialistische (Geschichtsauffassung«, ist nicht, 
wie Hammacher auf S. 128 annimmt, »verst 1878 in der ersten Auflage 
des Antidühring«, genauer also 1877 in den Artikeln des Leipziger 
»Vorwärts«, aus denen jene Streitschrift entstand, aufgetaucht, sondern 
Engels hat schon in der von Hammacher selbst an anderer Stelle 
erwähnten Rezension der Marxschrift von 1859 im Londoner »Volk« 
desselben Jahres die geschichtsphilosophische Theorie seines Freundes 
ausdrücklich als »materialistische Auffassung derGeschichte« bezeichnet 
und auch Marx selber spricht bereits 1867 in der I. Auflage seines 
Kapital (Band I. S. 380 Anm. nach der Zählung der 2. Auflage) 
von seiner Methode als der »einzig materialistischen und daher wissen- 
schaftlichen«e. — Der wichtige methodologische Abschnitt Kap. X, 
§ r (S.139 ff.) hätte besser an die Stelle der nicht besonders klärenden 
allgemeinen Erörterungen von Kap. 9 gehört. — Die Verbindung, 
das »Zugleich« von deduktiver und induktiver Methode braucht an sich 
noch kein Zeichen von »Unklarheit« zu sein (S. 127), sondern ist im 
Gegenteil, richtig verstanden, das Kennzeichen echter Wissenschaft. — 
Mit Recht weist der Vertasser auf die sonst wenig beachtete Schätzung 
des Aristoteles durch Marx und Engels hin (S. 154). die auch uns bei 
der Lektüre beider aufgefallen ist. | 

3. Es folgt nun als dritter Teil, dem freilich. wie wir sahen, der 
zweite schon mann glach vorgegriffen hat, die Kritik des Marxis- 
mus, von Kap. 10—21. (Auf das letzte, 22. Kapitel über Sozialismus 
und Ethik werden wir noch besonders zurückkommen.) Analog der 
Gliederung des 2. Teiles — »der in der Darstellung zurückgelegte Weg 
ist noch einmal zu gehen« (S. 392) — werden nacheinander die logischen 
und metaphvsischen Voraussetzungen, die soziale Statik und Dia- 
lektik bezw. Dynamik, die ökonomischen Theorien und die Anwendung 
auf die verschiedenen Epochen der Geschichte einer eingehenden und 
scharfsinnigen Prülung unterzogen. Was die philosophische 
Kritik betrifft — auf die ökonomische Seite einzugehen, überlasse ich 
einer berufeneren Feder —, so kann ich dem Verfasser in vielen Stük- 
ken beistimmen. So seiner Verwerlung der »Spiegel-« oder »Bilder«- 
Theorie (S. 394 u. 6.), seiner Annäherung (sofern wir ıhn recht verstan- 
den haben) an den erkenntniskritischen Monismus, seinem Protest 
gegen das bei den älteren Marxisten häufig zu findende Zusammen- 
werfen des genetischen und des systematischen (444 A.), des kausalen 
und des teleologischen Gesichtspunktes (520 fi.). Auch wir »halten 
gegenüber dem Psychologismus und dem Empirismus am Normati- 
ven fest« (446); ebenso an der ausnahmslosen Geltung des Kausal- 
gesetzes, auch in der Geschichte (448 ff. vgl. 522). Auch die Geschichte 
ist eine »Kausalwissenschaft«, wenn auch eine solche »der Kultur als 
Wertgemeinschaft« (524). Richtig ist auch der Satz, daß die ökono- 
misch-materiellen Beziehungen ebensogut »geistige« Verflechtungen 
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darstellen als alle anderen sozialen Tatsachen (483), daß sie aber die 
»genetische Priorität« besitzen, weil sie aus der unmittelbaren Lebens- 
notwendigkeit folgen (484). Und ebenso sind wir methodologisch da- 
mit einverstanden, daß die Dialektik in den Dingen liegt, daher im 
wirklichen Verlauf der Geschichte aufgesucht, nicht aber als starres 
Dogma oder apriorisches Gesetz hingestellt werden muß (328 ff.). 

Nur sind wir im Gegensatz zu Hammacher der Meinung, daß 
dieser ganze, gerade von uns Anhängern der kritischen Methode seit 
Jahren vertretene Standpunkt unter bestimmten Voraussetzungen 
mit dem Marxismus vereinbar ist; vor allem, wenn man den letz- 
teren in erster Linie als Untersuchungsmethode, als »Leitfaden« 
wissenschaftlicher Forschung auffaßt, wie das seitens Marx und her- 
vorragender strengster Marxisten ausdrücklich geschehen ist. Um nur 
eın Beispiel anzuführen: derselbe Lafargue, der von dem Verfasser 
(S. 534) als krıitikloser, die »Lehrsätze« des »Meisters« als »unfehlbar« 
verehrender Orthodoxer angesehen wird, weil er vor 20 Jahren in 
einem etwas rhetorisch gehaltenen Gedenkartikel einmal das Wort 
eines Internationalen Kongresses von dem Kapital als der »Bibel 
der Arbeiterklasse« wiederholt hat, schrieb in demselben marxisti- 
schen Hauptorgan, ohne irgendwelchen Widerspruch zu finden, den 
Satz nieder: »Marx hat seine Theorie der Geschichtsauffassung nicht 
in einem Lehrgebäude mit Axiomen, Theoremen, Haupt- und Hilfs- 
sätzen vorgebracht, sie ist für ihn nur ein Forschungsmittel«, »ein 
neues Werkzeug, um eine gewisse Ordnung in die Unordnung der histo- 
rischen Tatsachen zu bringen«, das er »im Lapidarstil formuliert, das 
aber der Probe durch die Tatsachen bedari«®). Andere Zeugnisse 
habe ich an anderer Stelle angeführt ). Daß Marx und Engels für 
Erkenntniskritik nicht interessiert waren, lag an ihrer Zeit und an ihrer 
gesamten, von Hegel ausgegangenen und, wie Hammacher selbst mit 
Grund betont, bis zu ihrem Ende Deeinflußten philosophischen Ent- 
wicklung. Heute ist das anders geworden. Wir verweisen namentlich 
auf die jüngeren österreichischen Marxisten wie Max Adler, O. Bauer 
u. a., die in der Würdigung und Anwendung der kritischen Methode 
völlig mit uns übereinstimmen. Aber auch so »orthodoxe« Marxisten 
wie Kautsky behaupten, wenn sie auch für ihre Person naturwissen- 
schaftliche Materialisten sein mögen, keineswegs, wie Hammacher 
S. 403 meint, »mit aller Schärfe die Identität (!) des ökonomischen und 
naturwissenschaftlichen Materialismus«; im Gegenteil, sie haben, 
wie schon Marx und Engels selbst, von jeher gegen eine solche Gleich- 
setzung protestiert. Und die Modifikationen und methodischen Be- 
grenzungen, die Männer wie der alte Engels, wie Antonio Labriola, 
wie K. Kautsky und H. Cunow der matertalistischen Geschichts- 
auffassung gegeben haben, heben dieselbe keineswegs auf, ja sie »ver- 
wässern« und »verderben« sie auch nicht. Sie sind im Gegenteil ge- 
eignet, Ihre methodologischen Grundlagen zu festigen und zu ver- 
*%) Ncue Zeit XXII ı, 781. 

7) In meinem Vortrag »Marx und Kante (Wien 1904) S. ır f. 
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tiefen. So gute Marxisten wie die Ebengenannten ®) — wir haben mit 
Absicht sie und nicht, wie wir ebenfalls gekonnt hätten, »Revisio- 
nisten« wie C. Schmidt, L. Woltmann und Tugan-Baranowsky, oder 
außerhalb der Partei stehende Denker wie Rudolf Stammler und Franz 
Staudinger angeführt — sind schon durch ihre Person der beste Beweis 
gegen Hammachers Behauptung, daß »nur eine radikale Los- 
sagung von seinem (Marxens) prinzipiellen Standpunkt« aus den 
yinneren Widersprüchen des Systems« heraushelfen könne (S. 476). 

4. Und, was von der möglichen Verbindung der erkenntniskriti- 
schen Methode (Kant) mit der kausal-genetischen (Marx) gilt, das gilt 
auch von der Möglichkeit innerer Verbindung der historisch-kausalen 
und der ethischen Begründung des Sozialismus. Die letzte, 
aber »schwerwiegendste Frage des ganzen Buches« (S. 663), welche 
im Schlußkapitel behandelt wird, lautet: »Müssen wir von den Prin- 
zipien der E t h i k aus gesehen einmal diealskausal notwendig 
behauptete Reihe auch teleologisch bejahen, und vor allem — müssen 
wir den Sozialismus selbst als die Vergesellschaftung der Produktions- 
mittel wollen und den Kapitalismus als irgendwie unsittlich beur- 
teilen ?« (ebd.). 

Die eigene Stellung Hammachers zu dieser Frage wird dem Leser 
nicht gleich ganz klar. Anfangs glaubt man, er schlage sich zu der »fort- 
während wachsenden Zahl derer, die sie bejahen« (ebd.). Denn er 
erklärt auf der einen Seite rund heraus: »Nach der Kausalanalyse des 
vorigen Kapitels ist eine Emanzipation der Arbeiterschaft von der 
Knechtschaft des Kapitals, die Marx gesehen hat, mit kausaler Not- 
wendigkeit zu erwarten« (ebd.). Und anderseits beginnt er seine 
folgenden Ausführungen damit, daß er den — übrigens in das kausale 
Gebiet gehörenden! — Einwand der »Utopie« als zwar bequem, aber 
keineswegs zutreffend zurückweist (S. 664—666). Ja, selbst wenn der- 
selbe berechtigt wäre, würde dadurch der teleologische Charakter des 
Sozialismus als notwendige Idee im Sinne Kants nicht erschüttert 
werden (667). Sehen wir aber dann weiter zu, so schreckt ihn doch 
die Sozialisierung der Produktionsmittel vom Sozialismus ab. Auch 
schon früher (S. 637) hatte er zwar gesagt: »Im Grunde sind, darf 
man behaupten, alle diejenigen, die einen Blick für historische Not- 
wendigkeiten haben und in der Fülle der Einzelerscheinungen das 
Allgemeine zu sehen vermögen, vielleicht nicht über das Tempo« — er 
selbst veranschlagt es, »da man mit der Tradition und dem Schlendrian 
des Alltags rechnen muß«, auf 30—50 Jahre — »wohl aber über die 
Tendenzen der modernen Entwicklung in der Richtung einig: Sie be- 
deuten die Emanzipation der Arbeiterschaft von der Knechtschaft 
des Privatkapitals in einer zentralistisch-genossenschaiftlichen Wirt- 
schaftsform«. Aber, wer ihn deshalb als überzeugten Sozialisten 
reklamieren wollte, der wurde doch stutzig durch den unmittelbar 
folgenden Satz, daß es »von diesem Gesichtspunkt aus fast gleich- 
gültig (!)« sei, vob man mit den Staatssozialisten den ‚Staatssozialis- 


8) Zu denen Hammacher selbst S. 400 noch Stern und Zetterbaum fügt. 
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mus‘, mit den Sozialdemokraten den ‚Zukunftsstaat‘ oder mit den 
Liberalen die ‚konstitutionelle Fabrik‘ erwartet«. Und so bekämpft 
er denn auch den Kapitalismus, obgleich mit der Einschrän- 
kung »als Wirtschaftssystem, d. h. in einer Schrankenlosigkeit gedacht, 
wie sie allerdings nie bestanden hat«, zwarals»kulturfeindlich« 
(700). Aberebenso wenig erscheint ihm der Sozialismus 
der Kultur g ü n s t i g; denn er besitze keine Ehrturcht vor der Größe, 
überschätze die ökonomische Kultur, beenge die Fähigsten, ja er müsse 
ein »Maximum von Unfreiheit«, einen »chikanösen Polizei- und Zwangs- 
staat« herbeiführen (709), denn Freiheit und Gleichheit schließen sich 
gegenseitig aus (691). Hammacher selbst entscheidet sich daher 
schließlich für eine »M ischform«, die »dem Kapitalismus die freie 
Bewegung, dem Sozialismus die organisatorische Idee entlehnt« (712). 
Als die Hauptmittel, um eine wirklich »natürliche« Rangordnung unter 
den Menschen einzuführen, schlägt er schließlich Demokratisierung 
der Bildungsmittel (Unentgeltlichkeit des Unterrichtswesens) und hohe 
Progressivsteuer auf den Besitz, besonders den ererbten, vor ?) (713 f.). 
Aber sein Endziel ist doch (darin ist er offenbar durch den öfters von 
ihm angezogenen Nietzsche beeinflußt) am letzten Ende aristo- 
kratischer Art (vgl. bes. S. 691 ff.). Das scheint auch in der 
etwas verschwommenen Form durch, ın der es schließlich formuliert 
wird: »Die höchste Verfassung wäre die, in der jeder in ästhetischer 
Harmonie den ihm spezifischen Kulturwert verwirklichte innerhalb 
eines organisch Allgemeinen, dem er sich aus eigener Erkenntnis oder 
selbstgewählten Autorität unterwirft« (720). 

Doch kehren wir von Hammachers persönlicher Stellungnahme 
und seinen praktischen Vorschlägen zum Schluß noch einmal zu der 
bereits oben skizzierten philosophisch-methodischen Grundfrage zu- 
rück: Sind kausal-genetische und ethische Begründung des Sozialismus 
vereinbar? Wir können freilich auf dies schwierige Problem, das wir 
später selbst in einer größeren Arbeit ım Zusammenhang zu 
behandeln gedenken, hier nicht näher eingehen, sondern müssen uns 
mit wenigen kritischen Bemerkungen begnügen. 

Wir erinnern an das, was wir bereits oben (S. 544) über unsere 
Uebereinstimmung mit Hammachers reinlicher Scheidung von natur- 
wissenschaftlich-kausaler und teleologischer Betrachtungsweise aus- 
geführt haben, woraus ja naturgemäß auch die scharfe Trennung von 
Oekonomie und Ethik folgt (vgl. Hammacher S. 532). Allein, wie 
bei der Scheidung von induktiver und deduktiver Methode, schließt 
die im Interesse der Kritik notwendige reinliche Scheidung nach- 
herige Verbindung nicht aus; auch hier trifft das Gocthesche Wort zu: 
»— mußt unterscheiden und dann verbinden!« Das muß allerdings 
in äußerlichem Gegensatz zu Marx und dem größeren Teile der heutigen 





®, In seinem Vertrauen auf die »Unabhängigkeit der Regierunge gegenüber 
dem »Klasseninteresse der Besitzenden« in Sachen der Nachlaßsteuer (S. 714 
Anm.) wird ihn inzwischen der Ausgang der »Iteichsfinanzreforms« gründlich ent- 
tauscht haben. 
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Marxisten geschehen, die von einer solchen Verbindung ebensowenig 
wissen wollen, wie viele Ethiker. Indessen die Elemente dazu sind im 
Marxismus selber schon vorhanden. Hammacher erklärt selber 
S. 518: »So kann die dialektische Methode der Teleologie nicht ent- 
raten«. Teleologie aber führt, konsequent fortgeführt, unweigerlich 
zur Ethik. Und so sagt er denn auch ın demselben Zusammenhange: 
»Die Entwicklung der Gesellschaft durch logische und zuletzt ethische 
Widersprüche, wie sie Marx von Hegel und Proudhon gewinnt, ist 
nichts anderes als die Verwirklichung der Gerechtigkeit« 
(S. 517 ff. vgl. S. 553). Diese hier und anderswo innerhalb des Mar- 
xismus latenten ethischen Elemente gilt es eben gleichsam in Freiheit 
zu setzen, konsequent fortzubilden und nach erkenntniskritischer 
Methode zu begründen. Hammacher gibt mir gegenüber allerdings 
zu, daß kausal-biologische und normative Betrachtungsweise einander 
nicht ausschließen, aber er meint, Woltmann und ich übersähen, daß 
das Wesen des historischen Materialismus in der Leugnung des Nor- 
mativen' bestehe und darum eine selbständige Moral nicht zulasse 
(674). Er vergißt da eine von ihm selbst an anderer Stelle sehr richtig 
vollzogene, wichtige Unterscheidung: die von Inhalt und Form. Der 
Inhalt der Moral ist freilich dem historischen Wechsel unterworfen 
(S. 688 f.) und scmit auch ökonomisch bedingt, wenn auch selbst der 
orthodoxeste Marxist eine »Alleinherrschaft des Oekonomischen in 
der Geschichte« (674 f.) nie behauptet hat. Aber »die systematische 
Erkenntnis ist auch hier eine andere als die genetische Reihe«, und so- 
nach die Ethik ihrer F o r m nach — darin erklärt sich ja Hammacher 
ausdrücklich mit uns »Neukantianern« eins (680) — »Wissenschaft 
wie jede andere normative Disziplin« (689). Freilich, das geben wir 
ihm zu, wenn man bei dem historischen Materialismus verharrt 
(079 Anm.), d. h. nicht über ihn hinaus, ihn nicht erkenntniskritisch 
begründen will, so wird man zu dieser Einsicht nicht fortschreiten; 
man kann dann im einzelnen sehr wertvolle historisch-soziologische 
Arbeit leisten, besitzt aber keinen philosophisch fundierten Stand- 
punkt. Umgekehrt aber schwebt auch ein hochgespannter sozialer 
Idealismus in der Luft, wenn er nicht der materiellen Grundlagen 
alles Lebens gedenkt. Gewiß kann man Kants rein formalen katego- 
rischen Imperativ an sich auch liberalistisch statt sozialıstisch 
auslegen ;eskommt aber daraufan, welche Auslegung die folgerichtigere 
ist. Und Hammacher gestcht selbst zu: »Ist das Moralprinzip Kants 
gültig, so erhalten die sozialistischen Ansprüche von hier aus eine 
wohlbegründete Legitimation« (683). Auch uns ist die Vergesellschaf- 
tung der Produktionsmittel nicht, wie Hammacher S. 688 annimmt, 
schon sittlicher Selbstzweck, sondern, wie gelegentlich Woltmann 
ausgeführt hat. höchstens oberstes Mittel (694 f.). Das soziale Ideal 
(Endziel) bleibt stets nur regulative, immeriort anzustrebende, aber 
niemals völlig zu verwirklichende Idee. Weil jedoch der Liberalismus 
zwar auch ın Worten den Menschen als Selbstzweck feiert, der Tat 
nach aber die stärkste wirtschaftliche Ungleichheit bestehen läßt, 
fordert der Sozialismus die Vergesellschaftung der Produktionsmittel, 
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zu der ja die von Hammacher vorausgesehene und (wenn wir ihn recht 
verstehen) auch gebilligte »zentralistisch-genossenschaftliche Wirt- 
schaftsform«, wie in verringertem Maßstabe auch schon seine »all- 
gemeine Erschließung der Bildungsmittel und rigorose Besitzbesteue- 
rung« (S. 715) bereits ein Schritt auf dem Wege ist. (Näheres über diese 
bisher von uns Neukantianern allerdings noch weniger behandelte, 
wirtschaftliche Seite kann Hammacher in F. Staudingers ‚Wirt- 
schaftliche Grundlagen der Moral’, Darmstadt 1907 finden). 

Hammacher faßt sein eigenes soziales Ideal in die Formel: »Handle 
so, daß, da du überhaupt verpflichtet bist, dein Verhalten, als allgemein- 
gültige Regel der identischen Voraussetzungen gedacht, qualitativ 
und quantitativ ein Maximum von Kulturleistungen zu fördern ge- 
eignet ist« (684). Ob dieser neue kategorische Imperativ, trotz seiner 
‘ Erläuterung an Dietzels Individual- und Sozialprinzip (684--88), 
klarer und bestimmter als der alte oder derjenige Stammlers ist? 
Wir fürchten: nein!, da vor allem über den Begriff der ‚Kultur‘ der 
Streit der Meinungen sofort von neuem sich erheben wird. 

Doch wir müssen abbrechen. Wir haben im vorigen in der Haupt- 
sache nur einige methodische Grundfragen herausgreifen können und 
an ihnen den Charakter von Hammachers Arbeit darzulegen versucht. 
Hoffentlich ist uns das gelungen. Im übrigen können wir nur noch- 
mals den großen Fleiß und die bewundernswerte Belesenheit des Ver- 
fassers auf den verschiedensten Gebieten wie auch seine vielfach ganz 
neuen und scharfsinnigen Gedankengänge im einzelnen anerkennen, 
von denen wir bloß einen kleinen Ausschnitt geben konnten. Wer sich 
die Mühe des Studiums nicht verdrießen läßt, wird sich, auch wenn er 
zu einer anderen Gesamtauffassung neigt, in zahlreichen Einzel- 
fragen, die den Wissenschaftswert des Marxismus wie seine Beurtei- 
lung der sozialen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft angehen, 
belehrt oder zu neuen eigenen Gelankenn. ingen angeregt oder je 

nachdem auch zum Widerspruch veranlaßt fühlen: worin Ja dte Eigen- 
heit jedes selbständig gedachten, von einer geschlossenen Wissenschafts- 
und Weltansicht ausgehenden Buches beruht. In jedem Falle wird 
keiner, der in Zukunft die philosophischen Grundlagen und Zusammen- 
hänge des Marxismus zu untersuchen unternimmt, an dem Werke 
Hammachers vorübergehen dürfen 
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ı. Bibliographien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Staatslexikon, dritte neubearbeitete Auflage. Unter Mit- 
wirkung von Fachmännern herausgegeben im Auftrage der Görres- 
Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutsch- 
land von Dr. Julius Bachemin Köln. Freiburg im Breisgau, 
1908 und 190g, Herdersche Verlagshandlung. Erster Band: Aban- 
dom—Elsaß-Lothringen. Zweiter Band: Eltern—Kant. 

Dieses Werk ist dem katholischen Deutschland ein unentbehr- 
licher Ratgeber geworden. Die erste Auflage erschien 1889, die zweite 
folgte Igoo. Bachem hatte die Redaktion des Staatslexikons nach 
dem Tode des ersten Redakteurs Dr. Adolf Bruder übernommen. 
»Ich brachte«, so schreibt er selbst Lose Blätter aus meinem Leben« 
Igıo S. 62) »die erste Auflage des von meinem Vorgänger unter den 
größten Schwierigkeiten bis zum fünften Bande geförderten Werkes 
zum Abschluß und stellte die alsbald notwendig werdende zweite Auf- 


*) Soweit die hier abgedruckten Besprechungen nicht mit dem Namen oder der 
Chiffre des Rezensenten unterzeichnet sind, beruhen sie auf Selbstanzeigen der 
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lage in etwa fünf Jahren fertig. Jetzt geht unter der tüchtigen Mitar- 
beit Dr. Hermann Sachers die dritte Auflage rasch ihrer Vollendung 
entgegen, und gleichzeitig wird eine durch den überraschend schnellen 
Absatz der dritten Auflage notwendig gewordene vierte unverändete 
Auflage gedruckt«. — Manche Artikel, so namentlich die kirchen- 
rechtlichen, die allgemein staatsrechtlichen und die philosophischen 
können natürlich nur von Katholiken, für die sie ja auch in erster 
Linie geschrieben sind, vollständig gewürdigt werden. Daneben ent- 
hält das Staatslexikon aber auch zahlreiche Artikel, die unverändert 
in jedem anderen Wörterbuch stehen könnten. Während sich die 
katholischen Hochschulkreise, wie Bachem in seinen Erinnerungen 
erzählt, in den ersten Jahrzehnten des Bestehens der Görres-Gesell- 
schaft vielfach zurückhielten, haben sie sich namentlich im letzten 
he in steigendem Maße an den Arbeiten des Staatslexikons 
eteiligt. 

»Während der erste Redakteur die Mitarbeiter mühsam zusam- 
mensuchen mußte, und zwar vielfach auch außerhalb des Kreises der 
eigentlichen Fachgelehrten, macht heute die Gewinnung der Mitar- 
beiter auf verschiedenen Gebieten kaum noch Schwierigkeiten, ja es 
macht sich zuweilen ein gewisser embarras de richesse bemerkbar« 
(Bachem a. a. O. S. 63). Viele der angesehensten Katholiken haben 
ihre Feder in den Dienst des Staatslexikons gestellt, es seien hier nur 
Spahn, der rechtwissenschaftliche, und der verstorbene v. Huene, 
der finanzrechtliche Artikel geschrieben hat, genannt. Mit Beiträgen 
zur allgemeinen Staatslehre sind namentlich v. Hertling und Baum- 
garten vertreten. Bachem selbst hat in größerer Zahl öffentlich-recht- 
liche Artikel verfaßt. Großer Wert ist auf die Ausgestaltung der 
gewerberechtlichen Arbeiten gelegt worden. Arbeiterfrage, Arbeiter- 
schutzgesetzgebung, Arbeiterversicherung und Arbeitskammern hat 
Hitze bearbeitet, der als langjähriger Parlamentarier und bekannter 
sozialpolitischer Schriftsteller dafür der gegebene Mann war; über 
Gewerbe, Gewerbeordnung und Gewerbegerichte hat Bachem geschrie- 
ben, über Gewerbeaufsicht Spahn, über Gewerk- und Arbeitervereine 
Pieper. Dieser, ein tätiges Mitglied an den Vorarbeiten für das Zu- 
standekommen internationaler Arbeiterschutzverträge, schrieb auch 
über internationalen Arbeiterschutz und Jugendfürsorge. Dies mag 
genügen, um zu zeigen, daß in diesem Staatslexikon eine Fülle von 
Arbeit zusammengetragen ist, die nicht nur den Katholiken zugute 
zu kommen braucht. (D.). 


Wörterbuch des Deutschen Staats- und Verwal- 
tungsrechts, begründet von Professor Dr. Karl Frei- 
herrvon Stengel. Zweite völlig neu bearbeitete und erweiterte 
Auflage herausgegeben von Dr. Max Fleischmann. Uni- 
versitätsprofessor in Halle a. S. Erste Lieferung: Abbaugerechtig- 
keiten—Agrargesetzgebung in Baden. Tübingen ıgıo. J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck). 80 S. M. 2.—. 

Aus dem Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts ist ein 
solches des deutschen Staats- und Verwaltungsrechts geworden, in 
dem Völker- und Kirchenrecht eingehende Berücksichtigung finden sol- 
len. Die zweite Auflage war nötig, denn das deutsche Reichs- und 
Landesverwaltungsrecht hat in den letzten Jahrzehnten so erhebliche 
Veränderungen erfahren, daß die erste Ausgabe in wesentlichen Teilen 
als veraltet anzusehen ist. Der ersten Lieferung liegt ein systema- 
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tischer Ueberblick bei, der über die Reichhaltigkeit der zu erwartenden 
Bände hinreichend Aufschluß gibt. Es werden danach in Einzel- 
artikeln behandelt: Allgemeine Begriffe und Einrichtungen, Staats- 
verfassung, Innere Verwaltung, Finanzverwaltung, Rechtspflege, 
Staat und Kirche, Landheer und Flotte, Schutzgebiete und auswärtige 
Verwaltung. Der Natur der Sache nach erfordert die Behandlung 
der Verwaltung der inneren Angelegenheiten einen erheblichen Um- 
fang, wobei die arbeitenden Klassen eingehende Berücksichtigung 
finden werden, denn das Wörterbuch wird neben Uebersichten über 
die Reichsversicherungsgesetzgebung u. a. Artikel enthalten über: 
Gesinde, Jandwirtschaftliche Arbeiter, Bergarbeiter, gewerbliche Ar- 
beiter, Heimarbeiter, Arbeitsvertrag, Gewerbeaufsicht, Gewerbe- 
und Kaufmannsgericht, Arbeitskammern. Um einem frühzeitigen 
Veralten des Wörterbuchs vorzubeugen, ist das Erscheinen von Er- 
gänzungsbänden in Aussicht genommen. (D.) 


Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Lynkaeus (Josef Popper): Das Individuum und 
die Bewertung menschlicher Exislenzen. Dres- 
den r910. Karl Reiner. 232 S. M. 3.—, geb. 4.—. 

In dieser neuen Schrift setzt der originelle Wiener Ethiker noch- 
mals seine Theorien mit jenem unverwüstlichen Idealismus, den wir 
an ihm gewohnt sind, auseinander. Dieser Idealismus trägt allerdings 
ausgemacht materielles Gepräge. Die Quintessenz seiner Lehre be- 
steht in der Heilighaltung und Erhaltung des Menschenleibes und Men- 
schenlebens. Um dieses hohe Ziel zu erreichen, scheut Popper vor keinem 
Opter zurück. Auf S. II2 lesen wir: »Wir müssen auch ver den zu 
weit getriebenen Begeisterungen warnen, vor der Betäubung durch große 
oder "schöne Ideale, durch die wir, wie der balzende Auerhahn, für 
alles andere taub und blind werden« Demgegenüber möchten wir, 
bei aller Uebereinstimmung mit den wesentlichsten Tendenzen des 
Werkes, doch die Befürchtung zum Ausdruck bringen, daß eine so 
intensive Wertschätzung des menschlichen Lebens, die an einen Kult 
grenzt, leicht zu sozialer und persönlicher Feigheit und somit zu kul- 
turellem Stillstand führen könnte. Vielleicht müßte dem als Prinzip an- 
zuerkennenden Haushalt mit fremdem menschlichen Leben das Prin- 
zip der Minderwertigkeit des eigenen Lebens als Komplementär- 
system an die Seite gestellt werden, um die nachteilligen Folgen des 
ersteren wieder zu beseitigen. (R. Michels.) 


Müller-Lver, Dr. F. Der Sinn des Lebens und die 
Wissenschaft. Bd. Ivon: Die Entwicklungsstufen der Mensch; 
heit. München I9Io, J. F. Lehmann. 290 S. M. 4.—. 

Der erste Band eines auf acht Bände geplanten Werkes, das dé 
gesamte Soziologie in gemeinverständlicher Weise zur Darstellung 
bringen soll. Der Verfasser bringt für sein Unternehmen eine Reihe 
trefflicher Eigenschaften mit: wissenschaftliche Vorurteilslosigkeit, 
Belesenheit, philosophisches Denken, eine freie W eltanschauung und 
humanitäre Gesinnung, sowie in der Tat die Gabe, Wissenschafts- 
fragen gemeinverständlich darzustellen, ohne sie unnötig zu ver- 
flachen. Aber eine Eigenschaft, die in diesem Falle nicht minder not- 
wendig ist, scheint bei ihm nur wenig ausgebildet: der Sinn für die 
Anforderungen guter literarischer Architektonik. Der Verfasser 
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will ein vor etwa drei Jahren von ihm veröffentlichtes Buch »Phasen 
der Kultur und Richtungslinien des Fortschritts«, das alle Charakter- 
züge eines zusammenfassenden Abrisses trägt, nachträglich dem Gece- 
samtwerk als zweiten Band eingereiht wissen. Dadurch bieten jedoch 
erster und zweiter Band die seltsamsten Mißverhältnisse in der Auf- 
einanderfolge und dem Umfang der Entwicklungssätze, sowie aller- 
hand zwecklose Wiederholungen dar, und ohne den Verfasser diese 
Unebenheiten über Gebühr entgelten zu lassen, wird man durch sie 
doch für das Folgende etwas mißtrauisch gestimmt. Denn wenn es 
selbstverständlich dem Werke nicht an einem einheitlichen Plan fehlt, 
liegt er doch in viel zu knapper Gestalt vor, um allein schon die wünsch- 
bare Proportionalität in Anordnung und Verteilung des Inhalts zu 
verbürgen, während die Neigung des Verfassers, zuviel auf einmal 
zu bringen und vorzeitig mit der Tür ıns Haus zu fallen, bereits an den 
verschiedensten Stellen dieser ersten Bände durchbricht. Sie enthal- 
ten Kapitel und Kapitelstücke, die von Rechts wegen an den Schluß 
des Werkes gehörten. 

Das ist indes ein formaler Fehler, von dem man nicht auf den ge- 
danklichen Inhalt des Werkes schließen darf. Man könnte ihn eher als 
die Folge einer Reichtumsverlegenheit bezeichnen. Der Verfasser ist in 
bezug auf das moderne Wissen und Denken sehr gut orientiert und 
bietet viel des Lesenswerten. Als Philosoph steht er auf durch- 
aus wissenschaftlichem Standpunkt. Er erkennt nur das durch Beob- 
achtung und streng methodische Untersuchung Festgestellte an, 
ohne sich über die Grenzen unseres Welterkennens Täuschungen hin- 
zugeben. Er bestreitet nicht die Existenz eines Absoluten, weist aber 
jede anthropomorphe Deutung dieses Absoluten (bGottheit«) ent- 
schieden ab, eine Weltauffassung, die man wohl am Besten als kriti- 
zistisch-agnostischen Positivismus bezeichnet. Nach ihr müssen wir 
uns darin finden, daß wir nichts von einem gegebenen, bezw. vorge- 
zeichneten Sinn des Lebens wissen, kann die Menschheit dem Leben 
nur dadurch einen Sinn geben, der fähig ist, unter allen Erkenntnis- 
zuständen ihr als Leitfaden und höchstes Gesetz zu dienen, daß sie 
selbst ihm Zwecke setzt. Und dazu verhilft ihr, dabei leistet ihr den 
größten Beistand die Erkenntnis von der möglichen Selbstbestim- 
mung der organisierten Menschheit, die »autonome Soziologie«, wie 
der Verfasser es bezeichnet. Er verwirit die (resellschaftstheorien, 
die aus den Schemas von Naturvorzängen oder auf Grund von Ana- 
logien angebliche Gesetze für die Menschheit ableiten, die organizi- 
stische, biologische, kulturzoologische (an Darwin anknüpfende) und 
die mit den letzteren verwandte Nietzschesche Sozialphilosophie, ohne 
indes die Dienste zu verkennen, die diese seinerzeit dem Verständnis 
der gesellschaftlichen Zusammenhänge und Triebkräfte geleistet 
haben. Die Kapitel, in denen er mit jenen Theorien kritisch abrechnet, 
zeigen ihn als ebenso gerechten wie scharfen Dialektiker. Als Ent- 
wicklungstheoretiker bekennt sich der Verfasser zum Marx-Engels- 


schen Geschichtsmaterialismus, dem er sogar gelegentlich — z. B. 
S. 140 — eine zu schroffe Formulierung gibt, ohne ihn aber deshalb 


in übertriebener Auslegung anzuwenden. Wi ie im Ton, hält sein Buch 
auch in den theoretischen Aufste Hungen ein schönes Maß inne: es ist 
radikal in der Analyse und gemäßirt in der Synthese. Mit dem schroff 
gedeuteten Geschichtsmaterialismus wäre ja auch eine autonomistische 
Soziologie ebenso unvereinbar, wie zwischen der kantischen Idee 
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von der sittlichen Autonomie der Individuen und dem rein natur- 
geschichtlichen Materialismus eine nicht zu lösende Antinomie besteht. 
Durchaus wissenschaftlich gedacht ist es auch, wenn der Verfasser, 
der sich als Sozialist bezeichnet, wohl gesellschaftliche Ideale, aber 
keine Idealgesellschaft aufstellt, keine Endziele, sondern »Richtlinien« 
des Fortschritts vorzeichnet. Er ist Comtist ohne die Ueberschwäng- 
lichkeiten und Pedanterien Comtes. Er hypostasiert die Menschheit 
nicht, legt aber als Soziologe mit Comte sehr energisch den Ton auf 
die Erkenntnis ds Zusammenwirkens der gesellschaftlichen 
Kräfte für die Geschichtsbetrachtung. 

Mit dieser Auffassung, die natürlich keinem Soziologen fremd ist, 
die aber oft zugunsten der Hervorhebung von Einzelkräften vernach- 
lässigt wird, steht in Verbindung die vom Verfasser als »phasevlogisch« 
bezeichnete Methode, die darin besteht, die Entwicklung des Ge- 
sellschaftslebens und seiner Elemente nach Phasen abzuteilen und 
darzustellen. Auch hier ist nicht der Gedanke selbst, sondern seine 
besondere Anwendung und Durchführung das Eigentümliche. Nach 
Kultur-, Wirtschafts- usw. Stufen unterscheidet die Forschung längst, 
der Verfasser sucht aber die Unterscheidung der Entwicklungsstufen 
in stärkerer Systematik durchzuführen, als es bisher geschehen, so- 
wohl in bezug auf die Einzeltatsachen des sozialen Lebens als auch in 
bezug auf ihre gegenseitigen Zusammenhänge und ihr Zusammen- 
wirken in der großen allgemeinen Bewegung, die wir Kulturentwick- 
lung nennen, wobei eben die Rolle der Wirtschaft auf den verschie- 
denen Entwicklungsstufen besondere Berücksichtigung findet. 

Der kausale Zusammenhang von Wirtschaft und sozialer Kultur 
berechtigt nach dem Verfasser zum Glauben an den Fortschritt. 
Aber er ist darum noch nicht schlechthin philosophischer Optimist, 
sondern eher geneigt, die Frage, ob die Kultur die Menschen glück- 
licher gemacht habe, zu verneinen. In einem Zusatzabschnitt zum 
vorliegenden Buch, der speziell dem Thema »Kultur und Glück« ge- 
widmet ist, erklärt er es für „das Wahrscheinlichere, daß die Kultur 
das menschliche Glück bis jetzt eher vermindert als erhöht hat«. Sıe 
habe »zwar das menschliche Leben durch Vermehrung der Unterhalts- 
mittel erleichtert«, diese Erleichterung sei aber »vielmehr der Quanti- 
tät als der Qualität des Lebens zugute gekommen«. Die Kulturer- 
rungenschaften seien »nur einer gewissen Mittelklasse von Vorteil ge- 
wesen, während eine Oberklasse in Ueberreichtum und Luxus ent- 
artet und die große Unterklasse ein Leben führen muß, vor dem 
auch die Wilden der untersten Kulturstufe zurückschaudern würden« 
(S. 256). Diesen Sätzen wird man ein großes Stück Wahrheit zuer- 
kennen müssen, glücklicherweise sind sie aber doch nicht schlechthin 
die Wahrheit. Gewiß gibt es sogenannte Naturvölker, die, wenn 
Leichtigkeit der Lebensführung Glück ist, glücklicher sind als die 
Masse der Angehörigen der Kulturwelt. Aber wie prekär ist dieses 
Glück, das sich obendrein nur wenig von der Zufriedenheit der Stumpf- 
sinnigen in unseren Asylen unterscheidet. Die vernichtenden Kriege 
unter den Wilden, die so häufig bei ihnen vorkommenden Maßnahmen 
zur Beschränkung der Geburten, ıhre Opfer zur Versöhnung böser 
Geister erzählen nicht gerade von ungetrübtem Glück. Es ist unbe- 
streitbar eine schwere Anklage gegen die bestehende Gesellschaft, 
daß, wie der Verfasser aus Hunters Schrift über das Elend in der 
Neuen Welt anführt, in den reichen Vereinigten Staaten Igo6 auf 
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92 Millionen Einwohner ıo Millionen Arme kamen, von denen 4 Mil- 
lionen Almosenempfänger waren. Aber wenn wir Kulturen verglei- 
chen, dann dürfen wir über jene beschämende Tatsache nicht ver- 
gessen, daß nach ebendiesen Angaben Hunters den Io Millionen Armen 
der Vereinigten Staaten 82 Millionen Menschen gegenüberstanden, auf 
welche die Qualifikation als Arme nicht zutraf, während die halb- 
wilden Indianer, die vor der Niederlassung der Europäer jene Gebiete 
bevölkerten, noch nicht eine Million ausmachten und doch vielfach 
in mörderischen Fehden um Jagdgründe miteinander stritten. GewiB 
hat die Kultur manche Lebensgenüsse der Naturvölker verkürzt oder 
ganz beseitigt und die Ansprüche des Lebens sehr gesteigert, auch 
hat sie vielen den Genuß des Lebens durch Auferlegung von Regeln 
beinträchtigt, die für die Veredlung von Geschmack, Sitten und 
Geistesleben wertlos oder selbst nachteilig sind, ihre Errungenschaften 
sind bisher durchaus nicht reiner Gewinn. Aber sie hat die Lebens- 
und Glücksmöglichkeiten unendlich vermehrt, und das ist doch schließ- 
lich das entscheidende Moment. Denn jene Kehrseiten sind nicht un- 
auslöschlich mit ihr verbunden. Manche üblen Rückwirkungen der 
bisherigen Kulturentwicklung sind wieder im Abnehmen, von andern 
sehen wir die Möglichkeit der Ausrottung vor uns und brauchen nicht 
daran zu verzweifeln, daß aus der Möglichkeit doch noch Wirklich- 
keit wird. 

Das ist auch das Endresultat der Untersuchungen des Verfassers, 
und so reiht er sich jenen Soziologen an, für die, ich glaube Rudolf 
Goldscheid zuerst das Wort Melioristen geprägt hat, das aber nur 
einen modifizierten Optimismus bezeichnet — den Optimismus der Tat. 
Der Glaube an die Möglichkeit der Besserung ist die Ermuti- 
gung zur Ar beit an der Besserung, die Anfeuerung zur reformieren- 
den Tat. In sie läuft die Lebensphilosophie unseres Verfassers aus. 
Er nennt sie euphoristisch, auf das Wohlbefinden gerichtet, man 
könnte sie auch Philosophie der befreienden Tat nennen. Die Tat, 
die schaffende, wirkende Tätigkeit befreit den Menschen aus den 
Banden der anschauenden Philosophie, deren letzte Weisheit sonst 
der Zweifel an allem außer dem Ich, der impotente Solipsismus wäre. 
Die schaffende, wirkende Mitarbeit an der Besserung ist schon durch 
sich selbst Gewähr der Besserung, wie das Aufhören dieser Arbeit 
Entartung hieße. 

Nach der Ankündigung ist das Buch Müller-Lvers vornehmlich 
für das große Publikum berechnet, und in Hinblick auf dieses ist es 
mit einem Lexikon fremdsprachlicher Ausdrücke versehen. Man kann 
ihm in der Tat weite Verbreitung wünschen. Auch der Unterrichtete 
wird es nicht ohne nachhaltige Anregung aus der Hand legen. Er 
wird zuweilen den Eindruck empfangen, als habe er es mit einem Ent- 
wurf zu tun, der noch nicht die rechte Form erhalten hat. Aber er 
wird auch bald wieder über den inneren Vorzügen den formalen Mangel 
vergessen. ac, (Ed. Bernstein.) ! 


Rolin, Henri, Juge au Tribunal de Première Instance, Pro- 
fesseur à l'Université de Bruxelles, Prolégomènes à la 
Science da Droit Esquisse dune sociologie juridique. Bru- 
xelles, Emile Bruylant, und Paris, Félix Alcan, 1911. XII u. 167 S. 
Fr. 4.—. 

Aufgabe dieser Schrift ist die Untersuchung der Realität des 
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Rechts. Diese besteht in bestimmten Assoziationen in den Seelen 
der Untertanen auf der einen, der Obriykeiten auf der andern Seite: 
dort ist die Vorstellung einer Handlung verknüpft mit dem Gefühl 
der Furcht vor dem durch sie ausgelösten Zwang und dem 
Willen, sie deshalb zu unterlassen, hier die Vorstellung einer 
Normwidrickeit mit der Vorstellung von der Norm und dem Willen, 
sie anzuwenden. Man sieht: Rolin hält die Ansicht fest, daß zum 
Wesen des Rechts die Erzwingbarkeit gehöre. Auf dem Boden der 
immer mehr vordringenden Gegenmeinung kann man dagegen die 
Furcht vor Zwang w eder für ertorderlich noch für genügend halten, 
um dem Gebundenheitsgefühl der Untertanen rechtlichen Charakter 
zuzusprechen. Deshalb wird auch auf dem Boden dieser Gegen- 
meinung das Verhältnis des juristischen Erlebnisses der Obrigkeiten 
zu demjenigen der Untertanen, das nach Rolin durch jenes bedingt 
wird, ein viel lockereres, möglicherweise sogar feindliches; wir kom- 
men damit in die Nähe von Ehrlichs Unterscheidung von Lebens- und 
Entscheidungsnormen. — Der Rechtswissenschaft, von ihm als bloße 
Rechtstechnik aufgefaßt, weist Rolin ihren Platz in dem juristischen 
Erlebnis der Obrigkeit an, als Mittel, jene Assoziationen bei den Obrig- 
keiten herzustellen, und will den Namen Rechtswissenschaft der von 
ihm angetretenen soziologischen Untersuchung der Tatsächlichkeit 
des Rechts vorbehalten wissen. Rolin steht also auf dem Boden 
des Methodendualismus, dem Boden von Jellineks Unterscheidung 
von Jurisprudenz und Sozialtheorie des Rechts. Mit ihr vertritt er 
insbesondere auch die Ansicht, daß ehemaliges Recht nicht mehr 
Gegenstand der das Recht ja lediglich zur praktischen Anwendung 
vorbereitenden Jurisprudenz, sondern nur noch der Sozialtheorie des 
Rechts ist, und widerspricht er andererseits die durch die historische 
Schule heraufgeführte Ueberschätzung der Bedeutung der Rechtsge- 
schichte für die Ausbildung des juristischen Praktikers. Nun gibt 
es aber einen Punkt, an dem der strenge Methodendualismus von 
Jurisprudenz und Sozialtheorie des Rechts durchbrochen zu werden 
pflegt: wenn man die Geltung eines Rechtssatzes davon abhängig 
macht, daß er nicht nur auf dem Papier steht, sondern in der Mehrzahl 
der F älle auch wirklich befolgt wird, so baut man damit die dogma- 
tische Grundlehre auf einer soziologischen Tatsache auf; Gelten und 
Sein, sonst getrennte Welten, fließen hier zusammen. Rolin hat das, 
ohne das Problem zu fühlen, angedeutet. Ueberhaupt streift die nicht 
uninteressante Schrift vielfach brennende Fragen, ohne sie doch, 
infolge unzulänglicher Ausnutzung der deutschen Literatur und un- 
genügender methodologischer Grundlegung, überall energisch zu 
packen. (Radbruch.) 


Stahl, Friedrich Julius, Staatslehre. Im Auszug 
neu herausgegeben. Berlin Ig1o, Reimar Hobbing. 3478. M : 
Einer Zeit, in der das politische Leben wieder auffällig nach 
rechtsphilosophischer Orientierung verlangt, muß diese schön aus- 
gestattete Neuausgabe eines Hauptwe rkes des letzten Vertreters einer 
politisch wirksamen Rechtsphilosophie willkommen sein. Was soll 
man aber dazu sagen, daß einem so eminent systematischen Werke 
das Inhaltsverzeichnis fehlt; daß weder die Auslassungen noch auch ihr 
Prinzip ausdrücklich er kennbar gemacht wird; und "daß der Heraus- 
geber und Vorredner seinen Namen nicht angibt ? (R.) 
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Warschauer, Erich, Gerichtsassessor, Schopenhau- 
ers Rechts- und Staatslehre. Kattowitz IQ9II. Gebrüder 
Böhm. 72 S. M. 2.—. 

Der Verfasser gibt zunächst in acht Abschnitten eine zusammen- 
hängende Darstellung von Schopenhauers rechts- und staatsphiloso- 
phischen Lehren in engem Anschlusse an das metaphvsische und ethi- 
sche System des Denkers. Aus der Vorherrschaft des Willens folgt 
für Schopenhauer der positive Begriff des Unrechts und die Lehre von 
der moralisch-naturrechtlichen Begründung des Eigentums. Das 
Recht ist demgemäß bei Schopenhauer der negative Begriff und der 
Staat die vom Egoismus geschaffene Anstalt zur Bekämpfung des 
Unrechts Aller gegen Alle. Seine wesentlichste Aufgabe ist daher 
der Kampf gegen das Verbrechen, das Strafrecht, dessen « einzigen Zweck 
er in der Abschreckung vor der Begehung von Verbrechen sieht. Die 
beste Staatsform ist die absolute erbliche Monarchie. Die Gliede rung 
der Staatsbürger nach Besitz, Geburt, Geschlecht und Relisionsbe- 
kenntnis ist in der Natur des Staates begründet und rechtfertigt eine 
verschiedenartige rechtliche Behandlung der Staatsangchöriren. In 
einem kritischen Teile bekämpft der Verfasser die negative Natur des 
Rechts und die moralisch-naturrechtliche Lehre vom Eigentume, 
der er den amoralhisch-soziwlrechtlichen Begriff des Eigentums gegen- 
überstellt. Den Zweck der Strafe sicht er im wesentlichen 
in der Sicherung der Gesellschaft, des Staates, gegen Angriffe, die 
seinen Bestand zum Ziele haben. Er versucht nachzuweisen, daß in 
der strafrechtlichen Behandlung der Gelährdungsdehkte Schopen- 
hauer das Merkmal von der Größe der Wahrscheinlichkeit, mit der das 
Delikt Rechtsgüter verletzt, zu Unrecht außer acht läßt. Die rein 
politischen Lehren des Philosophen hält der Verfasser für in besonders 
hohem Maße historisch und persönlich bedingt und kommt, was die 
Bedeutung der Schopenhauerschen Rechts- und Staatslehre für die 
Gegenwart betrifft, zu dem Ergebnisse, daß an die Stelle seiner logisch- 
naturrechtlichen Betrachtungsart die neuere empirisch-soziologische 
Anschauungsweise getreten ist. 
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Broda, Rudolfund Deutsch, Julius: Das moderne 
Proletariat. Kine sozialpsvchologische Studie. Berlin IgIo. 
Georg Reimer. 266 S. M. 5.—. 

Diese Schrift, welche sich mit dem »Prozeß der Organbildung« 
in der Arbeiterbewegung sowie mit der Psychologie des modernen 
Proletariats befaßt — die Untertitel dieses Teiles umfassen die Pro- 
bleme des Klassenbewußtseins, des Massengeistes, des Rationalismus, 
des Zukunftglaubens, der Ethik, des Familienempfindens, der Freien 
Liebe, des Patriotismus und des Internationalismus —, rührt an die 
schwersten und höchsten Fragen der neuesten Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte. Sie rührt daran mit großer Sachliebe, aber ohne jedes 
tiefere Sachverständnis. Das Werk bringt kaum einen neuen Ge- 
danken, kaum eine nicht schon längst in weiteste Kreise gedrungene 
Tatsache. Aus manchen Kapiteln spricht Werner Sombart, aber 
nicht wie wir ihn leben, geistreich und keck mit scharfen Blick die 
wesentlichsten Züge des Erschauten festhaltend und mut scharfem 
Griffel skizzierend, sondern verwässert und versentimentalisiert. 
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Was die Verf. an eigenem bieten, ist fast durchaus naiv und unhisto- 
risch gedacht. Sätze, wie folgende, der die Quintessenz des sehr armen 
Kapitelchens über das Geschlechtsleben der Arbeiterschaft (über das 
sich so vieles soziologisch interessante berichten ließe) darstellt: »Das 
Ideal des Proletariats ist ein von allen Künstlichkeiten befreites Ge- 
schlechtsleben« (S. 133), finden sich häufiger. Die Darstellung ist 
im allgemeinen richtig. Insbesondere ist die Verelendungstendenz, 
welche der primitive Kapitalismus in sich birgt, anschaulich ge- 
schildert (p. 39 ff.). Die nationalen Verschiedenheiten der einzelnen 
Proletariate sowie die Entstehungsursachen radikaler und anarchi- 
stischer Strömungen im Proletariat werden nur obenhin gestreift; 
immerhin finden sich hier einige sachlich treffende Bemerkun- 
gen eingestreut. So wird bei aller unverkennbaren Abneigung der aus- 
gesprochen revisionistischen Verfasser gegen jeden Radikalismus der 
dieser Tendenz zugrunde liegende ethische Charakter gewürdigt 
(p. IOr), ebenso die Bildungsbestrebungen der Anarchisten (p. 102) 
und der aufs Große gehende, vielfach Formen des Heldentums und 
des Opfermutes annehmende Zug des französischen Proletariats (p. 68 
und 80), über den in der deutschen Parteiliteratur sonst gern mit 
Schweigen hinweggegangen wird, auch weil er mit den Sondereigen- 
schaften der unter dem Banne der deutschen Sozialdemokratie stehen- 
den Arbeitermassen kontrastiert und häufig sogar kollidiert. - 

Der Titel ist irreleitend. Den Verf. gilt als »modernes Proletariat« 
nur das sozialistische. Das ist, seitdem wir in fast allen Ländern eine 
mächtige christliche Arbeiterbewegung haben, unrichtig. Darum sind 
viele Bemerkungen, die die Verf. über die Psychologie der Arbeiter 
machen (z. B. ein Kapitelchen, das über den Rationalismus handelt), 
nur insoweit richtig, als sie sich auf die obersten Schichten der sozia- 
lıstischen Arbeiterschaft beziehen. Die niederen Schichten dieser, 
geschweige denn die christlichen Arbeiter, sind alles andere als 
rationalistisch in ihrer Gedankenwelt. 

Die letzten achtzig Seiten des Bandes werden von Pieces Justifica- 
tives angefüllt, auf deren Erscheinen die Verf. offenbar beson- 
ders stolz sind. Sie bestehen aus Bruchstücken von Aufsätzen, 
welche einzelne Arbeiter verschiedener Berufe auf Ersuchen der Verf. 
über beliebige Gegenstände niederschrieben. Obgleich die Verf. be- 
richten (p. 141), aus der Fülle der Einsendungen nur diejenigen, a 
ihnen »von psychologischem Interesse« zu sein schienen, d. h. 
welche »etwas mehr Selbständigkeit verrieten und sich nicht im bloßen 
Nacherzählen von Unverstandenem begnügten und die für das Geistes- 
und Gremütsleben einer größeren Anzahl Proletarier typisch sind«, aus- 
gewählt zu haben, gibt uns die von ihnen gebotene Auswahl nichts 
als ein Durcheinander von völlig unoriginellen Einzelteilen, ohne jeden 
sozial- oder gar individual- -psychologischen Reiz. Die meisten dieser 
Bruchstücke sind von rührender Unbeholfenheit und bezeugen einen 
noch sehr niederen Stand dieser Klasse, welche, nach einigen Opti- 
misten, schon heute befähigt sein soll, die Führung im Gesellschafts- 
leben zu übernehmen. In die Primitivität hinein mischt sich aber noch 
etwas Schlimmeres: eine Halbbildung, die sich mit hochfahrendem 
Wesen breit macht und mit falschen Federn schmückt, eine notwendige, 
aber bedauerliche Frucht sozialistischer Aufklärung. So lesen wir z. B. 
auf p. 195 folgende Leistung eines Autodidakten: »Eine andere, ge- 
rechtere Gesellschaftsordnung herbeizuführen, ist das Ziel der Sozial- 
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demokratie. Also verbinden wir uns als geknechtete Proletarier, 
gewerkschaftlich und politisch. Ziehen wir allmählich die von Gott 
verordnete Obrigkeit herab, zertrümmern das goldene Kalb der 
Gegenwart, bis wir durch die Verstaatlichung der Produktionsmittel 
einer für alle und alle für einen leben können. Dann haben wir statt 
dem Werte des Geldes den Wert des Menschen gesetzt; sind glückliche 
freie Menschen im Himmelreich auf Erden«. Leider nehmen die Verf. 
auf den in ihrem Anhang zum Ausdruck gelangenden Tiefstand der 
Ergebnisse ihrer Enquête nicht Bezug. Er hätte, wenn sie sich die Mühe 
gegeben haben würden, ihn kritisch zu untersuchen, viele ihrer Thesen 
erheblich modifizieren müssen. Für den kritischen Leser ist er nur 
eine weitere Bestätigung für jene heute noch offenbare Inferiorität 
des Proletariats auf allen Gebieten, die Alfredo Niceforo, trotzdem 
seine Sympathien völlig auf seiten der Arbeiterschaft stehen, in seineın 
großen, kürzlich auch in deutscher Sprache erschienenen wissenschaft- 
lichen Werk: »Antlıropologie der nichtbesitzenden Klassen« (Leipzig- 
Amsterdam IgIo) endgültig festgestellt hat. 


Zum Schluß noch eine Bemerkung. Die Verf. behaupten in ihrer 
Einleitung zur Rechtfertigung ihrer Studien unter anderem: »Brauch- 
bare sozialpsv chologische Untersuchungen gibt es nur sehr wenige. 
Vereinzelte Skizzen im Feuilletonstil sind so ziemlich das Hervor- 
ragendste, was die Literatur über die psychische Eigenart des Prole- 
tarıats hervorgebracht hat« (p. 8). Dem muß widersprochen werden 
Wir besitzen im Gegenteil sehr bedeutende Vorarbeiten, wenn auch 
zumeist nicht aus der Hand von Fachleuten. Hier sei nur an den 
Roman des Theologen Charles Kingslev: »Alton Locke, Tailor and 
Poet«, an autobiography (London 1850). ferner an Paolo Valera: »La 
Folla« (Milano 1901); G. B. Bianchi: »Primo Maggio« (Milano Igor), 
aber auch an einzelne Teile von A. Daudets: » Jack«. Zolas: »Tra- 
vaik usw. erinnert, die von jedem Sozialwissenschaftler, der sich 
mit der Sozialpsvchologie des modernen Proletariats beschäftigte. 
mit Nutzen eingesehen werden können. (R. Michels.) 


Ciò che essi leggono. Cento diciasette risposte all’ Inchiesta 
per la Biblioteca di un libero Cenobita. Con prefazione di Adolphe 
Ferrière. Lugano 1909. Casa Editrice del Coenobium. 208 S. 
3,50 frs. 

Die Enquete hat es sich zum Ziel gesetzt, die kleine Schar von 
Werken austindig zu machen, welche die Gedankenwelt der bedeu- 
tendsten Männer der Wissenschaft am meisten beeinflußt haben. Zu 
diesem Zwecke hat es sich die Direktion der in Lugano erscheinenden 
philosophisch-theologischen Zeitschrift TI Coenobium angelegen sein 
lassen, sich an eine große Reihe von Gelehrten und Schriftstellern 
zu wenden und sie um die Angabe von etwa 40 Büchern zu bitten, mit 
denen sich die Bibliothek eines intellektuellen Einsiedlers zusammen - 
stellen ließe, d. h. die sie als für die Kultur wertvollsten erachteten. Die 
Antworten, die zuerst im Coenobium erschienen, sind nun, mit einer 
französischen Vorrede und mehreren statistisclfen Anhängen versehen, 
in Buchform herausgekommen, wobei dem Kompilator leider offen- 
bar das Malheur passiert ist, mehrere der erhaltenen Antworten weg- 
zulassen, die im Coenobium bereits veröffentlicht und in der Presse 
besprochen worden waren. Dieser Mangel sowie der Umstand, daß die 
Organisatoren der Enqucte sich vorzugsweise nur an französische, 
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italienische und englische Gelehrte wandten, gibt vorliegendem Werk, 
auch abgesehen von den Zweifeln, die an der wissenschaftlichen 
Brauchbarkeit des Grundgedankens selber, der zu der Enquête geführt 
hat, erhoben werden können, den Charakter des Unvollständigen 
und Einseitigen, vermindern seinen Wert in ziemlich erheblichem 
Maße. Von größerem Interesse sind eigentlich nur folgende Fest- 
stellungen: I. Daß die englischen Gelehrten als Meisterwerke fast 
nur englische Werke angaben, woraus auf den abgeschlossenen, insu- 
lär engen Charakter der englischen Gelehrsamkeit Schlüsse zu ziehen 
wären. 2. Daß aus den Antworten hervorgeht, eine wie geringe Rolle 
immer noch die Werke nationalökonomischen und so- 

zialwissenschaftlichen Inhaltes in der heutigen Uni- 
as Litterarum spielen. Aus einer Tabelle auf p. 17I geht hervor, 
daß von den 30 meistgenannten, d. h. für die menschliche Kultur 
am wichtigsten gewerteten Autoren, neben den obligaten Dichtern 
und nicht weniger als 13 Philosophen, sich nur 1 Historiker, I Natur- 
wissenschaftler und nur 2 Männer, die mehr oder weniger zu den 
Sozialphilosophen und Soziologen zu zählen sind (Rousseau und 
Spencer), und überhaupt kein Nationalökonom von Fach befinden. 

(R. Michels.) 


Gide, Charles, Le Parasitisme Social. Paris 1910. 
Librairie du Recueil Sarey. 26 S. 


Eine Untersuchung über den Begriff des Parasitären in der 
Wirtschaft. Auf den Prämissen, daß im letzten Grunde im 
Wirtschaftsleben jeder von fremder Arbeit lebt, so daß erst das 
Fehlen von Gegenleistungen größeren Stiles das Kriterium des 
wirklichen Parasiten ausmachen würde, fußend, meint G.. daß das 
Parasitentum an keinen Stand und keine Klasse gebunden wäre. 
Selbst willige Müßiggänger vermöchten ihrem Lande (auf politi- 
schem Gebiete) unbezahlbare Dienste zu leisten, während anderer- 
seits Arbeiter, die böswillig schlechte Arbeit verrichten oder gar ont 
détruit une certaine quantité de richesse en sabotant leur travail den 
Schmarotzern zuzuzählen seien. Der Gradmesser, an dem gemessen 
die soziale Schädlichkeit erkennbar sei, sei die Frage der Unentbehr- 
lichkeit. Der Unternehmer ist heute noch als nützliches Mitglied der 
menschlichen Gesellschaft zu bezeichnen; die Produktivgenossen- 
schaften haben ihn nicht aus dem Sattel zu heben vermocht. Außer- 
dem bereitet sich ın dieser Schicht, unter dem Druck der Arbeiter- 
bewegung. eine heilsame Auslese vor. Der stille Kapitalist (sleeping 
partner) ist zwar weniger nützlich, sein Verschwinden vermöchte 
der Wirtschaft nicht zu schaden, aber von der Größe dieser Ka- 
tegorie hängt oft der Reichtum eines Landes ab. Weniger gün- 
stig wirken die Landrentner, die gar keine Arbeit leisten, und 
deren Kapital nicht einmal ererbte Arbeitsfrucht bedeutet, da die 
Erde kein Ergebnis des Sparens sein kann. Eine weitere große 
Bev ölkerungsschicht, die häufig als parasitär bezeichnet wird, sind die 
Zsischenhandler r, die kleinen Kaufleute. Mit noch größerem Recht 
könnte man die überflüssigen Beamten, die sich an die Fersen der 
Bureaukratie heiten, um vom Gelde der Steuerzahler ein Schlaraffen- 
dasein zu führen (die Budgetivoren nennt sie Gide) zu den Schma- 
rotzern zählen. Der Parasit ist ein gesellschaftliches Krankheitssymp- 
tom, aber persönlich erfreut er sich meist großer körperlicher und gei- 
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stiger Gesundheit und guter Bildung. In zurückgebliebenen Gc- 
genden gilt es noch als besonders ehrenvoll parasıtär zu leben. Das 
System, in dem dieser Typus, der nicht völlig unausrottbar ist, 
am meisten zusammenschmelzen würde, ist das solidaristische oder 
kooperative System, das jeden zu angemessener Arbeit anhalten wird. 
(R. Michels.) 


Nieboer, Dr. H. J.: Slavery as an Industrial Sy- 
stem. Second edition. The Hague, Martinus Nighoff, Igro. 
474 >. 

Das bereits in zweiter Auflage erschienene Buch ist eine ethnolo- 
gische und soziologische Studie, die nicht für oder gegen die Sklaverei 
Partei ergreifen, sondern die ökonomischen Bedingungen aufsuchen 
will, die die Sklaverei als Arbeitssystem notwendig oder überflüssig 
machen. Der Verfasser beschränkt sich dabei auf die Untersuchung 
wilder Völkerstämme. Das Buch zerfällt in einen beschreibenden und 
in einen theoretischen Teil. Das erste Kapitel des ersten Teils enthält 
Definitionen der Worte »Sklave« und »Sklaverei« und die begriffliche 
Scheidung dieser Institution von verwandten Erscheinungen. Der 
Sklave, als ein Mensch, »der das Eigentum eines anderen ist, politisch 
und sozial auf einer tieferen Stufe steht, als die Masse der Bev ölkerung 
und zur Arbeitsleistung gezwungen wird (performing compulsory 
labour)«, unterscheidet sich von Angehörigen unterdrückter und be- 
siegter Völker, von Hörigen und Schuldsklaven vor allem dadurch, daß 
er ein neues Organ der Gesellschaft mit einer besonderen Funktion 
ist. Auch das brutale Unterworfensein der Frauen bei den primitiven 
Völkern und die despotische Gewalt des Vaters über die Kinder sind 
nicht als »eigentliche Sklaverci« zu bezeichnen; denn die Frau ist nicht 
als Arbeitskraft, sondern als Geschlechtswesen unterjocht und bei 
den Kindern kann man nur von zeitweilliger, nicht von dauernder 
Beherrschung reden. 

Im zweiten Kapitel des ersten Teils wird die tatsächliche Ausbrei- 
tung der Sklaverei unter den wilden Völkerstämmen untersucht, 
über die wir ausreichende Nachrichten besitzen, und die einzelnen Er- 
gebnisse, die wir hier natürlich nicht wiedergeben können, tabellarisch 
zusammengestellt. Aufgabe des zweiten, umfangreichsten Teiles des 
Buches ıst es dann, den Gründen für Vorhandensein oder Fehlen von 
Sklaverei bei den einzelnen Völkerstämmen nachzugehen. Letztere 
an nach der Art und Weise ıhrer Nahr ungsmittelgewinnung in 

Gruppen geteilt und zwar r. in Jäger- und Fischervölker, 2. in Hirten- 
völker und dann in 3 Klassen von Ackerbau treibenden Völkern, die sich 
je nach der Bedeutung unterscheiden, die der Ackerbau für ihren 

Unterhalt hat. Die Häufig keit des Vorkommens der Sklaverei bei den 

einzelnen Völkerstämmen hängt nach Nieboer sowohl von inneren 

Gründen, die in der ganzen Lebensweise des Stammes zu suchen sind, 

ab, wie auch von äußeren Gründen, die sich im wesentlichen aus den 

Beziehungen des Stammes zu den ılın umgebenden a 

ergeben. Bei den meisten Jägervölkern wirken Innere Gründe, vor 

allem der Mangel an Nahrung, das Fehlen fester Wohnsitze, die leichte 

Möglichkeit der Flucht der Sklavenhaltung entgegen. Bei den Fischer- 
völkern dagegen ist die Sklaverei stark entwickelt, weil der Ueberflußd 
an verhältnismäßig leicht zu gewinnender Nahrung, feste Wohnstätten, 
das Leben in großen Gruppen, und das Bestehen eines Handels mit 
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selbstverfertigten Produkten die Sklaverei fordern und erleichtern. 
Kurz gesagt, "hängt das Bestehen von Sklaverei im wesentlichen von 
folgenden beiden Tatsachen ab: Der Lebensunterhalt eines Stammes 
muß leicht zu erwerben sein, under muB ohne Kapitalbe- 
sitz zu erwerben sein. So sind augenscheinlich bei den Hirtenvölkern 
die große Bedeutung des Kapitals” (d. h. des Viehes) für den Lebens- 
unterhalt, sowie die geringe Notwendigkeit zu harter Arbeit Gründe, 
die dem Umsichgreifen der Sklaverei unter diesen Völkern entgegen- 
wirken. Im Gegensatz dazu ist der Ackerbau der Sklaverei günstig: 
beim Ackerbau ist der Lebensunterhalt leicht zu erwerben und nicht 
vom Kapitalbesitze abhängig. Bestünde also keine Sklaverei, so 
würde jeder Einzelne lieber auf einem Stück Land sein eigner Herr 
sein, als einem andern dienen wollen. Die Sklaverei entsteht und er- 
hält sich unter denjenigen Ackerbauern, deren Land im Verhältnis 
zur Bevölkerung im Ueberfluß vorhanden ist. Ist aber einmal alles 
Land in Besitz genommen, so wird die Sklaverei überflüssig, da dann 
eine besitzlose Klasse entsteht, die für die Besitzenden zu arbeiten 
gezwungen ist. Diese Feststellung scheint Nieboer eines der wichtig- 
sten Resultate seiner Arbeit zu sein; er illustriert die Beziehungen 
zwischen Sklaverei und Privateigentum an Grund und Boden an den 
Verhältnissen in England und Deutschland seit dem Mittelalter und 
schreibt auch anderen Subsistenzmitteln neben Grund und Boden 
einen ähnlichen Einfluß auf das Bestehen der Sklaverei zu. Er schei- 
det nicht nur die primitiven, sondern auch die zivilisierten Völker in 
solche mit unbeschränkten und solche mit beschränkten Subsistenz- 
mitteln (open and closed resources). »Die Sklaverei als Arbeitssystem 
kann wohl schwerlich dort existieren, wo der Unterhalt von materiellen 
Gütern abhängt, die nur in beschränkter Anzahl vorhanden sind«. 
Die Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer verändern 
sich je nach der beschränkten oder unbeschränkten Anzahl der Sub- 
sistenzmittel. Im letzteren Falle fürchtet der Arbeitgeber, daß seine 
Arbeiter ihm entlaufen könnten und verhindert es durch Sklaverei; 
im ersteren Fall fürchtet der Arbeiter, von seinem Herrn entlassen zu 
werden, dem stets neue Arbeiter zur Verfügung stehen. An die Stelle 
des persönlichen Zwangs der Sklaverei ist ein unpersönlicher Zwang | 
getreten. (Marie Bernays.) | 


Rutgers, J.: Rasverbelteringen bewuste Aantals- 
beperking. Kritiek van het Malthusianısme en van het Nieuw- 
Malthusianisme. Amsterdam. W. J. van Hengel. 279 S. 

Der Verf., Arzt ın Amsterdam, ist theoretischer Verfechter und 
praktischer Agitator für die Ideen des Neomalthusianismus. Vorlie- 
gende Schrift unternimmt es, in gründlicher Untersuchung die Berech- 
tigung der künstlichen Kinderbeschränkung nachzuweisen. Sie ist in 
drei Hauptkapitel: Privatinteressen, Gemeininteresse und die theore- 
tische Seite des Problems, eingeteilt. Rutgers stellt den Neomalthu- 
sianismus als die verf. inerte Art der früher üblichen groben und unmo- 
ralischen Mittel für ın allen Zeiten als notwendig erkannte Bevölke- 
rungsbeschränkung (wie Rindertötung, Kinderaussetzung etc.) dar. Die 
Beweisführung ist im allgemeinen klar und scharf. Aus den an sich 
interessanten Tabellen auf p. 115/116, in denen die Tatsache festgestellt 
wird, daß m Holland in den letzten Jahren gleichzeitig eine Abnahme 
der Geburten und eine Abnahme der Kindersterblichkeit stattgefun- 
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den hat, möchten wir allerdings nicht ohne weiteres auf einen inneren 
kausalen Zusammenhang zwischen den beiden Phänomenen schließen, 
zumal da bekanntlich eine Abnahme der Kindersterblichkeit ım all- 
gemeinen auch dort stattgefunden hat, wo die Geburtenziiler stieg, wie 
z.B. in Italien; wie denn überhaupt die Besserung der Mortalität unter 
den Kindern ganz überwiegend auf die Besserung der hygienischen Ver- 
hältnisse, insbesondere der Kinderpflege usw., zurückzuführen sein 
dürfte. Noch einen anderen Punkt halten wir für revisionsbedürftig. 
Rutgers sucht im Eifer, den Neomalthusianismus allen seinen bisherigen 
\Widersachern genehm zu machen, auch die Miılitaristen für seine Theorie 
zu gewinnen. Er tut das, indem er den Satz verficht, ein Sinken der 
Geburtenziffer bedeute keineswegs auch eine Minderung der zu stellenden 
Truppenzahl, so daß selbst die Militärfreunde sich mit ersterem ein- 
verstanden erklären könnten. Zum Beweise führt Rutgers an (p. 141 ff.) 
daß im Jahre 1897 im kinderarmen Frankreich 67°, der Kinder männ- 
lichen Geschlechtes das zwanzigste Lebensjahr erreichten, während in 
anderen Ländern, in denen ein mächtiger Bevölkerungszuwachs zu 
verzeichnen sei, der betreffende Prozentsatz sehr bedeutend niedriger 
stehe, so Belgien 65% Deutschland 34° ,, Italien 56°, Rußland 49°. 
Rutgers hat schon Recht, wenn er behauptet, eine Beschränkung der 
Kinderzahl bedeute, wenigstens insoweit nicht andere Faktoren hier 
störend dazwischentreten, eine Verbesserung der Rasse und also auch 
ein Plus an Militärtüchtigkeit des einzelnen. Deshalb ist es aber doch 
nicht weniger wahr, daß eine größere Bevölkerungsmasse mehr Sol- 
daten liefern kann (auch bei geringerer Militärtüchtierkeit der ein- 
zelnen, und sogar bei größerem Prozentsatz der als untauglich vom Mili- 

tärdienst befreiten) als eine kleinere. Die Schwäche Holl: ınds Frank- 
reich gegenüber resultiert nicht aus seiner größeren Bevölkerungszu- 
nahme, sondern einfach aus seiner geringeren Einwohnerzahl. Umege- 
kehrt ıst das stationäre Frankreich dem Jährlich sich fast um eine Million 
Menschen mehrenden Deutschland gegenüber vom militärischen Stand- 
punkt unheilbarer Inferiorität verfallen. Die Stärke der für den Neo- 
malthusianismus sprechenden Gründe liegt denn auch wahrlich nicht 
auf dem (Gebiete des Heerwesens, sondern auf dem des Privatreich- 
tums und des ethischen Verantwortungsgefühls für die Nachkommen- 
schaft. Diese letzten beiden Punkte werden denn auch von Rutgers 
gebührend hervorgehoben. Interessant und lehrreich sind endlich auch 
die Auscinandersetzungen R.s mit den modernen Darwinisten und ılırer 
allerdings hier nicht zum erstenmal ad absurdum geführten Theorie 
von der Auslese der Besten im sozialen Daseinskampfe. 

(RR. Michels.) 


4. Sozialismus. 


De Amicis, Edmondo: Lotte Civili. Milano I910. 
Fratelli Treves. 307 S. 2 Lire. 

Der Uebertritt des großen italienischen Dichters Edmondo de Ami- 
cis zum Sozialismus Anfangs der neunziger Jahre des XIX. Jahr- 
hunderts muß als emer der denkwürdigsten Merksteine im Vormarsch 
der italienischen Arbeiterbewegung bezeichnet werden. 

Eine der besten Beurteilungen des Dichters giebt Vittorio Ber- 
sezio in seinem Aufsatz: »Edinondo De Amicıs«, in der Monat- 
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schrift Natura ed Arte, Anno II, Nr. ı (Roma-Milano 1892—93). 
Die Verurteilung, die Edm. De Amicis aus der Feder eines Adam 
Maurizio in der Neuen Zeit erfahren hat (Jahrg. 1892, p. 626 {f.), 
ist durch und durch gehässig und unverständig. 


Ueber die sozialistische Periode im Leben De Amicis’ schrieben 
ferner: Tomaso Monicelli: »Edmondo De Amicis« (Avanti 2948); 
Arturo Graf: »Come fü Socialista E. De Amicis« (Nuova Antologia, 
1° Novembre 1908). Dino Mantovani: »Il Primo Maggio di Ed- 
mondo De Amicis« (Corriere della Sera, 1° Maggio 1909). Gustavo 
Balsamo-Criıvelli: »Il Primo Maggio di E. De Amicis« (Avanti, 
Anno XIII, Nr. 136). Tomaso Monicelli: »È morto Edmondo 
De Amicis!« (Avanti, Anno XII, Nr. 4058). Corrado Corradino: 
»Fede e Carattere di Edmondo De Amicis« (Grido del Popolo, 
28 Marzo 1908). Arturo Labriola: »De Amicis e il Socialismo 
Italiano« (Pungolo, Napoli, 14/15 Marzo 1908). Robert Michels: 
»Edmondo De Amicis« (Sozialistische Monatshefte, 1909. Heft 6). 


De Amicis hat eine große Anzahl sozialistischer Skizzen, No- 
velletten, Betrachtungen und Polemiken hinterlassen, deren Schick- 
sal es geworden war, lange ungeordnet und zerstreut zu bleiben. 
Zunächst erschienen einige Broschüren in sozialistischen Verlagen: 
so »Aı Fanciulli Irredenti' (Milano 1895, Critica Sociale); »Con- 
sigli e Moniti« (Biblioteca Educativa Sociale Nr. 13, Firenze, G. 
Nerbini Edit., 3a Ediz. 1900, 14 pp.); »Osservazioni sulla Questione 
Sociale, conferenza detta la sera di giovedì, rr Febbrajo 1893 all’ 
Associazione Universitaria Torinese« (Lecce 1897, Tip. Coop. Via G. 
Palmieri, 29 pp.). Eine sehr reichhaltige, im ganzen gut geordnete, 
wenn auch unvollständige Sammlung der De Amicis’schen sozialen 
Skizzen, Erzählungen und Betrachtungen kam dann unter dem Titel: 
»Lotte Cıvılı« mit Vorrede von Oddino Morgari versehen, 
bei Nerbini in Florenz heraus (I. Aufl. 1899, 295 pp., 2. Aufl. 1900, 
3. Aufl., vollständig umgearbeitet, in welcher eine Anzahl neuer 
Skizzen aufgenommen, dagegen verschiedene der in den ersten beiden 
Auflagen enthaltenen w eggelassen wurden, edizione popolare, mit Vor- 
rede von Carlo Monticelli, 1904, 159 pp. Siehe meine Bespre- 
chung in Heft 3, Band XXIII des Archiv). Von den Skizzen der Lotte 
Civili sind unseres Wissens nur folgende in deutsche Sprache übersetzt 
worden: »Genosse!« (Die Hütte, I. Jahrg. Heft 21); »Die rote Nelke« 
(Die Hütte, I. Heft 22 (Dresden 1903) »Zwiegespräch« (Mittel- 
deutsche Sonntagszeitung, X, No. 9, Gießen 1903); sämtlich übersetzt 
von Gisela Michels, ferner, als Broschüre: »Ueber die soziale Frage« 
(Wien 1891, Verlag der Deutschen Worte), endlich, übersetzt vom 
Schreiber dieses: »Ein verlorener Sohn« (Frankfurter Volksstimme, 
Unterhaltungsbeilage vom 4. April 1908, 19. Jahrg. Nr. 14), sowie 
»/wei Geschichten zum Nachdenken! Der alte Manrer und Die 
Taufe« (Sozialistische Monatshefte, 1999. 6. Heft, 25. März). 

Emige in der Fachliteratur untergegangenen Perlen der soziali- 
stischen Kunst Edmondo De Amicis’ blieben aber noch ungesammaelt. 
Wir zitieren nur: »Un Giovine Perduto« in der Wochenschrift Quo Vadis, 
I, ı (Firenze 1903); »1] Primo Maggio« (Capitolo primo di un “Romanzo 
Inedito) in der Nuova Antologia, XXXVII, fasc. 729 (Roma, Maggio 
1902); »Il Primo Passo« (Frammento di un Romanzo Inedito) in der 
Halbmonatschrift Il Socialismo, red. Enrico Ferri, I, p. 38 (Roma 
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1902); »Il Vecchio Muratore« im Almanacco Socialista per l’ Anno 1897, 
Milano, per cura di Carlo dell’ Avalle; »Un Propagandista fra i Signori« 
im Avanti, Anno VII, No. 2209; »Età Agitata«, in der Mainummer 
des Turiner Grido del Popolo 1905, XIX, No. 18: ferner, zur poli- 
tischen Taktik, »Le Discordie Socialiste«, im Avanti, Anno VIII Nr. 2005 
und Guido Podrecca: »Discorsando con Edm. De Amicis« im 
Avanti, VIII Nr. 2674 (Roma 1904). Viel Interessantes zur Psycho- 
logie des spezifisch italienischen Sozialismus finden wir auch in dem 
großen deskriptiven Roman De Amicis’ über das Turiner Milieu: »La 
Carrozza di Tutti« (Milano 1896, 17. Tausend 1902, Frat. Treves, 476 pp.) 


Die neue, von Dino Mantovanı besorgte Ausgabe der 
sozialistischen Werke von De Amicis, welcher durch den Verlag 
Treves eine weitere Verbreitung gesichert ist, als die bis- 
herigen Auflagen gehabt haben, bedeutet ihren Vorgängerinnen ge- 
genüber im Ganzen eine Bereicherung. Zwar ist die wertvolle 
Rede De Amici’ an die Turiner Studenten über die Pflichten 
des Akademikers gegen die Gesellschaft leider nicht mehr auf- 
genommen worden (sie ist in einem anderen Sammelband De 
Amicis’scher Skizzen: »Speranze e Glorie«, der im gleichen Verlage er- 
schienen, abgedruckt), aber im übrigen ist der Band durch die Ein- 
reihung einiger neuaufgefundener Schriften, darunter auch des präch- 
tigen, den Entwicklungsgang cines jungen, sozialistischen Intellek- 
tuellen schildernden Dialoges »Un Giovane Perduto«, erweitert und 
bereichert worden. Leider "haben die übrigen von uns oben namhaft 
gemachten Originalstücke noch keinen Platz in der Neuauflage ge- 
funden; vielleicht weil sie dem Kompilator unauffindbar waren. Für 
eine spätere Auflage seien sie hiermit also empfohlen. ebenso, vielleicht 
für einen weiteren Band, die literarischen Biographien über das Ver- 
hältnis des Dichters zur modernen Arbeiterbewegung, auf die wir hin- 
gewiesen haben. (R. Michels.) 


Archiv für dieGeschichte des Sozialısmus und 
der Arbeiterbewegung. In Verbindung mit einer Reihe 
namhafter Fachmänner "aller Länder herausgegeben von Dr. 
Karl Grünberg, o. ò. Professor der polit. Oekonomie an der 
Universität Wien. Erster Jahrgang. Die Zeitschrift erscheint 
dreimal jährlich im Gesamtumfang von 32 Bogen. (12 Mark.) 
Leipzg, L. €. Hirschfeld. 

Herausgeber und Verleger sagen im Vorwort: »Die stetig fort- 
schreitende Spezialisierung auch der sozialwissenschäftlichen 
Forschung macht es immer schwieriger, deren Resultate zu über- 
sehen, sich anzueignen und zusammenzufassen. Sie birgt so die 
Gefahr in sich, daß die Vorteile der Arbeitsteilung sich in ihr Gegen- 
teil umkehren und daß die Arbeitsteilung zur Arbeitstrennunz werde, 
— eine Gefahr, die durch den notwendig internationalen Charakter 
der Sozialwissenschaften noch gesteigert erscheint. Schon diese Er- 
wägung allein rechtfertigt und fordert die Begründung von Spezial- 
Zeitschriften. Als Sammelstellen des Zusammengehörigen und durch 
gleichzeitig scharfe Abgrenzung der verschiedenen Arbeitsgebiete 
erleichtern sie gleichermaßen schafiende wie rezeptive Tätigkeit, wirken 
anregend auf diese und jene und - «las Wichtigste — schaffen erst die 
technische Voraussetzung für die Vereinigung des arbeitsteillie Ge- 
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wonnenen, ohne die jede Arbeitsteilung nicht nur unfruchtbar 
bleiben, sondern geradezu schädlich wirken muß«. 


Ein Sammelbecken. Historische Arbeiten über die Abeiterbe- 
wegung waren früher auch in anderen Zeitschriften erschienen, 
so zumal außer in der »Neuen Zeit« im »Archiv für Sozialwissen- 
schaft und Sozialpolitik«, in welchem in den letzten Jahren eine 
große Anzahl von Themen bearbeitet worden sind, welche die 
Geschichte der Theorien und der Praxis der Arbeiterbewegung be- 
handelten und deren Verfasser die Namen Lagardelle, Bernstein, Luigi 
Fabbri, A. Labriola, Chr. Cornelissen und des Unterzeichneten tragen. 
Aber das Archiv konnte seiner Aufgabenstellung entsprechend als 
Ganzes genommen seine Tätigkeit nicht auf dieses Arbeitsfeld beschrän- 
ken. Ehemals (1902—04) war die von Eduard Bernstein mit Geschick 
und Geschmack geleitete Zeitschrift Dokumente des Sozialismus 
solchem Ziele nahe. Aber die politisch exponierte Persönlichkeit des 
Herausgebers drückte ıhr, wenn auch wohl gegen seinen eigenen 
Willen, einen gewissen Parteistempel auf. Die radikalen und revolutio- 
nären Sozialisten wie die bürgerliche Gelehrtenwelt hielten sich von 
ihr fern. Die Dokumente blieben deshalb doch mehr das persönliche 
Organ eines überaus rührigen Schriftstellers, der sie zu fast zwei 
Dritteln mit seinen eigenen Erzeugnissen anfüllte.e Nur nebenbei 
arbeiteten noch einige wenige sachlich Interessierte (Henry W. 
Macrosty, A. Thomas, M. Xeni Schreiber dieses, u. a.) an ihnen mit. 


Die Schwierigkeit eines Archivs für Arbeiterbewegung und So- 
zialismus liegt in der Sache selbst. Die Arbeiterbewegung steht im 
Mittelpunkt der ınnerpolitischen Erwägungen und Maßnahmen aller 
zivilisierten Staaten und beeinflußt selbst mitunter das Verhalten 

mancher unter ihnen in der äußeren Politik. Die Beurteilung ihrer 
Phänomene ist deshalb mehr wie die jedes anderen Problems der ver- 
zerrenden Einmischung außerhalb der reinen Wissenschaft liegenden 
mehr oder weniger scharf zugespitzten Gedankenrichtungen unter- 
worfen. Es hält gerade in dieser Frage, wo die Geister scharf auf- 
einander platzen und es für jeden entschiedenen Denker Ehrensache 
ist, nach reichlicher Prüfung schließlich, um mit Clémenceau zu spre- 
chen, sich entschlossen diesseits oder jenseits der Barrikade zu stellen, 
schwer, solche Elemente aufzufinden und zur Mitarbeit um sich zu 
vereinen, welche jenes Minimum historischer Objektivität be- 
sitzen, ohne welches ein fruchtbares Eindringen in den Gegenstand 
und, mehr noch, ein fruchtbares Hand-in-Handgehen zu wissenschaft- 
lichen Zwecken ausgeschlossen erscheint. In der Tat: Wie sollen Per- 
sönlichkeiten wissenschaftlich zusammenarbeiten können, von denen 
der eine alles blau und der andere alles rot sieht und von denen jeder 
von der Befürchtung geleitet wird, daß das gemeinsame Organ im 
Dienste des politischen Gegners ausgenützt werden könne ? 


Die Persönlichkeit Grünbergs ist in hohem Grade dazu an- 
getan, diese Zweilel zu heben. Ein Mann der Wissenschaft, der 
stets dem Partcileben völlig fern gestanden, sich aber andererseits 
stets lebhaft für dasselbe interessiert, der aus seiner Sympatbie für 
den Sozialismus nie ein Hehl gemacht hat und den seine Studien auf 
(rebiete geführt haben, auf denen er eine große Vertrautheit mit den 
Problemen des Sozialismus und der Arbeiterbewegung gewann und 
das Gewonnene bewies — man vgl. seine Werke: Die Bauernbe- 
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freiung und die Auflösung des gutsherrlich-bäurischen Verhältnisse 
in Böhmen, Mähren und Schlesien (2 Bde., 1893/94): Der sozialpoli- 
tische Gehalt der österreichischen Zivilgesetzgebung (1900); der Ur- 
sprung der Worte Sozialismus und Sozialist (Zeitschr. f. Sozial- 
wiss. 1906 — bietet er allen Parteien und Richtungen die gleiche 
Garantie liebevollen Verständnisses und schroffer Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit. So ist es ihm denn geglückt, im ersten Hefte 
seiner Zeitschrift so grundverschiedene Elemente wie Bortkiewicz 
und Franz Mehring, Hammacher und A. Loria zu ernster Mitarbeit 
heranzuziehen. Nach Einsicht dieses ersten Beleges darf man wohl 
sagen, daß das Grünbergsche Archiv auf bestem Wege ıst, eine be- 
deutende Arbeit zu leisten, und gut zu leisten und sich den auf an- 
deren Gebieten bereits vorhandenen wirtschaftshistorischen Zeit- 


schriften würdig anzureihen. (Michels.) 
Bernstein, Edward: Die Geschichte der Berliner 
Arbeiterbewegung Ein Kapitel zur Geschichte der 


deutschen Sozialdemokratie. Ilustriert mit Bildern und Doku- 
menten der Zeit. Bd. I: Vom Jahre 1848 bis zum Erlaß des So- 
zialistengesetzes. Berlin 1907. Buchh. Vorwärts 401 S. Bd. II: 
Die Geschichte des Sozialistengesetzes in Berlin. Berlin 1907. 359 S. 
Band IHI. Fünfzehn Jahre Berliner Arbeiterbewegung unter dem 
gemeinen Recht. Berlin 19I0. 437 5. M. 5.—, geb. 6.50. 


Dieses Geschichtswerk beruht auf einer ganz ungeheuren Masse 
von Einzelstudien und ıst die Frucht eines wahrhaft unerhörten 
Fleißes. Die Berliner Parteigenossenschaft der Sozialdemokratie ist, 
so viel wir wissen, die weitaus stärkste städtische Sektion dieser inter- 
nationalen Partei überhaupt. Auch ohne Zittern zur Hand zu haben, 
läßt sich, sonder Gefahr des Irrtums, die Behauptung aufstellen, 
daß Berlin mehr organisierte Sozialdemokraten besitzt als London, 
Paris, Rom und sogar Wien zusammenrenommen. Insofern 
dürfte die Geschichte von der Entstehung der Berliner Organisationen 
der deutschen Sozialdemokratie an sich schon ein erhöhtes Interesse 
beanspruchen. Die überaus reichhaltigen und mit Illustrationen, 
Karikaturen, Abdrucken von Wahlzetteln, Ausweisungsbefehlen, 
Erstlingsnummern von Zeitungen und anderen politischen Erzeug- 
nissen der beschriebenen Zeitepoche reichlich geschmückten Bände in 
Ihrer künstlerisch vornehmen Ausstattung mehren dieses Interesse 
noch wesentlich. Besonders belangreich ist die Schilderung der Epoche 
des Sozialistengesetzes im 2. Bande. Der passive W iderstand, den 
der sozialistisch-organisierte Teil der Berliner Arbeiterschaft bei die- 
ser Gelegenheit entfaltet hat, ertüllt gleichzeitig mit Bewunderung 
und mit Verwunderung und Staunen. Mit Bewunderung, ob des 
guten Humors, der Siegesgewißheit und Zuversicht, des starkreli- 
giösen Motivs, das diese glänzend gespielte komische O ver, diese 
Zarzuela, in der die gestrenge Polizei letzten Endes die Kalle des 
Hanswurstes erhielt, beherrscht; mit Verwunderung und Staunen, 
ob des Langmutes und des Mangels an aktiver Energie und an Tem- 
perament, welche die deutsche Arbeiterschäft beseelen (oder vielmehr 
nicht beseelen), und durch die sie, einzig in der Weltgeschichte, das 
Beispiel einer ohne jede Massenautlehnung ertragenen langen Periode 
des Druckes und der Verfoleungen gegeben hat. Keine eroßstädtische 
Arbeiterschaft in der außerdeutschen Welt kann auf eine so päsible 
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Geschichtsentwicklung zurückblicken wie die Berliner Sozialdemokratie. 
Die Sozialisten von Paris, London, Brüssel, Barcelona, Turin, Rom, 
Mailand, Chicago, New-York, Moskau, Sankt Petersburg haben bewegte 
Tage des Aufruhrs, ja, der Straßenkämpfe erlebt. Die Berliner haben (bıs 
auf die allerneuesteZeit) ihre Schlachten nur an der Wahlurne geschlagen, 
ihre Aufregung nur a parlamentarischer Ereignisse in den 
vier Wänden polizeilich überwachter Versammlungen manifestiert. Die 
Lektüre dieser mit der liebevollen Sorgfalt und dem historischen Ver- 
ständnis, das ihren Verfasser durchwegs auszeichnet, geschriebenen 
Bände zur Geschichte der Berliner Arbeiterbewegung geben ein klares 
Bild von der geringen politischen Entwicklung des Milieus, in wel- 
chem die Berliner Arbeiter ihre friedlichen Bataillone formierten, 
ohne Recht auf der Straße, noch den kräftigen Willen, es zu er- 
ringen. Ihre Geschichte entbehrt keines der beiden Grundelemente, 
welche die herrschenden und die beherrschten Schichten des preu- 
Bischen Volkes charakterisieren: unendliche Geduld und unendliches 
Vertrauen auf die Führerschaft auf der einen, intransigentes Fest- 
halten an den Traditionen strenger und selbstherrlicher Obrigkeit auf 
der anderen Seite. 

Der dritte Band, der die Zeit nach dem Aufhören des Sozialisten- 
gesetzes behandelt, trägt die Züge der Differenzierung, Dividierung 
und Subdividierung, welche die Partei im Laufe der letzten Entwick- 
lung durchgemacht hat. Daher finden wir in ihm ein sorgsames Ein- 
gehen auf relativ kleinere Gegenstände von geringerer Bedeutung, 
wie Kapitel über die Vertretung der Sozialdemokratie Berlins ın 
den Kommunalverwaltungen, in den Kaufmannsgerichten , die 
Leistungen der Berliner. Sozialdemokratie für Bildung und Kunst 
und die Berliner Sanitäts-Kommission und die Boykottierung 
der Charite. Nicht ganz befriedigend ist, trotz Heranziehung 
wertvollen Materials, die Beschreibung der Kämpfe mit den sog. 
»Jungen« die etwas matt ist. Auch vermögen wir nicht der Mei- 
nung Bernsteins beizutreten, wenn er den Umstand, daß es den Jun- 
gen nach dem unwiderruflich gewordenen Bruch mit der offiziellen So- 
zialdemokratie nicht gelang, eine neue Partei für sich zu gründen, da- 
durch erklärt. daß der Gegensatz zwischen ihnen und der alten Partei 
nicht groB und schne idend genug gewesen sei (p. 129). In anderen 
Städten, selbst Deutschlands, und zu anderen Zeiten sind schon bei 
geringeren \Wesensverschiedenheiten, wie sie die Aiten und Jungen an- 
fangs der neunziger Jahre in Berlin trennten, erfolgreich neue Parteigrup- 
pen gegründet worden. Was die Möglichkeit, die Jungen zu einer Par- 
tei ausresfen zu lassen, von vornherein unterband, war vielmehr neben 
der auch von Bernstein erwähnten geschickten Taktik der Alten (ihre Ab- 
rechnung mit Vollmar, die den Glaube n an den Radıkalısmus der alten 
Führer in den Augen der an ihnen irre gewordenen Massen wieder fes- 
tigte) die in den Massen verbreitete Befürc htung, durch eine Spaltung 
in der Partei der Regierung, deren Einfluß in Berlin natürlich in be- 
sonders hohem Grade empf funden wird, eine gar zu große Freude zu 
bereiten und somit der Arbeiterbewegung als Canzem zu schaden. 

Das Gesamtwerk ist mit Objektivität und Unparteilichkeit ge- 
schrieben !). Immerhin will es uns scheinen, als ob Bernstein hier mehr 
als wir sonst bei ihm gewohnt sind, die Feder als Parteimann geführt 
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habe. Manche seiner Urteile über Menschen und Dinge gehen hart bis 
an die Grenze des »Parteilichen«, und sind auch in der Ausdrucksweise 
spröde und ungeglättet. Alles in allem aber sind die drei Bände 
mit ihrer Fülle alsein wahrer Schatz, als eine Fundgrube für jeden zu 
bezeichnen. der sich mit der modernen Arbeiterbewegung befaßt, deren 
wertvollste lokale Monographie sie bis heute darstellen. (Michels.) 


Biermann, W. Ed., Dr, Karl Georg Winkelblech (Karl 
M arlo). Sein Leben und sein Werk. Band I: Leben und Wirken 
bis zum Jahre 1849. Band II: Die deutsche Handwerker- und 
Arbeiterbewegung des Jahres 1848. Winkelblechs Leben und 
Wirken bis zu seinem Tod 1865. 5ıı S. M. Io. —. 


Zunächst soll die geschichtliche Stellung Winkelblechs, der neuer- 
dings in Biermann einen Biographen gefunden, bestimmt werden 
ein düsteres Geschick warf seine Schatten in dieses großen Zielen 
zugewandte Leben. Eın liebenswürdiger, für die Offenbarungen der 
Kunst empfänglicher Jüngling gibt sich mit Eifer naturw issenschaft- 
lichen Studien hin, seine ungewöhnlichen Fähigkeiten bringen ihn 
rasch vorwärts, er wird Professor und erringt sich die Achtung selbst 
eines Liebig. Aber nicht sollte diese Laufbahn zu sonnigen Höhen 
führen. \Winkelblech wird zurückgesetzt, im Innersten getroffen, 
versiegt seine Arbeitskraft. Da rüttelt ihn der Anblick jenes grauen- 
haften Bildes kapitalistischer Not auf, das ihm gelegentlich einer Reise 
nach Schweden erschütternd vor Augen trat. i nd der Naturforscher 
gerät in Wallung, wie eine Erleuchtung überkommt es ihm, daß er 
dazu berufen sei, der Menschheit neue Bahnen der Kultur zu weisen. 

Winkelblech ist keine jener großen Gestalten, in denen ein neues 
Lebensgefühl unbändig flutet, keiner jener überragenden Denker, die 
mit Seherg ‚abe noch verborgene Entwicklungsrichtungen zu erhellen 
vermögen; auch mangelt ihm jene fortreißende Wucht der Gedanken- 
führung eines Marx, die blendende Schärfe und Lebendigkeit eines 
Proudhon, die knorrige, urwüchsige Art eines Fourier und Saint Simon: 
man könnte ihn den Professor unter den Propheten des verfllossenen 
Jahrhunderts nennen. 

Eine ganze Reihe von Einflüssen kreuzen sich in der Gestalt dieses 
Eklektikers, dem durchaus die Kraft fehlte, die ihn umdränzenden 
kulturellen Regungen in eine einheitliche, zu einem harmonischen 
Ausgleich führende Richtung zu zwängen. Da findet die Freuden- 
botschaft der großen französischen Revolution, die Botschaft vom 
(Glück aller Menschen und Völker, das die Zeit der Freiheit und Gleich- 
heit auf die bisher vom Düster des Elends beschättete Erde nieder- 
senken wird, ihre erneute Verkündigung. Da wird die industrielle 
Revolution im Sinne Fouriers, Blancs beleuchtet in ihrer alle Freiheit 
und Grleichheit zuschande machenden Wirkung, da wird erenüber 
dem Trugbild der Gleichheit vor dem Gesetz die soziale Freiheit 
zum Wahrzeichen einer neuen Zeit. In sozialphilosopluscher Hinsicht 
herrscht noch arge Verwirrung, der Rationalismus ist nicht von ferne 
überwunden, trotzdem Winkelblech dank dem EinfluB der dentschen 
historischen Rechtsschule. dank auch dem Studium der Geschichts- 
werke Blancs und L. Steins mit dem Entwicklungsgedanken durchaus 
vertraut ist. Aber weiteren Einflüssen noch ist er unterlegen: denn auch 
den relisiösen Sozialismus Saint-Simons Unden wir vertreten, ebenso 
die Staatsaulfassung eines Fichte und Hegel. Und zu alledem gesellt 
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sich die Ueberzeugung, daß allein die Herrschaft des Volkes den Sieg 
der neuen Kultur herbeizuführen vermöge. Die ernsten Klänge 
der deutschen Philosophie, der Jubelton der Freiheitsbegeisterung 
der Franzosen treten in unharmonischer Weise so zum Vorschein, 
wie es dem Denker überhaupt versagt war, seine Gedanken in ein 
festgefügtes System zu bannen. 


Die Beachtung des Historikers verdient in erster Linie der Kultur- 
gedanke des Mannes. Er entbehrt, so seltsam er sich auch im Lichte 
geschichtlicher Besinnung ausnımmt, nicht der Eigenart, und er weist 
W inkelblech in dem Ringen des Menschengeistes um neue Kultur- 
werte, wle es die stürmisch hereinbrechende Not des Kapitalismus 
zeitigte. eine feste Stellung zu. Achnlich wie Fourier und Proudhon 
hat W. kleinbürgerlichen Stimmungen des Proletariates, jener Sehn- 
sucht des vom Kapitalismus hart bedrängten Arbeiters nach den 
beschaulichen Zeiten der Zunftherrschaft Ausdruck verliehen, gleich- 
zeitig aber diese Stimmung zu schwängern gesucht mit neuen Idealen: 
dem großen Gedanken der Freiheit der Persönlichkeit vor allem, 
die allein verbürgt werde durch Gewährung des Rechtes auf Arbeit 
und die Ueberwältigung, die Beherrschung der noch in wilder Un- 
gebundenheit verharrenden Naturkräfte. Mag dieses Ideal wider- 
spruchsvoll sein, die Kraft, mit der W. seinen Kulturgedanken — 
der durchaus feinem Wittern proletarischen Sehnens entsprungen 
war — In einem umfassenden System auszubauen suchte, verleiht ihm 
eine gewisse Größe. 


Winkelblechs Kulturanschauung drängte zur Politik, und so sehen 
wir denn auch den Denker im Gewühl der Jahre 1848/9 auftauchen als 
einen der Wenigen, denen überlegene Einsicht offenbarte, wie gering 
der Einfluß einer politischen Reform auf die Lage des Volkes ist. So 
hat er die Handwerkerbewegung in die Richtung seiner Ideen zu leiten 
gesucht, vergebens aber und verständlich bei dem kleinlichen, selbst- 
süchtigen Geist der Meister, die lediglich an sich dachten, nicht aber 
an die” Lage ıhrer Hilfskräfte, noch viel w eniger an das große, dunkle 
Heer der Fabrikarbeiter und der Bauern, die doch alle Winkelblech 
mit seiner Reform beglücken wollte. Um so größer war der \Viderhall 
seines Aufrufs zum Kampf für die soziale Freiheit bei den noch von 
zünftigen Hoffnungen beseelten Arbeiten. Allerdings nur in Süddeutsch- 
land s sammelte sich eine Gr uppe von Anhängern, die norddeutschen Ar- 
beiter scharten sich — soweit sie selbständig in den Kampf traten — um 
Stephan Born, den Schüler Marxens. Aber rasch versank Winkelblech 
in tiefe Vergessenheit. In einer Redeschlacht wurde er von Born 
förmlich besiegt, und nun erfolgte der Anschluß der süddeutschen 
Arbeitervereine an die norddeutsche Bew egung, und dann, nach einem 
Jahrzehnt politischer Stille, jener sieghafte Aufschwung der von Marx 
und Lassalle entfachten sozialen Strömung, die den zünftigen Ideen- 
gang Ins Reich der Phantastik wies. 

Als eigenartige Vermählung des Freiheitssehnens des modernen 
Menschen, wie sie die Begeisterung der französischen Revolution 
überwältigend zum Ausdruck brachte, mit jenen zünftigen Be- 
strebungen des Proletariates kapitalistischer Frühzeit verdient aber 
Winkelblechs System die volle Beachtung des Historikers. So heißen 
wir denn Biermanns Buch willkommen, auch wenn es uns nicht in allen 
Stücken befriedigt. Uns dünkt, daß eine straffere Zusammenfassung 
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des Stoffes, ein Losgehen auf das wirklich Wichtige, ein rücksichts- 
loses Beiseiteschieben alles Nebensächlichen und Belanglosen dem 
Dienste der Sache, der Biermann seine Kräfte erfolgreich gewidmet, 
mehr genutzt hätte. Um Wiederholungen zu vermeiden, hätte der 

erste Band das System Winkelblechs in übersichtlicher Weise dar- 
stellen und würdigen sollen, und nicht der noch ausstehende dritte 
Band. Auch scheint mir der jetzt schon unternommene Versuch, 
Winkelblechs geschichtliche Stellung fest abzugrenzen, nicht ganz 
gelungen zu sein, so wertvoll einige Aufschlüsse sind. Weiter: die bio- 
graphischen Ausführungen verlieren sich zu sehr in belanglosen Einzel- 
heiten und Kleinigkeiten (Ausführliche Berichte über Winkelblechs 
Doktorexamen, Krankheitsberichte u. a.), die ein plastisches Hervor- 
treten der Gestalt des Propheten aus dem Grunde ihrer bunten Lebens- 
schicksale beeinträchtigen. Aber wirkliche Verdienste sind auch zu 
verzeichnen: die deutsche Handwerker- und Arbeiterbewegung der 
Jahre 1848/49 findet eine umfassende, eindringendes OQuellenstudium 
bekundende Darstellung. Und dann vor allem: wir wissen nun, wer 
Georg Winkelblech war als Mensch und als Künder eigenartiger so- 
zialer Regungen, von denen das aus seinem Schlummer erwachende 
Proletariat ursprünglich beherrscht war. (Fr. Muckle.) 


Kutter, Hermann: Sie müssen! Ein offenes Wort 
an die chrisltiche Gesellschaft. Jena 1910, Eugen 
Diederichs. 205 S. M. 2.50, geb. 3.50. 


Gerechtiekeit! Ein altes Wort an die moderne 
Christen heit. Jena 1910, Eugen Diederichs. 193 5. M. 2.50 geb. 3.50. 
Aus leicht durchschaubaren Gründen, die sowohl in der allge- 
mein- und kirchlich-politischen Rückständigkeit Deutschlands als 
auch in dem spezifischen Geistescharakter der deutschen Sozialdemo- 
kratie ihre Wurzel haben, ist es bisher in Deutschland nur sehr verein- 
zelt zu Verbindungen zwischen christlichen und sozialistischen Ge- 
dankenmassen gekommen. Das religiöse Problem wird innerhalb der 
deutschen Sozialdemokratie entweder gar nicht oder im Sinne der 
Tradition der revolutionären Bourgeoisie aus den boer Jahren emp- 
funden. Versuche einer Durchbrechunz dieser Tradition zeichnen 
sich durch übereroße Vorsicht und Kraftlosiekeit aus. In anderen 
Ländern ist das anders, und die beiden vorliegenden Bücher Hermann 
Kutters, eines Zürcher Pfarrers, sind in diesem Sinne nicht nur Zeichen 
seiner persönlichen Art. 

Es liegt eine auch für die Schweiz einzige Mischung von nüchter- 
nem Wirklichkeitsbewußtsein und schwärmerischer Beerritismeta- 
phvsik in den Büchern dieses Pastorenpropheten, der aus dem bitteren 
sozialen Konflikt, in den jeder aufrichtige Pfarrer heute getrieben wird. 
so tapfere Konsequenzen zog. Die Versuche einer Bewältigung der 
sozialen Probleme durch die Kirche gehen in zahllosen Sch: ttierungen 
vor sich: von der betenden Mission bis zum Iiberalen Speztalpfarrer 
für die außerhalb der Kirche Stehenden. Kutter verzichtet auf jede 
soziale Theorie. Das Christentum ist ihm radikal nichts als Handeln, 
nalves, intuitives, unrellektiertes Handeln. Neben ihm fällt cinem 
an Friedrich Naum: inn plötzlich das Deutsch-Theoretische auf. In 
Kutter dagegen erwacht einem wieder das Antitheoretische, das reine 
Handeln, das Gemiale einer jeden ursprünglichen Bewegung, wie es 
einst das Christentum war. Dabei sind seine Bücher durchaus keine 
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hervorragenden literarischen Werke. Man fühlt bei ihnen, daß das Buch 
für gewisse Menschen doch nur ein zeitgeschichtlich bedingtes Ve- 
hikel ist. Man fühlt aber auch, wie von dieser Welt des unreflektier- 
ten, ursprünglichen Handelns uns moderne Europäer mehr als ein Ab- 
grund trennt. Das Sozialismus-Christentum hat vielleicht noch eine 
zukünftige Bedeutung. Aber sicher nicht in der Form, die bier ihren 
ersten stammelnden und jauchzenden Ausdruck findet. Im letzten 
Jahre ist ein Gesinnungsgenosse und Kollege Kutters, Paul Pflüger, 
in den Armendienst der Stadt Zürich übergetreten. 


»Sie müssen« verkleidet sich in eine Verteidigung der Sozialdemo- 
kratie gegen die 7 gangbarsten Vorwürfe: ihren Atheismus, ihre Re- 
ligionsfeindschaft, ihren Revolutionarismus, ihre Gegnerschaft gegen die 
»Sündes, ihren Materialismus, ihre Sittenlosigkeit und ihren Inter- 
nationalısmus. Alle diese Untugenden werden in predigtartigen Ar- 
tikeln teils entschuldigt, teils verteidigt. Die Sozialdemokraten können 
eben nicht anders. Sie müssen. Warum müssen sie? »Gott ist bei den 
Sozialldemokraten« — dies ist der Grundgedanke, das Grunderlebnis, 
das immer und besonders bei der scharfen Auseinandersetzung mit 
dem sozialen Christentum deutscher Richtung hervorbricht. 


»Gerechtigkeit« versucht dies Sozialismus-Christentum durch 
Predigten über den Römerbrief zu entfalten wie Kierkegaard es einst 
mit seinem Persönlichkeitschristentum in dem berühmten Buche 
vom Leben und Walten der Liebe durch Predigten über den Korinther- 
brief tat. Wie bei letzterem, so wirkt auch bei Kutter die alte Form, 
in die er seine umstürzenden Gedanken kleidet, altfränkisch sonder- 
bar. »Die Gerechtigkeit Gottes in der \Welt«, »in der Christenheit«, 
»in Jesus Christus«; »das Werk der Gerechtigkeit« als »Glaubes, »dıe 

(rerechtigkeit und die Trübsale« resp. »die Sündes — unter solchen 
Titeln wird nicht etwa ein Gefühlssozialismus des Herzens, sondern 
der volle ökoncmische Sozialismus gepredigt. Bei manchen Stellen 
glaubt man das in Musik gesetzte Kapital des Marx zu lesen. Es ist 
erfreulich. daß die Kutterschen Bücher aus einem Sensationsverlag, 
wo sie bisher nur wenigen Reichsdeutschen bekannt waren, in einen 
andern gerettet sind. (Adolf Köster.) 


Lagardelle, Hubert: Le Socialisme Ouvrier. Paris 
I9II. V. Giard & E. Brière. XV, 420 S. Frs. 4.50. 

Ein immer wichtigerer Faktor innerhalb der französischen sozia- 
listischen Bewegung ist die »Confédération Générale du Travail« 
(C. G. T.) geworden, 1895 zu dem Zweck gegründet, die bestehenden 

nationalen Gewerkschaftsverbände und lokalen Vereine der Arbeits- 
börsen außerhalb jeder Partei zu vereinigen. Sie hat nach Eingehen 
des nationalen Verbands der Arbeitersv ndikate 1902 die einzige übrig 
gebliebene große Arbeiterorganisation, den Bund der Arbeiterbörsen, 
in sich aufgenommen und ist 1906 seitens des sozialistischen Kon- 
gresses ZU Linse ses als autonomer und gleichberechtigter Faktor der 
Arbeiterbew egung anerkannt worden. Der Einfluß der, der Mitglieder- 
zahl nach starken, reformistischen Richtung innerhalb der C. G. T. 
wurde bereits 1904 auf dem Kongreß zu Bourges durch Annahme einer 
Resolution, die an Stelle der proportionalen Vertretung die nach 
Syndikaten beschloß, zurückgedrängt. Die herrschende Richtung 
betrachtet Lohnerhöhung und Verkürzung der Arbeitszeit — das 
gegenseitige Unterstützungswesen wird außerhalb der Gewerkschaft 
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betrieben — als untergeordnete Teile der Aufgabe der C. G. T., deren 
Mission aber darin, »die Arbeiterklasse zu allgemeinem Krieg gegen die 
Gesamtheit der bürgerlichen Welt zu organisieren«. Der französische 
Syndikalismus steht somit auf dem Boden des Klassenkampis im 
Sinne von Marx und ist eine nicht nur wirtschaftliche, sondern vor allem 
politische Bewegung, aber außerhalb der Parteien und des Parlaments 
stehend. 

Bei dem vorliegenden Buche handelt es sich um eine Zusammen- 
stellung fragmentarischer Artikel, Reden und Ansprachen aus dem 
letzten Jahrzehnt. Der Arbeitersozialismus wird schlechthin mit Syn- 
dikalismus indentifiziert. Die Frage, ob der Sozialismus aus den Ar- 
beiter-Institutionen oder aus den politischen Parteien hervorgeht, 
wird dahin beantwortet, daß er lediglich das Werk wirtschaftlicher 
Organisationen ist. Der Verfasser, ein eifriger Vorkämpfer des revo- 
lutionären Syndikalismus, verwirft jede Verbindung, jedes Paktieren 
mit der Demokratie, die die Klassengegensätze zu verwischen strebe 
und neue moralische Werte zu erzeugen unfähig sei. Für die Gewerk- 
schaften und gewerkschaftlichen Methoden des Auslandes wird eine 
souveräne Verachtung bekundet. Auf dem Boden des Klassenkampfes 
ist die Arbeiterklasse zu organisieren, ihre Politik soll nur aus ihren 
eigenen Hilfsquellen, von ihren eigenen Einrichtungen geführt werden. 
Die sozialistische Partei gilt L. als eine Volkspartei (partı populaire), 
die gleichzeitig kleinbürgerliche und proletarische Interessen vertre- 
ten will, aber immerhin sich als wertvolle Bundesgenossin der revo- 
lutionären Arbeiterbewegung innerhalb des bestehenden Staates betäti- 
gen kann und soll, während die Richtung ihrer Politik durch die C. G. T. 
zu bestimmen ist. Aller parlamentarischer Sozialismus ist utopisch; 
erst der Syndikalismus vollzieht den LUebergang des Sozialismus zur 
Wissenschaft (S. 265). Ein dogmatisches Programm wird nicht auf- 
gestellt; nur die Eriahrung soll leiten. Innerhalb der Domäne der Ar- 
beit gilt nicht die Zahl, sondern das Klassenbewußtsein. Da dieses 
bei den einzelnen Arbeitern verschieden ausgebildet ıst, so trıtt die 
klassenbewußte Minderheit, eine Elite, aus der Masse hervor und über- 
nimmt die Leitung der Arbeiterklasse. So gelangt der Verfasser zur 
Billigung der Resolution von Bourges. Als hauptsächliche Kampi- 
mittel werden empfohlen: direkte Aktion! Sabotage und General- 
strek. Obwohl die Prinzipien des Anarchismus verworfen und auf ihre 
große Verschiedenheit von denen des Syndikalismus hingewiesen wird 
(S. 335 fl), wird der Staat als solcher negiert: aus dem anti-Ctatisme 
ergibt sich der Antıpatriotismus und der Antimilitarisınus. Der Syn- 
dikalist hat kein Vaterland, die Eigenschaft des Bürgers ist für ihn se- 
kundär. 

Die Organisation und Entwicklung der C. G. T., die übrigens 1908 
in einem Aufsatz des Verfassers Die syndikalistise he Bewegung in 
Frankreich«) in dieser Zeitschrift geschildert wurden, werden von ihm 
als bekannt vorausgesetzt. [bendort finden sich die wichtigsten, im 
vorliegenden Buche infolge seiner Anordnung zum Teil wiederholt vor- 
gebrachten Gedanken klarer und prägnanter ausgesprochen. Es sei 
daran erinnert, daß die C. G. T. nur einen kleinen Teil der französischen 
Arbeiterschaft umfaßt, — nach Rappaport blranzösısche Arbeitskon- 
föderation und Tonlouser Kongreß« in »Neue Zeite vom 4. IT. 10) IQIO 
höchstens 400 000, worunter 100 000 Bauarbeiter, 8o 000 Eisenbahner, 
45 000 Weber, 40 000 Grubenarbeiter, die übrigen zumeist IN zwerg- 
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artigen Gewerkschaften. Die finanzielle Schwäche der Organisation 
(zweijähriges Budget für die C. G. T. selbst rund Fr. 25 000, für die 
Föderation der Arbeitsbörsen rund Fr. 15000) kommt nach Rappaport 
zunächst den radikalen Elementen zugut, da die meisten Gewerkschaf- 
ten in der Provinz aus Mangel an Mitteln keine Delegierten schicken, 
sondern stets die gleichen Vertreter bestellen. Bei stärkerer Ausdeh- 
nung der Organisation dürfte der Einfluß der Reformisten zuneh- 
men, der vielleicht bereits durch das MiBlingen des Eisenbahnerstreiks 
eine Stärkung erfahren hat. (Eugen Kaufmann). 


Szabó Ervin, Szindikalizmus és Szocidldemo- 
kräcia. Budapest 1909. A szerzö kiadása. 23 pp. (Preis 30 fillér.) 
Die kleine Broschüre (die auch in französischer Sprache, als Ar- 
tikel in Nr. 207 des Mouvement Socialiste erschienen ist) verdient es, 
durch eine deutsche Uebersetzung aus ihrem magyarischen Versteck ans 
Tageslicht gezogen zu werden. Ihr Autor ist der um das Bibliotheks- 
wesen verdiente Oberbibliothekar der städtischen Bibliothek in Buda- 
pest und Marxeinführer in Ungarn, Dr. Ervin Szabö. Er untersucht 
die Aufgaben der Arbeiterpartei. Dem Marxismus zufolge ist jede heu- 
tige Sozialistenpartei nur der Ausdruck für den in dem Lande, in dem 
sie anzutreffen ist, vorhandenen Grad von Klassenkampf, d. h. von wirt- 
schaftlichen Antagonismen auf kapitalistischer Basis. An dem Bei- 
spiel von Deutschland, das früher eine starke Arbeiterpartei als eine 
starke Wirtschaft hatte, und England, das lange wirtschaftlich an der 
Spitze Europas befindlich war, ohne eine der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung entsprechende sozialistische Partei zu haben, weist Sz. die 
Bedingtheit dieser These nach. Auch tritt er der bekannten, von Lo- 
ria, Sombart und anderen vertretenen Auffassung entgegen, daß der 
Mangel an Sozialismus in Amerika durch den Abifluß des arbeitslosen 
Elements auf das »ireie Land« erklärt werden könne, indem er darauf 
aufmerksam macht, daß eine ähnliche Erscheinung in Deutschland, näm- 
lich die Abwanderung nach der neuen Welt, mit der Ausbreitung des So- 
zialismus in diesem Lande gerade parallel gegangen sei. Die ökonomı- 
schen Grundbedingungen seien heute fast in allen Ländern gleich, die so- 
zialen Verhältnisse hingegen nicht. Das käme daher, daß der ökono- 
mische Typus nirgends rein, sondern überall verschiedenartig mit Ueber- 
bleibseln aus der Vorzeit durchsetzt sei. Starke feudalistische Reste 
zwängen die Sozialisten zu stärkerer Gegenwehr und gründlicher Or- 
ganisation. Aufgabe der Arbeiterparteien sei es überall, dem auf der 
Linie des E ndzieles liegenden Kapitalismus Vorschub zu leisten und ihn 
gleichzeitig für die Arbeiter möglichst günstig zu gestalten. Teilnahme 
am parlamentarischen Leben sci deshalb Grundbedingung, wenn auch 
in der Hauptsache nur zur Wahrung der politischen Bewegungsfreiheit, 
während dem eigentlichen Klassenkampf der Arbeiterschaft gegen die 
Bourgeoisie andere, eigene Waffen vorbehalten seien. 


(R. Michels.) 


— 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


— 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Bode, Dr. K.: Agrarverfassung und Agrarverer- 
bung in Marsch und Geest. (Abbdlg. d. staatsw. Se- 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte. 75 


minars Jena, VIII. Bd., 4. Heft). Jena Igıo, Gustav Fischer. 
83 S. M. 2.80. 

Der Verfasser legt im I. Abschnitt dar, wie sich im Geestgebiete 
Niedersachsens schon in der vcerfränkischen Zeit eine grundheriliche 
Verfassung findet, daß sich aber durch die nachfränkischen Besitzver- 
schiebungen diese grundherrliche Abhängigkeit vertieft und die Villi- 
kationsverfassung zeitigt, die auf hörigen Lasten und deren hereditas 
aufgebaut ist. Aus dieser Villikationsverfassung entwickelt sich dann 
die grundherrliche Meierverfassung mit persönlich freien, aber be- 
sitzlosen Meiern. \Veiter geht der Verfasser auf die ursprüngliche Be- 
siedelung und Fluraufteilung in den Geestbezirken ein und zeigt im 
Gegensatze dazu das ganz andere Bild dieser Entwickelung in den 
betr. Marschstrichen, die niemals eine grundherrliche Abhängigkeit 
in größerem Umfange gekannt haben. 

Der 2. Teil der Darstellung befaßt sich mit der Entwickelung 
der Vererbungsgewohnheiten bis zu ihrer heutigen Form. Besonders 
interessieren dürften hier die Untersuchungen über die Entstehung der 
Anerbensitte. Der Verfasser kommt zu wesentlich anderen Resultaten 
wie Sering, Großmann u. a., indem er die Entwicklung einer Anerben- 
sitte in ursächlichen Zusammenhang bringt mit dem Vorhandensein 
von »eigentlichen Marken«, d. h. von Marken im Besitz von Mark- 
genossenschaften. Nach ihm sind Grundherrschaft und Stammes- 
sitten zwar nicht ohne Einfluß auf die Vererbung geblieben, ausschlag- 
gebend sind sie aber ebensowenig für die Entstehung der Anerbensitte 
gewesen wie die natürlichen Produktionsbedingungen, welche nur 
die geschlossene Vererbung zeitigten. 


Reinhard, Dr. Otto: Die Grundentlastung in Würt- 
temberg (Zeitschr. f.d. ges. Staatswissenschaft. Erg.-Hefit XXXVI, 
Tübingen ıgro. H. Laupp. 124 S. M. 3.60, im Abonn. 2.80. 

Die Bauernbefreiung in Württemberg hatte sowohl öffentlich- 
rechtliche wie privatrechtliche Abgaben zu beseitigen. Sie begann 
mit dem Erscheinen des sog. Leibeigenschaftsedikts vom 18. November 
1817. Infolge der Bemühungen der Berechtigten, welche durch die 
Bundesversammlung unterstützt wurden, wurden aber zunächst nur 
die Leibeigenen des Staates und der seiner Aufsicht unterstellten 
Korporationen frei. Erst in einer zweiten Gesetzgebungsperiode ge- 
lang in den drei Gesetzen vom 27. 28. und 29. Oktober 1830 die Be- 
seitigung des gesamten Gerichts und leibherrlichen Verbandes. Die 
Lasten für Aufhebung der Leibherrschaft trug die Staatskasse allein, 
für die Ablösung der fronen- und steuerartigen Abgaben wurden er- 
hebliche Beiträge aus der Staatskasse zu den Leistungen der Pilich- 
tigen gewährt. 

In einer dritten Periode erfolgte die Aufhebung des grundherr- 
lichen Verbandes durch das Gefällgesetz vom 14. April 1848 und das 
Zehntgesetz vom 17. Juni 1849. Diese beiden Gesetze waren in ihren 
Wirkungen für beide Teile die einschneidendsten Akte. Die Pflichtigen 
erhielten keinen Staatszuschuß, die Berechtigten eine wesentlich nie- 
driger normierte Entschädigung als jene der Gesetze des Jahres 1836 
gewesen war. Die Gesetzgebung wurde auch von den Berechtigten 
zehn Jahre lang angefochten, Verhandlungen mit der Regierung ein- 
geleitet, wiederholt Vorstellungen bei der Bundesversammlung er- 
hoben. Gesetzentwürfe, welche eine Revision der angefochtenen Ge- 
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setze bringen sollten, wurden zwar wiederholt ausgearbeitet, aber von 
der Kammer der Abgeordneten nachdrücklich abgelehnt. 

Als Korrelat zu dem Entzug der bisherigen Rechte nahm nun die 
Regierung den Berechtigten auch die mit dem Bezug von Gefällen 
und Zehnten zusammenhängenden Pflichten auf dem Gebiete der Für- 
sorge für Kirche, Schule, Gemeinden- und Armenunterstützung ab. 
Der bezügliche Gesetzentwurf wurde am 19. April 1865 Gesetz, er 
brachte nach fünf vergeblichen Versuchen die Grundentlastung in 
Württemberg zu einem versöhnenden Abschluß. 


7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 


8a. Streikstatistik. 


Redogörelse för Lockouterna och Stortreiken t 
Sverige Aar 1909. I. Band: A. Allmän Redogörelse, Konflik- 
tens Forutsätningar, Uppkomst och Förlopp, Myndigheters Aat- 
gärder, Ekonomiska Paaföljder M.M. B. Bilagor: Speziella Utred- 
ningar och Redogörelser. II. Band: Handlingar och Aktstycken 
till Belysande af Konfliktens Förlopp, Parters och Myndigheters 
Aatgärder M.M. (Arbetsstatistik A: g. Utgifven af. K. Kommers- 
kollegii Afdelning för Arbetsstatistik). Stockholm, K. L. Beckmans 
Boktryckeri IQIO. 

Der künftige Geschichtsschreiber des schwedischen Generalstreiks 
von I9og, der erst im Dezember ıgıo mit der Aufhebung der letzten 
Lockouts seitens der schwedischen Arbeitgebervereinigung (H. von 
Sydow) beendigt wurde, hat in diesem amtlichen Werke aufmerksam 
gesammelte und unparteiisch zusammengestellte Unterlagen für seine 
Arbeit. Unterlagen wie sie sein Kollege aus der nach Spencer nun bald 
vergangenen militärischen Epoche unseres Menschengeschlechts nie 
gehabt hat. Alle erreichbaren offiziellen und inoffiziellen Akten 
dieses Krieges sind hier offen ausgebreitet. Der ökonomische Krieg 
kennt keine Staatsgeheimnisse. 

Die allgemeinen Voraussetzungen des Konflikts, die Stärke der 
gegenüberstehenden Organisationen, und besonders die Geschichte 
des Generalstreiksgedankens innerhalb der schwedischen Arbeiter- 
schaft (schon im Jahre 1902 fand bekanntlich ein dreitägiger pol- 
tischer Generalstreik in Schweden statt) werden nur summarisch er- 
örtert, der lokale Ursprung des Kampfes dagegen sehr ausführlich 
(p. 30—605). Der Streik selber, sein allgemeiner Charakter, seine Or- 
ganisation und Leitung (H. Lindquist), die Wirksamkeit der Streik- 
unterstützung, sein Umfang und sein Abschluß unter Mitwirkung des 

Schiedsgerichtes (Allan Cederborg) wird unter Beigabe interessanten 

Kartenmaterials anschaulich vor uns aufgerollt. Abbildungen der still- 

gelegten Hauptstadt, photographische Reproduktionen der während des 
Streiks erscheinenden Zeitungen (jetzt im Stockholmer Buchindustrie- 
museum befindlich), ebensolche von Streikkarten und von durch die Ge- 
neralstreikskommission ausgegebenen Kreditzetteln b. leben ein Meer 
von Zahlen, Verzeichnissen und Berichten. Die Maßregeln des Staates 
schildert ein Kapitel, in dem von der Tätigkeit der Regierung selber, 
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der Post, der Eisenbahn, der Telegraphenverwaltung und anderer 
Behörden ausführlich die Rede ist. Eine beigegebene Karte erläutert 
die Anzahl der Polizeiverstärkungen; bei den Absperrungsmaßregeln 
fällt die winzig kleine Zahl von gerichtlich geahndeten Uebertretungen 
auf. Dem Alkoholverbot ist ein besonders interessierendes Kapitel ein- 
geräumt. Der letzte Abschnitt dieses beschreibenden Teiles ist einer 
Gesamtwürdigung der ökonomischen Bedeutung des Streiks ge- 
widmet: Landesein- und Ausfuhr, Steuerzahlung, Bankwesen, 
Wirksamkeit der Sparkassen, Lebensversicherungen, Genossenschaften, 
Armut und Reichtum, Bevölkerungszuwachs und Auswanderung wer- 
den für die Streikmonate untersucht und bearbeitet. Dann folgen 
in groBer Ausführlichkeit statistische Beilagen: Arbeitslosenzählung, 
Streikunterstützung, Einnahmen und Ausgaben der Streikkasse, 
Lebensmittelpreise, Wirksamkeit der Sparkassen, Anzahl aller Streik- 
vergehen, Wirksamkeit der Pfandhäuser usw. Den Beschluß des ersten 
Bandes macht der Abdruck einer großen Reihe von Spezialberichten 
sei es der am Streik beteiligten Organisationen, sei es über die Haltung 
von Heer, Flotte, Staatsbeamten und allen Behörden, die mit dem 
Streik in irgend welcher Verbindung standen. Diese wertvollen Bei- 
lagen, für deren peinlich genaue Registrierung der Herausgeber (Gun- 
nar Huß) warmen Dank verdient, setzt auch der zweite Band in fast 
unabsehbarer Folge fort. Alle Schriftstücke und Verhandlungsberichte, 
der großen Vereinigungen wie der einzelnen Organisationen, der 
Schlichtungskommission wie des letzten Schiedsgerichtes, sind re- 
produziert, dazu Aufrufe von verschiedenen Organisationen politischen 
und nichtpolitischen Charakters, gegen und für den Streik. Der letzte 
Abschnitt endlich bringt allgemeine Regierungserlasse, offene Schrei- 
ben von privaten Personen und Vereinen an den König um Ver- 
mittlung, sowie Erlasse lokaler Natur (betreffend den Schutz der 
Arbeitswilligen, die Errichtung von Bürgerwehren u. a.). 
(Adolf Köster.) 
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»Dulden!«Aus der Lebensbeschreibung einer Ar- 
men. Herausgegeben von Prof. E. Bleuler. E. Reinhardts 
Verlag, München. 55 5. 0,50 M. 

Die kleine Schritt erzählt die Lebensgeschichte eines armen, 
intellektuell zurückgebliebenen Mädchens, ein Kind einer unstet 
herumziehenden Fabrikarbeiterfamilie. Die ganze Darstellung mit 
den vielen in ihrer Roheit psvchisch oft fast unerträglichen Einzelsze- 
nen trägt durchaus den Stempel der Wahrhaftigkeit. Sie ist vorzüg- 
lich geeignet, uns einen Einblick in das Leben der untersten Volks- 
schichten zu geben, einen Einblick, der uns freilich zurückschaudern 
laßt vor dem Los, das die brutale Begier und die Trunksucht der 
Männer den Frauen des Proletariats bereitet. (Marie Bernays.) 
Neher, A., Kaplan, Wirtschaftsleben der Gemeinde 

Schloßberg b. Bopfingen 1850—1909. Stuttgart IgLIo. 
W. Kohlhammer. 89 S. M. 1.50. 

Die Schrift behandelt das Wirtschaftsleben einer der bekannte- 
sten Hausiergemeinden Württemberg. An Hand amtlicher Quellen 
und einer privaten Erhebung des Autors werden Wirtschaftsmittel 
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(Ackerbau, Gewerbearten) nach Umfang, Gliederung und Ertrag ge- 
prüft. Dabei wird das Gesamteinkommen der Gemeinde konstatiert 
in der Höhe von jährlich 118 370.80 M., was pro Kopf eine Verbrauchs- 
möglichkeit von täglich 0,39 M. ergibt. Es handelt sich also um eine 
dem Pauperismus verfallene Gemeinde. Auf Grund dieser Feststel- 
lungen werden noch die Folgewirkungen auf dem Gebiet des Wohnungs- 
(inkl. Schlaf-)wesens behandelt. Das Kapitel behandelt ausführlich 
und ins Einzelne gehend ein Stück ländlicher Wohnungsnot. Der ma- 
terielle Unterbau zeitigt ferner als Folge frühe Heiraten und spez. 
Verwandtenheiraten in großem Umfang. Die Armut veranlaßt ferner 
eine große Sterblichkeit, gibt der Kriminalität der Gemeinde ihr eigenes 
Gepräge, wie nicht weniger der Moralität. 

Ein lI. Teil, der die Geschichte der Gemeinde vom Entstehen 
der Gemeinde bis zum Jahre 1850 bringt, soll in Bälde erscheinen. 
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10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Gothein,Georg, Mitglied des Reichstags, Agrarpolitisches 
Handbuch. Berlin ıgıo/ıı. Liebheit und Thiesen. 636 S. 
M. 5.—, geb. 6.—. 

Das im Auftrag des Handelsvertragsvereins unter Mitwirkung 
namhafter Politiker und Fachmänner von Gothein herausgegebene 
agrarpolitische Handbuch bringt in Form eines Lexikons unter präg- 
nanten Schlagworten alles, was besonders in der politischen Agitation 
vom Standpunkt der städtischen, konsumierenden Bevölkerung aus 
gegen die herrschende Agrarhochschutzzollpolitik vorgebracht werden 
kann. Im besonderen ist die Agrarkrisis der wichtigeren europäischen 
Länder behandelt; von größeren, resp. W ichtigeren Abschnitten 
seien genannt: Ansiedlungsgesetz für Posen und Westpreußen, 
Bauernschaft (hier wird auch das Verhältnis der Bauern zum 
Bund d. Ldw. erörtert und der Interessengegensatz herausgearbeitet), 
Betriebsstatistik, Branntweinbesteuerung, Einfuhrscheine, Fideikom- 
misse, ( Gesindeordnungen, (retreidezölle, Grund- und Bodenver- und 
-entschuldung, Handelsverträge, Innere Kolonisation, Kalısalze, 
Landwirtschaftliche Arbeiter, Landw. Genossenschaftswesen, Vieh- 
seuchengesetz, Vieh- und Fleischzölle, Zuckerstener u. a. — Die ein- 
zelnen Abschnitte sind durchweg auf Grund guter Quellen (und mit 
fortlaufender Angabe derselben) gearbeitet, sodaß dieses Handbuch 
nicht bloß als Hilfsmittel für die politische Agitation, sondern auch 
als Einführung in die Probleme der Agrarpolitik (allerdings von dem 
politischen Standpunkt Gotheins aus gesehen) betrachtet werden kann. 
Die lebendige, anschauliche Schreibweise und die Fülle des darin ver- 
werteten Materials lassen es sogar für diesen Zweck besonders geeignet 
erscheinen, auch deshalb, weil das Buch in seiner Gänze einen 
guten Leberblick über die in alle Fragen des öffentlichen Lebens 
tief eingreifenden Interessenvertretungen der Landwirtschaft gewährt 
und so zeigt, wie die agrarische Politik weit davon entfernt ist, sich in 
Maßnahmen der Zoll- und Handelspolitik zu erschöpfen, vielmehr, 
wie sie sich selbst als Ausiluß einer Weltanschauung geriert, auch das 
öffentliche Leben in allen seinen Aeußerungen zu gestalten sucht. 

(r-) 

Rothkegel: Die Kaufpreise für ländliche Be- 

sitzungenim Königreich Preußen von 1895—1906. 
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(Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen, herausgegeben von 
Schmoller und Sering, Heft 146) Leipzig 1910, Duncker u. Humblot 
375 S. M. 10.—. 


Diese Schrift erschließt das unschätzbare Aktenmaterial der 
preußischen Katasterverwaltung an ländlichen Grundstücksverkaufs- 
preisen für ein Jahrzwölft, 1895—1906; es wird seit Einführung der 
Ergänzungssteuer auf Anordnung des Finanzministers alle drei Jahre 
zusammengestellt und wird hier für die Zeit nach 1894 zum ersten 
Male veröffentlicht. In Schmollers Jahrbuch 1910, Heft 4, ist kurz 
darauf von demselben Verfasser die Statistik auf die besonders inter- 
essanten Jahre 1907—9 erweitert worden. Viele hunderttausende 
von Kaufpreisen sınd hier registriert und unter Berücksichtigung der 
konkreten Umstände des Einzelfalls zu einem preisgeschichtlichen 
Zahlenbilde verwertet worden, das eine unabsehbare Ausbeute ver- 
spricht. Der Text zu den Zahlen beschränkt sich auf einen knappen 
Bericht und wenige allgemeine Resultate; so die stark beschleunigte 
Steigerung der Güterpreise seit 1901/3 (neuer Zolltarif), für deren Deu- 
tung Rothkegel auch die Statistik der Getrcidepreise heranzieht 
(in Schmollers Jahrbuch), und in den polnischen Gebieten, sowie die 
regellose Verteilung der Preissteigerung auf Klein- und Großbesitz. 
Für eine Reform der Grundsteuer und für die geplante Wertzuwachs- 
steuer werden wertvolle Nutzanwendungen gemacht; eine berichtigte 
Schätzung des Gesamtwerts landwirtschaftlichen Grundbesitzes wird 
mit Umsicht versucht. Besonders beachtenswert ıst aber ein Ergebnis, 
das zwar nicht ganz überraschend gekommen ist, aber doch klärend 
auf gewisse Vorurteile wirkt, und auf das ich die Aufmerksamkeit 
im folgenden lenken möchte: die Preissteigerung hat überwiegend bei 
der geringen Bodenklassen stattgefunden. 


Die Kaufpreise ganzer Landgüter stiegen 1895/7—1905/7 bei 
Gütern mit einem durchschnittlichen Grundsteuerreinertrag r pro ha von 
über 2o Talern um 18°, 


10—20 » so 22%, 
5—10 » » 20°95 
2—5 > » 52°, 
unter 2 » > 079 
Desgleichen bei Stückländereien 
Grundsteuerreinertrag Preissteigerung in °% 
über 2ọ Talern 5 
10—20 » 12 
5—10 » 25 
2—5 2 37 
unter 2 ’ 57 


(Dabei ist die Preissteigerung im 20. Jahrhundert gerade bei den 
geringwertigsten (Grundstücken am rapidesten beschleunigt worden.) 
Wie eine Vergleichung mit den gleichfalls amtlich gesammelten Kaut- 
preisen der 50er Jahre ergibt, hat auch in den vorangegangenen Jahr- 
zehnten die Wertsteigerung ganz überwiegend bei den Gütern mit 
niedrigem Grundsteucrreinertrag stattgefunden. 

Diese Erscheinung ist so auffällig, daß man sich versucht fühlt, 
sie wenigstens zum Teil durch die mechanische Wirkung des Verkehrs- 
fortschrittes zu erklären. Die Veranlagung zur Grundsteuer berück- 
sichtigte s. Z. auch die Verkehrslage (Meitzen, Der Boden des preußi- 
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schen Staats I 24/25); durch den Ausbau des Verkehrsnetzes wurde 
nun inzwischen eine steigende Zahl abgelegener Grundstücke an den 
Verkehr angeschlossen und im Preis erhöht. Allein der Verkehrs- 
fortschritt ist auch den fruchtbaren Grundstücken zugute gekommen 
und hat ihren Preis in die Höhe getrieben; ja es ist anzunehmen, daB 
die Verkehrsbauten mit Vorliebe gerade den fruchtbaren Boden auf- 
suchten, weil sie an ihm mehr verdienen. Rothkegel sucht die Erklärung 
vielmehr, und gewiß mit Recht, in dem schnelleren landwirtschaft- 
lichen Fortschritt der geringeren Bodenklassen. »Die Ernteerträge 
können auf diesen Böden durch vermehrten Arbeits- und Kapital- 
aufwand noch sehr erheblich gesteigert werden. Allein durch die Auf- 
schließung und Verwendung der Kalilager und die Herstellung des 
Thomasmehls sind weite Flächen des leichten sowie überhaupt des Moor- 
bodens erst kulturfähig geworden. Dazu kommen die Meliorationen, 
die vorwiegend bei den weniger günstigen Böden zur Verwendung ge- 
kommen sind. Zwar sind auch Erfindungen gemacht worden, die dem 
schwereren, besseren Boden große Vorteile gebracht haben; im all- 
gemeinen haben sich aber, was wohl einem jeden Landwirt durchaus 
bekannt sein wird, die Ertragsmöglichkeiten bei den leichten Böden 
verhältnismäßig weit mehr erweitert, als bei den schweren« }). 

Daß der schlechte Boden sich der rentablen Intensivierung der Kul- 
tur viel zugänglicher erwiesen hat als der gute, schlägt einer hergebrach- 
ten Meinung ıns Gesicht. Auf alten Erfahrungen besonders der engli- 
schen Landwirtschaft fußend, pflegte namentlich Brentano ?) das 
viel erörterte Gesetz vom abnehmenden Bodenertrage dahin zu for- 
mulieren, daß guter Boden die fernere Intensivierung des Betriebs 
besser lohne als schlechter; der Besitzer guten Bodens könne selbst 
bei sinkendem Produktenpreis durch Intensivierung des Betriebs ge- 
steigerte Ueberschüsse erzielen, der Besitzer schlechten Bodens nur 
bei Uebergang zum Bau einer andern Frucht, und ohne diesen Ueber- 
gang nur ausnahmsweise; »daher denn die Landwirte, durch 
die Erfahrung belehrt, den Dünger von jeher vor allem den guten 
Böden zuwenden«. 

Zwar berichtet von der englischen Landwirtschaft schon Porter 3), 
der größte Fortschritt ın Steigerung der Ernten und Kostenerspar- 
nis habe 1815—46 nicht auf den alten guten, sondeın auf den neu 
angebauten und geringwertigen Bodenarten stattgefunden; Brentano ‘) 
führt selbst an, daß in den 50er bis 7oer Jahren dank der vermehrten 
Vjehdüngerproduktion nicht nur reiche, sondern auch leichte, wert- 
los gewesene Böden mit Vorteil zum Kornbau genutzt und der Korn- 
ertrag angeblich verdreifacht werden konnte; und schon früher 5) hatte 
er zugegeben, daß ın Preußen nach sachve erständiger Aeußerung von 
den 60er bis in die 8oer Jahre gerade der geringwertige Boden in erster 
Linie an Wert gewonnen habe, weil ihm vorwiegend die Fortschritte 








1) In Schmollers Jahrbuch. Vgl. auch Rothkegel S. 53—64, 83. 

2) Einleitung zu Andersons drei Schriften über Korngesetze, 1893. Agrar- 
politik, 1897, S. 44, 57—59, 78—81, 111. Die Getreidezölle, 1903, S. 24f. Die 
deutschen Getreidezölle, 1910, S. 36. Vgl. EBlen, Das Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrags seit Liebig, 1905, S. 1064 f. 

®) Progress of the nation I 162—3 und 165—6. 

4) Die Getreidezölle, 1903, S. 34. 

5) Agrarpolitik S. 88. 
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der Düngungslehre zugute gekommen seien. Diese vielfachen Aus- 
nahmen werden durch Rothkegels Massenstatistik nun vollends 
als Regel charakterisiert. Wenigstens für das gegenwärtige Stadium 
landwirtschaftlicher Entwicklung darf man sagen, daß der schnellste 
Fortschritt auf dem geringwertigen Boden stattfindet, weil hier die 
schnellste Rentabilitätssteigerung winkt. In der Annahme, daß die 
Aneignung technischer Fortschritte in der Regel Intensivierung des 
Betriebs bedeutet, kann man in der schnellen Wertsteigerung 
zum Teil die Kapitalisierung der erhöhten Rentabilität, zum Teil den 
Wertzuwachs durch ein etwaiges Meliorationskapital selbst sehen. 

Für die künftige Entwicklung der deutschen Landwirtschaft 
ist es offenbar von größter Bedeutung, ob ihr ausgedehnter leichter 
Boden fortschrittsfähig ist, oder ob sie, wie die alte Formulierung 
meint, zur Steigerung ihrer Produktion ohne erhöhte Kosten auf die 
schmale Elite der guten Böden beschränkt bleibt. Es ist aber die 
Frage, ob der Verzicht auf diese konventionelle Meinung nicht auch die 
praktische Bedeutung des Gesetzes vom abnehmenden Bodenertrage 
selbst berührt. Strittig kann ja an diesem Gesetz nur seine praktische 
Bedeutung sein. Auch wer annimmt, daß die durch das Gesetz ge- 
zogene ideelle Rentabilitätsgrenze von der deutschen Landwirtschaft 
schon erreicht sei, wird doch fragen, ob die dadurch bedingte Kosten- 
verteuerung nicht durch die verbilligende Wirkung technischen Fort- 
‚schritts ausgeglichen wird. Diese Frage ist nur auf empirischem Wege 
zu beantworten. Bekanntlich hat Waterstradt sie im I. Bande des 
Thünen-Archivs mit einer Statistik von Buchführungsergebnissen 
extensiver und intensiver Betriebe beantwortet und gefunden, daß 
mit der Intensität des Betriebs die laufenden Aufwendungen pro 
Zentner Frucht nicht steigen, sondern sinken. Nach der verbesser- 
ten Zahlengruppierung, die Ballod ê) vorgenommen hat, fallen z. B. 
die laufenden Aufwendungen für die Produktion eines Zentners Weizen 
sukzessive von 6,73 auf 4,54 M. (mit Einrechnung der Grundrente von 
8,02 auf 6,39 M.), während sie, auf den Hektar berechnet, sukzessive 
von 225 aut 306 M. (mit Einrechnung der Grundrente von 208 auf 
431 M.) steigen. 

Diese Rechnung scheint geeignet, die praktische Bedeutung des 
Gesetzes vom abnehmenden Bodenertrage zu kompromittieren. 
Allein sie ist mehreren Einwänden ausgesetzt, von denen mir am 
gewichtigsten derjenige scheint, den Wicksell ım zweiten Bande des 
Thünen-Archivs und nach ihm Eßlen in den Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik (Bd. 132, S. 490 Anm.) geltend machen. Sie sagen, 
die am intensivsten und rentabelsten bewirtschafteten Güter sind 
wahrscheinlich die von Natur fruchtbarsten. 

Vom Standpunkt der oben bezeichneten Ansicht Brentanos ist 
diese Vermutung in der Tat einleuchtend. Wenn nur der gute Boden 
fortschrittstähig ist, wird er auch, selbst bei vorgeschrittener Inten- 
sıtät, den Kapıtalaufwand reichlicher verzinsen, als der schlechte; 
das minder rentable, extensiver bewirtschaftete Grundstück wird 
mit dem schlechten Boden identisch sein. Dann aber müßte auch die 
Neuanlage landwirtschaftlichen Kapitals sich rationeller Weise auf 
den guten Boden konzentrieren und die Wertsteigerung hier am 
stärksten sein. 





‘) Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Band 132, S. 456. 
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Andrerseits wird aber mit der Umkehrung dieser Voraussetzung 
die ganze Konstruktion Wicksells in Frage gestellt. Wenn nicht der 
gute, sondern der leichte Boden Hauptschauplatz des technischen 
Fortschritts ıst und relativ stärker das Kapital attrahiert, so können 
wir nicht mehr ohne weiteres ihn mit dem minder rentablen und mit 
dem extensiv bewirtschafteten identifizieren. Einleuchtender scheint 
es vielmenr, daß derjenige Boden, der sich durch schnellste Wertstei- 
gerung und stärkste Anziehungskraft auf das Kapital auszeichnet, 
mit dem rentablen und intensiv bewirtschafteten identisch sei; und 
das ist nach der Belehrung, die wir der Publikation Rothkegels ver- 
danken, der leichte Boden. _ (K. Oldenberg.) 


11. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Drey, Dr. Paul: Die wirtschaftlichen Grund- 
lagen der Malkunst. Versuch einer Kunstökonomie. 
Stuttgart und Berlin ıgıo. J. G. Cotta. 321 S. M. 6.—. 

Das Buch betrachtet die Kunst als wirtschaftliche Erscheinung 
und versucht es zum ersten Male, die ökonomischen Fragen im Ge- 
biete der bildenden Kunst — speziell der Malkunst — wissenschaftlich 
zu untersuchen und systematisch darzustellen. Es geht zu diesem 
Zwecke aus vom Bedarf, der Grundlage der privatwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit des Künstlers, und untersucht das Kunstbedürfnis. 
nach seinem Wesen, seiner kulturhistorischen Entwicklung und seinen 
psvchologischen Zusammenhängen. Es behandelt sodann die künst- 
lerische Produktion und die beruflichen und sozialen Verhältnisse im 
Künstlerberuf, schildert weiter den Kunstmarkt — insbesondere 
Ausstellungswesen, Kunstverlag, Kunstgewerbe und Kunsthandel — 
und beschäftigt sich eingehend mit den Fragen der Preisbildung und 
Preisbewegung bei Gemälden und der künstlerischen Ueberproduk- 
tion. | 
Es untersucht so einen ebenso wichtigen, wie wenig beachteten 
Teil unseres Wirtschaftslebens, ein Gewerbe mit eigenartigen Ver- 
hältnissen und interessanten Problemen und zeigt den Widerstreit 
zwischen den künstlerischen und wirtschaftlichen Zielen des Künst- 
lers, zwischen der Produktivität und Rentabilität seiner Tätigkeit, 
zwischen den künstlerischen Interessen des Wirtschaftslebens und den 
Lebensinteressen des Künstlers. 

In einer wirtschaftspolitischen Schlußbetrachtung werden die 
kunstökonomischen Theorien behandelt, die kunstpolitische Tätig- 
keit der Gesellschaft dargestellt und der Versuch unternommen, 
unter Anknüpfung an vorhandene Einrichtungen und Anregungen 
einen Weg zu finden, um im Rahmen der modernen Wirtschaftsorgani- 
sation der tüchtigen Kunst die wirtschaftlichen Grundlagen für eine 
gedeihliche und freie Entfaltung aller Kräfte zu sichern. 

Kurze, wirtschaftsgeschichtliche Exkurse leiten die einzelnen 
Abschnitte eın. ' 


12. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 
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Herkner, Heinrich: Die Arbeiterfrage. Eine Ein- 
führung. 5. erweiterte und umgearbeitete Auflage. Berlin 1908. 
J. Guttentag. 761 Seiten. 


Dieses Werk gehört schon seit Jahren zu den Standard-Works der 
sozialwissenschaftlichen Literatur Deutschlands. Die übersichtliche 
klare Darstellung des in ihm bewältigten riesenhaften Materials, 
die verständnisvolle Art, in welcher der Verf. der großen Mehr- 
zahl der von ihm behandelten Probleme auf den Grund geht, 
sowie die immer anregend, an manchen Stellen glänzende 
Schreibweise, sichern dem fleißigen Werk eine ehrenvolle Stelle 
in der diesbezüglichen Fachliteratur der Welt. Als besonders 
wertvoll möchten wir vor allem die gewerkschaftlichen Zu- 
standsschilderungen, die Behandlung der gewerkschaftlichen Ver- 
fassungsprobleme (p. Io) sowie die Kritik der Arbeitgeber-Argu- 
mente bezeichnen, Materien, in denen Herkner Meister ist. Die vor 
uns liegende fünfte Auflage hat dazu noch manche Bereicherung er- 
fahren, insbesondere was den gewerkschaftlichen Teil betrifft ($ 18 
bis 40). Auch die statistischen Daten des Bandes entsprechen den 
neuesten Anforderungen. Der theoretische Standpunkt des Verf. 
ist als bekannt vorauszusetzen. Er läßt sich in die Worte zusammen- 
fassen: Trotz aller Konzessionen, die der reformatorische Liberalis- 
mus in bezug auf die gesellschaftliche Kontrolle der Arbeitsbedingun- 
gen dem Sozialismus macht, hälter doch an dem Privateigentum, 
an der kapitalistischen Unternehmung, an der Selbstbestimmung und 
Selbstverantwortung grundsätzlich fest. Im übrigen ist er geistig ent- 
schiedener Anhänger einer kapitalistischen Entw ickelung aufindustriel- 
lem Gebiete. Mit andern Worten, die Hauptklassen der Gesellschaft, 
die sein Interesse wachhalten, sind die Arbeiter und die Großunter- 
nehmer. Dagegen ist H. in der Landwirtschaft ein entschiedener Be- 
fürworter der Klein- und Mittelbetriebe, wıe er denn, sobald er den 
Regungen seines Herzens allein die Zügel schießen läßt, zu einem 
warmen Bewunderer des Mittelstandes wird, der allein ihm zufolge 
»den Boden für wahre politische Freibeit, für eine tatkräftige Selbst- 
verwaltung« bereiten und »proletarischen Ausschreitungen durch die 
Verbindung mit den oberen Schichten, plutokratischen Anmaßungen 
durch die Allianz mit der Masse begegnen« könne (p. 426). Dabei 
ist Berkner überhaupt durchaus Herrenmensch, dem zwar das Wohl 
und Wehe der Masse am Herzen liegt, der aber selbst das Recht be- 
ansprucht, der Masse Ziele zu bestimmen und Ziele zu setzen. Es 
geht ein staatsmännischer Zug durch diese,Schrift, der sich mit der 
deskriptiven Manier vielfach kreuzt oder auch von ihr durchkreuzt wird. 


Herkners »Arbeiterfrage« hat nichts mit dem abwägenden, dem 
Phantom der Voraussetzungslosigkeit hilflos nachjagenden Getue zu 
schaffen, das unserer deutschen "akademischen Literatur über diesen 
Gegenstand eirentümlich ist. Es besteht im Gegenteil aus einer fast 
ununterbrochenen Reihe von \Werturteslen, in denen die Stellung- 
nahme des Verfassers zu den einzelnen Fragen mit drastischer Un- 
zweideutigkeit, ja, bisweilen mit Heitigkeit, zum Ausdruck kommt. 
Diese Note verleiht dem Ganzen Leben und Farben. Freilich sind es 
die Farben der deutschen Trikolore, die den Herknerschen Band be- 
herrschen. Es ist ein mit starkem Temperament vorgetragener Nationa- 
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lismus, von dem sich der Verfasser in allen denjenigen Fragen leiten 
läßt, die über den engeren Problemkreis der in den Beziehungen der Ar- 
beiterschaft zu den Arbeitsinstrumenten eingeschlossen liegt, hin- 
ausgehen. Hier liegt auch die Begrenzung Herkners. Wo immer er auf 
die internationalen Bestrebungen des modernen Proletariats und die 
Fragen, die mit ihnen irgendwie zusammenhängen, zu sprechen kommt, 
wird sein Ton hart, ja, schlägt seine Stimme bisweilen in die des Pam- 
phletisten über verliert er den Maßstab und die Klarheit und Sicher- 
heit des Blickes, so p. 703, 720, 756 ff. Diese Tendenz, die dem Stil 
Herkners bisweilen selbst eine Aehnlichkeit mit Kriegervereinsreden 
gibt, die sich aber sofort wieder verliert, sobald er auf andere, das 
patriotische Gebiet nicht direkt berührende Gegenstände übergeht, 
verleitet ihn unter Umständen selbst zu offenbaren Unrichtigkeiten, 
ja, zu offenbaren Unarten. Zu ersteren gehört unbedingt die Behaup- 
tung, daß, weder bei den französischen, noch bei den slavischen, vlä- 
mischen, englischen, norwegischen, dänischen oder finnischen Ar- 
beitern ein solcher Grad nationaler Passivität anzutreffen sei, wie bei 
den deutschen Sozialdemokraten« (p. 703). Diese These ist historisch 
nachweisbar falsch und gehört in das Arsenal, aus dem die Polemik 
des Reichsverbandes geschöpft wird. Grade umgekehrt wird ein 
Schuh draus. Die deutsche Sozialdemokratie ist fast die einzige So- 
zialistenpartei der Welt, die keine antimilitaristische und noch weniger 
eine antipatriotische Strömung kennt. Sie besitzt keine nationali- 
stischen Theoretiker wie die Franzosen in Gustave Hervé und Paul 
Lafargue oder die Engländer in Ernest Belfort Bax. Die patriotischen 
Strömungen, die in letzter Zeit auch in den sozialistischen Parteien des 
Auslandes Fuß gefaßt haben (wie in England das Auftreten von H.M. 
Hyndman, in Italien von Ferri usw.), sind. direkte Reaktionserscheinungen 
auf den in Stunden der Gefahr erprobten Mangel an internationalem Füh- 
lenund internationaler Tatkraft der deutschen Sozialdemokratie; sie sind 
geboren ausder Verzweiflung überdie Unmöglichkeit, in Deutschlandeine 
deı in ihren eigenen Ländern bestehende ebenbürtige Bewegung der Kri- 
tik des V aterlandsbegrif fes zu provozieren. Das sind Tatsachen, die heut- 
zutage in Frankreich, in England, in Italien jeder politische Spatz von 
den Dächern pfeift und die, auf eine immense Literatur gestützt, wie sie 
sind, ein Anrecht darauf hätten, auch von Herkner gewußt zu werden. 
Das Beispiel für den zweiten Fall betrifft einen Punkt, der mich selber 
betrifft und über den deshalb bier eine kurze persönliche Auseinander- 
setzung gestattet sei. Unter denLiteraturangaben zu dem Kapitel Herk- 
ners über die Internationale Or ganısation der Sozialdemokratie zitiert H. 
u. a. auch meine in dieser Zeitschrift erschienene (XXV, p. 148—232) 
Abhandlung Zur deutschen Sozialdemokratie im internationalen Ver- 
bande (p. 757) hält er aber für nötig, der Literaturangabe die Worte hin- 
zuzufügen: »eine übrigens mit großer Vorsicht zu benutzende Arbeit, 
da sie vom Standpunkt des revolutionären Syndikalismus aus ge- 
schrieben ist«. Diese Begründung des W arnungszeichens, das H. auf- 
zurichten für nützlich hielt, ist wissenschaftlich unzulässig. Zunächst sei 
beiläufigbemerkt, daß sich mein Standpunkt nicht mit dem des revolutio- 
nären Syndikalismus deckt, wie ich das an anderer Stelle ausgeführt zu 
haben glaube (vgl. meine Soziologie des Parteiwesens, p. 324, 332—343. 
387); er ist in der Tat weit komplizierter und dürfte mit keinem der 
heute vorhandenen »Standpunkte« zusammenfallen. Aber H. hätte 
sich, auch wenn seine Wertung meiner Tendenz richtig gewesen wäre, 
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unter keinen Umständen damit begnügen dürfen, den Artikel ohne 
weitere Grundangabe, als daß er gefährlich ist, auf den Index zu setzen. 
Das ist sonst Jesuitenart. In den Schriften der Patres S. J. liest man 
häufig ganz ähnliche Wendungen, wie sie H. braucht, auf die Prote- 
stanten oder andere Ketzer bezogen, die, eben weil Ketzer, »nur mit 
Vorsicht« zu benutzen seien. Unter Männern der Wissenschaft aber 
sollte doch — dreihundert Jahre nach Giordano Bruno — der Satz 
gelten, daß die Qualifikation oder Disqualifikation einer Arbeit nie 
im Standpunkt des Verfassers liegt, sondern immer nur in der Frage, 
ob und inwieweit sein Werk unsere Erkenntnis fördert !). 

Mit dem Unvermögen Herkners, sich mit ihm schlankweg un- 
sympathischen Themen zu befreunden, mag es zum Teil wohl auch 
zusammenhängen, daß er sich da, wo er sich mit den Zuständen des 
Auslandes, insbesondere der romanischen Länder, befaßt, einen Grad 
von Flüchtigkeit und Ungenauigkeit zu schulden kommen läßt, den wir 
sonst nicht an ihm gewohnt sind. So ist, um nur einiges zu nennen, 
das Verhältnis der französischen Socialistes unifies zu Briand zur Zeit 
der Uebernahme des kultusministeriellen Portefeuilles unrichtig dar- 
gestellt (p. 733). ebenso fehlerhaft sind die auch sonst dürftigen 
Nachrichten über Italien (p. 742 ff... Daß H. die Germanisierungs- 
politik in Preußisch-Polen Implicite gutheißt (p. 504), ist bei seiner 
Bevorzugung des ländlichen Kleinbetriebs doppelt begreiflich. 
Endlich spricht H. aus dem gleichen patriotischen Grunde seine 
große Liebe zu den Revisionisten aus. »Dadurch (durch die 
staatsfeindliche Haltung der sozialdemokratischen Führer)«, sagt H. 
auf p. 706, »ist ein tiefer RiB zwischen den führenden Mächten der 
deutschen Nation und einem Teile der sozialdemokratischen Arbeiter- 
klasse entstanden, eine Unsumme gegenseitiger Erbitterung, welche 
nicht nur die Entwicklung der nächstliegenden sozialen Reformen 
nachteilig beeinflußt, sondern auch die Lösung der großen Probleme, 
welche des Deutschen Reiches auf dem Gebiete der äußeren Politik 
harren, wesentlich erschweren. Diese Kluft zu überbrücken, bildet 
eine und zwar eine der wichtigsten und schwierigsten Aufgaben der 
Zukunft.« Von diesem Tic, die Probleme der Arbeiterschaflt und 
des Sozialismus stets daraufhin zu untersuchen, wie sie sich zur 
»Machtstellung« Deutschlands verhalten, mit der sie zwar schr wohl 
zusammenhängen, die aber doch nur eine der vielen Beziehungen, 
und zwar eine der untergeordneteren, welche die sog. soziale Fr: wwe 
mit den Komplexteilen des sozialen Gesamtlebens verbindet, dar- 
stellt, abgesehen, wird auch die neueste Auflage von allen mit Nutzen 
und von vielen mit Genugtuung gelesen werden können. (R. Michels.) 
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Rose,Otto,Dr: Ueber Fabrikarbeit verheirateter 
Frauen. (Münchener Volkswirtschaftliche Studien. Io4). Stutt- 
gart und Berlin ıgıı. J. G. Cotta. 298 S. M. 6.50. 

Der I. Teil des Buches behandelt die Geschichte der Fabrikarbeit 
verheirateter Frauen in England. Die Entstehung und Entwicklung 


1) Es möge dem hinzugefügt werden, daß es Herkner sonst nicht an aner- 
kennenswerter Achtung auch vor fremder Meinung fehlt, wie einige Stellen auf 
S. 49 und 98 überzeugend dartun. Nur der Internationalismus wirkt auf ihn, den 
deutschen Irredenten, dermaßen abstoßend, daß er dieser Tugend untreu wird. 
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der eheweiblichen Arbeit, die Stellungnahme von Staat und Gesell- 
schaft zu dieser neuen, durch die Revolutionierung der Industrie ge- 
schaffenen Erscheinung, die Wirkungen, die sie auslöste, werden kurz 
gezeichnet. Nach Charakterisierung der Einwände, die gegen die 
Fabrikarbeit verheirateter Frauen erhoben werden, wird zuletzt der 
Auffassung Raum gegeben, daß die Beibehaltung der eheweiblichen 
Arbeit nicht zu rechtfertigen sei, falls die oft aufgestellte Behauptung 
zu Recht bestände, die Arbeit der Frau verschaffe ihr nicht einmal einen 
pekuniären Gewinn bei den Unkosten, die ihr durch ihre Abwesenheit 
von ihrer Häuslichkeit entständen. Denn wenn durch den Verdienst 
der Frau den Familien nicht eine bessere Lebenshaltung und damit 
Anbahnung einer höheren Kultur ermöglicht würde, falle der ge- 
wichtigste Grund für die eheweibliche Fabrikarbeit fort. 

Der II. Teil gibt die Geschichte der arbeitenden verheirateten 
Frauen in Deutschland. Das stete Anwachsen der eheweiblichen 
Arbeit, die die Frauen aus ihrem allgewohnten Wirkungskreise, dem 
Hause, heraustrieb, zwang Sozialpolitiker und Gesetzgeber, sich mit 
ihr zu beschäftigen. Zentrum und Sozialdemokratie übernahmen 
aus prinzipiellen Erwägungen, die in der Auffassung von der heutigen 
Familienform als einer absoluten oder historischen Kategorie begrün- 
det waren, die führende Stellung in dem Kampfe für oder wider die 
eheweibliche Arbeit in Fabriken. Der Gesetzgeber stellte sich auf 
Seite derer, die die Fabrikarbeit verheirateter Frauen für notwendig 
unter den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen erachten. Schutz, 
aber kein Verbot wurde erwirkt. In dem Ringen um die Gestaltung 
der Gesetze für die Frauen standen sich die beiden Behauptungen von 
der Unentbehrlichkeit des eheweiblichen Zuschusses für die Familie 
und dagegen von der Unrentabilität der Arbeit der Ehefrauen schroff 
gegenüber. 

Im III. Teil des Buches wird nun versucht festzustellen, welche 
Rolle der Arbeitslohn der Frau im Haushalt spielt. Eine in München 
unter verheirateten Fabrikarbeiterinnen veranstaltete Enquete und 
eine Anzahl dabei gesammelter Budgets geben die Unterlage für die 
Untersuchung. An die Darstellung der Unkosten, die den außer Hause 
tätigen Frauen in ihrer Wirtschaft erwachsen, knüpft sich eine genaue 
Zergliederung ihrer Haushaltsführung im Vergleich zur Haushalts- 
führung anderer nicht ın Fabriken arbeitenden Frauen. Das Ergeb- 
nis ıst, daß die Arbeit der Frau dem Haushalt tatsächlich eine Summe 
hinzufügt, deren Bedeutung bei Gegenüberstellung des Bedarfs einer 
Familie und den Einnahmen des Mannes zu ermessen ist. Materielle 
Not treibt die Frau in die Fabrik und zwingt sie andererseits wieder, 
das Erworbene dem Haushalt auch wirklich nutzbar zu machen. 
Die Behauptungen von der Unrentabilität der eheweiblichen Arbeit 
finden durch diese, in ihrer Art zum ı. Male geführten Untersuchungen 
keinen Beleg. Zum Schlusse wird darauf hingedeutet, daß das in einem 
kleinen Kreise Beobachtete auch ın weiterem Umfange Geltung haben 
könnte, da es fast überall die Not ist, die die Frauen zwingt, zu erwerben 
und die sie dann weiter zwingt auch zu verwerten, um nicht herab- 
zusinken von der Schicht, zu der sie gehören. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Jastrow, J. Dr., Professor der Staatswissenschaften, Das Pro- 
blem der Arbeitslosenversicherung und die 
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Grundsätze des wirtschaftlichen Liberalis- 
mus. (Volksw. Zeitfragen, Heft 254). Berlin roro. Leonhard 
Simion Nfg. 27 S. M. 1.—. 
Dieses Heft der volksw. Zeitfragen behandelt in klarster Weise 
die Gründe, welche auch vom Standpunkt des wirtschaftlichen Li- 
beralismus für die Unterstützung der gewerkschaftlichen Arbeits- 
nachweise durch Kommune und Staat (Genter System) sprechen; 
der Verf. bestreitet, daß der Staat, der durch sein Schutzzollsystem 
so tief in die Lage des Arbeitsmarktes eingreife, die Verantwortung 
für die temporäre Arbeitslosigkeit ganz ablehnen könne, widerlegt 
alle gegen das Genter System erhobenen Vorwürfe (immer vom Stand- 
punkt des Liberalismus) insbesondere, daß es eine Unterstützung der 
Sozialdemokratie sei, und weist endlich darauf hin, daß das Genter 
System eine Prämie auf die Selbsthilfe der Arbeiterschaft gegen Ar- 
beitslosigkeit darstelle und daher auch von diesem Gesichtspunkt 
nicht gegen die Prinzipien des Liberalismus verstoße. Hingegen 
scheint sich der Verf. gegen eine Arbeitslosen zwang s versicherung 
ablehnend zu verhalten. (z.) 


Witowski, C., Direktor im Reichsversicherungsamt, Die Ar- 
beiterversicherungınden Kultiurstaalen, Kemp- 
ten und München, IgIo. Köselsche Buchhandlung. 245 S. M. 1.—. 


Eine klare Uebersicht über das im Deutschen Reich geltende 
Arbeiterversicherungsrecht und über den Inhalt des Entwurfs der 
Reichsversicherungsordnung. Ferner gelangt das Arbeiterversiche- 
rungsrecht von 25 anderen Staaten zur Darstellung, und im An- 
hang finden die internationale Arbeiterversicherung und die Arbeits- 
losenversicherung kurz Erwähnung. Die kleine Schrift dürfte als Fin- 
führung zu empfehlen sein. (D.) 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Köhler, Kurt Dr, Die Industric,die politischen 
Parteien und die moderne Sozialpolitik. Leip- 
zig 1910. C. L. Hirschfeld. 39 S. M. I.—. 

Der Verfasser versucht, die [Industrie zur Ansicht zu bekehren, 
daß sie nicht im Konservatismus, mit dem sie zu hiebäugeln beginne, 
sondern im Liberalismus allein ihre geeignete politische Vertretung 
finden könne. Die Grundforderungen des Liberalismus, Fortschritt 
und Persönlichkeit, böten auch der Industrie die unentbehrliche 
Grundlage zu ihrer Entwicklung. während die Konservativen prinzi- 
piell die kapitalistische Wirtschaftsordnung bekämpften und ihre 
Wirtschaftspolitik im strikten (regensatz zu den Bedürfnissen der 
Industrie stehe. Allerdings sei die teilweise ablehnende Stellung dieser 
zum Liberalismus durch die neuere Geschichte des letzteren gerecht- 
fertigt; mit seiner Unterstützung sei nicht nur Sozialpolitik getrieben, 
sondern auch direkt in Fragen der Organisation unseres Wirtschafts- 
lebens und seines Produktionsprozesses eingegriffen worden, so daß 
die anfängliche Fürsorgepolitik in den Sozialismus reinster Färbung 
und die Züchtung einseitigster klassenpolitischer Forderungen zu 
versinken drohe. Diese Uebertriebenheiten müsse sich der Liberalis- 
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mus abgewöhnen, dann werde auch die Industrie sicherlich zu ihm 
zurückfinden. 

Ein derartiger Versuch ist nicht neu und auch an seinen an der . 
Oberfläche haftenden Argumenten ist nichts Originelles. Eine ernst- 
hafte Untersuchung, die sich mit den Zusammenhängen wirtschaft- 
licher Organisationen und politischer Parteien beschäftigt, muß mit 
anderen Mitteln arbeiten, als mit der einfachen Gegenüberstellung 
destillierter politischer Ideologien, ohne zu untersuchen, was daran 
— in pro und in contra — nur Verbrämung, was bestimmt ist, auf die 
Praxis Einfluß zu üben, was vor allem schon realisiert und auch von 
den Gegnern anerkannt ist und nur aus Tradition und für die Agitation 
im Parteiprogramm noch mitgeschleppt wird. So wenig die I d e o lo- 
gie des Liberalismus in Deutschland heute noch parteibildende 
Kraft haben kann, so wenig sind auch die gegen sie gerichteten An- | 
klagen und Ziele der Konservativen ernst gemeint. Sollte wirklich | 
noch Jemand glauben, daß sie »die freie Bewegung und den freien Ver- | 
kehr, den nicht abgeschlossenen Rechts- und Verfassungsstaat« usw. 
antasten wollen? Der zweite Vorwurf, den man gegen das Schrift- 
chen erheben muß: nicht zu sehen, daß Industrie und Industrielle 
keine identischen Interessen haben; daß die klassenmäßige Orientie- 
rung auch die Industriewirtschaft so weit spalten muß, daß der Gegen- 
satz zwischen Agrariertum und Entfaltung der Industrie durch den 
Gegensatz zwischen Unternehmer und Lohnarbeiter überkom- 
pensiert wird. Daraus folgt: Liberalismus und Industrie können 
bloß dann zusammengehen, wenn die wirtschaftlich in vielen Bezie- 
hungen vorhandene und auch realisierte Interessensolidarität zwischen 
Agrariern und Industriellen auch die politischen Parteien einander 
näher bringt. Freilich, das Resultat? Wenn der Verfasser mit der 
Prognose schließt, daß »die Industrie liberal sein wird oder sie nicht 
sein wird«, so kann man wohl eher umgekehrt sagen: Der Liberalis- 
mus wird industriell sein oder er wird nicht sein; ob er dabei liberal 
sein wird, ist eine andere Frage. (Oswald Bien.) 


Schmid,Georg, Dr. Regierungsassessor in Stuttgart, Stellen- 
Vermittlungsgesetz nebst Ausführungsbestimmungen von 
Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen und Baden. Stuttgart 
IgIo. J. F. Steinkopf. 112 S. M. 2.—. 

Unter weitgehender Heranziehung der Reichstagsdrucksachen 
und unter Berücksichtigung bisheriger Rechtsprechung ist das Stellen- 
vermittlungsgesetz hier so leicht verständlich erläutert worden, daß 
es allen Interessenten die Einarbeitung erleichtern kann. (D 








18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


19. Handel und Verkehr. 


Jurowsky, Leo: Der russische Getreideexport. 
Seine Entwickelung und Organisation. (Münchener volkswirtschaft- 
liche Studien, 105. Stück). Stuttgart und Berlin IgIo. 196 S. 
M. 4.50. 

Der Verfasser untersucht die Entwickelung und Statistik des 
russischen Getreidehandels, namentlich im Laufe der letzten 50 Jahre. 

Er beschreibt sodann die Lage der Getreideproduzenten und den Ver- 
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kauf aus erster Hand, die Organisation des Zwischenhandels und be- 
sonders ausführlich die des Exportgeschäfts. Das letzte Kapitel des 
Buches ist den technischen Hilfsmitteln und den Maßnahmen zur 
Hebung und Gesundung des russischen Getreidehandels gewidmet. 
Die wichtigsten Resultate der Untersuchung lassen sich folgenderweise 
zusammenfassen. Die Organisation des Verkaufs aus erster Hand 
hat sich im Laufe der letzten Jahrzehnte wenig verändert, wenn auch 
Betrug und Ausbeutung nicht mehr so rücksichtslos wie früher walten; 
der genossenschaftliche Verkauf des Getreides steckt aber noch in den 
Kinderschuhen. Dagegen sind in der Organisation des Getreidehandels 
auf den höheren Stufen wichtige Aenderungen eingetreten. Vor 40—50 
Jahren standen an der Spitze des russischen Getreidehandels kapital- 
kräftige Kaufleute. Die Eisenbahnen und das moderne Kreditwesen 
gaben kapitalarmen Emporkömmlingen die Möglichkeit aufzutreten 
und in der entstandenen scharfen Konkurrenz wurden die alten 
Firmen verdrängt. Mit dieser »Demokratisierung« hängt die bekannte 
Unsolidität des russischen Getreidehandels zusammen. Dabei bleibt 
jedoch die Entwickelung nicht stehen. Die Banken, welche bisnun 
die kapitalarme Generation der Binnenhändler und Exporteure unter- 
stützten, versuchen es gegenwärtig mit Erfolg sich des gesamten Ge- 
treidegeschäfts zu bemächtigen. — Genossenschaftliche Organisation 
der Bauern und Sanierung der Verhältnisse im Export durch die Ban- 
ken sind die Aufgaben, welche die gegenwärtige Generation zu lösen 
hat. 


20. Handels- und Kolonialpolitik. 


Geoffrey Drage: The Imperial Organization of 
Trade. London (Smith, Elder & Co.) 1911. (18 u. 374 S.) 

Der Verfasser, ein früherer englischer Abgeordneter, ist durch seine 
Arbeiten über das Arbeitslosenproblem, ein größeres Werk über 
Oesterreich-Ungarn und andere Schriften politischen und wirtschafts- 
politischen Inhalts bekannt. In seinem neuen Werke behandelt er die 
Frage des britischen Imperialismus in ähnlicher Weise wie Schulze- 
Gävernitz, dessen Buch ihm übrigens gewidmet ist. 

Der Verfasser gehört zu den sogenannten Tory-Freetraders; diese 
Zugehörigkeit spiegelt sich auch in der Allgemeintendenz des Buches 
wider, das aber im großen ganzen strenge Objektivität zu wahren 
sucht. Während er den Chamberlainschen Ideen einer Taritreform 
ablehend gegenübersteht und sich bemüht, die Argumente für den 
Freihandel in knapper Zusammenfassung nochmals zu formulieren 
(viel Neues läßt sich ja kaum sagen!), hat er eine Fülle von Reform- 
vorschlägen, die, ohne die bisherige Freihandelspolitik zu stören, 
Großbritannien den Kolonien handelspoltisch näher bringen sollen. 
Insbesondere wird von Drage vorgeschlagen, die Kolonialkonferenz 
von IgII dazu zu benutzen, über Fragen des Patent- und Urheberrechts, 
des Musterschutzes und der staatlichen Organisation des Außenhandels 
(Konsulatswesen, Handelsattaches usw.) zu beraten und Untersu- 
chungen über diese Gebiete anzustellen. 

Im allgemeinen kann das Buch von Drage, das in ansprechender 
Form, und mit guter Sachkenntnis geschrieben ist, für das Studium 
der britischen Handelspolitik wohl empfohlen werden. 

(Hermann Levy.) 
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21. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Bansa, Dr. G.: Die Bankdepotgeschäfte des Ef- 
fektenkommissiondrs. (Arbeiten zum Handels-, Ge- 
werbe- und Landwirtschaftsrecht, Marburg Nr. 6). Marburg ıg10. 
N. G. Elwert. 52 S. M. 1.20. 

Die Arbeit beschäftigt sich, wie schon aus dem Titel ersichtlich 
ist, mit dem Kommissionär, der mit Wertpapieren handelt. Seine 
Rechtsstellung wird aber nur in seiner Eigenschaft als Aufbewahrer 
von Wertpapieren erörtert. Zunächst wird ein kurzer Ueberblick 
über die Eigentumsverhältnisse an dem Kommissionsgut gegeben und 
dann auf die Bedeutung der §§ 7 und 3 des Depotgesetzes näher ein- 
gegangen. Danach werden die Besonderheiten behandelt, die sich er- 
geben, wenn der Kommissionär als Eigenhändler auftritt. Nach Schil- 
derung der Umstände, die den Bankier-Kommissionär zum Depothalter 
machen, wird auf die Depotverhältnisse selbst näher eingegangen. 
Die Rechtsverhältnisse bei vertretbaren Inhaberpapieren sind der 
Betrachtung zugrunde gelegt. Es werden aber anschließend noch die 
anderen \Vertpapierarten behandelt. Zum Schluß haben noch die 
sog. Traditionspapiere des Handelsrechts eine besondere Berück- 
sichtigung gefunden. 


Brockhage, Bernhard: Zur Entwicklung des preu- 
Bisch-deutschen Kapitalexports. Erster Teil: Der 
Berliner Markt für ausländische Staatspapiere 1816 bis um 1840. 
(Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen. Heft 148). Leipzig 
1910. Duncker & Humblot. XVIH und 217 S. 

Es werden zunächst die Kapitalmärkte des 18. Jahrhunderts, unter 
denen der Berliner noch ohne Bedeutung war, sowie die Einwirkungen 
der großen Revolutions- und Kriegsperiode auf die europäischen Völker, 
ihre Volkswirtschatten und Staatsfinanzen geschildert. Mit der Kriegs- 
zeit beginnt eine neue Epoche für den Berliner Kapitalmarkt, der aus 
einem provinzialen ein nationaler wird: ein regelmäßiges Wertpapier- 
geschäft entsteht, das Zeitgeschäft kommt in Aufnahme, — eine Ent- 
wicklung, die nur durch das endgültire Sich-Durchbrechen der mo- 
dernen Staatsidee und die Modernisierung des Finanz- und Schulden- 
wesens der kontinentalen Staaten erme licht wurde. Die zunächst 
auffällige Erscheinung, daß der Berliner Markt schon bald nach dem 
Frieden von 1815 der Auswanderung einheimischer Kapitalien dienst- 
bar wurde, ergibt sich als W irkung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
und mit diesen als Folge der psvchischen Verfassung der Bevölkerung, 
der Institutionen, der technischen Entwicklungsstufe, der Vermögens- 
verteilung, der Kreditorganisation. schließlich der staatlichen Finanz- 
und W irtschaftspolitik. Die Umbildung des Wirtschaftslebens konnte 
aus den angedeuteten Gründen, vor allem infolge der Psvche des Volkes, 
nur sehr langsam vor sich gehen. Wie ın eingehender Untersuchung 
festgestellt w ird, vermochten die Landwirtschaft, wie die das Kapital 
für ihre Ausdehnung überwiegend aus den eigenen Ueberschüssen 
bildende Industrie, wie auch der Handel beständig Kapital an den 
offenen Markt abzugeben, während die Anforderungen des Verkehrs- 
und Bauwesens in jener Zeit nur gering waren, von seiten des Staates 
nur eine zweimalige starke Inanspruchnahme, im übrigen eine fort- 
laufende erhebliche Zuführung von Kapital bezw. Geld, somit eine 
stete Verminderung des im inländischen Markt befindlichen Materials 
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an inländischen Wertpapieren erfolgte. Die schwache Entwicklung der 
Volkswirtschaft, die somit nicht auf Mangel an Nationalkapital zurück- 
zuführen ist, mußte zum Kapitalexport führen, der seinerseits freilich 
wieder bis zu einem gewissen Grade hemmend auf den wirtschaftlichen 
Fortschritt wirkte. Nach Schilderung des Bankgeschäftes und des 
börsenmäßigen Wertpapierverkehrs in Berlin, sowie die Vermögens- 
verteilung, -Bildung und -Verwendung in Preußen während der Jahre 
1815—1840 wird der (natürlich fast nur in Geldform erfolgende) Ka- 
pitalexport auch quantitativ zu erfassen gesucht. Es wurden gegen ihn — 
zunächst nicht direkt, sondern auf dem Umweg über die ausländischen 
Plätze — ausländische Papiere bezogen, wiewohl diese selbst in den 
1830er Jahren noch nicht im amtlichen Kurszettel notiert wurden. 
Gegenüber diesem Kapitalexport ist nach Ansicht des Verfassers, 
abgesehen von den im Ausland untergebrachten und rasch wieder 
zurückströmenden preußischen Anleihen, ausländisches Kapital vor 
den ı84oer Jahren nur vereinzelt nach Preußen hereingekommen. 
Ein wesentlicher Unterschied zwischen der Entwicklung des Berliner 
Kapital- und Wertpapiermarktes und der aller anderen großen inter- 
nationalen Börsen besteht nach ihm darin, daß die letzteren sich erst 
in vorgeschrittenem Entwicklungsstadium dem Verkehr in ausländi- 
schen Wertpapieren zugewandt haben, der für die Ausbildung jenes 
schon in seinem Anfangsstadium der bedeutsamere Hebel geworden ist. 
Der Verfasser hat seine Aufgabe auf Grund eines umfangreichen 
Quellen- und Literaturstudiums mit großem Geschick gelöst; wir hof- 
fen, daß es ihm, wie er im Vorwort in Aussicht gestellt hat, möglich 
sein wird, die Arbeit in den nächsten Jahren weiterzuführen. 
(Eugen Kaufmann.) 


Gesell, Silvio und Frankfurth Ernst: Aktive Wåäh- 
rungspolitik. Eine neue Orientierung auf dem Gebiet der 
Notenemission. Physiokratischer Verlag Berlin-Lichterielde 1909. 
Leipzig, Bernhard Hermann. 96 S. M. 1.20. 

Das Buch enthält eine Mischung origineller und abstruser Ge- 
danken über Wert und Währungspolitik, Bedarf an Geld, Rückfluß 
der Banknoten, Währungstechnik zur Sicherung der Währung z. B. 
durch Schaffung eines Reichsgeldamtes, das Geld einzieht, wenn die 
Preise steigen, Geld ausgibt, wenn sie sinken usw. Ziel des Ganzen 
ist eine Politik von Handlungen, die den Handel vor Baisse und Hausse 
schützen. (Altmann.) 


Mayr, Dr. Eustach: Kapitalbedarf und Kapital- 
beschaffung der Industrie in Mannheim, Lud- 
wieshafen a. Rh. und Frankenthal. (Heidelberger Volks- 
wirtschaftliche Abhandlungen. I. Band 2. Heft.) Karlsruhe ı. B. 1910. 
G. Braunsche Hofbuchdruckerei. 204 5. M. 5.—, Subskr.Pr. M. 4.—. 

Es ist unbegreiflich, wie der Verfasser dazu kommt, seiner Abhand- 
lung diesen Titel zu geben; auf das eigentliche Thema wird kaum 
an irgend einer Stelle auch nur oberflächlich eingegangen. Es wird 

im ersten (Haupt)abschnitt die Entwicklung der Aktienbanken (ein- 

schließlich Reichsbankanstalt) an den drei Plätzen seit 1900 zu schil- 

dern versucht, was infolge der ziemlich geringen Vertrautheit des Ver- 
fassers mit dem Kreditbankgeschäft nicht sonderlich gelungen ist. 
Sodann wird ganz im allgemeinen die Bedeutung der Kredit- und No- 
tenbanken für die Industrie überhaupt (S. 72—80) erörtert, vor allem 
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aber die der Hypothekenbanken (S. 81—97), die dem Verfasser, einem 
Beamten der Pfälzischen Hypothekenbank, ein ganz besonderes Ver- 
dienst um die Entwicklung der deutschen Industrie zu tragen scheinen. 
Schließlich werden die Gefahren des Depositenwesens und die be- 
kannten Vorschläge Warschauers usw. zur Sicherung der Banken 
und der Deponenten angeführt. Der Leser, der sich über das Thema 
der Abhandlung informieren möchte, sieht sich auf die statistischen 
Tabellen (S. 119—224) angewiesen, — Zusammenstellungen der Bi- 
lanzen, Kontenumsätze, Gewinne, Aktienkurse usw. der einzelnen 
Banken seit Igoo, für 2 Institute seit 1883 und 1889, eine »Gesamt- 
übersicht über Kapitalkraft und Kapitalverwertung der Kreditaktien- 
banken in Mannheim«. Diese Tabellen bieten um so weniger einen ge- 
nügenden Anhaltspunkt zur Beurteilung von »Kapitalbedarf und 
Kapitalbeschaffung der Industrie« in den 3 Städten, als die großen 
Kreditinstitute in Mannheim-Ludwigshafen gleichzeitig den sehr be- 
deutenden Kapitalbedarf des lokalen Großhandels (Getreide-, Holz-, 
Kohlen-, Tabakhandel usw.), der Spedition, Schiffahrt u. a. m. be- 
friedigen und außerdem ihren Aktionsradius über ganz Baden, die 
Rheinpfalz und einen beträchtlichen Teil des übrigen Süddeutsch- 
land ausdehnen. (Eugen Kaufmann.) 


Nithack, Dr. iur. Karl: Zentralbankier und Lo- 
kalbankıer nach dem §8 des Depotgesetzes. 
Berlin ıgıo. Franz Siemenroth. 116 S. M. 2.50. 

Nach Prüfung der verschiedenen Streitfragen des Depotgesetzes 
wird das Urteil des Reichsgerichts vom II. Juni 1909 (ERG. 71, 337) 
einer eingehenden Kritik unterworfen mit dem Ergebnis, daß der Lo- 
kalbankier, solange er nicht Eigentümer der bei ihm deponierten 
Papiere durch (schriftlichen!) Vertrag mit dem Kommittenten 
geworden ist, zur Mitteilung nach & 8 Depotges. verpflichtet ist; ein 
Pfandvertrag zwischen beiden genügt nicht, um den Lokalbankier 
von dieser Mitteilungspflicht des $ 8 Depotges. zu befreien und dadurch 
der Zentralbank das allgemeine Pfandrecht zu verschaffen; 
dagegen ist die Ansicht des Reichsgerichts, die Zentralbank müsse 
die rechtliche Stellung des Lokalbankiers prüfen und ihren guten 
Glauben beweisen, als zu weitgehend zurückzuweisen. Näheres ist 
aus den 10 knappen Leitsätzen des letzten $ der Abhandlung ersichtlich. 


Paillard, Georges: La Suisse et VUnion Mone- 
taire Latine. Etude économique et juridique. Paris 1909. 
Felix Alcan, Lausanne, Librairie Payot et Cie. 304 S. 3,50 frs. 

Ueber den lateinischen Münzbund ist mancherlei geschrieben 
worden, und das Schweizer Geldwesen hat dabei besondere Berück- 
sichtigung erfahren. Dies liegt in der neuesten Zeit an der Reform 
des Bankwesens und den gerade in der Schweiz hervortretenden Ten- 
denzen zur Kündigung des Bündnisses. Paillards Untersuchung behan- 
delt die Gründungsgeschichte des Bundes, die Epoche der Sılberent- 
wertung, die geltenden Bestimmungen, die Emissionsbanken und die 

Zirkulation und befaßt sich zum Schluß mit der Frage der Kündigung 

des Münzbundes und der Einführung der reinen Goldwährung in der 

Schweiz. — Hierbei werden Vor- und Nachteile ernsthaft abgewogen, 

jedoch kommt der Verfasser schließlich zu der Ueberzeugung, daß es 

richtiger sei, quieta non movere, eine Auffassung, die gerade bei der 
erst so kurz durchgeführten Zentralisierung des Bankwesens sehr 
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opportun erscheint und wohl aus manchen Gründen vorläufig die 
praktisch anerkannte bleiben wird. (Altmann.) 


22. Genossenschaftswesen. 


23. Finanz- und Steuerwesen. 


I. Boldt, Dr. jur, Das Reichswertzuwwachssteuwer- 
gesetz in der von der Reichstagskommission beschlossenen Fas- 
sung. Dortmund 1910, W. Crüwell. 132 S. M. 2.—. 


2. Jäger, Dr. Eugen, Reichs- und Landtagsabgeordneter, 
Das Reichsgesetz über die Wertzuwwachssteuer. 
(Schriften des Bayer. Landesvereins zur Förderung des Wohnungs- 
wesens. Heft rı. München ıgIo. Ernst Reinhardt. 41 S. M. 0,50. 


3. Lorentzen, Theodor, Das neueste Ausnahme- 
gesetz genannt Reichswertzuwachssteuer, Ein 
Protest usw. Kiel und Leipzig IgIo. Lipsius & Tischer. 57 S. M. 1.—. 


4. Fr. J. Neumann, Vermögenssteuern und Wert- 
zuwachssteuern als Ergänzung der Einkom- 
mensleuer insbesondere in Württemberg. Tü- 
bingen, IgIo. H. Laupp’sche Buchhandlung. 82 S. M. 1.60. 


5. J. Steiger, Dr. (Bern), Die Wertzuwachssteuer in 
Deutschland und der Schweiz. Beiträge zur schwei- 
zerischen Verwaltungskunde. Herausgegeben von der Schweizeri- 
schen Staatsschreiber-Konferenz. Heft 2. Zürich. 1910. Art. 
Institut Orell Füßlı. r Fr. 


6. Strutz, Dr jur. Betrachtungen zur Reichs- 
wertzuwachsstewer. Berlin, Karl Heymanns Verlag IQIO. 
99 S. M. 2.—. 


7. DerHannoversche Städtetag und die Reichs- 
werizuwachsstewer. Sonderabdruck aus den Protokollen 
des 43. Hannoverschen Städtetages am 6. und 7. Juli 1910. Han- 
nover, Gebr. Jänecke. 69 S. 


8. H. Weissenborn: Die Besteuerung nach dem 
Werizuwachs insbesondere diedirekte Wertzu- 
wachssteuer. Berlin, Julius Springer, 1910. 150 5. M. 3.60. 


Die vorgenannten Schriften stehen fast alle unter dem Eindruck 
der bei ihrer Abfassung im Deutschen Reich geplanten, am 14. Februar 
I9II Gesetz gewordenen Besteuerung des Wertzuwachbses durch das 
Reich selbst. Die bei der Komppliziertleit der Materie und der Gegen- 
sätzlichkeit der von ihr berührten Interessen begreiflicherweise schon 
jetzt sehr große Literatur dürfte ın der nächsten Zeit noch weiter 
wachsen. Die Aufzählung der obigen Werke soll einstweilen kaum 
mehr als das Erscheinen anzeigen, denn auf einige wesentliche Punkte 
wird jetzt nach endgültiger Fassung des Gesetzes noch kritisch zu- 
rückzukommen sein. Von den genannten Büchern nimmt das Boldt- 
sche, wie man nach den früheren Arbeiten des Autors erwarten durfte, 
entschieden Partei für die Einführung einer Reichssteuer. Boldt, der 
als Stadtrat in Dortmund praktische Erfahrungen besitzt, hat in man- 
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cherlei Weise an dem Zustandekommen des Gesetzes mitgewirkt und 
trägt hier alles zusammen, was zugunsten des Gesetzes gesagt werden 
kann. Seine Ausführungen über die Frage der Besteuerung des Wert- 
zuwachses hei Wertpapieren, die er verwirft, sind beachtenswert, eben- 
so manches von dem, was er über die Wirkung der Steuer auf die ver- 
schiedenen Bevölkerungsschichten ausführt. Die von dem Autor 
mehrfach behauptete innere Berechtigung der Verbindung der an sich 
sehr erwünschten Veteranenfürsorge mit der Reichswertzuwachssteuer 
ist wissenschaftlich haltlos. Praktisch ist das Buch recht instruktiv. 
Auch die Jägersche Schrift ıst von vorwiegend praktischem Er- 
klärungswert, die Lorentzensche ein schroffer Protest von seiten 
des Grundstückhandels gegen den ursprünglichen Entwurf. Sehr viel 
höher steht die Arbeit Neumanns, wohl die letzte des ausgezeich- 
neten Gelehrten, der die Wertzuwachssteuer als Ergänzung der Lan- 
dessteuern wissenschaftlich begründet und eine Teilung zwischen Staat 
und Stadt versteht, eine Reichssteuer aber wenig empfehlenswert 
findet. Hierauf wird noch näher einzugehen sein. Die Steigersche 
Arbeit gibt Materialien über Deutschland und die Entwürfe der Schweiz 
und enthält einige sehr verständige Betrachtungen, die geeignet sind, 
die momentane Begeisterung etwas zu mäßigen. Die Verhand- 
lungen des Hannoverschen Städtetages enthal- 
ten ein Referat des Senators Dr. Weber-Hannover, das sich gegen 
die Reichssteuer wendet und für die kommunale Wertzuwachssteuer 
ausspricht. Die Strutzschen Betrachtungen sind politisch wie 
wissenschaftlich von höchstem Interesse. Ein konservativer Mann 
und einer der ausgezeichnetsten Kenner des Steuerwesens, der als 
Senatspräsident des Königl. Preußischen Oberverwaltungsgerichts 
wirkt, spricht sich hier über die Fehler in der Reichsfinanzreform 
aus, die von der Reichstagsmehrheit in überwiegendem Interesse der 
Landwirtschaft geschaffen, notwendig die Minderheitsparteien ver- 
bittern mußte. Die einseitige Lösung der »verpfuschten« Besitz- 
steuerfrage deckt der Autor in aller Schärfe auf und die bei der Reichs- 
finanzreform zugesicherte Einführung der Wertzuwachssteuer im 
Reich hält der Verfasser für höchst bedenklich. Strutz ist der ernst- 
hafteste Gegner der Uebertragung des Aequivalenzprinzips in das 
Steuersystem des Reichs und zeigt mit Recht, wie es um so mehr ver- 
sagt, je weniger ein (remeinwesen ein wirtschaftlicher Verband ist. 
Schon beim Staat wäre es eher gegeben, als beim Reich, das nicht 
wie jener durch Eisenbahnen, Kanäle, Ostmarkenpolitik die Preise 
in die Höhe treibt und ganz geeignet ist dies Prinzip und die Wertzu- 
wachssteuer bei der Gemeinde. Daß an sich die Wertzuwachssteuer gar 
keine Besitzsteuer ist, begründet der Verfasser auf sehr klare Weise, 
wie er auch alle Schwächen des Entwurfs, dem der Reichstag mittler- 
weile viele Zähne ausgebrochen hat, aufdeckt. Das m. E. ganz zu- 
treffende Schlußergebnis des Verfassers ist, daß den Gemeinden und 
Kreisen, denen die Wertzuwachssteuer angepaßt ist, die Ausnutzung 
einer geeigneten Eınnahmequelle beschränkt wird. Der Verfasser 
lert die Finger in die schwerste Wunde des deutschen Finanzwesens, 
den unorganischen Aufbau des Gesamtsteuersystems in Reich, Staat, 
und Gemeinde. Schließlich aber fällt schwer in die Wage, was ein 
solcher Fachmann wie Strutz über die Verzwicktheit der Materie sagt, 
die juristisch zureichend kaum für ein ganzes Reich einheitlich zu 
lösen sei. Hoffen wir, daß seine Furcht, daß vielleicht nur die An- 
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wälte an diesem Gesetz eine reine Freude haben würden, sich nicht 
erfülle. — Schließlich sei auf die fleißige Studie des Halberstädter 
Bürgermeisters Weissenborn hingewiesen, der sich einleitend 
mit den zur Beurteilung der Wertzuwachssteuer in Betracht kom- 
menden Grundzügen der allgemeinen Steuerlehre beschäftigt. Danach 
werden indirekte und direkte Besteuerungsformen des Wertzuwachses 
behandelt und die Frage, wem die Steuer gehört und wie sie verwendet 
werden soll, erörtert. Auch W. lehnt die Wertzuwachssteuer als Reichs- 
steuer ab, und mir scheint, daß im ganzen sich die Wage der Wissen- 
schaft auf diese Seite neigt, wenn auch auf der anderen Seite die 
Meinung Adolf Wagners schwer ins Gewicht fällt. Alles in allem stehen 
wir nach den Vorgängen in England und Deutschland wohl erst im 
Anfang der Literatur über das Problem, das hoffentlich die Aufgabe 
hat, in der Frage der Auseinandersetzung der Steuergewalten und 
damit der Lösung der zahlreichen Finanzprobleme eine große Rolle 
zu spielen. (Altmann.) 


Quidde, L.: Die Bayerische Steuerreform. Mün- 
chen 1909. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 192 S. M. 2.—. 
Diese vor Abschluß der bayrischen Reformgesetzgebung verfaßte 
Broschüre behandelt die Grundlagen der Reform, die allgemeine 
progressive Einkommensteuer, die staatlichen Ergänzungssteuern, 
das Einführungsgesetz, das Umlagegesetz, die gemeindlichen Neben- 
steuern sowie Berechnungen über die Steuerwirkung auf die ver- 
schiedenen Einkommensquellen und Steuerpflichtigen. Das mit einem 
alphabetischen und Gesetzestegister ausgestattete Buch, das seine 
Kritik vom liberalen Parteistandpunkt übt, hat auch jetzt noch, nach 
der unter dem 14. August 1910 vollzogenen gesetzlichen Reform Be- 
deutung. (Altmann.) 


Sußmann, Dr. Stanislaus: Das Budgetl-Privileg 
des Hauses der Gemeinen. Eine Studie aus der englischen 
Verfassungsgeschichte. Mannheim und Leipzig 1909. J. Bens- 
heimer. 216 S. M. 5,50. 

Diese Georg Jellinek gewidmete Untersuchung hat, wenn sie 
auch unabhängig von den Fragen der englischen Gegenwartspolitik 
veranlaßt und geschrieben ist, doch gerade ın den neuesten Phasen 
englischer Verfassungs- und Finanzkämpfe Interesse. Der Verfasser 
behandelt die Entstehung des Budgetprivilegs der Gemeinen von 
seinen Anfängen an, wobei finanzgeschichtlich sehr wichtige Punkte 
des ständischen Steuerwesens und der Methoden der Steuerbewilli- 
gungen vor dem 15. Jahrhundert beleuchtet werden. Der zweite Teil be- 
schäftigt sich mit dem Erstbewilligungsrecht der Gemeinen (1407 
bis 1678), der letzte Teil mit dem Alleinbewilligungsrecht von 1678 
bis zur Gegenwart. Da die Bevorzugung der zweiten Kammer in Sa- 
chen der Finanzgesetzgebung englischen Ursprungs ist, so ist die ge- 
schichtliche Behandlung der englischen Entwicklung sehr wichtig und 
Jehrreich für das Staatsrecht wie die Finanzwissenschaft. (Altmann.) 


24. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Il Comune Moderno. Rivista di studi e di esperienze muni- 
cıpalı. Herausgegeben von Dr. Giulio Casalini, Deputato 
al Parlamento. Anno I. Erscheint einmal monatlich im Umfang 
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von ca. 64 Seiten. (Abonnementspreis fürs Ausland: r2 Lire pro 
Jahr). Torino-Biella. Verlag: Tipografia Biellese di Emanuele 
igola, Biella (Novara). 
er Herausgeber dieser Zeitschrift, Dr. Giulio Casalini, ist De- 
putierter für Turin in der italienischen Kammer, Stadtverordneter, 
raktischer Arzt und gleichzeitig ein angesehener sozialpolitischer 
Schriftsteller. Seinem politischen Glaubensbekenntnis nach Sozialist und 
als solcher der revisionistischen Richtung angehörig, hat er sich bereits 
seit Jahren vornehmlich mit dem Studium der Probleme des kommu- 
nalen Lebens befaßt. Nunmehr tritt er mit einer neuen kommunalen 
Zeitschrift hervor, welche in ihrer Art tatsächlich eine Lücke in der 
derzeitigen italienischen Zeitschriftenliteratur ausfüllt. Vor einigen 
Jahren, als die Wogen des Munizipalsozialismus besonders hoch gin- 
gen, existierten zwar noch mehrere, und teils gut geleitete Monats- 
blätter, die sıch speziell mit kommunalen Fragen beschäftigten; als 
aber auf die Hochflut die Ebbe folgte und das öffentliche Interesse sich 
in Italien von den städtischen Fragen fort zu neuen Brennpunkten 
wandte, mußte eine nach der andern dieser Munizipalrevuen ihre 
Publikationen einstellen. Als einziges Fachblatt erhielt sich die »Ri- 
vista dei Comuni, delle Provincie e delle Opere Pie« (Florenz, heraus- 
gegeben von Dr. Cesare Camera), welche, in zweispaltigem Format 
von ca. 30 Seiten erscheinend, seit dem I. Januar dieses Jahres auch 
als Organ des italienischen Städteverbandes, der zur Erringung 
kommunaler Autonomie gegründeten »Ässociazione dei Comuni 
taliani« fungiert, am Leben. Aber diese Zeitschrift ist, so gut sie 
auch redigiert wird, räumlich nicht imstande, das ungeheure Gebiet, 
das sie sich zur Bearbeitung ausersehen, auch nur einigermaßen zu um- 
fassen. So findet die neue Revue des Turiner Deputierten also 
ein augenblicklich fast völlig brach liegendes Terrain zur Bearbeitung 
vor. 

Wenn allerdings auch, wie gesagt, die Erörterung der städtischen 
Angelegenheiten in Italien nicht mehr so aktuell ist, wie sie es vor etwa 
einem Jahrzehnt gewesen, so haben doch die verschiedenartigen Ex- 
perimente, welche in jüngerer Zeit von Anhängern aller Parteirichtun- 
gen auf dem Gebiet des Munizipalsozialismus gemacht worden sind, 
und welche nicht immer die Früchte getragen haben, die von ihnen 
erwartet wurden, das Bedürfnis nach Diskussion der städtischen 
Probleme neu geweckt. Die Aufgaben, welche Casalini seiner »Co- 
mune Moderno« zugedacht hat, werden von ihm in folgenden Pro- 
grammsätzen gekennzeichnet: »\Wir wollen jene umfassende und ge- 
rechte Autonomie der Gemeindeverwaltung verteidigen, die, ohne 
aus der Kommune ein von dem großen Staatskörper abgetrenntes 
Glied zu machen, ihr doch Bewegunesfreiheit sichert. Wir wollen 
kämpfen für die Abschaffung der gegenwärtigen Art staatlicher 
Öberaufsicht, die gleichzeitig umständlich, schwe: fällig und blind ist. 
Wir wollen den Bedürfnissen der großen und besonders auch der 
kleinen Kommunen auf gesetzgeberischem Gebiet Ausdruck verleihen. 
Wir wollen die Resultate der bedeutsamsten Experimente sammeln 
und illustrieren, und zwar nicht in der vorgefaßten Absicht, sie zu 
verherrlichen, sondern um sie einer strengen, kritischen Revision zu 
unterwerfen. Wir wollen die Gefahren einer mißverstandenen An- 
wendung abstrakter Prinzipien aufweisen. Wir wollen zum Nach- 
denken darüber veranlassen, daß die Reformen aus dem Leben selbst 
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hervorgehen müssen, und nicht aus bloBer Nachahmungssucht das 
Leben verstümmeln oder bedrücken dürfen. Wir wollen, in kurzge- 
faßter Form, den Lesern alle die in hunderten von Zeitungen und 
hunderten in Italien und im Ausland unbekannten Berichten zer- 
streuten Notizen und praktischen Erfahrungen zugänglich machen. 
Wir wollen einen Tummelplatz bieten für die Diskussionen, die Zwei- 
fel, die Ratschläge aller derer, die am täglichen öffentlichen Leben 
teilnehmen.« 

Die erste im Druck vorliegende Nummer der Zeitschrift ist als 
äußerst gelungen zu bezeichnen. Sie bietet in gedrängter Form einen 
reichen, vielseitigen Inhalt, Artikel aus der Feder mehrerer der her- 
vorragendsten Sachkenner in Italien, wie Jvanoe Bonomi, Leone 
Wollemborg, Tullio Rossi-Doria. Außer einigen Tagesfragen behan- 
delnden Artikeln enthält die Nummer auch interessante Beschrei- 
bungen von praktischen Experimenten auf dem Gebiet der kommu- 
nalen Sozialpolitik, einen Artikel über die Gemeindebetriebe in Deutsch- 
land, juristische, parlamentarische und legislative Notizen, die sich 
auf das städtische Verwaltungsleben beziehen sowie eine Revue aus 
anderen Zeitschriften. Die »Comune Moderno« kann allen Sozial- 
politikern auf das Wärmste zum Abonnement empfohlen werden. 

(Gisela Michels-Lindner.) 


Munro, William Benett, The Government of Eu- 
ropean Cities. New York 1909. The Macmillan Company. 
409 Seiten. (2,50 Dollars). 


Der Autor schildert in seinem Bande die Kommunalverfassung 
und -verwaltung in drei verschiedenen europäischen Ländern: Frank- 
reich, England und Preußen, und stellt in einzelnen Punkten Vergleiche 
an zwischen den drei europäischen Verwaltungstypen und der ameri- 
kanischen Kommunalverfassung. Jedes der drei Länder wird in 
einem gesonderten Abschnitt behandelt, in jeweils genau wiederkeh- 
render Disposition. Einem kurzen geschichtlichen Ueberblick über die 
Entwicklung der Verfassung folgt eine genaue Beschreibung des Wahl- 
systems sowie der einzelnen Wahlakte selbst, eine eingehende Schilde- 
rung der Komposition der städtischen Verwaltungsorganismen und 
der diversen Machtsphären ihrer einzelnen Glieder, endlich eine Dar- 
legung der Stellung der Kommunen zum Staat. Das Buch ist mit 
großer Sorgfalt und unter Benützung umfangreichen Materials ge- 
schrieben. Sein praktischer Wert als Nachschlagewerk wird dadurch 
wesentlich erhöht, daß Stichworte am Rande den Inhalt der einzelnen 
Abschnitte angeben. Ein bibliographisches Kapitel bildet den Schluß. 

Während der Verfasser England als das interessanteste Land 
für das Studium der städtischen Verwaltung betrachtet, räumt er 
Preußen hinsichtlich der Sparsamkeit und Umsicht seiner städtischen 
Verwaltungen (S. 133) und der Qualität der einzelnen Verwaltungs- 
mitglieder den Vorzug ein. »Kein einziger städtischer Wahlkörper 
der verschiedenen europäischen und amerikanischen Länder ist er- 
folgreicher als die preußischen Stadtparlamente darin gewesen, sich 
fähige, untadelige, allgemein angesehene Männer als Mitglieder zu 
sichern. Man kann wohl mit Recht behaupten, daß die Stadtver- 
ordneten in einer Stadt wie Berlin unter der Auslese der Bürgerschaft 
ausgewählt werden« (S. 150—151). Trotz dieses Hymnus auf die 
preußischen Stadtväter kann sich der Autor aber doch nicht enthalten, 
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folgenden ihm persönlich gegenüber gemachten, pikanten Ausspruch 
eines fortschrittlich gesinnten Mitglieds des Berliner Stadtverordneten- 
kollegiums wiederzugeben, der in einem gewissen Gegensatz zu seiner 
eigenen Behauptung steht: »Die große Mehrheit der Stadtverord- 
neten sind Spießbürger in Reinkultur«. Die Sparsamkeit und gute 
Wirtschaft der preußischen Stadtverwaltungen glaubt der Autor 
hauptsächlich darauf zurückführen zu müssen, daß infolge des Drei- 
klassen-Wahlsystems die Kontrolle der städtischen Ausgaben so gut 
wie ausschließlich demjenigen Teile der Bevölkerung zufalle, der durch 
Steuerzahlung am meisten zu den städtischen Einnahmen beitrage 
und deshalb ganz natürlicherweise das Bestreben habe, seine selbst- 
gezahlten Gelder so vorteilhaft und sparsam wie möglich angelegt 
zu sehen (S. 132). 

Obgleich die Lektüre des Buches infolge der Schwerfälligkeit 
seiner Form etwas ermüdend ist, fehlt es nicht an interessanten Ein- 
zelbetrachtungen, welche über die allgemeine Trockenheit hinweg- 
helfen. So der Vergleich zwischen der Entwicklung der amerikani- 
schen und der deutschen Städte. Eine tabellarische Gegenüberstel- 
lung der Bevölkerungszunahme einiger deutscher und einiger ameri- 
kanischer Großstädte innerhalb der Jahre 1890—1905 (S. III) zeigt 
fast durchweg ein weit stärkeres Wachstum der deutschen, als der 
amerikanischen Städte. Auf dieses Ergebnis gestützt, weist Munro 
die seitens seiner Landsleute häufig als Entschuldigung für die Un- 
zulänglichkeit der amerikanischen Stadtverwaltungen vorgebrachte 
Behauptung zurück, daß das allzu rasche Wachstum der Städte in der 
neuen Welt eine gründliche Erfüllung aller kommunalen Aufgaben und 
Lösung aller kommunalen Probleme verhindere. Was in Deutschland, bei 
weit stärkerem Wachstum, seitens der städtischen Verwaltungen ge- 
leistet werde, das müsse um so eher auch in Amerika eıreicht werden 
können, als sich die Entwicklung einer Stadt in Deutschland unweit 
schwieriger und kostspieliger gestalte, als in Amerika. In letzterem 
Lande könne sich Straße an Straße reihen und der Stadtkreis sich fast 
unmerklich von selbst erweitern, während in ersterem die Umwandlung 
einer winkeligen, unwirtlichen mittelalterlichen Festung in eine 
moderne Stadt häufig mit einem ungeheuren Aufwand von Mühen 
und Kosten verbunden sei. (Gisela Michels-Lindner.) 


25. Wohnungsfrage. 


26. Unterrichts- und Bildungswesen. 


Bericht über die Verhandlungen des vierten 
deutschen Volkshochschultages in Wien. Berlin 
1910. Karl Hevmann. 82 S. M. 5.—. 

Gegenüber England, Amerika und den nordischen Ländern steht 
das Volkshochschulwesen in Deutschland noch auf ziemlich niedriger 
Stufe. Außer den so fruchtbaren Ansätzen des Rhein-Mainischen Ver- 
bandes für Volksbildung ist es nur Wien, bei dessen Volksbildungs- 
wesen von einer wirklichen Verbindung von Volk und freiem Hech- 
schulbetrieb gesprochen werden kann. Es war also um so merkwür- 
diger, daß sich die Verhandlungen über das Ideal der Volksbildung 
und die Velkshochschulkurse — den sozialpädagcgisch interessantesten 
Punkt des vierten deutschen Volkshochschultages — zu einem reichs- 
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deutschen Angriff auf die Prinzipien jener einzigen Stätte deutschen 
Volkshockschullebens auswuchsen. Der ıeichsdeutsche Theologe 
Titius stellt (p. 5—17) als Ideal auch der Volkshochschularbeit einen 
bestimmten Menschentypus, und zwar eine Art Synthese zwischen 
Göthischem und Kantischem Menschentypus auf. Er will demgemäß 
in die Gegenstände der Volksschulbildung auch Religion und Politik 
aufnehmen (»Der nationale Sinn ist etwas Großes und Herrliches«. 
»Wir haben Kolonien, wundervolle Kolonien — aber wieviel Leute gibt 
es, die davon etwas wissen ?« »Ich wünsche, daß von einem katho- 
lischen Theologen katholische Weltanschauung, die ich selbst nicht 
billige, vorgetragen wird, — so gut er kann«. »Ein Ideal der Volks- 
bildung, das nicht in sich schlösse neben der rein intellektuellen Bildung 
die ästhetische, die politische, die ethische, die religiöse, ein solches 
Ideal taugt nichts«). Ihm gegenüber verteidigt der verdienstvolle 
Dr. Hartmann, selber die Seele des Wiener Volksheims, seine ab- 
weichende, mehr intellektualistische Methode, die aber in jahrelanger 
von großen Erfolgen gekrönter Arbeit erprobt ist: Historisch und 
ex post sollen auch alle sogenannten \WVertwissenschaften behandelt 
werden. Aber das Ziel der Volksbildung kann nicht sein, durch regen 
Appell an die Gefühle »Persönlichkeiten« (von welchem Typus auch 
immer) zu »bilden«, sondern durch Darbietung objektiver Gedanken- 
reihen das Selbstdenken der Individuen zu wecken. (Wir brauchen 
neben dem Denken auch Ueberzeugung. Aber alles kommt darauf an, 
wie man zu einer Ueberzeugung gelangt. Der Mensch muß zu seiner 
politischen und religiösen U’eberzeugung auf dem Wege selbständigen 
Denkens gelangen«). Von den Diskussionsrednern stellten sich Jeru- 
salem und Erdberg auf den Standpunkt von Titius. Harnack, Heffter 
und Reich schlossen sich mehr an Hartmann an. 


Die übrigen Verhandlungsgegenstände betrafen technische und 
ökonomische Probleme der Volksbildungsarbeit. Bei letzteren ist 
erwähnenswert eine von der Berliner Zentrale für Deutschland und 
von der Wiener Zentrale für Oesterreich veranstaltete Enquete über 
die Frage der staatlichen Subvention. Es stellte sich heraus, daß in 
Deutschland von 14 Vereinen 6 gar keine Unterstützung empfangen. 
Kommunale Zuschüsse steuern g Städte bei (hier kommt seit einem 
Monat Frankfurt als zehnte hinzu). In Oesterreich hingegen empfan- 
gen augenblicklich ca. 20 Vereine staatliche Unterstützung, fast sämt- 
liche Organisationen daneben noch kommunale Zuschüsse und einige 
außerdem noch Bewilligungen aus den Leberschüssen der Sparkassen. 
Immerhin steht auch Oesterreich noch weit hinter den nordischen 
Ländern zurück, wo jede der vielen privaten Volkshochschulen staat- 
liche Unterstützung je nach Zahl und Vermögen ihrer Besucher be- 
kommt. (Adolf Köster.) 


Ghidionescu, Vladimir: Moderne Pädagogische 
Strömungenin Frankreich. Langensalza Igıo, Hermann 
Beyer und Söhne. VIII, 193 S. M. 2.40. 

Das erste Drittel dieses aus der Schule Reins hervorgegangenen 
Buches (p. 1—58) gibt einen Abriß der französischen Pädagogik, viel- 
mehr des französischen Geistes, wie er sich historisch in den verschie- 
denen auch ohne wissenschaftliche Fachbegründung einflußreichen 
pädagogischen Theorien niedergeschlagen hat. Den französischen Geist 
definiert der Verfasser als zusammengesetzt aus der keltischen Grund- 
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lage, der römischen Assimilation, dem Katholizismus und dem Germa- 
nismus. Aus seiner materialreichen Einleitung hätte der Verfasser im 
Sinne seines Themas vielleicht Wertvolleres schaffen können, wenn 
er sich auf das 18. und 19. Jahrhundert beschränkt, besonders den 
Umschwung seit 1878 breiter und tiefer entwickelt hätte. So wird 
dem großen Condorcet kaum eine Seite gewidmet. Gut herausgear- 
beitet ist aber schon hier der Grundgedanke (von dem man z. B. aus 
Wilhelm Münchs vielgelesener Zukunftspädagogik fast nichts ver- 
nimmt), daß das Zentralproblem der französischen Pädagogik das Reli- 
giöse, vielmehr das Ersetzen der Religion durch Wissenschaft ist. Ge- 
rade darum aber wäre auch für den Hauptteil vorliegenden Buches 
obige Beschränkung von Vorteil gewesen. — Verfasser wählt zur Kenn- 
zeichnung der modernen französischen Pädagogik vier Männer aus. 
Fouillee (p. 58—76) repräsentiert ihm die national(istisch)e Strömung, 
die den lateinischen Klassizismus ohne klerikalen Einfluß zu be- 
wahren sucht. Das Fouilleesche Gemisch von Naturalismus (Erziehung 
= Ideenzuchtwahl), Idealismus (Kampf gegen das utilitarische Vor- 
urteil), Intellektualismus (keine Geschichte, keine Biologie, Ersetzung 
der Religion durch Wissenschaft) wird breit abgehandelt, dabei die 
aristokratische, antisozialistische Tendenz nicht verschwiegen. Schon 
hier tritt als bewußtes Charakteristikum aller französischen Pädago- 
gik ihre geringe Achtung vor wissenschaftlicher Begründung, ihre Ein- 
bettung in große politische Zusammenhänge hervor. — Der seltsame 
Versuch des Verfassers, den Literaturhistoriker Ferdinand Brunetiere 
zum Vertreter der uns Deutschen auf dem Gebiete der Pädagogik nur 
durch Willmann bekannten neukatholischen Bewegung zu machen, 
kann dagegen nicht als geglückt bezeichnet werden. Was über die 
Bewegung selber gesagt wird, ihre schlaue Fruktifizierung des Comte- 
schen Positivismus (den schon Huxley einen Katholizismus ohne 
Christentum genannt hat), die Uebergewalt ihrer Traditionen, die kle- 
rikal-politische Abzweckung auch des geräuschvollen sogenannten 
Sozialkatholizismus, das alles ist gut gewählt. Aber es drängt sich die 
Frage auf, ob Verfasser nicht besser getan hätte, anstatt der einzelnen 
Vertreter die gesamten Bewegungen zu schildern. — Den Hauptteil 
nimmt naturgemäß F. Buisson und die von ihm vertretene moderne, 
französische, antiklerikale Staatspädagogik ein. Innerwissenschaft- 
liche Schwierigkeiten, die sich durch das katholische Nebeneinander 
von Wissen und Glauben nicht überbrücken lassen, wie auch besonders 
das Ziel aller modernen d. h. demokratischen Staatspolitik drängen 
auf eine Eliminierung des religiösen Fremdkörpers aus der Staats- 
schule hin (Der moderne Staat muß prinzipiell die Religion igno- 
rieren). Aber die tiefe Verkettung, in der sich der heutige empirische 
Staatsbegriff noch mit der Religion befindet, legt zugleich große 
Schwierigkeiten bloß, in deren Bewältigung sich Frankreich einmal 
wieder allen europäischen Staaten voran versucht. Natürlich finden 
hier auch die ebenso reizvollen wie unfruchtbaren Bemühungen um 
eine spezifisch für die Schule gereinigte, undogmatische Religion 
ihre gehörige Beachtung. Vom sozialen Gesichtspunkt aus zeigt sich 
die moderne antiklerikale Pädagogik Frankreichs theoretisch (Soli- 
darismus-Ethik!) und praktisch (Lehrersyndikate, Antipatriotismus 
derselben!) eng mit dem französischen Sozialismus verknüpft. — 
Der kurze vierte Abschnitt über die experimentelle Pädagogik Binets 
ist eigentlich übertlüssig, da sich in dieser rein wissenschaftlichen 
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Richtung nichts spezifisch Französisches zeigt. — Eine durchweg 
den Standpunkt eines milden Herbartianismus nicht verleugnende 
kritische Würdigung der besprochenen vier Strömungen durch den 
Verfasser schließt das Buch ab. (Adolf Köster.) 


Grünberg, M., Kandidat der Handelswissenschaften an der Leip- 
ziger Handelshochschule, Kritische Darstellung der 
bestehenden HandelshochschulenindenHaup!- 
kulturländern Europas. Vorwort von Dr. H. Nicklisch, 
Handelshochschuldozenten in Leipzig (jetzt Mannheim). Leipzig 
1910, Karl Ernst Poeschel. 47 S. M. 1L.—. 

Grünberg schildert nach einer kurzen Darlegung der Berechtigung 
der Handelshochschulen zunächst ausführlich die Studieneinrichtun- 
gen an den Handelshochschulen in Antwerpen, Paris, Leipzig und Mai- 
land, dann summarischer diejenige an den übrigen Handelshoch- 
schulen Belgiens, Frankreichs, Deutschlands, Italiens, Oesterreichs, 
der Schweiz und Englands. Das Schlußwort ist besonders den Schwie- 
ae gewidmet, die sich daraus ergeben, daß die Handelshoch- 
schule mit zwei Klassen von Besuchern rechnen muß: kaufmännisch 
vorgebildeten Handelsmittelschulabiturienten und kaufmännisch nicht 
vorgebildeten Abiturienten von Gymnasien, Realgymnasien usw. 
Das Vorwort von Nicklisch kritisiert die Ausführungen Grünbergs, 
für den die Behandlung der Nationalökonomie den wesentlichen Wert- 
messer für den Höhegrad der einzelnen Handelshochschulen bildet; 
die Grundwissenschaft der Handelshochschule sei nicht die National- 
ökonomie, sondern die Privatwirtschaftslehre des Handels. Er zeigt, 
wie in den Lehrplänen der einzelnen Handelshochschulen die Handels- 
wissenschaften ımmer reiner privatwirtschaftlich durchgebildet wer- 


den. (R.) 


I. Hesse, Dozent, Karl, Generalsekretär der Comenius-Ge- 
sellschaft, Nationale staalsbürgerliche Erzie- 
hung (Vorträge und Aufsätze aus der Comenius-Gesellschaft, 
Jahrg. XVIII, Stück 1). Jena IgIo, Eugen Diederichs. 31 S. 


2. Fresenius, Sigismund Wilhelm, Ueber staats- 
bürgerliche Erziehung. Ein Vortrag. (Sammlung Kultur 
und Fortschritt Nr. 331). Gautzsch bei Leipzig I9Io. Felix Dietrich. 
16 S. M. —.25. 

Hesse geht den Gründen nach, welche die politische Reifung 
des deutschen Volkes gehemmt haben und findet sie mehr in den po- 
litischen und wirtschaftlichen Schicksalen, als in dem zu kosmopoli- 
tischer Ideologie neigenden Volkscharakter der Deutschen, weist viel- 
mehr im Anschluß an Fichte den Punkt auf, an dem gerade aus jener 
ideologischen Stimmung das politische Interesse herauswachsen muß. 
Er wünscht bürgerkundlichen Unterricht, weniger auf Volksschulen, 
als auf Lehrerseminaren, Fortbildungsschulen, höheren Schulen und 
Universitäten und erörtert weiter die Aufgaben der Volksbildungs- 
bestrebungen, der Presse und der Literatur im Dienste der staats- 


bürgerlichen Erziehung. — Die Schrift Hesses ist für den zu aller- 
erster Orientierung bestimmten Vortrag von Fresenius von Ein- 
fluß geworden. (R.) 


Stier-Somlo, Universitätsprofessor Dr., Bonn, Der Staat 
als Kunstwerk und die Wirklichkeit. (Sonder- 
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abdruck aus der Zeitschrift Deutscher Frühling, Heft ı, 2). Leipzig 
1908, Verlag Deutsche Zukunft. 17 S. M. —.40. 
Stier-Somlo zeigt, wie man trotz Ablehnung der Vertrags- (aber 
auch der Organismus-)Lehre den modernen Staat dennoch als Kunst- 
werk, bewußte Schöpfung betrachten kann. (R.) 








27. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 








28. Kriminologie, Strafrecht. 


Jarotzky, H. von: Direktor der Arbeitsanstalt Brauweiler, 
Die Arbeitsanstalti und ihre Stellung in dem 
Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetz- 
buch. Brauweiler 1910. Selbstverlag. In Kommission bei J. & W. 
Boisseree in Köln. 86 S. M. 1.50. 

Diese beachtenswerte Schrift eines erfahrenen Praktikers bekämpft 
den $ 42 des Vorentwurfs. Er gebe dem Arbeitshaus eine unklare 
Zwischenstellung zwischen Straf- und Polizeimaßregel. Gegen die 
in der Arbeitshausunterbringung über die Liederlichen des 
$ 361 StrGB. hinaus weist der Verfasser in ausführlicher Darstellung 
auf die schlechten Erfahrungen mit den Zuhältern im Arbeitshaus hin. 
Aktiv kriminelle Elemente passen nicht unter die harmlosen, willens- 
schwachen, beeinflußbaren Bettler und Landstreicher. Es ist auch 
unbegründet, sich vom Arbeitshaus eine stärkere Besserungswirkung 
zu versprechen als von einer gleich langen Gefängnisstrafe; es könne 
insbesondere eine energischere Arbeitsgewöhnung als eine solche auch 
nicht bewirken. Die Arbeitshäuser sind aus Besserungsanstalten für 
besserungsfähige längst zu Verwahranstalten für unverbesserliche 
Landstreicher geworden, und ihnen besserungsfähige Elemente über- 
weisen, heißt sie weiterem Verderben preisgeben, solange der Straf- 
vollzug im Arbeitshaus nicht neu geregelt wird. Das tut aber der Ent- 
wurf mit keiner Silbe und doch wären auch ohne jene Erweiterung 
der Anwendungsfälle gleichmäßige Strafvollzugsvorschriften für alle 
deutschen Arbeitshäuser dringend nötig. Der Verf. berechnet, daB 
die Regelung des Vorentwurfs die Einlieferungsziffer auf das doppelte, 
die Belegungsziffer auf das 213 bis 3fache steigern würde. Diese Kosten 
könne man aber den Provinzen, zu deren Aufgabenkreis die Arbeits- 
häuser in Preußen gehören und denen man die Unterbringung von 
Bettlern und Landstreichern, weil im nahen Zusammenhang mit der 
Armenpflege, dem Straßenwesen usw., auch sehr wohl überlassen 
konnte, nicht wohl ansınnen. Auch die Uebertragung der Verhängung 
des Arbeitshauses auf den Richter verwirft der Verf.: dieser wird nicht 
so gründliche Erhebungen über die Persönlichkeit des Delinquenten 
machen können, wie die Verwaltungsbehörde, insbesondere das Ver- 
halten während der Haftstrafe, noch nicht berücksichtigen; auch 
kommt die so heilsame Möglichkeit einer nachträglichen Strafverlänge- 
rung in Wegfall. (R.) 


Pollitz, Dr. Paul, kKönigl. Strafanstaltsdirektor in Düsseldorf- 
Derendorf, Strafe und Verbrechen. Geschichte und Or- 
ganisation des Grefängniswesens. (Aus Natur und Geisteswelt, 
Sammlung wissenschaitlich-gemeinverständlicher Darstellungen, 
Bd. 323.) Leipzig IgIo, B. G. Teubner. VI u. 140 S. M. 1.—. 
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Der Verfasser, der in der gleichen Sammlung der Kriminologie 
bereits ein Bändchen gewidmet hat, behandelt nun auch die Poeno- 
logie.’ Einem Ueberblick über die Geschichte der Freiheitsstrafe, 
der bei der national gegliederten Darstellung der doch international 
ineinandergreifenden Entwicklung die Üebersichtlichkeit vermissen 
läßt und einem doch gar zu oberflächlichen Ueberblick über die Straf- 
rechtstheorien folgt eine wohl zur Einführung geeignete Darstellung 
des Strafvollzugs nach allen seinen Seiten, a en und Arbeit, 
Kirche, Schule und Bibliothek, Korrespondenz und Entlasscnenfür- 
sorge, Gesundheitspflege und Disziplin, Gefängnisbau und Kosten. 
Sodann wird eine ablehnende Beurteilung der Deportation ausführ- 
lich begründet. Endlich wird ein kurzer Ueberblick über die Richtung 
der gegenwärtigen Strafrechtsreform, die Behandlung der Jugendlichen, 
der Minderwertigen, der Alkoholverbrecher und der bedingten Verur- 
teilung, gegeben. Der Verfasser stellt sich dabei auf den Boden von 
Krohnes kriminalpolitischen Anschauungen. Präzisere Formung 
würde die Lesbarkeit des Buches erhöht haben. (Radbruch). 


Sternberg, Theodor, Die Selektionsidee in Straf- 
recht und Ethik. Beitrag zu einer Philosophie des Ver- 
brechens. Berlin 191r, Puttkammer und Mühlbrecht. 42 S. 
M. 1.20. 

Sternberg dringt auf die Ausbildung einer »kriminalistischen 
Weltanschauung«, auf die Erkenntnis auch des Verbrechens als not- 
wendigen Baugliedes im Weltganzen, als des Niederen, das überwun- 
den, ebendeshalb aber auch vorhanden sein muß, um zum Höheren, 
Differenzierteren aufzusteigen. Von diesem Standpunkte aus bekämpft 
er die auf Ausmerzung des sozial unanpaßbaren Verbrechers gerich- 
tete selektionistische Kriminalpolitik. Er übt Kritik an der ihr zu- 
grundeliegenden selektionistischen Ethik, die den Anpassungsfähig- 
sten und den Besten identifiziert: nur wo trotz vermehrter Differen- 
zierung, nicht wo nur infolge atavistischer Rückbildung die Anpassung 
gelungen ist und auch, wo vermehrte Differenzierung neu erstrebt wurde, 
aber das Individuum darüber zugrunde ging, sei ein positives Wert- 
urteil angebracht. Auf Grund dieser Einsicht wird dann eine an dem 
Maßstabe des auf höchste Differenzierung gerichteten Willens orien- 
tierte Ethik skizziert. Die Einsicht, daß die Selektion wie schon in der 
Natur, so noch öfter in der Gesellschaft nicht zur Ausrottung, sondern 
nur zum Hinabsinken des in der höheren Schicht Unanpaßbaren ın eine 
niedere Schicht führt, will Sternberg für die Kriminalpolitik im 
Sinne einer wissenschaftlichen Praxis soziale Verteilung des krimi- 
nellen in einem demnächst erscheinenden größeren Werke nutzbar 
machen, das manche barock erscheinenden Ausführungen der vorlie- 
genden, an feinen Bemerkungen reichen, Schrift erst recht verständ- 
lich machen wird. l (R.) 





29. Soziale Hygiene. 


30. Frauenfrage, Sexualethik. 


Apolant Jenny, Stellung und Mitarbeitder Frau 
ın der Gemeinde. B. G. Teubners Verlag, Leipzig und Berlin 
IgIo. I0o6 S. M. 1,35. 
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Seit den letzten zehn Jahren ist die Mitarbeit der Frau in der 
kommunalen Wohlfahrtspflege von immer größerer Bedeutung ge- 
worden. Gegenwärtig sind in über 300 Gemeinden annähernd I2 000 
Frauen teils als Helferinnen, teils als ehrenamtliche oder besoldete 
Pflegerinnen mit Sitz und Stimme in den Bezirkssitzungen tätig. 
Dem Streben nach genauerer Orientierung über dieses wichtige Gebiet 
weiblicher Arbeit kommt Jenny Apolants Buch in vorzüglicher Weise 
entgegen. Sie gibt zuerst eine Darstellung des gegenwärtigen Standes 
des Gemeindewahlrechts der Frau in den Bundesstaaten des Deutschen 
Reiches; es folgt eine Uebersicht über die gesetzlichen Bestimmungen 
des Reichs und der einzelnen Bundesstaaten, die für die Zulassung der 
Frau zu den kommunalen Aemtern maßgebend sind und schließlich 
eine tabellarische Zusammenstellung der zurzeit bestehenden Verhält- 
nisse. Im Anhang wird in knapper Form die Beteiligung der Frau an 
der kommunalen Wohlfahrtspflege in außerdeutschen Staaten ge- 
schildert. (Marie Bernays.) 


Freudenberg, Ika: Die Frau und die Kultur des 
öffentlichen Lebens. (Die Kulturaufgaben der Frau, Bd. 2, 
herausgeg. von Professor Dr. Wychgram). C. F. Amelangs Verlag, 
Leipzig ıgııI. 332 S. M. 5.—. 

Ika Freudenbergs Schrift ist feinsinnig und inhaltsreich, gestützt 
auf philosophisches und historisches Wissen. Sie kann als ausge- 
zeichneter Führer für alle diejenigen gelten, die sich über die höchsten 
Kulturideale und Wertmaßstäbe unterrichten wollen, die hinter den 
einzelnen Forderungen der Frauenbewegung stehen. 

(Marie Bernays.) 


31. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Jahrbuch des Verwaltungsrechts unter Einschluß des 
Staatsverfassungs-, Staatskirchen- und Völkerrechts bearbeitet und 
herausgegeben von Profesor Dr. Stier-Somlo in Bonn. 
5. Jahrgang. ı. Hälfte: Literatur des Jahres 1909; 2. Hälfte: Recht- 
sprechung und Gesetzgebung des Jahres 1909. Berlin IgIo. Franz 
Vahlen. 1. 708 S. Il. 524 S. M. 27.—, geb. 32.50. 

Das wesentliche aus der reichhaltigen verwaltungsrechtlichen 
Literatur wird in diesem Jahrbuch aufgeführt, weniger bedeutende 
Schriften und Abhandlungen nur dem Namen nach, andere unter Bei- 
fügung einer mehr oder weniger umfangreichen Inhaltsangabe. Ein- 
gehende Berücksichtigung hat das Arbeiterversicherungsrecht erfah- 
ren, auch die Abschnitte, in denen die Literatur und Rechtspre- 
chung über Gewerberecht, Arbeiterschutzrecht und Armenrecht auf- 
geführt sind, seien hier besonders erwähnt. Der Jahresertrag an ver- 
waltungsrechtlicher Literatur, Gesetzgebung und Rechtsprechung 
hat einen derartigen Umfang erreicht, daß allen denen, die sich ın 
irgend einer Weise damit abzufinden haben, das Jahrbuch ein will- 
kommenes Hilfsmittel sein wird. (D.) 


32. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


33. Politik. 


Corradinı, Enrico: Il Volere dItalia. Napoli ıgıı. 
Fr. Perrella 207 S. (2 Lire). 
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Dieses Buch stellt den ersten Versuch des noch völlig unfertigen 
italienischen Nationalismus dar, die nach Ausdehnung und Aner- 
kennung seiner nationalen Rechte strebende Bewegung eines großen 
und bedeutenden, längste Zeit übermäßig zurückgehaltenen und zu 
Unrecht mißachteten Kulturvolkes in eine theoretische Form zu 
gießen und gleichzeitig die diesem Volke beständig angetane Schmach 
gleichermaßen mit einigen pieces documentaires zu belegen. Der 
Autor steht ganz auf dem Standpunkt der Machtpolitik, dessen 
äußerste Konsequenzen er zieht, und zwar mit einer Ehrlichkeit zieht, 
daß kaum ein Ausländer, welcher Nation er immer angehöre, sich 
ihm anzuschließen vermöchte. Corradini hat selbst einige größere Rei- 
sen, insbesondere nach dem italienischen Teile Oesterreichs und zwei der 
bedeutendsten Auswanderungsgebiete der Italiener unternommen, zum 
Zwecke, die Probleme des Patriotismus durch Augenschein kennen 
zu lernen und zu ihrer Lösung mit Kompetenz beitragen zu können. 
Was er über die Frage der Auswanderung und die Behandlung, 
welche den Italiener auf französischem und südamerikanischem Be- 
sitz zuteil wird, sagt bezw. mitteilt, gehört zu dem interessantesten, 
was über diese Fragen geschrieben worden ist. Corradini hat Recht, 
wenn er denen, welche die Auswanderung wegen des aus ihr nach dem 
Vaterlande zurückfließenden Geldes als eine Wohltat preisen, vor- 
wirft, sie übersähen, daß sie nur eine momentane traurige Not- 
wendigkeit sei, da sie alljährlich Hunderttausende von Italienern ent- 
nationalisiere und ihres Volkstums verlustig mache. Corradini 
schlägt drei Rettungsmittel aus dieser Gefahr vor. I. Aufbesserung 
der Verhältnisse im Mutterlande, insbesondere Süditalien, zur Unter- 
bindung der Auswanderung überhanpt. 2. Möglichstes Streben nach 
Erlangung eigener Kolonien, die allein dem nationalen Untergang der 
Auswanderer zu steuern vermöchten. 3. Stählung des nationalen 
Selbstbewußtseins durch Ausbildung des italienischen Schulwesens 
in den Auswanderungsgebieten und selbstbewußtes Auftreten Italiens 
in den äußeren Beziehungen zu allen Mächten. In einer interessanten 
Parallele des Nationalismus mit dem Syndikalismus, die freilich mehr 
von künstlerischer Gestaltungsgabe als von theoretischer Durch- 
dringung des Stoffes Zeugnis ablegt, spricht C. die Ansicht aus, der 
erstere sei dazu bestimmt, letzteren zu ersetzen und den Begriff 
Volkseinheit an Stelle des Begriffes Klasseneinheit zu setzen, im 
übrigen aber die Grundformen seiner Kampfesweise — Emanzipation 
durch Kampf und ohne Scheu vor Anwendung von Gewalt — anzu- 
nehmen. Was Italien speziell anbetreffe, so sei es das Proletenvolk, 
das in seinem Wettstreit gegen die reichen Völker, Deutschland, 
Frankreich, Amerika, England, seinen unerbittlichen Kampf gegen 
die Bourgeoisie zu führen habe, ohne Rücksicht darauf, in diesem 
Kampf auch gelegentlich einmal zu den Waffen greifen zu müssen. 

Die Zustandsschilderungen, welche Corradini von den Nöten der 
italienischen Kolonien in Tunis und Südamerika und ihrem Kampf 
gegen die dortige politische Autorität entwirft, verleihen einigen seiner 
Forderungen eine allgemeine ethische Stütze. Itealpolitisch betrachtet, 
ist Italien zu einer Allerweltsfeindespolitik, wie sie C. letzten Grundes 
empfiehlt, freilich längst noch nicht reif. Die Schrift darf aber immer- 
hin Anspruch darauferheben, ernst genommen zu werden. Sie stellt 
eine neue Richtung in der italienischen Politik dar, die z. Zt. reißende 
Fortschritte macht und alle Tätirkeitskreise des modernen Italiener- 
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tums mächtig durchdringt; sie ist außerdem von einem ehrlich be- 
geisterten, der Belehrung fähigen und hochbegabten Mann geschrieben. 
(Robert Michels.) 


W.Kulemann: Politische Erinnerungen,ein Bei- 
frag zur neueren Zeitgeschichte. Berlin ıgrı, Karl 
Kurtius. 251 S. M. 2.50, geb. 3.50. \ 2: 194 1 


Die persönliche Entwicklung eines sonst unbekannten Politikers 
aus dem Nationalliberalismus rechter Färbung zu einem liberalen 
Freischärlertum könnte für die Geschichte und Politik wichtig sein, 
wenn dieser Politiker über Zeitgenossen und Zeitgeschehnisse Erlebtes 
zu berichten hätte, das nicht nur unbekannt, sondern auch von einer 
gewissen Bedeutung wäre. Leider kann trotz der glänzenden Namen, 
die in den Erinnerungen des Verfassers paradieren, nicht behauptet 
werden, daß ihr tatsächlicher Ertrag 250 Buchseiten rechtfertigt. 
Kulemann wurde 1887 hei den Septennatswahlen als Nationalliberaler 
in den Reichstag gewählt. In aller Breite plaudert er uns seine ersten 
Eindrücke vor, von Kommissionen, vom leidigen Fraktionszwang, 
von schlechter Besetzung der juristischen Fachdebatten, von Diäten 
und Rivalitäten, alles Dinge, die doch teils sehr bekannt, teils sehr un- 
wichtig sind. Daß z. B. 1887 der alte Kaiser die Thronrede nicht selber 
las, weil er dabei hätte eine Brille benutzen müssen, mag ja für einige 
Leser noch von gewisser Wichtigkeit sein. Aber es geht doch nicht an, 
daß uns der Verfasser lang und breit über die kleinlichsten persönlichen 
Reibereien zwischen sich und einem seiner Parteigenossen unterhält, 
den wir noch nicht einmal mit Namen kennen. Von einem gewissen 
Werte dagegen ist, was er über die Strömungen Bennigsen und 
Miquel in der nationalliberalen Fraktion erzählt. Die »pupillarische 
Sicherheit«, die Bismarck an dem früheren Osnabrücker Bürger- 
meister vermißte, suchten auch seine Fraktionsgenossen bei ihm ver- 
gebens. Auf dreißig Seiten folgen Charakteristiken fast aller Reichs- 
tagsgrößen aus den 80er und goer Jahren. Unterhaltende Aeußerlich- 
keiten (Bismarcks hohe schwache Stimme) finden sich neben gewagten 
Beurteilungen (Ich habe überhaupt den Eindruck gewonnen, daß 
es Windthorst nicht darum zu tun war, ideale Ziele zu erreichen und 
daß selbst das zur Schau getragene Interesse für die katholische Kirche 
usw.«). Hie und da auch ein anschauliches Bild (Bismarcks Verlesung 
des Todesbotschaft des alten Kaisers im Reichstag) oder eine inter- 
essante Anekdote (Miquel in angeheiterter Stimmung plaudert vor 
Freund und Feind nach dem Regierungswechsel seine Ministerpläne 
aus). Wie erwähnt, liegt der einzige Wert des Buches in einigen Bei- 
trägen zur nationalliberalen Psychologie (vgl. die unentschlossene 
Haltung der Partei gegenüber dem jungen Kaiser und das Benehmen 
Miquels nach seiner Berufung, wo er seine einstigen Parteifreunde 
kaum noch ansah). Kulemann ist nur dıei Jahre im Reichstag ge- 
wesen. Seit ISgo ist er politischer Publizist, mit starkem sozialem 
Interesse. Er ist noch ein paar Mal liberaler Reichstagskandidat, aber 
immer ohne Erfolg, gewesen. Von einer Essener Reichstagswahl, an 
der er beteiligt war, gibt er einige ganz wertvolle Beiträge zum Cha- 
rakter der westfälisch-industriellen Nationalliberalen. Auch im 
kirchlichen Liberalismus ist er tätig gewesen. Seine langen Aus- 
führungen über den evangelisch-sozialen Kongreß und besonders den 
Austritt Stöckers geben eine Fülle von Namen zweiten und dritten 
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Ranges, aber fast nichts Wichtiges und Lebendiges. Dem Wert dieser 
politischen Erinnerungen eines Mannes, der sicher für eine gute Ueber- 
zeugung gelebt und gelitten hat, wäre Genüge getan, wenn er ihren 
Kern in einer unserer wichtigeren Monatsschriften niedergelegt hätte. 
(Adolf Köster.) 


Sighele,Scipio: Pagine Nazionaliste. Milano Igıo. 
Fratelli Treves. 243 pp. (3,50 Lire). 

Der Trientiner Scipio Sighele, der sich als Kriminalist der Lom- 
en Ferrischen Schule einen Namen erworben und insbesondere 
au! dem Gebiet der Massenpsyche erfolgreich gearbeitet hat, ist in 
letzter Zeit allmählich von einer entschieden sozialistischen Weltan- 
schauung zum Nationalismus, der bei ihm, dem geborenen Irreden- 
tisten, bald eine sehr energische Färbung bekam, übergegangen. 
Vor uns liegender Band ist der erste größere Niederschlag des neuen 
Bekenntnisses. Die durchgehende Note ist der Wunsch, daß die 
Augen des italienischen Volkes sich mehr als bisher auf die auswärtige 
Politik lenken und daß jene Politik der Vorsicht und des Abwägens 
aufgegeben werde, welche dem Verf. als eine Politik nationaler Feig- 
heit gilt. In einigen Kapiteln über die Fahne, über die Stellung der 
Sozialisten zum Vaterlandsproblem, über den Begriff des neuen 
Nationalismus, über den der Verf. nur zu sagen weiß, daß er nicht 
wie der französische klerikal und ultrakonservativ, sondern liberal sei 
(die tieferen Gründe dieser Symptome bleiben ihm völlig verborgen, 
wie er überhaupt durchweg auf der Oberfläche der Erscheinungen 
haften bleibt), sagt uns Sighele absolut nichts Neues oder des Druckes 
wertes. Dagegen sind die Kapitel über die Autonomie Südtirols, oder, 
wie es richtiger heißt, des Trentino, sowie das Problem der italienischen 
Universität in Oesterreich. in denen der Verf. Erzähler und als solcher 
kompetent ist, von sachlichem Interesse. Verf. bricht in ihnen für 
einen Irredentistischen Reformismus, der aber das irredentistische End- 
ziel nicht aus den Augen behalte, eine Lanze. Alles in allem ist die 
Schrift zu literarisch, um politische Wirkung auslösen zu können. 
Es fehlt ihr durchaus an dem »Sugo«, ohne den eine nationalistische 
Theorie ungenicßBbar wird. (Robert Michels.) 


Stampfer, Friedrich: Grundbegriffe der Politik. 
Nürnberg, Fränkische Verl agsanstalt, 1910. VI. 293 S. M. 3.— 
Der Verfasser will »den Umriß einer Theorie geben, die dem Be- 
wußtsein und der Praxis der heutigen Arbeiterbew egung entsprichte«. 
Er definiert Politik als zweckbewußt auf das Gemeinwesen gerichtete 
Tätigkeit, oder, wegen der virtuellen Omnipotenz der staatlichen Ord- 
nung, als »Universalität des menschlichen Handelns«. Die Gehorsams- 
pflicht gegenüber dem Staate wird dem sittlich empfindenden Indi- 
viduum. nur durch das Bewußtsein erträglich, gleichberechtigter Fak- 
tor bei der Bildung des Staatswillens zu sein. Daher das Streben der 
Massen nach Volkssouveränität, die äußBerstentalls selbst mit Gewalt 
herzustellen ist. Die sozialistische Politik erstrebt die Verwirklichung 
des Humanitätsgedankens in der Gesellschaft durch den Staat und 
muß nach Herstellung der Demokratie. den Weg gesetzgebetischer und 
administrativer Reformen gehen, wobei die Y xpropriation der Ex- 
propriateurs« ebensowohl in ökonomischen Formen vor sich gehen 
kann wie in juristischen. Klassenkampf ist Kampf der Persönlichkeit 
gegen Eigentumsdespotie, durch Zugeständnisse materieller Natur 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. NAXNIT. 2. 39 
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kann er nicht zum Stillstand gebracht werden. Die Emanzipation des 
Proletariats erfolgt auch nicht in einem plötzlich ausbrechenden kurzen 
Kampf, sondern in einer Kette von Kämpfen, Umwälzungen und Um- 
stürzen. Lebensprinzip der Arbeiterbewegung ist rastloseste, vielsei- 
tigste Aktivität, unter Anpassung an gegebene Umstände. in grund- 
sätzlich bewußter Richtung zum Endziel. — Von diesen allgemeinen 
Anschauungen ausgehend entwickelt der Veıfasser die einzelnen For- 
derungen der sozialdemokratischen Politik in Bezug auf Verfassungs- 
wesen, Sozialpolitik, Besteuerung, auswärtige Politik, Zollpolitik usw. 


SOZIALPOLITISCHE CHRONIK. 


Die deutschen Gewerkschaften im Jahre ı91o0. 


p Das gesamte öffentliche Leben Deutschlands war im Jahre 
IgIo durch die kommenden Reichstagswahlen beherrscht, welche man 
für Mitte oder Ende des Jahres 1911. spätestens aber Anfang IgI2 er- 
wartet. So ist das Jahr Ig1o durch eine ganz außerordentliche inner- 
politische Spannung charakterisiert, durch die Einbeziehung 
immer weiterer Massen ın politische Strömungen. An den zahlreichen 

Nachwahlen kann man diese Aufwühlung der gesamten Wäh'erschaft, 
die Erweckung weitester Kreise zu politischem Bewußtsein erkennen. 
Die Politik aber — und das ist für die wirtschaftlichen Or- 
ganisationen von besonderer Bedeutung — orientiert sich der- 
zeit nicht an »rein politischen«, sondern an ökonomischen Problemen: 
Es ist nicht wie im Jahre 1900/7. nach der Auflösung des Reichstages 
durch Bülow, eine politische Parole allein, die ungeheure Massen 
elektrisiert, sondern es sind ökonomische Fragen, Zoll- und Handels-, 
Finanz- und Steuerpolitik in erster Linie, welche die politische Situa- 
tion beherrschen. Dazu kommen Fragen der Sozialpolitik, insbeson- 
dere die Reform und der Ausbau der Versicherungsgesetzgebung. Diese 
im Mittelpunkt der pohtischen Diskussion stehenden Probleme be- 
stimmen natürlich die Parteikonstellation: sie erklären auch die immer 
weitergehende Ausbildung wirtschaftlich-pohtischer Organisationen, 
die in früheren Jahren gar nicht einen entsprechenden Boden ihrer 
Wirksamkeit hätten finden können. In den früheren Abschnitten dieser 
Chronik konnte bereits auf den Hansabund, auf den neugegründeten 
Bauernbund, auf die Wahlfonds wirtschaftlicher Korporationen, auf 
die immer weiter um sich greifende, zunächst wirtschaftliche Organi- 
sation und damit auch politische Festlegung weiter, bisher schw ake 
der Bevölkerungsschichten (insbesondere Angestellte und Beamte) 
hingewiesen werden. Hier muß daran erinnert werden, weil diese Ent- 
wicklungsreihe, die Einrulierung großer immer noch wachsender bür- 
gerlicher Schichten in wirtschaftliche Organisationen, die für die poli- 
tische Parteikonstellation von entscheidender Bedeutung wird, auch 
auf die Organisation der Arbeiterschaft in den Gewerkschaften cin- 





* Abgeschlossen am 12. März ıyıı. 
39* 
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wirkt. So wie die straffe wirtschaftspolitische Organisation der Ar- 
beiter und der Agrarier zweifelsohne die große Masse der bürgerlichen 
Schichten für den Organisationsgedanken erst empfänglich gemacht 
hat (kehrt doch der Hinweis auf die »geordneten Heerscharen« der Ar- 
beiter und Agrarier in der Argumentation der erwähnten bürgerlichen 
neuen Organisationen immer wieder), so wirkt wiederum andererseits 
die Organisation dieser Schichten auf die Arbeiterschaft, verstärkt die 
StoßBkrait ihrer Organisationen, läßt die Ueberzeugung von der Not- 
wendigkeit der Organisation auch in Schichten Wurzel schlagen, die 
bisher nicht erfaßt wurden, wird vielleicht das innere Gefüge der Or- 
ganisationen kräftigen, die massenhafte Fluktuation der Arbeiterschaft 
in den Gewerkschaften vermindern und diese so zu immer einheit- 
licheren Verbänden ausgestalten. 

Die politische Situation war also der Entwicklung der Ge- 
werkschaften im Jahre ıgıo günstig. Die ökonomische wirkte 
analog, wenn auch nicht mit derselben Intensität: In den Anfängen der 
Gewerkschaftsbewegung war an einen Aufschwung der Gewerkschaften 
nur bei günstiger Konjunktur zu denken, bei Aufwärtsentwicklung der 
Löhne, bei der Möglichkeit, durch gewerkschaftliche Aktionen die ma- 
terielle Position der Arbeiterschaft zu stärken. Die großen Erfo!ge der 
Gewerkschaftsbewegung zu Zeiten der guten Konjunktur beruhten im 
wesentlichen darauf, daß sie es den Arbeitern ermöglichten, die Konkur- 
renz der Unternehmer um die Arbeiterschaft auszuwerten, die Zer- 
splitterung der Arbeiter als unendliche Summen von Einzelverkäufern 
ihrer Arbeitskraft derart zu reduzieren, daß eine Zusammenfassung der 
Arbeiter, wenigstens je eines Betriebes, herbeigeführt und damit eine 
Fruktifizierung der Konjunktur für die Arbeiterschaft möglich wurde. 
— In diesem Sinne war allerdings eine Konjunktur für die Arbeiter- 
schaft und damit auch für die Gewerkschaftsentwicklung im Jahre IgIo 
nicht gegeben. Die Wirtschaftslage desselben, soweit sie für die 
Arbeiterschaftalsihre materielle Position ge- 
staltend wirksam war, läßt sich vielmehr dahin charakterisieren 
(wenigstens für einige große, beherrschende Industriegruppen), daß 
die von den Produzenten nahezu ganz festgehaltenen Hochkon- 
junkturpreise die Depression verlängerten, einen Aufschwung der 
Produktion hemmten, dadurch auch den Arbeitsmarkt, bei gleich- 
bleibenden und selbst steigenden Gewinnen, nicht in entsprechen- 
der Weise beeinflußten. Zum ersten Male zeigte sich, wie unter 
dem Einfluß der mehr als früher durch den Zoll garantierten 
Kartellpreise, die Depression nur sehrallmählich überwunden 
werden kann, wie die Ralliierung der Unternehmer in der Pro- 
duktion durch die ganz automatisch wirkenden Zölle und das bessere 
Funktionieren der Produzentenverbände spezielle Aktionen der Unter- 
nehmerverbände schon vorwegnimmt, überflüssig macht, und den Ar- 
beitsmarkt in einer Weise beeinflußt, welche für die Gewerkschaften, 
die Arbeitnehmerorganisationen eigentlich gar keine Angriffsfläche 
bietet. — Dies wird einzeln zu zeigen noch Gelegenheit sein. Doch sollte 
schon eingangs deshalb auf diese allgemeine Signatur des Jahres 1910 
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hingewiesen werden, weil sie eine neu auftauchende sich immer stei- 
gernde Schwierigkeit gewerkschaftlicher Aktion darstellt und für viele 
Wirtschaftsgruppen auch schon im Jahre ıgıo entscheidende Bedeutung 
erlangte!). Diese allgemeine wirtschaftliche Entwicklung, welche 
für die Produzenten (Garantie der Gewinne auch während der Depres- 
sion bedeutet, ist für die Gewerkschaften wegen der Kehrseite von Be- 
deutung: Daß die langsame Steigerung der Produktion trotz besserer 
Gewinne den Arbeitsmarkt für die Arbeiter nicht günstig beeinflußt 
und daher trotz der objektiven Möglichkeit der Besserung der Verhält- 
nisse keine automatısche Besserung eintreten kann (wie unter 
der freien Konkurrenz), weil das langsame Ansteigen der Produktion 
auch die Nachfrage nach Arbeitskräften nur langsam wachsen läßt. 
Die Hochhaltung der Preise, welche die Arbeiterschaft als Konsumen- 
ten bedrängt, hemmt zugleich ihr Aufsteigen als Produzenten und so 
ist es nicht mehr ein sprunghaftes, durch relativ rasche, mühelose Er- 
folge erzieltes Wachstum der Gewerkschaften, das wir im Jahre 1910 
zu verzeichnen haben, und das sich etwa mit dem der Konjunktur 
von 1905/1907 vergleichen ließe, sondern ein stetes Fortschreiten, 
wie es durch das Nachlassen der Krise erst ermöglicht wurde, ein Fort- 
schreiten, das aus ständiger Agitation und Werbearbeit, aus dem Druck 
der ökonomischen Verhältnisse auf den Arbeiterhaushalt heraus erklärt 
werden muß. Es ist nicht mehr das Wachstum großer Organisationen, 
die zum Angrifiskampt gegründet werden, wie es zu den Anfangszeiten 
der Gewerkschaftshewegung hie und da der Fall gewesen sein mag, 
nicht das stürmische Wachstum einer siegenden Schar, wie es in den 
Anfängen der gewerkschaftlichen Bewegung erschienen sein mochte, 
sondern die naturgemäße Ausdehnung großer Zweckverbände, die mit 
den Aufgaben, dem Felde der Tätigkeit und dem Kreise der an ihrer 
Tätigkeit Interessierten und den allgemeinen Möglichkeiten parallel 
wachsen. 

Dies, soweit im allgemeinen etwas gesagt werden kann, die Ein- 
wirkungen der ökonomischen Situation auf die Gewerkschaften. Sie 
zeigt sich auch durchwegs im Verlauf und Ausgang der großen Lohn- 


I) Diese Schwierigkeiten werden, namentlich von den großen Gewerkschaften, 
erkannt und gewürdigt. Immer aufmerksamer verfolgen diese die allge meine 
wirtschaftliche Konstellation. Die Metallarbeiterzeitung erblickt auch in der 
engen Lijerung der Industrie mit den Banken einen Grund dafür, daß die Er- 
leichterung des Geldmarktes nicht in demselben Maße wie früher nach einer 
Krise eintreten konnte, daß namentlich die größten Unternehmungen während 
der Depression gewaltige Betriebsausdehnungen durchsetzen, Vorräte aufstapeln 
konnten (wie das Kohlensvndikat), was als Kehrseite der Entwicklung wieder 
zur Folge hatte, daß die Gründung neuer Unternehmungen, die schon durch die 
Preissteigerungen aller Produktionsmittel ohnedies erschwert wird, durch die 
Teuerung des Geldes hinausgeschoben wurde. Die HKinwirkungen dieser Kon- 
Stellation auf die Gewerkschaften liegen auf der Hand und wurden bereits 
angedeutet. (Vgl. Metallarbeiterzeitung, 7. I. 1911). Die RKartellierung, mehr noch 
die (auch fur Deutschland bevorstehende) Vertrustung begünstigt ferner die 
Uecberkapitalisierung. Diese aber hat die Tendenz, das Ansteigen der Löhne 
mindestens zu erschweren. (Korrespondenzblatt, 9. VII. 1910). 
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kämpfe dieses Jahres, deren Anfänge bereits zum Teil erörtert wur- 
den ?\. Die gedrückte Situation ließ es in keinem der Fälle zu einer 
völligen alle Unstimmigkeiten beseitigenden Entscheidung gelangen. 
Unter sonst gleichen Konjunkturverhältnissen hätten gewiß die Ge- 
werkschaften vielfach größere Erfolge erzielen können; die Beherr- 
schung des Wirtschaftslebens durch die Syndikate und Kartelle aber 
stärkte auch die Position der Arbeitgeberverbände, wie auch viele Ein- 
zelheiten des Lohnkampites, viele taktische Mittel der Unternehmer erst 
möglich sind auf Basis einer Kartellorganisation (z. B. Materialsperre 
usw.). So dürfte auch in praxi, selbst bei den großen Gewerkschaften, 
bei welchen immer am ehesten ein Antagonismus zu den Politikern be- 
steht, von denen auch im Jahre 1910 gar manche Differenzen mit den 
politischen Führern ausgefochten wurden, die allgemeine politische 
Konstellation in erheblichem Maße zum Wachstum beigetragen haben. 
Das soll natürlich nicht bedeuten, daß die Gewerkschaften in größere 
Abhängigkeit von der politischen Partei geraten. Im Gegenteil — 
deren Aktionen sind immer mehr solche, welche eigentlich (ihrer Wir- 
kung nach) ins Ressort der Gewerkschaften fallen, letzten Endes eine 
Erhöhung der Lebensunterhaltung der Arbeiterschatft bezwecken. Es 
ist nur insofern eine Verschiebung eingetreten, als es eben für die Ge- 
werkschaften aus den erwähnten Gründen immer schwieriger wird, 
direkt durch Wirtschaftskämpfe die Lage der Arbeiter zu verbessern, 
wenn nicht zugleich die Garantie gegeben wird, daß nicht auf andere 
Weise der Arbeiterschaft wiederum das an E' nfluß und Lebensunter- 
haltung entzogen wird, was die Gewerkschaften mühevoll eroberten. 

Die bereits erwähnte tiefgehende politische Aufwühlung des ge- 
samten deutschen Volkes hat also die Gewerkschaften im Jahre IgIO 
zweifelsohne gestärkt, das für sie als ökonomische Verbände vielleicht 
nicht so günstig gewesen wäre: während auf der einen Seite die Wir- 
kungen der Reichsfinanzreform und die Kartellorganisationen (wie be- 
reits erwähnt) die Aktionslust und -Fähigkeit der deutschen Produktion 
lähmten, den Massenkonsum hemmten und so dem Wiederaufleben 
einer guten Konjunktur hinderlich im Wege standen, hat andererseits 
gerade wiederum die offensichtliche Wirkung dieser Steuerreform die 
breitesten Schichten in Mitleidenschaft gezogen und einen Agitations- 
stoff geboten, der an Wirksamkeit (speziell für die Gewerkschaften) 
keinen geringeren Erfolg hatte, als eine gute Konjunktur und die Mög- 
lichkeit, ım direkten W irtschaftskampf große Erfolge zu erzielen. 

Die ökonomische Signatur, wie sie eben zu kennzeichnen versucht 
wurde, spiegelt sich auch in der Zahl und Ausdehnung der Streiks und 
Aussperrungen 3): Wenn auch die Zahl der Streiks (von 1537 im Jahre 
1909 auf 2109 im Jahre 1910) stieg, ebenso die Zahl der in den be- 
troffenen Betrieben Beschäftigten (von ca. 254 000 auf 372 000), wenn 
ferner auch die Zahl der erfolgreichen Streiks stieg (1909 hatten 
283 Streiks vollen. 520 teilweisen Erfolg; 1910: 409 vollen, 905 





2) Vgl. Bd. XNN, S. 549 ff. und S. 854 ff. 
3) Siche Reichsarbeitsblatt, Februar r911; S. 116. 
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teilweisen Erfolg), während die ergebnislos verlaufenen Streiks 
sich der Zahl nach fast gleich blieben (1909: 734; IQ9IO : 795), 
so ist diesen Daten gegenüber doch eine weit enormere Steige- 
rung der Aussperrungen zu verzeichnen, die sich ihrer Zahl nach 
verzehnfachten (von II5 im Jahre Igog auf 112r im Jahre IgIo) 
und neunmal soviel Arbeiter in Mitleidenschaft zogen (1909: 30 870, 
IgIo: 314 988). Auch die Erfolge der Aussperrungen besserten 
sich relativ (1909 waren 9 Aussperrungen = 7,8 °%, IgI0:55 = 4,9 °% 
aller Aussperrungen resultatlos).. Am stärksten vermehrte sich die 
Zahl der Aussperrungen mit teilweisem Erfolg (von 59 auf 944), 
während vollen Erfolg hatten: im Jahre 1909: 47, IgIo: 122 Aus- 
sperrungen. Die Organisation der Unternehmer ist also schon ausge- 
bildet genug, um einen großen Teil der Streiks mit Aussperrungen be- 
antworten zu können, und die Kartellorganisation läßt auch bei guter 
Konjunktur (oft sogar gerade bei dieser) einen Streik resp. eine Aus- 
sperrung als stimulus der Preisentwicklung erwünscht erscheinen ô). 
Diese Konstellation wird umso deutlicher, wenn man im Zusam- 
menhang damit den Arbeitsmarkt des Jahres ıgıo betrachtet 5). Alles 
deutet auf eine Besserung des Beschäftigungsgrades der Arbeiterschaft ; 
sowohl der Erlös der Versicherungsmarken (der in jedem Quartal höher 
war als im gleichen Quartal der Jahre 1908 und 1909), als auch die 
Zahl der Arbeitsgesuche in Relation zur Zahl der offenen Stellen. Auch 
die von den Gewerkschaften erhobene Arbeitslosigkeit war in jedem 
Monat des Jahres 1910 geringer als in den entsprechenden Monaten der 
Jahre 1908 und 1909, wenn auch die Abweichungen zum Teil nur uner- 
hebliche waren (insbesondere gegenüber dem Beschäftigungsgrade des 
Jahres 1908). Die Notwendigkeit, die verfügbaren Arbeitskräfte in 
größerem Umfang als in den früheren Jahren heranzuziehen, hat aber 
--- wie aus dem früher Gesagten hervorgeht, — doch nicht die Wir- 
kung gehabt, die Position der Arbeiterschaftautomatischzuver- 
bessern, und hat insbesondere nicht die Wirkung gehabt, Aussperrungen 
ganz auszuschließen. Ja, es scheint, daß für die Gewerkschaften schon 
die Zeit vorüber ist, in der die gute Konjunktur eine Erhöhung der 
Löhne und eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen leicht gestattet. 
Abgesehen davon, daß die Konjunktur aus den bereits erwähnten Grün- 
den nicht mehr so radıkal und mit elementarer Wucht die einzelnen 
Unternehmer mit sich fortreißend einsetzt, wie noch vor 20 oder selbst 
noch vor Io Jahren, und daher die aus der allgemeinen Wirtschaftslage 
resultierende Situation sich nicht so radıkal für die Arbeiter bessern 
kann wie früher, wird selbst die Besserung im Beschäftigungsgrade 
nicht mehr automatisch den Arbeitsmarkt beeinflussen, weil eben die 
freie Konkurrenz auf beiden Seiten aufgehoben ist -- und dies gerade 
für die wichtigsten Industriezweige, deren Löhne für die Gesamtheit 
von entscheidender Bedeutung sind. — Je mehr auch bei fortschreiten- 
der Konjunktur die Unternehmer einem raschen Ansteigen der Löhne er- 


4) Bergarbeiter-Zeitung 14. I. 1911. 
5) Reichsarbeitsblatt, Januar r911, S. 2 ff. 
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folgreich Widerstand zu leisten vermögen, ja sogar (wie im Bergbau) 
zeitweise eine Herabdrückung der Löhne durchsetzen können, desto 
deutlicher zeigt sich, daß sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt in einem 
Uebergangsstadium befindet, daß sich die Machtverhältnisse auf dem- 
selben umformen. Dies die Kehrseite des Ausbaus der Organisationen, 
sowohl der Unternehmer als auch der Arbeiter. Dieser allgemeinen 
Konstellation entsprechend hat auch keiner der großen Arbeitskämpfe 
des Jahres 1910 eine Entscheidung auch bloß für die spezielle Industrie 
herbeizuführen vermocht: es fielen bloß Zwischenentscheidungen. 
Auch die Stimmung in den beteiligten Kreisen und die Aktionen deuten 
nach derselben Richtung. Namentlich das bereits erwähnte Bestreben 
zur Bildung immer größerer Verbände und das analoge Bestreben, 
andere Organisationen als Kampfgenossen heranzuziehen, (um nur die 
wichtigsten hierher gehörenden Aktionen der Gewerkschaften zu nen- 
nen: Ausbau der Konsumvereine, Bildung von Jugendorganisationen; 
auf Seite der Unternehmer: Ausbau der Arbeitsnachweise, automati- 
sche Wirksamkeit der Kartelle für die Lohnbewegungen usw.), zeigt, 
wie die Durchführung des Organisationsgedankens immer weiter greift 
und eine Erfassung immer weiterer Schichten in immer höherem Maße, 
eine Durchdringung des ganzen Wirtschaftslebens mit bewußt gewor- 
denen klassenmäßig orientierten Verbänden bedingt. — So bedeutet 
das Wachstum der Gewerkschaften nicht ohne weiteres höhere Macht, 
zum Teil gewiß bloß Ausgleichung inzwischen entstandener gegneri- 
scher Kräfte. Und erst die Relation zu den Unternehmerorganisationen 
vermag die Kraft der Gewerkschaften zu zeigen, ebenso wie der Um- 
fang und die Art ihrer Erfolge auch von dieser Relation zu den gegneri- 
schen Organisationen entscheidend beeinflußt wird. Das Wachstum 
der Gewerkschaften im Jahre IgIo bedeutet also nicht ohne weiteres 
eine Stärkung ihrer Position. Und erst die nächste Depression wird er- 
kennen lassen, ob nicht trotz des Wachstums der Gewerkschaften die 
inzwischen erfclgte Ausgestaltung der Unternehmerorganisationen und 
die Umwälzung in der Organisation des Wirtschaftslebens überhaupt 
eine solche Steigerung der Arbeitgeberposition mit sich brachte, daß 
demgegenüber die Macht der Gewerkschaften relativ gesunken ist. Aus 
diesen Erwägungen heraus wird auch die Ausbildung der den Gewerk- 
schaften koordinierten Organisationen für die Arbeiterschaft von im- 
mer größerer Bedeutung ®). 


Die freien Gewerkschaften. 


Genaue Ziffern für die Zahl der Mitglieder in den freien Gewerk- 
schaften zu Ende des Jahres IgIo stehen derzeit noch nicht für alle Ge- 
werkschatten zur Verfügung. Doch konnte das Korrespondenzblatt °) 


6) Namentlich die Ausgestaltung der Konsumvereine; die Aenderung ihres 
Charakters und die steigende Bedeutung, auch als klassenbildendes Element 
soll in einem speziellen Abschnitt der »Chronik« im Laufe dieses Jahres noch zur 
Erörterung gelangen. 

7) Korrespondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften Deutsch- 
lands, 7. I. IQII. 
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bereits zu Beginn des Jahres ıgIı auf Grund der Abrechnungen und 
Statistischen Angaben von 47 Verbänden vom 3. bezw. 2. Quartal IgIo 
mit zusammen I 937 455 Mitgliedern die Mitgliederzunahme dieser 47 
Gewerkschaften gegenüber dem gleichen Quartal des Vorjahres mit 
193 316 oder 11,08 % feststellen. Schon auf Grund dieser Ziffern allein 
muß angenommen werden, daß die Zahl der Mitglieder der freien Ge- 
werkschaften zu Ende 1910 die zweite Million überschritten hatte. Bei 
Annahme eines Zuwachses von 11,08 % rechnet die Generalkommission 
mit 2,ı Million Mitgliedern, gegenüber ı Million im Jahre 1904 nach 
20jähriger Organisationsarbeit. Das Wachstum ist also ein sehr rasches, 
umso rascher, wenn man bedenkt, daß inzwischen zwei Jahre der Stag- 
nation (infolge der Krise) zu überwinden waren. Im einzelnen veran- 
schaulichen folgende bisher bekannt gewordene Ziffern das Wachstum 
der Gewerkschaften: 


propao 


en Kassastand 
Bäcker u. Konditoren 20 350 214 212 23 093 232819 (C $) 4. II. ıı 
Bergarbeiter 120 2850 3140 676 4 255 753 °) 
Bildhauer 3 722 60 629 3 609 59186 (C4.1l.ıı) 
Buchdrucker 59027 _ 7929257 61436 7 958 523!°) (C 28. I. 11) 
Buchdruckereihilfsarb. 14 725 237 403 15538 
Fabrikarbeiter 141024 I 830 434 148 316 1379436 (C 7. L 11) 
Friseure (1 /XII) 

2141 12 908 2 199 12 109 (C 25. Il. 11) 

Gärtner 4 894 33 522 5 501 (C 2ı. Il. 11) 
Gastwirtsgehilfen Q 5II 138 507 11019 (C xr. IIl. 11) 
Gemeindearbeiter 32 488 326 777 36 818 274615 (C 7. L 11) 
Glaser 4 027 62 397 4 138 4792ı (Cı4. IL. 11) 
Handlungsgehilfen 9 870 25 996 r2 380 (C 28. 1. ıı) 
Holzarbeiter 151 827 3434 314 1061219 4 395 447 (C 7. I. ıt 
Kupferschmiede 4 445 157 243 4484) 
Metallarbeiteı 373 349 06248251 462 006 !?) 
Porzellanarbeiter 10 515 190 227 12 872 281 612 (C ı8. Il. ıı) 
Schiffszimmerer 4 005 95 321 3 809 08 078 {C 25. II. ıı) 
Schmiede 15 099 245 199 17 000 13) 
Schneider 38 52C 508 999 44 432 (C 4. III. 11) 
Steinarbeiter 16 89% 573 880 22 410 (C 4. III. 11) 
Tapezierer 8 4156 138 909 9 302 (C rr. III. 11) 
Transportarbeiter 96 623 775 820 152 500 14) 
Zimmerer 53 821 I 673 530 54 550 15) 





-— 


8) C = Korrespondenzblatt d. Generalkomm. d. Gewerkschaften Deutsch- 
lands. 

») Bergarbeiterzeitung, 18. II. 1911. 

10) Korrespondent (Organ d. Buchdrucker) 9. II i911. 

11) Metallarbeiterzeitung, 1r. II. ıgrı. 

12) Ebenda. 13) Ebenda. 

14) Im Jahre 1910 fand die Fusion mit den Verbänden der Hafenarbeiter 
und Seeleute statt (Korrespondenzblatt, 4. VI. 1910). Die Hafenarbeiter zählten 
Ende 1909: 26 442 Mitglieder, die Seeleute 7379. Es ergibt sich daher als Ver- 
gleichsziffer für Ende 1909: 130 4.44. Die obigen Angaben nach dem Kurier, 12. 
II. 1911. 15) Zimmerer, 18. HI. r1. 
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Schon aus diesen Ziffern zeigt sich, daß den Hauptzuwachs die 
großen Gewerkschaiten zu verzeichnen haben. Diese wachsen relativ 
sehr schnell, so z. B. die Metallarbeiter, Transportarbeiter, Bergarbei- 
ter (von denen allerdings noch keine Daten für den Mitgliederstand des 
Jahres 1gro vorliegen). Die kleineren Gewerkschaften, insbesondere 
diejenigen, die rein gewerbliche, nicht industrielle Arbeiter umfassen, 
wachsen viel langsamer. 

Es ist daher die Entwicklung des Gewerkschaftswesens mehr 
als bisher auf die Entwicklung der großen Verbände gestellt. Diese 
Tendenz wird dadurch verstärkt, daß sich, besonders stark im Jahre 
1910, Verschmelzungsbestrebungen der einzelnen Branchen- zu Indu- 
Strieverbänden geltend machen; so vereinigten sich im Jahre 1gIo (wie 

seinerzeit in der sozialpolitischen Tageschronik registriert wurde), die 
Verbände der Bauhilfsarbeiter und Maurer zum Bauarbeiterverband, 
die der Hafenarbeiter, Seeleute und Transportarbeiter zu einem großen 
Transportarbeiterverband; auch in den Holz- und Nahrungsmittelge- 
werben fanden weniger wichtige Verschmelzungen statt 19); die Ver- 
einigung der Schmiede mit den Metallarbeitern ist vorbereitet, findet 
jedoch bisher einen erheblichen Widerstand in dem Bestreben der 
Schmiede, ihre eigentümlichen Einrichtungen, insbesondere Unter- 
stützungen im Metallarbeiterverband, weiterzuerhalten. Der Ver- 
bandstag der Töpfer beschloß, sich für die Bildung eines allgemeinen 
Keramarbeiterverbandes einzusetzen 16°). Ferner wird auch die Ver- 
schmelzung der Tabakarbeiter und Zigarrensortierer geplant 1). Dar- 
über hinaus dürften die nächsten Jahre noch weitere Vereinigungen 
bringen, und sc die Macht der einzelnen Verbände umsomehr steigern, 
als ja auch die Werbekraft der einzelnen Verbände (wenigstens soweit 
geurteilt werden kann) mit der Größe wächst, weil der Einfluß auf die 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse gegenüber den Unternehmerorgani- 
sationen überhaupt nur durch einheitliche Industrieverbände möglich 
wird und weil auch Kämpfe mit Aussicht wenigstens auf teilweisen Er- 
folg überhaupt nur mehr von den ganz großen Verbänden geführt wer- 
den können. 
Auf die Gestaltung des Budgets im Jahre IgIo kann hier im ein- 
zelnen noch nicht eingegangen werden. Die Gewerkschaften haben fast 
sämtlich (wie schon aus den mitgeteilten Ziffern hervorgeht), ihre Ein- 
nahmen und Vermögen steigern können; bei einigen Verbänden wirkte 
allerdings die Krise och schr drückend. Auch hier sind es wiederum 
die großen Verbände, welche einen entschiedenen Fortschritt der Ge- 
samtbewegung herbeiführen, vielmehr als es ihrem prozentuellen An- 
teil an der Gesamtmitgliedschaft entsprechen würde. 

Das Vermögen der freien Gewerkschaften betrug Ende 1909 SJ 

4314 Millionen Mark, die Einnahinen 5014 Mill., die Ausgaben 46t Mill. 


16) Korrespondenzhl. 7. I. ı1. 

16a) 4. Verbandstag d. Töpfer, Korrespondenzbl. 2. III. 1910. 
17) Korrespondenzblatt 4. IIL 1911. 

t8) Ebenda 13. VIII. 1910. 
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Unter den Ausgaben sind sich nahezu gleich geblieben die Arbeits- 
losenunterstützung, die Reiseunterstützung, Krankengeld. Eine erheb- 
liche Steigerung hat erfahren die Streikunterstützung (von 4,8 Millionen 
auf 6,9 Mill. Mark) während die Gemaßregeltenunterstützung von 
1,44 Mill. auf 1,07 Mill. Mark zurückging. Schon 1909 waren also (wie 
aus dem folgenden hervorgeht) die freien Gewerkschaften in erster 
Linie an den Ausgaben für Lohnbewegungen beteiligt; das Jahr I910 
dürfte eine weitere, sehr erhebliche Steigerung der Ausgaben für Streik- 
unterstützung gebracht haben. Eine Minderung des Vermögens ist je- 
doch trotz der großen Streiks, resp. Aussperrungen nicht anzunehmen, 
da in allen Fällen hohe Extrabeiträge ausgeschrieben wurden. — 

Die Finanzen der Gewerkschaften dürften in der nächsten Zeit 
eine erhebliche Einwirkung durch die allmähliche Einführung der 
Staffelbeiträge erfahren. Mehrere Gewerkschaften besitzen diese be- 
reits und andere wollen sie einführen, um so die Organisation auch der 
minder Entlohnten und insbesondere der weiblichen Arbeiterschaft zu 
erleichtern 1%). Eine Steigerung der Einnahmen wird dadurch insoweit 
eintreten, als die Zahl der neugewonnenen Mitglieder den Ausfall an 
Beiträgen der minder gelohnten Arbeiter auszugleichen ermöglicht. 
Neben der Aenderung in der Beitragsleistung sind ferner bereits Extra- 
beiträge an der Tagesordnung, die erhebliche Zeit vor Lohnbewegungen 
zur Erhebung gelangen und eine Stärkung der Gewerkschaftskassen 
zur Folge haben, wenn die Lohnbewegung nicht stattfindet 2%). Doch 
bedeutet, wie bereits erwähnt, eine Steigerung der finanziellen Mittel 
nicht eine parallele, proportionale Steigerung der Macht der Gewerk- 
schaften. Ja, man kann sogar sagen, je größer die Mittel in den Gewerk- 
schaftskassen, desto größer der Anreiz für die Unternehmerorgani- 
sationen, die Kassen zu sprengen —- desto häufiger die großen Aus- 
sperrungen, welche letzten Endes den Zweck haben, die Arbeiterorganı- 
sationen zu vernichten. Wenn auch die von den Unternehmern ın sol- 
chen Fällen aufgestellten Rechnungen in der Realität meist nicht stim- 
men, so ist doch soviel gewiß, daß die Stärkung der Kassenbestände 
nicht mehr denselben Effekt hat. als noch wenige Jahre vorher. Kine 
wirkliche Machtsteigerung für die Gewerkschaften wäre erst möglich, 
wenn die Organisation noch viel größere Schichten der Arbeiterschaft 
erfaßt, wenn es den Gewerkschaften ferner gelingen sollte, mit den 
Konsunmivereinen in ein entsprechendes Verhältnis zukommen und mit 
Ihnen gemeinsam zu kooperieren und wenn die übrigen Organısationen 
(insbesondere die H.D. und die christlichen) wenigstens taktisch mit den 
freien Gewerkschaften eine Einheit bilden (woran gegenwärtig kaum zu 
denken) und wenn es endlich zelänge, die Aktionen der Unternehmer 
auf Schaffung von gelben Gewerkschaften abzuwehren. All das aber 
wird seine großen Schwierigkeiten haben. Am ehesten wird noch in 


= = — 


19) Korrespondenzblatt 30. VIL 1910. 

20) Die große Steigerung des Vermögens im Bergarbeiterverband ist zum 
Teil auf die Vorbereitung einer Lohnbewegung zu Ende des Jahres 1910 zurück- 
zuführen. 
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Zukunft eine Kooperation mit den Konsumvereinen möglich sein. Von 
da aus kann auch die aktive soziale Politik neue Inhalte gewinnen. Die 
übrigen genannten Ziele aber stehen noch in weiter Ferne — und des- 
halb muß man wohl — trotz des erheblicheren Wachstums der freien 
Gewerkschaften im Jahre 1910 — sagen, daß man von einen: »Sieg der 
gewerkschaftlichen Idee« ın Deutschland noch lange nicht sprechen 
kann ?}). 


Die christlichen Gewerkschaften. 


In dem analogen Abschnitte der Chronik des letzten Jahres wurde 
darauf hingewiesen 2), daß sich die christlichen Gewerkschaften immer 
mehr zu reinen Interessentenorganisationen entwickeln. Mehrere Um- 
stände wiesen darauf hin, insbesondere die Haltung gegenüber den 
gelben Verbänden und den Fachabteilern. Mehr noch das radikale Vor- 
gehen gegenüber dem einseitigen Arbeitsnachweis des Zechenverbandes 
im Ruhrrevier, die gemeinsamen Lohnbewegungen usw. Die Beur- 
teilung dieser Fragen kann jedoch nach den Ereignissen des Jahres 


21) Die Position der Gewerkschaften ist, wie angedeutet, durch die Relation 
zu den übrigen Organisationen gegeben, und insoferne bedingen alle Aenderungen 
in diesen auch Verschiebungen in der gewerkschaftlichen Macht. In diesem 
Abschnitt der Chronik kann nur die eine Komponente, die in der Entwicklung 
der Gewerkschaften selbst gegeben ist, zur Darstellung gelangen. Bei der Bespre- 
chung der Unternehmerorganisationen wird sich die Rückwirkung aus der Ge- 
staltung dieser Verbände, bei der Erörterung der Konsumvereinsbewegung 
deren Einfluß auf die Arbeiterbewegung und deren aktive soziale Politik ergeben. 
Auch alles innerhalb der Entwicklung der freien Gewerkschaften konnte nicht 
zur Erörterung gelangen, insbesondere weil die Darstellung der Wandlungen in den 
christlichen Gewerkschaften und das Fortschreiten der gelben Bewegung viel 
Raum beanspruchen wird. So ist es insbesondere nicht möglich, die im Lager 
der freien Gewerkschaften immer wieder, und neuerdings, wie es scheint, stärker 
hervortretenden anarchosozialistischen Tendenzen zu besprechen. So insbe- 
sondere die Lebensäußerungen und die Entwicklung des sozialistischen Bundes 
(vergl. das Organ: Der Sozialist, Berlin, ıgıı im dritten Jahrgang). Der sozia- 
listische Bund ist eine deutsche Form des Syndikalismus, bekämpft das repräsen- 
tative System und erstrebt eine demokratischere Verfassung der Arbeiterbewe- 
gung. Er hat viel Aehnlichkeit mit den und Sympathien für die ursprünglichen, 
primitiven kommunistischen Organisationen und hat bereits solche — bisher ver- 
unglückte — Experimente von »Siedelungen« gewagt. (Der Sozialist, r. II. 1910). 
Auch betont er die Bedeutung der Arbeiterschaft als Konsumenten (seignet 
euch die Kundschaft der Unternehmer an und sie werden euch ihre Kapitalien 
von selbst nachwerfen«) und überschätzt dieselbe offenkundig in ihrer Bedeutung 
für den Markt. Auch ein bodenreformerischer Einschlag fehlt nicht. Wenn 
dieser Bewegung auch eine weitere Wirksamkeit von vornherein versagt sein muß, 
so sind ihre Fortschritte (die allerdings von den freien Gewerkschaften bezweifelt 
werden) doch als Symptom dafür wichtig, daß die heutige Form der Gewerk- 
schaft hochstehende Arbeiterschichten nicht befriedigt. — Weiter unten soll 
noch von den Strömungen in den Gewerkschaften die Rede sein, welche auf Ver- 
fassungsänderungen hinzielen. Die Tätigkeit des »Sozialistischen Bundes« 
ist die letzte Konsequenz derartiger Stimmungen und Verstimmungen. 

22) S. Archiv, Bd. XXX S. 537. 
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IgIo nicht mehr mit derselben Entschiedenheit erfolgen. Wenn gewiß 
auch die Behauptung der freien Gewerkschaften übertrieben ist 2), 
daß sich die christlichen Organisationen, namentlich der Gewerk- 
verein der Bergarbeiter, zu gelben Verbänden entwickeln, so läßt sich 
doch nicht verkennen, daß das Hineinspielen theologischer Fragen in 
die Gewerkschaftsbewegung einen größeren Spielraum einnimmt als 
früher, daß die Bekämpfung der »Fachabteiler« (auf kirchlichen 
Wunsch hin) ganz aufgehört hat, und daß von Fall zu Fall *%), aus dem 
Antagonismus gegen die freien Gewerkschaften heraus, sogar ein tak- 
tisches Zusammengehen mit den Unternehmern oder den ihnen ge- 
nehmen Verbänden stattfinden mag. 

Was zunächst die Stellung der christlichen zu den freien Gewerk- 
schaften betrifft, so ist hervorzuheben, daß es früher die christlichen 
Gewerkschaften strikt ablehnten, als Schutztruppe gegen die Sozial- 
demokratie angesehen zu werden ?). Gegenwärtig aber wird der Anta- 
gonismus zur Sozialdemokratie, werden die trennenden Momente dieser 
gegenüber prinzipiell und scharf betont. Ohne Widerspruch wird vom 
Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften die Behauptung der 
Kreuzzeitung hingenommen, daß »die christlichen Gewerkschaften als 
eine politische Kampforganisation gegen die Sozialdemokratie gegrün- 
det worden seien« — im Gegensatz zu der sonst auch von den christ- 
lichen Gewerkschaften vertretenen Auffassung, daß die Gewerkschaf- 
ten rein wirtschaftliche, politisch neutrale Organisationen darstellen. 
Mit Energie wird die Beschuldigung der Annäherung an die Sozial- 
demokratie zurückgewiesen, und es werden die einigenden Momente, 
die gerneinsamen Interessen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern in 
den Vordergrund gestellt. Ja, die christlichen Gewerkschaften erklären 
sich bereit »der extremen Klassenkampfdoktrin der Sozialdemokratie 
entschieden entgegenzuarbeiten« -— hingegen sei es Sache der Arbeit- 
geber, diese Tätigkeit der christlichen Gewerkschaften nicht zu er- 
schweren 2%). 

Noch mehr als die scharfe Wendung gegen die freien Gewerk- 
schaften ?°°) ist auffallend die Abschwächung des Kampfes gegen die 

23) Ueber den Charakter der christlichen Gewerkschaften un: ihre Wand- 
lungen berichtet regelmäßig das Korrespondenzblatt d. Generalkommission der 
deutschen Gewerkschaften, sowie (fast in jeder Nummer) die Bergarbeiterzeitung, 
siehe ferner: Neue Zeit v. 13. XII. 10 S. 440 ff. (Eugen Prager: Zur Entwicklung 
der christlichen Gewerkschaften). 

24) Näheres hierüber siche unten bei Besprechung der Lohnbewegung im 
Ruhrrevier. 25) Siehe hieruber Metallarbeiterzeitung, ır. II. ıyıı. 

26) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften Deutschlands, 14 XI. 1910. 

27) Sie ist aus speziellen Grün.len besonders stark gegenüber dem Berg- 
arbeiterverband. Die hier in Betracht kommenden Verhältnisse werden bei Be- 
sprechung der Vorgänge im Rubhrrevier noch zu erörtern sein. Doch sei 
auch an dieser Stelle an die in dieser »Chroniks des vergangenen Jahres er- 
örterte gemeinsame scharfe Stellungnahme aller Verbände, des christlichen 
voran, geren den Zwangsarbeitsnachweis des Zechenverbandes erinnert, um die 
Schnelligkeit der Entwicklung der inzwischen einge tretenen Entfremdung zu den 
freien Gewerkschaften zu charakterisieren. 
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»Berliner Richtung«, die sogenannten Fachabteiler. — Wurden die- 
selben früher der »gewerkschaftlichen Brunnenvergiftung« beschuldigt, 
wurde ihr Vorgehen als »elementare Gemeinheit« bezeichnet ®), wurden 
sie mit den »gelben Streikbrecher-Organisationen« auf eine Stufe ge- 
stellt, so hat seit kurzem der Kampf gegen die Fachabteilungen ganz 
aufgehört, und selbst das Zentralblatt gibt zu, daß breite und agressive 
Auseinandersetzungen mit den Berliner Fachabteilungen insolange 
unterbleiben sollen, als diese, ihrer neuen Taktik entsprechend, die 
Angriffe auf die christlichen Gewerkschaften, als seien diese vom 
Standpunkt der katholischen Moral verwerflich, unterlassen 2). Die 
Organe der freien Gewerkschaften nehmen gerade dieses Stillschweigen 
gegenüber den katholischen Fachabteilern zum Anlaß, daraus eine 
Aenderung in der Taktik der christlichen Gewerkschaften, eine An- 
näherung an die Prinzipien der Fachabteiler zu deduzieren. Diesen 
Stimmen der freien Gewerkschaften gegenüber wurde allerdings von 
Seite der christlichen Gewerkschaften betont, daß der Friede bisher 
noch nicht geschlossen sei 3), daß auch von einer »Verständigungs- 
kommission« (deren Wirksamkeit der Abgeordnete Erzberger behaup- 
tete) nichts bekannt sei, und daß etwaige Friedensbemühungen ohne 
vorheriges Einvernehmen mit den leitenden Instanzen der christlichen 
Gewerkschaftsbewegung aussichtslos seien. (Daraus könnte geschlossen 
werden, daß von Seite des Klerus, des Zentrums und der Fachabteiler 
zunächst ohne Mitwirkung der christlichen Gewerkschaften eine Frie- 
densbasis gesucht wurde). 

Die für die christlichen Gewerkschaften entstandenen Schwierig- 
keiten sind zweifelsohne auf die schärfere Hervorhebung und Betonung 
theologischer Gesichtspunkte von Seite der Kirche zurückzuführen. 
So schwer es auch ist, gerade in diesen Fragen ein richtiges Urteil zu 
fällen und zu erkennen, inwieweit eine Abdrängung der christlichen 
Gewerkschaften von den Tendenzen ihrer Gründer bereits erfolgt ist 
(die Gewerkschaften selbst leugnen das natürlich strikt und stellen 
irgend eine Abänderung ihrer Stellungnahme entschiedenst in Abrede), 
so ist doch von vornherein klar, daß schon die Anerkennung der kirch- 
lichen Autorität als Instanz zur Beurteilung gewerkschaftlicher Fragen 
(und sci es auch nur die allerallgemeinste, prinzipiellste Beurtei- 
lung) die Unabhängigkeit und strenge Durchführung rein gewerk- 
schaftlicher gelährden kann. Und zwar können wie betont 
werden muß, beide theologische Richtungen, die im Gewerkschafts- 
streit a. genommen haben, zu einer Einengung des Gewerk- 
schaftsgedankens führen. Von der extrem theologischen ist dies, wie 
nicht besonders bewiesen werden muß, ohne weiters klar. So sei nur 
beispielsweise auf das Buch von J. Windolph #) hingewiesen, das als 





28) Metallarbeiterzeitung, 21. I. IQTI. 

29) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 6. II. 1911. 

30) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 5. IX. 1910.. 

3) J. Windolph, Das Christentum der christlichen Gewerkschaften. Ber- 
lin 1910. 
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programmatische Schrift im Sinne der »Fachabteiler« und mit der 
Tendenz, die christlichen Gewerkschaften auf den rechten \Veg zu 
bringen, geschrieben ist, und das in der Gewerkschaftspresse allseits 
vielfach Beachtung gefunden hat #%). Das Hauptargument dieser ex- 
trem theologischen katholischen Richtung besteht darin, daß es eine 
schristliche Weltanschauung« als Basis des Verhaltens, wie sie die 
christlichen Gewerkschaften konstruieren, nicht gebe (S. 27), daß es 
kein Christentum ohne Kirche gebe, daß Christentum ohne Kirche nur 
ein Gedankending, eine wesenlose Abstraktion sei (S. 34/5). Eine solche 
gemeinsame »christliche Weltanschauung« wäre nur konstruierbar 
durch Abstriche an der katholischen sowie an der evangelischen Kirche 
und der katholische Arbeiter habe weder hierzu das Recht, noch könne 
er auf eine Autorität verweisen, welche diese durch Abstriche gewon- 
nene Weltanschauung zur Norm seines Handelns erkläre (S. 37). Die 
Unmöglichkeit einer gemeinsamen christlichen Grundlage werde auch 
dadurch bewiesen, daß bisher von Seite der Gewerkschaften noch 
kein Versuch unternommen worden sei, die, beiden Konfessionen ge- 
meinsamen Glaubens- und Sittenlehren festzusetzen (S. 49). Nach der 
eigenen Darstellung der Gewerkschaften bleibe als einziges festes Ele- 
ment ihrer Ideologie, daß sie nicht sozialdemokratisch seien, womit 
sich die christliche Gewerkschaftsbewegung als christlich selbst 
aufgegeben habe (S. 59). Auch die Entstehungsgeschichte der christ- 
lichen Gewerkschaften beweise, daß es ihnen mit dem »Christentum« 
bei der Gründung nicht ernst gewesen sei und daß sie die Bezeichnung 
ychristlich« nur wegen des besseren Agıtationswertes an Stelle von 
»nicht sozialdemokratisch« gewählt hätten ®) (S. 146/7). Windolph 
sucht dann an der Hand der Praxis der christlichen Gewerkschaften den 
Nachweis zu führen, daß sie auf »verhängnisvolle Bahnen« getrieben 
wurden, daß sie sich zum »Terrorismus schlimmster Art« verleiten 
ließen, nicht nur in den Arbeitskämpfen, sondern auch den katholischen 
»Fachabteilern« gegenüber (S. 181). Dies sei insolange unvermeidlich, 
als die gewerkschaftliche Theorie nicht mit den christlichen Prinzipien 
in vollkommenen Einklang gebracht ist. Derzeit aber leide die christ- 
liche Gewerkschaftsbewegung an den gröbsten Inkonsequenzen, das 
ergebe sich insbesondere daraus, daß die »christlichen« Gewerkschaften 
nach ihren eigenen Aeußerungen Arbeiter jeder Kategorie, unter Um- 
ständen sogar Sozialdemokraten aufnehmen, und auch an prinzipiell 
durchaus verschiedenen Weltanschauungen ihrer Mitglieder keinen 
Anstoß nehmen (S. 144). Demgegenüber postuliert Windolph (S. 184), 
daß für eine Gewerkschaft, welche sich auf den Boden des Christen- 
tums zu stellen gewillt sei, keine anderen als die Grundsätze des ganzen 
und vollen Christentums in Betracht kommen können, wie dies von der 


32) Vgl. Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften Deutschlands, 17. X. 
1910, Berzarbeiterzeitung, 29. X. 1910 u.a. 

33) Mit dieser Feststellung begegnet sich die extrem-theologische Richtung 
mit den Behauptungen der freien Gewerkschaften, die auch deshalb die christ- 
lichen als »gelbee zu verdächtigen stets sehr leicht und gern bereit sind. 
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katholischen Kirche gelehrt werde. Das schließe den Beitritt gläubiger 
protestantischer Arbeiter in eine solche Gewerkschaft nicht aus ®). 
Insoweit mit den gewerkschaftlichen Bestrebungen Fragen der Religion 
und Moral verbunden seien, müsse die Gewerkschaft satzungsgemäß 
die Möglichkeiten bieten, daß sich einerseits die Mitglieder auf die 
kirchliche Lehre und Autorität berufen können, andererseits die kirch- 
liche Autorität innerhalb der Organisation ihr Lehr- und Hirtenamt 
wirksam auszuüben vermöge. Die vorbehaltlose Anerkennung dieser 
Grundsätze würde auch die Brücke zur Vereinigung mit der katholischen 
Berufsorganisation schlagen. — Die Schlüsse, zu welchen Windolph 
und mit ihm die katholische »Fachabteiler«-Bewegung kommt, 
zeigen deutlich, wie sich diese extremtheologisch orientierte Richtung 
der Arbeiterbewegung die »Versöhnung« mit den christlichen Gewerk- 
schaften vorstellt: als vollkommene Akzeptierung ihrer Prinzipien 
durch die christlichen Gewerkschaften und die Anerkennung der Kir- 
che nicht nur als Autorität, sondern als eines entscheidenden Faktors 
injederkonkretenAktion. 

Aber nicht bloß die extremtheologische Richtung engt das Gebiet 
der christlichen Gewerkschaften sehr ein und macht sie in ihren Aktio- 
nen von außenstehenden Instanzen abhängig. Auch katholische 
Schriftsteller, die dem Gewerkschaftsgedanken freundlich gegenüber- 
stehen und selbst den Streik unter Umständen billigen ®), welche sogar 
so weit gehen, daß in rein wirtschaftlichen Bestrebungen keine Ab- 
hängigkeit von der Kirche bestehe 38), ja selbst die Anstellung eines 
geistlichen Beraters in der Vereinigung nur dann für notwendig er- 
achten (S. 16, 17 und passim), wenn nicht anderweitig für die Befolgung 
des christlichen Sıttengesetzes gesorgt werden Kann oder gesorgt ist, 
betrachten doch als Hauptaufgabe der christlichen Gewerkschaften 
die Wiedereinführung des christlichen Sittengesetzes in das gesamte 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben. Wenn sie auch anerkennen, 
daß die soziale Frage die Hebung wirtschaftlicher Uebel zum Gegen- 
stand habe, an sich und ihrer eigensten Natur nach also eine zeitliche 





3) Diese und ähnliche Publikationen (z. B. »Die innere Gefahr für den 
Katholizismus«) werden von Seite der freien Gewerkschaft dahin gedeutet, daß 
über kurz oder lang die evangelischen Mitläufer »aus der stubenreinen Bude 
hinausgeworfen werden« — daran wird die nicht mißzuverstehende Frage ge- 
knüpft: »Will das eine Sechstel evangelischer Arbeiter solange warten«? (Kor- 
resp. d. Generalkomm. d. Gew. 16. VII. 10). 

35) Die theologische Richtung, welche die Praxis der Fachabteiler theoretisch 
zu untermauern sucht, betrachtet die »Anschauung, als ob die im Lohn- und Ar- 
beitsverhältnis auf dem Spiel stehenden sittlichen und rechtlichen Konflikte 
grundsätzlich und letzten Endes durch den wirtschaftlichen Machtkampf zum 
Austrag zu bringen seien, als verfehlte (Windolph a. a. O. S. 182.) Demgegen- 
über bedeutet die zweite Richtung allerdıngs eine Konzession an die christlichen 
Gewerkschaften. 

36) Joseph Biederlack, S. J. Professor der Moraltheologie an der Universität 
Innsbruck, Theologische Fragen über die gewerkschäaftliche Bewegung, München 
1910. Im Verlag des Verbandes süddeutscher katholischer Arbeitervereine. 
S. 12 u. passim. 
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und materielle Frage sei, treten sie doch dafür ein, daß sie ohne Mit- 
hilfe der Religion und daher der kirchlichen Autorität sicher nicht 
gelöst werden kann (a. a. O. S. 14/15). Auch sie verlangen, daß in den 
wirtschaftlichen Organisationen selbst »es der kirchlichen Autorität 
möglich gemacht werden muß, ihre Stimme zu erheben und den For- 
derungen des christlichen Sittengesetzes Gehör zu verschaffen« (S. 17). 
Allerdings könne dieser Einfluß der kirchlichen Autorität auch schon 
durch das »christliche Gewissen der Gewerkschaftsmitglieder sicher- 
gestellt werden«, ohne daß es spezieller kirchlicher beratender Organe 
bedürfe. — Im Einzelfalle haben hierüber die Bischöfe zu entscheiden 
(S. 18). 

Es muß festgestellt werden, daß auch diese, den christlichen Ge- 
werkschaften ziemlich entgegenkommende Interpretation, die ihnen 
gewiß weis mehr freien Spielraum beläßt als die extremtheologische 
Richtung, dennoch eine bedeutende Annäherung der christlichen Ge- 
werkschaften an die Theorien der »Fachabteiler« postuliert -— und 
jedenfalls den Bischöfen die Möglichkeit bietet, von Fall zu Fall auch 
in rein gewerkschaftlichen Fragen, in konkreten, rein wirtschaftlichen 
Problemen als Autorität und übergeordnete Instanz einzugreifen. 
Eine Möglichkeit, die von der christlichen Gewerkschaftsbewegung, 
namentlich in den ersten Jahren der Gründung, aber auch weiterhin 
zu wiederholten Malen ganz entschieden zurückgewiesen wurde. 

Der Streit um die und in den christlichen Gewerkschaften brauchte 
nicht weiter erörtert zu werden, zumal die Differenzpunkte nicht ganz 
neu sind, (wenn sie bisher auch nie in diesem Umfang und so ausführlich 
diskutiert wurden) und seit Bestehen der christlichen Gewerkschaften 
zu wiederholten Malen die Taktik derselben zwischen den beiden Extre- 
men (einer, kirchlichen Grundsätzen huldigenden Organisation und 
einer absolut unabhängigen, rein wirtschaftlichen Organisation, die 
sich von niemand etwas dreinreden läßt) schwankte 37). So wurden die 
christlichen Organisationen von den freien Gewerkschaften zu wieder- 
holten Malen als Bundesgenossen (bis in die letzte Zeit hinein, besonders 
aber beim letzten großen Bergarbeiterstreik im Ruhrrevier) anerkannt, 
und werden auf der anderen Seite ebenso heftig als »gelber Verband« 
angegriffen. In derselben Weise schwankt die Beurteilung der christ- 
lichen Gewerkschaften durch die Unternehmer. Sicherlich geht dieses 
Schwanken in der Beurteilung auch auf die nicht durchwegs konse- 
quente Politik der christlichen Gewerkschaften zurück, deren Charak- 
terisierung durch die Gewerkschaftspresse zwar oft zu weit geht, aber 
doch wohl insofern zutrifft, als mitunter (wie z. B. letzthin wiederum 
bei den Wahlen der Sicherheitsmänner und Knappschaftsältesten im 
Ruhrrevier) der Antagonismus zu den freien Gewerkschaften so stark 
wird, daß demgegenüber die (früher von den Gewerkschaften selbst 

3) Hierüber viel Material bei Windolph a. a. O. ferner in der Schrift: Köln, 
Eine innere Gefahr für den Katholizismus. Speziell für die christliche Berg- 
arbeiterorganisation in der Bergarbeiterzeitung. dem Organ des (alten) Ver- 
bandes. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXIL 2. 40 
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als hauptsächlichste betonte Aufgabe) nämlich: die Interessenvertre- 
tung der Arbeiterschaft gegen die Unternehmer nicht mehr als oberstes 
Ziel bei allen Aktionen betrachtet wird. Diesem im letzten Jahr wieder- 
um mehr hervorgetretenen Zwiespalt, der Betonung der »christlichen 
Grundlage«, auf welcher die christlichen Gewerkschaften stünden, ist 
deshalb größere Wichtigkeit beizumessen, als analogen Vorkomm- 
nissen der früheren Jahre, weil in den Zwiespalt zwischen Fachabteilern 
und christlichen Gewerkschaften nunmehr von der kirchlichen Autori- 
tät eingegriifien wurde, und weil, wenn nur ein geringer Teil dessen zu- 
trifft, was die Gewerkschaftspresse berichtet, von Rom und von ent- 
schiedenen Veriechtern einer realen kirchlichen Oberhoheit eine Ent- 
scheidung im Sinne der Fachabteiler herbeizuführen gesucht werden 
dürfte. Namentlich der Fürstbischof von Breslau hat in nicht mißzu- 
verstehender Weise in einem an die Oeffentlichkeit gelangten Privat- 
brief zu erkennen gegeben 38), daB »im Westen bezüglich der sozialen 
Frage ein häretischer Fanatismus herrsche« und neuerdings erst wurde 
berichtet 3%), daß auch der katholische Volksverein und die Gladbacher 
Zentrale darüber nicht im Zweifel sein könne, daß die Duldung der 
interkonfessionellen Verbände (gemeint sind die christlichen Gewerk- 
schaften gegenüber den Fachabteilern) von Rom nur eine provisorische 
Konzession sei; daß eine Enzyklika gegen die Gewerkschaften bereits 
vorbereitet gewesen, jedoch auf Betreiben des Kölner Erzbischofs 
(durch welchen auch der deutsche Reichskanzler auf den Papst einzu- 
wirken suchte), noch auf ıl, Jahre, bis nach den deutschen Reichs- 
tagswahlen zurückgestellt worden sei — aus Rücksicht darauf, daß 
München-Gladbach derzeit den einzigen Schutzwall gegen die rote Flut 
bedeute. Das Verfahren gegenüber den fremden christlichen Gewerk- 
schaften beweise, daß zu gegebener Zeit die Kurie ihre prinzipielle 
Stellung zur Geltung bringen werde. 

Das Korrespondenzblatt der Generalkommission ?%) geht soweit 
zu behaupten, daß der oben erwähnte Waffenstillstand zwischen Fach- 
abteilern und christlichen Gewerkschaften, der auf Grund des Hirten- 
briefes des Kardinals Fischer (Köln) vom 15. XII. 1910 eingetreten sei, 
schon den Uebergang zur Konfessionalisierung der christlichen Arbeı- 
terbewegung darstelle. — Der Widerstand, den die christlichen Gewerk- 
schaften noch Anfang 1g9Io analogen Enunziationen der deutschen 
Erzbischöfe entgegensetzten, sei dem Papste gegenüber vollkommen 
gewichen und die von den Bischöfen unter Zustimmung der Kurie für 
beide Arten von Verbänden (also auch die Fachabteilungen) 
aufgestellten gemeinsamen Gesetze seien von den christlichen Gewerk- 
schaften hingenommen worden. — 

Erst lange nachdem sich sämtliche Blätter in ausführlicher Weise 
über diese Angelegenheiten, insbesondere über die Frage der Auflösung 


33) Bergarbeiterzeitung 22. XN. Io. 

3) In der revisionistischen katholischen Zeitschrift »Das Neue Jahrhunderte 
zitiert in der Bergarbeiterzeitung, 2r. I. ıgr1. 

10) Korrespondenzblatt 4. II. 1911. 
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der christlichen Gewerkschaften durch den Papst und die Herbeifüh- 
rung des Friedenszustandes zwischen den Fachabteilern und den christ- 
lichen Gewerkschaften geäußert hatten, kamen im offiziellen Organ 
der christlichen Gewerkschaften selbst diese Fragen zur Sprache %#). 
Von dieser Polemik sei nur soviel hervorgehoben, daß der Papst ja 
selbst seine Neutralität gegenüber beiden Richtungen der Ar- 
beiterbewegung betont habe. Ueber den »auf Kosten der christlichen 
Gewerkschaften« geschaffenen Friedenszustand betont das Zentral- 
blatt die Notwendigkeit, scharf und nachdrücklich die Scheidungs- 
linie zur sozialdemokratischen Richtung zu ziehen und stellt fest, daß 
der Kampf gegen die Fachabteiler deshalb nicht mehr geführt werde, 
weil von jener Seite die Verdächtigungen der christlichen Gewerk- 
schaften aufgehört hätten $). 

Die Kontroverse über die erwähnten Fragen ist derzeit noch im 
Gange. Die Position der christlichen Gewerkschaften dürfte sich durch 
die Behandlung der Enzykliken und Hirtenbriefe und durch die von 
den übrigen Gewerkschaftsorganen immer wieder hervorgehobene 
Einstellung des Kampfes gegen die Fachabteiler verschlechtert haben. 
Der Bergarbeiterverband behauptet (siehe unten) eine Massen- 
flucht der Bergleute aus dem christlichen Gewerkverein. Immer- 
hin dürfte, auch wenn die Argumente der freien Gewerkschaften noch 
so willigen Boden finden könnten, die christliche Gewerkschaftsbe- 
wegung an der aufsteigenden Konjunktur ebenso profitieren wie die 
freien Gewerkschaften — wenn auch nicht in dem gleichen Umfang. 
Die Organisationen sind bereits zu groß, bilden bereits einen zu festen 
Bestandteil und eine zu eingewurzelte Institution innerhalb der Ar- 
beiterschaft, als daß die damit verknüpften Interessen aus den erwähn- 
ten ideellen Momenten heraus nicht doch weiter wirken sollten. Erst 
eine wirkliche Umwandlung der christlichen Gewerkschaften in kon- 
fessionelle Verbände und mit den Tendenzen der »Fachabteiler« könnte 
solche weitgehende Folgen für die christliche Gewerkschaftsbewegung 
haben. Wird jedoch — was ja auf jeden Fall geschehen würde — nach 
außenhin der Schein gewahrt, als ob alles beim alten bliebe, so könnten 





— 


41) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften 6. Il. 1r. 

42) Auf die Aeußerungen der Gewerkschaftspresse. daß die katholischen 
Fachabteiler doch von den christlichen Gewerkschaften selbst als gelbe Verbände 
bezeichnet worden seien und es daher einen Frieden mit ihnen für eine echte 
Gewerkschaft überhaupt nicht geben könne, reagiert bezeichnenderweise 
das Zentralblatt nicht, sagt vielmehr wörtlich: ». . . . wenn ihnen die Veran- 
lassung fehlt, können die christlichen Gewerkschaften ihre Kräfte viel nützlicher 
zu positiver, aufbauender, organisatorischer Arbeit gebrauchen, als zur grund- 
sätzlichen Abwehr gegenüber den katholischen Fachabtsilungene. — Da seit 
Mitte Dezember scder Arbeiter« (das Organ der Fachabteiler) die Angriffe auf die 
christlichen Gewerkschaften eingestellt habe, »fehlt den christlichen Gewerk- 
schaften jedwede Veranlassung, sich mit den katholischen Fachabteilungen breit 
und agressiv auseinanderzusetzen« — Ein Jahr zuvor aber schrieb «das Zentral- 
blatt: ». .. mit den Fachabteilungen ist solange keine Verständigung möglich, 
als sie ihr ganzes System nicht ändern« (a. a. O. 24. I. 1910). 


40* 
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auch weitgehende Aenderungen in der Stellungnahme der Gewerk- 
schaften nur sehr allmählich eine Zurückdrängung der christlichen 
Gewerkschaften zur Folge haben. — 

Die Ziffern, welche bisher vorliegen, können irgend einen Einfluß 
der erwähnten Differenzen überhaupt noch nicht dartun. Die christ- 
lichen Gewerkschaften hatten während des Jahres 1909, wie bereits 
berichtet werden konnte, keine einheitliche Entwicklung. Manche der 
Verbände hatten im Jahresdurchschnitt 1909 gegenüber 1908 einen 
erheblichen Mitgliederzuwachs zu verzeichnen, andere wiederum eine 
Abnahme der Mitgliederzahl. Der Einfluß der Krise zeigt sich noch 
darin, daß die Zunahme der Mitglieder (außer auf den Verband der 
Bergarbeiter) zum größten Teile auf Verbände von Eisenbahnhand- 
werkern und Arbeitern entfällt, während große Verbände von In- 
dustriearbeitern, namentlich der Fertigfabrikateindustrie (Textilar- 
beiter, Metallarbeiter) einen Rückgang von mehreren Tausend (bei den 
Textilarbeitern 20% der Mitgliedschaft) zu verzeichnen haben #). 
Trotzdem weisen die christlichen Gewerkschaften im ganzen Ende 
1909 gegenüber Ende 1908 einen Zuwachs von Ig 294 Mitgliedern 
auf (Ende 1908: 260 767; Ende 190g: 280 06T). 

Die Entwicklung der Kassenverhältnisse entspricht der Bewegung 
im Mitgliederstand. Es seien die wichtigsten Ziffern genannt. Es be- 
trugen: 


Einnahmen Ausgaben Kassenbestand 
1906: 3 378 833 2 709 260 2 370 782 
1907: 4 311495 3 193 978 3 487 735 
1908: 4 394 745 3 550 224 4 513 409 
1909: 4 612 920 3 843 504 5 365 338 


Die Krise zeigt sich also — ebenso wie bei den freien Gewerk- 
schaften — nur in einer Verminderung des Ansteigens der Einnahmen 
und einem langsameren Wachstum der Kassenbestände. Die Glie- 
derung der Ausgaben läßt schon eher den Einfluß der Konjunktur er- 
kennen: Es sinken in der Krise die Ausgaben für die Streik- und Ge- 
maßregeltenunterstützung, hingegen wachsen die »anderweitigen 
Unterstützungen«, also insbesondere Reise- und Arbeitslosen-Unter- 
stützung, Krankengeld usw.: 


Unterstützungen für 
Andere Unterstützungen 


Arbeitskampfe: 
1906: 853 435 510 670 
1007: 743 278 708 470 
1908: 424 992 976 393 
190g: 489 023 I 214 451 


Das Anschwellen der Ausgaben für Arbeitskämpfe im Jahre 1909 
ist vor allem den Lohnbewegungen, resp. Streiks und Aussperrungen 
der Bauarbeiter, sowie der Staats-, Gemeinde- und Verkehrsarbeiter 
zuzuschreiben **), die Entwicklung der Mitgliederziffern wenigstens 





43) Reichsarbeitsblatt, September ıg1ıo und Zentralblatt der christlichen 
Gewerkschaften, 27. VI. 1910. 
4) Jahrbuch der christlichen Gewerkschaften für ıgıı Tabelle S. 24. 
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einiger größerer Verbände im Jahre ıgIo wird durch folgende bisher 
vorliegende Ziffern charakterisiert: 


Organisation Ende 1909 Ende 1910 

Bergarbeiter 81 734 ®) 

Textilarbeiter 30 451 30. VI. 32 681 4$) 
Metallarbeiter 24 002 Ende Juni ca. 27 000 1”) 
Holzarbeiter II 312 3. Quartal 12 631 48) 
Keram- und Steinarbeiter 5 934 2. Quartal 6 120 #°) 
Maler 3 306 30. VI. 3 664 5°) 
Gutenbergbund 2 931 Anfang Juli ca. 3 000 dl) 
Nahrungsmittelindustriearbeiter I 302 Ende August 1573 ®%) 
Graphische Gewerbe I 462 I. Quartal 1452 
Kellner 1 220 April ca. I 300 58) 
Gärtner 728 Sept. 843 5$) 


Wenn auch die meisten der genannten Ziffern sich auf die erste 
Hälfte des Jahres IgIo beziehen, und eine weitere, entschiedenere 


#5) Die Mitgliederziffer für 1910 ist noch nicht bekannt. Doch hat der »Berg- 
knappe«e, das Organ des christlichen Gewerkvereins der Bergarbeiter bereits die 
Abrechnungen für das Jahr 1910 veröffentlicht. Darnach betrugen die Gesamt- 
einnahmen 1910: I 252 890 M. gegenüber ı 188 613 Mk. im Jahre 1909; davon 
für Mitgliedsbeiträge: 1 138 866 Mk. (+ 50 000 Mk. gegenüber dem Vorjahr) 
(Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 20. II. r911). Die Steigerung der 
Mitgliedsbeiträge ist also: seit Ende 1909: 5°, und wenn man selbst annimmt, 
daß die Beitragsleistung auf den Kopf derselbe geblieben sei, was nicht wahr- 
scheinlich ist, so würde die Steigerung der Mitgliedsziffer bloß ca. 4000 betragen. 

Die Mitgliedereinnahmen des Bergarbeiterverbands hingegen wuchsen von 
1 817 551 (1909) auf 2 122 877 Mk. (1910), also um nahezu 17°, (Bergarbeiter- 
zeitung, 18. II. 1911). Aus der Kinnalıme des christlichen Gewerkvereins an Bei- 
tragsgebühren (7 249 M. à 50 Pfg.) ist nicht ohne weiteres auf eine Steigerung der 
Mitgliedsziffer zu schließen, da ja der Bergarbeiterverband, wie alle übrigen 
Gewerkschaften auch, an einer großen Fluktuation leidet; die analoge Kınnahme 
des alten Verbandes beträgt 180608 Mk. Jedenfalls kann aus den Rechnungs- 
ergebnissen nicht, wie das Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften be- 
hauptet, schon auf eine günstige Entwicklung des Verbandes geschlossen werden. 

4$) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften 3. X. 1910. Das Zentral- 
blatt gibt ferner als den Erfolg der systematischen Arbeit in diesem Verband 
die Werbung von mehr als r0 000 Mitgliedern durch energische Winteragitation 
an. Da jedoch nicht gesagt wird, wieviel Austritte diesen neuen Eintritten gegen- 
überstehen, kann daraus leider noch nicht auf den Mitgliederstand 1910 ge- 
schlossen werden (a. a. O. o. II. 1911). 

1) Kbenda 25. VII. 1910. a) Ebenda 28. XI. 1910. 

45) Ebenda 5. IX. 1910, 50) Ebenda 3. X. 1910. 

51) Ebenda 8. VIII. 1910. 

52) Ebenda 10. IX. gro. In diesem Verband war die Fluktuation sehr stark. 
Er verzeichnet 1982 Neuaufnahmen bei einer Steigerung von 792 aut 1573 Mit- 
glieder. 

53) Ebenda 17. V. 1910. 

54) Ebenda 3. X. 1910. Der Mitgliederstand ist das Resultat von 6000 
Neuaufnahmen! Die Gewerkschaft bildet darnach überhaupt keine einheitliche 
Organisation, sondern einen zufälligen Treffpunkt — wahrscheinlich infolge 
spezieller Institutionen (Arbeitsvermittlung usw.). 
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Besserung im zweiten Halbjahr eingetreten sein dürfte, so ist doch die 
Angabe, daß die christlichen Gewerkschaften im Jahre IgIO: 30 000 
Mitglieder gewonnen hätten ®), nicht ganz wahrscheinlich. Das würde 
eine Steigerung um II ®, bedeuten, relativ ebensoviel als bei den 
freien Grewerkschaften, absolut allerdings den 7. Teil. 

Am ruhigsten und gleichmäßigsten ist, wie aus den oben mitge- 
teilten Ziffern hervorgeht, die Entwicklung der Finanzen. Wenn auch 
die Unterstützungsbeiträge, zum Teil durch Einführung der üblichen 
gewerkschaftlichen Unterstützungszweige in den kleineren Gewerk- 
schaften, rasch anwachsen, so wird doch wiederum dadurch eine ge- 
wisse Stabilität erzielt, daß die Ausgaben für Streikunterstützung 
auch im Jahre 1909 möglichst niedrig gehalten wurden. Die Verbände 
legten sich angesichts des unentschiedenen Charakters der wirtschaft- 
lichen Situation Reserve auf 5%), die im größten Verband, dem Berg- 
arbeiterverband, soweit geht, daß er deshalb vom »alten« Verband 
(der freien Gewerkschaft) des »Arbeiterverrats« bezichtet wurde. Die 
Tendenz, je größer das Vermögen ist, desto vorsichtiger bei Lohn- 
bewegungen zu werden, um die Kassen nicht zu gefährden, ist 
in den Kreisen der Leitung gewiß auch lebendig und sie könnte 
den christlichen Gewerkschaften als solchen — eben weil man sie von 
Seite der freien Gewerkschaften von vornherein mit Mißtrauen beob- 
achtet — vielleicht noch gefährlich werden. 

Die Streik- und Gemaßregeltenunterstützung betrug, wie bereits 
erwähnt wurde, 489 823 Mk. 1909, gegenüber 424 992 Mk. 1908. Es 
entfiel daher auf den Kopf im Jahre 1909: 1,80 Mk. gegenüber 1908: 
1,00 Mk. Bei den freien Gewerkschaften entfiel auf den Kopf als 
Streik- und Gemaßregeltenunterstützung I909: 4,35 Mk. und 1908: 
3,41 Mk. Es zeigt sich also, dem Anziehen der Konjunktur entspre- 
chend, ein Ansteigen der Streikunterstützungsquote — und dies in weit 
höherem Maße als bei den christlichen Gewerkschaften. Diese Diffe- 
renzen in der Verteilung der Ausgaben, insbesondere die weit größere 
Quote der Verwaltungskosten bei den christlichen Gewerkschaften 
wurde bereits in den entsprechenden Abschnitten der Chronik des Vor- 
jahres hervorgehoben 57), und da sich seither Wesentliches nicht ge- 
ändert hat, erübrigt sich ein weiteres Eingehen auf Detailziffern des 
Jahres 1909 und. soweit sie bekannt sind, des Jahres IgIo. Nur sei er- 
wähnt, daß die Buchungen in den Abschlüssen der christlichen Ge- 
werkvereine sehr ungenau zu sein scheinen, sodaß die Verwaltungs- 
kosten noch viel mehr betragen dürften, als aus den Ziffern der Ab- 
rechnung hervorgeht 58). — 


55) Soziale Praxis, 19. I. 1911. 

58) Jahrbuch der christlichen Gewerkschaften für 1911, Seite 26. 

5) A. a. O. S. 538. 

53) Die Bergarbeiterzeitung (7. I. I9IT) weist auf derartige sehr beträchtliche 
Unstimmigkeiten in den Gencral- und Detailziffern der Ausgaben d. christl. 
Gewerkvereine hin. Nach der Detaillierung erübrigt noch cine Differenz von ca. 
ı Mill. Mk., also 25°, der Ausgaben, über deren Verwendung kein Aufschluß ge- 
geben wird. 
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Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften. 


Den geringsten Zuwachs an Mitgliedern während des Jahres 1909 
und, soweit bisher ersichtlich, auch während des Jahres r910 hatten 
die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine aufzuweisen. Ihre Mitglieder- 
zahl wuchs bloß von 105 633 (1908) auf 108 028 (1909), also ein Plus von 
2395 °). Dieser geringen Entwicklung entspricht auch die der Finan- 
zen. So wurde 1909 an Einnahmen erzielt: 2 806 220 Mk., das sind 
um III 329 Mk. oder 4 °%, mehr als im Vorjahr €). Wenn die Zahl der 

Mitglieder auch der übrigen Gewerkschaftsgruppen nicht rascher 
wuchs, so können diese doch, insbesondere die freien Gewerkschaften, 
das Jahr 1gıo als den Beginn eines entschiedenen Aufschwungs, eines 
rascheren Wachstums bezeichnen, was bei den H.D.Gewerkschaften 
nach dem bisher vorliegenden Material zum mindesten unwahrschein- 
lich ıst. Auch die Entwicklung der Ausgaben deutet (ähnlich wie bei 
den christlichen Gewerkschaften) darauf hin, daß die H.D.Verbände 
die Konjunktur noch für zu wenig gefestigt und aussichtsreich hielten, 
um energischer eingreifen zu können. So ist die Streik- und Gemah- 
regeltenunterstützung nahezu gar nicht gewachsen (von 130 auf 
148 000 Mk.) ®). — Hingegen ist die Entwicklung des Vermögens, 
besonders da die Höhe der Ausgaben 1909 gegenüber 1908 zurückge- 
gangen ist, eine günstige. Es wuchs um 162 000 Mk. bis auf 4 372 495 
Mark (Ende 1909) ®). Der Rückgang der Ausgaben ist insbesondere 
dem Umstande zuzuschreiben, daß die Kosten für Krankenunter- 
stützung und für Verwaltung erheblich geringer waren als im Jahre 
1908. Das ermöglichte es, für die übrigen Unterstützungszwecke 
67 000 Mk. mehr auszugeben und die Gesamtausgaben dennoch nied- 
riger zu halten. 

Am Schlusse des r. Quartals IgIo (31. März) zählten die H.D.Ge- 
werkvereine I08 280 Mitglieder, also ganz unerheblich mehr als Ende 
1909 — gegenüber Igo7 war also immer noch ein Minus von 9000 Mit- 
glieder zu verzeichnen ®), doch hofft der Verband, unter dem Einfluß 

59) Der Gewerkverein, 11. V. 1910. Die Ziffer für 1908 stimmt nicht ganz 
mit der für dasselbe Jahr im analogen Abschnitt der Chronik des Vorjahres mit- 
geteilten (105 558) und ist wohl durch nachträglich Korrektur entstanden. 

6%, Zwar erzielten auch die freien Gewerkschaften im Jahr: prozentuell keine 
größere Steigerung der Einnahmen, aber in absoluten Ziffern betrugen die Mehr- 
einnahmen nahezu soviel als die Gesamteinnahmen der H.D. Gewerkvereine und 
die Zahl der Mitglieder im Jahresdurchschnitt blieb nahezu konstant. Es ent- 
fielen auf den Kopf von den Gesamteinnahmen bei den freien Gewerkschaften 
1908: 20,55 M., 1909: 27,57 M.; bzi den H.D. Gewerkvereinen 1908: 25,52 M.; 
1909: 25,97 M. 

6) Die Ausgaben für Streik- und Gemaßregeltenunterstützung betrugen 
bei den freien Gewerkschaften 1908: 6 259 602 Mk. (= 14,88", der Ausgaben 
überhaupt) 1909: 7 979 115 (= 17,24 der Ausgaben überhaupt); bei den H.D. 

Gewerkschaften hingegen 1908: 4,97, 19099: 5,71% der Gesamtausgaben. 

€) Der Gewerkverein, 18. V. ıyI2. 

e3) Die Verhandlungen des r7. ordentl. Verbandstages der deutschen Gewerk- 
vereine. 16.—22. Mai ıgto. S. 68. 
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der guten Konjunktur die Verluste bald ausgleichen zu können ®%). 
Wenn die H.D.Gewerkvereine aus sich heraus also nicht soviel 
Werbekraft entfalten können, um auch nur den Stand der Hochkon- 
junktur von 1905/6 zu erreichen, so haben sie doch im Jahre Ig1o einen 
erheblichen Zuwachs durch den Anschluß früher selbständiger Ver- 
bände erzielt. Im Frühsommer des Jahres Igıo schloß sich den H.D. 
Gewerkvereinen der Verband der württembergischen Eisenbahn- und 
Dampfschiffahrtsunterbeamten und der Arbeiter in Staatsbetrieben 
an ©). Dieser Verband zählt 8000 Mitglieder. Er ist die größte würt- 
tembergische Beamtenorganisation und fühlte das Bedürfnis — ins- 
besondere anläßlich der Gründung einer christlichen Gegenorganı- 
sation — sich an einen größern Körper anzuschließen. Nach dem auf 
der letzten Tagung des Verbandes gefaßten Beschlusse erfolgte der 
Anschluß an die H.D. Gewerkvereine, weil der Verband dazu gedrängt 
werde, mehr gewerkschaftliche Arbeit zu leisten, und weil das Bedürf- 
nis nach einem Ersatz für den gesprengten Gesamtverband der national 
gesinnten Eisenbahner Süddeutschlands bestehe. — Es muß sich erst 
in der Zukunft zeigen, ob dieser Anschluß einer Beamtenorganisation 
an die Gewerkschaften für letztere einen Gewinn darstellt. Wenn auch 
die Beamtenorganisationen durch die Zahl ihrer Mitglieder einen er- 
heblichen Einfluß auf die ganze Stellungnahme nicht wird ausüben 
können, so ist es doch möglich, daß dadurch die Aktionen des Gesamt- 
verbandes beeinflußt werden. Jedenfalls wird der Anschluß des ge- 
nannten Beamtenvereins an den Verband bereits jetzt von den übrigen 
Gewerkschaften zum Anlaß genommen, um die H.D. Gewerkvereine 
als »Zufluchtsstätte zweifelhafter Organisationsgebilde« zu bezeich- 
nen %). Die Aufnahme dieses Verbandes sei bedingungslos erfolgt, 
trotzdem in ihm eine beispiellose Wirtschaft geherrscht habe, nament- 
lich der ganze Verband zum persönlichen Vorteile seines Obmanns ge- 
leitet worden sei €). Außerdem wird dem H.D. Verband aber auch der 
Anschluß des Lippeschen Zieglerverbandes und die Fühlungnahme mit 
dem Brauergesellenbunde vorgeworfen ®). Man muß sagen, daß es 


6) Der Gewerkverein 25. VI. 1910. 

65) Der Gewerkverein 18. VI. ıgro. 

66) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften. 11. VII. 10. 

6°) Im einzelnen behauptete das Zentralblatt auch, daß »seit 1906 erwiesener- 
maßen falsche Kassenabschlüsse vorliegens und daß die Buchführung unordent- 
lich und verschleiert seı. 

es) A. a. ©. Der Gewerkverein der Lippeschen Ziegler war ehedem eine 
christliche Gewerkschaft, doch wurde er allein von den Meistern beherrscht, s9- 
daß dis Arbeiter nichts in ihm zu sagen hatten. Dieser Umstand, sowie zu nied- 
rige Beiträge machten eine jede Verbesserung der Lage seiner Mitglieder un- 
möglich. Der Gesamtverband christlicher Gewerkvereine habe sofort eine gründ- 
liche Reform des Vereins verlangt und ihn, da dem Verlangen nicht entsprochen 
wurde, ausgeschlossen. — Der Brauergesellenbund sei deshalb unter die christli- 
chen Gewerkschaften nicht aufgenommen worden, weil erwiesenermaßen einzelne 
seiner Lokalvercine Subventionen bis zu 2500 Mk. von den Unternehmern er- 
hielten. Die Richtigkeit dieser Behauptungen läßt sich natürlich für den Außen- 
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zum mindesten sehr unwahrscheinlich wäre, daß der H.D. Verband 
im Widerspruch mit den Tendenzen seiner Gründer und seiner bisheri- 
gen Aktionen aufhören würde, eine entschiedene Interessenorgani- 
sation zu sein. Immerhin ist es möglich, daß er sich im Bestreben, die 
Zahl seiner Mitglieder zu erhöhen und seinen Wirkungskreis zu erwei- 
tern, hie und da etwas zu weit vorgewagt hat und dadurch seinen 
Gegnern willkommene Angriffspunkte bietet. 


Gelbe und vaterländische Arbeiterorganisationen. 


Wenn in der entsprechenden Chronik des Vorjahres die ausführ- 
lichere Erörterung der gelben Organisationen deshalb unterlassen 
wurde, weil diese als »Unternehmergarde« im Rahmen der »Interessen- 
organisationen« eigentlich gar nicht in Betracht kommen, so muß ihnen 
doch deshalb Beachtung geschenkt werden, weil sie anscheinend, auch 
bei andauernd guter Konjunktur weitere Fortschritte machen und so 
einen ganz eigentümlichen Typus der Interessenorganisationen bilden. 
Als solche können sie aufgefaßt werden, sobald man sie als Unterneh- 
merorganisationen betrachtet, wozu die Art ihrer Tätigkeit und ihrer 
Enunziationen reichlich Veranlassung bietet. In der Fülle der Organi- 
satıonsformen, welche im Rahmen dieser Chronik zur Besprechung 
gelangen müssen, sind die gelben Organisationen ein ganz vereinzelter 
Fall, der durch seine Vereinzelung klar beweist, daß es in erheblichem 
Umfange bei der Orientierung aller Klassen auf wirtschaftliche Inter- 
essen in der Gegenwart nicht mehr möglich ist, einen Teil einer Klasse 
abzuspalten, und diesen Teil der Klasse dazu zu veranlassen (sei es 
auch in ihrem eigenen partikulären Interesse) gegen die anderen Teile 
der Klasse aufzutreten. 

Der Idee nach stellen die gelben Gewerkvereine eines der 
wirksamsten Mittel der Unternehmer gegenüber den Bestrebungen 
der Arbeiterschaft auf Erhöhung ihres Anteils aus der Produktion 
dar. Wenn sich die gelben auch selbst immer als Arbeiterorgani- 
sation, gegründet im Interesse der Arbeiter, bezeichnen ), so ändert 
das doch nichts daran, daß es unter den übrigen, großen Arbei- 
terorganisationen nach wie vor als die ärgste Beschimpfung gilt, gelb 
oder auch nur »gelb angehaucht« zu sein, und zahlreiche Konflikte zwi- 
schen den gewerkschäftlichen Organisationen entspringen neben der 
Eifersucht, die gewiß nicht geleugnet werden kann, auch dem Empfin- 
den, daß die Entstehung dieser gelben Organisationen den diametralen 
Gegensatz des Organisationsgedankens auf Basis des gemeinsamen 
wirtschaftlichen Klasseninteresses, einen Exponenten der rücksichts- 
losesten Rlassenvertretung der Unternehmer bilde. Vom Standpunkt 
der Gewerkschaft aus muß die Zugehörigkeit zu einem gelben Verband, 


stehenden nicht nachprüfen; doch hat das Organ der H.D. Gewerkvereine meri- 
torisch insbesondere auf die Charakterisierung des Beamtenvereins nicht er- 
widert. (Siehe der Gewerkverein 16. VII. 10.) 

8) Der Bund; Organ für die gemeinsamen Interessen der Arbeiter und Arbeit- 
geber (im Titel wenigstens stellt der Bund die Arbeiter voran). 
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wenn man zugibt, daß die Interessenvertretung den Boden bildet, aus 
dem die Arbeiterschaft auch Leitsätze des richtigen Handelns ableitet, 
als absolut verwerflich und unmoralisch erscheinen. Die Unternehmer- 
organisationen besitzen in den gelben Gewerkschaften (potentiell) 
gegenüber der Arbeiterschaft eine ungeheure Macht und (wieder die 
Bew egung, wie sie jetzt noch nicht ist, aber doch in gewissen Indu- 
strien werden könnte, auf ihre Möglichkeiten hin betrachtet) einen 
kaum wieder einzuholenden Vorsprung. Sind schon die Unterneh- 
merorganisationen als solche binnen wenigen Jahren aus den 
natürlichen Gegebenheiten heraus (insbesondere aus der größeren 
Leichtigkeit der Organisation der Unternehmer, die ohnedies 
schon in den Kartellen und gesetzlichen Interessenvertretungen 
organisiert waren) gegenüber der Arbeitnehmerorganisation in man- 
chen Industrien die relativ stärkere Organisationsform geworden, 
so würde ihnen die Herüberziehung eines erheblichen Teiles der 
gegnerischen Klasse ein Uebergewicht verleihen, das durch eine noch 
so energische Arbeiterorganisation im wirtschaftlichen Kampf der 
Organisationen selbst (wenn man politische Entscheidungen ausschal- 
tet) nie überwunden werden könnte. Für die autonomen Organi- 
sationsbestrebungen der Arbeiterschaft sind die »gelben Gewerkschaf- 
ten« auch insofern gefährlich, als sie vor allem in den großen und größ- 
ten Betrieben Wurzel fassen. Gerade dort, wo an und für sich die Posi- 
tion der Arbeiterschaft gegenüber dem Unternehmer keine sehr gün- 
stige ist, wo die wirtschaftliche Lage des Unternehmers durch die Kar- 
tellierung oder Vertrustung einen jeden Widerstand der Arbeiter er- 
schwert. Bei der immer w ende Bedeutung der Riesenbetriebe für 
die Volkswirtschaft ıst daher die Gründung und Weiterbildung gelber 
Gewerkschaften von größerer Bedeutung "für die gesamte Arbeiter- 
schaft als es ihrer Zahl nach von vornherein scheinen könnte. Eine ana- 
loge Organisation, welche die Interessen einer Klasse dadurch wahrt, 
daß sie einen Teil der gegnerischen Rlasse für sich gewinnt, besteht ım 
Wirtschaftsleben sonst überhaupt nicht und insbesondere lassen sich 
damit die zahlreichen Beaintenvereine, welche gemeinsame Interessen 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern vertreten wollen, keineswegs 
vergleichen. Denn diese sind historisch längst vor den einseitigen Ar- 
beitnehmerorganisationen entstanden, waren wirtschaftlich im Wider- 
streit der Klassen gar nicht orientiert, also wirklich neutral und werden 
erst allmählich dazu genötigt, Stellung zu nehmen und entwickeln sich 
aus diesem Grunde vielfach zu reinen Ängestelltenorganisationen. Die 
gelben Organisationen jedoch sind von vornherein mit der Orientierung 
gegen die »Klassenkampf-Gewerkschaften« ıns Leben gerufen, und ihr 
Programm ist nicht ein durch eigentümliche Aufgaben gegebenes, son- 
dern von vornherein betrachten sie es als ihre Hauptaufgabe, den 
Kampf gegen den »Terrorismus« oder, leidenschaftslos ausgedrückt, 
(und wie aus jeder Nummer des »Bund« hervorgeht) gegen alle Be- 
mühungen der Arbeiterschaft um Verbesserung der Lebenshaltung und 
ihrer Rechtsstellung innerhalb der Betriebe. Auch die »freien« Organi- 
sationen (auf sozialdemokratischem Boden) der Gastwirte, Kleinhänd- 
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ler usw., wie wir sie in den letzten Jahren in Deutschland und Oester- 
reich entstehen sehen — die bisher übrigens zu einer besonderen Be- 
deutung noch nicht gelangen konnten — können mit den gelben Ge- 
werkschaften absolut nicht verglichen werden: es sind Organisationen 
wirtschaftlich schwacher, meist auf die Arbeiterschaft als Konsumenten 
angewiesener Kleingewerbetreibender, deren Lebenshaltung von der 
der Arbeiterschaft nicht wesentlich abweicht, deren Interesse tatsäch- 
lich mit den materiellen Interessen der Arbeiterschaft aufs engste ver- 
knüpft ist, die sich sozial mit der Arbeiterschaft vielfach sehr nahe be- 
rühren, und welche die Aggregierung eines »flottanten« Teiles einer 
Klasse, oder eigentlich eines klassenmäßig indifferenten Teiles der Ge- 
sellschait an die Arbeiterschaft bedeuten. Diese Organisationen haben 
aber keineswegs die Tendenz, die Interessenvertretung der Unter- 
nehmer oder des Gewerbes (sei es wirtschaftspolitisch, sei es in der Ar- 
beiterfrage) als ganzes mit den Ideologien der Arbeiterschaft zu durch- 
tränken. Sie sind mit dem Moment gegeben, wo die Arbeiterschaft sich 
ihres Konsumenteninteresses bewußt wird. Auch sind sie nicht aus der 
Tendenz hervorgegangen, die Interessenvertretung einer speziellen 
Klasse (also die des Mittelstandes) durch Ablösung eines Teils zu 
schwächen. 

Diese Tendenz liegt natürlich auch den gelben Gewerkschaften, 
wie sie wenigstens behaupten, fern. Auch die gelben Gewerkschaften 
geben sich — das muß ausdrücklich festgestellt werden -— als »echte 
Gewerkschaften«, als Interessenvertretungen der Arbeiterschaft und 
weisen eine jede Verdächtigung, »Unternehmer-Schutztruppe« zu sein, 
mit Entrüstung zurück 7¢). Sie wollen nur der Boden sein, auf dem sich 
die Arbeiter treffen, die keiner »Klassenkampforganisation« angehören 
wollen, die vom »Terrorismus« der übrigen Gewerkschaften angewidert 
werden. In einer eingehenden Untersuchung suchte kürzlich 7}) 
der Referent für die sozialen Angelegenheiten des Siemenskonzerns, 
Dr. Fellinger, einen ähnlichen Nachweis zu führen; aber auch er 
gibt zunächst zu, daß die gelben Werkvereine nur dann den An- 
spruch darauf erheben können, ernstliche Koalitionen zu sein, wenn 
sie das, was sie für ıhr Recht halten, auch evtl. zu erzwingen, 
und zwar durch Arbeitsniederlegung zu a... imstande sind; 
aber daß die Gewerkschaften bisher nicht hätten streiken 
können, sei nur der Jugend der ae zuzuschreiben, nichts 
und niemand könne sie daran hindern, entsprechende Mittel für 
Kanipizwecke anzusammeln. Zweifelsohne wird auch diese Kinder- 
krankheit bei den gelben Vereinen bald überwunden werden 7). End- 


70) Siehe z. B. »Der Bunde, 25. IN. to (Der gewerkschaftl. Charakter der 
Gewerkvereine). 

1) A. a. O. 

32) Ein Direktor der Aktiengesellschaft Siemens & Halske erklärt gleichfalls, 
daß die gelben Verbände keineswegs aufs Streikrecht verzichten, was ganz natur- 
gemäß sei. Allerdings aber wollen die gelben Vereine das Streikrecht nicht als 
Regel gebrauchen. Denn schon die Existenz der gelben Vereine zeige, daß 
sie mit den Arbeitgebern friedlich auszukommen wünschen. Es sei nicht 
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lich tröstet Dr. F. die Arbeiterschaft damit, daß sie im Falle eines 
Streikes von den übrigen Gewerkschaften »mit offenen Armen« aufge- 
nommen worden wären. Darnach scheint der Verfasser die Einsicht der 
Mitglieder seines Werkvereins nicht gerade hoch einzuschätzen, wenn 
er ihnen als ultimo ratio die Flucht zu denjenigen Verbänden empfehlen 
muß, die das Arbeiterinteresse »durch frivole Streiklust empfindlich 
schädigen«. Wenn diese Empfehlung auch nur für die Zeit des Ueber- 
gangs gedacht ist, so scheint diese etwas reichlich bemessen zu werden. 
Da nämlich auch der Verein der Siemenswerke bereits 4 Jahre, andere 
Verbände 5 Jahre bestehen. müßten schon ganz namhafte Fonds ange- 
sammelt worden sein. Das Bestreben hiezu müßte, je jünger die Orga- 
nisation, desto größer sein. Wir sehen, daß z. B. das Bestreben der 
neuen Angestellten- und Beamten-Organisationen in aller erster Linie 
auf die Ansammlung eines \Widerstandsfonds gerichtet ist (der nicht 
einmal ein Streikfonds ist) und es muß ganz objektiv festgestellt wer- 
den, daß die Ansammlung von Geldern für individuelle Versorgung, 
wie es die Werkvereine tun, hingegen die Vernachlässigung der Auf- 
sparung eines Fonds für die Kollektiv-Interessen-Vertretung (und diese 
beiden Momente nicht naiv und historisch geworden, wie bei vielen äl- 
teren Verbänden, sondern direkt als bewußtes Widerspiel zu den Ge- 
werkschaften) und die Tendenz, die Arbeiterschaft in diese Verbände 
zu ziehen, sie durch größere Individualleistungen zu gewinnen, über- 
haupt nur im Interesse der Unternehmer einen Sinn hat 73). Hierbei 
mag der Unternehmer in seinem Bewußtsein noch so sehr das Wohl der 





leicht anzugeben, wie sie sich die Grenze denken, bei der das friedliche 
Auskommen ein Ende nehmen würde und es sei wahrscheinlich, 
daß hierüber unter den Arbeitern selbst noch recht 
verschiedene und wenig geklärte Ansichten vorhan- 
den seien. Erst die weitere Entwickslung werde auch hier größere Klarheit 
bringen (Der Bund, 23. X. 10). Hingegen wird wiederum von anderer Seite 
(von einem Vertreter des Werkvereins Ih. Goldschmidt, Essen) ausdrücklich 
vor jeder Tendenz nach links gewarnt. Denn die Werkvereine seien Koalitionen 
des Vertrauens, und gerade das Institut der Sozialsekretäre, welche die Ver- 
mittelung zwischen ihnen und den Unternehmern herstellen, welche sdie Arbeiter 
zum Abwarten mahnen, das Gewünschte auf das Maß des Krreichbaren zurück- 
führen und mit dem Unternehmer eher über die Wünsche der Arbeiter unter- 
handeln, weil sie ja an dem Ausgang nicht wirtschaftlich interessiert sinde, sei ge- 
eignet, das Vertrauen aufrecht zu erhalten. Zudem sei es ganz unwahrscheinlich, 
daß ein Unternehmer, der sich mit seinen Arbeitern auf dieser Basis gefunden 
habe, nicht konzediere, was überhaupt möglich sei; im Hinblick auf eine solche 
Unwahrscheinlichkeit aber sollten doch die gelben Werkvereine nicht den Grund- 
gedanken ihrer Bewegung aufgeben (Der Bund, 16. X. 1910). 

?3) Dabei ist ja auch zu bemerken, daß die Werkvereine prinzipiell nur Ar- 
beiter einer und derselben Unternehmung umfassen. Sie verzichten daher von 
vornherein darauf, eine gewisse Gleichmäßigkeit in der ganzen Industrie durch 
ihre Aktionen oder ihr Wirken zu erzielen. Rein technisch-organisatorisch 
genommen, bedeuten also die gelben Werkvereine auch einen Rückschritt, um- 
somehr, als ja die Organisation der Unternehmer von der nationalen bereits längst 
zur internationalen fortgeschritten ist (und zwar die Unternehmer nicht nur als 
Arbeitgeber, sondern auch als Produzenten), 
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Arbeiterschaft im Auge haben, und es mag die Arbeiterschaft noch so 
sehr (wie es ja vorkommen soll) trotz der gelben Verbände und ihrer 
Wohlfahrtseinrichtungen auf Wahrung ihrer Interessen bedacht sein. 
Auf Grund der heutigen Organisationsverhältnisse in der Arbeiter- 
schaft ist es gar nicht möglich, daß eine neue Abart von Verbänden ent- 
steht, die nicht durch Abspaltung eines Teiles oder aber durch entgegen- 
gesetzt orientierte Organisation eines noch nicht organisierten Teiles 
der Arbeiterschaft der Gesamtheit als Klasse erheblichen Schaden zu- 
fügt. Denn sie ist nur denkbar — wie sich ja auch tatsächlich zeigt — 
als schärfste Opposition gegen die bestehenden Verbände und muß bei 
deren Macht entweder ganz einflußlos bleiben, oder aber die schwersten 
Kämpfe mit diesen großen Organisationen zur Folge haben. 

Ein Eingehen auf die gelben Organisationen wäre nicht notwendig 
gewesen, wenn sich nicht Gründe dafür anführen ließen, welche ein 
Wachsen ihrer Bedeutung wenigstens wahrscheinlich machen. In erster 
Linie die immer schwierigere Situation der Gewerkschaften selbst. 
Bereits in der analogen »Chronik« des Vorjahres ”?) mußte darauf hin- 
gewiesen werden, daß die Gewerkschaften genötigt seien, für ihre Tak- 
tik neue Wege zu suchen, weil die geänderte Konstellation des Wirt- 
schaftslebens, die Hauptwaffe, den Streik, entwerte. Wenn auch das 
Jahr Igro gerade durch große, für die Arbeiterschaft in ihrem End- 
resultat zum Teil siegreiche Kämpfe charakterisiert ist 75), so ist diese 
Grundstimmung dach geblieben und hat sich dadurch noch verstärkt, 
daß überhaupt gewerkschaftliche Kämpfe nur mehr als Mas- 
senkämpfe möglich sind und die Gefahr, in diesen zu unter- 
liegen, für die Arbeiterschaft immer mehr wächst. Das liegt natürlich 
nicht daran, daß die Arbeiterschaft falsch kämpft, gegen ihr Interesse 
vorgeht, sondern daran, daß sie von einer rasch wachsenden Macht 
der Unternehmer bedroht wird. Trotzdem mag dieser Prozeß ın den 
Köpfen der Arbeiterschaft, die ja durch die Beiträge zu den Gewerk- 
schaften sich gewiß vielfach sehr belastet fühlt, derart umgewertet 
werden, daß es eben die verfehlte Streiktaktik sei, welche große Opfer 
verlange, ohne zum Ziele zu führen und daß cin gütliches Einverneh- 
men mit den Unternehmern, auf das es schließlich auch nach den 
Streiks hinauskomme, schon von vornherein gesucht werden könne 76) 


’% Archiv, Bd. XXX, S. 553 ff. 

13) Hierbei ist zu beachten, daß der Ausgang der Kämpfe in den meisten der 
Zugeständnisse nur als relativ siegreich bezeichnet werden kann — nämlich im 
Verhältnis zu den Forderungen der Unternehmer. In den meisten Friedensschlüs- 
sen (siehe unten) ist das wichtigere die Behauptung der Position, nicht so sehr 
neue Zugeständnisse, welche die Situation der Arbeiter verbessern würden. 

16) Daher auch die Tendenz der gelben Werkvereine, die Erfolge der Ge- 
werkschaften nach Arbeitskämpfen möglichst gering erscheinen zu lassen. Z. B. 
die Zugeständnisse an die Arbeiterschaft auf den Werften. Ganz sicher sind diese, 
vom Standpunkt der freien Gewerkschaften aus geschen, sehr gering; hinzegen 
ist zu bezweifeln, ob die gelben Gewerkschaften durch ihr friedliches Vorgehen 
soviel hätten erreichen können. Immerhin dient der Ausgang des Werftarbeiter- 
streiks als Anlaß, um wiederum zu verkünden (und das ist eine typische Argu- 
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— mit Ersparnis der relativ großen Ausgaben für die gewerkschaftliche 
Kriegsrüstung 7). Der Umstand, daß die Verteidigung zu schwach 
ist, mag also in einer Veerkennung der Verhältnisse dahin führen, sich 
ihrer ganz zu entledigen. Nach derselben Richtung wirken wohl die 
Stimmungen, welche unter dem Einfluß neuerer Gerichtsurteile be- 
treffend die Haftung der Gewerkschaften aus Tarifverträgen, in der 
Arbeiterschaft Platz greifen: die prekäre Stellung, welche sich für die 
Arbeiterschaft immer häufiger aus Tarifen ergeben mag, besonders in 
Zeiten guter Konjunktur, mag aus einer analogen Verkennung dazu 
führen, die Möglichkeit einer entscheidenden Beeinflussung des Ar- 
beitsverhältnisses durch die Arbeiter zu negieren. 

Auch die oben erwähnte, in der katholischen Geistlichkeit vor- 
handene Tendenz, die christlichen Gewerkschaften den Fachabteilern 
zu nähern und das Vorgehen der christlichen Gewerkschaften »mit den 
Vorschriften des Christentums in Einklang zu bringen«, fördert zwei- 
felsohne die Stellung der gelben Gewerkschaften. Sie stellen sich daher 
schlankweg im Streit der christlichen Gewerkschaften auf Seite der 
Fachabteiler %8). Endlich sind die in der letzten Zeit aufgetauchten 
Diskussionen über die »Demokratie ın den Gewerkschaften«, »Massen 
und Führer« ein vorzügliches Agıtationsmaterial für die gelben Ge- 
werkschaften. 

Daß die erwähnten Momente bereits zu wirken begonnen haben 
ist u. a. daraus ersichtlich, daß im Jahre 1910 die ersten größeren Ta- 
gungen der gelben und der ihnen nahestehenden Verbände stattfanden. 
So vom 2.—4. September die Tagung des Bundes vaterländischer Ar- 
beitervereine in Braunschweig 7°). Dieser Bund zählt nach seinen Be- 
richten 125 Vereine mit 25 000 Mitgliedern gegenüber 36 Vereinen mit 
6000 Mitgliedern im Gründungsjahr 1907. Die Hauptversammlung be- 
grüßte es mit Genugtuung, daß die Frage des »Schutzes der Arbeits- 
willigen« wiederum aufgerollt worden sei, und faßte hierzu folgende 
Resolution 8): »Die dritte Hauptversammlung des Bundes vaterlän- 


mentation), »daß die Strceikverbände in der großen Industrie dem straff organi- 
sierten Unternehmertum machtlos gegenüber stehen, und daß der Versuch der 
Streikorganisationen aussichtslos ist, dem stark organisierten Unternehmertum 
auf dem Wege der Gewalt wesentliche Zugeständnisse abringen zu wollen. Nur 
durch friedliche Verständigung mit den Arbeitgebern, wie sie die gelben erstreben, 
kann in den weitaus meisten Fällen heute noch eine Verb»sserung der Lage der 
Arbeiterschaft erreicht werden« (Der Bund, 13. XI. 10). 

7?) Diese werden natürlich von den gelben Gewerkschaften immer wieder 
als Argument gegen die »freien« Gewerkschaften gebraucht. Sie betonen, daß 
der Arbeiter von der Gewerkschaft höher bestenert werde, als vom Staat, der 
Beitrag des einzelnen Arbeiters habe sich 1891—1908 vervierfacht. Die Einbe- 
ziehung der einzelnen Unterstützungszwecke, zuletzt der Arbeitslosenunter- 
stützung, in den Aufgabenkreis der Gewerkschaften, sei nur ungern und gezwun- 
gen erfolgt (Der Bund, 18. IX. 10). 

38) Der Bund, 27. III. 1910, 4. IX. 10, Besprechung des Buches v. Win- 
dolph (Das Christentum der christlichen Gewerkschaften). Ferner ebenda, 6. XI. 
1910. ‘») Soziale Praxis, 29. IX. 10. 

#0) Abgedruckt im Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 19. IN. Io. 
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discher Arbeitervereine begrüßt es mit Genugtuung, daß die Frage des 
Schutzes der Arbeitswilligen wieder aufgerollt ist, so- 
wohl seitens der Industriellen in Köln als auch durch den allgemeinen 
deutschen Innungs- und Handwerkertag zu Berlin. Auch die vater- 
ländischen Arbeitervereine verlangen Schutz gegenden Mißbrauch 
des Koalitionsrechts, durch den die Willensfreiheit des Arbeiters in 
unerträglicher Weise beeinträchtigt und gegen den Willen des Gesetz- 
gebers ein Koalitionszwang geschaffen wird. Der Vorstand des Bundes 
wird ersucht, geeignete Gegenmaßnahmen, insbesondere auch das 
Veıbot des Streikpostenstehens, zu beantragen. Fer- 
ner ersucht die Vertreterversammlung den Vorstand, bei den Arbeit- 
gebern zu beantragen, daß in den Arbeitsordnungen der Absatz einge- 
fügt wird: »Arbeiter, welche es unternehmen, Arbeitswillige an der 
Arbeit zu hindern, oder sie während derselben zu belästigen, sind sofort 
zu entlassen bezw. nicht wieder einzustellen«. 

Von größerer Bedeutung ist der im Herbst ıgıo gegründete Bund 
der deutschen Gewerkvereine. Hierzu gaben die drei größten gelben 
Verbände, der Unterstützungsverein der Siemenswerke Berlin, der na- 
tionale Arbeiterverein Krupp-Essen und der Burbacher Hüttenverein 
die Anregung #). Der Bund wurde unter Zuziehung der meisten gelben 
Verbände auf einer besonderen Tagung der Werkvereine am 15. Ok- 
tober 1919 in Magdeburg gegründet. Der Aufruf zur Teilnahme an der 
Gründungsversammlung hebt hervor, daß »bei der großen Klarheit der 
gelben Grundideen« (was allerdings nicht hinderte, daß auf dieser Ta- 
gung gerade über die prinzipiellen Fragen sehr eingehend und durch- 
aus nicht einträchtig debattiert wurde — siehe weiter unten) bedauer- 
licherweise die Oeffentlichkeit über die wahren Tendenzen der gelben 
Verbände nicht genügend unterrichtet sei, und die gelben Verbände 
leider als minderwertig betrachte. Dies sei zum größten Teile auf Iso- 
lierung der einzelnen Vereine und darauf zurückzuführen, daß sie nach 
eigenem Gutdünken und auf eigene Faust vorgehen. Als weiterer 
Zweck wurde die Gründung gemeinsamer Kasseneinrichtungen ange- 
geben. — Wenn also, wie oben erwähnt wurde, gerade die Beschrän- 
kung der Vereine auf eine Unternehmung einen Anreiz für die Unter- 
nehmer bildete, solche Vereine zu gründen und zu unterstützen, so 
zeigt sich eben, daß die Isolierung der Verbände auf die Dauer unmög- 
lich wird. 

Die Tagung selbst fand. wie bereits erwähnt, am 15. IN. in Magde- 
burg statt #), auch aus dem Grunde, um gegen den Parteitag der So- 
zialldemokratie ein Gegengewicht zu schaffen. Zugleich wurde eine Be- 
ratung veranstaltet, der auch die Vertreter der übrigen »antisozialdemo- 





Im »Bund« dem Organ der gelben Organisationen findet sich, soweit zu 
sehen, kein Bericht über diese Tagung. Vielleicht ist der Bund vaterländischer 
Arbeitervereine auch den gelben zu gelb und wollten sie nicht berichten, daß 
der Tagung der Redakteur der »deutschen Arbeitgeberzeitung« beiwohnte, und 
daß die oben wiedersegebene Resolution gefaßt wurde. 

"l) Der Bund 25. IX. i910. 

82) j:benda, 23. X. 1910. 
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kratischen« Richtungen (wie sie sich selbst nennen) beiwohnten, also 
insbesondere der nationalen, vaterländischen und reichstreuen Arbei- 
terschaft. Die Tagung der Werkvereine führte zur Gründung des Bun- 
des Deutscher Werkvercine; die anwesenden Delegierten vertraten 
ca. 60 000 Arbeiter, meist Mitglieder von Werkvereinen ; außerdem be- 
teiligte sich die einzige gelbe Branchenorganisation zugleich die einzige 
Organisation gewerblicher Arbeiter, der Bund der Bäckergesellen, an 
den Beratungen ®). In den prinzipiellen Erörterungen, insbesondere 
über den Streik, war man durchaus nicht einig, namentlich kann 
konstatiert werden, daB Vertretern zahlreicher Werkvereine sogar die 
oben wiedergegebenen Anschauungen zu weit gingen. Hingegen er- 
klärten sich wiederum andere Vereine, und bezeichnenderweise die 
BerlinerVerbände, mit den Ausführungen D. F.s vollkommen 
einverstanden. Also auch ım gelben Lager macht sich bereits der Ein- 
fluß der Anhäufung von Industrie in den Großstädten im Sinne einer 
»Radıkalisierung« (wenn man hier davon überhaupt sprechen kann) 
geltend. Allerdings sind die Fälle, für welche sich diese Berliner Ver- 
bände das Streikrecht wahren wollten (die beispielsweise auf- 
geführt wurden) so selten und ihre Konstruktion so durchsichtig, daß 
eine praktische Differenz zwischen den beiden Richtungen kaum be- 
steht. 

Im großen ganzen läßt sich also sagen, daß die Werkvereine der 
schweren Industrie (also aus dem Ruhrrevier, Essen usw.) den Streik 


83) Die gelben Vereine der Bäckergesellen leiten sich ab von den alten 
»Brüderschaften«e Die Gründung der gelben Vereine selbst erfolgte nach dem 
»Bunds wegen unerträglichen Terrorismus’ der freien Gewerkschaften, u. a. weil 
die Gewerkschaft durchsetzte, daß nur organisierte Arbeiter beschäftigt 
werden sollten, und wegen zahlreicher Gewalttätigrkeiten bei Streiks. 1904 kam 
es zur Gründung eines »handwerkstreuen Gesellenvereinse. Nach Gründung 
mehrerer lokalen Verbände ın Berlin konnte 1906 der deutsche »Bäcker- und Kon- 
ditorgehilfe«, das Verbandsorgan, zu erscheinen beginnen. Im September 1906 
fand der erste Verbandstag der gelben Bäckergesellenvereine Deutschlands statt, 
an welchem schon 20 Vereine mit 2400 Mitgliedern durch Delegierte teilnahmen. 
1908 zählte der Verband 170 Verbände mit Io 000 Mitgliedern. Der Beitrag 
der ursprünglich mit 50 Pig. jährlich (!) festgesetzt wurde, wurde 1908 auf drei 
Mark erhöht, mußte jedoch wegen zahlreicher Austritte wiederum (auf 1,60 Mk.) 
herabgesetzt werden. Charakteristisch für den Verband ist, daß er durch seinen 
Vorsitzenden auf dem Verbandstag der Bäckermeister die Verlängerung der Sonn- 
tagsruhe von 14 auf 22 Stunden vorschlagen ließ, sich jedoch mit der Gewährung 
einer I6östündigen Ruhezeit begnügte und damit, daß die 22stündige künftig 
gesetzlich festgelegt werde. Er sprach aber zugleich die »volle Erwartung aus, 
daß diese beschlossene Verlängerung der Sonntagsruhe um zwei Stunden auch 
im ganzen Reiche durchgeführt werdee. (Das »gegenseitige Vertrauen« scheint 
daher nicht über allem Zweifel erhaben zu sein.) (Der Bund, 27. XI. und 
4. XII. 10.) Für einen Außenstehenden ist es unmöglich, aus dieser Geschichte 
des Bund»s zu erkennen, inwieweit die Beschuldigungen der Gegenseite, also 
der Gewerkschaften, auf Wahrheit beruhen. Aber auch der Bericht erzählt, daß 
auf sehr schwerwiegende Beschuldigungen leitender Personen des Bundes hin 
keine Klage erhoben wurde (weil der der Bestechung Beschuldigte Privatklage 
hätte erheben müssen usw.\. 
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prinzipiell und nahezu bedingungslos ablehnten; während die der Fer- 
tigfabrikateindustrien (z. B. der Elektrizitätswerke Berlin und der 
Maschinenfabriken) nicht so unbedingt und unter allen Umständen 
sich gegen den Streik aussprachen. Trotz der prinzipiellen Differenzen 
(angesichts deren es seltsam anmutet, daß sich viele Vertreter darüber 
beklagten, man fasse die Tendenzen falsch auf) wurde ein Bund der 
Werkvereine gegründet, dem sofort Vereine mit 20 000 Mitgliedern 
beitraten, während Vertreter von Vereinen mit ca. 28 000 Mitgliedern 
den Vorbehalt machten, daß ihre Vereine erst zustimmen müßten. 
Weitere Vereine mit Io 000 Mitgliedern stellten den baldigen Anschluß 
in Aussicht. Daher kann für die nächste Zukunft mit Verbänden von 
ca. 60 000 Mitgliedern gerechnet werden. — Interessant war auch die 
Erörterung, ob man dem Bund aller vaterländischen Vereine bei- 
treten solle; die Berliner Vereine wollten jede Parteipolitik, 
also auch die konservative, antısozialdemokratische ausschließen. 
Trotzdem fand ein Antrag Annahme, wonach ein loser Zusammen- 
schluß mit den vaterländischen Arbeitervereinen befürwortet wurde. 
Die Verständigungskonferenz selbst, welche am 16. Oktober IgIo 
stattfand, hatte noch kein endgültiges Resultat, doch einigte man sich 
prinzipiell auf einen losen Zusammenschluß. Es wurden Resolutionen 
gegen den Mißbrauch des Koalıitionsrechts und gegen das Boykottun- 
wesen der sozialdemokratischen Klassenkampforganisationen gefaßt 
und verschärfter Schutz der Arbeitswilligen verlangt. Trotzdem, wie 
erwähnt, der definitive Zusammenschluß noch nicht erfolgte, ıst doch 
nicht daran zu zweifeln, daß er nahe bevorsteht. —- 

Endlich sei noch erwähnt, daB »ein Förderungsausschuß für vater- 
ländische Arbeitervereine« wiederum eine verstärkte Tätigkeit ent- 
wickelt #), um die bereits bestehenden vaterländischen Arbeitervereine 
in ihrer Entwicklung zu unterstützen ®). 


Die Lohnbewegungen des Jahres 1910. 


Die Aussperrung im Baugewerbe. 


Im analogen Abschnitt der Chronik des Vorjahres wurde bereits, 
soweit es damals möglich war, der Bewegung im Baugewerbe gedacht 8) 
und es wurde auch versucht, in der Sozialpolitischen Tageschronik 
fortlaufend den Gang der Ereignisse wenigstens in den wichtigsten 
Punkten festzuhalten. Daher ist es jetzt möglich, sich auf die Darle- 
gung zu beschränken, in welcher Weise die prinzipiellen Streitpunkte 
thre Erledigung gefunden haben. Bereits in dem Abschnitt der Chronik 
über die Unternehmerorganisationen wurde hervorgehoben $°), daB der 
kampf im Baugewerbe von seiten der Unternehmer offenbar prinzi- 

81) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften Deutschlands, 13. VI. 1o. 

8) Hiervon soll bei Besprechung der Arbeitreberorganisationen in einem 
der nächsten Abschnitte der »Thronik« die Rede sein. 

88) Bd. XXN S. 552 u. S. 855—5800. 

87) Vgl. Bd. XXX S. 804/5. 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. 2. 4i 
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piell gemeint gewesen sei, daß eine Aussperrung (die damals erst bevor- 
stand) nur den Sinn haben könne, die ganze Situation für die Arbeiter- 
schaft grundsätzlich zu verschlechtern, das Prinzip des Tarifvertrages 
(wenn auch in der Form eines neuen Vertrages) zu negieren und die 
Organisationen der Arbeiterschaft zu vernichten. Eine inzwischen 
erschienene, bedeutsame Publikation des Verbandes der Baugeschäfte 
von Berlin und den Vororten 8) bestätigt die Richtigkeit dieser Beur- 
teilung. Die Berliner Organisation, welche sich seit jeher zum Tarifge- 
danken bekannte und diesen so interpretierte, daß der Tarifvertrag das 
Ergebnis der Verhandlungen gleichberechtigter Ver- 
tragsteile über den gesamten Vertragsinhalt sein 
müßte, setzte sich ın den Verhandlungen im Arbeitgeberbund für das 
deutsche Baugewerbe stets dafür ein, wegen der von den Arbeitgebern 
erhobenen prinzipiellen Forderungen (deren Vertretung überdies nicht 
gebilligt wurde) keineswegs die Aussperrung zu beschließen. Die er- 
wähnte Publikation ist ein interessantes Dokument dafür, wie inner- 
halb der Unternehmerschaft die sozialpolhitischen Anschauungen durch- 
aus nicht einheitlich sind, insbesondere wie von einigen Gruppen groß- 
städtischer Unternehmer die Ansicht vertreten wird, der Arbeiterschait 
soweit als möglich entgegenzukommen, insbesondere aber sie prinzi- 
piell als gleichberechtigten Vertragsteil zu behandeln; ferner wie auch 
von diesen Teilen der Unternehmerschaft anerkannt wird, daß von dem 
deutschen Arbeitgeberbund oder den in ihm einflußreichen Kreisen die 
Tarifverträge immer noch als »notwendiges Uebel« betrachtet werden, 
daß vom Arbeitgeberbund die Macht, welche er durch den einheitlichen 
Ablauf der Verträge gewonnen hat, benützt werden soll, einseitig die 
Arbeitsbedingungen zu fixieren ®). Da der Berliner Verband diesen 
prinzipiellen Standpunkt, nämlich die Schwächung der Arbeiterorgani- 
sationen, als erstrebenswertes Ziel nicht anerkannte, beteiligte er sich 
(nach sehr langen interessanten Verhandlungen) auch nicht an der 





88) Die Stellung Berlins zu dem Tariikampt des deutschen Baugewerbes im 
Jahre r910, Berlin 1910. 

89) A. a. O. S. 27. Diese Beurteilung der Situation deckt sich vollkommen 
mit der in der Chronik früher gegebenen Darstellung. Inzwischen ist auch am 
Verbandstag des Zentralverbandes der Industriellen (der mit dem Arbeitgeber- 
bund für das deutsche Baugewerbe gemeinsam vorging) vom scheidenden Ge- 
neralsekretär Bueck ganz otfen als Ziel der Unternehmer die Vernichtung der 
Organisationen und die Wiederhersteliung des Herrschaftsverhältnisses in den 
Betrieben ausgesprochen und zugegeben worden, daß die Aussperrung im Bau- 
gewerbe ein verunglückter Schritt zu diesem Ziele war. Von Interesse, wenn auch 
nicht überraschend ist ferner das Faktum, daß man schon seit Jahren auf einen 
großen Kampf im Jahre 1910 gerechnet habe, daß namentlich die nordwest- 
deutsche Interessengemeinschatt in diesem Sinne wirkte. In der Interessen- 
gemeinschaft fand sich die innigste Fühlung mit der Großindustrie. Hier fiel in 
einer der Verhandlungen das Wort: »Der Kommission ist aufzugeben, dafür zu 
sorgen, daß der Vertrag in diesem Sinne (d. h. nur nach den Wünschen der In- 
teressengemeinschaft) geändert werde. Er müsse so lauten, daß ihn die Arbeiter- 
führer nicht annehmen dürfen und deshalb zum Streik gezwungen werden« 
(a. a. O. S. 51). 
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Aussperrung, da die aufgeworfenen Streitiragen seiner Meinung nach 
sachlich und für die Ausgestaltung des Arbeitsverhältnisses nicht so 
bedeutsam waren, um eine so weitgehende und schwerwiegende Maß- 
regel zu rechtfertigen ?%). Trotzdem wurde vom Verband, wie hervor- 
gehoben wird, insbesondere auf Betreiben der Interessengemeinschaft 
aus Rheinland und Westfalen, die Aussperrung beschlossen. Der Ber- 
liner Verband aber schloß, ähnlich wie schon vorher der Arbeitgeber- 
verband von Hamburg und Umgebung, mit der Arbeiterschaft einen 
Tarifvertrag ab, im wesentlichen auf Basis der bis dahin bestehenden 
Verträge ?!). Bloß über die Lohnerhöhungen konnte man sich nicht 
einigen, weshalb das Einigungsamt des Berliner Gewerbegerichts um 
einen Schiedsspruch angegangen wurde, Das Einigungsamt sprach 
sich für eine Lohnerhöhung von 3 Pfg. pro Stunde ab 13. August IgIO 
aus und weitere 2 Pfg. pro Stunde ab 1. Oktober ıgıı. (Die Arbeiter 
hatten bei dreijähriger Vertragsdauer eine Zulage von Io Pfg. gefor- 
dert). Es erkannte die Forderungen um Lohnerhöhungen als prinzi- 
ptell berechtigt an, konnte jedoch auf Grund der Geschäftslage im Bau- 
gewerbe eine höhere als die eben genannte Zulage nicht für durchführ- 
bar erachten. — Die Bedeutung des Berliner Vertrages beruhte insbe- 
sondere in dem moralischen EintluB auf die Arbeiterschaft, in der Mög- 
lichkeit, hohe Extrabeiträge für das ausgedehnte Vertragsgebiet ZU 
erheben (es wurden Extrabeiträge von Io Pig. —ıI Mk. täglich vorge- 
schrieben und gezahlt). Der Umfang der Aussperrung entsprach. wie 
die Gewerkschaftsblätter versicherten, nicht dem Plan der Arbeit- 
geber ®). Die Zahl der ausgesperrten Maurer und Zimmerer wird von 
den Unternehmerverbänden (ohne Hilfsarbeiter) mit IS6 000 ange- 
geben, die sich auf 200 000 und 240 000 erhöhen sollten. Nach den Auf- 
stellungen der Gewerkschaften waren jedoch (mit den Hilfsarbeitern) 
noch nicht ganz 115 000 Bauarbeiter anfangs Mai ausgesperrt. Das er- 
klärt auch die Möglichkeit der langen Dauer und daß die Gewerkschaf- 
ten ohne weiteres imstande waren, im Kampfe auszuharren. Es zeigt 
sich eben gerade bei der Bauarbeiteraussperrung, daB die Organisation 
der Unternehmer noch nicht einheitlich und nicht straff genug ist, um 
den Beschlüssen, wenn sie wirklich nicht der Mehrheit der Mitglieder 
entsprachen, Geltung zu verschaffen. Weitere Kreise der Unternehmer 
erkannten gewiß, daß gerade beim Kampf im Baugewerbe eine Inter- 
essengemeinschaft, nämlich zwischen Groß- und Kleinbetrieben, nicht 
bestehe und daß viele große Unternehmungen von der Aussperrung 
eine Einschränkung der Konkurrenz kleinerer Betricbe durch deren 
Vernichtung erwarteten ®). Zur Uneinigkeit der Unternehmer kam 





»0) A. a. O. S. 34—40. Dort auch die nachdrückliche Hervorhebung, daß 
anders wie sonst die Forderungen der Arbeitgeber den Kampf herautbeschworen 
haben. Forderungen der Arbeiter, welche etwa das Scheitern der Verhandlungen 
hervorrufen konnten, lagen nicht vore. Ueber die Taktik der Arbeiter in dieser 
Bewegung siche a. a. O. S. 28/9. 

»!) Der Grundstein, 30. IV. 1910. 

»2) Vgl. z. B. Der Grundstein 7. V. 1910 u. passim. 

»») Vgl. Parvus, Die große Aussperrung und die Zukunft der Arbeiter- 


41° 
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noch hinzu, daß die Architekten sich vielfach auf die Seite der Bau- 
arbeiter stellten ®). Auch sehr viele bürgerliche Blätter stellten sich 
auf Seite der Arbeiterschaft und hoben ihren Opfermut hervor ®). 

Die Aussperrung, welche Mitte April begonnen hatte, währte mit 
wechselndem Umfange (die von den Gewerkschaftsblättern angege- 
benen Ziffern sind natürlich immer erheblich niedriger als die Berichte 
der Arbeitgeber) und während von Außenstehenden Einigungsversuche 
gemacht wurden %) und vielfach auch schon örtliche Verträge zustande 
kamen °), mehr als 8 Wochen. Die Initiative zu den Vergleichsver- 
handlungen ging, was wichtig ist festzustellen, nicht von einer der 
streitenden Parteien sondern von Unparteiischen (u. a. vom Gerichts- 
direktor Prenner-München) aus. Die Unterhandlungen begannen am 
27. V. mit einer Besprechung der Streitpunkte und fanden im Reichs- 
amte des Innern unter dem Vorsitz des Geheimrates Wiedfeldt und 
unter Mitwirkung des Gerichtsdirektors Prenner-München und des 
Oberbürgermeisters Dr. Beutler-Dresden als Unparteiische statt. An- 
fangs schien die Forderung des zentralen Abschlusses der Verträge und 
des PArbeitsnachw eises ein Haupthindernis einer Verständigung zu bll- 
den, sodaß eine Verständigung während der Verhandlungen nicht er- 
zielt werden konnte. Daher sahen sich die Unparteiischen veranlaßt, 
den streitenden Parteien einen Schiedsspruch vorzuschlagen, der auch 
von den Interessentenorganisationen schließlich angenommen wurde 
(siehe unten 5.644). Auf Grund des Schiedsspruches kam alsdann ein 
Tarifmuster zustande, das die Basis weiterer Verhandlungen bildete. — 

Wegen des prinzipiellen Interesses, das dem Schiedsspruch zu- 
kommt, seien die wichtigsten Momente desselben hier auszugsweise 
mitgeteilt ®). Die Hauptfrage bildete die des zentralen Abschlusses der 
Verträge. Die Arbeitgeberorganisationen verlangten, daß nach ört- 
lichen Verhandlungen zwischen den örtlichen Organisationen über 
Lohnhöhe und Arbeitszeit ein zentraler Vertrag zwischen den zentralen 
Organisationen geschlossen werde, sodaß die zentralen Organisationen 
die Vertragssubjekte geworden wären, — dies zur besseren Sicherung 
der Vertragsdurchführung. Hingegen forderten die Arbeitnehmer, den 
bisherigen Zuständen entsprechend, den Abschluß der örtlichen Ver- 
träge durch die örtlichen Organisationen und die Genehmigung dieser 
örtlichen Verträge durch die zentralen Organisationen. Die Unpar- 
teiischen bezeichneten die Entwicklung zum Reichstarif (wie sie von 


kämpfe im deutschen Reich und die Besprechung darüber in der Neuen Zeit, 
9. IN. 1910, S. 871 ff. sowie im Grundstein, 6. VIH. 10, Das Korrespondenzblatt 
der Generalkommission der Gewerkschaften, 17. IN. 1910. 

v4) Aufruf d. Architekten Zeh an die Architekten Deutschlands. Grundstein 
30. IV. 1910. 

>) Preßäußerungen im »Grundsteine, 16. IV. 10, und passim. 

se Siehe z. B. Grundstein, 21. V. I9T0. 

»”) Grundstein, 4. VI. Io und passim. 

9) Vgl. hierzu die hauptsächlichsten Differenzpunkte in der »Chronike Archiv 
Bd. XXN $. 856. Die interessanten Verhandlungen zwischen den zentralen Ver- 
bänden finden sich auszugsweise wiedergegeben im »Grundsteine, 4. VI. 10. 


— —— 
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den Arbeitgebern gefordert wurde) als die naturgemäße, die in ein- 
zelnen Gewerben auch bereits erfolgt sei, glaubten jedoch noch nicht 
den Zeitpunkt gekommen, in welchem sich diese Entwicklung voll 
durchsetzen kann. Insbesondere fehle es, führten sie aus, noch an be- 
stimmten Voraussetzungen für einen zentralen Reichstarif: z. B. daß 
die Organisationen wirklich auf beiden Seiten umfassend und straff 
durchgeführt sind, daß die zentralen Organisationen in enger Fühlung 
miteinander arbeiten, daß ein paritätischer Arbeitsnachweis bestehe 
und Vorschriften über das Verfahren bei Tarifbruch u. ä. — Ein An- 
satz zum Reichstarif liege aber schon im Vertrage des Jahres 1908, 
wonach die zentralen Organisationen die Verpflichtung zum Schutz 
der Verträge übernommen hätten. In Fortentwicklung dieses Zustan- 
des schlugen die Unparteiischen vor, I. daß ein Hauptvertrag zwischen 
den zentralen Organisationen abgeschlossen werde, der die wesent- 
Iichsten Streitpunkte im gegenwärtigen Kampfe entscheidet, die Ga- 
rantieverpflichtung klarstellt und ein zentrales Schiedsgericht einsetzt 
und daß ferner, 2. wie bisher, Ortsverträge auf Grund eines durch den 
Hauptvertrag festgesetzten Vertragsmusters zwischen den örtlichen 
Organisationen geschlossen werden, die der Genehmigung durch die 
zentralen Organisationen bedürfen. Dieses von den Unparteiischen 
geschlossene Kompromiß hält ziemlich die Mitte zwischen den Forde- 
rungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, berücksichtigt die Ent- 
wicklung zum Reichstarif und wahrt auf der anderen Seite die Selb- 
ständigkeit der örtlichen Organisationen, auf welche die Gewerkschaf- 
ten aus statutarischen Gründen Wert legten °°). 

Zur Frage der Arbeitszeit wurde von den Unparteiischen die Herab- 
setzung derselben auf Io Stunden vorgeschlagen, wo sie derzeit noch 
10 Stunden überschreitet. Ueber eine Herabsetzung unter Io Stunden 
sollte nur in Orten verhandelt werden dürfen, wo sehr schwierige Ver- 
hältnisse hinsichtlich der Verkehrs- und Wohnungsverhältnisse be- 
stehen. Bezüglich der Akkordarbeit wurden die bisherigen Bestim- 
mungen (Akkordarbeit ist zulässig) aufrecht erhalten. Danach sind 
kollektive Maßnahmen irgend einer Organisation in der Frage der 

», Die Einzelheiten dieser Fragen können wegen Raummangels einer Er- 
örterung nicht unterzogen werden. Von Wichtigkeit ist bloß, festzustellen, daß 
in den protokollarischen Erklärungen (die gleichsam einen Kommentar zum 
Vertragsinhalt bilden) zu § 5 des Hauptvertrags bestimmt wurde, daß mit dem 
Ausschluß des Rechtsweges nach den übereinstimmenden Erklärungen der Par- 
teien auch die Geltendmachung irgendwelcher vermögensrechtlicher Ansprüche 
aus dem Vertrage ausgeschlossen sein soll. Dies ist deshalb von Wichtigkeit, weil 
verade von seite der Gewerkschaften unter dem Eindruck mancher Gericht sur- 
teile besonderer Wert darauf gelegt wird, den Inhalt der Tarifverträge der rich- 
terlichen Kognition zu entziehen — u. a. deshalb, weil die Arbeitgeberverbände 
als eingetragene Vereine volle Rechtstiähigkeit genießen (also auch klagen kön- 
nen) hingegen die Gewerkschaften selbst nicht klagen, sondern nur belangt wer- 
den können. Diese Klausel durfte bei allen großen Tarıfverträgen wiederkehren, 
da (namentlich bei der Entwicklung zum Reichstarif) ein Abschluß eines Ver- 
trags ohne diese Klausel für die Gewerkschaften tatsächlich unmöglich würde. 
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Akkordarbeit unzulässig. Zugleich wurden einige Sicherungen für die 
Arbeiterschaft im Vertrag festgelegt. Die Frage der Arbeitsvermittlung 
findet im Vertrag selbst, da die Entw icklung für den paritätischen Ar- 
beitsnachweis noch nicht reif, keine Regelung. Es bleibt daher den 
Parteien überlassen, ihre Einrichtungen, so wenig befriedigend dieser 
Zustand auch sei. weiter zu betreiben. Auf die Vorschläge bezüglich 
der örtlichen Verträge näher einzugehen ist aus Raummangel nicht 
möglich. 

Die Propositionen der Unpartelischen wurden von der Arbeiter- 
schaft, zunächst von den Zentralvorständen der Gewerkschaften als 
erster Erfolg im Rampfe gebucht. Nach der Meinung der Gewerk- 
schaften enthalten die Vorschläge die Abwehr alles dessen, was die Ar- 
beitgeberschaft verlangt habe. Bloß das Zentralschiedsgericht, das die 
Arbeitgeber verlangt hätten, sei in den Vertrag aufgenommen worden. 
Wenn auch einige Punkte des Vertragsmusters den Arbeitnehmern 
nicht gefallen können (insbesondere § Io, Belästigungsklausel), so sei 
das doch kein Grund, es als Ganzes abzulehnen 1%). Ein Kampf um 
die eine oder andere Bestimmung des Vertragsmusters würde die Sym- 
pathien nach außen hın verscherzen. den Kampfesmut der Arbeiter- 
schaft schwächen. Ueberdies sei Ja der ganze bisherige Kampf nicht 
umeine Verbesserung des Vertragsmusters geführt 
worden, sondern um die Abwehr einer Verschlechterung desselben. 
Die Arbeitnehmer werden also einen vollen Erfolg erzielt haben, wenn 
die Unternehmer dem Schiedsspruch der Unparteiischen zustimmen 1%). 
Von Seite der Arbeitnehmerschaft wurde nunmehr das Hauptgewicht 
darauf gelegt, bei den örtlichen Verhandlungen entsprechende Ver- 
tragsverbesserungen, insbesondere Lohnerhöhungen zu erzielen. 

Die Unternehmer nahmen zu gleicher Zeit (in Leipzig) zu den Vor- 
schlägen der Unparteiischen Stellung. Sie akzeptierten dieselben (unter 
der Bedingung, daß sie auch von den Arbeitnehmern angenommen 
würden) mit überwältigender Mehrheit und faßten hiezu eine Reso- 
lution, welche ihre Stellungnahme erkennen läßt 1%), Auch die Arbeit- 
geber erblicken darnach in den von den Unparteiischen gemachten 
Vorschlägen keine volle befriedigende Lösung der Tarifabschlußfragen. 
Sie begrüßten jedoch den darin enthaltenen Fortschritt zum Reichs- 
tarıf und die weiteren Vorschläge, welche den von den Arbeitgebern 
erstrebten dreijährigen Frieden zu gewährleisten imstande sind 1%). 
Natürlich suchen die Arbeitgeberblätter darzutun, daß sie eigentlich 
ınit dem Ergebnis der Vorschläge der Unparteiischen sehr zufrieden 

sein könnten und daß diese einen Erfolg über die Arbeiterschaft 
bedeuten. Vergleicht man jedoch die Forderungen, welche die 
Unternehmer stellten, und demgegenüber die V orschläge der Unpartei- 


100) Bömelburg auf dem gemeinsamen Verbandstag der Zentralverbände der 
Maurer und Hilfsarbeiter, 6. VI. 1910, Berlin. Protokoll S. 70/7. 

Jot) Ebenda, S. 95. 

102) Die deutsche Arbeitgeberzeitung, 12. VI. 1910. 

193) Tatsächlich hatten die Arbeitgeber ursprünglich eine fünfjährige Ver- 
tragsdauer gefordert. 
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ischen, welche das alte Vertragsmuster nahezu unverändert aufrecht 
erhalten (nur in einigen wenigen Punkten weiter bilden), erwägt man 
ferner in welcher Weise der Kampf von Seite der Arbeitgeber eingeleitet 
wurde, was die mehrfach erwähnte Schrift des Arbeitgeberbundes für 
das Baugewerbe in Berlin enthüllt hat. so muß man sagen, daß die Ar- 
beitgeber für das Opfer, welches sie in der Aussperrung zweifelsohne 
bringen mußten (allerdings nicht alle Arbeitgeber, aber gewiß sehr 
große Massen der kleineren Unternehmer hatten infolge der Aus- 
sperrung erheblichen Schaden zu erleiden), kein entsprechendes Ent- 
gelt im Vertrage gefunden haben. Man muß sagen, daß eine solche 
»Sicherung des Arbeitsverhältnisses für drei Jahre« von Seite der Ar- 
beiterschaft müheloser zu erreichen gewesen wäre, als auf dem Wege 
einer mehr als zweimonatlichen Aussperrung. Aus diesen Erwägungen 
heraus schreiben sich auch die Arbeiterorganısationen den Sieg zu und 
man wird nicht umhin können, zuzugeben, daß die Arbeitgeber tat- 
sächlich in dieser Bewegung nicht entfernt das durchsetzen konnten, 
was sie eigentlich erstrebten. Weder in merito, noch indirekt. Weder 
wurden ihre Forderungen in erheblichem Maße berücksichtigt, noch 
wurden die Organisationen der Arbeitnehmer geschwächt. Im Gegen- 
teil, die Aussperrung war mit ein Anstoß zur Gründung eines einheit- 
lichen Bauarbeiterverbandes. Besonders seit der Rede Buecks auf der 
letzten Tagung des Zentralverhandes der Industriellen mußte auch 
von Arbeitgeberseite zugegeben werden, daß ein Erfolg in der Bau- 
arbeiteraussperrung nicht erzielt wurde. Das sagt aber nicht, daß der 
Versuch nicht ein zweites Mal unternommen werden wird. Gleich 
nach Abschluß des Kampfes wies bereits die deutsche Arbeitgeberzei- 
tung darauf hin 1%), daß der Ausgang des Kampfes umso höher ein- 
zuschätzen sei, als er von einer verhältnismäßig sehr jungen Arbeit- 
geberorganisation geführt wurde. Der Kampf wird eine »Feuerprobe« 
genannt, welche gut bestanden wurde. Das Blatt knüpft zwar daran 
die Hoffnung, daß damit eine Bürgschaft gegeben sei, daB das Bau- 
gewerbe auch in Zukunft auf längere Friedensperioden hoffen dürfe. 
Es ist aber nach den oben erwähnten Publikationen zu bezweifeln, ob 
das die Meinung der führenden Männer in den baugewerblichen Urter- 
nehmerorganisationen ist. 

Nach Annahme der Vorschläge der Unparteiischen begannen die 
örtlichen Verhandlungen, welche jedoch fast nirgends zu einem Re- 
sultat führten, so daß nach dem Vertrag (Mantel des Vertrags, Abs. 5) 
das aus den Unparteiischen und Vertretern beider Streitteile bestehende 
Schiedsgericht zu entscheiden hatte. Namentlich die Verhandlungen 
über die Lohnhöhe führten zu keinem Ergebnis, da die Unter- 
nehmer nirgends auch nur das mindeste Zugeständnis machen wollten 
oder höchstens Lohnerhöhungen von ı- 2 Pf. anboten 1%), während 
die Arbeitnehmer Lohnerhöhungen von so Pf. und mehr für die drei- 
jährige Vertragsdauer forderten 1%). Da das Schiedsgericht in zwei 

108) A. a. O. 26. VI. I910. 

105) Der Grundstein, 18. VI. 1910. 

106, Deutsche Arbeitgeberzeitung 


n? 


19. VI. 1910. 
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Tagen, welche zur Fällung von Schiedssprüchen vorgesehen waren, 
die mehr als 1000 Schiedssprüche nicht fällen konnte, wurde eine 
senerelle Regelung getroffen, dahingehend, daß die gegen- 
wärtigen tarıllichen Löhne zum Ausgangspunkt genommen und wäh- 
rend der Vertragsdauer im allgemeinen um 5 Pf. (also die Hälfte dessen, 
was die Arbeitnehmer im allgemeinen verlangten) erhöht wurden 1%). 
Nur in Orten mit weniger als 5000 Einwohnern (nach der letzten 
Volkszählung) welche nicht zum Vertragsgebiet eines größeren Ortes 
gehören, wurde der Lohn bloß um 4 Pf. per Arbeitsstunde erhöht. 
Die Erhöhung der Löhne erfolgt staffelweise in bestimmten Intervallen 
während der Vertragszeit. Außer diesen generellen Entscheidungen 
wurden vorher E inzelentscheidungen Bl (so für München eine 
Verkürzung der Arbeitszeit von Io auf 91⁄4 Stunden und eine Lohner- 
höhung von 8 Pf., für Nürnberg, wo gegenwärtig schon die glsstündige 
Arbeitszeit besteht, keine Verkürzung der Arbeitszeit und eine Lohner- 
höhung von 4 Pf.). Etwa noch verbleibende Differenzpunkte wurden 
der örtlichen Schlichtung und der endgültigen Entscheidung durch 
die im Vertrage vorgesehenen örtlichen Schiedsgerichte überlassen. 

Dieser Schiedsspruch wurde von den Vertretern der Arbeitnehmer 
(also den freien und christlichen Gewerkschaften) in besonderen Sitzun- 
gen akzeptiert. Zwar herrschte in vielen Orten unter der Arbeiterschaft 
eine große Mißstimmung und auch Bömelburg 1%) fand diese MiB- 
stimmung begreiflich, gab jedoch zu erwägen, daß im Einzelkampf 
von Ort zu Ort nicht mehr hätte erreicht werden können. Er berech- 
nete die Zahl der Arbeiter, welche für die Lohnerhöhung von 5 Pf. 
in Betracht kämen, auf 130 000 Maurer und 70 000 Bauhilfsarbeiter, 
für 4 Pf.: 10 000 Arbeiter also im ganzen 210 000 Arbeiter; ferner 
40 000 Zimmerer. Eine Verkürzung der Arbeitszeit komme für ca. 
30 000 Arbeiter in Betracht. Von diesem Gesichtspunkt aus sei das 
E rgebnis der Verhandlungen nicht gering 109), Ausschlaggebend aber 
sei, daß eine Ablehnung der Vorschläge eine Niederlage der Organisatio- 
nen zur Folge haben müßte, die in einem Jahrzehnt nicht wieder gut 
gemacht werden könnte 11°). Die Annahme des Schiedsspruches er- 
folgte mit 283 gegen 7I Stimmen. 


107) Der Grundstein, 25. VI. 1910. 

108) Auf dem gemeinsamen Verbandstag der Zentralverbände der Maurer 
und Bauhilfsarbeiter. Charlottenburg, Protokoll der Verhandlungen, S. 108. 

109) Ebenda S. ııı. 

110) Ebenda S. 112. Die Debatte war sehr bewegt, und man kann zwischen 
den Zeilen lesen, daß es auch an persönlichen Vorwürfen gegen die Führer in 
dieser Lohnbewegung nicht gefehlt hat. Die Verhandlungen sind ein interessan- 
tes Dokument dafür, wie sich in concreto das immer vorhandene Mißtrauen 
gegen die Führer, ferner lokale Interessen und persönliche Stimmungen durch- 
setzen. Auch die provinziellen Besonderheiten, die in einer zentralen Regelung 
ja nie voll zur Geltung kommen können, gelangen zu Wort. Ebenso aber zeigt 
sich auch die überragende Macht der zentralen Instanzen gegenüber solchen par- 
tikulären Einflüssen. Interessant waren auch die übrigens in allen derartigen 
Besprechungen auftauchenden Fragen über die Demokratie inden Gewerk- 
schaften und inwieweit das Entscheidungsrecht der Repräsentanten und der Or- 
ganisationen gehen könne. (Vgl. z. B. S. 179 u. passim.) 
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Ebenso wurde auch von den Unternehmern der Schiedsspruch 
nicht ganz widerspruchslos hingenommen !1!), Nach Iowöchentlicher 
Unterbrechung konnten die Betriebe wieder eröffnet werden. Der 
Abschluß der örtlichen Verträge vollzog sich allerdings auch 
auf Grund des Schiedsspruches nicht glatt und so waren zu Ende des 
Jahres ıg910 (!) erst 383 örtliche Verträge abgeschlossen, während für 
ca. 150 Lohngebiete der Abschluß noch ausstand Y?). Namentlich die 
Fragen der Akkordarbeit und der Arbeitsnachweise verursachen viele 
Schwierigkeiten. 

Zusammenfassend läßt sich nur soviel sagen, daß die große Aus- 
sperrung im deutschen Baugewerbe den Beweis erbracht hat, daß 
gegenwärtig die Organisationen der Arbeitnehmer gegenüber denen 
der Arbeitgeber, noch so kräftig sind, daß sie auch einen entschiedenen 
Angrift abzuschlagen imstande sind. Andererseits muß auch gesagt 
werden, daB die Organisationen der Arbeitgeber bereits so stark ge- 
worden sınd, daß sie denen der Arbeitnehmer gefährlich zu werden 
vermögen. Trotz großer Uneinigkeit im Lager der Unternehmer und 
trotzdem die Großindustrie nicht in der Weise eingriff, wie man es im 
baugewerblichen Lager gehofft hatte, konnte der Kampf durch Io 
Wochen ziemlich allgemein durchgeführt werden. Auch das ist von 
Wichtigkeit, festzustellen, daB er nicht durch die Initiative eines der 
beiden Streitteile beendigt zu werden vermochte. Es läßt sich gar 
nicht absehen, wie lange die Aussperrung noch angedauert hätte, 
wenn nicht eine Intervention von dritter Seite stattgefunden hätte. 
Und auch der Inhalt der Verträge. die wesentlichsten Bestim- 
mungen, ja sogar die Form, in der der Vertrag zustande kam (die 
Kompromißiormel zwischen örtlichem Vertrag und Reichstarif) ist 
einzig und allein der Entscheidung der Unparteiischen entsprungen, 
die von den Streitteilen akzeptiert werden mußte. Und das ist viel- 
leicht der springende Punkt: die Entscheidung m u Bte, sowie sie als 
bindend, unteilbar, unabänderlich von den Unparteiischen aufgestellt 
wurde, von den Parteien auch angenommen werden, weil sie einander 
in diesem Kampf ganz ebenbürtig waren, und nicht die Kraft in sich 
fühlten, durch freie Vereinbarung zu einem Friedensschluß zu gelangen ; 
eine Verlängerung des Kampfzustandes aber schien ebenso beiden 
Teilen unmöglich. Der Kampf im Baugewerbe hat gezeigt, daB manche 
groBe Konflikte im Wirtschaftsleben, besonders, wenn sich die Macht 
der Streitteile die Wage hält, den Einfluß des Staates wachsen lassen; 
denn beide Parteien sind nach einer gewissen Dauer des Kampfes froh, 
wenn ihnen eine Entscheidung mit einer gewissen Autorität und als 
Enunziation der »öffentlichen Meinung«e auigezwungen wird. Daß die 
beiden Streitteile allein nicht imstande wären, zum Frieden zu gelan- 
gen, muß man als Symptom für eine Verschärfung der Gegen- 
sätze betrachten. Eine optimistische Auffassung in dem Sinne, daß 
eben doch der Friede zustande gekommen und von beiden Teilen ak- 


N1) Arbeitgeberzeitung, to. VI. 1910. 
112) Korrespondenzbl. der Generalkommission d. Gewerksch., 7. 1. t910. 
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zeptiert worden sei, wäre wohl verfehlt: denn es handelt sich, wie ja 
bei allen Tarıfabschlüssen, bloß um einen Waffenstillstand; und es ist 
höchst bezeichnend, daß die streitenden Parteien aus eigener Initiative 
nicht zu demselben gelangen könnten. Die Protokolle der Verhand- 
lungen zeigen auch auf das Deutlichste, mit welcher Leidenschaftlich- 
keit auf beiden Seiten zu Werke gegangen wurde. All’ das läßt nach 
dem Ablaufdieses Vertrages neue schwere Konflikte im Baugewerbe 
voraussehen. — Auf die nach Annahme des Schiedsspruchs noch auf- 
tauchenden Schwierigkeiten, die Weigerung der Arbeiterschaft, den 
Schiedsspruch anzuerkennen usw. kann hier nicht mehr eingegangen 
werden. 


Der Kampf auf den Werften. 


Eine Lohnbewegung auf den Seeschiffswerften Deutschlands 
setzte mit Konferenzen der freien Gewerkschaften anfangs Juli 1910 
ein und zwar für die \Verftorte Bremen, Bremerhaven, Hamburg, 
Kiel, Lübeck, Rostock, Stettin, Vegesack. Die Arbeiterschaft ver- 
langte die Festsetzung der Arbeitszeit mit ọ Stunden, Sonnabends 8 
Stunden täglıch, die Wahl von Arbeiterausschüssen zur Prüfung der 
Beschwerden der Arbeiter und zum Ausbau des Arbeiterschutzes usw., 
wöchentliche Lohnzahlung am Freitag und Entlohnung der Wartezeit, 
Umrechnung der Wochenlöhne auf 53 Stunden und Erhöhung um 
10°, Einstellungslöhne, Garantierung eines bestimmten Mindest- 
überverdienstes bei Akkordarbeit, entsprechenden Aufschlag bei 
Ueberzeitarbeit, und zwar bei Lohn- wie bei Akkordarbeit; Maximal- 
arbeitszeit für ununterbrochene Beschäftigung: 18 Stunden, Aufrecht- 
erhaltung günstigerer Bedingungen #3). Bis dahin bestand zum Teil 
914, zum Teil rostündige Arbeitszeit. Die Forderungen wurden von 
seiten der Arbeitgeber zurückgewiesen H#). Doch wollten die Unter- 
nehmer den Arbeitern eine Besprechung gewähren, um die ablehnende 
Haltung noch näher zu begründen. Von diesem Anerbieten wurde 
seitens der Arbeiterschaft kein Gebrauch gemacht, zumal schon in 
der Antwort der Unternehmer hervorgehoben wurde, daß die Verhält- 
nisse im Schiffbau eher eine Lohnerniedrigung als eine Erhöhung 
rechtfertigen würden. Insbesondere sei eine Verkürzung der Arbeits- 
zeit nicht möglich, weil die am 1. X. 07 eingetretene Verkürzung auf 
37 resp. 56 Stunden keine entsprechende Steigerung der Arbeitslei- 
stungen mit sich gebracht habe. Da kein Uebereinkommen zustande 
kam, wurde den Hamburger \Werftarbeitern ihr weiteres Vorgehen 
freigestellt 95) unter der Bedingung, daß die von den zentralen Ver- 
bänden vertretenen Forderungen nicht überschritten würden 9). 


113) Metallarbeiterzeitung, 23. VII. 1910. 

114) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 7. VIII. 10 und Metallarbeiterzeitung, 
6. VIII. 10. 

115) Wie die Arbeitgeberzeitung behauptet, deshalb, weil auch der Metall- 
arbeiterverband sehr wohl wußte, daß die Konjunktur keine günstige sei. Deut- 
sche Arbeitgeberzeitung, 7. VIII. 10. 

116) Metallarbeiterzeitung, 13. VIII. 10. 


sa. 
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Die lokalen Organisationen reichten demgemäß ihre Forderungen beı 
den einzelnen Werften ein (31. VIII.), die sich in ihren Hauptpunkten 
mit den oben erwähnten decken. Da die Ablehnung der Forderungen 
erfolgte (2. VIII.), so traten die Werftarbeiter in Hamburg am 4. VII. 
in den Ausstand. 

Die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine 4°) schlossen sich ebenso 
wie die in Betracht kommenden christlichen Gewerkschaften der Be- 
wegung an. Die Antwort der Unternehmer bestand in dem Beschluß, 
vom II. August ab eine Betriebseinschränkung eintreten zu lassen, von 
der 60°, aller Arbeiter betroffen würden. Die Folge dieser strikte 
durchgeführten Aussperrungsmaßregel war, daß auch die übrigen 
40°, der Arbeiter in den Ausstand traten M®). Die nunmehr einsetzen- 
den Diskussionen über Berechtigung und Nichtberechtigung der For- 
derungen der Arbeiterschaft sind insofern interessant, als die Ar- 
beiterschaft behauptete, die in dem Vertrage von 1907 abgeschlossenen 
Vereinbarungen seien von den Werften nicht eingehalten worden. 
Insbesondere wirkten verbitternd: Akkordreduzierungen, das Inein- 
anderschieben von Akkorden usw. wie ja überhaupt die Akkordarbeit, 
bei welcher der Arbeiter nicht imstande ist, den Unternehmer wirklich 
zu kontrollieren. in den meisten Fällen eine Beunruhigung auch dort 
mit sich bringen dürfte, wo eine tatsächliche Schädigung des Arbeiters 
gar nicht erfolgt. Der häufige Wechsel in den Akkordsätzen, und 
das Nebeneinanderarbeiten vieler Akkorde und die daraus erwach- 
senden komplizierten Berechnungen, haben gegenüber dem Vorteil der 
Akkordarbeit für die Unternehmer doch wiederum den Nachteil, ein 
ständiges Mißtrauen der Arbeiterschaft zu erregen und wachzuhalten. 
Einige bürgerliche Blätter unternahmen, offenkundig im Interesse 
der Werftbesitzer, den Versuch, die Forderungen der Arbeiterschaft 
zu verdrehen und aus den ganz klar formulierten Anträgen auf Lohn- 
erhöhung um Io°, eine solche um 50°, herauszulesen 19), um so die 
öffentliche Meinung gegen die Werftarbeiter einzunehmen. Dieses sehr 
durchsichtige Beginnen dürfte aber eher den gegenteiligen Effekt ge- 
habt haben. Von seiten der Unternehmer wurden sehr ausführliche 
Tabellen über die Entlohnungen verbreitet, um nachzuweisen, daß die 
Verdienstverhältnisse auf den Werften außerordentlich günstige seien. 
Außerdem wurde die Lohnbewegung der Werftarbeiter von den Unter- 
nehmern als Vorstoß für den Fabrikkonstitutionalismus betrachtet 
sowie als »Einleitung zu den bevorstehenden Wahlrechtskämpfen« 12°) 





17) Der Gewerkverein, 13. VIII. to. 

118), Metallarbeiterzeitung, 20. VIII. 10. 

119%) Hamburger Nachrichten, rr. VIII. 10, 2. Morgenausgabe, abgedruckt 
in der Metallarbeiterzeitung, 20. VIII. ro. Weitere Preßstimmen in ähnlichem 
Sinne mit ganz entstellten, vermutlich nach Informationen der Unternehmer 
verfaßten Aeußerungen finden sich abgedruckt in der Metallarbeiterzeitung 
vom 27. VIII. 1910. Ueber die Berechtigung der Forderungen der Arbeiterschaft 
sehr eingehende Ausführungen in der Metallarbeiterzeitung und den Hamburger 
sozialistischen Blättern. So im »Echo« 17. VIIL 1910 und »Stettiner Volksbote« 
(17. VIII. r919). 120) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 14. VIII. 10. 
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— ja noch weitergehend als »Symptom eines rapiden Fortschrittes der 
politischen Dekomposition, die katastrophalen Ereignissen entgegen- 
jührt«. 

Mehr noch als bei der Aussperrung im Baugewerbe tritt also gerade 
auf seiten der Unternehmer das Bestreben hervor, diese Arbeits- 
kämpfe auch pohtisch auszuwerten und nicht lange darauf sind ja ge- 
rade unter Hinweis auf den Ausgang der großen Arbeitskämpfe poli- 
tische Maßnahmen gegen die Arbeiterbewegung von seiten der Unter- 
nehmerverbände verlangt worden. 

Die Unternehmer suchten darzutun, daß die Löhne auf den Ham- 
burger Werften so erstellt seien, daß bei den meisten Hamburger 
\Werftarbeitern das Einkommen nicht unter 1800 M. jährlich zurück- 
bleibe und oft 2000 M. übersteige. Zum Beweis hierfür führten sie die 
durchschnittlichen Wochenlöhne an und bemaßen darnach auf Basis 
einer vollen Beschäftigung während des ganzen Jahres den Jahres- 
arbeitsverdienst 121). Dabei wird vorausgesetzt, daß tatsächlich das 

sanze Jahr hindurch gearbeitet wird. Aber diese Voraussetzung trifft 
eben für die Hamburger ebenso wie für andere Werften nicht zu 2). 
Bald nach Beginn des Kampfes wurde vom Gesamtverbande 
deutscher Metallindustrieller beschlossen (am 20. 
VIII. 10), die Seeschifiswerften in ihrem Kampf gegen die Forderun- 
gen der Arbeiterschaft zu unterstützen 1®). Schon damals verlautete, 
daß eine Aussperrung von 60°, sämtlicher Metallarbeiter, zunächst 
der organisierten stattfinden sollte. Inzwischen wurde von Arbeitern 
der kaiserlichen Werft Kiel der Versuch gemacht, Verhandlungen 
zwischen Werften und den Arbeiterorganisationen anzubahnen. Die 
Werften erklärten sich prinzipiell hierzu bereit, verlangten jedoch 
die Zuziehung von Delegierten aller Arbeiterorganisationen, also auch 
der vaterländischen und gelben Vereine 124). Die lokalen Organisatio- 
nen der freien Gewerkschaften lehnten diese Proposition ab (r. IX. 
1910), da sie zusammen mit Vertretern von Organisationen, die sich 
an der Bewegung nicht beteiligt hätten, gar nicht verhandeln woll- 
ten 135), 

Von Seite der christlichen Gewerkschaften wurde späterhin be- 
hauptet 126), daß die Verhandlungen auch deshalb gescheitert seien, 





121) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 21. VIII. to. 

122) Ueber die überaus ungleichmäßige Beschäftigung der Arbeiterschaft 
auf den Werften vergl. Metallarbeiterzeitung, 3. IX. 10. Ferner hierzu das von 
der Firma Blohm & Voß herausgegebene Flugblatt: »Ueber die wirklichen Ver- 
dienste unserer in Streik getretenen Arbeiter«, aus dem hervorgeht, daß nur 
wenig mehr als !, aller Arbeiter »ständige, d. h. mehr als 150 Tage des Jahres 
beschäftigt waren und im Durchschnitt ca. 1050 M. verdient haben können, wäh- 
rend nahezu 34 aller Arbeiter weniger als 13530 Tage des Jahres Beschäftigung 
fanden, — ein Beweis für die überaus große Fluktuation und Unregelmäßigkeit 
in der Beschäftigung (siehe hierzu Metallarbeiterzeitung, 17. u. 234. IX. 10). 

123) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 28. VII. to. 

124) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 4. IX. ro. 

125) Metallarbeiterzeitung, 17. IX. 10. 

126) Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften, 19. IN. 10. 
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weil die freien Gewerkschaften allein (auch ohne Zuziehung von Ver- 
tretern der christlichen und der Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaf- 
ten) hätten verhandeln wollen. 

Die Zahl der streikenden und ausgesperrten Arbeiter betrug Ende 
August mehr als 22 000 }©7). Die Situation blieb durch den ganzen 
September hin unverändert, — am 22. IX. Io faßte der Vorstand des 
Gesamtverbandes deutscher Metallindustrieller den Beschluß, vom 
8. X. Io ab eine Aussperrung von 60%, der Gesamtbelegschaft eintre- 
ten zu lassen, die solange dauern solle, bis die Differenzen auf den See- 
schiffswerften beendet und die von den Ausständischen veranlaßten 
Sympathiestreiks aufgehoben sind. Wiedereinstellungen sollten dann 
nach Maßgabe der Betriebsverhältnisse folgen 122®). Dieser Beschluß 
wurde vom deutschen Metallarbeiterverband (sowie den übrigen be- 
teiligten Gewerkschaften) sofort mit der Ausschreibung eines Extra- 
beitrages und Vorbereitungen für den Kampf beantwortet 12°). Kurz 
darauf begannen aber trotzdem — und zwar mit Ausschluß von Ver- 
tretern der nationalen Arbeitervereine — die Verhandlungen zwischen 
den streitenden Parteien, welche für die Unternehmer von der Ver- 
trauenskommission des Gesamtverbandes der Metallindustriellen ge- 
führt wurden 13%). Die Besprechungen dauerten (mit Unterbrechungen) 
vom 26. IX. bis 4. X. und es wurden von den Unternehmern in Etappen 
immer weitere Zugeständnisse gemacht Pb). Die letzten von den Unter- 
nehmern in den Besprechungen gemachten Angebote befriedigten die Ar- 
beiter noch immer nicht, und deshalb stellten sie den Unternehmern ein 
»Ultimatum«, insbesondere in den Fragen der Arbeitszeitverkürzung, in 
der die Werften anfangs keinerlei Zugeständnisse machen wollten. Im 
letzten Moment erst, am 6. X., also 2 Tage vor der bevorstehenden 
(reneralaussperrung in der Metallindustrie, wurden noch einige Kon- 
zessionen seitens der Unternehmer gemacht, (namentlich in den Fra- 
gen der Lohnerhöhung und der Arbeitszeitverkürzung) die sodann 
von der Arbeiterschaft akzeptiert wurden mit dem Vorbehalt der Re- 
gelung spezieller Differenzpunkte in den örtlichen Verhandlungen 
und unter der Voraussetzung, daß alle an Streiks und Aussperrungen 
beteiligten Arbeiter wieder eingestellt werden würden. 

Die Arbeiter bezeichneten den Ausgang der Verhandlungen als 
einen schönen Erfolg. Es ist anzunehmen, daß von seiten des Verban- 
des der Metallindustriellen, in dem keineswegs der Beschluß auf 
Greneralaussperrung einmütig zustande kam ®?), auf die Werftbe- 
sitzer Pressionen ausgeübt wurden. um sie zu Konzessionen zu ver- 
anlassen. 

In Kürze seien noch die wichtigsten Bestimmungen des Ab- 
kommens erwähnt, die im Zusammenhang mit den oben wiederge- 


12°) Metallarbeiterzeitung, 10. IN. 10. 

128) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 25. IN. 10. 

12%) Metallarbeiterzeitung, 8. N. Io. 

130) benda 8. X. 10. 

131) Detaillierter Bericht hierüber: Metallarbeiterzeitung, 15. X. 1910. 
132, Metallarbeiterzeitung, 8. N. T910. 
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vebenen Forderungen erkennen lassen, inwieweit die Arbeiterschaft 
ihre Wünsche durchsetzen konnte #3): Arbeitszeit: in Hamburg 55 
Stunden wöchentlich, außer Hamburg 56 Stunden wöchentlich. 
Lohnausgleich durch Zulage von ı Pfg. auf den Stundenlohn. Am 
Vorabend von Ostern, Pfingsten, Weihnachten und Neujahr 2 Stunden 
früher Feierabend, die jedoch nicht bezahlt werden. — Erhöhung 
der Einstellungslöhne um 2 Pfg., niedrigster Einstellungslohn für 
volljährige Arbeiter: 40 Pig, außerdem generelle Lohn- 
erhöhung von 2 Pfg. stündlich. Festsetzung der Akkorde derart, 
daß der Arbeiter bei fleißiger Arbeit einen seinen Lohn übersteigenden 
Verdienst erzielen kann. An Stelle lang dauernder Akkorde treten 
möglichst kurze Akkorde. Ueberzeitarbeit ist au in dringenden 
Fallen zu leisten; Aufschlag bei Ueberzeitarbeit: 23° ,, Nacht-, Sonn- 
und Feiertags-Stunden:! 50°,. Dieselbe Entschädigung bei Akkord- 
arbeit. Ueberstunden sind die 2 ersten Stunden nach der Arbeitszeit; 
wird noch länger gearbeitet, so gelten sämtliche Ueberstunden als 
Nachtstunden. Maximalbeschäftigungszeit: 2 aufeinanderfolgende 
Schichten, Lohnzahlung wöchentlich. Als Vermittelungsinstanz wird 
ein Arbeiterausschuß gewählt. Günstigere Bedingungen bleiben be- 
stehen. \WViedereinstellung der Ausständigen und Ausgespertten ohne 
Arbeitsnachweis. — Diese Zugeständnisse wurden von der Arbeiter- 
schaft als prinzipieller Erfolg gebucht. Insbesondere die 
Anerkennung der Arbeiterorganisation, die Mindestlöhne werden her- 
vorgehoben ; der Erfolg sei um so größer, als die Unternehmer anfangs 
gar nicht verhandeln wollten, sondern alles rundweg ablehnten. 
Die Unternehmerblätter erklären, daB sich die Arbeitgeber nur 
»yum des lieben Friedens willen« zur Nachgiebigkeit entschlossen hät- 
ten, und daß sie bis zur Grenze der Leistungsfähigkeit des deutschen 
Schiffibaues gegangen seien 131), Daher sei auch zu befürchten, daß 
diese Zugeständnisse an die Arbeiterschaft infolge Verringerung des 
Beschäftigungsgrades (wegen der allzuhohen Belastung der Unter- 
nehmungen) für die Arbeiterschaft selbst keine Vorteile bedeuten 
werden. Auffällig ist immerhin im Gegensatz zu der sonst (auch in 
dieser Angelegenheit) sehr energischen Sprache der Unternehmer der 
milde Ton, in welchem über den Abschluß der Verhandlungen berichtet 
wird. Es müssen im Gesamtverbande der Metallindustriellen sehr 
gewichtige Stimmen dafür gesprochen haben. es nicht zur General- 
aussperrung kommen zu lassen 135), und das dürfte auch noch auf die 
Diskussion der Verhandlungsergebnisse nachgewirkt haben. — Na- 
türlich wird von den Arbeitxeberorganisationen das Ende der Be- 
wegung zum Anlaß genommen, neuerdings für eine Kräftigung und 
Stärkung der Organisationen einzutreten und es ist anzunehmen, daß 


133) Metallarbeiterzeitung, 13. X. ro. In der Deutschen Arbeitgeberzeitung, 
6. XL 10, eine detaillierte Gegenüberstellung der Forderungen der Arbeiterschaft 
und des gesamten Vertrages. 

131) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 9. X. Io. 

135) Wenn dies auch von der Unterncehmerpresse strikt geleugnet wird. Siehe 
z. B. Deutsche Arbeitgeberzeitung, 16. X. 10. 
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gerade die den stärksten Arbeiterorganısationen gegenüberstehenden 
Arbeitgebergruppen (in erster Linie also die Metallindustriellen) unter 
Einwirkung des effektiven Sieges der Arbeiterschaft in den nächsten 
Jahren mit Energie werden ausgebaut werden ?°8). 
Der Ausgang des Werftarbeiterstreiks resp. -Aussperrung ist des- 
halb von Bedeutung, weil er den einzigen großen positiven Erfolg 
einer Lohnbewegung im Jahre Igıo darstellt. Mehrere Gründe führten 
ihn herbei, vor allem die aufsteigende Konjunktur und, daß die Be- 
wegung von der stärksten deutschen Gewerkschaft und in Gemein- 
schaft mit den übrigen Arbeiterorganisationen (also den christlichen 
und Hirsch-Dunckerschen) geführt werden konnte, daß sie lokal be- 
schränkt blieb und die zur Unterstützung notwendigen Mittel daher 
mit größter Leichtigkeit auch auf unbegrenzte Zeit beschafft werden 
konnten. Ein solches Zusammentreffen günstiger Umstände dürfte 
aber immer seltener sein: und auch in diesem Falle ist es ja wahrschein- 
lich nur sehr starken Strömungen, welche gegen die Gesamtaussper- 
rung vorhanden waren, zu danken, daß es bei der partiellen Aussper- 
rung blieb. Ueberall dort, wo der Kampf auf große Industriegruppen 
übergreift und die Unternehmer an ihrem Willen festhalten, dürften 
so relativ gute Erfolge nicht erzielt werden, -— wie das Beispiel der 
Bauarbeiter-Aussperrung dartut. Noch mehr: überall dort dürfte die 
Arbeiterschaft überhaupt richt zur Aufstellung weitgehender Forde- 
rungen (wie hier beim \Verftarbeiterstreik) gelangen, weil es sich da 
immer mehr um die Erhaltung des Bestehenden, als die Eroberung 
neuer Positionen handelt. (Gerade der Vergleich zwischen den baden 
eben besprochenen Arbeiterbewegmngen zeigt so recht die Wandlung 
in der Art und dem Umfang der Arbeitskämpfe, und es ist kein Zwei- 
fel, daß die ven der Art der Bauarbeiteraussperrung in Hinkunft immer 
häufiger, die von der Art der Werftarbeiteraussperrung immer seltener 
werden. 


Die Lohnbewegungen im Ruhrrevier. 


Seit dem Riesenausstand im Ruhrrevier im J. 1905 werden alle 
Bewegungen im Kohlenbergbau als äußerst gefährliche Erscheinungen 
gebucht. Die Natur des Kohlenbergbaus als solchen, und seine spezi- 
fische Erscheinungsform in Deutschland, nämlich die Zusammen- 
drängung der größten Unternehmungen auf engstem Raum, machen 
das nur zu erklärlich. Hier ist aller Zündstoff kapitalistischer Ent- 
wicklung in höchsten Maße angehäuft: die Schrecken schwankender 
Konjunktur und die überragende Macht der Zechenbesitzer drücken 
auf die Arbeiter, die durch das intensivste Zusammengehörigkeits- 
gefühl, eine über das Leben hinausreichende Solidarität geeinigt 
werden. In den Spalten der Bergarbeiterzeitung und der übrigen berg- 
baulichen Organe tobt der Klassenkampf in seiner ursprünglichsten 
Form ##°). Hier sind alle Empfindungen gehäuft, die im »RKapital«, 


138) Deutsche Arbeitgeberzeitung, 6. XI. 1910. 
1%) Ein Blick in die »Bergarbeiterzeitung« das Organ des (alten) Verbandes, 


054 Sozialpolitische Chronik. 


in den Reden Lassalles, in den frühsozialistischen Schriften ihren Aus- 
druck suchen. Hier wird die Kluft zwischen Arbeiter und Unterneh- 
mer nicht zur abstrakten Differenz ; sie wird in ihrer ganzen Tiefe und 
Weite konstant empfunden. Das religiöse Bewußtsein, das in der 
Berzrarbeiterschaft lebendig ist, wirkt der revolutionären Stimmung 
nicht entgegen, sondern verstärkt sie. 

Das Jahr 1910 setzte im Ruhrrevier stürmisch ein: schon in einem 
früheren Abschnitt der »Chronik« 1%) mußte über die Einrichtung des 
Zwangsarbeitnachweises des Zechenverbandes, über die ungemein 
heftige Aufregung ın der Arbeiterschaft, über die Gefahr eines großen 
Streiks aus diesem Anlaß berichtet werden. Auch darüber, daß allen 
voran der christliche Gewerkverein ging (sowie seinerzeit im Streik 
des Jahres 1905), und einen Riesenstreik zur Zeit der guten Konjunk- 
tur in Aussicht stellte. Wenn auch der Zwangsarbeitsnachweis — 
soweit man sehen kann — nicht so wirkte. wie man es befürchtet hatte, 
so waren es Umstände anderer Art, welche die Arbeiterschaft auf das 
höchste erregten 1°). 

Die Reichsfinanzreform vollendete durch rapide Preissteigerungen 


besonders zu Zeiten des Kampfes, beweist das (vgl. z. B. Bergarbeiterz., 17. IX. 
1910): damals handelte es sich um die Knappschaftswahlen, die im Ruhrrevier 
mehr Leidenschaften auslösen, als große politische Ereignisse. Die ga nze Zei- 
tung wird zu einer einzigen ungeheuren Agıtationsrede, strotzend, überquellend 
von Material, voll Leidenschaft und Kraft, diktiert von elementarer Empörung, 
darauf berechnet, alle gehäufte Erbitterung in einen Moment der Aktion zu- 
sammenzufassen. Alles muß hiezu dienen: Die ältesten Ereignisse werden hervor- 
geholt, die Gegner zu zerschmettern, alles wird in große Zusammenhänge geordnet. 
Man tühlt: hier ist das Leben wirklich vom Kampf erfüllt, und dem aufreibenden, 
nervenzerrüttenden, gefahrdrohenden Beruf entspricht die Erbitterung des Kam- 
pfes, eine Leidenschaft, welche die Führer der Bergarbeiter verzehrt. Es gibt 
kaum irgendwelche Arbeitergruppen, die so erfüllt sind von Temperament, nach 
Kampf und Rache glühen. Kin Blick in die Organe der Bergarbeiter genügt, die 
Distanz zum städtischen Industriearbeiter klar zu machen, 
wo der Kampf mit dem Kapital temperiert, rationalisiert ist, wo die Entscheidung 
in den Bureaux der Gewerkschaften und Unternehmerverbände fällt. Hier 
haben die Massen ein eigenes Leben, revolutionäre Antriebe sind wirksam, und 
die Empfindung herrscht vor, daß kleine Differenzen zu den heftigsten Erup- 
tionen führen. Hlier hat der Klassenkampf noch seinen ursprünglichen Charakter 
und all die Elemente, welche aus dem modernen Streik entschwunden sind, 
haben hier noch eine 2igene, mit Kraft weiterwirkende Existenz. 

13) Bd. XXX, S. 543 ft. 

13°) Die Bergarbeiterzeitung behauptet allerdings, daß der Arbeitsnachweis 
nicht genau nach seinen Satzungen gehandhabt wird. So werde auch eine da u- 
eınde Aussperrung verhängt und auf dem Nachweisbureau befinde sich eine 
große Liste dauernd Ausgesperrter (23. VII. 1910). Auch wird von den Berg- 
arbeitern selbst und vom Bergarbeiterverband die Senkung der Löhne seit 1907 
auf die Wirksamkeit des Zwangsarbeitsnachwoises zurückgeführt. Wenn auch 
die Löhne schon vorher, seit 1007, gesunken seien, so sei die Entwicklung jetzt 
viel systematischer, einheitlicher und namentlich das Aufsteigen der Löhne bei 
guter Konjunktur werde durch den Nachweis außerordentlich erschwert (Berg- 
arbeiterz., 30. VII. 1910). 
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die Teuerung der Lebenshaltung bis zu einem unerträglichen Grade; 
andererseits gab die Krise des Jahres 1907/1908 den Zechen die Mög- 
lichkeit, die Gedinge so zu erstellen, daß die Löhne (die allerdings in 
der Hochkonjunktur rasch gestiegen waren) sanken. Bei steigenden 
Preisen konnte die Arbeiterschaft des Ruhrreviers, teils infolge Aus- 
falls an verfahrenen Schichten, teils aber infolge direkten Verdienst- 
rückganges, nicht mehr so viel verdienen, insbesondere nicht mehr so 
viel als in den Zeiten der Hochkonjunktur. Zum Teil wurde dies, wie 
erwähnt, auf die Wirkung des Arbeitsnachweises zurückgeführt. Die 
überaus genaue Produktionsstatistik im Kohlenbergbau, die Unter- 
nehmungsform der Aktiengesellschaft, welche den Gewinn klar er- 
kennen läßt, die genaue Lohnstatistik, kurz, die Durchsichtigkeit aller 
für die Rentabilität entscheidenden Daten ermöglicht es der Arbeiter- 
schait, hier noch viel zielbewußter und systematischer vorzugehen, 
als in der Industrie, wo die Aussichten und die Schwankungen der 
Konjunktur für die einzelnen Industriezweige, und mehr noch für die 
einzelnen Unternelmungen schwer für einen Uneingeweihten zu beur- 
teilen sind. Aus diesen Gründen aber wirkte die Herabsetzung der 
Löhne um so erbitternder, als die Bergarbeiterzeitung gerade in den 
Zeiten der schlechten Konjunktur auf die hohen Preise und gleich- 
bleibenden, respekt. steigenden Gewinne hinweisen konnte. Zugleich 
darauf, daß während dieser Zeit große Kohlenvorräte von den Zechen 
aufgehäuit wurden, die einen Streik von vorneherein sehr erschwert 
hätten. Von Quartal zu Quartal wurde von der Bergarbeiterzeitung 
der Lohnverlust berechnet 19), und dieser mit den steigenden Gewinnen 
der Unternehmungen in Parallele gestellt. Dieser Vergleich zwischen 
den Löhnen der Bergarbeiter und den Gewinnen der Zechenbesitzer 
begann bereits anfangs IgIo 1). Von Wichtigkeit zur Beurteilung 
der Stimmung im Ruhrrevier ist es auch, daß im J. IgIo die W ahlen 
der Knappschaftsältesten stattfanden, und die ersten Wahlen der 
Sicherheitsmänner. Die Wahl der Knappschattsältesten ist deshalb von 
ausschlaggebender Bedeutung, weil vom Vorstand der Knappschafts- 
kasse für das Ruhrrevier, welche bereits ungeheuere Kapitalien ange- 
sammelt hat, und die universale Versicherungsanstalt für die Arbeiter- 
schaft darstellt (außer für die Unfallversicherung, für welche eine Be- 
rufsgenossenschaft besteht) die Höhe der Leistungen abhängt 2), 

140) Die Bergarbeiterzeitung gibt an als Lohnverlust vom ı. I. 1908— 31. XII. 
1909, also in 2 Jahren für das Ruhrrevier: ca. 67 Millionen Mk. (Bergarbeiterz., 
4. VI. 1910) 1. I. 1908— 31. IH. 1910 (in 2!, Jahren) für ganz Preußen: 105 Mil- 
honen Mk., im Ruhrrevier: ca. 80 Mill. Mk. (a. a. ©. 13. VIII. 1910) vom 1. I. 1908 
bis 31. VIII. 1910: 120%, Mill. Mk. in Preußen, davon im Rabti eier : 9114 Mill. 
Mark (a. a. O. 8. X. 1910), vom 1. I. 1908—31. IN. 1910: 1361, Mill., resp. 104! 
Millionen Mk. im Ruhrrevier (a. a. O. 24. XII. 1910). Auch “die e e 
Löhne per Kopf wird zu berechnen gesucht: so für 1907—1909 mit 212 Mk. jähr- 
lich, bei den eigentlichen Bergarbeitern im Ruhrrevier mit 310 Mk. (a. a. ©. 18. VI. 
I910). 

141) Z. B. Bergarbeiterz., 26. III. 1910. 

142) Beim allgemeinen Knappschaftsverein (Bochum) waren gegen Krank- 
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Die Wahlen der Knappschaftsältesten wurden ganz als politische 
Wahlen betrachtet und beide Parteien (also der alte Verband und der 
christliche Gewerkverein) beschuldigten einander, die Politik in diese 
Wahlen hineingezerrt zu haben. Vom christlichen Gewerkverein 
scheint tatsächlich ein Zusammenschluß mit den konfessionellen Ver- 
einen und selbst (wenn vielleicht auch nur indirekt) mit den Zechen- 
besitzern für Zwecke dieser Wahl stattgefunden zu haben. Wie die 
Bergarbeiterz. behauptete, weil man die Wahl als Vorspiel der Reichs- 
tagswahlen betrachtete und den Sozialdemokraten schon hier eine 
Niederlage beibringen wollte 13). Auf beiden Seiten wurde nun mit 
den stärksten Mitteln gearbeitet und es ist nicht möglich, in der ganzen 
gewerkschaftlichen Presse eine Parallele zu der Leidenschaftlichkeit 
des Kampfes und zum Temperament in Angriff und Verteidigung zu 
finden, wie es sich hier beim Kampf um die Mandate der Knappschaits- 
ältesten und bei der Wahl der Sicherheitsmänner zeigte 1). 

Bei der Wahl der Sicherheitsmänner erzielte der alte Verband 
(die freie Gewerkschaft) einen großen Erfolg. Unter 1529 Sicher- 
heitsmännern wurden 1079, also ?/, Verbändler gewählt, 278 vom 
christlichen Gewerkverein, 105 Polen, 6 vom H. D. Verband, und bloß 
61 reine Zechenkandidaten +). Die Bergarbeiterz. behauptete, dab 
die Zechenkandidaten dort vom christlichen Gewerkverein unterstützt 
worden seien, wo dieser keine eigenen Kandidaten aufgestellt hatte. — 
Bei den Wahlen der Knappschaftsältesten wurden von 418 Mandaten 
299. also gleichfalls nahezu °/, vom alten Verband besetzt, vom »christ- 
lichen Gewerkverein und Zechenmischmasch« (wie sich die Bergarbei- 
terz. ausdrückte) 83, von der polnischen Berufsvereinigung 29, von 


heit versichert! 1905: 270 000, 1908: 343 000 Mitglieder; seine finanzielle Be- 
deutung geht daraus hervor, daß die Kinnahmen in allen Versicherungszweigen 
1905 betrugen: 34 Millionen, 1908: 581, Mill. (Jahrbuch f. d. Oberbergamtsbe- 
zirk Dortmund. Essen 1910. S, 628). 1000 betrugen die Einnahmen 5434 Mill. 
Mark (hierin zeigt sich das Zurückbleiben der Löhne), die Ausgaben 3815 Mill. Mk., 
das Vermögen 150 Mill. Mk. (Bergarbeiterz., 23. VI. 1910), wovon 3 auf die Pen- 
sions-, !; auf die Invalidenversicherungskasse entfällt. Das Vermögen des all- 
gemeinen Knappschaftsvereins wird also sicherlich derzeit bereits das Vierfache 
des Vermögens aller freien Gewerkschaften erreichen. 

143) Bergarbeiterz., 13. VIII. 1910. 

143) DiesRoheit des Tones« wird in erster Linie vom alten Verband dem christ- 
lichen Gewerkverein vorgeworfen und objektiv mit Recht (Bergarbz., 20. VID. 
roro mit Zitaten aus dem »Bergknappen« Nr. 32/3). Doch muß man sagen, daß 
die Bergarbeiterz. im Tone auch alle übrigen Blätter der freien Gewerkschaften 
übertrifft. Es wäre wohl unangebracht, sich darüber zu entrüsten: Die Gegeben- 
heiten in der Bergarbeiterschaft drängen nach kräftigen Worten und die Männer, 
welche immer in der größten Spannung, dem Tod oder den schwersten Ver- 
letzungen ausgesetzt, arbeiten und zum größten Teil für größere Sicherung ihres 
Lebens kämpfen, haben natürlich eine andere Art, ihre Interessen zu ver- 
treten, als Textilarbeiter oder Arbeiter des Zeißwerkes. Daß bei ihnen nur starke 
Worte verfangen, kann nicht wundernehmen: die starken Kontraste, die das 
Leben der Bergarbeiter ertüllen, finden einen Ausdruck im »rohen Tone. 

135) Bergarbeiterz., 10. IN. 1910. 


in 
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den Zechenparteilern allein 7 16). (Die Verbändler hatten bisher 235, 
der christliche Gewerkverein ca. 130 Mandate inne.) 

Bei diesen Wahlen, sowohl bei denen der Sicherheitsmänner, wie 
der Knappschaftsältesten, hat zweifelsohne bei der Bergarbeiterschaft 
selbst die Frage, ob und inwieweit sich der christliche Gewerkverein 
mit den Zechen eingelassen hat, eine große Rolle gespielt. Das ist na- 
türlich objektiv sehr schwer zu entscheiden. Doch darf aus den Preß- 
äußerungen, auch der konservativen und nationalliberalen Blätter 1”), 
geschlossen werden, daß eine gewisse Kooperation stattgefunden haben 
dürfte — wie ja ein energisches Vorgehen gegen die freie Gewerkschaft 
und eine Zurückstellung extrem-gewerkschaftlicher Tendenzen in den 
christlichen Verbänden aus den oben angedeuteten Wandlungen und 
Krisen in der christlichen Arbeiterbewegung gefolgert werden könnte. 

Die Lohnbewegungen setzten zu Ende des Jahres roro ein. Sie 
wurden zuerst insgeheim vorbereitet vom (alten) Verband durch Ein- 
ladungen zu vertraulich gedachten Besprechungen (Ende Nov. IgIo). 
Dieser Einladung wurde jedoch vom christlichen Gewerkverein nicht 
Folge geleistet, im Gegenteil, es wurde beschlossen, mit dem alten 
Verband nicht gemeinsame Sache zu machen. Ueberdies wurde dies 
den Konservativen und Unternehmerorganen mitgeteilt. Sachliche 

Gründe hiefür lagen wohl nicht vor, da vom christlichen Gewerkverein 

gleichzeitig beschlossen wurde, in eine Lohnbewegung auf eigene Faust 
einzutreten 148). Auch von Zechenseite wurde das Vorgehen als poli- 
tisches Manöver gekennzeichnet: daß der christliche Gewerkverein, 
der so schwere Niederlagen erlitten hätte, in seiner Organisation ständig 
Mitglieder verliere, nur aus politischen Erwägungen (und zwar insbe- 
sondere, um der »Berliner Richtung« entgegenzukommen) nicht zu- 
sammen mit dem alten Verband in eine Lohnbewegung eingetreten 
sei. Seine ganze, in diesem Falle unglückselige Taktik sei durch die 
Reichstagswahlen diktiert worden 1#). 

Da somit die christlichen Gewerkschaften allein vorgingen, 
waren die drei übrigen Verbände (der alte Verband, der H. D. Gewerk- 
verein und die polnische Berufsvereinigung) genötigt, ohne den christ- 
lichen Verband mit Forderungen an den Zechenverband heranzutreten. 
Die Forderungen gipfelten im wesentlichen in folgendem 19): 

I. Lohnerhöhung um 15°, ab I. I. ıg9ı1; 2. Das Verbauen der 
Grube ist nicht mehr im Kohlengedinge mit zu berechnen, sondern 
diese und alle sonstigen Nebenarbeiten sind separat zu bezahlen; 


146) Bergarbeiterz., 29. IX. 1910. 

14°), Kimge dieser sind abgedruckt (z. B. Deutsche Tageszritung, Kölnische 
Zeitung usw.) in der Bergarbeiterz., 8. X. T910, 

14°) Bergarbeiterz., 10. XIIL. 1910; auch im Sauerland, wo die Verhältnisse 
nach Angabe der Bergarbeiterzeitung nicht so günstig lagen, verlangte der christ- 
liche Gewerkverein eine Lohnerhöhung von 15, ja selbst 25°, (Bergarbeiterz., 
14. I. t911). 

139) Kölnische Zeitung, Erste Morgenausgabe, 1. XII. 1910 zitiert in der 
Bergarbeiterz., 10. XII. 1910. 

150) Bergarbeiterz., 10. NIT. ıyıv. 
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3. Erhöhung der Leistungen der Knappschaftskassa; 4. Umwandlung 
des Zwangsarbeitsnachweises in einen paritätischen. Zur Begründung 
wurde angeführt, daß die Lohnherabsetzungen im Zusammenhalt mit 
der Steigerung aller Preise an und für sich die Lohnsteigerungen recht- 
fertigen würden, die überdies durch die gesteigerte Rentabilität der 
\Verke überaus leicht ermöglicht werden. Das Verbauen solle besonders 
gezahlt werden, weil sonst ein Anreiz gegeben sei, die so wichtigen Ar- 
beiten zu vernachlässigen und so die Gefahr für die Arbeiterschaft zu 
erhöhen. Die Leistungen der Knappschaftskassen seien zu gering, ins- 
besondere mit Hinblick auf die allgemeine Teuerung. Ueberdies ge- 
statten die materiellen Verhältnisse der Kassa sehr leicht eine Er- 
höhung der Leistungen. Der einseitige Nachweis sei für die Arbeiter- 
schaft sehr gefährlich; insbesondere RE Koalitionsrecht sei dadurch 
bedroht. 

Diese Forderungen wurden am 30. XI. IgIo unterbreitet und 
schon vorher brach auf der Zeche Lukas (wie von seite des alten Ver- 
bandes behauptet wurde, infolge haarsträubender, gefährlicher Arbeits- 
verhältnisse) ein spontaner Streik aus, der von Wichtigkeit ist, weil hier 
zum erstenmal der christliche Gewerkverein ganz offen bei einer wich- 
tigen Lohnbewegung nicht mitmachte und sich damit mit seiner ganzen 
früheren Politik, insbesondere auch mit seiner Politik, die er gleich- 
zeitig ım Saarrevier und anderwärts betrieb, in Widerspruch setzte. 
Die Forderungen, wegen deren der Streik auf Zeche Lukas ausbrach, 
sind nicht von allgemeinerem Interesse. Nur muß hervorgehoben 
erspro- 
chenen Lohnes (!) — samt und sonders nur die Erhöhung der Betriebs- 
sicherheit in der Grube und die Herabminderung der Gefahren für die 
Arbeiterschaft zum Ziele hatten 181). Der Streik endigte, trotzdem sich 
der christliche Gewerkverein gar nicht beteiligte, insofern mit einem 
Erfolg, als sich die Zechenverwaltung zu Verhandlungen bereit erklärte 
(ein Novum in den Bergwerken, besonders des Ruhrreviers), und sogar 
im Falle der Nichteinigung die Unterwerfung unter ein Schiedsgericht 
zusagte. 

Die Antwort des Zechenverbandes auf die Lohnforderungen der 
Bergarbeiter war durchaus negativ und deckte sich mit dem Bescheid 
an den christlichen Gewerkverein, der gleichfalls um eine Lohnerhö- 
hung ersucht hatte. Der Zechenverband führte aus, daß die Verhält- 
nisse auf dem Kohlenmarkte infolge schlechten Absatzes wiederum 
eine Reduzierung der Preise notwendig machen und daher eine Lohn- 
erhöhung nicht zulassen. Es sei der Rückgang gegenüber 1907 gewib 
sehr zu bedauern, aber andererseits doch zu bedenken, daß die Löhne 
im Ruhrrevier höher seien als in anderen Industrien. Ueberdies lasse 
sich gerade seit Beginn des Jahres IgIo ein, wenn auch schwaches An- 
steigen der Löhne konstatieren. Auch die übrigen Forderungen der 
Bergarbeiter wurden abgelehnt, ebenso wie ein Verhandeln über diese 
von seite des Zechenv erbandes nicht gewünscht wurde 2°). Ebenso 





151) Ebenda. 152) Bergarbeiterz., 17. XII. 1910. 
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wurden die von der Arbeiterschaft an die Vorstände der staatlichen 
Reviere gerichteten Eingaben mit einer analogen Motivierung ab- 
gelehnt. 

Trotz dieser ablehnenden Haltung wurde von den drei beteiligten 
Verbänden beschlossen, die Lohnbewegung weiterzuführen, Revier- 
konferenzen abzuhalten und nach deren Ergebnis weitere Schritte 
einzuleiten 183). 

Von seite des christlichen Gewerkvereins scheint in dieser Zeit 
alles geschehen zu sein, um die Arbeiterschaft von einer weiteren Lohn- 
bewegung abzuhalten. Die Reden der christlichen Bezirksleiter, welche 
die Bergarbeiterzeitung reproduzierte, lesen sich, wie Artikel der Unter- 
nehmerpresse 19°"). Die Bergarbeiterz. behauptete sogar, daß im christ- 
lichen Gewerkverein für den Fall eines Streiks Streikbruch mit bloß 
zwei Stimmen Mehrheit beschlossen worden sei. Gleichzeitig mit die- 
ser Stellungnahme des christlichen Verbandes, mit dem Zurückweichen 
vor der ablehnenden Haltung des Zechenverbandes konnte die Berg- 
arbeiterzeitung aus den Berichten des Kohlensvndikates den steigen- 
den Absatz, die Minderung der Lager, die wachsenden Verdienste der 
Zechen nachweisen 151). Die vom Bergarbeiterverband einberufenen 
Revierkonferenzen sprachen sich sämtlich für die Lohnforderungen 
und ihre nachdrücklichste Vertretung vor den Zechenverwaltungen 
aus. Trotzdem die Arbeiterschaft, wie es scheint, einer Lohnbewegung 
schr geneigt gewesen wäre, und trotzdem auch alle ın der Bergarbeiter- 
zeitung publizierten Daten über den Fortlauf und die Entwicklung der 
Konjunktur einen Streik als aussichtsreich erscheinen ließen, zeigte 
es sich doch bald. daß die Leitung der Gewerkschaften nicht gesonnen 
sei, ohne oder besser gesagt, gegen den Willen des christlichen 
Gewerkvereins einen Streik zu beginnen. Es kann wohl nicht ganz 
geklärt werden, ob die Zurückhaltung des christlichen Verbandes den 
übrigen Gewerkschattsleitungen nicht ein wiıllkommener Anlaß war, 
um so die Unmöglichkeit eines immerhin für die Arbeiterschaft recht 
gefahrvollen Ausstandes darzutun, ob es wirklich, wenn der christ- 
liche Verband mit den übrigen gemeinsame Sache gemacht hätte, ge- 
rade jetzt zu einem Ausstande gekommen wäre, oder ob auf gütlichem 
Wege, bei Einigkeit der Bergleute, ohne Streik einige Forderungen 
hätten durchgesetzt werden können. Aeußerungen der Bergarbeiter- 
zeitung späteren Datums P°°) scheinen darauf hinzuweisen, daB auch 
bei Einigkeit aller Verbände kaum ein Streik ausgebrochen wäre, daß 
man jedoch hätte hoffen können, auch ohne Arbeitseinstellung erheb- 
liche Erfolge für die Arbeiterschaft zu erzielen. 

Die Revierkonferenz der Schachtdelegierten (12. II. 1911), welche 
von den drei an der Lohnbewegungz beteiligten Verbänden einberufen 


153) Bergarbeiterz., 24. XII. 1910. 

153a) Siehe z. B. die Ausführungen des Bezirksleiters aus dem Dortmunder 
Bezirk in Südkirchen. Abgedr. in d. Bergarbetterz., 31. XII. ıyr0. 

154) Bergarbeiterzeitung, 31. NII. 1910. 

155) Bergarbeiterzeitung, 11. Il. 1910. 
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worden war, faßte die Resolution, daß nur die verräterische Haltung 
der christlichen Gewerkvereinsleitung den schlechten Ausgang der Lohn- 
bewegung herbeigeführt habe, wendete sich an die Mitglieder des 
christlichen (rewerkvereins, auf die Leitung in dem Sinne einzu- 
wirken, daß sie ihre arbeiterschädigende Handlungsweise unterlasse ; 
ferner wurde beschlossen, zunächst, angesichts der durch die Maß- 
nahmen der Gewerkvereinsleitung für die Arbeiter ungünstig gestalte- 
ten Situation eine abwartende Haltung einzunehmen, 
um zu sehen, ob die Werksbesitzer ihr Versprechen, die Löhne steigen 
zu lassen, einlösen werden. Die Konferenz erklärte weiterhin, daß 
der Kampf nur vertagt sci, wenn die Versprechungen der Zechenbe- 
sitzer nicht erfüllt werden würden. In diesem Falle solle zu gegebener 
Zeit mit allen Mitteln vorgegangen werden 158), 

So ist die Situation im Ruhrrevier derzeit noch unentschieden. Es 
istnicht anzunehmen, daß die »Flucht aus dem christlichen Gewerk- 
verein«, die vom alten Verband immer behauptet wird, und die in 
einem gewissen Umfang besteht 157), derartige Dimensionen annehmen 
wird, daß sich der christliche Gewerkverein dadurch zu einer anderen 
Taktik bewogen sehen müßte. Andererseits glauben doch alle Kenner 
der Verhältnisse, daß über kurz oder lang mit einem großen Streik im 
Ruhrrevier gerechnet werden müsse. Die Erbitterung in der Arbeiter- 
schaft und die Differenzpunkte haben sich so sehr gesteigert, daß auf 
die Dauer, besonders bei einer schroffen Haltung des Zechenverbandes, 
bei Ablehnung aller Verhandlungen, der Friede nicht aufrecht erhal- 
ten werden dürfte. Der Zeitpunkt der Auseinandersetzung wurde 
durch die Haltung des christlichen Gewerkvereins hinausgeschoben, 
der Kampf selbst aber wird wohl nicht ausbleiben können. Er wird 
vermutlich schwerer und hartnäckiger sein, als der des Jahres 1905, 
namentlich deshalb, weil auch die Steiger, die Grubenbeamten, 
nicht ohne weiteres die Partei der Zechen ergreifen werden 18). Jeden- 

falls wird er nicht ohne Einfluß auf die politische Situation sein, 
sowie auch sein Eintritt von dieser beeinflußt werden dürfte. 

Die bisher resultatlos verlaufene Bewegung mußte ausführlicher 
erörtert werden, weil sie zeigt, wie sehr auch in dieser, immer stür- 
misch erregten Arbeiterschaft die leitenden Instanzen der Gewerk- 
schaften die Massen recht gut in der Hand haben; wie — zum Unter- 
schied noch vor fünf Jahren — Temperamentstreiks selbst im Bergbau, 


156) Bergarbeiterzeitung, 18. II. 1911. 

157) Vom Sept. 1910 bis zum Februar torr sollen 1300 Mitglieder des christ- 
lichen Gewerkvereins in den alten Verband übergetreten sein, darunter viele 
langjährige Mitglieder des Gewerkvereins (Bergarbeiterz., 25. Il. 1gr1.). 

158) U’cber die Stimmung in den Kreisen der Steiger und das von ihnen leb- 
haft empfundene Gewalttätigkeitsregime der Zechenbesitzer vergleiche die 
Schrift von Werner: Was kann der deutsche Bergbau von England lernen ? 
ferner das Organ des Steigerverbandes (»Der technische Grubenbeamte«) einer 
Beamtengewerkschaft, die mit dem Bund der technisch-industriellen Beamten 
kooperiert. Ueber diesen siehe auch »Chronik«e in diesem Archiv Bd. XXXI, 
S. 243 ff. 
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nur m:hr lokal vorzukommen pflegen. Ferner deshalb, weil die Art, 
wie diese Bewegung geführt wurde, und wie sie schließlich bis auf 
weiteres resultatlos abgebrochen werden mußte, vielleicht typisch 
werden kann: daß es nämlich den Unternehmern gelingt (und es braucht 
hiebei nicht eine direkte Kooperation vorzuliegen), einen 
Teil der Arbeiterschaft von der Lohnbewegung zu trennen und diese 
dadurch unmöglich zu machen. Gerade im Ruhrrevier werden jetzt 
fieberhaft gelbe Gewerkschaften gegründet 158). So zeigt sich schon an 
einer konkreten Bewegung, was als allgemeine Tendenz bereits regi- 
striert werden konnte: daß den Gewerkschaften Schwierigkeiten aus 
den Strömungen erwachsen können, die in die Arbeiterschaft durch die 
Unternehmer hineingetragen werden. Demgegenüber bildet die An- 
näherung an die Beamtenschaft (wenigstens an die niedrigere Beamten- 
schaft) ein Aequivalent. Aber erst eine faktische Kooperation mit 
dieser muß zeigen, ob die Macht der Gewerkschaften nicht doch durch 
die angedeuteten Veränderungen eine erhebliche Einbuße erfahren hat. 

Die erörterten drei großen Lohnbewegungen des Jahres IgIo zeigen 
ein durchaus verschiedenes Gepräge. Und doch den einheitlichen Grund- 
zug, daß die Kämpfe immer zielbewußter, von immer größeren Organi- 
sationen, immer rationeller inszeniert und geführt werden. Und alle 
diese Kämpfe zeigen ohne Unterschied ein Anwachsen der Macht der 
Unternehmer. Man muß erkennen, daß — cine \Weiterentwicklung der 
Unternehmerorganisationen und eine \Weiterentwicklung der all- 
gemeinen Wirtschaftslage im Sinne einer Stärkung der Position der 
Kartelle oder mehr noch im Sinne einer Vertrustung der Produktion 
vorausgesetzt — die Gewerkschaften werden ganz enorme Anstrengungen 
machen müssen, um ihre Position zu wahren und noch mehr, um neue 
Erfolge zu erzielen, die realiter ja vielfach nur die Aufrechterhaltung 
des standard of life bedeuten werden. Daran ändert auch der Zuwachs 
von 200 000 Mitgliedern in den freien Gewerkschaften nichts, daran ändern 
nichts die Millionen, die in den Kassen der Gewerkschaften, z. T. gar 
nicht frei verfügbar, aufgestapelt sind. Damit aber wächst die Bedeutung 
der politischen Aktion — und mehr noch als in der analogen 
Chronik des Vorjahrs muß darauf verwiesen werden, daß der Schlüssel 
für die wirtschaftliche Position der Gewerkschaften immer mehr in ihrer 
politischen Bedeutung liegt. Für diese allerdings ist ihr Ausbau 
und die Weiterbildung von entscheidender Bedeutung. Aber die Gewerk- 
schaften allein vermögen doch nicht mehr so viel, als es noch vor wenigen 
Jahren den Anschein hatte. Sowie die Unternehmerorganısation nicht 
mehr isoliert operiert, sondern Hand in Hand mit den politischen Par- 
teien und durch diese, und gestützt auf ihre Organisation für den Markt, 
so verliert das »Nurgewerkschaftlertum« immer mehr an Boden auch 
in der deutschen Arbeiterschaft. So erhält auch jede große Lohnbewe- 
gung von vornherein, so sehr sich die beterligten Gewerkschaften da- 
gegen strauben mögen, einen politischen Anstrich und cine politische 
Bedeutung und kann auch von da aus ihre Entscheidung erfahren. 


1582) Soziale Praxis, 16. 18. toin. 
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Das bedeutet aber nichts anderes, als daß sich das Gebiet, auf welchem 
die Interessenorganisationen wirken, erweitert. Und diese werden so 
immer deutlicher die Träger aller aktiven sozialen Politik und in ihren 
Siegen und Niederlagen spiegelt sich am deutlichsten die Verteilung 
der Macht zwischen den gesellschaftlichen Klassen. Wer die gewerk- 
schaftlichen Organisationen aufmerksam verfolgt, dem kann es auch 
nicht entgehen, daß diese Wandlung die Verdrängung der »rein gewerk- 
schaftlichen« Tonart zur Folge hat. Die Einwirkung der Reichsfinanz- 
reform mag hier die nachhaltigste sein. Aber alle Versuche der Unter- 
nchmer, ihre Organisationen arzubanen. wirken nach derselben Rich- 
tung. Und wie ın den ältesten Ländern des Trade-Unionismus Tendenzen 
zur »Äusbreitung des Sozialismus in den Gewerkschaften« am Werke 
sind, so wird auch ın den deutschen Gewerkschaften, die ja seit jeher 
mit den politischen Parteien enge Fühlung hatten, der Boden durch die 
angcdeuteten Umstände vorbereitet. Die Ausbreitung der gelben Organi- 
sationen, die Wandlungen in den christlichen Gewerkschaften, müssen 
diese Tendenzen verstärken ?59). 


Probleme der gewerkschaftlichen Verfassung. 


Es ist für die Situation in den deutschen (freien) Gewerkschaften 
bezeichnend, daß jetzt stärker als je zuvor, parallel mit ihrem Wachs- 
tum und mehr noch parallel mit den steigenden Schwierigkeiten nach 
außen, »gewerkschaftliche Verfassungsfragen« auftauchen, Diskussionen 
über »Massen und Führer« einsetzen. Diese Diskussionen könnten 
füglich übergangen werden, wenn ihnen nicht schr reale Vorkomm- 
nisse zugrunde liegen würden: Disziplinbrüche, Nichteinhaltung der 
von den “F ührern aai nen Abmachungen durch die lokalen Organi- 
sationen, Erzwingung lokaler Streiks gegen den Willen der zen- 
tralen Instanzen. Diese gerade in der letzten Zeit der besseren Kon- 
junktur sich häufenden Vorkommnisse sind es, welche den Gegensatz 
zwischen Massen und Führern in den Vordergrund der Diskussion 
rücken. Der Hinweis auf diese Ereignisse > (z. B. nach der Aufhebung 
dr nn im a nn in Breslau nach Abschluß 





15%) Die Fixierung der Gewerkschaften auf allgemeine Probleme des 
Klassenkampfes (worauf ja Pohtisierung der Gewerkschaften hinausläuft) kann 
hier nicht im Einzelnen verfolgt werden. Sie ist auch nicht in allen Gewerk- 
schaften gleichmäßig vorhanden. Am meisten läßt es sich beobachten in der 
Behandlung des Zusammenhanges zwischen Lohnfrage und Reichsfinanzreform. 
Das Wichtigste in dieser Entwicklung der Gewerkschaften ist die Hinlenkung 
aller Aktionen auf das politische Gebiet, die Einflußnahme der Gewerkschaften 
über das Verhältnis von Arbeitgeber ind Arbeitnehmer hinaus auf das Gebiet 
allgemeiner Wirtschafts- und Sozialpolitik, und weitergehend auf das ganze 
Staatsleben. Diese Entwicklung mag für viele Gewerkschaften keine freiwillige 
sein, und daher noch immer die sehr heftigen Reaktionen dagegen. Aber auf die 
Dauer ist sie wohl unvermeidlich, umsömehr, wenn, wie befürchtet wird, die 
Aera der Tarifverträge durch die Versuche, für deren Einhaltung die zentralen 
Verbände vermögensrechtlich haftbar zu machen, ein Ende finden sollte. 
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nung, als ob die Gewerkschaften schon durchaus feste, straff zentrali- 
stische, einheitliche Organisationen wären, zu berichtigen. Auch hier 
spielen persönliche Stimmungen und lokale Strömungen eine große 
Rolle; je mehr sich diese durch die wachsende Größe der Gewerkschaften 
zur Ohnmacht verurteilt sehen, desto häufiger revoltiert der Selbstän- 
digkeitsdrang der Massen gegen das Diktat der zentralen Leitungen 
Hier einen Ausweg zu finden, ist eine der lebhaftesten Sorgen der Ge- 
werkschaftsführer. Und namhafte Vertreter der deutschen Gewerk- 
schaftsbewegung 16°) haben bereits mehr oder minder konkrete Vor- 
schläge zum Ausbau eines Repräsentativsystems gemacht. Von ge- 
werkschaftlicher Seite wird hervorgehoben, daß die Notwendigkeit, gegen 

die Unternehmer zu kämpfen, auch eine besondere Taktik bedinge. daß 
die volle, uneingeschränkte Demokratie, welche in allen wichtigen Ent- 
scheidungen an die Massen appelliere, aus diesem Grunde eine Un- 
möglichkeit sei, ganz abgesehen von den großen praktischen Schwierig- 
keiten, die dem entgegenstehen würden. Wenn diese Fragen von den 
Gewerkschaftsführern rein praktisch zur Erörterung gelangen, als 
Probleme, die sich aus dem Wachstum der Gewerkschaften, aus dem 
Bedürfnis heraus, mit den Mitgliedschaften engere Fühlung zu nehmen 
und sie besser in die Gewalt zu bekommen, erklärt, aus dem weiteren 
Bedürfnis, plötzlichen Stimmungen und Strömungen nicht macht- 
los preisgegeben zu werden, so werden analoge Diskussionen auch 
seitens theoretischer Führer aufgeworfe n. Diese sehen in den 


Beamten der Berufsverbände, — nach einem grob = geschichtsma- 
terialistischen Schema — bereits das »Klassenbewußtsein infolge 


gehobener Lebenshaltung ersterben«, fürchten eine Entfremdung der 
Gewerkschaftsbeamten gegenüber den Bedürfnissen der Masse, eine 
Bureaukratisierung der Gewerkschaften infolge der kleinbürgerlichen 
Lebenshaltung ıhrer Beamten, eine Ausschaltung der Aktivität und 
der Aktionen der Masse 18). In diesen Befürchtungen begegnen sich 
die Theoretiker mit den kleineren Gruppen anarchosozialistischer Fiir- 
bung, die aber in Konsequenz derartiger Argumentationen die zentrale 
Gewerkschaftsbewegung als solche ganz ablehnen. 
Die Diskussionen über gewerkschaftliche Verfassungsfragen dürften 
als praktisches Resultat die Einführung repräsentativer Köinrichtungen, 
B. ständiger Vertreterkonferenzen, zur Folge haben. Sie sind von 
Wichtigkeit, weil sie die Schwierigkeiten gewerkschaftlicher Aktion von 
innen heraus beleuchten, die zu den äußeren, mehrfach erwähnten 
Schwierigkeiten hinzukommen und die Situation der Gewerkschaften 
keineswegs erleichtern. Sie sind ferner auch deshalb von Interesse, 
weil in der Diskussion gerade von den Gewerkschaftsführern auf die 
Labilität der gewerkschaftlichen Verbände, auf die aus der großen Fluk- 
tuation entstehenden Schwierigkeiten hingewiesen wurde 182), welche 


100, So z. B. v. Elm in der »Neuen Zeite, 13. I. 1911; unabhängig von ihm 
Adolf Braun, 10. II. ıyr1. 

161) So insbes. A. Pannekoek. In dieser Kontroverse haben alle großen Ge- 
werkschaftsblätter das Wort ergriffen. Vgl. insbes. Korrespondenzbl., 23. II. 1911 
(v. Elm). 162) Korrespbl. d. Generalk. d. Gewerksch. Deutschl., 4. III. roro. 
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derzeit noch cine starke Position der Gewerkschaftsbeamten innerhalb 
der Organisationen notwendig machen. Diese Ausführungen beleuchten 
sehr gut den gegenwärtigen Stand der gewerkschaftlichen Organisationen, 
die vielfach, von einem Stock treuer Mitglieder abgeschen, den Durch- 
gangspunkt von Elementen bilden, die für die Gewerkschaft noch nicht 
endgültig gewonnen sind, sondern für einen konkreten Zweck (sei es, 
um Streikunterstützung zu erhalten, sei es, um den Arbeitsnachweis in 
Anspruch zu nehmen usw.) eintreten, um den Verband bald wieder zu 
verlassen. Auch wechselnde Beschäftigung, Krankheit usw. mag die 
Fluktuation sehr steigern. Es ist wichtig, diese Verhältnisse im Zusam- 
menhang mit den Verfassungsfragen zu betrachten, und demgegen- 
über die autoritär geleiteten Unternehmerorganisationen zu vergleichen, 
die, in ihrem Innern keineswegs demokratisch organisiert, von vorne- 
herein für eine entschiedene Aktion eher geeignet erscheinen. Die an- 
gedeuteten, im Innern der Gewerkschaften entstandenen Schwierig- 
keiten, die ja wahrscheinlich werden überwunden werden können, zeigen 
doch deutlich, wie sehr gerade die neueste Entwicklung im Gewerk- 
schaftsleben allerhand Tendenzen innerhalb und außerhalb der Ge- 
werkschaften lebendig werden läßt, welche die Waffen der Gewerkschafts- 
bewegung abstumpfen, die Position der gewerkschaftlich organisierten 
Arbeiter relativ schwächen können !®). 


* 
* % 


Aus Gründen der Ockonomie des Raumes muß die Darstellung 
und Erörterung mancher wichtiger Vorkommnisse des Jahres IgIo unter- 
bleiben. Um nur einige zu nennen: 

I. Es wurde bei der Behandlung der Organisationen selbst unter- 
lassen, den Ausbau und die Bedeutung der Jugendorganisatio- 
nen zu erörtern, die deshalb von entscheidender Wichtigkeit, weil sıe 
eines der Mittel der (sewerkschattsbewegung, durch Aggregierung ver- 
wandter Organisationen, die eigene Macht zu steigern und zusichern. 
Diese Ausbildung der Jugendorganisationen erfolgt gegenwärtig in 
allen Gewerkschaftsrichtungen, hat mit dem Widerstand öffentlicher 
F aktoren zu kämpfen, und sicht sich auch von analogen staatlichen 


163) Auf die Einzelheiten in den Argumentationen über den Verfassungs- 
streit in den Gewerkschaften kann hier nicht eingegangen werden. Doch sei kon- 
statiert, daß die Theoretiker (insbesondere Pannekock) dem Wortlaut nach mit 
der Interpretation der matenalistischen Geschichtsauffassung sicherlich im Rechte 
sind, wohingegen die Gewerkschaften mit cbensogutern Recht dieselben Argumente 
(der bürgerlichen Lebenshaltung« als Hindernis für »proletarisches Empfindene) 
den Theoretikern gegenüber geltend machen. Achnliche Fragen behandelt M i- 
chels in dem kürzlich erschienenen Buch: »Zur Soziologie des Parteiwesens in 
der modernen Demokratie«, in dessen Konsequenz die Möglichkeit einer 
Interessenvertretung der Arbeiterschaft und weiterhin einer Interessenvertretung 
überhaupt geleugnet werden müßte — was angesichts der stets wachsenden 
Bedeutung der Interessenvertretung als vollkommen unzutreffend bezeichnet 
werden muß, so sehr auch die von Michels hervorgehobenen Tendenzen gegen 
eine restlose Vertretung der Interessen durch besondere Organe wirksam sein 
mögen. 
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Aktionen sowie solchen der Unternehmer bedroht. Dic analoge Tendenz 
hat die Ausgestaltung von Fabrikschulen an Stelle der ge- 
werblichen Fortbildungsschulen. (Von diesen soll bei Besprechung der 
Unternehmerorganisationen noch die Rede sein. Sie wären die »Vor- 
stufe« zu den »gelben Gewerkschaften«.) 

2. Auch die Entwicklung der Finanzen während des Jahres IgIo 
(bei den freien Gewerkschaften insbesondere die immer deutlicher wer- 
dende Präponderanz der großen Verbände) hätte einer speziellen Er- 
örterung bedurft, ebenso die Entwicklung der einzelnen Ausgaben- 
zweige, die gerade bei den freien Gewerkschaften kürzer gehalten wer- 
den mußte. 

3. Besonders wichtig ist das Verhältnis der Gewerkschaften zu den 
Konsumvereinen, wie es auf den Gewerkschaftskongressen und den 
von den freien Gewerkschaften akzeptierten Parteitagsbeschlüssen neu 
formuliert wurde. Es wurde angedeutet, daß diese Entwicklung infolge 
der Ausbildung der Unternehmerorganisationen von besonderer Be- 
deutung für die Gewerkschaften werden dürfte. Die Erörterung muß 
einem speziellen Abschnitte der Chronik vorbehalten bleiben. 

4. Auch mehrere große Lohnbewegungen konnten nicht mehr zur 
Darstellung gelangen. So der Streik der Edelmetallarbeiter in Pforzheim, 
mehrere kleinere Bewegungen, Lohnbewegungen und Streiks städti- 
scher Arbeiter, mehrere Tarifbewegungen (die soweit als möglich fort- 
laufend in der »Sozialpolitischen Tageschronik« registriert werden). 

5. Auch die Frage des Arbeitsnachweises war wiederum Ge- 
genstand mehrfacher Aktionen. Einen namhaften Erfolg scheinen 
die Metallarbeiter gegen den einseitigen Unternehmernachweis in Leip- 
zig erzielt zu haben, während der Nachweis des Zechenverbandes 
unverändert fortbesteht, und von der Arbeciterschaft, wie es scheint, 
allmählich oder vorderhand nicht drückend empfunden wird. 

6. Mehrere Aktionen der Gewerkschaften zur Verbesserung des 
Arbeiterschutzes (besonders in den metallverarbeitenden Gewerben). 

7. Die Stellungnahme der Gewerkschaften zur Reichsversicherungs- 
ordnung. Namentlich die Frage der Beitragsleistung und Vertretung 
in den Krankenkassen beschäftigte die Gewerkschaften, welche auf 
dem außerordentlichen Gewerkschaftskongreß beschlossen, für den 
Fall der Gesetzwerdung des Entwurfes die Gewerkschaftsbeiträge 
um den Belauf der Ersparnisse an Beiträgen zur Krankenkasse zu 
erhöhen. 

8. Die offizielle Sozialpohtik, deren Ergebnisse allerdings 1910 
sehr spärliche waren: das Arbeitskammergesetz wurde nicht erledigt, 
desgleichen das Heimarbeitergesetz. Ebenso ist die Reichsversiche- 
rungsordnung von der Verabschiedung noch weit entfernt. Von In- 
teresse sind die hier in Betracht kommenden Bestimmungen des 
Kaligesetzes. In Kraft trat das Stellenvermittlungsgesetz, das ins- 
bonde re für einige Berufszweige von Wichtigkeit ist (Kellner, Hand- 


lungsgehilfen usw.) 16%). 


153) Aus Raummangel mußte auch die Behandlung der Gewerkschattsver« 
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behalten bleiben. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
und die Vertiefune des natıonalen Kontliktes innerhalb der öster- 
reichischen Gewerkschaftsbewegung macht eine ausführlichere Erörterung not- 
wendig, als sie nach Besprechung der deutschen Verhältnisse noch möglich wäre. 


hältnısse in Oesterreich-Ungarn dem nächsten Abschnitt der »Chronik« vor- 
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Die Standortslehre und die Handelspolitik. 


ALFRED WEBER. 
1 


Wenn man an die heutige handelspolitische Theorie und 
Praxis herantritt und sie vergleicht mit unserer theoretischen 
und praktischen Situation in Bezug auf andere wirtschaftliche 
Sphären sieht man einen merkwürdigen Zustand. Ueberall 
sonst haben wir seit der klassischen Schule gelernt, um zur theo- 
retischen Beherrschung zu gelangen, müsse man von den Tat- 
sachen und deren empirischer Feststellung ausgehen und erst 
auf ihrer Durchdringung und Gesamtbeherrschung Allgemein- 
anschauungen und allgemeine Schlüsse aufbauen; ferner daß 
wir, sollen uns die Schlüsse für unser praktisches Handeln 
irgendwie helfen, immer zuerst fragen, was sie uns über die 
natürlichen Entwicklungstendenzen des Lebens der betreffenden 
Sphäre aussagen, in welcher eigenen Bewegung sie uns den Wirt- 
schaftskörper unter dem Einfluß der ihn beherrschenden Kräfte 
dort zeigen. Theoretische Anschauungen, die nicht von den Din- 
gen, sondern von gewissen Prämissen ausgehen, die sich daher 
je nach den Prämissen widersprechen und letztlich wesentlich 
mitgeschaffen sind, durch praktische Zielsetzungen, deren erste 
begriffliche Vordersätze diese Prämissen gewissermaßen nur 
bedeuten: das aber ist im ganzen noch der — rein erkennt- 
nismäßig — gewiß nicht ideale Zustand unserer heutigen han- 
delspolitischen Betrachtung. Praktische Folgerungen ferner, jede 
nur gezogen aus einer dieser verschiedenen Prämissen, fast 
sämtlich außerdem tatsächlich ohne empirische Nachprüfung 
an den natürlichen Entwicklungstendenzen vorgenommen, das 
ist die politische Seite derselben Sache, die den Oekonomen hier 
auch heute noch in weitgehendem Maße tatsächlich zum Klopf- 
fechter wirtschaftlicher Interessengruppen zu degradieren tendiert. 
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Wir würden es heut für ganz unmöglich halten in die 
Sphäre der agraren, der gewerblichen oder der Bank-Entwicklung 
einzugreifen, ohne zu wissen, nach welcher Seite die natürlichen 
Entwicklungskräfte in dem Gebiet die Organisation bewegen, 
ohne zu wissen, welche Lebensgestaltungen sie von sich zu 
schaffen suchen; und wir würden es für obstinat und unsinnig 
erklären, überhaupt anders als nur modifikatorisch, Uebergänge 
mildernd, leidlich lebensfähige Gestaltung stützend, kurz anders 
als bloß korrigierend in diese Gebiete einzugreifen. Sie als etwas 
Lebendiges zuerst zu kennen, ehe wir handeln, ist uns jeden- 
falls hier heute selbstverständlich. Das Lebendige, die natür- 
lichen Entwicklungstendenzen, die als Unterlage einer äußeren 
Handelspolitik in Betracht kommen und die wir kennen oder 
von denen wir doch irgend eine Vorstellung besitzen müßten, um 
mit denselben Unterlagen wie in der Agrar-, der Gewerbe-, der 
Bankpolitik usw. handeln zu können, sind nur die Tendenzen 
der gcographischen Verteilung der verschiedenen Produktions- 
zweige über die Erde, die Kräfte und Gesetze, die deren Stand- 
ortslagerung beherrschen. Jede äußere Handelspolitik bedeutet, 
wenn sie einen bewußten willkürlichen Eingriff in das natural 
Gegebene darstellt, den Versuch, Produktionszweige in einen 
Wirtschaftskörper hinein- und aus anderen Wirtschaftskörpern 
herauszuziehen, sie in ihrer geographischen Lagerung zu beein- 
flussen, zu verschieben. Wie sie umgekehrt, wenn sie auf der- 
artige Eingriffe verzichtet, Freihandelspraxis ist, von der An- 
sicht getragen sein muß, daB die geographische Lagerung der 
Produktionszweige, ihre Standortsgliederung, wie sie die Wirt- 
schaftsökumene von selbst schafft mit den Interessen der einzelnen 
Wirtschaftskörper parallel geht. Welche Standortsgliederung 
diese aber schafft, welches also die natürlichen Entwicklungs- 
tendenzen des lebendigen Unterlagegebiets der Handelspolitik 
sind, das haben wir, so merkwürdig es ist, uns eigentlich bis 
heute noch nicht klar gemacht. Wir sind im Besitz der Thünen- 
schen Stanaortslehre über die Verteilung der Agrarproduktion; 
ihre grundsätzliche allgemeine Anwendung auf die agrare inter- 
nationale Wirtschaftskraftverschiebung steht heut noch aus. 
Die großen Vorgänge der internationalen Wirtschaftskraftver- 
schiebungen aber hängen von den Lagerungen der industriellen 
Kräfte ab, die gleichzeitig die Lagerungsart der Bevölkerungs- 
und der Kapıtalakkumulationen schaffen. Und nach ihnen hatte 
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bis vor kurzem nicht einmal die Theorie, geschweige denn die 
Politik gefragt. 

Es ist dem Verfasser auf einen theoretischen Versuch, der 
nach der Richtung geht, erwidert worden, daß er zu abstrakt 
und mathematisch sei und keine fruchtbringende Anwendung 
auf die Wirklichkeit zulasse. Mag hier einmal der Versuch ge- 
macht werden, schon vor der vollen empirischen Durchbildung 
der angefochtenen Theorie einige Konsequenzen, die sie auch schon 
in ihrer gegenwärtigen unfertigen Form für die Wirklichkeit 
und zwar eben gerade die handelspolitische Wirklichkeit zuläßt, 
zu ziehen. 

1%); 


Wenn man sich irgend einen isolierten industriellen Pro- 
duktions- und Absatzprozeß vorstellt, und ihn untersucht auf 
die Kostenfaktoren, die ihn zusammensetzen, so bemerkt man, 
daB er zwei Faktoren enthält, die sich empfindlich zeigen 
gegen eine geographische Verschiebung der Produktion, d. h. 
die bei einer derartigen Verschiebung in ihrer Höhe vari- 
ieren. Es sind das erstens die für die Zusammenführung der 
Roh- und Kraftstoffe an die Produktionsstelle und für die Ab- 
führung des Produkts zum Konsum entstehenden Transport- 
kosten, die verschieden hoch sind, je nachdem wohin man den 
Produktionsort verlegt. Und es sind zweitens die Arbeitskosten 
im engsten Sinne d. h. die Ausgaben an Arbeitslöhnen auf das 
Produkt, die gleichfalls variieren, je nachdem, welchen lokalen 
Arbeitsmarkt, welche Zusammensetzung von Arbeitskräften 
nach Lohnhöhe und Leistung man also benutzt. Diese beiden 
Kostenfaktoren, die durch ihr geographisches Varilieren die 
Produktion an ganz bestimmte Stellen der Erde hinzuzichen 
tendieren, nennen wir die generellen regionalen Standorts- 
faktoren der Industrie, diejenigen, die gewissermaßen das Grund- 
netz ihrer geographischen Orientierung schaffen. 

Außer ihnen gibt es noch zahlreiche andere generell wirk- 
same Kostenfaktoren, die bei einer so oder anders gestalteten 
Lagerung verschieden hoch sind; sie alle aber variieren wie die 
Grundrentenkosten, die Kosten für die Maschinenreparatur, Ein- 
kauf- und Absatzspesen usw. nur darnach, ob eine Industrie 


1) Für alles Nähere vergleiche man meine Schrift: Uchber den Standort der 
Industrie. ı. Teil. 
43” 
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mehr zusammengeballt oder mehr auseinandergelegt, mehr 
agglomeriert oder mehr deglomeriert orientiert ist. Das heißt: 
sie variieren alle unabhängig von dem konkreten geographischen 
Fixiertsein der Industrie, gewissermaßen erst je nach der Art, 
in der sie sich in der durch die beiden anderen Faktoren ge- 
schaffenen grundlegenden Orientierung, in dem durch sie for- 
mierten Grundnetz der Standortsverteilung nun in bezug auf 
Zusammenhäufung und Auseinanderlegung des weiteren ver- 
hält. Dabei hat man alle deglomerierenden Faktoren, die wie 
die Grundrente die Industrie zu zerstreuen suchen, als Gegen- 
wirkungen und demnach quantitativ gesprochen Herabminde- 
rungen von Agglomerationstendenzen anzusehen und kann da- 
her diese ganze Gruppe von Faktoren zusammenfassen als durch 
gegenwirkende Deglomerationstendenzen in ihrer realen Höhe 
bestimmte Agglomerationstendenzen. Sie sind die dritte gene- 
relle Gruppe von Standortsfaktoren, die neben den Transport- 
kosten und den Arbeitskosten die Lagerung der Industrie be- 
stimmen. 

Man tut gut, wenn man einen möglichst einfachen Einblick 
in die Art gewinnen will, in der diese drei Faktorengruppen 
auf den Standort einwirken, sich die Sache so vorzustellen, 
daß man sie sich gedanklich nacheinander einwirkend 
denkt, und zwar derart, daß man sagt: Die Industrie wird zu- 
nächst durch die Transportkosten (d. h. wie bemerkt die Zu- 
samımenführungskosten der Roh- und Kraftstoffe und die Ab- 
führungkosten ihrer Produkte) in einer bestimmten Weise 
geographisch orientiert. Das ıst ein allererstes geographisches 
Grundnetz ihrer Lagerung in das sie gezogen wird, und das wir 
uns für jede Industrie als Unterlage ihrer Orientierung zunächst 
überall einmal vorstellen müssen. Von diesem transportmäßigen 
Grundnetz schaffen dann die differenten Arbeitskosten der ver- 
schiedenen Arbeitsmärkte eine erste Deviation, indem sie die 
Industrien von ihren transportmäßigen Standorten an die für 
sie optimalen Arbeitsplätze zu attrahieren suchen. Die Agglo- 
merationstendenzen aber suchen die Industrien in der (durch 
Transport und Arbeitsorientierung in ihrer gegenseitigen Dyna- 
mik) so geschaffenen regionalen Grundlagerung der Industrie 
alsdann in bestimmter Weise in mehr oder weniger große An- 
häufungen zusammenzuziehen. Das ist die äußere Dynamik, 
die man sich zweckmäßigerweise zunächst vorstellt. 
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Ueber die Art, in der die Industrie realiter durch diese 
Dynamik gelagert wird, genügt es dies zu sagen, um eine 
Anschauungsunterlage handelspolitischer Erörterungen zu ge- 
winnen: DieTransportkosten suchen alle Industrie, 
welche verteilte mehr oder weniger überall vorhandene Roh- 
stoffe (Ubiquitäten) verwendet, möglichst an die Konsumplätze 
zu ziehen; denn liegen Produktion und Konsumplatz zusammen, 
so entstehen bei überall vorhandenen Rohstoffen überhaupt 
keine Transportkosten, während sonst stets solche erwachsen; 
und es entstehen in demselben Maß geringere, als man sich 
diesem idealen Zustand annähert. Das heißt: die Transportkosten 
werden, sofern die Konsumplätze über das Land verteilt sind, 
die Tendenz haben, die »Ubiquitätsindustrie« und damit auch 
die in ihnen beschäftigte industrielle Bevölkerung über das 
Land zu verstreuen. Was wieder heißt, da die primäre allge- 
meinste Konsumunterlage der industriellen Sphäre die agrare 
bildet: Ueber der naturgemäß immer und überall, wenn auch in 
verschiedenen Dichtigkeitsgraden über das Land dispergierten 
Agrarschicht wird eine ebenso verteilte Industrieschicht der Be- 
völkerung entstehen. 

Nur Industrien, die mit lokal konzentrierten Roh- oder 
Kraftstoffen arbeiten, können transportmäßig eine andere Lage- 
rung aufweisen. Und sie werden das nur insofern tun, als die 
in sie eingehenden lokal konzentrierten Stoffe bei der Produktion 
durch entstehende Rückstände (aus Verbrennung und sonstiger 
Ausscheidung) Gewichtsverluste erleiden, und zwar so große, 
daß sie das Gewicht der Ubiquitäten, welche in die Industrie 
eingehen und sie an die Konsumplätze ziehen, übertreffen. 
Nur die in der Produktion selbst untergehenden oder ausge- 
schiedenen Roh- oder Kraftstoffgewichte brauchen bei örtlich 
anderswo als am Konsumplatz vorgehender Produktion an diesen 
nicht mehr transportiert zu werden, und sie brauchen um so 
weniger durch Transport bewegt zu werden, je näher man mit 
der Produktion an die Roh- und Kraftstofflager herangeht. Sie 
also treten als Roh- und Kraftstoff-orientierende Gegengewichte 
den in Industrien eingehenden Ubiquitäten gegenüber, die Indu- 
strie von den Konsumplätzen fort und in die Nähe der oder 
an die konzentrierten Roh- und Kraftstoffgebiete ziehend, — 
was sie aber offenbar wie gesagt, nur soweit effektiv vollbringen, 
als sie die eingehenden Ubiquitäten an Gewicht übertreffen. 
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Weltwirtschaftlich heißt diese hier ganz grob und oberflächlich 
besprochene Wirkung der Transportkosten: gleichmäßige Ver- 
teilung der Industrie über die Länder entsprechend der Agrar- 
besiedelung der Erde auf der einen Seite, und abweichendes 
Zusammengezogenwerden der »schweren« Industrie (d. h. eben 
der Industrie mit überwiegenden Roh- und Kraftstoffverlusten 
lokal konzentrierter Stoffe in den präferentialen Materialgebieten) 
auf der andern Seite °). 

Von dieser derart umschriebenen und derart eingeschränk- 
ten Verstreuungstendenz der Industrie über der Erde durch die 
Transportkosten werden nun durch die Arbeitskostendifferen- 
zen und die Attraktion der Arbeitsmärkte große geograpische, 
international wirkende Abweichungen geschaffen. In demselben 
Grade als Industrien in ihrer Produktion von den Arbeitskosten 
abhängen, genauer gesagt als auf die in ihnen in Betracht kom- 
menden Gewichtsmassen (ihre Standortsgewichte) menschliche 
Arbeitsaufwendungen für die Fertigstellung der Produkte erwach- 
sen, in demselben Grade werden die Kostendifferenzen für 
diese Arbeitsaufwendungen, die die verschiedenen Arbeitsmärkte 
der Erde aufweisen, für die Produktion von Belang. Und in 
demselben Grade werden diese Arbeitskostendifferenzen die 
Tendenz haben und imstande sein, die Produktion von den 
transportmäßigen Standorten weg und an die optimalen Ar- 
beitsmärkte hin zu ziehen. Und offenbar heißt das für die Zer- 
streuungsindustrie hin von vielen an wenigere Plätze, eben 
diese Arbeitsmärkte, zusammenzuziehen. Nicht nach dem 
Arbeitsaufwand im Vergleich zum Wert der Produkte, wohl 
aber nach dem Arbeitsaufwand im Vergleich zu den zu be- 
wegenden Gewichtsmassen wird also aus der Kompression der 
Arbeitskosten an den Arbeitsmärkten eine agglomerierende Ab- 
lenkung der Industrien an die Arbeitsmärkte stattfinden, eine 
Ablenkung, deren mögliche Größe sich aus dem »Arbeits- 
koeffizienten« der verschiedenen Industrien ergibt, d. h. der 
Relation ihrer Arbeitskosten zu dem Standortsgewicht, und 
deren reale Größe sich aus den an den verschiedenen Arbeits- 
märkten wirklich erzielten Kostenkompressionen dieses Arbeits- 
koeffizienten ergibt, welche die durch das Fortgehen von den 





2) Leber die Einwirkung der Wasserkräfte auf den Standort, die hier, wo 
nur von Kraftstoffen (also Kohle, Holz, Petroleum etc.) gesprochen wird. 
nicht berücksichtigt ist, siehe mein Buch. 
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optimalen Transportstandorten entstehenden zusätzlichen Trans- 
portkosten übersteigen müssen, — diese Ablenkung kann Indu- 
strien über die ganze Erde hin von ihren Transportstandorten 
an optimale Arbeitsmärkte zusammenziehen. Und man braucht 
nur — um sie sich in ihrem Wesen und ihrer Wirkung deutlich 
zu machen — zum Beispiel an die Kontraktion so großer Teile 
der Baumwollindustrie der Erde von ihren »natürlichen« Stand- 
orten nach Manchester oder die Zusammenballung der Diamant- 
schleiferei in Amsterdam, oder die der Trikotwarenindustrie 
bestimmter Art in Deutschland usf. zu denken. Diese Kontraktion 
der Industrie an den optimalen Arbeitsmärkten ist es, die den 
Großteil aller internationalen Arbeitsteilung schafft. 

Der dritte generelle Standortsfaktor sind, wie wir sahen, 
die Agglomerationstendenzen. Gegenüber der betrach- 
teten großen international wirkenden Arbeitsmarktverteilung 
der Industrie, die offenbar weitgehendste geographische Spezia- 
lisation zu schaffen trachtet, bedeutet dieser dritte Standorts- 
faktor zweierlei: erstens eine gewisse Verstärkung der Attrak- 
tionskraft der großen Arbeitsmärkte, denen er weitere Kom- 
pressionen der Produktionskosten aus der Zusammenballung 
hinzufügt. Und er bedeutet weiter eine für die internationalen 
Verhältnisse gar nicht in Betracht kommende Kleinagglomeration 
der Industrie, die sich auf der Basis der unabgelenkten Trans- 
portorientierung vollzieht; wie z. B. heut die generaliter durch 
das Wasser an die Konsumplätze gezogene Brauerei sich aus 
Kleinbetrieben in Großbetriebe und daher in beschränktem Maße 
in derartiger geographischer Kleinagglomeration standortsmäßig 
zusammenzieht. 

Wenn wir danach Thünen und seine agrare Standortstheorie 
mit heranziehen, so ist das Bild, das uns die Standortslehre 
von den natürlichen Entwicklungstendenzen der wirtschaftlichen 
Kräftelagerung bietet, dies: 

I. Ziemlich gleichmäßige Verteilung der Agrarbevölkerung 
mit Intensivierungsringen um die historischen Kultur- und 
Bevölkerungszentren (Thünensche Standortsringe), 

2. dem sich anpassende gleichmäßige Verteilung aller 
transportcrientiert bleibenden Industrie als Regel (Ubiquitäts- 
entwicklung und Ubiquitätsindustrie), 

3. Attraktion dagegen der Industrien konzentrierter Stoffe 
mit überwiegenden Gewichtsverlusten an die Roh- und Kraft- 
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stofflager (Rohstofforientierung und Schwere Industrie). 

4. Kontraktion ferner der aus der Transportorientierung losge- 
rissenen Industrien mit hohen Arbeitskoeffizienten an die interna- 
tionalen Arbeitsmärkte (Arbeitsorientierung und Leichte Industrie). 


II. 


Wie verhalten sich nun die älteren handelstheoretischen An- 
schauungen zu diesem Bild? 

Zuerst de Freihandelslehre. Sie sagt einfach und 
ein wenig obenhin: Wenn man die Produktionszweige in ihrer 
internationalen Verteilung sich selbst überläßt, so werden sie 
an ihre »optimalen Plätze« wandern; anders ausgedrückt, in 
jedem Land wird Kapital und Arbeit sich auf die relativ güns- 
tigsten Produktionszweige konzentrieren; das Resultat ist inter- 
nationale Arbeitsteilung. Die Grundvorstellung die dem Räson- 
nement zugrunde liegt, ist offenbar, daß die verschiedenen 
Produktionen generell die Tendenz besitzen, jede an einen 
günstigsten Produktionsplatz der Welt gewissermaßen »hinzu- 
laufen« und sich dort zu konzentrieren. Ebenso wie die orga- 
nisatorische Arbeitsverteilung im Großbetriebe jede Arbeitskraft 
auf irgend eine besondere Arbeit spezialisiert, so erhalten in der 
Welt die verschiedenen Gegenden jede ihre besondere Produk- 
tionsaufgabe zugewiesen; eine Vorstellung, für die sicherlich die 
spezialistische Entwicklung der großen englischen Industriezweige 
am Anfang des Ig. Jahrhunderts das bewußte oder unbewußte 
Gedankenmaterial geliefert hat. Man hat dann bei der Weiter- 
bildung der Lehre sich bekanntlich auch noch gefragt, ob auch 
bei dieser internationalen Arbeitsteilung für alle Länder der 
Erde wirklich eine entsprechende Produktionsaufgabe übrig 
bleiben werde, ob nicht einzelne schlecht bedachte Länder ge- 
wissermaßen als »internationale Waisenknaben« bei der lokalen 
Arbeitsverteilung leer ausgehen würden. Und es ist zur Wider- 
legung dieser Befürchtung die bekannte Torrens-Ricardosche 
Lehre von den gegebenen Mengen von Kapital und Arbeit in 
jedem Land und der Verteilung der Weltproduktion auf diese 
gegebenen Mengen nach den »relativen« Produktionskosten aus- 
gebildet worden, nach der auch die »mindestbegabten« Völker 
ein ihrem nationalen Kapital- und Arbeitsvorrat entsprechendes 
Stück aer Gesamtproduktion an sich ziehen werden. 

Wenn man dieses freihändlerische Bild mit den aus der Stand- 


Die Standortslehre und die Handelspolitik. 75 


ortsbetrachtung hervorgehenden Tatsachen vergleicht, so wird 
man wohl sagen müssen, daß es eine grundlegende Anschauung, 
die aus ihnen zu gewinnen ist, vernachlässigt und daß es durch 
die Vernachlässigung irgendwie das »Zweite« mit dem »Ersten«, 
die Abweichung mit der Regel verwechselt. Das Normale und 
Grundlegende ist, wie wir sahen, die gleichmäßige Verstreuung 
der Produktion über die Fläche. Diese wird mit der Abweichungvon 
ihr, der internationalen Arbeitsteilung, verwechselt oder ihr — 
wenn überhaupt beachtet — postponiert. Die internationale 
Spezialisation wird so gut wie allein ins Auge gefaßt. Man 
kann auch leicht sehen, weswegen. Die Freihandelslehre 
zieht, sie mag es nicht immer ganz scharf ausdrücken und 
manchmal sogar scheinbar anders reden, tatsächlich in ihren 
Vorstellungskreis bei der Betrachtung der Pıoduktionskosten 
immer nur »Kapital« und »Arbeit« herein; die »Natur« scheidet 
als »Kostenfaktor« durch die Ricardosche Grundrententheorie 
bekanntlich aus. Durch diese theoretische Einstellung ver- 
engert sich das Vorstellungsbild, mit dem sie bei Betrachtung der 
Kostenanalyse arbeitet, sostark, daß es — vom Standortsgesichts- 
punkt her gesehen — in Wahrheit immer nur die Produktions- 
kosten »am Ort« umfaßt, niemals den Gesamtvorgang des Pro- 
duktions- und Absatzprozesses, wie er in der »Natur« drin steht 
mit seinen Gesamtkostenaufläufen. Es verengert sich so stark, 
daß die Transportvorgänge und die Transportkosten gewisser- 
maßen »draußen« bleiben. Und so kann man sagen: die Frei- 
handelslehre vergißt tatsächlich die Transportkosten als Orien- 
tierungsfaktor. Und so kommt sie zu der Anschauung, als ob die 
aus den verschiedenen lokalen Produktionskosten folgenden 
Spezialisationstendenzen der generelle und erste Produktions- 
orientierungsgrund seien, was dann zur Lehre von der inter- 
nationalen Arbeitsteilung führt. Während man vom Standpunkt 
der Standortslehre sagen muß, nicht diese internationale Speziali- 
sation, sondern ihr Gegenteil ist das, was natürlicherweise zu- 
nächst das Gegebene ist. Und jede internationale Arbeitsteilung 
ist cine Abweichung davon, prima facie eine Abnormität, 
die erst besonders zu erklären ist. Sie erklärt sich, wie wir 
sahen, ja allerdings dann aus den beiden großen Gründen der 
Roh- und Kraftstofflagerattraktion und der Attraktion der inter- 
nationalen Arbeitsmärkte. 
Dieser Fehler der Freihandelslehre ist nun schon von List 
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gerügt und mit einer wenn auch von Standortsgesichtspunk- 
ten nicht in allen Punkten einwandsfreien Argumentation 
verbessert worden. Er ist verbessert worden durch dessen 
Lehre von der Konföderation der Produktionskräfte, die ja sagt: 
man dürfe die Produktivkräfte nicht isoliert sehen wie die Frei- 
handelslehıe, sondern müsse sie in ihrer gegenseitigen Abhängig- 
keit betrachten. Wobei als Grund für diese gegenseitige Ab- 
hängigkeit voneinander neben einer ganzen Anzahl standorts- 
mäßig sekundärer d. h. nur als Agglomerativelemente wirken- 
der Faktoren ?) auch der entscheidende schon primär ein ganz 
anderes Bild der Produktionsverteilung schaffende Faktor der 
Transportkosten als Grund einer anderen natürlichen Entwicklung 
und Verteilung der Produktionszweige angegeben wird. Indem List 
sagt, daß neben anderen Gründen auch die Transportkostenerspar- 
nis dazu führen müsse, überall, wo Landwirtschaft sei, auch Indu- 
strie zu entfalten, stülpt er in Wahrheit das Standortsbild der 
Freihandelslehre um und stellt ihm, ohne daß ihm das selbst 
freilich ganz klar geworden ist, eine gerade umgekehrte An- 
schauung gegenüber, der Anschauung der internationalen Spe- 
zialisation als Erstgegebenen die der natürlichen Grundtendenz 
der Produktionsverstreuung. Ich sage, ohne daß ihm das 
selbst ganz deutlich geworden ist; der Gedanke ist bei ihm 
zum mindesten nicht prinzipiell durchgeführt, denn ohne 
weitere Erörterung nimmt er dann an, daß eine große Ab- 
weichung von der generellen gleichmäßigen Verstreuung, eine 
riesenhafte internationale Arbeitsteilung stattfinden wird, in- 
sofern als die Großindustrieentfaltung sich auf die gemäßigte 
Zone beschränken werde. Er nimmt also, wenn man es stand- 
ortsmäßig und mit den Mitteln unserer Betrachtungsweise bezeich- 
net, ohne weiteres eine ungeheure Deviation aller natürlicherweise 
auch in den Tropen zu entwickelnden Industrien in die ge mäßig- 
ten Gebietean; welche Tatsache er bekanntermaßen einfach mit der 
besseren Arbeitsleistung dieser Länder begründet. Man sieht, daß 
auch ıhm die Bedeutung der Transportkosten nicht recht lebendig 
geworden ist, und daß auch er die Dinge eigentlich nicht stand- 
ortsmäßig ansah; denn augenscheinlich ist ihm doch nicht zum 
Bewußtsein gekommen, daß er mit der »Industriereinheit« der 


24) Wie gegenseitige Anregung der Produktionszweige durch ihr Beiein- 
anderliegen, gemeinsames Benützen und Entfalten von Arbeitskraftkontingen- 
ten usw. 


Die Standortslehre und die Handelspolitik.} 677 


Tropen eben‘ jene ungeheure Deviation aller ihrer Industrie 
mit all den Transportkostenzuschlägen, die sie enthält, ohne wei- 
teres behauptet, und daß es kein Gegenstand einer allgemeinen 
abstrakten These, sondern nur eine quaestio facti sein kann, 
wie weit solches eintritt, d. h. für welche Industrien die Arbeits- 
attraktion unserer Zone diese Transportkostenzuschläge der De- 
viation übersteigen wird, wie weit also unsre Industrievorherr- 
schaft gegenüber den Tropen wirklich geht. 

Von dem hinter List und der Anwendung seiner Ideen 
kommenden älteren Solidarschutzsystem, wie es 
Bismarck beispielsweise vertreten hat, kann man bei der ganz 
untheoretischen Art, mit der es begründet worden ist. nicht kon- 
statieren, ob es überhaupt eine bestimmte Anschauung von den 
natürlichen Tendenzen der Verteilung der Produktionszweige 
gehabt hat; man kann vielmehr nur sagen, daß ihm diese natür- 
liche Verteilung gleichgültig war, daß es aber die annähernd 
gleichmäßige Verstreuung der Produktionen über die Erde, in 
seiner Sprache ausgedrückt, die Ausbildung jedes staatlichen 
Wirtschaftskörpers zu einem möglichst vollständigen Organon 
der Produktion als selbstverständliches Ziel angestrebt, und daß 
es gedacht hat, diese Verteilung, wenn sie sich nicht von selbst 
ergibt, durch staatliche Eingriffe, Zollschutz gegen die differen- 
zierenden, die organischen Einheiten zersetzenden Einflüsse aus- 
ländischer Konkurrenz durchzuführen. Ebensowenig ist auch bei 
dem älteren wirtschaftlich noch freihändlerisch orientierten I m- 
perialismus, und wie er vor allem in England der neuen 
kontinentalen Schutzzollära des letzten Jahrhundertdrittels pa- 
rallel gegangen ist, wie ihn beispielsweise der jetzt verstorbene 
Charles Dilke vertreten hat, von irgendwelchen neuen oder über- 
haupt präziser ausgeprägten Standortsanschauungen die Rede. 

Wohl aber ist zu sagen, daß die moderne weltwirtschaftliche 
Katastrophentheorie Oldenbergs und Adolf Wagners, 
die dem Solidarschutz erstmals ‚eine eigentlich ideenmäßige 
Rüstung hat geben wollen, und daß in anderer Weise auch 
der neue schutzzöllnerische Imperialismus 
Chamberlains, wenn nicht von klaren und durchdachten Stand- 
ortsanschauungen, so doch von ganz bestimmten Standorts- 
vermutungen angefüllt sind. Die Katastrophentheorie spricht 
ja bekanntlich vom kommenden Untergang der europäischen 
kapitalistischen Industriezentren, von dem Ende der heutigen 
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Aera internationaler Arbeitsteilung. Das ist ıhr eigentliches 
Thema. Sie stellt sich dieses Ende vor erwachsend aus der Ent- 
faltung der Industrie in allen wirtschaftlich noch zurückge- 
bliebenen Ländern, also durch gleichmäßige Verstreuung der In- 
dustrie über den Globus. Sie redet dabei allerdings vorwiegend 
von der Politik, durch die diese Länder alles aufbieten 
würden, um industrielle Produktion in ihren Grenzen zu ent- 
falten, glaubt aber dabei doch auch ohne weiteres an den Erfolg 
dieser Politik, und muß demnach — will sie nicht die natürlichen 
Standortsbedingungen als ganz gleichgültig ansehen — annehmen, 
daß doch auch eine naturale Dispersionstendenz der Produktion 
vorhanden ist oder wenigstens keine sehr starken Gegenkräfte 
gegen sie bestehen können. Sie ist also nicht nur praktisch poli- 
tisch, sondern, soweit sie überhaupt an natürliche Entwicklungs- 
tendenzen denkt, auch in bezug auf diese das extreme Widerspiel 
der Freihandelsschule, die letzte auch die Listsche Theorie der 
internationalen Arbeitsteilung umstoßende Anschauung von der 
Dispersion der Produktion.. Nur »Spezialitäten«, d. h. bestimmte 
aus speziellen nicht aus generellen Standortsgründen lokal fi- 
xierte Produktionen unterliegen nach ihr noch den Tendenzen 
geographischer Arbeitsteilung. Sie mußte auf diesem Wege 
in der Tat die stärkste wenn auch erst nachträgliche Stütze des 
alten autarkischen Solidarschutzgedankens werden. Wiees weiter 
deutlich ist, daB sie auch den wenigstens gefühlsmäßigen Hinter- 
grund abgeben konnte für den neuartigen Imperialismus, der heut 
als zweite große Welle neben diesem hergeht. Freilich, wenn man 
näher zusieht, für den letzteren prinzipiell mit viel weniger Recht. 
Man mag empfindungsmäßig versucht sein, als Schutz gegen den 
Zusammenbruch der heutigen großen europäischen Industrie- 
zentren zur möglichsten Ausbildung gegen außen abgeschlossener 
transzonaler Weltreiche zu greifen, indem man dabei denkt, 
sich auf diese Weise dauernde Rohstoffhinterländer und durch 
sie gleichzeitig garantierte Absatzreservate für die eigene 
Industrie aus der Weltwirtschaft herauszuschneiden, die deren 
Zusammenbruch verhindern sollen; aber man ignoriert dabei 
doch, daß die Verteilungstendenz der Industrie sich auch 
auf diese Weltreiche in ihrer inneren Entfaltung beziehen, auch in- 
nerlich inihnen diealten Industriezentren auflösen und die Roh- 
stoffhinterländer industriell entwickeln, auch in ihnen also die 
»Katastrophe« der alten Gebiete herbeiführen muß; und man 
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müßte schon auf dem Boden der alten Listschen Anschauung der 
Arbeitsteilung zwischen Tropen und gemäßigter Zone stehen, 
um innerhalb der Imperien anderes zu hoffen. Im Grunde müßte 
der Chamberlainismus z. B. immer glauben, daß England wenigstens 
für seine Kolonien von Natur berufen sei die Werkstatt der Welt 
zu bleiben, wenn er Englands Industriezusammenbruch ver- 
hindern wollte. Er kann es auf der anderen Seite ehrlicherweise 
nach seinen eigenen Argumentationen jedoch nicht voll glauben. 
Und so ist er denn im Grunde auch gar nicht seinem Wesen 
nach ein Schutzgedanke gegen den »Zusammenbruch« als solchen, 
sondern nur der Gedanke eines modus, wie sich das Versinken 
der Industrieherrschaft in die Kolonien, in englisches Gebiet 
also vollziehen soll, und nicht in alle Welt, — eine politische, 
nicht eine ökonomische Idee. 


III. 


Ich habe diesen Standortshintergrund der bisherigen 
handelspolitischen Theorien gezeichnet, weil man von da aus 
ohne weiteres sieht, wie sich das Problem für den gestaltet, 
der sich auf den Boden der eingangs gezeichneten Standorts- 
lehre stellt. 

Man wird von derem Standpunkt her offenbar zu sagen 
haben, Erstens: Gewiß, wie dieZusammenbruchstheoric meint, 
weitgehend gleichmäßige Verteilung der Industrie- und Agrar- 
produktion über die Erde und damit eine natürliche Entwick- 
lungstendenz, die der autarkistischen Handelspolitik eine stand- 
ortsmäßige Unterlage gibt und den zurückgebliebenen Ländern 
in der Tat die Aussicht eröffnet, durch einen Erziehungsschutz 
das Natürliche befördernd, die Industrie in ihren Grenzen zu ent- 
falten. — Aber offenbar eine derartige natürliche Unterlage der 
Verstreuungspolitik nur insoweit, als eben die Verstreungstendenz 
der Industrie selber reicht: und das heißt, nur insoweit als 
die Entfaltung transportorientierter Ubiqwitätsindustrie in Frage 
steht. Nichts von naturaler Unterlage für diese Politik aber, 
vielmehr die stärksten Gegenkräfte gegen sie, die stärksten 
Kräfte einer andersartigen Verteilung lebendig in allen Teilen 
der Weltproduktion, die an die internationalen Arbeitsmärkte 
kontrahiert werden oder die innerhalb der transportorientierten 
Industrie der Roh- und Kraftstuffkonzentration an Kohlen-, Erz- 
und andere geographisch exklusive Lager unterliegen. 
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Auf der Basis dieser prinzipiellen Abgrenzung wird man dann 
zweitens fragen, wie weit nun tatsächlich quantitativ die 
Verteilungstendenzen, wie weit die Konzentrationstendenzen 
die moderne Industrie, den entscheidenden Gewichtskörper der 
internationalen Kıaftverteilung, beherrschen. Und wenn man 
darauf aus der Betrachtung der deutschen Industrie mit 
dem Material der Zählung von 1895 und mit Hilfe einer 
Durcharbeitung dieser Zählung nach den entscheidenden 
Gesichtspunkten, eine Antwort zu erhalten sucht, so findet 
sich — es kann das hier nur konstatiert, nicht im einzelnen 
bewiesen werden?) —: von den 1895 etwa 5,I Millionen 
Menschen der deutschen Großindustrie war eine Quote von 
circa 1,4 Millionen nach dem Konsum gelagert, der Rest 
aber unterstand einer der beiden Konzentrationstendenzen. Zu 
der konsumorientierten industrialen Masse kam dann noch als 
»historischer Bestand« das Handwerk mit seinen etwa 2,9 Mil- 
lionen Menschen, so daß unter den Verhältnissen von 1895 
in Deutschland einer konsumgelagerten gewerblichen Bevöl- 
kerungsmasse von 4,3 eine material- und arbeitsmarktgelagerte 
von 3,7 Millionen gegenüber stand: 47 zu 53%. Natürlich ist dies 
Verhältnis auf der einen Seite durch das internationale Zusam- 
mengeballtsein von konzentrierter Rohstoff- und Arbeitskraft- 
industrie in Deutschland zugunsten des Gewichts der konzen- 
trierten Industrie beeinflußt. Auf der anderen Seite aber ist der 
hohe Prozentsatz der verteilten Industrie durch den »historischen« 
keineswegs immer bleibenden Nochbestand alter handwerksmäßi- 
ger Organisationsformen, durch das Noch-Nichtaufgelöstsein also 
von Industrieteilen in die modernen Lagerungsformen mitge- 
schaffen. Und man kann aus den Zahlen auf die wahrscheinliche 
weltwirtschaftliche Bedeutung der Verstreuung, gegenüber der 
Konzentration im ganzen etwa schließen, daß erstere wohl kaum 
viel mehr als 50% der industriellen Weltproduktion umfassen 
dürfte; eine ziemlich vage aber immerhin doch eine allererste An- 
schauung der natürlichen Tendenzen internationaler Wirtschafts- 
kraftverteilung. 

Drittens wird man fragen, welchen Charakters nun die 
weitere Zusammenballung in den großen Weltwirtschaftszentren 

3) Die genaue Durchrechnung des Materials und die Verteilung der einzelnen 


Industrie auf die verschiedenen Gruppen wird sich im zweiten Bande meines 
Buchs über den Standort finden. 
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ist, wie weit sie Rohstoff-, wie weit Arbeitskonzentration der In- 
dustrie darstellt. Von dem neuen überseeischen Zentrum, den 
Vereinigten Staaten, wird man ohne weiteres antworten, daß seine 
weltwirtschaftliche Industrieposition heute noch fast ganz auf 
Rohstoff aufgebaut ist. Das Gegenteil gilt aber unzweifelhaft 
von den europäischen Zentren. Nimmt man wiederum als Bei- 
spiel Deutschland und rechnet man die 3,7 Millionen deutsche 
Konzentrationsindustrie unter dem Gesichtspunkt Rohstoff- oder 
Arbeitsorientierung durch, so findet sich, daß nicht weniger als 
beinahe 2,6 Millionen an Arbeitsmärkten kontrahierte Industrie 
ist, während in der ı!/, Millionen an Materialplätzen konzen- 
trierter noch dazu der Bergbau und die Steinbrüche mit etwa 
470 000 Arbeitskräften mitenthalten sind. So in Deutschland, 
das hierin zweifellos lediglich einen typischen Bestandteil des 
ja in Wahrheit seiner historischen und sonstigen Qualität nach 
weitgehend einheitlichen mittel- und westeuropäischen Welt- 
industriezentrums darstellt. Man sieht in welchem Grade dieses 
und also auch die europäische Industrieherrschaft internationale 
industrielle Arbeits- und nicht Rohstoff-Vorhand ist. 

Demnach wird man dann endlich viertens und hauptsäch- 
lich fragen, wie weit diese europäische Arbeits-Vorhand Aussicht 
hat bestehen zu bleiben. Wobei man sich gleichzeitig klar sein wird: 
wenn und soweit sie bestehen bleibt und insoweit sie auch durch 
autarkische oder imperialistische Wirtschaftspolitik fremder Län- 
der nicht gestört werden kann, sind auch alle europäische Gebiete, 
die kein »beherrschtes« großes Hinterland in der Welt haben, Län- 
der also wie Deutschland, Belgien, die Schweiz als dauernd große 
Weltwirtschaftszentren gesichert, und die Zusammenbruchsorakel 
haben dann keine Schrecken für sie. Aber — so wird man ehrlicher- 
weise konstatieren müssen — die ältere Listsche Anschauung von 
der dauernden Ueberlegenheit der europäischen Arbeitskräfte und 
europäischen Arbeitsleistungen kann nicht über die Möglichkeit, 
ja Wahrscheinlichkeit hinwegtäuschen, daß diese Arbeitsvorhand 
schwindet, daß durch die technischen Fortschritte die Qualität 
der Arbeitskräfte zunehmend gleichgültiger wird und daß durch 
Eutwicklung und Erziehung die zurückgebliebenen Völker ihre 
Arbeitskräfte denjenigen Europas in der Qualität allmählich nahe 
bringen. Aller Optimismus Listscher Art kann nicht über die 
Wahrscheinlichkeit täuschen, daß die arbeitsorientierte Industrie 
demnach insoweit die Tendenz erhalten muß auszuwandern und 


682 Alfred Weber, 


sich über die Welt zu verteilen. In der Tat das Industrie- 
staatsproblem besteht; es ist kein bloßes Phantom. 

Aber wenn irgend etwas an unserer Standortslehre ein prak- 
tisches Verdienst besitzt, so wird es vielleicht dies sein, daß wir 
nun von ihr her eine Antwort finden können, wie weit das Pro- 
blem, wenn es besteht, auch für uns praktisch ist und mit seinen 
Schatten uns realiter bedroht. Wenn wir nämlich von der gene- 
rellen Betrachtung ausgehen, daß alle Industrie, soweit ihre inter- 
nationalen Standortstendenzen in Betracht kommen, transport- 
oder arbeitsorientiert ist, daß weiter die arbeitsorientierte In- 
dustrie die großen internationalen Arbeitsmärkte sucht, und daß 
unsere internationale Stellung auf dem Erhaltenbleiben dieser 
Arbeitsmärkte in unseren Grenzen aufgebaut ist, so können wir 
jetzt endlich fragen und beantworten, von welchen generellen 
Gründen die Lage der internationalen Arbeitsmärkte abhängig 
ist, generellen Gründen die nicht auf der differenten Qualität 
der in ihnen vorhandenen Arbeitskräfte ruhn und also nicht aus 
der vielleicht vergänglichen historischen Vorhand dieses oder 
jenes Landes in der Entfaltung seiner Arbeitskräfte folgen. Es 
besteht unter den Attraktions-Arbeitsmärkten der Industrie eine 
Prädilektion objektiver Art, eine Prädilektion die aus der 
mitwirkenden Bedeutung der Transportkosten für die Auswahl 
der Arbeitsmärkte folgt. Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen, 
die sie bieten, und also gleich großen Arbeitskostenkompressionen 
an verschiedenen Arbeitsmärkten werden die arbeitsorientierten 
Industrien diejenigen Arbeitsmärkte aufsuchen, bei denen die 
Transportkostenzuschläge aus der Deviation an sie am niedrigsten 
sind. Das ist der generelle Satz, der gilt, und der also eine Auslese 
des Arbeitsmarkts schafft, die von dem subjektiven und mög- 
licherweise wechselnden Moment der Differenzen der dargebotenen 
Arbeitskräfte unabhängig ist. Für die Auswahl der internatio- 
nalen Arbeitsmärkte durch die arbeitsorientierte Industrie im 
besondern heißt dieser Satz dies: Alle Industrien, die mechanisiert 
werden und also zunehmend Kohle benutzen, haben, sofern die 
übrigen Materialverhältnisse in ihnen kein stark mitsprechender 
Orientierungsfaktor sind, heut als adminikulierendes wesentliches 
Transportmoment, das die Arbeitsmärkte auswählt, die Kohle; 
sie haben zunehmend mehr Prädilektionsarbeitsmärkte, die 
nahe an den Kohlenlagern liegen. Nun sind die international 
arbeitsorientierten Industrien solche, für die ihre eigentlichen 
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Verarbeitungsmaterialien bei der Lagerung wenig in Betracht 
kommen; denneben darum sind sie ja international beweglich 
und arbeitsorientiert. Dagegen erhalten mit zunehmender Me- 
chanisjerung der Produktion eben diese Industrien einen starken 
und immer stärkeren Einschlag von Kohle als dem Kraftmate- 
rial, das sie brauchen. Sie sind also Industrien, bei denen die 
Transportorientierung als mitbestimmendes Moment tendiert, 
eine Mitberücksichtigung der Kohlenlager für die Auswahl ihrer 
Arbeitsmärkte zu erzeugen. Und die nahe an den großen 
Kohlenlagern der Erde gelegenen Arbeitsmärkte werden sonach 
vor allen anderen in der Welt zunehmend mehr die Vorhand 
erhalten. Sie werden die international auserlesenen Arbeits- 
märkte und daher die großen Attraktionszentren der arbeits- 
orientierten Weltindustrien werden. 

Dies der generelle Standortsschlüssel zur Lösung des In- 
dustriestaatsproblems: Bei weitgehender Verteilung der rein oder 
wesentlich transportorientierten Industrien über die Erde, bei 
gleichzeitiger Konzentration eines Teils derselben an den großen 
Roh- und Kraftstofflagern, Erhaltenbleiben der historischen alten 
Industriezentren und Hinzuwachsen neuer, soweit sie Arbeits- 
märkte sind, die eine Prädilektionslage zu großen Kohlenlagern 
haben. Zu Kohlenlagern oder, wie man in Anbetracht neuer 
technischer Entwicklungen hinzufügen muß, zu andern Kraft- 
stoffquellen, die etwa sie ergänzend oder ersetzend in die 
Produktion eingreifen können. 

Wenn wir nun unter diesem Gesichtspunkt die Erde über- 
blicken und die Betrachtung gleichzeitig auf die Kohle als die 
für absehbare Zeit im großen doch entscheidend bleibende Kraft- 
quelle einschränken, so sehen wir jene 5 ganz großen prinzipalen 
Kohlenbezirke des Globus vor uns: denjenigen Shansi’s in China, 
den des amerikanischen Ostens, den des XNiederrheins, den 
Oberschlesiens und den englischen, — von allen denen wir doch 
nur beim englischen praktisch mut der IErschöpfbarkeit in ab- 
sehbarer Zeit zu rechnen haben. Und es gibt 4 große heut 
schon entfaltete Arbeitsmarktgebiete der Erde, die diesen 
Kohlenlagern nahe liegen, das englische, das niederrheinisch- 
belgisch-nordfranzösische, das oberschlesisch-polnische, das ost- 
amerikanische, während das chinesische Kohlengebiet noch 
keinen voll entfalteten modernen Arbeitsmarkt zur Seite hat. 
Diese 4 bezw. 5 großen Arbeitsmäarktgebiete werden die künf- 
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tigen großen Weltindustriezentren bleiben bezw. werden, mit 
der Maßgabe, daß das englische, als am ungünstigsten kohlen- 
mäßig gestellt, zunehmend mehr in den Hintergrund treten, 
das amerikanische und künftig bei dortigen Arbeitsmarktent- 
faltungen noch mehr das chinesische zunehmend in die Höhe 
wachsen werden. Von diesen 4 Gebieten, deren relative Be- 
deutung uns hier im übrigen weiter nichts angeht, liegen zwei, 
wenn auch nur an unseren Grenzen sodoch im deutschen Gebiet. 
Wenn und insoweit die Industrie international an Arbeitsmärkte 
geht — und es ist ja der ganze Großteil der internationalen Welt- 
industrie, wie wir sahen, der das tut — wird sie also auch als an 
zweien ıhrer Konzentrationspunkte in unseren Grenzen bleiben. 
Sie wird dort bleiben, sofern nicht die fremde Handelspolitik 
sie von ihren natürlichen Standorten fortziehen kann. 


IV. 


Wird sie das vermögen? Darauf ist es vom Standpunkt 
des hier Vorgetragenen möglich, erstens eine generelle und zwei- 
tens eine kasuistisch-spezielle, die Bedeutung der einzelnen mög- 
lichen Eingriffe betreffende Antwort zu geben. Die generelle 
Antwort steht im Grund schon eingangs. Es ward gesagt, 
sie würden jedem, der in der Gewerbe-, Agrarpolitik, im Bank- 
wesen usw. eine Politik vorschlägt, die den natürlichen Ent- 
wicklungstendenzen zuwiderläuft, bedeuten, daß er wenig Aussicht 
auf Erfolg hat, weil er an Stelle der gegebenen Wirtschaftskräfte 
keine anderen setzen, niemals völlig andere Tendenzen zur Ent- 
faltung bringen, weil er nur korrigieren, nicht umwälzen kann. 
Auf unsere handelspolitische Situation angewandt heißt das: 
wenn die natürlichen Entwicklungstendenzen auf die Entfal- 
tung großer weltwirtschaftlicher Industriezentren gehen, und 
wenn wir dabei starke Tendenzen für unser Land auf unserer 
Seite haben, so können die Kräfte, welche unsere Weltposition 
erhalten, vielleicht abgeschwächt, vielleicht verstärkt, aber in 
ihrer Wirkung niemals beseitigt werden; die Autarkie- und 
Imperialpolitik der fremden Länder kann uns vielleicht Abbruch 
tun, sie kann aber, da sie das naturale Wirtschaftsgesicht der 
Welt wohl verzerren, nicht aber umzeichnen kann, da sie die 
Linien, die in ihm zu uns hin führen, wohl verdünnen, nicht aus- 
radieren kann, da sie uns aus der Stellung, die uns die Natur 
geschenkt hat, nicht herauswerfen kann, uns wohl bedrängen, 
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aber nicht vernichten, uns Schwierigkeiten machen aber schließ- 
lich unsern Lauf nicht hemmen. 

Vielleicht genügt der allgemeine Trost, der in dieser gene- 
rellen Ueberlegung liegt, nicht jedem. Ihm kann man von der 
Basis der Standortslehre, um ihn zu beruhigen, zusätzlich eine 
ganz ausführliche Kasuistik entwickeln, in welchem Grade und 
unter welchen Umständen in concreto fremde Zölle unsere In- 
dustriestellung und Exportmöglichkeit einschränken können. 
Man braucht nur davon auszugehen, daß jede erfolgreiche der- 
artige Zollpolitik, die uns eine Exportmöglichkeit wegnimmt, 
stets die standortsmäßige Verlegung irgend einer industriellen 
Produktion an einen anderen Ort darstellen muß, daß durch sie 
ein industrieller Produktionspartikel von seinem bisherigen Stand- 
ort in unseren Grenzen auf einen anderen außerhalb derselben 
künstlich fortgezogen werden muß. So jedenfalls stets dann, 
wenn diese fremde Politik nicht einfach eine Erziehungspolitik 
mit bloBer Eskomptierung künftiger natürlicher standortsmäßiger 
Entwicklungen darstellt; als welche sie uns aber nicht tangiert, 
nicht schädigen kann, denn die natürlichen Entwicklungen sind 
ja, wie wir sahen, für und nicht gegen uns. Die fremde Zoll- 
politik, die uns schädigen sollte, müßte also, um es zu wieder- 
holen, künstliche willkürliche Verlegung industrieller Standorte 
aus unsren Grenzen sein. 

Es wäre gar nicht schwer und vielleicht interessant zu er- 
örtern, unter welchen Bedingungen und in welchem Grade dabei 
die Verlegung von rohstofforientierter »schwerer« Industrie vor 
sich gehen kann. Allein da vorerst hier nur praktisch für uns 
wichtige Fragen erledigt werden sollen und da für unsere Welt- 
stellung und die Europas überhaupt nicht die rohstoff-, sondern 
die arbeitsorientierte Industrie und ihre etwaige Verlegung ent- 
scheidend sind, so sei das unterlassen und der Versuch ge- 
macht, nur für die letztere das Nötige zu sagen. 

Alle arbeitsorientierte Industrie ist schon standortsmäßig 
abgelenkt, wie wir sahen, von den natürlichen Transportmini- 
malpunkten durch die Arbeitsmärkte abgezogen. Und sie wird 
umso stärker abgelenkt sein, um so mehr an einzelne Plätze der 
Erde kontrahiert sein, je größer — auch das sahen wir schon — 
ihr Arbeitskoeffizient ist, je größere Arbeitskostenmassen im 
Vergleich zu ihren Gewichtsmassen bei ihr erwachsen; denn umso 
größere Arbeitskostenkompressionen werden bei ihr möglich, 
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und um so stärkere reale Ablenkungsbedeutung können die 
Arbeitsmärkte mit ihren Arbeitskosten-Kompressionen gewin- 
nen. — Nun bedeutet jeder Zoll, der in irgend einem Land einge- 
führt wird und die Preise der Produkte erhöht, offenbar dies, daß 
auch an dessen Arbeitsmärkten die Preise der Produkte der ar- 
beitsorientierten Industrien erhöht werden, und daß dadurch 
also an Stelle der Arbeitskostenkompression ein Preiszuschlag 
tritt, der die gleiche Rolle spielen kann, wie diese Kompressionen, 
indem er die Ablenkungstransportkosten der Produktion von 
den Transportminimalpunkten an diese Arbeitsmärkte hin kom- 
pensiert. Der Preiszuschlag der Zölle konkurriert folglich als 
ein Ablenkungsmittel mit den Kostenkompressionen der natür- 
lichen Ablenkungsplätze, der optimalen Arbeitsmärkte. Und 
je größere Kostenkompressionen dort vorhanden sind, je größere 
Ablenkungen durch sie eintreten, um so höher muß er augen- 
scheinlich sein, um ıhnen gegenüber obzusiegen. 

Die großen Weltindustrien aber haben große Arbeitsko- 
effizienten und große Arbeitskostenkompressionen; deswegen 
eben sind sie ja über die ganze Erde hin abgelenkt und an we- 
nigen Plätzen konzentriert. Um sie also von ihren natür- 
lichen Arbeitsmärkten zu entfernen und an künstliche Arbeits- 
standorte hinzuziehen, muß man ungewöhnlich hohe Zollsätze, 
demnach ungewöhnlich große Verteuerung des Inlandkonsums 
schaffen. Und es ist sonach erstens generell zu sagen, daß die 
großen Weltindustriezentren diejenigen sind, die am schwer- 
sten, weil nämlich nur durch sehr hohe Zollsätze in ihrer 
Position bedroht werden können. Und es ist dem zweitens 
speziell hinzuzufügen, daß diese Position für jede einzelne In- 
dustrie um so schwerer zu erschüttern ist, aus einem je größeren 
Rayon der Erde sie ihre Produktionspartikel an irgend einen 
Weltarbeitsmarkt zusammenrafft, in je höherem Grade sie also 
konzentrierte Weltindustrie ist. Fast alle unsere großen Ex- 
portindustrien sind das im höchsten Grade; es sind riesenhafte, 
ihre Rohstoffe zum großen Teil von schr weit her zusammen- 
ziehende und ihre Produkte über den erschlossenen Erdkreis 
verstreuende Gebilde. Gebilde, an deren Position die fremde 
Zollpolitik demnach sehr schwer etwas ändern kann, und an deren 
Stellung sie, wie sich zeigen läßt, denn auch bisher tatsächlich 
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beinahe wirkungslos verpufft ist. Ich habe einmal nachgewiesen ô), 
daß in der Zeit von 1880— 1900 unser Export in die Schutzzolländer 
ebenso stark gewachsen ist wie in die Freihandelsgebiete, und daß 
nur die Hochzolländer, indem sie eine Restriktion ihres Inland- 
konsums durch exzessive Preiserhöhungen bei sich vorgenommen 
haben, uns geschädigt haben; unter ihnen dauernd aber eigentlich 
auch nur die amerikanische Union. Das dürfte jetzt begreiflich 
sein. Die Union ist naturales industrielles Attraktionsgebiet; hier 
hilft der Zoll dem Kommenden nur nach. Im übrigen aber hat 
er nirgends ausgereicht, um wesentliche große Arbeitsindustrien 
aus unsern Grenzen fortzuziehen und in anderen künstlich anzu- 
siedeln, so daß der reguläre Schutzzoll also an uns beinah ohne Wir- 
kung abprallt. Nur die Selbstbeschädigung durch unfruchtbaren 
Hochzoll, wie sie Rußland beispielsweise getrieben hat, hat 
mit der eingeschränkten Kaufkraft auch uns geschädigt. Man 
könnte das gleiche sicherlich für jede andere Periode zeigen. 
Und will man von da aus eine unmittelbare praktische Folgerung 
auf unsere gegenwärtige Situation ziehen, deren allgemeine 
Konturen durch die auftauchende Zollbewegung im britischen 
Imperium bestimmt sind, so wird man sagen: mag der Cham- 
berlainismus im britischen Reich die Oberhand gewinnen — 
es ist ja heut nicht einmal mehr allzu wahrscheinlich, aber immer- 
hin — mag er; nur wenn es ihm gelänge, dies Imperium durch 
eine generelle Hochzollmauer aus der Welt auszugliedern, würde 
er, sei es durch Kaufkraftzerstörung seiner Länder, sei es durch 
Industriestandortsablenkung unsere Weltposition erschüttern 
können. Und da er nun auf dieser Unterlage nie erwachsen wird, 
er kann es nicht, da darin ungeheure Brot- und allgemeine Le- 
bensverteuerung in cinem an billige Lebenshaltung gewöhnten 
und durch deren Konsumenten regierten Land wie England 
eingeschlossen wäre, so wird er auch solche internationalen 
Heldentaten wie die Ruinierung Deutschlands nicht vollbringen. 
Dies die erste und unmittelbarste praktische Konsequenz, die 
vielleicht geeignet ist, einige Pessimisten ruhiger zu stimmen. 


Einetheoretische Folgerung wäre die: Man mag 
an der Freihandelslehre und der von ıhr vertretenen Politik 
Unklarheiten, Unfundiertheiten und Uebersehen aussetzen, wie 

4) Vgl. Deutschland und der schutzzöllnerische Imperialismus. Preuß. Jahr- 
bücher, Band r10 (1904), p. 298. 
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wir es ja in diesem Aufsatz auch getan haben €). Das hindert 
nicht, daß gerade das hier Vorgetragene geeignet ist, sie in 
ihrem eigentlichen Kern, in der Behauptung von der regel- 
mäßigen Unfruchtbarkeit der Schutzzollpolitik und dem gemein- 
samen Wirtschaftsinteresse aller Länder an der Niederlegung 
der Zollschranken sehr stark zu stützen. Sie darin zu stützen, 
weil es diesen Behauptungen nun präzise, gewissermaßen rechen- 
hafte Unterlagen gibt. Denn es läßt erkennen, wie starke Preis- 
erhöhungen, wie große Belastungen der Bevölkerung, wie wesent- 
liche Produktionsmittel- und Arbeitskraftverteuerungen, wie be- 
deutende Verkümmerungen der naturgegebenen Produktionen 
demnach man in Kauf nehmen muß, um wirklich wesentliche Ver- 
schiebungen des Gegebenen, große Standortsverlegungen durch 
Zollpolitik zu provozieren — »nationale« Produktion durch sie 
künstlich zu schaffen. Und es läßt demnach vermuten, daß alle 
Schutzzollpolitik, die betrieben wird -- nicht nur die betrachtete 
der fremden Länder gegen Deutschland — weitgehendst unfrucht- 
bar bleiben muß, weil sie eben tatsächlich bis zu diesen Be- 
lastungen nicht hinaufsteigen kann. Wie es auf der andern Seite 
auch eine Ahnung davon vermitteln mag, welchen Mehrkosten- 
aufwand, welche vergeblichen Kriegskosten die heutige Zollpro- 
duktion dadurch trägt, daß sie trotzdem in beinah allen Ländern 
dauernd versucht, das natürliche Standortsbild durch ein künst- 
liches zu ersetzen. 


a) Die wesentlichste Schwäche ist übrigens nicht in der »Theories, sondern 
in der »Bewegung« gelegen. Letztere hat die zeitgeschichtliche Notwendigkeit 
der Schutzzollära des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts zu wenig erkannt. 
Rückblickend sieht man heut, wie es die großen Standortsverschiebungen 
dieser Zeit, das fortgesetzte Herausgezogenwerden und Hineingeschobenwerden 
von Produktionszweigen in die nationalen Wirtschaftskörper gewesen ist, was 
diese Körper beinahe allerseits zu der Schutzzollreaktion gegen diese Vorgänge 
veranlaßt hat: Es ist eine Zollära des »Umwälzungsschutzesse gewesen; davon 
vielleicht in einem anderen Zusammenhang. 
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I. 


Rechtfertigung und Möglichkeit sozialer Gesetze überhaupt. 


a) Notwendigkeitihrer Annahme? 


1. Wenn wir bestimmen wollen, welches denn die »Wirklich- 
keit« ist, die von den Natur gesetzen erfaßt wird, so können wir 
zum Kriterium nicht wieder das Anwendungsgebiet selbst nehmen. 
Wir dürfen also nicht sagen: überall dort, wo allgemeine Ge- 
setze möglich sind, haben wir es mit »Natur« zu tun. Das be- 
deutet ja ein Drehen im Zirkel und eine Heterogonie der Begriffe. 
Wir wollen gerade wissen, wo diese Naturgesetze möglich sind, 
welches ihre eigentlichen Objekte ausmacht. Der Ausdruck »Natur« 
hat hier offensichtlich eine doppelte Bedeutung angenommen. Das 
was angeblich nur eine »Methode«, nämlich die Bestimmung allge- 
meiner Gesetze überhaupt, bedeuten soll, wird in Wirklichkeit 
doch bald wieder als Gegenstand und Objektives, als die Na- 
tur gefaßt. Der Sprachgebrauch ıst nun einmal so mächtig nach 
der gegenständlichen Seite entwickelt, daB wir von ihm nicht 
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wieder loskommen. Die erstere Fassung ist aber auch aus 
sachlichen Gründen zu verwerfen. Für uns bedeutet »Natur« 
vielmehr einen Gegenstand kollektiver Art, nicht etwa 
eine Methode !). Es müssen demnach ganz spezifische Objekte 
bezw. Eigenschaften der Dinge sein, die wir gedanklich unter 
Naturgesetzen fassen können. Wir wollen sie einstweilen als 
»Naturgegenstände« bezeichnen. Das Charakteristikum_ dieser 
ist das Funktionieren aus ihrer eigenen Wesenheit, ist das Fehlen 
menschlicher Eingriffe und Beziehungen. Wir verstehen so unter 
»Natur« die Mannigfaltigkeit der Dinge, Vorgänge, Eigenschaften, 
kurz aller der Denkgegenstände, die durch das Fehlen spezi- 
fisch menschlicher Eingriffe und Beziehungen gekennzeichnet 
sind, und die kraft ihrer eigenen Wesenheit funktionieren. Zu 
ihr gehört nicht zum wenigsten der Mensch als Einzelwesen, so- 
wohl in physiologischer wie anthropologischer wie in psychologi- 
scher Hinsicht. »Gesetz« im allgemeinen war der Ausdruck für 
regelmäßig wiederkehrende Beziehungen zwischen mehreren Er- 
scheinungen. Damit ist denn auch der Gegenstand, auf den die 
Naturgesetze sich erstrecken können, selbst zunächst eindeutig 
bestimmt. 

Man hat nun die Gesamtheit der Wissenschaften, die der 
Lehre von der Natur und den Naturgegenständen gegenüber- 
stehen, verschieden charakterisiert. Aus dem bloß formalen 
Setzen des kontradiktorischen Gegensatzes folgt noch keine po- 
sitive Begriffsbestimmung; es gilt vielmehr, die eigenen gemein- 
samen Merkmale zu bestimmen, die den neuen Begriff konsti- 
tuieren ?). Man hat sie je nach diesem charakteristischen Merk- 
mal als Geisteswissenschaften oder als Geschichte oder als Kul- 
turwissenschaft bezeichnen wollen. Die Forderungen, die man an 
eine Einteilung stellen muß, sind: daß sie logisch zulässig, daß 





I) „Nature ist ein Denkgegenstand, nicht etwa ein Begriff; über diesen Unter- 
schied vgl. Lipps, Theorie der Kollektivgegenstände 1902. S. 5. Nur in der 
Mathematik fallen Begriff und Denkgegenstand zusammen. 

2) Wie ausdrücklich betont werden soll, stehen die folgenden Auseinander- 
setzungen grundsätzlich in einem Gegensatz zu der sogen. »kulturwissenschaft- 
lichen Logik«; sie wollen mit dieser nichts gemein haben und verschmähen 
darum auch deren Terminologie. Es ist natürlich ein Mißverständnis zu meinen, 
daB aus dem logischen Setzen des kontradiktorischen Gegensatzes bereits 
eine sachliche Verschiedenheit der Wissenschaften sich ergeben könnte. 
Rcale Wissenschaften müssen nach den Gegenständen, aber nicht 
nach logischen Kategorien eingeteilt werden, da letztere rein formal und darum 
inhaltsleer sind. 


a 
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sie sachlich richtig, und daß sie endlich zweckmäßig (fruchtbar) 
sei. Es ist an anderem Orte gezeigt worden, daß alle drei Ein- 
teilungen nach dieser Hinsicht nicht ausreichend sind. Die 
Charakterisierung als Kulturwissenschaft, die durch ihre Be- 
ziehung auf Werte — statt auf Begriffe wie bei den Naturwissen- 
schaften — gekennzeichnet werden soll, ist dabei nicht haltbar. 
Sie verwechselt in elementarer Weise dass psychologische 
Forschungsmotiv, das bei den Naturwissenschaften genau so 
auf pragmatische »Werte« sich bezieht ł), mit den logischen 
Grundlagen der Wissenschaften. Die Einteilung scheitert damit 
an ihrer logischen Unzulässigkeit. Ebensowenig kann aber die Auf- 
zeigung des »Individuellen« im Gegensatz zu der des Generellen 
einen sachlichen Einteilungsgrund in Gesetzes- und Wirklich- 
keitswissenschaft (Geschichte) abgeben: sie macht in unzu- 
lässiger Weise zwei kontradiktorische Gegensätze, die gewiß 
in jeder Wissenschaft vorhanden sind, zum Realgrund einer 
Klassifikation. Sie erweist sich damit als sachlich unrichtig. 
Aber auch die Bezeichnung als Geisteswissenschaften, die vor 
allem auf die psychologische Fundamentierung das Gewicht 
legt, ist nicht ausreichend. Einmal würden darin dic nicht- 
psychischen, die äußeren und materiellen Elemente, die von 
den geistigen gar nicht zu trennen sind, keinen Platz finden, und 
erst auf einem Umwege wieder hereingebracht werden Können. 
Sodann aber wird in der Psychologie der Individuen eine wesent- 
liche Bedingung alles menschlichen Geschehens übersehen. Der 


3) Nämlich auf die technischen Werte und die Lebenswerte Technische 
Werte (Macht und Können) ist die oberste »Beziehung« der physikalisch- 
chemischen wie der astronomischen Wissenschaften, Lebenswerte (Kraft 
und Gesundheit) die oberste »Beziehunge der gesamten biologischen und medi- 
zinischen Wissenschaften. Beides sind auch »RKulturwerte« im eminentesten Sinne 
und haben tatsächlich den mächtigsten Ansporn für die Entfaltung der Wissen- 
schaften gegeben. In Münsterbergs System der Werte« finden sich 
jene beiden Klassen überhaupt nicht: Macht und Leben fehlen trotz Schopen- 
hauer und Nietzsche unter den Werten! Das ist kein Zufall. Denn in Wirklich- 


keit schiebt sich bei jenen kulturwissenschaftlichen Logikern ein Werturteil 


in die Wertbeziehung hinain. Sie verstehen nämlich durchweg unter 
sWerten« ganz bestimmte idealistische Werte des Geistes, auf die sich die 
Kulturwissenschaften beziehen sollen. Es ist letzten Endes der metaphvsische 
Gegensatz Materiahsmus und Idealismus, der uns hier in anderer Form begeg- 
net. Jene Logiker wollen ja zugleich auch einen Neuidealisinus begründen. Ihre 
Einteilung ist nicht auf eın Seinsurteil über Wertbeziehungen, sondern im- 
plicite auf ein Werturteil gegründet. Das bedentet aber eine natsa eis AAAD 
yevaz. Der Ursprung dieser Anschauung geht übrigens auf Sigwart zurück, der ja 
auch die ganze Logik aut die Ethik aufbaut; vgl. Sıigwart, Logik IL®, S. 723 ff. 
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Aufbau der Geisteswissenschaften auf die innere Erfahrung 
(»Intellektualität der inneren Wahrnehmung«) gleichsam aus 
sich heraus erweist sich nicht als möglich. Gerade der »Lebens- 
zusammenhang des Individuums« ergibt das Wesentliche dieser 
Wissenschaften vom Menschen ^4) nicht. Diese Einteilung muß 
darum als unzweckmäßig ebenfalls abgelehnt werden. 

Es ist vielmehr das Kennzeichen menschlichen Geschehens, 
daß uns der fremde Mensch niemals als Individuum an und für 
sich, sondern stets im Zusammenhang mit anderen Exemplaren 
der Gattung gegeben ist. Eben dieser Zusammenhang ist es, der 
die Gesellschaft ausmacht. Wir haben damit das neuhinzu- 
kommende, gemeinsame Merkmal getroffen, das die anderen 
Klassifikationen regelmäßig außer acht lassen. Die gemeinsame 
Eigenschaft ist also: gesellschaftlicher Natur zu 
sein. Aus dieser elementaren Tatsache sind die Konsequenzen 
für die Einteilung der realen Wissenschaften zu gewinnen. Der 
Einzelne ist ja nur eine Abstraktion, aber keine Wirklichkeit. 
Auch die Geschichte hat es nur mit dem Menschen in der Verge- 
sellschaftung zu tun. Die Wissenschaften vom Menschen, soweit 
sie ihn nicht als anthropologisches oder biologisches Einzelwesen 
betreffen, können darum nur als Sozialwissenschaf- 
ten im weiteren Sinne charakterisiert werden. Dieses Merk- 
mal erfüllt die logischen Bedingungen der Begriffsbildung. 

Es ist damit zugleich ein Dreifaches ausgedrückt. Einmal 
dieses, daß auch der »Einzelne« stets als ein Produkt der Gesell- 
schaft betrachtet wird. Nicht nur der Inhalt des Einzelbewußt- 
seins ist durch die Gesellschaft geschaffen, sondern auch die Art, 
des Empfindens, Fühlens und Wollens ist in und durch die Ge- 
sellschaft umgewandelt worden. Nicht das geistige Leben der 
fremden Seele an sich ist sonach das apriori dieser Wissenschaften; 
jenes existiert ja stets nur für den analytischen Psychologen 
oder als vorwissenschaftliches Erlebnis isoliert für sich. Son- 
dern das Leben in der Gesellschaft ist die Grundlage der 
Geistes- wie der Kulturwissenschaften, mag man sie nun syste- 
matisch oder historisch betrachten. Sodann aber kommt 








i) Beiläufig sei bemerkt, daß es ein Irrtum ist, als wenn uns etwa das Objekt 
des Psychischen unmittelbar gegeben wäre Es ist uns nie ein fremdes, 
sondern stets nur unser eigenes »Erlebnis«, nie ein fremder, sondern nur mein 
individueller »Lebenszusammenhang« gegeben. Es ist also erst ein Objekti- 
vationsprozeß notwendig, um aus dem unmittelbaren »Erlebnis«e herauszu- 
kommen. Darüber später mehr. 
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erst durch jene Charakterisierung die Wechselwirkung 
aller menschlichen Geschehens und aller menschlicher Einrich- 
tungen zur Geltung. Es wird damit der einheitliche Ge- 
samtzusammenhang ausgedrückt, der sich für den überlegen- 
den Verstand und damit für die Wissenschaft aus der Man- 
nigfaltigkeit der Erscheinungen ergibt. Diese Einheit wur- 
zelt nicht darin, daß sich in der Einzelseele eine Vielheit von Be- 
tätigungen treffen, ein »Lebenszusammenhang« geschaffen ist. 
Sondern die Einzelbetätigungen werden überhaupt erst durch 
die gesellschaftlichen Umstände und gerade durch das Zu- 
sammensein der Individuen miteinander verbunden. Es ist 
die Korrelation aller menschlichen Geschehnisse, die darin zum 
unzweideutigen Ausdruck gelangt, daß wir sie als »soziale« 
kennzeichnen. Endlich aber scheint die Gesellschaft bezw. 
deren Zustände und Aenderungen als de spezifische Ur- 
sache, die den menschlichen Beziehungen ihren Stempel auf- 
drückt. Die Sterblichkeit an sich ist eine Naturerscheinung, 
bedingt aus dem Wesen menschlicher Organismen als solchen. 
Aber die Sterblichkeit nach Altersklassen und Volksteilen ist 
eine soziale Erscheinung und unterliegt den Bedingungen, die 
gerade durch die Gesellschaft spezifisch und differenzierend ver- 
ändert sind. Das Kunstwerk ist gewiß eine Schöpfung des Ein- 
zelnen; aber Form und Inhalt, Verständnis der Mit- und Nach- 
welt und Wirken auf andere sind gesellschaftlicher Art. Sie sind 
nur zu behandeln und zu verstehen innerhalb der Sozialwissen- 
schaften. Man drückt das auch so aus, daß »die Gesellschaft« 
den (ideellen) Träger alles menschlichen Geschehens darstellt. 


2. Eine gegenständlich orientierte Logik wird demnach den 
Gegensatz von Natur- und Sozialwissenschaften aufstellen. Die 
beiden Gruppen stehen in einem konträren, nicht in einem kontra- 
diktorischen Gegensatz. »Gesellschaft« ist eine Wirklichkeit für 
sich. Sie umfaßt als Oberbegriff die einzelnen Teilgebiete so- 
zialen d. i. gemeinsamen Wirkens und bezeichnet damit den 
einheitlichen Zusammenhang menschlichen Geschehens überhaupt: 
mag dieser selbst als Realeinheit, mag er als »transzendentale Ein- 
heit der Apperzeption« betrachtet werden. Die »Gesellschaft« 
bildet sonach die Einheit in der Mannigfaltigkeit menschlicher 
Erscheinungen wie die »Natur« für die außermenschlichen. Das 
ist der letzte Grund für die Einteilung der Wissenschaften. 
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Von Naturgesetzen also dort zu sprechen, wo wir es mit spe- 
zifisch gesellschaftlichen Aeußerungen der Menschen zu tun ha- 
ben, wo es sich um Geschichte und Kunst, Wirtschaft und Recht, 
geistiges Leben und Religion, Sitte und Sprache handelt, ist von 
vornherein nicht angängig. Der Ausdruck verlöre hier ganz 
seinen Sinn. Der Gesetzesbegriff nimmt ja von der menschli- 
chen Gesellschaft seinen Ursprung und ist erst in übertragenem 
Sinne auf die Naturgegenstände angewendet worden. Auch der 
Gesetzesbegriff ıst gegenständlich orientiert, soweit sein Inhalt in 
Betracht kommt und es sich nicht bloß um die formelle Bestim- 
mung handelt. Der Gegensatz von den Menschen als Objekt 
der Naturwissenschaften, die den Naturgesetzen unterworfen sind, 
sind eben die Menschen in der Vergesellschaftung ?). Ob es für 
sie nun spezifisch soziale Gesetze, d. h. regelmäßig wiederkeh- 
rende Beziehungen zwischen sozialen Erscheinungen gibt, dies 
kann offenbar an sich noch gar nicht ausgemacht werden. Wenn 
es sie aber wirklich geben sollte, so können sie ihre Provenienz 
offenbar nicht schon aus jenen Naturgesetzen ableiten. Sie 
hätten vielmehr ihr Recht und ihre Möglichkeit aus sich selbst 
zu erweisen. Es muß erst gezeigt werden, daß in der Gesellschaft 
an sich allgemeine Urteile über eine Klasse von Erscheinungen 
möglich und wirklich sind. Es wäre sehr wohl denkbar, daß die 
Menschen als biologisch-physiologische Einzelwesen einem gesetz- 
mäßigen Verhalten unterlägen. Ihr soziales Verhalten könnte 
trctzdem ganz unregelmäßig verlaufen. Das ist durchaus nicht 
als unwahrscheinlich zu betrachten. 


Denn einmal könnte ja im gesellschaftlichen Dasein 
der Zufall eine solche Rolle spielen, daß hier die Aufstel- 
lung von Regelmäßigkeiten und gar Gesetzen ganz ausge- 
schlossen erscheinen müßte. Nicht der absolute Zufall, also 
etwa kausalloses Geschehen, kann verständigerweise damit 
gemeint sein, sondern das Zusammentreffen zweier isolier- 
ter Reihen, die zwar jede ihre Ursache in sich, aber nicht 
wieder miteinander haben. Wir würden sie als »relativen Zu- 


5) Die Geburt ist zunächst ein phvsiologischer Akt; aber durch das Zu- 
sammenleben der Menschen und die Institution der Ehe gewinnt sie eine soziale 
Bedeutung und gehört insofern in die Sozialwissenschaften. Auch die Spra- 
che erwächst erst aus dem Mitteilungsbedürfnis Gleichstehender, setzt also Ge- 
sellschaft voraus; vgl. Wundt, Völkerpsycholögie 1, S. 3 ff.; Delbrück, 
T.inleitung in das Sprachstudium S. 45- 
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fall« bezeichnen, weil sie »zufällig zu irgendwelchen bestimmten 
Umständen«sind 8). Und es sieht tatsächlich für das naive, vor- 
wissenschaftliche Denken so aus, als wenn nur der Zufall in der 
Gesellschaft regiere. Als wenn hier ausschließlich individuelle, 
einzelne, zufällige Beziehungen von Mensch zu Mensch ausschlag- 
gebend seien und es mithin auch für die Wissenschaft auf deren 
Erkenntnis ankomme. Sodann aber schiebt sich ja beim 
menschlichen Geschehen und menschlichen Wirken der »freie 
Wille« die zweckbewußte Entschließung des Einzelnen da- 
zwischen; dieser wirkt seinerseits auf den ganzen sozialen Prozeß 
umgestaltend ein. Dadurch könnte wiederum die Gesetzmäßig- 
keit aufgehoben erscheinen, da dieser Willensentschluß etwas 
ganz Unberechenbares, Unrationelles sei. Es sind das offenbar 
zwei Einwände, die gar nicht apriori von der Hand zu weisen 
sind ?). Jedenfalls, und hierin ist den Gegnern unbedingt Recht 
zu geben, folgt aus den Untersuchungen über die Naturgesetze 
noch gar nichts weiter für das soziale Geschehen. Die Frage 
nach der Möglichkeit sozialer Gesetze bleibt durchaus offen. 
Die Gesamtheit nun der Erscheinungen, die das soziale Le- 
ben der Menschen ausmachen und die sich äußern in Politik und 
Kunst, Religion und Wirtschaft, Sitte und Sprache, Recht und 
Krieg, kann in doppelter Weise uns entgegentreten und wissen- 
schaftlich behandelt werden. Einmal in ihrem Nebeneinander als 
Zusammenhang, sodann in ihrem Nacheinander als Entwickelung. 
Erstere nennen wir systematische Sozialwissenschaften, letztere 
historische Wissenschaften vom Menschen. Es ıst an anderer 
Stelle gezeigt worden 8) und wird noch darauf zurückzukommen 
sein, daß Geschichte als Wissenschaft vom Menschen nur mög- 





6) Vel. Windelband, Lehre vom Zufall 1870; v. Kries, Ueber den Be- 
griff der objektiven Möglichkeit und einige Anwendungen desselben (1888), S. 1r. 

*) Gelegentlich der »Gesetzmaßigkeiten in der Geschichte« wollen wir auf 
diese Einwände noch naher eingehen, da sie vor allem auch von historischer Seite 
erhoben werden. 

8) Vorläufigin »Neuere Geschichtsphilosophie III« (s. dieses Arch. Bd. XXIX, 
S. 545 ff.) gegen Gott]. -— »Geschichte« ist zunächst nur ein formales An- 
ordnungsprinzip, das ebenso auf Naturgegenstände (Sonnensystem, Lebewesen, 
Gesteine, Rassen) wie auf soziale angewandt werden kann. Diese »Geschichte 
im weiteren Sinne« hat gar keinen einheitlichen Gegenstand, sondern bildet 
einen Bestandteil aller Wissenschaften. Die »historischen Wissenschaften im 
„engeren (eigentlichen) Sınne« haben es mit den sozialen Betätigungen der Men- 
schen zu tun und in diesen ihren eigentlichen Gegenstand. Dies auch gegen 
Dittrich; vgl. Neuere Geschichtsphilosophie dieses Archiv Bd. NNIN, 
9570.11: 


eh em men, 


-= Ù un oe 


696 Franz Eulenburg, 


lich ist durch Beziehung auf soziale Begriffe. Ohne diese Be- 
ziehung wäre sie gegenstandslos und ohne wirklichen Inhalt, eine 
bloße Form der Betrachtung. Logisch bedarf auch die »Ge- 
schichte« der gegenständlichen Begriffsbildung; sie wird zwar meist 
nur stillschweigend als gegeben angenommen, ist aber doch dar- 
um nicht minder vorhanden. Beide Gruppen von Wissenschaf- 
ten haben an sich wohl die nämlichen, qualitativ abgesteckten 
Gebiete menschlicher Betätigung und menschlichen Seins zu be- 
handeln. Aber einmal tun sie es doch in verschiedener Anord- 
nung und Auswahl des Stoffes — der systematisch-klassifikato- 
rischen und der historisch-genetischen. Sodann ist aber auch die 
Methode der Betrachtung wie die Beschaffung des Materials selbst 
wesentlich verschieden. Wir können das auch so ausdrücken: 
jedes soziale Stoffgebiet kann einer doppelten logischen Systema- 
tik und Betrachtungsweise unterworfen werden, die einfachen 
Kategorien unseres Verstandes entspricht. Systematische So- 
zialwissenschaften und Geschichte i. e. S. sind zwar gegenständ- 
lich geeint, aber doch methodologisch getrennt, mit gleichen Be- 
griffen aber verschiedenen Prinzipien und darum verschie- 
denen Zielen. Aus Gegenstand und Prinzipien ergeben sich dann 
die speziellen Aufgaben. Wir haben es sonach mit Korrelations- 
erscheinungen zu tun, die gegenseitig von einander abhängen. 
Es wird in anderem Zusammenhange darauf zurückzukommen 
sein ?). Wir wollen den äußeren Ausdruck vereinfachen, indem 
wir das Wort »systematisch« fallen lassen und unterscheiden fortan 
Sozialwissenschaften und historische Wissenschaften als gleich- 
berechtigte Disziplinen vom sozialen Leben der Menschen. 


3. Es fragt sich also: ob das soziale Geschehen wirklich Sei- 
ten aufweist, die wir als »gesetzmäßig« betrachten können? Aus 
taktischen Gründen erörterten wir die Frage der Gesetze zunächst 
innerhalb der systematischen Sozialwissenschaften und scheiden 
die der historischen Gesetze noch aus. Es empfiehlt sich dieses 





®\ Eine Klassifikation ist hier nicht beabsichtigt. W u n d t teilt die Geistes- 
wissenschaften abgesehen von der Psychologie in Geschichts- und Gesellschafts- 
wissenschaften. Zu ersteren gehören Philologie, Geschichte i. e. S., Sprach- 
wissenschaft, Mythologie und Ethologie, zu letzteren Soziologie, Ethnologie, 
Bevölkerungsichre, Staatswissenschaft, Volkswirtschaftslehre und Rechts- 
wissenschaft. Es fehlen in dieser Anordnung also Kunst, Religion und Politik. 
Doch hat Wundt im ganzen den Unterschied von historischer und systematischer 
Geisteswissenschaft richtig gefaßt, wenn auch über die Anordnung große Be- 
denken vorliegen. 
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Vorgehen aus dem Grunde der Vereinfachung in der Problem- 
stellung. Möglicherweise braucht das, was für die eine Betrach- 
tungsweise recht und erlaubt ist, für die andere noch gar nicht 
zuzutreffen. Was eventuell für die systematischen Sozialwissen- 
schaften gefunden ist, muß noch nicht präjudizierlich für die hi- 
storischen gelten. Diese Meinung ist ja tatsächlich sehr verbrei- 
tet). Es wird sich zwar die Trennung nicht immer ganz durch- 
führen lassen und zuweilen auch Beziehungen auf Geschichte 
stattfinden: aber im Prinzip können wir jene doch für sich be- 
handeln. Woher — so ergibt sich jetzt die Fragestellung — kom- 
men die Sozialwissenschaften überhaupt dazu, Gesetze aufzu- 
stellen und nach Regelmäßigkeiten zu fahnden? Wir gebrau- 
chen einstweilen den Ausdruck »Gesetz« nur in ganz losem Sinne 
als allgemeinen Ausdruck für die regelmäßige Wiederkehr sozia- 
ler Erscheinungen und gehen erst nachher zu einem strengeren 
Sprachgebrauch über, wenn wir die Erscheinungsformen selbst 
genauer prüfen. Es empfiehlt sch bei den folgenden Ueberle- 
gungen, die Fragen der praktischen Geltung noch vor denen der 
Erkenntnis zu behandeln 1). 

Der letzte Grund für die Annahme sozialeı Gesetze ist in 
unserer praktischen Orientierung über die Welt, in unserem akti- 
ven Verhalten zu anderen Menschen und Dingen zu suchen. Un- 
ser ganzes persönliches Wirken in allen seinen Sphären ist auf 
eine nähere oder fernere Zukunft gerichtet. Diese Voraussicht 
ist aber nur dann möglich, wenn ein ähnliches oder gleichmäßi- 
ges Vorkommen des bisherigen Geschehens als wahrscheinlich 
auch für jene Zukunft zu erwarten steht. Die Bedingung für die 
Möglichkeit einer solchen Voraussicht und damit zugleich die Be- 
dingung für die Möglichkeit sozialen Wirkens überhaupt ist also 
in dem Bestehen eines gleichmäßigen Ablaufes gegeben. Dieser 


10) Dieser Meinung scheint z. BB Max Weber zu sein; wir kommen 
darauf eingehend zurück. VWorläufig nur ein Zitat aus Friedrich Harms 
(nach Koigen in Archiv für systematische Philosophie Bd. XIV (1908) S. 362): 
»Wenn es nicht Kräfte der Dinge gebe, welche nach Gesetzen wirken, die indivi- 
duelles und persönliches Leben in sich umfassen und daher in unendlichen Modi- 
fikationen zur Wirklichkeit kommen, würde es keine Geschichte geben, deren 
Möglichkeit dadurch bedingt ist, daß es eine solche Gesetzmäßigkeit 
des Geschehens gibt.« 

11) Der Beweis könnte auch rein vom Standpunkt der wissenschaft- 
lichen Erkenntnis geführt werden. Aber der eingeschlagene Weg wurde 
darum gewählt, weil im Bereiche der sozialen Wissenschaften eine Einigung 
über jene noch nicht erzielt ist. 
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braucht uns duıchaus nicht zum Bewußtsein zu gelangen, und in 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle geschieht es wirklich nicht. 
Aber dann wird dieser gleichförmige Ablauf sozialen Geschehens 
in jedem einzelnen Falle stillschweigend vorausgesetzt. Ein sol- 
ches Existenzialurteil liegt unserem Handeln logisch immer zu- 
grunde. Ob wirklich soziales Geschehen so gleichmäßig verläuft, 
ist nicht so entscheidend für uns wie de Annahme, d. i. die 
uneingestandene Annahme, daß es gleichmäßig verläuft: daB Zu- 
fall und freier Wille im Gesamtgeschehen des sozialen Prozesses 
eine verschwindende Rolle spielen. Diese Annahme ist das Ent- 
scheidende für unser persönliches Wirken überhaupt. Wir wären 
gar nicht imstande, Entscheidungen irgendwelcher Art zu treffen, 
ohne die Voraussetzung des Vorhandenseins solcher Regelmäßig- 
keit in allen Beziehungen. Nehmen wir einige Beispiele. 

Die Aufstellung des etatsmäßigen Voranschlages in einem 
Staate, einer Gemeinde, einer Aktiengesellschaft, hat zur unaus- 
gesprochenen Voraussetzung, daß möglichst die Verhältnisse des 
kommenden Jahres denen des vorangehenden Jahres ähneln, und 
nur Aenderungen nach ganz bestimmter Richtung erfahren: daß 
etwa Ernteausfall und Steuerergebnisse, Eisenbahnbenutzung 
und Geburtenzahl, individueller Geschmack und Sterblichkeit, 
Willensentschließungen und Naturereignisse, Sitten und Gesetzes- 
änderungen annähernd ähnlich bleiben und gleichmäßig ablaufen 
werden. Das Erstaunliche ist im Grunde nicht der Umstand, daß 
hierbei Irrtümer vorkommen, daß manche Vorausberechnung 
nicht stimmt, sondern daß die Erwartung ziemlich sicher sich 
erfüllt. Ein Staatsmann, der nicht mit den Gleichmäßigkeiten 
des gesellschaftlichen Geschehens sicher rechnete, könnte keinen 
Schritt unternehmen. Das ganze kaufmännische und gewerbliche 
Leben jeder Art hat nicht minder das Bestehen gesetzmäßiger 
Zusammenhänge auf dem kulturellen und geistigen, sozialen und 
wirtschaftlichen Gebiet zur Voraussetzung! so bez. der Preisbil- 
dung oder der Nachfragekurve, der Produktivität oder der Ge- 
staltung des Arbeitsmarktes. Schon das Schaffen des Hand- 
werkers »auf Vorrat« war auf dieser Annahme gegründet. Die 
Leitung einer Bank gar hat aus bestimmten Regelmäßigkeiten 
den Wirtschaftsverlauf vorauszusehen. Es würde ja überhaupt 
für die Praktiker gar keine »Erfahrung« geben, wenn nicht 
die regelmäßige Wiederkehr einmal gemachter Beobachtungen 
mit Recht vorausgesetzt werden könnte. Wenn nicht Aehnlich- 
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keit des Geschehens in der Mannigfaltigkeit der Erlebnisse 
vorhanden wäre. Nur auf dieser Aehnlichkeit und Gleich- 
mäßigkeit des sozialen Geschehens beruht dabei auch die 
Stellung des Einzelnen. Relative Stabilität der Zustände und 
die Stetigkeit in ihren Aenderungen sind die Grundvoraus- 
setzungen. Ohne den Glauben an diese Gleichförmigkeit würde 
praktisches Handeln in keiner Weise möglich sein. Nicht 
um das Verhältnis von spezieller Ursache und spezieller Wirkung 
handelt es sich, sondern überhaupt um gleichmäßig wieder- 
kehrende Beziehungen bestimmter Art. Kenntnis sozialer Ver- 
hältnisse heißt Kenntnis ihres gesetzmäßigen Verhaltens, 
mag es der Staatsmann oder Feldherr, der Kaufmann oder Land- 
wirt, der Nationalökonom oder Philosoph sein, der sie erlangt. 
Das Genie auf jedem Gebiete äußert sich darin, daß es unbewußt 
auch die Summe dieser Regeln in sich hat. Vor allem die an- 
nähernde Stabilität der demographischen Zustände und die Regel- 
mäßigkeit ihrer Aenderungen sind die Vorbedingungen nicht nur 
für Gesellschaft und Wirtschaft schlechthin, sondern auch für 
unser persönlichstes Verhalten im sozialen Leben. Unsere mo- 
derne Wirtschaft und unsere moderne Kultur sind ganz spezifisch 
auf der Voraussetzung aufgebaut, daB Zufall oder freier Wille 
sich doch nur innerhalb der: Grenze der wahrscheinlichen Ab- 
weichung betätigt. Auch die Künstlergelehrten und Philosophie- 
professoren machen davon keine Ausnahme: auch ihr Sein ist in 
einen sozialen Kosmos eingestellt. 

Das ganze soziale Geschehen in allen seinen BARS, 
wie es in Wirtschaft und Recht, Staatsfinanzen und Schulwesen, 
in Weltverkehr und Berufsleben, in künstlerischem Sichausleben 
und Politik sich darstellt, ist möglich, w e il soziale Gesetze und 
Regelmäßigkeiten vorhanden sind. Und zwar nicht nur diese 
oder jene Seite des sozialen Lebens, sondern alle werden ganz gleich- 
mäßig davon betroffen. Der Bau eines Krankenhauses, die Be- 
rufsvorbereitung auf die Juristenlaufbahn, die Ausgabe von Ak- 
tien, die Vorlesung eines Universitätsprofessors, die Etablierung 
eines Kaufmannes wie das Konzert eines Künstlers wären die 
aussichtslosesten Unternehmungen, würden gar keinen Erfolg 
haben können, wenn nicht auch die Gesellschaft als ein Kosmos 
mit seiner eigentümlichen Ordnung und eigentümlichen Gesetz- 
mäßigkeit sich darstellte. Damit eine Vorlesung an der Univer- 
sität möglich und wirklich wird, damit sie vorher in dem Ver- 
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zeichnis angekündigt werden kann, sind etwa die folgenden 
Voraussetzungen zu erfüllen: es muß die Geburten- und Ab- 
sterbe-Ordnung in den letzten zwanzig Jahren zum mindesten 
eine ganz bestimmte und gleichmäßige gewesen sein, es muß 
die Absolvierung der Gymnasien, die Wahl bestimmter Be- 
rufe, die besondere Fähigkeit der Schüler zum Studium, das 
Bestehen von Rechtsvorschriften, muß die Sitte des Belegens 
wie der Rechtszwang der Prüfungen, das Funktionieren der 
Verkehrseinrichtungen u. a. in ganz bestimmter regelmäßiger 
Weise stattgefunden haben. Sonst ist selbst jener einfache so- 
ziale Vorgang gar nicht möglich. Die Meinung, alle diese Be- 
ziehungen eines Tages auch wirklich berechnen und damit leiten 
zu können, liegt der Idee nach durchaus nicht außerhalb 
des Bereiches menschlicher Möglichkeiten; tatsächlich wird diese 
Vorausberechnung der Regelmäßigkeiten intuitiv oder rationell 
beständig von uns vorgenommen !!?). Das ganze moderne Versiche- 
rungswesen ist nur durchführbar durch Vorausberechnung des 
wahrscheinlichen Eintretens bestimmter Ereignisse, mögen es Be- 
rufskrankheiten oder Diebstähle, Unfälle, Invalidität oder Ar- 
beitslosigkeit sein — alles Beziehungen, die durchaus sozial be- 
dingt sind und in den Rahmen sozialen Wirkens und sozialer 
Voraussicht gehören. Die Betätigungen der Menschen erhalten 
ihre Verwirklichung überhaupt erst unter der Annahme, es gäbe 
eine Gesetzmäßigkeit des Gesellschaftslebens und eine bestimmte 
Ordnung dieser Mannigfaltigkeit. Und zwar ist es mit nichten 
etwa eine äußere autoritative Regelung durch Rechtsgesetze, 
was die Möglichkeit sozialen Handelns und Wirkens gewährt. 
Sondern es ist eine, zunächst unübersehbar erscheinende Man- 
nigfaltigkeit gesetzmäßiger Beziehungen aller Art, wodurch 
jede einzelne Voraussicht gewährleistet wird. Eine Gesell- 
schaft, die nur durch formelle äußere Rechtssatzungen zu- 
sımmengehalten wäre, würde nicht eine Stunde bestehen 
können. Bringen wir dies alles auf einen kürzen Ausdruck, 
so müssen wir sagen! es ist de Ordnung in der Mannig- 
faltigkeit menschlicher Erscheinungen, ohne die eine Anpas- 
sung und Voraussetzung unserer persönlichen und praktischen 
Betätigungen gar nicht vollziehbar ist. 

Mit anderen Worten: Gesellschaft ist nur möglich durch das 


ua) Letzteres ist bez. der IKKrisenvoraussicht aus bestimmten Symptomen 
z. B. sehr gut ausgeführt bei Rießer, Die Deutschen Banken ıgıo S. 16 ff. 
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Bestehen einer bestimmten, relativ festen Ordnung und deren 
ganz bestimmten Aenderungen !?), d. i. durch die Gültigkeit so- 
zialer Gesetze. Sie sind das logische Apriori für das Zusammen- 
leben und das Wirken der Menschen. Erst auf der Grundlage 
dieser Bedingungen ist das Handeln des Individuums und die 
Persönlichkeit selbst denkbar. Es ist der Begriff der ob- 
jektiven Möglichkeit, der damit festgestellt wird. Wir 
verstehen darunter die allgemeinen Bedingungen, durch 
die ein Erfolg überhaupt garantiert wird. Die Spielraums- 
möglichkeit für den »freien Willen« des Individuums wie 
für den »Zufall« ist eben bedingt durch das Vorhandensein 
einer mehr-weniger strengen sozialen Ordnung, die in, Ge- 
setzmäßigkeiten und typischer Wiederholung sich zeigt ?3). 
Das Eintreten jedes individuellen Ereignisses und jedes indi- 
viduellen Geschehens überhaupt ist, was hier nur angedeutet 
werden kann, in zwiefacher Weise bedingt: einmal durch die 
allgemeinen Bedingungen des Systems, zu dem es ge- 
hört, d. i. durch den Spielraum, sodann durch die partiellen 
Bedingungen des einzelnen Falles. Ersteres stellt die objektive 
Möglichkeit, letzteres die spezielle Ursache dar. Für die beschrei- 
benden Wissenschaften ist die Betrachtung beider unerläßlich. 

Wenn sonach eine allgemeine Regelmäßigkeit sozialen Gesche- 
hens das apriori unseres praktischen Handelns wie unserer Kennt- 
nis von den sozialen Dingen überhaupt ist: so bleibt es das un- 
veımeidbare Geschäft sozialer Wissenschaft, diese Verhältnisse 
zu erkunden und zu erforschen. Die Wissenschaften tun nur das, 
was das Leben selbst tagtäglich vornimmt. Sie führen in syste- 
matischer, theoretischer und allgemeingültiger Weise durch, was 
die vorwissenschaftliche und praktische Erfahrung unzählige 
Male empirisch und unvollkommen doch vollzogen hat. 


12) Daß auch diese Aenderungen bestimmte sind, soll hier nicht näher er- 
örtert werden. Gute Bemerkungen darüber bei Vierkandt, Stetigkeit 
im Kulturwandel. 

13) Ueber den Begriff der okjektiven Möglichkeit und des Spielraumes 
s. die Abhandlung v. Kries, S. 14 — dem der Verf. mannigfache Anregung 
verdankt. Sie scheint mir mit zu dem wichtigsten zu gehören, was für unser 
Gebiet an methodologischen Gedanken bisher hervorgebracht ist. — »Wie ein 
gesichertes Handeln auf die Natur die Naturgesetzmäßigkeit oder wenigstens 
eine gewisse Regelmäßigkeit im Naturlauf zur Voraussetzung hat, so wird so- 
ziales Wirken nur dadurch möglich, daß eine gewisse Gesetzmäßigkeit das will- 
kürliche Handeln der Einzelnen reguliert.« Paulsen, Ethik in »Kultur der 
Gegenwart« S. 292. 
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Gesellschaft ist sonach das Zusammensein der 
Menschen, soweit es gesetzmäßig bestimmt ist. 
Ueber die Art und den Charakter dieser Gesetzmäßigkeit selbst wird 
damit noch nichts ausgesagt, als daB sie überhaupt vorhanden ist. 


4. Es ist mithin für die Sozialwissenschaften ein Postulat ihrer 
theoretischen Vernunft, Gesetze sozialer Art als wirksam anzu- 
nehmen: nur dann ist sie imstande, die Tatsachen und Zusammen- 
hänge im sozialen Leben selbst zu begreifen. Es ist für sie eine 
Denknotwendigkeit schlechthin. Wenn die Sozialwissenschaf- 
ten sich auf sich selbst besinnen, d. h. ihre Prinzipien aufstellen, 
so können sie gar nicht anders vorgehen, als daß sie die Gesetze 
des Beharrens und die Gesetze der Veränderung untersuchen. 
Auch wenn wir nur sagen wollen,.wiees eigentlichist, 
müssen wir sie darstellen. Gesellschaftswissenschaft ist nur mög- 
lich unter der Voraussetzung von sozialen Gesetzen — darüber 
kommen wir nıcht hinweg. Damit ist nun keineswegs gesagt, 
daß wir nichts anderes zu tun hätten als gerade dies eine. Kei- 
neswegs wird der ganze Aufbau vielgestaltiger Disziplinen logisch 
schon dadurch bestimmt; das ist eine ganz andere Frage, ob der 
Inhalt der Wissenschaften damit erschöpft sei. Aber für die 
soziale Erkenntnis wie für die soziale Praxis sind soziale Gesetze 
denknotwendig. Um eine moderne Wendung sinngemäß anzu- 
wenden, können wir sagen: die gleichmäßige Wiederkehr der Er- 
scheinungen ist für soziales Wirken und für die Individuen das 
Gegebene; für die Sozialwissenschaften ist sie mithin das 
Aufgegebene, das zu erklärende und zu lösende Problem. 
Es kann immer nur das »aufgegeben« sein, was vorher »gege- 
ben« ist. 

Es sind m. a. W. die eigenen Bedürfnisse der Wissenschaft 
und diese allein, die dazu führen, überhaupt von sozialen Ge- 
setzen zu sprechen und diese zu suchen. Ihre Kraft schöpft sie 
dauernd aus der Notwendigkeit, gedanklich das auszuführen, 
was die Erfahrung des Lebens in einfacher Weise beständig 
selbst vornimmt. Zu meinen, daß etwa eine »Wirklichkeits- 
wissenschaft« davon Abstand nehmen könne und nur die indivi- 
duellen Beziehungen zu beschreiben brauche, ist logisch nicht 
denkbar. Die soziale Wirklichkeit selbst stellt einen Kosmos dar, 
der für uns allein als gesetzmäßiger zu erfassen ist. Die Einzel- 
dinge »erleben« wir wohl, aber erkennen wir nicht. Denn Erkennt- 
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nis bedeutet immer einen Zusammenhang, eine Ordnung in der 
Mannigfaltigkeit, um wirklich Wissenschaft d. i. geordnetes Wis- 
sen zu erlangen. Es ist mithin durchaus nicht etwas Zufälliges 
und Willkürliches, etwas von außen Hereingetragenes, was die 
soziale Wissenschaft unternimmt, indem sie Gesetzmäßigkeiten 
konstatiert und soziale Gesetze aufstellt.e. Es ist nicht eine 
fremde Analogiebildung, die uns immer von neuem dazu führt, 
sondern die eigene Nötigung der Wissenschaft selbst. Auch 
wenn Naturwissenschaftgarnichtbestünde, 
es Naturgesetze überhaupt nie gäbe: auch 
dann würden wirdochvon uns ausdazu kom- 
men, die gleichmäßige Wiederkehr sozialer 
Erscheinungen in die Prämissen einer Er- 
kenntnisvondensozialen Dingen aufzuneh- 
men. Der Begriff des Gesetzes ist ja ursprünglich gar kein na- 
turwissenschaftlicher, sondern ein menschlich sozialer. 

Daß lange diese Denknotwendigkeit sich der Prüfung ent- 
zog und sie immer noch so oft verkannt wird, hat mehrfache 
Gründe. Einmal liegt es an dem jungen und noch unfertigen 
Charakter der Wissenschaft, die so stark mit unmittelbar prak- 
tischen Problemen beschäftigt ıst; das Interesse an den Forde- 
rungen des Tages führt leicht von theoretischen Erwägungen ab. 
Darum wurden die Voraussetzungen der Sozialwissenschaften bis- 
lang sehr unvollkommen untersucht. Sodann spielte die 
scheinbar widersprechende , elementare Tatsache des naiven 
Selbstbewußtseins mit herein, das uns stets nur die eigenen Mo- 
tive und Entschließurgen als individuelle und einmalige zeigt, 
aber niemals den Zusammenhang im ganzen aufzuweisen vermag. 
Nicht zum wenigsten endlich kommen gewisse ethische An- 
schauungen in Betracht. Sie hängen in Wirklichkeit mit diesen 
rein logischen Fragen gar nicht zusammen; trotzdem aber drohen 
sie immer wieder die wissenschaftliche Arbeit zu durchbrechen. 
Es braucht auch nicht verschwiegen zu werden, daB von mancher 
Seite sehr vorschnell hier mit fremden Analogien gearbeitet wurde, 
die den einfachen Selbstzusammenhang verdunkelten. Aber der 
Fortschritt der Erkenntnis wird sich mit innerer Folgerichtigkeit 
ganz nach dieser Richtung bewegen — unabhängig davon, ob 
man den Sozialwissenschaften das nomothetische oder idiogra- 
phische Etikette aufklebt. 

Leben, Erfahrung, Wirken in der Gemeinschaft, »Kultur« 


ar er ah us 


704 Franz Eulenburg, 


im letzten Sinne ist nur möglich unter der Voraussetzung, daß 
soziale Gesetzmäßigkeiten bestehen. Der Inhalt jener Annahmen 
selbst ist veränderlich. Er richtet sich nach dem Weltbilde, das 
eine Zeit besitzt, nach dem Maße der Erfahrung, die sie sich zu 
eigen gemacht hat, nach der Ordnung der Begriffe, mit denen 
sie die Vielheit zusammenzufassen sucht. Aber erst weil eine 
solche Gesetzmäßigkeit des sozialen Kosmos überhaupt als vor- 
handen angenommen wird, darum wird soziale Erfahrung wirk- 
lich. »Alles praktische Interesse, alle Bestimmung unserer Stel- 
lung in der Welt, alle Beurteilung anderer Menschen« ruht gerade 
auf dieser Voraussetzung und nur auf ihr: es würde sonst ein 
ganz aussichtsloses Unternehmen sein 1%). Die Wiederholung 


14) Diese Auffassung ist also gerade das Gegenteil der Georg Simmels, 
dessen Interesse ganz auf das Individuelle gerichtet ist, der im Individuellen 
das Merkmal sozialen Daseins und praktischen Verhaltens erblickt. Er sagt 
(Leber soziale Differenzierung S. 19; vgl. Kistiakowski, Gesellschaft 
und Einzelwesen, S. 171, der ihm beipflichtet): »Die gemeinsame Grundlage, 
auf der sich alles Individuelle erst erhebt, ist etwas Selbstverständ- 
liches und kann deshalb keine besondere Aufmerksamkeit beanspruchen, 
die vielmehr ganz (?) von den individuellen Unterschieden verbraucht wird; 
alles praktische Interesse, alle Bestimmung unserer Stellung in der Welt, 
alle Beurteilung anderer Menschen ruht auf diesen Unterschieden zwischen 
Mensch und Mensch, während der gemeinsame Boden, auf dem alles dies vor- 
geht, ein konstanter Faktor ist, den unser Bewußtsein vernachlässigen darf, 
weil er jeden der allein wichtigen Unterschiede in der gleichen Weise berührt.« 
Es handelt sich um zwei Probleme: 1. um diequaestio facti, ob wirklich 
das praktische Interesse auf das Individuelle gerichtet ist und von der 
gemeinsamen Grundlage absehen kann ? Der Text hat wohl genugsam erwiesen, 
daß das Gegenteil allein richtig ist. Das Allgemeine, das ja keineswegs identisch 
ist mit dem absolut Gleichen, spielt beständig in jeder Beziehung von Mensch 
zu Mensch hinein und ist die Grundlage auch des individuellsten Handelns. 
Wer dieses Allgemeine übersehen wollte, kommt gar nicht zu einer »praktischen 
Erfahrunge; 2. sodann handelt es sich um eine quaestio juris, ob man 
nämlich auch nur theoretisch von dem Gemeinsamen überhaupt absehen kann, 
mit dem das Individuelle doch immer zusammen auftritt und von dem es nur 
eine Modifikation bestimmter Art darstellt.. Das ist nicht möglich; es würde 
einfach besagen, sich um die Hauptsache nicht zu kümmern, sondern nur die 
akzidentiellen Modifikationen, das Nebensächliche zu beachten. Der angeblich 
»konstante Faktor« ist doch in Wirklichkeit unter verschiedenen Bedingungen 
von verschiedener Wirksamkeit; vor allem ist er aber selbst der beständigen 
Aenderung unterworfen — also schon darum keineswegs zu vernachlässigen. 
Uebrigens ist es doch ein seltsames Verfahren, nur die Modifikationen der Er- 
scheinungen zu betrachten und nicht die allgemeinen Bedingungen ihres Ein- 
tretens. Der letzte Grund ist freilich auch hier, daß Simmels Sozialphilo- 
sophie ganz ethisch fundiert ist. Es gilt ihm die »Freiheit des Geistes«, die 
»frcie, sich selbst gehörende Persönlichkeit« vor Naturalismus und Historismus 
zu rettene. (Die Probleme der Geschichtsphilosophie 3, S. VIII). Es ist das 
Credo aller seiner Untersuchungen. 
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gleicher Erscheinungen in einer bestimmten Zeit ist mithin die 
Voraussetzung nicht nur unserer jeweiligen »Erfahrung«, sondern 
überhaupt unserer Erkenntnis vom menschlichen Handeln und 
Geschehen. Wir können sagen: die Annahme sozialer Gesetze 
ist eine Denknotwendigkeit unserer überschauenden Vernunft, 
wie es die Voraussetzung unserer praktischen Betätigung ist. 

Wenn also gezeigt wurde, daß soziales Geschehen und Ge- 
sellschaft selbst nur möglich ist durch das Vorhandensein sozia- 
ler Gesetzmäßigkeit, so fragt sich nun: wie sind denn diese sozia- 
len Gesetze selbst möglich? Denn wenn sie notwendig sind, so 
müssen sie auch möglich sein. Die quaestio juris führt zur 
quaestio facti. 


b) Von den Denkmitteln in den Sozialwis- 
senschaften. 


I. Wir müssen einige allgemeine Bemerkungen voraus- 
schicken, um uns über die Art des sozialwissenschaftlichen Den- 
kens zu verständigen. Wir beginnen mit der Begriffsbildung. 

Die Sozialwissenschaften im weiteren Sinne suchen notwen- 
dig ihre »Wirklichkeit« in einem System von Begriffen zu er- 
fassen. Ohne deren Bildung würde jene für uns überhaupt nicht er- 
kennbar sein. Reine Anschauung ohne Begriffe wäre auch hier blind. 
Es geschieht diese Begriffsbildung nun in der Weise, daß immer 
eine Reihe von Objekten und Gebilden, von Vorgängen, Prozessen 
und Betätigungen verwandter Art zum Zwecke der Erkenntnis zu- 
nächst durch eine gemeinsame Bezeichnung von dem Uebrigen 
herausgehoben und abgegrenzt und dadurch als Gattung (Klasse) 
zusammengefaßt werden. Wir nehmen sonach eine generelle 
Klassifikation der sozialen Erscheinungen vor, indem wiı die rele- 
vanten Merkmale zu einem eigenen Oberbegriffe verbinden !5). 
Am meisten ausgeprägt ist diese Begriffsbildung im Gebiete der 
Rechtswissenschaft, die ja durch ihr Alter und durch die glänzende 





15) Auf die Art sozialwissenschaftlicher Begriffsbildung ist hier nicht im 
ganzen einzugehen, da es in die Logik gehört. Man unterscheidet auch Ding- 
und Relationsbegriffe, Spann trennt Wesens- und Funktionsbegriffe, wobei 
erstere auf die isoliert gedachten sozialen Einzelerscheinungen, letztere auf das 
Zusammenwirken sozialer Leistungen ım ganzen gerichtet ıst. Vgl. Spann, 
Der logische Aufbau der Nationalökonomie (Ztschr. für die gesamte Staats- 
wissenschaft 1908 S. 4f.). Wir werden die Ausdrücke Objekt (Gebilde) und 
Vorgang (Geschehnis) öfters dafür gebrauchen. Es ist übrigens auffallend, daß 
der logische Prozeß der Rechtsbegritfe bisher so wenig untersucht ist und die 
Logiker so wenig interessiert. 
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formale Schulung der Römer ein altes Erbteil besitzt. Sodann 
aber haben es auch die Wirtschaftswissenschaften zu einer aus- 
gedehnten Begriffsbildung gebracht. In anderen Sozialwissen- 
schaften geht ihre Ausgestaltung langsamer und weniger präzis 
vor. Aber sie geschieht ebenfalls in analoger Weise, wie hier nicht 
auszuführen ist. Es ist die »Trennung« der zusammengesetzten 
Tatsachen, mit der schon das gemeine Denken überall operiert, . 
um eine Orientierung in der Welt zu ermöglichen. Es mag bei- 
läufig erwähnt werden, daß es kein Zufall ist, wenn vor allem die 
Wissenschaften, die mit einer unmittelbaren Anwendung im 
praktischen Leben zu tun haben, Recht und Wirtschaft, am 
stärksten ihre Begriffe ausgebildet haben. Es ist für sie ein un- 
mittelbares Lebensbedürfnis über eindeutige Bezeichnungen zu 
verfügen. 

Wir haben es sonach in den Sozialwissenschaften stets mit 
isolierten Klassen gewisser Erscheinungen von bestimmtem 
Umfange und bestimmtem Inhalte zu tun, die durch jene 
wesentlichen Unterscheidungsmerkmale charakterisiert sind. 
Wir zerlegen das Ganze des Geschehens in Teilinhalte und 
behandeln notwendig jeden von ihnen für sich. Diese Klassen 
stellen qualitativ veıschiedenartige, wenn auch in sich ein- 
heitliche (homogene) Gebiete sozialer Betätigungen dar. Lo- 
gisch erscheinen die einzelnen Gattungen und Klassen 
immer getrennt und allein durch den gemeinsamen Oberbegriff 
»gesellschaftlicher Erscheinungen« zusammengehalten. Sitte und 
Kunst, Wirtschaft und Politik, Recht una Religion, : Sprache 
und Bevölkerung sind solche qualitativ verschiedene 
Gebiete, die eine bez. mchrere isolierte, homogene 
Reihen mit eigenen Begriffen und eigenen Merkmalen umfassen. 
Für uns stellt sich sonach die Gesamtheit aller sozialen Lebens- 
äußerungen immer so dar, daß wit es stets mit einzelnen 
dieser durch wesentliche Gattungsmerkmale charakterisierten 
homogenen Klassen zu tun haben. Wir bilden stets Gattungsbe- 
griffe für bestimmte soziale Betätigungen und betrachten dann 
stets diese, durch sie gebildeten isolierten Reihen für sich. So 
braucht der Rechtshistoriker die Rechtsbegriffe so gut wie der 
Wirtschaftshistoriker die Wirtschafts-, der Sprachhistoriker die 
Sprach-, der Kunsthistoriker die Kunstbegriffe bedarf. Und wir 
haben es entsprechend mit Klassen von Wirtschaftsreihen, 
Sprachreihen, Runstreihen u. s. f. zu tun. 
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Die Gesamtheit dieser begrifflich abgesteckten sozialen Gebiete 
und die Verbindung ihrer einzelnen Reihen bildet gerade das, was 
wir die Gesellschaft nennen. Eine Klassifikation jener so- 
zialen Gebiete und ihrer verschiedenen qualitativen Gattungs- 
meıkmale soll hier nicht unternommen werden, so notwendig 
sie auch erscheint !%); ebensowenig die Frage der Ueber- und 
Unterordnung einzelner von ihnen oder ihre gegenseitige Ab- 
hängigkeit. Dieser ganze Prozeß der Begriffsbildung ist nur 
ein Mittel, um der »Wirklichkeit« und der gegebenen Mannig- 
faltigkeit Herr zu werden; als Ganzes wird sie nicht unmittel- 
bar erfaßlich. Ueber die Art, wie von uns die einzelnen Merk- 
male .dieser verschiedenen Betätigungsgebiete bestimmt werden 
und welche Merkmale die einzelnen sozialen Gebiete konsti- 
tuieren, ist hier nicht zu handeln; es gehört in die Lehre von den 
Urteilen und von der Induktion. Die Begriffe, mit denen es die 
Sozialwissenschaften zu tun hat, sind freilich in besonders hohem 
Maße der Veränderung unterworfen. Sie vermannigfachen und 
differenzieren sich beständig, so daß eine frühere Zeit unter dem- 
selben Wort bezw. Begriff oft erheblich einfachere, integralere 
Vorstellungen mit einem weit kleineren Inhalt verstand als eine 
spätere 1). Die Differenzierung des begrifflichen Materiales bil- 
det hier wie überall ein ganz wesentliches Moment wissenschaft- 
lichen Fortschrittes und damit einer besseren Orientierung in 
der Welt. 

Es ist diese begriffliche Isolierung in qualitativ verschiedene 
soziale Gebiete nun freilich nicht dahin zu verstehen, als wenn 
zwischen diesen isolierten Reihen nicht wieder Beziehungen und 
Abhängigkeiten näherer oder entfernterer Art bestünden. Als 
wenn also die realen Vorgänge, die ja nur für die Erkennt- 
nis in diese isolierten Reihen gefaßt werden, ganz unabhängig 
voneinander wären. Als wenn z. B. zwischen Recht und Kunst 
oder Religion und Wirtschaft nicht wieder Beziehungen beständen, 
die ihrerseits zu erfassen sind. Unsere begriffliche Tren- 
nung bedeutet gewiß nicht reale Abgeschlossenheit. Die 





16) Damit deckt sich im Prinzip Spann, Wirtschaft und Gesellschaft, 
ein Buch, das mir erst nach Abschluß dieser Untersuchungen zu Gesichte kam. 
Er nennt S. 6 diese Teilinhalte »>Objektivationssysteme« und versteht darunter 
»Systeme gleichartiger d. i. auf dasselbe Ziel gerichteter Handlungen der Indi- 
viduen und der Verhältnisse, die sich dabei erzgeben«. 

1?) Dies hat in feiner Weise ausgeführt Kistiakowski, Gesellschaft 
und Einzelwesen. S. 21 f., S. 062. 
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Gesellschaftswissenschaft stellt sich gerade die Aufgabe, diese 
näheren Beziehungen herzustellen und die isolierten Reihen mit- 
einander zu verbinden. Das war ja der Ausgangspunkt gewesen, 
weswegen wir das soziale Moment als das gemeinsame Charak- 
teristikum betonten. Die Erkenntnis dieses generellen Gesamtzu- 
sammenhanges macht ein wesentliches Stück der Gesellschaftslehre 
aus. Aber zum Zwecke wissenschaftlicher Er- 
kenntnis kann man wirklich nicht anders vorgehen, als daß 
man qualitativ verschiedene, aber durch bestimmte Gattungs- 
merkmale herausgehobene isolierte und homogene Klassen ab- 
sondert. Wir beschreiben damit nur das geübte logische Ver- 
fahren selbst, ohne unsererseits etwa vorzuschreiben, was ge- 
schehen soll. Wir bewegen uns durchweg auf den Bahnen einer 
»natürlichen Dialektik«. Sie wurde in der vorwissenschaftlichen 
Praxis immer gehandhabt und entspricht dem natürlichen Prozeß 
aller Begriffsbildung. Die Frage ist aber für uns unabhängig da- 
von, ob denn hinter diesen begrifflich getrennten Gebieten eine 
letzte Einheit besteht: ob diese etwa nur eine begriffliche Zu- 
sarmmenfassung heterogener Einzelinhalte darstellt, wie etwa die 
»Seele« auch nur die Gesamtheit psychischer Vorgänge bedeutet 
oder ob eine reale substantielle Gesellschaft besteht, und welche 
Vorstellungen wir uns von ihr machen. Diese metasoziale und 
metahistorische Seite kann für unsere nächsten Entscheidungen 
noch ganz dahingestellt bleiben ?8). 


2. Aus der Art der sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung 
folgt sofort zweierlei. Es kann zunächst keine solche Allgemein- 
gesetze geben, deren Inhalt etwa auf alle und jede Klasse von 
Erscheinungen anwendbar wäre ®). Es ist das nicht möglich, 
weil das soziale Geschehen selbst für uns sich nicht als eine reale 
Einheit darstellt, sondern nur als ein Neben- und Nacheinander 


18) Die Erörterungen über den Gesellschaftsbegriff sind doch recht unfrucht- 
bar: sie gehören an das Ende einer Untersuchung, nicht an den Anfang. Darum 
erscheint mir der Ertrag der Spannschen Untersuchung, der sich wesentlich 
mit dieser formalen Begriffsfrage abgibt, nicht sehr ertragreich. 

19) In der Millschen Logik muß es besonders unglücklich erscheinen, daß 
er für die Methoden der Gesellschaftswissenschaften immer die naturwissenschaft- 
lichen Ausdrücke anwendet. So spricht er von der »chemical or experimental 
methods, der »geometrical or abstract, physical or concrete deductive methode 
und gebraucht überall die Analogien aus der Natur statt aus der Logik selbst. 
Wir haben darum in diesem Teile unserer Untersuchung jeden Hinweis und jede 
Analogie, ja sogar jedes Bild, das aus den Naturwissenschaften entnommen ist, 
mit Absicht vermieden. 


aan 
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verschiedenartiger Vorgänge. Es kann nur Partialgesetze 
innerhalb jedes Teilsystems (Gebietes) sozialen bezw. geschicht- 
lichen Lebens geben. Es können alsc nur Wirtschaftsgesetze, 
ebenso Kunst- und Sprachgesetze, Gesetze der Politik und 
der Religion nebeneinander bestehen. Jedes dieser Teil- 
systeme hat, wie wir sahen, seine eigene Begriffsbildung, 
indem es gewisse Eigenschaften von menschlichen Hand- 
lungen und Vorgängen, sowie gewisse Objekte und Verhält- 
nisse für sich betrachtet und aus der Gesamtheit mensch- 
lichen Geschehens als relevant heraushebt (d. i. isoliert). Um 
ein Beispiel zu geben: ein sc ausgesprochen soziales Gebilde 
wie die Stadt läßt sich nacheinander geographisch, rechtswissen- 
schaftlich, ökonomisch, künstlerisch eıfassen. Es sind verschie- 
dene Seiten desselben Gegenstandes, die für uns in verschiedenen 
Begriffsreihen sich darstellen. Und wenn wir bezüglich der Städte- 
bildung oder Städteentwickelung zu gesetzmäßigen Aufstellungen 
gelangen, so gehören diese immer nur einer jener begrifflich 
getiennten sozialen Gebiete an. Es handelt sich also stets um 
soziale Gesetze nur innerhalb jener Teilsysteme, um soziale 
Partialgesetze. Von etwas anderem kann überhaupt nicht 
die Rede sein. 

Das Vorhandensein solcher Partialgesetze leugnen erscheint 
darum als ein wenig aussichtsvolles Unternehmen, weil tag- 
täglich von ihnen Gebrauch gemacht wird. Das, was man »Er- 
fahrung« auf irgend einem Gebiete nennt, ist überhaupt niemals 
ein einzelnes Erlebnis oder eine einzelne Beobachtung, oder eine 
bestimmte Ueberlieferung als solche. »Erfahrung« wird die äußere 
oder innere Wahrnehmung erst durch einen langen logischen Pro- 
zeB: durch Vergleichung mehrerer Erlebnisse, durch Fortlassen 
des Zufälligen und Differenzieren ähnlicher Momente, durch 
stärkeres Betonen des Wesentlichen, d. h. des überall wieder- 
kehrenden Gleichen. Jede »Erfahrung« ist also ein Abstraktions- 
prozeß ziemlich verwickelter Art. Auch die »Regeln«, die aus der 
»praktischen Erfahrung« des Landwirtes und Kaufmannes, des 
Feldherrn und des Staatsmannes, des Künstlers wie des »ge- 
sunden Menschenverstandes« entnommen sind, beruhen auf 
logischen Abstraktionsprozessen. Sonach gibt es nicht allge- 
meine soziale Gesetze schlechthin, die überall auf jedem Gebiete 
sich fänden, die für Religion und Wirtschaft, Kunst und Sprache 
u. s. f. gleichmäßig gelten. Wohl aber kann es für jedes dieser 
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Teilgebiete, die wir oben charakterisiert haben, spezielle soziale 
Gesetze geben. Ihre Art ist mithin der genau entsprechende 
Ausdruck der sozialwissenschaftlichen Begriffsbildung überhaupt. 


3. Nun erhebt sich allerdings sofort ein gewichtiger Ein- 
wand. Aus jener Art der sozialwissenschaftlichen Begriffsbil- 
dung folgt eine nicht geringe Schwierigkeit bez. des methodo- 
logischen Vorgehens, eine gewisse logische Antinomie. Die so- 
zialen Gesetze können nur aus einem gegebenen Komplex 
von Begebenheiten abgeleitet werden, d. h. es ist nicht mög- 
lich, etwa die Bedingungen für einzelne Reihen willkürlich zu 
gestalten. Allerdings experimentiert das Leben gleichsam 
selbst. Die Geschichte macht Versuche und zeigt dieselben 
Vorgänge in verschiedenen Umgebungsbestandteilen und unter 
variablen Bedingungen. Und es ist sicher, daß wir aus dem 
gleichen und ähnlichen Ausfall einzelner Geschehnisse oder 
durch die Abweichungen bei ähnlichen Vorgängen überhaupt 
auf die Natur solcher Zusammenhänge aufmerksam ge- 
worden sind. Es gibt außerdem eine Art von Experimenten 
durch Abstraktion im Gedanken, indem man die Wirkungsweise 
eines Umstandes unter verschiedenen Bedingungen erforscht. 
Eine solche Art des Experimentierens nehmer wir immer dann 
vor, wenn wir einzelne isolierte Reihen miteinander verbinden, 
um ein Kausalitätsverhältnis festzustellen (»experimentierende 
Kausalitätsforschunge). Die Erprobung der Politiker, Feld- 
herren, Künstler, Praktiker mit ihren »Erfahrungen« sind ver- 
wandter Art. Aus der absıchtlichen oder spontanen Variation 
der Umstände machen sie ihre Schlüsse. 

Aber gerade hierin zeigt sich das eigentümliche Gesicht der 
Sozialwissenschaft, daB sie zwar immer nur begrifflich isolierte 
Klassen von Erscheinungen betrachten kann, daß aber die Iso- 
lation in Wirklichkeit eine künstliche, nie eine reale ist. Es be- 
steht im Gegenteil stets eine gegenseitige Verquickung mehrerer 
Reihen in demselben Ereignis. Darum ist es z. B. so schwierig, 
die Wirkung eines einzelnen Elementes oder einer einzelnen Maß- 
nahme, etwa die Wirkung eines Zolles oder einer hygienischen 
Einrichtung, ohne weiteres zu verfolgen. Es ändert sich stets nicht 
nur gerade dieses eine Moment, sondern auch die anderen Fak- 
toren. Es scheint mithin nichts auszumachen, welcher Anteil auf 
das eine, gerade herausgegriifene Glied, welcher auf die Kolla- 
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teralen dabei entfällt. 

Die einzelnen von uns begrifflich isolierten Reihen stehen 
untereinander in einem beständigen und durchgreifenden Konnex. 
Die Wirkung, die von der einen Klasse etwa der wirtschaftlichen 
oder religiösen oder rechtlichen Reihe ausgeht, erstreckt sich 
weit über diese Klasse hinaus. Das ist eben die Eigenart der Ge- 
sellschaft. Wir können dann wohl die Pluralität der Wirkungen 
eines bestimmten Ursachenkonplexes auf verschiedene Reihen 
darstellen. Aber wir müssen dabei zugleich bedenken, daß 
auch eine gegenseitige Filtration der Ursachen stattfindet. Und 
doch scllen andererseits die sozialen Gesetze, wie wir ausge- 
führt haben, sich stets nur auf ein isoliertes Gebiet be- 
ziehen. Die Folge dieser Unadäquatheit der sozialen »Wirklich- 
keit« und der Mittel, sie begrifflich zu fassen, ist für die Ge- 
sellschaft darum so groß, weil uns ja unmittelbar stets nur jener 
Gesamtkomplex als eine verbundene Einheit gegeben ist. Wegen 
des Zusammenseins aller sozialen Erscheinungen hat aber die 
Aenderung eines Elementes oder Bestandteiles des Komplexes 
stets auch Aenderungen anderer Elemente oder Bestandteile im 
Gefolge. Jede soziale Erscheinung wird mehr oder weniger durch 
jeden anderen Teil der Umstände derselben Gesellschaft beein- 
flußt 2). Und doch: wenn soziale Gesetze möglich sein sollen, 
muß man imstande sein, den Zusammenhang und die Wiederkehr 
gerade innerhalb solcher isolierten Reihen zu betrachten. 
Sonst kann es jene Gesctze selbst gar nicht geben. Wie sind also 
die Schwierigkeiten dieser Antinomie zu heben, damit soziale 
Gesetze wirklich werden ? Die Entscheidung darüber muß offen- 
bar allen anderen Erwägungen vorausgchen. 


4. Es scheint eine selbstverständliche Bemerkung, daß aus 
einem einzelnen sozialen Geschehnis noch keine »Erfahrung« 
irgendwelcher Art abzuleiten ist. Der Zusammenhang, den das 
Gesetz aufdeckt, die Wiederkehr gleichartiger Erscheinungen, 
die wir als gesetzmäßig bezeichnen, ergibt sich erst aus der Me- 
thode der Vergleichung. Ob eine reine und vollständige 
Bestimmung des Einzelnen und Individuellen ohne das Vorhan- 
densein des Generellen überhaupt denkbar sei, soll uns hier nicht 
beschäftigen. Nur die Bedingungen für die Erkenntnis des Gemein- 

20) Dieses Moment hat Mill, System der Logik VI. Buch, Kapitel 7 S. 518 
mit Recht hervorgehoben. 
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samen, Typischen, des Gesetzmäßigen gilt es darzulegen. Da ist 
es eben unzweifelhaft, daß aus der Untersuchung des individuellen 
komplexen Falles und des einzelnen Prozesses sich noch nichts 
Gemeinsames ergibt. Wer also von vornherein sein Augenmerk 
nur auf diese Daten beschränkt, kann sich nicht wundern, daß 
er keine Gesetzmäßigkeiten findet und den kollektiven Wald vor 
lauter individuellen Bäumen nicht sieht. Der Grund ist: nur 
durch Vergleichung verwandter Geschehnisse läßt sich ersehen, 
ob die Variation der Umstände allein genügt, um schon eine 
Aenderung herbeizuführen oder ob auch unter variablen Um- 
ständen sich ein Komplex von Erscheinungen (Ursachen) stark 
genug zeigt, um bestimmte Folgen auszulösen. Die Absicht, das 
Gemeinsame und das Abweichende herauszufinden, wird erst 
durch die Methode der Vergleichung und der Differenzierung 
erreicht. 

Die Lautgesetze ergeben sich nicht aus einer Darstel- 
lung des einmaligen Zustandes einer Sprache oder eines Dia- 
lektes in einer bestimmten Zeit: die ist immer eigenartig und 
individuell, wie der einzelne Zweig dieser Gaisblattlaube oder die 
einzelne Gebirgsformation des Gorner-Grates es ist. Sondern 
erst aus der Vergleichung von zwei Sprachdurchschnitten zu 
zwei verschiedenen Zeiten kommen wir dazu, Gleichmäßigkeiten 
zu finden ?!). Ebenso ist z.B. die regelmäßige Aufeinanderfclge der 
Verfassungsformen, die Aristoteles in seiner Politik glaubt ge- 
funden zu haben *?), aus der vergleichenden Betrachtung ähnlicher 
Fälle abstrahiert. Denn selbst wenn der einzelne Fall schon einen 
Typus darstellen sollte, so ist doch mindestens zur Erkenntnis 
davon, daß es ein Typus ist, wiederum eine generalisierende Be- 
trachtung, ein Vergleichen verschiedenartigen Geschehens nötig. 
Wir können aus dem einzelnen Vorgang der Preisgestaltung an 
der Börse durch Analyse der Elemente gewiß die Preisgesetze 
ableiten. Aber um zu wissen, daß dies überhaupt der typische 
Vorgang ist, müssen wir andere Vorgänge hinreichend kennen. 
Erst aus der Vergleichung mehrerer Fälle ist zu ersehen, welcher 
von den Begleitumständen zufällig, welcher notwendig dazu 
gehört. 





21) Vgl. Delbrück, Das Wesen der Lautgesetze (Annalen der Natur- 
philosophie I, S. 304). 

23) Indem er die Zahl der Regierenden zum charakteristischen Unterschei- 
dungsmerkmale für jede von ihnen nimmt. 


Naturgesetze und Soziale Gesetze. 713 


Daher ist in der Sozialwissenschaft die Methode der 
Vergleichung Bedingung für die Möglich- 
keit sozialer Gesetze. Darum gehen die Rechts-, die 
Sprach-, die Wirtschafts- und die Religionswissenschaft implicite 
vergleichend vor, wenn sie die Wiederkehr ähnlicher Geschehnisse 
konstatieren. Das Generelle kann nur das Ergebnis des logischen 
Prozesses der Vergleichung sein. Wir nennen dieses Generelle 
Typus, wenn es sich um ein Objekt (Person, Sache) oder ein 
Gebilde (Markt, Schule, Verfassung), Gesetzmäßigkeit, 
wenn es sich um einen Prozeß, um ein Geschehnis handelt ?3). 
Die gemeinsamen Merkmale sozialen Vorkommens werden heraus- 
gehoben und zu einem Typus oder zur Bildung eines Gesetzes 
verdichtet. Der Vorgang ist also logisch genau derselbe wie bei 
der Bildung allgemeiner sozialer Begriffe überhaupt. Es ist vor- 
dem gezeigt worden, daß keine Wissenschaft, auch nicht die vom 
Individuellen und Singulären dieser Typenbildung entbehren 
kann. 

Die Vergleichung kann nun entsprechend unseren Kategorien 
doppelter Art sein. Einmal geschieht sie in der Zeit, indem 
man wie bei der Sprache dieselben Elemente zu zwei verschie- 
denen Zeitpunkten miteinander vergleicht. Oder sie geschieht 
im Raume, indem man analoge Vorgänge gegenüberstellt. 
Eventuell können beide Momente miteinander verbunden werden. 
Die Möglichkeit des Veigleichens ist dabei eine ganz allgemeine. 
Eine Grenze der Vergleichsmethodik und 
damit eine Grenze für die Möglichkeit von 
Gesetzmäßigkeiten gibt es im ganzen Be- 
teiche der Sozialwissenschaften nicht. Logik 
ist aber unabhängig davon, ob der einzelne Forscher sich auf die 
Beschreibung des einzelnen Falles beschränkt; auch unabhängig 
davon, ob die sozialen Gesetze historisch immer wirklich auf diese 
Weise gefunden sind, noch weniger, ob die Wissenschaft sich 
ihres Vorgehens bewußt geworden ist. Die historia fiendi inter- 
essiert uns nicht, sondern die ratio essendi. Und da ist eben die 
Methode der Vergleichung bezw. Differenzierung im Bereiche 
der Sozialwissenschaften das eine Denkmittel. 


5. Die Möglichkeit sozialer Partialgesetze beruht aber weiter 
auf dem Kunstmittel der Abstraktion, d. i. der Trennung 


za) Wie bemerkt deckt sich damit die Unterscheidung von Ding- und Re- 
lationsbegriff, von Wesen- und Funktionsbegriff; vgl. Anm. 15. 
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bestimmter Merkmale aus dem Zusammenhange, mit dem sie 
verbunden erscheinen. Darüber noch einige Worte. Erst dann 
ist nämlich erwiesen, daß wir die Aufstellung von Gesetzen mit 
Erfolg unternehmen, wenn gezeigt werden kann, daß die Sozial- 
wissenschaft sich auch ohnedies der abstrahierenden Methode 
mit innerer Notwendigkeit bedient. Das sollte ja ein Unterschied 
der Wissenschaften sein, daß die eine Art es mit dem Begriff, 
dem Gesetz, die andere es mit der »Wirklichkeit« zu tun habe. 
Aber diese reine Wirklichkeit besteht für gar keine Wissenschaft, 
auch nicht für die Geschichte, wie naive Menschen wohl denken. 
Die systematischen Sozialwissenschaften im weiteren Sinne be- 
dienen sich nun der Abstraktion beständig **). Das Staatsrecht 
abstrahiert z. B. von den einzelnen Individuen und ihren Ge- 
meinschaften gänzlich und betrachtet einen rein abstrakten Be- 
griff als ihr Substrat. Der Begriff der Stadt als juristischer Person 
abstrahiert nicht minder von den einzelnen Einwohnern, indem 
man sich diese einfach wegdenkt. Das Maß, wie weit man jedesmal 
abstrahiert, ist verschieden. Wir haben schon daran erinnert, daß 
man die Stadt geographisch, statistisch, juristisch, ökonomisch, 
sozial, ästhetisch betrachten kann. Bei jeder dieser Begriffsbil- 
dungen wird immer eine neue und spezifische Abstraktion, 
d. h. eine Trennung des Irrelevanten vom Relevanten vorge- 
nommen. Erst durch diese Abstraktion kann die Einheit in der 
Vielheit erkannt und als eine von der letzteren verschiedene ge- 
setzt werden. Es ist nicht nötig zu sagen, daß auch die Ge- 
schichtswissenschaft gar nicht anders vorgehen kann, als be- 
ständig einen solchen Abstraktionsprozeß vorzunehmen. Was 
wir also bei der Gewinnung der sozialen Gesetze tun, ist nur die 
spezielle Anwendung dieses selbstverständlichen Kunstgriffes 
sozialwissenschaftlicher Darstellung überhaupt. Es gibt so wenig 
eine religiöse Betätigung der Menschen an sich, wie es eine wirt- 
schaftliche oder künstlerische gibt. Es gibt, um dies gleich vor- 
weg zu nehmen, auch kein Seelenleben, das losgelöst von seinem 
Objekt (Umgebungsbestandteil) sich zeigen könnte. Vielmehr ist 
auch das psvchische Gebiet in »Wirklichkeit« stets verbunden mit 
physiologischen oder objektiven Tatbeständen. Es gibt objektiv 





21) Cebrigens gilt dasselbe von der Kunst; vgl. das Wort Max Liebermanns 
»Zeichnen ist Auslassen«, das allgemein von jeder Kunstübung gilt. 
(Zitiert bei Corinth, Das Erlernen der Malerei S. 84.) — Auch etwa bei der 
Schilderung zweier Gegner sehen wir von ihrem Alter, ihrer Generationszu- 
gehörigkeit u. a. ab: abstrahieren also aufs stärkste. 
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gar keine fremde Seele für sich, sondern stets nur eine »Seele 
für andere«. Nur wir zerfällen diese menschliche Einheit, die 
Wirklichkeit der Gesellschaft in lauter Teilinhalte; nicht aus 
Laune und Willkür, sondern aus der Notwendigkeit des Ver- 
standes. | 

Wir isolieren also zuerst die Erscheinung zum Zwecke 
der Erkenntnis von dem Zusammenhange gerade auch dann, wenn 
wir geschichtliche Reihen aufstellen. Schon die Quellen, aus denen 
wir die Kenntnis der einzelnen Gebiete schöpfen, sind ja ganz 
verschiedener Provenienz. Die politischen Quellen anders als die 
religiösen, die technischen anders als die wirtschaftlichen, die 
sprachlichen anders als die künstlerischen. Sie treten uns schon 
getrennt entgegen, obwohl der Gegenstand an sich immer mehrere 
dieser Eigenschaften verbinden kann. Nicht minder aber ab- 
strahieren wir auch in jedem Falle von den Zufälligkeiten 
und Unwesentlichem. Bei dem religiösen Verhalten sehen wir ab 
von dem wirtschaftlichen, politischen, sprachlichen; wir sehen ab 
vom Alter, der Abstammung, dem Aeußeren, der Generation u.a. 
Wir abstrahieren unbewußt bei allem sozialen Geschehen und 
Urteilen. Wir sehen bei jedem Ereignis und jeder Person mit Ab- 
sicht ab von allen möglichen Umgebungsbestandteilen. Wir tun 
es in der Biographie sogar im höchsten Grade, daß wir abstrahieren 
und isolieren. Die Herausschälung des Individuums und seines 
Seelenlebens aus seiner Umgebung ist ja die stärkste Isolation, 
die wir vornehmen können. Es ist auffallend, daB selbst hervor- 
ragende Methodologen dies immer wieder übersehen 25) und meinen 
sie hätten es im sozialen Geschehen oder in der Geschichte 
irgendwie mit einer »Wirklichkeit« als solcher zu tun. 

Also diese beiden Methoden der Isolation und Abstraktion 
wenden wir bewußt oder unbewußt immer wieder mit logischer 
Notwendigkeit auf die sozialen Phänomene auch in der Geschichte 
an. Das Recht und die Notwendigkeit des abstrahierenden Vor- 
gehens, das unmittelbar aus der Begriffsbildung folgt, kann nicht 
gut bestritten werden, da Praxis wie Wissenschaft es beständig 
benutzen. Wenn die sozialen Gesetze von der Methode der Ab- 
straktion im besonderen MaBe Gebrauch machen und sie auf 
isolierte Reihen anwenden: so tun wir auch hier nur etwas ganz 


25) So neuerdings wieder Bernheim, Lehrbuch der historischen Me- 
thode 5S. 118 gegen den Verfasser. R. meint, daß die Geschichte nicht abstrahieren 
dürfe! Sie tut es beständig. Es wird darauf zurückzukommen sein. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. 3. 40 
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Selbstverständliches und bleiben im Rahmen einer natür- 
lichen Dialektik. 


6. Es ist somit gezeigt, daß die Auffindung sozialer Gesetz- 
mäßigkeiten im besonderen Maße sich der Methoden bedient, die 
überhaupt das Rückgrat der sozialen Wissenschaften darstellen. 
Die Auffindung des Generellen, Typischen, Gesetzmäßigen wird ge- 
wiß nur möglich durch die Kunstmittel der Vergleichung wie der 
isolierenden Abstraktion. Aber eben diese Methoden sind für sie 
selbst notwendige. Wenn die systematischen Sozialwissenschaf- 
ten die Denkmittel der Vergleichung und der Differenzierung, der 
Isolierung und Abstraktion besonders ausgebildet haben, so tun sie 
nichts Wesensfremdes, sondern etwas, was in der Praxis des 
Lebens stets unbewußt geübt wurde. Diese Denkmittel sind 
unerläßlich zur Erfasssung der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
überhaupt. Auf diese Weise löst sich nun jene Antinomie, die 
zwischen der Komplexität sozialer Erscheinungen auf der einen 
und der Darstellung spezieller Gesetze in bestimmten Klassen 
auf der anderen Seite zu bestehen scheint. Nur weil wir stets 
mit fertigen, anderwärts vorgebildeten Kategorien an die so- 
zialen Erscheinungen herantreten, sind wir uns des metho- 
dischen Weges nicht mehr bewußt. Das darf uns aber nicht 
hindern, seine eigentliche Bedeutung zu untersuchen. Die Me- 
thoden der sozialen Gesetze liegen sonach ganz in dem Rahmen 
unseres sonstigen methodologischen Vorgehens. 

Nun ist allerdings gegen diese ganze Deduktion eine Be- 
merkung gemacht worden, auf die wenigstens hingewiesen werden 
soll. — Es sei nämlich durch eine direkt intuitive Erkenntnis, 
durch unmittelbares Erlebnis und Erfassen, gerade in den Geistes- 
wissenschaften des Gegenstandes sich zu bemächtigen. Es ist 
die Anschauung, die neuerdings vor allem von künstlerisch emp- 
findenden Gelehrten und künstlerischen Metaphysikern betont 
wird. Die Intuition, die »Einfühlung« nicht nur als Methode der 
Metaphysik (Bergson), sondern auch als das Spezifische des hi- 
storischen (Dilthey) und sozialen Erkennens (Sombart) wird ge- 
rade in einen Gegensatz gestellt zu den begrifflichen Krücken 
und Hilfsmitteln, mit denen die Naturwissenschaften hantieren 
müßten 2%). Soweit hierbei das Moment der Phantasie und der 


2) Sombart, Das Lebenswerk von Karl Marx S. 41; dazu dieses 
Archiv, Neuere Geschichtsphilosophie 1I (Bd. XXVII) S. 803 ff. 
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Anschauung in Betracht kommt, wird später darüber gehandelt 
werden. Es wird sich zeigen, daß tatsächlich ohne beide Sozial- 
wissenschaft nicht auskommen kann, so wenig wie übrigens die Na- 
turwissenschaft. Für uns ist eine andere Erwägungam Platze. Die 
yintuitive Erkenntnis« bedarf ihrerseits bestimmter Kategorien 
und Hilfsmittel. Sie bedarf es schon darum, weil sie anderen 
Menschen mitteilbar sein soll, weil sie der Sprache, der Symbole, 
der Ausdrucksmittel sich bedient. Reine Anschauung aber ohne 
Begriffe ist blind: sie kommt gar nicht zum deutlichen Bewußt- 
sein, geschweige denn zum Ausdruck und zur Mitteilung. Reine 
» Anschauung« gibt gar keine Erkenntnis, schafft kein Wissen. Und 
wenn die Intuition sich meist der Bilde und Gleichnisse, der nur 
andeutenden Hinweise bedient, so setzt sie doch voraus, daß zum 
mindesten diese analogen Symbole und Bilder genau so gedeutet 
werden, wie sie es voraussetzt. Selbst eine nur andeutende sym- 
bolische Redeweise will doch letzthin etwas plausibel und ein- 
drücklich machen, will etwas beweisen und als richtig und not- 
wendig hinstellen. Das aber ist wiederum ein begrifflich logischer 
Prozeß. Die intuitive Methode der Geisteswissenschaft hat es ja 
leicht; sie setzt die ganze begriffliche Arbeit einfach voraus, 
aber sie ersetzt diese nicht. — 

Wir haben die Hilfsmittel betrachtet, die in den Wissen- 
schaften vom sozialen Leben sich ausgebildet haben, um deren 
»Wirklichkeit« zu erfassen, soweit sie in den Gesetzen sich aus- 
drückt. Wenn dies aber die logischen Bedingungen sind, unter denen 
soziale Gesetze überhaupt möglich erscheinen, so fragt es sich 
nunmehr: wie werden sie denn wirklich, wie steht es eigentlich 
mit der regelmäßigen Wiederkehr sozialer Beziehungen ? 


TI. 


Die Formen der sozialen Gesetzmäßigkeiten. 


a. Die konkreten Regelmäßigkeiten. 


Die Gesetzmäßigkeiten des sozialen Geschehens nehmen im 
allgemeinen eine doppelte Form an. Sie treten uns als ko n- 
krete Regelmäßigkeiten und als abstrakte Gesetze ent- 
gegen. Die ersteren bedienen sich dabei zweier verschiedener 
Methoden, der Vergleichung einerseits, der Statistik andererseits. 
Ueber beide Arten ist demgemäß in diesem Zusammenhange 
zu handeln. 

au” 
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I. Die ersten »Regeln«, die man vom sozialen Geschehen auf- 
gestellt hat, sind Verallgemeinerungen (Generalisationen) gemei- 
ner Erfahrung. Es sind die massenhaft vorhandenen und immer 
neu gebildeten »allgemeinen Sätze« und Urteile, die auf jedem 
menschlichen Betätigungsgebiet uns entgegentreten. Sie stellen 
das Fazit vieler Wahrnehmungen dar. Durch Vergleichen 
verschiedener Beobachtungen und Erlebnisse werden sie gewon- 
nen. Es sind auch wirklich nicht nur Sätze, um die es sich han- 
delt, sondern allgemeine Urteile. Denn es findet darin schon ein 
Sichten und Ordnen, ein Kritisieren und Auswählen statt, und 
eine Tätigkeit unseres Verstandes spielt implicite mit hinein. Die- 
ser naive fast unbewußt sich vollziehende Prozeß ist aber nicht 
nur am Anfang geschehen, sondern er wiederholt sich beständig, 
je mehr der Kreis unserer Erlebnisse und Wahrnehmungen sich 
erweitert. Es ist derselbe Vorgang, der überhaupt dem Sammeln 
von »Erfahrungen« wie der Begriffsbildung zugrunde liegt. Diese 
»Regeln« werden dadurch gewonnen, daß unser Verstand bei den 
äußeren Wahrnehmungen wie den inneren Erlebnissen, wenn sie wie- 
derholt geschehen, durch Vergleichen die zufälligen Merkmale aus- 
schaltet und die gemeinsamen in einen kurzen Ausdruck zusam- 
menfaßt und nach bestimmten Verstandeskategorien ordnet. Das 
wissenschaftliche Denken führt hier in idealisierter und höherer 
Form nur das aus, was vorwissenschaftliche und praktische »Er- 
fahrung« immer getan hat — nämlich das Typische, Generelle, 
Gemeinsame zu allgemeinen Sätzen der Erfahrung zu 
verdichten. Es ist ja das Wesen aller induktiven Forschung 
überhaupt, die uns schließlich zu solchen allgemeinen Sätzen 
führt: sie leitet zu, damit wir nachher wieder ableiten können. 

Schon indem man aus den Beobachtungen individueller Vor- 
kommnisse einer Zeit und eines Ortes Schlüsse auf ähnliche 
Vorgänge zu anderer Zeit und an anderem Orte macht, indem 
man die Erfahrung eines Falles sich zunutze macht für die 
Erschließung anderer Fälle: operiert man unbewußt mit 
der Annahme von Regelmäßigkeiten sozialen Geschehens. Nun 
ist aber geistes- und kulturwissenschaftliche Forschung über- 
haupt ganz aufgebaut auf die Annahme solch typischen Vorkom- 
mens ähnlicher Geschehnisse. Es mag an die Beispiele der histo- 
rischen Hermeneutik oder der Kunstgeschichte oder des Wirt- 
schaftslebens oder an die Darstellung irgendwelcher Sitten er- 
innert werden. Alle eigentliche »Erfahrung« beruht auf der Be- 


a a a Se 
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obachtung von Regelmäßigkeiten, beruht auf der Ausscheidung 
der relevanten und irrelevanten Merkmale, beruht also auf der 
Bildung rationeller Urteile, unter Annahme typischer Wieder- 
kehr der Erscheinungen. Nicht das einmalige Erlebnis, der in- 
dividuelle Eindruck und die Impression, sondern nur der wieder- 
holte Eindruck macht praktische und vorwissenschaftliche »so- 
ziale Erfahrung« aus 7). Es ist vorhin bei Erörterung der Me- 
thoden der Vergleichung darauf hingewiesen worden. 

Die Wissenschaften von sozialen Dingen, wenn anders sie aus 
dem lediglich äußeren Konstatieren zerstreuter Einzelheiten heraus- 
treten, machen sich die Generalisierung und die Verallgemeinerung 
wiederholter und vergleichender Beobachtung beständig zunutze. 
Nicht die Politik, noch das Recht, nicht die Kunst oder die Wirt- 
schaft, nicht die Religion oder die Sprache können sie entraten. 
Auch die Beurteilung des einzelnen Falles, seine Einreihung in 
den Zusammenhang kann gedanklich nur geschehen durch vor- 
aufgehende klassifikatorische und generalisierende Vergleichung. 
Darum ist denn auch die Annahme von solchen primären Regel- 
mäßigkeiten in allen Disziplinen, die es irgendwie mit der syste- 
matischen Erfassung sozialer Gebiete zu tun haben, eine außer- 
ordentlich große. Wer über Politik oder Recht, über Wirtschaft 
und Religion, über Kunst und Sprache sich äußert und dabei 
nicht bei seinem individuellen Erlebnisse stehen bleibt, gelangt 
notwendig zu allgemeinen Sätzen, gibt ein Urteil über typisches 
Geschehen, über Wiederkehr gleichartiger Geschehnisse. Man 
streiche einmal die Regeln »gemeiner Erfahrung«, die generellen 
Urteile über soziale Erscheinungen aus den Wissenschaften: es 
bleibt nichts übrig, als ein Chaos unzusammenhängender »Er- 
lebnisse«. Die wissenschaftliche Arbeit führt also nur denselben 
logischen Prozeß durch, den die natürliche Dialektik von sich aus 
schon vorgenommen hatte. 

Die Meinung, als ob hier erst die statistische Methode etwas 
Neues und Spezifisches schaffe, als ob nur durch sie Regel- 
mäßigkeiten gefunden würden, ist ganz und gar hinfällig. Diese 
Meinung übersieht den Prozeß des induktiven Verfahrens, das 
sonst in den Sozialwissenschaften ebenfalls benutzt wird. Die 


27) Anders natürlich die psychologische Frage, ob nicht auch einmalige »Kr- 
lebnisse« unter Umständen (Fall des Paulus) so stark sein können, daß es für 
eime ganze l.ebenserfahrung ausreicht. Aber dann kommt es wesentlich auf 
die vorangehenden sErfahrungen« an. 
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vergleichende Methode, die auf komplexe Erscheinungen 
angewendet wird, führt eben dorthin, wo die statistische Methode 
ihren Abschluß findet: zu den Gesetzmäßigkeiten des Gesche- 
hens. Eines zahlenmäßigen Ausdrucks bedarf es dazu nicht. Die 
Mittel der Vergleichung bewirken ihrerseits dasselbe. Bei den 
argen MißBverständnissen auf der einen, der großen Unkenntnis 
auf der anderen Seite ist die Möglichkeit solcher Regelmäßig- 
keiten durch die einfache Methode der Vergleichung und der Ab- 
straktion nachdrücklich zu betonen. Nicht um das Seinsollen 
handelt es sich, sondern um die logische Beschreibung und Zer- 
gliederung des Verfahrens überhaupt. 


2. Die Zahl dieser konkreten Regelmäßigkeiten, die auf Ver- 
gleichung beruhen, ıst eine unübersehbare. Um aber nicht ganz 
im Abstrakten zu bleiben, mag auf einige beliebig herausgegrif- 
fene Beispiele hingewiesen werden. Es geschahen im deutschen 
Mittelalter und noch später die Uebertragungen von Stadtrech- 
ten in der Weise, daB die eine Stadt das Muster abgab, nach dem 
die bewidmeten Städte ihr Recht bildeten. Die Voraussetzung 
war also, daB hier typisches Geschehen und typische Verhält- 
nisse angenommen waren, weil nur dadurch die Möglichkeit 
gleicher Rechte gewährt wurde. — Oder es zeigt sich, daß 
in verschiedenen nebeneinander bestehenden Dialekten mit 
gewissen Sprachwurzeln regelmäßig dieselben Aenderungen 
stattfinden; z. B. ai vor h und r zuä wird. Diese Umwand- 
lungen vollziehen sich, wo sie auftreten, immer in derselben 
Richtung ®#). — Als ferneres besonders deutliches Beispiel sei 
an die soziale Klassenbildung innerhalb eines Stammes oder 
eines Volkes erinnert, die nach bestimmten, gleichen Formen 
vorgeht: sie stellt typische Vorkommnisse gesellschaftlichen 
Geschehens dar. Die Berufsgliederung städtischer Bevölkerung 
des einen Landes zeigt durchaus typische Wiederkehr in der 
Zusammensetzung des anderen Landes. — Die Werke der bil- 
denden Kunst weisen nicht minder ähnliche Formen sowohl in 
der Aufeinanderfolge verschiedener Stilarten, wie in den Aus- 
drucksformen und dem geistigen Inhalte der Kunstwerke auf. 
Bastians ganze Lehre von dem Völkergedanken, die nach geo- 
graphischen Provinzen sich modifizieren, beruht auf solchen 
regelmäßig wiederkehrenden Vorkommnissen. 


3) Delbrück in Annalen der Naturphilosophie I, S. 292. 
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Oder wir finden durchaus ähnliche und homologe Formen der 
Wirtschaft bei ganz verschiedenen Völkern ®), wenn wir sie nur 
auf ähnlichen Stufen der Entwickelung verfolgen. Dasselbe zeigt 
sich andererseits, wenn man verschiedene Religionsgemeinschaften 
betrachtet. Gewisse typische Formen des Kultus, der Zeremo- 
nien, des Priestertums, kehren gleichmäßig wieder, sei es, daB man 
die christliche und chinesische, die peruanische und indische Re- 
ligion miteinander vergleicht ®). Selbst die Gestalten der großen 
Religionsstifter zeigen durchaus verwandte Züge der Wiederkehr 
bei verschiedenen Völkern in verschiedenen Zeiten, so sehr auch 
die Erleuchtung der »Heilbringer« unter ganz individuellen An- 
lässen erfolgt und jedesmal ein individuelles Ereignis bleibt. — 
Die Preise der Waren sind, um auf ein anderes Gebiet überzu- 
gehen, gewissen Schwankungen ausgesetzt; diese treten einmal der 
Zeit nach in demselben Raumgebiet auf, sodann aber zeigen sie 
in verschiedenen Ländern einen homologen Verlauf und ty- 
pische Wiederkehr. Um ein letztes Beispiel zu nehmen, so kommt 
die Strategie durch eine systematische Betrachtung vieler Fälle, 
die sie aus der Geschichte entnimmt, zu ganz bestimmten Regeln, 
z. B. über den Zug und die Entladung von Kriegsgewittern usf. 

Jedes einzelne der hier angegebenen Phänomene ist in der 
Form, in der es an einem Ort auftritt, zunächst einzig und ein- 
malig aus ganz bestimmten Ursachen und Anlässen entstanden. 
Es wird niemals wieder an demselben Orte und zu derselben Zeit, 
in derselben Weise stattfinden können. Andererseits aber ist 
die Wiederholung und Gleichmäßigkeit, von denen der konkrete 
Fall nur ein Beispiel darstellt, ganz unverkennbar. Es geschah 
immer durch die Heraushebung relevanter Merkmale und die Ver- 
nachlässigung nebensächlich zufälliger, daB wir jene Regelmäßig- 
keiten des Geschehens fanden. Es sind homologe und analoge 
Vergleichsmomente, die wir betonen. Vergleichen, das war 
hierbei das Wesentliche. 

Vielleicht ist nichts frappierender in dieser Beziehung, als 
die Probleme in der Geschichte der Philosophie.  Zweifellos 
sind es stets Erlebnisse einzelner hier und da auftretender 
Individuen, um die es sich dabei handelt. Nur zu ver- 


#) Große, Formen der Familien und Formen der Wirtschaft. 

30) Lippert, Geschichte des Priestertums, passim. Ed. Meyer, Ge- 
schichte des Altertums 1. Band Einleitung 1907, S. 123 ff. Breysig, Ent- 
stehung des Gottesgedankens und der Heilbringer 1905. 
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stehen aus der ganz speziellen Veranlagung, aus den individuellen 
Förderungen und Hemmungen der Zeit, aus speziellen Erfah- 
rungen und Beobachtungen, aus dem Stande der Wissenschaft 
und der persönlichen Kenntnisse. Nur dadurch wird uns ein Plato, 
ein Spinoza verständlich, wenn wir deren Psyche und Umwelt 
individuell betrachten. Wie sollte ein Nietzsche mit seinem ganz 
persönlichen Schicksal, seinem eigentümlichen Temperament und 
individueller Konstitution, seiner ganzen Eigenartigkeit sich denn 
wiederholen? Das Genie, so sagt man, ist immer einzig. Und 
doch, wenn wir die Philosopheme nach Prinzipien ordnen, so ver- 
schwindet das einzelne Erlebnis als solches gänzlich in dem Zu- 
sammenhang der vorangegangenen und der gleichzeitigen Ideen. 
Weitgehende Parallelismen und Wiederkehr der nämlichen Pro- 
bleme ist das Auffallende ?!). Erleben wir doch gegenwärtig eine 
Wiederauflebung des alten Universalienstreites in dem Kampfe 
um das Generelle und Singuläre, der ganz in der Weise der alten 
Scholastiker durch Begriffsschematismen geführt wird. Das, was 
bei dem einzelnen Individuum nur aus konkreten Verursachungen, 
nur durch spezifisches Einfühlen und Nacherleben »verständlich« 
wird, erscheint als Spezialfall, als Glied einer ganzen Gedanken- 
reihe: bei der die »Originalität« selbst der tiefsten und letzten Er- 
lebnisse, die Selbständigkeit in der paradoxesten Formulierung 
doch nur sehr gering ist. Das Prinzip der Vergleichung bewirkt 
nichts anderes, als daß wir die zufälligen Bestandteile zurück- und 
das wesentlich Generelle hervortreten lassen. 


3. Wir haben uns aber auch hier die logischen Vorausset- 
zungen klar zu machen, um zu diesen Regeln zu gelangen. Es 
sind drei Arten von Bedingungen, durch die soziale Regelmäßig- 
keiten »möglich« werden. Einmal müssen die Eigenschaften 
an den Vorgängen, die wiederholt auftreten, unter sich gleich- 
artig sein oder zum mindesten als gleichartig angenommen wer- 
den. Oft erscheint ja nur die äußere Form als »gleich«, während 
der innere Gehalt sehr verschieden sein kann. So deckt sich 
etwa der Begriff der Verfassungsformen (Monarchie, Aristokratie, 
Demokratie), bei denen wir eine bestimmte Aufeinanderfolge 


31) Gedacht ist natürlich an die Darstellung von Windelband, Ge- 
schichte der Philosophie, der die Methode der vergleichenden Prinzipien — 
freilich im Widerspruch gegen seine eigene Theorie — sehr glücklich angewandt 
hat. Hübsch ausgeführt der Gedanke auch von Wundt, Metaphysik in 
Kultur der Gegenwart S. 107 f., S. 117. 
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wahrnehmen, innerlich ja keineswegs mit dem Inhalte der anti- 
ken Verfassungen. Trotzdem betrachten wir sie als gleichartig 
oder mindestens als annähernd ähnlich. Wir heben bei dem Ge- 
samtprozesse gewisse Eigenschaften als relevant aus dem Zu- 
sammenhange heraus und sehen von den übrigen ab. Wir kümmern 
uns also nur um relevante Eigenschaften. Die Gleichartigkeit 
der Vorgänge und Ereignisse beruht ganz auf der angenommenen 
Gleichartigkeit der relevanten Eigenschaften. Nur diese gleich- 
bleibenden Momente betonen wir bei unserm Erfahrungsurteil 
über die regelmäßige Wiederkehr. Wir nehmen konstante 
Eigenschaften bei wechselnden Erscheinungsformen an. 

Die zweite Bedingung liegt in der Beziehung der Vorgänge 
zu den »Umständen« Und zwar sind entweder die relevan- 
ten Merkmale als unabhängig von der Umgebung und deren 
Faktoren zu denken. Oder der Komplex von Umständen, 
unter denen die Regelmäßigkeiten auftreten, ist als ein stabiler 
anzusehen. Beides deckt sich nicht. Aber es ist wichtig, beides 
zu betrachten. Nennen wir die Umgebung, in der die einzelnen 
sozialen Vorgänge sich abspielen, die »Konstellation«, so würden 
wir also im ersten Falle sagen können: Regelmäßigkeiten sind 
überall da zu finden, wo die relevanten Eigenschaften unab- 
hängig von der sonstigen Konstellation bleiben. Wirtschaftliche 
Beziehungen, etwa die Bildung der sozialen Klassen oder die 
Durchsetzung der Arbeitsteilung, sind z. B. unabhängig von dem 
ideologischen Oberbau. Auch die politischen Verfassungsformen 
zeigen sich z. B. von den Momenten der Wissenschaft, dem Gei- 
stesleben, der Kulturhöhe wenig beeinflußt. Die Veränderung 
der Sprache andererseits ist von vielen, nicht von allen Teilen 
der »Konstellation« unabhängig. 

Häufiger dagegen wird der andere Fall vorliegen, daß 
nämlich die Umstände, d. i. der Komplex von Begleits- 
ursachen, konstant bleibt. Wir sprechen dann von Stabi- 
lität der Verhältnisse. Das gilt z. B. von allen 
Wiederholungen der Sitte, bei Rechtshandlungen, bei Schwan- 
kungen der Preise, bei den Formen der Siedelung u. a. Hier 
werden die Regelmäßigkeiten verschwinden oder andere Formen 
annehmen, wenn die Umstände sich wesentlich ändern: Klima 
und Oertlichkeit wechselt, monopolistische Bestrebungen sich 
kund tun, Taxen eingeführt werden usf. 

Eine von diesen beiden Beziehungen zu den »Umständen« 
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wird stets erfüllt sein müssen. Nur werden wir uns bei 
der Aufzeigung der Regelmäßigkeiten dieser doppelten Art 
von Bedingtheit selten bewußt. Da sehr oft die Beobach- 
tung eine beschränkte war, so kommt eine Generalisation 
heraus, die nur unter deı Annahme bestimmter Bedingungen 
zutreffend war, aber bei veränderten Umständen gar nicht 
oder nicht mehr völlig eintrifft. Die konstatierten Regelmäßig- 
keiten sind oft nur von beschränkter Dauer und von relativer 
Allgemeinheit (s. w. u.). Kein Zweifel, daß gerade darum der 
Empiriker oft recht unzureichend verallgemeinert und dann auf 
den Widerstand des Nichts-als-Empirikers stößt. Der hat eben 
andere Erfahrungen gesammelt, die mit jenen scheinbar nicht 
übereinstimmen. Daraus entsteht jene Skepsis, die zu einer völ- 
ligen Verwerfung solcher Regeln und Regelmäßigkeiten fühıt, 
weil beiderseits der bedingte Charakter des allgemeinen Satzes 
nicht hinreichend erkannt wird. 

Endlich ergibt sich noch eine Folgerung als denknotwen- 
dig, damit solche konkreten Regelmäßigkeiten wirklich werden. 
Es muß ein Komplex von Elementen vorhanden sein, der immer 
gleich wirksam bleibt und trotz aller Modifikationen und Um- 
stände sich allenthalben durchsetzt. M. a. W.: wenn eine regel- 
mäßige Wiederkehr bestimmter sozialer Erscheinungen vorhan- 
den ist, so muß wirklich ein soziales »Geset z« zugrunde liegen, 
das einen engeren Zusammenhang zwischen sozialen Elementar- 
erscheinungen herstellt. Ob wir immer dazu kommen werden, 
einen solchen näheren Zusammenhang, ein Gesetz zu Konstatie- 
ren, ist damit noch keineswegs gesagt. Wir werden tatsächlich 
außerordentlich oft uns mit äußeren Konstatierungen begnügen 
können und müssen. Aber der Umstand, daß wir durch die ver- 
gleichende induktive Methode sehr viele Parallelismen und Regel- 
mäßigkeiten finden, ist uns doch ein Beweis dafür, daB hier 
überall gleiche Ursachenkomplexe anzunehmen sind: daß mit- 
hin auch die Bedingungen. die wir apriori gestellt haben, in der 
Wirklichkeit annähernd erfüllt sind. 

b. Speziell die statistischen Regelmäßigkeiten. 

4. Schon in dem Momente der wiederholten Beobachtung 
oder dem wiederholten Eintreten eines Ereignisses liegt es be- 
gründet, daß dem quantitativen Merkmale eine besondere 
Bedeutung eignet. Denn eben das wiederholte Vorkommen 
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desselben Ereignisses setzt voraus, daß die Eigenschaften annä- 
hernd dieselben sind, daß es sich also nur um verschiedene Exem- 
plare derselben Gattung (Art, Gesamtheit), oder um Varianten 
desselben Vorgangs handelt. Es werden die gleichen Eigen- 
schaften an verschiedenen Individuen einer Gesamtheit 
bez. an verschiedenen Geschehnissen derselben Art untersucht. 
Es kommen dabei überall die Variationen und Modifikationen 
der Individuen bez. der individuellen Ereignisse in Frage ??). 
Hier setzt nun die statistische Methode ein, die sich mit den 
quantitativen Verhältnissen der Dinge (Ereignisse) beschäf- 
tigt 33). Bei ihr ist mithin die erste jener drei Bedingungen, 
die wir überhaupt für das Vorhandensein von Regelmäßig- 
keiten aufgestellt hatten, die Konstanz der Eigenschaf- 
ten, im besonderen Maße erfüllt. Sie ist die Voraussetzung 
der statistischen Methode. An den qualitativ gleichartigen 
Gegenständen (Alter, Arbeitslosigkeit, Beruf, Weareneinfuhr, 
Selbstmord, Studium, Eheschließung, Wortgebrauch) sucht 
sie jedesmal das quantitative Merkmal zu bestimmen. Sie hält 
also die Eigenschaften der Gegenstände begrifflich als iden- 
tisch fest und zählt nur die Dinge (Ereignisse) selbst. Die 


32) Wir nennen sie Kollektivgegenstände oder auch Massenerscheinungen. 
Kollektivgegenstand ist sein Gegenstand, der aus unbestimmt vielen nach Zu- 
fall variierenden Exemplaren besteht, die durch einen Art- oder Gattungsbegriff 
zusammengehalten werden« Vgl. Lipps, Theorie der Kollektivgegenstände, 
S. 40. 

3) Tschuprow hat verführt durch Rickertsche Terminologie in diesem 
Archiv 1908 einen ganz heillosen Wirrwarr bez. der Statistik angerichtet und 
scheint bereits Schule zu machen (Wassermann in Monatsschrift für Kriminal- 
psychologie und Strafrechtsreform III. Jahrg. S. 577 ff.). Nicht nur daß auch 
er ein Opfer seiner cigenen Terminologie wird — Naturwissenschaft bald ım 
dinglichen bald im methodologischen Sinne verwendet: er mißbraucht auch die 
anderen Begriffe. So soll nach ihm die statistische Methode sich auf alle Wissens- 
gebiete mit Erfolg anwenden lassen, wo es sich um Feststellung kausaler 
Zusammenhänge handelt. Nun ist dies aber mit Erlaubnis in allen Wissen- 
schaften und in der Praxis des täglichen Lebens der Fall. Mithin müßte sich auch 
die statistische Methode überall, hier wie dort, anwenden lassen, um kausale 
Zusammenhänge aufzudecken. Für Tsch. scheint aber Kausaltorschung ein 
naturwissenschaftliches Prinzip zu sein! Er verwechselt zudem beständig Wissen- 
schaft und ihre praktische Anwendung und verlangt von den Naturwissenschaften 
allen Ernstes (Archiv Bd. XXIII (1900) S. 001), daB sden Landwirten 
ermöglicht wird, eine gute Weizenerntevondemihnen 
gehörenden Acker zu erhaltene (wörtlich). Man kann sich also 
von der vollen Verwirrung, die in dem Aufsatz herrscht, eine Vorstellung machen. 
Vielleicht verlangt er von der Theorie der Akustik auch eine gute Oper oder 
von einem Lehrbuche der Mathematik eine hohe Dividende! 
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Zahl istan sich schon der Ausdruck für die 
Wiederholung gleicher Eigenschaften an 
verschiedenen Exemplaren einer Gattunng. Ge- 
zählt werden stets die Dinge (Ereignisse), gemessen die Eigen- 
schaften, die als konstant gedacht werden 34). Das ist das 
Wesen der statistischen Methode. Nebenbei sei bemerkt: es 
ist nicht die besondere »Aufgabe« der Statistik, Regelmäßig- 
keiten zu finden, sondern es ist nur die Folge ihres Seins, ihre 
Konnotation. 

Es ergibt sich für die statistische Methode die Notwendig- 
keit, daB die Merkmale, die gemessen werden sollen, begrifflich 
genau und eindeutig bestimmt sind: d. h. die Begriffe und Ele- 
mente müssen exakt definiert sein. Nur dann ist die Zählung 
der Dinge nach bestimmten Merkmalen überhaupt möglich, 
wenn letztere selbst eindeutig festgehalten werden ®). An sich 
hat diese so beschriebene statistische Methode es noch in keiner 
Weise mit sozialen Gegenständen zu tun. Das wird erst dann der 
Fall, wenn diese selbst ihr Untersuchungsobjekt ausmachen. Es 
ist aber natürlich ein elementares Mißverständnis, als wenn die 
Statistik eine spezifisch naturwissenschaftliche Methode sei oder 
nur auf Naturgegenstände angewendet werden könne. Das hängt 
vielmehr ganz von der Beschaffenheit der Gegenstände selbst ab. 
Geburt ist an sich ein Naturvorgang, Eheschließung eine soziale 
Erscheinung. Beides kann die statistische Methode sehr wohl er- 
fassen. Wir haben sie darum bei den Naturgesetzen ebenso be- 
handeln müssen, wie wir es bei den sozialen tun. 

An sich haftet der Methode aber noch nicht der Charakter 
des Gesetzmäßigen an. Im Gegenteil: zunächst konstatiert sie 
nur die quantitativen Verhältnisse der Dinge als solche. Denn 
die Größenvorstellung selbst ist bereits in dem naiven Den- 
ken über die sozialen Dinge gegeben: sie wird nur in der Wis- 
senschaft zur besonderen Methode emporgehoben. »Wir können 


34) Genauer wäre vielleicht zu sagen, daß die Eigenschaftsunterschiede 
gemessen werden, dadurch daß Dinge (Ereignisse) mit den speziellen ligenschafts- 
unterschieden gezählt werden. | 

3) Hierzu Meitzen, Theorie der Statistik, S. 86—88: Zählbarkeit der 
Dinge und Meßbarkeit der Eigenschaften. Die Logik der Statistik ist bisher nicht 
eben schr einsichtsvoll behandelt worden; sie hat vor allem diese wichtige Grund- 
tatsache arg vernachlässigt. Auch Tschuprow hat sie ganz übersehen und ist 
dadurch in die Irre gegangen, daß er annahm, die Statistik beschäftige sich 
mit dem Individuellen selbst. 
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sehr viel wissen ohne uns um genaue Größenvorstellungen zu küm- 
mern; aber wir täuschen uns, wenn wir annehmen, daß wir im 
wirklichen Verkehr mit den Dingen ohne einige Schätzung von 
Menge und Grad auskämen ?6).« Die statistische Methode ist 
damit nur der Idealfall der induktiven Beobachtung überhaupt *”). 
Sie ist die auf die Spitze getriebene systematische Induktien 
xat e&oyriv. Alles, was anderwärts erst durch einen mühevol- 
len Isolierungs- und Abstrahierungsprozeß erstrebt wird, das er- 
reicht die Statistik durch die numerische Methode des Zählens 
von selbst. Sie ist nämlich bereits ein Abstraktionsvorgang, in- 
dem sie stets e i n e Eigenschaft an den Dingen allein festhält und 
von den sonstigen qualitativen Verschiedenheiten absieht. Da- 
rın beruht natürlich auch ihre Beschränkung. Denn es sind nur 
relativ sehr einfache Eigenschaften, die als gleich und kon- 
stant betrachtet werden können und deren Definition sich ein- 
deutig festlegen läßt. Indem die statistische Methode aus einer 
Masse unübersehbarer und veränderlich auftretender Einzelfälle 
diese charakteristische Eigenschaft heraushebt, tut sie in besonderer 
Weise nur das, was das induktive Verfahren überhaupt anstellt. 

Dadurch wird sie dann allerdings im besonderen Maße wichtig 
für die Auffindung der Gesetzmäßigkeiten im Gesellschaftsleben. 
Dank ihrer numerischen Methode ist sie vor allem dazu 
geeignet, die regelmäßige Wiederkehr bestimmter Erscheinungen 
aufzudecken. Sie hat es eben von vornherein mit qualitativ- 


3) Dührıng, Logik und Wissenschaftstheorie 1905 S. 109. 

37) Die Ausführungen Tschuprows sind in ihren wesentlichsten Teilen un- 
richtig (Aufgaben der Theorie der Statistik in Schmollers Jahrbuch 1905 und 
Statistik als Wissenschaft, Archiv für Sozialwissenschaft Bd. XXH S. 058 £.). 
Die statistische Methode erscheint ihm als Gegenstück der induktiven. 
Beide stellen sich in den Dienst der naturwissenschatftlichen d. 1. gesetzmäßigen 
Erkenntnis und beide haben für ihn die Aufdeckung der Naturgesetze zum 
Zweck. Diese Behauptungen sind in allen Stücken unrichtig: die Statistik ist 
nur ein besonderer Fall der induktiven Methode überhaupt, aber nicht etwa 
deren »Gegenstück« (Was soll das heißen ? Das Gegenstück der »zuleitenden« 
ist die ableitende Denkweise, die Deduktion!) Logisch entspricht die Auffin- 
dung des Mittelwertes (Durchschnittes) durchaus der induktiven Begriffsbildunz. 
— Auch die Darstellung der Naturgesetze ist zunächst durchaus nicht der 
Zweck der statistischen Methode; sondern vielmehr ist es die zahlenmäßige 
Konstatierung als solche, die sie bezweckt (Größe der Mannschaft, Steuer- 
ertrag, Rechnungslegung, Einwohnerzahl, Schuldenmenge eines Landes u. a.m.\: 
die statistische Methode ist zunächst durchaus ein Mittel der realistisch-kon- 
kreten Beschreibung des Zuständlichen und seiner Acenderungen. Bei Tsch. 
ist aber überhaupt die »zahlenmäßig bestimmbare Massenerscheinunge für «die 
Statistik nur ein Akzidenz, eine Konnotation. Sie ist in Wirklichkeit die Haupt- 
sache, die Substanz. 
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homogenen Reihen zu tun, an denen sie das Gleiche mißt. So 
verdankt die Sozialwissenschaft dieser Methode tatsächlich außer- 
ordentlich viele Hinweise auf solche Regelmäßigkeiten, die uns 
sonst, wo unsere Aufmerksamkeit meist nur auf die komplexen 
Verschiedenheiten gerichtet ist, kaum auffindbar wären ®). Die 
vergleichende Methode auf der einen, die numerische Methode der 
Statistik auf der anderen Seite treffen sich so in demselben Ergeb- 
nis. Kein Zufall. Auf den inneren Zusammenhang beider Verfahren 
ist aber darum besonders hinzuweisen, da leicht die Statistik als 
etwas ganz Fremdes und Eigenartiges gegenüber den sonstigen in- 
duktiven Methoden erscheint, was sie logisch keineswegs ist. 


5. Nur kurz muß bemerkt werden, daß die hier vorge- 
tragene Grundanschauung in einem völligen Gegensatz zu der 
von Tschuprow in diesem Archiv vertretenen sich befindet. 
Diese scheint mir infolge der rein verbal orientierten Logik un- 
gefähr den Gipfel der Verstiegenheit erreicht zu haben. 


a) Die Statistik ist überhaupt keine Real wissenschaft — weder eine 
ontologische, noch eine nomologische. Die Behauptung Tschuprows, daß die 
Statistik snach allgemeiner lieberzeugung« beides sei, nämlich Wissenschaft und 
Methode, ist sachlich nicht begründet. Wer die Statistik als eine selbständige 
Wissenschaft immer noch ausgeben kann, hat sich über die Wissenschaftstheorien 
kein Bild gemacht, weiß gar nicht, was ein2 Real wissenschaft ist. Der Streit 
besteht nicht mehr, weil im Ernste der selbständige Charakter der Statistik 
als Wissenschaft nicht behauptet werden kann ®). Sie ist vielmehr aus- 
schließlich eine Methode der Induktion und zwar eine allgemeine, nicht etwa 
eine naturwissenschaftliche. Zum Charakter einer Wissenschaft fehlt ihr die Haupt- 
sache, nämlich die Grundvoraussetzung, ein Gegenstand, der einheit- 
lich erfaßbar ist. Die Geographie, die Tsch. in einen Gegensatz zur Statistik 
stellt, hat es durchaus nicht nur mit dem »absolut Individuellen« an sich zu tun, 
sondern bssitzt einen Realgegenstand, die örtliche Gebundenheit an die Gestalt 
unserer Erde $°). Dem entspricht in der Statistik eben kein Reales. Der erneute 
Versuch Tschuprows, ihr einen solchen zu substituieren, wonach sie die Wissen- 
schaft vom »relativ Individuellen« darstellt, ist als gescheitert zu betrachten. 


3) Rümelin hat darum im Prinzip ganz recht, wenn er sagt (Reden 
und Aufsätze III S. 200): »Der moderne Begriff der Gesellschaft ist eigentlich 
erst durch die Anwendung und steigende Verbreitung und Vertiefung der statisti- 
schen Methode genauer bestimmt und wissenschaftlich verwertet worden.« 
Allerdings hat sich auch die vergleichende Methode als mindestens ebenso frucht- 
bar erwiesen, was allgemein übersehen wird. 

39) Vom Standpunkte der Logik natürlich. Anders ist die Frage, ob sie selb- 
ständiges Unterrichtsfach sein kann. 

10) Nebenbei sei bemerkt, daß die Geographie des Zeitmomentes gänzlich 
entbehrt und zudem einen allgemeinen — also nach Tsch. nomologischen — 
Teil besitzt, der sogar von dem konkreten Raum abstrahiert. Das Bei- 
spiel war also wieder ganz spezifisch unglücklich gewählt. Aber das ist kein 
Zufall, daß die Beispiele der Kulturlogik (wie etwa das Rickerts bez. der Astro- 
nomie) immer versagen und das Wesentliche verfehlen. 
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Denn die Zusammenfassung heterogenster Inhalte unter dieses rein formale 
Ordnungsprinzip ergibt eben keine reale Einheit, sondern nur einen ganz inhalts- 
leeren Begriff. Bildet man, um den Umfang des Begriffes zu bestimmen, etwa 
die Klassen, die ihn ausfüllen, so bemerkt man sofort, daß sie keine realen Eigen- 
schaften mehr gemeinsam haben. Begriffeohne Anschauung sind 
aber leer. Der Begriff ist eben sachlich falsch gebildet. 

Zu allem Unglück ist aber die Konstruktion des Begriffes auch logisch 
unzulässig. Um ein wirklich entscheidendes Klassifikationsmerkmal zu haben, 
müßte nämlich gezeigt werden, daß das charakteristische Merkmal vom »relativ 
Individuellen« anderen Realwissenschaften nicht eigentümlich sei, sondern daß es 
ausschließliches Merkmal eben der sstatistischen Wissenschafts darstelle. Nun 
haben aber sehr viele Disziplinen, wie die Rechtswissenschaft, die Völkerkunde, 
die spezielle Volkswirtschaftslehre, die Kriegswissenschaft, die Geschichte der 
Kunst, der Religion, der Wirtschaft ebenfalls mit solchem »relativ Individuellen« 
zu tun, um schon diesen höchst unglücklichen und schiefen Ausdruck beizube- 
halten. Teilweise sogar mit Massenerscheinungen wie Sitte, Recht, Völker- 
kunde, um von den beschreibenden Naturwissenschaften ganz zu schweigen. 
Sie müßten also nach dieser famosen Logik sachlich samt und sonders mit der 
»Statistik als Wissenschaft« sich decken: denn (S. 703) diese ist für Tsch. ganz 
allgemein diejenige Wissenschaft, die nicht etwa «durch die numerische Methode, 
sondern nur durch das Merkmal des »relativ Individuellen« ausgezeichnet sein 
soll. Wenn dies aber zuträfe, so eignet ihr eben gar kein spezifisches 
Merkmal mehr, das sie von andersartigen Wissenschaften des »relativ Indivi- 
duellen« unterschiede. Es gibt eigentlich nur noch Statistik oder überhaupt 
keine. Die spezifischen Merkmale des Begriffes sind mithin für die Statistik 
als Wissenschaft im Sinne Tschuprows nicht eindeutig bestimmt, mithin ist es 
auch der Begriff selbst nicht. Das ließ sich übrigens unschwer auch apriori vor- 
hersagen. Aus einem formalen Gesichtspunkt läßt sich cben kein realer 
Inhalt einer Wissenschaft konstituieren, Tschuprow ist damit nur das Opfer seiner 
eigenen verkehrten Dialektik und seines falschen Ausgangspunktes geworden. 

b) Der Gegensatz von ontologischer und nomologischer Wissenschaft ıst an 
sich überhaupt verfehlt, zum mindesten ist er aber auf die Statistik ganz und gar 
nicht anwendbar. Die Wissenschaften lassen sich nicht nach den Aufgaben oder 
Methoden, sondern nur nach den Gegenständen scheiden, die dann ihrerseits auch 
jene mitbestimmen. Die Statistik soll nach Tschuprow eine ontologische Wissen- 
schaft sein, d. h. sie soll die Welt mit Rücksicht auf das Individuelle, also auf 
konkrete Zet und konkreten Raum svstematisch untersuchen. Im 
Gegensatz stünde also etwa die Biologie, von der Tschuprow allerdings niemals 
redet; diese hates zwarauch miträumlich verteilten und zeitlich gebundenen Lebe- 
wesen zu tun, aber doch nicht mit einem konkreten Raum und einer konkreten Zeit. 
Gerade die gleichzeitige Festlegung dieser beiden Begriffe sei aber das Charakteri- 
stische der ontologischen (alias geschichtlichen) Wissenschaft. Wie steht es nun 
mit der vergleichenden Statistik, die ja auf einen sehr alten Ursprung 
(Büsching) zurückschauen kann ? Sie hat es gar nicht mehr mitdenkonkreten 
Zeiten und konkreten Räumen als solchen zu tun, sondern eben mit den 
verglichenen und damit verschiedenen Zeiten und Räumen, bei denen die kon- 
krete Bestimmtheit ganz in den Hintergrund tritt und irrelevant wird. Sie 
kann mithin nicht mehr ontologisch im Sinne Tschuprows sein, sondern müßte 
wohl oder übel zu den nomologischen Wissenschaften gehören, die zwar nicht 
von sallen auf die Zeit und den Raum bezüglichen Angaben, wohl aber von den 
konkreten Angaben abstrahieren« (S. 676). Wir wurden mithin die Stati- 
stik als Wissenschaft je nachdem sowohl in die ontologische wie in die nomo- 
logische Schublade zugleich einräumen müssen. Fürwahr eine schöne Logik. 
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Unsere Schlußfolgerung, die wir aus alledem ziehen, ist eben die entgegen- 
gesetzte der Kulturwissenschaftlichen Loriker. Jede Realwissenschaft, die durch 
den Gegenstand und nur durch diesen charakterisiert ist, hat es mit einer doppel- 
ten Möglichkeit (Aufgabe) zu tun. Die allgemeine (abstrakte) und die spezielle 
(konkrete). Das Ausmaß dieser beiden Aufgaben ist je nach dem Gegenstande 
verschieden, aber an sich sind immer beide Seiten zu bearbeiten. Will man der 
Statistik den Charakter einer eigenen Wissenschaft geben, um sie dadurch als 
eigenes Lehr- und Universitätsfach zu legitimieren, so kann es nur der der F or- 
mal wissenschaft wie der Logik, Mathematik, Hermeneutik sein, mit denen sie 
tatsächlich sui generis ist und auf einer Linie steht. Sie hat es wie diese aus- 
schließlich mit »Denkgegenständen« zu tun. 

c) Endlich ist Tschuprow auch ein Opfer seiner Worte (idola specus nach 
Bacon) geworden. Und zwar ist es das Wort »Individuume, das er in einem mehr- 
fachen Sinne anwendet, und das ihn verführt, in der Statistik eine Wissenschaft 
vom »relativ Individuellene zu sehen, weil die Grundlage der Statistik scheinbar die 
Individuen bildeten. Individuum aber bedeutet zweierlei: 1. ein beliebiges 
Exemplar einer historischen Gattung — mag es Mensch oder Stadt oder Haus- 
hund oder Eiche sein; denn auch der Haushund und die Eiche sind nicht überall 
zu allen Zeiten gewesen, sondern historischer Art. Zoologie und Botanik haben 
es stets mit solchen Individuen zu tun, die ein Exemplar der Gattung repräsen- 
tieren. Der Gegensatz zu diesem Individuum (Einzelexemplar) ist Viel- 
heit. Mit diesen Individuen haben es die meisten Wissenschaften vom Men- 
schen zu tun — Anthropologie, Rechtswissenschaft, Völkerkunde, Wirtschafts- 
wissenschaft, Sittengeschichte. Es handelt sich überall um eine Vielheit ein- 
zelner Individuen, d. i. um beliebige Exemplare einer historischen Gattung. 
2. Bedeutet Individunm eine bestimmte Einzelpersönlichkeit historischer Art, 
die nur ein einziges Mal als diese eine vorhanden ist, wirklich einzig war, niemals 
und nirgend sich wiederholen kann ®). Ihr Gegensatz ist Allgemeinheit. 
Mit diesen letzteren bestimmten Eigenpersönlichkeiten soll angeblich die Geschichte 
ausschließlich zu tun haben. Tschuprow ist nun einfach ein Opfer eines sprach- 
lichen Mißverständnisses geworden, indem er diese beiden Begriffe konfundiert 
hat. Die Statistik hat es eventl. mit den beliebigen Exemplaren einer (histori- 
schen) Gesamtheit (Gattung) zu tun, dagegen gar nicht mit den Eigenpersönlich- 
keiten als solchen, sondern nur insoweit, als diese das Gattungsmerkmal zeigt. 
Bei Tschuprow gehen diese beiden Bedeutungen eine ganz unlösliche Verbindung 
ein und zeugen den \Wcchselbalg des »relativ Individucellene. Damit ist denn 
glücklich im Beiwort das ncegiert, was das Hauptwort setzt: es ist etwa so wie 
brauner Schimmel. 

Unglücklicherweise hat es aber die Statistik überhaupt nicht mit den 
Individuen oder dem Individuellen als solchen zu tun, sondern nur mit einzelnen 
gleichen Eigenschaften von diesen. Die Individuen als solche sind der Stati- 
stik gänzlich gleichgültig: sie untersucht nur immer die Eigenschaften 
an Ihnen! 

Tschuprow weiß auch endlich nicht, was ein Naturgesetz bedeutet. Er 
wendet es bald in einem realen, und zwar speziell physikalisch-mechanischen, 
bald in einem generellen Sinne an. Es gilt ihm »ewig und überalle Nun ist aber 
das organische Leben an das Vorhandensein der atmosphärischen Luft gebun- 
den. Für unsere Erde läßt sich nachweisen, daß diese gar nicht von Anbeginn da 
war — also nicht »ewige«e ist. Von anderen Planeten wissen wir, daß sie 


sl) »In jeder Bezichung ein Finzelnes ist nur das, was nach Ort und Zeit, 
also einem Augenblick entsprechend, vollständig bestimmt istte Dühring, 
Logik und Wissenschaftstheorie 1905. S. 50. 
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gar keine Atmosphäre, mithin auch gar kein organisches Leben haben, dieses 
also nicht »überall« ist. Die Gesetze des organischen Lebens ebenso wie die der 
Chemie, gelten mithin weder ewig noch überall, scheinen also nach Tschuprow 
überhaupt nicht zu den Naturgesetzen zu gehören, sondern sind vielleicht onto- 
logisch ? 

Das freilich unausgesprochene Ergebnis ist, daß in jeder Wissenschaft so- 
wohl ontologische wie nomologische Bestandteile vorhanden sind. Mithin ist 
jene formale Unterscheidung überhaupt kein fruchtbares Einteilungsprinzip. 
Es ist aus einem rein gedanklichen Prinzip ein Schluß auf sachliche Verschie- 
denheiten gemacht worden. Das aber ist ein metaphvsisch-ontologischer Beweis, 
der jenseits der Logik steht. Die ganze Untersuchung ist darım ebenso un- 
fruchtbar wie sie sich als sachlich falsch und logisch unzulässig erwiesen hat. 

6. Nun liegt es freilich nahe, einem Irrtum zu verfallen, dem 
die Statistiker auch wirklich anfänglich verfallen sind. Es ist die 
Meinung, daß schon in der Wiederkehr der gleichen Zahl 
ein Gesetz zu finden sei, als wenn m. a. W. der ermittelten empi- 
rischen Zahl bereits typischer Wert zukäme ?2%). So suchte man 
etwa die gleiche Geburtenquote oder die gleiche Verbrecherzahl 
oder das gleiche Geschlechtsverhältnis unter den Geborenen in 
allen beobachteten Fällen durch eine möglichst konstante Zahl 
auszudrücken. Offenbar hat man ja scheinbar den stärksten 
Ausdruck für eine Gesetzmäßigkeit, wenn sie sich in derselben 
Zahl gibt. Aber das ist doch nur scheinbar der Fall und die Ver- 
allgemeinerung empirisch gefundener Zahlen als typischer Aus- 
druck für Vorkommnisse gleicher Art war nicht nur sachlich un- 
richtig, sondern auch logisch unzulässig. Sachlich un- 
richtig, weil es wenig besagt, ob in der empirischen Fest- 
stellung eines immerhin recht beschränkten Beobachtungsfeldes 
genau ein und dieselbe Zahl wiederkehrt. Es müßte denn gezeigt 
werden, daß gerade diese Zahl eine besondere Bedeutung 
für die Allgemeinheit der Erscheinung hätte. Die äußere Zahl 
ist nur der kurze Ausdruck für die Gesamtwirkung vieler Ur- 
sachen. Diese müßten also alle gleich sein — cine Annahme, die 
nicht allzu wahrscheinlich ist. Hier haben zudem weitere Be- 
obachtungen ergeben, daB jene behauptete Annahme von der 
Konstanz der gleichen Zahlenverhältnisse gar nicht einmal zu- 
trifft, sondern nur einen beschränkten Geltungskreis hat $3). Um 


#2) Unter typischen Größen verstehen wir mit Lexis, Abhandlungen 
zur Theorie der Bevölkerungs- und Moralstatistik 1903 S. ror diejenigen, deren 
beobachtete Einzelwerte sich nach dem Gesetz der zufälligen Abweichungen 
um den Mittelwert gruppieren. 

43) Es hat sich gezeigt, daß es in Wirklichkeit nur eine empirische Zahl 
gibt, der annähernd ein typischer Wert zukommt: d. i. das Geschlechtsverhält- 
nis der Geborenen vgl. Lexis, Zur Theorie der Massenerscheinungen S. 64 ff. 
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Regelmäßigkeiten zu konstatieren, haben typische Abweichungen 
in bestimmter Richtung die gleiche, oder vielmehr noch eine 
stärkere Beweiskraft. 

Aber selbst, wenn auf empirische Weise eine ähnliche Zahlsich 
ergäbe, so würde dies doch in keiner Weise einen Schluß darauf zu- 
lassen, daß hier schon eine annähernd gleiche Konstellation von 
Momenten zu suchen sei. Denn der gleiche numerische Effekt kann 
durch ganz verschiedene Einzelkomponenten hervorgerufen sein und 
ist es tatsächlich sehr oft. Es sei an das Beispiel des Durchschnitts- 
lohnes, der aus ganz verschiedenen einzelnen Löhnen das gleiche 
Ergebnis zeitigt, erinnert. Rein logisch betrachtet, steckt in einer 
konstanten, empirisch gefundenen Zahl durchaus nicht mehr 
Gesetzmäßigkeit als in den variablen Reihen. Jene ist allerdings 
auffallender und bringt in stärkerem Maße den Eindruck hervor, 
daß hier wirklich konstante Verursachung vorliegt. Darin be- 
ruht ihr nicht zu verkennender heuristischer Wert. Uns ent- 
geht sonst die Aehnlichkeit der allgemeinen Bedingungen nur all- 
zu leicht, weil wir immer auf die speziellen Ursachen der ein- 
zelnen Geschehnisse achten 44). Hier macht uns eine ähnliche 
Zahl darauf aufmerksam, daß konstante Verhältnisse vorliegen. 

Die Statistik ersetzt so in anderer Weise die vergleichende 
Methode. Wir werden aber von einem Gesetz im eigentlichen 
Sinne noch nicht sprechen, weil durch jene bloße Zahl gar kein 
funktioneller Zusammenhang aufgedeckt wird. Es sind vielmehr 
konkrete Regelmäßigkeiten, die konstatiert werden und die unter 
anderen Bedingungen und unter variierenden Momenten ev. auch 
anders ausfallen könnten. Wir haben es in den statistischen 
Reihen mit präzisen, zahlenmäßigen Ausdrücken für wiederholte 
Vorkommnisse in der menschlichen Gesellschaft zu tun. 


7. Anders steht Ja nun die Sache dort, wo wir mehrere 
Reihen ntiteinander vergleichen und dabei ein Zusammen- 
fallen gewisser charakteristischer Kennzeichen (Symptome) fin- 
den. Dahin gehören etwa: die Beziehungen zwischen Eigentums- 
vergehen und Brotpreisen, zwischen Höhe der Diskontsätze und 
Zahl der Bankerotte, zwischen Selbstmordziffer und Zahl der 





11) So mit Recht Lexis, Abhandlungen S. 215: »Die Absterbeordnung 
einer Generation bildet keineswegs den Ausdruck eines exakten Naturgesetzes, 
sondern sie gibt nur eine zahlenmäßige Darstellung der Wirkungen der in einer 
großen Gesamtheit auftretenden Verschiedenheiten der Bedingungen der Lebens- 
dauer«; dass. S. 227. 
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Geisteskranken in einem Lande, oder Parallelismus zwischen 
Alkoholismus und Kindersterblichkeit, oder antagonistische Be- 
wegungen zwischen Alter und Lohnhöhe, zwischen Heiratskurve 
und Erwerbskurve %), um nur einige beliebige Beispiele sozialen 
Geschehens zu nennen. Es handelt sich um Korrelationsver- 
hältnisse, deren Bewegung eventuell proportional nach der einen 
oder anderen Richtung verläuft. Die statistische Methode kann 
hier bis zu einem gewissen Grade experimentierend verfahren 
und willkürlich die Kombination verschiedener Elemente durch- 
führen, indem sie mehrere isolierte Reihen miteinander ver- 
gleicht und so nacheinander verschiedene Momente konfrontiert 
und kombiniert ?%). Hier kommt es also gar nicht mehr auf die 
numerisch gleiche Konstatierung an sich als vielmehr auf das 
Zusammenfallen oder die Abweichungen in den Symptomen, auf 
die Gleichsinnigkeit der Bewegung, auf den Parallelismus oder 
Antagonismus zweier Erscheinungsreihen an. Die Gesetzmäßig- 
keit liegt dabei nicht in der Gleichheit der äußeren Zahlen, son- 
dern in der Aehnlichkeit der Symptome. Sie zeigt sich am deut- 
lichsten in dem Verlaufe isolierter Kurven. Bestimmte Merk- 
male werden als Charakteristiken angesehen und es wird unter- 
sucht, ob diese in einem bestimmten Verhältnis zum Vorkommen 
anderer Charakteristiken an isolierten Reihen stehen. Das ist 
es eigentlich, was wir unter »statistischen Gesetzen« verstehen. 


Man hat nun gemeint, daß man beim Vergleich verschie- 
dener statistischer Reihen aus der Bewegung charakteristi- 
scher Größen einen unmittelbaren Schluß auf die Ursachen 
machen könne. Man wollte unmittelbar auf eine gegen- 
seitige Abhängigkeit und damit auf einen inneren Zusammen- 
hang schließen. Aber das ist ein Irrtum. Selbst wenn der 
charakteristische Ausschlag immer nach derselben Richtung 
erfolgte, auch dann würde es noch nicht möglich sein, "die eine 
Reihe für die Ursache der anderen anzusehen #). Wir würden 





©) Zizek, Die Statistischen Mittelwerte (1908) S. 405 f. — Gnauck- 
Kühne, Frau um die Jahrhundertswende S. 94. 

16) So sind etwa die Untersuchungen Durkheims über den Selbst- 
mord, Levasseurs über die französische Geburtlichkeit, Odins über 
den Ursprung der Talente gehalten, daß sie die sexperimentelle Kausalme- 
thodes der Vergleichung iswlierter Reihen anwenden. 

17) Wenn wir z. B. finden, daß die \Verheirateten der gleichen Altersstufen 
besser dastchen als die Ledigen und Verwitweten, so folgt noch nicht, daß die 
Ehe die Ursache der günstigeren Sterblichkeit ist. Die Ehe bedeutet schon eine 


47” 
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vielmehr nur einen Hinweis dafür haben, daß hier möglicher- 
weise ein anders gearteter wirklicher Zusammenhang besteht. Denn 
aus der Koinzidenz gewisser Symptome folgt noch nicht, wel- 
ches der Elemente als Ursache und welches als Wirkung aufzu- 
fassen sei. Wenn die Sterblichkeit z. B. gewisse Regelmäßig- 
keiten nach der Größe der Agglomeration zeigt, indem die Sterb- 
lichkeitsverhältnisse einzelner Altersklassen am ungünstigsten 
in den Mittelstädten sich gestalten, dann die Großstädte, hierauf 
die Kleinstädte, endlich das platte Land folgen: so ist durchaus 
noch nichts über ein Ursachenverhältnis auszusagen ®). Das- 
selbe gilt, wenn wir den indirekten Weg einschlagen, um durch 
Vergleichen ıisolierter Reihen den Zusammenhang zu erschließen. 
Man wird also nur von einer äußeren, empirischen Gesetzmäßig- 
keit sprechen können — vorausgesetzt, daß man hinreichend 
kritisch vorgegangen ist d. h. dieselbe Reihe unter verschie- 
denen Verhältnissen dureh Variation der Umstände untersucht hät. 

Die Statistik vermag auch in diesem Falle nur die kon- 
kreten Erscheinungen selbst aufzuzeigen, ohne schon über die 
näheren Beziehungen, vor allem über die Verursachung etwas 
auszusagen. Die zu finden ist vielmehr Sache einer realen, quali- 
tativen Betrachtung der Zusammenhänge selbst. Der große 
methodologische Vorzug der Statistik liegt nach einer anderen 
Seite. Gerade durch die Massenbeobachtung und durch ihre von 
allen zufälligen Modifikationen abstrahierenden Methode führt 
sie darauf, solche gesetzmäßigen Beziehungen überhaupt zu ent- 
decken, die bei dem Einzelfall und bei unsystematischer Viel- 
beobachtung sich nicht dokumentieren könnten. Sie erreicht da- 
durch auf andere Weise dasselbe, was die Methode der Verglei- 
chung ihrerseits auch erreicht. Das Typische der Einzelerschei- 
nung und das Generelle wird erst durch die Vielheit der Fälle 
erkennbar. Sie wird dadurch ein unentbehrliches heuristisches 
Prinzip der Forschung. Falls überhaupt Beziehungen zwi- 
schen mehreren Erscheinungen bestehen, werden diese jetzt 
wirklich zur Evidenz gebracht: die varıierenden Momente werden 





Auslese der Lebenstücht!gen und Gesunden; vgl. Schnapper-Arndt, 
Sozialstatistik S. 198. 

38) Darum ist auch die Einteilung der Statistischen Gesetze bei von Mayr, 
Theoretische Statistik (S. 120f.) zu verwerfen. Er unterscheidet Zustands-, 
Ereignis-, Eintwickelungs- und Kausalitätsgesetze. Wir wollen sie hier nicht 


im einzelnen ‘liskutieren. 
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durch die große Zahl von Fällen ausgeschieden und nur die 
typischen Aehnlichkeiten bleiben übrig. 


Ihre logische Bedeutung liegt demnach in dem Aufzeigen 
der genetischen oder analytischen Wahrscheinlichkeit ®) 
oder in dem Nachweise der Unwahrscheinlichkeit, daß hier ein 
Ereignis eintritt: d. h. also daß ein sonst schon begründeter 
oder vermuteter Zusammenhang besteht, bezw. daß er nicht be- 
steht. Wir nehmen an, daß ein Komplex von Bedingungen vor- 
handen sei, der eine bestimmte Wirkung zur Folge hat. Und wir 
schließen mit Wahrscheinlichkeit, daB unter gleichen Bedin- 
gungen auch das Ereignis gleich oder ähnlich eintreten wird. Aus 
der — statistisch allein konstatierbaren — Tatsache, daß die 
Absterbeordnung mehrerer Generationen in annähernd ähnlicher 
Weise sich wiederholt, ergibt sich also z. B. der Schluß: ı. daß 
der Komplex von Bedingungen, durch den die Sterblichkeit der 
einzelnen Individuen erfolgt, gleichgeblieben ist, daß eine ge- 
wisse Stabilität in der biologischen Konstitution der Bevölke- 
rung vorhanden war; 2. daß die einzelnen Individuen der einen 
Generation in ihren Eigenschaften für die der anderen eintreten 
können, also hierin einander ähnlich sich verhalten, und 3. daß 
tatsächlich die Sterblichkeitsverhältnisse einer gewissen natur- 
gesetzlichen Grundlage teilhaftig sind, die auf biologischen Ver- 
hältnissen beruhen #0). Jene Annahme, daß die relative Konstanz 
der Bedingungen erfüllt sei, ist immer dann vorhanden, wenn die 
Abweichungen der erwarteten Ereignisse sich innerhalb des 
wahrscheinlichen Fehlers bewegen (normale Dispersion statisti- 
scher Reihen). 

Die Statistik wird aber vor allem dadurch für das ganze 
Bereich der Sozialwissenschaften bedeutsam, daß sie sich auf 








##) Darüber Lexis, Abhandlungen S. 221. Zum Wesen der Wahrschein- 
lichkeit gehört: daß die verelichenen Ergebnisse direkt oder indirekt auseinander 
hervorgehen — im Gegensatz zu den Koordinationsverhältnissen d. h. Bc- 
ziehungen nicht-verwandter Gesamtheiten aufeinander. »Statistische Wahr- 
scheinlichkeit ist ein Bruch, dessen Zähler eine Anzahl beobachteter Fälle oder 
Elemente angibt, die aus der im Nenner angegebenen Anzahl beobachteter Fälle 
oder Elemente entweder hervorgegangen sind oder einen Teil dieser letzteren 
bilden«e (Lexis, S. 062). 

59) Und zwar wären das: einmal eine unzulängliche Entwicklungsfähigkeit 
eines Teiles der Keime; sodann eine Erblichkeit der Langlebigkeit, endlich eine 
gewisse Disposition zu gewissen Krankheiten und cine ungenügende Wider- 
standsfähigkeit gegen das Leben; vel. Lexis, Ueber die Ursachen der ge- 
rıngen Veränderlichkeit statistischer Verhältniszahlen in Abhandlungen, S. 91. 
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die menschlichen Willenshandlungen bezieht, 
die auf der freien Wahlentscheidung der einzelnen Individuen 
beruhen. Wir dürfen aus deren regelmäßiger Wiederkehr auf das 
Gleichbleiben bestimmter subjektiver und objektiver Bedingungen 
schließen, die als ein einheitlicher Komplex zu betrachten sind. 
Wenn man diese einmal als hinreichend feststehend konstatiert 
hat, so kann man prüfen, ob die zu untersuchenden Massen den 
Massen, aus denen man jene Regelmäßigkeit entnommen hat, 
analog sich verhalten. Falls dies zutrifft, so darf die Erwartung 
des Eintreffens der Ereignisse gefolgert werden; aus dem Nicht- 
eintreffen wird man umgekehrt Schlüsse auf eine Veränderung 
innerhalb der Masse ziehen können °!). Wir werden demnach gut 
tun, bei allen diesen zahlenmäßigen Feststellungen, die wieder- 
holt in ähnlicher Weise auftreten, von Regel- und Gesetzmäßig- 
keiten zu sprechen, den Begriff des »Gesetzes« selbst aber prin- 
zipiell noch davon zu trennen. 


8. Wir können abschließend wiederum fragen: welche sind 
denn die Bedingungen dafür, daß solche statistischen Gesetzmäßig- 
keiten überhaupt »möglich« werden? Was wir an dem ein- 
zelnen Fall der Absterbeordnung gefunden, das gilt logisch über- 
all. Es sind demnach drei Bedingungen denknotwendig aber 
auch hinreichend, um die Wirkung ähnlicher Ergebnisse zu 
zeitigen: I. Es muß immer ein Komplex von äußeren (techni- 
schen, geographischen, materiellen, rechtlichen) und inneren 
(biologischen, psychologischen) Bedingungen annähernd konstant 
geblieben sein. 2. Die einzelnen Individuen dürfen zwar als 
fungibel angenommen werden, aber die bestimmten Eigen- 
schaften müssen an ihnen wiederum als konstant gelten. 3. Es 
besteht wirklich ein näherer Zusammenhang zwischen den so- 
zialen Erscheinungen, es existiert m. a. W. ein soziales Gesetz 
auf das die äußere Wirkung des gleichmäßigen Vorkommens 
hinweist. Es steckt also in den konkreten Regelmäßigkeiten und 
Gesetzmäßigkeiten, die uns die Statistik aufzeigt, vorerst nur ein 
Hinweis darauf, daß ein wirkliches soziales Gesetz zugrunde 
liegt. 

Die statistische Reihe selbst braucht natürlich noch keines- 
wegs stabil zu sein, sondern kann einen durchaus historischen 
Charakter zeigen, d. h. unter veränderten Bedingungen wird 


5h Lexis, Abhandlungen S. 215; Meitzen, Statistik S. 123. 


Naturgesetze und Soziale Gesetze, 737 


auch die Wirkung verschieden. Die Schlußfolgerung auf das Vor- 
handensein eines sozialen Gesetzes, das einen näheren Zusam- 
menhang zwischen den Elementen herstellt, bleibt darum doch 
bestehen. | 

Es soll endlich noch besonders hervorgehoben werden, daß 
die einfach-vergleichende wie die statistisch-vergleichende Methode 
demselben Boden entsprossen ist. Darum gerade haben sich 
die Bedingungen für beide Arten von Regelmäßigkeiten als 
durchaus ähnliche ergeben. Die statistische Methode kann an 
sich schärfer und abstrakter vorgehen. Aber im Prinzip führen 
doch beide zu demselben Resultate. Der große Vorzug der Stati- 
stik beruht eben in ihrer Abstraktion und in der präzisen Formu- 
lierung der Elemente; sodann darin, daß sie die scheinbar willkür- 
lichen individuellen Handlungen als solche zu fassen vermag; 
schließlich in dem zahlenmäßigen Ausdruck ihrer Resultate. Sie 
nimmt dadurch gerade an den komplexen Erscheinungen des sozia- 
len Lebens eine bestimmte Vereinfachung und Idealisierung vor, 
indem sie von den Zufälligkeiten abstrahiert und damit eine ge- 
meinsame Grundlage schafft. Diese beiden Gruppen von konkreten 
Regelmäßigkeiten sowohl die empirisch komplexen wie die statisti- 
schen, sind darum für die Gesamtheit der Sozialwissenschaften 
sehr charakteristisch und ungemein wichtig. Durch beide erhal- 
ten überhaupt erst die zusammenhanglosen komplexen Einzel- 
heiten sozialen Geschehens für uns eine verständliche Darstell- 
barkeit. Durch sie wird erst eine bestimmte Zukunftserwartung 
möglich, d. h. Sozialwissenschaft selbst wird erst durch sie 
möglich. 

Wir sind damit unmittelbar vor die Frage der sozialen 
Gesetze selbst gestellt. Denn hier wie dort ergab sich der direk- 
te Hinweis, daß solche zugrunde liegen, daB ein kausaler oder 
andersartiger näherer Zusammenhang den letzten Grund für die 
äußere konkrete Gesetzmäßigkeit abgebe. Es fragt sich nun, 
wie wir imstande sind, solche soziale Gesetze sui generis aufzu- 
decken. 


c) Die eigentlichen und abstrakten sozialen 
Gesetze. 


Wir haben eingangs gezeigt, daB die Sozialwissenschäften es 
ihrem ganzen Wesen nach stets mit komplexen Erscheinungen 
zu tun haben, daß uns stets nur ein Ineinandersein und Mit- 
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einandersein der Dinge und Geschehnisse entgegentritt. Zugleich 
aber haben wir gesehen, daß die sozialwissenschaftliche Begriffs- 
bildung um eine Isolation der komplexen Phänomene nicht herum 
kann, daß wir stets nur isolierte Klassen betrachten können. 
Was vorwissenschaftliche Erfahrung nur empirisch ausführt, un- 
ternimmt die wissenschaftliche Logik ganz bewußt. Und ebenso 
fanden wir, daB der Abstraktionsprozeß, der den allgemeinen 
Gesetzen eigentümlich ist, in sehr weitem Maße überhaupt sozia- 
lem Wirken wie sozialer Erkenntnis zugrunde liegt. Wir waren 
aber dazu geführt worden, auch das Vorhandensein abstrakter 
Gesetze als denknotwendig zu fordern. Durch sie vermag erst ein 
allgemeiner Zusammenhang innerhalb der sozialen Phäno- 
mene hergestellt zu werden. Wir könnten zunächst wieder die Frage 
nach ihrer Möglichkeit erörtern, d. i. die Frage, welche 
Bedingungen denn erfüllt sein müssen, damit ein solcher engerer 
Zusammenhang besteht. Aber wir wollen diesmal den um- 
gekehrten Weg einschlagen, indem wir aus einigen Beispielen 
unmittelbar die Bedingungen zu gewinnen suchen. 

Das Gesetz der konträren Lohntheorie besagt °2): »Der Lohn 
bewegt sich umgekehrt wie der Preis der Produkte und in glei- 
cher Richtung wie die Produktivität der Volkswirtschaft. Sinkt 
infolge der Steigung der Produktivität der Preis irgendwelcher 
Produkte, so erhält der Lohn die Tendenz zum Steigen. Steigt 
infolge der Verminderung der Produktivität der Preis irgend- 
welcher Produkte, so erhält der Lohn die Tendenz zum Sinken.« 
Nicht um die sachliche Richtigkeit dieser allgemeinen Erwä- 
gungen dreht es sich, die wir einmal als erwiesen annehmen, 
sondern nur um die logische Zulässigkeit. Es handelt sich wirk- 
lich um ein soziales Gesetz, da nur wirtschaftliche Kategorien 
in den Prämissen enthalten sind. Das Gesetz normiert zunächst 
die Elemente in eindeutiger Weise. Es versteht also I. unter 
Produktivität das Ersparen von Mitteln wirtschaftlicher Art, 
d. i. daß die Produktionseinheit eine geringere Menge von Kapital, 
Rohstoff und Arbeit als früher erfordert; 2. setzt es voraus, daß 
dieser theoretische Lohn eine automatische Bewegung besitzt, der 
durch Druck nach der einen oder anderen Seite den äußeren Be- 
dingungen folgt; irgendwelche Eingriffe durch Lohntaxen, Ver- 

52) Nach Dietzel, Das Produzenteninteresse der Arbeiter 1903 S. 85; 


vgl. dazu Pohle, Deutschland am Scheidewege, 1902, S. 199. Das Gesetz 
gilt uns nur als Beispiel allgemeiner Art. 


Naturgesetze und Soziale Gesetze. 739 


einbarungen oder Tarifverträge auf längere Zeit, Gesetzgebungs- 
maßnahmen werden von vornherein ausgeschieden. Es wird ein 
idealer reiner Lohn unter der Annahme eines freien Lohnsystems 
vorausgesetzt. 3. Es wird ferner eine bestimmte Löhnungsme- 
thode, nämlich genereller Stücklohn angenommen: nur so kann 
die Beziehung zwischen Preis und Produktivität sich zeigen. 
4. Es wird nicht minder vorausgesetzt, daß eine volle rationelle 
Einsicht in die Produktion, wie ein Ueberblick über die Markt- 
verhältnisse besteht. Auch von den Preisen wird die vollkommen 
freie Bildung auf dem Markte und eine automatische Selbst- 
regulierung angenommen. 5. Ferner wird bei diesem Gesetze mit 
Absicht nur ein einzelner Faktor tatsächlicher Lohngestaltung 
herausgegriffen und damit ein ganz bestimmter Zusam- 
menhang zwischen einzelnen Komponenten hergestellt. Es wer- 
den die temporären-partikulären Lohnbewegungen (die Macht der 
beiderseitigen Organisationen, der EinfluB von Sitte und Her- 
kommen, die Heranziehung ausländischer Arbeiter usf.) alle 
nicht verfolgt. Aber auch andere Beziehungen des Lohncs, 
etwa zur Arbeitsintensität oder zur Länge der Arbeitszeit oder 
zum Werte des Geldes, werden wiederum mit Absicht nicht be- 
rücksichtigt. Man sieht, es sind eine große Anzahl scheinbar 
willkürlicher und durchaus unrealer Bedingungen, die in der 
Wirklichkeit gar nicht oder nur sehr annähernd erfüllt sind. Es ist 
einideales System, in dem diese Beziehungen sich allein ver- 
wirklichen können. Aber erst unter der Annahme dieser zahl- 
reichen Bedingungen läßt sich aus den hervorgehobenen einzelnen 
Elementen deduktiv das Gesetz ableiten. Ob diese Be- 
dingungen erfüllt sind, darüber sagt das Gesetz selbst noch gar 
nichts. Die Historiker werden also sagen, daß solche Bedingungen 
in der »Wirklichkeit« nicht zutreffen. Wir werden ihnen durch- 
aus nicht widersprechen, da sie zweifellos recht haben. Aber 
das Gesetz erhebt auch gar keinen Anspruch darauf. Denn was 
es bezweckt, ist etwas ganz anderes! es will ene abstrakte 
Kausalformel aufstellen, die den allgemeinen und denk- 
notwendigen Zusammenhang zwischen Elementarerscheinungen 
wirtschaftlicher Art darlegt. Und diesen Erfolg hat jenes 
Konträrgesetz allerdings erreicht — vorausgesetzt, daß die Ab- 
leitung richtig war, was hier nicht zur Diskussion steht. 
Nehmen wir als anderes Beispiel das Gesetz vom abnehmen- 
den Bodenertrag. Es ist ebenfalls als ein sozial-ökonomisches 
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anzusprechen, da es sich um ökonomische Kategorien, Kapital, 
Arbeit, Ertrag, Rentabilität dabei handelt. Die Bedingungen für 
dessen Gültigkeit sind die folgenden: gleichbleibende Organisa- 
tion des Betriebes, gleichbleibende Teilung des Grundbesitzes 
und Behandlungsart des Bodens, gleichbleibende Dichtigkeit der 
Bevölkerung, rationelle Preisgestaltung des Produktes auf dem 
Markte, Kenntnis der Bodenbenutzung. Unter der Annahme 
aller dieser z. T. irrealen Faktoren würde das Gesetz in Kraft sein 
können, vorausgesetzt, daß die Deduktion selbst richtig ist und 
nicht Fehler enthält 53). Natürlich aber müßte es als ein ganz 
verhängnisvolles MiBverständnis erscheinen, daß in jenem ersten 
oder diesem zweiten Falle die Wirklichkeit nun schon diese Bedin- 
gungen rein erfüllte. In klassischer Weise ist ein solches iso- 
lierendes und abstrahierendes Verfahren für die Wirtschafts- 
wissenschaft in Thünens Lehre vom isolierten Staate befolgt 
worden, der ganz von irrealen Voraussetzungen ausgeht, um 
zu seinen Schlüssen zu gelangen; sie gelten dann natürlich auch 
nur für diesen idealen Fall *). 
Um noch aus einem anderen Gebiete ein Beispiel zu geben, 

so hat man in der Sprachwissenschaft gewisse Lautgesetze, d. i. 
besser die Gesetze der sprachlichen Lautverschiebung aufgestellt. 
Sie setzen sich im Verkehre der Menschen unabhängig von dem 
Willen des einzelnen durch. Sie stellen einen ganz bestimmten 
engeren Zusammenhang her, der sich zwischen den verschiedenen 
Lauten eines gesprochenen Dialektes im Laufe der Zeit ergibt. 
Allerdings muß auch hier die Voraussetzung erfüllt sein, daß »die 
Störung, die im Einzelfalle durch andere sprachlichen Kräfte her- 
beigeführt werden können, außer Rechnung bleiben« 5°). Dahin ge- 
hören z. B. die Entlehnung von Wörtern aus anderen Sprachen, 
dahin der Einfluß der Analogiebildung, dahin die Störung durch 
wichtige politische oder andere Ereignisse, dieeine Sprachmischung 
oder Wanderung im Gefolge hat, endlich wohl auch fortdauernde 
biologische Rassenmischung. Es ist nun als wahrscheinlich an- 

s3) Trotzdem könnte natürlich auch ein gedanklicher Fehler in diesem Ge- 
setz stecken; darauf hat neuerdings Ballod, Die Produktivität der Land- 
wirtschaft in Schriften des Vereins für Sozialpolitik 132. Bd. (Igro) S. 427 ff. 
hingewiesen. 

54) Achnlich neuerdings die theoretische Arbeit von Alfred Weber, 
Ucber den Standort der Industrien, Erster Teil: Reine Theorie des Stand- 
ortes. 1909, S. 30 ff. 


5) Delbrück, Annalen der Naturphilosophie Bd. I S. 292f.; Ein- 
leitung in das Sprachstudium S. 124—130. 
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zunehmen, daß sich in der Wirklichkeit eines oder mehrere dieser 
störenden Momente einstellen werden. Es müssen also wiederum 
ganz bestimmte Bedingungen erfüllt sein, damit jene reinen und 
abstrakten Lautgesetze zur Geltung kommen können. — Um auf 
ein letztes Beispiel hinzuweisen, so lassen sich die demographischen 
Elemente einer idealen Generation verfolgen, die unter ganz be- 
stimmten eindeutigen sozialen Bedingungen steht. Man nimmt 
dabei an, daß bestimmte Absterbeverhältnisse sich abstrakt 
durchsetzen. Wir erhalten dadurch den demographischen Lebens- 
lauf einer bestimmten sozial charakterisierten Bevölkerung °*). 
Dieses stellt ein ideales Abbild einer Absterbeordnung dar und 
ist mithin ein reines Gedankending. In allen diesen Fällen ist 
es gleicher Weise ein ideales System von Bedingungen gewesen, 
das dem Gedanken des sozialen Gesetzes zugrunde liegt. 


2. Wir haben sonach in den sozialen Gesetzen immer nur 
einen abstrakten Ausdruck für die Beziehungen zwi- 
schen mehreren Erscheinungen. Es sind Abstraktionsformeln, 
die notwendigerweise in der Wirklichkeit nie in dieser Weise 
eintreffen, weil hier eben die Bedingungen kompliziertere sind. 
Wir können die Gesetze wohl auch als »Kausalformeln« bezeichnen, 
indem darin das Verhältnis von Ursäche und Wirkung, von Be- 
dingung und Folge zum Ausdruck gelangt. Trotzdem scheint 
es wünschenswert, mit diesem Begriffe vorsichtig zu sein und ihn 
nicht kritiklos anzuwenden. Denn es läßt sich nicht immer in ein- 
wandsfreier Weise bestimmen, welches denn die spezielle 
Ursache des Eintretens des Ereignisses sei. Bei der Konträr- 
theorie z. B. wird allerdings ein enger Zusammenhang zwischen 
Produktionspreis und Lohnhöhe hergestellt. Aber darum ist doch 
der erstere noch nicht als die unmittelbare Ursache der letzteren 
anzusehen, wenn auch ein Zusammenhang zwischen ihnen besteht. 
Ebensowenig wird schon bei dem Lautgesetz unmittelbar dieser 
Kausalzusammenhang hergestellt. Wir möchten den Begriff »Ur- 
sache« hierbei aber noch aus einem anderen Grunde vermeiden. 
Wir verstehen unter Ursache allgemein dieses oder jenes reale 
Ding (Vorgang) das bei der Hervorbringung eines Erfolges be- 
teiligt ist: es betrifft de konkreten Ursachen des singuli- 
ren Falles. Hier aber handelt es sich um die allgemeinen abstrak- 





56) Hierzu im ganzen Lexis, Uebersicht der demographischen Elemente 
in ihrer Beziehung zu einander (Abhandlungen S. 6o ft.). 
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ten Bedingungen, die den Erfolg mit Notwendigkeit herbei- 
führen. Darum sprechen wir lieber von Funktionalzusammen- 
hang. Wir sehen als Ursache immer die spezielle konkrete Be- 
stimmtheit einer Wirkung an; wenn sich dagegen um den ab- 
strakten Zusammenhang zwischen Bedingung und Folge handelt, 
sprechen wir von Funktion 5). Wir werden darum genauer sagen, 
daß in jenen Fällen ein Funktionalzusammenhang zwischen so- 
zialen Elementarerscheinungen vorhanden war. Das soziale Ge- 
setz stellt sonach den idealen Ausdruck für einen Funktional- 
zusammenhang dar. Es ist damit gesagt, daß die Aenderungen 
der einen Komponente auch die Aenderung der anderen Kom- 
ponente zur Folge hat. 

Es ist aber nicht ein Fehler, sondern vielmehr ein großer 
Vorzug, daß der einzelne Fall schwerlich schon in dem gefundenen 
Gesetze vollkommen inbegriffen ist. Auch das soziale Gesetz ist 
also nur hypothetisch wirksam, nur gedacht unter bestimm- 
ten, angenommenen, idealen Bedingungen. Wie weit diese selbst 
erfüllt sind, ıst gar nicht mehr in dem Gesetze ausgedrückt, 
sondern muß immer von neuem bestimmt werden. Die An- 
wendung des Gesetzes hat darum auch nur für den Sinn, der 
die Verhältnisse kennt und weiß, wie weit die Bedingungen etwa 
erfüllt sind, wie weit nicht. Es bedarf durchaus der vollen 
Kenntnis der »Wirklichkeit« als seines Korrelates. Es war 
offenbar ein häufiger Irrtum der Theoretiker, diese Bedingungen 
zu überschen und zu meinen, daß sie schon in jedem konkreten 
Falle erfüllt sein müßten. 

Darin besteht nun gerade das Wesen der sozialen Gesetze, 
daß sie auf alle Fälle die dem idealen Schema entsprechen, 
anwendbar ist. Während die konkreten Regelmäßigkeiten doch 
nur der Ausdruck für bestimmtes Geschehen bedeuten, auch die 
statistischen Gesetzmäßigkeiten nur einen tatsächlichen und 
meist beschränkten Zusammenhang darstellen, sind die sozialen 
Gesetze gerade wegen des Abschens von Einzelheiten allge- 
meingültig, d.h. sie gelten von allen Fällen gleicher Art 
unter gleichen Bedingungen für alle Menschen, die diese Voraus- 
setzungen anerkennen. Damit ist ja schon gesagt, daß die Wirk- 


>”) Aehnlich Kries, Ueber den Begriff der objektiven Möglichkeit S. 20 
bis 21, der diese Dinge vor allem für die Rechtswissenschaft untersucht; er meint 
im Prinzipe duıchaus dasselbe, wenn er auch den Ausdruck Funktionszusammen- 
hang vermeidet. Dass. S. 28 f. auch über den Begriff der Ursache xa? &{0y1% 
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lichkeit immer nur annähernd dem Gesetz entspricht, daß eine 
ausnahmslose Betätigung in der Anwendung gar nicht zu ge- 
wärtigen ist. Es sind immer nur hypothetisch gebundene Auf- 
stellungen, die wir untersuchten. Dieses hypothetischen Charak- 
ters müssen wir uns bewußt sein, wenn wir eine scheinbare Aus- 
nahme finden. Wir können sagen: das soziale Gesetz 
drückt abstrakt den funktionellen Zusam- 
menhang zwischen gesellschaftlichen Ele- 
mentarerscheinungen spezieller Art aus. 

Die Komponenten selbst, die in den Gesetzen auftreten, 
sind für jedes der qualitativ verschiedenen Gebiete als ge- 
gebene elementare Bestimmungsstücke anzusehen ®). Im Falle 
der Wirtschaftswissenschaft sind es etwa Produktionsmittel, 
Wert, Preis, Arbeit u. a.; in der Sprachwissenschaft, Laut- 
zeichen, Silben, Worte, Sätze; in der Politik Verfassungsform, 
Macht, Regierung, Klassen; in der allgemeinen Soziologie 
etwa Arbeitsteilung, Beruf, Bevölkerung u. a. Diese Elemen- 
tarerscheinungen jedes Sondergebietes sind gewiß ihrerseits 
wiederum zusammengesetzt und durchaus verschiedener Pro- 
venienz. Aber die einzelnen Wissenschaften operieren mit ihnen 
als wie mit einfachen Komponenten. 

Noch ein anderes geht aber aus früheren Erwägungen 
deutlich hervor: soziale Gesetze beziehen sich immer auf die 
speziellen Elementarerscheinungen ihres Gebietes, aber 
nicht auf die eines anderen Gebietes: sie sind nicht übertrag- 
bar. Man hat offenbar den Begriff der Allgemeingültigkeit 
falsch gefaßt, wenn man ihn für absolut ansah und meinte, 
daß man sich um diese Bedingungen nicht zu kümmern brauchte. 
Das Preisgesetz wie das der Arbeitsteilung, das Gesetz vom 
Standorte der Industrien wie der Verfassungsformen gilt natür- 
lich nur dort, wo Preis und Industrie, menschliche Arbeit und 
Verfassung überhaupt vorhanden sind. Bei den Hottentotten 
und den Trojanern waren sie nicht erfüllt. Die Gesetze sagen 

58) In der Literatur hatte lange Zeit Rumelıns Vortrag von 18067 »Ucher 
den Begriff eines sozialen Ges2tzese eine Rolle gespielt und war auch von Ein- 
fluB auf Sigwarts Logik gewesen. Nach Rümelin (Reden und Auf- 
sätze 11875 5. 5) ist »das Objekt der Gesetze die latente (?) Wirkung von Krätten« 
oder genauer: ədas Gesetz ist der Ausdruck für die elementare, konstante, in 
allen Fällen als Grundform erkennbare Wirkungsweise von Kräftene; sie sci 
eine Definition von Krätten. Die ganze Anschauung erscheint in keiner Weise 


mehr haltbar und wurde nur zitiert, um die prinzipielle Abweichung von dieser 
zu konstatieren. 
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also noch gar nichts über das Vorhandensein der Bedingungen 
selbst aus. Aber unter der Annahme der bestimmten sozialen 
Bedingungen sind sie freilich allgemeingültig. Der Inhalt 
der sozialen Gesetze ist von absoluter Gültigkeit, die Bedingungen 
selbst sind immer nur relativ, sind mithin historisch gegeben. 


3. Wir versuchen wiederum, die logischen und realen Be- 
dingungen für die Möglichkeit sozialer Gesetze im ganzen zu be- 
stimmten, d. h. allgemein die Voraussetzungen anzugeben, die not- 
wendig aber auch hinreichend sind, um zu solchen zu kommen. 
Wir werden damit zugleich die Wissenschaften bestimmen, in denen 
vor allem der Gesetzesbegriff zur Anwendung gelangen kann. 
Eine Dreiheit von Bedingungen dürfte für die Konstituierung 
unerläßlich sein. Die erste scheinbar selbstverständliche 
Voraussetzung ist das Vorhandensein von allgemeinen 
Begriffen, d. h. von solchen, die von der Zufälligkeit eines 
bestimmten Ortes und einer bestimmten Zeit Abstand neh- 
men. Darum müssen die jeweiligen Grundelemente nicht nur 
scharf definiert, sondern auch wenigstens für den Zweck 
der Erkenntnis als konstante festgehalten werden. Wir 
würden also sagen, daß die Konstanz der Begriffe, 
ihre Einerleiheit (Identität), die erste Voraussetzung für die Mög- 
lichkeit sozialer Gesetze darstellt. Damit ist durchaus nicht ge- 
sagt, daB jene Elemente selbst etwa der Aenderung nicht unter- 
worfen seien. Wie die Dinge sich wandeln, so letzthin auch die 
Begriffe von ihnen®). Wir sind weit davon entfernt, etwa 
eine absolute Konstanz der begrifflichen Elemente oder Kon- 
stanz ihrer Eigenschaften anzunehmen. Nur für die Unter- 
suchung selbst müssen die Begriffe eben allgemein gefaßt, 
als feststehende und gleiche angenommen werden. Will 
man die Eheformen betrachten, so wird man einen be- 
stimmten Ehebegriff als konstant festhalten: dafür wird 
aber der heutige, ganz spezielle Ehebegriff nicht ausreichen, 
sondern man muß von der allgemeinen Form des ge- 
schlechtlichen Zusammenlebens ausgehen. U.ä. m. Ein Gesetz 
würde ganz seinen Sinn verlieren, wenn etwa Produktivität in dem 
einen Falle, etwas anderes bedeuten sollte als im anderen Falle. 
Es ist eben der allgemeine Begriff der Produktivität nötig, 


5) Darüber Dühring, Logik und Wissenschaftstheorie S. 25 — man 
schätzt Dühring jetzt nicht, obwohl doch aus seinen Schriften ganz viel mehr 
zu holen ist als in denen mancher anerkanntester Größen. Aber er ist ein outsider! 
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um seine Konstanz festhalten zu können. Es ist nicht gesagt, daß 
wir in allen Sozialwissenschaften dieses Kunstmittels durchführen 
können. Nur als Bedingung für die Allgemeingültigkeit der so- 
zialen Gesetze ist eben diese relative Konstanz der 
begrifflichen Element anzuerkennen. 

Weiter aber ist eine zweite Voraussetzung nötig: näm- 
lich daB die Umstände oder Umgebungsbestandteile sich in einem 
gewissen Gleichgewichtszustande befinden oder zum mindesten 
als gleiche angenommen werden. Wir können wohl von einem 
statischen Zustande sprechen, unter denen sie gelten. Auch 
dieses ist ein gewisses Kunstmittel der Methode, ohne die wir keine 
abstrakten Beziehungen zwischen mehreren Erscheinungen auf- 
decken können. Wenn wir beispielsweise den Zusammenhang 
zwischen Arbeitslohn und Produktionskosten ermitteln wollen, 
nehmen wir an, daB Bevölkerung, technische Leistungsfähigkeit, 
ferner das System des Privateigentums und der Rechtsordnung 
im allgemeinen stabil bleiben und daß nur die zu untersuchenden 
Momente sich verschieben und variieren. Die Annahme eines solchen 
stabilen Zustandes ist natürlich nur ein idealer Fall; sie gilt in Wirk- 
lichkeit immer nur für einen kleinen Zeitpunkt, für ein Differential. 
Beiden Lautgesetzen muß ebenso die Stabilität der Zustände ange- 
nommen werden, um den Lautwandel zu erklären ®). Es ist also 
immer die Annahme eines bestimmten idealen stabilen Systems, 
unter dem die allgemeinen Sätze gelten. Wir können das auch 
so ausdrücken: die sozialen Gesetze gelten »caeteris paribus«. 
Es wird kein Mißverständnis bedeuten, als wenn wir die Zustände 
wirklich etwa als unveränderlich und stabil hielten. Gewiß nicht. 
Die Gesetze zeigen ja gerade auch die Aenderungen des Systems 
auf und über Bewegungsgesetze wird noch ausführlich gehandelt 
werden. Nur für die Formulierung der sozialen Gesetze selbst 
gehen wir von der Voraussetzung einer relativen Sta- 
bilität der übrigen Zustände aus. 

Endlich aber scheint als dritte Voraussetzung eine rela- 
tive Einfachheit der Vorgänge, die durch das Gesetz erfaßt werden, 
erforderlich zu sein. Daher eignen sich gewisse Gebiete besonders 
gut für diese Abstraktion. Aus ihnen haben wir darum unsere Bei- 
spiele gewählt. Es sind vor allem die Wirtschaftswissenschaf- 
ten, die es mit relativ einfachen Vorgängen zu tun haben. Es 
handelt sich bei ihnen um sichtbare Güter und materielle 


Wu ndt ‚ Völkerpsychologie I, S. 358. 
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Dinge, die schon durch den physikalischen Charakter ihres Seins 
bestimmt sind. Und in dem Gelde haben noch dazu diese Dinge 
einen besonderen Preis- und Wertmaßstab erhalten, der eine 
quantitative Beziehung ausdrückt ĉ!). Darum können wir uns 
hier der Dinge zahlenmäßig bemächtigen. Aehnlich sind dann die 
demographischen Elemente von relativer Einfachheit. Auch sıe 
eignen sich darum besonders gut für die Formulierung abstrakter 
Gesetze. Dieses Moment der relativen Einfachheit 
der Elemente ist in anderen Sozialgebieten, wie etwa Kunst und 
Religion, keineswegs so ideal erfüllt. Daher kommen wir hier weit 
weniger zur Aufstellung abstrakter Formeln, sondern begnügen 
uns mit den konkreten Gesetzmäßigkeiten. Dagegen würden in 
der Sprache wenigstens die Laute solche relativen einfachen Vor- 
gänge darstellen. 

Wir können also sagen, daß nurin den reinen Teilen der Wis- 
senschaften die Bedingungen für diese sozialen Gesetze in idealer 
Weise erfüllt sind, wobei »rein«nicht im kantischen Sinne als apıio- 
ristisch angenommen wird. Auch eine »reine Staatslehre« wäre 
noch denkbar, eine »reine Geographie« aber viel weniger ob- 
wohl doch auch hier Versuche einer solchen Konstruktion vor- 
handen sind®''). Die einzelnen Gebiete sind eben schon kraft 
ihres Gegenstandes verschieden zur abstrakten Gesetzesbildung 
geeignet. 

Die relative Konstanz der begrifflichen Elemente, die re- 
lative Stabilität der Zustände und die relative Einfachheit der 
Vorgänge sind also jene drei Voraussetzungen, unter denen soziale 
Gesetze möglich sind. An diese Bedingungen ist ihre Gültigkeit 
gebunden. 

Dagegen war es für die Gesetze nicht wesentlich, daß etwa 
die Bedingungen selbst ausnahmslos zu allen Zeiten »ewig und 
überall« erfüllt sind. Es besteht eben nur eine relative 
Allgemeinheit der Bedingungen nicht eine absolute. Damit ist 
zugleich der historische Charakter sozialer Gesetze berührt, auf 
den wir nachher ausführlicher eingehen werden. Ein soz1la- 





6l) Diesen Charakter der Wirtschaftsgesetze hat Neumann, Wirt- 
schaftsgesetz und Naturgesetz S. 453 f. richtig hervorgehoben. Wenn er so- 
dann als wichtigen Umstand, als Macht, die jenem wirtschaftlichen Zusam- 
menhang eigentümlich ist, den Eigennutz bezeichnet, so können wir ihm aller- 
dings nicht beipflichten; s. weiter unten. 

sıa) Auch die Geographie kann eine Idealkonstruktion erstellen; vgl. 
Köppens Versuch einer Klassifikation der Klimate (Ratzel, Zeit u. Raum S. 52}. 
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les Gesetzist demnach ein allgemeines und 
hypothetisches Urteilüber den Zusammen- 
hang vonsozialen Elementarerscheinungen. 
Es gilt zwar »ewig und überall«, aber nur soweit die Bedingungen 
selbst ewig und überall erfüllt sind. Es ist gar nicht Sache einer 
theoretischen Betrachtung selbst, zu zeigen, wo die Bedingungen 
im einzelnen wirklich zutreffen. Das ist vielmehr die Frage ihrer 
praktischen Bewährung. Das Gesetz vom Standorte der Industrien 
ist »allgemeingültig«, obwohl es vor 1830 bei uns kaum Indu- 
strien gab, sich also gar nicht bewähren konnte und es weite Ge- 
biete gibt, wo Industrie ganz fehlt. Es ist im Begriff des sozialen 
Gesetzes selbst gegeben, daß die Bedingungen seiner Gültigkeit 
ganz bestimmte sind. Sein logischer Wert wird aber durch diese 
Beschränkung gar nicht betroffen, sondern nur die Zweckmäßigkeit 
seiner Aufstellung. Sollte sich etwa das Anwendungsgebiet als zu 
beschränkt herausstellen, so würde damit gewiß der praktische 
Wert sehr verkleinert. Aber sein theoretischer Wert könnte 
durchaus bestehen bleiben. Das wird nachher zu zeigen sein. 

Endlich wird darüber kein Mißverständnis bestehen, daß 
auch die Komponenten (Elementarerscheinungen) jedes sozialen 
Gesetzes zwar an sich zusammengescetzte Gebilde darstellen, aber 
eben für jedes Gebiet als einfache angenommen werden. Das 
Kapital mag selbst seine Genesis haben; Wirtschaft, Betrieb und 
Industrie mögen selbst ganz komplexe Gebilde vorstellen, die 
ihrerseits von allen möglichen psvchischen oder ethnischen oder 
politischen Faktoren abhängen: für die Gültigkeit der sozialen 
Gesetze genügt es vollständig, die Komponenten schon als ein- 
fache Einheiten anzunchmen. Wir haben sie darum als »so- 
ziale Elementarerscheinungen«charakterisiert. Sieselbst weiter zu 
analvsieren und wirklich auf letzte Elemente sozialer Art zurück- 
zuführen, kann dann vielleicht das Geschäft der allgemeinen So- 
zialwissenschaft, der Soziologie, bleiben. Wir können durchaus 
davon Abstand nehmen. Jedes der von uns geschiedenen sozialen 
Partialgebiete hat eben seine eigene Elementarerscheinungen, 
die für uns immer letzte sind, auch ohne daß wir sie weiter redu- 
zieren. Die relative Einfachheit der Elemente, die wir allerdings 
voraussetzen mußten, bezieht sich nur auf die Art der gerade 
untersuchten Eigenschaften. Auch diese »Einheiten« sind also 
stets nur als relativ einfache anzusehen. 
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4. Im Zusammenbhange damit steht endlich noch die Frage 
nach dem Grade der »Exaktheit«, d. h. nach der Anwendung der 
mathematischen Formulierung. Es existieren auch hierüber nicht 
wenig Mißverständnisse, die sich aus der zu freigebigen Verwen- 
dung des Wortes »exakt« ergeben. Es ist ja richtig, daß eine 
zahlenmäßige Feststellung, mit der wir es in der Statistik zu tun 
haben, immer schon genau, also yexakt« sich darstellt, da Messen, 
Zählen, Wägen ja dieses Charakteristikum zeigen. Aber die statisti- 
schen Gesetzmäßigkeiten selbst sind doch darum noch keine 
vexakten« wenn auch ihre einzelnen Elemente genau exakt be- 
stimmt sind. Jene geben immer nur einen ungefähren Hinweis 
auf dahinterliegende wirkliche Sozialgesetze. Es handelt sich 
vielmehr um die abstrakte allgemeine Formel, 
nicht um die zahlenmäßige Darstellung der konkreten Elemente, 
was wir zu untersuchen haben. Ist dort eine mathematische exakte 
Formulierung möglich ? | 

Wie wir gesehen haben, war tretz der Komplexität sozialer 
Vorgänge in bestimmten Fällen doch die Abstraktion durchführ- 
bar. Damit gelangten wir auch hier zu einer scharf begrifflichen 
Formulierung. Beides sind aber gerade die Voraussetzungen dafür, 
damit der exakte mathematische Kalkül zur Anwendung gelangen 
kann. Allerdings muß dazu die Möglichkeit einer Größenbetrach- 
tung gegeben sein. Wenn also diese drei Momente zusammen- 
treffen, völlige Abstraktion der Komponenten, eindeutige Be- 
gıiffsbestimmtheit und Größenanschauung, so muß auch die 
mathematische Formulierung sozialer Gesetze möglich sein. Und 
sie ist es trotz alles Widerspruches, der so oft erhoben ist. Ge- 
wisse Sozialgesetze sind wirklich »exakt« formulierbar. Aller- 
dings sind von vornherein einige Einwände dagegen erhoben 
worden. Sie laufen im ganzen darauf hinaus, daß zwar physische 
Gesetze sich quantitativ feststellen ließen, unser Seelenleben aber 
jeder quantitativen Messung entbehrte. Zahlen haben zur Voraus- 
setzung den Begriff der Einheit und feste Maßverhältnisse — 
beides sei für das psychische Geschehen nicht möglich. Daher 
seien die sozialen Gesetze wie die Gesetze der Geschichte nicht 
quantitativ bestimmbar, also nicht exakt ausdrückbar #2). Das- 


62) Beispielsweise Rümelin, Ueber Gesetze der Geschichte (Reden und 
Aufsätze, Neue Folge, 1881 S. 123): »Im Bereiche unseres Seelenlebens läßt sich 
nichts zählen, nichts messen und nichts berechnen. Denn alles Zählen hat zu 
seiner Voraussetzung den Begriff der Einheit. Unsere ganze innere Einrichtung 
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selbe sei dann auch für die speziellen Gebiete der Sozialwissen- 
schaften der Fall. Darum könne auch die politische Oekonomie 
durchaus keine mathematisch-exakte Formulierung von Gesetzen 
zulassen. Aber die Voraussetzungen, von denen diese Anschauung 
getragen ist, sind beide falsch. 

Denn einmal ist es keineswegs richtig, und selbstver- 
ständlich, daß die Sozialwissenschaften es mit rein seelischen Er- 
scheinungen überhaupt zu tun hätten, daß mithin ihre Gesetze 
psychische sein müßten. Das ist ja eine petitio principi. Nur 
unter dieser Voraussetzung ist jener Einwand stichhaltig. Stellt 
sich also heraus, daB die sozialen Gesetze keine psychischen seien, 
so ist er überhaupt gegenstandslos. Aber selbst wenn diese Mei- 
nung richtig wäre, würde trotzdem die ganze Beweisführung 
falsch sein. Denn auch die zweite Behauptung, daß das 
psychische Geschehen selbst nicht meBbar sei, hat sich als ein 
Irrtum herausgestellt. Das ganze Gebiet der Psychophysik hat die 
Möglichkeit erwiesen, Empfindungen nach Extensität und Inten- 
sität wirklich zu messen, die Abhängigkeit der Empfindung vom 
Reiz mathematisch zu bestimmen, andererseits auch Symptome 
und Aeußerungen psychischen Geschehens der quantitativen 
Messung zu unterwerfen 63). Darüber wäre jetzt gar nicht mehr 
zu diskutieren, nachdem weit über ein Menschenalter an diesen 
Versuchen gearbeitet ist 6). Dadurch wird aber jener obige 
Einwand gegen die mathematische Methode im Prinzip erledigt. 


kennt nun aber keinen einzigen Vorgang, den wir in dem Sinne als einfach oder 
als Eins betrachten könnten.« Neumann (Naturgesetz und Wirtschafts- 
gesetz S. 437) zitiert zustimmend Cairnes, der erklärt: »such principle do 
not from their nature admit of being weighed and mesured like the elements 
and forces of material world; they are not susceptible of arithmetical or mathe- 
matical expression and perfect precision and certainty are not attainable. Poli- 
tical economy seems on the account excluded from the domain ef exact science.« 
Wir haben diese Zitate nur gegeben, weil es doch immer noch Anhänger dieser 
Anschauung gibt, die stets dieselben irrigen Argumente vorbringen. Wie übri- 
gens angesichts der Arbeiten seit Thünen jene Behauptung immer noch (Dichl, 
Biermann) aufrecht erhalten werden kann, ist nicht recht verständlich. 

63) Als Beispiel etwa Witasek, Grundlinien der Psychologie S. 106 ff., 
S. 111. Lipps, Psychophysik (Sammlung Göschen) S. 57; Ebbinghaus, 
Abrıß der Psychologie, 1910. 

&) Nur auf einen historischen Zusammenhang mag hier noch hingewiesen 
werden. Die moderne Psychophysik nimmt ihren Ausgangspunkt von einem 
ökonomischen Problem. Es handelte sich um die Frage, wie ein verschiedener 
Vermögenszuwachs auf den Empfänger wirkt. Sie ist zuerst behandelt in 
David Bernoullis Schrift de mensura sortis. Die psychophysische Maßformel 
ist direkt sozialökonomischen Ursprunges. An jene Abhandlung knüpft aber 
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Die Anwendung der Mathematik kann an sich eine doppelte 
sein, sowohl eine funktionale und wie eine geometrische. Dafür 
einige Beispiele ®). Es kann die Nachfrage nach einer Ware als 
eine Funktion des Preises betrachtet werden, indem mit der 
Preisänderung sich auch die Nachfrage ändert. Der Begriff der 
Funktionalabhängigkeit ist von dem der kausalen verschieden: 
die erstere ist als eine gegenseitige zu betrachten. Daraus er- 
geben sich dann Nachfrage- bezw. Preiskurven von bestimmter 
Art #%). Oder das Problem der Maxima spielt z. B. eine Rülk 
beim Besitze eines Monopols und dem daraus zu erwartenden 
Profit. Damit ist dann wiederum die Möglichkeit einer mathemati- 
schen Formel gegeben. Oder nimmt man die Abscisse x zur Be- 
zeichnung der Güteı und die Fläche zur Deutung ihrer vollstän- 
digen Nützlichkeit: dann wird der Grenznutzen als Differential- 
quotient der vollständigen Nützlichkeit in Bezug auf die Güter 
durch die Ordinate y dargestellt 9). 

Anderer Art ist die geometrische Betrachtungsweise, wie sie 
sich in Thünens isohertem Staat oder in Webers Standort der 
Industrien darstellt. Die Momente die zu ihier Formulierung ge- 
führt haben, sind in der räumlichen Anordnung der Probleme 
begründet. In ersterem Falle parallele Kreise, im letzteren 
Standortsdreiecke bestimmter Art. Es soll nicht untersucht 
werden, ob hier die geometrische Hilfskonstruktion nötig war, 
und nicht der Funktionsbegriff ebenfalls seinen Dienst geleistet 
hätte. Aber die Methode trägt nicht nur zur äußerlichen Veran- 





auch die Lehre vom Grenznutzen, der mariginal utility an, die eine infinitesi- 
male Betrachtungsweise voraussetzt. So hat also moderne Volkswirtschaits- 
lehre und moderne Psychologie dieselbe Quelle. Es erscheint nicht unwichtig, 
diesen inneren Zusammenhang der Wissenschaften aufzuzeigen. 

5) Neumann, a. a. O. S. 445 erklärt, daß exakte Gesctze auf dem wirt- 
schaftlichen Gebiete ausgeschlossen seien. Einmaı weil wirtschaftliche Ge- 
setze wegen ihrer Abhängigkeit von psychischen Vorgängen einem Wandel unter- 
liegen, der bei Naturgesetzen ausgeschlossen sei. Sodann weil direkt oder 
indirekt durch Kulturmittel auf jene Gestaltungen ein Kinfluß ausgeübt werden 
kann, von dem bei Naturgesetzen nicht die Rede sein könne. Beide Argumente 
sind hinfällig. Auch die exakten Naturgesetze gelten unter ganz bestimmten 
Bedingungen z. B. nur, wenn die Temperatur gewisse Grenzen nicht überschreitet, 
die in Wirklichkest auch einem Wandel unterliegen. Sie gelten nie absolut, son- 
dern nur unter stillschweigend als stabil angenommenen Bedingungen. Dasselbe 
ist aber die Voraussetzung auch bei den exakten Sozialgesetzen. 

6) Vgl. Marshall, Handbuch der Volkswirtschaitslehre 1905 S. r141 ff. 

©) Fisher, Kurze HKinleitung in die Infinitesimalrechnung 1904, 5.0 
und 43, S. 55. Sonst Virgili-Garibaldi, Introduzione alla economia 
matematica ISun. 
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schaulichung wesentlich bei, sondern gestattet in hohem Maße, 
die wirtschaftlichen Prämissen losgelöst von allem Zufälligen un- 
wesentlichem Beiwerk herauszuarbeiten. 

Der große Vorteil der mathematischen Formulierung besteht 
in der aufs höchste getriebenen Abstraktion der Elemente. Die 
Begriffe müssen präzis bestimmt sein und die deduktiven Folge- 
rungen aus den Prämissen können durch den Kalkül selbst 
vexakt« gezogen werden, weil siein den logischen Ope- 
rationen der Mathematik bereits vorgebildet sind. Sie können 
mithin in ihrer ganzen Schärfe und präzisen Kürze ohne weiteres 
auf einen komplizierten Prozeß übertragen werden: wenn anders 
eben diese Voraussetzungen sich der mathematischen Sprache 
fügen. Dieser Vorteil ist methodologisch so groß, daß soweit es 
möglich ist, man die »exakte« Formel immer anwenden wird ®). 
Es ist ein logisches Abkürzungs- und ein praktisches Idcealisie- 
rungsverfahren. 

Aber es ist doch noch auf ein Mißverständnis hinzuweisen. 
Die Mathematik ist nur eine Formalwissenschaft, die auf 
jeden Gegenstand Anwendung finden kann. Mithin sind auch 
Ihre Ergebnisse nur formell exakte. Sie sagt über die Richtigkeit 
der Inhalte und über die Zulässigkeit der Prämissen noch gar 
nichts aus. Die Schlußfolgerung, die Formulierung, die Operation 
selbst ist exakt und unbestreitbar. Sie ist denknotwendig — vor- 
ausgesetzt, daß in der Deduktion kein Fehler stecke. Das ist ihr 
Vorzug. Aber über die Richtigkeit und Falschheit der Annahmen 
und den Inhalt des Gesetzes selbst kann auch die mathematische 
Formel noch gar nichts besagen. Das ist in keiner Weise ein Ein- 
wand gegen die Anwendung selbst. Aber es hindert uns doch, 
schon aus der bloß exakten Formulierung auf sachliche 
Richtigkeit zu schließen. Die Bewährung muß aus anderen Quel- 
len stammen. 

Mithin sind spezielle Gesetze in den Wissenschaften vom 
sozialen Geschehen nicht nur möglich, sondern sie sind auch wirk- 
lich. Eine besondere naturwissenschäaftliche Methode spielt darin 
in keiner Weise mit. Vielmehr nur Deduktionen auf Grund eigener 
Begriffsbildung, die ihrerseits wieder in der gemeinen Erfahrung 


»\ Menger versteht unter sexakt« die Herausarbeitung »einfachster Ele- 
mente« Wir haben vordem darüber gesprochen. Bei Schumpeter (Wesen 
und Hauptinhalt der theoretischen Nationalökonomie S. 70) heißt »exakt scine 
salle nötigen und nur die nötigen Worte machen«, was viel zu eng ist. 
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der Praxis ihren Ursprung hat. Jene sozialen Gesetze sind mit- 
hin nicht nur sui juris, sondern auch sui generis. Sie sind nicht 
schon irgendwiein anderen Wiss nschaften enthalten. Das letztere 
wird allerdings noch zu zeigen sein, um auch ihren selbständigen 
Charakter in vollem Umfange behaupten zu können. 


III. 


Vom Charakter der sozialen Gesetze. 


Die Frage ist also, welcher Art denn die sozialen Gesetze 
eigentlich sind? Es scheint die selbstverständliche Meinung zu 
sein, daß es sich dabei natürlich ausschließlich um psychologische 
Gesetze handeln müsse. Und zwar sowohl bei den konkreten 
Regelmäßigkeiten wie auch bei den abstrakten Gesetzen. Jene 
Auffassung kam dem modernen Psychologismus stark entgegen 
und empfahl sich zudem durch seine einfache Formulierung. Sie 
wurde nicht nur von den Logikern und Philosophen, sondern 
auch von den Historikern und Nationalökonomen unterstützt ®). 
Auch die Anhänger der kulturwissenschaftlichen Logik sahen das 
wenigstens als erwiesen an, daß es sich um psychologische Ge- 
setze handele. Gerade darum wollten sie ja das ganze Bereich 
der Gesetzeswissenschaften mit der naturwissenschaftlichen Eti- 
kette versehen, weil die Psychologie selbst eine Naturwissenschaft 
sei. Aber sie haben in dieser Beziehung ungeprüft eine Behaup- 
tung übernommen, die nicht stichhaltig ist. Ein Dogma wird da- 
durch nicht richtig, daß man es immer wieder von neuem nach- 
spricht. 

Die psychologische Beweisführung schien ja sehr einfach. 
Kein Zweifel, daB wir es beim sozialen Geschehen — mag es Recht 
oder Kunst, Wirtschaft oder Politik, Religion oder Sitte, Sprache 
oder Wissenschaft betreffen — mit fühlenden, wollenden, vor- 
stellenden Menschen zu tun haben °%). Die Einheitlichkeit aller 


6) Einzelne Angaben bei Rümelin, Neumann s. w. unten. Uebrigens ist 
es durchaus ein Irrtum als wenn der Verfasser früher (Möglichkeit und Aufgaben 
einer Sozialpsychologie) diese Ansicht vertreten hätte, daß die sozialpsycho- 
logischen Gesetze nun schon identisch mit den Sozialen Gesetzen überhaupt 
wären; vgl. Neuere Geschichtsphilosophie III (dieses Archiv XXIX, S. 172 ff. 
gegen Georg Simmels Psychologismus). 

70) Mill, System of Logic II. Bd., VI § 2 S. 463: »All phenomena of society 
are phenomena of human nature generated by the action of outward circumstances 
upon masses of human beings and if therefore the phenomena of human thought 
feeling and action are subject to fixed laws, the phenomena of society cannot 
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sozialen Betätigungen liege in der Einheitlichkeit der Seele, dem 
»Lebenszusammenhang des Individuums« Mithin, so folgerte 
man, sind auch die etwaigen Gesetze selbst psychologischer Art. 
Man dachte dabei teils an die vulgäre und intuitive, teils an die 
wissenschaftliche oder an eine besondere »beschreibende Psycho- 
logie« des Individuums, das ja allein den Inhalt des Bewußt- 
seins erleben, allein den Lebenszusammenhang gewinnen könne. 
Und die psychologische Analyse der führenden Geister bestätigte 
dann scheinbar diese Behauptung. Der ganze ungeteilte Mensch 
als fühlendes, vorstellendes, wollendes Wesen sei die Grundlage 
der Gesellschaft und damit der Geisteswissenschaft ?}). 

Zunächst reicht aber diese Individualpsychologie in 
keiner Weise aus, um soziales Geschehen zu erfassen. Schon 
die Meinung ”?), daß die Sozialpsychologie sich restlos auf 
die des Individuums zurückführen lasse, oder daß durch die 
Entwicklung der letzteren auch auf die sozialen Beziehungen 
Licht fallen würde, ist nicht begründet. Denn die inter- 
personalen Beziehungen, mit denen wir es allenthalben zu 
tun haben, gehen ja als solche keineswegs in der Einzelseele rest- 
los auf. Eben weil das Vorhandensein mehrerer Personen die 
Bedingung ihres Eintretens ist, so decken sie sich nicht. Wenn 
etwa eine geistige Bewegung mit dem Umfang der Gruppe an 
Intensität abnimmt, oder wenn mit der Gruppenvergrößerung 
die Menge der gemeinsamen Glieder und Vorstellungen sich ver- 
kleinert: so ist es schlechterdings nicht möglich, diese Gesetze 
aus dem Einzelindividuum abzuleiten 73). Das Verhältnis von 


but conform to fixed laws the consequence of the preceding.« Achnlich Tarde, 
bei dem die Sozialen Gesetze ganz sich mit denen der Nachahmung decken. 
Lois de l'imitation p. 756: »Qu’est-ce que la société? C'est l'imitation. Qu’est-ce 
que l'imitation? Ici le sociologiste doit céder la parole au psychologiste.« 

71) So Dilthey vgl. Spann, Gesellschaft und Wirtschaft S. 43 f. 

2) Auch Kistiakowski, Gesellschaft und Einzelwesen S. 148 be- 
hauptet, daß die Sozialpsychologie nur einen Teil der allgemeinen und indivi- 
duellen Psychologie bildet. »Sie behandelt dasselbe einzelne Bewußtsein aber 
nicht mit Bezug auf die allgemeinen Formen der Selbsttätigkeit, sondern mit 
Rücksicht auf die Bewußtseinsinhalte und den des Selbstbewußtseins.« Das 
ist ein Irrtum; die Sozialpsvchologie behandelt nur die geistigen Wechselwir- 
kungen zwischen den Individuen. Bci K. deckt sich allerdings Sozialpsycho- 
logie und Gesellschaftslehre überhaupt: bei uns nicht! Vielmehr ist jene und 
ein Teil dieser und die Gesellschaft nicht nur geistiger Art. Dagegen Kistia- 
kowski S. 182: die Sozialpsychologie sei die Lehre vom individuellen 
Bewußtsein und nur das Material, »sdessen Wirkung sie im individuellen Be- 
wußtsein vorfindet und erforscht, ist gesellschaftlichen Ursprunges«. 

”) So z. B. die Frage der Teilnahme an Massenverbrechen ist anders zu 
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Befehlen und Gehorchen kann ebensowenig aus dem Verhalten 
der Einzelnen erschlossen werden, da es eben ein Komplementär- 
verhältnis darstellt. Aber es finden nicht nur Steigerung oder 
Schwächung der Empfindungen durch gesellschaftliche Be- 
ziehungen statt. Sondern vor allem auch qualitative 
Modifikationen des individuellen Seelenlebens, eine Assimilation 
des Fühlens und Wollens, Ausscheidungen und Aufnahmen 
bestimmter Art, Verschmelzung und Hemmung u. ä. m”) ge- 
schehen durch die sozialen Gruppen, in der Familie, im Verein. 
Erst dadurch wird letzthin auch die quantitative Aenderung 
d.h. Schwächung bez. Verstärkung gesellschaftlichen Lebens mög- 
lich °?). Börse oder Bank oder Unternehmung oder Ehe und Fa- 
milie können nur in einem Teile individualpsychologisch erklärt 
werden %8). Ebenso handelt es sich etwa bei den Markterschei- 
nungen um ein Zusammensein von Kaufs- und Verkaufshand- 
lungen, die in der individuellen Seele gar nicht für sich be- 
stehen. Es gibt in allen diesen Korrelationserscheinungen Ja gar 
keine zugeordnete individuelle Handlung. Das Kollektivum 
ist eben ein Gegenstand sui generis, das nicht als ein Summa- 
tionsphänomen der Einzelseelen zu betrachten ist. 

Dafür mag schließlich noch ein Beispiel gegeben werden, das 
auch für die geschichtliche Betrachtung von Bedeutung ist. 

Wenn eine geistige Erscheinung, etwa die romantische Strö- 
mung, bei einer Gruppe von gleichzeitig lebenden Individuen sich 
zeigt, so spricht man bekanntlich von einer Generation”). Es 





beurteilen als ein individuelles; vgl. Le Bon, Psychologie der Massen; Sig- 
tele, Psychologie des Auflaufs und der Massenverbrechen; Stock, Sug- 
gestion und Hypnose in der Völkerpsychologie S. 146; Kistiakowski S. 51 ff. 

74) Dazu Eulenburg, Ueber die Möglichkeit und die Aufgaben einer 
Sozialpsychologie (Schmollers Jahrbuch 1900) S. 220 ff. 

35) Den Irrtum haben Steinthal-Lazarus selbst mitverschuldet, 
die abschließend erklärten (a. a. O. S. 6): »Da der Volksgeist doch nur ìn den 
Einzelnen lebt und kein vom Hınzelgeist abgesondertes Dasein hat: so kommen 
auch in ihm natürlich nur dieselben Grundprozesse vor, wie in diesen, welche 
die individuelle Psychologie näher erörtert.« Das ist eben unrichtig. 

38) Spann, Logischer Aufbau der Nationalökonomie S. 27 nennt diese 
Beziehungen »psvchogenetische Funktionalerscheinungen« — nicht eben glück- 
lich und durchsichtig. 

=) Dilthey (Das Erlebnis und die Dichtung S. 204) hat den Begriff 
fruchtbar zu machen gesucht durch Anwendung auf die romantische Schule. 
Indem die Schlegel, Schleiermacher, Humboldt, Hegel, Novalis, Hölderlin, 
Wackenroder, Schelling u. a. gleichzeitig lebten, hatten sie ähnlichen intellek- 
tuellen Charakter, der durch gemeinsame Ursachen und durch direkten Ver- 
kehr geschaffen sein kann. Um das Gemeinsame zu finden, muß man aber 
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ist eine Gesamtheit von Altersgenossen als eine Einheit genom- 
men. Offenbar kommt man der Erscheinung nicht näher, indem 
man das Seelenleben, die speziellen Bedingungen des Seins und 
Schaffens, des Einzelnen »einfühlend« verfolgt. Wenn man, um 
etwa Novalis’ Zugehörigkeit zur romantischen Schule zu 
ergründen, das Entstehen seiner Werke individuell begreif- 
lich zu machen sucht, so führt dieses individuelle Seelenleben 
noch nicht zum Verständnis der romantischen Schule als solche. 
Denn es müssen viele Vorgänge, die gerade bei diesem Einzelnen 
hervortreten, als zufällig ausgeschieden, andere wiederum 
mehr hervorgehoben und betont werden. Es muß ferner auf Zu- 
sammenhänge hingewiesen werden, die kaum dem Einzelnen be- 
wußt geworden und die doch als wirksame Kräfte anzunehrhen 
sind: etwa die agrarische Reaktion in der damaligen Zeit gegen- 
über der Betonung des Industrielebens, die politische Abkehr von 
den freiheitlichen Ideen der französischen Revolution u. ä. Der 
Einzelne und die Einzelseele ist ja nur ein Element des ganzen 
Komplexes, das erst durch die Verbundenheit der Generation 
eine neue Einheit darstellt. Kurz, es sind auch hier Komplemen- 
tärvorgänge, die überhaupt nur dadurch hervortreten, daß es sich 
um eine Generation handelt. Das einzelne Individuum mag zwar 
auch zu deren Zustandekommen beitragen, es hat auch Teil an 
jenem Zusammenhange. Aber es gibt offenbar zum Charakteri- 
stikum jener Schule selbst nur einen Beitrag, der erst durch das 
Bestehen interpersonaler Beziehungen jene neue Erscheinung der 
romantischen Schule zeitigt. 

Es sind mithin alle diese sozialen Gesamterscheinungen 
durchaus nicht individualpsychologisch zu erfassen, son- 
dern nur durch Betrachten der speziellen Gruppen. Nicht 
einmal das ist richtig, daß der Prozeß selbst im Bewußtsein der 
Einzelseele sich rekonstruieren lassen oder vorfinden müsse. Denn 
das Individuum hat sehr viel Elemente, von denen nur be- 
stimmte bewußt hervortreten. Die These also, daß es sich bei 
den sozialen Erscheinungen um eine Analvse und ein »Einfüh- 
len«, um den »Lebenszusammenhang« der Individualscele handele, 
ist nicht richtig. Die sozialpsvchologischen Gesetze sind keines- 
wegs identisch mit den individualpsychologischen. 


nicht von Individuen ausgehen, sondern eben vom Gemeinsamen und Allec- 
meinen. 
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2. Aber auch unter dieser Erweiterung bleibt es doch durch- 
aus fraglich, wie weit denn überhaupt die Sozialgesetze als psycho- 
logische anzusprechen sind. Es versteht sich noch keineswegs 
von selbst, daB soziales Geschehen überhaupt sich durch psycho- 
logische Kategorien allein erfassen läßt 78). Der Nachweis, daß die 
Psychologie nicht die Grundlage der Sozialwissenschaften bildet, 
braucht hier aber nicht im einzelnen geführt zu werden. Für 
uns genügt eine andere Erwägung. Die Komponenten (Ele- 
mentarerscheinungen), zwischen denen das Gesetz die Be- 
ziehungen und den näheren Zusammenhang herstellt, sind 
selbst keineswegs allein psychologischer Art, sondern ganz 
verschiedenen Inhaltes. Es sind äußere Güter materieller Art; 
es sind objektiv gewordene Mächte, die zwar von den Menschen 
geschaffen wurden, aber doch ein eigenes Dasein führen (Recht 
und Sitte, Institutionen und Verkehre); es sind endlich bio- 
logisch-physiologische Erscheinungen, die in den sozialen Zu- 
sammenhang eingehen. Es besteht stets ein innerer Funk- 
tionalzusammenhang zwischen jenen Komponenten, die die 
soziale Wirklichkeit ausmachen, und gerade diesen gilt es zu er- 
fassen. 

Sozialpsychologie umfaßt eben nicht das ganze soziale Leben, 
sondern nur einen bestimmten Teil. Gewiß fehlt menschliches 
Handeln dabei nicht; aber hierbei spielen gerade Beziehungen zu 
anderen Komponenten eine entscheidende Rolle. Von ihnen 
kann man schon darum nicht absehen, weil es sich gerade um diesen 
Zusammenhang handelt. Und so wenig man imstande ist, von 
dem einen Standpunkte allein das Ganze zu bestimmen, so wenig 
kann man es von dem anderen tun, wenn man wirklich soziales 
Geschehen begreifen will. Sowohl die naturalisti- 
sche wie die psychologische Ansicht von dem 
Charakter der Sozialgesetze haben beide glei- 
cherweise Unrecht. Eine»Wirklichkeit« etwa, die alleın 


3) Rümelin, a. a. O. S. g sagt: »Die sozialen Erscheinungen sind eine 
Unterart der psychischen. Es gibt zwei Arten von psychischen Gesetzen, die 
individualpsychologischen und die sozialen.s Da nun für Rümelin Gesetz »der 
Ausdruck für die elementare, konstante in allen Fällen als Grundform er- 
kennbare Wirkungsweise von Kräften« ist, so ist ihm auch ein soziales Gesetz 
nur der Ausdruck für die elementare Grundform der Massenwirkung psychi- 
scher Kräfte«e (Rümelin, Ueber den Begriff eines sozialen Gesetzes 1867, 
S. 10). »Man gelangt in der Statistik schließlich auch zu Gesetzen d. s. Massen- 
wirkungen psychischer Kräfte.« Die hier vertretene Auffassung behauptet also 
durchaus das Gegenteil. 
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das Seelenleben der Menschen nicht den biologischen Zusammen- 
hang der Generation, nicht die anthropologischen Beschaffen- 
heiten der Menschen, nicht die Erbmasse der Tradition, nicht die 
vorhandenen Güter und Mittel, nicht das geographische Moment 
zugleich mit jenem erfaßt: würde hier immer nur an einem Teile 
haften und gerade jenen Funktionalzusammenhang nicht verständ- 
lich machen können. 

Es ist freilich möglich, daß das Interesse einzelner Forscher 
ganz dem Nachschaffen der Einzelpersönlichkeit als solcher oder 
der Kollektivbeseeltheit, den Ideen, gewidmet ist. Aber logisch 
ist es doch nur ein Teil des Ganzen. Die Behauptung, daß man 
sich um das andere nicht zu kümmern brauche, weil »es immer 
gleich« sei, und alle gleich berühre, ist unzulässig und auf einer 
unrichtigen Prämisse aufgebaut. Es würde bedeuten, daß die 
Kausalbedingtheit psychischen Geschehens wiederum durchaus 
nur psychischer Art sei und durch äußere verschiedene Faktoren 
gar nicht beeinflußt sei. Da dies aber offensichtlich nicht 
zutrifft, so kann man es auch in den Sozialwissenschaften 
wie in der Geschichte nicht nur mit psychischen Faktoren 
zu tun haben. Der Mensch des sozialen Lebens läßt sich von sei- 
nen Umgebungsbestandteilen gar nicht getrennt denken. Es 
sind einmal Naturgegenstände von physikalisch-chemischer 
Art, die uns als Mittel und Güter gegeben sind, und in der 
Technik vor allem entgegentreten. Sodann sind uns stets 
objektive Mächte mitgegeben, die zwar von uns selbst geschaffen 
wurden, aber die doch eine objektive Existenz haben und als 
solche wirken: Gesetz und Recht, Erfindung und Sprache, Tra- 
dition und Wirtschaftsform, Maschinen und Verkehrsmittel. Die 
sind gewiß entstanden aus dem bewußten Handeln der Menschen. 
Aber sie sind doch verselbständigt mit eigenen Gesetzmäßigkeiten. 
Nicht anders steht es endlich mit jener natürlichen und 
materiellen Umgebung, dem Milieu. Gewiß: Umgebungsbestand- 
teile und Milieu vermögen an sich noch gar nichts für soziales 
Geschehen. Wer diesen naiven naturalistischen Standpunkt 
vertritt, setzt sich über die elementaren Tatsachen hinweg. Aber 
die Seele und Seelenvorgänge allein vermögen eben aus sich auch 
noch nichts. Sie reichen nicht aus, um soziales Geschehen zu 
erfassen. 

Es besteht sonach die volle Unmöglichkeit, von einem 
Teil aus über das Ganze etwas auszusagen, da gerade das 
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Wesen des Vorganges in dem Funktionalzusammenhang. bei- 
der besteht, man die Seele nicht von dem Körper, diese 
nicht von dem  biologisch-physiologischen Zusammenhange 
losreißen kann. Man vermag gewiß nicht aus der Sonne 
Griechenlands und dem Klima Englands die sozialen Ver- 
hältnisse und die Geschichte der Länder abzuleiten. Aber 
man kann es ebensowenig aus dem Seclenleben und aus dem 
Volkscharakter ohne die Fülle objektiver Mächte. Nehmen wir 
als Beispiel wiederum die Lautgesetze, d. h. jene regelmäßig wie- 
derkehrende Verschiebungen, die wir bei einzelnen Dialekten wie 
bei ganzen Sprachgruppen finden. Die physiologischen und 
psychologischen Komponenten sind hier durchaus nicht von ein- 
ander zu trennen. Die Lautgesetze sind beiden Arten von Ur- 
sachen unterworfen, da sie eben aus dem gesamten psychischen- 
physischen Habitus der Menschen stammen ®). Die Ursachen 
selbst können mehrfacher Art sein. Entweder direkter Einfluß 
des Klimas oder sonstiger Naturdinge. Oder es könnte eine 
physiologische Aenderung im Bau der Sprachorgane eingetreten 
sein, die eventuell auf Rassenmischung zurückzuführen wäre. 
Oder es könnte einer Bequemlichkeit entsprechen (Humboldt), 
ev. würde Nachahmung (Delbrück) oder die größere Schnelligkeit 
(Wundt) des Sprechens als die Ursache anzunehmen sein. Welche 
von den Erklärungsarten zutrifft, wird a priori gar nicht auszu- 
machen sein. Er ist auch vom Standpunkte des Vorganges 
selbst irrelevant, das Gesetz als solches bleibt bestehen. 


3. Wir erläutern auch hier die allgemeinen Deduktionen an 
einigen Beispielen: I. Nehmen wir das Gesetz vom abnehmenden 
Bodenertrag, so gilt es gewiß nur unter handelnden Menschen, 
die durch den Willen zur Wirtschaft, durch Erwägungen über 
zweckmäßige Verwendung der Produktionsfaktoren, durch ra- 
tionalistische Gewinnung wirtschaftlicher Zwecke orientiert sind. 
Also sind die Wirkungen gewiß nur möglich unter denkenden und 
wollenden Menschen bestimmter Kulturhöhe. Trotzdem folgt aus 
diesem psychologischen Denken noch nicht das allergeringste für 
die funktionellen Beziehungen, die durch jenes Gesetz vom ab- 
nehmenden Bodenertrag charakterisiert sind. Diese stellt viel- 
mehr einen besonderen Zusammenhang zwischen den zweck- 
setzenden und ökonomisch vorgehenden Menschen auf der einen 


3) Wundt, VWölkerpsychologie I, 357 £f., S. 397. 
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und dem Widerstand, dem gerade diesen Handeln und Vorgehen 
die Natur leistet auf der anderen‘ Seite dar. Es ist ein 
soziales Gesetz; denn die Kategorien, mit denen wir es zu 
tun haben, sind durchaus soziale. Aber aus den Motiven 
und dem psychologischen Verhalten ergibt sich das Gesetz 
noch ganz und gar nicht: es stellt gerade einen Funktional- 
zusammenhang zwischen psychischen und in diesem Falle physi- 
kalisch-chemischen Komponenten dar. II. Das »Gesetz der Mas- 
senproduktion« besagt ®), daB es eine Nutzschwelle gibt, bei der 
die Vermehrung des konstanten Kapitals und damit das Wachsen 
der konstanten Kosten durch Vermehrung des Ertrages nicht 
mehr aufgewogen werden. Voraussetzung ist, daB eine private 
Iigentumsordnung besteht, ein gewinnerstrebender Unterneh- 
mer vorhanden ist und sich durchzusetzen vermag, daß der 
Kapitalist eine Verzinsung scines Kapitals herauswirtschaften 
will und es anderwärts besser verwenden könnte. Aber an- 
dererseits sind auch bestimmte technische Voraussetzungen vor- 
handen, die objektiv jenem Streben entgegentreten. Es ist also 
durch das Gesetz ein Zusammenhang zwischen psvchischen 
und technischen Komponenten hergestellt, der eben in seiner 
Verbundenheit etwas spezifisch Neues darstellt. III. Aehnlich 
etwa das Gesetz der Kapitalakkumulation, d. i. die Bindung 
-mmer größerer Kapitalmassen an cine Verwendungsart und damit 
die Konzentration industrieller Betriebe. Es wird gewiß das Vor- 
handensein psvchologischer Faktoren vorausgesetzt. Aber an- 
dererseits ist das Vorhandensein bestimmter technischer Zurüs- 
tungen, die Tatsache des Minderverbrauches bestimmter Maschinen 
bei größerer Fffektivkraft und damit der geringeren Kostenaufwen- 
dung zugleich nötig. Aus dem Inhalte zwecksetzender Menschen 
ist der Funktionalzusamnienhang selbst noch keineswegs gefun- 
den. Die Behauptung, daß wir es mit angewandter Psvchologie 
zu tun hätten, ist ganz hinfällig. Weil objektiv die Kosten bei 
der Konzentration geringer werden, darum und nur darum kann 
überhaupt das Gewinnstreben sich erfüllen. Jenes technische 
Moment ist also die Bedingung für das Realwerden jener Motive. 
Hier wie dort bedeutet das psvchologische Moment etwas Ge- 
gebenes, dessen Analvse außerhalb des Bereiches der sozialen Ge- 
setze selbst liegt. IV. Oder nehmen wir das Bevölkerungsgesetz des 


80) Bücher, Das Gesetz der Massenproduktion (Ztschr. für die gesamte 
Staatswissenschaft, 6%. Jahrgang 1910, S. I ff.) 
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Th. R. Malthus, so kann gewiß auch hier niemals vom Handeln 
der Menschen Abstand genommen werden: von der Fähigkeit, 
Kinder in der Ehe zu erzeugen, von dem Willen der künstlichen 
Beschränkung, von der Neigung, Menschenleben nicht nutzlos zu 
verschwenden, von der Sorgfalt, sie aufzuziehen u.a. m. Trotz- 
dem gewinnen die psychologischen Momente überhaupt erst Be- 
deutung, wenn biologisch-physiologische Faktoren gleichzeitig mit 
gegeben sind. Es ist nicht möglich, dieses Gesetz als ein psycho- 
logisches anzusprechen. Vielmehr ist es ja gerade der Funktional- 
zusammenhang zwischen psychischen und biologischen, der durch 
jenes Gesetz aufgezeigt werden soll. V. Um ein letztes Beispiel 
zu nehmen: wenn es sich um die Frage des generativen Zusammen- 
hanges etwa zwischen dem produktiven künstlerischen Schaffen 
und der Rassenmischung oder Rassenreinheit handelt: so ist gewiß 
der Ausgangspunkt wiederum jenes psychische Verhalten, das sich 
eben im Kunstwerk äußert. Aber dieses wird nun in einen be- 
stimmten funktionellen Zusammenhang mit jenen anthropolo- 
gischen Momenten gebracht. Gerade dieser Zusammenhang und 
weder die psychologischen noch die anthropologischen Kompo- 
nenten für sich machen das Wesen der Gesetze aus. 

Wir werden mithin das Dogma von der psychologischen Na- 
tur der sozialen Gesetze fallen lassen müssen. Diese Meinung 
übersieht das Wesen der Sache und glaubt, von der einen Seite 
aus das Ganze erfassen zu können. Der Grund der Gesetze liegt 
vielmehr in den sozialen Beziehungen selbst ®!). Auch wenn es 
also gelingen sollte, die Komponenten a, b, c, des Sozialkom- 
plexes A in den andern Wissenschaften der Biologie, der Psycho- 
logie, der Technik, oder der Physik-Chemie auf das genaueste 
gesetzmäßig zu erfassen, so bleibt darum doch der neue Kom- 
plex A völlig unberührt. Jene gehen wieder ganz neue und spe- 
zifische Zusammenhänge ein, die aus jenen Teilkomponenten nie 
und nimmer folgen. Es ist mithin eine reine Tautologie, wenn 
wir die sozialen Gesetze für psychologisch erklären, weil sie a u c h 
psychologische Elemente enthalten. Mit demselben Rechte kön- 


šl) Im Prinzip kommt auf dasselbe jedenfalls auch Spann hinaus (Der 
logische Aufbau etc. S. 16). »Für die Erforschung der Wirksamkeit der »Teile« 
im sozialen Zusammenhang an und für sich ist es grundsätzlich ganz gleich- 
gültig, wie sich jene Teile in anderem Zusammenhang verhalten. Denn jeder 
neue Zusammenhang, in dem ein »Teil« sich befindet, stellt einen Kausalkom- 
plex für sich dar, dessen Bestimmtheit von dem anderen Zusammenhang grund- 
sätzlich unabhängig ist.« 
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nen wir sie auch als biologische oder technische oder ethnologi- 
sche ansprechen — mit demselben Rechte und mit demselben 
Unrechte. Sie sind keine von beiden, weil sie beides zugleich und 
damit etwas Neues, Eigenes darstellen. 


4. Damit ist im Grunde eine Behauptung erledigt, die doch 
aber noch eine kurze Erörterung erfahren muß. Es ist nämlich 
eine weit verbreitete Meinung, als wenn man speziell in den Wirt- 
schaftsgesetzen die »G rundtriebe« menschlicher Handlung 
vor sich hätte 8). Danach wären die Triebe (Motive) als psy- 
chische Kräfte anzunehmen, die dann ihrerseits Wirkungen aus- 
üben. Für die speziellen Wirtschaftsgesetze hat man ähnlich 
gesagt: »Wirtschaftsgesetze sind der Ausdruck für eine infolge 
der Macht wirtschaftliche Zusammenhänge aus gewissen Moti- 
ven sich ergebenden Wiederkehr wirtschaftlicher Erscheinungen 
(Tendenzen oder Vorgänge)«®). Nun gilt, was von den sozialen 
Gesetzen im allgemeinen gesagt wurde, von den wirtschaftlichen 
im besonderen. Es ist ganz zweifellos richtig, daß zum Wirtschaf- 
ten Menschen vorhanden sein müssen, die überhaupt rationali- 
stisch handeln, Bedürfnisse haben, produzieren, tauschen. Ja, 
es ist sogar nötig, daß diese Menschen spezifischer Art und spezi- 
fischer Qualität sind. Nur unter dieser Voraussetzung kommen 
wir zur Aufstellung von Wirtschaftsgesetzen. Aber darum ist 
doch nicht das Motiv, nicht die Selbstsucht oder der Eigennutz 
die Ursache der Wirtschaftsgesetze: als sei etwa das Wirt- 
schaftliche aus dem Gewinnstreben oder aus dem altruistischen 
Verhalten zu betrachten. Auch die Frage, ob etwa die Calvini- 
stische Ethik oder allgemeine Weltverbesserungspläne (Gebrüder 

ee) Rümelin, a. a. O. S. ıı: »Gibt es solche sozialen Gesetze, die für 
die Massenwirkung psychischer Kräfte die konstante Grundform ausdrücken?« 
Für ihn sind die Grundtriebe solche Kräfte. Achnlich Wagner, Schmoller, 
Sombart — kurz die meisten historischen Nationalökonomen. 

83) Es ist mir wegen Raummangels nicht möglich, in eine ausführliche Aus- 
einandersetzung mit Neumann, Naturgesetze und Wirtschaftsgesctze ein- 
zutreten. Nur dieses. Der ganze Aufsatz beruht auf der Verquickung von »psy- 
chologischen Motiven« mit ethischen Tendenzen. Für ihn sind die Wirtschafts- 
gesetze überwiegend solche des »Eigennutzes«, denen er dann solche der dis- 
tributiven oder der ausgleichenden Gerechtigkeit gegenüberstellen will. Er 
kommt dann auch direkt von jenen zu gewissen ethischen Postulaten. Neu- 
mann hat nicht beachtet, daß Bedingungen und Voraussetzungen für das Gelten 
der abstrakten Gesetze nötig sind. Weder mit der Motivationslehre noch gar 
mit ethischen Forderungen haben es aber die Wirtschaftsvesetze zu tun. Ks 
ist schade, daB er sich in seinen Beispielen allein auf die Preisgesetze beschränkt: 
er würde sonst wohl selbst seine Anschauung wesentlich modifiziert haben. 
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Pereire), reines Machtstreben (Rockfeller) oder Betätigungstrieb 
(Fugger) zum wirtschaftlichen Handeln führen, interessiert den 
Theoretiker nicht im geringsten, so wichtig es für die Erschließung 
der Personalkenntnis sein mag. Es kann jemand aus Ehrgeiz 
wirtschaftlich handeln; uns interessiert allein das Faktum, nicht 
das Motiv. Die Motivationen spielen dabei nicht die mindeste 
Rolle. Denn das wirtschaftliche Prinzip, das allerdings immer 
zugrunde gelegt wird, ist ganz allgemeiner Art. Es steht jen- 
seits ethischer oder hedonistischer Erwägungen: vielmehr ist es 
eine ganz allgemeine Annahme und findet sich in der Ma- 
thematik nicht minder wie in der Naturwissenschaft, in der 
Aesthetik wie in der eigentlichen Nationalökonomie, in der Land- 
wirtschaft wie beim Denkprozeß. Alles Bewegte sucht den Weg 
des kleinsten Kraftmaßes. | 
Für die Preisgesetze ist es sonach gänzlich gleichgültig, aus 
welchen Motiven heraus der Mensch handelt. Das interes- 
siert den Psychologen, nicht den Nationalökonomen. Wer 
den Baum mit geringstem Kraftaufwande fällt, handelt wirt- 
schaftlich — gleich ob er altruistisch oder egoistisch dabel 
denkt, fühlt oder will. Jene psvchologische Betrachtungsweise 
verkennt eben das Wesen der abstrakten Gesetze. Denn dieses 
sieht gerade von der Motivation ab und setzt nur wirtschaftliches 
Handeln als solches voraus. Es kommt ihm nie darauf an, wie- 
weit der Eigennutz, wieweit etwa die distributive Gerechtigkeit 
ihre Hand im Spiele hat, und für die Bestimmungsgründe mab- 
gebend seien. Das könnte eventuell dort mit in Frage kom- 
men, wo es sich um die Bestimmung der wirklichen Preise 
handelt, von welchen Faktoren die abhängen. Hier mag es zu- 
treffen, daß zu dem objektiven Befunde auch noch verschiedene 
Motivreihen herangezogen werden müssen, weil sie den Ausschlag 
nach der einen oder anderen Richtung geben 8). Aber darum 
handelt es sich in dem Gesetze gar nicht. Hier werden vielmehr 
ganz bestimmte Voraussetzungen und Bedingungen gemacht und 
gefragt, wie unter der Annahme dieser Elemente sich eventl. 
der Preis stellt. 
Wirtschaftliches Handeln ist ein rein formales Prinzip, das von 
den wirklichen Motiven der Handelnden ganz unabhängig ist. 
Auch wenn niemals ein Mensch unter dieser Annahme handelte, 





81) So etwa Neumann, a. a. O. S. 42, der damit allerdings das Wesen 
des abstrakten Gesetzes verläßt. 
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so könnte die Abstraktion trotzdem so vorgehen. Die Bedin- 
gungen sind also durchaus nicht in den Motivationen dieser 
oder jener Art zu suchen. Vielmehr gehen wir bei Aufstellung 
der abstrakten Gesetze eben von ganz bestimmten Annahmen 
aus). Diese sind z. B. beim Preisgesetz: das vollkommene Walten 
freier Konkurrenz, das gleichzeitige Anbieten vieler Waren, die 
private Eigentumsordnung, die gleichbleibende Art der Nachfrage, 
die Uebersichtlichkeit des Marktes, das Fehlen jeder Beschränkung, 
die einheitliche Höhe der Produktionskosten, dazu auch ökonomi- 
sches Handeln als solches. Unter Annahme aller dieser Be- 
dingungen stellt sich dann der Preis allerdings auf eine gewisse 
Höhe. Aber dieser Preis gilt eben nun ganz im abstrakten, ist 
von den Momenten des Eigennutzes und der Motivation unab- 
hängig. Aus welchen Motiven und Trieben jemand handelt, ist 
dabei gleich: vorausgesetzt, daß er überhaupt nur so handelt. 
Auch die subjektive Wertlehre ist keine psychologische, sondern 
sie deckt ausschließlich die Beziehungen zwischen Intensitäten 
auf. NurdieZweckmäßigkeit jener Annahmen selbst ist 
zu prüfen: ob und wieweit die wirklichen Verhältnisse dem 
idealen Falle entsprechen. Die Annahmen werden geändert, 
wenn das nicht der Fall ist 8). 


5. Aus dem Umstande also, daB in jedes soziale Geschehen 
immer eine Reihe von Komponenten eingehen, folgt, daß wir nicht 
schon aus einer allein das ganze soziale Gesetz ableiten können. 
Die Elementarerscheinungen, mit denen wir es zu tun haben, 
sind ihrerseits von verschiedenen Momenten abhängig, haben 
psychologische, technische, physikalische, geographische Seiten. 
Das religiöse Geschehen wie das künstlerische, das politische und 








85) Von diesen spricht Neumann in dem ganzen Aufsatz nicht mehr, 
da er eben auf die »Motivationen« glaubt das Hauptgewicht legen zu sollen und 
in ihnen den eigentlichen Kern der sozialen bezw. wirtschaftlichen Gesetze er- 
blickt. Bei aller Hochschätzung vor der Energie seines Denkens halten wir 
doch den Ausgangspunkt für falsch gewählt und kommen so zu ganz anderen 
Ergebnissen, die in keiner Weise sich mit den seinigen vereinen lassen. 

86) Uebrigens meint auch Lexis, Allgemeine Volkswirtschaftslehre 
(S. 17), daß die Theorie sauf die vornehmlich anzunehmenden Motive des mensch- 
lichen Handelns sich aufbaue«. Das wirtschaftliche Prinzip wirke auf die Mo- 
tive des Menschen ein und die Theorie (S. 18) hange davon ab, wie das wirt- 
schaftliche Motiv das wirtschaftliche Handeln der Menschen in Wirklich- 
keit leitet.e Aber hier scheint mir die abstrakte Theorie mit deren An wen- 
dung verwechselt. Die Theorie ist unabhängig davon, welcher Art die Motive 
unseres Handelns sind. 
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das wirtschaftliche Handeln umfassen jedes für sich Komponenten 
verschiedener Provenienz. Es findet immer eine ganz neue 
eigenartige Verknüpfung der einzelnen Teile statt. Jede der Kom- 
ponenten stammt, für sich betrachtet, aus einem besonderen 
Gebiete. Aber sie geht eben in dem Zusammenhange des Gesetzes 
eine neue Verbindung ein, wie aus den Beispielen genugsam zu 
ersehen ist. Die sozialen Gesetze im allgemeinen wie die wirt- 
schaftliche im besonderen sind darum so wenig aus der psycho- 
logischen Komponente ableitbar wie sie aus der technologischen 
oder biologischen oder geographischen allein es sind. Für die 
Forschung mag auch die, aus dem sozialen Zusammenhange los- 
gelöste, Betrachtung der einzelnen Komponenten (Elementar- 
erscheinungen) nötig sein. Sie können dann in den Spezialwissen- 
schaften der Psychologie oder Technik, Biologie oder Geographie, 
Physik oder Agrikulturchemie behandelt werden. Aber die so- 
zialen Gesetze selbst sind doch durchaus selbständiger Natur. 
Die Wirtschaft braucht Menschen (Handlungen) und Güter und 
aus den Beziehungen beider ergibt sich erst das eigentümliche Wirt- 
schaftsgebiet mit seinen eigentümlichen Wirtschaftsgesetzen usf. 
Es ist also weder vom naturwissenschaftlichen noch vom psycho- 
logischen Standpunkt aus zu erfassen. Und so auf allen anderen 
Gebieten, die in dieses Bereich gehören 8). 

So sind die sozialen Gesetze nicht nur eigenen Rechtes son- 
dern auch eigenen Grundes. Sie sind weder naturwissenschaft- 
licher noch psychologischer, weder biologischer noch technischer 
Art. Wir hatten gefunden, daß Gesellschaft nur möglich sei, so- 
weit sie gesetzmäßig bestimmt ist. Solche Regelmäßigkeiten 
waren aber selbst nur möglich unter der Annahme der tatsäch- 


87) Im Prinzip kommt wohl Spann, Der logische Aufbau etc. S. 17 auf das- 
selbe hinaus. Er sagt: »Die nene Einheit eines Gesamtzusammenhanges ist 
nichts anderes als die neue gesetzliche Verknüpfung von Teilen, welche dann 
in anderer Verknüpfung natürlich anders als Teil oder Ganzes aut- 
treten. Die Gesetze des Gesamtzustandes sind gegenüber jenen der Teile ori- 
ginär und unableitbar.s Spann illustriert das an dem Gay-Lussacschen und 
Mariotieschen Gesetz. Seine Ausführungen decken sich in dieser Beziehung 
durchaus mit unseren obigen, wenn sie auch auf anderem Wege gefunden sind. 
»Gesetze bestimmter Konstellation von Elementen der Körperwelt können aus 
den allgemeinsten Gesetzen demnach niemals abgeleitet werden, weil die neue 
Konstellation nur durch ein historisches Datum möglich ist und %0- 
nach durch eine Gesetzmäßigkeit innerhalb konkreter historischer Gültigkeit 
und Bestimmtheit bestimmt werden kann.s Wir möchten mit Absicht jeden 
Hinweis auf Naturwissenschaften vermeiden und haben darum unsere Beispiele 
aus den sozialen Gesetzen selbst entnommen. 
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lichen Wirksamkeit eigentlich abstrakter Gesetze. Die Elementar- 
erscheinungen, mit denen es diese Gesetze zu tun haben, erhalten 
erst durch die sozialen Beziehungen ihr spezifisches Gc- 
präge, das außerhalb der Gesellschaft gar nicht besteht. Alle 
Psychologie zusammen wie alle Technik zusammen ergeben noch 
gar keine sozialen Verhältnisse und noch keine sozialen Ge- 
setze. Diese sind vielmehr durch die spezielle Funktionalbe- 
ziehung äußerer und innerer Komponenten charakterisiert, die 
erst durch »Gesellschaft« zu stande kommt und erst in ihr 
eine Bedeutung erhalten kann. Die sozialen Gesetze sind dann 
der abstrakte Ausdruck für den Zusammenhang von solchen 
Elementarerscheinungen. Ihre Eigenart ist damit außer Zweifel 
gestellt und das Dogma vom psychologischen Charakter der so- 
zialen Gesetze endgültig zerstört. 


IV. 


Tragweite der sozialen Gesetze. 


a. Allgemeingültigkeit und Allgemeinheit. 


I. Bevor wir uns schließlich über die Tragweite der sozialen 
Gesetze Rechenschaft geben, ist an einige Momente zu erinnern, die 
oft mißverstanden werden. Die Begriffe, mit denen die Gesetze 
als ihren Elementen operieren, sind zwar allgemein, d. h. sie 
erstrecken sich auf alle konformen Erscheinungen. Aber es ist 
nun keineswegs gesagt, daß die »Wirklichkeit« in jeder Zeit und 
an jedem Orte gerade diesem Begriffe entspricht. Das ist nicht 
der Fall und kann gar nicht die Absicht sein. Jeder soziale Be- 
griff ist im Grunde ein relativ historischer: auch unser Haus, 
unsere Kleidung oder die Grundrente haben keineswegs »ewig 
und überall« bestanden, sowenig wie die Flora oder die heutige 
Tierwelt oder das Wasser. Und doch sind es Allgemeinbegriffe, 
die stets auf eine ganze Klasse von ähnlichen Erscheinungen mit 
gleichen Merkmalen zutreffen. Die Gesetze, die es in den Sozial- 
wissenschaften gibt, sind ebenso nur unter ganz bestimmten Bc- 
dingungen vorhanden: dort, wo die Bedingungen erfüllt sind, be- 
währen sie sich ausnahmslos. Sie sind also bedingt allge- 
meingültig. Sie müssen als verbindlich für alle gleich organi- 
sierten Wesen angenommen werden, die die Bedingungen ihres 
Eintretens anerkennen. 

Aus dem hypothetischen Charakter ergibt sich aber von selbst 

49* 
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das weitere. Denn jene Bedingungen sind immer nur zu gewissen 
Zeiten an gewissen Orten wirklich erfüllt. Sie ändern sich in be- 
stimmter Weise und unterliegen einem stetigen Wandel. M.a. 
W.: das soziale Gesetz ist allerdings allgemein- 
gültig, aber die Bedingungen sind nur von rela- 
tiver Allgemeinheit. Es kann sich dort, wo die Bedingungen 
nicht erfüllt sind, auch gar nicht bewähren. Das Gesetz vom 
Standorte der Industrie ist gewiß allgemeingültig ®), d. h. es gilt 
zu allen Zeiten und allen Orten, wann und wo es solche Industrie 
gibt. Dort, wo diese aber fehlt, Verkehrswege nicht entwickelt 
sind, Unkenntnis über die Marktverhältnisse besteht, nicht wirt- 
schaftliche, sondern ästhetische Gesichtspunkte für den Standort 
der Industrie maßgebend werden: dort kann es natürlich gar nicht 
bestehen. Noch weniger folgt, daß etwa historisch der Standort 
der Industrie immer so gewählt wurde. Wir können also gewiß 
sagen: de Bedingungen, unter denen die Gesetze gelten, 
sind historischer Art, sie sind nur zu gewissen Zeiten an gewissen 
Orten vorhanden. Die Gesetze gelten nur in einem bestimm- 
ten idealen System. Andere Zeiten mit anderen Bedingungen 
werden mithin auch andere Formulierungen brauchen. Es schließt 
die Allgemeingültigkeit der Gesetze die historische Bedingtheit 
nicht aus. Auch das Preisgesetz von Angebot und Nachfrage gilt 
nur dort, wo freier Markt vorhanden ist: der ist aber nun sehr oft 
durchaus nicht frei. Es können Verkaufssperren oder Taxpreise 
bestehen; es kann in Wirklichkeit der Preis trotz vermehrten An- 
gebotes noch steigen u. a. m. Es ist die selbstverständliche lo- 
gische Folge, daß die Bedingungen rein oder angenähert eben nur 
zu ganz bestimmten Zeiten und an ganz bestimmten Orten völlig 
erfüllt sind. Es folgt logisch aus dem richtigverstandenen Be- 
griffe des sozialen Gesetzes, daß es nur eine bedingte Anwen- 
dung findet. Es ist gewiß ein allgemeines Urteil, aber 
eben ein hypothetisches. Und das hypothetische heißt 
hier soviel wie historisch-bedingt 89). 








8) Ri melin verkennt doch den allgemeinen Charakter des Gesetzes 
überhaupt, wenn er (Ueber den Begriff eines sozialen Gesetzes S. 28) ihm nur 
beschränkte Geltung, nur hypothetische Wirksamkeit gegenüber den Natur- 
gesetzen zuschreibt: denn auch diese gelten nur unter ganz bestimmten ein- 
deutigen Bedingungen. 

89) Eine Verwechslung im Begriff Gesetz begeht Neumann (Natur- 
gesetz und Wirtschaftsgesetz S. 445), wenn er sagt: serstens daß Wirtsckafts- 
gesetze wegen ihrer Abhängigkeit von psychischen Vorgängen mit dem Fort- 
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Allerdings ist hier eines gleich hinzuzufügen: das Gesetz 
schöpft seine Kraft doch eben daraus, daß die Bedingungen recht 
weite Grenzen lassen und ein großes Gebiet tatsächlich darunter- 
fällt. Das ist offenbar eine Frage der Zweckmäßigkeit ®). Es 
wird zweckmäßig sein, nur für solche Fälle ein Gesetz aufzu- 
stellen, wo die Bedingungen nicht zu abnorm, nicht zu spezielle sind. 
Auch die sozialen Gesetze bewähren sich unter der Annahme von 
fingierter Einfachheit, die selten ganz rein erfüllt ist. Trotzdem 
ist es ganz verkehrt, es den Gesetzen zum Vorwurf zu machen, 
daß das Gebiet ihrer Anwendung nur ein begrenztes sei. Denn 
selbst wenn einmal die Bedingungen für die Gültigkeit des Ge- 
setzes nicht angegeben waren, so sind sie doch implizite immer 
mit gesetzt. Sein hypothetischer Charakter versteht sich immer 
von selbst. Wie weit nun die realen Bedingungen den idealen 
Annahmen wirklich gerecht werden, ist jedesmal besonders auszu- 
machen. Um es mit Erfolg anzuwenden, muß man Kenntnisse der 
»Wirklichkeit« und der realen Verhältnisse besitzen. Sonst tappt 
man im Dunkeln. Wenn also gesagt ist °!): »Alle die vielen G e- 
setze, die die Klassiker aufgestellt haben, haben sich als vor- 
schnelle Generalisationen erwiesen... . Die meisten (?) wirtschaft- 
lichen Probleme sind viel zu verwickelt und von so vielen Fak- 
toren abhängig, als daß von irgendwelchen Gesetzmäßig- 
keiten die Rede sein kann« — so springt das Mißverständnis 
und Unlogische von selbst in die Augen. Es ist weder der Begriff 
des abstrakten »wirtschaftlichen Gesetzes«, noch der der tatsäch- 
lich bestehenden »Gesetzmäßigkeiten« scharf gefaßt. Es ist frei- 
lich zuzugeben, daß auch mancher, der ein soziales Gesetz for- 
mulierte, meinte, es träfe tatsächlich überall zu. Realisiert wer- 
den kann es in den konkreten Verhältnissen nur unter ganz be- 





schreiten der Kultur einem Wandel unterliegen, der beim Naturgesetze 
ausgeschlossen ist und zweitens, daß infolge dieser Entwicklungsfähigkeit direkt 
und indirekt durch Kulturmittel auf jene Gestaltungen ein Einfluß geübt wer- 
den kann, von dem Naturgesetzen gegenüber nicht die Rede sein kanne. Hier 
wird einmal verwechselt das abstrakte \Wirtschaftsgesetz und seine Anwendung 
innerhalb bestimmter Bedingungen; nur letztere ändern sich, nicht das Gesetz 
selbst. Sodann bezieht sich die Beeinflussung wiederum nicht auf das Gesetz 
selbst, sondern nur anf die Folgen des Gesetzes. 

») Schumpeter, Wesen und Hauptinhalt der theoretischen National- 
ökonomie S. 46, denkt sich die Sache wohl etwas anders, wenn er es auch gleich 
uns vorzieht von Funktionalbeziehung anstatt von Kausalzusammenhang zu 
sprechen. 

) So Diehl, Blätter für vergleichende Rechtswissenschaft und Volks- 
wirtschaft 1965 S5. 63; dazu Eulenburg, Gesellschaft und Natur S. I0. 
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stimmten Umständen. Es ist zwar allgemeingültig, aber die 
Bedingungen finden sich nicht ausnahmslos erfüllt. 


Das Gesetz hat freilich keine Notwendigkeit im absoluten 
Sinne insich. Es ist stets nur provisorischen Charakters und kann 
durch neue Erfahrungstatsachen umgestoßen werden. Es kön- 
nen sich auch neue Kombinationen ergeben, die auf einen anders- 
artigen Funktionalzusammenhang und damit auf eine andere 
Formulierung hinweisen. All das, was aus der Erfahrung stammt, 
kann auch durch Erfahrung wieder vernichtet werden. Auch das 
Gesetz ist an der Erfahrung zu prüfen, zu verifizieren, event. zu 
modifizieren. Die meisten Fehler rühren aber gar nicht aus der 
Formulierung des Gesetzes selbst her, sondern meist nur aus sei- 
ner mißbräuchlichen Anwendung. Es wäre möglich, daß in der 
Wirklichkeit andere Beziehungen den Ausschlag geben als die 
durch das Gesetz betrachteten. Oder es läßt sich zeigen, daß 
ihm nur eine partielle Bedeutung zukommt, indem die Bedin- 
gungen seiner Realisation ganz spezielle sind.. Das ist teilweise 
bei den Wirtschaftsgesetzen der Nationalökonomie der Fall oder 
auch bei dem Gesetze des Wandels der politischen Verfassungs- 
form im Sinne des Aristoteles. Hier haben vor allem weitere 
Beobachtungen aus verschiedenen Zeiten die Bedingungen, unter 
denen das spezielle Gesetz gilt, schärfer hervortreten lassen. Wir 
sind uns dieses relativen Charakters in erheblichem Maße 
mehr bewußt geworden und haben danach eine präzisere 
Fassung gelernt. Aber der Umstand, daß hier in der An- 
wendung Fehler vorgekommen sind und man öfters überhaupt 
die Bedingungen übersehen hat, berührt doch den logi- 
schen Charakter nicht. Es braucht gar nicht geleugnet zu wer- 
den, daß man sehr oft vorschnell verfahren ist, daß man häufig 
annahm, es besäße absolute Anwendbarkeit und absolute Bewäh- 
rung, auch unabhängig von den Bedingungen. Aber dieser Irr- 
tum liegt dann in dem falschen Gebrauch, nicht in dem Ge- 
setze selbst. Uebrigens ist man auch in anderen Wissenschaften 
erst spät dazu gekommen, sich die Grundlagen und Voraus- 
setzungen ihrer Sätze ganz klar zu machen. 


2. Die Frage bleibt allerdings noch offen, ob es wirklich a ll- 
gemeine soziale Gesetze in dem Sinne gibt, daß deren Bewäh- 
rung gleichsam bedingungslos, unabhängig von Zeit und Raum 
zutrifit. Das wären dann freilich allgemeinste Sozialgesetze 
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überhaupt. Wir waren ja davon ausgegangen, daß die sozial- 
wissenschaftliche Begriffsbildung sich auf bestimmte Klassen von 
Erscheinungen erstreckt und daß auch die sozialen Gesetze nur 
für solche bestimmte qualitative Gebiete gelten. Es handelt sich 
immer um partielle Sozialgesetze. Aber gibt es nicht wirklich 
allgemeinste Sätze, die frei und unabhängig erscheinen, die auf 
jedes Gebiet und in jedem Falle Gültigkeit haben? Das hat man 
oft unter sozialen Gesetzen verstanden: letzte Verallgemeine- 
rungen, die den Inhalt der Soziologie ausmachen sollen. Es müßten 
also Gesetze sein, die auf allen Gebieten gleichmäßig gelten könn- 
ten. Das Gesetz der Arbeitsteilung, der Differenzierung und Inte- 
grierung oder in der Spenzerschen Formulierung des Ueberganges 
von der Homogenität zur Variabilität wären Beispiele dafür. Der- 
art ist das Tardesche Gesetz von der Nachahmung oder die For- 
meln, die vor allem aus der Anwendung des Darwinismus als An- 
passung und Auslese sich ergeben und die bei einem Teil der So- 
ziologen eine Hauptrolle spielen ??). Es können ja auch die so- 
zialpsychologischen Gesetze, über die vordem gesprochen ist, 
solche allgemeinen Sozialgesetze darstellen, oder die Gesetze von 
der Stetigkeit des Kulturwandels u. a. All diese Gesetze würden, 
wie es scheint, eigentlich bedingungslos gelten. Mindestens wür- 
den die Bedingungen weit allgemeinere sein können als die, die 
wir bisher angegeben haben. Wie steht es damit ? 

Es wird nicht zu leugnen sein, daß sich solche Verallgemeine- 
rungen aufstellen lassen. Und es wird die Aufgabe der allgemei- 
nen Soziologie bleiben, solchen allgemeinen Sätzen eventuell nach- 
zuspüren. Doch ist es zweckmäßig, dabei lieber von Prinzipien 
zu sprechen, nicht von Gesetzen. Ihrer Auffindung kommt gewiß 
nicht geringe Bedeutung zu: so z. B. die wichtige Frage der 
Vererbung erworbener Eigenschaften, der Inzucht und Kreuzung 
der Individuen usf. Diese soziologischen Prinzipien an sich sind 
nun aber noch recht inhaltsleer. Denn auch hier besteht die Be- 
zichung zwischen Umfang und Inhalt. Je größer der Umfang 
eines Gesetzes, je weiter also seine Grenzen, umso geringer 
ist die Summe der gemeinsamen Merkmale. Jene Prinzipien er- 
halten ihren Inhalt erst durch die Spezialgesetze. Endlich aber 


— 





92) Von einer Diskussion dieser »soziologischen Gesetze«, die 
vor allem in der französischen Literatur eine große Rolle spielen, soll hier Ab- 
stand genommen werden. Der Ertrag aus diesen, meist inhaltsleeren Sätzen 
scheint mir nicht groß. 
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wäre es ein Irrtum, als wenn sie etwa gänzlich bedingungslos gäl- 
ten. Es liegt in der Natur der Sache, daß die Bedingungen hier all- 
gemeinerer Art sind und daß sie weitere Grenzen haben. Das Ge- 
setz der Nachahmung äußert sich z. B. in ganz bestimmten Formen, 
die sehr stark von den Bedingungen abhängen ®). Das Prinzip 
der Stetigkeit im Kulturwandel ist ebenfalls an bestimmte Vor- 
aussetzungen gebunden. Wenn es zum Kulturwandel kommt, 
dann vollzieht er sich stetig. Aber über das Ob und Wie entschei- 
den die Bedingungen. Diese allgemeinen Bedingungen sind wohl 
dem Grade nach von denen der speziellen Gesetze getrennt. Aber 
sie sind doch vorhanden. Es ist durchaus nicht ausgeschlossen, 
daB wir im Laufe der Entwicklung noch weitere allgemeine Ge- 
setze erhalten, die jene Partialgesetze als einen Spezialfall in sich 
umfassen. Dann würden etwa die Gesetze der Nationalökonomie 
Spezialfälle der allgemeinen oder der reinen Oekonomie sein, 
deren Bedingungen viel weiter gefaßt werden können. Nur wer- 
den diese allgemeinsten Sätze offenbar erst die letzten Verallge- 
meinerungen in den Sozialwissenschaften darstellen. 


b. Spezielle Bedeutung. 


3. Worin besteht denn nun die Bedeutung der sozialen Ge- 
setze, nachdem wir ihre logische Tragweite nach allen Seiten un- 
tersucht haben ? Wir können sie nach mehreren Richtungen hin 
kennzeichnen. Einmal bedeuten sie eine kurze Zusammenfassung 
mannigfacher sozialer Erscheinungen. Sie bringen damit die 
»Einheit in der Mannigfaltigkeit« zum Ausdruck. Das abstrakte 
Gesetz von Angebot und Nachfrage beschreibt in einfacher Weise 
die wesentlichen Vorkommnisse des Tausches; das Gesetz vom 
Standorte der Industrien drückt in ideeller Weise kurz die tat- 
sächliche Lage der Standorte aus. Es ist die langgeübte Gewohn- 
heit der Erfahrung, die unendliche und unübersehbare Mannig- 
faltigkeit des Seienden nach Kategorien zusammenzufassen, indem 
wir allgemeine Urteile bilden und dabei die Wirklichkeit verein- 
fachen, typisieren, stilisieren. Das geschieht durch Klassenbildung 
oder durch Gesetzesformulierung. Das Gesetz istdamit ein 
Mittel begrifflicher Beschreibung der »sozialen 
Wirklichkeit«geworden. Und zwar gilt dies gleicher- 
weise von den konkreten Regelmäßigkeiten wie von den eigent- 


”) Vgl. Eulenburg, Leber die Möglichkeit und die Aufgaben einer 
Sozialpsychologie S. 232 ff. 
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lichen abstrakten Gesetzen. Es ist der kürzeste Ausdruck für 
unsere Erfahrungen. Es erfüllt in anderer Form den Zweck der 
Begriffsbildung: eine Vielheit von Beziehungen zusammen- 
zufassen. Offenbar kann es kein’ Wissen von sozialen Dingen 
geben, ohne diese vereinfachende zusammenfassende Tätigkeit un- 
seres Verstandes. Ob es reine Wissenschaften vom individuel- 
len Singulären überhaupt geben kann, mag noch dahingestellt 
bleiben — und es ist durchaus zu bestreiten. Die systematischen 
Sozialwissenschaften aber bedürfen des Generellen, der Gesetze, 
um überhaupt den Zusammenhang ihres Gebietes darstellen zu 
können. Die Mannigfaltigkeit sozialen Geschehens und der Zu- 
sammenhang einzelner Erscheinungen ist für uns erfaßlich nur 
im Gesetze. Damit erfüllt es die logische Funktion der Zu- 
sammenfassung des Heterogenen, der Einheit in der Mannig- 
faltigkeit. 

Es ist wohl in keinem Teile der Untersuchung ein Zweifel 
darüber gelassen, daß die Gesetze nicht den ganzen Inhalt der 
Sozialwissenschaften zu erschöpfen vermögen. Um sie über- 
haupt anwenden zu können, muß die volle Anschauung 
der»Wirklichkeit« vorangegangen sein. Diese ist aber 
nicht nur durch begriffliche Analyse zu gewinnen, sondern be- 
darf noch zahlreicher a n d er e r Mittel. Wir hatten hier nicht 
darüber zu handeln. Ohne diese realen Kenntnisse verlieren 
auch die sozialen Gesetze ganz ihren Inhalt und bleiben bloße 
leere Formeln. Gesetz und Wirklichkeit, Begriff und An- 
schauung sind auch im Bereiche der Sozialwissenschaften not- 
wendige Korrelationen: das eine ist nicht ohne das andere möglich. 


4. Aber weiter beruht ihre Bedeutung darin, daß sie ein 
heuristisches Prinzip künftiger Erfahrungen dar- 
stellen. Alle zukünftigen Beobachtungen, alle Urteile über Vor- 
gänge und Geschehnisse, die noch nicht abgeschlossen sind, haben 
zur Voraussetzung, daß durchgehends ein ähnlicher Zusammen- 
hang der Dinge besteht. Die Gesetze der Sprache oder 
des Marktes, des Kunstschaffens wie der Religionsausübung 
sind dafür unentbehrlich. Es würde ein ganz aussichts- 
loses Unternehmen sein, etwa alle künftigen Fälle von 
neuem zu untersuchen, wenn nicht von vornherein das Vorhanden- 
sein von ähnlichen Zusammenhängen gewährleistet würde 94). 


»ı) Darum erscheint auch der Vorschlag von Somlo, Zur Gründung einer 
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Nicht nur die vorhandene Mannigfaltigkeit wird durch sie in 
einen engeren Konnex gebracht, sondern auch jede neue Er- 
scheinung erhält dadurch von vornherein bereits ihre Beziehung. 
Ist einmal ein Zusammenhang hergestellt, etwas zwischen künst- 
lerischem Schaffen und materieller Kultur, so genügt dann das 
Vorhandensein ähnlicher Verhältnisse, um ein Urteil über 
das Neue, noch nicht Dagewesene, abzugeben. Das Gesetz geht 
dadurch über die unmittelbare Wirklichkeit, der es entnommen 
ist, hinaus. Es wird dann auf alle Fälle anwendbar, die ihrer 
Struktur nach ähnlich sind. Dieses Hinausgehen über das Ge- 
gebene, die Ersparung neuer Erfahrungen durch das vorgesehene 
Eintreten eines Geschehnisses ist die eigentliche Bewährung des 
Gesetzes. Es ist seine Kontrolle, seine Anerkennung oder Ver- 
werfung, daß es auch dort zutrifft, wo es gar nicht unmittelbar 
gewonnen werden konnte. Es ist ein heuristisches Prinzip 
künftiger Wahrheiten, künftigen Eintretens sozialen Geschehens. 
Dabei ist freilich mehreres zu erinnern. 

Das soziale Gesetz hat sich uns als ein Partialgesetz dargestellt, 
d. h. es bezieht sich auf eine isolierte Klasse von Erscheinungen 
und auf ein isoliertes System von Begriffen. Es kann also auch 
stets nur ein Eintreffen der Ereignisse innerhalb dieses iso- 
lierten Systemes vorhergesagt werden. Wenn die Preise die und 
die Gestaltung annehmen, so wird der Reallohn ev. so und so 
ausfallen müssen. Vorausgesetzt, daß die Abhängigkeit richtig 
nachgewiesen ist, wird dann auchinnerhalbdesalssta 
bil gedachten Systems von Bedingungen die 
Folge eintreten. Wenn also die Entwickelung unterbrochen wird, 
irgend welche Störungen sich ereignen, wenn andere Faktoren 
mitsprechen: dann wird die Voraussicht eine Modifikation erfah- 
ren. Aberceterisparibus ist der Erfolg zu erwarten. Das 
Gesetz ist die Vorwegnahme unserer zukünftigen Erwartung, ist 
eine Antizipation. Denn die Theorie, für die das Gesetz ein Aus- 
druck ist, macht sich Scheinbilder sozialer Verhältnisse. Von 
der Art macht sie sie, daß die denknotwendigen Folgen der Bilder 
wiederum die Bilder von den sachlichen Folgen der sozialen Ver- 
hältnisse sind. Darin gerade besteht der Vorzug des Gesetzes: 
es vermag diese denknotwendigen Folgen aufzuzeigen, voraus- 


beschreibenden Soziologie (1909), der zunächst eine Inventarisierung des ganzen 
Stoffes vornehmen will, ganz zwecklos: das Gesetz erspart uns in vielen Fällen 
diese reine Sammıelarbeit. 
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gesetzt, daß jene Scheinbilder selbst richtig sind. 

In Wirklichkeit haben die sozialen Gesetze nun unend- 
lich oft die noch unbekannten Folgen eines Momentes im 
voraus dargestellt und damit die Zukunft bestimmt. Aber natür- 
lich müssen dazu auch die jeweiligen »Bedingungen« wirklich be- 
kannt sein. Aus dem bloßen Gesetz ohne volle Kenntnis dieser Vor- 
aussetzungen folgt die sichere Zukunftserwartung noch nicht. Das 
Gesetz gibt uns die mögliche Gestaltung bestimmter, z. B. 
volkswirtschaftlicher Vorgänge, aber noch nicht den genauen 
konkreten Verlauf, auf den eben noch andere Momente einwirken 
können ®). Das Preisgesetz hat unendlich oft die Wirkung 
einer bestimmten Maßnahme oder eines Geschehnisses voraus- 
gesagt; die Versicherungsformel unendlich oft das Eintreten 
eines bestimmten Ereignisses im voraus berechnet. Und es 
geschieht noch beständig. Jedes dieser sozialen Gesetze na- 
türlich nur für seine Klasse, sei es Wirtschaft oder Verfassung, 
Bevölkerung oder Kunst. Die sozialen Gesetze haben sich also 
wirklich als heuristische Prinzipien zur Voraussage nicht der 
Zukunft im allgemeinen, wohl aber der zukünftigen Folgen des 
bestimmten Verhältnisses erwiesen. 

Der Hergang ist wie oben angedeutet der: daB wir uns 
bestimmte innere Scheinbilder der sozialen Wirklichkeit machen. 
Wir stilisieren und idealisieren, typisieren und vereinfachen 
sie und stellen dann nähere Beziehungen zwischen den 
Komponenten her. Diese vereinfachten Abbilder sind der- 
artig gestaltet, daß die denknotwendigen Folgen der Bilder 
wiederum die Bilder der sachlichen Folgen der sozialen Verhält- 
nisse sind. Die Folgen bezeichnen wir mit innerem Grund als »not- 
wendig«, vorausgesetzt, daß die Prämissen richtig waren. Das zu 
beurteilen ist aber nicht mehr Sache des sozialen Gesetzes selbst, 
sondern eine quaestio facti. Die Anwendung der sozialen Gesetze 
entspricht also dem allgemeinen Schlußverfahren der Logik. Aus 
der allgemeinen Prämisse (Obersatz) wird, wenn die besondere 
Prämisse (Untersatz) vorliegt, mit Denknotwendigkeit der Schluß 
zutreffend sein. Der Obersatz ist das soziale Gesetz; ob der Un- 
tersatz vorliegt, ist die quaestio facti und daraus ergibt sich die 
Bündigkeit des Schlusses oder seine Verwerfung für den vor- 
liegenden Fall. 








#) Dies betont mit Recht Lexis, Allgemeine Volkswirtschaftslehre (1910) 
S. 20. 


774 Franz Eulenburg, 


Allerdings wird es sich stets nur um Weahrscheinlichkeits- 
schlüsse handeln, da die Wirklichkeit zu kompliziert ist und wir 
es eben im sozialen Gesetze von vornherein nur mit einer isolier- 
ten Reihe zu tun haben. Es wird außerdem von der Zweck- 
mäßigkeit und der Wahl der Bedingungen abhängen, wie weit es 
sich bewährt. Dagegen darf man auch keine sinnlosen Forde- 
rungen stellen: man muß sich des Charakters der sozialen Gesetze 
als beschränkt auf bestimmte Klassen von Erscheinungen von vom- 
herein bewußt bleiben. Darum ist natürlich eine Vorstellung, wie 
die Mills ®), als könnte man etwa »allgemeine Gesetze ermitteln, 
nach denen der Zustand Europas für einen zukünftigen Zeitpunkt 
bestimmt werden könne«, als völlig chimärisch, ja als logisch un- 
zulässig anzusehen. Denn hier ist schon die Voraussetzung hinfäl- 
lig. Die Gesamtheit der Zustände ist weder durch einen einheit- 
lichen Begriff, noch gar durch ein einheitliches Gesetz für uns 
erfaßbar. Weil aber von der Gesamtheit sich kein Scheinbild 
entwerfen lassen kann, so kann es auch nicht von den Folgen ge- 
schehen. Die Sozialwissenschaften werden das gar nicht er- 
streben können; die »Zustände Europas« stellen ‚kein geschlosse- 
nes isoliertes System dar, sondern nur eine verbale Einheit, dem 
nichts Reales entspricht °). Dagegen wird es sehr wohl mög- 
lich sein, wenn ein Gesetz der Verfassungen mit hinreichender 
Sicherheit festgestellt wäre, den wahrscheinlichen Zustand der 
Verfassungen Europas vorauszubestimmen. Und ähnlich würde 
es vielleicht mit der Sprache und der Wirtschaft sein, voraus- 
gesetzt, daß wir hier überall solche Spezialgesetze besäßen. Es 
ist bekanntlich noch wenig der Fall. Allerdings haben gerade 
auf dem Gebiete der Wirtschaft dank dem Vorhandensein be- 
stimmter Wirtschaftsgesetze sich manche Entwickelungstenden- 
zen für die Betriebsgestaltung oder das Eintreten der Krisen 
voraussagen lassen. 





se, Mill, Logik, TUebersetzung von Schiedt, II, S. 489: »Die Gesellschafts- 
wissenschaft würde eine hohe Vollkommenheit erreicht haben, wenn sie uns 
in den Stand setzte, bei einem gegebenen Zustand von sozialen Angelegenheiten 
z. B. bei dem jetzigen Zustande Europas zu verstehen, durch welche Ursachen 
es in einem jeden einzelnen Punkte zu dem gemacht worden ist, was es ist, ob 
es nach Veränderungen strebt und nach welchen; welche Wirkungen ein jeder 
Zug seines bestehenden Zustandes wahrscheinlich in der Zukunft erzeugen wird.+ 
Aber die Fragestellung ist, wie gezeigt, nicht richtig. 

»"), Der Vergleich mit der Astronomie, die es mit einem geschlossenen Sy- 
stem zu tun hat, ist schon ganz hinfällig: er verkennt das Wesen des »gesell- 
schaftlichen Zustandes«e, der einen Denkbegriff für eine reale Einheit setzt. 
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Im allgemeinen handelt es sich bei den sozialen Gesetzen 
aber überhaupt nicht um die Entwickelung ganzer Zustände: 
nicht um die Zukunft in ihrer Gesamtheit, sondern immer 
nur um das Vorausbestimmen ganz bestimmter Folgen eines 
engeren Zusammenhangs. Das ist auf dem ganzen Gebiete der 
Sozialwissenschaften im reichsten Maße bisher geschehen. Es 
muß auffällig erscheinen, daß dies immer noch geleugnet wird, 
obwohl es doch eine alltägliche Erfahrung ist. 


5. Mit diesem heuristischen Prinzip hängt nun ein weiteres 
zusammen: das ist die Beeinflussung unseres Wirkens und Han- 
delns durch die soziale Gesetzmäßigkeit. Das war ja der Aus- 
gangspunkt, daß jedes Wirken in der Gesellschaft nur möglich 
ist, weil und insoweit gesetzmäßige Abfolge vorhanden: ist. 
Daraus ergab sich das Recht, aber auch die Notwendigkeit der 
Wissenschaft, mit diesen Gesetzmäßigkeiten als etwas Gegebenem 
zu rechnen. Aber diese sozialen Gesetze fördern umgekehrt auch, 
wenn sie einmal gefunden sind, das praktische Geschehen — 
m. a. W. die Gesellschaft wird durch ihre Erkenntnis rationalisiert. 
Das zu zeigen erscheint nicht nötig, da die Arbeiten wissenschaft- 
licher Erkenntnis aus dem praktischen Betrieb sozialen Geschehens 
gar nicht ausgeschaltet werden können. Mag es sich um einen 
Handelsvertrag, um eine Arbeitslosenversicherung oder Bau von 
Krankenhäusern handeln: überall werden »Erfahrungen« wissen- 
schaftlicher Art, die auf Gesetzmäßigkeit beruhen, vorausgesetzt. 
Auf der Stabilität homogener Reihen gründet sich ihre große 
Bedeutung für die Praxis. Erst durch die Gesetzmäßigkeit der 
Verhältnisse, aus der Wahrscheinlichkeitsschlüsse gezogen wer- 
den können, ist jene Voraussicht des Handelns möglich. Und auf 
ihr baut sich gesellschaftliches Sein, wie Handeln des Einzel- 
nen überhaupt auf. Weil wir von der Wirksamkeit sozialer 
Gesetzmäßigkeit überzeugt sind, suchen wir gerade anderer- 
seits ihre schädigenden Wirkungen zu ändern und zu modifizie- 
ren. Weil wir den Zusammenhang der Erscheinungen erkannt 
haben, suchen wir sie zu beeinflussen. 

Allerdings begegnet uns auch hier ein sehr eigentümliches 
Mißverständnis: als wenn nämlich das abstrakte Gesetz selbst 
einen Hinweis oder eine Aufforderung gäbe, hier einzugreifen und 
andere Bedingungen zu schaffen. Nichts könnte verkehrter sein. 
Es würde von neuem Wissenschaft mit Ethik und Politik ver- 
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wechseln heißen. Wenn also gemeint sei, daß die Preisgesetze 
auf dem Eigennutz beruhten und uns dadurch einen Hinweis auf 
die Kompensation durch die entgeltende und distributive Ge- 
rechtigkeit gäben, so ist das doppelt falsch. Der Eigennutz ım 
ethischen Sinne hat mit dem Preisgesetze gar nichts zu tun. Am 
allerwenigsten ist aber in ihm eine Andeutung darin zu finden, 
als ob der Eigennutz durch die distributive Gerechtigkeit kompen- 
siert werden müsse ®). Diese Anschauung ist eine dem sozialen 
Gesetze völlig wesenfremde. Sie bedeutet einen logischen Sprung 
aus der Erkenntnis in die Ethik und Politik. Nein, unser prak- 
tisches Verhalten ist durch ganz andere Momente als etwa der 
reinen Erkenntnis bestimmt. Die Erkenntnismittel können uns 
die wichtigsten Stützen sein, um die Folgen eines sozialen Ge- 
schehens vorauszusehen. Je nachdem wir die Folgen wollen 
oder nicht wollen, richten wir danach unser Handeln. Aber dem so- 
zialen Gesetz selbst ist es ganz gleich. Daß die Erkenntnis auch 
unser Handeln beeinflußt, daß es ein Moment unseres Wirkens 
werden kann, ist sicher. Aber das liegt dann ganz auf dem Ge- 
biet des praktischen Handelns, nicht des theoretisch abstrak- 
ten Gesetzes. Darum ıst esebenfalls banausisch, von den sozialen 
Gesetzen schon eine unmittelbare Anwendung und Nutzbarma- 
chung für die Praxis zu verlangen. Sie erfüllen ihre Aufgabe am 
vollkommensten, wenn sie rein für sich das »Wirkliche« begreifen, 


s) Diese Anschauung vertritt Neumann in dem öfter genannten Auf- 
satze. Er meint, daß man von der Theorie sofort zu den volkswirtschaftlichen 
Maßnahmen komme. Die Preisgesetze der entgeltenden und der distributiven 
Gerechtigkeit hätten die Schäden jener anderen Preisgesetze, die auf dem Eigen- 
nutze aufgebaut seien, auszugleichen. Eine nochmalige Diskussion darüber 
scheint mir nicht nötig, da wohl Finigkeit darüber besteht, daß die theoretische 
Wissenschaft nicht sich mit politisch-ethischen Momenten verquicken läßt. 
Der größte Teil der Ausführungen Neumanns gehört darum gar nicht zum The- 
ma der theoretischen Betrachtung, sondern enthält Vorschriften über das Sein- 
Sollen. Seine an sıch verdienstvolle Arbeit verliert dadurch sehr an Wert. — 
Uebrigens will auch Othmar Spann im Wirtschaftsprozeß srein ethı- 
sche Elemente« erblicken. Er begründet das (Logischer Aufbau S. 50) 
damit, daß »wirtschaftliche Tätigkeit von meiner Entscheidung abhängt, ob 
ich überhaupt leben und wirtschaften will und in welchem Sinne und Um- 
fang«. Aber offenbar ist das nicht richtig: 1. das Wirtschaften ist nicht spezi- ` 
fisch ethisch, da unter jenen Umständen jedes Handeln schlechthin ethisch 
sein würde: jedes Handeln beruht auf einem Willensentschluß; 2. in welchem 
Sinne und Umfange ıch leben und handeln will, hängt nun aber gar nicht 
mehr von meiner Entscheidung ab, sondern ist selbst Funktion sozialer Zu- 
sammenhänge. Sonach ist die ethische Begründung unzulässig und der ganze 
Gedanke Spanns geht von einem prinzipiellen Mißverständnis aus. 
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beschreiben, erklären. Damit leisten sie der Praxis den unschätz- 
barsten Dienst. Ob wir imstande sein werden, das soziale Leben 
ähnlich durch die sozialen Gesetze zu »beherrschen«, wie die Na- 
turwissenschaften zu einer Naturbeherrschung gekommen sind, 
mag übrigens billig bezweifelt werden. Dazu haben wir es doch 
mit viel zu komplizierten Erscheinungen zu tun. Von der Wirt- 
schaft ist es vielleicht nicht ausgeschlossen. Der Wert der Wis- 
senschaften selbst wird davon direkt aber nicht berührt. 


c) Vergleich mit den Naturgesetzen. 


Der Weg, den wir bei der logischen Untersuchung einge- 
schlagen, war ein schrittweiser, wie das diskursive Denken bei 
einem Gegenstande, der erst zu erweisen ist, ihn einschlagen muß. 
Der Sinn der Ausführungen war der: zu zeigen, daß die sozial- 
wissenschaftliche Begriffsbildung, die schließlich zur Formulierung 
von Gesetzen führt, auf einer natürlichen Dialektik 
beruht. Es besteht eine innere Verknüpfung und fortlaufende 
Kette zwischen der gemeinen vorwissenschaftlichen »Erfahrung« 
des praktischen Lebens, die bei dem sozialen Handeln und bei 
der Kenntnisnahme der Zustände uns leitet, bis zu den letzten 
Abstraktionen der sozialen Gesetze, die erst in der mathema- 
tischen Formel ihren adäquaten Ausdruck finden. Es ist im 
Grunde ein einheitlicher, logischer Prozeß des Schließens und 
Urteilens, nur gleichsam auf verschiedenen Stadien seiner Ent- 
wickelung, der in den Wissenschaften vom sozialen Geschehen 
uns entgegentritt. Die bewußte wissenschaftliche Arbeit, die 
scheinbar so willkürlich und unwirklich vorgeht, so künstlicher 
Mittel sich bedient, vollzieht doch nur einen Akt der Selbstbe- 
sinnung. Sie geht bewußt so vor, wie es im Prinzipe die einfachste 
»Erfahrung« überhaupt tun muß. In den positiven Wissenschaf- 
ten ist diese natürliche Dialektik gehandhabt worden, auch ohne 
daß die logischen Grundsätze, die zugrunde lagen, bereits for- 
muliert waren. | 

Und nun ergibt sich allerdings zwischen den Naturgesetzen 
und den sozialen Gesetzen eine sehr große Aehnlichkeit. Es ist 
die formelle Uebereinstimmung, die bedingt ist 
durch die gleiche Voraussetzung der Begriffsbildung wie des lo- 
gischen Denkens überhaupt. Weil es dieselbe Art Menschen mit 
einer Art des geistigen Verstandes sind, die Rechtsordnungen er- 
lassen und die chemische Versuche anstellen: darum stimmen 
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auch die Formen der Naturgesetze und der Sozialgesetze in wel- 
testem Maße überein. Es hat nichts Ueberraschendes und wäre 
seltsam, wenn es anders wäre. Der Gedanke der Ordnung, des 
Kosmos, der Ratio bezog sich ja überhaupt, wie eingangs gezeigt 
wurde, ursprünglich auf menschliches Wirken und Geschehen. Es 
brauchte darum in unserer ganzen Untersuchung nirgend eine 
Anleihe an andere und fremde Vorbilder oder auch nur ein Hin- 
weis auf Naturgesetze und Naturgeschehen, geschweige denn 
eine Analogie irgendwelcher Art gemacht zu werden. Die Sozial- 
wissenschaften kämen aus inneren Bedürfnissen heraus mit inne- 
rer Notwendigkeit zur Feststellung von Regeln und danach von 
Gesetzen, auch wenn es gar keine Naturgesetze gäbe. Die so- 
ziale Wirklichkeit erweist sich uns selbst als eine 
gesetzmäßige, als ein besonderer Kosmos mit einer be- 
stimmten Ordnung. 

Die Einteilung in Gesetzes- und Wirklichkeitswissenschaf- 
ten hatte sich schon vordem als unmöglich erwiesen; hier kom- 
men wir von einem anderen Standpunkt aus zu demselben nega- 
tiven Ergebnis. Die »soziale Wirklichkeit« ist selbst eine gesetz- 
mäßige und mithin sind auch die sozialen Wissenschaften darauf 
angewiesen, in ihrer Beschreibung der Wirklichkeit das Gesetz- 
mäßige zu finden. ..... Die ratio essendi der sozialen Ge- 
setze ruht in ihnen selbst. Damit braucht nun in keiner Weise 
geleugnet zu werden, daß historisch oft eine gegenseitige Befruch- 
tung wissenschaftlichen Arbeitens selbst stattgefunden hat. 
Der Fortschritt der Erkenntnis geht immer von den Grenzgebieten 
aus. Wie Naturwissenschaften oft stärkste Anregungen dem sozia- 
len Geschehen entnommen haben, die Begriffe der Arbeit, der Ar- 
beitsteilung, des Kampfes ums Dasein und der Anpassung sozialen 
Ursprungs sind: so hat auch historisch öfters eine Befruchtung 
der Sozialwissenschaften durch fremde Einflüsse stattgefunden. 
Das frühere Denken ist ohne Analogie nicht ausgekommen, bei 
dem sie oft die Rolle des Beweises spielte. Sie ragt auch in die 
praktische Arbeit der Gegenwart noch oft herein. Der Fort- 
schritt der Wissenschaften vollzieht sich selten in der geraden 
Linie, sondern kommt ohne Sprünge und Anregungen von fremder 
Seite her nicht aus. Aber für uns kann diese Analogie durchaus 
entbehrt werden. Sie entspricht ja nur einem provisorischen 
Durchgangsstadium des Denkens, entspricht nur einem unvoll- 
kommenen Zustande unseres Wissens. Wir brauchten sie nir- 
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gends; nicht einmal ein Bild aus den Naturwissenschaften haben 
wir entnommen. Undtrotzdem waren wir zur Aufstellung sozialer 
Gesetze gekommen, deren formelle Aehnlichkeit mit den Natur- 
gesetzen ganz unbestreitbar ist. 

Aber andererseits zeigt sich doch eine starke gegen- 
ständliche Abweichung zwischen beiden Arten von 
Gesetzen im allgemeinen. Sie ist bedingt wiederum durch die 
Wesensverschiedenheit der beiderseitigen Inhalte. 

Es ist zwar das Gemeinsame, daß Gesetz überhaupt ein 
allgemeines, hypothetisches, assertorisches Urteil über die Be- 
ziehungen zwischen mehreren Erscheinungen enthält. Und 
es ist nötig, vorallemdenhypothetischen Charakter auch 
der Naturgesetze zu betonen, ohne den sie überhaupt ihren Sinn 
verlieren. Aberder Umkreis der Bedingungen, unter 
denen nun Gesetze gelten, ist unter einander sehr wesentlich 
verschieden. Wir können wohl eine Abstufung nach Weite und 
Inhalt der Bedingungen aufstellen. Es gibt »Gesetze«, deren 
Bedingungen sehr allgemeine sind: die mechanischen, die es 
mit den allgemeinsten Eigenschaften zu tun haben. Sie haben 
oft als Paradigma der Naturgesetze überhaupt gegolten: nur 
z. T. mit Recht, wie wir gesehen haben. Schon die chemischen 
Eigenschaften sind bereits an die viel spezielleren Bedingungen 
der Temperatur, des Aggregatzustandes der Valenz geknüpft. Die 
Eigenschaften des Organischen vollends bringen eine neue, sehr 
wesentliche Einschränkung hinzu, an die »Leben« gebunden ist: 
darum sind auch die Gesetze der Biologie, wie etwa das Sub- 
stitutionsgesetz der physiologischen Nährwerte von beschränkter 
Gültigkeit, weil auch die Bedingungen der Eigenschaften es sind. 
Noch in anderem Sinne trifft dies bei den psychischen Erschei- 
nungen zu, deren Geltungsbereich darum wiederum kleiner ist: 
der Kreis der Bewußtseinsvorgänge, auf die sie sich beziehen, 
ist ja selbst ein ganz bestimmter. 

In dieser Hierarchie stehen nun die sozialen Gesetze als eine 
Klasse für sich da: ihre Bedingungen sind ganz spezifische, meist 
nur an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten erfüllte. 
Die Wirtschaftsgesetze sind dafür ein besonders nachdrückliches 
Beispiel, deren Allgemeingültigkeit eine relatıv beschränkte 
Allgemeinheit der Bedingungen keineswegs ausschließt. Das- 
selbe gilt aber auch von den anderen Sozialgesctzen. 

Wir dürfen darum zwar nicht von einer »Hicerarchie der 
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Wissenschaften« sprechen, bei der immer das folgende Stadium 
auf die Kenntnis der vorangehenden aufgebaut ist. Wohl aber 
kann man eine Art »Hierarchie der Gesetze al- 
stellen, die auf einer »Stufenfolge der Bedingungen 
beruht. Es ist der Weg von der größten Einfachheit und damit 
dem größten Umfange zu der stärkeren Kompliziertheit, dem 
reicheren Inhalt und damit dem engeren Geltungsbereich. Darın 
liegt der letzte Grund, daß eben der G e g e ns t an d der sozialen 
Gesetze ein anderer ist als der Naturgesetze. Die Komponenten, 
auf denen jene sich aufbauen, sind bereits zusammengesetzter Art 
und die Bedingungen ihrer Gültigkeit sind darum ganz bestimmte, 
weit engere. Deshalb ist auch ihr Inhalt ein wesentlich 
verschiedener, nicht schon durch Naturgesetze gegebener und er- 
schöpfter: mag auch große Aehnlichkeit nach der Form und 
der Tragweite sie mit jenen verbinden. 

Denn auch dieses Moment vermögen soziale Gesetze zu er- 
füllen, daß sie eine »Erklärung« gesellschaftlicher Phänomene 
geben. Wir »verstehen« das einzelne Geschehen wie uns selbst 
letzten Endes erst dann, wenn wir es als den Spezialfall eines 
allgemeinen Gesetzes erkannt haben: wenn wir uns selbst als 
Glied einbezogen haben in einen Kosmos sozialen Geschehens. 
Der stellt aber ein Uebergeordnetes dar, dadurch den Verstand 
zu erfassen und damit zu »verstehen« ist. Und er erst gibt die 
Möglichkeit für das Verhalten des Einzelnen ab. Das 
Soziale Gesetz ist so gewiß nicht das Ganze für die Erkenntnis 
der sozialen Welt, aber es ist ein nicht zu entbehrendes Glied 
für sie: um überhaupt Einheit in die Mannigfaltigkeit sozialer 
Erlebnisse zu bringen. 





Doktordissertationen. 
Das Uebel und seine Besserung. 


Von 
EBERHARD GOTHEIN. 


Die Wissenschaft stellt ein großes geistiges Kapital dar, auf- 
gesammelt im Laufe der Zeiten und beständig vermehrt, wobei 
es denn auch nicht fehlen kann, daß so manches aufgebrauchte 
Stück abgeschrieben und durch Neues ersetzt werden muß. Eine 
Eigenschaft teilt sie vor allem mit dem Güterkapital: sie wird 
beständig umgesetzt; und im Zeitalter des Kapitalismus hat sich 
auch bei ihr dieser Umsatz unablässig gesteigert. Der Zweck 
dieser beschleunigten Bewegung ist bekanntlich in der Güter- 
produktion der Mehrwert; er ist auch, was man gegen ihn sagen 
mag, volkswirtschaftlich wie privatwirtschaftlich die Rechtferti- 
gung dieses ruhelosen Getriebes. Wie aber steht es mit ihm in 
der Wissenschaft ? 

Die Großproduzenten in ihr — um im Bilde zu bleiben — 
haben noch immer dem altmodischen, langsamen Tempo gehul- 
digt; der beschleunigte Umschlag vollzieht sich hier im Detail- 
handel, in den Doktordissertationen. In der Tat, ein eigenartiges 
Schauspiel, das uns der Wissenschaftsbetrieb unserer Hochschulen 
bietet: Alle Titel des bürgerlichen Gesetzbuches sind ın bestän- 
diger Bewegung; sie sind ja auch noch so funkelnagelneu, daß 
sie die immer wieder erneute Umprägung aushalten, während 
die Themata der Rechtsgeschichte einen viel Jangsameren Um- 
schlag zeigen — altes Eisen, das nur gelegentlich in den Schmelz- 
ofen wandert. Die leidende Menschheit, soweit sie sich ın Klini- 
ken aufhält, bietet mit allen ihren Gebresten einen nicht minder 
unerschöpflichen, ewig wiederkehrenden Stoff. Und da der Dr. 
med. nach dem Volksglauben nun einmal zum wohlbestallten 
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Arzt zugehört, müssen die Institute der medizinischen Fakultät 
Geburtsstätten für Dissertationen sein. Der Wetteifer der Fa- 
kultäten und Fächer bleibt zwar ungleich; bei den philosophischen 
Fächern gilt es im ganzen: je älter der Wissenszweig, um so 
langsamer der Umsatz: man vergleiche nur die klassische Philo- 
logie, die die gelehrte Würde, wäre es auch nur um der scharfen 
Kritik der Fachgenossen willen, ängstlich wahrt, und die neuere. 
Dieser kann der Stoff nicht ausgehen, solange noch irgend ein 
Psalter oder eine Ordensregel sich auf ihren Vokabelschatz oder 
ihre Lautlehre nach feststehendem Schema behandeln lassen. 
Wir Nationalökonomen bleiben auch nicht dahinten; denn da es 
kein Staatsexamen für unser Fach gibt, muß der »Titel erst ver- 
traulich machen« und als Zeugnis wohlverbrachter Studienjahre 
gelten; auch ist das Wirtschaftsleben ja so vielgestaltig, und wo 
mans packt, da ist es interessant. 

Kurz: der Umsatz gibt das Bild eines erstaunlich schwung- 
haften, an Behendigkeit kaum noch zu übertreffenden Wissen- 
schaftsbetriebes. »Sıe sind ein Deutscher; welches Buch haben 
Sie geschrieben ?« ist eine Scherzfrage der Italiener; und stolz 
kann der junge Doktor, der sich von den Mühen des bestandenen 
Examens im Süden erholt, mit dem Titel seiner Dissertation 
antworten. 

Nur der »Mehrwert«, die objektive Bereicherung des großen 
Wissenskapitals, wo bleibt er? Wir könnten nun ja auch hier 
modern sein und uns als Anhänger einer subjektiven Wertlehre 
bekennen. Der subjektive Grenznutzen einer Dr. jur. oder Dr. phil. 
steht in der Tat recht hoch: er gewährt eine behagliche Befrie- 
digung eines tiefgefühlten Bedürfnisses. Ich weiß nicht recht, auf 
welche Stufe seiner Bedürfnis-Skala ihn Böhm-Bawerk stellen 
würde, habe aber immer gemutmaßt, daß jene berühmten Papa- 
gcien, die mit dem Ueberschuß des sonst unverwertbaren Getreides 
zum Vergnügen des Landmanns gefüttert werden, jene Papageien, 
die schon die Rettung manches Kandidaten in den Irrgängen 
‚des Examens waren, eine boshafte Anspielung auf den Doktor- 
titel bedeuten. Auch soll die Umwandlung dieses subjektiven 
Wertes zum objektiven Tauschwert auf dem Markt des Lebens 
keine Seltenheit sein. 

Allein im Punkt der geistigen Werte halte ich es lieber mit 
der alten Arbeitstheorie: Kristallisierte Arbeit, das beansprucht 
jede Dissertation zu sein und ihren Wert je nach der aufgewandten 
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Mühe in sich zu besitzen. — Nur hilft mir das immer noch nicht 
zum Mehrwert. Denn ich bemerke zu wohl, daß es in diesem 
kapitalistischen Betrieb immer wieder die »vorgetane Arbeit« ist, 
die sich umsetzt. Diese sich anzueignen und zu reproduzieren, 
mag ja für den Kandidaten der akademischen Würden oft eine 
saure Arbeit sein, ergibt aber noch keinen objektiven Gewinn. 
In breitem Strome flutet diese ewig bewegliche Wissensmasse 
durch die immer neu sich gebärenden Dissertationen, in wenig 
veränderter Gestalt. Denn wenn man wissen will, was der Autor 
geleistet hat, so muß man auch vorher erfahren, was andere über 
denselben Gegenstand Kluges und Dummes gedacht haben. 
Wenn der Doktorand sich weise abwägend zwischen seinen Vor- 
gängern entscheidet, hat er schon seine Sporen und seinen Dok- 
torhut verdient. Es gibt heut bereits eigene literarische Bureaus, 
die für jedes Thema, besonders juristische, die Literatur zusam- 
menstellen. Man tadelt das — mit Unrecht; denn es ist immer 
ein technischer Fortschritt, die mechanische Arbeit auf die Ma- 
schine zu übertragen. Nur nochmals: Wo bleibt der hinzuzu- 
fügende Mehrwert’? 

Nun bin ich weit davon entfernt, den deutschen Disser- 
tationen diesen überhaupt abzustreiten. Noch hat jeder, der 
sich in der Wissenschaft weiter hervorgetan hat, mit einer ertrag- 
reichen Dissertation begonnen; aber in dem Schwall des Be- 
deutungslosen gehen jetzt gerade diese Werte verloren. Will 
man sie retten, so müssen ihre Ergebnisse in einer andern Weise 
veröffentlicht werden. Man weiß es in allen Fakultäten, wie 
Verfasser und Dozent sich gleichmäßig bemühen, die guten 
Dissertationen diesem Strudel zu entziehen. Notgedrungen wer- 
den sie in Zeitschriften, in Sammlungen, in Enqueten unterge- 
bracht. Die besten erscheinen als eigene Werke und bescheident- 
lich bittet der Autor, ihm einen Teildruck zu gestatten. Von 
seiten der Bibliotheken hat man gegen diesen Gebrauch prote- 
stiert; denn offenbar sind Teildrucke gar nichts als Makulatur 
und verführen zu dem falschen Glauben, daß sie die eingelieferten 
Arbeiten selber seien. Die Fakultäten aber halten aus guten 
Gründen an diesem Gebrauch fest. Würden die Teildrucke ab- 
geschafft, so würden die Doktoranden der Fakultät nur ein 
Kapitel, ihren Lehrern das übrige vorlegen. Man kann doch 
unmöglich jemand dafür, daß er eine gute Arbeit liefert, damit 
bestrafen, daß man ihm die fünffachen Druckkosten im Ver- 


784 Eberhard Gothein, 


gleich zu seinem Kommilitonen, der zwei schmächtige Bogen 
mit Mühe gefüllt hat, auferlegt. 

Von den meisten Dissertationen aber gilt es: Je weniger von 
ihnen gedruckt wird, um so besser. Nur darf man daraus nicht 
die Konsequenz ziehen: also drucke man sie gar nicht. Vielmehr: 
man drucke ihren Mehrwert! Jetzt füllen diese Haufen 
bedruckten Papieres, an die niemand die Buchbinderkosten 
wendet, die Speicher der Bibliotheken. Weit seltener fischt man 
mit Schwierigkeiten ein und die andere heraus als selbst einen 
alten Zeitungs- Jahrgang, vor denen doch die Dissertationen den 
Vorrang der monumentalen Dauer beanspruchen. 

Auch unter ökonomischem Gesichtspunkt bedeutet dieses 
System eine unerhörte Vergeudung von Werten. 4000 Disser- 
tationen in runder Summe erscheinen jetzt jährlich in Deutsch- 
land, jede im Durchschnitt von 3 Druckbogen. Das macht eine 
Summe von mehr als einer halben Million Mark aus. Es wird 
gewiß auch sonst sehr viel überflüssige Druckerschwärze aufge- 
wendet, aber dies ist keine Entlastung, am allerwenigsten dann, 
wenn wir uns sagen müssen: es ist noch mehr die ungeeignete 
Form der Veröffentlichung als der ungeeignete Inhalt, was diese 
Aufwendungen unnütz erscheinen läßt. 

Eine notwendige Folge dieses Zustandes ist, daß das An- 
sehen des deutschen Doktortitels überall beträchtlich gesunken 
ist. Im Inlande schützt ihn freilich die deutsche Unsitte, jeden, 
bei dem es nur irgend angeht, mit einem Titel zu nennen, wozu 
namentlich der studierte Mann gar nicht früh genug gelangen 
kann. Im Ausland, wo der Doktortitel vielfach einen Sinn hat, 
sicht man denjenigen deutschen Ursprungs als ein Zeichen des 
unterbietenden deutschen Welt-Wettbewerbes an. In seiner 
Lebensbeschreibung erzählt Anton Springer sehr amüsant, wie 
er bei seinem ersten Aufenthalt in England als »Dr. Springers 
hoch angeschen war und in den Berichten über Empfänge und 
Diners, mit denen dieses an Geburts- und Geistesaristokratie 
gläubige Volk seine Zeitungen füllt, immer gleich nach den Lord- 
schaften und Bischöfen gestellt worden sei. Heut wird einem 
deutschen Dr. phil. dort das kaum begegnen. Bei uns aber 
lächeln sich die Praktiker verständnisvoll zu, wenn wieder eim- 
mal einige Doctores juris im Referendar-Examen durchgefallen 
sind; und die hohen Behörden, die sehr wohl wissen, daß sie 
dieses heiligste Recht der Fakultäten, ihre vsummos honores« zu 
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verleihen, respektieren müssen, nachdem sie ihnen so viel andere 
entzogen haben, versagen sich einige spitze Bemerkungen nicht. 
Früher war man nicht so zartfühlend. Im Urkundenbuch der 
Universität Heidelberg findet sich eine Ermahnung des Kur- 
fürsten Ludwig an die Juristenfakultät, des Inhalts: Er werde 
berichtet, daß die Fakultät Willens sei, am nächsten Montag eine 
so große Summe, wie man in Heidelberg zuvor nie gehört, von 
Doctores juris zu promovieren, unter denen etliche seien, die 
dieses Standes, was Alter und Gelehrtheit anlange, wenig würdig 
seien. Dies aber geschehe nur als Anzeichen eines geizigen Eigen- 
nutzes, während doch durch die Promotionen Ehre, Ruhm und 
Preis der Universität gesucht werden solle. Das aber gereiche 
der Universität und dem ganzen Fürstentum zu merklicher Nach- 
rede, Verachtung und Schmälerung. So verbietet er denn kurz- 
weg, unter gemessenen Befehl sich an die Statuten zu halten, 
der Fakultät ihr Vorgehen. 

Luther hat wohl einmal gemeint: die Haut des ungerechten 
Richters, die König Kambyses zur Beachtung für alle Nach- 
folger auf den Richterstuhl breiten ließ, möchte man gern auch 
manchmal in Deutschland sehen — wenigstens sah man damals 
in den Gerichtssälen die bildliche Darstellung — und so wäre 
es gar nicht übel, wenn Kurfürst Ludwigs Brief faksimiliert in 
den Prüfungszimmern unserer Fakultäten zu sehen wäre. 

Ist es nun aber nicht ein gänzlich vergebliches Bemühen, 
sich gegen ein System zu sträuben, das im geistigen und gesell- 
schaftlichen Leben Deutschlands so tiefe Wurzeln geschlagen 
hat? Fast so vergeblich, wie die Folgen der kapitalistischen Wirt- 
schaftsverfassung zu beklagen? Wie gewöhnlich führen auch 
hier die Mißbräuche auf einen guten Grund zurück; sie sind 
die Ausartung der Befriedigung eines vorhandenen Bedürfnisses. 
Reform, nicht Revolution: mag es auch hier heißen. Und in 
diesem Fall ist es gar nicht so schwer, die ausgeartete Einrich- 
tung zu ihrem ursprünglichen Sinn zurückzuführen. Es ist frei- 
lich sehr bequem, das ganze System radikal zu verwerfen und 
zu sagen: »Laßt nur die besten zu, hebt den »Doktor« wieder zu 
einem Ehrentitel hohen Ranges, verlangt Arbeiten, die dauern- 
den, selbständigen Wert haben; versichert euch, daß eure Kandi- 
daten auch weiterhin wissenschaftlich arbeiten werdens. Man 
könnte hierfür sogar auf den französischen Gebrauch verweisen. 
Dort wird der Doktortitel aufs Sparsamste verliehen, die »Thöse« 
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ist stets ein umfängliches Buch, sehr oft eine hervorragende 
Leistung. Aber der Doktor besagt dort etwas ganz anderes als 
bei uns nach Jahrhunderte alter Gewohnheit; die Thöse ist nicht 
einmal mit unserer Habilitationsschrift zu vergleichen: sie be- 
zeichnet den Eintritt in die Reihe der anerkannten Gelehrten. 
In Frankreich also waltet eine arıstokratische Tradition, die ıhr 
Gutes hat aber für Deutschland nicht einmal durchaus wün- 
schenswert wäre. 

Nicht in der Zahl der Examina liegt das Uebel, obwohl ge- 
wiB Fälle leichtsinnigen und deshalb gewissenlosen Gebahrens, 
und noch häufiger solche einer gutmütigen Schwäche nicht selten 
sind. Im Gegenteil: Wir müßten wünschen, daß jeder tüchtige 
Student zu diesem Ziele gelangte. Denn eine Doktordissertation soll 
bedeuten, daß ihr Verfasser gelernt hat, einen wissenschaftlichen 
Gegenstand selbständig unter Anwendung aller Hilfsmittel der 
gelehrten Arbeit in der Weise zu behandeln, daß er eine Förde- 
rung der wissenschaftlichen Erkenntnis erzielt. Geradeso hat das 
mündliche Examen nicht den Sinn, etwa die allseitigen Kennt- 
nisse des Kandidaten zu konstatieren — dazu ist das Staats- 
examen da, das deshalb ebenso nötig für die Zulassung zu prak- 
tischen Berufen wie unerfreulich für die Prüfenden ist —; es 
soll vielmehr die Fähigkeit des Geprüften, wissenschaftliche Pro- 
bleme richtig zu erfassen und klar ause’nanderzusetzen, fest- 
stellen. Deshalb ist auch die Tendenz, das Doktorexamen durch 
Vermehrung der Fächer zu erschweren, in Wirklichkeit es zu 
verflachen, grundverkehrt. 

Auf eine solche Stufe sollte ein begabter und fleißiger Stu- 
dent heut mehr wie je gelangen. Denn unsere Unterrichtsme- 
thode wandelt sich ın allen Fakultäten unaufhaltsam um zur 
Einzelausbildung nach dem Muster der Mediziner, Naturforscher, 
Techniker, bei denen diese Notwendigkeit von jeher auf der 
Hand lag. Die Lern- und Lehrfreiheit wird dadurch nicht ım 
mindesten angetastet; nur die Pflichten des Dozenten werden 
dadurch vermehrt, was sehr wünschenswert war. Seminare, 
Uebungen, Exegetica, Exkursionen, alles, was die spezielle Schu- 
lung der Studierenden ins Auge faßt, werden immer mehr zur 
Hauptsache. Deshalb wird auch die Mitarbeit der jüngeren Do- 
zenten und Assistenten immer wichtiger; ihr steigendes Selbst- 
gefühl und ihr Streben nach etwas mehr Unabhängigkeit ist 
deshalb wohl berechtigt, wenn es auch ihren Chefs, die ihre Mit- 
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arbeit doch nicht entbehren können, manchmal unbequem fallen 
mag. Der Student aber sieht sich jetzt ganz anders als früher 
— nur bei den Naturforschern war es wie gesagt immer so — 
von seinen Lehrern und mit seinen Kommilitonen in die wissen- 
schaftliche Tätigkeit mit hineingezogen; sobald er sich durch 
die Vorlesungen der ersten Semester einen Ueberblick und die 
notwendigsten Handwerkszeuge verschafft hat, lernt er an eigenen 
Aufgaben und an der Besprechung der Leistungen Gleichgestellter 
seine Kräfte üben. Das traurige Gepräge eines ratlosen Studiums, 
Aufspeicherung von Wissen, das man weder zu verwenden noch 
einzuordnen weiß, verschwindet bei allen, die überhaupt auf der 
Universität lernen wollen — es gibt ihrer genug, die das nicht 
wollen, — immer mehr. 

Nun ist eine gute Seminararbeit gewiß noch keine Doktor- 
arbeit. Sie zeigt nur, daß ihr Verfasser das wissenschaftliche 
Rüstzeug beherrscht; sie orientiert ihn selber, aber sie schafft 
noch keinen Mehrwert. Wohl aber ist sie eine Vorstufe zu jener; 
und regelmäßigerweise sollte niemand zu einer Doktorarbeit 
zugelassen werden, der nicht zuvor einige Seminararbeiten ge- 
macht hätte. Hier ergibt sich dann wieder bei reicherer Aus- 
gestaltung des Seminarbetriebs die erhöhte Verwendung jüngerer 
Dozenten, die dann aber auch einen festen Anspruch an der 
Beteiligung, sobald sie sich bewährt haben, erwerben müssen. 
Hiermit aber müssen die Doktordissertationen ganz von selber 
zum fortlaufenden Bericht über die Tätigkeit der Institute und 
Seminarien werden. 

Selbstverständlich dürfen sie nicht ausschließlich hierzu 
werden. Die Gefahr muß vermieden werden, daß die Universi- 
tät zur Fachschule werde, daß zumal die philosophischen Diszi- 
plinen zu eng in den abgemessenen Lehrgang eingespannt 
werden, der für die exakten Wissenschaften und die Technik 
wohl freilich notwendig ist, für alle Kulturwissenschaften 
aber, die der individuellen Auffassung einen so weiten Spielraum 
gewähren, bedenklich bleibt. Zwar sind die Outsider, die von 
draußen mit ihren fertigen Arbeiten kommen und mit dem Lehr- 
gang der Prüfenden unbekannt sind, gemeinhin nicht sehr er- 
freulich; aber sie sind eine Notwendigkeit und bisweilen finden 
sich gerade unter ihnen die besten Köpfe. 

Wenn nun die Doktordissertation in der Hauptsache nichts 
anderes ist, oder duch scin sollte als ein Zeugnis, nicht nur für 
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die wissenschaftliche Begabung des Bearbeiters, sondern auch 
für die wissenschaftliche Lehrtätigkeit der Universität, dann muB 
sie sich auch äußerlich als solches kundgeben. Dann darf sich 
die Fakultät nicht nur mit der Erteilung eines Diploms be- 
gnügen, sondern muß sich tatsächlich durch die von ihr aus- 
gehende Veröffentlichung des Inhalts solidarisch haftbar für die 
Würdigkeit des von ihr Ausgezeichneten erklären. So war es 
im Grunde in früheren Zeiten. Die Dissertationen des 16. bis 
18. Jahrhunderts sind bekanntlich von den promovierenden Pro- 
fessoren selber, jedoch unter der Mitarbeit der Kandidaten ge- 
schrieben worden. In jenen Tagen gab es noch keine Fach- 
zeitschriften, aber auch damals schon beruhte der Fortschritt 
der Wissenschaft auf Einzelabhandlungen. So waren die Disser- 
tationen zugleich ein Beleg der Lehrtätigkeit und ein bequemer 
Weg der Veröffentlichung. Christian Thomasius hat die meisten 
seiner bahnbrechenden Abhandlungen so in die Welt geschleudert; 
das umfassendste juristische Werk des 18. Jahrhunderts, Leysers 
Meditationen, besteht fast nur aus solchen nachträglich metho- 
disch geordneten Dissertationen. Wie viel jedesmal der Schüler, 
der auf dem Titel mit verzeichnet steht, geleistet hat, bleibt 
freilich unklar. Dem völlig Selbständigen war es nicht benom- 
men »Deo solo praeside« seine Dissertation zu veröffentlichen. 
Die Naturwissenschaften sind tatsächlich heut zu einer ähnlichen 
Arbeitsweise zurückgekehrt. Hier stellt, namentlich bei den 
Chemikern, der Dozent ganz regelmäßig aus seinem besonderen 
Arbeitsgebiet die Aufgabe; und die Natur des Experiments bringt 
es mit sich, daß hier mehrere, Professor, Assistent, Schüler, be- 
ständg zusammenarbeiten und sich kontrollieren. Deshalb er- 
scheint dann auch das Ergebnis unter einem Doppelnamen in 
einer wissenschaftlichen Zeitschrift und wird tatsächlich dem 
Leiter zugerechnet, währena die Dissertation, die unter dem 
Namen des Doktoranden geht, fast nur die Vorgeschichte der 
Arbeit, die Literatur und die Einzelheiten der Versuche hinzu- 
fügt, was meist keine große Bedeutung mehr hat. 

Nicht anders sind die medizinischen Dissertationen großen- 
teils nur Zusammmenfassungen der klinischen Ergebnisse der Uni- 
versitätsinstitute, verbrämt freilich mit einem gänzlich über- 
flüssigen Ballast aller andern analogen Fälle, den die Fakultät 
wohl erfordern muß, um zu sehen, daß der Kandidat ordentlich 
gearbeitet hat, der aber die Veröffentlichung schlechterdings nicht 
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lohnt. Die Voraussetzung ist auch bier, daß der Doktorand an 
der Erhebung dieser Ergebnisse, an der Behandlung der Fälle, 
die er beschreibt, mitbeteiligt war. In der Planmäßigkeit solcher 
Arbeiten werden wir einen Fortschritt sehen; nur durchkreuzt 
die Art der Veröffentlichung in lauter zersplitterten Dissertationen 
gerade diese Planmäßigkeit wieder; sie beeinträchtigt die wissen- 
schaftliche Brauchbarkeit aufs Stärkste. 

Die Selbständigkeit der Dissertationen in den anderen Fakul- 
täten steht höher; aber auch in ihnen zeigt sich die Zugehörig- 
keit zum Seminar, zum Institut. Auch hier wäre eine gemein- 
same Publikation möglich; auch hier aber hat sie nur dann einen 
Sinn, wenn sie sich auf das Wesentliche beschränkt. 

Die Universität Leipzig hat einmal, wohl geniert durch 
ihre Ueberfülle von Dissertationen, einen Anlauf genommen, 
nur die besten Arbeiten, die als solche von der Fakultät aner- 
kannt waren, zu veröffentlichen. Aber dieser Versuch ist durch 
die Erklärung der preußischen Regierung, daß sie nur bei ge- 
druckt vorliegender Dissertation den Doktortitel anerkennen 
werde, rasch beseitigt worden. Althoff ging dabei offenbar von 
der Annahme aus, daß nur bei vollständiger Publikation die 
Kontrolle der Oeffentlichkeit über die Art, wie das Examen 
gehandhabt werde, ermöglicht sei. Aber diese Voraussetzung war 
irrig: Niemand sieht von selber diese Arbeiten an; man muß auf 
die brauchbaren erst durch die Zeitschriften aufmerksam ge- 
macht werden. Von Zeit zu Zeit warnt eine Universität die übri- 
gen vor Leuten, die beim Abschreiben alter Dissertationen er- 
tappt worden sind; es nimmt fast wunder, daß dies überhaupt 
noch entdeckt werden kann. 

Der Grundsatz Althoffs selber aber war richtig: er muß nur 
in der rechten Weise durchgeführt werden; denn jetzt erscheinen 
die Dissertationen weit eher »unter Ausschluß der Oeffentlich- 
keit«. Eine geringschätzige Toleranz läßt die Dinge laufen, wie 
sie wollen; und höchstens bekreuzt sich etwas pharisäisch eine 
Universität und eine Fakultät vor den laxen Sitten der anderen. 

Ziehen wir aus allem den Schluß: Die Dissertationen sollen 
herausgegeben werden von den Fakultäten, die für sie die volle 
Verantwortung tragen. Dies geschieht in fortlaufender, nach den 
Fächern eingeteilter Jahrespublikationen. Da es nur auf den an- 
genommenen wissenschaftlichen Mehrwert ankommt, wird nur 
das wirklich Neue, wissenschaftlich Fördernde mitgeteilt. Die 
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einzelnen Dissertationen werden hiernach freilich einen sehr ver- 
schiedenen Umfang erhalten: einige werden ausführlich, andere 
nur in vergleichsweise kurzen Auszügen veröffentlicht werden. 
Die Fakultät selber kann verlangen, daß ihr mehr eingereicht 
werde: sie will den Weg sehen, auf dem der Verfasser zu seinem 
Ziele gelangt ist; sie will sehen, ob er die Literatur beherrscht — 
alles Dinge, die dem Leser und Benutzer gleichgültig sind. Es ist 
die Aufgabe des leitenden Dozenten und der Prüfungskommission 
den Umfang des Publikationswürdigen festzustellen. 

Dadurch wird es möglich, in den einzelnen Jahrgängen das 
Zusammengehörige auch wirklich zusammenzustellen. Für alle 
weitere Benutzung ist es wichtig, gleich die Stelle zu kennen, 
wo etwas zu finden ist. So ist auch jedem rasch der Ueberblick 
und das Urteil eröffnet, was an jeder Universität in den ein- 
zelnen Fächern geleistet wird. Natürlich werden niemals alle 
Arbeiten gleichwertig sein — die Köpfe sind es auch nicht, weder 
die der Lehrer noch die der Schüler. Man kann nicht bloß »Doc- 
tores summa cum laude promotos« haben; die Abstufung der 
vier Grade ist für die Dissertationen wie für das Prüfungsergeb- 
nis althergebracht und vernunftgemäß; aber das Unselbständige, 
schlechthin Wiederholte ist doch alsdann nach Möglichkeit aus- 
geschlossen oder deutlich gekennzeichnet; das Verantwortungs- 
gefühl des Dozenten, das unter dem herrschenden Schlendrian 
Not leiden muß, wird geschärft. Nirgends ist Schwäche, mag 
sie auch reiner Humanität entstammen, weniger verzeihlich als 
bei Prüfungen, weil sie dem Wesen der Institution selber ent- 
gegengesetzt ist und es aufhebt. 

Die finanzielle Seite dieser Reform bringt keine Schwierig- 
keiten mit sich. Die Einkünfte aus den Prüfungen — ein heikler 
Punkt, über den wir lieber nicht reden wollen, werden dadurch 
nicht berührt. Uebrigens sind sie, wo das Examen gewissenhaft 
gehandhabt wird, wo der Professor sich redliche Mühe — oft 
nur zuviel! — mit der Dissertation seines Schülers gegeben hat, 
gewiß die am sauersten verdienten Gelder eines Professors. In 
Preußen, wo seit der Althoffschen »Reform« des Honorarbezuges 
der Professor, der eine ausgedehnte Lehrtätigkeit übt, ein In- 
strument des Staates ist, um für diesen Geld zu verdienen, ist 
der Bezug der Gebühren doch noch ein Zeichen, daß individueller 
Tätigkeit auch ein individueller Lohn entspricht. Es ist also 
nur nötig, die Gebühren der Doktorprüfung um die durchschnitt- 
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lichen Druckkosten zu erhöhen. Für die übliche Dissertation 
im Umfange von 3—4 Bogen wird man Druckkosten von 200 
bis 250 Mark rechnen können. Bei der hier vorgeschlagenen Art 
der Veröffentlichung würden I5o Mark genügen; einige Fakul- 
täten könnten zu einem noch niedrigeren Satz herabgehen. So 
läßt sich auch ein billiger Ausgleich finden, eine tatsächliche 
Subvention für gute und längere Dissertationen auf Kosten der 
geringeren. 

Diejenigen Arbeiten, die besser in Fachzeitschriften er- 
scheinen, oder einen eigenen Verleger finden, mögen auch weiter- 
hin diese Stellen aufsuchen. Jener Zuschlag wird dann von ihnen 
nicht erhoben; aber ein kurzer Auszug, von einigen Seiten, der 
über ihren Inhalt Auskunft erteilt, wird auch von diesen Arbeiten 
in die Gesamtpublikation der Fakultät aufgenommen. 

Für alle Empfänger der Dissertationen, Private wie Biblio- 
theken wird diese Art der Veröffentlichung eine Erlösung sein. 
Statt Makulatur erhalten sie gut brochierte Bücher einheitlichen 
Formats und — hoffen wir es — gehobenen Inhaltes. Wichtiger 
aber als alles ist: das Ansehen der Universitäten wird sich heben, 
das Gefühl der Einheitlichkeit und der solidarischen Verantwort- 
lichkeit der Dozentenschaft selber wird gewinnen. Täuschen wir 
uns nicht über die großen Gefahren, die uns drohen. Selbst von 
seiten unserer Studenten drohen uns solche. Was nicht durch 
unsere Seminarien geht, fällt uns so gut wie ausnahmslos aus der 
Hand. Bei den Juristen ersetzt bekanntlich in den meisten 
Stücken der Repetitor den Professor — jetzt auch schon bei 
Anfertigung der Dissertation. Vielleicht, da nun sogar bereits 
die Fleißigen behaupten, diese Einrichtung nicht entbehren zu 
können, käme es auch hier nur darauf an, den berechtigten Kern 
herauszuschälen, und die Repctitorien den jüngeren Dozenten 
zu übertragen, die dadurch persönliche Fühlung mit den Studie- 
renden gewinnen würden, nicht bloß auf kleinere Nebenvor- 
lesungen angewiesen wären und Dissertationen auch ihrerseits 
vorbereiten könnten. 

Größere Gefahren bedrohen das Anschen der Universitäten 
im Volke. Alle Lobreden, die wir uns bei Jubiläen und anderen 
festlichen Gelegenheiten unter einander halten und von andern 
würdevoll in Empfang nehmen, können uns nicht darüber ver- 
blenden, daB der Einfluß der Universitäten auf die Gesamt- 
bildung der Nation abnimmt. Es ist zwar auch in Zukunft nicht 
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anzunehmen. daß die Dissertationenbände in die Hände des 
Publikums kommen, immerhin werden sie auch ihm zeigen, daß 
es uns mit der wissenschaftlichen Arbeit ernst ist. Jetzt möchte 
man manchmal glauben, daß das Publikum die Universität für 
eine Vergnügungsanstalt ansieht. 

Unsere Doktoren sind freilich nicht mehr wie im Mittelalter 
und wie es in England die Fellows sind, dauernde Mitglieder der 
Korporation; dennoch ist es mehr als ein bloßes Pietätsverhält- 
nis, was sie mit der Universität verbindet. Nicht bedeutungs- 
los ist es, daß ihnen nach 50 Jahren das Diplom zum Zeichen 
einer dauernden Zugehörigkeit erneuert wird. Haben sie erst 
einmal beim Abschluß ihrer Studien gezeigt, daß sie das Zeug 
dazu besitzen, wissenschaftlich selbständig zu arbeiten, so bringen 
sie auch ins Leben die Fähigkeit, wissenschaftlich selbständig 
zu urteilen mit; indem sie sich auf einem, wenn auch kleinen 
Gebiete zu Hause und als »Autorität« fühlen, erwacht auch immer 
wieder in ihnen der Wunsch zu wissenschaftlicher Betätigung. 
Der Einfluß der Universitäten in der Bildung und Arbeit der 
Nation beruht großenteils auf ihnen. Tun wir alles unsererseits 
dazu, daß die »ssummi honores« nicht ein leeres Gepränge und die 
Anerkennung wissenschaftlicher Selbständigkeit durch unsere 
Diplome nicht ein Spiel der Frivolität werde! 
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I. 


Der ländliche Grundbesitz in der Vergangenheit. 


Um die Entwickeiung des ländlichen Grundbesitzes in Rumänien 
und die Agrarpolitik, die man bei uns seit vier Jahrzehnten treibt, 
zu verstehen, ist es notwendig, die Agrargeschichte unseres Landes 
in ihren Entwickelungsphasen kurz darzustellen. 

Die Agrargeschichte Rumäniens kann in zwei große Perioden 
geteilt werden: der Anfang der ersten Periode fällt mit der Gründung 
der Fürstentümer zusammen (14. Jahrhundert) und führt bis zur 
Bauernbefreiung (1864), die zweite von 18564 bis heute. — 

Die Zeit bis 1864 kann wiederum in zwei Perioden geteilt werden: 
die erstere, in welcher die Bauern frei und als volle Eigentümer auf 
ihren Schollen lebten, führte bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts; 
die zweite, von diesem Zeitpunkt an bis 1564, war die Zeit der Un- 
freiheit der Bauern. Die Unfreiheit wurde zwar gesetzlich in der 
Walachei vom Fürsten Mihai Viteazul und in der Moldau von Vasile 
Lupu eingeführt, allein ihre Urkunden waren nur die rechtliche For- 
mulierung eines schon seit lange währenden Zustandes, nämlich des 








*) MaßeundMünzen. 
ı Pogon -: 0,408 ha. 
ı Falce = 1,43 ha. 
ı Prajina — (3 Stinjen!) = (Moldau) 5094,35 cm, (Walachei )588,64 cm. 
ı Banıtza = 0,85 hl. 
ı Oka = 1,28 hl (Walachei), 1,52 hl (Moldau). 
ı Kila = 6,79 hl (Walachei), 4,30 hl (Moldau). 
ı Lei = (100 Bani) = 80 Pfennig. 
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An-der-Scholle-Klebens der Fronbauern. — Dieser Zustand bedeutet 
den Verlust der Freiheit, die Leibeigenschaft; es war aber nicht der 
westeuropäische Feudalismus, sondern eine besondere Art jenes, mit 
besonderen feudalen Formen und Eigenschaften. — 

Bis 1804 war das Eigentum nicht individuell, frei von jeder Last 
und unabhängig. Es war vielmehr von vielen Servituten belastet, 
von denen die wichtigsten die folgenden waren: das Nutzungsrecht 
des Fronbauern auf die in seinem Besitz sich befindende Ackerfläche 
des Gutes, wofür er allerdings dem Gutsherrn einen bestimmten 
Teil seiner Erträgnisse als Zehnt (dijma) abzugeben und ein be- 
stimmtes Quantum Arbeit (claca) zu leisten hatte. Ferner das 
Recht des Fronbauers, sein Vieh auf der gutsherrlichen Weide zu 
füttern, sowie das Recht, Holz aus dem Gutswalde zu entnehmen. 

Das erste Servitut, dasjenige nämlich, welches den Fronbauern 
ein Recht auf eine bestimmte Ackerfläche einräumte, führte 1864 
zur Bauernbefreiung. Die anderen zwei Servitute, das Wald- und 
Weide-Servitut, wurden durch das »Organische Reglement« 1831 zu- 
nächst eingeschränkt, um später, durch die Einführung moderner 
Gesetze, zugunsten des Großgrundbesitzes vollständig aufgehoben zu 
werden. — 

Alle älteren Agrargesetze anerkennen das Nutzungsrecht der 
Bauern auf Ackerland und Weide. Die Periode der Leibeigenschatt 
dauerte bis Mitte des 18. Jahrhunderts. Sie wurde 1746 für die Wa- 
lachei und 1749 für die Moldau vom Fürsten Constantin Mavrocor- 
dat aufgehoben, indem er dort die Freizügigkeit der Bauern dekre- 
tierte, hier ihre Rechte auf Ackerland und Weide anerkannte. Die 
Fürsten Grigore Ghica i. J. 1766 und Alexander Moruzzi i. J. 1790. 
welche die Verhältnisse zwischen den Grundherren und Bauern regu- 
lierten, haben diese Rechte ebenfalls bestätigt. — Obwohl sie die 
Rechte der Bauern anerkannte, hatte die Gesetzgebung am Anfange 
des r9. Jahrhunderts jedoch die Tendenz, den Großgrundbesitz zu 
begünstigen. — 

Diese Reformen waren aber unwirksam, weil sie das Interesse 
des Großgrundbesitzes, die Knechtung der Bauern, mit dem Geist 
der Zeit zu versöhnen suchten, der aber diesen Zustand nicht melır 
tolerieren konnte. Weder die in dieser Richtung gemachten Versuche 
von 1766, 1790, noch die späteren von 1808, 1818, 1831 und 1851. 
das Eigentumsrecht der Großgrundbesitzer unter Ausschließung Je- 
des Besitzrechtes der Bauern zu befestigen, auch nicht das bauern- 
feindliche Gesetz von 1802 — konnten die Bauernfrage lösen. — 

Wie gesagt, ist die Agrargeschichte Rumäniens durch das Jahr 
1864 in zwei große Perioden geteilt: die erste bis 1864, war, trotz 
der »liberalen« Gesetze des Fürsten Mavrocordat, die traurige Epoche 
der Knechtschait. Diese Zeit der endlosen Unterdrückungen, als die 
yrumani« und die »vecini« (Unfreie) wie die Zigeunersklaven behandelt 
wurden, die Kinder von den Eltern getrennt und als Sachen verkauft 
werden konnten, diese Zeit war auch die des Niederganges des Lan- 
des. 
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Später, am Anfang des 19. Jahrhunderts, als die großen liberalen 
Ideen ihren Einzug in die Fürstentümer hielten, trat die Frage nach 
der Bauernbefreiung auf die Tagesordnung. Die Gutsherren, ie die 
Gefahr sogleich erkannten, behaupteten, daß sie von altersher eın 
volles individuelles Eigentumsrecht an ihren Gütern hätten und daß 
die Bauern nur als Mieter auf ihren Besitzungen einfach geduldet 
würden. Die Verteidiger der Bauern aber bewiesen an der Hand der 
Geschichte und der damals bekannten Urkunden, daß die Bauern 
verschiedene Servitutsrechte auf den gutsherrlichen Besitzungen hat- 
ten, daß sie ursprünglich sogar die ausschließliche Herrschaft über 
diese hatten und daß es erst später und allmählich durch die Gunst 
der Fürsten und der Verhältnisse den Grundherren gelungen sei, die 
Bauern zu Sklaven zu machen. 


Der Kampf zwischen diesen beiden Richtungen dauerte von 
1848 bis 1864, als ihm Mihail Kogalniceanu und Cuza-Voda durch 
das oktroyierte Agrargesetz vom 14. August 1804 ein Ende machten. — 
Das Gesetz von 1864 machte die Bauern zu freien und vollen Eigen- 
tümern auf ihrer Scholle. — Von dieser Zeit an beginnt eine neue 
Aera für die rumänischen Bauern. — 


Das Gesetz vom 14. August 1864 hat die wirtschaftlichen und 
sozialen Grundlagen des modernen Rumäniens geschaffen. Wir wollen 
daher die leitenden Gedanken und das große Ziel, das es verfolgte, 
an der Hand der wichtigsten Artikel dieses Gesetzes näher beleuchten 


Art. Io des Gesetzes lautet: »Die Frone, der Zehent, die a 
fuhren, die Reparaturtaxe, die Holzfuhren und alle anderen älın- 
lichen, den Gutsherren, sei es in natura oder in Geld, geschuldeten, 
durch Gesetz oder Urkunde, durch ewige oder zeitliche Verträge fest- 
gesetzte Leistungen, werden für jmmer und auf dem ganzen Gebiete 
Rumäniens aufgehoben.« — 

Art. II: »Als Entgelt für die Frone, den Zehent und für die an- 
deren durch das gegenwärtige Dekret aufgehobenen Dienste wird 
den Gutsherren ein für allemal eine Entschädigung gewährt.« — 

Das Recht der Bauern ab antiquo auf das von ihnen be- 
baute Land ist ihnen durch das Agrargesetz formell zuerkannt: 

Art. I: »Die Fronbauern sind und bleiben volle Eigentümer auf 
dem in ihrem Besitz sich befindenden Boden, in der von den Gesetzen 
bestimmten Ausdehnung.« 

»Diese Ausdehnung ist, außer der Fläche, welche die Bauern ım 
Bereiche des Dorfes für Haus und Garten haben: 


A. In den Distrikten diesseits des Milkov (Walachei): 
1) Für Bauern, die 4 Ochsen und eine Kuh besitzen, 11 Pogon (53,511 ha), 
2) >» b » 2 » » » » » 7 » 19 pråjini 
(3,907 ha), 
3) Für Bauern, die nur eine Kuh besitzen oder für Handarbeiter, 4 Pogon und 
15 prajını (2,318 ha) 
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B. In den Distrikten jenseits des Milkov (Moldau): 
ı) Für Bauern mit 4 Ochsen und ı Kuh, 5 Falce u. 40 präjini (7,88 ha), 
2) » » » 2 v » I è 4 » (5.73 ha), 
3) >» > » I Kuh oder für Handarbeiter 2 Falce u. go präjıni (3,55 ha).e 
Art. 2: »Den Bauern, die kein Land besitzen, wird das gesetzlich 
bestimmte Ausmaß aus den Staatsgütern zugeteilt werden.« — 


Art. 3: »In keinem Falle darf der Umfang der in festes Eigen- 
tum der Bauern übergehenden Fläche mehr als 23 des betreffenden 
Gutes betragen.« — 

»Die Waldungen bleiben von diesen Bestimmungen ausgeschlos- 
SEN, — 

Ueber die Waldungen bestimmt Art. 9 des Gesetzes: »Das Wald- 
recht, welches den auf den Moldauischen Landgütern ansässigen 
Bauern gemäß Art. 4 des Berggesetzes, sowie auch den auf den wala- 
chischen Landgütern befindlichen Bauern, gemäß Art. 140 $ 4 des 
Gesetzes vom 23. Aprıl 1851 zusteht, bleibt auch für die Zukunft un- 
berührt. 

»Nach 15 Jahren sind jedoch die Gutsherren berechtigt, die Be- 
freiung der Wälder von diesem Servitut durch freie Vereinbarung 
oder durch gerichtliches Urteil zu verlangen.« 

Dieses Waldrecht der Bauern wurde aber in der Walachei nicht 
beachtet, so daß die Gutsherren ihr volles Eigentumsrecht auch über 
die \Waldreichtümer des Landes ausdehnten. — Die Bauern waren 
somit gezwungen, ihren Bedarf an Bau- und Brennholz, oft gegen 
große Geldsummen oder gegen schwere Arbeit, vom Gutsherrn ein- 
zutauschen. — Diese Not der Bauern an Bau- und Brennholz bildete 
eine der Ursachen der Verschlechterung der ländlichen Verträge. — 

Das Gesetz von 1864 hat die individuelle Form des Privateigen- 
tums definitiv konsakriert und den Grundbesitz von den alten Servi- 
tutenlasten vollständig befreit. Es hat ferner die Frone aufgehoben, 
die frei gewordenen Bauern mit dem von altersher in ihrem Besitz 
befindlichen Lande ausgestattet, es machte die Bauern zu vollen Eigen- 
tümern und freien Bürgern. — Das ist die tiefe Reform, die, mit 
einer traurigen Vergangenheit brechend, das Land zivilisierte und es 
in den Strom der europäischen Zivilisation brachte. — 

Die Agrargesetzgebung nach 1864 umfaßt verschiedene kleinere 
Kolonisationsgesetze, dıe in der Zeit von 1866 bis 1892 und von 1892 
bis heute zustande gekommen sind, dann die Gesetze über die ländlichen 
Verträge und schließlich die Agrargesetze der letzten zwei Jahre nach 
den Agrarunruhen von 1907. Große Gesetze zugunsten der Bauern 
wurden seit 1864 nicht mehr erlassen. 

Nach der großen inneren Kolonisation von 1864 wurden noch im 
Laufe der Zeit mehrere Kolonisationen auf den von M. Kogalniceanu 
1863 säkularisierten Klosterländereien vorgenommen. Die Gesetze 
aber, die diese Kolonisationen bestimmten, waren von Anfang an 
nicht genügend eindeutig und entschieden. — Statt den Bauernin- 
besitzsetzungen einen hohen sozialen und wirtschaftlichen Charakter 
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zu verleihen und nur Bauern mit Land bis zu einem gewissen Aus- 
maß auszustatten, wurden die säkularisierten Güter zu fiskali- 
schen Zwecken, also ohne jeglichen Gewinn für die Volkswirtschaft, 
an jedermann veräußert. — Die Gesetze, betr. die Veräußerung der 
Staatsdomäne von 1866, 1868, 1873, 1875, 1881, 1883 und 1884 ließen 
auch den Verkauf von ganzen Gütern und auch an Nichtbauern zu. 
Erst das Gesetz von 1889, welches nach dem großen Bauernaufstand 
von 1888 erfolgte, brach mit diesem verderblichen System und be- 
stimmte, daß die Staatsgüter nur zu Ansiedelungszwecken, nur an 
Bauern und zwar in Parzellen zu 5 ha veräußert werden dürften. 

Außerdem sind noch die Inbesitzsetzungen zu erwähnen, die auf 
Grund der Art. 3 und 4 des Gesetzes vorgenommen wurden, d. h. die 
Landzuteilungen an solche Bauern, denen aus den ?3 der gutsherr- 
lichen Besitzung die gesetzlich bestimmte Fläche nicht zugeteilt wer- 
den konnte, — und schließlich die Inbesitzsetzungen der Neuver- 
mählten. 

Die Gesetzgebung, betr. die ländliche Arbeitsverfassung, hat eine 
nicht minder interessante Geschichte. — Nach dem Gesetze von 1864, 
welches einem hohen Freiheitsideal entsprang, sollte bei den länd- 
lichen Verträgen und bei den Streitigkeiten zwischen Gutsbesitzern 
und Bauern das gemeine Recht und das Prinzip der freien Arbeit 
obwalten. — Das Gesetz von 1872 bestimmt dagegen, daß der Bauer 
zur Erfüllung seiner vertragspflichtigen Leistungen manu mili- 
tari gezwungen werden kann. — Die Gesetze über die ländlichen 
Verträge von 1882, 1893 und 1907 haben diese Bestimmung aufge- 
hoben und ein neues Arbeitsregime geschaffen, von dem in den folgen- 
den Kapiteln die Rede sein wird. 

Dies ist, kurz und in großen Zügen gefaßt, die Geschichte der 
Agrargesetzgebung in Rumänien. 

Ueber den Umfang der verschiedenen Kolonisationen sollen uns 
die Tabellen }) auf folgender Seite Auiklärung geben. — 


1) Wie der Verfasser uns mitteilt, hat er die Unterlagen zu diesen Tabellen 
aus den zum allergrößten Teil nicht veröffentlichten amtlıch-statistischen Ma- 
terialien geschöpft. Ein Teil dieser Materialien ist verwertet ber Creanga, 
Grundbesitzverteilung in Rumänien, Schmollers Forschungen, Heft 129, Leipzig 
1907. D.R. 
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Der Flichenumfang der von 1864 bis r906 verkauften Staats- 
güter ergibt sich aus folgender Tabelle: 





i k Durch- 
Siet l Gesamt- . 
Fläche in | schnitts- 
 verkaufspreis 3 
ha : i -preis pro 
in Lei 


ham Lei 


I. 


1. Die vom Staat an die Fron-, 

bauern verkauften Grund-' 

flächen, im Jahre 1504 571 970,5 56034 079.10 ON 
2. Die nach den Art. 5 und O des Ge- 

setzes von 1504 an die Neuvermählten | 














verkauften Flächen | 228 320,0 236 468 os 1033 
Summa 500 305,5 292 502 539,55 
II. | 
A. Die durch öffentliche Versteigerung an) 
Nichtbauern verkauften Güter 
3. nach dem Gesetze von IS6S | 74633,9 | 22 9066 730,25 207 
4. > > > » 1973 | 625,2 214 319, 0 342 
5. > í > . 1575 16 943,8 | 4805 073, O 259 
B. Die durch das Gesetz von ISSY in gro-| 
ßen und kleinen Parzellen an die Bauern 
verkauften Güter l 
6. in Parzellen zu 5 ha 526 233,3 | ISS 817 194,94 330 
7. > » » IO » LI 690,2 8 032 078,59 087 
3. > : a 3 070,4 5 925 294,55 ONS 
C. Von ISSí1 bis 1859 im Ganzen und par-! 
zellenweise verkaufte Güter i 
g. an verschiedene Personen , Nicht- 
bauern durch Versteigerung | 61.096, 5 23379343, 0 305 
ro. an Bauern, durch Versteigerung 8 223,4 2 324 802,50 343 
II. > » nach Art. 13 | 2587.5 | 1142048,10 44! 
I2. > > > » IQ 7 275,3 2 255 132,34 310 
13. > > >» >» 4 f 13 207,2 4 3352 332,86 332 
D. Kleine städtische und ländliche Besitz-, 
tümer, die zwischen 1507 bis 19006 ver- 
kauft wurden | 
14. kleine städtische Besitztümer i 9 165,1 6 697 076,00 ` 730 
15. > ländliche > 027,2 | 433427926 6012 
106. Gemeindeparzellen und für indu- | 
strielle Unternehmungen | 1 850,0 569 923,23 Ä 308 
! 4 RR 
| 


Insgesamt (A, B, C und D). | 742 834,2 | 275 305 493,26 ` 3 
Gesamtsumme ; 1543 130,7 











Diese Tabelle muß aber ergänzt werden, denn sie gibt uns, was 
die Kolonisation von 1864 anbetrifft, nur die Staatsgüter an, welche 
den Fronbauern verkauft wurden, nicht aber auch die Privatgüter. 
Die folgende Tabelle umfaßt die gesamte Fläche (Staats- und Privat- 
güter), auf welcher seit 18604 bis heute Kolonisationen vorgenommen 
wurden, sowie auch die Gesamtzahl der ın diesem Zeitraum und aul 
dieser Fläche angesiedelten Bauern. 
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p 











Zahl der Kolo- | 


























| = Fläche in ha = 
| nisten V = 
| = j == = 
r . . | nf - 
H sges ! = | x z 
Kolonisationsgesetze | auf auf 5 aTa aS z 
© Privat- , Staats- 3 gütern | gütern = 
gütern | gütern N | N 
a) mit weniger r als 10 ha 
Auf Grund des Gesetzes | | 
von 13064, | | 
Fronbauern ‚316 105 151 725[467 830|! 194 251 571976,5|1 766 257,5 
Auf Grund desselben ' Ä 
Gesetzes, 
Neuvermählte oo — 48 342| 48 342 — 228328,0} 228 328,0 





Zusammen 316 105 200 067|516 172[|1 194 281 800304,5|1 994 585,5 
Auf Grund des Gesetzes | | 





von IŠSŜI, — 4970| 4970 — 23069,0| 23 069,0 
Auf Grund des Gesetzes 
von 1839 ne ‚105 165|105 165 — 526233,0| 526 233,0 





Zusammen 316 105 310 202|626 307|1 194 2Sı 1 349606,5|2 543 887, 5 

b) mit mehr als 10 ha | 
nach den verschiedenen! 
Gesetzen nach 1804, 
ausgestattete | 


| 
nn 


Gesamtsumme 316,105 313 407 629 572 572|1 194 T 194 281 13 37519 SE 512 572 476,5 


< 3205| 3265| — Le 8589 28 589,0 





l 





Diese Tabelle ist sehr lehrreich. Sie zeigt uns, daß die Gesamt- 
zahl der Bauern, — (wir scheiden die 3205 Personen aus, die zusammen 
28 589 ha in Flächen zu mehr als rọ ha gekauft haben) — die auf 
Grund der verschiedenen Kolonisationsgesetze mit Land ausgestattet 
wurden, sich auf 626 307 stellt, von denen 510 172 Bauern allein 
durch das a resetz von IS64 in Besitz gesetzt wurden. — 
Von den 2 343887 ha, die diesen Bauern zugeteilt wurden, fallen 
fast 2 Millionen ha auf das Gesetz von 1864. 

Wie man aus diesen Zahlen sieht, hat das Banernbefreiungsge- 
setz von 18064 die Grundlage des bäuerlichen Grundeigentums in 
Rumänien geschaffen, es stattete mehr als 1, Million bäuerliche Fa- 
milienhäupter mit Ackerland aus, und es hätte sicherlich auch den 
anderen wirtschaftlichen und sozialen Anforderungen, die mit dem 
bäuerlichen Grundbesitz verbunden sind, genügt, wäre es zu voll- 
ständiger Anwendung gekommen. — 


II. 


Das ländliche Grundeigentum in der Gegenwart. 


Ueber die rumänische Agrarfrage gibt es eine reiche Literatur, 
nicht aber grundlegende und zuverlässige statistische Vorarbeiten. — 
Erst nach den Agrarrevolten von 1007 wurden in der Eile einige Un- 
tersuchungen über die Grundbesitzverteilung, über die Arbeitslöhne, 
über die Pachtpreise, über die Zahl der Pächter etc. gemacht. 

Wir werden uns in der folgenden Darstellung nur auf die zuver- 
lässigsten und einwandfreien Daten der älteren und neueren Litera- 
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tur stützen, unter Korrektur des Irrigen und im übrigen uns auf 
neues, persönlich gesammeltes Material berufen. — 


Rumänien ist ein reines Agrarland. Es hat eine Gesamtfläche 
von 13 017 700 ha. Die gesamte kulturfähige Fläche — Ackerland. 
Weide, Wiese, Wein- und Pilaumengärten etc. — betrug (1908) 9.895 000 
Hektar. Seine Bevölkerung betrug (1907) 6 684 265 Einwohner, von 
denen nur I 174 227 (17°,) in den Städten und 5 510 038 (83° ,) auf 
dem Lande leben. — 

Diese Zahlen allein genügen, um den agrarischen Charakter Ru- 
mäniens zu kennzeichnen und um das Interesse, das man der Agrar- 
frage in unserem Lande entgegenbringt, zu begreifen. 

Zur Form des ländlichen Besitzes in Rumänien übergehend, muß 
man zunächst erwähnen, daß man bei uns noch unbedeutende Reste 
eines fideikommißartigen bäuerlichen Gemeinbesitzes findet. Diese 
Form des Besitzes ist besonders noch in den Gebirgsgegenden des 
Landes anzutreffen, wo die Bauern die Wälder noch in Gemeinbesitz 
halten. — 

Die Lage des bäuerlichen Grundeigentums in Rumänien ist sehr 
unsicher. Das bäuerliche Grundeigentum ist we 
der konsolidiert noch individualisiert. Man stat- 
tete zwar 1864 die Bauern mit Land aus, man traf aber nicht die 
nötigen Maßregeln, damit die Bauern die Freiheit erhielten ihr Eigen- 
tum frei und vollstandie ausnutzen zu können. — Das Gesetz von 
1864 schrieb zwar die Regulierung der Bauerngelände vor, — diese 
Maßregel wurde aber nur insofern erfüllt, als nur die Abgrenzung der 
Bauerngelände gegenüber den großen Landgütern vorgenommen wurde, 
nicht aber auch die Abgrenzung der bäuerlichen Stellen von- und 
gegeneinander. — W ährend also der Großgrundbesitz durch die 
Konsolidierung unabhängig gegenüber den umliegenden Grundstücken 
wurde, blieben die Babeniparzällen auch fernerhin voneinander ab- 
hängig, was den Bauern die Freizügigkeit raubte. Die aus diesem 
Zustande erwachsenen Uebel sind unzählig ‚ sie bilden eine der wich- 
tigsten Ursachen der unglücklichen Lage der Bauern. Infolge dieser 
Tage der Bauernparzellen verüben die Bien die ihren Bodenhunger 
nie sättigen können, unzählige Einfälle auf das Nachbargrundstück 
und die Folgen davon sind unendliche Streitigkeiten, Schlägereien, 
Prozesse und Verbrechen. Der Mangel an Moral in unseren Dörfern 
ist zum Teil eine direkte Folge des Fehlens eines Katasters; die mei- 
sten Prozesse zwischen Bauern und die meisten Verbrechen haben 
ihre Ursache in den nachbarlichen Uebergriffen. — 

Ein weiteres Uebel des bäuerlichen Grundbesitzes, dessen Schuld 
ebenfalls auf die Sorglosigkeit der Regierungen fällt, ist die Ge- 
mengelage der zerstreuten Bauernparzellen. Die zerstreute Lage 
der Bauernparzellen, mitten zwischen den Landgütern, oft sehr weit 
entfernt von einander und ohne jegliche Verbindung unter sich, ist 
zweifellos ein großes wirtschaftliches Uebel, das jeden rationellen 
Fortschritt der Bodenkultur unmöglich macht. — Die Bauern können 
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infolge der nicht konsolidierten Lage und der Gemengelage ihrer 
Parzellen keine Bewässerungen und keinen Futterbau vornehmen, 
sie können mit einem Worte ihre Grundstücke nicht frei bewirtschat- 
ten. Infolge des fortbestehendn Flurzwanges, durch die 
anarchische Lage unseres bäuerlichen Grundbesitzes, ist die Verbes- 
serung eines der wichtigsten Zweige unserer Landwirtschaft, der Vieh- 
zucht, die nur durch Einführung eines rationellen künstlichen Futter- 
baues möglich ist, von Grund aus gehindert. — 

Anarchie ist das richtige Wort, denn nirgends auf der Welt herrscht 
eine schrecklichere Unordnung und Unsicherheit in den bäuerlichen 
Eigentumsverhältnissen als bei uns. — Nach der Durchführung der 
Bauernbefreiung und der inneren Kolonisation von 1864 hat man 
die elementarsten und nötigsten Maßregeln zum Schutze und zur 
Befestigung des privaten Eigentums der Bauern, wie die der Zusam- 
menlegung der Grundstücke, nicht durchgeführt. Man hat das de- 
kretierte private Eigentum der Bauern an Grund und Boden ohne 
jeglichen Schutz einfach dem Schicksal überlassen. Wie sich die 
Dinge gegenwärtig gestalten, besteht vielmehr tatsächlich eine Art 
Gemeineigentum der bäuerlichen Miteigentümer auf den ihnen 1864 
zugeteilten Grundstücken, d. h. ein Zustand, der jeden ernsten Fort- 
schritt in der Landwirtschaft hemmt. 

Art. 15 des ÄAgrargesetzes von 1864 schrieb diese Maßregel vor: 
»Die ins Eigentum der Bauern übergegangenen Wiesen und Weiden, 
das Gras- und Ackerland, sollen durch Staatsingenieure, gemäß diesem 
Erlasse, abgemessen und abgegrenzt werden.« — 

Art. 16: »Falls die erwähnten Grundstücke sich in zerstreuter 
Lage befinden, so sollen sie zusammengelegt werden... ... Nach der 
Zusammenlegung sollen die Bauern Grundstücke von möglichst der- 
selben Beschaffenheit und Ausdehnung bekommen.« — Aber wie viele 
andere, so wurden auch diese Maßnahmen des Gesetzes von den Nach- 
folgern Kogalniceanus nicht zur Anwendung gebracht. — Die Folge 
davon war, daß sich zu den oben erwähnten Uebeln noch ein anderer 
unerträglicher Zustand für die Bauern gesellte: Infolge der Gemenge- 
lage der stark zersplitterten Bauernparzellen sind dieselben entweder 
von den Wegen ganz abgeschlossen, oder auf die Benutzung der Wege- 
anlagen der sie unischließenden Landgüter angewiesen. — Dieser Zu- 
stand treibt die Bauern in die der Großgrundbesitzer. — Um 
das Durchfahrtrecht für ihr Vieh und Fuhren auf dem Wege des 
Gutes zu bekommen, sind die Bauern gezwungen, schwere Arbeits- 
bedingungen mit dem Gutsbesitzer zu vereinbaren. Dieser Umstand, 
welcher den »freien« Bauern in ein neues Hörigkeitsverhältnis bringt, 
bildet, wie wir später sehen werden, mit eine der wichtigsten Ur- 
sachen, die die Bauern zur Abschließung drückender Arbeitsverträge 
zwingen. 

Eine weitere Eigentümlichkeit des bäuerlichen Grundeigentums 
in Rumänien ist seine Inalıienabilität, die durch das Gesetz 
von 1864 eingeführt wurde. — Die Bauern dürfen ihre Parzellen nicht 
veräußern. Trotz des Verbotes aber wurden in den letzten Jahren, 
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als Folge der schlechten ökonomischen Lage der Bauern, viele Bauern- 
vüter, zwar nicht in der Form von Verkäufen, aber in der Form von 
Verpachtungen auf sehr lange Termine veräußert, was aber einem 
Verkaufe gleichkommt. — Viele verlangen daher die Aufhebung des 
Veräußerungsverbots, als eines Hindernisses im Mobilisierungspro- 
zesse des ländlichen Grundeigentums. Andere dagegen verlangen die 
Aufrechterhaltung des \eräußerungsverbots, gleichzeitig aber auch 
die Errichtung strenger gesetzlicher Maßnahmen, die die Verpach- 
tungen auf lange Termine, ja sogar die Verpachtungen schlechthin 
den Bauern verbieten sollen. — Die Befürworter der letzteren Mab- 
nahme vergessen aber, daß die Ursache der Güterveräußerungen die 
Armut der Bauern ist, welche natürlich ihre Güter nicht für Hunger- 
preise veräußern würden, wenn sie nur etwas wohlhabend wären. Die 
Veräußerungen der Bauerngüter sind aber die direkte Folge der 
Bauernarmut, und man könnte ihnen daher keinen größeren Schaden 
zufügen, als ihnen in der größten Not den einzigen Ausweg, nämlich 
die Verpachtung ihrer Grundstücke, zu verbieten. Mit drakonischen 
Verbotsmaßregeln kann man nichts Gutes schaffen; will man die Par- 
zellen in den Händen der Bauern belassen, dann muß ihnen dies 
durch Verbesserung ihrer materiellen Lage ermöglicht werden und 
nicht durch die Bekämpfung der Folgen ihrer Armut. — 

Eines der größten Uebel, unter denen unser bäuerliches Grund- 
eiyentum leidet, ist seine Zersplitterung. — Seit 1804 haben 
sich die Bauerngüter fortwährend, durch Erbteilung und Dotierung, 
in immer kleinere Parzellen stark fragmentiert. 

Folgende Tabelle stellt uns den gegenwärtigen Stand der Grund- 
besitzverteilnng in Rumänien, die Zersplitterung des bäuerlichen Be- 
sitzes, sowie auch den Gegensatz zwischen dem bäuerlichen Klein- 
und dem Großgrundbesitz dar: 


Zahl und Größe der Grundstücke im Jahre 1902. 


. Zahl der Flächenraum Prozent- 
Kategorie der Güter En Prozentsatz RP 

Güter der Güterinha satz 
bis zu 1, ha 612 832 0,6 20 420 0,34 
von 1} bis ı ha S1 039 5,5 72757 0,93 
> I» 2 » 147 909 15,2 237 02) 3,01 
» 2» 3» 1310630 13,0 337 000 4,30 
» 3 > 4> 172 440 17,9 03I 964 8,05 
» 4>? 5» 148 717 15,4 711033 9,08 
> 5» 7» 131 145 13,5 743 480 Im 
» 7? 10» 45 230 417 393 950 5,05 
Zusammen bis Io ha 920 939 95,4 3 153 645 40,29 
von r0 bis 50 ha 30 318 c; 695 953 38,89 
» 50 » 1009 2 405 0,206 100 847 2,13 
» 100 » 500 » 3 314 Ol S10 385 10,43 
» 500 > 1000 % 1122 0,13 803.048 10,20 
» 1000 » 3000 >» zoi 0,09 I 230 420 15,80 
> 3000 » 5000 » 112 0,01 434 307 5.5) 
über 5000 » bO u 520 095 0,05 


Gesamtsumme 965 047 100, — 7 826 796 100,— 
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Diese Tabelle zeigt uns die Zersplitterung des bäuerlichen Klein- 
besitzes sehr deutlich. Von der 7 826 796 ha umfassenden, in pri- 
vatem Besitz sich befindenden kulturfähigen Gesamtfläche (Acker- 
grund und Wiese) des Landes im Jahre 1902 waren 31530645 ha, 
d. h. 40,29°%,, im Besitze der Bauern, 862 800 ha, oder II,02°, gehörten 
zum mittleren Eigentum (zwischen Io und Ioo ha) und 3 810 351 ha 
oder 48,09%% bildeten den Großgrundbesitz. Während aber die 40°% 
des Kleineigentums unter Io ha sich im Besitze von rund 92I 000 
Bauern befindet, liegen die 48°, Großgrundbesitz in den Händen von 
5385 Personen, — die Güter von über 500 ha Ausdehnung mit einer 
Gesamtfläche von 2 993 966 ha in den Händen von 2071, die von 
über 1000 ha mit einer Gesamtfläche von 2 Igo 882 in den Händen 
von nur 949 Personen. — Diese 2071 bezw. 949 Großgrundbesitzer 
besitzen also zusammen eine Gesamtfläche, die ebenso groß oder nur 
I 000 000 ha kleiner ist, als die im Besitze der etwa Iooo mal größeren 
Zahl (mehr als 900 000) Bauern sich befindenden — 

Dieser Kontrast charakterisiert die Agrarfrage in Rumänien. Er 
zeigt uns, daß wir einerseits ein zersplittertes, kleinbäuerliches Grund- 
eizentum haben, das nicht imstande ist, die Bauern und ihre Fami- 
lien zu ernähren, andererseits aber einen in den Händen von wenigen 
Personen konzentrierten Latifundienbesitz. Wir sahen aus 
der oben angeführten Tabelle, daß die Zahl der Großgrundbesitzer, 
die ein Gut von Ioo ha besitzen, sich auf 5385 stellt, in vielen Fällen 
aber ist es derselbe Gutsbesitzer, der zwei und mehrere Güter besitzt, 
so daß die Konzentration in der Tat eine noch größere ist. Nach 
der fiskalischen Zählung des Finanzministeriums, erhoben 1905, stellt 
sich die Zahl der Großgrundbesitzer, deren Güter größer als 100 ha 
sind, auf nur 414I. — 

Was den Kleinbesitz anbetrifft, so haben wir noch einige wich- 
tige Feststellungen zu verzeichnen. Folgende lehrreiche Tabelle, die 
nach den Bauernunruhen von 1907 aufgestellt ist, zeigt uns die Zahl der 
Bauern, die nicht genügend Land (1—3 ha) besitzen, gibt die Be- 
rechnung der Ernteerträgnisse der Bauerngüter bis zu 3 ha, den 
Nahrungsbedarf (in kg) dieser Bauern und deren Nahrungsdefizit. 


P A Zahl der Flächen- Ertrag der Nahrungsbe- l . Unterschied 

Kategorije p l Kurzes rauın, über Er : l Unterschied zwischen 
2 © Grundsteuer- Kopfzahl ON Fläche in darf der N ; i 

des Gutes SEEN den sie ver- PR EAR in kg edurf und 
zahler = 2 kg Baucrn in kg ANS RA E 

fügen in ha ö Ertrag in 9%% 

bıs ı ha O2 832 282 744 20 420 25 IOf 000 113 097 000 — 87 993 000 — 350%, 

I), bisIī» 81039 364675 72757 09 119 000 145 870 000 — 76 751000 — III", 

r bis2» 147900 605 550 237 029 225 177 000 20b 220 000 — 41043000 — 18°; 

zusam. 
bis z ha 291 77I I 312909 330 212 319 400 000 525 180 000 —205 780 000 — 65°, 


2bis3» 131030 592335 337000 320 150 000 236 934 000 + 83 215000 + 33°, 
zusam. 
bis 3 ha 423 401 1905 304 673 212 634 550 000 7062 120 000 —I22 570000 — 19°, 


Diese Tabelle zeigt uns, daß 1905 304 Seelen sich von den Er- 


trägnıssen ihres Bodens nicht ernähren können. 
In einer fast ähnlichen Lage befinden sich diejenigen Bauern 
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(1 445 233 Seelen), die über Parzellen von 3—5 ha Fläche verfügen, 
was für ein Land mit vorherrschend extensiver Kultur ebenfalls als 
ungenige nd bezeichnet werden darf. — Rechnet man dabei noch die 
408 502 landlosen Proletarier hinzu, so ergibt sich aus dieser Zusam- 
menstellung, daß über 415 Millionen Seelen, d. h. mehr als 34 der 
gesamten Land- und 80°% der ländlichen Bevölkerung gezwungen 
sind, dem Großgrundbesitz ihre Arbeitskraft zu verkaufen, um ihr 
Leben zu fristen, und auf alle Bedingungen, auch auf die schlechtesten. 
einzugehen, um von den Gutsbesitzern und Großpächtern das für 
ihren Unterhalt unbedingt notwendige Land in Pacht zu bekommen. — 
Hierin wurzelt eine der wichtigsten Ursachen der elenden Lage der 
rumänischen Bauern und deren völligen Abhängigkeit vom Grob- 
grundbesitz. 

Unsere Steuerpolitik rechnet aber mit dieser wirtschaftlichen 
Minderwertigkeit des Bauerntums nicht. Sie schätzt gewöhnlich das 
Einkommen des Bauerngutes sogar höher als das des Großgrundbe- 
sitzers, obwohl gerade das umgekehrte zutrifft, wie aus folgender 


J CS ın Pro- 


Kategorie des Gutes einkommen pm 


Eigentümer zent kommen Lei zent rare 
Kopi Lei 
bis zu Io ha 10135 302 95,94 123 994 490 49,31 120 
von I0 bis 50 ha 36 318 3,44 20 35I 027 8,09 5ĥ0 
» 50 > IOO » 2 381 0,23 4 094 487 1,87 1.980 
über 100 » 4 I7I 0,39 102 423 706 40,73 24 700 
Summa 1058 172 100,— 251 405 716 100,— 


Das Durchschnittseinkommen des Kleinbesitzes stellt sich also 
auf 120 Lei pro Kopf, während das des Großgrundbesitzes 24 700 Lei 
beträgt. Diese Tabelle, welche die Angaben der Steuereinschätzung 


darstellt, — Angaben, die von denen, die die Grundbesitzverteilung 
angeben, ein wenig abweichen, — zeigen noch deutlicher den springen- 


den Kontrast zwischen dem bäuerlichen Klein- und dem Großgrund- 
besitz. 

Der Großgrundbesitz in Rumänien hat, außer dem latifundiaren 
Charakter, noch einen anderen aufzuweisen. Er ist größtenteils ver- 
pachtet. Von den 3 977 198 ha bebautes Land, das die Gesamt- 
fläche aller über 50 ha umfassenden Landgüter ausmacht, waren 
(1902) 2 334 145 ha, d. h. 50,88%% verpachtet. 60%, des gesamten. 
3810 351 ha umfassenden Großgrundbesitzes sind verpachtet. Die 
Güter von einer Ausdehnung von 3000—5000 ha sind bis zu 73.30”, 
diejenigen, die eine Fläche von über 5000 ha haben, bis zu 72.43" 
verpachtet. In einigen moldauischen Distrikten ist der Großgrund- 
besitz bis 75°% verpachtet. 


Unsere Großgrundbesitzer sind also größtenteils Absentisten. 
Sie verpachten ihre Landgüter und erfüllen ihre sozialen Pflichten 
gegen die Bauern nicht. Als Folgen des Absentismus in 
unserem Lande sind zu ME A Das schwere Vorwärtsschreiten 
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des technischen Fortschrittes in der Landwirtschaft, die Rückständig- 
keit des Ackerbaues; die extensive Kultur perpetuiert sich, die Vieh- 
zucht stagniert und die landwirtschaftlichen Gewerbe entwickeln sich 
nicht. Den Bauern fehlt es an guten Beispielen, sie verankern sich 
immer mehr in ihrer Routine. Dabei ist der landwirtschaftliche 
Unterricht auch sehr wenig entwickelt. 1903/04 waren die niederen 
elementaren Landwirtschaftsschulen von nur 124I Schülern besucht. 

Infolge ihrer Landarmut also sind die Bauern gezwungen, Land 
von den Großgrundbesitzern oder von den Großpächtern zu pachten. 
Die Gutsbesitzer und die Großpächter stellen gewöhnlich den Bauern 
nur das nackte Land zur Verfügung, nur selten auch die Saat. Die 
Bauern verpflichten sich, als Entgelt eine bestimmte Fläche des 
Gutes dem Gutsbesitzer mit ihrem eigenen Vieh und Inventar zu 
bebauen. Das erklärt uns, warum die Bauern über ein größeres totes 
und lebendiges Inventar als die Gutsbesitzer verfügen. Die Statistik 
von 1905 über die landwirtschaftlichen Maschinen und die Statistik 
von Igoo über den Viehstand, beide von dem Herrn L. Colescu, dem 
Chef des statistischen Amtes des Landwirtschafts-Ministeriums her- 
gestellt, weisen folgende Zusammenstellungen auf: Während die 
Bauern 1905 über 474 743 Pflüge verfügten, besaßen die Großgrund- 
besitzer und die Großpächter zusammen nur 42 700. Von den 474 743 
Pflügen, die den Bauern gehörten, waren jedoch 166 815 primitive 
Holzpflüge, gewiß eine zu große Zahl für das 20. Jahrhundert. Von 
den größeren und teureren Maschinen sind es nur wenige, die sich bei 
den Großgrundbesitzern in größerer Zahl als bei den Bauern finden. 
So finden wir nach den oben erwähnten Statistiken: 


Bei den bei 
Großgrundbesitzern den Bauern 

Dampfpflüge 55 = 
Walzen 8 105 3 47I 
Säemaschinen I2 151 379 
Maisdreschmaschinen 303 237 
Streumaschinen für künstliche Düngungsmittel 57 — 
Mech. Pferdehackmaschinen 559 I5 


Im übrigen finden wir alle anderen Maschinen in weitaus größerer 
Zahl bei den Bauern als bei den Großgrundbesitzern: 








Eggen 44 728 403 532 
Leichte Pflüge 4 099 104 468 
Große und kleine Fuhren 24 904 559 308 
Dreschmaschinen I 257 7853 
Maschinen zur Auslese des Saatguts 8 801 20 660 
Andere verschiedene landwirtsch. Maschinen 4 282 39 819 

Insgesamt: 104 794 1 650 445 


Diese Zahlen beleuchten zwei Tatsachen von sehr großer Be- 
deutung: Erstens, daß die Bauern nur sehr wenige teuere und große 
Maschinen besitzen, die die moderne Technik in den zivilisierten Län- 
dern mit rationellem Ackerbau eingeführt hat; dann aber, daß die 
Ausstattung des Großgrundbesitzes mit landwirtschaftlichen Ma- 
schinen und Geräten eine sehr arme ist. 
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Wenn wir zur Statistik des Viehstandes übergehen, so finden 
wir, daß es Igoo in Rumänien 
804 324 Pferde 
2 558 532b Ochsen 
5653 444 Schafe 
232 515 Ziegen 
1 709 205 Schweine 
7701 Esel und Maulgsel 





zusammen! 11057 715 Stück gab. 
Folgende Tabelle zeigt uns die prozentuelle Besitzverteilung des 
Viehstandes imn Rumänien auf die verschiedenen Berufskategorien: 
Es waren Igvo im Besitze von 


IE; =a E e= 2 E 
er ES pa z 22 hg £ ò e 
en sn Sgae ernennt Z S 
o:2 = == 5 = zu 535 cF 2 g 
"jeharten er © 223 2 Eoo. Am m oS aS £ 
Vieharten EEE: =: =z = ie 522 55 u. E 
Tan ST 3223 a men Bene, oa z 
FRE = are ge) er a = z 
SS 52 <5 = BE gta GG N 
zug me a. ne: A = ` 
2 | 
Pierde 4,8 085 76,7 ŠI 34 2I 15 26 100— 
Ochsen 7,8 1,0 803 0607 18 03 01 20 ’ 
Schafe 10,9 10,9 79,8 352 I,3 0,0 0,0 0,0 ’ 
Ziegen 0,0 1,2 80,0 6,8 3,5 0,2 00 17 b 
Schweine 5,3 093 70,9 65 38 03 00 33 > 
Bienenstöcke 6,2 04 794 37 31 OI OI 70 N 


Während also die zwei Kategorien, Bauern und Landarbeiter, 
fast 85°, aller Pierde, 87°, aller Ochsen, 76°‘, aller Schafe, 86°, aller 
Ziegen und 83°, aller Schweine innehatten, verfügten die Grob- 
srundbesitzer nur über 4,8%, 7,8°%,, 10,9%, 6,0% und 8,3% dieser 
Tierarten. Der Unterschied ist auch hier ein sehr großer und er be- 
weist, zusammen mit der Statistik über die landwirtschaftlichen 
Maschinen, daB das Ackerland der Großgüter mit dem toten und 
lebendigen Inventar der Bauern bestellt wird. Und dies ist nur des- 
halb möglich, weil in Rumänien die Landwirtschaft eine sehr exten- 
sive ist. Die Großgrundbesitzer pflanzen mehr Weizen, die Bauern 
mehr Mais. 1905 wurde gebaut: 


Kulturpflanzen Fläche in ha Prozentsatz 
Weizen 5 I 058 250 31,95 
Mais I 975 761 332 
Andere Getreiden I 103 475 18,00 
e e EEEEFEREN 
Körnergetreide 5 037 486 82,19 
Textil- und Oelpflanzen 289 824 473 
Hülsen- und Knollenptlanzen 46 674 0,70 
Handelspflanzen 20 409 0,33 
Gärtnercien 20 304 0,43 
Wiesen (künstliche und natürliche) 546 595 8,92 
Obstpilanzen (Wein und Pflaumen) 161 807 2,64 
EEE 
Summa 6129099 100,00 


Von der gesamten mit Getreide, Wiese, Gemüse, Pflaumengärten 
und Textilpflanzen bebauten Fläche in 1908 mit einer gesamten Aus- 
dehnung von rund 8 000 000 ha, waren 5 133 459 ha allein nur mit 
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Getreide bebaut, kaum I1o 240 ha mit künstlichem Futterbau und 
428 474 ha Weide, der Rest war mit kleineren Kulturarten bedeckt. — 
Raubbau im buchstäblichen Sinne des Wortes. 

Obwohl der weitaus größte Teil der anbaufähigen Fläche Ru- 
mäniens von den Bauern mit ihrem eigenen Inventar bestellt wird, 
unterscheidet sich die Quantität und Qualität der von dem Bauern- 
land erzeugten Produkte von der der auf dem Gutsland produzierten. 
Während ein ha Weizenland des Gutes (1905) 20,2 hl und das ha Mais- 
land 13,8 hl produzierte, — erzeugte das ha Weizenland des Bauers 
nur 16,9 hl und das ha Maisland 9,8 hl. Während ein von Bauern- 
land erzeugtes Hektoliter Weizen nur 75,5 kg wog und 4,2%, Fremd- 
körper aufwies, hatte ein auf Gutsland produziertes Hektoliter Weli- 
zen 76,9 kg und nur 2% Fremdkörper. Dieser Unterschied ist aus 
dem Umstand zu erklären, daß die Bauern gezwungen sind, zuerst 
und unter besseren Bedingungen die Aecker der Gutsbesitzer zu be- 
stellen, und erst viel später, oft nachdem die günstige Ackerzeit schon 
längst vorbei ist, sich den eigenen Besitzungen widmen können. 

Der extensive Charakter der rumänischen Landwirtschaft hat 
sich erhalten, trotzdem die Großgrundbesitzer Kredit für Meliora- 
tionen bei der Landwirtschaftlichen Bank (Banca Agricola) hatten. 
Ebenso stellt ihnen die landwirtschaftliche Hypothekenbank (credi- 
tul funciar rural) Geld gegen Hypotheken zu kleinen Zinsen zur Ver- 
fügung. 

Folgende Tabelle stellt uns die von der landwirtschaftlichen 
Hypothekenbank ausgegebenen Pfandbricfe dar, in den Jahren 1873 
bis 1907: 

Am 3I. Dez. 1907 in Um- 


Zinsfuß Zahl der Pfandbriefe Wert in Lei i , l . 
u we ne ERLAD AA lauf befindliche Pfandbriefe 


ER 93 528 64 210 200 

5 202 110 380 272 000 281 382 532.50 Lci 
Jo 12 058 34 005 500 27 009 384.— » 
Zusammen 308 296 484 487 700 308 451 916.50 Lei. 


Die Summe von fast 1, Milliarde Lei, mit der sich unser Groß- 
grundbesitz von 1873 bis 1907 verschuldet hat, wurde aber nicht für 
Meliorationen verwendet. Erst für die Zukunft läßt sich hierin eine 


Besserung erblicken. 
Das Kapitel »Vorschüsse auf Getreide« aus der Bilanz der »Banca 


Agricola« weist folgende Zahlen auf: 


Im Laufe des Jahres und ım Saldo des R 
Gecdeckte Lei 


Jahrgänge vorigen Jahres kontrahierte Schulden in Lei 
1348 42 443 044,90 33 526 391,80 
1599 41 350 OII,35 35 404 II4,10 
1900 39 792 407,00 35 238 146,51 
1901 33 979 319,50 30 011 403,30 
1902 33 3063 3053,24 25 972 230,27 
1903 41 443 794,97 35 323 053,59 
1904 39 409 144,80 33 574 833,93 
1905 GI 257 Idg,4I 53 990 447,41 


1006 III 052 551,91 = 
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Für den Kredit an die Bauern existieren die landwirtschaitliche 
Kreditbank (»Creditul Agricol«), die den Bauern Geld auf Pfand 
(Vieh, Geräte etc.) leiht, und die »Volksbanken« (»Banci populares), 
welche auf Wechsel mit zwei Unterschriften leihen. In dem Jahr- 
gange 1907/1908 hat der »Creditul Agricol« den Bauern 26 336 127 Lei 
auf Pfand geliehen. Mit der Zeit werden die Operationen des »Creditul 
Agricol« von den »Volksbanken« übernommen werden. 

Die »Volksbanken«, die anfangs von den Behörden bekämpit 
wurden, sind kleine finanzielle Institutionen, gegründet von den 
Bauern selbst, mit Hilfe der Dorfgeistlichen und der Dorfschullehrer, 
zum Zwecke der Erleichterung des Kredits für die Bauern. Die Volks- 
banken sind Handelsgesellschaften mit Geschäftsanteilen und mit be- 
schränkter Haftung. 


Ende 1907 existierten 2217 Volksbanken mit 295 325 Mitglieder 
und mit einem gesamten Kapital von 27 746 241 Lei. — 

Um den Volksbanken und mit deren Hilfe ist im Laufe der Jahre 
eine ländliche Genossenschaftsbewegung entstanden, welche sich ın 
stetem Wachsen befindet. — Ende 1907 waren: 

3 ländliche Genossenschaftsmolkereien mit einem Kapital von 
1900 Lei, 4 Gesellschaftsgenossenschaften für den Ankauf landı. 
Maschinen mit einem Kapital von 29 820 Lei, 2 Genossenschaits- 
bäckereien mit einem Kapital von II 400 Lei, I Genossenschalts- 
weberei, I Gesellschaftsgenossenschaft für den Verkauf von Hühner- 
eier und I Gärtnereigenossenschaft. 

In demselben Jahre befanden sich auf dem Lande: 

gI Konsumgenossenschaften mit einem Kapital von 577 469 Lei, 
I Gesellschaftsgenossenschaft für \WValdexploitierungen mit einem 
Kapital von 49 949 Lei, sowie auch 63 Bodenpachtgenossenschaften, 
welche 65 Güter mit einer Gesamtfläche von 4255r ha gepachtet 
haben. — 

Wir werden noch in dieser Schrift Gelegenheit haben von den 
Volksbanken und von den Pachtgenossenschaften für die gemeinsame 
Bodenpacht später zu sprechen. — Vorliegende Zahlen zeigen uns. 
daß die genossenschaftliche Bewegung auf dem Lande erst am Anfang 
sich befindet, sie ist aber im Wachsen begriffen und hat nach den 
vorliegenden Ergebnissen zu urteilen, schöne Aussichten für die Zw 
kunft. — 

II. 


Die Arbeitsverfassung. 


Die ländlichen Verträge. 


Wir haben schon früher gesehen, daß die große Mehrzahl der 
rumänischen Bauern infolge ihrer Landarmut gezwungen ist, Land 
von den Gutsbesitzern in Pacht zu nehmen. Aus diesem Verhältnis 
entstehen die sogen. »landwirtschaftlichen Vereinbarungen«, die in 
den verschiedenen Pacht- und Arbeitsverträgen ihren Ausdruck fin- 
den. Aus den unendlichen Variationen der ländlichen Verträge lassen 
sich, nach den statistischen Zusammenstellungen des Herm Leonida 
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Colescu, der sich 1907 mit dieser Frage eingehend befaßt hat, folgende 
Hauptkategorien unterscheiden: 

I. Der Teilbau (Dijma), vorherrschend in der Walachei. 
Nach diesem System erhält der Bauer vom Gutsbesitzer ein Stück 
Ackerland oder Wiese. Dafür hat der Bauer dem Gutsbesitzer eın 
bestimmtes Quantum (Dijma) seiner Ernte abzugeben. In älteren 
Zeiten hatte der Bauer nur den Zehnten zu leisten, jetzt aber muß 
er die Hälfte seines Ertrages dem Gutsbesitzer abgeben. Jedoch sind 
Abmachungen, nach denen der Gutsbesitzer oder der Großpächter 
sich mit der Hälfte des Ertrages des Bauern allein zufriedenstellen, 
auch noch selten. Die meisten Verträge verpflichten außerdem die 
Bauern zu vielen anderen Diensten und Leistungen, wie Arbeits- 
und Frondiensten, Geldleistungen, Naturalabgaben etc. 

Eine Unterart des Teilbaues bildet nach Herrn Colescu die sogen. 
Tarlä. Nach diesem System hat der Bauer für den ihm zur Nut- 
zung überlassenen Ackergrund dem Gutsbesitzer statt einen Teil des 
erzielten Ertrages, die vollständige Bewirtschaftung eines anderen 
Landstückes zu leisten, dessen voller Ertrag dem Gutsbesitzer zu- 
fällt. So z. B. bekommt der Bauer vom Gutsbesitzer zur eigenen 
Nutzung 3 ha Land. Der Bauer ist dafür nicht verpflichtet, dem 
Gutsbesitzer einen Teil seines Ertrages als Entgelt abzugeben, wohl 
aber ist er verpflichtet, ihm andere 3 ha Land vollständig zu bear- 
beiten. Dieses System erzeugte viele Mißbräuche, da man in der 
Praxis dem Bauern durch falsche Abmessung immer weniger Land 
zur Nutzung als kontraktlich vereinbart zuwies, andererseits aber, 
durch dieselbe Praxis, die Bearbeitung eines größeren Stückes Tar- 
] à land von ihm verlangte. Außerdem sind die Bauern oft verpflichtet, 
vorerst die Felder der Gutsbesitzer zu bestellen, sodaß sie die für 
ihren eigenen Gebrauch erhaltenen Grundstücke fast immer zu spät 
bestellen. Dieses System »la tarla« genannt, wurde durch das neue 
Gesetz über die landwirtschaftlichen Verträge von 1907 abgeschafft. 

II. Die zweite Kategorie umfaßt diejenigen Pachtverträge, nach 
denen die Bauern den Pachtzins teils in Geld teils 
ın Arbeit zu leisten haben. Dicses System ist am aus- 
gebreitetsten in der Moldau. 

III. In die dritte Kategorie gehören diejenigen Verträge, die spe- 
ziell für de Pachtung von Weideland geschlossen werden. 
Diese Vereinbarungen können als ein adäquater Teil der Verträge 
betrachtet werden, die über die Ackerlandsverpachtungen und über 
die Arbeitsbedingungen abgeschlossen werden. 

Es sollen hier einige Bestimmungen solcher Verträge (aus der 
Arbeit des Herrn Colescu) hervorgehoben werden, die von dem tyran- 
nischen Geist zeugen, von dem unsere Bojaren und Großpächter 
gegen diejenigen Bauern beseelt sind, welche sich zur Arbeit auf ihren 
Gütern nicht verpflichten wollen: 

»Diejenigen Gemeindeeinwohner, die auf unserem Gute nicht ver- 
pflichtet sind, haben kein Recht, die Wege unseres Besitztums zu 
benutzen. Denjenigen Bauern aber, die trotzdem auf unseren Wegen 
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ertappt werden, wird man Vieh und Fuhren pfänden und nur gegen 
eine Zahlung von 50 Lei pro Stück Vieh zurückgeben.« 

»Die Leute, welche auf meinem Gute nicht verpflichtet sind, 
dürfen die Pfade meines Gutes nicht einmal betreten.« 

»Wir verpflichten uns außerdem noch je 3 Arbeitstage mit den 
Fuhren und je 5 Arbeitstage mit der Maschine in den Feiertagen zu 
leisten. Als Entgelt oder als Dank dafür werden wir Schnaps und 
Brot bekommen.« 

In einem anderen Vertrag findet sich die Verpflichtung des 
Bauern »5 Arbeitstage« zu leisten, für das Recht, den Weg des Gutes 
zur Durchfahrt zu benutzen. 

In Verträgen aus den Distrikten Argesch und Dämboritza Íin- 
det sich die Bedingung »8 Stück Großvieh pro ha Weideland« weiden 
zu lassen. Im Distrikte Ilfov finden wir die Bedingung »ro Stück 
Großvieh und 40 Stück Kleinvieh pro ha« weiden zu lassen. 

Der Druck der ländlichen Verträge ist über jedes MaB gestiegen. 
Die Bauern bekommen für ihre Arbeit mehr als niedrige Löhne. Nach- 
stehend eine Tabelle, die den Unterschied vergegenwärtigt zwischen 
den Löhnen, die die Bauern für die Bearbeitung eines ha Maisland 
bezahlt bekommen und den geltenden Marktlöhnen für dieselbe Arbeit. 

Die Arbeitslöhne für die vollständige Bearbeitung eines ha Mais- 
land, in Geld ausgedrückt, waren: 

Tageslohn ohne 
Beköstigung 
mitden Händen 


Vertragslohn für Arbeitstage 


Maximallohn 40 Lei | 1,— Lei 

Minimallohn 39 » 460 0,85 > 

Durchschnittslohn 43 > | 0,93 > 
Marktlohn . 

Maximallohn zo Lei 1,52 Lei 

Minimallohn 52 >» \ 46 113 >» 

Durchschnittslohn 060» | 1,30 >? 


Dieser Unterschied zwischen Vertrags- und Marktlohn erklärt 
sich aus der Armut der Bauern, die, um ihre Geldnot zu decken, ge- 
zwungen sind, Vorschüsse von den Gutsbesitzern zu nehmen und da- 
für im Winter, wo die Löhne niedriger bemessen werden, Verträge 
für die Sommerarbeiten abzuschließen. So bekommen die Bauern 
regelmäßig geringere Löhne, die unzureichend sind, ihren Bedarf an 
Lebensmitteln und Steuern etc. zu decken. 

Aber damit noch nicht genug. Die Ausbeutung der Bauern ist 
eine weit größere. Außer den oben angeführten Arbeitsleistungen. 
die, wie wir gesehen, mit wahren Hungerlöhnen bezahlt werden, ver- 
pflichten sich in der Regel die Bauern auch noch verschiedene Supple- 
mentararbeiten und Naturalienabgaben, wie die einer gewissen Zahl 
Hühner, Eier, Schweinezungen und -filets etc., außerdem noch meh- 
rere Taxen, die sogen. »supra-sarcini de nume« (Mehrleistungen). 
eine Art Kopfsteuer, den Gutsbesitzern zu entrichten. In folgender 
Tabelle sind die verschiedenen Kopfsteuern (supra-sarcini) enthalten, 
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die den Bauern, 1907, nach Beendigung ihrer geschuldeten Feldar- 
beiten auferlegt wurden: 




















| Wert der verschiedenen, den Bauern auferlegten 

| Kopftaxen, in Lei 

Gegend Zahl der Bu | mn u A 

Güter | bis 1c, | Sum- 
[ei |19-20 20-50 50-80 80—100 100-200 

CA i | | | 

Prozentsatz der Güter 

Moldau 13 92,320 I7 —- | a a | — 100 
Dobroudscha 6 83,3% 10,7% - — — | — — 100 
Walachei 254 41,5% 14,326. 25,2% 8,0% 3,2%] 7,2%, | Too 
Oltenia 120 | 39,2%6| 14,2% | 20,8% 14,2%; 5,8% 5,8%] Lo 
Rumänien | 43 % 142% 22,7%| 99%] 3,8% 6,470 | 100 











In 43% der 393 von der offiziellen Enquete untersuchten Fällen ist 
den Bauern eine Kopfsteuer von Io Lei, in 14°, = Io—20 Lei, in 22,7% 
= 20—50, in 9,9 = 50—80, in 3,8%, = 80—1oo und in 6,4% sogar 
100—200 Lei auferlegt worden. Diese Zahlen sprechen für sich selbst. 

Der Druck der ländlichen Verträge ist in den letzten Jahren 
noch ein stärkerer geworden. Der Pachtzins ist fortwährend gestie- 
gen, obwohl die Bodenkultur noch immer extensiv geblieben ist. In 
den letzten 35 Jahren ist der Pachtzins um IO0— 200%, gestiegen, 
während die Bevölkerung in derselben Zeit sich nur um 40°% ver- 
mehrt hat. Andererseits ist auch der von den Teilbauern zu entrichtende 
Teil ihres Ertrages immer größer geworden. Wie schon erwähnt, be- 
trägt jetzt dieser Teil (Dijma) die Hälfte der Gesamterträgnisse des 
Bauern, gegen fo wie es noch vor nicht allzulanger Zeit war. 

In der folgenden Tabelle ist das Steigen der Pachtzinsen für 
Ackerland aufgezeichnet, für die Zeitperiode 1870—1900: 

Pachtzins pro ha in Lei 




















| m c, c o < 5 2 
ala, aa Finn re 
S TE RT | ae BE 
See ae lee 

Zahl der Güter 
18670) 2l 3r) 360 46 068, 2 5 I == — —|2Iio 
I900 | — | 2 | — 2 25 ` 4I 48 49 I5 II | 17,210 

| Prozent-Satz 
1870 | 1% 14,7 172 2191324: 10° 24) 05|— | — | — | 100 
1906 | — |r :— lı 11,9, 19,5 22,9, 23,3 | 7,ı | 52 | S,I| 100 











Während 1870 der Prozentsatz der Güter mit einem Pachtzins, 
der zwischen 5 und 30 Lei pro ha varilerte, der größte war, ist da- 
gegen 1906 der Prozentsatz derjenigen Güter der größte, die einen 
Pachtzins von 30—50 Lei aufweisen. Von 210 berechneten Gütern 
waren 1870 nur 5 mit emem Pachtzins von 40—50 Lei und kaum 
eins mit einem Pachtzins von 50—60 Lei; 1906 dagegen waren es 
48 Güter, die einen Pachtzins von 40—50 Lei und 49, die einen von 
50—60 aufzuweisen hatten. 
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Das Wachsen der Pachtzinse in diesem Zeitraum geht noch deut- 
licher aus der folgenden Tabelle hervor. Es wuchsen von 1870—1906 
die Pachtzinsen um: 
Prozentsatz des Wachsens 


der Pachtzinse Zahl der Güter Prozentsatz der Güter 

25°0 4 1,9%, 
25-50 » 19 g,1» 
50-100 » 45 21,4» 
100-150» 30 17,1» 
150—200» 30 14,3» 
200—250 » 25 11,9» 
250—300 » 22 10,5» 
300—400 » 15 72» 
400—500 » 7 3,3% 
über 500 7 335 

Zusammen 210 100,00% 


Aus folgender Tabelle ist das Wachsen der Teilquote (Dijma) 
ersichtlich, die die Teilbauern aus ihren Erträgnissen den Gutspäch- 
tern zu entrichten hatten: 

Teilquote des Ertrages 


























| | | 
| F d 

Jahr j thi | U, | er | 1, | P | 1, 1), | 2, ai | 3, Li F E 

I. Zahl der Güter 

um rn Eule nun Base a Bee ngr | | 

1870 18 7: 18: Io, 38: 21 57} 4] 18, —j 5 19 f 

1906 —| —| —| — | 2| Ij 45| —, 2r seo ie 

Prozent-Satz 
1870 92| 3,6 9,2 | 5,1 19,4 | 107! 29 | 21 | 92 — | 2,5 |100 
2909 Eh A Sau | Ma 5,6 | 23 = 10,7 | 0,5 ı 59,2 | 100 











Im Jahre 1870 war der Prozentsatz der Güter, auf welchen die Teil- 
bauern nur Ya, +/+ 1/e Y/s, 14 des Ertrages zu leisten hatten, der größte; 
1906 dagegen hatten die Bauern bei 60%, der untersuchten Verträge Al 
und nur auf 2 Gütern Y, ihrer Erträgnisse den Gutsbesitzern abzugeben. 

Folgende Zusammenstellung zeigt uns das ungeheuerliche An- 
wachsen der Pachtzinsen für Weideland, in derselben Zeitperiode 
von 1870—1906: 

Prozentsatz des Wachs- 





tums der Pachtzinsen Zahl der Güter Prozentsatz der Güter 
mit 25% 23 71% 
> 25—50 » 39 12,19 
> 50—100 » 95 29.4 
»  100—1I50 » 40 P 
> I50— 200 » 24 =. 
> 200—250» 30 = 
» 250—300 » 25 7,7 
» 300—400 > ıS 5,0 
» 400—500 » 13 5 
» über 500 » 16 5,0 


EEE. 
zusammen 323 100 
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Aus den 323 untersuchten Verträgen ergibt sich, daß 29,4% der 
Gutsbesitzer den Pachtzins für Weideland um 50—100°, erhöht 
haben; 12,4% haben ihn um T00 1509 74% um I50—200°%, 
0,3% um 200—250°, und 21,7% haben den Pachtzins um mehr als 
250°, erhöht. 

Aber nicht nur der Pachtpreis für Weideland ist in diesem Zeit- 
raum gestiegen, sondern auch die Stückzahl des weidenden Viehs 
pro ha Weideland. Es sind jetzt mehr Stück Vieh auf r ha Weide 
zusammengepfercht als früher. Daher wird das Vieh der Bauern 
infolge ungenügender Nahrung bei übermäßiger Arbeit immer schwä- 
cher und erschöpfter. Nachstehende Tabelle gibt uns die Stückzahl 
weidenden Großviehs pro ha an, (1906): 














i Stückzahl weidenden Großviehs pro ha, in 1906 
Zahl der ` | | über zu- 
Gegend Güter 1-2 | 2—3 | IO a 19 


_ Prozen tsatz < der G üter 











| l 
i > N a X / A / 
Moldau 192 58,8%, 25,1% 98° 3,00%. 2,2% Ioo 


(0) 
Dobroudscha 9 66,7» II,L» 11,1» II, I»; — wu 100 
Walachei 280 17,1» 21,7» 29,2» 15,7»; 7,0» 8,7» | 100 
Oltenia 118 10,4» 123,7» 27,1» 15,1» 113,5» 10,2» | 100 
| 





Rumänien 29,8% 23,0% 22,3% 11,770 6,9% 6,3% 


Welches sind nun die Ursachen, die diesen Zuständen zugrunde 
liegen ? — Der Bodenmangel einerseits und die unmenschlichen Ar- 
beitsbedingungen andererseits brachten die Bauern in eine immer 
größere Abhängigkeit gegenüber dem Großgrundbesitz. 

Die seit mehr als drei Jahrzehnten wachsende Verschärfung der 
Pacht- und Arbeitsverhältnisse führte die Bauern wiederholt zu Auf- 
ständen. Im Jahre 1888 fanden in einigen walachischen Distrikten 
Bauernunruhen statt. Im Jahre 1907 brach zunächst in einigen 
moldauischen Distrikten ein Bauernauistand, der sich aber alsbald 
über das ganze Land verbreitete, aus. Beiden Aufständen lagen die 
drückenden Arbeitsverhältnisse und die unmenschliche Behandlung 
der Bauern als Ursachen zugrunde. 

Soweit die Gesetze als regulierender Faktor der ländlichen Ver- 
träge in Betracht kommen, wirkten verschärfend auf die Arbeitsbe- 
dingungen nicht so viel die Gesetze selbst, als vielmehr die Sitten 
und die Mißbräuche der Verwaltung. Das Gesetz über die ländlichen 
Verträge von 1893 hatte freilich viele und große Mängel, aber im all- 
gemeinen war es nicht so schlecht, denn es hatte auch gute Seiten. 
Das Unglück aber war, daB, wie gewöhnlich, die guten Seiten des 
Gesetzes nicht zur Ausführung gelangten. Aber abgesehen davon 
waren die Arbeitsbedingungen, auch dort wo die Ge ausgeführt 
wurden, sehr schlecht. Die Ursachen davon müssen tiefer als in den 
Gesetzen und in den Mißbräuchen der Verwaltung gesucht werden. 
Sie liegen in der Agrarverfassung unseres Landes selbst. In Wirk- 
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lichkeit ist es nicht eine einzige Ursache, sondern mehrere zusammen. 
die die Bauern in volle Abhangiekeit zum Großgrundbesitz brachten 
und sie zwangen, sich den Arbeitsbedinsungen, die dieser als der 
stärkere Teil ihnen zudiktierte, zu unterwerfen. Denn das Verhalt- 
nis zwischen Bauerntum und GroBgrundbesitz ist so gestaltet, dab 
das erstere nicht imstande ist, über die Arbeitsbedingungen mit den 
Gutsbesitzern frei zu debattieren. Die Arbeitskraft der Bauern war 
und ist noch bis jetzt im voraus dem Gutsbesitzer unterjocht. Der 
Gutsbesitzer hat zu beiehlen und die Bauern müssen sich den sogen. 
Vereinbarungen unterwerfen. 

Vielgestaltig sind die Ursachen, die dieses Verhältnis derart ge- 
staltet haben. Wir haben im vorigen Kapitel einige der wichtigsten 
behandelt: die ungünstige Lage des bäuerlichen Besitzes (Gemenge- 
lage, Flurzwang. Mangel an Wegen, Zersplitterung des bäuerlichen 
Parzellenbesitzes etc.). Zu diesen Ursachen kommt aber noch eine, 
vielleicht die wichtigste Ursache, hinzu: der Mangel an Wie- 
sen- und Weideland. 

Aus Mangel an Ackeriand haben die Bauern die ihnen durch 
das Kolonisationsgesetz von I804 zugewiesene Gemeindeweide aui- 
geteilt und unter den Pflug genommen. Da aber das Vieh das kost- 
barste Gut der Bauern bildet, ohne das sie nicht imstande sind, das 
in Teilbau genommene Land zu bearbeiten. so sahen sie sich gezwungen, 
W end von dem Gutsbesitzer in Pacht zu nehmen oder ihr Vieh 
auf die Gutsweide zu schicken und als Entgelt dafür den Gutsbe- 
sitzern immer größere Preise (in Form von Arbeit) zu zahlen. Die 
Dinge arteten aber, infolge dieser völligen Abhängigkeit der Bauern 
von der Gutsweide bald so aus, daß es in einigen Orten sogar vorkam, 
daß die Bauern das Weidegeld entrichteten, obwohl es auf dem Gute 
gar keine Weide gab! Die Bauern sahen sich dennoch gezwungen. 
den \Weidezins zu bezahlen. weil der Gutsbesitzer ihnen sonst kein 
Ackerland in Pacht gab! Diese aus dem Mangel an Weideland ent- 
sprungene Abhängigkeit der Bauern von dem Großgrundbesitz ist 
eine der größten und der wichtigsten Ursachen ihrer Unterjochung. 

Es w erden als Illustration zum Kapitel der Pachtverträge für 
Weideland unglaubliche »Vereinbarungen« von Be Aus- 
beutung zitiert. So verpachtete ein Jas er Großpächter im Jahre 
1904 den Bauern Weideland für den unerhörten Preis von 240 Lei 
pro ha, während er selbst nicht mehr als ı2 Lei bezahlte, und das 
im Trockenjahr 1904, wo die Weiden fast nichts produzierten! 

»\Während die Pachtverträge schon zur Zeit des Organischen Re- 
glements (1831) von großer Härte waren, schreibt ein rumänischer 
Nationalökonom, werden die Pachtverträge für Weideland unter der 
heutigen Agrarverfassung noch schärfer und drückender. Unter die- 
sem Regime steigt der Pachitans für Weide bis zu einer in der euro- 
päischen sowohl, als auch in der rumänischen Landwirtschaft bisher 
noch unbekannten Höhe. In Rumänien beträgt dieser Pachtzins das 
Drei- und Vierfache dessen der Nachbarländer.« 

Alle Gemeinde-Monographien konstatieren, daß mit wenigen Aus- 
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nahmen die Bauern unter dem Mangel an Weideland leiden und daß 
dies sie in die Hände der Gutsbesitzer und Großpächter treibt. 

Die Arbeitsverhältnisse auf dem Lande arteten in den letzten 
Jahren so aus und erzeugten so viele Mißstände, daß es den Bauern 
einfach unmöglich wurde, das in Teilbau oder in Pacht genommene 
Land auszunutzen. Sie bildeten zugleich das größte Hindernis für 
den Fortschritt der Landwirtschaft. 

So z. B. erhalten die Bauern durch falsche Abmessungen eine 
kleinere Fläche im Teilbau als die vertragsmäßig vereinbarte. Die 
ihnen abgetretenen Parzellen des Gutslandes sind von der schlech- 
testen Beschaffenheit. Dann bekommen die Bauern das Land nur 
auf ein Jahr in Pacht und nicht jedes Jahr dasselbe. Sie können da- 
her keine Wechselwirtschaft und keinen Futterbau vornehmen. Aus- 
serdem sind die Bauern gezwungen, zuerst alle vereinbarten Arbeiten 
auf dem Gute zu leisten, so daß sie notwendigerweise die Arbeiten auf 
den eigenen Stellen vernachlässigen. Es kommt noch hinzu, daß viele 
Gutsbesitzer und Großpächter die Abgaben der Teilbauern sehr spät 
erheben, was wiederum einen großen Nachteil für die Bauern bedeutet. 
Aber abgesehen von all diesen schweren Mißständen ist die durch 
Vertrag den Teilbauern und kleinen Pächtern auferlegte Arbeitslast 
eine so ungeheuer große, in einem so starken Mißverhältnis zu den 
(regenleistungen der Großgrundbesitzer, daß sich die Entlohnung der 
Bauern, bei genauen Berechnungen, als wahrer Spott herausstellt! 

Wir lassen hier eine Reihe von ländlichen Verträgen folgen als 
Illustration zu unseren Behauptungen. 

In der Gemeinde Bragadiru-Bulgaru?°) aus dem Di- 
strikte Ilfov (Walachei) finden wir folgende Vereinbarung: 

Für jeden ha Land, das der Bauer in Teilbau bekommt, muß er 
dem Gutsbesitzer Arbeit im Wert von 26 Lei 66 bani leisten. Außer 
den Arbeitsleistungen muß der Bauer noch 8 kg Bohnen für jeden 
ha entrichten, was auf 30 bani pro kg Bohnen berechnet, 2 Lei und 
40 banı ausmacht. Von der erzielten Ernte hat der Bauer eine Hälfte 
dem Gutsbesitzer abzutreten. Nehmen wir an, daß in einem mittel- 
mäßigen Jahre der ha 31, Kila Mais produziert und daß die Kila 
Mais sich auf 40 Lei stellt, so hat der Bauer 70 Lei (die Hälfte) abzu- 
geben. Der Gutsbesitzer bekommt mit anderen Worten 96 Lei pro ha! 

In der Gemeinde Varteju sind die Vereinbarungen noch 
schwerer. Der Bauer entrichtet dem Gutsbesitzer außer der Hälfte 
des Ernteertrages noch 40 Lei in bar; außerdem muß er noch 3 Küch- 
lein und 6 kg Bohnen pro ha liefern. 

In der Gemeinde Merenii de-sus?°) finden wir folgende 
Vereinbarungen: 

Der Bauer bekommt 9 Pogon Ackerland in Teilbau und dafür 
hat er dem Pächter zu leisten: die vollständige Bebauung von 2 Po- 
gon mit Mais und 3 Pogon mit Weizen; ferner muß er noch 13 Pogon 


2) Zitiert aus der Monographie der Gemeinde Bragadıru-Bulgaru 1905. 
3) Zitiert aus der Monographie der Gemeinde Mereni de sus, 1905. 
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Weizen abernten und zur Tenne bringen, zehn Handarbeitstage und 
3 Gespanntage leisten, 3 junge Hennen und ro Eier liefern; von der 
erzielten Ernte der in Teilbau genommenen 9 Pogon muß er 1, dem 
Pächter abgeben, dann noch ein gewisses Quantum Mais und Weizen 
für die Bewachung der Felder und 25 kg Mais zum Backen entrichten. 
Außerdem ist er noch verpflichtet, 14 hl Getreide nach dem Haien 
(xo km Entfernung) zu transportieren, — wofür er allerdings das 
Recht hat, 2 Stück Großvieh auf der Gutsweide frei weiden zu lassen. 
Will der Bauer mehr als zwei Stück Vieh auf der Gutsweide lassen, 
so hat er als Weidegeld für jedes Stück Großvieh 4 Lei und jedes 
Stück Kleinvieh r Lei zu bezahlen. Für jeden schuldig gebliebenen 
Gespannarbeitstag hat der Bauer 5 Lei dem Verpächter zu entrichten; 
für jeden Tag dagegen, den der Bauer über das Vereinbarte leistet, 
bekommt er nur 2,50 Lei; ebenso hat er für jeden geschuldeten Hand- 
arbeitstag 2 Lei zu bezahlen, wogegen er für jeden supplementären 
Handarbeitstag nur I Lei bekommt. 

Diese Vereinbarung ist tvpisch. Berechnen wir nun, was der 
Bauer bekommt und was er dafür zu leisten hat. Von dem Ertrag 
der g Pogon hat also der Bauer 14, d. h. den Ertrag von 1,14 ha dem 
Großpächter abzugeben. Es bleibt ihm der Ertrag von 3,36 ha. wo- 
für er zu leisten hat: 


Lei 
Die vollständige Bebauung eines ha Maisland 49 
Die vollständige Bebauung von 1!4 ha Weizenland 57 
Die Aberntung und das Transportieren von !, ha Weizenland 4 
3 Gespannarbeitstage 15 
10o Handarbeitstage 20 
3 junge Hennen 3 
ro Fier I 
Das Transportieren von 20 hl Getreide nach dem Hafen 16 


Summa 164 Le. 

Zieht man davon 8 Lei (das \WVeidegeld für die 2 Stück Vieh. 
das der Bauer frei hat), ab, so bleiben 158 Lei als Pachtzins für 3,30 
Hektar, d. h. 47 Lei pro ha. Rechnen wir noch die Arbeitskosten 
für 1,14 ha, deren Ertrag dem Großpächter zufällt, hinzu, so ergeben 
sich 60 Lei, als Pachtzins pro ha, d. h. das Doppelte von dem, was der 
Großpächter bezahlt. Dieser erzielt somit einen Gewinn von 100°,! 

Alle übrigen Monographien enthalten ähnliche Verträge und die 
Agrarliteratur, welche zu keinen Reserven verpflichtet ist, schildert 
die Lage in noch traurigerem Lichte. 

In Wirklichkeit arbeiteten die Bauern unter dem Arbeitsregime 
vor 1907 mit Verlust. Dies sollen folgende Vereinbarungen beweisen. 

Nehmen wir ein Gut aus dem Distrikte Ilfov (Walache), 
dessen Vereinbarungen mit den Bauern ich angesehen habe. Das 
betreffende Gut hat einen Umfang von 1200 Pogon und ist vom Guts- 
besitzer selbst bewirtschaftet. Der Pachtpreis ist hier durchschnitt- 
lich 22 Lei pro Pogon. Arbeitskraft ist reichlich vorhanden. 

Die Vereinbarungen mit den Bauern lauten: 

Der Bauer bekommt 2—3 Pogon für Maisbau und er leistet dafür: 
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ı—ıIl, Pogon Weizen, 4 Gespannarbeitstage, 8 Handarbeitstage; er 
muß ferner 6 Kila zum Bahnhof transportieren, 2 junge Hennen, 
10 Eier, 2 Lei Wachtgebühr pro ha geben und außerdem noch andere 
Arbeiten leisten, wie: I Pogon Brache umpflügen etc. Er hat dann 
noch das Weidegeld für 7 Stück Groß- und 70 Stück Kleinvieh zu 
zahlen. 

Berechnen wir nun, was der Gutsbesitzer und was der Bauer 
bekommt: 

Der Bauer leistet dem Gutsbesitzer: 


Lei 
Wachttaxe für 3 Pogon 6 
Die vollständige Bearbeitung von ı%, Pogon Weizenland 36 
4 Gespannarbeitstage 16 
8 Handarbeitstage 16 
6 Kila Transport 12 
2 Hennen und ıo Eier 3 
Weidegeld für 7 Stück Großvich 42 
Weidegeld für 70 Stück Kleinvieh 140 
ı Pogon Brache umpflügen 5 
l Summa 270 Lei. 
Dafür bekommt der Bauer: 3 Pogon Ackerland 66 Lei 
2 » Weideland 44 9 





Summa: IIo Lei. 

Der Bauer bezahlt also 55 Lei pro Pogon, d. h. einen Pachtzins 
von IIO Lei pro ha, während der Gutsbesitzer nur 22 Lei pro Pogon 
d. h. 44 pro ha bezahlt hat. 

Ein anderes Beispiel. 

Ein Gut aus dem Kreise Jalomitza (Walachei), dessen 
Verträge ich ebenfalls gesehen habe. Das Gut hat einen Flächen- 
umfang von 8000 Pogon und ist verpachtet für 72 000 Lei. Arbeits- 
kräfte sind nur wenig vorhanden, daher sind die Vereinbarungen 
leichter. Es haben nach diesen Vereinbarungen zu leisten: 


Der Bauer Der Pächter: 
Lei Lei 
Arbeits- und Saatkosten für 3 Pogon 
Weizenland 108 t2 Pogon Ackerland 108 
Arbeits- und Saatkosten für 3 Pogon 
Maisland 90 
Wachttaxe für 6 Pogon 12 
Vollständige Bearbeitung von 3 Po- 
gon Weizenland 72 
2 Gespannarbeitstage 6 
4 Handarbeitstage 6 
6 Kila Transport 6 
2 Hennen und ro Eier 3 
Summa: 303 
Weidegeld: 3 Pogon Weideland 27 
Für 4 Stück Großvich 28 
» 20 9 Kleinvich 30 


Gesamtsumme: 36r Lei Summa: 135 Lei. 
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Berechnen wir jetzt, was dem Bauern nach der Ernte bleibt. 
Nehmen wir an, daß der Pogon Maisland eine Kila Mais produziert 
und daß der Preis einer Kila Mais sich auf 30 Lei stellt, so erzielt der 
Bauer für seine Maisernte 180 Lei. Berechnen wir nun den Ertrag 
eines Pogon Weizenland ebenfalls auf eine Kila und den Preis einer 
Kila Weizen auf 63 Lei, so verkauft der Bauer seine Weizenernte für 
378 Lei. Insgesamt bekommt der Bauer für seinen Ertrag 558 Leı. 
Wenn wir hiervon die Arbeits- und Saatkosten des Bauern abziehen, 
bekommen wir seinen Nettogewinn. Die Arbeits- und Saatkosten 
auf dem Gutslande betragen, wie wir oben gesehen haben, 303 Lei. 
Fügen wir die Arbeits- und Saatkosten, die der Bauer auf das ihm 
überlassene Land gehabt hat, d. h. insgesamt 396 Lei hinzu, so ergibt 
sich, daß der Bauer eine Gesamtausgabe von 699 Lei gemacht hat. 
Ziehen wir endlich davon 585 Lei, den Verkaufspreis seiner erzielten 
Ernte ab, so ergibt sich, daß der Bauer einen Verlust von 4I 
Lei hatte, d.h. 12 Lei pro Pogon oder 24 Lei pro ha! 

Betrachten wir nun einen Weidepachtvertrag aus dem Distrikte 
Dambovitza (Walachei). Der Bauer bekommt 20 Pogon Weide 
und hat dafür an Weidegeld 6 Lei für jedes Stück Großvieh und ı Lei 
für jedes Stück Kleinvieh zu zahlen. Außerdem hat er dem Guts- 
besitzer 2 Pogon zu beackern, 11⁄4 Pogon Haferland und ı Pogon 
Rapsland abzuernten und einige Gespannarbeitstage zu leisten. Fer- 
ner hat der Bauer noch die sogen. Mehrleistungen (supra-sarcini de 
nume) zu leisten: 1 Pogon zu pflügen und zu säen, 40 hl Io km weit 
und andere 40 hl 22 km weit und 4, Stanjen Holz 40 km weit zu 
transportieren, 6 Lei Kopfsteuer und dann Io Eier, ı Schweinefilet 
und I Schweinszunge zu entrichten. Nach dieser Vereinbarung be- 
zahlt der Bauer 441% Lei pro Pogon, während der Gutsbesitzer nur 
12 bezahlt. 

Die Zahl dieser Art Vereinbarungen könnte beliebig verlängert 
werden. Wir haben speziell einige von den sogen. »leichten« Verein- 
barungen ausgewählt, um zu beweisen, daß auch bei diesen der Bauer 
mit Verlust arbeitet. 

Ein vor den Unruhen von 1907 und sicherlich auch jetzt noch 
oft vorkommender Mißbrauch war folgender: Falls der Bauer allen 
seinen Verpflichtungen nicht nachkommen konnte — was in der 
Praxis sehr oft vorkam —, war er gehalten, entgegen den Bestim- 
mungen des Gesetzes von 1893, dem Gutsbesitzer eine sogen. Geld- 
strafe zu zahlen, die oft das Doppelte und das Dreifache dessen aus- 
machte, was der Bauer schuldig geblieben war. Da aber die Bauern 
kein Geld hatten, wurde ıhnen diese Schuld in Arbeitsleistungen 
umgerechnet, wobei sie wieder geprellt wurden. So kam es oft vor, 
daß viele Landgüter bis auf 30—40°% ihrer Ausdehnung nur mit den 
schuldig gebliebenen Arbeitsleistungen der Bauern bestellt wurden, 
und die Gutsbesitzer heimsten somit einen Gewinn von 6—800% 
ein über das hinaus, was sie selbst für die (nicht geleistete) Arbeit 
den Bauern hätten zahlen müssen. 

Ein Beispiel: 
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Ein Bauer blieb einem Großpächter I Gespannarbeitstag, 
3 Handarbeitstage und 2 Transportarbeitstage schuldig. Der Päch- 
ter berechnete diese Schuld mit 20 Lei. Der gewöhnliche Marktpreis 
würde sich nur auf die Hälfte gestellt haben. Für diese 20 Lei ver- 
pflichtete sich nun der Bauer, im nächsten Jahre 2 Pogons abzu- 
ernten und I Pogon zu beackern, abzuernten und zu transportieren. 
Diese Leistungen wurden vom Gutsbesitzer also mit 20 Lei berech- 
net. Außerdem mußte der Bauer noch I Pogon Brache umpflügen. 
Für diese Arbeiten hätte der Bauer im Sommer, nach dem Lokal- 
marktpreis, einen Lohn von 37 Lei bekommen. Er hat also für die 
geschuldete Arbeit im Wert von Io Lei Arbeit im Werte von 37 Lei 
d. h. einen Zins von 370% bezahlt. Aehnliches kam bei den Verein- 
barungen über die Pachtung von Weideland vor. 

Ein anderer Mißbrauch ist der schon erwähnte, bei der Land- 
abmessung vorkommende. Ein Beispiel wird uns die Nachteile, denen 
die Bauern bei dieser Gelegenheit ausgesetzt sind, klar machen. Ein 
Bauer verpflichtet sich, für die 3 Pogon Land, die er in Teilbau nimmt, 
dem Gutsbesitzer die Hälfte seines Ertrages abzugeben, außerdem 
einen Pogon Weizen vollständig zu bearbeiten. Nach der oben auf- 
gestellten Berechnung zahlt der Bauer einen Pachtzins von 77 Lei 
pro ha. Bei der Abmessung bekommt er aber statt 3 nur 2,7 Pogon, 
während der Pogon, den er dem Gutsbesitzer leisten muß, gewöhn- 
lich viel größer abgemessen wird. Der Bauer bezahlt somit 40% 
über den vereinbarten Pachtzins, der an sich schon hoch genug ist. 
Ebenso ist es bei der Pachtung von Weideland. Der Bauer bekommt 
erstens für das Weiden ungeeignetes Land. Dann häufen die Guts- 
besitzer und die Großpächter eine zu große Viehzahl auf einer ge- 
rıngen Weidefläche an. Infolge der Höhe des Weidezinses und der 
Minderwertigkeit der Weide kann der Bauer keine guten Viehrassen 
züchten. Hierin wurzelt eines der größten Hindernisse für den Fort- 
schritt unserer Viehzucht. 

Die Gesetze waren nicht imstande, diesem Uebel zu steuern. 
Das Gesetz von 1893 bestimmte zwar, daß ın den Vereinbarungen 
für Weide nur dann die Kopfzahl des weidenden Viehs festgesetzt 
werden soll, wenn zugleich auch der Umfang der Weidefläche ange- 
geben ist. Der Gesetzgeber hatte zweifellos die Absicht, die Guts- 
besitzer zu verhindern, eine zu große Anzahl Vieh auf einer zu kleinen 
\Weidetlache zusammenzupfercben. Das Gesetz wurde aber von den 
Gutsbesitzern mit Beihilfe der ländlichen Bebörden umgangen. 

Aber das ist nicht die einzige und nicht die letzte der von den 
Großgrundbesitzern nicht beachteten gesetzlichen Bestimmungen. 
Dank einer sehr schlechten Verwaltung, wie man sie sich im Westen 
Europas kaum vorstellen kann, wurden (und werden noch) in unserem 
Lande alle Gesetze übertreten, insbesondere aber das Gesetz über 
die landwirtschaftlichen Verträge. So bestimmt Artikel 30 desselben 
Gesetzes für die Bauern zwei freie Wochentage, Freitag und Sonn- 
abend, für die Bewirtschaftung ihrer eigenen Parzellen. Auch diese 
Bestimmung wird aber illusorisch gemacht dadurch, daß die Bauern 
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kontraktlich verpflichtet werden, vorerst alle notwendigen Arbeiten 
auf dem Gute zu verrichten und dann erst ihre Grundstücke zu be- 
stellen. Deswegen ist die Ernte der Bauern fast immer eine schlechte 
und von geringem Wert und wird die bäuerliche Wirtschaft auf eine 
haltlose Grundlage gestellt. 

Ein anderer weit verbreiteter Mißbrauch, der zugleich auch eine 
Gesetzesverletzung darstellt, ist die Verpflichtung der Bauern seiten; 
der Großgrundbesitzer, ihnen verschiedene Naturalienabgaben zu ent- 
richten. Das Gesetz von 1893 (Artikel 4) verbietet den Gutsbesitzern. 
von den Bauern »durch Vertrag außer Arbeitsleistungen, Geld und 
Ernteabgaben auch ‘noch andere Abgaben von solchen Naturalien 
zu verlangen, die keine unmittelbaren Produkte des betreffenden 
Grundstückes darstellen«.. Trotzdem aber verpflichten die meisten 
Verträge die Bauern auch zu Naturalienabgaben, wie Eier, Käse. 
Butter, Honig, Schweinefilets und -zungen, Hämmel etc. Entrichten 
die Bauern diese schriftlich oder mündlich vereinbarten Abgaben 
nicht, so wird ihnen das Doppelte, ja das Zehnfache als Schuld aul- 
gerechnet. 

So sehen wir z. B. folgende Rechnung an, die mir 1906 von 
einem Bauern aus dem Distrikte Dambovitza vorgelegt wurde. Au: 
dieser Rechnung ergibt sich, daß der Bauer Arbeit, Geld und Natu- 
ralien im Werte von 411.85 Lei leisten mußte. Er konnte aber nur 
für 165 Lei aufkommen und blieb also die übrigen 246.85 Lei schul- 
dig. An Naturalienabgaben waren in der Rechnung auch folgende 
(gesetzlich verbotene) enthalten: 24 Oka Bohnen, 8 Hennen, 10 Elier 
und I Schweinefilet. Der Vertrag war von der Behörde legalısıert. 
obwohl er noch eine andere Gesetzesverletzung aufweist. Art. 24 
des betreffenden Gesetzes verbietet jede Zinsnahme für die Arbeits 
reste. Die betreffende Quittung aber bestimmt einen 12°%igen Zins 
für die Reste. 

All diese Tatsachen verblassen aber angesichts einiger unerhört 
roher Ausbeutungspraktiken. In einer kleineren Schrift über die 
ländlichen Verträge $), die ich noch kurz vor dem Ausbruch der Agrar- 
unruhen von 1907 herausgegeben habe, habe ich einige fast unglaub- 
lichen Fälle angeführt. In einem Fall aus dem Distrikte Roma- 
natzi z. B. wurden mehrere Bauern gezwungen, für einige vom Guts- 
besitzer geliehenen Oka Mais im Werte von 7 Lei nicht weniger als 
235 Lei zu bezahlen, d. h. 3357%! Das wurde so möglich, indem 
sich der Gutsbesitzer weigerte, den angebotenen Mais in den guten 
Erntejahren anzunehmen, — bis er schließlich, nachdem sich Zin: 
auf Zinseszins anhäufte und nachdem er jedes Jahr die Schuld aut 
das Doppelte ansetzte, nach Io Jahren für 7 Lei die ungeheure Summe 
von 235 Lei herausbekam. 

Ein anderer Fall: 

Ein Bauer aus der Gemeinde Slobozia (Walachei) borgte bei 
einem Gutsbesitzer zwei Banitza Bohnen und verpflichtete sich da- 


4) Tocmelile agricole (Die ländlichen Verträge) Bukarest 1900. 
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für, 4 Banitza Weizen zurückzuerstatten. Im folgenden Jahre zer- 
störte aber der Hagel seine Ernte und der Bauer konnte seiner Ver- 
pflichtung nicht nachkommen; die Schuld wurde nun in Arbeit um- 
gesetzt. Der Bauer erfüllte auch diese Leistung nicht vollständig 
und die Sache zieht sich so I2 Jahre hin, bis endlich der Bauer ver- 
klagt und zur Zahlung eines Restes von 23 Lei verurteilt wurde. 
Nach der vom prozeßführenden Richter selbst in der Verhandlung 
aufgestellten Rechnung hat der Bauer für die 2 Banitza Bohnen im 
Werte von 6 Lei die Summe von 506 Lei in Arbeitsleistungen und 
Naturalien bezahlt. Der Gutsbesitzer hatte also einen reinen Gewinn 
von 8433% erzielt! 

Auch die moralischen Zustände auf dem Lande sind nicht er- 
quicklicher. Im 20. Jahrhundert herrschen in Rumänien noch aus- 
gesprochen feudale Sitten. Das Dorf wird vom Gutshof aus beherrscht. 
Nicht selten sind die Fälle, wo ein Gutsherr aus eigener Macht ihm 
mißliebig gewordene Bauern von seinem Gute verbannt. Zur Illu- 
strierung dieser Zustände diene folgendes authentisches Dokument: 


»Der ansässige Bauer Jon R. Preda aus der Gemeinde... ...... Di- 
strikt Dombovitza kann sich irgendwo anders ansässig machen, weil 
er von dem Gute des Herrn ........ ausgewiesen ist. Er wird 


aber hiermit verpflichtet, seine Schuld von 96 Lei nebst dem Zins 
von 15°% in Arbeitsleistungen zu bezahlen, wenn er dazu aufgefordert 
werden wird.« 

Wie man sieht, ein Autoritätsdekret eines wahren Seigneurs. 
Der ansässige Preda ist vom Gute ausgewiesen worden, die Schuld 
aber nebst dem — ungesetzlichen — Zins muß er doch bezahlen! ... 

Diese Tatsachen, die die nackte Wahrheit darstellen, stehen 
nicht vereinzelt da. Sie bilden vielmehr die Regel. 

Wenn auch die Pachtpreise stark über das Normale hinaus wuch- 
sen, an sich waren sie nicht sehr drückend. Was aber den ländlichen 
Vereinbarungen ihren drückenden und wucherischen Charakter ver- 
lieh, das sind die anderen Verpflichtungen, die sie enthielten, die 
sogen. Ueberschüsse, Naturalienabgaben, Dienste, Arbeitsreste und 
sonstige Mehrleistungen, denen die vereinbarten Bauern nachkommen 
mußten. So gestalteten sich die landwirtschaftlichen Verträge mit 
ihren Mißbräuchen zu einer unerschöpflichen Quelle der Unterdrück- 
kung und der Ungerechtigkeit für die Bauern. 

Auf alle diese Mißstände auf dem Lande wurde von verschie- 
denen Seiten her aufmerksam gemacht. In meiner oben erwähn- 
ten Schrift über die ländlichen Verträge schrieb ich: 

»In den Vereinbarungen zwischen Gutsbesitzer, Großpächter und 
Bauern wurzeln all diese Uebel und Mißstände, die unsere Dörfer 
heimsuchen. Sie bilden die Ursache der Armut und des Elends der 
Bauern, rauben ihm seine Bewegungsfreiheit und verwandeln ihn in 
einen Sklaven, in ein Werkzeug, in eine Sache. 

»Durch die wucherischen Vereinbarungen mit ihren Mißbräuchen, 
ausgepreßBt und verarmt, werden die Bauern immer mehr in die Hände 
der Gutsbesitzer und Großpächter getrieben, die mit der Landnot 
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der Bauern einen immer größeren Wucher treiben und so die Pacht- 
zinse für die Parzellenpacht zu unerhörten Höhen steigen lassen. 

»Nun stehen wir vor der Frage: Kann es denn weiter so gehen? 
— Die Bauern sind in der letzten Zeit immerhin ein wenig aus ihrem 
Schlummer erwacht, sie haben angefangen zu sehen, zu hören und 
zu verstehen; sie haben angefangen, die Unterdrückung und die 
Entwürdigung zu empfinden >).« 

Die Bauern gaben die Antwort auf diese Frage im März 197, 
als sie sich in Masse auflehnten und den ganzen Staat bis ın seine 
Grundfesten stark erschütterten. Es war die Antwort eines in Unter- 
drückung und Unwissenheit, in Routine und im Gefühl der Recht- 
losigkeit seit Jahrhunderten niedergehaltenen Volkes. Ohne Land 
und ohne menschliche Arbeitsbedingungen, von einer korrupten Ver- 
waltung unterdrückt, insbesondere aber der Justiz und der Kultur 
beraubt, kann der rumänische Bauer nicht verstehen, daß er durch 
Gewalt nichts Gutes erreichen kann. Naiv und vertrauensvoll, ist 
er bereit, jeden Weg einzuschlagen, um sein Ideal: Erde, zu erreichen. 
Wie die Bauern der ganzen Welt, so ist auch der rumänische Bauer 
bodengierig, denn er weiß, daß nur der Boden ihm die wirtschaft- 
liche und soziale Unabhängigkeit geben kann. 


5) Für diese Broschüre, die kurz vor dem Ausbruch der Bauernunruhen von 
1907 verötfentlicht wurde, wurde der Verfasser als Anstifter zum Aufstand unter 
Anklage gestellt und vier Monate in Untersuchungshaft gehalten. 


(Schluß folgt im nächsten Heft.) 


Die Getreidepreise in Ostdeutschland vor Aufhebung 


des Identitätsnachweises. 
(Ein Versuch) 


Von 


THEODOR VOGELSTEIN. 


Ueber die Wirkung der deutschen Getreidezölle auf die Land- 
wirtschaft und die Industrie sind im Laufe der Jahre eine Reihe 
höchst bedeutsamer Schriften erschienen. Innerhalb der ökonomi- 
schen Wissenschaft — wir schalten die Leute aus, die unter dem 
Deckmantel der Wissenschaft Interessen vertreten — schreitet so- 
gar die Einigung über die wirtschaftliche Wirkung der Zölle lang- 
sam aber zusehends fort, so sehr auch die Werturteile nach dem in- 
dividuellen Maßstabe der Beurteiler auseinanderfallen. So gilt es 
als ausgemacht, daß seit Aufhebung des Identitätsnachweises, d. h. 
seit dem Jahre 1894 dauernd eine Verteuerung des Getreides auf dem 
deutschen Markt gegenüber dem Weltmarkt um den vollen Betrag 
des jeweiligen Zolles erfolge. In der ausgezeichneten Schrift von 
Fritz Simon über die Getreideeinfuhrscheinet) wird neben vielem 
anderen auch dies neuerdings unzweifelhaft bewiesen. Wenn im 
folgenden der Versuch gemacht wird, die Preisverhältnisse vor dem 
Jahre 1894 zu erklären, so besteht dafür also keinerlei politisches, 
sondern nur wissenschaftliches Interesse. Der Identitätsnachweis ist 
aufgehoben und wird nicht wieder eingeführt werden, und zwar, wie 
ich in Uebereinstimmung mit Simon und Brentano?) annehme, aus 
sehr vernünftigen Rücksichten auf die bestmögliche Verwertung des 
ostdeutschen Getreides. Für die Zeit vor 1894 ist aber von ange- 
sehener wissenschaftlicher Seite die Behauptung aufgestellt worden, 
daß das Ausland einen Teil des Zolles getragen habe. Diese Frage 
soll im folgenden erörtert werden. 

Natürlich wird ein Zoll keinerlei Wirkung auf den Preis der- 
jenigen Produkte ausüben, die das Inland im Ueberschuß herstellt 
und gar exportiert, falls nicht etwa durch Kartellverabredungen 
ein Monopolpreis durchgesetzt wird. Die innere Konkurrenz läßt 


2) Königsberg i. Pr. 1009. 
2) Die deutschen Getieidezölle. 2. Aufl. Stuttgart und Berlin ıgrı, S. Sr. 
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sonst keine Preissteigerung zu; und diese Tatsache ist es ja gerade, 
die den Gedanken der Solidarität der protektionistischen Interessen 
nicht nur unlogisch, sondern auch undurchführbar erscheinen 
läßt. Importiert aber ein Land das betreffende zollgeschützte Pro- 
dukt, so ıst bei freier Konkurrenz eine Verteuerung um den vollen 
Zollbetrag gegenüber dem neuen Weltmarktpreis absolut notwendig. 
Würde diese \Verteuerung nicht eintreten, so erhielten die ausländ- 
schen Verkäufer ja verschiedene Preise für die auf dem Weltmarkt 
und in dem zollgeschützten Lande abgesetzten Quantitäten. Das 
Wesen der freien Konkurrenz besteht bekanntlich aber darin, daß 
kein Verkäufer einen Extravorteil behält, weil ein jeder ihn ganz 
für sich zu nehmen trachtet. Von den Konsumenten wäre zwar ein 
Teil bereit, seinen Bedarf oder eine Quote davon zu einem viel höheren 
Preise zu decken als dem \Weltmarktpreise. Da aber alle Verkäufer 
an diesen zahlungsfähigeren Käufer ihre Ware absetzen möchten, 
unterbieten sie sich gegenseitig, bis auch dieser Käufer die Möglich- 
keit hat, sich zum gleichen Preise wie der letzte Käufer einzudecken. 

Dagegen ıst es wohl möglich, daß durch die Einführung eines 
Zolles der gesamte Weltmarktpreis gedrückt wird. Bei Produkten, 
deren Herstellung nıcht dem Gesetze abnehmenden Ertrages unter- 
liegt, wird diese Preissenkung zwar nur eine temporäre sein; sie wird 
solange dauern, bis entweder die ausländische Produktion durch 
Herausziehen von Kapital und Arbeit entsprechend verringert oder 
der Bedarf durch die Zunanme der Bevölkerung wieder auf die alte 
Höhe gebracht worden ist. Anders aber bei solchen Waren, die wegen 
der verschiedenen Ergiebigkeit des Grund und Bodens und der aut 
ihn verwendeten Einheiten von Kapital und Arbeit unter differen- 
tiellen Kosten produziert werden. Für solche Produkte wird der 
Zoll, der den Anbau schlechteren Bodens im Inland ermöglicht, durch 
die verringerte Nachfrage auf dem Weltmarkt den Preis drücken 
und dadurch den Anbau der ungünstigsten Grundstücke der Export- 
länder zugleich unnötig und unrentabel gestalten. Es ist also wohl 
denkbar, daB die Einführung der deutschen Getreidezölle einen leich- 
ten Preisdruck auf dem Weltmarkt hervorgerufen hat. Sicherlich 
nur einen leichten Preisdruck, da der deutsche Getreideimport 
nur t/,, der Gesamtproduktion der Erde ausmacht. Die gewaltigen 
Umwälzungen in den Produktions- und Transportverhältnissen und 
die enorme Steigerung des Bedarfs seit dem Jahre 1880 — Zunahme 
der Bevölkerung, verbesserte Lebenshaltung der europäischen Arbei- 
ter, Lebergang Japans und anderer Länder zum Getreidekonsum — 
gestatten es nicht, die Bedeutung dieses Arguments empirisch zu 
untersuchen. Soweit aber Deutschland fremdes Getreide einführte, 
mußte es, wenn unsere logische Ueberlegung richtig ist, einen um 
den Zollbetrag erhöhten Preis dafür zahlen. In West- und Süd- 
deutschland wurde anerkanntermaßen der Preis auch stets um den 
vollen Zollbetrag erhöht. Bestritten wird dies dagegen für Nord- 
ostdeutschland. Trotzdem hat der Nordosten in jedem Jahre auslän- 
disches Getreide importiert. Also, haben viele argumentiert, hat 
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das Ausland einen Teil des Zolles getragen. Dies erscheint unerklär- 
lich, da bei 120 Mark Danzig unverzollt und 150 Mark Danzig ver- 
zollt zur Zeit eines 50-Mark-Zolles der Import einen Verlust von 
20 Mark gebracht hätte. 

Unsere These lautet demgegenüber: Auch vor Aufhebung des 
Identitätsnachweises hat es unter den fremden Exporteuren und den 
ostdeutschen Getreidehändlern keine Philanthropen gegeben, die Ge- 
treide importiert hätten, wenn der Preis im Inlande nicht den des 
Auslandes in dem betr. Augenblick um den Zollbetrag überstieg. 
Da importiert worden ist, muß also diese Bedingung erfüllt worden 
sein. Wie ist diese logische Beweisführung mit den Tatsachen in 
Uebereinstimmung zu bringen. 

I. Für viele war die Möglichkeit, dieses Problem zu lösen, schon 
dadurch genommen, daß sie Durchschnittspreise statt aktuellen Prei- 
sen zum Ausgangspunkt ihrer Untersuchung nahmen. Der Durch- 
schnittspreis ist überhaupt kein Preis, sondern eine Vertuschung 
von Preisen. Ganz unbrauchbar sind Jahresdurchschnittspreise, aber 
nur graduell besser Monatsdurchschnitte. Nach den in Tabelle I 
wiedergegebenen Danziger Notierungen hätte immerhin schon die Be- 
trachtung der Monatsdurchschnitte ergeben, daß in jedem Erntejahr 
zu gewissen Zeiten eine Einfuhr ohne charitative Absichten der Ge- 
treidehändler möglich war. Nımmt man aber die Tagespreise, so er- 
sieht man, daß für Roggen fast in jedem Monat seit September 1888 
Tage vorkamen, an denen die Regulierungspreise um den Zollbetrag 
differierten 3). Auch das braucht übrigens noch nicht der Fall zu 
sein, um unsere These zu stützen. Denn nicht einmal der auf Grund 
des letzten Preises oder des Tagesdurchschnittes normierte Regu- 
lierungspreis, sondern die Spannung, die in irgend einer bestimmten 
Minute des Tages aufgetreten ist, genügt, um eine Einfubr zu er- 
möglichen. 

Damit Deutschland r00 Millionen Mk. englisches Gold importiert, 
muß der Wechselkurs nicht etwa im Durchschnitt des Jahres 20,33 
sein, sondern nur an dem Tage, an dem die 0,10 Mk. Kosten verur- 
sachende Transaktion ausgeführt worden ist. 

Der Import von Gold und Getreide ist eben eine Arbitrage und 
kommt durch die Ausnützung einer momentanen Preisspannung zu- 
stande, die keineswegs eine dauernde oder auch nur normale zu sein 
braucht. Man kann dabei folgende Hauptfälle unterscheiden, nach 
deren Schema die übrigen leicht zu konstruieren sind. 

a) Am I. April steht Danzig unverzollt I00 Mk., Danzig verzollt 
150. Es werden nun 100 000 t nach Ostdeutschland importiert. Dar- 


3) Dasselbe lehrt die Tabelle der Roggenpreise in Berlin und Amst>rdaın, 
abgedruckt bei Brentano, Die deutschen Getreidezölle. 2. Aufl. Stuttgart 
und Berlin 1911, 5.94 ff. Während der Zoll von 5 M. pro 100 kg auf den Schluß 
von 2100 kg 61,95 fl. holl. ausmacht, stand Berlin bis zu 73 fl. über Amsterdam, 
so daß also, wenn man nach den Notierungen der Jahre 1894 95 die Fracht- 
differenz mit 7 fl. holl. annimmt, an einzelnen der zufällig in der Tabelle auf- 
geführten Tage die Arbitrage sehr lohnend war. 
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auf steigt der \Veltmarktpreis auf 120, Deutschland geht jedoch 
nicht mit, da es schon mehr importiert hat, als es für das ganze Emte- 
jahr braucht. Exportieren kann es erst, wenn der deutsche Preis 
auf 120 sinkt; importieren, wenn er über 170 steigt. Aber innerhalb 
dieser Grenzen kann sich der Markt selbständig entwickeln und wird 
dies auch in Rücksicht auf die Ernteschätzungen des folgenden Jahres 
tun. 

Dieses Schema paßt wohl auf die Zeit vom I1. April bis ı. Juli 1890. 

b) Deutschland hat genau soviel importiert wie es, d. h. seine 
Mühlen und Spekulanten zu 150 Mk. zu kaufen bereit sind. Zu 151 
und höher sind die Mühlen und Spekulanten nicht willens, den ganzen 
Vorrat aufzunehmen resp. zu halten. Da die letzte Tonne den Preis 
bestimmt und ein Export nicht möglich ist, bleibt der deutsche Preis 
150, während der ausländische steigt. 

Statt eines Steigens auf dem Weltmarkt bei gleichbleibender 
deutscher Notierung können wir auch ein Fallen des deutschen Pre- 
ses bei Konstanz oder geringerem Sinken auf dem ausländischen Markte 
annehmen, falls nämlich die deutschen Mühlen in Rücksicht aul 
günstige Ernteaussichten eher bereit sind, ihren Betrieb einzuschrän- 
ken, als die bisherigen Preise zu zahlen — eine sehr häufige Erschei- 
nung —, während im Auslande aus irgendwelchen Gründen der Nach- 
frage oder der Betriebsverhältnisse keinerlei Produktionseinschrän- 
kung eintritt. Man darf ja nie vergessen, daß die Preisbildung nur 
in den seltenen Fällen direkt von der Nachfrage nach Brot beberrscht 
wird, in denen gerade nur so viel Getreide vorhanden ist, um diese 
momentane oder diesjährige Nachfrage genau zu befriedigen. 

c) Deutschland hat zwar noch nicht den Bedarf für das Ernte- 
jahr gedeckt, aber doch keine Eile, zu importieren. Die deutschen 
Importeure sind im Augenblick Baissiers, das Ausland à la hausse. 
Die Deutschen sagen: wir verkaufen Kassa und Termin zu 150 trotz 
120 Weltmarkt in der Erwartung, daß wir uns später mit 100 auf dem 
Weltmarkt eindecken. Dieser Fall ist aber nur dann denkbar, wenn 
zwischen dem deutschen und dem ausländischen Getreidehandel nicht 
volle Kommunikation besteht, d. h. die Arbitrage nicht in idealer 
Weise arbeitet, oder aber wenn die Lagerungskosten in Deutschland 
und im Auslande verschiedene sind. Denn sonst würde der auslän- 
dische Haussier in Deutschland zu 150 Mk. kaufen in der Erwartung. 
daß der Preis auf 170 gehen muß, und dagegen evtl. seinen Auslands- 
roggen zu I20 geben. Sein Geschäft würde sich folgendermaßen ab- 
wickeln. | 





unverzollt verzollt 
ı. April Verkauf 120 Kauf 150 
rı. Juli Kauf 120 Verkauf 170 
20 


Er würde bei dieser Arbitrage notwendig 20 Mk. verdienen müssen, 
ganz gleich wie sich der \Weltmarktpreis entwickelt, falls nur die eine 
Voraussetzung richtig war, daß Deutschland importieren, die Preis- 
spannung daher auf 50 Mk. gehen muß. Umgekehrt würde der deutsche 
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Baissier lieber zu 120 Mk. unverzollt den Dreimonatstermin geben 
als den deutschen mit 150 Mk., wobei ihm ebenfalls die Möglichkeit 
gegeben wäre, seine Verlustchance durch einen gleichzeitigen Kauf 
von inländischer Ware auf 20 Mk. zu begrenzen. 

Damit scheint mir auch die Erklärung, die Lexis $) im Jahre 1888 
gegeben hat und die darauf hinausläuft, daß der deutsche Import 
durch Ausnützung zeitlicher Preisspannungen erfolgt sei, als unwahr- 
scheinlich ausgeschaltet zu werden. Der betreffende Spekulant, der 
nach dem Lexisschen Beispiel gerade ohne Verlust arbeitet, würde 
ja beim Verkauf im Auslande einen bedeutenden Gewinn erzielen. 

Einen Grund aber gibt es noch, der für die gleiche Ware im In- 
lande und Auslande einen verschiedenen Preis notwendig macht, 
das sind, wie schon angedeutet, verschiedene Kosten für das Durch- 
halten der Engagements, vor allem verschiedene Lagerungskosten. 
Diese Verschiedenheit lag damals vor. Während nämlich Berlin bis 
1896 seinen großen Terminmarkt hatte, bestand in Danzig und Königs- 
berg keine derartige Organisation des Geschäfts. Etwaige Speku- 
lationen waren daher mit effektiver Ware und Leihgeschäften aus- 
zuführen. Da aber damals die ostdeutschen Landwirte an chronischem 
Geldmangel litten und genötigt waren, schnell nach Ernte zu ver- 
kaufen, andrerseits nicht genügend Speicher der Kaufleute und öffent- 
lichen Organisationen vorhanden waren °), so fand im Herbst regulär 
ein Preisdruck statt. Die Landwirte, die genügend Lagerraum hatten, 
konnten ihr Getreide gar nicht oder nur zu hohen Zinssätzen halten; 
die Kaufleute aber, die billigen Kredit besaßen, nur mit höheren 
Speicherkosten als im Auslande oder im Freigebiet. Eine Spekulation 
auf einen gleichen Januarpreis mußte also von einem ungleichen 
Oktoberpreise ausgehen. 

Dasselbe war der Fall, wenn man mit verschiedenen Gewichts- 
verlusten ê) zu rechnen hatte. Angenommen, das schlecht getrocknete 
Getreide der deutschen Bauern verlor mehr Gewicht als das aus- 
ländische, das schon durch die Hände der fremden Exporteure ge- 
gangen war, so mußte ebenfalls ein gleicher Frühjahrspreis von einem 
niedrigeren deutschen Herbstpreise seinen Ausgang nehmen. Im 
Grunde genommen handelt es sich dabei schon um verschiedene 
Qualitäten. Darüber später sub 3. 

2. Seit dem Jabre 1882 war für die Mühlen der Identitätsnach- 
weis aufgehoben. Eine Danziger Mühle konnte also zu beliebigem 
Preise 2 t ausländisches und 2 t inländisches Getreide gemischt 
vermahlen, ohne durch den tatsächlich erfolgenden Import fremden 
Getreides belastet zu werden. 

Das Ausbeuteverhältnis wurde aber ca. 5°, zu niedrig mit 605% 

t) Lexis, Die Wirkung der Getreidezölle. S.-A. aus d. Festgabe für Georg 
Hansen. Tübingen 1889, S. 37. 

5) Diese Information verdanke ich Herrn cand. cam. Hedinger, dessen Ar- 
beit über den Getreidehandel der Provinz Posen im Sommer erscheinen wird. 

©) Herr Emil Zeckendorf, Getreidehändl.:r in München, hat mich auf diesen 
Punkt aufmerksam gemacht und mir auch sonst wertvollen Rat erteilt. 
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für Roggen und 75°, für Weizen angenommen. Bei 3 Mk. Zoll be- 
kam man also für eine Tonne exportierten Roggenmehles Mk. 7,69, 
für Weizenmehl Mk. 6,66. Da man nur Mk. 7,14 bezw. 6,25 dafür 
bezahlt hatte, ergab sich ein Verdienst von 55 bezw. 4I Pig. Das 
war neben der \Verterhöhung durch die Mischung selbst der Grund 
für die glänzende Lage der Exportmühlen in Ostdeutschland wäh- 
rend der Janre 1882 bis 94 (vgl. Tabelle 2). Er konnte aber auch 
ebenso zur Erhöhung der Einfuhr verwendet werden. Hätte man beı 
richtiger Ausbeuteberechnung, wenn der deutsche Preis nicht um 
den Zollbetrag erhöht war, nur soviel Mehl im Inlande behalten 
können, wie man deutsches Getreide in der Mischung hatte, so 
konnte man jetzt eine um 71, bezw. 61% % erhöhte Menge in Deutsch- 
land verwenden, ohne emen Verlust zu erleiden. 

3. Der Hauptfehler vieler Preisvergleichungen, die beweisen sollen, 
daß das Ausland einen Teil des Zolles getragen habe, war die Ver- 
nachlässigung von Qualitätsunterschieden oder was mindestens so 
schlimm ist, die Annahme eines festen Wertverhältnisses verschie- 
dener Getreidesorten zueinander 7). Die einzige Möglichkeit, die Ver- 
teuerung des ausländischen Getreides in Deutschland nachzuweisen, 
ist, den Preis dieses Getreides im Ausland bezw. Transitlager mit 
dem Preis des genau gleichen Getreides im Inland zu vergleichen. 
Jede Zusammenstellung mit deutschem oder gemischtem Getreide 
läßt überhaupt keine Schlüsse zu. Dabei mögen die beiden Getreide- 
arten sogar den gleichen Lieferungsbedingungen der Börse entsprechen, 
die vielleicht auf Weizen jeder Provenienz mindestens x kg schwer 
per hl und höchstens y% Besatz lauten. Deshalb sind sie doch noch 
nicht gleichartig und a nicht gleichwertig 8). Wenn auch beide 
Qualitäten lieferbar sind, so wird doch jeweils nur die billigere tat- 
sächlich zur Lieferung benützt. 

Für die Frage der Weizenpreise ist diese Tatsache aus- 
schlaggebend. Bekanntlich ist der deutsche Weizen vor allem seit 
dem immer stärkeren Vordringen sogenannter englischer Sorten sehr 


kleberarm und bedarf zur Verbesserung des Mehles einer nach der 


Qualität der Ernte wechselnden Zusatzmenge Weizens, wie ihn Süd- 
rußland und die neuen Agrarländer in Amerika, in etwas geringerer 
Güte aber auch Mittelrußland liefern. Diese Sorten lassen sich auch 
ohne Mischung gut vermahlen. Durch einen Zusatz von deutschem 
Weizen wird aber ihre Mehlausbeute und Backfähigkeit nicht un- 
wesentlich erhöht. Nehmen wir einmal an, in einem bestimmten Jahre 
sei die technisch günstigste Mischung Ioo t russischer Weizen mit 
100 t deutschem Weizen, so läßt sich folgendes Schema aufstellen: 
die ersten Tonnen russischen Weizens sind dringend begehrt, weil 
ohne sie gutes Mehl überhaupt nicht gemacht werden kann; die 
folgenden verbessern zwar das Mehl noch, sind aber in immer höherem 

7 Vgl. a. Tabelle 3. 

8) Ueber die Wertschwankungen zweier Weizensorten vgl. auch Ruhland, 
Die Lehre von der Preisbildung für Getreide. Berlin 1904, S. 32. 
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Maße entbehrlich; steigt die Quantität russischen Weizens über Ioo, 
so wird zwar das Mehl noch immer kleberreicher, jedoch wegen der 
abnehmenden Ausbeute und Backfähigkeit weniger begehrt. Der 
Grenznutzen des ausländischen Getreides ist also anfangs sehr hoch, 
viel höher als der des deutschen Getreides und sinkt mit steigendem 
Angebot unter den des deutschen. Daher war bis 1879 — und ähnlich 
wieder seit 1894 — deutscher Weizen in England immer zu höheren 
Preisen als Weizen anderer Provenienz sonst gleicher Qualität be- 
gehrt, umgekehrt wären die Deutschen bereit gewesen, für eine 
gewisse Menge russischen Weizens mehr zu zahlen als für heimi- 
schen, wenn nicht die letzten Käufer, die in England sitzen, bei der 
Einheitlichkeit des Marktes den Preis niedrig gehalten hätten, sodaß 
südrussischer Weizen nur um einen minimalen Frachtbetrag über, 
mittelrussischer Weizen gar unter dem deutschen stehen mußte. 

Diese Einheitlichkeit des Marktes wurde durch die deutsche 
Protektionspolitik aufgehoben. Zwar kommunizierten die beiden 
Märkte, der deutsche und der Weltmarkt, noch immer, aber nurmehr 
unvollkommen. Eine Ausfuhr aus Deutschland fand für Getreide 
nicht mehr statt, da wegen des Einfuhrzolles jetzt alles deutsche Ge- 
treide im Inlande höher geschätzt wurde als auf dem Weltmarkt, 
die englische Nachfrage also nicht effektiv werden konnte. In Deutsch- 
land bildete sich aber ein Wertverhältnis von deutschem zu auslän- 
dischem Getreide aus, das in weitem Umfange von dem Weltmarkt 
unabhängig war. Falls wenig ausländisches Getreide nach Ostdeutsch- 
land importiert und der Bedarf zu Mischungszwecken groß war, so 
stand es eben Io bis 20 Mk. über deutschem, d. h. man importierte es 
bei 50 Mk. Zoll, obwohl es nur 30 Mk. billiger unverzollt war als deut- 
sches ?). 

War zuviel ausländisches Getreide importiert worden, so sank 
es nachträglich unter die ausländische Parität einschließlich Zoll, 
aber es wurde kein neues mehr hereingeschafft. Die Einfuhr mit 
einer Spannung von 50 Mk. über deutschem Getreide war bei Weizen 
eine ganz zufällige. Sie fand nämlich nur dann statt, wenn in Deutsch- 
land die gleiche Wertschätzung für importierten wie deutschen Weizen 
bestand und zu gleicher Zeit keine allgemeine Ueberfüllung des Marktes 
vorhanden war. 

Vom Standpunkte des deutschen Getreideproduzenten aus heißt 
das natürlich umgekehrt: Eine Verteuerung des deutschen 
Weizens um den vollen Zollbetrag war im Osten nur in dem einen 
Falle möglich, daß die deutsche Ernte qualitativ gut und quantitativ 
gering waı, daß also deutsches Getreide wegen seiner Güte und relativ 
geringen Menge begehrt war. 

Somit ergibt sich als Resultat: Es ist richtig, daß in Ostdeutsch- 








9) Selbst im Jahre 1899 schreibt die Stettiner Damipfmühlengesellschaft, 
daß man kleberreichen ausländischen Weizen wegen seiner Unentbehrlich- 
keit mit 15 bis 20 M. über deutschem Weizen bezahlt habe und selbst russischer 
Roggen stets mehrere Mark über inländischem stehe. Dies lange nach Auf- 
hebung des Identitätsnachweises. 
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land der Preis des Getreides vor Aufhebung des Identitätsnachweises 
regelmäßig nicht um den vollen Zollbetrag erhöht worden ıst. Das 
gilt besonders für deutschen Weizen, aber auch für gemischte Quali- 
täten, für importierte jedoch nur in dem Ausnahmefall, daß mehr 
importiert worden war, als die Abnehmer zu dem um den Zollbetrag 
erhöhten Preise kaufen wollten. 

Im übrigen wurde ausländischer Weizen eben infolge dieser Um- 
stände zumeist höher gewertet als inländischer, d. h. man importierte 
ıbn, obwohl er mit Zoll mehr kostete als der inländische, der vor 
Einführung des deutschen Zolles und ebenfalls wieder seit Aufhebung 
des Identitätsnachweises häufig eben so boch geschätzt wurde wie 
der importierte. 


Der Verein für Sozialpolitik hat es in dankenswerter \Veise unter- 
nommen, in einer ausgedehnten Untersuchung die lokalen und zeit- 
lichen Preisunterschiede auf ihre Ursachen zu erforschen 10), Es wäre 
unökonomisch und für einen einzelnen auch kaum möglich, die ganze 
Arbeit vorwegzunehmen. Dieser kleine Aufsatz wollte nur nach- 
weisen, daß die Theorie des Preises und des auswärtigen Handels 
nicht im geringsten durch die tatsächliche Preisbildung der Jahre 
1880—1894 widerlegt wird. Es ist zu hoffen, daß neuere Preisunter- 
suchungen nicht glauben die Resultate der Theorie mit einem ein- 
fachen »vielleicht — vielleicht auch nicht« abzutun, wenn sie auf eine 
Erscheinung stoßen, die zunächst der Theorie zu widersprechen scheint. 
Wenn die abstrakte Theorie einzelne Momente außer acht läßt, so 
kommt sie deshalb doch zu einem in seiner Art richtigen und wert- 
vollen Ergebnis. Eine historisch-kasuistische Beweisführung hat 
jedoch keinerlei Bedeutung. wenn sie nicht möglichst alle preis 
bildenden Faktoren voll berücksichtigt. Ob das bei der Verachtung 
der Tlieorie, die ın der deutschen ökonomischen Wissenschaft be- 
liebt ist, anerkannt werden wird? Vielleicht — vielleicht auch nicht. 

Tabelle I 
Danzig (nach den Berichten der Handelskammer). 
der Regulierungspreis der Regulierungspreis 
für inländischen Weizen für unverzollten, unterpol- 
(120 Ptund holländisch, Bund, nischen Roggen (120 Pfund 
lieferbar; war gegen den am lieferbar) war gegen den am 


gleichen Tage für Transit- non a lie 
A . : . éi 216 , f 
weizen notierten Preis hüher reis tur miland. Roggen 


niedriger 
1858 von bis durchschn. von bis durchschn. 
Januar 27 31 20,54 25 30 27,31 
Februar 28 32 29,12 22 26 23,36 
März 27 28 27,10 26 28 20,92 
April 20 30 31,05 29 33 31,43 


10) Die Tabellen 4, 5 und 6 zeigen, wie viel da noch der Einzelerklärung 
harrt. Leider ist Roncador in seiner fleißigen Arbeit über Wesen und Wirkung 
der Agrarzölle (Jena 1911) keineswegs so kritisch vorgegangen. Er arbeitet mit 
Durchschnittspreisen und nimmt verschiedene Notierungen einfach als gleich- 
wertig ohne Rücksicht auf Qualitäten und ihre wechselnden Marktverhältnisse. 
Demgegenüber lege ich besonderes Gewicht auf meine Tabelle 3. 
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der Rezulierungspreis der Regulierungspreis 
für inländischen Weizen für unverzollten. unterpol- 
‘126 Pfund holländisch, Bund, nischen Roggen (r20 Pfund 
lieferbar) war gegen den am lieferbar: war gegen den am 
gleichen Tage für Transit- sleichen Taxe notierten 
weizen notierten Preis Preis für ınländ. Roggen 
höher höher 
1853 von bis durchschn. von bis durchschn. 
Mai 36 40 38,88 30 44 37,16 
Juni 3339 35,24 37 42 39,04 
Juli 3035 33,54 37 45 4139 
August 28 34 31,15 39 46 4I,II 
September 39 34 32,52 40 5I 40,44 
Oktober 30 35 33,18 47 54 51,04 
November 32 40 37,00 51 53 51,39 
Dezember l 35 43 41,37 50 54 52,21 
1889 
Januar 39 45 41,55 50 52 51,16 
Februar 36 2 38,41 50 53 51,2I 
März 38 4I 39,78 49 52 50,80 
April 40 43 41,25 49 52 50,75 
Mai 43 50 40,72 50 52 50,50 
Juni 40 50 48,00 49 5I 50,08 
Juli 39 40 43,29 45 49 40,25 
August 2 45 43,15 +5 49 40,59 
September 4I 44 42,20 48 30 49,03 
Oktober 2 44 43,15 50 52 50,59 
November 43 40 44.27 50 5. 51,01 
Dezember 45 48 40,07 5I 54 52,12 
I 8yo 
Januar 440047. 45,50 51 52 51,57 
Februar 45 40 45,70 5I 54 52,58 
März 44 40 45,31 49 5I 50,03 
April 45 5I 48,05 43 50 49,00 
Mai 44 43 40,30 37 48 43,30 
Juni 47 50 49,32 36 47 40,08 
Juli 45 5I 48.52 41 50 45,11 
August 30 5I 40,00 30 44 39,02 
September 32 40 30,09 4I 50 40,40 
Oktober 37 4I 35,80 40 51 48,506 
November 38 45 41,04 47 50 48,72 
Dezember 43 48 45,10 43 47 44,50 
1891 
Januar 39 43 40,73 44 48 +6,11 
Februar 2 44 2,88 43 47 45,21 
März 4I 44 42,55 43 48 44,00 
April 49 45 43,48 47 52 49,30 
Mai 45. 5L. 4954 400053 50,34 
Juni +5 49 45,10 43 5I 49,73 
Juli 49 50 49,03 50 5I 50,17 
August 43 50 49,30 45 5I 48,73 
September 3I 5I 40,07 42 50 43,73 
Oktober 42 5I 40,37 43 49 40,23 
November 2 49 45,20 47 50 48,72 


Dezember 4I 40 42,00 > 49 40,24 
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Tabelle II 


Die Danziger Mühlen haben insgesamt (Weizen und Roggen in 1000 t) vermaälen: 


1982 I4I 
1883 159 
1584 166 
1835 205 
1556 259 
1857 324 


Tabelle III 


Durchschnittspreise für Weizen in Köln 
gute Mittelware 


inländische ausländische ausländ. über inländ. 
1901 165,5 172,3 7 
1902 163,7 I71,5 8 
1903 103,9 109,8 6 
1904 174,3 170,0 2 
1905 174,0 182,6 9 
1900 17753 194,5 17 
1907 205,0 ,. 220,4 I5 
1908 207,2 231,9 25 


Tabelle IV 


Mannheim höher als Danzig unverzollt. 


Weizen Roggen 
1889 74 14 
1890 73 18 
1891 03 Io 
1892 40 15 
1893 53 2I 
1894 45 20 
1895 47 13 
1830 50 2I 
1897 03 22 
1898 61 18 
1899 02 2I 
1900 — 22 
1901 — I4 
1902 40 u 
1903 55 22 
1904 — I4 
1905 50 17 
1906 — 22 
1907 == 13 
1908 — 18 


1999 == 8 
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Tabelle V 
Jahresdurchschnitte für Weizen. 
Berlin höher Stettin höher Köln höher 
als Danzig unverzollt als Danzig unverzollt als Danzig unverzollt 
1879 2 3 20 
18850 8 6 24 
1881 9 12 20 
1882 8 9 31 
1883 5 ; 8 23 
1884 5 I2 23 
1855 8 17 3I 
1886 I2 I7 29 
1887 23 26 30 
1858 37 42 40 
Tabelle VI 
Weizen 
Mannheim über Berlin Berlin über Danzig verzollt 
1889 24 7 
1890 23 6 
1891 17 I 
1892 28 16 
1893 27 5 
1894 15 4 
1895 13 o 
1890 12 3 
1897 21 9 
1898 24 7 
1899 24 4 
1900 20 9 
1901 13 I 
1902 II I 
1903 15 5 
1904 Io 2 
1905 13 10 
1906 17 II 
1907 17 4 
1908 20 3 
1909 15 5 


Zur internationalen syndikalistischen Bewegung. 
Von 


CHRISTIAN CORNELISSEN. 
“u 


In der internationalen Gewerkschaftsbewegung bereiten sich in 
diesen letzten Jahren wichtige Wandlungen vor. Alte Bande lösen 
sich, neue Beziehungen werden angeknüpft; neben alten bekannten 
Organisationen erscheinen neue Gruppen auf dem Plan. 

Im allgemeinen gesehen, deuten die Veränderungen, die im 
internationalen Gewerkschaftswesen zutage treten, eher auf eine 
Orientierung gegen rechts als gegen links hin; mehr auf ein Erschlaiten 
und Sichzufriedengeben, welches sich gewisser Arbeiterkategorien zu 
bemächtigen scheint, als auf ein energisches Leben, das sich immer 
wieder aus sich heraus erneut; mehr auf den, bei einer großen Zahl 
von Arbeitern und Arbeitervertretern stets wachsenden Wunsch, sich 
der bestehenden Gesellschaftsordnung anzupassen und im speziellen 
friedliche Abkommen mit ihren Arbeitgebern zu treffen, als auf tie- 
fere Tendenzen zur Vorwärtsentwicklung und zur Festigung der Ar- 
beiterbewegung auf der Grundlage des Klassenkampfs. 

In den fortgeschrittensten Industriestaaten sind breite Kategorien 
einer mehr oder minder privilegierten Lohnarbeiterschaft, dank 
einem Jange Jahre hindurch geführten Kampfe dahin gelangt, den 
Arbeitgebern wichtige Konzessionen abzuringen in Gestalt der Er- 
höhung des Arbeitslohnes oder der Verkürzung des Arbeitstages usw.; 
häufig sogar — wie insbesondere in den Vereinigten Staaten — wer- 
den von diesen privilegierten Arbeitergruppen (Arbeiteraristokratie) 
direkte Uebereinkommen mit ihren Arbeitgebern getroffen, zum Scha- 
den der Konsumenten ihrer Erzeugnisse und besonders der großen 
Massen der minder begünstigten Arbeiterschaft des industriellen und 
agrarischen Proletariats. 

Sicherlich, für all die, welche die Grundlagen des Eigentums 
und der Herrschaft der kapitalistischen Produktion vollkommen ge- 
stürzt und die Emanzipation der arbeitenden Klassen in ihrer Ge- 
samtheit durchgeführt sehen wollten, für diese wird die Erscheinung, 
die wir soeben festgestellt haben, wenig ermutigend sein. Und sie 
setzen denn auch alles daran, der Arbeiterbewegung von den niedri- 
geren Schichten des städtischen und ländlichen Proletariats her 
immer neue Kräfte zuzuführen, die gewerkschaftliche Organisation 
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unter den Einwanderern zu beleben und den ersten Regungen des 
Syndikalismus in den zurückgebliebenen Industrien und Ländern 
entgegenzukommen. 

In dieser schwierigen Propaganda trösten sie sich wohl damit, 
daß in demselben Maße, als die kapitalistische Produktion um sich 
greift und sich nach allen Richtungen entfaltet, sich auch die Pro- 
duktions- und Arbeitsbedingungen immer mehr ausgleichen werden 
in den verschiedenen Industrien und den Ländern von ungleich- 
artiger Zivilisation, so daß die Vorteile von heute, welche den be- 
günstigteren und konservativ gerichteten Elementen der Arbeiter- 
schaft zu statten kommen, sich immer mehr vermindern und all- 
mählich verschwinden werden. 

* * 

Um sich eine genauere Vorstellung von der temporären Reaktion 
zu bilden, welche die gewerkschaftlichen Organisationen aufweisen, 
ist es von besonderem Interesse, die Bewegung in bestimmten Län- 
dern zu beobachten, wo bis heute die Sozialdemokratie, der parla- 
mentarische Sozialismus, die oberste Führung über die Gewerk- 
schaften hatte. Wir denken hier namentlich an die deutsche Be- 
wegung, die im mittleren und östlichen Europa überall gewissermaßen 
vorbildlich war. 

Der Parlamentarismus der internationalen sozialdemokratischen 
Partei hat zweifelsohne viel dazu beigetragen, um jene Tendenz des 
Sichzufriedengebens und jene Zersetzung der Energie und Initiative 
zu erzeugen, welche sich heute in einem großen Teil des internatio- 
nalen Gewerkschaftswesens bemerkbar macht. Der auf die parla- 
mentarische »Disziplin« geschulte Arbeiter, allmählich gewöhnt, seine 
eigene Aktion auf die einer einfachen Abstimmungsmaschine redu- 
ziert zu sehen, muß auf die Dauer an Energie und schöpferischer 


Kraft großenteils einbüßen. Er beginnt notwendigerweise — in 
tugendhafter Ausübung der parlamentarischen Prinzipien — sich auf 


seine Vertreter zu verlassen. Und dies ebensowohl was die gewerk- 
schaftliche, als was die politische Aktion anbelangt. 

Aber die Sozialdemokratie selbst, insofern sie eine ökonomische 
und politische Orthodoxie, eine in bestimmten revolutionären Ueber- 
lieferungen erstarrte Bewegung darstellt, ıst in gewissen Gebieten 
dahin gelangt, ein Stein des Anstoßes zu werden für den behäbigen 
Gewerkschafter und den zum Bureaukraten umgewandelten Industrie- 
arbeiter. 

Dies ıst auch der Grund, warum die Wendung nach rechts, 
die sich in diesen letzten Jahren in mehreren gewerkschaftlichen 
Organisationen vollzogen hat, bei den Führern der Bewegung nicht 
weniger deutlich von der Tendenz begleitet war, sich in gleicher 
Weise von der Sozialdemokratie zu emanzipieren, oder wenigstens 
von der politischen Führung, die diese Partei so lange ausgeübt hatte, 
und im besonderen noch von all dem, was ıhr an revolutionärem 
Gepäck, an proletarisch-sozialistischem Geiste übrig geblieben war. 

Der erste Meinungsstreit zwischen den konservativ gestimmten 
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Gewerkschaftern und den orthodoxen Sozialdemokraten Deutsch- 
lands hat sich ergeben anläßlich der Diskussionen über den politischen 
Massenstreik auf dem Kongreß der deutschen Sozialdemokratie ın 
Mannheim (September 1906). Zum allgemeinen Erstaunen — ein 
Erstaunen, das die deutschen Grenzen weit überschritt — hat sich 
die Debatte in der Form eines Rückzuges des alten Bebel gegenüber 
Legien, dem Präsidenten der Generalkommission der großen deut- 
schen Zentralverbände abgespielt. 

Bebel, der noch im vorangegangenen Jahre, in Jena (1905), & 
verstanden hatte, eine Resolution, die im Prinzipe das Studium und 
die Propaganda des politischen Massenstreiks forderte, mit 288 gegen 
14 Stimmen zur Annahme zu bringen, stellte sich in Mannheim avi 
die Seite der Führer der deutschen Zentralverbände, welche mittler- 
weile — auf dem nationalen Gewerkschaftskongreß zu Köln — einen 
gegenüber dem Beschluß von Jena diametral entgegengesetzten Be- 
schluß gefaßt hatten. Bebel gab diesmal seinen Zweifeln mit Bezug 
auf den Generalstreik Ausdruck, dessen planmäßige Vorbereitung 
er unvernünftig, ja verbrecherisch fand. 

Diese Umkehr des Hohenpriesters der deutschen Sozialdemokratie 
war im übrigen vorauszusehen, nachdem er doch bereits im Juni 1906 
mit der Generalkommission der deutschen Gewerkschaften zu einer 
Verständigung gelangt war, welche die Jenaer Resolution völlig ent- 
kräftete. Der Sieg der Gemäßigten in Mannheim und der Uebergang 
Bebels zu den Führern der Gewerkschaften hatte sich gegen die Opp- 
sition Karl Kautskys, des marxistischen Theoretikers, vollzogen und 
ungeachtet der heftigen Proteste der revolutionären Elemente, we 
Rosa Luxemburg. 

Seit dieser Zeit hat sich die Emanzipation der deutschen Ge- 
werkschafter von den Tendenzen und der Taktik der orthodoxen 
Sozialdemokratie noch in mehreren Punkten gezeigt, so namentlich 
in Bezug auf die Maifeier und ferner in den Differenzen bezüglich 
der Propaganda der sozialistischen Jugendvereine in Deutschland etc. 

Die so wichtige Organisation des Zentralverbandes der Metall- 
arbeiter entschied auf ihrem in Hamburg (Juni 1909) abgehaltenen 
national-korporativen Kongreß, daß, weil »die Arbeitsruhe am 1. Mal 
als gewerkschaftliches Kampfmittel zur Erreichung günstiger Lohn- 
und Arbeitsbedingungen, sowie zur Befestigung bereits errungener 
Positionen nicht betrachtet werden kann«, es fortan dem freien Er- 
messen der Metallarbeiter überlassen sei, den r. Mai zu feiern oder 
nicht. Auch gibt ihnen der Kongreß die Freiheit, die Angelegenheit 
so gut sie können, selbst zu arrangieren, »unter Beachtung der inter- 
nationalen Kongreßbeschlüsse und Uebernahme aller sich aus der 
Arbeitsruhe am I. Mai sich ergebenden Folgen«!). Und das Organ 
der deutschen Metallarbeiter, die »Metallarbeiterzeitung« in Stuttgart, 
unterstützt von mehreren anderen Gewerkschaftsblättern, konnte 


1) Siche: Der Deutsche Metallarbeiter-Verband im 
Jahre 1909, Jahr- und Handbuch, Stuttgart, Igıo. S. 147. 
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sich nicht genugtun in bitterer Zurückweisung gegenüber den infolge 
der obigen BeschließBung erlittenen Angriffen seitens des Zentral- 
organs der Sozialdemokratie, des Berliner »Vorwärts« und anderer 
radikalerer Blätter, allen voran der »Leipziger Volkszeitung«! 

Es ist offenkundig, daß, auf diesen Punkt gelangt, die Vertreter 
zweier Millionen deutscher Gewerkschafter sich ihre Verhaltungsmaß- 
regeln nicht mehr von denen der 600 000 Mitglieder der sozialdemo- 
kratischen Partei vorschreiben lassen wollen. Im Gegenteil sind es 
die gemäßigten Gewerkschafter der Zentralverbände, welche die ge- 
samte sozialdemokratische Bewegung immer mehr beherrschen. 

Am Parteitag der deutschen Sozialdemokratie in Leipzig (Sep- 
tember 1909) wurde in betreff der Feier des r. Mai eine Vereinbarung 
getroffen, gemäß welcher die in Aussicht genommene Feier an keinem 
anderen Tage, als am I. Mai stattfinden darf (nicht also etwa am 
I. Sonntag des Mai). Die Vorbereitung wird überall einer Kom- 
mission überlassen sein, die »zu gleichen Teilen das Gewerkschafts- 
kartell und die Parteiorganisation« zu bestimmen hat. Zur Unter- 
stützung der eventuellen Opfer sollen für größere zusammenhängende 
Wirtschaftsgebiete »Bezirksfonds« gebildet werden. 

Immerhin, man fühlt es wohl — die revolutionäre Demon- 
stration des r. Mai in Deutschland ist tot! 

Angesichts des Einflusses, welchen die deutsche Bewegung immer 
auf die vieler anderer Länder ausgeübt hat, wird man nicht verwundert 
sein, daß die Reaktion nach rechts, die in diesem Lande vor sich 
ging, in mehreren kleinen Ländern ihre Reflexwirkungen hatte; sie 
manifestierte sich in der Gewerkschaftspresse durch das in den Vorder- 
grundstellen der Unabhängigkeit der gewerkschaftlichen Organisation 
und wobl auch in der Politik durch die Tatsache, daß die Führer des 
parlamentarischen Gewerkschaftswesens offen für den rechten Flügel 
der Sozialdemokratie Stellung nahmen, für den der sogenannten 
»Reformisten« oder »Revisionisten« In gewissen Ländern, wo es 
gegenüber der revisionistischen Bewegung eine gut organisierte revo- 
lutionäre Gewerkschaftsbewegung gibt (wie in Italien, in Holland 
und der Schweiz) sehen wir die erstere aus Opposition selbst bis an 
jene extremsten Grenzen zurückweichen, an welchen die Differenzen 
gegenüber den bürgerlichen Reformisten schon völlig verwischt er- 
scheinen. 

Der Rückmarsch der deutschen gewerkschaftlichen Zentralver- 
bände und ihrer Genossen war andererseits von der nicht minder 
merkwürdigen Erscheinung eines gegenseitigen Sichannäherns ihrer 
Führer mit jenen der großen konservativen Verbände Englands und 
Amerikas begleitet. Die vom Präsidenten der American Fede- 
ration of Labor, Samuel Gompers, im Sommer I909 unter- 
nommene »Studienreise« hat in diesem Punkte zu sehr bemerkens- 
werten Begebenheiten geführt, zu ganz sonderbaren Situationen, die 
vor kaum einem Jahrzehnt noch unmöglich gewesen wären, — Si- 
tuationen, über welche die sozialdemokratische Presse der beiden 
Kontinente nicht so bald zur Ruhe kommen konnte. Vergessen wir 
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nicht, daß der Präsident der American Federation ein erwiesener 
Antisozialist und Verbündeter der amerikanischen Milliardäre ist, 
dessen Einfluß notorisch; ein Mann der mebr getan hat, als daß es 
unbeachtet bleiben könnte, um in den Vereinigten Staaten der Wahl- 
propaganda der amerikanischen Sozialdemokratie entgegenzuwirken. 
Man denke sich nun die Verteidigung dieses Mannes durch Karl Le- 
gien in dem Mekka der Sozialdemokratie selbst, im Berliner Gewerk- 
schaftshause, gelegentlich der öffentlichen Versammlung am 31. Juli 
1909, — ein Zeichen der Zeit, wohlgeeignet, die stark modifizierte 
Orientierung der (rewerkschaftsbewegung des zentralen Europa zu 
kennzeichnen. In gleicher Weise charakteristisch war die Antwort, 
mit welcher P. Umbreit einige Tage nachher der bitteren Kritik des 
»Vorwärts« im »Correspondenzblatt der Gewerkschaften Deutschlands« 
entgegentrat: 

»Alle Zeitungsschreiber diesseits wie jenseits des Ozeans, die auf 
solche Art (wie der Berliner »Vorwärts«) den Weltruf unseres Karl 
Marx »Proletarier aller Länder vereinigt Euch!« propagieren, werden 
nicht mehr imstande sein, den Zusammenschluß der American Fede- 
ratıon of Labor, unseres amerikanischen Bruderbundes, mit den Ge- 
werkschaften Europas zu hintertreiben !« 

Immerhin, man hätte unrecht, aus dem was wir hier festgestellt 
haben, schließen zu wollen, daß die Sozialdemokratie ihren Einfluß 
auf die wirtschaftliche Entwicklung Europas bereits völlig verloren 
hat, oder daß sie ihn zumindest ın kurzer Zeit verlieren wird. In 
vielen anderen Gebieten und zwar in sehr wichtigen, hält man ın der 
internationalen Gewerkschaftsbewegung noch an einem Zusammen- 
wirken mit der Parteı fest, ın der Art, wie es das Organ der öster- 
reichischen Gewerkschaften »Die Gewerkschaft« (vom 13. Aug. 1009) 
in Bezug auf Samuel Gompers und seine Verbände ausgedrückt hat: 
»So wichtig und bedeutungsvoll uns jede Verbindung mit der großen 
amerikanischen Ce erscheinen muß, wir glau- 
ben doch, daß sie uns zu teuer erkauft werden würde, wenn man 
dafür auf den engen Zusammenhang der Gewerkschaften mit der 
politischen Bewegung verzichten sollte«. 

Bei der internationalen Konferenz der Sekretäre der gewerk- 
schaftlichen Landeszentralen, abgehalten in Paris vom 30. Aug. bis 
zum I. Sept. 1909. war die Majorität noch unstreitig von den na- 
tionalen Organisationen gebildet, welche sich offen zur sozialdemo- 
kratischen Richtung bekennen. An seiner Spitze stand nicht mehr 
Karl Legien (obwohl noch sozialdemokratischer Reichstagsabgeord- 
neter) sondern der Ocsterreicher Hueber, ein Prototyp des dogmati- 
schen Marxisten alten Stils. 

Ist es nicht auch bezeichnend, daß zu dieser selben Konferenz, 
Belgien, dieses sonderbare Land in dem es keine freie und unab- 
hängige Gew erkschaftsbewegung gibt, sondern die Gewerkvereine 
mit den Wahlvereinen, den Produktionsgenossenschaften, den Or- 
chester- und Turnvereinen etc., in jenem undefinierbaren Sammel- 
surium, das sich »Arbeiterpartei« nennt zusammengewürfelt sind, — 
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daß dieses Belgien als einen seiner Delegierten den Sekretär des In- 
ternationalen Sozialistischen Bureaus, Camille Huysmans ausgeschickt 
hat? Als die Anhänger der Sozialdemokratie einen Moment erkann- 
ten, daß der französische Vorschlag, welcher auf die Umgestaltung 
der Konferenzen von Sekretären der gewerkschaftlichen Landeszen- 
tralen zu internationalen Gewerkschaftskongressen ausging, a priori 
niedergestimmt werden müsse, hatte M. Huysmans von Tisch zu Tisch 
gehend, zu diesem Zweck in Io Minuten die Unterschriften von 
zehn Nationalitäten beisammen; und nur dank der Opposition 
des deutschen Delegierten Legien konnte sich immerhin eine freie 
Diskussion über diesen Gegenstand entfalten und konnten die fran- 
zösischen Vorschläge nicht wieder aufs neue von vornherein und 
vorsätzlich abgelehnt werden. 

Wer die internationalen Beziehungen in der Arbeiterbewegung 
unpartelisch beurteilen will, darf auch die Reversseite der Medaille 
nicht aus dem Auge verlieren: bedeutet die Annäherung der deutschen 
Zentralverbände an die konservativ gerichteten trade-unions Ame- 
rikas eine Reaktion für die deutsche Bewegung, — so ist diese An- 

näherung vom amerikanischen Gesichtspunkt aus doch jedenfalls 
gleichbedeutend mit einer Wendung nach links, die sich gegenw ärtig 
jenseits des Ozeans auf dieselbe Weise darstellt, wie sie sich vor 
etlichen Jahren in den englischen trade-unions präsentierte. 

Es war sicherlich nicht ohne ernste Veranlassung, daß der Präsi- 
dent dr American Federation of Labor genau zu 
diesem Zeitpunkt gekommen war, um die europäische Arbeiterbe- 
wegung zu »studieren.« Die Wandlungen, die diese letzten Zeiten in 
der wirtschaftlichen Lage ihres eigenen Landes gezeitigt hatten und 
die im Schoße der großen amerikanischen Gewerkschaften immer 
wachsende Opposition nötigen die amerikanischen Führer, einige 
Schritte nach vorwärts zu tun und Beziehungen nach links zu suchen. 
Die Opposition in ihrer eigenen Mitte macht sich ın den wichtigsten 
Organisationen fühlbar, wie in der der Bergarbeiter (United Mine 
Workers of America) und die neuerliche Verschmelzung letzterer 
mit der Western Federation of Miners, deren Tendenzen ausge- 
Sprochen revolutionäre sind, wird nicht wenig zur Stärkung dieser 
Opposition beitragen. In ihrer satten Zufriedenheit, auch mit Bezug 
auf die eigene Aktion und dem eifrigen Bestreben, die Doktrin von 
der »Harmonie zwischen Kapital und Arbeit« ın Anwendung zu brin- 
gen, hat überdies die große amerikanische Foederation in diesen 
letzten Jahren der Pflichten ernster Organisationsarbeit vergessen. 
Wichtige Konflikte zwischen Proletariat und Arbeitgebertum, im 
besonderen auch solche, welche die aus Europa kommenden Ein- 
wanderermassen in erster Linie interessierten, — wie neuerdings der 
fürchterliche Kampf in den Mac Kees Rocks-Stahlwerken bei Pitts- 
burg -— haben sich völlig außerhalb der A. F. of L., (wenn nicht gegen 
ihre Intentionen) abgespielt. Es war der revolutionäre Gewerk- 
schaftsgedanke der »Industrial Workers of the World«, welcher in 
mehreren dieser Konflikte im Vordergrund stand; so wie es der- 
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selbe revolutionäre Verband war, der in den Vereinigten Staaten die 
Organisation der bis dahin von den großen Gewerkschaftsverbänden 
zurückgestoßenen japanischen Arbeiter unternommen hat und auch 
die der spanischen, polnischen, ungarischen etc. Solch schwere Fehler 
rächen sich und schaden ernstlich der mächtigen Organisation der 
A. F. of L., welche sich vielfach gegenüber den Gewerkschaftsaktionen 
der großen proletarischen Massen abseits oder gar in Gegensatz ge- 
stellt hat. 

Und weiter! Die Presse der Industrial Workers of the World 
hat die Aufmerksamkeit auf das bemerkenswerte Phänomen ge- 
lenkt, daß gleichzeitig mit dem Präsidenten der A. F. of L. sich 
auch eine andere amerikanische Persönlichkeit in einer bestimmten 
»Mission« nach Europa begeben hat: einer der Vertreter der famosen 
»Civic Federation«, dieser Allianz von Milliardären und amerikanischen 
Arbeiterführern, der vor etlichen Jahren von dem Senator-trustard 
Mark Hanna begründet und von »Gewerkschaftern« wie Gompers 
und Mitchell erhalten wurde; dieser Allianz, die sich die An- 
näherungder GesellschaftsklassenunddieSchlich- 
tung derscharfen Konflikte zwischen Kapital 
und Arbeit zum Ziele gesetzt hat. 

Der Vertreter dieser Civic Federation soll mit der Aufgabe der 
Begründung von Schwesterverbänden in Europa betraut worden 
sein, in derselben Weise wie Samuel Gompers den Auftrag hatte, 
mit den europäischen Gewerkschaften Beziehungen anzuknüpfen. 
In Europa hat man noch keinen irgendwie gearteten Einfluß der 
durch den Beauftragten der Civic Federation ausgeübten Aktion 
wahrgenommen. Indessen, wenn die Koinzidenz dieser zwei Missions- 
reisen immerhin beachtet zu werden verdient, so gibt es da auch 
eine zweite Koinzidenz, welche mir von einem ökonomisch-sozialen 
Gesichtspunkte gesehen, noch viel bemerkenswerter zu sein scheint: 
die der Europareise Gompers’ mit der Annahme eines neuen Zolltarifs 
in den Vereinigten Staaten, der den Import wichtiger Materialien 
nach diesem Lande erleichtert. 

In der Tat, die bevorzugten Bedingungen, in welchen sich in die- 
sem letzten Jahrzehnt die amerikanischen Arbeiter verschiedener 
Industrien befunden hatten, erklären sich, abgesehen von der rapiden 
Entwicklung und von der technischen Ueberlegenheit der ameri- 
kanischen Produktion, vornehmlich aus einem strengen Protektionis- 
mus. Dieser Protektionismus schloß in zahlreichen Produktions- 
zweigen der Vereinigten Staaten alle fremde Konkurrenz aus, zu 
Zeiten, als die großen, in den neuen gigantischen Trusts organi- 
sierten industriellen Unternehmer es nützlich erachteten, sich mit 
ihren Arbeitern auf Kosten der Konsumenten auf guten Fuß zu stellen. 

Jedoch die Periode solcher friedlichen Annäherung scheint im 
Schwinden zu sein. Die amerikanischen Industrien, einmal auf ihre 
heutige Entwicklungsstufe gelangt, bedürfen — da der amerikanische 
Markt allzu sehr überfüllt — immer mehr einer gewissen Bewegungs- 
freiheit, die ihnen gestattet, ohne Einschränkungen für den Welt- 
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markt zu produzieren und dem zufolge auch der Einführung schlecht 
gezahlter Arbeitskräfte. Wenn es nun auch den Arbeitern der bevor- 
zugten Branchen dank ihren gewerkschaftlichen Organisationen ge- 
lingt, diesen Tendenzen gegenüber einen Widerstand zu entwickeln und 
den Import asiatischer Arbeiter und billiger Arbeitskräfte aus der 
alten Welt noch zu hindern, so schwindet ihre Macht offenkundig dahin 
gegenüber der harten Notwendigkeit der Produktion; abgesehen auch 
noch davon, daß sie die Plazierung bedeutender amerikanischer Kapi- 
talien in den Industrien Chinas und Japans nicht zu verhindern ver- 
mochten, noch auch die fürchterliche Zunahme der Arbeitslosigkeit 
in den Vereinigten Staaten. Die »Ausgleichung« der Arbeitsbedin- 
gungen, von welcher weiter oben die Rede war, beginnt sich also in 
den Industriezentren Amerikas fühlbar zu machen. Und dies ist es 
auch, was mich zu sagen veranlaßte, daß es von wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten nicht der ernsten Beweggründe dafür gebrach, daß der 
Präsident der mächtigen American Federation of Labor neuerdings 
nach Europa gekommen ist, um hier »Studien« zu machen und inter- 
nationale Beziehungen anzuknüpfen. 
* * 
xk 

Die konservativ gerichteten amerikanischen Gewerkschaften und 
die Opposition, welche sich ihrer exklusiven Taktik gegenüber zu 
regen beginnt, führen uns zur dritten Strömung in der internationalen 
Gewerkschaftsbewegung: zum revolutionären Gewerkschaftswesen. 

Von verschiedenen Seiten hat es Erstaunen erregt, daß die Mit- 
glieder des Comité Confederal der Confédération Générale du Travail 
in Frankreich Herrn Samuel Gompers einen freundlichen oder jedenfalls 
höflichen Empfang bereiteten und daß sie ihm und seiner gewerkschaft- 
lichen Taktik nicht geradezu ablehnend begegnet sind. Sofern dies 
eine Beschuldigung sein soll, erkenne ich an, daB es unrecht ist, 
sie an die Mitglieder des Comité Confederal zu richten. Sie, als Ver- 
treter einer großen nationalen Gewerkschaftszentrale, ın der allerdings 
die revolutionären Tendenzen vorherrschen, dennoch aber Gewerk- 
schafter von verschiedenen politischen Richtungen vereinigt sind, konn- 
ten nicht anders als die Pflichten der Höflichkeit gegenüber dem 
Abgesandten einer andern nationalen Gewerkschaftsorganısation be- 
ohachten. Wenn sie im Kampfe der Ideen gehalten sind, die leitenden 
Prinzipien ihrer Organisation zu verteidigen, so sind sie andererseits 
persönlich als über die politischen Kämpfe, welche die Gruppierungen, 
Fraktionen und Parteien von einander scheiden, gestellt zu denken; 
einigermaßen in der Art, wie eine Regierung, mit Recht oder Unrecht, 
als über die politischen, religiösen etc. Kämpfe eines Landes gestellt 
gedacht wird. 

Dies ist einmal eine Notwendigkeit, die ihr Für und Wider hat 
und welche genau genommen, die revolutionären Elemente hindert, 
große Hoffnungen auf die Intervention der C. G. T. bei der inter- 
nationalen Organisation der gewerkschaftlichen Kräfte zu setzen. 
Ich habe von Personen, die einen führenden Rang innerhalb der 
Confederation Generale du Travail innehaben, sagen hören, daß sie 
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persönlich, statt auf der internationalen Gewerkschaftskonferenz ihre 
Organisation allein in Opposition zu sehen, es vorgezogen haben würden, 
daß diese eine Verständigung anbahnte mit den Dissidenten d.h. den 
revolutionären Organisationen anderer Länder; indessen fügten sie 
hinzu, als Mitglieder des Comité Confederal ihrer Organisation dies 
nicht gutheißen zu können. Ihrer persönlichen Ueberzeugung 
gemäß vorgehend, hätten sie den Gewerkschaftszentralen anderer 
Länder offene Feindschaft entgegenbringen müssen, eine Feind- 
schatt, welche nach ihrer Erkenntnis umso bedauerlicher gewesen 
wäre, als das Unternehmertum seinerseits sehr wohl international 
vorzugehen versteht. 

Trotz alledem ist meines Erachtens die aktuelle Lage in der Ar- 
beiterbewegung derart, daß eine internationale Verständigung unter 
den revolutionären Gewerkschaftsorganisationen unbedingt bevor- 
steht und von Jahr zu Jahr umso dringlicher wird, als verschiedene 
große Gewerkschaften ıhrerseits sich immer ausgeprägter nach der 
reformistischen Richtung entwickeln. 

Im übrigen ıst die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung nach 
der Meinung all derer, die darüber zu urteilen kompetent und be- 
rufen sind, ganz evidenterweise in eine Periode getreten, in der sit 
absolut größerer Bestimmtheit und Homogenität bedarf. In mehreren 
wichtigen Punkten wollen ihre Anhänger aus den besonderen Tat- 
sachen, die sich in diesen letzten Jahren ergeben haben, eine Linie 
des allgemeinen Verhaltens ableiten. 

Einerseits ist die Bewegung vorgeschritten genug, damit gewisse, 
von der Kindheit der revolutionären Organisation datierende Fragen 
durch die fortschreitende Entwicklung der Gewerkschaften selbst in 
den Hintergrund gerückt werden. So zum Beispiel die Frage, ob es 
nützlich sei oder nicht, bezahlte Funktionäre im Dienste der Be- 
wegung zu haben. Wenn diese einmal, statt sich auf einige zehn 
oder hundert Mitglieder zu beschränken, deren Tausende ın sich zu 
vereinigen beginnt, kann die Arbeit der unbezahlten freiwilligen Funk- 
tionäre nicht mehr ausreichen für die inhärenten Aufgaben einer 
ernsthaften Organisation, deren Leitung allmählich die Arbeitskrait 
voller administrativer Persönlichkeiten erfordert, die ihrer Organi- 
sation ein ganzes Menschenleben zur Verfügung stellen können. 

Andererseits gibt es kardinale Fragen des Prinzips und der Taktik, 
wie die des Antimilitarismus, des politischen Massenstreiks, des Bov- 
kotts und der Sabotage etc., in betreff deren man in den verschie- 
denen Industrieländern so verschiedene, zum Teil sich widersprechende 
Erfahrungen gemacht hat, daß ein Austausch der Meinungen als 
nützlich erachtet werden muß und in den Augen der revolutionären 
Gewerkschafter mehrerer Länder notwendig erscheint. 

Bemerken wir noch, daß die Basis bereits breit genug ist, um 
eine gemeinsame internationale Aktion von dem uns beschäftigenden 
Gesichtspunkte aus zu gestatten: 

In den Vereinigten Staaten finden wir in »den Industriellen Ar- 
beitern der Welt« eine zentrale revolutionäre Gewerkschaftsorganı- 
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sation, welche schon durch die Tausende europäischer Einwanderer, 
die sie in sich vereinigt und durch die junge japanische Arbeiterbe- 
wegung Amerikas, die 5000 Mitglieder zählt und ganz an ihrer Seite 
rangiert, einen stark internationalen Charakter trägt. Die revolutio- 
näre Gewerkschaftsbewegung hat desgleichen einen schon bedeutenden 
Rückhalt in den neuen Staaten des südlichen Amerika, wo man be- 
reits einen internationalen südamerikanischen Gewerkschaftskongreß 
geplant hat. 

In Australien haben die Taktik der konservativen Gewerkschafts- 
verbände und die sozialen Experimente der Regierungen mit dem 
»praktischen Sozialismus« in der Form der Ausgleichung und des 
obligatorischen Schiedsgerichtswesens in den Kreisen der Arbeiter- 
schaft lebhafte Opposition hervorgerufen; es ist hier eine revolu- 
tionäre Gewerkschaftsbewegung in Bildung begriffen, welche in den 
angelsächsischen Ländern mit dem Namen »Industrial Unionism« be- 
zeichnet wird und deren Taktik durch das gekennzeichnet ist, was 
man in Europa »Direkte Aktion« nennt. 

Auf die Initiative stark agitatorisch wirkender Führer fand im 
Juli 1909 in Adelaide der erste Kongreß dieser Bewegung statt, an 
welchem die Delegierten mehrerer australischer Staaten teilnahmen. 

Wenn wir uns sodann Europa zuwenden, müssen wir finden, daß 
die revolutionäre Gewerkschaftsbewegung sicherlich in keinem Lande 
so stark ist, als in Frankreich. Indessen, die revolutionären Gewerk- 
schaftler Italiens, welche die massenweise Rückkehr in die Con- 
federazione del Lavoro, deren Tendenzen sie entsprechend umge- 
stalten zu können hoffen, neuerdings zum Beschlusse gemacht haben, 
besitzen in bestimmten Zentralverbänden und Gewerkschaftskartellen 
Organisationen von bereits stark revolutionärer Richtung. Desgleichen 
haben die revolutionären Vereine und Verbände, welche in dem »Na- 
tionaal Arbeidssekretariad« von Holland, in der »Freien Ver- 
eingung deutscher Gewerkschaften« und in dem »Bund der 
Arbeitervereine der französischen Schweiz« organisiert 
sind, eine seit lange her gesicherte Existenz. In all diesen Ländern 
hat die Bewegung schon harte Proben bestanden. In Oester- 
reich sowie m England besteht eine wenngleich schwache 
revolutionäre Gewerkschaftsbewegung und ist in steter Entwicklung 
begriffen. In Spanien hat sich der provinziale Verband der 
Solidaridad Obrera nach der Reaktion erhoben, welche der Revo- 
lution von Catalonien i. J. 1909 gefolgt war, um sich im Herbst IgIo 
in eine Nationale Föderation mit dem Sitz ın Barcelona umzuwandeln, 
Die neueren Ereignisse in Spanien haben wieder bewiesen, daß diese 
Bewegung gewiß mehr Werbekraft auf die Massen der spanischen 
Arbeiterschaft ausübt, als die aus der Fremde importierte parlamen- 
tarısche Gewerkschaftsbewegung, deren Sitz in Madrid ist. 

In verschiedenen Gegenden (Holland, Deutschland, Frankreich) 
hat man schon wiederholt dem Wunsche Ausdruck gegeben, daß die 
revolutionäre Confédération Generale du Travail in Frankreich die 
Initiative ergreife, um einen internationalen Gewerkschaftskongreß 
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einzuberufen, an dem die revolutionären Organisationen ebenso gut 
aufgenommen wären, als die parlamentarischen und reformistischen. 

Aus den oben dargelegten Gründen wird man, solange nämlıch 
die C. G. T. die einzige Gewerkschaftszentrale Frankreichs bleibt, 
welche Verbände divergenter Richtung und Taktik in sich einver- 
leibt hat, nicht erwarten können, daß diese Organisation eine solche 

Initiative ergreife. Vielmehr wird weiter ihr Bestreben sein, im Schoße 
des Internationalen Sekretariats der nationalen Gewerkschaftszentralen 
der Umgestaltung der internationalen Sekretariatskonferenzen zu 
allgemeinen und internationalen Gewerkschaftskongressen entgegen- 
zuwirken. Bleibt immerhin noch zu fragen, ob die dem Internationalen 
Sekretariat nicht angegliederten Gewerkschaftsverbände zu solchen 
internationalen Kongressen zugelassen werden würden, selbst vor- 
ausgesetzt, daß man zur Organisation dieser Kongresse gelangt. 

Jedoch eine andere Frage drängt sich auf: Es ist der Vorschlag 
gemacht worden, daß bestimmte revolutionäre Verbände, die mäch- 

tigsten in Frankreich, welche einige hunderttausend gewerkschaftlich 
organisierte Arbeiter in sich vereinigen, dem Wunsche der Revolu- 
tionäre aller Länder folgend, die Initiative ergreifen sollten. Vor- 
nehmlich denkt man dabei an die französischen Bau- und Metall- 
arbeiterverbände. Im Schoße der C. G. T. sind sie autonom und 
demzufolge frei genug, um die Angelegenheit in die Hand zu nehmen. 
Indem sie die Initiative für eine internationale Begegnung ergriffen, 
würden sie zuerst die Idee der internationalen und allgemeinen Ge- 
werkschaftskongresse vorausschicken, welche allen Fraktionen Zutritt 
geben — jener RO, die die nationalen Zentralverbände, deren 
Zentrum in Berlin ist, nie organisieren wollten, aus Angst, damit 
den internationalen sozialistischen Arbeiterkongressen zu schaden, 
bei denen die Sozialdemokratie die Vorherrschaft hat, denn diese 
letzteren sind es, in welchen die sozialistischen Führer weiterhin die 
eigentlichen Arbeiterkongresse erblicken. (Siehe 
oben das Zitat der »Gewerkschaft«.) 

Dann würde diese Begegnung die revolutionären Gewerkschafter 
Frankreichs in Kontakt setzen mit den Organisationen anderer Län- 
der und den gegenseitigen Rückhalt für den Fall wirtschaftlicher 
Kämpfe vorbereiten. 

x š xk 

Man konstatiert also zur Rechten sowohl als zur Linken in der 
internationalen Gewerkschaftsbewegung Versuche einer Konzentration 
der Kräfte. Diese Versuche sind beherrscht von den Notwendigkeiten 
des sozialen Kampfes und finden ihr Gegengewicht in den Unter- 
nehmerorganisationen. 

Jedoch eine grundlegende Verschiedenheit der Methode trennt 
die zwei Strömungen der Bewegung und bei dieser Verschiedenheit 
der Methode und Taktik müssen wir noch ein wenig verweilen, um 
unsere kleine Studie der Gewerkschaftsbewegung abzuschließen. 

Auf der Rechten entwickelt sich die Gewerkschaftsbewegung 
immer mehr in der Richtung des Unterstützungswesens und des 
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Reformismus. Man sucht, auf dem Wege mehr oder weniger lang- 
fristiger Verträge mit dem Unternehmertum gewisse Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen zu erreichen, oder zumindest die bestehende 
Situation aufrechtzuerhalten und ist bestrebt, durch die engen Be- 
ziehungen der Gewerkschaftsaktion zur parlamentarischen, die Inter- 
vention der Gesetzgebung in den Arbeiterfragen über die Köpfe der 
Unternehmer hinweg zu erlangen. Ferner durch die Ausarbeitung 
und Erweiterung eines ganzen Systems von wechselseitigen Unter- 
stützungseinrichtungen (für den Fall von Krankheit, Arbeitslosigkeit, 
Reise etc.) ist diese selbe Bewegung bemüht, das Leben des Arbeiters 
und seiner Familie gegen jede Art von Unfällen zu sichern. Sofern 
die mit den Unternehmern geschlossenen Kontrakte letzten Endes 
von der gegenwärtigen wirtschaftlichen Stärke der beiden Teile ab- 
hängen, können sie den direkten und offenen Kampf nach sich ziehen 
und sind die Streiks, Aussperrungen, Boykotte etc. bei dieser 
Gewerkschaftstaktik nicht ausgeschlossen. Aber was die grund- 
legenden Prinzipien anlangt, charakterisiert sie sich nichtsdesto- 
weniger durch die Tendenz, die Bewegung der bestehenden Gesell- 
schaftsordnung anzupassen. Durch dieses unterscheidet sie sich voll- 
kommen von der revolutionären Methode. 

Diese letztere Methode rückt den Klassenkampf in die vorderste 
Linie. Die wechselseitige Unterstützung nach Möglichkeit auf die 
direkten Erfordernisse dieses Kampfes beschränkend, alles ausschal- 
tend, was in den Uebereinkommen mit den Unternehmern zur Hem- 
mung werden könnte, organisiert sie die Arbeitermassen genau vom 
Gesichtspunkte der Streiks, der Boykotte usw., kurz aller Bewegungen, 
die man zusammen unter dem Terminus der »direkte Aktion« ver- 
steht, im Gegensatz zur parlamentarischen Aktion. Diese Methode faßt 
ins Auge die ökonomische Umgestaltung der Gesellschaft mit Verzicht 
auf die gesetzmäßige Kodifikation der im Kampfe davongetragenen 
Vorteile. Gewiß, die »direkte Aktion« schließt einen Druck auf die Ge- 
setzgebung nicht aus, die Begünstigung guter Gesetze und den Kampf 
gegen schlechte, aber selbst in dieser Form bleibt sie eine Aktion 
des reellen Lebens, welche ihren Einfluß auf die Regierung und die 
politischen Parteien (auf alle politische Parteien ohne Ausnahme) 
auszuüben strebt durch Meetings, Streiks, insbesondere den Ge- 
ncralstreik etc., ohne direkte Beteiligung an der Politik und 
namentlich an den Wahlen. Ferner erblickt die revolutionäre Me- 
thode den Wert der Verbesserungen nicht allein in den erlangten 
materiellen Vorteilen — in der Lohnerhöhung, Verkürzung des Ar- 
beitstages etc. — sondern auch vor allem ın der wachsenden Macht, 
welche die organisierte Arbeiterschaft über die Produktion, über den 
gesamten Arbeitsprozeß gewinnen kann. Durch die gewerkschaftlichen 
Organisationen immer mehr und mehr zur Beherrschung des Produk- 
tionsprozesses zu gelangen, die oberste Leitung über dieselbe den Unter- 
nehmern innerhalb ihrer eigenen Betriebe streitig zu machen mit Hin- 
blick auf die künftige endgültige Vernichtung aller Herrschaftsver- 
hältnisse: dies das reelle Ziel des revolutionären Gewerkschaftswesens. 
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Häufig führen die Notwendigkeiten des unmittelbaren Kampfes 
die Träger der zwei gewerkschaftlichen Methoden, die wir soeben 
festgestellt haben, zusammen. Insbesondere der Generalstreik 
ist nicht realisierbar ohne gegenseitiges Einverständnis zwischen 
den Arbeitern aller wirtschaftlichen und politischen Tendenzen. 
Dies aber hindert nicht, daß innerhalb der Arbeiterorganisationen 
die zwei Methoden einander in unablässiger Opposition gegenüberstehen 
und daß durch das Vorherrschen der einen oder der andern, bei 
dem heutigen Stand der Dinge. die Entwicklungstendenz der Ge- 
werkschaftsbewegung mit voller Rlarheit gekennzeichnet wird. 


KRITISCHE 
LITERATUR-UEBERSICHTEN. 


Arbeiterschaft und Konsumgenossenschaft. 
Von 
F. STAUDINGER. 


Als es vor einiger Zeit hieß, Paul Göhre werde ein größeres 
Werk über Genossenschaften schreiben, da war Ref. sehr begierig auf 
diese Arbeit, denn er erwartete, der Mann, der schon in früher Jugend 
die Mühe nicht scheute, unter den Fabrikarbeitern zu wohnen und zu 
arbeiten, um deren Wesen so ganz aus dem Leben schildern zu kön- 
nen, werde hinsichtlich der Konsumgenossenschaften etwas Vortreif- 
liches leisten. 

Leider ist diese Erwartung etwas enttäuscht worden. Das unge- 
heure, 565 Seiten Großoktav starke Buch über »die deutschen Arbeiter- 
Konsumvereine«e, das nunmehr im Vorwärtsver la g e erschienen 
ist, zeigt bei vielen guten Darstellungen und Gedanken doch einen 
ziemlichen Mangel an kritischer Sichtung betreffend des Stoffs und 
ein so wenig klares und widerspruchsfreies Urteil über das Wesen der 
heutigen Konsumvereinsbewegung, daß es wohl manchen Genossen- 
schaftskundigen bei genauerer Prüfung in Erstaunen setzen wird. Das 
hätte Göhre wirklich noch ein gut Stück ausreilen lassen müssen. 

Aber da es nun vorliegt und bei dem Ansehen des Verfassers in 
minder sachkundigen oder zu wenig achtsamen Kreisen neben man- 
cher guten doch auch recht üble Wirkungen praktischer wie theoreti- 
scher Art zeitigen könnte, so ist es geboten, das gefällte Urteil ein- 
gehend zu begründen, und, wenn auch nicht alle, so doch die wesent- 
lichsten Bedenken geltend zu machen. 

Natürlich ist es das gute Recht des Verfassers, seinen Stoff 
abzugrenzen wie es seinem Zweck entspricht. Er durfte 
also vor allem die von Arbeitern gegründeten und geleiteten Vereine 
in ihrer Eigenart untersuchen und, wo sich Unterschiede gegen andere 
finden, solche hervorheben. Aber wenn er das beabsichtigte, so hatte 
er vor allem die wissenschaftliche Pflicht, erst einmal diejenigen 
(Grleichheiten und Verschiedenheiten aufzusuchen, welche das innere 
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Gefüge der Vereine auch abgesehen von jenem Unterschied verschie- 
den gestalten. 

Es dürfte sich da bei gewissenhafter Prüfung herausstellen, daß 
zunächst alle diejenigen Konsumvereine ausgeschaltet werden müssen, 
welche den Nutzen nicht, wie es die Rochdaler Weber gelehrt haben, 
nach der Güterentnahme, sondern nach dem Kapitalanteil verteilen, 
da diese überhaupt nur einen pseudogenossenschaftlichen Charakter 
tragen. Sie haben aber auch weder in England noch in Deutschland 
Bedeutung und Bestand gehabt, und treten nur bei Beginn der Be- 
wegung auf. 

Sodann aber mußten diejenigen Konsumvereine gesondert wer- 
den, welche von ihren Mitgliedern oder gar ihren Verwaltern noch als 
Handelsgeschäft betrachtet werden, bei denen also die Beschaffung 
guter und preiswerter Güter nur oder vorzugsweise Mittel zum Zweck 
der Herauswirtschaftung eines Handelsgewinas sein soll, der nachher 
als Dividende — ebschon nach Maßgabe der Güterentnahme — ver- 
teilt wird. Diese im wahren Sinne des Wortes kapitalistisch verkröp!- 
ten Konsumvereine, welche selbst bei hundertjährigem Bestande fast 
wirkungslos bleiben, wären, obwohl sie praktisch oft mit besseren 
ineinanderfließen, doch theoretisch auf das schärfste den reinen Kon- 
sumvereinen entgegenzustellen. Das sind die, welche das Svstem 
gemeinschaftlicher Güterbeschaffung d. h. den Sozialismus im echte- 
sten Sinne des Worts an Stelle des kapitalistischen »Kaufen um zu 
verkaufen«, d. h. eine menschenwürdige, menschenverbindende Ge- 
meinschaft an Stelle des heutigen, den Nächsten niederwerfenden und 
ausbeutenden egoistischen Wirtschaftssystems setzen wollen. 

Bei solcher Untersuchung wäre dem Verf. notwendig klar gewor- 
den, daß das Rochdaler System beide letztgenannte Formen der Ge- 
nossenschaftsbildung im Keim enthielt und daß der herrschende ka- 
pitalistische Sinn zunächst gerade die verkröpfte Genossenschafts- 
art sowohl in England wie in Deutschland, und zwar ziemlich gleich- 
mäßig ebenso bei den von Arbeitern wie bei den von Bürgern gegrün- 
deten Konsumvereinen ausgebildet hat. Nunmehr erst konnte er sagen. 
daß neuerdings ganz wesentlich durch den Einfluß einiger höher er- 
zogenen Gewerkschafterschichten die zweite wirklich sozialere und 
wirkungskräftigere Art der gemeinschaftlichen Güterbeschaffung vor- 
zudringen beginnt. Hierbei konnte er dann sehr entschieden hervor- 
heben, daß deren Hofinung heute ganz wesentlich auf der allmäh- 
lichen Heranreifung und massenhaften Beteiligung der Arbeiterschaft. 
zunächst aber nur in sehr geringem Maße auf der Beteiligung anderer 
Schichten ruhen kann. 

Diese sehr wesentlichen Unterschiede innerhalb der Genossen- 
schaftsentwickelung selbst aber treten bei Göhre kaum hervor. Da- 
gegen wird gleich von vornherein ein klaffender Unterschied zwischen 
proletarischen und bürgerlichen Konsunmvereinen postuliert, auch wo 
ein solcher Unterschied noch gar nicht oder kaum entwickelt sein 
konnte, und dabei geschieht das in einer Weise, als ob nun die Ge- 
nossenschaft durch die bloße Tatsache, daß sie Arbeiter in sich schließt, 
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auch schon höher entwickelt sei. Das Wort »proletarisch« fliegt nur 
so herum, zuweilen fünf-, sechsmal hintereinander. Ob auch ein fein- 
fühliger Arbeiter diese Manier für geschmackvoll hält, bleibe dahin- 
gestellt, jedenfalls aber ist sie dann zu beanstanden, wenn sie, wie bei 
Göhre, die Verkennung und Mißachtung der wichtigsten Form- und 
\Wesensunterschiede einschließt. Daß der Arbeiter durch seine heu- 
tige Klassenlage mehr als andere zu den Genossenschaften gedrängt 
wird, ist zweifellos, das ist, um ein Wort von Kautsky anzuwenden, 
»sein Glück, nicht sein Verdienst«.. Daß er aber damit schon die 
auch in ihm wohnenden kapitalistischen, nur auf die Produzenten- 
eigenschaft und den Erwerb gerichteten Instinkte ablegt und »alles 
bürgerlich- -ungenossenschattliche wegfegt«, ıst grundfalsch. Es be- 
darf auch bei ihm einer langen und noch lange nicht abgeschlossenen 
sozialen Schulung, genau wie beim Bürger, der in die Genossenschaft 
tritt. Es gibt außer bürgerlich Ungenossenschaftlichem auch prole- 
tarısch Ungenossenschaftliches in reicher Menge; das werden wir an 
der Hand dessen, was Göhre selbst darstellt, noch mehrfach zu beto- 
nen Gelegenheit haben. Und um es gleich zu sagen: Genossenschaft 
im Sinne der Güterbeschaffungsgemeinschaft ist weder proletarisch 
noch bürgerlich, sondern etwas Anderes, ganz Neues, etwas was außer- 
halb der Unterschiede der Klassengesellschaft ılır als Ganzem gegen- 
übersteht. 

Dadurch, daß Göhre diese Gesichtspunkte verkennt und gänz- 
lich unkritisch mit seinem »proletarisch« und »bürgerlich« operiert, er- 
hält seine Darstellung leider nur zu oft eine unwissenschaftliche Fär- 
bung, und gerät in gar manche zuweilen ergötzlichke Wider- 
sprüche mit eignen Feststellungen und Beur- 
teilungen, sowie in Ungerechtigkeiten der Kritik, deren er sich 
nicht schuldig machen dürite. 

Im Schlußkapitel beklagt er sich mit Recht bitter darüber, daß 
die Gegner der Konsumvereine die darin befindlichen Handwerker, 
Bauern, Beamten mit den verwerflichsten und oft gesetzwidrigsten 
Mitteln herauszutreiben suchen. Er erstrebt also doch im Grund 
nicht eine ausschließende Klassengenossenschaft. Auf der anderen 
Seite aber kann ihn die bloße Tatsache, daß ein Vereinchen von Pro- 
letariern gegründet ist, so bezaubern, daß er alles andere vergißt. Er 
kann es mit unverholener Freude begrüßen, daß sich schon frühe 
Konsumvereine gebildet haben, die sich bloß auf Arbeiter beschrän- 
ken wollten, ja daß in Berlin Arbeiter als »Angehörige eines Berufs« 
sich ausschließend zusammengetan haben. Er bringt es sogar fertig, 
einem in einer Sittenschilderung etwa annehmbaren proletarischen 
Vereinchen in Chemnitz aus dem Jahre 1845 eine Abhandlung von 
fast 40 Seiten zu widmen, obgleich es von vornherein dadurch jeden 
Anspruch auf Beachtung in einem Genossenschaftswerk verliert, daß 
es seine Mitgliederzahl als solche beschränkte und sogar noch 1857 
auf 225 festsetzen konnte. Das einzige von ihm Erwähnenswerte ist, 
daß es die Rückvergütung frühe nach dem Umsatz verteilt zu haben 
scheint. 
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Diese Dinge wirken entschieden etwas komisch. Ernsthaft aber 
ist es, wenn er es Schulze-Delitzsch und seinen Freunden 
zur Last legt, daß sie gegen jene Beschränkung der Konsumvereine 
auf Klasse ung Beruf Verwahrung eingelegt haben. Wenn irgendwo, 
so verdiente Schulze doch gerade hier den Beifall eines Sozialisten. 

Gegen Schulze ıst Verf. überhaupt voreingenommen. Auch Rei, 
hat stets scharf hervorgehoben, daß Schulze späterhin seinen alt- 
genossenschaftlichen Ideen untreu geworden ist, und ebenso, dab 
selbst seine ersten Ideen durchaus nicht dem entsprechen, was wir 
heute betr. der Genossenschaft wissen und erstreben müssen. Aber 
menschliche, sowie wissenschaftliche Gerechtigkeit muß vor allen 
Dingen geübt werden. Es ist nicht richtig, wenn Göhre sagt, Schulze 
sei schon I860 seinen alten Genossenschaftsidealen untreu geworden, 
und habe den Arbeiter als Arbeiter verewigen wollen. Das zeigt 
Schulze u. a. 1863 in seinem Arbeiterkatechismus, wo er S. 141 noch 
ganz, wie in früherer Zeit sagt, der Arbeiter stehe in der Genossen- 
schaft »auf eignen Füßen«, brauche »sich um niemand zu kümmern« 
und sei »Mitinhaber des Geschäfts, welchem er seinen Bedarf ent- 
niımmt«, 

Wenn Göhre ferner Schulze vorwirft, daß er die Konsumrereine 
von vornherein nur als untergeordnet behandelt hat, so ist das zweifel- 
los richtig. Aber die Gerechtigkeit gebietet wiederum zu sagen, dab 
er doch wenigstens etwas von ihnen erkannt hat, während Lassalle 
so überlegen er ihm auch sonst war, doch in diesem Punkt gar nichts 
verstand. Er war noch mehr als Schulze auf jenen reinen Produ- 
zentensozialismus eingeschworen, der die ältere Zeit überhaupt be- 
herrscht hat, der aber, so sozialistisch er sich auch geberde, doch 
bis ins Mark kapitalistisch ist. Die Produktivgenossenschaft muß 
unter allen Umständen auf dem Standpunkte des »Kaufens um zu 
Verkaufen«, also auf dem kapitalistischen Standpunkt, stehen blei- 
ben, wenn sie auch zehnmal von sozialistisch wünschenden Arbeitern 
begründet und geleitet werde. Nur dann, wenn sie in engster Be- 
ziehung und unter Kontrolle allgemeiner a N 
steht, kann ihr Wesen modifiziert, ja aufgehoben werden }). 

Wenn Göhre sodann gegen Schulze den Vorwurf erhebt, daß er 
die Konsumvereine schematisch nach dem Muster der Kreditvereine 
organisiert habe, und sogar zu Anfang die Verteilung des Nutzens 

nach en) Kapital befürwortet habe, so ist letzterer Vorwurf dem Rel. 

1) Ref. benutzt diese Gelegenheit, um einen Fehler, den er selbst noch vor 
wenigen Jahren in seinen bei Teubner (Aus Natur und Geisteswelt) erschienenen 
Büchlein über »die Konsumgenossenschaft« gemacht hat, zu berichtigen. Er 
hatte über dem Formunterschiede der Verkaufsgenossenschaft von der Kapital- 
gesellschaft deren wesentliche Gleichheit nicht genügend erfaßt und z. B. >. 8 
geschrieben, die Verkaufsgenossenschaften seien »leichter« der »kapitalistischen 
Trübung« ausgesetzt, als die Konsumgenossenschaften. Es muß aber heißen, 
daß sie in ihrem Wesen ohne weiteres durchaus kapitalistisch sind, und nur 
durch geeignete Verbindung mit reinen Güterbezugsgenossenschaften diesen 
Charakter verlieren können. 
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neu und zur Zeit unkontrollierbar. Aber jedenfalls wurden auch die 
Schulzeschen Konsumvereine rasch nach dem Rochdaler Verteilungs- 
muster organisiert. Was aber dann noch an Parallelität zwischen 
Konsum- und Kreditverein übrig bleibt, das hatten auch die Roch- 
daler in ganz ähnlicher Weise unklar parallel zwischen Konsum- und 
Produktivbetrieb entwickelt. Denn auch sie haben neben das sozia- 
listische Verteilungsprinzip in den Konsumgenossenschaften das ka- 
pitalistische Gewinnbeteiligungsprinzip in ihren für den Markt ar- 
beitenden Produktivbetrieben gestellt, beide aber für gleichwertig 
sozial gehalten. Auch sie betrachteten trotz ihrer einschneidenden 
Neuerung die Rückvergütung im Konsumverein als Gewinn, nicht 
als bloßen Sicherheits- und Sparaufschlag, der sie ist, und hielten 
die Abgabe der Güter der Mitglieder im Laden noch für einen Ver- 
kauf, während sie doch die einfache Zuteilung von Gütern ist, die be- 
reits für die Mitglieder aus deren Ankaufsvorlage, dem Geschäfts- 
anteil, für sie zu Eigentum erworben sind, und während die dabei 
stattfindende Bezahlung nur die stete Erneuerung der Ankaufsvor- 
lage zu künftigen gemeinsamen Ankäufen ist. Indem die Rochdaler, 
trotzdem sie nach ihrem Mitgliederbestand reine Arbeitergenossen- 
schaften waren, so denken und handeln, beweisen sie, wie schwer es 
ist, das wirklich sozialistische Wesen der Güterbeschaffungsgenossen- 
schaft von kapitalistischen Schlacken zu reinigen. Und deshalb 
konnte sich trotz des mächtigen Fortschritts, den sie bezeichnen, ge- 
rade aus ihnen jene verkröpfte Dividendengenossenschait entwickeln, 
welche dem Kapitalismus kaum ein Haar krümmt, und über die sich 
erst in dem letzten Jahrzehnt in England wie in Deutschland die Ge- 
nossenschaften langsam und mühselig zu erheben beginnen. Dies zu 
zeigen, statt blindlings gegen Schulze zu Felde zu ziehen, und Maß- 
stäbe an ıhn anzulegen, welche damals noch gar nicht vorhanden 
waren, hätte mehr getördert. 

Nach diesen Erörterungen über Schulze und die bürgerlichen 
Konsumvereine behandelt Göhre die Entwickelung jenes wunderlichen 
Chemnitzer Vereinchens, dann die sehr verwickelte und verworrene, 
aber auch sehr lehrreiche Konsumvereinsbewegung in Berlin, dar- 
aufin drei Kapiteln die Entwickelung des Konsumvereins Leipzig- 
Plagwitz, und endlich in besonderem Kapitel die Ausbildung 
des ersten eigentlich modernen und sozialen Konsumvereins in Ha m- 
burg, der »Produktion«. 

In diesen Abschnitten, in denen freilich auch recht viel überflüs- 
siger Ballast mitgeschleppt wird, ist sehr Interessantes enthalten. Göhre 
zeigt aber hier auch dem, der es vielleicht noch nicht aus eigener 
Ertahrung gewußt hätte, wie ganz außerordentlich gering ın den Ar- 
beitern, aus denen diese Konsumvereine hauptsächlich bestehen, das 
genossenschaftliche Bewußtsein zunächst entwickelt 
ist, und dabei, welche verwaltungstechnische Schwie- 
rıirkeiten zu überwinden sind. Bei den Führern wird die ver- 
waltungstechnische Fähigkeit allerdings zuweilen überraschend schnell 
entwickelt, aber die Massen, die ja hier ihre wirtschaftsdemokratische 
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Befähigung zu richtiger Handhabung der Genossenschaft und zu ge- 
nossenschaftlicher Solidarität zeigen sollten, versagen nur allzu oft. 
Da bei ihnen zwar das proletarische Bewußtsein, aber keinesweg 
ein sozialistisches Bewußtsein ausgebildet ist, so herrscht auch in 
den ersten Arbeitergenossenschaften fast überall eine lähmende klei- 
nirkeitskrämerei, Neid, Eifersucht, Spaltung, und vor allem der gar 
nicht sozialistische, sondern durchaus individualistische Profitgedanke, 
aus den Genossenschaften möglichst viel »Gewinn« zu erzielen. Die 
Dividende beherrscht das Bewußtsein, nach ihr wird der Wert der 
Genossenschaft bemessen. Und wo jene sich mindert, da laufen die 
unerzogenen Massen weg und bringen die Vereine oft sogar zur Aul- 
lösung, statt daß sie sich, wenn sie Sozialisten wären, sagen müßten, 
sie könnten gerade in solcher Lage nur durch allseitigstes festestes 
Zusammenhalten die Krise überwinden. Als notwendiges Gegenstück 
dazu wächst dann ganz natürlich gerade bei befähigten Genossen- 
schaftsleitern, wie Fell in Leipzig, ein Streben hervor, die Masse, die 
nicht weiß, was sie will, bureaukratisch ja autokratisch zu beherrschen. 

All das ist ein lebendiger Beweis dafür, wie wenig der alte 
apokalyptische Sozialismus, der am Tage nach dem Zusammenbruche 
der alten Gesellschaft das neue Jerusalem bauen will, wirklich so- 
zialistisch zu erziehen vermag. Es ist das ja kein Wunder, kein Vor- 
wurf, da man nur in wirklichem, nicht in gedachtem und gewünschten 
Wasser schwimmen lernen kann, aber es muß doch betont werden. 
um dem alten utopischen Glauben entgegenzutreten, als könne die 
ntwickelung einer neuen Gesellschaft einfach durch die Selbstent- 
wickelung der alten vor sich gehen, und als müsse sich nicht, wie die 
— leider in der Praxis zu oft auf den Kopf gestellte — marxistische 
Geschichtsphilosophie richtig lehrt, die neue Gesellschaft im Schobe 
der alten und zwar selbsttätig entwickeln. 

Die in die Beschreibungen reichlich eingestreuten Beurteilungen 
des Verf. erkennen die Mängel jener Genossenschaften erfreulicher- 
weise auch oft an, freilich ohne die Konsequenz zu ziehen. Wenn er 
dann freilich wieder Bemerkungen macht, wie die, daß der Reserve- 
fonds auch für Grunderwerb »unangreifbar« sein müsse, ja es zu 
loben scheint, wenn man ihn in Wertpapieren anlegt, also wieder dem 
Kapital darbietet, so schüttelt man verwundert den Kopf. 

Eine sehr gute Bemerkung macht er dagegen da, wo er die Sche- 
rereien bespricht, welche die Leipziger Genossenschaft betreiis der 
Butterlieferung mit den unzuverlässigen Bauernmolkereien hatte. Er 
sagt, dieser Lebelstand werde sich erst gründlich beseitigen lassen. 
wenn diese Genossenschaften gegenseitig Mitglieder beieinander wür- 
den. Das trifft den Nagel auf den Kopf, ist aber eben die praktische 
Schwierigkeit. 

Etwas sonderbar dagegen mutet es an, wenn der Grundsatz 

strenger Geschäftlichkeit als etwas so besonderes her- 
vorgehoben wird. Daß dieser Grundsatz in der Genossenschaft auf 
das peinlichste gewahrt sein muß, wenn sie nicht Schaden leiden soll. 
ist doch selbstverständlich. Und wenn diese Genauigkeit aus Mangel 
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an Schulung und Uebung auch leider noch nicht überall in wünschens- 
werter Weise entwickelt sein mag, so nimmt das nichts von ihrer Not- 
wendigkeit. Die Strenge der Geschäftsgebarung ist auch keines- 
wegs ein »bürgerlicher« Vorzug, den Göhre hier anerkennen möchte. 
Wohl gab es einen Händschke. Aber die Genossenschaften mußten 
die Verwaltungstechnik doch meist aus sich erfinden, bei anderen 
Konsumvereinen lernen. Und dabei ist die genossenschaftliche Ge- 
schäftsgebarung in einem wesentlichen Punkte der kapitalistischen 
genau entgegengesetzt. Die Geschäftlichkeit des Kapitalbetriebs ist 
notwendig darauf zugeschnitten, einen möglichst hohen Profit von 
den Kunden herauszuschlagen. Die des Genossenschaftsbetriebs — 
falls er nicht in der Dividendengenossenschaft verfälscht erscheint — 
hat dagegen zum Ziel, den Mitgliedern, welche an Stelle der kapita- 
listischen Kunden treten, größtmögliche Vorteile, vor. allem in guten 
und preiswerten Gütern zu verschatfen. Die Versorgung mit Gütern, 
welche im Kapitalgeschäft nur Mittel zum Zweck ist, wird hier der 
Zweck selbst. 

Interessant ist es, was Göhre über die Entstehung der 
Leipziger Genassenschaft mitteilt, was aber auch auf 
andere Genossenschaften der damaligen Zeit zutrifft. Sie gründeten 
die Genossenschaften, weil sie ihren politischen Gegnern ns Profit 
nicht ins Haus tragen wollten. Da blinkt, wenn man auch den poli- 
tischen Ausgangspunkt dieses Gedankens tadeln mag, doch zum ersten- 
mal der Gedanke hervor, daß man das Kapital, das man auf anderem 
Gebiete bekämpft, nicht selber großfüttern dürfe. Aber diesen Ge- 
danken haben doch die Genossenschaften bisher nicht durchzufüh- 
ren vermocht, da sie zu oft im Dividendengeist stecken blieben. Es 
war erst die»Produktion«ın Hamburg, die hier weitergriff und 
1898 unter Einwirkung von R. E. May, A. v. Elm und anderen die 
erste wirklich soziale Genossenschaft in Deutschland darstellte. 

Bemerkenswert ist, daß Göhre bei dieser Genossenschaft einen 
»eroßkaufmännischen Zu g« herausliest. Aber das war gar 
kein großkaufmännischer, das war der nunmehr freigemachte und da- 
mit zu Wachsen und Werben befähirte genossenschaftliche oder so- 
zialistische Geist, den der auf den Klassengegensatz von Bürger und 
Proletarier eingeschworene Göhre nicht erkennt. Es war die Beson- 
nenheit, welche den Baum erst pflegt und wachsen läßt, aber nicht 
schon die Zweige abreißt. Es war der wirklich soziale Geist, der da 
nicht sagt: »Erst komme ich!«, sondern der da predigt: »Erst kommt 
das Ganze, und wenn das gedeiht, so bringt es mir von selber Frucht!« 
Nur in einem Punkte kann man diesen Geist mit dem geroßkaufmän- 
nischen vergleichen. Die moderne Genossenschaft verhält sich zur 
Dividendengenossenschaft wie der Großkaufmann, der vor allen 
Dingen sein Kapital stärkt und funktionsfähig macht, zu dem unter- 
und vorkapitalistischen Kleinkrämer, welcher seine Ueberschüsse stets 
wieder bis auf geringe Reste aufzehrt. 

In den TA Kapiteln behandelt Göhre die Großeinkaufs- 
gesellschaft und den Zentralverband, den ökono- 
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mischenCharakter der modernen Arbeiterkonsumvereine, und 
die Feinde der RKonsumvereinsbewegung. Leider 
werden auch hier die guten Einsichten, welche öfters erscheinen, 
durch eine Reihe zum Teil geradezu erstaunlicher Unklarheiten und 
Fehler getrübt. Vor allem ıst es verblüffend, daß er unbekümmert 
die durchaus unrichtige Behauptung aufstellen kann, die Stellung- 
nahme der in Kreuznach ausgeschlossenen Konsumgenossenschaiten 
selene Verschleier u n g des ihnen selbst offenkundigen Wesens- 
gegensatzes a ihnen und dem Anwalt und seinem Verbande 
gewesen. 

Was Göhre dabei vorschwebt, ist die Tatsache, daß sich die Kre- 
ditvereine divergent von den Konsumvereinen weg entwickelten, 
immer mehr kapitalistischen Zwecken anpaßten, deshalb von dem 
Hereindringen der Konsumvereine in den Verband eine Gefährdung 
ihrer herrschenden Stellung in ihm befürchteten und dem vorbeugen 
wollten, so lange es noch Zeit war. Das hat ja Rechtsanwalt Schmidt- 
berger mit dankenswerter Deutlichkeit ausgesprochen. Formell wie 
materiell aber steht es so: Der Konsumverein, auch der dividendenhaft 
entstellte, schließt vom ersten Anbeginn den Keim der neuen Wirt- 
schaftsordnung ein. Die gemeinschattliche Güterbeschaffung tritt 
überall an Stelle des »Kaufens um zu verkaufen«. Mit diesem ihrem 
\Wesen aber hatten die Konsumvereine von Anbeginn Bürgerrecht im 
allgemeinen Verbande gewonnen. Es war also in keiner Weise em 
Strick daraus zu drehen, daß nun einige, noch nicht entfernt alle 
der Ausgeschlossenen dies Wesen nunmehr bewußt höher und weiter 
entwickeln wollten. 

Deshalb stand die Frage klipp und klar so: Entweder man sagte 
offen und ehrlich, daß Konsumvereine und Kreditvereine sich über- 
haupt nach der vollzogenen Entwickelung der Dinge nicht mehr ver- 
trügen und daß beide schiedlich- iriedlich auseinandergehen müßten. 
oder man ließ der Entwickelung, die beide Gruppen nun einmal recht- 
lich in demselben Verbande vereinigt hatte, ihren Lauf und sorgte 
nur, daß man jeden Teil vor Majorisierung durch den anderen wahrte. 
Das wäre ehrliches und unverschleiertes Vorgehen gewesen. Das wurde 
damals Crüger in Wort und Schrift fortwährend entgegengehalten. 
Aber man suchte einen Vorwand, um die Konsumvereine zu spalten 
und so überhaupt machtlos zu machen, und war taub gegen alle 
Rechtsgründe. Man machte die von bürgerlichen Elementen bevöl- 
kerten Vereine, die schon gesellschaftlich von den Arbeitern abzu- 
rücken geneigt waren, durch die an den Haaren herbeigeholte Unter- 
scheidung von berechtigten und Be Konsumvereinen ge- 
gen die von Arbeitern bevölkerten aufsäßig. So gelang es, einen Teil 
der Konsumvereine im Verbande zu behalten, wenn auch die meisten 
Vereine, und zwar »bürgerliche« wie »proletarische« ausschieden und 
sich zu einem bald mächtig anwachsenden neuen Verbande zusammen- 
schlossen. Zweifellos hat also die Verschleierung in keiner Weise auf 
Seiten der Konsumvereine, sondern auf Seiten der ausschließenden 
Verbandsmehrheit stattgefunden. Ref. widerstrebt es zwar, diese alten 
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Dinge wieder aufzurühren, da dadurch nur neuer Hader entstehen 
kann; aber da von einer Seite her, von der man es am wenigsten er- 
warten durfte, solch ungeheuerlicher, noch nicht einmal als solcher 
empfundener Vorwurf kommt, so ist die nochmalige Richtigstellung 
der Sachlage nicht zu umgehen. 

Ferner müssen wir das von Göhre nur in halb klarer Weise be- 
handelte Problem der Rückvergütung kurz charakteri- 
sieren. Göhre sagt S. 552 ganz richtig, daß derjenige Gewinnzuschlag, 
welchen der Privatkaufmann nach Abzug aller Unkosten machen 
muß, im Konsumverein »eigentlich zwecklos« ist. Dadurch aber ent- 
stehe jener »Reingewinn, der nur eine Erübrigung sei«. Das ist vor- 
trefflich. Er hätte nur, beiläufig bemerkt, auch zeigen müssen, wa- 
rum man das »Zwecklose« nicht abschafft. In der Tat ist da ein prak- 
tisches Dilemma. Die Rückvergütung befördert, wenigstens so, wie 
sie bisher zu sein pflegt, ganz entschieden unsoziale Auffassungen der 
Genossenschaft und gewinnsüchtige Triebe. Aber auf der anderen 
Seite wäre es gerade den Aermsten ohne diese mühelose Ersparnis 
nicht möglich, ihre Anschaffungsvorlage zu bezahlen, geschweige denn 
etwas für Zeiten der Not aufzusparen. 

Da muß man darauf dringen, daß erstens der Aufschlag nicht zu 
hoch genommen wird, zweitens daß er im voraus fest bestimmt wird 
und allen Mitgliedern als das, was er ist, als Sparaufschlag zum Be- 
wußtsein kommt, wobei natürlich eine über den einmal vorbestimmten 
Sparauischlag hinwegschende Rückerstattung gänzlich ausgeschlos- 
sen sein müßte. Denn solche, die merkwürdigerweise mehrere Ver- 
eine geben, denen man es gar nicht zutrauen sollte, züchtet not- 
wendig die unsozialen Dividendenbegierden, die nun so lange fort- 
schritthemmend gewirkt haben, mit aller Macht weiter. Endlich 
aber muß für einen beträchtlichen Aufschlag Raum bleiben, der nicht 
zurückerstattet wird, sondern in der gemeinschaitlichen Kasse bleibt. 
Denn nur durch starke Rücklagen von zinsfreiem Gemeineigentum 
nicht durch armselige Reserven von ein paar tausend Mark kann die 
Genossenschaft eine fortschreitende Leistungsfähigrkeit entfalten. 

Hier aber zeigt sich Göhre an verschiedenen Stellen seines Buches 
völlig widerspruchsvoll. Auf der einen Seite hebt er S. 547 das heute 
freilich noch schr geringe Sozialeigentum der Genossenschaften rüh- 
mend hervor; S. 550 erklärt er sowohl die eingekauften, wie die selbst- 
produzierten Güter ganz richtig für »nicht mehr Ware«, auf der anderen 
Seite kann er S. 552 gerade in der »reinen Ausschüttung« der Ueber- 
schüsse die »soziale Bedeutung« der Konsumvereine erblicken und 
Sagen, hierdurch werde »der interimistisch aufgehäufte Handelspro- 
fit radikal wieder aufgehoben«, und »diese Ausschaltung des Handels- 
profits innerhalb der Vereine müsse von umso revolutionierender 
Bedeutung für ihren ökonomischen Charakter sein, je größer der 
Wirtschaftskreis wird, den sie selbständig und selbstherrlich um- 
schließen.« 

Das sind einfach verblüffende Sätze. Erstlich ist die vom Ver- 
ein aufgespeicherte Summe in keiner Weise ein »Handelsprofit«, wie 
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Göhre doch selbst weiß. Denn sie ist nicht durch Verkauf an Fremde 
erzielt und bleibt in jedem Falle, ob sie nun zu kollektivem Eigen- 
tum bestimmt wird, oder in den individuellen Verbrauch der Mit- 
glieder zurückgehe, ein Wert, über den nicht fremde Kapitalisten, 
sondern die Mitglieder selbst zu bestimmen haben. Er ıst also inso- 
weit durchaus sozial. Aber, und das ist das Wichtigste, dieser soziale 
Wert hört doch in demselben Augenblick und genau soweit auf so- 
zial zu sein, als er an einzelne zu individuellem Gebrauche verteilt 
wird. Er kann höchstens insoweit soziale Bedeutung wiedererlangen, 
als die einzelnen diese Beträge als Geschäftsanteil oder Spareinlagen 
dem sozialen Ganzen wenigstens zur weiteren Ausnützung überlassen. 
Göhre verkennt ferner vollkommen, daß durch »reine« Ausschüttung 
auch bei größtmöglicher Ausdehnung der Genossenschaft nicht die 
mindeste »revolutionierende« Leistung vollbracht werden kann. 
Denn wenn durch die reine Ausschüttung gerade der soziale Wert- 
bestandteil auf Null reduziert wird, so bleibt auch millionenmal Null 
= Null 

Göhre begeht hier merkwürdigerweise genau den entgegenge- 
setzten Fehler, den die alten Sozialisten begingen. Diese meinten, 
wenn man nur die Produktionsmittel habe, dann mache sich alles 
andere von selbst, die Geheimräte könnten »im Dienste der soziali- 
stischen Ordnung geradeso wie in der kapitalistischen weiterarbeiten«, 
wie dem Ref. noch jüngst ein Diskussionsredner entgegenhielt. Sie 
vergaßen die Notwendigkeit der Organisation derjenigen ins Auge zu 
fassen, für welche doch produziert werden soll, der Konsumenten; 
sie kannten die ungeheuren Schwierigkeiten der Organisierung und 
Erziehung der Massen hierzu auch nicht entfernt. Göhre aber um- 
gekehrt schreibt, wenigstens an dieser Stelle, schon die Organisation 
der Konsumenten als Ladenkäufer übe eine revolutionierende Wir- 
kung aus, auch wenn alles wieder individualistisch verteilt wird. Er 
vergißt also ganz die Bedeutung des Besitzes an Produktionsmitteln 
und zwar des steigenden Besitzes von solchen für die wirklich soziale 
Leistung der Konsumvereine, und übersieht die sozial minimalen 
Wirkungen selbst mitgliederreicher Dividendengenossenschaften. 

Der Besitzan Produktionsmitteln kann nun frei- 
lich bei richtiger Organisation und erzogener Mitgliedschaft schon 
dann wachsen, wenn genügend reichliche Spareinlagen fließen und das 
Sozialvermögen wenigstens durch reiche Abschreibungen und die 
Nichtverteilung des Ueberschusses aus Produktionsbetrieben gemehrt 
wird. Aber Göhre sagt mit Recht, diese Leihgelder trügen noch einen 
kapitalistischen Charakter. Man kann ja freilich heute niemand, 
am wenigsten dem Arbeiter zumuten, daß er seine Gelder unverzins- 
lich darleiht, aber für die Genossenschaft kann die Zinslast doch drük- 
kend werden, wenn sie nicht von vornherein durch genügenden zins- 
treien Sozialbesitz genügend gestärkt ist und wenn nicht dessen Er- 
träge gleichsam die Kapitalistische Zinslast automatisch verdünnen. 
Hier ist es, besonders zu Anfang der Genossenschaftsentwickelung, 
uncrläßlich, reichliche Beträge aus dem gemeinschaftlich Ersparten 
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einzubehalten, wenn man rasche Entwickelung erstrebt. Und hier 
zeigt sich wieder der Mangel an genossenschaftlicher Schulung der 
Massen. Für die Gewerkschaft, die dem Arbeiter einige wenige Vor- 
teile für besondere Fälle bietet, opfert er bereitwillig aus seinem 
sauren Verdienst 20—60o M., ja mehr. Die Genossenschaftsersparnis 
dagegen kostet ihn keinen Pfennig, da er ohne den Konsumverein 
die Ware im Kaufmannsladen ebenso teuer, ja bei Nichtvorhandensein 
des preisregulierenden Vereins teurer hätte bezahlen müssen. Soll er 
aber nur die Hälfte jenes Betrags, den er der Gewerkschaft bar aus- 
zahlt, in der gemeinschaftlichen Kasse lassen, sofort wird der dort so 
opferbereite Mensch hier habgierig und knickerig. Er bedenkt gar nicht, 
daß ıhm solche ganz mühelose Leistung in kurzer Zeit weit mehr 
Nutzen bringen könnte, als das Gewerkschaftsopfer, ja dieses zum 
Teil überflüssig zu machen vermöchte. Denn da die entwickelte 
Konsumgenossenschaft, wie z. B. die Großeinkaufsgesellschaft in 
England schon tut, bei keiner Firma kauft, die nicht die Gewerk- 
schaftsbedingungen anerkennt, so wird schon gar mancher Streik 
erspart, falls die Genossenschaft stark ist. Diese Zusammenhänge 
alınt Göhre nach anderen Stellen, aber er arbeitet das nicht heraus. 

Wenn Göhre sodann nach der oberflächlichen Phraseologie man- 
cher genossenschaitsfremder Sozialdemokraten vor Ueberschät- 
zung der Genossenschaft warnt, und darauf hinweist, sie 
werde den Riesenkapitalien nichts anhaben können, so ist nur eines 
gewiß: Wenn angesichts der Tatsache, daß man heute fast nur über 
Unterschätzung und falsche Anwendung der Genossenschaft seitens 
der Massen klagen kann, solche entmutigenden Redensarten in die 
Welt geschleudert werden, so können deren Propheten in der Tat 
noch sehr lange recht behalten. Nur der Mangel an sozialem Bewußt- 
sein und Willen in den Millionen, nicht eine ın der Genossenschaft 
selbst liegende Eigenschaft hindert, daß nicht heute schon Milliarden 
an direktem und indirektem Sozialvermögen beisammen sind, die auch 
dem stärksten Kapital den Boden entziehen oder es doch in Schach 
halten könnten. Göhre weiß offenbar nicht, daß die Hauptmasse 
unseres heutigen Kapitals nur Kurswert (Bodenwert etc.) ist und gar 
keinen Wert an wirklichen Arbeitsgütern darstellt. Dies Kurskapital 
aber ist nur Kaufwert für Profite und Renten, und es steigt bekannt- 
lich um ca. Ioo 000 M., wenn es gelungen ist, der Arbeit ca. 5000 M. 
mehr Profite zu entwinden. Gelingt es aber, zinsfreies Genossen- 
schaftseigentum, Häuser, Güter, Betriebe zu erwerben, so Ist die Be- 
wegung offenbar umgekehrt. Nun verliert dies Kapital je 100 000 M. 
Kurswert für je 5000 M. der ihm genossenschaftlich entwundenen 
Profite. Wenn diese Operation in großem Umtang systematisch aus- 
geführt würde, so schmölze es auch sichtbar zusammen, zumal sich 
die Genossenschaft immer mächtiger und zentraler zusammenballen 
kann, während das Privatkapital sich da und dort doch immer wieder 
zersplittert. Diese Tendenz ist also vorhanden. \Wieweit sie ver- 
wirklicht wird, das bleibt abzuwarten. 

Wenn dabei Göhre von Utopien redet und auf andere Kräfte 
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weist, die zur Ueberwindung des Kapitals und der Grundrente mit- 
zuwirken haben möchten, so ıst heute jedenfalls gerade solcher Hın- 
weis zwecklos und utopisch. Wir müssen auf dem Boden arbeiten, 
der uns zur Verfügung steht, den aber auch ausnützen. Das ist nüch- 
tern reales Vorgehen. 

Dieses reale Vorgehen hat heute doch schon praktische Grund- 
lagen genug geschaffen, um nunmehr zeigen zu können, wie die Ent- 
wickelung im wesentlichen verlaufen mag. Als Kautsky 1890 sein 
»Erfurter Programnı« schrieb, da wußte er, wie wir fast alle in Deutsch- 
land, noch nicht, wie eine Sozialwirtschaft werden könnte. Di 
konnte er noch sagen, man kenne wohl die Tendenzen, aber nicht die 
Formen des künftigen Sozialismus. Heute kennen wir Formen und 
Wege, wenn sie auch anders sind, als man sich das vor zwanzig Jah- 
ren dachte und in einem Teil der Sozialdemokratie heute noch denkt. 
Heute kann England schon auf sein genossenschaitliches Haupt- 
lehrbuch die stolzen Worte schreiben: »The Story of a peacefu ial Re 
volution«°). Es kann auf jährlich enorm steigende Erfolge in seinem 
offen ausgesprochenen Streben blicken, das »competitive Systems 
durch das »kooperative System« zu überwinden. Manche Leute, die 
sich den Sozialismus einmal als Schlußergebnis des Klassenkampies 
in den Kopf gesetzt haben, suchen darum die Genossenschait, die ihn 
auf ganz anderem Wege und in anderer Form bringt, zu verkleinern, 
besonders weil er nicht gleich alles bringt, was sie träumen. Da 
aber sollte doch wahrlich Göhre nicht mittun. 

Eine andere bedenkliche, wohl die bedenklichste Behauptung 
Göhres ist der auf S. 558 ff. des näheren ausgeführte pseudomarxistt- 
sche Satz: »An der Tatsache, daß Mehrwert auch in den Arbeiter- 
konsumvereinen mit Hilfe der Arbeitskräfte und zugunsten der Ge- 
samtheit der Mitglieder erzeugt wird, kann nicht gerüttelt werden 
(S. 554). Er meni also hier allen Ernstes, daß die Arbeiter der Kon- 
sumvereinsbetriebe Werte erzeugten, die eigentlich ihnen zukämen. 
aber heute von den übrigen Mitgliedern eingeheimst würden. 

Offenbar kennt er von Marx nur die Stellen aus dem ersten Bande 
des Kapital, welche in individualistischer Form die Entstehung des 
Mehrwerts und dessen Aneignung durch den Kapitalisten zeigen. 
Daß es aber Marx gar nicht einfällt, zu glauben, der Arbeiter erzeuge 
im einzelnen Betriebe auch dessen Mehrwert — wobei er natürlich 
bei bankerotten Betrieben auch den Minderwert erzeugen müßte — 
das könnte schon die Lehre vom gesellschaftlichen Durchschnitt nahe- 
legen, wenn man auch nicht wüßte, daß nach Marx in der kapitalisti- 
schen Gesamtorganisation die Gesamtheit des Mehrwerts durch die 
Gesamtheit der Arbeitenden erzeugt, durch den Verkauf der Waren 
aber erst realisiert und dann unter die verschiedenen Kapitalformen 
verteilt wird. Wo da dem Arbeiter der Mehrwert, individuell betrach- 


3) IndustrialCoo peration, The Story of a peaceful Revolution. 
EditedbyCatherineWebb, Manchete Cooperative Union, 4. Ed. 1910. 
(Catherine Webb steht in keiner Beziehung zu Beatrice Webb, der Verfasserin 
von »Cooperative Movement in Great Britain«.) 
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tet, abgenommen wird, ob durch minderen Lohn, oder durch erhöhten 
Preis, oder durch beide, ist meist unerkennbar. 

Sodann bedenkt Göhre nicht, was schon Marx selbst u. a. in sei- 
nen Einwendungen zum Gothaer Programm gesagt hat, daß der ein- 
zelne Arbeiter unter keinen Umständen die Gesamtsumme des von 
ihm erzeugten Wertes zu individuellem Gebrauch erhalten kann, da 
doch für gemeinschaftliche Zwecke, Steigerung der Produktion etc. 
ein gut Teil übrig bleiben muß. Ein Abzug muß also auch in der so- 
zialistischen Wirtschaftsordnung stattfinden, sonst geriete bald alles 
ins Stocken. Und dieser Abzug muß nach Kautsky, Erf. Programm 
S. 158 im Verhältnis zum Gesamtertrag sogar größer werden als 
heute. Der Lohn der einzelnen kann bei reiner Durchschnittsberech- 
nung stets nur der Gesamtheit der individuell verzehrbaren Werte 
dividiert durch die für alle, auch die nicht individuell verzehrbaren 
Werte geleistete Arbeitsmenge entsprechen. 

Also nicht der Abzug von Mehrwert als solcher, sondern der 
Umstand, daß im wirtschaftlichen Konkurrenzkampfe viele Werte 
und Kräfte verwüstet, viele gar nicht lebendig gemacht werden, und 
vor allem die Tatsache, daß der Arbeiter dem Mehrwert ebenso recht- 
los gegenübersteht, wie einst der Bürger dem absoluten Staat, ist 
das Anstößige im Kapitalsystem. 

Gerade dieser letzte Lebelstand aber wird, wie Göhre selbst be- 
tont hat, in der Genossenschaft ganz automatisch aufgehoben. Denn 
hier finden wir ja, da jeder frei beitreten darf, die ganz erstaunliche 
Erscheinung, daß jemand durch seine bloße Willenserklärung Mit- 
besitzer und Mitregent eines Millionenvermögens werden kann. Da 
auch der Genossenschaftsarbeiter ebenso Mitglied wird, so ist für ihn 
das kapitalistische Hauptübel grundsätzlich beseitigt. Die übrigen 
Hemmungen mindern sich erfahrungsgemäß in dem Maße, in dem 
die genossenschaftliche Produktion anwachsen kann. 

Bei der Frage betr. der Entlohnung der Genossenschaftsarbeiter 
ist also zunächst festzuhalten, daß der Mehrwert zwar von der Arbei- 
terschaft insgesamt, der Kopf- wie Handarbeiterschaft erzeugt wird, 
daß aber der Nutzen nur dem einzelnen Betrieb zufließt, der die Kund- 
schaft an sich zu ziehen versteht. Die Bedeutung der Organisation 
ist hierbei ausschlaggebend. Im Privatgeschäft fliegen die Kun- 
den dem guten Kaufmann zu wie die Vögel dem schönen Kirsch- 
baum. Die über diese Kulturstufe schon etwas erhobenen Genossen- 
schaiter organisieren sich selbst zu gemeinschaftlicher Güterbeschafi- 
fung und erobern hierdurch umsomehr Mehrwert zurück, je mehr 
ihrer sind, und je treuer sie beim Verein entnehmen. Beiderseits also 
ist die Möglichkeit der Beschäftigung von Arbeitern von der Größe 
des Absatzes, nicht aber umgekehrt — die Arbeiter als gleich tüch- 
tig vorausgesetzt — die Größe des Absatzes von den Arbeitern ab- 
hängig. Die Genossenschaft verteilt eben deshalb auch die gemachte 
Ersparnis nur nach dem Umsatz des einzelnen Mitglieds. Und soviel, 
aber auch nur soviel, hat auch der Genossenschaftsangestellte als An- 
teil am rückeroberten Mehrwertbetrage zu beanspruchen. Als Lohn 
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hat er nur das zu fordern, was er auch in gleichwertigen Kapitalbe- 
trieben erlangen kann. Fordert er mehr, so verlangt er einfach, daß 
seine Mitgenossenschafter ihm noch ein Stück von ihrem eigenen An- 
teil zulegen, ihm wohl gar allen durch die Gesamtwirtschaft ent- 
zogenen Mehrwert aus ihrer Tasche vergüten, weil er das Glück hat, 
Genossenschaftangestellter zu sein. Das bedeutet aber ohne Frage 
die Ausbeutung der Gesamtmitgliedschaft und des Ganzen durch die 
wenigen Genossenschaftsarbeiter, und zugleich die Lähmung der Ge- 
nossenschaftsentwickelung selbst. 

Auf diesem Gebiete hat das ungeschulte »proletarische Bewußt- 
sein« nicht nur nicht alles »Ungenossenschaftliche hinweggelegt« 
sondern sich geradezu dem sozialistischen Bewußtsein hemmend ın 
den Weg gestellt. Jener falsch verstandene Marxismus hat in der 
Genossenschaft schon recht großes Unheil angerichtet. Vor sechs, 
acht Jahren freilich mußte man schon manchen Genossenschaftern 
sagen: »Es ist nicht anständig, wie Ihr eure Angestellten bezahlt! 
Ihr müßt gute Vorbilder geben!« Dann aber kam eine Zeit, wo um- 
gekehrt ein förmlicher »Run« seitens der in einseitigem Produzenten- 
bewußtsein befangenen Gewerkschafter auf die Genossenschaften 
stattfand. Sie suchten speziell für die Genossenschaftsangestellten 
Löhne zu erringen, wie sie in keinem Betriebe draußen zu haben waren, 
und welche nur dazu dienen konnten, die Entwickelung der eignen 
Sozialbetriebe zu unterbinden. Wer widersprach, war einfach sun- 
soziale. Dies wirklich unsoziale Treiben, in dem verständige, die 
Sache von der Konsumenten- wie von der Produzentenseite aus be- 
urteilende Leute, selbst so hervorragende und angesehene Gewerk- 
schafter wie A. v. Elm, mit zum Teil unglaublichen Beschimpfungen 
überhäuft wurden, ist ja nun hoffentlich überwunden. Denn jemehr 
die Gewerkschafter nun selbst in die Genossenschaften kommen, 
und das Ding von zwei Seiten aus ansehen lernen, umsomehr sehen 
sie ein, wie sehr sie damals in mehr als einer Hinsicht im eignen Gar- 
ten gejagt hätten, wenn von den Genossenschaftern nicht Einhalt ge- 
boten worden wäre. 

Die Forderung, daß die Genossenschaft gute, ja vorbildliche 
Löhne zahle, wird deshalb nicht wieder zu den alten, zuweilen schä- 
bigen Gepflogenheiten zurückgebogen werden dürfen; im Gegentell, 
je höher sich die Genossenschaft entwickelt, umso eher kann sie auch 
gut zahlen und tut es auch meist. Aber es ist dringend nötig, dab 
der klare ökonomische Sachverhalt und das moralische Recht allen 
zum Bewußtsein komme. Die törichte Meinung, als brächten die 
Arbeiter des besonderen Betriebs dessen Mehrwert auf, auf den sıe 
dann Anspruch hätten, ist dann doch endlich in das verdiente Nichts 
zurückzuweisen. Daß ein Mann wie Göhre noch derartige Rück- 
ständigkeiten predigen kann, ist wirklich tief bedauerlich. 

Weniger wichtig für die Praxis, aber doch auch nicht ganz ohne 
Beanstandung durchzulassen ist die Behauptung Göhres betreffs der 
überragenden Bedeutung der Generalversammlung. Dies 
Einrichtung, auf die Miniaturvereinchen der alten Zeit zugeschnitten, 


Arbeiterschaft und Konsumgenossenschaft. 861 


ist vielmehr heute, wo vielfach Zehntausende in der Mitgliedschaft sind, 
eine ganz undemokratische sozialtechnische Ungeheuerlichkeit und 
dient oft gerade aufgepeitschten Kliquen dazu, solche Wünsche 
durchzusetzen, die dem Interesse der Genossenschaft direkt zuwider sind. 
Göhre weiß dies auch wohl und erwähnt, daß man durch Kontroll- 
ausschüsse etc. ein wenig abzuhelfen suche, ebenso auch durch ge- 
wählte Vertreter, die den Willen aller mehr zum Ausdruck bringen. 
Aber daß die Generalversammlung heute, wo sie dem Gesetze nach 
doch manches wichtige entscheiden muß, in allen größeren Vereinen 
zum Gegenteil einer demokratischen und zur Demokratie erziehenden 
Einrichtung geworden ist, das verhüllt Göhre trotzdem mit etlichen, 
die Generalversammlung als demokratische Einrichtung rühmenden 
Phrasen. (Hier muß einmal ein Repräsentativsystem event. mit Re- 
ferendum eintreten.) 

Der Politik will Göhre erfreulicherweise die Grenossenschaft 
nicht dienstbar machen, er spricht sich ganz ausdrücklich dagegen 
aus. Er will natürlich, daß dem Arbeiter Politik, Gewerkschait und 
Genossenschaft als drei Befreiungsmittel gelten. Dagegen ist von 
keinem Standpunkt aus etwas Begründetes zu sagen. Freilich drehen 
auch daraus manche Leute dem sozialdemokratischen Arbeiter wie 
der Genossenschaft einen Strick, obwohl doch eine ziemlich mäßige 
Beobachtungsgabe dazu gehört, um zu sehen, daß auch der konser- 
vative Gutsbesitzer seinen Landwirtschaftlichen Verein, seinen Stan- 
desverein und seine Partei nebeneinander pflegt. Es ist ja freilich 
nicht zu verkennen, daß der Arbeiter, wenn er heute entsprechend 
handelt, mit ganz anderem Maße gemessen wird, als der konservative 
Gutsbesitzer. Wenn hier Göhre mit einem gewissen Ingrimm die 
Bekämpfungen der Genossenschaften schildert, so 
fühlt man mit ihm. 

Hier zeigt sich zugleich, wie heuchlerisch das Geschrei vom »Um- 
sturz« ist. Denn nun, da die Arbeiter endlich mehr und mehr heran- 
gehen, um auf friedlichste Weise auf gesetzlichem Boden eine Ordnung 
herzustellen, die alles andere ist als Umsturz, die geradezu ein Hort 
gegen Umsturz und Verwilderung zu werden beginnt, nun, da doch 
auch der einfachste Verstand genügt, um sich zu sagen, daß Menschen, 
welche sich kostspielige Betriebe schaffen und den Vaterlandsboden 
mit einem Netz von Gemeinwirtschaften durchziehen, auch nicht im 
Traum daran denken können, gesetzlose und chaotische Zustände 
herbeizuführen, heute, wo es am Tage liegt, daß hier für Gesetz und 
Ordnung geradezu Lebensbedingungen geschaffen werden, da schämt 
man sich doch in keiner Weise, denselben Haß, den man gegen die 
alte Sozialdemokratie hatte, welche den Sozialismus der Produzenten 
im Sturm zu erringen gedachte, auch auf die friedliche Konsumenten- 
genossenschaft zu übertragen. Ja man macht absichtlich Gesetze, 
welche mit dem Grundsatze der Rechtsgleichheit in schreiendem 
Widerspruch stehen, um solchen Zweck zu erreichen. Damit ist frei- 
lich diese ganze Bekämpfung moralisch gerichtet. Das hätte Göbre 
sogar noch schärfer als er es tut, ins Licht stellen dürfen. 


55* 


862 F. Staudinger, 


Einen Fehler aber macht Göhre auch hierbei. Er bringt den 
Kampf gegen die Genossenschaft als Klassenkampf in Rech- 
nung, wie es die gewöhnliche Schlagwortagitation tut. Klassenkampf 
kann aber doch nur in einer Klassengesellschaft, etwa zwischen Ar- 
beitern und Unternehmern, oder Industriellen und Grundrentnern 
stattfinden. Auch den Kampf zwischen Ritter und Kaufmann aus- 
gangs des Mittelalters könnte man als Klassenkampf bezeichnen. 
weil da eine bestimmte Klasse der alten Wirtschaftsordnung mit eıner 
bestimmten Klasse der neuen kämpfte. Allein in der Genossen- 
schaft ist ja der Klassengegensatz gänzlich ausgelöscht. Sie tritt als 
Anfang einer klassenlosen Gesellschaft der gesamten Klassengesel- 
schaft gegenüber. Der Genossenschaftsangestellte gehört keiner 
Klasse mehr an, da er ja, wie Göhre richtig betont hat, Mitbesitzer 
und Mitregent seiner Genossenschaft ist. Und gerade Göhre hat an einer 
der schönsten Stellen seines Buches (S. 563 f.) anschaulich geschildert. 
wie sich das Vorgesetzten- und Untergebenenverhältnis in der Genos- 
senschaft so mannigfach kreuzt und verschiebt. Auch die Mitglieder. 
welche in kapitalistischen Betrieben arbeiten, sind jedenfalls, soweit 
sie als Mitglieder der Genossenschaft auftreten, über den Klassen- 
gegensatz hinweggeschritten und es ist ein Schlag ins eigene Gesicht, 
ihn hier hereinzutragen. Hier hat jeder eine Stimme und das gleiche 
Besitzerrecht und durchaus gemeinschaftliches Interesse mit jedem 
anderen Mitglied, wes Glaubens und welcher Partei er sein möge. alle 
Bedarfsgüter in größtmöglichem Umfange auf das beste zu beschaffen. 
Wo bleibt da noch eine Spur von einem Klassentum innerhalb der 
Genossenschaft? Hier ist neuer, allgemeiner, heiliger Boden und jedt 
Bearbeitung desselben nach Klassenmethoden, jedes Hereintragen von 
Klassenkampf bedeutet Verfälschung und Rückständigkeit. 

Wenn das Verhältnis der Genossenschaftsarbeiter zu den Ge- 
nossenschaften zeitweilig etwas klassenkämpferisches an sich haben 
konnte, so beruhte das ganz wesentlich darauf, daß die Genossenschaft 
von den eignen Leuten noch nicht in ihrem Wesen erkannt war, und 
sodann darauf, daß keine geeigneten Instanzen organisiert waren, um 
im Genossenschaftsganzen selbst die zwischen den einzelnen und 
Gruppen entstehenden Differenzen,die auch in der klassenlosen Ge- 
sellschaft natürlich nicht verschwinden können, auf schiedsrichter- 
lichem Wege auszugleichen. . Letzteres ist aber heute geschehen. 

Wenn aber von außen her Kampf gegen die Genossenschaft ge- 
führt wird, so ıst das formal ein bloßer Konkurrenzkampf, sach- 
lich aber, wie Göhre selbst, ohne die Schlußfolgerung zu sehen. 
in seinem Schlußkapitel trefflich gezeigt hat, ein allgemeiner 
Kampf der alten gegen die neue Wirtschaftsordnung, ein Kampf der 
auf Niederwerfung und Ausbeutung des Nebenmenschen beruhenden. 
gegen die beginnende, das Handelsprinzip durch das Gemeinschalts- 
prinzip ersetzende klassenlose Wirtschaft. Dieser Kampf kann auch 
nur dadurch beseitigt werden, daß die neue Wirtschaft bald durch 
massenhaftere Zusammenballunge von Menschen und von Sozialver- 
mögen dem Kapital einen mächtigeren wirtschaftlichen Widerstand 
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entgegenstellt, sodann aber auch dadurch, daß die Genossenschaft 
durch Verträge, in immer größerem Maße die Betriebe der gegenwär- 
tigen Wirtschaftsordnung in seine Interessensphäre hereinzieht, und 
sie vor allem von der des ausbeuterischsten Finanz- und Rentenkapi- 
tals loslöst. 

Beides hat, wie Göhre z. T. selbst anführt, gerade die weitblickende 
Genossenschaft in Hamburg ins Auge gefaßt. Rieger in Hamburg 
war es außerdem, der vor kurzem das Wort prägte: »Wir müssen den 
Boden, von dem wir essen, selbst besitzen!« Das bedeutet, wohlge- 
merkt, noch durchaus nicht genossenschaftliche Bebauung des Bo- 
dens, wozu die Genossenschaft nicht reif sein möchte, wohl aber Her- 
einziehung der ihn Bebauenden — etwa in einer Dänemark nachge- 
bildeten Form — als Produzenten in die Interessen der Genossenschaft, 
als Konsumenten in die Genossenschaft selbst. Und dem schließt 
sich auch der zweite Plan an, den die Satzungen der Hamburger Genos- 
senschaft vorsehen, die Organisation auch desjenigen Konsums der 
Mitglieder, der im Genossenschaftsladen nicht oder noch nicht befrie- 
digt werden kann, also ein Lieferantenvertragsverhältnis mit Händ- 
lern, Bauern, Handwerkern usw., die natürlich zugleich Mitglieder 
der Genossenschaft wären. Das würde sich freilich über die heutigen 
Lieferantenverträge üblicher Art ebensohoch erheben, wie die son- 
stige Organisation der »Produktion« über die der bloßen Dividenden- 
genossenschaften. Damit würde sich nicht nur der wirtschaftliche 
und moralische Einfluß der Genossenschaft außerordentlich erweitern, 
sondern es würde auch das Bewußtsein ihres Segens immer weitere 
Kreise ergreifen. 

Also: Wenn auch Göhre zweifellos das Recht zusteht, speziell 
die von Arbeitern gegründeten und bevölkerten Konsumvereine zum 
Gegenstande besonderer Untersuchung zu machen, und so sicher es 
auch ist, daß die Arbeiter bei uns in den Konsumvereinen die Haupt- 
rolle zu spielen berufen sind, die Art, wie er »proletarisch« und »Klas- 
senkampf« mit der Genossenschaft in Verbindung bringt, muß als ent- 
schieden unwissenschaftlich abgewiesen werden. Sie macht — er 
verzeihe das drastische Bild — genau denselben Eindruck, als fordere 
jemand Deichsel und Riemzeug vor eine Lokomotive — zum Pferde- 
anspannen. Durch den falschen Gesichtspunkt ist dann die ganze 
Reihe von Widersprüchen und schiefen Auffassungen entstanden, 
von denen oben etliche gekennzeichnet worden sınd. Möchte Göhre, 
der doch auch gar manche gute Einsichten offenbart und vor allem 
vortrefflichen Willen zeigt, begreifen, daB man eine neue wirtschaft- 
liche Erscheinung wohl im Zusammenhang mit der vorausgehenden 
und umgebenden Welt begreifen muß, daß aber ihre inneren techni- 
schen Zusammenhänge und die Anforderungen, welche diese stellen, 
einzig und allein von innen aus der ihr eignen Technik heraus theo- 
retisch wie praktisch zu erfassen sind. Er muß begreifen lernen, daß 
ebenso der Proletarier, wie der Bürger, wenn sie in die Genossenschaft 
treten, umlernen müssen, wenn auch in verschiedener Richtung. Hier 
ist über das spezifisch Proletarische oder Bürgerliche gänzlich hinaus- 
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zudenken. Es ist vor allen Dingen das in der kapitalistischen Welt 
ganz unselbständig gewordene Konsumentenbewußtsein wieder zu er- 
wecken, und nicht nur zu erwecken, sondern mit dem Produzenten- 
bewußtsein in engste Beziehungen zu bringen. Auch hiervon hat frei- 
lich Göhre eine gewisse Ahnung, so, wenn er S. 561 den Genossen- 
schaftsarbeiter als Arbeiter und als Konsument betrachtet, aber & 
ist leider all dies Gute unvollständig durchgearbeitet und nicht ın 
Zusammenhang miteinander gebracht. Das ist es, was diesem Buche 
den Charakter des Unfertigen verleiht. 

Wir möchten jedoch angesichts der wirklich vielen guten An- 
sätze recht sehr wünschen, es möge Göhre gelingen, seine Gedanken 
konsequenter durchzuarbeiten und dann in seiner Parteı ein wirklich 
aufklärender und fruchtbarer Lehrer der Genossenschaft zu werden. 
Möge er dann denen, welche noch immer einen Produzenten- 
sozialismus im Zukunftsäther hinter dem Monde zu erkämpfen suchen, 
zeigen, daß der wirkliche Sozialismus bereits vor ihren Füßen wächst 
und nur allseitiger aber sachkundiger Pflege bedarf, um in kürzester 
Frist eine überragende Wirtschaftsmacht zu werden! Möge er ihnen 
klar machen, daß diejenigen unter ihnen, welche bisher nicht daran 
gearbeitet oder ihn gar zum Sklaven ihrer der alten Gesellschaft an- 
gehörigen Sonderzwecke entwürdigt haben, nicht das mindeste Recht 
besitzen, über ihn und seine bisher noch allzuschwachen Leistungen 
abzuurteilen, an denen sie selber mit schuld sind. 
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Lexis, Wilhelm: Allgemeine Volkswirtschafts- 
lehre. Aus: Die Kultur der Gegenwart (Teil II, Band IX, ı des 
Gesamtwerkes). Berlin und Leipzig 1910. B. G. Teubner. 259 S. 
M. 7.—. 

Wenn man von einem Werke sagt, es sei ein Lehrbuch der öko- 
nomischen Theorie, so bedarf das immer der Präzisierung In mehr 
als einer Richtung. »Oekonomische Theorie« zunächst ist hier in 
jenem engeren Sinne zu verstehen, der in England gebräuchlich ist. 
Das heißt also, daß wir in diesem Buche eine Darstellung der Grund- 
prinzipien des W irtschaftsprozesses finden im Sinne der Fragestellung 
des Autors: »Wie kommt bei einer gegebenen Gesellschaftsordnung 
die Güterproduktion als ein gesellschaftlicher Vorgang zustande, und 
wie erhalten die in verschiedener Art an ihr beteiligten einzelnen 
aus diesem gesellschaftlichen Prozeß ihren Anteil an den erzeugten 
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Gütern ?« Damit stellt Lexis sein Werk auf den allen Theoretikern 
in diesem Sinne gemeinsamen Boden und scheidet alles aus. was 
nicht vom wirtschaftlichen Standpunkt und was nicht auf Grund 
allgemeingültiger Sätze zu verstehen ist. Allerdings spricht er sich 
in der Einleitung — dieselbe umfaßt die ersten 27 Seiten und zerfällt 
in die Abschnitte »Entwicklung der Volkswirtschaft« und »Methode 
der Volkswirtschaftslehre« —, wo er seine prinzipielle Ansicht über 
Wesen und Wert der Theorie zum Ausdrucke bringt, sehr maßvoll. 
fast skeptisch darüber aus. Die Worte »Gesetz« und »wirtschaftliches 
Prinzip« setzt er in Anführungszeichen, die Analogie mit dem Vor- 
gehen der Naturwissenschaften scheint ihm nicht weitgehend und 
namentlich unterscheidet er von der »abstrakten« die »realistische« 
Theorie als etwas wesentlich anderes. Für einen Theoretiker. der das 
Erscheinen eines Buches dieses Charakters in deutscher Sprache und 
von so berufener Hand als ein Ereignis von großer Bedeutung be- 
grüßt, läge es nun nahe, sich mit diesen prinzipiellen Bemerkungen 
auseinanderzusetzen. Da wäre zu betonen, daß auch die »abstrakte 
Methode« »realistisch« ist, insofern sie nichts anderes tut als Beob- 
achtungen zu zergliedern, daß sie ferner ja durchaus nicht voraus- 
setzt. daß »das geschäftliche und erwerbstätige Handeln des Menschen 
lediglich durch das wirtschaftliche Prinzip geleitet werde«, daß dieses 
wirtschaftliche Prinzip kein bestimmtes »Motiv« involviere, daß für 
den exakten Charakter der theoretischen Sätze die Möglichkeit der 
— nicht bloß gedanklichen sondern — wirklichen Isolierung nicht 
entscheidend sei und daß die methodische Analogie mit den 
exakten Naturwissenschaften auch von Physikern, wie z. B. Volterra, 
anerkannt wurde und dergleichen mehr. Doch kann hier nicht näher 
auf die Sache eingegangen werden. 

Ich habe das Buch ein »Lehrbuch« genannt. Es ist jedenfalls 
keine vollständige Entwicklung eines theoretischen Gebäudes und 
geht auf Details und Kontroversen nicht ein. Der Autor will offen- 
bar nichts anderes geben, als eine kurze und klare erste Einführung, 
unbelastet von Literaturverweisen und ähnlichem. Mit sicheren flotten 
Strichen skizziert er seine Ansichten über die wichtigsten Probleme, 
die er nach Gefallen aneinanderreiht. Es war höchst zweckmäßig, 
dabei alle die verschiedenen überkommenen Einteilungen des Stoffes 
in gleicher Weise außer acht zu lassen. Sie sind ja doch nur Erbstücke 
einer überwundenen Periode und wären Lexis bei seinem Vorhaben 
nur hinderlich gewesen. So faßt er einfach den ganzen Inhalt des 
Buches mit Ausnahme der Einleitung (S. 28—240) zusammen unter 
dem Titel: »Kreislauf der Volkswirtschaft« In Zukunft dürfte sich 
überhaupt die Erkenntnis feststellen, daß es sich — wenigstens m 
der Statik der Volkswirtschaft — nur um ein einziges Grundproblem 
handelt, das man passend mit diesem Namen belegen kann und das 
andere als lediglich darstellerische Unterteilungen nicht verträgt. 

Die grundlegenden Theorien vom ökonomischen Gleichgewichte 
und vom Wesen der einzelnen Einkommenszweige erfahren keine 
durchgreifende Behandlung. In dieser Beziehung gleicht Lexis bis 
zu einem gewissen Grade Ricardo, der sich ebenfalls bei diesen Fragen 
nicht aufhielt, sondern sich vornehmlich der Betrachtung der Regel- 
mäßigkeiten zuwandte, die die Praxis unmittelbar als Probleme em- 
pfindet. Seinen Ausgangspunkt nimmt Lexis vom subjektiven Werte 
— und stellt seine wichtigsten Erscheinungsformen in aller Kürze 
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dar. Doch verzichtet er darauf, seine folgende Darstellung mit dem 
Wertprinzip einheitlich zu durchdringen, vielmehr läßt sich der Grund- 
stock seines Systems etwa charakterisieren als ein Bau aus klassischem 
Materiale, behauen und abgeändert mit den Resultaten eigener Ar- 
beit und der theoretischen Diskussionen in Deutschland. Wir finden 
namentlich die Resultate seiner Marxkritik, seines Beitrages zur 
Grundrententheorie, seiner Krisentheorie, seiner Lehre von den »\Wert- 
gesamtheiten«, der Diskussion über das Geldproblem u. a. Der theo- 
retische Gedankengang ist in sehr anziehender Weise mit Tatsachen 
der modernen Wirtschaft verwoben. Mit Enttäuschung wird man 
jedoch das völlige Fehlen jener modernen Anwendungen der Kon- 
kurrenz- wie Monopolpreistheorie konstatieren, die bereits zu sovielen 
interessanten und praktisch wertvollen Resultaten z. B. über die 
Schutzzollfrage, über Tarifbildung der Eisenbahnen und Preispolitik 
monopolistischer Organisationen geführt haben und auch den An- 
fänger fesseln können. 

Wie man sieht, hat man in diesem Buche einen beachtenswerten 
Versuch zu theoretischer Synthese zu sehen. Ein starker Einschlag 
von Seite der Grenznutzentheorie, ein anderer klassischer Natur — 
der noch im Ausblick auf die Zukunft mitklingt, in dem wir etwas 
von Malthus’ Geiste fühlen —, ein noch anderer, schwächerer aber 
deutlich merkbarer von Marx her, sie alle vereinigt der Autor mit 
jenen Elementen, die er selbst geschaffen oder an deren Schaffung 
er mitgewirkt hat. Wie man über diesen Versuch denken will, sicher 
gebührt dem Autor dafür, daß er ihn in vorurteilslosester \Veise unter- 
nommen hat, ebensoviel Dank, wie für seine wissenschaftlich-ruhige, 
parteilose Haltung überall dort, wo praktisch-politische Fragen an 
den theoretischen Gedankengang herandrängen. Es ist das einmal 
ein wissenschaftlich hochstehendes Lehrbuch der Theorie und nur 
der Theorie, sodaß der Blick des Anfängers nicht sofort auf andere, 
faszinierendere Dinge abgelenkt wird. Sicher werden diesem Versuche 
andere folgen — und dann werden auch die »innertheoretischen« 
Differenzen nach und nach ausgetragen werden. 

(Schumpeter.) 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 
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Maunier Rene: l Economie Politique el laSo- 
ctologie. Paris IgIo. Giard et Brière. 179 Seiten. (2,50 frs.). 
Diese fleiBige und gut dokumentierte Arbeit versucht es, uns ein 
Bild von den Wechselbeziehungen zu geben, die zwischen den Wirt- 
schaftsformen und den übrigen Zweigen menschlicher Tätigkeit (Recht, 
Kunst, Moral usw.) bestehen, und insbesondere die sachlichen Zusam- 
menhänge zwischen den einzelnen Gebieten festzustellen. Der Ver- 
fasser vertritt dabei die richtige Auffassung, daß das gesamte mensch- 
liche Tätigkeitsgebiet, das er als Soziologie bezeichnet, ein logisch un- 
teilbares Ganzes darstellt, das nicht so sehr aus inneren Gründen 
als aus Zwecken äußerer Opportunität dividiert und subdividiert wird, 
sodaß die Einteilung in Einzelwissenschaften, die wir kennen, nur ein 
künstliches, oft ein gekünsteltes Mittel zur Erreichung leichterer Hand- 
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habung des Stoffes ist. Die Schrift des jungen französischen National- 
ökonomen zeichnet sich außer durch große Belesenheit und gründliche 
Systematik namentlich auch durch kühles und abwägendes Denken aus, 
das in keinerlei Exzesse und Einseitigkeiten verfällt und ihm ein sicheres 
Urteil ermöglicht, insbesondere auch gerade die schwierigen gegenseiti- 
gen Beeinflussungen der verschiedenen Gebiete, wenn auch, der Klein- 
heit der Schrift entsprechend, häufig nur summarisch, klar zur Anschau- 
ung bringt. Im einzelnen hat Verf. freilich nicht immer den Schwieng- 
keiten der Definitionen und Kommentare zu entgehen gewußt und 
einige Sätze aufgestellt, die in ihrer apodiktischen Form den Wider- 
spruch herausfordern. So stellt Verf. auf p. 92 seiner Schrift die 
Behauptung auf, daß das Delikt des Diebstahls stets einen gewissen 
Grad gesellschaftlichen Reichtums, ungleicher Distribution dieses 
Reichtums und bestimmte Besitzverhältnisse, voraussetze. Das ist 
unpsychologisch. Maunier hat offenbar die Tendenz zum Diebstahl 
aus Liebhaberei und Sammelwut, sowie aus pathologischen Zwangsvor- 
stellungen, die sog. Kleptomanie, die unter allen Verhältnissen wirksam 
ist und durch nichts ausgeschaltet zu werden vermag, nicht berück- 
sichtigt. Ferner schließt Mauniersich allzu eng an Hildebrand und die von 
ihm in seinem Buch über Recht und Sitte auf den primitiveren wirt- 
schaftlichen Kulturstufen auseinandergesetzten Theorien an, wonach die 
Polyandrie nur als der Ausdruck und die Folge des wirtschaftlichen 
Charakters der Ehe zu betrachten sei, da die Männer, von denen jeder 
einzelne zu arm sei, sich eine Frau zu kaufen, sich assozierten, um 
sich eine solche in kooperativer Form zu erhalten (p. 94). Diese Auf- 
fassung hat den Fehler, in ihrer Abstraktion völlig den demographi- 
schen Faktor zu vergessen, ohne den Einrichtungen wie die der Polı- 
andrie unmöglich wären. In der Tat ist Polyandrie ohne einen Zu- 
stand, in dem der männliche Bevölkerungsteil den weiblichen überaus 
stark überwiegt, nicht denkbar. Andere Behauptungen Mauniers sind 
noch unklar und nicht genügend präzisiert, so, wenn er aut p. I0I 
sagt, daB die »Moeurs Demographiques«, insbesondere die Ziffern der 
Nuptialität und der Natalität, von der jedesmaligen ökonomischen 
Situation abhängen. Gewiß; aber M. hätte dem hinzufügen müssen. 
daß diese Abhängigkeiten auf einander entgegengesetzten Bahnen 
liegen. Die Nuptialität sinkt in schlechten Zeiten, die Xatalıtät 
übersteigt in den ärmeren Klassen die der oberen Klassen überall um 
ein. Beträchtliches. Diese und andere Ungenauigkeiten sind kleine 
Schönheitsfehler in einem Werk, das sich ein hohes Ziel gesetzt hat und 
demselben mit Mut und unzweifelhafter Sachkenntnis und wissen- 
schaftlichem Vermögen nachstrebt. Vielleicht wird sie der Verf. ın 
einer zweiten und vermehrten Auflage emendieren. (R. Michels.) 


Small, Albion W.: The Meaning of Social Scr 
ence, The University of Chicago Press, Chicago 1910. 309 S. 
$ 1.02. 

Zehn Vorlesungen eines Soziologen über Sinn und Ziele der So- 
zialwissenschait vor einem Auditorium von graduate students aus 
allen social science departments der Universität von Chicago. Nun, 
jedermann der es versucht hat, weiß, wie schwer es ist, über ein so 
allgemeines Thema zu referieren ohne den besten Teil der Ausfüh- 
rungen des Autors entflattern zu lassen. Undgar ein Urteil abzugeben 
ist gewissenhafterweise fast unmöglich. Solche Glaubensbekenntnisse 
kann man eigentlich nur registrieren, nur hinnehmen als das was sie 
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sind, als Ausdruck einer mehr oder weniger interessanten Persönlich- 
keit oder Zeitströmung. 

Die Welt der sozialen Erscheinungen ist eine Einheit, die sozial- 
wissenschaftlichen Spezialdisziplinen sind jammervolle Stückwerke 
voll unrealer Abstraktionen und Aufgabe der Soziologie ist es, mit der 
Beschränktheit des Spezialistentums aufzuräumen — das ungefähr 
ist der Tenor der ersten drei Vorlesungen. Wehe dem, der es wagen 
würde, darauf zu entgegnen, daß dieses Spezialistentum zwar ein 
Uebel aber zum Teile ein notwendiges Uebel sei und daß überall dort, 
wo man sich von ihm retten kann ohne alle Hoffnung auf konkrete 
Resultate aufzugeben, das ohnehin geschieht: Wer das sagte, wäre 
sofort als ein solcher beschränkter Spezialist charakterisiert. Aber 
man könnte doch entgegnen, daß die einzelnen Sozialwissenschaften 
mit ihrem speziellen Rüstzeug wenigstens wichtige Vorarbeit leisten. 
Das leugnet aber Small ja gar nicht, im Gegenteil! Fragt man sich 
allerdings, welchen Sinn seine Ausführungen dann haben, worauf die 
vielen abfälligen Urteile Smalls eigentlich abzielen können, dann ist 
die Vorlesung zu Ende und es bleibt nichts übrig, als sich darüber 
zu freuen, wie schlagend und glänzend er die flügellahmen Stümper 
abgefertigt hat, die ihre einzelnen Ziegelsteine für das Gebäude hielten. 

Die vierte und fünfte Vorlesung bilden das zweite Glied des Ge- 
dankenganges. Der Mensch, wie er denkt und handelt, muß das Sub- 
strat der Sozialwissenschaft bilden und nicht künstlich geschaffene 
Begriffe wie »Verfassung«, »Souveränität«, »Eigentum«, »Gesellschaft«. 
Wir müssen die Erfahrungstatsachen des Lebens, die Entwicklungs- 
geschichte menschlicher Werte erfassen, dürfen uns nicht von Worten 
bezaubern lassen. Darin liegt sicher viel Wahres und Small drückt 
hier eine Tendenz unserer Zeit aus. Selbst die Jurisprudenz besinnt 
sich ja darauf, daß sie auch eine Wissenschaft ist und wendet sich 
dem lebendigen Tun der Menschen zu, vom alten Begriffssystem aber 
ab. Die Bestrebungen, die man heute »Interessenjurisprudenz« zu 
nennen pflegt, sind ein Beleg dafür. Die Tatsachen des pelitischen 
Lebens treten ebenfalls inımer klarer aus ihrem Schleier von über- 
kommenen Phrasen heraus. Aber davon sagt uns Small nichts. Er 
fordert nur und er präsentiert die Forderung mit einer Miene, wie 
wenn er davon überzeugt wäre, daß sie nicht honoriert werden kann. 
Doch können wir uns mit dem Schicksale der Biologen trösten. Diese 
erfahren von Small nämlich (p. 140), daß Darwıns Gedanke nichts 
anderes sei als eine Tautologie, nur auf den Satz herauskomme: Ent- 
wicklung ist Entwicklung. 

Außerdem konfundiert Small überwundene Vorurteile mit Ab- 
straktionen zu wissenschaftlichen Zwecken. Damit schlägt er uns das 
Werkzeug aus der Hand, das soweit allein zu klaren und haltbaren 
Resultaten geführt hat. Glücklicherweise gibt er uns ın den letzten 
fünf Vorlesungen einen neuen Weg zum Heile. Eine großartige Or- 
ganisation von wissenschaftlichen Arbeitern — reinlich gegliedert in 
Komitees und Subkomitees — soll Tatsachenmaterial sammeln. 
Das wäre die erste Phase wissenschaitlicher Soziologie. Dieselbe Or- 
ganisation soll es dann analysieren, d. h. Kausalzusammenhänge da- 
rin aufdecken. 

Wer aber wie Small von einer solchen Bücherfabrik irgendetwas 
hofft — der ist ein so kühner Mann, daß wir von ihm nicht erwarten 
können, daß er bei solchen Kleinigkeiten stehen bleibt. Small tut das 
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auch nicht. Die gefundenen Tatsachen und Beziehungen müssen viel- 
mehr noch gewertet werden. Eine \Vertung ist nötig, wer anderer 
Ansicht ist, hat unlautere individualistische Hintergedanken oder ver- 
zweifelt an der Möglichkeit eines Wertmaßstabs. Nun, die Leute 
ersterer Kategorie sind offenbar keines weitern Wortes mehr würdig. 
Den Leuten zweiter Kategorie aber kann geholfen werden. Wer 
anders wäre mehr kompetent, von Fall zu Fall zu entscheiden, was 
auf dieser Erde wünschenswert ist und was nicht, als die Mitglieder 
von Smalls Organisation — als eine Versammlung von Soziologen ? 

Daß dieser Evaluating Phase in der neunten Vorlesung eine 
Constructive Phase of Social Science folgt, ist unter diesen Umstän- 
den eigentlich selbstverständlich. Und ein Ausblick in die Zukunft 
dieser Sozialwissenschaft bildet den Schluß. 

Nimmt man Smalls Ausführungen verbaliter, so wird das Ge- 
wicht mancher altbekannter Schwierigkeiten wohl gegen sie entschei- 
den. Sucht man Neues in ihnen, so wird ihm auch seine geschickte 
Wendung, daß wir unendlich viel gewonnen hätten, wenn wir nur 
mit allen banalen Wahrheiten Ernst machten, nicht davor schützen, 
daß man in vielen seiner Dicta Inhalt von Wert vermissen und daß 
der Name der Soziologie durch sein Buch nicht gewinnen wird. Aber 
in einer Beziehung möchte man ihm \Wiederhall wünschen. Die Grup- 
pierung aller Sozialwissenschaften um das Problem des handelnden 
Menschen als solchen ist eine Notwendigkeit. Und sie tritt immer 
klarer und gebieterischer hervor. Nur daß sie sich nicht im Gegen- 
satze zu Arbeitsteilung und Spezialmethoden entwickeln kann — 
das würde zu nichts führen, höchstens zu einem Rückschritte — 
sondern aus ıhnen herauswachsen muß. (Schumpeter) 


4. Sozialismus. 


Coeurderoy, Ernest: Jours dExil. lière Partie (1849 
a 1851), (Oeuvres, Tome lier). Paris 1o10. Theories, Tome III. 
Paris IgıI. P.-V. Stock, Editeur. Biblicthèque Sociologique. 450 pp. 
(Preis 3 Fr.) u. 442 S. Frcs. 3.50 

Der Herausgeber der Schriften Coeurderoys sagt im Vorwort 
zu seiner Entschuldigung folgendes: »L’Humanite ne possède pas un 
tel trésor d’idees et de talents qu’elle ait le droit de les laisser 
perdre en route, et de condamner à l'éternelle ingratitude ceux 
qui lont servie, qui ont travaillé, qui ont souffert pour la ren- 
dre libre et meilleure«. Unter diesem Gesichtswinkel betrachtet 
ist die Neuherausgabe der Werke eines Mannes, der in schweren 

Zeiten getreu an der Fahne seiner Ueberzeugung festgehalten hat, 

vollauf berechtigt. Coeurderoy war ein junger Arzt in Paris, als die 

Februarrevolution ausbrach und er, nachdem er an ihr und den auf sie 

folgenden Volksbewegungen teilgenommen hatte, in contumaciam 

zur Deportation verurteilt wurde. Er wandte sich als Flüchtling in 
die Schweiz, begeistert von den bürgerlichen Freiheiten, die er dort 
antraf. Hier schrieb er seine Memoiren; nicht pedantisch, nicht ein- 
mal wissenschaftlich, sondern frei, künstlerisch, unter völligem oder 
fast völligem Zurücktreten seiner Person. Auch nicht als Reisebeschrei- 
bung, wenngleich die Kapitel vielfach an Gesehenes anknüpfen, 
sondern vielmehr sich in freien Betrachtungen über Natur und Mensch, 
insbesondere aber Zustände ergehend. Dabeı war Coeurderoy auch nichts 
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weniger als etwa ein Theoretiker. Anarchist im Grunde seiner Seele, 
war sein Anarchismus mehr Resultat eines für das Schöne leidenschaft- 
lich begeisterten Gemüts das als Resultat wissenschaftlicher Erkennt- 
nisse und Studien. So finden wir denn bei ihm keine Auseinandersetzun- 
gen über die \Werttheorie, ja, nicht einmal über die \Vesenheiten des 
Proletariats, wohl aber schlichte Plädoyers für den Internationalis- 
mus (darunter die schönen Betrachtungen zum Fall Laviron, eines 
französischen Künstlers, der 1849 in Rom im Kampfe für die Römer 
und gegen seine Landsleute fiel) und für die Menschenfreiheit. Trotz 
einiger Längen und seines etwas flottanten geistigen Gewandes ist das 
Buch recht lesenswert. Eine längere historische Einleitung von Dr. 
Max Nettlau, dem »Ausgraber« des vorliegenden Bandes, erleichtert 
das Eindringen in die poetische und literarische Persönlichkeit des 
französischen Revolutionärs in hohem Grade. 

Der dritte Band der Aufzeichnungen des flüchtigen französischen 
Arztes im Exil die Dr. Nettlau mit großer Sachliebe neu herausgegeben 
hat, behandelt vor allem die Zeit des Aufenthaltes in Italien. In 
dem blumigen Stil, den wir schon aus den ersten beiden Bänden 
kennen, werden uns mit poetischer Lizenz die Grundgefühle des humani- 
tären und revolutionären Sozialismus vorgetragen. Der Schmerz über 
das Elend der Welt erreicht dabei bisweilen einen ergreifenden Aus- 
druck, im ganzen ist die nenia aber zu weitschweifig und wirkt auf 
die Dauer, auch durch die Monotonie des stets gleich hochgespannten 
Tones ermüdend. Am typischsten für die Art Coeurderoys ist das 
Kapitel über das Proletariat in Turin, 1854, in dem er, leider mit 
überaus vielen Abschweifungen und Unterbrechungen, die elende 
Lage der arbeitenden Klassen in Pimont beschreibt, die ihm zufolge 
alles übertreffe, was an Elend der Lebensführung in Paris und London 
anzutreffen sei. Insbesondere beklagt er auch mit richtigem Ver- 
ständnis für die Bedürfnisse des Proletariats die Folgen der anti- 
klerikalen Aktion des sog. liberalen Staates, der 1848 durch die Abschaf- 
fung einer Reihe von gemeinnützigen kirchlichen oder doch in Händen 
der Kirchen befindlichen Einrichtungen, wie der Armenküchen, 
dem armen Volke noch eine der wenigen Stützen ın seinem Elend 
entzogen habe. \Ver sich für die Ideologie im Genre der achtund- 
vierziger Zeit interessiert, wird an diesem Buche nicht vorbeigehen 
dürfen, ohne es durchzublättern, trotzdem es weder an tatsächlichem 
historischem Werte noch an Gedanken irgendwie Beträchtliches bietet. 

(Michels.) 


Hervé, Gustave: L'internationalisme. Paris. V. Gi- 
ard et G. Brière. 1910. VIII, 178 S. 2 Fr. 50. 

Der Internationalismus, sagt Hervé, ist kein neuer Begriff. Schon 
die großen Religionen des Altertums haben den nationalen Rahmen 
oft nrehhrochenr. innerhalb dessen sie entstanden waren. Das römi- 
sche Kaiserreich hatte die Tendenz ein Weltreich zu werden. Das 
Christentum erklärte in seiner mvstischen Form alle Menschen für 
Brüder und der Katholizismus strebte darnach eine Universalrelision 
zu werden. Aber alle diese Tendenzen zerschellten an der Getrenntheit 
der Produktion in der vorkapitalistischen Menschheit. Die Geschichte 
des Internationalismus im modernen Sinne dieses Wortes beginnt 
mit der Großen Französischen Revolution. Die bürgerliche Demo- 
kratie erscheint als die Trägerin sowohl der nationalen als der inter- 
nationalen Idee. Aber sie erweist sich unfähig diese Ideen zu reali- 
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sieren. Nach der Niederlage der Revolution vom Jahre 1848 gehen 
die ungelösten nationalen Aufgaben als Erbe an die Dynastien über 
(Pyrmont und Preußen), als bewußter Erbe der internationalen Auf- 
gabe aber tritt das Proletariat auf. 

Die Grundlage des modernen Internationalismus stellt der W e Í t- 
markt dar. Erst der Dampf und die Elektrizität, die Eisenbahnen, 
die Dampfschiffe und der Telegraph, die Rotationsmaschinen und die 
billige Tageszeitung haben den Internationalismus aus einer ver- 
schwommenen Idee zu einer der Verwirklichung nahen Realität ge- 
macht. Der patronale und der proletarische Internationalismus ent- 
wickeln sich unter diesen Bedingungen gleichzeitig nebeneinander. 

In das Gebiet des ersten gehören: die Emigration der Kapitalien, 
die unpersönlich-internationalen Aktiengesellschaften, der \Weltver- 
kehr der Waren, die Verschiebung der Arbeitskraft von einem Lande 
ins andere, die internationalen Reglementierungen der Produktion 
mittels Kartellen, Trusts und Konventionen zum Zwecke der Be- 
seitigung der Konkurrenz und internationales Uebereinkommen in 
den Fragen der auswärtigen, hauptsächlich der Kolonialpolitik, um 
kriegerischen Konflikten aus dem Wege zu gehen. 

Der proletarische Internationalismus ersteht schon mit den ersten 
Anfängen der selbständigen Arbeiterorganisation. Der erste Kongreß 
der Internationale zu Lausanne (1867) hat das Programm der »Heraus- 
bildung einer europäischen Konföderation freier Staaten« aufgestellt, 
der Brüsseler Kongreß (1868) schlug den Arbeitern vor »jegliche Ar- 
beit einzustellen, sobald in den betreffenden Ländern ein Krieg aus- 
brechen sollte.« Die erste Internationale zerfiel hauptsächlich darum, 
weil sie an den Massen keine genügende Stütze fand, was besonders 
deutlich während des deutsch-französischen Krieges zu Tage trat, der 
wiederum ein starkes Anwachsen des Militarismus und Nationalis- 
mus zur weiteren Folge hatte. Aber im Jahre 1889 entstand auf der 
Grundlage von ausgebreiteten und sich immer mehr ausbreitenden 
nationalen Arbeiterorganisationen — die neue Internationale. \Väh- 
rend der 20 Jahre ihres Bestehens beobachtete Herve ein allmähliches 
Abstumpfen ihres revolutionären Charakters. Die soziale Revolution 
wird jetzt in den »herrschenden Kreisen« der Internationale und auch 
von einem großen Teile der gewöhnlichen Mitgliedern einfach als 
Vollendung einer Reihe von Partialreformen angesehen. Der parla- 
mentarische Kampf hat die sozialistischen Parteien mehr national 
gemacht, indem er sie zwang, sich von der Kampfstellung des Anti- 
patriotismus aus der Zeit der ersten Internationale loszusagen. Herve 
hofft aber, daß die revolutionären Sozialisten in einer Epoche poli- 
tischen Sturmes, sofern sie in der Internationale verbleiben, sich mit 
den Anarchisten vereinigen werden, welche 1896 aus derselben ver- 
trieben worden waren, und daß sie sich dann gemeinsam an die Spitze 
der Bewegung stellen werden, wie dies »zur Zeit der russischen Revo- 
lution geschehen« sein soll (S. 140). 

Der klaren und deutlichen Darstellung entspricht in diesem 
Büchlein bei weitem nicht immer die Klarheit und Tiefe des Gedan- 
kens. Was Hervé von der gegenseitigen Beziehung zwischen den 
Reformen und der Revolution sagt, steht auf einem unendlich tieferen 
Niveau, als dasjenige, was über dieselbe Frage in den letzten andert- 
halb Dezennien in der deutschen Literatur vorgebracht wurde. Bei 
dem Kampfe zwischen Reformismus und sozialistischem Radikalis- 
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mus, wie er beides versteht, sieht Herve vollständig von den sozialen 
Bedingungen ab und führt diesen Kampf auf Unterschiede der n a- 
tıonalen Charaktere zurück, wenn er aber auf ebensolche Strö- 
mungen innerhalb einer und derselben Nation stößt, so sind es — 
Unterschiede des Temperaments. Wir glauben daher, daß die opti- 
mistische Voraussetzung Hervés inbetreff der Zukunft des Herveis- 
mus ganz und gar vom Autor zu verantworten ist: zu einer objektiven 
Nachprüfung dieser Prognose fehlt uns — eine Statistik der Tempera- 
mente. n. t. 


Salucci, Arturo: Il Crepuscolo del Socidlis- 
mo. Critica della Tendenze e delle Soluzioni. Genova ıgıo. Libre- 
ria Nuova di F. Chiesa. 360 S. (Preis 4 Lire). 

Ein bizarres Buch, geschrieben von einem Parteisozialisten 

— Salucci ist Redakteur an der Tageszeitung Il Lavoro in Genua — 

zur Zerstörung alles dessen, was dem Sozialismus bisher als heilig galt. 

Schon der Titel des Buches ist bezeichnend: »Untergang« (eigentlich 

Dämmerung, so crepuscolo degli Dei = »Götterdämmerungs«) des Sozialis- 

mus. Bezweckt wird vor allen Dingen, den Marxismus, oder, wie derVerf. 

sich ausdrückt, den sozialistischen Bismarckismus zu vernichten. Das 
geschieht, dem chaotischen und durchaus belletristischen Charakter 
dieses von allem handelnden, aber nichts gründlich behandelnden 

Buches entsprechend, allerdings mit untauglichen Mitteln. So wird 

Marx zuerst die Theorie von der ununterscheidbaren Masse der Bour- 

geoisie unterschoben und sodann der Begriff der Gesellschaftsklasse 

schlankweg geleugnet, weil es doch vorkäme, daß einzelne Elemente 
von einer der Klassen zur andern übergingen (p. 64). Auf dieser Höhe 
halten sich sehr viele der, vielfach aus anderen, meist nicht genannten 

Exzerpten abgeschriebenen Gregenargumente des Verf. gegen Mar- 

xismus, Syndikalismus und Revisionismus. Zum Schlusse der Lektüre 

des Buches wird der Leser ein dumpfes Gefühl der Verwirrung nicht 
wieder los, auch weil er nicht ahnen kann, was der Verf. überhaupt mit 
seinem Werke wollte. Im ganzen kann man nicht umhin, sich einzu- 
gestehen, daß ein derartiger italienischer Salat von sozialpsycholo- 
gischen und nationalökonomischen Betrachtungen selbst in der heu- 
tigen unproduktiven Phase des italienischen Sozialismus (vgl. Art. La- 
briolas Betrachtungen hierüber in einem der letzten Hefte des Archiv !) 
peinlich berührt. Dabei sind einzelne Details, wie die Charakteristik 

der Persönlichkeiten von Filippo Turati und Arturo Labriola (p. 141) 

nicht übel. Auch hat der Verf., dem guter Blick keineswegs abgeht 

(wenn er sich durch ihn auch zu vorschnellen Urteilen verleiten läßt), 

einige Seiten des von ihm besprochenen Problemkomplexes sehr wohl 

zu würdigen verstanden, so z. B. wenn er den Syvndikalismus in die 

Kette der Renaissanceerscheinungen des modernen Idealismus ein- 

ordnet. Desto bedauerlicher ist es, daß er die vorhandenen Gaben 

nicht besser zu verwerten verstanden hat. (R. Michels.) 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 
Niehuus, Heinrich: Geschichte der englischen 


) Arturo Labriola: Der Marxismus in Italien. Archiv, Bd. XXXI, 
Heft 3. 
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Bodenreformitheorien. Leipzig Igıo. C. L. Hirschfeld. 

223 S. M. 4.50. 

Der Verfasser hat recht, wenn er sagt, daß die Ideengeschichte 
der englischen Bodenreiormbewegung noch keine ausreichende Dar- 
stellung gefunden habe, und seine Arbeit füllt zweifellos eine Lücke 
in zweckmäßiger Weise aus. Zweckmäßig ist namentlich die Ab- 
grenzung des Stoffes, die scharf und reinlich durchgeführt ist: Man 
hätte daran denken können alle die zahllosen bodenreformatorischen 
Anklänge in der sozialökonomischen Literatur Englands zu sammeln 
und wäre sicher zu interessanten Ergebnissen gekommen. Man hätte 
Nachbarideen mehr berücksichtigen können. Aber man hätte nicht 
besser einen kurzen Ueberblick über die wichtigsten Autoren zusam- 
menstellen können. Auch die Einteilung der englischen Bodenrefor- 
matoren in jene, die auf der Basis ökonomischer Theorie stehen und 
in jene, die das nicht tun, ist sehr billigenswert. Nur daß es kaum 
angeht, die Werke der letztern alle als »naturrechtliche Systeme« zu 
bezeichnen: Cobbet und Feargus O’Connor als Naturrechtler — das 
klingt fast wie ein Scherz. 

Mit kurzen, um nicht zu sagen flüchtigen, Strichen zeichnet der 
Verfasser die Zeitverhältrisse und das soziale Milieu, denen die ein- 
zelnen Richtungen entwuchsen. Die Daten über seine Autoren nimmt 
er einfach aus der National Biography, wie die Arbeit überhaupt 
nicht durch überflüssige Gelehrsamkeit beschwert ist. Der Fachmann 
wird kaum viel Neues aus ihr erfahren und für wissenschaftliche 
Zwecke wird derselbe Boden wohl nochmals etwas gründlicher be- 
ackert werden müssen. Der schwächste Punkt aber liegt in den kri- 
tischen Bemerkungen des Autors und hier wiederum in den Kritiken 
der »ökonomisch fundierten« Bodenreformer, wenn man so sagen darf, 
d. h. jener, die irgendwie auf der Ricardianischen Grundrententheorie 
fußen. Nicht nur versucht es der Autor gar nicht, eine wirklich ein- 
dringende Analyse zu geben, er verrät sogar in keiner Weise eine aus- 
reichende Kenntnis der einschlägigen theoretischen Literatur. Manche 
Bemerkungen, besonders die Einwendungen gegen Ricardo müssen 
schlechthin als dilettantisch bezeichnet werden. Auch für seine Beur- 
teilung von Spence, Hall und Dove, die sich ebenfalls tiefere Gedanken 
über die wirtschattlichen Zusammenhänge machten, gilt dasselbe. 

Im allgemeinen scheint der Verfasser nicht viel von den Ideen 
der Bodenreformer zu halten, ja sich im Grunde nicht besonders tür 
sie zu interessieren. Aber wenn er auch jenes liebe- und verständnis- 
volle Eingehen, das sonst die Freude des Dogmenhistorikers ist, ver- 
missen läßt, so sind doch seine Referate über die einzelnen Autoren 
bemerkenswert korrekt. In ihnen liegt der Wert des Buches für den 
deutschen Leser. (Schumpeter.) 


Ludwig Pohle: Der Unternehmerstand. Vorträge der 
Grehe-Stiftung zu Dresden, 3. Band Igro. 57 S. M. 1.40. 

Dieser Beitrag bringt uns im Verständnis des Unternehmer- 
problems nicht weiter, eher einen oder mehrere Schritte zurück. Schon 
der Titel: der Unternehmer st a n d deutet auf die verkehrte Problem- 
stellung, die statt ins Zentrum danebengreift. Denn wenn man gleich 
auf der ersten Seite das gewiß nicht unbestreitbare Axiom aufstellt: 
»das Unternehmertum (!) .... hat die moderne Volkswirtschaft ins 
Leben gerufene — ein Satz, mit dem der Verfasser selbst an vielen 
späteren Stellen in Widerspruch gerät — dann ist doch die nächst- 
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liegende Frage: was ist das für ein Mensch, der so Titanenhaftes fertig 
gebracht hat, was stecken da für Fähigkeiten und Kräfte dahinter ? 
Zur Beantwortung dieser Frage genügt es freilich nicht, auf die »Unter- 
suchungen zur Psychologie des Unternehmertums ..... von vornherein 
kein großes Gewicht« zu legen, statt nach den Motiven, nach den 
Fähigkeiten und Kenntnissen zu fragen, wenn dabei nicht mehr her- 
auskommt, als daß der Unternehmer über ein gewisses Maß von Wage- 
mut verfügen, Neigung zur Spekulation, kurz Unternehmungsgeist 
besitzen muß (Seite 20). — Die historische Genese ist vollends miß- 
glückt;; so grobe Schnitzer wie: »aber an den Anfängen des industriellen 
Unternehmerstandes ist der Adel so gut wie nicht beteiligt« sollten 
nicht einmal in einem gesprochenen Vortrag vorkommen. Man kann 
übrigens von der großen kulturellen Bedeutung des »Unternehmer- 
standes« eine noch stärkere Vorstellung haben als der Verfasser, ohne 
mit ihm in die geradezu vorsintflutlich anmutende Harmonieduselei, 
zwischen Privatinteresse und Gresamtinteresse zu verfallen. Sind denn 
sämtliche theoretischen Untersuchungen der Amerikaner spurlos an 
dem Verfasser vorübergegangen ? (Salz). 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Brand, Georg: Die Wirtschaftsbücher zweier 
Pfarrhäuser des Leipziger Kreises im vorigen 
Jahrhundert. Ein Versuch zur Frage nach den een 
Leipzig, Duncker und Humblot, 1911. 125 S. M. 

Das Schriftchen stammt aus dem Lager der Freunde der Rech- 
nungsbuchmethode in der Frage der wissenschaftlichen Feststellung 
der Lebenskosten nach dem Vorbild Ernst Engels. Es schließt sich 
an die Arbeiten von E. Hofmann (Zwei Haushaltungsbudgets über 
einen zwanzigjährigen Zeitraum. Archiv für soziale Gesetzgebung 
und Statistik VI, 1. Berlin 1893) und K. von K. (K. Bücher, Haus- 
haltungsbudgets oder Wirtschattsrechnungen ? Zeitschritt für die 
gesamte Staatswissenschaft Igob und 1907) an und gibt auf Grund 
leider nicht ganz vollständigen Ouellenmateriales, die statistisch 
sorgfältige Darstellung des Haushaltes zweier Pfarrhäuser nach den 
Napoleonischen Kriegen, zur Zeit der deutschen Revolution 1848 
und nach dem Feldzug 1570/71. Das Tabellenwerk begleitet ein histo- 
rischer Text. 


Wernicke, Dr. Julius: Der Kampf um den wirl- 
schaftlichen Fortschritt. Ein kritisch-historischer Bel- 
trag. Jena ıgIo. VI, 139 S. M. 3.50. 

Der Verfasser hat es für wertvoll gehalten, die »kultur-historische 
Erscheinung, daß der technische und wirtschattliche Fortschritt in 
allen Zeiten auf den stärksten Widerstand gestoßen ist, bezw. sehr 
starke Hemmungsmomente für ihn vorhanden waren, näher zu unter- 
suchen und im einzelnen zu betrachten.« Die Grundanschauung, die 
durch das ganze Buch hindurch immer und immer wieder zu Tage 
tritt, ist: »Alles entwickelt sich vom Niederen zum Höheren, also 
ist der Fortschritt das Naturgemäße und das Wünschenswerte 
Er muß auf alle Weise gefördert werden.« 

Im Altertum ist die Sklaverei das Haupthemmnis für die Ent- 
wicklung der gewerblichen Technik, im Mittelalter hat die herrschende 
Gewerbeorganisation sowie die Kirche das Vordringen des technischen 
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Fortschritts aufgehalten, in der Neuzeit sind zu den wirtschaftlich 
begründeten Hemmungen noch politische getreten. 

Eine eingehendere Inhaltsangabe ist nicht nötig, da nur eine 
große Menge von meist bekannten Einzelheiten mehr oder weniger 
genau dargestellt werden. Der vollständige Mangel an historischem 
Sinn fällt empfindlich auf, der den Verfasser dazu bringt, in allem 
was Geschichte ist nur eine Sammlung von Argumenten zu sehen und 
der ihm z. B. im Kapitel Mittelalter den Blick so einseitig auf die 
negativen Wirkungen des Zunftwesens heftet, daß dessen technisch- 
künstlerische Bedeutung (bei den Bauhandwerkern!) kaum und die 
soziale gar nicht vorhanden zu sein scheinen. Die vage Allgemeinheit 
des Gesichtspunktes, unter dem dieser Längsschnitt durch die Welt- 
geschichte gelegt ist, kann uns in keiner Weise mit dem Umstand 
versöhnen, daß der Verfasser über die historischen Dinge kaum Eigenes 
zu sagen hat und auf weite Strecken diesen Mangel durch ausführliche 
Zitate nach Eduard Meyer, Schmoller u. a. ausfüllen muß. Der Un- 
sicherheit in der Auswahl haben wir wohl auch das überflüssige und 
matte Kapitel über den Kampf der Kirche gegen Philosophie und 
Naturwissenschaften zu verdanken. 

In den Schlußabschnitten findet sich eine geschickt formulierte 
Ablehnung der gegenwärtig wirksamen »reaktionären« Bestrebungen, 
der Mittelstandsbewegung und der agrarischen Steuerprojekte; so 
namentlich bei der Warenhaussteuer. (Karl Keck.) 


7. Bevölkerungswesen., 


8. Statistik. 


Bremisches Statistisches Amt. Berufs- und Be- 
Iriebszählung vom 12. Juni 1907 im Bremischen 
Staate. 2. Heit. Gewerbliche Betriebszählung. Bremen 1910. 
Franz Leuwer. 192 S. 

Man betont immer mit Recht, daß der Wert und die Bedeutung 
statistischer Angaben nur beurteilt werden kann, wenn man die Ent- 
stehung der Zahlen genau kennt. Man beklagt anderseits immer 
wieder, daß Jahr für Jahr eine große Anzahl von statistischen Ta- 
bellen erscheint ohne erläuternde Mitteilung darüber, auf welche 
Weise die Zahlen gewonnen worden sind. Diese Klagen über die 
Vorenthaltung des Verfahrens bei der Aufbereitung können nur 
wiederholt werden, wenn man die Mehrzahl der Veröffentlichungen 
der deutschen Bundesstaaten über die Berufs- und Betriebszählung 
durchsieht. Eine große Anzahl der Ergebnisse dieser Zählung können 
in ihrer Tragweite nicht gewürdigt werden, ohne daß eine genaue 
Schilderung des Depouillements vorhergegangen ist. Nur zwei Bei- 
spiele. Die Zählung wollte die »selbständigen« Hausgewerbetreiben- 
den und Heimarbeiter erfassen; neben diesen selbständigen Personen 
trugen sich aber (nach Ansicht der aufbereitenden Stellen, vergl. 
Zeitschrift des Königlich Preußischen Statistischen Landesamts 
XLIX. Jahrgang S. 19 ff.) zahlreiche »unselbständige« Heimarbeiter 
in die Zühlpapiere ein. Nach welchem Prinzip wurden die Unselb- 
ständigen ausgeschieden ? Häufig ist ferner in den letzten Jahren 
Streit darüber entstanden, ob der der deutschen Betriebszählung 
zugrunde gelegte Begriff Betrieb brauchbare Erkenntnis liefere oder 
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ob man vom Gesamtbetrieb an erster Stelle auszugehen habe. Dringend 
erwünscht wäre es nun, zu erfahren, was im einzelnen bei der letzten 
Zählung unter Betrieb tatsächlich verstanden wurde, vor allem, in 
welche Teilbetriebe sich die für einzelne Tabellen erhobenen Gesamt- 
betriebe auflösten ? 

Der Bremischen Veröffentlichung, deren Bearbeitung zum größten 
Teil Dr. F. Schweninger inne hatte, gebührt das Verdienst, auf diese 
Fragen wenigstens Antwort: gegeben zu haben. Sie behandelt in 
ihrem ersten Teil die methodischen Grundlagen der gewerblichen 
Betriebszählung;; bedeutungsvoll sind hier vor allem die kritischen 
Auslassungen und die Schlußfolgerungen. Erwähnen möchte ich in 
erster Linie die Abschnitte über: die Abgrenzung der gewerblichen 
Betriebe gegen die liberalen Berufe und gegen die staatlichen Be- 
triebe, ferner die Abschnitte über Zweiggeschäfte und offene Ver- 
kaufsstellen sowie über Heimarbeit und Hausgewerbe. Auf eine Kri- 
tik dieser Abschnitte soll in diesem Zusammenhang jedoch nicht ein- 
gegangen werden. Der zweite Teil behandelt die Ergebnisse der ge- 
werblichen Betriebszählung in Bremen. Ein Anhang geht auf den 
»Warenhandel mit Unterscheidung des Groß- (Zwischen-) und Klein- 
(Detail-)handels« ein. Besonders dankenswert erscheint mir im zwei- 
ten Teil der Arbeit die Wiedergabe der Tabelle r08 »Gesamtbetriebe 
bildende Gewerbearten, geordnet nach der Art und Weise ihrer Ver- 
bindung« und Tabelle 109 »Gesamtbetriebe mit über 200 Personen 
nach den in ihnen verbundenen Gewerbearten am 12. Juni I907« 
auf den Seiten 123—125, dankenswert vor allem deshalb, weil sie 
mit eine Grundlage geben zur Beurteilung der Brauchbarkeit des 
Begriffes »Teilbetrieb«. Es kann nur noch dem Wunsch Ausdruck 
verliehen werden, daß dieser Arbeit andere womöglich über größere 
Gebiete nachfolgen, die mit ähnlicher Gründlichkeit und Unbefangen- 
heit das Material und die Einzelheiten der Aufbereitungsarbeit wieder- 
geben. (Meerwarth.) 


Jahrbuch für den Oberbergamtisbezırk Dortmund 
7909/1910. Ein Führer durch die rheinisch-westfälischen Berg- 
und Hüttenwerke und Salinen, in wirtschaftlicher und finanzieller 
Beziehung von Dietrich Baedeker. 10. Jahrgang. Essen, 
G. D. Baedeker, 1911, 790 S. geb. M. 12.— 

Das genannte Jahrbuch ist in erster Linie für den Kohlenbergbau 
als eines der unentbehrlichsten Quellenwerke bekannt. Enthält es 
doch außer der ausführlichen Darstellung aller Bergwerke im nieder- 
rheinisch-westfäl. Industriebezirk, bezw. Lothringen und Luxem- 
burg (die alle Unternehmungen und zwar Eigentümer, Betriebsan- 
lagen, Produktion, Belegschaft, Lohnverhältnisse usw. registriert), 
Angaben über die bergmännischen Körperschaiten und deren Organi- 
sation (insbes. die Knappschaftsvereine), ferner die (mit Rücksicht 
auf die drohende Syndikatsauflösung wichtigen) Satzungen des 
Zechenverbandes sowie die sozialpolitisch interessanten Bestimmungen 
über den (Zwangs)arbeitsnachweis, die Beteiligungsziffern der im Koh- 
lensyndikat vereinigten Zechenbesitzer, usw. Auch die Vereinigungen 
zur Verwertung der Nebenprodukte werden registriert. Von 
besonderem Werte sind die durchwegs nach amtlichen Quellen gear- 
beiteten statistischen T’ebersichten über die nach Ländern spezifizierte 
Weltproduktionsämtlicher Bergwerksprodukte {nicht 
bloß Kohle), Preise derselben, die speziellen Darstellungen über 

50* 


878 Literatur-Anzeiger. 


deutsche Kohlen-, Koks- und Brikettproduktion, Belegschafts- 
ziffern, Förderung per Kopf, Entwicklung der Löhne, Ein- und Aus- 
fuhr, Kohlen-Versorgung einzelner Großstädte usw. usw. (ähnlich 
auch für die deutsche Eisenerzförderung). Das Jahrbuch bietet so 
(insbesondere auch durch Einbeziehung der wirtschaftlich enge zu- 
sammenhängenden Eisen- und Stahlproduktion) in großer Mannig- 
faltigkeit das Material zur Beurteilung der für Deutschlands Wirt- 
schaltslage mit ausschlaggebenden Bergwerksproduktion und nament- 
lich die detaillierte statistische Darstellung all der Daten, die für die 
anderen Industrien zum großen Teil geheim gehalten oder wenigstens 
nicht fortlaufend publiziert werden, und die restlose Erfassung 
der gesamten Produktion steigern die Bedeutung des Jahrbuchs und 
verleihen ihm auch einen großen Wert für die Beurteilung der ökono- 
mischen Gesamtsituation. 

Der Jahrgang 1909/1910 im speziellen ist wichtig, weil er die ge- 
rade in diesem Jahre stattgefundenen zahlreichen Verschmelzungen 
von Zechen und Hütten, die ja vielfach als Symptom einer künftigen 
Vertrustung betrachtet werden, registriert. Diese Tendenz zur fort- 
schreitenden Konzentration der Betriebe in immer wenigeren Händen 
gefährdet auch die Verbandserneuerung, die 1912 für den Stahlwerks- 
verband, Igı5 für das Kohlensyndikat erfolgen müßte. Der Verfasser 
des Jahrbuchs selbst tritt für die Verlängerung der Syndikatsverträge 
ein und sagt für den Fall des Scheiterns der Verhandlungen vernich- 
tende Preiskämpfe voraus. — 

An der Spitze des Buches steht, dieser Situation entsprechend. 
die Biographie von Reinhard Eiffertz, der zusammen mit Kirdori, 
Kleine, Muser u. a. die rheinisch-westfälische Bergwerksindustrie in 
den goer Jahren organisiert und dadurch die vernichtende Konkurrenz 
ausgeschaltet hat. Sein Vorbild soll im Sinne einer »Steigerung des 
(remeinsamkeitsgefühles« wirken. (->.) 


Statistisches Amt der Stadt Halle a.S. Beiträge 
zur Statistik der Stadt Halle a. S. Heft ır. Die 
Betriebszählung in Halle a. S. nach den Ergebnissen der Berufs- 
und Betriebszählung vom x12. Juni 1907. Halle a. S. ı9ı0. Gebauer- 
Schwetschke. 70 S. M. 1.—. 


Statistisches Amt der Stadt München. Mitteilungen, 
Band XXII. Heft 3. Die gewerblichen Betriebe Mün- 
chens 1907. Ergebnisse der gewerblichen Betriebszählung vom 
12. Juni 1907. München Igıo. J. Lindauer (Schöpping). 223 >. 
M. 3.—. 

Beide Städte haben die Ergebnisse der gewerblichen Betriebs- 
statistik für sich veröffentlicht; Halle hat zu diesem Zweck von den 
Zählpapieren, die ebenso wie die der übrigen preußischen Städte dem 
Preußischen Statistischen Landesamt übermittelt wurden, eine Ab- 
schrift vorgenommen. Beide Bearbeitungen geben in guter und sorg- 
fältiger Darstellung den Stadtvätern der beiden Städte ein Bild der 
gewerblichen Verhältnisse und, da auch die früheren Gewerbezäh- 
lungen berücksichtigt sind, ein Bild von der Entwicklung dieser Ver- 
hältnısse. Das wissenschaftliche, in erster Linie das statistisch-metho- 
dologische, Interesse können beide Darstellungen nicht befriedigen. 
Wie bereits bei der Besprechung der Arbeit des statistischen Amts 
der Stadt Bremen ausgeführt wurde, können zur Klärung einer An- 


8, Statistik. 879 


zahl Begriffe, in erster Linie des Begriffes Betrieb, Arbeiten, die ein 
verhältnismäßig kleines Gebiet behandeln, wertvolle Beiträge liefern. 
So wäre, um ein Beispiel herauszugreifen, eine Uebersicht darüber, 
wie die Gesamtbetriebe in Teilbetriebe aufgelöst wurden, von großem 
Nutzen zur Beurteilung der Brauchbarkeit des sehr komplizierten 
Begriffes Teilbetrieb gewesen. Der oder die Verfasser der Arbeit 
über Halle kennt offenbar das Buch von Alfred \Veber über den 
Standort der Industrien; daß er jedoch für seine Arbeit irgend einen 
praktischen Nutzen daraus gezogen hätte, etwa auf die in Halle vor- 
herrschenden Betriebskombinationen in ihrer tatsächlichen Gestal- 
tung ausführlich eingegangen wäre, ist nicht ersichtlich. Die kurzen 
Bemerkungen des Verfassers der Münchener Arbeit auf Seite 44 und 
45 sind unzureichend. In beiden Arbeiten werden Vergleiche mit 
den früheren Zählungen angestellt, in Halle auch Vergleiche mit der 
1875er Zählung; es soll hervorgehoben werden, daß der Verfasser 
der Halleschen Arbeit wenigstens auf einige methodischen Unter- 
schiede der vier Zählungen, wenn auch nur kurz, eingeht. Ansätze 
zu einer irgendwie inhaltsreichen Kritik der Fragestellung der Zähl- 
bogen finden sich in keiner der beiden Arbeiten; der Hinweis in der 
Halleschen Arbeit bei der Erfassung der Heimarbeit auf die eingehen- 
de (!) »Kritik« in der Gewerbestatistik von Hesse reicht wirklich 
nicht aus. 

Nochmals: als Anhang zu einem städtischen Verwaltungsbericht 
sind beide Arbeiten brauchbar und wohl auch gedacht (vergl. die 
Schlußausführungen der Halleschen Arbeit), unter einem wissen- 
schaftlich nationalökonomischen oder wissenschaftlich statistischen 
Gesichtspunkte können sie nicht betrachtet werden 

(Meerwarth.) 


Königlich Preußisches Statistisches Landesamt: 
Preußische Statistik. 222. Monats- und Jahrespreise 
wichliger Verpflegungsmittel in 154 preußı- 
schen Berichtsorten im Jahre 1909. Berlin ıgıo. 
Königlich Statistisches Landesamt. XV u. Ig6 S. M. 3.00. 

Die Preisstatistik des Königlich Statistischen Bud ni hat 
durch die Anweisung der Minister des Innern sowie für Landwirtschaft, 
Domänen und Forsten vom 30. November 1908 betreiiend die Er- 
mittlung und Feststellung der Preise wichtiger Lebens- und Ver- 
pflegungsmittel (mitgeteilt auf S. X ff. der Veröffentlichung) gegen 
früher wesentliche V eränderungen erfahren. Es ist daher zu begrüßen, 
daß das Statistische Landesamt der Hauptveröffentlichung über die 
Preise des Jahres 1909, welche von der »Zeitschrift« ın das Quellen- 
werk der Preußischen Statistik verlegt wurde, eine Einleitung (be- 
arbeitet von Prof. Dr. Kühnert) vorausschickte, die den früheren 
Stand und die Veränderungen der Preisstatistik im einzelnen darlegt. 
Durch die neue Anweisung sind darnach vom I. Januar IQvg ab die 
Gegenstände der Preisermittlung vor allem durch die neu emgeführte 
Unterscheidung zwischen Brau- und Futtergerste, zwischen Grol- 
und Kleinhandelspreisen bei Hülsenfrüchten und EßBkartofteln, Wel- 
zen- und Roggenmehl, zwischen inländischem und ausländischem 
Schweineschmalz, zwischen alten und neuen EßBkartoffeln und altem 
und neuem Heu, ferner durch Einbeziehung von Roßtleisch, Brot, 
Milch, Zucker usw., vor allem aber durch Qualitätsabstufungen beim 
Fleisch im Kleinhandelsverkehr erheblich erweitert worden. Die 
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wichtigsten \Warenpreise, also die für Getreide, Fleisch, Hülsenfrüchte, 
Eßkartoffeln, Heu, Stroh, Eßbutter, Eier und Vollmilch, sind wöchent- 
lich an einem der letzten Tage der Woche, die übrigen monatlich 
an einem der letzten Tage des Monats zu ermitteln und aufzuzeichnen. 
Im Gegensatz zu früher bleibt die Art und Weise der Preisermittlung 
und Preisaufzeichnung vollständig dem Ermessen der Erhebungsbe- 
hörden (Ortsbehörden) überlassen. Die endgültige Feststellung und 
Notierung der ermittelten und aufgezeichneten Preise soll nach 
der Anweisung (vergl. S. X) zweckmäßig durch eine Notierungskom- 
mission vorgenommen werden. Für alle Warengattungen ist außer 
dem höchsten und dem niedrigsten nunmehr auch der häufigste Preis 
anzugeben, das ist »derjenige Preis, welcher unter den der Notierungs- 
kommission vorliegenden, bei der Preisermittlung erfolgten Aufzeich- 
nung der Preise der verschiedenen Verkaufsgelegenheiten am meisten 
vorkommt.« Mit der Vorschrift, den häufigsten Preis wiederzugeben, 
ist das Statistische Landesamt einer alten Forderung der Praxis und 
Wissenschaft nachgekommen; dem weiter oft geltend gemachten 
Wunsche, als häufigsten Preis nicht nur den, der am meisten vor- 
kommt, sondern zu dem auch die größten Mengen umgesetzt wurden, 
anzugeben, wird allerdings bei so umfangreichen Erhebungen wie sie 
die Preisstatistik des Landesamts darstellt, kaum entsprochen werden 
können. Nach der Anweisung (vergl. S. XI) sind am Schlusse eines 
jeden Monats die für jeden Erhebungstag eingetragenen häufigsten 
Preise aufzurechnen und die betreffenden Summen durch die Zahl 
der Wochen, für welche Eintragungen vorliegen, zu teilen, um so 
die monatlichen Durchschnitte der häufigsten Preise zu erhalten. 
Im ganzen kommen für die preußische Preisstatistik 154 Berichts- 
orte in Betracht. 

Das Tabellenwerk bringt im einzelnen für jeden Monat sowie 
für das ganze Jahr IGog die Preise (höchste, niedrigste, häufigste) 
für Getreide, Hülsenfrüchte, Eßkartoffeln, Rauhfutter, EBbutter, 
Eier und Vollmilch (Tabelle I) für Fleisch (Tabelle II) und für sonstige 
Waren (Tabelle III) in den 154 Berichtsorten, in den Provinzen und 
im Staat. 

Die preußische Preisstatistik stellt sich als ein urhfangreiches 
Werk von großem Wert für Praxis und Wissenschaft dar. Ob aller- 
dings einige ihrer Vorzüge, so vor allem die zahlreichen Qualitäts- 
abstufungen beim Fleisch im Kleinhandelsverkehr in anderen, etwa 
süddeutschen, Bundesstaaten aufgenommen werden können, ist sehr 
fraglich; so wird z. B. in Süddeutschland fast durchweg Fleisch über- 
haupt nicht nach besonderen Qualitätsabstufungen gehandelt und 
bezahlt. Ob andrerseits die Wiedergabe einer Keihe von Preisan- 
gaben, so insbesondere der Großhandelspreise für Getreide, für s äm t- 
liche 154 Orte, an denen vielfach nur ein ganz geringer Umsatz 
von Getreide stattfindet, eine Bedeutung für die Praxis hat, erscheint 
mir zweifelhaft; unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten sind die 
Preisangaben für eine große Anzahl dieser Orte sowie die aus diesen 
Angaben ermittelten Preise für die Provinzen und den Staat kaum 
zu verwerten. (Meerwarth.) 
Schweizerische Statistik. 154. Lieferung. Ergebnisse 

der eidg. Betriebszählung vom g. August 1905. 
Band I. Die Betriebe und die Zahl der darin beschäftigten Per- 
sonen. Herausgegeben vom Schweiz. Statistischen Bureau des eidg. 
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Departements des Innern. 8 Hefte. Bern 1906 bis r908. A. Franke. 
Der Band I der eidg. Betriebszählung behandelt die Betriebe und 
die Zahl der darin beschäftigten Personen. Er gliedert sich in 8 Hefte. 
Die einzelnen Hefte, deren jedes einen oder mehrere Kantone be- 
handelt, geben zunächst ein Verzeichnis der 40 Betriebsgruppen und 
360 Betriebsarten, darnach die Gesamtübersichten über Betriebe (Ge- 
samtzahl der Betriebe, Unterscheidung der Betriebe nach Alleinbetriebe, 
Gehilfenbetriebe) und beschäftigte Personen (männlich, weiblich, zusam- 
men) nach Betriebsabteilungen und Betriebsgruppen für den Kanton, 
die Bezirke und die Gemeinden, ferner Detailnachweise nach den 
einzelnen Betriebsarten für eine Reihe wichtiger und größerer Ge- 
meinden des Kantons und endlich eine Uebersicht über die kombi- 
nierten Betriebe der im Detail aufgeführten Gemeinden. Das hier 
vor allem behandelte achte Heft gibt die Detailnachweise (vor allem Be- 
triebe — Allein- und Gehilfenbetriebe — mit nur einer Betriebsart 
sowie Zahl der beschäftigten Personen, Betriebe — Allein- und Ge- 
hilfenbetriebe — mit mehreren Betriebsarten sowie Zahl der beschät- 
tigten Personen) für die ganze Schweiz und für die Kantone wieder. 
In der Einleitung zu diesem Heft findet sich zunächst ein längerer 
Rückblick über die Entstehung der Zählung, ferner die Verordnung 
des Schweizerischen Bundesrats betreffend die eidgenössische Be- 
triebszählung von 1905 vom 4. April 1905 (S. 36* ff.), die Instruktion 
des eidg. statistischen Bureaus für die Behörden der politischen Ge- 
meinden, sowie die Instruktion für die Zähler. Außerdem finden sich 
hier Angaben über die Vorarbeiten für die Zählung. die Bundesent- 
schädigungen für die Erhebungsarbeiten, die Revisionsarbeiten, die 
bei der Durchführung der Zählung gemachten Erfahrungen. Dem 
Heft sind endlich am Schluß die Zählpapiere beigefügt. 

Im folgenden seien kurz aus der Verordnung. den Instruktionen 
sowie den Zählpapieren einige Grundzüge der Schweizerischen Be- 
triebszählung hervorgehoben. Nach Art. 3 der Verordnung fielen in 
die Zählung: a) die Landwirtschaftsbetriebe, mit Einschluß der selb- 
ständigen Betriebe der Alpwirtschaft, des \Weinbaues und anderer 
landwirtschaftlicher Spezialzweige; b) die Handwerks-, Gewerbe-, In- 
dustrie- und Handelsbetriebe mit Einschluß der Betriebe des Berg- 
baues, der Fischerei, der gewerbsmäßigen Käserei, der gewerbsmäßigen 
Brennerei, der Kunst- und Handelsgärtnerei, des Kunstgewerbes, der 
Fuhrhalterei und anderer privater Verkehrszweige, der Gastwirt- 
schaften, sowie der Gelehrtenberufe und Künste (der liberalen Be- 
rufsarten); c) die von Fabrikanten, Ferggern, Handelshäusern oder 
Konfektionsgeschäften beschäftigte Hausindustrie (gewerbsmäßige 
Heimarbeit). Die unter a) genannten Betriebe waren mit einem Land- 
wirtschaftsbogen, die unter b) mit einem Betriebsbogen für Gewerbe, 
Industrie und Handel und die unter c) genannten mit der Heimar- 
beitskarte zu zählen. Wie auf der Heimarbsitskarte besonders ver- 
merkt war, war nur die Heimarbeit folgender Industrien zu zählen: 
Seiden-, Baumwoll-, Woll- und Leinwandindustrie — Stickerei — 
Strickwarenindustrie — Konfektionsindustrie — Schuhwarenindustrie 
— Uhrenindustrie, Bijouterie, Spieldosenfabrikation — Schnitzlerei 
— Strohindustrie — Korbwarenindustrie — Tabakindustrie. Von der 
allgemeinen Zählung waren die selbständigen Forstbetriebe und die 
Betriebe der öffentlichen Verkehrsanstalten ausgeschlossen, darüber 
wurden Spezialerhebungen durch Vermittlung der zuständigen eidg. 
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Verwaltungsabteilungen gemacht. Der Inhalt der Fragebogen im 
einzelnen soll erst nach dem Erscheinen der folgenden Bände (Band II 
soll behandeln Landwirtschaft, Bergbau, Forstwirtschaft, Fischzucht 
und Jagd, Band III Industrie, Gewerbe und Heimarbeit, Band IV 
Handel, Verkehr und liberale Berufe, Band V die Vereinigung meh- 
rerer Betriebe in der Hand eines Unternehmers) besprochen werden. 
Nach der Instruktion für die Behörden der politischen Gemeinden 
sollte die Erhebung eine Zählung der Betriebe, d. h. der »Einrich- 
tungen zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit auf Rechnung des In- 
habers« sein. Der Ausdruck auf Rechnung des Inhabers deutet be- 
reits darauf hin, daß Betrieb hier nicht im technischen, sondern im 
wirtschaftlichen Sinn zu verstehen ist. Die Instruktion fährt fort: 
»landläufige Bezeichnungen für Betriebe sind, je nach den Erwerbs- 
richtungen oder der Betriebsart: Gewerbe, Geschäft, Handlung, Eta- 
blissement, Fabrik und dergl.« In weiteren Ausführungen sucht die 
genannte Instruktion den Begriff Betrieb eindeutig festzulegen. In 
einem Betriebe können danach zwei oder mehrere Berufsarten zu einer 
einzigen Erwerbsbranche vereinigt sein, seien es Berufsarten, die ihrer 
Natur nach Hand in Hand gehen (wie der Gewerbehandel bei ge- 
wissen gewerblichen Berufsarten, z. B. der Schuhhandel eines Schuh- 
machers und der Parfümeriehandel einer Coiffeurs; oder wie Brot- 
bäckerei und Zuckerbäckerei, Malerei und Gipserei usw.), oder seien 
es Berufsarten, die zur E rstellung. Ausrüstung und marktfähigen 
Verpackung von Gegenständen erforderlich sind (wie Schmiederei, 
Wagnerei, Sattlerei, Malerei usw. in einer \Wagenfabrik; Gießerei, 
Walzerei und mechanische Werkstätte eines Eisenwerkes;; Ausrüsterei, 
Glätterei u. s. f. in einer Hutfabrik; Kartonnage und Kistenschreinerei 
in einer Schokoladenfabrik). Die derart zu einer Erwerbsbranche 
vereinigten verschiedenen Berufsarten bilden je für sich nur B e- 
triebszweige und nicht selbständige Betriebe. 
Umgekehrt dürfen aber nach der Instruktion die selbständigen Be- 
triebe ein und desselben Inhabers (z. B. die Bäckerei, Metzgerei, 
Molkerei, Spezereihandlung usw. einer Konsumgenossenschaft; die 
Gastwirtschaft eines Landwirts; die Bäckerei eines Müllers; die Filia- 
len von Handlungen) nicht nur als Betriebszweige aufgefaßt werden. 
In Ergänzung zu diesen Ausführungen betont die Instruktion für die 
Zähler, daß sich der Zähler bei der Festsetzung der Betriebe nicht 
irre führen lassen dürfe, wenn mehrere Betriebe in ein und derselben 
Hand vereinigt sind, oder durch gemeinschaftliche Benutzung von 
Arbeitskräften sonst in engerer Beziehung stehen; jeder Betrieb muB 
einen Fragebogen erhalten. Auch hier wird noch einmal betont, dab 
ein Betrieb, in dem mehrere Berufsarten als Betriebszweige ausgeübt 
werden, nicht nach Berutsarten zerlegt werden darf und der bloße 
Betriebszweig als selbständiger Betrieb behandelt werden darf. Auf 
dem Betriebsbogen ist die Bemerkung eingefügt, daß in den Fällen, 
wo in einem Betriebe Berufsarten ausgeübt werden, die nicht unbe- 
dingt zur Erwerbsbranche gehören, die aber entweder die Ausstattung 
der "erzeugten Gegenstände (z. B. Buchbinderei in einer Buchdruckerei) 
oder eine marktlähige Verpackung derselben (z. B. Kistenschreinerei 
in einer Zigarr enfabrik) bezwecken, ist für solche Haupt- und Neben- 
berufe zwar nur ein Fragebogen auszufüllen, doch sind die letzteren 
Zweige oder Spezialitäten des Betriebes besonders zu nennen. Aus 
diesen Vorschriften und Instruktionen geht deutlich hervor, daß der 
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Schweizerischen Betriebszählung, abgesehen von der Behandlung der 
Filialen und Niederlagen, zum Unterschied von der deutschen der 

Betrieb im wirtschaftlichen und nicht im technischen Sinn zugrunde 
liegt. Ihre in Beispielen niedergelegten »Berufsarten« und »Betriebs- 
zweige« wären nach der deutschen Betriebszählung in vielen Fällen 

als Teilbetriebe erfaßt worden. Folgerichtig nimmt die Schweizerische 
Zählung an, daß, wenn jemand eine Müllerei und eine Sägerei hat, 
zwei Betriebe (im wirtschaftlichen Sinn) vorliegen. Sie ist daher 

nicht gezwungen wie die Deutsche Zählung, zwei wesensverschiedene 
Verbindungen wie die Müllerei und Sägerei einerseits, sowie die We- 
berei und die ihr angegliederte Spinnerei andrerseits als »Gesamt- 
betriebe« zu bezeichnen. Weitere Einzelheiten, insbesondere auch 
die Nachteile, die dem schweizerischen System anhaften, sollen in 
anderem Zusammenhange berührt werden. (Meerwarth.) 


Schweiz. Statistisches Bureau des eidg. Depar- 
tements des Innern. Eidgenössische Betriebs- 
zählung. 9. August 1905. Spaziergang eines Zählers durch 
seinen Zählkreis. 

Im Anschluß an die Besprechung der Veröffentlichung der eidg. 
Betriebszählung soll auf diesen deutsch und französisch abgefaßten 
Spaziergang eingegangen werden. Er wurde jedem Zähler übergeben, 
eine Maßnahme, die nur zur Nachahmung empfohlen werden "kann. 
Der Spaziergang führt den Zähler zu allerlei schwierig zu erfassenden 
Personen; dabei wird der Zähler nach und nach in launiger Form 
(Seite 6 wird ihm unter anderem beigebracht, daß das Rauchen bei 
seinen Besuchen nicht schicklich sei) in die Hauptbestimmungen der 
Zählungsvorschriften eingeführt; neben Betriebsverzeichnissen, die 
nach den Ergebnissen des Spaziergangs berichtigt sind, ist auch 
ein kleiner Katechismus beigegeben. (Meerwarth.) 


Schweizerische Statistik, 158. Lieferung: Ehe, Geburt 
und Tod in der schweizerischen Bevölkerung, während der zehn Jahre 
189I—I1900. I. Teil: Die Eheschließungen und Ehelösungen. Her- 
ausgegeben vom Statistischen Bureau des eidgenössischen Departe- 
ments des Innern. Berlin 1908, A. Francke in Komm. 4’. 70 und 
83 Seiten und 6 Karten. 

Das eidgenössische Statistische Bureau hat schon durch eine 
frühere zusammenfassende Bearbeitung ıhrer Daten der Bevölkerungs- 
bewegung, für das Jahrzehnt 1881—90, die Aufmerksamkeit der Be- 
völkerungsstatistiker auf sich gezogen. Die entsprechende Bearbeitung 
für das goer Jahrzehnt, deren erste Lieferung vorliegt, bietet wiederum 
viel Beachtenswertes und ist in v. Mavrs Moralstatistik (1909) bereits 
ausgiebig verwertet worden. In sorgfältiger und klarer Analyse wird 
nacheinander die Heiratshäufigkeit in ihrem zeitlichen Verlauf und 

nach ıhren örtlichen Abweichungen, nach Geschlecht und Alter, nach 
dem Familienstande, nach dem Berufe, nach der Heimat, nach der 
Konfession und nach dem Trauungsmonat, die Häufigkeit der Ehe- 
lösungen durch den Tod oder Scheidung durchgenommen. Von be- 
sonderem Interesse ist dabei auch diesmal die einläßliche Gliederung 
der Heiraten nach Familienstand und Alter; sie ist um so interessanter, 
weil der Altersaufbau der Schweizer Bevölkerung von den Soer zu den 
goer Jahren offenbar eine ungewöhnlich starke Verschiebung erfahren 
hat: in den doer Jahren mäßiger Geburtenüberschuß und starke Aus- 
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wanderung, in den goer Jahren verstärkter Geburtenüberschuß und 
Einwanderung; beides sich spiegelnd in sehr ungleicher Bevölkerungs- 
zunahme zwischen den Volkszählungen von 1880, 1888, 1900: 

Auf 1000 Einwohner im Jahresdurchschnitt Ueberschuß der 


Geburten Einwanderung Auswanderung Volkszunahme 
1830— 1858 7,5 — 3,7 3,8 
1858—1900 8,7 2,0 — 10,7 


Aus der Verschiebung des Altersaufbaus resultiert nun eine 
bemerkenswerte Divergenz zwischen dem durchschnittlichen Heirats- 
alter, mit dem der Statistiker mit Vorliebe operiert, und der für die 
einzelnen Altersstufen berechneten Heiratsziffer der heiratsfähigen 
Personen; beschränken wir uns auf die wichtigste statistische 
Gruppe, die der heiratenden Ledigen, so ist zwischen den 8oer und 
goer Jahren das durchschnittliche Heiratsalter gesunken von 
28,5 auf 28,4 Jahre beim männlichen, von 26,1 auf 26,0 Jahre beim 
weiblichen Geschlecht. Dagegen betrug die Heiratsfähigkeit lediger 
Personen der betreffenden Altersklasse in Promille: 


unter 20 20—24 25—29 30—34 35—39 40-49 5so—59 über sg Jahre 


Män- 1881—90 4 5I 107 QI 57 27 8 2 
ner I8gI—Igoo 3 50 II} 107 63 27 ri 2 
Mäd- 1881—90 15 83 103 67 39 18 4 — 
chen 1891—Igoo 14 87 109 77 40 16 3 I 


also Verspätung des Eheschlusses; für die Mädchen geht 
das noch deutlicher aus der Tabelle S. 41* hervor, die größere Alters- 
gruppen zusammenfaßt. 


Nimmt man auf die Altersschichtung keine Rücksicht, so zeigt 
die Schweiz eine gegenüber andern Staaten auffällige Zunahme der 
Ehefrequenz; die allgemeine Heiratsziffer (Eheschließungen auf 1000 
Einwohner), die 1871—75 die außerordentliche Höhe von 8,0 erreicht 
hatte und 1881—85 auf 6,9 gesunken war, stieg seitdem sukzessive 
bis auf 7,7 im Jahrfünft 1896—Igoo (7,5 nach meiner Rechnung 
I90I—1905); die besondere Heiratsziffer (Eheschließungen auf 1000 
heiratsfähige Männer) überschritt sogar den Anfangsbestand: 1871—75 
54, 1881—85 50, 1891—95 52, 1896—1900 55; es ist die Frage, ob 
nicht auch hier der Altersaufbau das Bild verschiebt. Die Tabellen 
lassen uns hier im Stich; sie zeigen nur (S. 43) nach Jahrzehnten die 
Verschiebung der besonderen Heiratsziffern im Altersaufbau; zwischen 
den 80er und goer Jahren ist die Heiratshäufigkeit sowohl der jugend- 
lichen wie der höheren Altersklassen bei beiden Geschlechtern zurück- 
gegangen, während sie auf der mittleren Altersstufe, im normalen 
Heiratsalter merklich zunahm. Nur zu kleinem Teile scheint sich diese 
Konzentration daraus zu erklären, daß die besondere Heiratsaziffer 
der verwitweten Personen nicht stieg, sondern sank. Der Rückgang 
dieser Heiratsziffer beschränkt sich allerdings auf die Witwer; bei 
den Witwen ist sie stabıl geblieben, und wenn man nach Altersstufen 
unterscheidet, sogar auf fast allen Stufen beträchtlich gestiegen. Die 
Witwer- und Witwenquote in der Gesamtzahl der heiratenden Personen 
ist natürlich, wie ın andern Ländern, beträchtlich gesunken; auffallen- 
derweise sucht der Kommentator die Ursache dieser Erscheinung nicht 
in der längeren Lebensdauer, sondern in den günstigeren wirtschaft- 
lichen Verhältnissen. 
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Besondere Sorgfalt ist auch diesmal der Statistik der Ehelösungen 
ewidmet worden, namentlich den Ehescheidungen, die bekanntlich 
in der Schweiz relativ weit zahlreicher sind, als in jedem anderen euro- 
Se Lande; freilich ist gegenüber den 8oer Jahren ein leichter 
ückgang zu konstatieren, während sie in andern Ländern rapide 
zunehmen. Hervorzuheben ist die eingehende detailgeographische 
Gliederung, die Berechnung des Altersunterschieds der geschiedenen 
Gatten, die konfessionelle Scheidungsstatistik und die Gruppierung 
der Scheidungsgründe; zur Ergänzung dient übrigens, namentlich für 
die in der amtlichen Bearbeitung vernachlässigte Berücksichtigung 
der Berufe, die Schrift von Schmid: Die Einwirkung wirtschaftlicher 
und konfessioneller Zustände auf Eheschließung und Ehescheidung, 
Luzern 1905. In der Landwirtschaft und auf dem Lande sind natür- 
lich auch in der Schweiz Ehescheidungen relativ selten, und es hat 
sogar den Anschein, als sei dieser Kontrast gegen die Häufigkeit städti- 
scher Scheidungen in Zunahme begriffen. Auf Iooo bestehende Ehen 
kamen nämlich Scheidungen 


auf dem Lande in den Städten 
(mit über 10 000 Einw.) 
1881—90 1,03 3,53 
1891—1900 1,47 3,75 


Es hätte aber nicht übersehen werden sollen, daß diese Divergenz 
und wahrscheinlich auch ihre Zunahme zum Teil sich aus den Wande- 
rungen erklärt; viele Ehen, die auf dem Lande oder im Auslande ge- 
schlossen wurden, endigen in der Stadt; sowohl die inländische Wande- 
rung in die Stadt wie die Einwanderung muß aber in den goer Jahren 
stärker gewesen sein als in den doer Jabren, und die Einwanderung 
richtete sich, wie in dem einleitenden Abschnitt sorgfältig begründet 
wird, anscheinend fast nur in die Städte und deren Umgebung; die 
städtischen Ehescheidungen mußten also ceteris parıbus zunehmen. 
Uebrigens muß die hohe Zahl der Schweizer Ehescheidungen natürlich 
auch zur Beurteilung der hohen Brutto-Heiratsziffer herangezogen 
werden, um so mehr als die geschiedenen Gatten mit 2°, an den 
Eheschließungen wieder beteiligt waren, in 18—ıg Fällen im Jahres- 
durchschnitt sogar die gelöste Ehe wieder herstellten. Indes ist auch 
die Heiratsziffer der heiratsfähigen Jungzesellen vom 80er zum goer 
Jahrzehnt von 5I auf 55°%/m, die der heiratsfähigen Mädchen von 47 
auf 5I gestiegen. 

Die reichhaltige Publikation enthält auch sonst manches Lehr- 
reiche, insbesondere in dem einleitenden Abschnitt, der einen allge- 
meinen Ueberblick der Bevölkerungsbewegung gibt. So liegt es bei- 
spielsweise nahe, auf Grund der hier gebotenen Zahlen dem wenig be- 
achteten Zusammenhange nachzugehen, der zwischen Aus- oder Ein- 
wanderung und Berufsverschiebung vorliegt; der enormen Mehrein- 
wanderung der goer Jahre entspricht ein enorm beschleunigter Rück- 
gang der Quote landwirtschaftlicher Bevölkerung. 

(K. Oldenberg.) 
Virgilii, Filippo, La Statistica nella odierna 
Evoluzione Sociale. Milano-Palermo-Napoli 1905. Remo 
Sandron Edit. 240 S. (Preis 1,50 Lire). 

Der Titel ist unvollständige. Um den Inhalt richtig wiederzugeben, 

hätten ihm die Worte »in Italia« hinzugefügt werden müssen. In der Tat 
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gibt das Büchlein eine Geschichte der italienischen Statistik als Wis- 
senschaft von der napoleonischen Zeit bis auf den heutigen Tag. Als 
solche ist es umso wertvoller, als die schwere Aufgabe, die ihm gestellt 
war, in leichter anschaulicher und doch auch sachlich vollauf genügen- 
der Form in ihm gelöst worden ist. Die italienische Statistik birgt in sich 
alle Vorzüge und Fehler des Volkes. Sprunghaft, unzusammenhängend 
— die staatlichen statistischen Annuarien erscheinen trotz ihres Na- 
mens nur etwa alle drei bis fünf Jahre —, andererseits aber genial und 
mit großer Sicherheit und Sachkenntnis schwierige Probleme in An- 
griff nehmend. Die italienische Statistik kann denn auch als Wissen- 
schaft mit Stolz auf einige große Namen blicken. So auf Cesare Correnti, 
der in stürmischer Zeit, kurz vor dem definitiven Einigungskrieg der Ita- 
liener 1859/60, an der Hand der österreichischen Statistik die kulturelle 
Ueberlegenheit des italienischen Elementes im Kaiserstaat nachwies (im 
J. 1852/53 erschienen in Oesterreich, wo der italienische Bevölkerungs- 
teil weniger als ein Sechstel ausmachte, neben 2787 Bücher in deutscher, 
2723 in italienischer Sprache) (p. 80); so auf Angelo Messedaglia, dessen 
Ruf weit über die Sprachgrenzen seines Vaterlandes drang; so auf Luigi 
Bodio, den genialen Leiter der ersten gründlichen italienischen Streiksta- 
tistik (1885), die Werner Sombart selbst über die anerkannt gute ameri- 
kanische Streikstatistik stellt (vgl. Braun’s Archiv, Bd. VI, p. 219). Vir- 
gilii leitet seine Geschichte mit der Darstellung einiger demographischer 
Ergebnisse der modernen Statistik in Italien (Kriminalität, Nuptiali- 
tät etc.) ein und schließt sie mit einer kurzen (nicht tiefgreifenden) 
Studie über den Zusammenhang zwischen Statistik und Soziologie. 
Als Ganzes ist die Arbeit Virgiliis recht verdienstvoll. (R. Michels.) 


g. Soziale Zustandsschilderungen. 


—— 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Szagunn, Heinrich, Direktor des Arbeitsamts der Land- 
wirtschaftskammer für die Provinz Brandenburg: Die land- 
wirtschaftlichen Arbeıterverhältnisse in der 
Provinz Brandenburg im J. 1905. Berlin ıgıo, Putt- 
kammer und Mühlbrecht, 163 S. M. 3.60. 

Veranlassung zur Durchführung einer bemerkenswerten, speziellen 
Erhebung, deren Resultate diese Schrift vermittelt, bot das Bedürl- 
nis, über den Arbeitermangel auf dem Lande, seine Begleit- und Folge- 
erscheinungen, statistische Unterlagen zu erhalten. Die Erhebung 
sollte alle Betriebe, in denen landwirtschaftliche Arbeiter beschäftigt 
werden, umfassen, und es gelang tatsächlich, einen sehr erheblichen 
Teil der in Betracht kommenden Betriebsinhaber soweit für die Mit- 
arbeit zu interessieren, daß im allgemeinen das Erhebungsmaterial als 
ausreichend betrachtet werden kann. Auch die Resultate sind, 
soweit sie Tatsachen betreften, obwohl nicht prinzipiell neu, 
doch wegen der detaillierten Herausarbeitung wertvoll. Das, was 
für die Landwirtschaftskammer als Interessenvertretung das wich- 
tigste Resultat war, nämlich ob und in welchem Umfang Arbeiter- 
mangel vorhanden war, ist jedoch einer einwandfreien statistischen 
Erfassung sehr schwer zugänglich, da es sich ja hier doch mehr oder 
weniger um subjektive Schätzung handelt — was umso 
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wichtiger ist, als die daraus gezogenen politischen Folgerungen sehr 
schwerwiegender Art sind. — Das Resultat der Erhebung ist, daß 
von den unbedingt erforderlichen ca. 220 000 ständigen “Arbeitern 
ca. 40 000, also 18°% mangelten, von Wanderarbeitern für die ganze 
Sommerszeit Io°,,, von Wanderarbeitern für vorübergehende Arbeiten 
34°o. Der Nationalität nach waren deausländischen Wander- 
Arbeiter zu 90°% Russisch-Polen. (Von den 57 ooo Wanderarbeitern 
waren 23 400 Ausländer.) Aus dem Altersaufbau der ständigen Land- 
arbeiter, im Verhältnis zu dem der Gesamtbevölkerung wird gefolgert, 
daß sich 56 °% der bei der Landwirtschaft beschäftigten Arbeiter der 
Arbeit in den Städten zuwenden. Ueber mehr als 20 000 Kinder der 
landwirtschaitlichen Arbeiterfamilien wurden Angaben über ihre 
Beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft gemacht und es ist dar- 
aus ersichtlich, daß auch die Zurückhaltung dieser der Landwirtschaft 
»untreu Gewordenen« das Arbeiterdefizit auszugleichen nicht imstande 
gewesen wäre. — Bedauerlich ist, daB Angaben über die Gründe der 
sehr verschiedenen Intensität der Landflucht nicht 
gemacht wurden. Aehnlich fehlen alle Angaben über die in den ver- 
schiedenen Kreisen ungemein variierende Häufigkeit des Kontrakt- 
bruchs. Die Folgen des Arbeitermangels sind (wiederum, bei einer 
statistischen Erhebung eigentlich unstatthafte Registrierung sub- 
jektiver Schätzungen): Einschränkung des Viehbestandes, Uebergang 
zum extensiven Betrieb (womit sich die ja notorische Steigerung des 
durchschnittlichen Ernteertrags pro ha schwer in Einklang bringen 
laßt), dauernde steigende Tendenz der Arbeitslöhne, Nötigung zum 
Verkauf des Gutes, also Nichtseßhaftigkeit der Landwirte — und als 
politische Konsequenz empfiehlt Szagunn: Einschränkung 
der Freizügigkeit und zwar (gemäß dem Vorschlag eines Landwirts) 
bei Abwanderung vom Lande vor Vollendung des 2r. Lebensjahres. 
die Entrichtung einer Abgabe von I0o00 M. an die Heimatgemeinde r) 
in 8 Jahresraten. — Geschehe nichts Wirksames gegen die Leutenot, 
so müsse der Bauer »die Liebe zur Scholle, die Liebe zum Vaterlande 
und zum Herrscherhause verlieren«. Der Staat müsse eingreifen: 
»Denn mit dem Bauernstande — dem stärksten Wall gegen die Sozial- 
demokratie — steht und fällt der Staat, steht und fällt die jetzige 
Gesellschaftsordnung«. Auch hier also erfolgt seitens der amtlichen 
Vertretung der Landwirtschaft eine ganz unmittelbare Verknüpfung 
konkreter Interessen mit den obersten Zielen der sozialen Politik, die 
gerade für die Argumentationen der Agrarier besonders charak- 
teristisch ist. (-7.) 


Trosien, Regierungsrat: »De landwirtschaftliche 
Kreditund seine Bu jende Verbesserung 
Eine wirtschaftliche Studie.« Berlin IgII. Julius Springer. 845 
M. 2.80. 

Die vorliegende Studie eines genauen Kenners der Landwirt- 
schaft, des Staatskommissars bei der Börse in Hannover, ist höchst 
beachtenswert. In den drei ersten Kapiteln wird das Anwachsen des 
landwirtschaftlichen Betriebsmittelbedarfs und sein Zusammentreffen 
mit der Verschuldung des Grundbesitzers festgestellt und nachge- 

1) Halb für aufgewendete Erziehungskosten, halb als Sicherheit für kuünf- 
tiges Zurlastiallen der erwerbsunfähigen Eltern. 
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wiesen, daß es keineswegs durch die erhöhte Beleihungsfähigkeit des 
Grund und Bodens ausgeglichen wird, wohl aber die eigentliche Ur- 
sache der Entschuldungsbestrebungen der Landwirtschaft bildet. Die 
Absichten des Gesetzes vom 20. August 1906, betreffend die Zulassung 
einer Verschuldungsgrenze für land- oder forstwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke, sowie dessen Wirkungen und verfehlte Grundlage wer- 
den dargelegt. Der Ausgleich für den zunehmenden Betriebsmittel- 
bedarf ist nach dem Verfasser nur »auf dem Wege einer Stärkung 
des landwirtschaftlichen Personalkredits und in der Erkenntnis der- 
jenigen Umstände zu suchen, die seiner natürlichen Entwicklung 
parallel zum Bedarf bisher hindernd im Wege gestanden haben. 
Das 4. Kapitel (S. 46—84) enthält die eigentlichen Vorschläge des 
Autors: das Prioritätsprinzip im Hypothekenrecht ist zu durchbrechen 
zugunsten des landwirtschaftlichen Personalkredits. Wohl lasse sich 
ein großes historisches Rechtsgebilde nicht einfach von heute auf 
morgen über Bord werfen, doch könne schon jetzt die Privilegierung 
der Lieferungsforderungen für künstliche Düngemittel durch ein ge- 
setzliches Pfandrecht auf die Früchte unbedenklich empfohlen werden. 
Hierdurch werde ein Teil des Personalkredits fundiert und gleich- 
zeitig den Hypothekengläubigern nicht geschadet, sondern genützt. 
Es handelt sich hierbei um die dauernde Sicherstellung und Verbilligung 
eines laufenden jährlichen Wirtschaftskredits von jetzt schon 374 Mill. 
Mark zugunsten der deutschen Landwirtschaft, der hauptsächlich 
den wirtschaftlich Schwächeren und Zurückgebliebenen zustatten 
kommen würde. Gerade in der für den verschuldeten Landwirt sich 
ergebenden Unmöglichkeit, seinen Dünger auf Kredit zu kaufen, er- 
blickt der Autor einen der schlimmsten Schäden der Landwirtschaft. 
Eventuell würde man noch daran denken müssen, auch den Forde- 
rungen für geliefertes Kraftfutter ein gesetzliches Pfandrecht, und 
zwar auf das lebende Inventar der Landwirtschaftsbetriebe zu geben. 
(Eugen Kaufmann.) 


11. Gewerbl. Technik und Gewerbepolitik. 


Hevde, Dr. L.: Die volkswirtschaftliche Bedew 
tung der technischen Entwicklung in der deut- 
schen Zigarren- und Zigaretienindustrie. (Tü 
bingen, Staatswissenschaftliche Abhandlungen hrsg. v. C. J. 
Fuchs. ıo. Heft). VIII und 216 S. Stuttgart. Ferdinand Enke. 
Igro. M. 7.60. 


Die vorliegende von Sinzheimer beeinflußte Dissertation ist zwar 
etwas breit und nicht an allen Stellen gleich gut, zeigt aber das er- 
freuliche Bestreben, größere wirtschaftliche und soziale Zusammen- 
hänge aufzudecken. Der große Kampf um die Technik, die Betriebs- 
form und die Art der Unternehmung wird in der Tabakindustrie 
durch einige Besonderheiten beeinflußt. Gegen die Konzentration 
spricht — vor allem bei Zigarren — der Geschmack des Publikums, 
das an viele individuelle Sorten gewöhnt ist, noch mehr aber die 
Möglichkeit, den Beschränkungen der Fabrikgesetzgebung durch Haus- 
industrie und Einzelunternehmung zu entgehen. So findet sich teil- 
weise eine direkte Rückbildung von der Fabrik zur Heimarbeit; so 
ersetzt in Westfalen die Tabakindustrie die alte aussterbende Heim- 
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arbeit der Weber und Spinner. Gefördert wird die Konzentration 
durch die Steuergesetzgebung. Wegen der Verteuerung des Tabaks 
wird es lohnend am Material zu sparen auf Kosten von Arbeit der 
Menschen und Maschinen. Die Rippen werden nicht mehr als Abfall 
verkauft sondern gepreßt und für die Zigarre verwertet. Die nötige 
Maschine kann aber der Kleinbetrieb nicht ausnützen. Durch die 
Verteuerung des Rohmaterials erhöhen sich aber auch die finanziellen 
Anforderungen. Die Großindustrie findet mit Hilfe der Banken leicht 
neues Kapital oder erhöhten Kredit. Der kleine Produzent gerät in 
Abhängigkeit vom Händler, die ihm ev. allen Verdienst raubt. 


Der Verfasser erwartet — und wünscht — den Uebergang zum 
Großbetrieb, der hygienisch und sozial der Heimarbeit überlegen sei. 
Er weist jedoch auf die enorme Umwälzung hin, die dieser Ueber- 
gang mit sich bringen müßte. Würden doch z. B. die 14 000 Arbeiter, 
die bisher mit der Hand Zigaretten herstellen, bei Anwendung von 
Maschinen durch 500 zu ersetzen sein. \Venn auch die Maschine heute 
für feine Produkte noch nicht verwendbar ist, so scheint das doch für 
mittlere Ware nur eine Frage der Zeit zu sein. Um eine große Krisis 
zu vermeiden, wird es daher nötig sein, schon jetzt das Abströmen 
der Tabakarbeiter oder wenigstens ihrer Kinder in andere Industrien 
zu fördern und durch eine Regelung der Hausindustrie, ein Verbot 
der Heimarbeit im engeren Sinne dafür zu sorgen, daß die naturnot- 
wendige Entwicklung ohne zu große soziale Erschütterungen, ohne 
eine Repetition des Elends der untergehenden Handweber eintrete. 

(Vogelstein.) 


Hofmann, Emil: Die Industrialisierung des 
Oberbergamisbezirkes Göppingen (Württemberg). 
Heidelberger Dissertation, gedruckt Göppingen Ig1o. 

Der Verfasser hatte sich zu viel vorgenommen, als er sozusagen 
eine, Geschichte der Industrie seines Bezirkes seit dem Anfange des 
ıg9. Jahrhunderts begann. An vielen Stellen ist er über einige stati- 
stische Exzerpte nicht hinausgekommen. Jedoch beanspruchen einige 
Bemerkungen über den Kampt der aufkommenden Großindustrie 
mit den Anhängern der Gewerberegulierung ein gewisses Interesse. 

(Vogelstein.) 


Schnabel-Kühn, Dr. Albert Erich: Die Steinkoh- 
lengasındustrie in Deutschland in ihrer Be- 
deutung [für die Volkswirtschaft und das mo- 
derne Städleleben. München und Berlin. R. Oldenbourg. 
Igıo. XII, 146 S. M. 4.—. 


Geitmann, Dr.-Ing. Hans: Die Wirtschaftliche Be- 
deutungder deutschenGaswerke. München und Berlin. 
R. Oldenbourg. ıgıo. IV, 141 S. M. 4.—-. 

Wenn schon die monographischen Arbeiten nationalökonomischer 
Anfänger an dem Mangel an Einordnung in die allgemeinen Probleme 
und an einer Verschiebung leiden, die plötzlich die Buxtehuder Zahn- 
stocherindustrie zum Mittelpunkt aller Dinge macht, so treten diese 
Schwächen meist noch stärker hervor, wenn Techniker volkswirt- 
schaftliche Fragen behandeln. Auch die Verfasser der beiden hier an- 
gezeigten Werke haben sich von diesem Fehler nicht freigehalten. 

Wie die Verfasser ihr Gebiet unter einander abgegrenzt haben, 
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ist nicht recht klar. Eigentlich behandeln beide genau dasselbe, aber 
der eine bringt diese, der andere jene Tatsachen heran. Es soll nicht 
geleugnet werden, daß für denjenigen, der das Material nicht durch- 
gearbeitet hat, eine ganze Menge interessanter Dinge hier zu finden 
sind, so z. B. über die ersten deutschen Gaswerke, über die Konkurrenz 
mit dem elektrischen Licht, über die modernen Finanzierungsgesell- 
schaften. Aber keine dieser Fragen wird erschöpfend behandelt und 
keine von wirklich volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten aus. So 
fehlt jede Idee davon, daß Deutschland vor 70 Jahren ein kapital- 
armes Land war und schon deshalb fremde Kapitalisten zur Finan- 
zierung seiner großen Unternehmungen brauchte. 

Es ist sehr möglich, daß die beiden Bände von Seite der Tech- 
niker eine viel günstigere Beurteilung erfahren werden. Der Referent 
war nur befähigt und verpflichtet, sie vom Standpunkte der Wirt- 
schaftswissenschaft zu würdigen. (Vogelstein.) 


Woldt. Richard, Der industrielle Großbetrieb. 
Stuttgart 1911. J. H. W. Dietz Nachf. (Kleine Bibliothek, No. 11). 
112 S. M. 0.75. 

Die moderne, zuerst in Amerika ausgebildete, nunmehr auch 
schon in erheblichem Maße in Deutschland zur Einführung gelangte 
Fabrikorganisation hat auch die Tendenz, die Stellung der Arbeiter 
im Betrieb wesentlich zu verändern: das Grundprinzip der Fabrik- 
organisation kann man vielleicht am besten dahin präzisieren, daß 
nach der Einführung der Maschine, welche den Arbeitern die einzel- 
nen Leistungen abnahm, und ihre Tätigkeit mechanisierte, nunmehr 
auch die Organisation und Leitung des Produktionsprozesses me- 
chanisch beherrschbar, von der individuellen Leistungsfähigkeit der 
leitenden Persönlichkeiten des Unternehmens unabhängig gestaltet 
wird. Der Verfasser stellt — hauptsächlich für die Zwecke der Ge- 
werkschaften, — die moderne Fabrikorganisation dar, erörtert die 
Arbeitsorganisation in der Werkstatt, die immer weitere Leberführung 
der Produktion in einen zwangsläufig gestalteten Arbeitsprozeb, 
weiterhin die Organisation der Betriebsleitung mit ihrer tiefgehenden 
Einwirkung auf die Stellung des \Werkmeisters, dessen Funktionen 
immer mehr geteilt und mechanisiert werden, und das industrielle Kal- 
kulationswesen, welches eine rechnerische Erfassung und exakte Be- 
wertung der Arbeitsleistungen ermöglicht. — Von den verschiedenen 
Wirkungen der Fabrikorganisation, welche eben anzudeuten versucht 
wurde, berührt am unmittelbarsten die Arbeiter das Kalkula- 
tionswesen. Es ist klar, daß die Fabrikorganisation als solche 
jedoch viel wichtigere Wirkungen ausübt auf die große Masse der in- 
dustriellen (technischen und kommerziellen) Angestelltenschaft, die 
dadurch in Rücksicht ihrer Tätigkeit sehr der Position der 
Arbeiterschaft angenähert wird. Irgendwelche bemerkenswerte Aus- 
führungen darüber, wie die Arbeiterschaft, respektive die Gewerk- 
schaften sich den geänderten Verhältnissen anzupassen gedenken. 
enthält das Büchlein nicht — die gewerkschaftliche Praxishat, wiees 
scheint, sich bisher bis auf Ausnahmen (siehe z. B. S. 56) in größerem 
Umfang mit dem Problem noch nicht auseinandergesetzt. (+) 





ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 
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13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Korkısch,Dr. Hubert: Kommentar zum Pensions- 
versicherungsgescetlz. Wien ıgıı. Manz. 281 S. M. 4.50. 

Das Buch verfolgt nach seiner Anlage und nach dem Vorworte des 
Verfassers in erster Linie praktische Zwecke. Der Verfasser, welcher 
Sekretär der Allgemeinen Pensionsanstalt für Angestellte ist, hat 
allen Personen, die sich beruflich mit der Pensionsversicherung zu 
befassen haben, ein Buch in die Hand geben wollen, in welchem nichts 
fehlt, dessen der Fachmann bedarf. Den ersten und natürlich wich- 
tigsten Teil bildet der ausführlich kommentierte Gesetzestext. Da 
im Zeitpunkte des Erscheinens des Buches (und auch gegenwärtig 
noch) Entscheidungen der obersten Gerichtshöfe nur hinsichtlich der 
Frage der Versicherungspflicht vorlagen, können die Fußnoten in ihrer 
weitaus überwiegenden Anzahl nur die Ansicht des Verfassers zum 
Ausdruck bringen. Das Buch enthält ferner die für die Pensions- 
versicherung der Privatangestellten in Betracht kommenden Mini- 
sterlalverordnungen, prinzipielle Erkenntnisse des Verwaltungsgerichts- 
hofes über die Versicherungspflicht in ihrem vollen Wortlaute und ein 
Verzeichnis der bisherigen juristischen Literatur, sowie ein eingehend 
gehaltenes Sachregister. 


Korkisch, Dr. Hubert: Die rechtliche Stellung 
der Ersalzeinrichtungen für Pensionswer- 
sicherung. Wien Igro. Manz. 69 S. M. 1.70. 

Der Verfasser beginnt mit einer Begründung des rein privat- 
rechtlichen Charakters der Ersatzeinrichtungen und sucht auf dieser 
Grundlage aus den höchst dürftigen gesetzlichen Bestimmungen die 
für die Ersatzeinrichtungen geltenden Rechtssätze abzuleiten. Diese 
werden gegliedert in die rechtlichen Beziehungen der Ersatzeinrich- 
tungen zu ihren Mitgliedern (Dienstgeber und Dienstnehmer), zum 
Staate (einschließlich der steuerrechtlichen Bestimmungen) und zur 
Pensionsanstalt. Der Verfasser kommt zu dem Resultate, daß der 
Gesetzgeber die Ersatzeinrichtungen nicht mit jenen rechtlichen 
Garantien ausgestattet hat, die notwendig sind, um eine einwandfreie 
Durchführung der Pensionsversicherung durch die Ersatzeinrichtun- 
gen sicherzustellen, und unterbreitet deshalb einen Novellierungs- 
vorschlag. Dieser gipfelt in einem engeren Anschlusse der Ersatz- 
einrichtungen an die Pensionsanstalt in der Form der auch in den 
deutschen Entwurf eines Versicherungsgesetzes für Angestellte autge- 
nommenen Zuschußkassen, um den Ersatzeinrichtungen die Vorteile 
der öffentlich-rechtlichen Stellung der Pensionsanstalt zuzuwenden. 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 
Jacobssohn, Dr. Alfred, Der Kampf gegen die 
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Wohlfahrtseinrichtungen in Großbetrieben. 
Leipzig 1910. C. L. Hirschfeld, V, 60 S. M. 2.—. 

Das Erscheinen dieser Schrift wurde durch eine Reihe von Zivil- 
prozessen veranlaßt, die vor einigen Jahren zwischen der Firma 
Krupp in Essen und gewesenen Arbeitern dieser Firma über die 
Frage der Zulässigkeit des Vorganges abgeführt wurden, freiwillig aus- 
tretenden Arbeitern ihre als Mitglieder der (zwangsmäßigen) Werks- 
pensionskasse geleisteten Beiträge nicht oder nur unter besonderen 
Bedingungen Jier auszuzahlen. Jene Prozesse haben in der Literatur 
über Wohlfahrtseinrichtungen der Unternehmer eine lebhafte Dis- 
kussion hervorgerufen (z. B. auch bei A. Günther in Schriften des 
V. f. Sozialpolitik 114) und es knüpft J.s Publikation hieran an. Ob- 
zwar ihr Titel übrigens eine allgemeinere Behandlung des Gegenstandes 
erwarten ließe, beschränkt sie sich auch fast ausschließlich auf die Er- 
örterung und Rechtfertigung des Standpunktes der genannten Firma 
in jenen Prozessen. Wohl verwahrt sıch Verf. dagegen, daß seine 
Schrift, weil er Angestellter der Firma Krupp sei, als »Parteischrifte 
angeschen werden solle. Aber in der Tat hat sie keinen anderen Cha- 

rakter, als den eines ausführlichen und durchgearbeiteten Parteien- 
vorbringens in einem speziellen Rechtsstreit. Als solches bietet sie 
eigentlich kein taugliches Objekt der wissenschaftlichen Registrie- 
rung und Kritik dar. Soweit der Verfasser bemüht ist, zu erweisen, 
daß die fraglichen Institutionen bei seiner Firma nicht den Vergleich 
mit den entsprechenden Einrichtungen bei anderen in- und ausländi- 
schen Unternehmungen zu scheuen haben, mag man sich bei seiner 
Darstellung immerhin beruhigen: es ist an sich glaublich, daß die mit- 
gliederreiche und wohldotierte Kruppsche Kasse leistungsfähiger ist 
als irgend welche kleine Privatkassen in Süddeutschland oder Mähren, 
und es ist evident, daß die Einbehaltung der von ausscheidenden 
Mitgliedern geleisteten Beiträge die Kasse zu größeren Leistungen an 
die Verbleibenden befähigt. "Aber die Frage, die prinzipiell inter- 
essiert, ist doch, ob derartige Institutionen, seien sie auch noch so 
vortrefflich und zum Besten ihrer Teilnehmer verwaltet, überhaupt 
wünschenswert sind. Auf diese Frage antworten uns weder die zu- 
gunsten der Firma K. ergangenen Gerichtserkenntnisse noch der Verf. 
mit der Konstatierung, daß es überall »so gemacht werde«. J. weist 
darauf hın, daß die vom Lohne zum Abzug kommenden Kassen- 
beiträge nur 5°, ausmachen, während die Kassenleistungen ver- 
sicherungstechnisch einer weit höheren Beitragsquote entsprechen. 
Mag sein: aber da dies, wie erwähnt, Zwangsabzüge sind, liegt die 
Sache in der Tat so, daß den betriebszugehörigen Arbeitern zwar 
nicht der Zehent. aber immerhin der Zwanzigste ihres Ein- 
kommens abgenommen, und zwar nicht zu Handen der staatlı- 
chen, sondern der betriebsherrlichen Oberhoheit abge- 
nommen wird. Allerdings steht als Gegenwert eine namhafte teilweise 
Altersversorgung bevor. Doch wird diese ja nur existent unter der 

Voraussetzung des Verbleibens im Bannkreise dieser Unternehmer- 

hoheit; und wo sie eintritt, werden übrigens die betriebstreuen direkt 

auf Kosten der betriebsflüchtigen Elemente bereichert. Letzteren 
aber wird durch die Zurückbehaltung ihrer bezahlten Beiträge ein 
derart hohes »Abfahrtsgeld« auferlegt, daß die Gewärtigung seines 

Verlustes, namentlich auf die Entschließungsfreiheit von Leuten 

mit längerer Mitgliedschaftsdauer den stärksten Druck ausüben muß. 
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Es ist vielleicht noch nicht an der Zeit, zu sagen, daß sich in derlei 
Einrichtungen und ihren Begleiterscheinungen eine Art betrieblicher 
Souveränität innerhalb der staatlichen und dieser entgegen ausbilde. 
Daß aber das Wort vom aufkommenden Industriefeudalismus in ihnen 
seine volle Rechtfertigung findet, ist außer allem Zweifel. Die Frage 
der Werkskassen wie der Unternehmer-Wohliahrtseinrichtungen über- 
haupt, ist im eminentesten Sinne ein Politikum. (Julius Fischer.) 
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18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 


Rauchberg, Professor Dr. Heinrich, Die Pensions- 
versicherung der Privatangestellten als Maß- 
nahme der Mittelstandspolitik. Wien r910, Manz. 
56 S. M. 0.85. 


Jn der Diskussion über die Pensionsversicherung der Privat- 
beamten, insbesondere, wie sie in Oesterreich seit Inkrafttreten des 
Gesetzes geführt wird, treten die prinzipiellen Gesichtspunkte, 
sehr zum Nachteil für die Resultate derselben, oft ganz zurück. Das 
ist durch die Fülle technischer Details, die es zu regeln gilt und da- 
durch bedingt, daß die Unternehmerinteressen, so wie sie unmittelbar 
von den Unternehmern selbst beurteilt werden, mit ihrem allgemeinen 
Klasseninteresse in Kollision geraten. Rauchberg stellt die prinzi- 
piellen Gesichtspunkte in dankenswerter Weise wieder in den Mittel- 
punkt und betont, daB die Pensionsversicherung als Mittel sozialer 
Politik nur aufgetaßt w nn könne als Maßnahme zur Erhaltung und 
A des Mittelstande s (5. 16). Von diesem prinzipiellen 

Gresichtspunkt aus sucht Rauchberg auch die Frage des Umkreises 
der versicherungspflichtigen Personen zu lösen. Er bestimmt ihn ne- 
gativ: alle in privatwirtschaftlichen Diensten Angestellte, die weder 
Arbeiter noch Taglöhner sind. (S. 27). Er setzt ein »bürgerliches 
Standesbewußtsein sämtlicher Angestellten« voraus. das sie von der 
handarbeitenden Klasse trennt. Gerade dieses »bürgerliche Standes- 


bewußtsein« wird aber von den Unternehmern -— aus materiellen 
Gründen — ienorieri, wie die lebhafte Agitation für den Ausschluß 


der zwei großen Gruppen. der Handlungsgehilten und der Werkmeister 
beweist; und es wäre wohl schwer zu beweisen, daR die ablehnende 
Haltung der Interessentenvereinigungen nur die Stimmung emer Minder- 
heit der Dienstgeber zum Ausdruck bringen (S. 41) — ebenso wie 
Rauchberg wohl die Ausdehnung oppositioneller Stellung gegen die 
Versicherung in Angestelltenkreisen unterschätzt (S. 40). Denn das 
»bürgerliche Standesbewußtseine, das R. bei den Angestellten ohne 
weiteres voraussetzt, ist doch durch die »Angestelltenequahtät, die 
Besoldungsverhältnisse und deren Entwicklung, durch die Betriebs- 
konzentration usw. so schr in der Richtung eines allgemeinen 
Arbeıtnehmerbewußtseins orientiert, daß nicht ohne 
weiteres allen Gruppen der Privatangestellten (insbes. z. B. den 
Handlungsgehilfen) ein einheitliches, bürgerliches Standesbewußt- 
sein zugesprochen werden kann. — Gibt man jedoch dem Verfasser 
seine Voraussetzung zu — und es muB anerkannt werden, daß eine 
besondere und gesonde rte Pensionsversicherung der Priv atangestellten 
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als Maßnahme sozialer Politik nur logisch ist als Mitttelstands- 
politik, — dann wird man auch alle seine Folgerungen und die 
Kritik am Gesetz, sowie seine positiven Vorschläge billigen müssen. 
Aber sowohl das Verhalten der Unternehmer, als auch das der Ange- 
stellten (in Oesterreich und neuerdings auch in Deutschland) erweckt 
Zweifel an die Stichhaltigkeit seiner Voraussetzungen, macht insbe- 
sondere die Existenz eines einheitlichen ausgeprägten 
bürgerlichen Standesbewußtseins der Angestellten problematisch. 


(2) 


—. AS e 


19. Handel und Verkehr. 


Haselmann, Dr. Alfred: Die Aachener Klein 
bahnen. (Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Seminars 
zu Halle a. d. S., 60. Band). Jena 1909, Gustav Fischer. VHI, 
100 S. mit einem Plan. 

Aachen hat als ım Vergleich verkehrsarme Stadt 1880 eine Pferde- 
bahn in Betrieb genommen. Der Umstand, daß infolge der ungün- 
stigen Steigungsverhältnisse in der Stadt eine Rentabilität von ge- 
gügender Höhe beim Pierdebetrieb nicht zu erreichen war, führte 1805, 
also recht früh, zur Elektrifizierung, als die ebenso ungünstige Um- 
gebung von Aachen in den Bahnbetrieb eingezogen werden sollte; 
als nämlich die Vororte der Stadt, später die benachbarten Industrie- 
bezirke und schließlich die Landgemeinden an das Bahnnetz angeschlos- 
sen wurden. Die Bahn ist Privatunternehmen; die Stadt hat nur 
1903 durch günstige Uebernahme einer alten Anleihe Unterstützung 
geleistet, während der Bau der Linien in die Umgebung vom Anfang 
an die Beihilfe des Kreises gebunden war. Die Stadt übt durch be- 
trächtlichen Aktienbesitz ihren Einfluß auf das Unternehmen aus, und 
zieht aus ihm durch eine besondere Abgabe vom Reingewinn, einträg- 
liche Stromlieferung und durch ein Heimfallsrecht (1949) ihren Nutzen. 

Ueber die finanziellen Ergebnisse der Bahn, ihre wirtschaftlichen 
Einflüsse auf ihren Wirkungsbereich, ihre Tarifpolitik und die Lage ihrer 
Angestellten sind wesentliche Unterschiede gegenüber anderen Städten 
nicht festzustellen. (ck.) 


Kumpmann,Dr. Karl: Die Entstehung der Rhei 
nischen Eisenbahngesellschaft 1830—1844. Ein er- 
ster Beitrag zur Geschichte der rheinischen Eisenbahn (Veröttent- 
lichungen des Archivs für rheinisch-westfälische Wirtschaftsgeschich- 
te, Band I). Essen-Ruhr 1910, G. D. Baedeker. XX, 510 S. Geb. 
MB 

Der vorliegende Band behandelt die Geschichte der rheinisch:n 

Eisenbahngesellschaft bis zur Fertigstellung der Strecke Köln-Herb:s- 

thal (1830—1844), bis zu dem Punkt also, an dem die zunächst ge- 

stellten Aufgaben gelöst waren. Der Vorschlag einer Eisenbahn von 

Antwerpen nach Köln tauchte in Belgien auf, das namentlich nach der 

Trennung von Holland der Gefährdung seiner Haupthandelszweige und 

seines Hafens Antw erpen durch eine von seinen Nachbarn ungestörte 

Verbindung der Nordsee mit dem Rhein entgegenarbeiten wollie. 

Dieser Plan wurde von den Rheinländern bald aufgenommen — List 

nannte bald darauf einmal die Rheinlande »des deutschen Ochsen Len- 

denstück«e —; in Köln bildete sich 1833 ein vorbereitendes Komitee, 
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das hauptsächlich unter der Leitung Ludolf Camphausens arbeitete. 
Die Argumentationen der Kölner waren durchaus verwandt mit denen 
der Belgier; es sei eine Fassung Camphausens erwähnt, daß der erste 
Fühlfaden, den der deutsche Handelsgeist nach der Nordsee aus- 
strecke, gesichert wurde durch eine freie Straße nach der Nordsee 
und einen in der Folge freien Rhein. 1833 wurde die vorläufige, 1837 
die endgültige Konzession von der Regierung erteilt, 1841 erfolgte dann 
die Betriebseröffnung auf der Strecke Köln-Aachen. 


Vor der Hauptkonzession mußte die Linie endgültig festgestellt wer- 
den, nachher die Eisenbahn als halböffentliche Unternehmung in den 
Apparat der Staatsverwaltung eingegliedert und das Kapital beschafft 
werden. Köln wollte als vorwiegend Handelsstadt die Bahn möglichst 
direkt gelegt sehen, als reine Verbindungsbahn zwischen Nordsee und 
Rhein. Diese Absicht rief den Widerstand der Aachener wach; denn ihre 
aufblühende Industriestadt sollte wegen der Ungunst des Bodens 
von der Bahn nicht berührt werden. In diesem Kampf unterlagen die 
Kölner unter Camphausen gegen die Aachener und David Hansemann; 
die Niederlage Camphausens im Widerstand gegen eine von Hanse- 
mann vertretene Neuorganisation der Gesellschaft besiegelte nur den 
Sieg Aachens (1837). 


Die Stellung der Staatsregierung war von verschiedenen Rück- 
sichten abhängig. Die Konzessionsbedingungen von 1833 zeigten 
geringes Entzegenkommen; die Bahn wurde den öffentlichen Kunst- 
straßen gleichgestellt, eine Ertragsgarantie wurde abgelehnt. Auch 
die Konzessionsurkunde von 1837 wurde von der Gesellschaft schwe- 
ren Herzens hingenommen. Die Regierung war sehr vorsichtig — 
in der Zeit, während deren nach Schmoller die Finanzminister nichts 
als gewöhnliche Verwaltungsbeamte waren, die in den hergebrachten 
(relcisen gingen —; sie wollte der Frage des staatlichen Eisenbahn- 
baues möglichst aus dem Wege gehen und fand schließlich wenig da- 
gegen einzuwenden, daß die belgische Regierung der rheinischen Eisen- 
bahngesellschaft in ihrer Geldnot durch Uebernahme von 4000 Aktien 
für eine Million Taler aushalf (1839). Diese Unterlassung wurde erst 
1841 durch Abnahme von Obligationen für eine Million Taler gut- 
gemacht, nachdem das Geld durch eine testamentarische Bestimmung 
Friedrich Wilhelms III. zur Förderung von Eisenbahnanlagen nach 
dem Rhein hin bereitgestellt worden war. 

Die Richtlinien für das Verhalten der Postbehörde sind aus einer 
Aeußerung des Greneralpostmeisters von Nagler zu ersehen: er wolle 
die gesetzlich bestehenden Rechte der Post aufrechterhalten, die 
Ausführung der Zwecke des Postinstitutes sicherstellen und den status 
quo des Finanzertrages der Post möglichst konservieren. Er ver- 
langte demgemäß von der Eisenbahndirektion in Fahrplan und Be- 
trieb weitgehende Rücksicht auf die Bedürinisse der Post und volle 
Entschädigung für die mehr oder weniger korrekt herausgerechneten 
Verluste. Der Steuerbehörde war die Autgabe gestellt, das Vertahren 
der Zollrevision nunmehr dem raschen Eisenbahnbetrieb anzupassen, 
eine Notwendigkeit, die sie im umgekehrten Sinn zu stabilieren geneigt 
war. 

Die Beschaffung des Kapitals erfolgte meist durch Aktienausgabe 
nach öffentlicher allgemeiner Subskription; daneben fanden Begebun- 
gen, auch von Obligationen, an Bankhäuser statt, abgesehen von der 
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Beteiligung des Staates an den Anleihen. Die Banken traten Ei 
lich während der Schwierigkeiten in Tätigkeit, die infolge des stetige 
Wachstums des vorher nie festzustellenden Kapitalbedarfes non: 
den. Die Bedeutung der Banken in der Generalversammlung wurde 
schließlich so groß, daB es 1844 einem Kölner Bankier gelang, die 
ganze Dire ktion, an ihrer Spitze Hansemann zum Rücktritt zu zwingen. 

In einem eingeschobenen Kapitel wird der Versuch Hansemanns 
dargestellt, der rheinischen Eisenbahn durch den Bau der Rhein- 
\Weserbahn, also durch Fortführung der Linie nach Minden an der 
hannöverschen Grenze einen größeren Aktionsradius zu geben; dieser 
Versuch mißlang allerdings, namentlich infolge des Rückhaltes. den 
anders interessierte Gegner an der Berliner Zentralregierung fanden. 

Das rheinisch-westlälische Wirtschaftsarchiv hat die Aufgabe, 
das in Privathänden befindliche Akten- und Urkundenmaterial zu 
sammeln, an Hand dessen es in einzelnen Untersuchungen die wirt- 
schaftliche Entwicklung Westfalens und der Rheinlande erforschen 
und darstellen lassen will. So ist als erste Veröftentlichung ein Teil 
der Geschichte der rheinischen Eisenbahn herausgekommen. Der Ver- 
fasser deutet den Grund dafür an: dieses Unternehmen sei in seiner 
Bedeutung für Rheinland-Westfalen kaum zu überschätzen; nach 
Vollendung des ganzen Werkes werde man erkennen, »ein wie wich- 
tiger Faktor diese Eisenbahn in der Werdezeit des modernen deutschen 
Wirtschaitslebens gewesen sei. Nehmen wir einmal an, es sei in diese 
Worte das rein wirtschaftsgeschichtliche Problem gefaßt, wie weit 
die Verkehrsentwicklung eine wesentliche Ursache der gesamten Ent- 
wicklung des rheinisch-westlälischen Gesamtwirtschaftskörpers bilde. 
daß also alle umgekehrt gerichteten Wirkungen aus der Betrachtung 
ausgeschaltet seien. Die Eisenbahn tritt darnach neben ein bestehendes 
Netz von Verkehrswegen und schafft durch Verbilligung des Trans- 
portes — darın besteht die Aufgabe ihrer Tarifpolitik — die Möglich- 
keit, entweder dem Transitliandel neue Wege zu zeigen, was mit nicht 
allzu starken volkswirtschaftlichen W irkungen verbunden zu sein 
brauchte, oder aber neue Materiallager zugunsten alter heranzuziehen, 
Produktionsstandorte zu verlegen und neue Konsumverbindungen 
herbeizuführen. Dieser Standpunkt der Betrachtung müßte dann von 
dem andern ergänzt werden, von der Frage nach den Wirkungen. 
die die Entwicklung der Gesamtwirtschaft auf die Entwicklung eines 
ihrer Glieder ausgeübt hat (Itheinland-Westfalen — rheinische Eisen- 
bahn). 

Das Archiv verbindet aber mit einem wissenschaftlichen Zweck 
noch einen praktischen. Es sollen durch die Veröffentlichungen ganz 
allgemein die Besitzer von bedeutungsvollen Urkunden auf die Wich- 
tigke it richtiger Sammlung des historischen Materials hingewiesen 
werden. Nun lag die Gefahr vor, daß durch das ungeheure Anwachsen 
der hereinkommenden einschlägigen Akten und andern Quellen diese 
erste Veröffentlichung auf lange Zeit hinaus verzögert werden würde; 
und das Archiv entschied nach seinem praktischen Gesichtspunkt: 
es wurde auf wissenschaftliche Vollständigkeit verzichtet, eine Teil- 
arbeit sollte die Fülle und Bedeutung des im Archiv angehäuften Mate- 
rials weiteren Kreisen darlegen. So hat sich der V erfasser zwischen jene 
beiden eben angedeuteten Standpunkte gestellt. Die wirtschaftlichen 
Wirkungen der Eisenbahn hat er nicht behandelt — der Bericht über 
die Tarite bringt nur ganz flüchtig volkswirtschaftliche Erörterungen; 
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er konnte sie auch kaum darstellen, da das Material dazu ja erst aus der 
nun folgenden Zeit zu gewinnen ist. Für eine allgemeiner orientierte 
wirtschaftsgeschichtliche Darstellung ist wiederum der Kreis des 
Materials zu eng; es sind im wesentlichen nur die Aktenbände der 
rheinischen Eisenbahngesellschaft, allerdings sehr ausführlich, benutzt. 
(Außerdem hat der Nachdruck, den der Verfasser und das Archiv auf 
»quellenmäßige Anschaulichkeit« gelegt haben, der Geschlossenheit 
des Werkes dadurch geschadet, daß eine souveräne Behandlung des 
sehr umfangreichen Materials, eine Trennung des allgemein Bedeut- 
samen vom bloß zufällig Interessanten oder Anziehenden oft gehindert 
wurde.) 

Ob jenes wirtschaftsgeschichtliche Problem, das der Verfasser 
sich selbst stellt, auf diesem, sehr mühevollen Weg zu lösen ist, diese 
Frage wird ihre Antwort erst dann erhalten können, wenn die folgenden 
Bände vorliegen. (Karl Keck.) 


Wirminghaus, Prof. Dr. A.: Das Verhältnis der 
Niederlande zur deutschen Schiffahrtsabga- 
be £ ? olitik. Im Auftrag der Handelskammer zu Köln 1909, 
94 > 

Das für die Einführung von Schiffahrtsabg aben auf dem Rhein 
entscheidende Verhalten der Holländer soll durch diese Schrift ın 
einem Sinne beeinflußt werden, der den Plänen der preußischen se 
gierung günstig ist. 


Es werden zunächst die bisherigen rechtlichen Verhältnisse und 
die Frage ihrer Neuordnung geprüft. Die Rheinschiffahrtsakte von 
1868 ist, obwohl materiell nicht mehr zu rechtiertigen, formell un- 
kündbar. Eine Strombaupflicht ist aus ihr nicht herzuleiten, dagegen 
in beschränktem Umfang aus der allerdings formell weit schwächeren 
Basıs des preußisch-holländischen Handelsv ertrages von 185I. Dieser 
Vertrag böte auch den Rahmen für eine selbständige Tarıtpolitik 
Hollands, falls es nicht dem Rheinstrom-Zweckv erband beitritt oder 
die allgemeine Abgabenfreiheit bestehen läßt. 


Die wirtschaftliche Bedeutung der Abgabenfrage besteht für 
Holland darin, daß infolge der Erweiterung des Aktionsradius’ für 
die Großschifiahrt durch Vertiefung al Fahrwassers, Bau von Ka- 
nälen und Korrektion einige azu sollen die Abgaben 
das Geld schaffen — Rotterdam in Micteleurops den süd- und west- 
europäischen Häfen in wirksamer Konkurrenz gegenübertreten könnte. 
Allerdings müßten zwei wichtige Annahmen eintreten! neben dem 
»gebrochenen« Verkehr von den Hafenplätzen der Niederlande mit 
Bahnumschlag nach dem Ausland sollen der holländischen Klein- 
schiffahrt zuliebe die Kähne bis zu 250 t abgabenfrei bleiben. 





Nach einem Scheitern der deutschen Pläne infolge holländischen 
Widerstandes wären weitere Stromverbesserungen nicht zu erwarten; 
und die preußische Eisenbahnverwaltung würde die Politik der Aus- 
nahmetarife zugunsten der deutschen Nordseehäfen erheblich stärker 
betreiben. Außerdem wäre mit einer Begünstigung der westdeutschen 
Kanäle zum Nachteil von Rotterdam und vielleicht mit dem Bau 
eines Rheinsekanals nach Emden zu rechnen, also mit der Schaffung 
einer deutschen Mündung des Rheines. (ck.) 
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20. Handels- und Kolonialpolitik. 


Hollenbach, Frieda M.:Schweden, seine wirtschaft- 
liche Entwicklung und sein Handel mit Deutschland. Berlin IQIO. 
Liebheit und Thiesen. 62 S. 

Zweck der Publikation ist, deutschen Interessenten einen Ueber- 
blick über die wirtschaftlichen Verhältnisse Schwedens und die deut- 
schen Handelsbeziehungen zu diesem Lande zu gewähren. 

In einem einleitenden Abschnitt (I) »Schwedens Volkswirtschaft 
im allgemeinen« wird zunächst ein kurzer wirtschaftsgeographischer 
Teberblick gegeben. Dann folgt eine Darlegung der neueren in- 
dustriellen Entwicklung Schwedens (II) und der Zusammensetzung 
des »schwedischen Außenhandels« (III). Schweden macht den Um- 
wandlungsprozeB vom Agrar- zum Industriestaat durch; die volks- 
wirtschaftliche Entwicklung steht im Zeichen der Industrialisierung. 
Die Industrie schreitet zur Herstellung möglichst hochveredelter 
Fabrikate fort. Entsprechend den veränderten Produktionsverhält- 
nissen hat sich die Zusammensetzung der Einfuhr und Ausfuhr des 
Landes verschoben; der Anteil der veredelten Waren am Export ist im 
Wachsen begriften, und im Import ist die Tendenz auf möglichste Be- 
schränkung der Fertigfabrikate-Einfuhr und Erhöhung des Rohstoif- 
bezugs gerichtet. Die starke (quantitative) Zunahme des Handels- 
umsatzes mit dem Ausland wird vor allem dem industriellen Auf- 
schwung der letzten Jahrzehnte zugeschrieben. In einem nächsten 
Abschnitt (IV) ist nach einem kurzen geschichtlichen Rückblick auf 
»die Handelspolitik Schwedens auf die gegenwärtig herrschende 
Schutzzollpolitik näher eingegangen. Dann folgt die Darlegung der 
»deutsch-schwedischen Handelsbeziehungen« (V) und der »handels- 
vertraglichen Regelung derselben« (VI). 


Sieveking,H.: Auswärtige Handelspolitik. Samm- 
lung Göschen, 2. Aufl. Leipzig 1910. 142 S. M. —.8o. 

Der Zweck dieser Arbeit ist, in die Probleme der Handelspolitik 
einzuführen. Es werden zuerst die historischen Grundlagen des mo- 
dernen Zustandes erörtert, sodann die theoretischen Grundfragen be- 
sprochen, schließlich die Politik der wichtigsten Länder in ihren typi- 
schen Unterschieden vorgeführt. 

Die zweite Auflage hat die neuere Entwicklung seit dem Abschluß 
der deutschen Handelsverträge berücksichtigen können. Die Schrift 
wurde 1908 ins Russische übersetzt. 

Unsere Kolontalwirtschaft in ihrer Bedeutung 
für Industrie, Handel und Landwirtschaft 
Nach Zusammenstellungen des Kaiserlichen Statistischen Amtes 
herausgegeben vom Kolonial-Wirtschaftlichen Komitee. Berlin 
1910. Kolonial-Wirtschaftliches Komitee. 132 S. M. 1.50. 

Wie im Vorwort der von Dr. Warnack verfaßten Schrift ausge- 
führt ist, ist der Zweck der Veröffentlichung: die wirtschaftlichen 
\Wechselbeziehungen zwischen der kolonialen Produktions-Konsum- 
fähigkeit und den heimischen Wirtschaftsverhältnissen klar zu stellen 
und auf Grund der amtlichen Kolonialstatistik in Verbindung mit 
den Ergebnissen der amtlichen Bevölkerungs-, Berufs-, Betriebs- und 
Handelsstatistik den Nachweis zu liefern, daß die Entwicklung unsrer 
Kolonialwirtschaft für unser nationales Wirtschaftsleben von grund- 
sätzlicher Bedeutung ist. Die Arbeit wird eingeleitet durch eine 
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prägnante Skizzierung der Entwicklungstendenzen der deutschen 
Volkswirtschait in den letzten dreißig Jahren; die Schilderung der 
Außenhandelsbeziehungen legt die große Abhängigkeit Deutschlands 
vom Ausland hinsichtlich der Tropenprodukte und industriellen Roh- 
stoffe dar. Der Hauptteil ermittelt zunächst für eine Reihe von Roh- 
erzeugnissen (Baumwolle, Kautschuk, Guttapercha und Balata, Faser- 
und Oelrohstoffe, tropische Hölzer und Gerbstoffe, mineralische Roh- 
stoffe, tierische Produkte und Kolonialwaren) auf Grund statistischer 
Unterlagen die Abhängigkeit Deutschlands vom Ausland und legt 
im Anschluß daran die bisherige Bedeutung unserer Kolonien hinsicht- 
lich der genannten Roherzeugnisse dar. Eine der Hauptunterneh- 
mungen des Kolonial-Wirtschaftlichen Komitees erstrebt nach dem 
Vorwort »die Deckung des heimischen Bedarfs an Roherzeugnissen 
(Baumwolle, Wolle, Hanf, Oelprodukte, Kautschuk, tropische Nah- 
rungs- und Genußmittel, Mineralien, Edelhölzer, Gerbstoffe usw.) aus 
den eigenen Kolonien und damit die Schaffung einer breiteren und 
gesicherteren Grundlage für den heimischen Gewerbefleiß.« Es hätte 
für den Bearbeiter unter Zugrundelegung dieses Ziels nahe gelegen, 
sich im Anschluß an die Darlegungen über die Einfuhr der genannten 
Roherzeugnisse aus den deutschen Kolonien auf allerlei Prognosen 
einzulassen, wie sie bei der Agitation der letzten Jahre für kolonial- 
politische Dinge gang und gäbe waren. Ein großes Verdienst der 
Arbeit liegt nun darin, daß sie davon abgesehen hat; klar und nüchtern 
schildert sie die Bemühungen, die gemacht wurden, um eine Einfuhr 
nach Deutschland zu erzielen, ferner die Entwicklung und Bedeutung 
dieser Einfuhr und gegebenenfalls die Momente, die maßgebend sind 
für eine Erhöhung dieser Einfuhr. In dieser letzten Hinsicht ist 
naturgemäß vor allem die Wichtigkeit des Baues von Eisenbahnen 
zu erwähnen (vergl. S. 2I, 30, 37. 40, 123 der Schrift). Neben der 
großen Bedeutung der Kolonien für die Industrie kommt noch ihre 
Bedeutung für Handel und Landwirtschaft (Lieferung von Dünge- 
mitteln und Futterstoffen) in Betracht. Was die Ergänzung der 
heimischen Landwirtschaft durch die Landwirtschaft in unseren Ko- 
lonıen betrifft, so verneint sie der Bearbeiter bezüglich des Getreides, 
bejaht sie jedoch bezüglich der tierischen Produkte. Lehrreich sind 
in dem Schlußkapitel die Vergleiche mit der Entwicklung der Aus- 
fuhr aus einigen englischen, den deutschen benachbarten, Kolonien 
((roldküste, Nigeria, Kap-Kolonie). Gegenüber der früheren Betrach- 
tungsweise, welche in den Kolonien eine möglichst günstige Kapital- 
anlage sehen wollte, ist diese Art der Betrachtung, welche die Ko- 
lonien als Lieferer von Rohstoffen ansieht, zweifellos eindringlicher. 
Man hat nur den Wunsch, das Komitee möchte ın späteren Jahren 
die Bedeutung und den Eintluß dieses Rohstoffbezuges auf die deutsche 
»Volkswirtschaft« (und zwar in günstigem Sinne, wie behauptet wird) 
beweiskräftig darlegen. (Meerwarth.) 


Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Fagans, W.: Die russische Goldwährung. Staats- 
und sozialwıssenschäaftliche Forschungen. ae von Gu- 
stav Schmoller und Max Sering. Heft 14T. Leipzig 1909. Duncker 
& Humblot XVI 183 S. M. 4.50. 

Die im staatswissenschattlichen Seminar zu Bonn entstandene 
von H. Schumacher angeregte Arbeit ist eine wertvolle Untersuchung 
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des großen mit der russischen Goldwährung zusammenhängenden 
Tatsachenkomplexes. Der Verfasser, selbst Russe, hat durch Verar- 
beitung der umfangreichen russischen und polnischen Literatur den 
meisten deutschen Forschern sonst verschlossene Materialien kenntlich 
gemacht. Die Arbeit gibt einleitend eine kurze Darstellung der russi- 
schen Papierwährung. Darauf folgt ein sehr ausführlicher Abschnitt 
über die Währungsverhältnisse Rußlands seit der Durchführung der 
Geldreform bis auf die Gegenwart. In diesem Teil finden sich neben 
rein historischen Darlegungen auch einige prinzipielle Erörterungen; 
jedoch liegt das Hauptgewicht auf den Schilderungen der Maßnahmen 
zur Bildung und Erhaltung der Goldvorräte. — Die in Rußlands 
Volkswirtschaft so tief eingreifende Währungspolitik seiner Finanz- 
minister Wyschnegradski und Witte ist ja im großen und ganzen be- 
kannt, doch gibt uns Fajans ein recht deutliches Bild jener Beeinflus- 
sung der passiven Zahlungsbilanz durch künstliche Maßnahmen, die 
schließlich aber zum Abschluß der Geldreform führten. Daß diese 
Geldreform an sich von großem Wert für Rußlands Volkswirtschaft 
war, zeigt der Verfasser u. a. darin, daß die auf Metallwährung lautende 
Verschuldung Rußlands von 1887—1904 um 75,6%, der Anleihedienst 
aber nur um 40,2? stieg, und dies ist vorwiegend durch den Metall- 
verkehr veranlaßt. Er zeigt aber auch, daß die innere Kräftigung des 
Landes nur einseitig war, und daß neben die Valutareform nicht die im 
Interesse der Zahlungsbilanz so wichtige Stärkung der Landwirtschaft 
trat, so daß die Erschütterungen der Jahre 1904 und o5 besonders 
nach dem Frieden tief in das Geldsystem einschnitten, zur starken 
Vergrößerung der Verschuldung an das Ausland und damit zu großen 
Schäden für die Volkswirtschaft führten. Die währungspolitischen 
Konsequenzen des Anwachsens der Staatsschuld führen den Ver- 
fasser zum Aufwerfen der Frage nach der Möglichkeit der Schaffung 
und Aufrechterhaltung eines Gleichgewichtes der Zahlungsbilanz in 
der sehr trübe erscheinenden Zukunft. Die Zukunft der russischen 
Goldwährung ergründen, heißt nach Fajans die Frage aufwerfen, ob 
auf eine entsprechende Erhöhung des Exports oder Einschränkung 
des Imports gerechnet werden kann. Diesen Problemen gehört der 
zweite Teil der Arbeit, der die Gestaltungstendenzen der russischen 
Handelsbilanz, die Zukunft der Getreideausfuhr durch eventuelle 
Extensivierung des Getreidebaus, oder durch dessen eventuelle Intensi- 
vierung und die auf Kosten der Volksernährung erfolgende Ausfuhrstei- 
gerung untersucht. Darauf folgt das Problem der Steigerung der 
Holz-, Flachs-, Eier-, Butter-, Naphtaausfuhr und der Verringerung 
des Imports, was letztlich allerdings nur sehr kursorisch geschieht. 
An eine baldige Verringerung des Imports glaubt der Autor nicht, 
wie er auch die baldige Steigerung des Exports skeptisch ansieht 
und auch von der eigenen russischen Goldgewinnung erst in Jahr- 
zehnten größere Einflüsse auf die Zahlungsbilanz erwartet. Mir 
scheint nun vieles in diesem zweiten Teile stark hypothetisch, wenn 
auch der {etwas unkritische) Versuch zu zahlenmäßiger Erfassung 
gemacht ist. Darum ist des Verfassers Pessimismus gegenüber der 
Zukunft der russischen Goldwährung nicht streng wissenschaft- 
lich begründet und nicht begründbar. Bei den Problemen der Aufrecht- 
erhaltung der Währung fehlt jeder Hinweis auf die Exodromie, wie 
es überhaupt wünschenswert gewesen wäre, die neueren hierfür wich- 
tigen Probleme der Geldtheorie wenigstens anzudeuten und Vergleiche 
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mit den Versuchen zum Uebergang zur Goldwährung bezw. Gold- 
rechnung in einigen außereuropäischen Ländern anzustellen. 
(Altmann.) 


Grabower, Rolf: Die finanzielle Entwicklung 
der Aktiengesellschaften der deutschen che 
mischen Industrie und ihre Beziehungen zur 
Bankwelti. (Staats- und Sozialwissensch. Forschungen, Heft 
144). Leipzig Igıo. Duncker & Humblot. XVI u. 182 5. 


Die Abhandlung will kennzeichnen, wie sich die Gesamtheit der 
chemischen Industrie i. e. S., umfassend die Industrien der: 
A. Mineralsäuren und Alkalien E. Gummifabrikation 


B. Künstlichen Düngstofie F. Explosivstoffe 
C. Teerfarben G. Mineralfarben 
D. Teerdestillation H. Präparate (technische, photo- 


graph., pharmazeutische) 

zur Entwicklung der Banken gestellt hat und warum sie das getan hat. 
Sie beschränkt sich auf die Aktiengesellschaften, weil diese das kapi- 
talkräftigere Element in der gesamten chemischen Industrie gegenüber 
den anderen Unternehmungsformen darstellt. Sie besteht aus zwei 
gesonderten Teilen, von denen der erste, ziemlich kursorische, die In- 
dustriezweige A—D, der zweite, erst nach druckfertiger Beendigung 
des ersten entstandene, die Zweige E—H behandelt. Eine Verschmel- 
zung der beiden Teile hat mit Rücksicht auf die »undurchdringliche 
Uebersichtlichkeit der Ausführungen und Tabellen, die sich sonst er- 
geben hätte« nicht stattgefunden. 

Die Gliederung des Stoffes ist in beiden Teilen die gleiche. Es 
werden zunächst die Kapitalien festgestellt, mit denen die Aktien- 
industrie arbeitet. Einerseits die Beträge, die sie seit Gründung ein- 
schließlich durch Hingabe von dritter Seite (in emittierten Werten 
oder als Kredit) in die Anlagen gesteckt oder als Betriebsmittel ver- 
wendet hat, wobei durch äußere und innere Charakteristik der ausge- 
gebenen Werte ıhre Bedeutung für die Industrie dargetan wird, an- 
dererseits die Beträge, die sie hierzu durch Rücklagen aus den Be- 
trıiebsüberschüssen verwendet hat, wobei interne Abschreibungen 
naturgemäß unberücksichtigt bleiben müssen. Alle Fragen der Renta- 
bilität sind ausgeschaltet, auf die Entwicklung der Erträgnisse wird 
somit nicht eingegangen. Im ersten Teil (S. 21) vermissen wir Angaben, 
wie sich die emittierten Kapitalien auf die einzelnen Gesellschaften 
jeder Industrie verteilen, da die mitgeteilten Durchschnittsbeträge 
leicht ein falsches Bild geben können. Die Zusammenfassung von je 
vier, unter sich keineswegs homogenen und Unternehmungen sehr 
verschiedener Größe umfassenden Industriezw eige führt, zumal i in dem 
sehr wenig eingehend behandelten ersten Teil, mitunter zu allzu weit 
gehenden Generalisierungen. Ein Hinweis auf die Interessengemein- 
schaftsbildung in der Teerfarbenindustrie fehlt; ebenso eine Erklärung, 
anf welche Tatsac hen sich die van sich nicht unwahrscheinliche Hy- 
pothese«, die der Schätzung der von emittierten Kapitalien in Anlagen 
gesteckten Betriige zu Grunde gelegt wird, basiert, daß die Betriebs- 
mittel bei den einzelnen Industrien 1}—!g. bezw. 1,—1/, des jewei- 
ligen Neukapitals ausmachen (5. 47). 

Der Feststellung der Art der Bankbeziehungen und ihres et- 
waigen Eintlusses auf die Industrie ist jeweils der zweite Hauptab- 
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schnitt gewidmet, der im ersten Teil nur 6, im zweiten, weil umfang- 
reicheres Material zur V erfügung stand, 30 Seiten umfaßt. Letzterer 
Abschnitt hätte, ohne die Gründlichkeit der Untersuchung zu beein- 
trächtigen, etwas kürzer gefaßt werden können, manche Tatsachen 
(z. B. S. 103, 105) ließen sich ohne weiteres vermuten. 

Die Ergebnisse, zu denen der Verfasser gelangt, sind folgende: 
Von den im ersten Teil behandelten Industrien haben A und B bei 
Gründung, wie im Laufe der Entwicklung nicht erhebliche Ansprüche 
an den Kapitalmarkt gestellt, während C den größeren Teil ihres 
Kapiıtalbedarfs in sich gedeckt hat und in der Regel hohe Bankgut- 
haben unterhält. Somit kann von einem erheblichen Einfluß der 
Banken auf A, B und C nicht die Rede sein; der Umfang des Bank- 
einflusses auf D, die große, zu einem nur geringen Teil von der Industrie 
befriedigte Kapıtalansprüche hat, läßt sich nicht bestimmen. Zu einem 
ähnlichen Resultat ‚gelangt die Untersuchung des zweiten Teiles: 
durchschnittlich geringe Höhe des Gründungskapitals, Aufbringung 
der nachträglich benötigten Mittel mehr aus Eigenem als von außen 
her, Kreditbedürfinis im großen und ganzen bei jeder Gruppe gering. 
Die mit groBen Banken arbeitenden Gesellschaften weisen eine un- 
verhältnismäßig stärkere Anlagevermehrung, stärkere Reservenbildung 
und ausgeprägtere Kartellpolitik auf als die anderen, sind aber gleich 
den übrigen Gesellschaften der Gruppe nicht erheblich von ihren Bank- 
beziehungen beeinflußt. 

Im großen und ganzen hat der Verfasser, methodologisch richtig 
vorgehend, seine umfangreiche Aufgabe gelöst, so gut dies eben im 
Rahmen einer kleinen Abhandlung möglich war. Zu einer mehr in 
Einzelheiten gehenden und eine individuellere Behandlung der einzelnen 
Unternehmungen ermöglichenden Untersuchung, die dann freilich 
auch nach anderen Richtungen hin verwertbare Ergebnisse hätte 
liefern können, wäre eine Beschränkung auf einen oder wenige der 
Industriezweige erforderlich gewesen. (Eugen Kaufmann). 


Hartung, H.: »Die Depositengelder in der Bank- 
enqwete.« Berlin Igro. J. Guttentag. 143 S. M. 3.—. 


Der Bericht der Bankenquetekommission enthält, soweit er sich 
mit der Frage des Depositenwesens befaßt, eine Fülle von wertvollen 
Material aus diesem Gebiete und darüber hinaus aus dem gesamten 
Kreise der Bankpolitik. Mangels systematischer Ordnung läßt sich 
indessen ohne sorgfältiges Studium des ganzen umfangreichen Bandes 
ein Bild über die Hauptpunkte der Erörterungen und die Stellung 
der einzelnen Redner zu diesen nicht gewinnen. — Der Verfasser der 
Abhandlung hat sich in höchst dankenswerter Weise der Aufgabe 
unterzogen. im ersten Teil (S. 6—87) eine kurze Darstellung der Ver- 
handlungsthemen und des wesentlichsten Inhalts der an sie geknüpiten 
Erörterungen, sowie der Aeußerungen der Kommissionsmitglieder zu 
den einzelnen Anregungen zu liefern und i im zweiten Teil (S. 87—143) 
diese seinerseits kritisch zu würdigen. Die Darstellung ist bei aller 
Knappheit höchst klar und änschaulich. so daß die Lektüre der Studie 
den vielen, die der Materie Interesse entgegenbringen, ohne Zeit oder 
Lust zur eigenen Durcharbeitung des Kommissionsberichts zu haben, 
nicht warm genug empfohlen werden kann. 

Aus der Kritik des Autors verdient zunächst hervorgehoben zu 
werden, daß nach seiner Ansicht der Lösung der grundlegenden Frage: 
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Was sind Depositengelder? deshalb nicht energischer seitens der 
Kommission zu Leibe gerückt wurde, weil diese wohl in ihrer Mehr- 
heit argwöhnte, daß der Begriffsbestimmung sofort eın gesetzgeberisches 
Eingreifen in die Materie folgen werde. Wie treffend hervorgehoben 
wird, handelt es sich bei der Lösung des Problems ja nicht um die 
Festlegung spitzfindiger begrifflicher Unterscheidungen, sondern um 
das Ausfindigmachen brauchbarer äußerlicher Kennzeichen. Die bei 
Aufrollung des Kreditbankproblems von Ad. Wagner beklagte »Maß- 
losigkeit der Erwerbshast« wird vom Verfasser zugegeben und als 
alleinige Triebieder für die Entwicklung des engen Verhältnisses zwi- 
schen Banken und Industrie hingestellt. Die treibende Kraft für die 
immer fortschreitende Ausbildung des letzteren liege aber lediglich 
bei dem Publikum, an dessen anscheinend unstillbarem Hunger nach 
industriellen Werten, und diesem Hunger entspreche die Geschäits- 
richtung der Banken (S. 96). Die von Roland-Lücke vorgeschlagene 
Bildung eines Reichsbankbeirats erscheint Hartung weniger aus for- 
malen Anständen als vor allem aus materiellen Gründen nicht durch- 
führbar, die angestrebten Ziele aber bereits durch weitere Ausge- 
staltung der vorhandenen Organisationen des Zentralinstituts erreich- 
bar. Auf die zahlreichen sonstigen interessanten Ausführungen und 
Anregungen soll nicht eingegangen werden; es sei u. a. auf diejenigen 
bezüglich der Entwicklung des Akzeptgeschäites (S. 112 ff.) und des 
Problems besonderer Verwaltung der Depositengelder (S. 117 ff.) hin- 
gewiesen. Am Schlusse der Betrac htungen wird an zwei typischen 
Beispielen (Konkurs Niederrheinische Bank und Haller, Söhle & Co.) 
gezeigt, daß die beiden positiven Maßnahmen, für welche die Enquete- 
kommission eingetreten ist, ohne den mindesten Einfluß auf den Ver- 
lauf der Dinge gewesen wären, falls sie bereits vor längerer Zeit zur 
Durchführung gelangt wären. (Eugen Kaufmann.) 


Jöhr, Dr. Adolf: Generalsekretär der schweizerischen National- 
bank: Zur Frage der Errichtung einer Schwei- 
zerischen Hypothekenbank. (Schweizer Zeitiragen, 
Heft 40). Zürich ıgıı. Art. Institut Füßli. go S. Frs. 2.—. 

Die vorliegende Studie bezweckt, vom allgemein volkswirtschaf.- 
lichen Standpunkt aus die bisherigen Bestrebungen für ein zentrales 
Hypothekarinstitut, sowie die rechtlichen Grundlagen für dessen 
Wirksamkeit zu skizzieren und die gegenwärtige Organisation des 
Bodenkredits in der Schweiz und die Erwartungen, die auf eine eid- 
genössische Hypothekenbank gesetzt werden, wissenschaftlich ob- 
jektiv darzustellen und kritisch zu ‚beleuchten. 

Der Verfasser gelangt zum Ergebnis, daß der oft erhobene Vor- 
wurf, daß die bestehenden Banken durch hohe Hvpothekarzinsfüße 
die Hvpothekarschuldner ausbeuteten, um hohe Dividenden zu erzielen, 
unberechtigt ist, während freilich die gegenwärtige Organisation des 
Hypothekarkredits gewisse schwache Punkte autweist. Wiewohl er 
übertriebenen Hoffnungen auf eine Ermäßigung des Hvpotheken- 
zinsfußes skeptisch gegenübersteht, nimmt er an, daß eine gewisse 
Nivellierung der heute von Kanton zu Kanton verschiedenen Zins- 
sätze rascher und vollständiger erreicht würde, wenn ein Zentralinsti- 
tut an die Seite der lokalen und kantonalen Hvpothekenanstalten 
treten würde. Gewisse vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus 
begrüßenswerte Neuerungen des neuen einheitlichen Grundbuch- 
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rechts des Zivilgesetzbuchs, wie die Gülten, die Vorzugshvpotheken 
für Bodenverbesserungen, die Möglichkeit genossenschaitlicher Organi- 
sation des Grundkredites würden wohl nur dann ihre volle Entfaltung 
erleben, wenn sie von einem zentralen Institut bewußt gepflegt w ürden. 
In der konsequenten aber elastischen Durchführung der Hypotheken- 
tılgungs-Versicherung und in der Förderung des landwirtschaftlichen 
Betriebskredites in den Genossenschaften erblickt der Verfasser weitere 
dankbare Aufgaben einer solchen Anstalt, deren voraussichtliche 
Rendite und Verhältnis zu den Kantonalbanken von ihm berührt wird. 
Die Studie ist die erste, welche diese Fragen für schweizerische 
Verhältnisse zusammenfassend behandelt; sie ist mit großer Klarheit 
geschrieben und bietet reiche Anregung. (Eugen Kaufmann.) 


Kleine, Dr. Karl: Die Entwicklung des Halle- 
schen Bankgewerbes. (Sammlung nationalökonomischer 
und statistischer Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Se- 
minars zu Halle a. d. S., herausgegeben von Dr. Joh. Conrad, Bd. 6). 
Jena 1910. Gustav Fischer. X u. 200 S. 

Für den eigentlichen Bankverkehr im Halleschen Wirtschaftskreis 
kommen nur die großen Geschäfte in Frage; nur sie werden deshalb 
in den Rahmen der Betrachtung gezogen. Es sind ihrer, soweit sie 
heute noch bestehen, abgesehen von der Reichsbankstelle lediglich 
drei große Lokalbankfirmen: eine 1867 gegründete Komm.- Ges. ani 
Aktien und zwei 1828 bezw. 1855 errichtete offene Handelsgesellschai- 
ten. Für die Schilderung der Entwicklung der letzteren stand dem 
Autor natürlich kein statistisches und auch sonst nur dürftiges Ma- 
terial zur Verfügung. 

Es werden in 3 Hauptabschnitten die Entwicklung von 1800 bis 
1850, von 1850—1870 und von 1870—1908 dargelegt, für die beiden 
ersten Perioden aus dem angedeuteten Grunde mehr episodenhaft 
unter Zugrundelegung der wichtigsten Erscheinungen des Wirtschafts- 
lebens. Auf die Hauptindustrien — Zuckerfabrikation, Maschinen- 
fabrikation, Braunkohlenindustrie — als Basis des regen Bankver- 
kehrs wird in ihrer Entfaltung bis zur Jetztzeit ausführlich einge- 
gangen. Bei dem jüngeren Privatbankhause steht von jeher die 
Braunkohlenindustrie neben der Geschäftsverbindung mit dem 

Großhandel und dem Handel überhaupt im Vordergrund. Für die 

Entwicklung des älteren Hauses hatte ursprünglich die Landwirt- 

schaft nebst ihrem Nebengewerbe, der Zuckerfabrikation, die Grund- 

lage gebildet. Allmählich hat die Komm.-Ges. auf Aktien, die in den 
letzten Jahren stärker expandiert hat, die meisten und bedeutendsten 

Zuckerfabriken in ihren Geschäftskreis gezogen und auch immer 

mehr sonstige industrielle Unternehmungen, die im übrigen noch eng 

mit der älteren Konkurrentin luert sind, ihrer Kundschaft angeglie- 
dert. Für ihre auffallend geringe Kapitalaufsaugungsfähigkeit (fremde 

Gelder Ende 1908 nur 52.79", des Aktienkapitals) wird keine Erklärung 

gegeben. Ineinem Schlußwort wird das Charakteristische des Halleschen 

Bankgewerkes zusammengefaßt. Die verhältnismäßig geringe Rolle. 

die die reinen Aktienbanken in letzterem spielen, wird damit erklärt, 

daß die alten großen Privatfirmen um die Mitte des 19. Jahrh. den ge- 
samten Geldverkehr der entstehenden Industriezweige und des Han- 
dels, die in Halle mehr als in jeder anderen gleichgroßen Stadt vom 
Moment des Persönlichen beherrscht würden, durch die Beziehungen 
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zu den maßgebenden Persönlichkeiten an sich gezogen und dauernd 
an sich gefesselt hätten. Der Verfasser hätte freilich betonen müssen, 
daß nur die gute Fundierung der Halleschen Industrie — sie geht 
daraus hervor, daß »die Gründungen der Nahrungsmittel-, sowie der 
Eisen- und Kohlenindustrie fast sämtlich ohne Bankhilfe . . . hervor- 
gewachsen« sind (S. 145) — ihr das Festhalten an den traditionellen 
persönlichen Beziehungen ermöglichen konnte; ein stärkerer Kapital- 
bedarf hätte sie, gewollt oder nicht, in gleicher Weise auf die Unter- 
stützung potenter Aktienbanken angewiesen, wie es in anderen großen 
Industriezentren der Fall war. 

Trotzdem seit einigen Jahren eine größere auswärtige Provinzial- 
bank und eine Berliner Großbank in Halle Fuß gefaßt haben, hält der 
Verfasser es unter den jetzigen Verhältnissen für ausgeschlossen, 
daß diese oder sonstige Großbanken die drei großen Lokalinstitute 
aus dem Felde schlagen werden, so lange nicht ein Wandel von diesen 
selbst ausgeht. . (Eugen Kaufmann.) 


Löwenfeld,Henrv: Die Kunstder Kapitalanlage. 
Berlin 1910. S. Schottländers Schles. Verlagsanstalt. 310 S. M. 5.— 

Die vorliegende Uebersetzung bezw. Ergänzung eines ursprüng- 
lich in London erschienenen Buches (All about investments) will in 
allgemein verständlicher Form die grundlegenden Prinzipien der An- 
lagekunst darstellen; der Laie auf finanziellem Gebiet, der die letz- 
teren erfaßt hat, soll jedem Finanzmann die Wage halten können. 
Gleich anderen, namentlich französischen und englischen Schriften, 
die das gleiche Thema behandeln, enthält das Buch neben Binsen- 
wahrheiten manche wertvolle Anregung, sowie Aufklärungen hin- 
sichtlich Zweckmäßigkeit der verschiedenen Arten der Kapitalanlage 
und der Risikoverteilung, über Börsenorganisation, Börsenwerte, 
Emissionen u. d. m., die freilich den in diesen Dingen Unbewanderten 
schwerlich der Notwendigkeit entheben werden, den Rat von Fach- 
leuten einzuholen. Namentlich die im Interesse der Risikov erteilung 
und der durchschnittlichen Kursstetigkeit — theoretisch mit Fug 
und Recht — befürwortete gleichmäßige »geographische V a der 
Kapitalanlage, d. h. ihre Bewirkung in prozentual gleichem Umfang 
in den aufgestellten so verschiedenen geographischen Abteilungen 
der Erde in solcher Weise, daß jedes der Papiere von den abweichenden 
Markteinflüssen anderer Länder kontrolliert wird, wird sich in praxi 
kaum durchführen lassen. Dem steht, wie der Verfasser in anderem 
Zusammenhang selbst zugibt, vor allem die Schwierigkeit im Wege, 
sich über die Qualität ausländischer Wertpapiere, die nicht an inländi- 
schen Börsen gehandelt werden, ein zuverlässiges Urteil zu bilden. 

(Eugen Kaufmann). 
Mevnen, Dr. Walther: Das belgische Bankwesen. 
Berlin ıgıı, Franz Siemenroth. 130 S. M. 3.—. 

Der Verfasser der vorliegenden Studie war vermöge seiner prak- 
tischen Tätigkeit und seiner guten Beziehungen zu Bankkreisen ın 
erster Linie zur Behandlung des interessanten Themas geeignet. Daß 
diese ihm gleichwohl nicht sonderlich gut gelungen ist, liegt daran, 
daß er das gesammelte Material ungenügend durchgearbeitet hat, 
wie u. a. die zahlreichen, leicht zu vermeidenden Wiederholungen 
zeigen. Die Zusammenhänge zwischen den einzelnen Tatsachen und 
Erscheinungen werden häufig nicht bloßgelegt, das Typische nicht 
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scharf genug hervorgehoben. Die Feststellung, ob und inwieweit 
neben den natürlichen Faktoren die eigenartige Kreditorganisation 
des Landes zum raschen Aufschwung der belgischen Volkswirt- 
schaft beigetragen hat, wird nicht versucht. 

Es werden die Geschichte des modernen Bankwesens in Belgien 
(S. 6—32). sodann die wirtschaftliche Bedeutung und Organisation 
des belgischen Bankwesens im allgemeinen (S. 33—58) geschildert ; 
daran schlietst sich eine Betrachtung der einzelnen Banken, ihrer Be- 
deutung, Organisation und Geschäfte (S. 50—130). 

Die wenig glückliche systematische Einteilung des Stoffes bringt 
es mit sich, dah mitunter Zusammengehöriges auseinandergerissen 
wird, was besonders in den Abschnitten, die sich mit den Funktionen 
des Zentralinstituts beschäftigen, störend wirkt. Dessen tatsächliches 
Verhalten hinsichtlich der Noteneinlösung wird nicht erwähnt, eben- 
sowenig, daß die Bardeckungsvorschrift” sich nicht auf die Noten 
allein, sondern auf alle täglich fälligen Verbindlichkeiten bezieht. 
Die Niedrigrkeit des belgischen Diskontsatzes scheint mir nicht ganz 
zutreffend erklärt (S. 36 und 68). Es fehlt ein Hinweis darauf, daß 
die Devisenpolitik behufs Stabilisierung der Wechselkurse u. a. auch 
erforderlich ist, um den AbfluB von Silberkurantgeld nach Frank- 
reich tunlichst zu vermeiden, und daß für die Anlage eines so großen 
Teils des Kassenbestandes in Devisen zweifellos das Interesse der 
Bank mitspricht. mit Rücksicht auf die Art der staatlichen Gewinn- 
beteiligung ihre Kreditmittel möglichst voll auszunutzen. Die Be- 
hauptung, daß »die Operationen "des belgischen Diskonts fast von 
der Nationalbank monopolisiert« sind (S. 37), erscheint mir anfecht- 
bar, nachdem nach dem Verfasser gegenüber dem Bestand jener an 
Inlandswechseln per 3r. Dez. 1908 von rund 493 Mill. Frs. sieben 
Privatbanken, deren Wechselbestand angegeben ist, damals etwa 
205 Mill. Frs. im Portefeuille hatten, während außerdem 14 Tochter- 
institute der Société Gencrale mit zusammen 77,8 Mill. Eigenkapital. 
die »große Kapitalien und Depots erhalten«, »besonders das Diskont- 
geschifte (S. 94) und die drei in Belgien ansässigen französischen 
Großkreditinstitute »das Wechselgeschäft in großem Maßstabe« be- 
treiben (S. 128). Eine Zusammenstellung der wichtigsten Bilanzposten 
wird nicht einmal für die bedeutendsten Privataktienbanken geliefert; 
mangels sonstiger Anhaltspunkte läßt sich deshalb kein Urteil darüber 
bilden, ob die Zweckzuweisung der in den Machtbereich der Banken 
gelangenden (relelkapitalien eine richtige, und ob die Iliquidität einiger 
der großen »Gemischtbanken« nicht recht bedenklich ist. Auch über 
die Geschäftsbedingungen der Banken im Verkehr mit der Kınd- 
schaft, über den Wettbewerb der Institute unter einander u.ä. m. 


vermisse ich Angaben. 
Für das belgische Bankwesen charakteristisch sind nach der Ab- 


handlung: 
1. schr ausgebildete Arbeitsvereinigung, ähnlich wie im deutschen 


Bankwesen ; 

starke Kommanditierung der Industrie und Transportunter- 

nehmungen, auch ausländischer, seitens der Großinstitute: 

3: erzicht auf Errichtung eigener Niederlassungen bezw. Toch- 
terinstitute im Auslande, damit fast völliger Verzicht auf die 
Vermittlung des belgischen Zahlungsverkehrs mit dem Aus- 
lande, der für die überseeischen Länder den Londoner, für 
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den europäischen Kontinent den deutschen und französischen 
Banken in der Hauptsache zufällt. In Verbindung hiermit 
starke, teils direkte, teils indirekte Vertretung ausländischer 
Kreditinstitute in Belgien; 

4. äußerst geringe Dezentralisation (Fehlen von Wechselstuben 

und Depositenkassen der Großinstitute); 

Freiheit der Banken in der Form und Geschäftstätigkeit (nied- 

rige Einzahlungen auf die Aktien; Obligationen-Ausgabe) ; 

6. direkter Verkehr der Börsenmäkler, die gleichzeitig die Effek- 
tenplaceure der Großbanken sind, mit dem Publikum. 

(Eugen Kaufmann.) 


Schmidt,Georg: Der Einfluß der Bank- und Geld- 
verfassung auf die Diskontopolitik im Deutschen 
‚Reich, in England, Frankreich, Oesterreich-Ungarn, Belgien und den 
Niederlanden. Leipzig 1910. Duncker & Humblot. VIII u. 120 S. 

Es werden im ersten Teil ($ 8—63) die Geld- und Notenbank- 
gesetzgebung und die bankpolitischen Grundsätze der Zentralnoten- 
banken, soweit sie auf die Dikon bewenne einen Einfluß ausüben, 
in den einzelnen Ländern klar und übersichtlich besprochen. Hinsicht- 
lich der Banque de France nimmt der Verfasser irrtümlich an, daß 
die seit einem Jahrzehnt aufgegebene Prämienpolitik noch gehand- 
habt werde (S. 37); auch wird der Einfluß des Standes der internatio- 
nalen Wechselkurse auf die Diskontpolitik jener von ihm unterschätzt, 
ihre Goldpolitik nicht ganz zutreffend geschildert. Andererseits über- 
schätzt er die Wirkung der indirekten Notenkontingentierung und der 
Quotendeckungsvorschriiten auf Raten-Höhe und Bewegungen der 
übrigen kontinentalen Zentralbanken wohl ein wenig. Eine näbere 
Charakterisierung der Stellung dieser im inländischen Diskontgeschäft 
wäre vielleicht angezeigt gewesen. 

Im zweiten Teil (S. 04—111) werden an der Hand zahlreicher Ta- 
bellen die in der Geld- und Notenbankverfassung liegenden Gründe der 
Diskontbewegung in den betreitenden Ländern zusammenfassend 
verglichen. Das verschiedene Verhalten der einzelnen Zentralbanken 
in der Verfolgung der beiden Hauptziele der Diskontpolitik, die Re- 
eulierung des Standes der Devisenkurse und die Anpassung der Kre- 
ditnachtrage an die verfügbaren Kreditmittel werden geschildert. An- 
läßlich der Zusammenstellung der (geschätzten) Goldbestände der 
Länder bezw. Barvorräte der Zentralbanken wären einige Daten hin- 
sichtlich der zu bewältigenden Umsätze und der Ausbreitung Bargeld 
ersparender Zahlungsmethoden erwünscht gewesen. 

Der Verfasser gelangt zu dem Ergebnis, daB die Banken, deren 
Diskontsatz am niedrigsten ist (Bank von Frankreich, Niederländische 
Bank, Belgische Nationalbank), relativ am meisten Kredit gewähren. 
Er schließt hieraus, daß an der herrschenden Ansicht, die die verschie- 
dene Höhe des Zinssatzes hauptsächlich auf Kapitalreichtum und Leb- 
hattirkeit der wirtschaftlichen Tätigkeit des betreffenden Landes zu- 
rücktührt, nur so viel richtig ist, daß unter der Annahme einer Be- 
grenzung der Kreditmittel bei steigender lt eine Steli- 
gerung des Diskonts eintreten muß (S. 114). Die eigentlichen Gründe 
für die verschiedene Höhe des Zinssatzes bei den einzelnen Zentralban- 
ken liegen für ıhn in der sehr verschiedenen Größe der diesem zur 
Kreditgewährung zur Verfügung stehenden Kreditmittel. Nach ihm 
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würde eine Aufhebung der bestehenden, willkürlichen, und wie die 
Erfahrung zeigt, entbehrlichen Vorschriften über die Ausgabe von No- 
ten und die Deckung dieser und der Guthaben durch Metallgeld eine 
beliebig niedrige Festsetzung der Diskontraten ermöglichen, deren Her- 
absetzung jeweils auch ein Sinken des Marktsatzes nach sich ziehen 
müßte. Eine Regulierung des intervalutarischen Kurses seitens der 
Bank hält er auch ohne Erhöhung des Diskontes für durchführbar. 


Wenn sich auch gar manche Behauptungen und Folgerungen 
des Verfassers anfechten lassen, so hat seine Abhandlung das ent- 
schiedene Verdienst, auf die Einseitigkeit der herrschenden Lehre 
nachdrücklich hingewiesen zu haben; die vorhandenen Probleme 
werden von ihm mit Geschick und in sehr anregender Weise behan- 
delt. (Eugen Kaufmann.) 


v. Stieda, Dr. Eugen: Das Livländische Bank- 
wesen in Vergangenheit und Gegenwart. (Wirtschafts- und Ver- 
waltungsstudien, mit besonderer Berücksichtigung Bayerns. Her- 
ausgegeben von Georg Schanz. XXXIII). Leipzig 1909. A. Dei- 
chertsche Verlagsbuchhandlung Nachf., Georg Böhme. XI u. 485 S. 
M. 11.—. 

Das Bankwesen Livlands, das sich relativ früh entwickelte — 
die älteste Bankgründung fand zu Beginn des 18. Jahrhunderts statt —, 
ist nicht aus privater, sondern aus korporativer [Initiative entstanden; 
die Ideen des alten Polizeistaats mit seinem alles umfassenden Kom- 
petenzgebiet, die sich mit den alten Städteverfassungen bis tief ins 
I9. Jahrhundert hinein in Livland erhielten, förderten eine korpo- 
rative Wirksamkeit auf diesem, wie auf allen anderen Gebieten des 
Wirtschaftslebens. — Der erste Teil des Buches (S. 3—181) 
befaßt sich mit dem älteren Bankwesen des Landes; die 
drei Handelskreditinstitute, die dies ausmachen, werden einzeln in 
ihrer Entstehung, Entwicklung, Organisation und Tätigkeit geschildert. 
Eigentümlich ist ihnen der ständische Charakter, der auch die Rich- 
tung in ıhrer Politik bestimmt: nicht auf privaten Profit wird gear- 
beitet, sondern zum Gemeinwohl; die Gewinne werden der Kommune 
ausgezahlt oder dienen der Förderung wohltätiger und gemeinnütziger 
Zwecke. Die wichtigste und meist gepflegte Geschäftssparte bildete 
das Lombardgeschäft, denn der Wechsel bürgerte sich nur langsam 
ein und die \Vechseldiskontierung wurde den Banken erst nach langem 
Kampf und selbst dann nur teilweise von der Regierung gestattet. 
Allmählich erst entwickelte sich der Geld- und Kreditverkehr, der 
noch bis in die Mitte des ıg. Jahrhunderts hinein vorwiegend lokal 
blieb. — In den I86oer Jahren setzte die Entwicklung des m o der- 
nen Bankwesens ein, die bis zur Gegenwart im II. Teil 
(S. 183—485) geschildert wird, wiederum in Monographien der ein- 
zelnen Anstalten. Auch unter den modernen Banken nehmen kommu- 
nale und halbkommunale Institute, darunter einige der alten in um- 
gestalteter Form, einen hervorragenden Rang ein. Neben diesen ent- 
standen von I860 ab zahlreiche genossenschaftliche Institute; die 
erste Privataktienbank wurde erst 1871 errichtet. Im Gegensatz zur 
Mehrzahl der russischen Kreditinstitute sind viele lıvländische 
Banken mit Satzungen, die von den Normalstatuten abweichen, 
auf Grund besonderer gesetzgeberischer Akte bestätigt und stellen 
spezielle Typen dar. Eine Arbeitsteilung besteht insofern, als — 
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abgesehen vom Kontor der Reichsbank in Riga — jeweils besondere 
Institute für die Pflege des Personal-, des städtischen, des ländlichen 
Bodenkredits vorhanden sind. Für den Hypothekarkredit des Landes, 
der nach einem früheren, mißglückten Versuch erst von 1866 datiert, 
ist in vollkommen genügender Weise durch vier bewährte Pfandbrief- 
anstalten gesorgt. Das Sparkassenwesen, das vom Verfasser mit be- 
handelt wird, ist in ganz Rußland noch verhältnismäßig unentwickelt. 
Zahlreiche Spargesellschaften auf genossenschaftlicher Basis, zu gutem 
Teil erst im letzten Jahrzehnt entstanden, regeln den Kleinkredit in 
Stadt und Land. Die Handels- und Kreditbanken, bei denen das 
Diskont-, Lombard- und Kontokorrentgeschäft eine bedeutende Rolle 
spielt, tragen zwar durch Eröffnung sehr großer Kredite zur Gründung 
und Finanzierung industrieller und anderer Unternehmungen bei, füh- 
ren selbst aber Gründungen und Umwandlungen nicht durch. Das 
Depositengeschäft hat an Wichtigkeit zugenommen, nachdem die 
neuen Banken Maßnahmen zur Erleichterung des Geldumlaufs und 
Zahlungsverkehrs getroffen und der Scheckverkehr in Livland hei- 
misch gemacht haben. Die Geschäftspolitik der Banken ist außer 
in der Zeit vor dem letzten großen Industriekrach gesund und vor- 
sichtig, ihre Rentabilität recht günstig gewesen; die großen Abschrei- 
bungen, zu denen sie im allgemeinen gezwungen sind, liegen an den 
schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen Rußlands. Ohne daß im 
übrigen eine Konzentrationsbewegung ım Bankwesen zu konstatieren 
ist, sind die Privatbankiers, von denen es speziell in Riga vor 10—15 
Jahren noch zahlreiche gab, in Livland ganz ausgestorben. — Alles 
in allem wird das — in seinen Erscheinungsformen wohl vielfach 
zu differenzierte — Bankwesen des Landes den Ansprüchen der Kredit- 
geber wie der Kreditnehmer hinreichend gerecht. 

Der Verfasser hat sein Material, für dessen Beschaffung er fast 
überall direkt auf die Quellen zurückgehen mußte, mit anerkennens- 
wertem Fleiß gesammelt und verarbeitet, wogegen freilich eine 
wesentlich knappere Darstellung erwünscht gewesen wäre. Anderer- 
seits vermisse ich manche interessante Angabe; so z. B., inwieweit 
die größeren Rigaer Bankinstitute die Unterstützung ausländischer 
(deutschen und französischen) Bankkapitals durch \Wechselpensionen, 
Lombarddarlehen usw. in Anspruch nehmen, inwieweit die Ausfuhr 
Rigas unmittelbar von ausländischen Banken finanziert wird, u. a. m. 

(Eugen Kaufmann.) 


22. Genossenschaftswesen. 


23. Finanz- und Steuerwesen. 


Benini Rodolfo: I FatliCaratlerısticidelnosiro 
Rısorgimento Economico (1861—1909). Conferenza te- 
nuta alla Società per l Istruzione della Donna in Roma il 27 Gen- 
najo 1910. Milano ıgıı. Vallardi (12 Seiten Folio). 

Der Vortrag des Statistikers an der Universität Rom gibt in 
knapper Form und großen Linien die Entwickelung der italienischen 
Staatsfinanzen und der italienischen Grenzsteuerpolitik seit der Grün- 
dung des Königreiches an (1800) wieder. Er hebt vor allen Dingen die 
großen Schwankungen in der Zollpolitik hervor, die Italien in drei Perio- 
den durchgemacht hat. Die Jahre 1560—1878 waren von den Ideen 

58* 


QIO Literatur-Anzeiger. 


der Freihandelslehre, wie sie von Napoleon III und den Engländern ge- 
handhabt wurde, beherrscht. Aber die geringe italienische Industrie 
war der starken ausländischen Konkurrenz in keiner Weise gewachsen. 
Zwischen 1862 und 1866 überstieg der Import den Export um fast 
300 Millionen Lire. Da diese Epoche gleichzeitig die Epoche der großen 
Staatsanleihen war, die großenteils im Auslande gedeckt wurden. 
faßt Benini seine diesbezüglichen Ausführungen in den Satz zusam- 
men, die einen Begriff von dem Tiefstand des damaligen Wirtschafts- 
lebens in Italien zu geben geeignet sind: »Man verkaufte wenig ans 
Ausland aber kaufte viel von ihm und bezahlte diese Käufe mit dem 
Gelde, das man sich vom Ausland geliehen hatte« (p. 7). Diesem un- 
haltbaren Zustand trat die Regierung mit der Ausgabe von ungeheuren 
Massen Papiergeldes entgegen, die 1876 die Höhe von 940 000 000 Lire 
erreichten. Die Folge hievon war die Wertsteigerung des Metallgeldes 
(Gold und Silber), das ins Ausland floß, während im Inland selbst 
50 centesimi in Papier bezahlt wurden. Handel und Wandel stockten 
nun. Insbesondere die Importeure ausländischer Waren in Italien, 
welche die ausländischen Fabrikanten mit Gold zahlen mußten, das 
sie besonders zu diesen Zwecken kaufen mußten, hatten großen Nach- 
teil, während die Exporteure, wenigstens in der ersten Zeit, als die 
Valutation der Preise nach dem Papiergeld noch nicht die natürliche 
allgemeine Preissteigerung auch der Rohstoffe hervorgerufen hatte, 
an dem vom Auslande durch den Verkauf ihrer Produkte bezogenen 
Gold den Gewinn des Agio (20°) hatten. Trotz dieser Nachteile 
glaubt Verf. die Methode der Papiergeldausgabe in anbetracht der 
Lage des Geld- und \Warenmarktes in Italien nachträglich gutheißen 
zu müssen, ohne daß es freilich ganz klar wird, auf welche Gründe 
sich diese optimistische Anschauung stützt. Die Broschüre ist auch 
von der hier angeschnittenen Frage abgesehen, anregend und belebend. 
(R. Michels.) 


Schmid, Prof. Dr. Ferdinand, Finanzreform in 
Oesterreich. »Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft« 
(37. Erg.heft), Tübingen ıgıı, H. Lauppsche Buchhdlg. 149 S. 
M. 4.— (im Abonnement M. 3.40). 

Die Schrift versucht zu den in Oesterreich schwebenden Finanz- 
reformfragen Stellung zu nehmen. Als den Kern- und Angelpunkt 
derselben bezeichnet der Verfasser die Sanierung der seit einiger Zeit 
notleidenden Landesfinanzen, welchem Gegenstande auch 
der größere Teil der Schrift gewidmet ist. Den Hauptgrund der 
Finanznot der österreichischen Länder findet der Verfasser in dem 
Mißverhältnis zwischen den vielen und weitreichenden Verwaltungs- 
aufgaben, welche den Ländern durch die Verfassung zugewiesen wor- 
den sind und den ihnen hiefür zur Verfügung gestellten finanziellen 
Mitteln. Hiezu kommen verschiedene sekundäre Ursachen, wie der 
Mangel an Oekonomie und Sparsamkeit, das die Landesverwaltungen 
beherrschende System der Parteipolitik, der zu Doppelaufwendungen 
führende Nationalitätenkampf in den gemischtsprachigen Ländern 
u. a. m. Die Expansionspolitik der österreichischen Landesverwal- 
tungen, welche ohne dauernde Sicherung der nötigen Einnahme- 
quellen immer weitere Agenden des öffentlichen Lebens in den Kreis 
ihrer Tätigkeit zu ziehen bestrebt sind, wird scharf getadelt, weil sie 
schließlich zur Defizitwirtschaft und zu einer bedrohlichen Verschub 
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dung der Länder führen muß. Weniger ausführlich werden die mit 
der Sanierung der Gemeindefinanzen zusammenhängenden 
Probleme behandelt, was in dem Mangel ausreichender Materialien 
seine Begründung findet. An dieses zweite Hauptkapitel reiht sich 
ein drittes, in dem die in den letzten Jahren aufgetauchten staat- 
lichen Finanzreformprojekte des näheren gewürdigt werden. Der Ver- 
fasser bespricht zunächst die im Februar 1908 unter dem Vorsitz des 
Finanzministers abgehaltene Enquete zur Sanierung der Landes- 
finanzen, deren großzügige Anlage er ebenso lobend hervorhebt wie 
er die mangelhafte Durchführung der Verhandlungen zu tadeln sich 
genötigt sieht. Er entscheidet sich für ein System von staatlichen 
Zweckdotationen zugunsten der notleidenden Länder, welches insbe- 
sondere dem Volksschulwesen zugute kommen soll. Die einzelnen 
Steuervorlagen der österreichischen Regierung werden kurz vom staats- 
politischen nicht vom finanztechnischen Standpunkte aus geprüft 
und als provisorische Maßregel wird die Umwandlung der bisher sta- 
bilen Sätze der staatlichen Einkommensteuer zu mobilen Sätzen nach 
dem Vorbilde Englands und anderer Staaten empfohlen. Daran reihen 
sich zahlreiche Einzelvorschläge zur Herstellung einer besseren for- 
mellen Ordnung und zur Erzielung größerer Oekonomie in den ver- 
schiedenen öffentlichen Haushalten. 


24. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Annuario Statistico delle Città Italiane. Anno 
III. 1909—1910. Redatto, per incarico dell’ Unione Statistica 
delle Città Italiane, dal prof. Ugo Giusti. Firenze IgIo. Al- 
fani e Venturi Editori. 350 Seiten. (Preis: 5 Lire, gebunden, fürs 
Ausland: 7 Lire). 

Die wertvolle Publikation der in der Statistischen Union zu- 
sammengeschlossenen italienischen Städte, das ausschließliche Werk 
des Direktors des Florentiner Statistischen Amtes, Ugo Giusti, liegt 
in ihrem dritten Jahrgang, noch wesenlich erweitert und verbessert 
vor. Der neue Band gibt, an der Hand statistischer Tabellen und 
jeweils kurzer Erläuterungen zu denselben, ein Bild des gesamten 
kommunalen Lebens der wichtigsten italienischen Städte. Mit un- 
säglicher Mühe ist seine Zusammenstellung gelungen: an mehr als 
500 Kommunen, mit einer Einwohnerzahl bis” herab zu IO 000 Personen, 
wurden ausführliche Fragebogen verschickt, aber trotz wiederholter 
Anfragen und Bemühungen sandten nur 282 Städte, also ca. 55°, 
der Befragten, die gewünschten Daten ein. 

Die Tabellen, in welchen durchschnittlich je ca. 70 der bedeu- 
tendsten Städte aufgeführt sind, gruppieren sich in A Ab- 
schnitte: Ir. Bilanzen; 2. Vermögens- und Anleihensbestand; 3 3: städti- 
sche Abgaben; 4. Beamtenpersonal, einschließlich der pensionierten 
Beamten; 5. Straßen und Plätze, Reinigung, Kanalisation usw. 
6. Wasserversorgung und Illumination; 7. Märkte und er 
Lebensmittelpreise und -konsum; 8. Unterrichtswesen ; Q. Bibliothe- 
ken, Museen, Theater, städt. Musikkorps; 10. Verschieder ıes, darunter 
Kommunalwahlen, Sanıtätsdienst, Feuerlöschwesen usw.; II. Streiks 
in den Fabriken der Provinzialhauptstädte; 12. Bautätigkeit, Ter- 
rain- und Mietspreise, Arbeiterwohnhäuser; 13. Demographische 
Daten, Ab- und Zuwanderung; 14. Gemeindebetriebe in eigener Regie; 
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15. Munizipal-Bibliographie; 16. Uebersichts-Tabelle über die in den 
vorhergehenden Tabellen einzeln dargestellten kommunalen Einrich- 
tungen usw. in den 282 italienischen Gemeinden, welche Daten für das 
Jahrbuch geliefert haben. Diese kurze Inhaltsangabe zeigt bereits die 
Reichhaltigkeit des Werkes; näher auf die einzelnen Abschnitte ein- 
zugehen, ist an dieser Stelle unmöglich. Besonders interessant ıst 
die Rubrik der städtischen Regiebetriebe, welche weit ausführlicher 
behandelt ist, als in den früheren Jahrgängen, sowie der bibliogra- 
phische Abschnitt, in dem die Publikationen der städtischen Verwal- 
tungen in Italien in den Jahren 1907—1910 zusammengestellt sind. Für 
alle, die sich mit dem Studium des kommunalen Lebens in Italien 
beschäftigen, ıst das Statistische Jahrbuch, als die einzige Publika- 
tion dieser Art in Italien, direkt unentbehrlich. An Uebersichtlich- 
keit und Reichhaltigkeit kann es würdig mit den Veröffentlichungen 
der übrigen europäischen Länder über die gleiche Materie konkurrie- 
ren. (Gisela Michels-Lindner.) 


Büsselberg, Dr. Wilhelm, Die Erschließung von 
städtischem Baugelände. Berlin ıgro. Emil Ebering. 
190 S. M. 5.50, geb. M. 6.50. 

Von den niedersächsischen Wohnungsgewohnheiten ausgehend 
wird die Einwirkung von Sitte und Wohnungsbedürfnis der in der 
Großstadt Wohnung Suchenden auf die Gliederung der Bauweise klar- 
zulegen versucht. Unter den technischen Maßnahmen zur schnellen 
Erschließung von Bauland stellt der Verfasser die Schnellverkehrs- 
anlagen und die Baulandumlegung in den Vordergrund. In dem wirt- 
schaftlichen Teil wird ausgeführt, daß sich bei der Untätigkeit der 
Behörden die Terrainspekulation ganz naturgemäß entwickeln mufte. 
Die Schattenseiten der privaten Erschließung keineswegs verkennend. 
glaubt der Verfasser, der Terrainspekulation das Verdienst der Lösung 
wichtiger volkswirtschaftlicher Aufgaben zuerkennen zu müssen, ohne 
die bei dem Fehlen der öftentlichen Erschließung \Wohnungsmangel und 
Wohnungsverteuerung wohl noch fühlbarer geworden wären. Von 
einer Steigerung des Angebots baureifen Geländes durch Dezentrali- 
sationspolitik der Gemeinden werden auch heute noch Erfolge er- 
wartet, und es wird die Möglichkeit, trotz Spekulationsgürtels, an 
Grundstückspreisen in den Berlin benachbarten Bauzonen nachge- 
wiesen. 

Giusti, Ugo, Le Finanze Municipali Italiane 
nel? anno 1909. Firenze ıgro. Alfani e Venturi Editori. 
(2 Lire). 

Der Verfasser, Leiter des Statistischen Amtes der Stadt Flo- 
renz und Herausgeber des durch die Statistische Union der ita- 
lienischen Städte veröffentlichten Statistischen Jahrbuchs, nimmt 
die für den dritten Jahrgang des letzteren Werkes gesammelten Da- 
ten und Angaben über die Jahresbilanzen von 72 der bedeutendsten 
italienischen Städte als Unterlage für einen Vorschlag zur Refor- 
mierung der kommunalen Buchführung, da ihn das genaue Studium 
der einzelnen Bilanzen zu der Ueberzeugung gebracht hat, daß die 
gegenwärtige Art der Bilanzaufstellung weder »den praktischen Auf- 
gaben entspricht, welche dieser Art von Dokumenten gestellt werden, 
noch dazu beiträgt, die städtischen Verwaltungen auf die Bahn einer 
aufrichtigen und klaren Darstellung der tatsächlichen Finanzlage 
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der Kommune zu leiten« (p. 7). Das seitens der Regierung den italie- 
nischen Kommunalverwaltungen empfohlene einheitliche Schema 
zur Aufstellung der Bilanzen hat sich als so lückenhaft und ungenügend 
erwiesen, daß die Rechnungsbeamten der einzelnen Städte sich häufig 
auf eigene Faust bemühen müssen, das offizielle Formular den lokalen 
Verhältnissen entsprechend umzumodeln und zurechtzustutzen. Aus 
dieser rein individuellen Reformtätigkeit ergibt sich nun aber in der 
Praxis eine derartige Ungleichmäßigkeit und Verschiedenheit in der 
Art, wie die einzelnen Posten in den städtischen Bilanzaufstellungen 
gruppiert werden, daß es häufig geradezu unmöglich ist, Vergleiche 
bezüglich der finanziellen Situation der einzelnen Städte anzustellen, 
oder gar einzelne Posten mit einander zu konfrontieren. Ferner aber 
macht es die Art und Weise, in welcher gegenwärtig die Bilanzen der 
großen Städte in Italien aufgestellt werden, jedem nicht in die tiefsten 
Geheimnisse der lokalen Kontabilität Eingeweihten vollständig 
unmöglich, die Sprache der dickleibigen, unhandlichen Bände, in wel- 
chen die Bilanzen publiziert werden, zu verstehen. In dem betrei- 
fenden Rechnungsamt selbst ist es vielfach nur ein einziger Spezialbe- 
' amter, der alle Winkel und Ecken der Bilanz genau kennt. Diesen 
Uebelständen will Giusti steuern, indem er ein übersichtliches, auf alle, 
auch die größten Kommunen passendes Schema zur Gruppierung der 
einzelnen Posten entwirft, welches die wahre Finanzlage leicht er- 
kennen läßt. Er räumt dabei vor allem mit der irreleitenden Eintei- 
lung der Ausgaben in obligatorische und fakultative auf, da diese Ein- 
teilung, welche sich auf die außerordentlich vage Definition, die von 
den städtischen Ausgaben im italienischen Kommunalgesetz gemacht 
wird, stützt, eine vollkommen willkürliche und empirische ist. Tatsäch- 
lich habe diese Einteilung bisher noch nicht verhindert, daß in süd- 
italienischen Gemeinden z. B. die Schulen in Ställen unterge- 
bracht, für das Fest des Lokalheiligen dagegen Tausende von Liren 
für Böllerschüsse, Feuerwerk usw. ausgegeben werden (p. I2). 
Giusti will die Bilanz in zwei Abschnitte teilen, nämlich in la u- 
fende und in außergewöhnliche Ausgaben und Ein- 
nahmen. Auch im einzelnen nimmt er eine einheitliche Neugruppie- 
rung der Posten vor, so indem er die Ueberschüsse resp. Zuschüsse 
der kommunalen Eigenbetriebe sowie die Zuschüsse seitens des Staates 
gesondert aufführt, den Posten der figurativen Einkünfte dagegen 
unterdrückt, da die Einstellung dieses letzteren häufig geradezu zu 
humoristischen Resultaten führe, wie z. B. die Notierung von 300 Lire 
figurativer Miete für die öffentlichen Aborte einer großen Stadt 
(p. 10), und die Klarheit und Uebersichtlichkeit der Bilanz wesentlich 
beeinträchtige. 

Der zweite Teil der Broschüre enthält die auch ım vorerwähnten 
Jahrbuch veröffentlichte Enquete, welche Giusti über die Bilanzen 
einzelner italienischer Städte veranstaltet hat. Sie kann wie aus dem 
vorher Gesarsten ersichtlich Ist, zwar keine ganz homogenen Daten ent- 
halten, bietet aber doch einen außerordentlich interessanten Leberblick 
über die städtische Finanzgebarung in Italien und ist mit einer unge- 
heuren Unsumme von Fleiß zusammengestellt. Hinsichtlich der Höhe der 
Bilanz nimmt, dieser Untersuchung zufolge, Rom, mit So Millionen, 
die erste Stelle, Mailand mit 7313 Mill. die zweite Stelle ein. Ihnen 
folgt, in weitem Abstand, Neapel mit 341, Millionen, Genua mit fast 
29 Millionen, Turin mit 26 Millionen usw. Die Einnahmen aus indu- 
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striellen Gemeindebetrieben sind weitaus am höchsten in Mailand 
(6 213 000 Lire), wie denn diese Stadt überhaupt in fast allen Posten 
die erste Stelle einnimmt. Die Benützung der Tabellen wird dem 
Nichtitaliener wesentlich dadurch erle ichtert, daß die einzelnen Posten 
auch in französische Sprache übertragen sind. 

(Gisela Michels-Lindner.) 


25. Wohnungsfrage. 


Statistik über die Ergebnisse des Arbeilterwoh- 
nungesgesetzes ex. 1902 in den Jahren 1902 inkl 
sive 1908. Wien IgII. Hof- und Staatsdruckerei. 150 S. 

Das Gesetz vom 8. Juli 1902 betreffend (Steuer-)Begünstigungen 
für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnungen wird von 
den Freunden einer systematischen W ohnungsreform schon seit langem 
als vollkommen unzureichend und daher verbesserung rsbedürftig be- 
zeichnet. Die vorliegende Statistik zeigt, daß alle an dem Gesetz bis- 
her geübte Kritik noch zu wenig besagt, denn man kann eigentlich 
von »Ergebnissen« des Gesetzes überhaupt nicht sprechen. "Wurde 
doch im ganzen in den sechs Jahren um die Steuerbefreiung, respek- 
tive -ermäßigung nur für 1266 Arbeiterwohnhäuser angesucht: in 
gar nur 498 Fällen wurde die Bewilligung erteilt. Für 412 Häuser 
wurde die Steuerbefreiung verweigert, in 350 Fällen das Ansuchen 
seitens der Parteien zurückgezogen. Die Bewilligungen ver- 
teilen sich auf 483 Familienwohnhäuser mit 3424 Wohnungen und 
einem Maximalbelag von 23,151 Personen, 3 Ledigenheime (114 Wohn- 
bestandteile für maximal 235 Personen) und 4 Schlaf- und Logier- 
häuser (mit 107 Schlafsälen für 1002 Personen). 

Eine eigene Tabelle gibt Aufschluß über die Gründe der Abweı- 
sungen; sie "dürfte manchen wertvollen Fingerzeig für die Richtung 
abgeben, in der sich eine Novellierung des Gesetzes bewegen müßte; 
namentlich beweist sie, daB die rigorosen Bedingungen für die Aus- 
führung der Arbeiterwohnhäuser in den meisten Fällen Anlaß zur 
Abweisung der Gesuche gaben: so sind die gewiß wohlgemeinten 
Vorschriften des Gesetzes ein Hindernis dafür, daß überhaupt Arbeiter- 
wohnungen in genügender Zahl, dem Wachstum der Industrie ent- 
sprechend, gebaut werden. (-2). 


26. Unterrichts- und Bildungswesen. 
27. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 
28. Kriminologie, Strafrecht. 


29. Soziale Hygiene. 


30. Frauenfrage, Sexualethik. 
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31. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Bellardi, Dr. W.: Die slaatsrechtliche Entla- 
stungnachpreußischemundReichsstaatsrecht. 
(Abhandlungen aus dem Staats-, Verw.- u. Völkerrecht, Bd. VII, 
H. 3). Tübingen ıgıo. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). VIII, 8r S. 
M.2 

Der Verf. behandelt in zwei Hauptabschnitten einmal die mate- 
rielle Bedeutung der staatsrechtlichen Entlastung, andererseits das 
praktische Entlastungsverfahren in Preußen und im Reiche. 

In dem theoretischen Teil findet sich im Anschluß an die Dar- 
legung der Stellung des Entlastungsbegriffes im Budgetrecht und 
insbesondere seiner rechtlichen Beziehung zu dem alljährlichen Etats- 
gesetz eine kurze Darstellung der über die Rechtsnatur des preußisch- 
deutschen Budgets bestehenden Kontroverse. Der Verfasser schließt 
sich dem von Zorn und v. Martitz vertretenen Standpunkt an, der in 
dem preußischen und deutschen Budget ein Gesetz im Sinne des ein- 
heitlichen konstitutionellen Gesetzesbegriffes sieht. Nach einem wei- 
teren orientierenden Abschnitt über Budget und Entlastung in der 
französisch-belgischen Rechtsentwicklung kommt der Verfasser sodann 
im einzelnen auf den juristischen Inhalt und die Wirkung des De- 
chargebeschlusses sowie auf die Fälle und die tatsächliche Bedeutung 
der Entlastungsverweigerung zu sprechen. Aus den einzelnen Ausfüh- 
rungen und den gewonnenen Ergebnissen trıtt immer wieder der vom 
Verf. vertretene Standpunkt des Budgets als eines Gesetzes hervor. 

Der praktische Teil enthält eine ziemlich eingehende Darstellung 
der Budgetkontrolle in Preußen und im Reiche. Stellung und Auf- 
gaben der preußischen Oberrechnungskammer und des Rechnungs- 
hofies für das deutsche Reich als Kontrollorgane für die finanzielle 
Staatsverwaltung, die parlamentarische Finanzkontrolle und das 
Gnadenrecht des preuß. Königs und des deutschen Kaisers in Finanz- 
sachen werden mit Bezug auf das Thema der Abhandlung im beson- 
deren gewürdigt. Im zweiten Kapitel des zweiten Hauptabschnittes 
wird die Vollziehung der Entlastung im einzelnen dargestellt und an- 
hangsweise über Form und Praxis der verfassungsmäßigen Ent- 
lastungserteilung und der Indemnitätserklärung berichtet. Der Vert. 
identitiziert die sachliche Genehmigung von Etatsv erstößen und die 
persönliche Indemnitätserklärung der verantwortl. Minister. Die In- 
demnität bedarf nach seiner Ansicht in keinem Falle der Gesetzesform. 
Diese Sätze werden im einzelnen, besonders gegen v. Martitz, ver- 
teidigt. 

Zum Schluß spricht der Verfasser von den aus der preußisch- 
deutschen Etatsgesetzgebung sıch ergebenden Konfliktsmöglichkeiten 
und ihrer Beseitigung. 


Pohl, Heinrich, Dr. jur., Privatdozent, Deutsche Pri- 
sengerichtsbarkeit. Ihre Iteform durch das Haager Ab- 
kommen vom 18. Oktober 1907. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck) IQII. 233 S. M. 6.—, geb. M. 8.—. 

Das Buch handelt von der deutschen Prisengerichtsbarkeit nach 
geltendem Recht und von dem geplanten Internationalen Prisenhot. 
In der Einleitung legt der Verfasser seine Stellung zum »Völkerrecht« 
dar, die nicht wesentlich von den Anschauungen Georg Friedrich 
Martens abweicht, und die Aufgabe, die er sich gestellt hat. Der 
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I. Abschnitt handelt von dem Ursprung und dem Grundgedanken 
aller Prisengerichtsbarkeit, der II. Abschnitt bringt das geltende 
deutsche formelle Prisenrecht, der III. hat die »Internationalisierung« 
der Prisengerichtsbarkeit zum Gegenstand. Nach einem Kapitel über 
die Entwicklung des Internationalisierungsgedankens werden die 
Haager Verhandlungen über den Prisenhof genau berichtet, dann 
folgen Untersuchungen über die Geltung des Prisenhofabkommens, 
die Zuständigkeit des Prisenhofs, die Parteien, die Verfassung des 
Prisenhofs, das Verfahren, das Urteil des Prisenhofs, endlich über die 
rechtliche Natur der geplanten neuen Institution. Der Prisenhof ist 
keine überstaatliche Behörde, sondern die Prisengerichtskonvention 
ist eine Weltschiedsgerichtskonvention und enthält eine zweifellose 
Anerkennung und Anwendung des Prinzips der sog. obligatorischen 
Schiedssprechung für Streitigkeiten von besonderem Ernste. 


32. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


Cantor, Dr. Otto, Rechtsanwalt, Die Konkurrenz- 
klausel, Geltendes Recht und legislatorische Betrachtungen. 
Berlin ıgıı. Franz Siemenroth. 75 S. M. 1.20. 

Ausgehend von der Erörterung der in Betracht kommenden 
Rechtsnormen des BGB., HGB., der GewO. und des UWG. wird das 
geltende Recht skizziert mit besonderer Berücksichtigung der Judi- 
katur. Nach Feststellung des legislatorischen Status und der wichtig- 
sten Wünsche der Interessentengruppen sowie regierungseitiger An- 
regungen werden die einzelnen legislatorischen Fragen behandelt. Das 
Resultat ist: Die Konkurrenzklausel als solche ist 
unentbehrlich. Sieistin richtigen Grenzen zu hal- 
ten und enthält innerhalb solcher keine unbillige Belastung der An- 
gestellten. Sieistauf alle Angestellten zu verallgemeinern. 
Entsprechend müssen die Gesetzesnormen sich auf Direktiven be- 
schränken und dem richterlichen Ermessen weitester Spielraum ge- 
lassen werden innerhalb der allgemeinen durch den Gesetzesdirektiven 
gezogenen Grenzen. Dabei erscheint auch eine Karenzvergütung an 
sich regelmäßig als angemessen. 





33. Politik. 


Bernstein, L.: Le terrorisme en Russie. Nr. ı7 des 
publications périodiques de la Société des amis du peuple russe. 
Paris IgIO. 3r S. frs. 0.50. 

Diese kleine Broschüre gibt in ganz großen Zügen eine Dar- 
stellung der Entwicklung des russischen Terrorismus, hervorgegangen 
aus dem unmittelbaren Rachegefühl gegenüber den Agenten der poli- 
tischen Polizei. Aber dieses Rachegefühl hat sich auf natürliche Weise 
zu einer planmäßigen Taktik im Kampfe gegen den Zarismus ent- 
wickelt. Mit Hilfe von gut gewählten Zitaten zeichnet der Autor die 
Psychologie und die Moral des Terrorismus, welcher in der vorrevo- 
Jutionären Epoche von der ganzen liberalen Gesellschaft, ja sogar von 
sehr gemäßigten Elementen derselben mit einer Gloriole umgeben 
wurde. Die schrankenlose Willkür des Zarismus einerseits, die Ab- 
wesenheit einer Massenbewegung oder die Schwäche derselben andrer- 
seits, dies sind die Gründe, welche die russische Intelligenz, die gar 
keine Anhängerin der anarchistischen Ansichten war, zwangen, im 
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Dynamit einen Ausweg zu suchen aus der historischen Sackgasse. 
Azeff war weder der Schöpfer noch der geistige Führer des Terroris- 
mus, er war nur seine Folge. Der Schluß, den der Autor zieht, ist 
folgender: inwiefern das politische Bewußtsein der russischen Volks- 
masse zu eigen wird, insofern verliert der Terrorismus an Boden auch 
innerhalb der russischen Intelligenz. n. t. 


Heigel, K. Th.: Politische Hauptströmungen in 
Europa im 19. Jahrhundert. 2. Auflage, Leipzig ıgıı. 
B. G. Teubner. 125 S. M. 1.—, geb. M. 1.75. 

Das Büchlein will aus der verwirrenden Fülle der politischen Vor- 
gänge im 19. Jahrhundert die großen Richtlinien herausziehen und 
damit die politische Grundlage der Gegenwart feststellen. Es führt 
den Leser von den Anfängen des Jahrhunderts, das weder mit dem 
Jahre 1800, noch mit dem Jahre 1801 — auch damals eine vielum- 
strittene Frage! —, sondern mit dem 5. Mai 1789, mit dem Zusammen- 
tritt der Etats generaux in der Salle des menus im Königsschloß zu 
Versailles begann, bis zu den imperialistischen Bestrebungen und den 
damit merkwürdig kontrastierenden Irenäen gegen Ende des Jahr- 
hunderts. Die Kämpfe, die einerseits das Nationalitätsprinzip, — 
mit der levée en masse in Frankreich im Jahre 1793 tritt zum ersten 
Mal das Nationalitätsgefühl in den Vordergrund der Weltbühne —, 
andrerseits die zuerst von Mirabeau aufgestellte Forderung, daß den 
Völkern zur Abwehr von Bedrückung und MißBwirtschaft ein Anteil 
an der Regierung gebühre, in vielen Staaten zum Siege führen, werden 
kurz und knapp geschildert, der innere Zusammenhang der einzelnen 
Wandlungen darzulegen gesucht, auch Sinnesart und Taten wenig- 
stens der bedeutendsten Persönlichkeiten gewürdigt. Besondere Aul- 
merksamkeit wird dem Werden und Wachsen der sozialen Frage, 
der internationalen Organisierung des vierten Standes auf Grundlage 
des Marxismus gewidmet. Den Schluß bildet eine Ueberschau über die 

nach dem Siege des Nationalitätsprinzips von den Hauptwächtern 
durchgeführte Aufteilung der Welt, den Streit der Interessensphären 
und die durch eine ungeheure Steigerung der produktiven Energien 
ermöglichte moderne Entwicklung der \Weltreiche England, Amerika 
und Deutschland. 


Trotzky, N, Rußland in der Revolution. Dresden 
1909. Kaden u. Co. 359 S. M. 6.—. 

Den Lesern des »Archiv« hat während und unmittelbar nach der 
russischen Revolution (das ist der Zeitraum der gewaltigen noch jetzt 
nicht abgeschlossenen Umwälzung des russischen Reiches, welcher 
durch große, zusammenhängende, das ganze Reich erschütternde Mas- 
senaktionen charakterisiert ist, welcher durch die Erlassung des Ok- 
tobermanifests gegliedert wird und mit der gewaltsamen Unterdrük- 
kung des Moskauer Aufstandes abschließt) Max Weber?) alle 
damals objektiv faßbaren Momente der Entwicklung in ihren Zu- 
sammenhängen vermittelt und ın einer bisher nicht wieder erreichten 
Klarheit der Darstellung, die jedoch zugleich den unendlich mannig- 
faltigen Komplex voll erfaßt, das Resume über die bis dahin abge- 





1) Max Weber: Zur Beurteilung der gegenwärtigen politischen Entwick- 
lung Rußlands (Archiv, Bd. XXII S. 234—350); und Rußlands UVebergang 
zum Scheinkonstitutionalismus (Archiv, Bd. XXIII, S. 165—401). 
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schlossenen Stadien der Revolution gezogen ?). — Das vorliegende 
Buch Trotzkys ist aus drei Gründen von besonderem Interesse: 
der Verfasser war Mitglied und späterhin zweiter Vorsitzender des 
Petersburger Arbeiterdeputiertenrates (über dessen Zusammensetzung 
und Tätigkeit auch Weber einiges berichtet, wenngleich damals 
die Enunziationen des Rates nicht zugänglich waren: vgl. hiezu bei 
Weber insb. Archiv Bd. XXII. S. 285 ff., Bd. XXIII. S. 160—170 
und S. 281), bekennt sich politisch zur Sozialdemokratie und wissen- 
schaftlich zum Marxismus. Daher ist er imstande die in ihren Ein- 
zelheiten noch vielfach unbekannten, z. T. schon vergessenen, bisher 
meines Wissens noch nicht im Zusammenhang erörterten Er- 
eignisse der Revolution, soweit sie Arbeiterbewegung war, 
zur Darstellung zu bringen. Trotzdem der Verfasser bloß die Ereig- 
nisse in Petersburg miterlebte, hatte er als (leitendes) Mitel ied 
des Arbeiterdeputiertenrates doch Kenntnis von allen wichtigeren 
Vorkommnissen in Rußland, soweit sie mit der revolutionären Be- 
wegung im Zusammenhang standen, und überblickte daher alle Er- 
eienisse im Konnex, als einheitliche Bewegung. Die Lebendig- 
keit seiner Anschauung, die er durch eine künstlerisch gestaltende 
Darstellung dem Leser ganz zugänglich macht, wird gesteigert durch 
eine ebenso knappe als instruktive und eindringliche Analyse der 
ökonomischen Gegebenheiten vor der Revolution. (Diese gerade 
für Nichtrussen überaus wertvolle Darstellung, welche die wesent- 
lichsten Momente der soziologischen Struktur des heutigen Rußland 
enthüllt, gehört zu den besten Partien des Buches und ermöglicht 
erst das Verständnis so mancher der später erörterten Entwicklungen.) 
Auf Einzelheiten kann leider im Rahmen einer knappen Anzeige nicht 
eingegangen werden; doch sei die prinzipielle Auffassung T.s vermerkt: 
er bezeichnet den Arbeiterdelegiertenrat als Organisation des Prole- 
tariats zum Kampf um die revolutionäre Macht. Als solche bemäch- 
tigte er sich nicht bloB der Regierungsgewalt sondern leitete weiter- 
hin die übrigen Organisationen der Arbeiterklasse. Da er ferner, 
obwohl ursprünglich neutral, aus Vertretern von Fabriken, Werk- 
stätten und Gewerkschaften hervorgegangen, als demokratische Ver- 
tretung des Proletariats unter den Einfluß der Sozialdemokratie ge- 
riet, gewann diese infolge ihrer marxistischen Schulung und dank 
ihrer Fähigkeit, sich im Chaos politisch zu orientieren, bald die F ührung 
in dem formal parteilosen Rat und wandelte ihn in den organisato- 
rischen Apparat ihres Einflusses um. 


Der prinzipielle Charakter der Revolution war daher nach Trotz- 
ky eine von der Arbeiterschaft ausgehende Massenbewegung. die not- 
wendigerweise, als solche schon, in die Einflußsphäre der Sozialdemo- 
kratie gelangen muß, die von bürgerlichen Parteien sich sofort scharf 
abtrennt. Das erste prägnante Beispiel dafür, das sich in Petersburg 
im Arbeiterdelegiertenrat verkörperte, zeigt auch die Mittel der 
Aktion: T. sieht sie im politischen Massenstreik, der nicht nur das 
bestehende politische Regime lähmt, »über den Kopf des Kapitals 
hinweg die staatliche Gewalt desorganisiert«, sondern zugleich — und 





2) So sei an die zusammenfassende Charakteristik der russischen Revo- 
lution (Bd. XNIII, S. 395:9) erinnert, die, trotzdem seither schon fünf Jahre 
verstrichen sind, auch die gegenwärtige Lage in Rußland kennzeichnet. 
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nur in diesem Falle kann er zum Siege führen — die Ausübung der 
Staatsfunktionen auf sich nimmt. So sorgte der Delegiertenrat für 
die Sicherheit der Bürger, bemächtigte sich der Post, der Telegraphen 
und Eisenbahnen, griff in die Konflikte zwischen Unternehmern und 
Arbeitern ein und machte den Versuch, durch direkten revolutionären 
Druck den Achtstundentag obligatorisch einzuführen — (diese höchst 
charakteristische Aktion, die mit zum Sturz des Delegiertenrates ihr 
Teil beitrug, ist wegen der daraus entstandenen Abspaltung der prole- 
tarischen von der bürgerlichen Revolution von symptomatischer Be- 
deutung) kurz, »trug seine eigene demokratische Ordnung in das 
Leben der arbeitenden Bevölkerung der Städte.« 

Daß der Delegiertenrat nach 5otägigem Bestande aufgelöst, seine 
Mitglieder verhaftet und in einem Monstreprozeß angeklagt und zum 
größten Teil zu schweren Kerkerstrafen bezw. Deportation verurteilt 
wurden, ist bekannt. Interessant ist der überaus lebendig geschilderte 
Prozeß, in welchem die Klassengegensätze ganz prägnant und bewußt 
zum Ausdruck kamen. 

Weiterhin enthält das Buch Aufzeichnungen über die Erlebnisse 
des Verfassers auf seiner Deportation nach Sibirien und seine Flucht. 

Eine besondere Bereicherung des Buches bilden die zahlreichen 
beigegebenen von der Petersburger Künstlerin Frau Sarudnaja- 
Kawoß stammenden Bleistiftskizzen und Federzeichnungen, welche 
die aktiven Elemente (und zwar Individuen und Masse) der prole- 
tarıschen Revolution und ihre Gegner lebendig machen. 

Das Buch Trotzkvs wird immer als eines der wertvollsten Doku- 
mente über die Anfänge der russischen Revolution gelten müssen: 
weil es von einem unmittelbar Beteiligten herrührt, aus einem pracht- 
vollen Temperament heraus geschrieben ist, der Mannigfaltigkeit der 
Ereignisse gerecht wird und alle Zusammenhänge des Geschehens aus 
einer einheitlichen wissenschattlichen Anschauung heraus begreift; 
dadurch wird es auch allen denen viel bieten, die den landläufigen 
Parteidarstellungen sonst nicht viel Geschm: ick abgewinnen können. 


(-z.) 
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Die österreichische Gewerkschaftsbewegung im 
| Jahre ıgıo. 


-p. Auch das Jahr IgIo war für Oesterreich noch ein Jahr der 
Depression, für viele Industriezweige sogar noch ein Jahr der Krise — 
wohl mit eine Konsequenz der durch die Hochschutzzollpolitik und 
Kartellierung gesteigerten Teuerung, die durch Minderung der Kaul- 
kraft besonders die Fertigfabrikateindustrien schädigte und sich als 
Ueberführung wirtschaftlicher Macht in die Hand kleiner, geschlossener 
Produzentengruppen erwies. — 

Nur die schwere Industrie und die mit der Herstellung von Waffen 
und Kriegsmaterial beschäftigten Etablissements insbesondere hatten 
1gIo einen guten Geschäftsgang. Die allgemeine Konjunktur aber 
dürfte nur langsam rascher ansteigen. Ein Symptom hiefür ist die 
auch im Jahre Igro mit einem großen Fehlbetrag abschließende 
Handelsbilanz. 

Die gedrückte Wirtschaftslage und die Teuerung erschwerte die 
Aktionen der Gewerkschaften. Gleichzeitig erfolgte — auch als Konse- 
quenz der Teuerung, die ja ebenso die Unternehmer, insbesondere den 
Mittelstand, belastet — der Zusammenschluß aller städtischen 
produzierenden Unternehmer in einen öÖsterrei- 
chischen Hansabund, der jedoch — zum Unterschied vom 
deutschen Hansabund — direkt auch Funktionen einer Unternehmer- 
organisation versieht!) und auch auf die Einbeziehung von Angestell- 
ten zunächst und wohl auf absehbare Zeit verzichtet hat. 

Neben diesen Momenten, welche auf die Gewerkschaften wirken, 
ihre Aufwärtsbewegung hemmen, seien erwähnt: die Ausdehnung der 


*) Abgeschlossen am 24. IV. ıgıı. 

1) Das Programm der nach langen Vorberatungen (siehe auch Chronik, 
Bd. XXXI. S. 1009) gegründeten Zentralstelle stellt als Grundsatz bezüglich der 
Sozialpolitik auf: Schutz der Arbeitswilligen gegen Gewalttätigkeit und terro- 
ristische Agitation, Verbot des Streiks in gemeinnützigen Betrieben (Eisenbahn, 
Post, Wasser-, Elektrizitätswerke u. s. w.), Ausbau der Sozialpolitik im Wege 
internationaler Vereinbarungen, sowie in einer die Ordnung im Betriebe und die 
Rentabilität nicht gefährdenden Weise. (Die Industrie, 26. II. r911.) 
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Banktätigkeit, die dadurch bedingten Finanzierungen und umfang- 
reichen Kurstreibereien, die weiterhin eine Steigerung der Dividende, 
eine Reduzierung aller Regien, eine straffere Fabrikorganisation zu 
erreichen tendieren?). Das erschwert den Erfolg von Lohnbewe- 
gungen’). 

In derselben Richtung wirkt die, nicht bloß in Oesterreich vor- 
handene, aber hier durch die außerordentliche Konzentration der 
Banken vielleicht verstärkte Tendenz zur Vertrustung, die sich in 
mehreren Industrien, besonders stark im Jahre IgIo in der Zucker- 
industrie, geltend gemacht hat‘). 

Als allgemeines Moment ist ferner zu registrieren, daß irgend- 
welche erhebliche sozialpolitische Erfolge im Jahre IgIo nicht er- 
zielt werden konnten, daß, trotz mancher Anläufe (hierüber vgl. 
unten S. 964 ff.) die wesentlichsten Entwürfe und Beschlüsse durch 
die Anfangs ıgıI erfolgte Reichstagsauflösung nicht realisiert werden 
konnten; diese Unsicherheit aller parlamentarischen Existenz und 
Tätigkeit, die bald überwunden zu sein scheint (wie Ende 1909 durch 
die provisorische Geschäftsordnungsreform), bald doch wieder ganz 
plötzlich hervorbricht, lähmt nicht nur die parlamentarische Tätig- 
keit als solche, sondern schwächt auch die Tendenzen in der Bevöl- 
kerung, das öffentliche Leben zu beeinflussen und durch die Interessen- 
organisationen in eine bestimmte Richtung zu drängen. Es ist gar 
kein Zweifel, daß die Schwierigkeit, die parlamentarische Maschine 
in Bewegung zu setzen und im Gang zu halten, auf alle repräsen- 
tativen Einrichtungen, zu denen ja auch die Interessenorganisationen 
gehören, wirkt und sie in ihren \Wirkungsmöglichkeiten einschränkt. 

In der allgemeinen Situation, soweit sie für die Entwickelung 
der Gewerkschaften in Betracht kommt, waren daher keine kräftigen 
Impulse zur Vorwärtsentwickelung gegeben. Der in der deutschen 
volkswirtschaftlichen Lage immerhin gegebene Anreiz, der kräftige 
Ansatz einer neuen, besseren Konjunktur fehlte in Oesterreich. 

Obwohl die definitiven Ziffern für die Ausstandsbewegung des 
Jahres r910 noch nicht vorliegen, so kann doch schon aus den vor- 
läufigen Daten geschlossen werden, daß dieser ökonomischen Si- 
tuation entsprechend, in der Konjunktur keine wesentlichen Antriebe 
zu wirtschaftlichen Kämpfen lagen. Während ım Deutschen Reich — 
trotzdem die Konjunktur noch lange nicht auf dem hohen Stand 
war — immerhin große Streiks und Aussperrungen stattfanden ®), als 


23) Vgl. auch Oesterr. Metallarbeiter, 12. I. 1911. 

3) Die aus der allgemeinen Wirtschaftslage resultierenden 
Einwirkungen auf die Gewerkschaften mußten aus Raummangel auf diese wenigen 
Bemerkungen reduziert werden. An Materialien hiefür seien genannt: »Die 
Industrie«, ı. I. 1911 und 16. IV. 1911, von Gewerkschaftsblättern besonders 
»Der österr. Metallarbeiter«e, 5. I. 1911 und »Der Textilarbeiter« 26. I. ıyıı, 
sowie »Die Gewerkschafte, für die Bewegungen an der Börse und zur Beurteilung 
der Kursentwicklungen: »Der österreichische Volkswirte, 31. NII. Iyıo und 
passım. 4) Oesterreichischer Volkswirt. 18. III. 1911. 

41) Vgl. Chronik, Archiv Bd. XNXII, S. 639 ff. 
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Symptom einer bedeutenden Anregung des Wirtschaftslebens (es sei 
nur erinnert an die Aussperrung im Baugewerbe, den Kampf auf 
den Seeschiffswerften, die Lohnbewegungen im Bergbau, den Streik 
der Pforzheimer Edelmetallarbeiter, an die sehr zahlreichen kleineren, 
oft monatelang währenden Arbeitskämpfe), fehlt das in Oesterreich 
vollkommen. Zum Teil gewiß deshalb, weil eben wichtige Tarifver- 
träge vielfach erst später (sehr viele im Jahre 19135) ablaufen, aber 
doch auch wegen der allgemeinen Situation. Dies kann deshalb be- 
hauptet werden, weil ja, — sowie in Deutschland — in den größten 
Industrien Tarifverträge kaum vorhanden sind ®) und daher hier aus- 
schließlich die Konjunktur über die Inaugurierung einer Lohnbe- 
wegung seitens der Arbeiterschaft entscheidet. — 

Soweit bisher bekannt, fanden im Jahre 1910 in Oesterreich 
708 Arbeitskonflikte statt 7), gegenüber 580 Streiks und 29 Aussper- 
rungen im Jahre 1909°®), das als ausgesprochenes Krisenjahr gegen- 
über 1908 einen erheblichen Rückgang in der Zahl der Ausstände und 
Aussperrungen zu verzeichnen hatte. — Ausständig waren 1909: 
61 978 Arbeiter, IgIO (soweit bekannt) 47 166. Trotzdem von 74 Ar- 
beitskonflikten noch keine genauen Daten vorliegen (und zwar dar- 
unter von einigen größeren Ausständen, wie Gold- und Silberschmiede 
in Wien und Prag, Lithographen in Böhmen, Ziegelwerke in Prag usw.), 
ist doch nicht anzunehmen, daß die Zahl der Ausständigen gegenüber 
1909 eine erhebliche Steigerung erfuhr — und die Ziffer für 1909 ist 
bereits gegenüber der von 1908 (78 562 Streikenden) ein deutliches 
Symptom für die Depression auf dem Arbeitsmarkt. Eine noch 
größere Differenz besteht zwischen der Zahl der versäumten Arbeits- 
tage, resp. -Schichten: nämlich 1908: I 367 000; 1909: 973 000; 1910 
(soweit bisher bekannt): 583 000. Von den an den Ausständen be- 
teiligten Arbeitern hatten Erfolge zu verzeichnen: 


Vollen Erfolg: Teilweisen Eriolg: Mißertolg: 
1908 12,9%, 47:5 °% 39,0%, 
1909 13:0 25 541° 32,0 °o 
I9Io 10,5 °% 04,7 ?o 24,7 0 


Darnach wäre eine fortschreitende Besserung im Erfolge für die 
Arbeiterschaft zu konstatieren, die aber ebensogut eine Folge des 
Umstandes sein kann, daß nur unter ganz günstigen Verhältnissen 
ein Streik gewagt wird. Ueberdies sind in der Position »teilweiser 
Erfolg« derartige Unterschiede möglich, daß auch ein wachsender 
Anteil dieser Kategorie nicht gleichbedeutend sein muß mit der Ver- 
besserung der durchschnittlich erzielten Ergebnisse, 

Zu analogen Resultaten gelangt man bei Betrachtung des Ar- 
beitsmarktes während des Jahres ıgıo: 


5) Für dieses Jahr rechnet man daher bereits jetzt (in Unternehmer- und 
Arbeiterorganisationen) mit großen Lohnkämpfen. 

6) Vgl. z B. Soziale Rundschau, Februar Iıgıo, S. 307 ff., Januar 1911, 
S. 13T ff. 
7) Soziale Rundschau, Januar ıgıı, S. 181 ff. 
8) Soziale Rundschau, September Igıo, S. 534 ff. 
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Die österreichische Gewerkschaftsbewegung im Jahre 1910. a u; x 
Auf Ioo Gesuche entfielen Angebote?) in der Industrie und im u 
Bergbau: 
Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 
1907 Während des ganzen Jahres 87,3 
1908 Während des ganzen Jahres 85,8 


1909 51,2 53,7 063,3 72,2 73,5 68,3 66,4 71,4 73,2 71,1 59,7 47,8 
1910 47,9 50,1 62,3 69,0 71,5 77,0 78,5 81,2 84,0 79,6 66,3 55,6 

Die hier wiedergegebenen Daten sind nach den Ergebnissen der 
an das arbeitsstatistische Amt berichtenden Vermittelungsstellen er- 
rechnet. Diese geben immerhin infolge ihrer Ausbreitung über die 
ganze Monarchie einen verwendbaren Durchschnitt. Sie zeigen, daß 
noch im Jahre ıgıo und selbst zu Ende des Jahres trotz offen- 
sichtlicher Besserung des Arbeitsmarktes (namentlich in der zweiten 
Jahreshälfte gegenüber 1909) noch immer nicht einmal der Durch- 
schnitt — und zwar in keinem einzigen Monate — der Durchschnitt 
des schon gegenüber 1907 etwas ungünstigen Jahres 1908 erreicht 
wurde. So zeigt auch der Arbeitsmarkt dasselbe Bild der Depression, 
wie es die allgemeinen Erörterungen der Wirtschaftslage und die 
Streikstatistik bereits vermuten ließen. — 

Gegenüber der Situation im Deutschen Reich (soweit sie für die 
Gewerkschaftsbewegung von Wichtigkeit) ist endlich hervorzuheben, 
daß in Oesterreich (wie bereits gestreift wurde) die großen politischen 
Ereignisse fehlten und demgemäß auch die Impulse, welche aus der 
politischen Situation heraus der Gew erkschaftsbewegung zugute kom- 
men könnten. Wenn auch noch im Laufe dieses Jahres in Oesterreich 
Reichsratswahlen stattfinden werden, so wußte davon doch bis vor 
Auflösung des Reichsrates (Ende April ıgII) überhaupt niemand. 
Daher konnten aus der politischen Sphäre keinerlei belebende Ein- 
wirkungen auf die Gewerkschaitsbewegung kommen. — Endlich fällt 
in das Jahr ıgro die Auseinandersetzung: der internationalen Ge- 
werkschaften mit den Separatisten, den tschechischen Strömungen 
in den zentralen Gewerkschaften, welche auf die selbständige Ver- 
waltung und weiterhin völlige Trennung der tschechischen Lokal- 
stellen von den zentralen Gewerkschaften und Organisation in eigenen 
Verbänden abzielen. Gerade von diesen höchst bemerkenswerten Er- 
scheinungen in der österreichischen Gewerkschaftsbewegung wird noch 
weiter unten die Rede sein müssen. So ist das Jahr ıgıo für die Ge- 
werkschaften als überaus ungünstiges zu bezeichnen. Auf diesen Ton 
sind auch die Berichte, insbesondere der internationalen Gewerk- 
schaften, fast durchweg gestimmt und es sind bloß die größten leis- 





9) Da Durchschnittsziffern für das ganze Jahr, insbesondere für 1909 und 
1910 nicht zur Verfügung stehen, müssen alle Monate wiedergegeben werden. 
Diese gestatten überdies, auch die Lage des Arbeitsmarktes genauer zu ver- 
folgen. Die Daten sind entnommen: Der besonderen Publikation des arbeits- 
statistischen Amtes im österreichischen Handelsministerium: Ergebnis der Ar- 
beitsvermittlung in Oesterreich, 1907 und 1908 (Sonderbeilage zum Dezem- 
berheft 1909 der »Sozialen Rundschaue), S. 9; Soziale Rundschau, Januar ıyro 
S. 138 und ebenda, Januar 1911, S. 205. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. 3. 59 
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tungsfähigsten Verbände, welche wenigstens ihre Finanzen auf dem- 
selben Stand erhalten konnten. 


Die internationalen Gewerkschaften. 


Die Gewerkschaft, das Organ der Gewerkschaftskommission 
Oesterreichs!®), bezeichnet als das zentrale Problem während des 
Jahres ıgIo den Kampf um die Einheit der Gewerkschaftsorganisa- 
tionen, also die Auseinandersetzung mit den Separatisten. Diese 
kostete den zentralen Verbänden weit mehr Mitglieder, als durch die 
sehr langsam ansteigende Konjunktur neu gewonnen werden konnten, 
sodaß den 16 000 neugewonnenen Mitgliedern 26 000 Austritte gegen- 
überstehen, also im ganzen eine Verminderung des Mitgliederstandes 
um I0 000 zu konstatieren ist. Dies ist insofern eine Besserung gegen- 
über 1909, als in diesem Jahre die Verluste der zentralen Verbände 
insgesamt 32000 Mitglieder betrugen!!). Die Mitgliederbewegung 
schwankt natürlich sehr, je nach den speziellen Verhältnissen der 
einzelnen Branchen. Dem Rechenschaftsbericht der Gewerkschafts- 
kommission können folgende Ziffern für die Stärke einzelner Ver- 
bände entnommen werden: 

Die internationalen Gewerkschaften zählten 

1905: 323 000 Mitglieder 

1906: 448 000 3 

1907: 50I 000 i 

1908: 482 000 
1909: 415 000 

Im Jahre 1908 wurden die tschechoslawischen Gewerkschaften, 
mit 35 052 Mitglieder noch einbezogen. 1909 wurden sie bereits nicht 
mehr berücksichtigt. Daraus ergibt sich die scheinbar viel größere 
Differenz. (1909 zählten die separatistischen Organisationen 36 085 
Mitglieder.) 

Die im Bericht der Gewerkschaftskommission bereits festgehal- 
tene Mitgliederbewegung verzeichnet, soweit sie hier (siehe Tabelle) 
registriert werden konnte, also in den größeren Verbänden, eine Zu- 
nahme von ca. 8000 Mitgliedern in I6 Verbänden (die stärkste Zunahme 
von 1500 Mitgliedern bei den Maurern) und einen Verlust von ca. 21 000 
Mitgliedern in 7 Verbänden (ca. II 000 bei den Bergarbeitern und 
5600 bei den chemischen Arbeitern). 

Die Berichte der einzelnen Gewerkschaften geben im Detail die 
oben erwähnte allgemeine Signatur der Situation wieder. In sehr 
vielen Verbänden, und zwar insbesondere in denjenigen, welche Mit- 
gliederverluste zu verzeichnen hatten, übersteigen die Ausgaben die 
Einnahmen in erheblichem Maße, sodaß eine Verminderung des Ver- 
mögens eintritt; nur In wenigen Organisationen schloß das Jahr 1910 

mit einem effektiven Ueberschuß, ein deutliches Symptom für die 


10) Die Gewerkschaft, 27. I. 1911. 

1) Die Gewerkschaft, 24. VI. 1910. 

12) 675 Neueintritte, 594 Austritte, also eine große Fluktuation. 

13) Nicht Angabe des Geschäftsberichts, sondern aus den dort gegebenen 
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Verschiedenartigkeit der allgemeinen Situation gegenüber dem Deut- 
schen Reich?!). 


Ziffern des Vermögensstandes sowie der Einnahmen und Ausgaben Igro er- 
rechnet. 

14) Die Gründung eines tschechischen separatistischen Verbandes und danut 
ein Rückgang ın der Mitgliederzahl steht bevor. 

15) Die nahezu gleichbleibende Mıtgliederziffer resultiert aus einer Verminde- 
rung der tschechischen Mitglieder um 1623 und einer Vermehrung der deutschen, 
slowenischen, italienischen und polnischen um 1809. 

16) }iiertür hegen noch keine Angaben vor; aber ein Verlust von einigen 
hundert (tschechischen) Mitgliedern wird angegeben. 

17) Dazu ein Streikfonds von 60 ooo Kr. 

18) Der Holzarbeiter, 31. III. ıyıı. 

19) Durch rege Agitation wurde der Mitgliederstand behauptet, trotzdem 
infolge der separatistischen Bewegung 43 Ortsgruppen in Böhmen und ıı m 
Mähren aufgelöst werden mußten. 

20) Die Abnahme um mehr als 5500 Mitglieder ist auf die Gründung eines 
separatistischen, tschechischen Reichsverbandes in Prag zurückzuführen. 

21) Der Zuwachs um 300 Mitglieder ist das Resultat von 5000 Beitritten {!,, 
ein Beweis für die abnorme Fluktuation, die durch die separatistische Bewe- 
gung allein in ihrer Größe wohl nicht erklärt werden kann. 

22) Auch hier ist die Fluktuation ungewöhnlich groß: 1910 waren 3307 
Beitritte zu verzeichnen. 

23) Hierin sind die Kassenbestände der Ortsgruppen nicht einbegrifien. 


Sie betrugen Ende 1910: ca. 74 000 Kr. (Der Maurer, 22. II. 1911). 


24) Der Maurer, 15. III. 1911. 
25) Diese Ziffern beziehen sich bloß auf die Zentralkasse. — Der Kassen- 


stand der Ortsgruppen ist hierbei nicht mitberücksichtigt. 
26) Auch diese Angaben beziehen sich bloß auf die Einnahmen der Zen- 


tralkasse. 
27) Hierbei ist das (sehr beträchliche) Vermögen des außerordentlichen 


Unterstützungsfonds nicht inbegriffen. 
23) Hierin sind die für die Zwecke des Tarifschutzes vorhandenen Mittel 


nicht inbegriffen. 
29) Stand zu Ende November 1910. 
30) Der Mitgliederstand ist ziemlich gleich geblieben: Trotz ca. 15 000 Bei- 


trıtten. 

31) An dieser Stelle muß erwähnt werden, daß die Beurteilung der Ent- 
wicklung der finanziellen Situation dadurch außerordentlich erschwert wird, 
daß in dem erwähnten Bericht der Gewerkschaftskommission — wie hie und 
da hervorgehoben wurde —, die Angaben für durchaus verschiedenartige Ver- 
mögensbestände gemacht und auch Einnahmen und Ausgaben nicht in gleicher 
Weise (bald mit, bald ohne Einbeziehung des Ueberschusses vom Vorjahr) 
registriert werden. Da der Bericht für das Jahr 1909 hierin viel genauer ist, 
läßt sich allerdings häufig vermuten, nach welcher Richtung abgewichen ist, 
aber trotzdem ergeben sich sehr viele Differenzen oft von recht bedeutender 
Höhe, zu denen auch ein provisorischer Bericht (als welcher ja der genannte 
zu bezeichnen ist) nicht den Anlaß geben dürfte. Besonders bei Organisationen, 
welche die Kassentührung anderer Verbände sehr kritisch betrachten, wie es 
die internationalen Gewerkschaften zu tun pflegen, wäre eine ganz genaue Angabe 
außerordentlich erwünscht, namentlich deshalb, weil, wie erwähnt, eine Vergle:- 
chung mit den Daten früheren Jahre bei dem heute üblichen Modus der Bericht- 
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Mehr noch als im Deutschen Reich sind in Oesterreich für die 
finanzielle Bedeutung der internationalen Gewerkschaften entschei- 
dend die großen Verbände. Im Jahre 1909 besaßen die zwei reichsten 
Verbände (Buchdrucker und Metallarbeiter) mit 4 455 000 K. 45% 
des Gesamtvermögens (9%, Mill. K.), die 5 reichsten Verbände mit 
6 171 000 K. 63°% des Gesamtvermögens der internationalen Gewerk- 
schaften. 23 von den 52 Organisationen hatten weniger als 40 000 K. 
im Vermögen, können also für irgend einen ernstlichen Lohnkampf 
überhaupt nicht in Frage kommen, ebensowenig wohl die weiteren 
12 Organisationen mit einem geringeren Vermögen als r00 000 K.3?). — 

Aus diesen Gründen hat sich wohl auch in Oesterreich die Not- 
wendigkeit herausgestellt, einen eigenen Streikfonds für prinzipielle 
Abwehrkämpfe zu gründen; dieser »Solidaritätsfonds« 33), der allen Or- 


— 


erstattung nur in sehr beschränktem Umfang möglich ist. Eine weitere Schwierig- 
keit für das Verständnis der in den Gewerkschaftsberichten angegebenen Ziffern 
wird durch die getrennte und zum Teil duch wieder mit der allgemeinen Ver- 
rechnung der Verbände gemeinsame Kassagebahrung der Streikfonds 
hervorgerufen, deren Kenntnis ich der Freundlichkeit des Sekretärs der Ge- 
werkschaftskommission, Herrn Hueber, verdanke: als Kassenbestände 
der Gewerkschaften werden nur diejenigen \Vermögensmassen ausgewiesen, 
welche für Vereinszwecke zur Verfügung stehen (zu diesen zähltnicht 
die Streikunterstützung). Die Streikunterstützung erfolgt nur aus einem spe- 
ziellen Streikfond, zu dem auch besondere Beiträge (per Kopf 
ım Durchschnitt aller Gewerkschaften, im Jahre 1909 6,38 Kr.) eingehoben 
werden, die demgemäß auch nicht in den Einnahmen und Ausgaben der Ver- 
bände erscheinen. Nur die etwaigen Ueberschüsse der Streikfonds werden zu 
den Kassabeständen jeweils am Ende d. J. hinzugeschlagen und die Summen 
als Gesanıtvermögensstand ausgewiesen. Ebenso wie die Einnahmen, sind 
auch die Ausgaben der Streikfonds nur als Sammelposten, für alle Ge- 
werkschaften, genannt. Der Zweck ıst wohl, die Details der den einzelnen 
Gewerkschaften für Streiks zur Verfügung stehenden Mitteln geheim zu halten. 
Er wird aber, wie leicht ersichtlich, nur dadurch erreicht, daß die Vermögens- 
lage der einzelnen Verbände (zum Unterschied von den freien Gewerkschaften 
im Deutschen Reich) nicht einmal den Vereinsmitgliedern bekannt ist. Auch 


scheinen sich aus deren komplizierten Verrechnungsverhältnissen — es kommt 
ja noch der jeweilige Anteil der Gewerkschatten am »Solidaritätsfonds« in 
Betracht (siehe unten) — sehr häufig auch Unklarheiten für die Verwaltungen 


selbst zu ergeben. Ob die weitgehende Geheimhaltung, auch vom rein ge- 
werkschaftlichen Standpunkt notwendig, ist schwer zu entscheiden. Jedenfalls 
bietet sie den gegnerischen Gewerkschaften sehr vieltach Angriffspunkte auf 
die Kassentührung, die nicht ohne weiteres wiederlegt werden können. 

32) Die zwei reichsten Gewerkschaften (Metallarbeiter und Maurer) in 


Deutschland hatten roog ein Vermögen von 12 613 000 M. = 29 °% des (43'5 
Millionen betragenden) Gesamtvermögens der freien Gewerkschaften; die 6 
reichsten Gewerkschaften hatten ein Vermögen von 21821000 M. -: 50° 


(Reichsarbeitsblatt, Sept. 1010, S. 071); die Kapitalkonzentration ist daher 
in Oesterreich scheinbar größer, was aber nicht gerade auf ein fortgeschritteneres 
Stadium der Gewerkschattsbewegung hinweist, im Gegenteil auf die Zersplitte- 
rung in schwache, kleine Gewerkschaften, die ein erhebliches Kapıtal anzu- 
sammeln nicht imstande sind. 

33) Die Organisation des Solidaritätsionds ist zentralistisch: für ihn wird 
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ganisationen gemeinsam ist, wird von der Reichskommission der Ge- 
werkschaften Oesterreichs verwaltet. Außerdem besitzen die einzelnen 
Gewerkschaften noch separate Streikfonds, die auf Grund der »freien 
Organisationen« separat eingehoben werden und 1909: 5 200 000 K. 
erreichten. Bis zu welchem Betrage diese Streikfonds im Gesamt- 
vermögen der internationalen Gewerkschaften mit ausgewiesen wur- 
den, wie hoch ferner der Solidaritätsfonds Ende 1909 war, wie groß 
daher die den Gewerkschaften im ganzen zur Verfügung stehenden 
Mittel, läßt sich der Gewerkschaftsstatistik nicht entnehmen. 


Ein Urteil über die Entwickelung der Finanzen im Jahre 1910 
läßt sich derzeit für die Gesamtheit der internationalen Gewerkschaf- 
ten Oesterreichs noch nicht geben. Doch läßt sich schon soviel sagen, 
daß sehr viele Verbände, und durchaus nicht nur solche, welche an 
Mitgliederzahl zurückgegangen sind, sondern auch solche, welche zu- 
nehmen, Einbuße im Vermögensstand erlitten haben. Darin zeigt 
sich deutlich die Steigerung in den Aufwendungen für die einzelnen 
Unterstützungszwecke, ein weiteres Symptom für das Andauern der 
Krise, für die andauernde Beschäftigungslosigkeit, welche die Not- 
wendigkeit mit sich brachte, die Gewerkschaftsmitglieder fortlaufend 
zum Teil mit steigenden Beträgen satzungsgemäß zu unterstützen. 


In 12 Gewerkschaften, für welche bereits Angaben vorliegen 
(Bergarbeiter, Glasarbeiter, Porzellanarbeiter, Gießer, Metallarbeiter 
Maschinisten und Heizer, Juwelier, Gold- und Silberschmiede, Holz-, 
Leder-, Hut- und Filzwarenarbeiter, Bäcker, chemische Arbeiter. 
Maler, Anstreicher und Lackierer, Handels-, Transport- und Verkehrs- 
arbeiter) betrugen die Unterstützungen für Arbeitslose (sodann bei 
manchen Gewerkschaften auch noch für Notfälle, Reise usw.) im 
Jahre 1910: I 089 000 K. gegenüber I 330 000 K. für dieselben Unter- 
stützungsweisen im Jahre 1909. Wenn also auch eine gewisse Ab- 
nahme der Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung zu verzeichnen 
ist, so ist sie doch nicht sehr erheblich. 


Die analoge Entwickelung der Streikunterstützung wenigstens 
für einige große Verbände festzustellen ist deshalb unmöglich, weil 
wie erwähnt, eigene Streikfonds bestehen und deren Bericht für die 
Gewerkschaften des Jahres Igog nur die Generaldaten, diese für alle 
internationalen Gewerkschaften zusammen angibt, ohne in das Detail 


von den der Gewerkschaftskommission angeschlossenen Verbänden per Mit- 
glied und Woche ı h. bezahlt. Jede Organisation kennt nur die Höhe ihres 
Guthabens, die Gesamthöhe des Fonds ist bloß dem Sekretär und der aus vier 
Personen bestehenden Kontrolle bekannt. Die Verbände erhalten ihre Ein- 
zahlungen im Falle von Aussperrungen, Abwehrkämpfen um den Bestand der 
Organisation, bei einem Kampf gegen Lohnverkürzungen oder Arbeitszeitver- 
längerungen, sowie prinzipiellen Angriffsstreiks, die für die Gesamtorganisatıon 
von Bedeutung sind. Außer den eingezahlten Beiträgen wird die zwei- bis 
vierfache Summe als zinsfreies Darlehen gewährt. Der Solidaritätsfonds stellt 
also bereits eine Art zentralen Streikfonds dar, wie dessen Bildung derzeit 
seitens der freien Gewerkschaften in Deutschland erwogen werden soll. 
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der einzelnen Gewerkschaften einzugehen ®*). 

Endlich sei an dieser Stelle noch auf einen Punkt hingewiesen, 
der sich schon aus der Tabelle selbst ergibt und für die Beurteilung 
der österreichischen Gewerkschaftsverhältnisse nicht gleichgültig ist: 
die Tatsache, daß sich die staatlichen Arbeiter und Bediensteten un- 
gehindert organisieren können, daß sie insbesondere in sehr hohem 
Maße an der internationalen Gewerkschaftsbewegung beteiligt sind. 
Während im Deutschen Reich höchstens die Arbeiter der Kommunen 
in der Gewerkschaft (der »freien« Organisation der Gemeinde- und 
Staatsarbeiter) und höchstens in den süddeutschen Staaten die staat- 
lichen Arbeiter und Beamten in »bürgerlichen« (z. B. H.D.) oder 
»vaterländischen« Vereinen organisiert sein können, ist in Oesterreich 
die internationale Organisation der staatlichen Arbeiter und Be- 
diensteten (z. B. der Eisenbahner) ganz unbehindert und prinzipiell 
längst nicht mehr angezweifelt. Die Gewerkschaft der Eisenbahner 
zählte 1909: ca. 61 000 Mitglieder, sodaß ihr mehr als ! = 17% 


33a) Nach Abschluß der Chronik wurden mir durch die Freundlichkeit des 
Herrn Hueber (Sekretär der Gewerkschaftskommission Oesterreichs) die 
definitiven Daten für ıgıo zugänglich gemacht, die daher noch hier Platz 
finden mögen: Mitgliederstand Ende 1910: 400 565, daher Verlust der Zentral- 








verbände: 14 691 Mitgl. = 3,5°%. Gesamteinnahme 1910: 8604 170,84 K.; 
die Ausgaben verteilen sich auf: 
Reiseunterstützung 193 374,1ı K. 
Arbeitslosen » 1 334 720,00 » 
Kranken » 888 203,60 » 
Invaliden » 202 409,19 » 
Beihilfe in Sterbefällen 222 983,75 » 
Notfall 485 163, — > 
3 380 893,81 = 42,21”, 
Rechtsschutz 149 019,34 K. 
Fachorgan I 087 004,03 >? 
Bildungszwecke 231 634,84 > 
Agitation u. Organisation 855 494,78 » 
Sachliche Verwaltungskosten 562 040,40 » 
Persönliche ’ 861 824,39 > 
Sonstige Ausgaben 839 820,67 » 
Zusammen 4 636 875,11 = 57,79”, 
Gesamtausgaben 8 023 738,92 K. 
Ueberschuß 620 437,92 K. 
Gesamtvermögen 11 377 348,99 K. 
Vereins » 7 840 908,63 K. 
Streikfonds 3 539 430,30 K. 
Streikfonds Anfangs ıyıo 4 433 107,75 K. 
Ausgaben 1910 902 609,39 K. 
Saldo 3 530 430 30 K. 


Der Streikfonds scheint also erheblich im Rückgange. Uebrigens stimmt 
auch hier wieder nicht die Angabe für den Streikfonds Ende 1909 mit der 
des Gewerkschaitsber. für 1909. 


u a 
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der international organisierten Arbeiter überhaupt angehörten; auch 
bei den übrigen Gewerkschaften sind sicherlich sehr viele staatliche 
Arbeiter, sodaß deren Anteil (mit denen der Städte und der Länder) 
sicherlich 20% der international organisierten Arbeiterschaft aus- 
machen dürfte. Sowie dieser Umstand zweifelsohne die Stellung der 
staatlichen Arbeiter zum Staat und zur Regierung erheblich beein- 
flußt, ist es auch ein Problem, inwiefern die Zugehörigkeit der Eisen- 
bahner zu den Gewerkschaften auf deren Politik und allgemeine 
Position einwirkt. — 

Der große Einfluß der organisierten Eisenbahner auf die Re- 
gierung trat auch in diesem Jahre anläßlich konkreter Forderungen 
zutage. So z. B. anläßlich der Einreihungsfrage, als es sich nämlich 
darum handelte, in welcher Weise im Detail die Verhältnisse der 
verstaatlichten Bahnen geregelt werden sollten. Hierbei zeigte sich 
auch die Wirksamkeit der in Oesterreich bestehenden Arbeiteraus- 
schüsse, die, von den Organisationen unterstützt, mit dem Ministerium 
in entschiedenster Weise verhandeln und für das Personal und die 
unteren Beamten eintreten konnten. Insbesondere im Vergleiche mit 
deutschen Verhältnissen verdient es hervorgehoben zu werden, daß 
das Ministerium zuerst in der Frage der Einreihung der verstaat- 
lichten Linien die Postulate des Personals nicht erfüllen wollte, daß 
daraufhin große Versammlungen des Personals stattfanden), in 
welchen für den Fall, daß die Forderungen der Arbeiter und Unter- 
beamten nicht durchgesetzt werden sollten, »mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln versucht werden sollte, die dem Personal gebühren- 
den Rechte durchzusetzen«. Tatsächlich hatte die Kampfbereitschaft 
der Eisenbahner zur Folge, daß fast sämtliche Forderungen der Be- 
diensteten erfüllt wurden®®). In ähnlicher Weise zeigte sich der Ein- 

34) Der Eisenbahner, 1. X. 1910. 

35) Der Eisenbahner, 20. X. 1910. Diese und ähnliche Fragen und ihre aus- 
führliche Erörterung in der gewerkschaftlichen Eisenbahnerpresse geben Ge- 
legenheit, zu beobachten, in welcher Weise auch in einem solch komplizierten 
großen Betriebe eine sehr detaillierte Regelung in der Art eines Tarifvertrages 
möglich ist — was ja von den Großindustriellen immer bestritten wird, anderer- 
seits allerdings auch wiederum eine solche Fülle von Vorschriften und Detail- 
regelungen mit sich bringt, daß ohne eine sehr ausgiebige Bürokratisierung 
wohl kaum das Auslangen gefunden werden dürfte. In der Fülle dieser Details 
geht aber der Arbeiterschait das Gefühl für prinzipielle Forderungen, wie es 
scheint, nicht verloren, noch stumpft es sich ab. Ebensowenig wirkt, wie es 
scheint, der beamtenmäßige Charakter (im Sinne der »gesicherten Stellung) 
vieler Kategorien von Arbeitern und Bediensteten nach dieser Richtung. Das 
könnte allerdings erst in Erscheinung treten, wenn die Eisenbahner einmal 
prinzipielle Forderungen zu vertreten hätten oder mit den übrigen Gewerk- 
schaften gemeinsame Sache machen müßten (z. B. im Falle eines Generalaus- 
standes). Das Organ der Eisenbahner gibt sich schon jetzt sehr »prinzipielle. 
Die Energie des Tones wird eben durch die gesicherte Position gestützt, und 
die Interessenvertretung, weit davon entfernt, zu erlahmen, wird dadurch erst 
in entschiedener Weise möglich. Auch die Tatsache, daß eine relativ große 
deutschnationale Eisenbahnerorganisation besteht, mag auf die Betonung prin- 
zipieller Gesichtspunkte einwirken. 
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fluß der Organisation bei der Bewegung auf der österreichischen Süd- 
bahn, wobei zugleich die Einflußlosigkeit der deutschnationalen Qr- 
ganisationen klar zutage trat*). 

Die Zugehörigkeit der Eisenbahner zu den Gewerkschaften macht 
sich insofern geltend, als die Machtfülle, welche diese Organisationen 
repräsentieren, die Schärfe des Tones entscheidend bestimmen. So 
setzten die Delegierten der Eisenbahner z. B. auf dem VI. Kongreß 
der Gewerkschaften Oesterreichs bei der Frage des Vorgehens gegen- 
über einer Verschlechterung des Koalitionsrechts eine Verschärfung 
der Resolution durch und ein Delegierter der Eisenbahner ließ auch 
keinen Zweifel darüber, daß in diesem Falle die Eisenbahner zur 
Sabotage greifen würden, ein Mittel, von dem bisher in Oesterreich 
noch kein Gebrauch gemacht wurde?”). 


e Die christlichen Gewerkschaften. 


Die Organisation der christlichen Gewerkschaften umfaßt (16) 
gewerkschaftliche Zentralverbände, ferner im deutschen Sprachgebiet 
Landes- und lokale Organisationen, außerdem tschechische, polni- 
sche und slowenische Organisationen, die zum Teil nach Branchen 
gegliedert sind, zum Teil allgemeine Verbände darstellen®). Ihre Mit- 
gliederzahl betrug zu Anfang des Jahres ıgıo: 


Deutsche Zentralverbände und Organisationen: 44 ObO 


Tschechische Organisationen: 25 725 
Polnische Gewerkschaftsvereine: 6 000 
Slowenische Organisationen: 2 846 

84 237 


Die Verbände hatten Anfang 1909: 83 627, Anfang 1908: 61 747 
Mitglieder, sodaß im Jahre 1909 nur eine sehr unerhebliche Zunahme 
stattfand. Im Detail besehen ist eine stärkere Zunahme bei den ge- 
werkschaftlichen Verbänden zu verzeichnen (nämlich von 3600 Mit- 
gliedern), die durch eine rigorosere Beurteilung der Mitgliederquali- 
tät im polnischen Gewerkschaftsverein wieder zum Teil ausgeglichen 
wurde. Die Zunahme in den deutschen gewerkschaftlichen Verbänden 
im Jahre 1909 betraf in erster Linie Organisationen gewerblicher Ar- 
beiter, dann die Organisation der Hausbesorger (die auch zu den 
christlichen Gewerkschaften gezählt wird) und Verbände von staat- 
lichen oder Gemeinde-Arbeitern (Eisenbahner, Tabak-, Straßenar- 
beiter). Die Verbände von Industriearbeitern hingegen hatten im 
Jahre 1909 (ähnlich wie auch die internationalen Gewerkschaften 
und der Konjunktur entsprechend) zum Teil recht erhebliche Mit- 
gliederverminderungen zu erleiden; darunter auch die Textilarbeiter, 
die größte christliche Gewerkschaft. Nahezu die Hälfte aller Gewerk- 

3) Der Eisenbahner, 20. IN. 1910. 

”) Der Eisenbahner, 1. XI. 1910. Siehe z. B. auch Der Eisenbahner, 
10. X. 1910, wo eine energische Betonung politischer Gesichtspunkte gefordert 
und die englische Gewerkschaftsbewegung als warnendes Beispiel hingestellt 
wird. Vergl. ferner, Der Eisenbahner, 20. III. 1911. 

3) Der christliche Gewerkschafter, 10. VI. ıyıo. 
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schaftsmitglieder gehören den Verbänden staatlicher, gemeindlicher 
Arbeiter und dem der Hausbesorger an: nämlich 23 703 zu Anfang 
IgIo; von den restlichen 26 000 Mitgliedern, welche in industriellen 
und gewerblichen Betrieben beschäftigt sind, sind die größten Ver- 
bände die der Textilarbeiter (ro 194) und Metallarbeiter (2237), die 
also zusammen nahezu 50%, aller in christlichen Gewerkschaften 
organisierten Arbeiter umfassen. Die übrigen 14000 Arbeiter ent- 
fallen auf 16 Gewerkschaften; das allein zeigt schon, daß wir es bei 
den christlichen Gewerkschaften im Gegensatz zu denen der inter- 
nationalen (trotz deren Rückgang in den letzten zwei Jahren) eigent- 
lich nur mit ganz wenig Verbänden zu tun haben, denen eine Wirk- 
samkeit möglich ist, während die Mehrzahl der Organisationen 
höchstens als Ansatz zu wirkungsvollen Verbänden bezeichnet 
werden kann’). 

Diesen Verhältnissen entspricht auch die finanzielle Situation 
der Verbände®®). 

Die Einnahmen der Zentralverbände und der deutschen Lokal- 
organisationen betrugen I90g ca. 504 000 K., die Ausgaben an Unter- 
stützungen: 202 000 K., die sonstigen Ausgaben 441 000 K., das Ver- 
mögen der Zentralverbände und der deutschen Lokalorganisationen: 
244 000 K. Gegenüber 1908 wuchsen die Einnahmen um 17,91, die 
Ausgaben um 18,84%. 

An Einnahmen entfielen auf den Kopf 1909: 10,14 K., an Ver- 
mögen: 4,92 K.t). 

Die Einnahmen der Zentralverbände und deutschen Landes- und 
Lokalorganisationen im einzelnen ergänzen das Bild, welches die 
Mitgliederziffern bieten: die 5 Verbände staatlicher und Gemeinde- 
arbeiter sowie die Hausbesorger hatten an Einnahmen zu verzeichnen: 
nahezu 246 000 K., also ca. 50°% der Einnahmen der Verbände über- 





3) Insbesondere fehlen von wichtigen Industrien bei den christlichen Gee 
werkschaften ganz oder sind sehr schwach vertreten: Bergarbeiter, Brauerei- 
arbeiter und Faßbinder, Buchbinder, Buchdrucker und Schriftgießer, chemische 
Arbeiter, Holzarbeiter, Lithographen, Steindrucker, Maurer, Metailarbeiter (selbst 
nach dem großen Rückgang in der Mitgliederzahl der internationalen Gewerk- 
schaft, im Jahre 1909 hatten die christlichen Metallarbeiter immer erst 4°% und 
auch mit Hinzurechnung der in tschechischen und slowenischen Verbänden 
organisierten Metallarbeiter ca. 8 °, der Mitglieder des internationalen Metall- 
arbeiterverbandes); Schneider, Zimmerer u. s. w. Selbst die stärkste christ- 
lichet Gewerkschaft, «die der Textilarbeiter, zählte Ende 1909 noch nicht den 
4. Teil der Mitglieder des (internationalen) Textilarbeiterverbandes und die 
Mitgliederabnahme der Textilarbeiterverbände betrug in der christlichen Ge- 
werkschaft 953 = 8,5 °,, in der internationalen 3144 = 6,86 %,. Die Kon- 
junkturschwankungen machten also auch vor den christlichen Gewerkschaften 
nicht Halt. 

40) Es soll hier nur die der gewerkschaftlichen Verbände kurz erörtert 
werden, weil die Gebahrung der nichtdeutschen Organisationen zu unbedeutend 
ist, um eine Besprechung notwendig zu machen. 

ài) In den internationalen Gewerkschaften betrugen die Beiträge pro Kopf 
1909! 20,84 K., das Vermögen: 23,53 K. (Die Gewerkschaft, 24. VI. 1910.) 
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haupt; die zwei größten Gewerkschaften (Textilarbeiter und Metall- 
arbeiter): 121000 K., sodaß auf die genannten Verbände nahezu %, 
aller Einnahmen entfallen; die übrigen 15 Verbände haben infolge- 
dessen größtenteils mit ganz minimalen Einnahmen zu rechnen (die 
Einnahme an Mitgliederbeiträgen überstieg nur bei den Bäckern die 
Summe von 20 000 K.)?2). Daher entfallen auf die erwähnten 15 Ver- 
bände auch nur ganz geringe Beiträge an Unterstützungen; so z. B. 
von den 27614 K. Streikunterstützung 23 000 K. auf die Textilar- 
beiter, ca. 2600 K. auf die Holzarbeiter, sodaß nicht einmal 2000 K. 
Streikunterstützung auf die übrigen Verbände entfallen. Auch von 
der Arbeitslosen- und Reiseunterstützung im Gesamtbetrage von 
41 000 K. entfallen auf die Textilarbeiter ca. 25 500 K., sodaß 15 500 K. 
sich auf die übrigen Verbände verteilen. Daraus schon geht hervor, 
daß manche Gewerkschaften überhaupt keine Unterstützungen ge- 
währen, viele nur einzelne Zweige pflegen (namentlich Krankenunter- 
stützung und Sterbegeld: 120 000 K.). Die eigentlichen gewerkschaft- 
lichen Unterstützungszwecke treten demgegenüber aber zurück 43). 

Für die Mitgliederbewegung des Jahres IgIO liegen nur wenige 
Daten vor ; sie scheint im allgemeinen keine günstige gewesen zu sein: 
der christliche Gewerkschafter spricht zwar von »schönen Erfolgen« und 
berichtet, daß der Zuwachs 2—3000 Mitglieder betragen dürfte). Be- 
sondere Fortschritte haben gemacht die Verbände der Tabakarbeiter, 
der Holzarbeiter, der Berg- und Salinenarbeiter®). Bemerkenswert 
ist, daß zu gleicher Zeit, wo die internationalen Gewerkschaften 
durch das Umsichgreifen der separatistischen Bewegung geschwächt 
und gefährdet wurden, die slowenischen christlichen Organisationen 
sich enger an die Zentrale anschlossen; für die tschechischen Verbände 


42) Es würde natürlich kein Grund vorliegen, die Verbände staatlicher 
und der Gemeindearbeiter gesondert zu betrachten, wenn nicht die Organi- 
sation dieser Kategorien aus politischen Gründen für die christlichen Gewerk- 
schaften viel müheloser wäre. Ueberdies beruht gewiß die Bedeutung der Ar- 
beiterorganisation auf ihrer Position in der privaten Industrie. Diese läßt 
sich aber nur nach Aussonderung der Verbände staatlicher und Gemeindear- 
beiter erkennen. Die gesonderte Betrachtung des Verbandes der Hausbesorger 
bedarf keiner besonderen Begründung. 

43) In den internationalen Gewerkschaften entfielen 1909 auf die Reise- 
und Arbeitslosenunterstützung ungefähr ebensoviel als auf die Krankenunter- 
stützung, Invalidenunterstützung, Beihilfe in Sterbefällen und Notstands- 
unterstützung zusammengenommen, nämlich 20,82 %4 der Gesamtausgaben. 
Die Streik- und Gemaßregeltenunterstützung betrug daneben noch 2!; Mill. K. 
(ca. 23 der Ausgaben für alle übrigen Unterstützungszweige und das ıı-fache 
der Ausgaben, welche die christlichen Gewerkschaften überhaupt für Unter- 
stützungen im Jahre Iyoy aufwenden konnten. Die Daten nach der Gewerk- 
schaft, 24. VI. r910). 

41) Der christliche Gewerkschafter, 13. I. ıyrı. 

#5) Die Tabakarbeiter zählten Ende 1910: 6062 Mitglieder gegenüber 
5541 Ende 1909. Der Zuwachs betrug also 1909: 866, 1910 aber bloß: 521 Mit- 
glieder, oder 9,4 °a im Jahre IyIo gegenüber 18,5 °, im Jahre 1909. (Der christ- 
liche Gewerkschatter, to. III. ıyıı.) 
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wurde die Herausgabe eines besonderen Blattes beschlossen“) und der 
polnische Gewerkschaftsverband mit dem Sitz in Krakau hat den 
Anschluß an die Zentralkommission der christlichen Gewerkschaften 
beschlossen?”). Ebenso wie bei den anderen Gewerkschaftsgruppen 
wird von den christlichen Gewerkschaften die Gründung von Jugend- 
organisationen betrieben. Für diese wird auch bei den Gewerbe- 
treibenden selbst Propaganda gemacht, denen vor Augen gerückt 
wird, daB sonst die Jugendlichen nur allzu leicht der Sozialdemo- 
kratie anheimfallen könnten. Anders als in Deutschland noch vor 
wenigen Jahren fühlen sich also die christlichen Gewerkschaften in 
Oesterreich — heute wenigstens noch zum großen Teile — als »Schutz- 
truppe gegen die Sozialdemokratie«*®). 

Der Reichsbund der christlichen Arbeiterjugend Oesterreichs 
hatte anfangs IgIoO 2500 Mitglieder in 54 Organisationen, zu Beginn 
IQII hingegen bereits 3472 Mitglieder in 83 Organisationen®). Ferner 
sei noch erwähnt, daß (von der christlich-sozialen Arbeiterpartei, 
also von der politischen Organisation der christlichen Arbeiterschatt, 
aber energisch unterstützt von den christlichen Gewerkschaften) im 
Jahre 1910 ein eigenes Kreditinstitut zur Förderung des Sparwesens 
der christlichen Arbeiterschaft gegründet wurde, dessen Reinerträg- 
nisse der christlichen Arbeiterbewegung zugute kommen sollen?). 
Es ist nicht anzunehmen, daß aus diesem Institut die christliche Ar- 
beiterbewegung, insbesondere da zunächst die Geschäftsanteile mit 
5%, verzinst werden müssen und außerdem der Reservefonds und 
»eventuelle andere Fonds« aus dem Ueberschuß gespeist werden kön- 
nen, sehr große Förderung erfahren wird. Die Raschheit, mit welcher 
die christliche Arbeiterbewegung, im Gegensatz zu den internationalen 
Gewerkschaften und auch den deutschen freien Gewerkschaften, be- 
reits an die Gründung eines eigenen Bankinstituts gegangen ist, ıst 
sehr beachtenswert. — 

Endlich sei noch kurz auf die christlichen Arbeitervereine hin- 
gewiesen, welche als Vorstufe der Gewerkschaften angesehen werden 
können. Das sind Verbände christlicher Arbeiter, deren Tätigkeit 
sich im Ausbau von Unterstützungseinrichtungen erschöpft. Zum 
Verhältnis zwischen Unternehmer und Arbeiter nehmen sie nicht 
Stellung, sowie sie auch nicht nach Branchen gegliedert sind. Die 
Zahl der Mitglieder betrug Ende 1909: ca. 31 000; ihr Vermögen 
etwas über I Mill. K. Sie seien genannt, weil ihnen bis zum Jahre 1909 
noch viele Gewerkschaften angehörten, die sich erst in diesem Zeit- 
punkte von ihnen trennten. 

Die politische Organisation, der sich die christlichen Gewerk- 
schatten koordinieren, ist die christlich-soziale Arbeiterpartei®!), deren 


0) Der EEE Gewerkschafter, 13. I. 1911. 

47) Der christliche Gewerke haller, 20. VIII. 1910. 

43) Ebenda, 10. VI. 1910. 

4#) Ebenda, 13. I. I19Ir. 

50) Ebenda, 8. IV. 1910. 

51) An dieser Stelle ist es geboten, kurz auf die Polemik einzugehen, we!che 
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parlamentarische Vertreter Mitglieder der einheitlichen christlich- 
sozialen Partei sind. Es ist natürlich, daB diese Kooperation mit der 
gegen die Ausführungen im analogen Abschnitt der Chronik des Vorjahres 
im Organ der christlichen Gewerkschaften geführt wurde (Der christliche Ge- 
werkschafter, 27. V. 1910). Wenn dies trotz des stellenweise ganz unqualifi- 
zierbaren, eine Erwiderung eigentlich ausschließenden Tones doch geschieht, so 
nicht deshalb, um partout recht zu behalten; der betreffende, einleitende Ab- 
schnitt der »sChronik«e konnte ja, schon aus Gründen des Raumes, gar nicht 
die Materie erschöpfen; für die österreichische Gewerkschaftsbewegung standen 
im ganzen nur wenige Seiten zur Verfügung, die Beschaffung des Materials 
— eine der Hauptschwierigkeiten für die Chronik — war aus verschiedenen 
speziellen Umständen heraus gerade damals besonders schwierig, sodaß nicht 
die christliche Gewerkschaftsbewegung als solche, sondern nur die christlich- 
soziale Arbeiterpartei, also ihre politische Erscheinungsform, gestreift werden 
konnte. Dies schien aber deshalb wichtiger, als ein kurzer Hinweis auf die 
gewerkschaftlichen Organisationen (für welche zu jener Zeit -— Februar 1910 — 
noch kaum irgendwelche Daten zur Verfügung standen), weil ja der einleitende 
Abschnitt der Chronik, wie seine ganze Anlage und auch die Diskussion der 
übrigen Organisationen und Aktionen beweist, den Zusammenhang mit dem 
politischen Leben in erster Linie zu skizzieren suchte. In dieser Hinsicht wurde 
nur angedeutet, daß aus der Wandlung der christlich-sozialen Partei heraus, 
die ja eine Tatsache ist, eine Annäherung der christlich-sozialen Partei 
an die Prinzipien der »Gelben« stattgefunden haben könne, und daß es tatsächlich 
vielfach schwer werde, die Grenze zwischen der chrıstlich-sozialen Arbeiter- 
partei und den »Gelben« zu ziehen. Es wird im Text noch Gelegenheit sein, 
auf einige Momente hinzuweisen, welche dartun, daß die parlamentarischen Ver- 
treter der christlich-sozialen Arbeiter nicht anders handeln als es »Gelbe« tun 
können und für die Arbeiterbewegung als solche ist es ja schließlich gleichgültig, 
ob gelbe Prinzipien bewußt und als Prinzipien gehandhabt werden, 
oder ob im Wege des Kompromisses und der T’ebermacht der politischen Kon- 
stellation weichend eine Organisation so handelt, wie eben Gelbe unter diesen 
Umständen handeln würden. Daß die christlich-soziale Partei als solche eine 
Entwicklung der christlichen Gewerkschaften zu gelben Gewerkschaften wünscht 
kann gerade, nach Mitteilungen des christlichen Gewerkschafters, keinem Zweifel 
unterliegen (z. B. der christliche Gewerkschafter, 24. VI. 1910) und so würde 
es auch nicht wundernehmen, wenn die christlich-soziale Arbeiterpartei, die 
ja mit der christlich-sozialen Partei in einem Verband lebt, Konzessionen zu 
machen geneigt wäre. (Ueberdies hat gerade die Entwicklung der Verhältnisse 
in der christlich-sozialen Partei in der allerletzten Zeit das weitere Verbleiben 
der christlich-sozialen Arbeiterschaft in der christlich-sozialen Partei in Frage 
gestellt. Bezeichnenderweise sind es Mandatsstreitigkeiten, bei denen der Kon- 
flikt ausbricht. Die Art aber, wie er in Erscheinung tritt, laßt vermuten, daB 
die Arbeitervertreter nur zu oft gegen die Interessen ıhrer Mandatare sich 
hatten entscheiden müssen. Christlich-soziale Arbeiterzeitung, 29. IV. ıgır.) 
Was nun die Gewerkschaften anlangt, so sind diese durchaus nicht als völlig 
gleichartig zu betrachten. Es kann gar nicht anders sein, als daß die politische 
Verbindung mit der christlich-sozialen Partei, die gerade in der letzten Zeit 
ständig Regierungspartei ist, und seit der Gründung der christlichen Gewerk- 
schaften ın deren Ausbreitungsgebiet, also ım Lande Niederösterreich und ın 
der Gemeinde Wien, die unbestrittene Majorität besitzt, die Haltung der Ge- 
werkschaften von Gemeinde- und Staatsarbeitern wesentlich beeintlußt. In 
sınnfälligster Weise sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer politisch einheitlich 
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politischen Partei, die ursprünglich eine ausgesprochen mittelständ- 
lerische und agrarische war, in der letzten Zeit nach vieler Richtung 
eine Partei des Hochbürgertums geworden ist, für die Gewerkschaften 
als solche, d. h. als Vertretung der Arbeiterschaft, sehr große Schwie- 


organisiert und daß dies der beste Boden zur Entwicklung gelber Prinzipien 
ist, liegt auf der Hand. Gerade die Vorgänge in den Gewerkschaften der städti- 
schen Bediensteten zeigen, wie sehr die Arbeiterschaft die christlichen Gewerk- 
schaften städtischer Arbeiter als gelb empfindet. Die Gründung eines sun- 
poltischen Fachvereins«, der große und schnelle Fortschritte gemacht hat, zeigt 
nur zu deutlich, wie ein erheblicher Teil der in den christlichen Gewerkschaften 
organisierten Arbeitern die Kooperation mit der christlich-sozialen Partei, die 
in erster Linie doch eine Partei der selbständigen Gewerbetreibenden, von 
Unternehmern ist, wertet (vergl. Arbeiterzeitung, 20. XI. 1910 und 20. I. 1911). 
Auch die zahlreichen Vereine gewerblicher Arbeiter (siehe z. B. oben im Text 
über die Gewerkschaft der Bäckereiarbeiter) nähern sich politisch und in ihren 
sonstigen Auffassungen und Ideologien sehr denen der Meister. Es bleiben also 
nur ganz wenig Verbände (die Textilarbeiter und Metallarbeiter etwa), die als 
Gewerkschaften, z. B. nur im Sinne der christlichen oder H. D.-Gewerkschaiten 
in Deutschland angesprochen werden können. Wenn endlich behauptet wurde, 
daß »vielfach Unternehmer mit der christlich-sozialen Arbeiterschaft zum Zwecke 
der Bekämpfung der Sozialdemokratie kooperieren«, so muß auch das voll- 
inhaltlich aufrecht erhalten werden. Gerade dafür kann auf das Organ der 
Bäckereiarbeiter hingewiesen werden, welches sich seines Vorgehens sogar 
rühmt (z. B. eines Abkommens, in einen Betrieb christliche Arbeiter zu ent- 
senden, wenn der Unternehmer seine sämtlichen, in der internationalen Ge- 
werkschaft organisierten Arbeiter entlasse — ein Vorgehen, das sogar von christ- 
lich-sozialen Blättern verurteilt wurde, der Bäckereiarbeiter, 15. I. und 1. Il, 
1910); ferner soll bei den letzten Wahlen in die Unfallversicherungsanstalt 
für Niederösterreich eine Kooperation der Unternehmer gegen die interna- 
tionalen Bauarbeitergewerkschaften stattgefunden haben (die allerdings die Nie- 
derlage der christlichen Gewerkschaften nicht verhindern konnte). Die christ- 
lichen Gewerkschaften sind eben, das muß hervorgehoben werden, keine durchaus 
homogenen Gebilde, sind sie doch zum größten Teile erst aus den katholischen 
Arbeitervereinen entstanden, die gewiß in ihren Auffassungen den »Berliner Fach- 
abteilern« sehr nahestehen dürften. Daher ist die Anschauung vollkommen zutref- 
fend, daß »die Grenze zu den Gelben« sehr schwer zu ziehen ist — insbesondere 
zutreffend für die christlich-soziale Arbeiterpartei, aber auch für die christlichen 
Gewerkschaften selbst. — Nicht ganz überflüssig (mit Rücksicht auf die Seite, 
von der die Polemik erfolgte) ist es vielleicht, schließlich zu betonen, daß die Aus- 
führungen über die christlich-soziale Arbeiterpartei, wie alle Ausführungen der 
Chronik überhaupt, keinerlei Werturteile enthalten, sodaß der Vorwurf einer 
einseitigen Parteinahme nicht als gerechtfertigt anerkannt werden kann. Was 
in der Chronik berichtet wird, sind ausschließlich Tatsachen, die ja möglicher- 
weise der einen oder der anderen Partei unbequem sind; der einzige Vorwurf, 
der der Chronik gemacht werden dürfte, wäre Unrichtigkeit, diese müßte aber 
erst bewiesen werden. Solange sie jedoch nur Tatsachen, welche für die Ent- 
wicklung erheblich sınd, mitteilt, und ihre Bedeutung für die Entwicklung 
klarzulegen sucht, muß der Vorwurf einer Parteinahme auf das entschiedenste 
zurückgewiesen werden. Gewiß ist es möglich, daß die Chronik im Material 
nicht vollständig ist — aber dem liegt — wie bereits angedeutet — nicht eine 
Absicht zugrunde —, sondern es bestehen die größten Schwierigkeiten das 
Material dauernd, vollständig und rechtzeitig zu beschaffen. 
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rigkeiten mit sich bringt 5). Schwierigkeiten, die ja in analoger Weise 
auch im deutschen Zentrum und selbst bei den H.D.Gewerkvereinen 
bestehen. Das zeigt sich schon darin, daß die Ideologien, von denen 
die Gewerkschaften beherrscht werden — natürlich mit Unterschie- 
den je nach der Gewerkschaftsgruppe — mehr oder minder von der 
christlich-sozialen Partei affiziert werden®®), die als Partei von Unter- 
nehmern in erster Linie den Kampf gegen die Sozialdemokratie als 
ihre Aufgabe betrachtet. Und das läßt sich ganz uneingeschränkt 
sagen, daß die christlichen Gewerkschaften in ihrer Gänze gleichfalls 
den Kampf gegen die Sozialdemokratie, weiterhin auch gegen die 
internationalen Gewerkschaften (deren Mitglieder ja Sozialdemo- 
kraten sind) als ihre Hauptaufgabe betrachten (was gewiß 
mit seinen Grund auch in der heftigen Bekämpfung der christlichen 
Gewerkschaften durch die Sozialdemokratie hat). Eine Kooperation 
zwischen christlichen und internationalen Gewerkschaften ist bisher 
in Oesterreich, soweit zu sehen, erst in sehr seltenen Fällen vorge- 
kommen, während ja im Deutschen Reich sehr häufig große Lohn- 
kämpfe nicht nur faktisch, sondern auch taktisch gemeinsam geführt 
werden, gemeinsam die Forderungen gestellt werden und gemeinsam 
die Verträge zum Abschluß gelangen. Das hat in erster Linie seinen 
Grund darin, daß die christlichen Gewerkschaften in den meisten 
Industriezweigen noch viel zu schwach sind, um als Organisation 
überhaupt in Betracht zu kommen; aber auch in der Textilindustrie 
und in der Metallindustrie (in der sie allerdings nur lokal von Be- 
deutung sind) besteht zwischen den Organisationen ein derart schlech- 
tes Einvernehmen, daß es vielleicht doch nicht zur Gänze aus der 
Eifersucht der Organisationen erklärt werden kann und möglicher- 
weise doch die prinzipielle Stellung der Organisationen mit daran 
schuld ist. 

Die Verbände gewerblicher Arbeiter fühlen sich am ehesten mit 
der christlich-sozialen Partei solidarisch. Schon in ihren Grundan- 
schauungen, insofern als sie z. B. gegen den Großbetrieb sind. Es 
dürfte eine singuläre Erscheinung sein, daß eine Gewerkschaft wie 
hier die der Bäcker, für den Kleinbetrieb und die damit verbundenen 
ungünstigen Arbeitsbedingungen und unhygienischen Verhältnisse 
eintritt, die ja in der Bäckerei gerade (und auf Grund spezieller Er- 


52) Siehe z. B. über die Position des christlichen Gewerkvereins für städti- 
sche Bedienstete der Wiener Straßenpflege (Der christliche Gewerkschafter, 
13. V. 1910 u. p.); ferner das Geständnis, daß die christlichen Arbeiter der 
christlich-sozialen Partei »unter den schwierigsten Verhältnissen die Treue ge- 
wahrt habe« (Der christliche Gewerkschafter, 25. III. 1910) vergl. auch die 
deutsche Gewerkschaft, Nov.—Dez. 1910 über das Verhalten des Vorstandes 
der christlich-sozialen Arbeiterpartei in der Frage der Lehrlingsurlaube. (Hierzu 
auch: Der jugendliche Arbeiter, Januar 1911.) 

53) Besonders die christlich-swziale Arbeiterpartei argumentiert oft genau 
in extrem mittelständlerischem Sinne (Vgl. christlich-soziale Arbeiterztg. 22.IV. 
ıgır), dann wieder ganz agrarisch (z. B. gegen Pautz-Hoffmceister; ebenda 
12. XI. 1910). 
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hebungen kann behauptet werden: speziell in Wien, wo die Beschaf- 
fung geeigneter Werkstätten auf größere Schwierigkeiten stößt als in 
kleineren Orten) stets die Hauptbeschwerdepunkte der Arbeiterschaft 
gebildet haben. — So ungünstig auch die Konzentration der Betriebe 
auf die Bäckereiarbeiter durch Verminderung der Arbeitsgelegenheit 
gewirkt haben mag, so wird doch eine jede Bäckerorganisation zwei- 
felsohne im Interesse ihrer Mitglieder für die Ueberführung der Klein- 
betriebe in Großbetriebe eintreten, zumal sich die daraus ergebenden 
ungünstigen Folgen durch Einschränkung der Arbeitszeit erheblich 
vermindern lassen. Die christliche Gewerkschaft der Bäckereiarbeiter 
in Oesterreich aber wendet sich gegen den (sroßbetriebÖ?), der offen- 
bar in weit höherem Maße die Unternehmer schädigt als die Arbeiter- 
schaft. — Auch die Argumentation gegenüber der internationalen 
Bäckergewerkschaft ist eine ganz mittelständlerische, geht von den- 
selben Gesichtspunkten aus, von denen der Kampf gegen die Großbe- 
triebe aus begründet wird; selbst die Wendung, daß »die Sozialdemo- 
kratie mit aller Entschiedenheit den Mittelstand bekämpft, einen 
Konsumverein nach dem andern, einen Großbetrieb nach dem andern 
errichtet« fehlt nicht®®). Auch die Anträge der international organi- 
sierten Bäckereiarbeiter auf Verkürzung der Arbeitszeit, insbesondere 
aber Abschaffung der Nachtarbeit werden von den christlichen Bäckern 
als Unmöglichkeit bekämpft und es wird von diesen eine verschieden- 
artige Behandlung der Klein-, Mittel- und Großbetriebe vorgeschla- 
gen?®). Aus diesen Gründen und unter Vorbringung sehr verschieden- 
artigen, nur schwer nachprüfbaren Materials wird speziell die Gewerk- 
schaft der Bäckereiarbeiter (aber diese ist die größte der gewerblichen 
Gewerkschaften und wird nur übertroffen von den Metallarbeitern 
und Textilarbeitern) als gelb bezeichnet?”). 

Ganz anders als diese Organisationen gewerblicher Arbeiter sind 
die der industriellen, in erster Linie die Gewerkschaft der Textil- 
arbeiter. Schon der Umstand, daß der größte Teil ihrer Mitglieder 
fern vom Sitz der Macht der politischen Partei ist (das Organ 
erscheint zwar in Wien, der Verband aber umfaßt hauptsächlich Mit- 





54) Der Bäckereiarbeiter, r. I. 1gro (wo zugleich behauptet wird, daß das 
Brot der Fabriken weder billiger noch besser sei, als das in den Handbetrieben 
erzeugte — schon wegen der vielen Regien und der Notwendigkeit, ein großes 
Beamtenpersonal zu erhalten usw.). Auch: Der Bäckereiarbeiter, ı. IV. 1910 
mit der Nuance, daß die Gefahr bestehe, daß die »Fabriken das Kleingewerbe 
niederringen, um dann die Brotpreise nach Belieben zu regulieren«, eine Gefahr, 
die jedoch infolge der Konsumvereinsbäckereien in allen größeren Städten nicht 
mehr aktuell ist. — Ferner (Der Bäckereiarbeiter, 15. VIII. 1910) wird behauptet, 
daß der Großbetrieb die Arbeiter viel mehr ausbeute als der Kleinbetrieb, sodaß 
sie nicht mehr imstande seien, ihr Kulturbedürfnis zu befriedigen, sondern ge- 
nötigt seien sich dem Trunke zu ergeben (!). 

55) Der Bäckereiarbeiter, 15. II. ıgıo. 

56) Ebenda, 15. IV. und 15. V. ıg91o. 

8) Vergl. hierzu: Ebenda, ı. XII. ıgıo. Ferner die in Anmerkung 5! 
erwähnten Einzelheiten. 
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glieder in den böhmischen, mährischen und schlesischen Textilge- 
bieten) läßt eine größere Unabhängigkeit von der christlich-sozialen 
Arbeiterpartei vermuten. Wenn dieser Gewerkschaft auch von der 
Textilarbeiterunion (der internationalen Gewerkschaft) nach wie vor 
Streikbruch vorgeworfen wird, so sind die Tatsachen doch nicht der- 
art (vom Gesichtspunkt der »Gewerkschaftsmoral« betrachtet) ver- 
werflicher Natur, als bei den Verbänden gewerblicher Arbeiter, ins- 
besondere beim Bäckereiarbeiterverband®®). In der Ideologie jedoch 
werden auch sie sehr von der christlich-sozialen Partei beeinflußt und 
gehen vielfach in der »Verteidigung des Bestehenden« viel weiter, 
als es z. B. die christlichen Gewerkschaften im Deutschen Reich oder 
der H.D.Verband tut. Sie kämpfen zwar sehr gegen die gelben Or- 
ganisationen®®), als welche sie auch die deutschnationalen österreichi- 
schen Gewerkschaften bezeichnen, treten auch gelegentlich für das 
Parlament ein, um es gegen die Beschuldigung der »Unfruchtbar- 
keit« zu verteidigen®®); aber sie tragen der christlich-sozialen Partei 
insofern Rechnung, als sie die Aufhebung der Zölle nicht befürworten, 
da diese nicht in erster Linie an der Teuerung schuld tragen®!). — 
Gelegentlich sieht sie sich auch veranlaßt, Betrachtungen der christ- 
lich-sozialen Partei zum Abdruck zu bringen, deren Konsequenz eine 
sehr große Annäherung an gelbe Prinzipien bedeuten würde®). So 

5%) Textilarbeiterzeitung, 26. III. ıyıo u. p. 

59) Ebenda, 23. IV. 1910. 

860, Fbenda, 2. IV. 1910. 

6) Ebenda, 19. und 26. XI. 1910; hier werden die üblichen agrarıschen 
Argumente vorgebracht, während selbst die Großindustrie bereits für Herab- 
setzung der Agrarzüölle einzutreten beginnt. 

62) Prinz Aloıs Liechtenstein leitet eine volkswirtschaftliche Studie über 
den schwedischen Generalstreik mit einigen allgemeinen lrörterungen ein, in 
welchen sich folgende Sätze finden, die auch wegen der programmatischen 
Erklärung für die christlich-soziale Partei von Wichtigkeit sind: »Das Endziel, 
welches die christlich-soziale Partei ehrlich und beharrlich anstrebt, ist es, den 
manuellen Arbeitern festen, wenn auch bescheidenen Besitz, eigenes wohnliches 
Obdach, reichliche Nahrung und gute Kleidung, sorgenloses Alter, Pflege in 
der Krankheit, Hilfe in der Not, Mittel zur Gründung und zum Unterhalte der 
Familie und zur Erziehung der Kinder, kurz jene Summe wirtschaftlichen Be- 
hagens zu bieten, welche der Würde und dem steigenden Niveau der modernen 
Zivilisation entspricht. Sicherlich wird dieses Ziel nıcht durch wilden Vernich- 
tungskrieg jener 3 Faktoren erreicht. — Darum stehen wir Christlich-Sozıalen 
dem Streik, dieser Waffe in der Hand der Arbeiter, wesentlich anders gegen- 
über als die Sozialdemokratie. Wir halten dieses prinzipiell gewiß erlaubte und 
unter Umständen ganz unentbehrliche Kampfmittel für cine zweischneidige 
Waffe, die in den meisten Fällen demjenigen, der sie gebraucht, ärgere Wunden 
schlagt als seinem Gegner. Sie ist im richtigen Augenblicke, also selten und 
vorsichtig zu verwenden. Andererseits freilich urteilt und verfährt die Sozial- 
demokratie. — Der Zweck des Streiks ist für die Sozialdemokratie nicht die Besse- 
rung der materiellen Lage der Arbeiter, er ist lediglich das bewährte Mittel, um 
die Massen zu drillen, zu disziplinieren, sie in besummte, unter ihrer Herrschatt 
stehende Organısationen zu pressen, sie an scharfe Besteuerung und unbedingten 
Gehorsam zu gewöhnen« u. s. w. (Textilarbeiterzeitung, 30. VII. 1910.) 
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ist es zum mindesten erklärlich. daB auch diese Gewerkschaft. so sehr 
sie nach den meisten ihrer Acußerungen als aufrichtige Arbeiterver- 
tretung angesprochen werden kann, mitunter von der Arbeiterschaft 
mißtrauisch betrachtet und den Gelben zugerechnet wird. 

Bei Beurteilung der christlichen Gewerkschaften im allgemeinen 
wird man also genötigt sein, 3 Gruppen zu unterscheiden: 1. Die Ver- 
bände staatlicher, insbesondere aber der Gemeindearbeiter und An- 
gestellten, kurz der Arbeiter, welche von Behörden abhängen, auf 
deren Leitung die christlich-soziale Parteı einen entscheidenden Ein- 
tluß auszuüben vermag. Diese wirken, wie die Vorgänge in der Ar- 
beiterschaft der Gemeinde Wiens zeigen‘), genau wie gelbe Ver- 


63, Hier sei nur an einige markante Vorkommnisse erinnert: Im November 
1910 wurde der Hauptvertrauensmann der städtischen Elektrızitätsarbeiter, 
wie es hieB auf Wunsch eines Mitgliedes der christlich-sozialen Arbeiterpartei, 
eines einflußreichen Abgeordneten, entlassen, da er im Sinne der Bildung eines 
»unpolitischen Fachvereins«e der Bediensteten der städtischen Elektrizitäts- 
werke wirkte. tArbeiterzeitung, 19. und 20. XI. 19101. Diesem unpolitischen 
Fachverein wurde sofort Kooperation mit den Sozialdemokraten vorgeworien 
ıArbeiterzeitung, 7. NII. 1910) und die Gemeinde Wien soll, als die Bewegung 
weitere Kreise zog, versucht haben, eine Absplitterung in den Reihen der Ar- 
beiter dadurch hervorzurufen, daß die die Forderungen einzelner Kategorien 
iz. B. der Motorführer der Straßenbahn) zu bewilligen versprach. (Arbeiter- 
zeitung, 15. NII. 1910). Der unpolitische Fachverein machte weiter gute Fort- 
schritte und rief auch ein eigenes Organ ins Leben (»Der Weckruf, offizielles 
Organ der städtischen Bediensteten \Wiens« mit dem Motto: »Der Allgemeinheit 
dienen, aber nicht ihr Knecht sein«; Arbeiterzeitung, 19. I. 1911) und bildete 
sich zu einem Zentralverein der städtischen Bediensteten um (Arbeiterzeitung, 
20. I. ıyır). Ihm gehören derzeit Arbeiter der Straßenbahnen, Elektrizitäts- 
werke, Gaswerke, der Omnibusunternehmung und der Straßenpilege an. Die 
Bedeutung der Organisation in diesem Zusammenhang besteht darin, daß sie 
klar beweist, daB große Teile der Arbciterschaft in den christlichen Gewerk- 
schaften energische Interessenvertretungen nicht erblicken zu können glauben 
und eine unabhängige, nicht politische Organisation bilden, um ihre Interessen 
anders als durch Vertreter geltend zu machen, die mit ihren Arbeitgebern im 
Verbande einer und derselben politischen Partei wirken. Aberauch politisch 
ist diese Gründung von Wichtigkeit, weil die Arbeiterschaft der Gemeinde und 
des Landes stets als sicherer politischer Stützpunkt der herrschenden Partei 
betrachtet wurde. Die Gründung des unpolitischen Fachvereins bedeutet den 
Beginn einer Emanzipation der Arbeiterschait von der politischen Führun; 
ihrer Arbeitgeber — cine Emanzipation, die bei den staatlichen Arbeitern schon 
längst große Fortschritte gemacht hat. — Soweit bisher in das seit dem Januar 
r911 erscheinende Organ, »Der Weckruf« (was erst nach Abschluß dieses Ab- 
schnitts der Chronik möglich war) Einsicht genommen werden konnte, hat man 
es bei dem »unpolitischen Fachverein« der Gemeindearheiter Wiens mit einer 
spontanen, und wie es scheint, sehr aussichtsreichen Bewegung zu tun, deren 
erste organisatorische Schritte sehr geschickt eingeleitet wurden. Hängt die 
Bildung der unpolitischen Fachverbände auch mittelbar mit dem Zerfall de: 
christlich-sozialen Partei, den seit dem Tode Luegers nur zu deutlich hervor- 
getretenen Zwiespaltigkeiten innerhalb der Partei zusammen, so ist sie doch 
zugleich von der Erweckung eines lebendigen Zusammengehörigkeitsgefühl 
begleitet, verfolgt ein konkretes Programm, das in dem oben zitierten Motto des 
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bände. Sie haben die Funktion, die Forderungen der Arbeiterschaft 
auf das geringstmögliche Maß zu reduzieren und sind nebenbei (also 
in weitgehenderem Maße noch als die gelben Verbände für die Unter- 
nehmer) von Wichtigkeit als Stützpunkt der christlich-sozialen Par- 
tei. Daß sie als gelbe Verbände wirken, wenigstens der Intention der 
christlichen sozialen Partei nach so wirken sollen, beweist einer- 
seits die Stellung der Partei gegen sie, andererseits die Haltung der 
Arbeiterschaft. 2. Die Verbände der gewerblichen Arbeiter sind 
meistens viel zu klein, als daß von ihnen irgend eine erhebliche Wir- 
kung ausgehen könnte. Objektiv erschöpft sich ihr Effekt daher 
in einer Zersplitterung der Arbeiterbewegung und in konkreten Fällen 
läßt sich eine Kooperation mit den Unternehmern gegen die inter- 
nationalen Gewerkschaften nachweisen, in manchen anderen Fällen 
wenigstens vermuten. 3. Die christlichen Verbände der industriellen 
Arbeiterschaft endlich (deren es nur zwei, von größerer Wichtigkeit 
nur einen gibt) bilden den Kern der Gewerkschaftsbewegung und 
können allein als für die Gewerkschaftsbewegung von größerer Be- 
deutung betrachtet werden. Danach muß festgestellt werden, daß 
die Bedeutung der christlichen Gewerkschaften eher als auf dem Ge- 
biet der reinen Interessenvertretung auf dem der politischen Be- 
tätigung liegt. Darauf weist auch der Umstand hin, daß gerade Ge- 
werkschaftsgruppen derjenigen Kategorien gebildet wurden, die der 
politischen Partei nahestehen, die von der politischen Partei als sichere 
\Wählermassen gewertet werden konnten. Es besteht ein ähnliches 
Verhältnis zu der politischen christlich-sozialen Partei, wie zwischen 
den deutschen, nationalen Gewerkschaften und den deutschen Par- 
teien. Und es ist ungemein bezeichnend, daß die eben erfolgte Reichs- 
ratsauflösung prägnant den Charakter der christlich-sozialen und auch 
der deutschen Parteien als bürgerlicher Parteien zeigt, 
insbesondere in der Zurückweisung der geforderten Anzahl von Ar- 
beiterkandidaturen, und so Konflikte zwischen dieser Art von Ge- 
werkschaften und den Parteien schafft (vgl. Der deutsche Arbeit- 
nehmer, 29. IV. ıgıı und Christlichsoziale Arbeiterzeitung, 29. IV. 
IQ9II). Aber man kann schon jetzt voraussagen, daß sie mit einer 
»Aussöhnung« enden werden: Denn beide genannten Arten der Ge- 
werkschaften können sich ohne den Rückhalt politischer Parteien 
gegenüber den internationalen Gewerkschaften nicht halten. Und 





»Weckrufe eine treffende Formulierung erfahren hat und wird wohl, wie man 
aus so manchem entnehmen kann, sich über kurz oder lang den internationalen 
Gewerkschaften und der Sozialdemokratie anschließen (siehe z. B. »Weckrufe« 
vom I. Mai ıyır). Die christlichen Gewerkschaften behandeln den »unpoli- 
tischen Fachverein« als gegnerische Organisation und dokumentieren schon 
damit, daß sie eine energische Interessenvertretung der Gemein.dearbeiter ab- 
lehnen. — Die immerhin bloß lokalen Vorkommnisse sind von symptomatischer 
Bedeutung, weil sich hier der Zerfall einer großen »Volkspartcie, die mehr als 
irgend eine andere Partei Ocsterreichs sich ursprünglich demokratisch gab, 
ankündigt und sich die Unmöglichkeit, agrarische, städtische, kleinbürgerliche 
und Arbeiterinteressen zugleich zu vertreten, erweist. 
60* 
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dadurch erweisen sie, daß sıe ın ihrer Anlehnung an die und in der 
Kooperation mit den genannten Parteien auf die Dauer eine ent- 
schiedene Interessenvertretung der Arbeiterschaft nicht darstellen 
können. — 


Die deutschen nationalen Gewerkschaften. 


In dem analogen Abschnitt der sozialpolitischen Chronik des 
Vorjahres®!) wurde darauf hingewiesen, daß bei den deutschen (na- 
tionalen) Arbeiterparteien die Organisation noch in der Bildung be- 
griffen sei. Inzwischen haben sich die ÖOrganisationsverhältnisse 
etwas geklärt, wenn auch noch bei der Jugend, der Schwäche der 
Verbände und dem Mangel logischer und eindruckvoller Prinzipien 
sehr verschiedenartige Entwickelungsmöglichkeiten bestehen. Bisher 
haben sich ziemlich deutlich 2 Gruppen der »deutschvölkischen Ar- 
beiterbewegung« gebildet: die eine umfaßt reine Arbeiterverbände und 
gemischte Gewerkvereine in der Zentralkommission der vereinigten 
deutschen Arbeiterorganisationen Oesterreichs, ihr Organ ist »die 
deutsche Gewerkschaft«, die monatlich und nicht immer regelmäßig 
erscheint. Daneben und im Gegensatz zur Zentralkommission besteht 
der Reichsbund deutscher Arbeitervereinigungen Oesterreichs, oder 
eigentlich mehrere solche Reichsbünde, der eine für die Alpenländer 
mit dem Sitz in Graz, der andere für die Donauländer mit dem Sitz 
in Wien, und ein dritter mit dem Sitz in Reichenberg, welchen Bün- 
den noch eine Handlungsgehilfenorganisation (»Anker«) und ein deut- 
scher Arbeiterbund in Wien angeschlossen sind. Die donauländische 
und Reichenberger Organisation haben sich kürzlich zusammenge- 
schlossen®5), ohne daß gesagt werden könnte, daß dieser Zusammen- 
schluß ein dauernder sein wird. Das Organ der Verbände ist »der 
deutsche Arbeitnehmer«, der in Graz wöchentlich erscheint. Zwischen 
den genannten zwei Gruppen (den der Zentralkommission ange- 
schlossenen Gewerkschaften und den »Reichsbünden«) besteht eine 
große Rivalität, die allem Anschein nach zunächst auf persönliche 
Differenzen zurückgeht, dann aber doch auch sachliche Gründe haben 
dürfte. 

Ein nur einigermaßen sicheres Urteil über die numerische und 
finanzielle Stärke der deutschen Gewerkschaften zu gewinnen, ist 
ganz unmöglich. Ziffernangaben über die der Zentralkommission an- 
geschlossenen Verbände sind zwar zu erhalten, aber sie sind einander 
so widersprechend, daß es schwer wird, ihnen Vertrauen zu schenken 
Ein dem arbeitsstatistischen Amt übermittelter Bericht der Zentral- 
kommission der vereinigten deutschen Arbeiterorganisationen Oester- 

reichs nennt folgende Ziffern‘) als Bestand am ı. Januar Igro: 


6) Archiv, Bd. XXN. S. 504. 

65) Vergl. z. B. die deutsche Gewerkschaft, März ıyr1. 

66) Die Arbeitseinstellungen und Aussperrungen in Oesterreich während 
des Jahres 1909 S. 204. 
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a) Reine Arbeiterverbände. . Mitglieder 

Bund deutscher Friseur- und Perrückenmachergchilfen Oesterreichs, 
Sitz Wien 125 
Deutscher Glasarbeiterverband, Sitz Teplitz-Schönau 320 
Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband, Sitz Wien 7 982 
Deutscher Metallarbeiterverband für Oesterreich, Sitz Gablonz 1.233 
Gewerkverein deutscher Bauarbeiter Oesterreichs, Sitz Karlsbad I 500 
Reichsbund deutscher Berg- und Hüttenarbeiter Oesterreichs 1600 
Reichsbund deutscher Eisenbahner Oesterreichs, Sitz Wien 12 450 
Reichsbund deutscher Holzarbeiter Oesterreichs, Sitz Teplitz-Schönau 700 

Reichsbund der deutsch-österreichischen Postbeamten und -bediensteten 
Oesterreichs, Sitz Wien 2 000 
3 weitere Reichsbranchenverbände mit zusammen 1 750 


b) Gemischte Gewerkvereine. 
ro allvemeine Landes-, Gau- oder Bezirksverbände in Niederösterreich 
und den Sudetenländern 23 000 
Verein der deutschen Staatsangestellten Niederösterreichs, Sitz Wien 3 200 


Darnach hätten die der Gewerkschaftskommission angeschlossenen 
Verbände Ende 1909 ca. 54 000 Mitglieder umfaßt. Der Bericht er- 
wähnt außerdem noch o Verbände von Staatsangestellten mit zu- 
sammen ca. Io 000 Mitgliedern, deren Anschluß bevorstehe. 


Es muß befremden, daß die deutsche Gewerkschaft, das Organ 
der Gewerkschaftskommission, trotzdem sie den erwähnten Bericht 
an das Arbeitsstatistische Amt abgab, selbst nichts über den Um- 
fang, noch weniger etwas über die finanziellen Verhältnisse der Ge- 
werkschaften publiziert. Ja noch mehr, die wenigen Ziffern, welche 
ın der deutschen Gewerkschaft zu entdecken sind, stehen mit den 
genannten summarischen Angaben in Widerspruch, sodaß man 
annehmen muß, daß irgend welche festen Mitgliederbestände 
und geordnete Verwaltung nur in den wenigsten Gewerkschaften be- 
stehen®”). Wie es scheint, sind wirkliche Verbände mit einem der 
Leitung genau bekannten Mitgliederstande, einem Budget, und spe- 
ziellen Vereinszwecken bloß der Reıchsbund deutscher Eisenbahner 


#) So hatten nach den Angaben der deutschen Gewerkschaften bloß im 
Jahre 1909 eine Mitgliederzunahme zu verzeichnen von: der Verband deutscher 
Glasarbeiter: 2000; (im Bericht ıst als Mitgliederzahl angegeben: 320); der 
Bauarbeiterverband 2000 Mitglieder (nach dem Bericht war der Mitgliederstand 
Anfang 1910: 1500); die Post-Beamten und -Bediensteten: 4000 (nach dem 
Bericht zählte der Verband im ganzen bloß 2000 Mitglieder). (Die deutsche 
Gewerkschaft, 4. IV. 1910.) Die ausgewiesenen Zuwächse sind also durchweg 
erheblich höher als die Angaben für den Mitgliederstand nach Ablauf der be- 
zeichneten Periode. Auch fehlen bezeichnenderweise überall genauere Budget- 
ziifern. Auch wird fortwährend von Gründung neuer Verbände berichtet, die 
bereits der amtlichen Statistik als bestehend angekündigt werden (der christ- 
liche Gewerkschafter, 25. Il 1910). Darnach muß es allerdings wundernehmen, 
daß die offizielle Statistik die Mitteilungen der Reichsgewerkschaftskommis- 
sion ohne weitere Prüfung glatt abdruckt. 
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Oesterreichs und der deutschnationale Handlungsgehilfenverband (der 
ja bloß der Zweigverein des großen deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverbandes mit dem Sitz in Hamburg ist). Dafür spricht 
auch der Umstand, daß der Deutschnationale Handlungsgehilienver- 
band, resp. die in diesem führenden Persönlichkeiten an der Spitze 
der Zentralkommission stehen und nicht eine Gewerkschaft von Ar- 
beitern®?). 

Die Tätigkeit dieser deutschen Gewerkschaften ist bisher eine 
sehr bescheidene. Aus gewissen Aeußerungen könnte man schließen, 
daß sie mit einem gewissen Stolz den Mangel an verfügbaren Mitteln 
hervorheben, daB sie im Gegensatz zu den internationalen Gewerk- 
schaften, welche »im Gelde schwimmen«, an Mangel leiden und gar 
nicht alles leisten können, wozu sie imstande wären. Sie betonen 
diesen Umstand als Beweis dafür, daß ihre Unterstützung durch 
Fabrikanten ein leeres Gerede sei?®). Nebenbei lassen sie auch durch- 
scheinen, daß namentlich die Gewinnung stärkerer, kapitalkräftigerer 
Organisationen für die Zentralkommission sehr schwierig sei, weil 
diese aus Sorge um ihren Kassenbestand einen derartigen Schritt 
fürchten. 

Ob die ın der Gewerkschaftskommission vereinigten Verbände 


88) Ueber diesen und seine Prinzipien sieche »Chronik« Archiv, Bd. XXXI, 
S. 221 ff. Daraus geht hervor, daß der deutschnationale Handlungsgehilfenver- 
band in Ocsterreich ganz andere Prinzipien vertritt als der deutschnationale Hand- 
lungsgehilfenverband in Deutschland, der sich zwar auch eine Gewerkschaft 
nennt, aber das Zusammengehen mit Arbeitergewerkschaften wohl ablehnen 
würde, wie er ja auch z. B. in der Frage der Pensionsversicherung die 
Verschmelzung mit der allgemeinen Arbeiterversicherung perhorresziert. 

6°) Außer den genannten Widersprüchen {daß die Mitgliederzunahme 
größer als der zu Ende derselben Periode ausgewiesene Mitgliederstand) seı 
auch hervorgehoben, daß selbst nach der deutschen Gewerkschaft nach einem 
»großen Aufschwung« im Jahre ıyıo als Mitgliederziffer für den Reichsbund 
deutscher Eisenbahner angegeben wird im März 1911: 12 503; für den deutsch- 
nationalen Handlungsgehiltenverband 8320. Im Vergleiche mit den oben ge- 
nannten Ziffern für Ende 1909 sind das Zuwächse: 17 Mitglieder bei den Eisen- 
bahnern und 338 Mitglieder beim deutschnationalen Handlungsgehilienverband, 
also gewiß schr unerheblich. Von anderen Verbänden wird detailliert überhaupt 
nicht berichtet (die deutsche Gewerkschaft, März 1911}. — Hingegen werden 
stets Neugründungen registriert: so Bauarbeiter, Tabakarbeiter, Glasarbeiter 
im Jahre Iyıo (die deutsche Gewerkschaft, 4. IV. 1910), Textilarbeiter, Fabrik- 
arbeiter, Friseurgehilfen (Die deutsche Gewerkschaft, November, Dezember 1910), 
Reichsbund deutscher Ton- und Steinarbeiter, Verein deutscher Staatsange- 
stellter für Tirol und Vorarlberg (März ıgıın). In den meisten Fällen scheint 
es sich hier aber nıcht so sehr um Neugründungen, als um den Anschluß bestehen- 
der nationaler Arbeitervereine an die Gewerkschaftskommission zu handeln. 

70) Die deutsche Gewerkschaft, Oktober ıgıo. Natürlich ist der Mangel 
an Mitteln nicht ein strikter Gegenbeweis gegen die Behauptung der internatio- 
nalen und auch der christlichen Gewerkschaften, daß die deutsche Arbeiter- 
bewegung von den Fabrikanten gehalten wird. Denn diese werden gewiß nicht 
so viel Mittel aufwenden, als dem Budget echter Gewerkschaften entsprechen 
würde. 





‚rt 
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tatsächlich »gelb« sind, läßt sich natürlich auf Grund der direkten 
Enunziationen der Verbände selbst nicht entscheiden. Sie selbst 
geben sich keineswegs als gelb. Andererseits konnte die Zentral- 
kommission, wie sie zugibt”!), keine »abgeklärte Sozialpolitik« be- 
treiben (was damit gemeint ist, ist rätselhaft), noch umfangreiche 
Lohnkämpfe durchführen, noch großzügige Einrichtungen der Selbst- 
hilfe ins Leben rufen. Sie mußte sich darauf beschränken, die sozial- 
politischen Maßnahmen der Berufsgewerkschaften zu unterstützen 
Aber bezeichnenderweise werden als solche Aktionen auch für das 
Jahr ıgıo, in dem es trotz der schwächeren Konjunktur nicht 
an Lohnbewegungen und ernstlichen Konflikten mit den Arbeit- 
gebern mangelte, nur genannt die Besoldungsreform der Staats- 
angestellten und die Beseitigung der Arbeitslosigkeit im Kohlen- 
bergbau Nordwestböhmens’”?), sowie Eingaben in Sachen der 
Sozialversicherung, die »allein schon von einer regen sozialpoli- 
tischen Arbeit sprechen« und dergl. Soweit die Gewerkschaft 
selbst berichtet, kam nur ein Tarifvertrag zustande, der vom 
Gewerkverein deutscher Bauarbeiter Ocsterreichs für ein sehr be- 
schränktes Gebiet (Karlsbad) ohne Streik abgeschlossen wurde 
und in welchem das Hauptzugeständnis eine Lohnerhöhung von nur 
2 h per Stunde für die dreijährige Vertragsperiode darstellt”3). (Dar- 
nach kann der Erfolg als nicht sehr erheblich bezeichnet werden. — 
Die sozialdemokratische Presse behauptete, daß diese Bauarbeiter- 
gewerkschaft direkt eine Gründung der Unternehmer zum Zweck der 
Niederwerfung eines von der internationalen Gewerkschaft inau- 
gurierten Streikes gewesen sei). Es kann daher nur soviel festgestellt 
werden, daß die deutschnationalen Arbeiterverbände in Oesterreich, 
soweit sie der Zentralkommission unterstehen, in ihrer Tätigkeit 
bisher, soweit aus ihrem eigenen Organ ersehen werden kann, nichts 
unternommen haben, was nicht ebensogut von einem gelben Verbande 
‘unternommen werden könnte, oder von den gelben Verbänden z. B. in 
Deutschland als regelmäßiges Gebiet ihrer Tätigkeit betrachtet wird. 
Denn auch diese verzichten ja nicht auf Bestrebungen zur Besser- 
stellung der Arbeiterschaft, aber wollen grundsätzlich hierzu nur den 
Weg des »gemeinsamen Vertrauens« (von Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern) wählen. 

In der Ideologie allerdings und daher in manchen ihrer Aeuße- 
rungen perhorreszieren sie das gelbe Prinzip und geben sich streng 
»gewerkschaftlich«%). Sie lehnen auch eine Verbindung mit der 





1) Die deutsche Gewerkschaft, Oktober ıgro. 

12) Die deutsche Gewerkschaft, Oktober roro und Bericht über die Reichs- 
konterenz der deutschen Arbeitnehmerverbände Oesterreichs, 30. und 31. X. 1910 
in der deutschen Gewerkschaft, November und Dezember 1910. 

733) Die deutsche Gewerkschaft, 4. IV. 1910. 

"4 Besonders energisch sind sie {was als charakteristisch angesehen werden 
kann) in der Beurteilung ausländischer Verhältnisse, z. B. anlaßlıch der 
Bauarbeiteraussperrung im Deutschen Reich (Die deutsche Gewerkschaft, 
9. V. IYIo). 
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(politisch den Deutschradikalen nahestehenden) deutschen Arbeiter- 
partei ab, besonders seitdem einigen Mitgliedern von seiten der Sozial- 
demokraten die Unterstützung durch Fabrikanten, ja noch mehr, 
direkte Arbeitgeberverbände nachgewiesen wurde’®). Trotz dieser 
offiziellen Aeußerung scheint aber eine enge Verbindung mit der 
politischen (deutschradikalen) Partei zu bestehen?®). Diese Verbin- 
dung erklärt auch das Bestreben, sich möglichst viele Beamtenor- 
ganisationen (zumeist wohl Organisationen unterer Beamten) zu 
aggregieren. Die Beamtenschaft ist ja in Oesterreich von jeher aus- 
sesprochen national orientiert, und bildet eines der umworbensten 
Kampfobjekte der nationalen Parteien. Mehr als im Lager der Ar- 
beiter verfangen in dem der Beamten nationale Ideologien, gewiß 
auch deshalb, weil von dem Sieg oder der Niederlage der nationalen 
Parteien tatsächlich die Position der national gefärbten Beamten- 
schaft abhängt; weil sich die deutsche Beamtenschaft speziell von 
der tschechischen und slowenischen überhaupt in ihrer Vorrang- 
stellung bedroht fühlt und daher eine jede nationale Partei bei ihr 
von vornherein Anklang finden kann. So ist die Zentralkommission 
der deutschen Gewerkschaften nicht in erster Linie als eine Inter- 
essenvertretung in wirtschaftlicher Hinsicht gegenüber dem Arbeit- 
geber, also für die Beamten gegenüber der Regierung, sondern in 
höherem Maße als nationale Organisation zu betrachten. Unter diesem 
(Gesichtspunkt betrachtet sie z. B. die Bildung einer Organisation 
von Postbeamten’”), die sie nicht so sehr wegen Erhöhung der Bezüge 
als wegen Bekämpfung des Nationalisierungsprozesses für notwendig 
hält. 

Außer der nationalen Ideologie lassen sich andere Elemente 
schwer feststellen. Insbesondere ist es nicht möglich, gewerkschaft- 
liche in bedeutenden Aktionen (wie bereits erwähnt) noch in mar- 
kanten Formulierungen — wie das gerade bei einer jungen Organi- 
sation nur natürlich wäre — zu verzeichnen. Abgesehen davon, dab 
das nationale Moment immer durchschlägt, oft in einer absolut un- 
realisierbaren \Veise”®), laufen die aktiven Tendenzen in den Verbänden 





35) Die deutsche Gewerkschaft, September 1910. 

76) Der deutsche Arbeitnehmer, 16. VII. 1910. 

71) Die deutschen Gewerkschaften 7. III. r910. 

38) Die deutsche Gewerkschaft publiziert z. B. den Eeschluß des Vollzugs- 
ausschusses der Reichsparteileitung der deutschen Arbeiterpartei, worin den 
politischen und gewerkschattlichen Verbänden empiohlen wird, energisch tür 
die Gesetzwerdung der sozialen Versicherung, ohne Rücksicht auf hemmende 
Momente einzutreten und dafür, daß zur Bedeckung »einfach die größeren Ver- 
mögen stärker zur Steuerleistung herangezogen werden sollens. Ein speziell 
nationaler Einschlag kommt dadurch hinein, daß als Grundsatz gefordert wird, 
daß die Einkünfte nach dem Schlüssel des Beitrags der einzelnen Nationen 
bei der Bemessung der Kassenleistungen angewandt wirde. (Das Ganze ist 
dem Wortlaut nach, wie sehr viele Enunciationen dieser »deutschen« Verbände, 
unverständlich, aber der Sınn doch wenigstens klar). Dieser Beschluß der deutschen 
Arbeiterpartei wird ohne Kommentar, also offenbar zustimmend, abgedruckt. 


rn 4) et 
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so sehr auf Abwehr der Sozialdemokratie hinaus, daß infolgedessen 
auch das rein gewerkschaftliche Prinzip sehr zu kurz kommt. Dic 
einzelnen Nummern des offiziellen Organs enthalten kaum irgend- 
welche prinzipiellen Auseinandersetzungen”®), oder kann es als solche 
gelten, wenn es im Motto verkündet: »Geben Sie dem Arbeiter das 
Recht auf Arbeit, solange er gesund ist, sichern sie ihm Pflege, wenn 
er krank ist, sichern sie ihm Versorgung, wenn er alt ist«, aber keines- 
wegs in Konsequenz dieses Mottos etwa für die Arbeitslosenversiche- 
rung eintreten; oder liegt es gerade in Verfolgung rein gewerkschaft- 
licher Prinzipien, die doch im allgemeinen eine demokratische Staats- 
auffassung zur Voraussetzung haben, wenn sie (wiederum als »Motto«) 
folgende Theorien publizieren: »In jedem Staat, das liegt in der Natur 
der menschlichen Gesellschaft, wird es Unterschiede unter den An- 
gehörigen desselben geben: Regierende und Regierte, Mächtige und 
Machtlose, Starke und Schwache. In dem Maße als die Härten dieser 
Gegensätze sich milderten, entwickelten sich die Staaten. Dieses Ver- 
hältnis aber einfach umzukehren, wıe es die Sozialdemokraten wollen, 
heißt, den ganzen Prozeß von vorn anfangen und wäre kein Fort- 
schritt®%).« Wenn es also für einen Außenstehenden zwar auch sehr 
schwer ist, die von den Gegnern, insbesondere auch den christlichen 

Gew erkschaften, behauptete »gelbe« Qualität in den Aeußerungen des 
offiziellen Organs direkt zu erkennen, so muß man nach allem, was in 
Erscheinung tritt, und sorgfältigem Vergleiche mit anderen, außer 

allem Zweifel echten Interessenorganisationen der Arbeiterschaft wohl 
sagen, daß Organisationen, deren offizielles undanerkann- 
tes Organ die »deutsche Gewerkschaft« ist, deren sämtliche 
Aktıonen durch die deutsche Gewerkschaft bekanntgegeben wer- 
den, sehr wohl gelb sein könnten. Soweit kann die Beurteilung 
gehen. Damit ist gar nicht gesagt, daß diese Organisationen gelb sein 
müßten. Sie sind vielleicht auch ganz farblos und stellen 
nur spezielle Erscheinungsformen nationaler Parteien vor. Aber die 
deutsche Gewerkschaft leugnet sowohl das eine als auch das andere. 
Ein drittes aber, nämlich wirkliche Gewerkschaften, wie es in Deutsch- 
land z. B. die H.D. sind (die auch auf nationaler Basis stehen) sind 
die in der Gewerkschaftskommission vertretenen Verbände nicht®!). 


{Die deutsche Gewerkschaft, Oktober 1010.) Dies, obwohl das Organ, wie be- 
reits erwähnt, den Monat vorher es mit Entrüstung zurückgewiesen hatte, mit 
der deutschen Arbeiterpartei identifiziert” zu werden (da führenden Persönlich- 
keiten derselben die Unterstützung seitens der Unternehmer nachgewiesen wurde), 
was nur »infolge großer Unwissenheit und Böswilligkeit« erklärt werden könnte 
und die deutschen Gewerkschaften schädigen müsse. (Die deutsche Gewerk- 
schaft, September ı91o.) 

19) Die deutsche Gewerkschaft, November 

0) Die deutsche Gewerkschatt, März IgI1. 

*) Diese Feststellungen gelten, wie nochmals betont werden soll, in erster 
Linie für die Zentralkommission der deutschen Arbeiterorganisationen Oester- 
reichs und die ihr angeschlossenen Organisationen, soweit sie von ihr re- 
präsentiert werden. Schr wohl ıst es möglich, daß die größeren Organisationen 


Dezember 1910. 
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Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß die Gewerkschafts- 
kommission auch die Bildung von jugendlichen Verbänden unter- 
stützt, »um den internationalen Bestrebungen besser begegnen zu 
können« 8°). Nach den Ausführungen eines der Gründer sind die ju- 
gendlichen Organisationen als Vorschule der gewerkschaftlichen Or- 
ganisation und als Standesvertretung der deutschen Lehrlingsinter- 
essen Oesterreichs gedacht®?). 

Eine zweite Gruppeinder deutschvölkiıschen 
Arbeiterbewegung stellt de deutsche Arbeiter- 
partei dar, deren Organ, »Der deutsche Arbeitnehmer«, wöchent- 
lich erscheint und als offizielles Organ der 3 zusammengehörenden 
»Reichsbünde«, die bereits im Vorjahr erwähnt wurden, gilt. Ueber 
die Stärke dieser »Reichsbünde« unterrichtet aber das Organ, Der 
deutsche Arbeitnehmer, sehr mangelhaft und bloß nebenbei teilt es 
mit, daB der Reichsbund »schon Io 000 Arbeiter umfaßt« ®). Der 
bereits erwähnte, von der Zentralkommission an das arbeitsstatistische 
Amt erstattete Bericht gibt die Mitgliedersumme aller, der Reichs- 
kommission nicht angehörenden, dieser zweiten Gruppe angeschlos- 
senen Verbände mit rund Io 000 an (für den ı. Januar 1910). Von 
diesen entfallen ca. 3000 Mitglieder auf den Reichsverband »Anker: 
mit dem Sitz in Wien, eine Handlungsgehilfenorganisation?) und 
weitere I8oo Mitglieder auf einen Reichsbund deutscher Arbeiter 
»Germania« mit dem Sitz in Wien, der mit der Zentralleitung nur in 
sehr loser Fühlung zu stehen scheint. Für die drei eigentlichen zen- 
tralen Organisationen erübrigen daher bloß 53600 Mitglieder, von 
welchen 3000 auf den Reichsbund deutscher Arbeitervereinigungen 
mit dem Sitz in Reichenberg entfallen, während die restlichen 2600 
zu nahezu gleichen Teilen dem Bund deutscher Arbeiter für die Alpen- 
länder (mit dem Sitz in Graz) und dem Bund deutscher Arbeiter für 
die Donauländer (mit dem Sitz in Wien) angehören. Auch die Be- 
richte über die Verbandstage gewähren keinen Einblick in den Um- 
fang und die Tätigkeit der Verbände. So fand am 24. VII. ıgro eine 
deutschvölkische Arbeitergewerkschaftstagung in Gablonz statt, von 
der im offiziellen Organ nur berichtet wird®®), daß »sie ein Bild großen 


(insbesondere der Reichsbund der Eisenbahner, der deutschnationale Hand- 
lungsgehilfenverband) ein eigenes Leben führen und in besonderen Aktionen 
aktiv auftreten. Von diesem aber ist im Organ der Zentralkommission nichts 
zu vermerken (die Organe der einzelnen Gewerkschaften standen mir nicht 
zur Verfügung). Auch sind ja Kontlikte der Organisationen untereinander 
innerhalb der Zentralkommission nicht ausgeschlossen. Diese gelangen natür- 
lich nicht in die Octtentlichkeit. Das aber, was als »nationale Arbeiterbewegungs, 
als dieser Gesamtkomplex durch die Zentralkommission repräsentiert wird, 
kann nach reitlichster U’eberlegung nicht anders gekennzeichnet werden, als & 
geschah. 

»2) Die deutsche Gewerkschaft, November—Dezember 1910. 

»3) Ebenda, März 1911. 

&) Der deutsche Arbeitnehmer, 17. IV. 1010. 

8) Mit einem eigenen Organ »Ankere, das monatlich erscheint. 

88) Der deutsche Arbeitnehmer, 30. VII. ıgıo. 
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Aufschwungs bote. Der Kassenstand der Zentralkasse wird mit 
16 830 K. 37 h, der Jahresüberschuß mit etwas über 3000 K. ange- 
geben. Das Vereinsvermögen der einzelnen Organisationen betrage 
rund 36 000 K. Das Gesamtvermögen, das, auch in Oesterreich, von 
dem Vermögensstand der meisten kleineren internationalen Gewerk- 
schaften weit übertroffen wird, ist also nicht sehr geeignet, der Ar- 
beiterschaft im Falle von Konflikten mit den Unternehmern einen 
sicheren Rückhalt zu bieten, wie auch diese »Reichsbünde« in ihren 
einzelnen Aktionen noch weniger als die eben besprochenen deutschen 
Gewerkschaften den Ausbau eines Unterstützungswesens anzustreben 
scheinen. 

Vor kurzem soll der Zusammenschluß der »donauländischen Or- 
ganisation« mit der »Reichenberger Organisation«, zwecks Errichtung 
eines Gewerkschaftssekretariats in Wien erfolgt sein und die Bildung 
einer »Gewerkschaftskommission« bevorstehen®”). Der Zusammen- 
schluß dieser schwachen, kleinen Organisationen dürfte aber kaum 
größere Aktionen auslösen, als die Organisationen in ihrer Vereinzelung 
bisher leisten konnten. — 

Auch die deutsche Arbeiterpartei will — analog der Zentral- 
kommission der deutschen Gewerkschaften und wahrscheinlich nach 
dem Vorbild der internationalen Gewerkschaften — Jugendorgani- 
sationen errichten®®). Es ist aber nicht anzunehmen, daß deren Exi- 
stenz allein die Tätigkeit der Organisationen durch Verbreiterung der 
Basis erfolgreicher machen wird. — 

Die Ziele der deutschen Arbeiterpartei müssen, insofern man nur 
ihre Enunziationen berücksichtigt, als mindestens durchaus unklar 
bezeichnet werden. — Deutlich ist nur die Gegnerschaft zur Sozial- 
demokratie, während das Programm gegenüber der Partei, welche 
»nur zerstören, nicht aufbauen will«, als ganz inhaltsleer bezeichnet 
werden muß. Es fällt sehr schwer, auch bei genauester Durchsicht 
des offiziellen und immerhin wöchentlich erscheinenden Organs irgend 
etwas von richtunggebender Ideologie (von positiven Aktionen gar 
nicht zu reden) zu entdecken®®). 


#7) Die deutsche Gewerkschaft, März ıyır. 

#8) Der deutsche Arbeitnehmer, 18. VI. 1910. 

9) So heißt es z. B. in einem programmatıschen Aufsatz: »Wir bekennen 
uns also freudig zu den ewigen Grundsätzen und Idealen, die in der Menschen 
Brust lebendig sind, die nicht nur Klassen- und Standes-Ideale, sondern auch 
die Menschheit umfassen wollen und können. Wir bekennen uns zu dem Glauben 
an das bessere im Menschen, das nicht bloß regiert wird von der öden Zweck- 
mäbigkeit. Die Formen dieser Ewigkeitsgrundsätze sind verschiedenartige: 
als Gerechtigkeit, Freiheit, Solidarität und National-Idee. Aber sie alle fließen 
aus einer Quelle, sind nur verschiedenartige Seiten eines Strebens ( ?). Erinnern 
wir uns dieser Ideale, erfassen und erläutern wir mit Worten, was viel tiefer 
und edler in jedes Menschen Brust lebt, damit Verstand und Gefühl sich paaren 
zu zielklarer Begeisterung. Keine Massenbewegung ıst möglich, die sich nicht 
mit diesen Gefühlen auseinandersetzt, über sie klar wird und ihnen ihren richtigen 
Platz anweist. Wirtschaftliche Bewegungen sind in der heutigen Zeit, wo alle 
Gegensätze so aufeinanderprallen, unmöglich. Niemand kann daran vorbei, 
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Sie fordern zwar die »ungeschmälerte Herausgabe der den arbei- 
tenden Klassen ın politischer und wirtschaftlicher Beziehung noch 
immer vorenthaltenen Rechte”®)«, ohne jedoch in concreto etwas 
darüber verlauten zu lassen; sie beruhigen die »bürgerlichen Klassen- 
politiker, daß durch die Erfüllung ihrer Forderungen die Interessen 
des deutschen Volkes keine Schädigung erfahren« und haben wohl 
recht, da ihre Ausführungen folgendermaßen schließen: »Was die 
deutsche Arbeiterpartei anstrebt, das ist die Wiederkehr zur alten 
germanischen Gemeinfreiheit aller Volksgenossen, 
welche einstmals das deutsche Volk zu seiner geschichtlichen Sendung 
befähigt hat und für welche trotz aller Unterdrückung durch Jahr- 
hunderte hindurch auch heute noch der Sinn fortlebt.« Im Sinne 
dieser durchaus unklaren Ideologien, deren Ausdrucksweise dem Wort- 
schatz der deutschradikalen Partei zu entstammen scheint, ist es auch, 
wenn sie für eine politische Färbung der Gewerkschaften eintreten"!), 
im Gegensatz zur Zentralkommission, die für freie, von der politischen 
Partei unabhängige Gewerkschaften eintritt. 

Die deutsche Arbeiterpartei (und diese wohl noch in höherem 
Grade als die Zentralkommission) wird von den internationalen Ge- 
werkschaften des Arbeiterverrates, der Streikbrechervermittelung be- 
schuldigt und als »gelb« bezeichnet®?); Sie selbst, insbesondere der 


offen Stellung zu ergreifen, wo es sich um die besten Seiten der Menschenscele 
handelt. Treten wır also ohne Scheu auf die Plattform, welche uns recht dünkt. 
Mag uns der Feind bekämpfen, ‚wir siegen oder sterben hier den süßen Tod 
der Freien’. (Der deutsche Arbeitnehmer, 8. X. 1910). Den ideologischen und 
auch den nur logischen Inhalt dieser Kundgebung festzuhalten und ihre 
Beziehung zu speziellen Aufgaben einer Arbeiterorganisation zu ermitteln, 
dürfte schwer fallen. Aber derartige Acußerungen sind keineswegs Ausnahmen, 
sondern können als typisch für die schwülstigen, unverständlichen, aus- 
schließlich aus Phraseologıen bestehenden Auslassungen des »deutschen Arbeit- 
nehmers«e und damit der deutschen Arbeiterpartei gelten. Vom Standpunkt 
der Gewerkschaften aus geschen ist eine Arbeiterorganisation, die zu den schweren 
Konflikten der Gegenwart nur dieses und das weiter unten gekennzeichnete 
zu sagen hat, kaum anders zu werten — auch wenn sie in ihren Absichten ganz 
ehrlich sein wollte — als eine gelbe Gewerkschaft. Die Gründe liegen aui der 
Hand und werden gleich weiter im Text gestreift werden. 

20) Der deutsche Arbeitnehmer, 2. IV. 1010. 

31) Der deutsche Arbeitnehmer, 23. IV. 1910. 

922) So z. B. anläßlich eines konkreten Falles der »Oesterreichische Metall- 
arbeitere. Es handelte sich um einen Sensenmacherstreik und »Der deutsche 
Arbeitnehmer« brachte ein Inserat, in welchem Arbeiter für ein Sensenwerk 
gesucht wurden. Der österreichische Metallarbeiter (18. VIII. ıgro) schilderte 
den Hergang, wonach zum mindesten die Ortsgruppe des »Reichsbundes« sehr 
wohl unterrichtet gewesen sein muß. Darnach ist in diesem konkreten Falle 
(trotzdem es der deutsche Arbeitnehmer leugnet, r0. IX. 1910) tatsächlich 
von einer Ortsgruppe des Reichsbundes »Germania«, der der deutschen Arbeiter- 
partei angehört, dafür gesorgt worden, daß in einem Streik um Verbesserung 
der Löhne und Arbeitsverhältnisse (also in keinem »Machtstreik«) das bestreikte 
Unternehmen mit Arbeitswilligen versehen wurde. Wegen der prinzipiellen 
Bedeutung dieses Falles muß das hervorgehoben werden — übrigens nicht der 
einzige Fall. 
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deutsche Arbeitnehmer, stellt allerdings fest, daß sie dort, »wo es den 
Kampf um die wirklichen Interessen gilt, immer in den vordersten 
Reihen stehen wird« — es sei nur eine naive Zumutung, daß sie sich 
für Sachen einsetzen sollen, welche im einseitigen Interesse der sozial- 
demokratischen Partei liegen®®). In Konsequenz dieser Grundan- 
schauung treten die deutschen Arbeitervereine, wo sie dazu imstande 
sind, auf, um sogenannte Machtstreiks der internationalen Gewerk- 
schaften zu brechen®?*) — und geben dies auch offen zu. Darüber 
hinausgehend aber — das kann mit der größten Wahrscheinlichkeit 
angenommen werden — sind sie auch, wo es möglich ist, tätig, um in 
Arbeitskämpfen ohne jedweden partei- oder gewerkschaftspolitischen 
Hintergrund gegen die internationalen Gewerkschaften zu entscheiden 
(ein Beispiel hierfür wurde in Anmerkung 92 erwähnt). Ist doch die 
deutsche Arbeiterpartei gegen Streiks überhaupt sehr eingenommen 
und produziert ganz im Sinne der Ideologien von Unternehmerver- 
bänden, die volkswirtschaftliche Theorie, daß die Lohnerhöhungen 
naturgemäß Preissteigerungen im Gefolge haben, welche in erster 
Linie wiederum die Arbeiter belasten”). Ein ausdauernder Leser des 
»Der deutsche Arbceitnehmer« kann allerdings auch die entgegenge- 
setzte Anschauung erfahren®), wenn auch wiederum etwas getrübt 
und in ihrer Reinheit beeinträchtigt durch die Nuance, daß die Teue- 
rung gerade der Sozialdemokratie gelegen komme, denn diese »könne 
nur leben und gedeihen, wenn die Massen mit Unzufriedenheit erfüllt 
sind.« Sie habe kein »aufbauendes Programm«, sonst müßte sie »den 
wirklichen Verhältnissen, dem Nationalgefühl usw. Rechnung tragen 
und das will die deutschsprechende Sozialdemokratie eben nicht. 
Lieber mag die Bevölkerung hungern, dann blüht ihr Weizen, dann 
ist das Prinzip gewahrt?”?).« 

Zu diesen widersprechenden Argumentationen und Ideologien 
stimmt es sehr gut, daß die deutschen Arbeitnchmerverbände manch- 


93) Der deutsche Arbeitnehmer, 30. VII. 1910. 

9) In einem konkreten Fall, wo der Streik infolge Entlassung eines Ver- 
trauensmannes der internationalen Gewerkschaft ausbrach, propagierte »Der 
deutsche Arbeitnchmer« offen den Streikbruch. (Der deutsche Arbeitnehmer, 
Ib. VII. und 13. VIII. 1910.) 

95) Der deutsche Arbeitnehmer, 30. IV. 1910. Gewiß gibt es auch ganz 
uninteressierte Theoretiker, welche diese Anschauung vertreten (siehe Chronik, 
Bd. XNN, S.553 ff.). Die Tendenz istnurausden Konklusionen zuerkennen. 
Diese tühren bei den Thevretikern des Sozialismus radikaler Richtung zur ener- 
gischen Betonung politischer Aktion ım Interesse der Arbeiterklasse — während 
sie hier nur die Negierung des Streiks ohne positive Konsequenz bedeuten. 

86) „Is ist wirklich eine Dreistisrkeit, zu behaupten, deswegen, weil der Ar- 
beiter einen höheren Anteil — den ihm gebühren len bekommt er Ja noch lange 
nicht — für sıch fordert, müsse alles teurer werden.e (Der deutsche Arbeit- 
nehmer 27. VIII. r910.) 

97) Was darunter zu verstehen ist, ist schlechterdings unerklärlich. Denn 
nicht einmal der deutsche Arbeitnehmer behauptet, daß die »Sozialdemokrätice 
die Teuerung herbeifuhre Gerade auf einen Kausalzusammenhang käme es 


aber hier an. 
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mal gewerkschaftliche Aktionen inaugurieren oder unterstützen — 
z. B. einen Streik der Buchbinder in Graz”); namentlich gegenüber 
gewerblichen Betrieben. 

Zusammenfassend muß also festgestellt werden, daß in den 
Enunziationen der deutschen Arbeiterpartei nur sehr \Weniges zu 
finden ist, was nicht gut von einer ausgesprochen gelben Gewerkschaft 
gesagt werden könnte — auch diese vertreten ja die Interessen der 
Arbeiterschaft, wie sic sagen, auch diese schließen den Streik nicht 
prinzipiell aus, und auch diese betonen in erster Linie nationale, 
»völkische«, wie man in Oesterreich sagt, Momente. Auch diese käm- 
pfen in allererster Linie gegen die Sozialdemokratie, im Interesse der 
Arbeiterschaft, die verführt, irregeleitet sei. Die Ideologie der deut- 
schen Arbeiterpartei ist, gegenüber der der gelben, nur nicht so durch- 
gebildet, nicht so konsequent. Daran trägt das Verwirrende des 
österreichischen Nationalismus die Schuld, der nur zu häufig die 
Phraseologie anstelle der Idee in der Ideologie verwendet”). 

Um die Besprechung der nationalen Arbeiterbewegung (soweit 
sie von der Zentralgewerkschaftskommission und der deutschen Ar- 
beiterpartei repräsentiert wird) abzuschließen: Wenn die nationalen 
Arbeiterorganisationen auch nicht durchwegs als gelb bezeichnet 
werden können, so sınd ıhre sämtlichen Aktionen auf wirtschaft- 
lichem und politischem Gebiet und ihre Ideologien (wofern man auch 
eine Phraseologie als solche bezeichnen kann) doch so, daß sie in 
ihrem Effekt denen der gelben gleichkommen. Insbesondere zeigt 
sich ein ungeheurer Abstand zu den nationalen Arbeiterorganisationen 
in Deutschland, mit welchen sich die Oesterreichs gern zu vergleichen 
pflegen, z. B. den H.D.Gewerkvereinen. Der Schwäche und Unklar- 
heit in der Aktion entspricht die Schwäche der Finanzen. Wie die 
wirtschaftlichen Prinzipien von keiner sehr tiefen Erfassung der wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge Zeugnis ablegen, so auch nicht das Hin- 
und Herschwanken zwischen Politik und »Nur-Gewerkschaftlertum.« 

Man kann nicht annehmen, daß cine derartige Gewerkschafts- 


— — Do 


s) Der deutsche Arbeitnehmer, 17. und 24. IX. und 8. X. raro. Diese Lohn- 
bewegung hatte einen guten Ertolg und wurde zuletzt gegen den Arbeitgeber- 
Hauptverband (die gewerbliche Arbeitgeberorganisation) geführt. 

*) Auf mehrere wichtige Details wurde nicht eingegangen. So z. B. darauf, 
daß führenden Mitgliedern der deutschen Arbeiterpartei nachgewiesen wurde, 
daß sie von kapitalistischen und Unternehmerorganisationen Geld angenommen 
hätten. Derlei Affären werden natürlich zu verkleinern gesucht. Aberdiedeutschen 
Gewerkschaften, die nur irgendwie glaubhaft machen kännen, daß sie mit der 
deutschen Arbeiterpartei nicht zusammenhängen, betonen das auf die nach- 
drücklichste Weise. Die deutsche Arbeiterpartei, welche die betreffenden 
Personen nicht verleugnen kann, sucht die Tatsachen zu bagatellisieren (Der 
deutsche Arbeitnehmer, 27. VIII. und 3. IN. 1910). Ueber noch schwerwiegen- 
dere, allerdings noch weiter zurückliegendere Affären vergleiche auch »Der christ- 
liche Gewerkschaftere, 28. I. 1910 und die Flugschrift: Dokumente der Schande, 
Beweise für den Verrat der deutschnationalen Arbeiterpartei,Wien 1911. Ign- 
Brand & Co. 
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bewegung bei einer rasch aufblühenden Industrie, in der Zeit einer 
guten Konjunktur, bei stetigen Erfolgen der internationalen Gewerk- 
schaften irgendwelchen Anklang finden kann. Ihre Anfänge fallen 
bezeichnenderweise in die Zeit der heftigsten Krise: der wirtschaft- 
lichen und nationalen Krise für die internationalen Gewerkschaften. 
Sie sind das Korrelat der Entwickelung, welche die Separatisten von 
den zentralistischen Gewerkschaften abspaltet. Die geistige Niveau- 
differenz zwischen deutschnationalen und internationalen Gewerk- 
schaften ist eine überraschend große. Sie allein schließt es aus, daß 
sie mit fortschreitender Konjunktur und einem allgemeinen Aufstieg 
der Arbeiterklasse weitere Erfolge erzielen. Sie sind die Organisation 
derjenigen Arbeitermassen, die auf die Erringung einer besseren Po- 
sition aus eigener Kraft verzichtet haben. Und auch insofern sind 
sie den gelben Gewerkschaften wesensgleich und man kann vielleicht 
mit guten Gründen sagen: Kommt endlich die Zeit der Hochkonjunk- 
tur auch nach Oesterreich, dann werden die nationalen Gewerk- 
schaften von der steigenden Flut hinweggeschwemmt werden, oder 
sie werden zu ausgesprochen gelben Gewerkschaften werden. Und 
die letztere Alternative hat, wie es scheint, die besseren Chancen. 


Der Streit um die Einheit der gewerkschaftlichen Organisation. 


Schon im analogen Abschnitt der Chronik des Vorjahres!®) wurde 
darauf hingewiesen, daß sich in der internationalen Gewerkschafts- 
bewegung die Stärke der nationalen Interessen, welche die bürger- 
liche Partei vollkommen beherrschen, geltend zu machen beginnt, daß 
insbesondere die in den internationalen Gewerkschaften organisierten 
tschechischen Arbeiter in eigene »separatistische« tschechische Or- 
ganisationen übergeführt werden sollten. Diese Tendenzen, welche 
sich schon im Jahre 1909 sehr deutlich bemerkbar machten und 
ihren sinnfälligen Ausdruck in der Spaltung einiger Gewerkschaften 
und der Bildung separatistischer tschechischer Verbände fanden, und 
in Konsequenz dieses Prozesses, in einem rapiden Rückgang der Mit- 
gliederzahl der internationalen Gewerkschaften in Erscheinung traten, 
beherrschten auch das Jahr Igro und führten zu sehr bemerkenswer- 
ten Auseinandersetzungen innerhalb der gewerkschaftlichen Rich- 
tungen, die in ihrer Bedeutung, insbesondere als Symptom für die 
Stärke der Interessenorganisation in national noch nicht saturierten 
Volksstämmen, und als Indiz für die gewerkschaftliche Entwickelung 
national gemischter Länder, schwerlich zu hoch eingeschätzt werden 
können. — 

Noch im Jahre 1908 rechnete die Gewerkschaftskommission Wien 
die tschechoslawischen Organisationen bei ihrer Statistik der zentralen 
Verbände mit ein!®!); in den Angaben für 1909 blieben sie bereits 
weg. Dadurch ergab sich rechnungsmäßig zwischen 1908 und 1909 
eine viel größere Differenz als bei gleichmäßiger Berücksichtigung 

10%) Archiv Band XXX, S. 505. 

101) Die Gewerkschaft, 24. VI. 1910. 
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oder Außerachtlassung der tschechoslawischen Organisationen hätte 
resultieren können. Dise zählten Ende 1909: 40 145 Mitglieder (nach 
der Angabe der Wiener Gewerkschaftskommission), wohl zum aller- 
größten Teile Arbeiter, die früher in den internationalen Gewerk- 
schaften organisiert waren. Diese Ziffer enthält auch ein Bericht der 
tschechoslawischen Gewerkschaftskommission!®2). Ihr waren jedoch 
im ganzen, wie der Bericht ausführt, im Jahre 1909 56 Gewerkschaften 
mit ca. 70 000 Mitgliedern angeschlossen, was wohl dahin zu deuten 
ist, daß ihr auch Landes- und Ortsgruppen zentralistischer Gewerk- 
schaften zugerechnet wurden, für welche noch keine besonderen se- 
paratistischen Branchenorganisationen gebildet waren. Den An- 
gaben über die Finanzen ıst zu entnehmen, daß von den Einnahmen 
im Gesamtbetrage von mehr als 900000 K. an Unterstützungen 
ca. 420000 K. an Verwaltungsausgaben ca. 414000 K. ausgegeben 
wurden. Daneben gehen noch separate Ausgaben für Streikunter- 
stützung im Betrage von mehr als 90 000 K. Das Vermögen hatte 
1909 rechnungsmäßig eine geringe Steigerung zu verzeichnen und 
belief sich auf ca. 642 000 K. Diese wenigen Ziffern zeigen im Zu- 
sammenhalt mit der Stärke der zentralistischen Gewerkschaften. 
wie schwach derzeit noch die separatistische Bewegung ist und daß 
infolgedessen ihre Wirkung notwendigerweise bisher sich einzig und 
allein innerhalb der Arbeiterbewegung, nicht aber gegenüber den 
Unternehmern, als Interessenvertretung geltend machen kann. 
Der theoretische Ausgangspunkt der separatistischen Bewegung 
liegt, wie von den Führern derselben allerorten und dann insbesondere 
auch auf dem internationalen sozialistischen Kongreß in Kopenhagen 
hervorgehoben wurde, in der Interpretation der Stuttgarter Reso- 
lution der sozialdemokratischen Internationale über die Einheit der 


politischen und Gewerkschaftsbewegung. — Dieser Standpunkt wird 
insbesondere auch von der tschechischen Fraktion der soztaldemo- 
kratischen (politischen) Partei vertreten, die sich — im Gegensatz 


zu ihrer früher beobachteten neutralen Haltung (die zentralistische 
Gewerkschaftskommission behauptet: nur anscheinend neutralen Hal- 
tung) mit einer EntschlieBung vom 28. März ıgIo auf Seite der se- 
paratistischen Strömung ın den Gewerkschaften stellte. In dieser 
EntschließBung heißt es u. a.!%): »Die bisherige Entwickelung der 
internationalen wie der tschechischen sozialdemokratischen Arbeiter- 
partei befiehlt uns geradezu, uns selbständig zu machen, und die 
tschechische politische Bewegung mit der gewerkschaftlichen zu ein- 
heitlichem Vorgehen zu vereinigen, das allein imstande ist, wirksam 
die Interessen und Bedürfnisse des tschechischen Proletariats zu 
wahren. . . wie die politisch organisierten Genossen nur eine höchste 


102) Stand der der tschecho-slawischen Gewerkschaftskommission angeglie- 
derten selbständigen Gewerkschaften (nach einer Zusammenstellung in der Zeit- 
schrift Odborové Sdruzeni Ceskoslovansk&. Jahrg. XIV. Nr. 4 und 5 in: Die 
Arbeitseinstellungen und Aussperrungen in Oesterreich während des Jahres 1909 
Seite 194 5). 

103) Die Gewerkschaft, S. IV. 1910. 


Ham 


Die österreichische Gewerkschaftsbewegung im Jahre 191o. 955 


organisatorische Zusammenfassung in der »Parteiexekutive« haben, 
die vom Kongreß der tschechischen Sozialdemokratie gewählt wird, 
so kann die höchste Instanz der gewerkschaftlich organisierten Mit- 
glieder der tschechischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei nur die 
tschechische Gewerkschaftskommission sein«. — Die Resolution führt 
sodann aus, daß die tschechischen Arbeiter, welche in den sprachlich 
gemischten Verbänden stehen, insolange sie den Interessen und den 
Intentionen der Partei gemäß handeln, nicht ausgeschlossen werden. 
Ihnen wird überlassen, für welche Organisationsform sie sich ent- 
schließen. Die Resolution schließt: »Niemand hat das Recht, die 
Entwickelung der tschechischen Sozialdemokratie zu hindern oder 
zu stören; sie ganz allein ist berechtigt, über die Form zu entscheiden, 
in der sie den Klassenkampf des tschechischen Proletariats solidarisch 
mit dem Proletariat aller anderen Nationen führen und so voll ihrer 
Aufgabe genügen will, die ihr die sozialdemokratische Internationale 
vorschreibt, deren verläßliche Anhänger die tschechischen klassen- 
bewußten Proletarier waren und bleiben werden« — 

Schon in dieser Resolution ist mit aller Deutlichkeit ausgesagt, 
daß die politische Partei (also hier die tschechoslawische Sozialdemo- 
kratie) allen Einfluß auf die ihr zugänglichen gewerkschaftlichen Or- 
ganisationen ausgeübt hat und weiterhin ausübt, um analog der Tren- 
nung der Sozialdemokratie in nationale Sektionen auch eine Trennung 
der Gewerkschaften zum Zwecke der Selbständigmachung durchzu- 
führen. Die ganze Bewegung stellt sich in ihrer Argumentation dar 
als eine Uebertragung der nationalistischen, staatsrechtlichen tsche- 
chischen Ideologie auf die wirtschaftlichen Interessenvertretungen. 
Gerade auf dem schon erwähnten Kopenhagener Kongreß, auf dessen 
Tagesordnung die Frage des Separatismus stand, wurde von einem 
\Wortführer der separatistischen Bewegung ausdrücklich der Kampf 
um das böhmische Staatsrecht als Ziel erklärt!®) und nachdrück- 
lichst betont, daß es sich darum handele, es zu verhüten, daß das 
allgemeine gewerkschaftliche Ziel die Sozialisierung der Produktion 
»das Selbstbestimmungsrecht der Völker und Industrien verschlinge«. 
In diesem Zusammenhange stellt sich das Postulat auf die Bildane 
separatistischer tschechischer Gewerkschaften dar als eine Konse- 
quenz politischer Anschauungen. Und es ist interessant fest- 
zustellen, daß also hier die Organisationsform von Interessenverbän- 
den wesentlich von politischen, nıcht wırtschaft- 
lichen Erwägungen bestimmt wird, daß das Klasseninteresse in 
seiner Erscheinungsform und Ausgestaltung vom nationalen Interesse 
als dem übergeordneten beherrscht wird!®) und daB schließlich die 


103) a.a. O. Ausführungen des Abzeordeten Nemec, Prag, S. 47. 

105) Es gibt aber auch offizielle separatistische Aeußerungen, welche 
die Trennung der tschechischen Gewerkschaften, insbesondere «die finanzielle 
Selbständiemachung aus rein wirtschaftlichen Gründen für notwendig halten. 
In einer Broschure mit dem Titel: »Wollen wir unter Kuratel sein oder frei ?« 
erörtert einer der Führer der tschechischen Separatisten die Gründe, welche 
zu einer scelbstandigen Gewerkschaftsbewegung drängen: Er betont, ganz im 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. XXXII. 3. OI 
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Postulate zu denen die tschechische politische Partei gelangte, vom 
Standpunkt der internationalen europäischen Gewerkschaftsbewegung 
und ihrer Organe aus gesehen — bereits die Durchsetzung der ange- 
strebten politischen Ziele supponieren: indem eine Organı- 
sationsform gewählt wird, welche dem politischen Ziele adäquat wäre 
(immer vom Gesichtspunkt der Gewerkschaftsorganisation aus ge- 
sehen) nicht aber dem gegenwärtigen, von diesem politischen Ziele 
ziemlich weit entfernten tatsächlichen politischen Zustande. Darin 
zeigt sich so recht deutlich die Präponderanz der politischen, natio- 
nalen Idee. 

Der Ansturm der tschechischen Gewerkschaftskommission auf 
die Einheit der Gewerkschaftsorganisation und das Eingreifen der 
tschechoslawischen Sozialdemokratie (also der politischen Partei) nach 
derselben Richtung wurde von den zentralistischen Gewerkschaften 
natürlich nicht ruhig aufgenommen. So sei nur erwähnt, daß sich die 
Anfang April in Brünn stattgefundene Landes-Gewerkschafts-Konfe- 
renz für Mähren, als Vertreterin von ca. 30 000 mährischen Arbeitern 
auf das entschiedenste gegen die Trennungsaktion, welche damals 
auch auf Mähren überzugreifen drohte, aussprach!%). Die Konferenz 
beschloß weiterbin ein eigenes Organ in tschechischer Sprache er- 
scheinen zu lassen!”), in erster Linie dazu bestimmt, die tschechische 


Stile der bürgerlichen Nationalisten, die wirtschaftliche Präponderanz der 
deutschen Nation in Oesterreich, welche durch den Zentralismus perpetuiert 
worden sei und die Erzielung des wirtschaftlichen Gleichgewichtes verhindert. 
Nach. der Sozialisierung der Produktion sei die Befreiung ohne Unterschied 
der Nation noch keineswegs gewährleistet. Auch für diese Zeit befürchtet er, 
daß »die tschechischen Arbeiter angewiesen sein werden auf die Abfälle der 
IKultur«, befürchtet, daB sie zur körperlichen und schweren Arbeit angehalten 
werden, »während die anderen sıch zu den Quellen der Kultur setzen und sich 
die leichtere und angenehmere Arbeit aussuchen werdense. Denn die Grund- 
lage der Produktion werden die organisierten Arbeitsbranchen bilden. Wenn 
diese Grundlage zentralistisch sei, so werden alle Institutionen zentralistisch 
sein. Die deutschen Genossen, welche den Kern des Zentralismus bilden, werden 
dann auch in der zukünftigen Welt der sozialistischen Produktion herrschen 
u. s. w. (Der Holzarbeiter, 1. VII. 1910.) Diese Auffassung bedeutet zweiiels- 
ohne eine Abwendung von wichtigen Grundgedanken der gewerkschaftlichen 
Bewegung und des Sozialismus insbesondere. Namentlich leugnen sie implicite 
den Satz, wonach die Diktatur des Proletariats die Klassenunterschiede überhaupt 
zum Ausgleich bringe, weil dann eine Ausbeutung einer Klasse durch die andere 
nicht mehr eintreten werde. Hier ist aber an Stelle der ausgebeuteten Klasse 
die Nation getreten, und es ist eben nur die Konsequenz einer von nationalen 
Ideologien durchaus beherrschten Auffassung, daß die Gesichtspunkte, welche 
für die ökonomische Geschichtsauffassung charakteristisch sind, zurücktreten. 
Die Gemeinsamkeiten der wirtschaftlichen Klasse werden bedroht durch die 
nationalen Differenzen — und es ist nur die Kehrseite derselben Entwicklung, 
wenn schließlich die Differenzen der Klassen durch die nationale Gemeinsamkeit 
eine Abschwächung erfahren. 

106) Die Gewerkschaft, 8. IV. 1910. 

107) Dessen Titel lautet zu deutsch: »Der Proletariers Organ der tschechischen 
internationalen gewerkschaftlich organisierten Arbeiter. 
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Arbeiterschaft über die von separatistischer Seite ausgestreuten Be- 
hauptungen der verwegensten Art!) aufzuklären. Wenn auch hie 
und da selbst in Organisationen der tschechischen Gebiete (z. B. bei 
den böhmischen Heizern 19) und den Bergarbeitern) die Zentralisten 
die Oberhand behielten 1%), so muß doch festgestellt werden, daß, 
so sehr auch vom rein gewerkschaftlichen Standpunkt aus die Idee 
des Separatismus angesichts der einheitlichen Unternehmerorgani- 
sation die Position der Arbeiterschaft schwächt, die ganz planmäßigen 
Bestrebungen der tschechischen Gewerkschaftskommission auf Ab- 
trennung der tschechischen Landes- und Lokalorganisationen rasche 
Fortschritte machte. So wurde u. a. die Spaltung der Verbände, der 
chemischen Arbeiter, der Textil- 1!) und Lederarbeiter durchgeführt 12). 
Ebenso erfolgte die Spaltung der Holzarbeiter 12) und späterhin der 
Schneider!!#), Ein letzter Versuch der Exekutive der sozialdemo- 
kratischen Partei Oesterreichs, einen Ausweg aus dem Gewerkschafts- 
streit zu finden und zu diesem Zwecke eine gemeinsame Verständi- 





10>) Die Gewerkschaft, 22. IV. 1910. — Die Preßfchde, welche von 
den separatistischen Organen gegen die zentralistischen internationalen Or- 
ganisationen geführt wird, ıst nach der Darstellung der auf dem Boden der 
internationalen zentralistischen Organisation stehenden Blätter ganz von der 
Art und Beweiskraft, wie sie von den nationalistischen, bürgerlichen Blättern 
praktiziert wird. So schwer es auch sein mag, diese auf Grund der Darstellungen 
immerhin gegnerischer Organe kennen zu lernen, so kann man doch soviel 
sagen, daß allem Anschein nach in den separatistischen Organen nur allzu 
häufig Argumente durch die Leidenschaft des Tones ersetzt werden. 

109) Die außerordentliche Konterenz der tschechischen Heizer (15. und 10. 
V. 1910) in Prag beschloß mit einer allerdings nicht sehr erheblichen Mehrheit 
den Austritt aus der Prager tschechischen Gewerkschaftskommission, weil diese 
»die Bestrebungen, die Zentralorganisationen zu zerschlagen, welche offen- 
kundig hervortraten, unterstützes. — Auf diesem Kongreß zeigte sich auch die 
Konsequenz der tschechischen Separatisten, vom gewerkschaftlichen Stand- 
punkt aus gesehen: Sie traten auf das heftigste gegen dıe Loslösung der Heizer- 
organisation von der tschechischen Gewerkschaftskommission auf, weil dies eine 
Spaltung der gewerkschaftlichen Organisation darstelle. Tatsächlich bedeutet 
diese Loslösung, vom Gesichtspunkt der österreichischen internationalen Ge- 
werkschaften aus gesehen, die Beseitigung der Spaltung. Eine Loslösung findet 
nur statt vom Gesichtspunkt der Organisation nach nationalen Interessen 
und diese sind eben für Sceparatisten die entscheidenden. _(Vesterreichischer 
Mctallarbeiter, 26. V. 1910.) 

110) Die Gewerkschaft, ro. VI. Iyıo. 

11) Dje Spaltung bei den Textilarbeitern erschwert um so mehr eine ein- 
heitliche Aktion gegenüber den Unternehmern, als gerade hier auch eine relativ 
starke christliche Organisation besteht. 

112) Die Gewerkschaft, 14. VIH ıgro. 

113) Ueber die Vorgänge vor und bei der Gründung des separatistischen 
Verbandes vergl. »der Holzarbeiter«e, 1. VII. 1910. Sie zeigen mit größter Deut- 
lichkeit die tiefgehenden Differenzen und auch persönlichen Verstimmungen 
in den beiden Lagern und ließen es schon von vornherein als ganz aussichtslos 
erscheinen, irgend eine Basıs der Verständigung zu finden. 

114, Die Gewerkschaft, 14. VIII. ıyro. 
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gungskonferenz abzuhalten, scheiterte deshalb, weil die separatisti- 
schen Gewerkschaftsverbände an dieser nur unter der Voraussetzung 
teilnehmen wollten, daß von vornherein die autonomen Organisa- 
tionen völlig anerkannt werden, daß die autonomen Organisationen 
in der Internationale eine Vertretung erhalten und daß in Oesterreich 
eine gemeinsame Generalgewerkschaftskommission errichtet werde. 
Gerade diese Fragen aber hätten Gegenstand der Konferenz bilden 
sollen, sodaß von Seite der (zentralistischen) Gewerkschaftskom- 
mission der Eintritt in die Verhandlungen abgelehnt wurde 3). 
Während sich so die Verhältnisse immer mehr verschärften, wurde 
auch von nichtgewerkschaftlicher Seite daran gearbeitet, den Kon- 
flikt beizulegen, was jedoch nicht gelang!!®); so legten denn nach 
immer heftigeren Polemiken 117) die zentralistischen Gewerkschaften 
die Streitfrage dem internationalen sozialistischen Kongreß in Kopen- 
hagen zur Entscheidung vor. Die Verhandlungen des internationalen 
Kongresses!!8) boten keine wesentlichen neuen Momente. Bemerkens- 
wert ist bloß, daß die Delegierten aller politischen Parteien, ebenso 


115) Die Gewerkschaft, ro. VI. 1910. 

116) U, a. sei auf die Vorschläge von Otto Bauer in seiner Schrift: Krieg 
oder Frieden in den Gewerkschaften ? hingewiesen. Er will den Zentralstellen 
der internationalen Gewerkschaften unbedingt die Entscheidung über Lohn- 
kämpfe zuweisen, ebenso die Arbeitslosen- und Reiseunterstützung als Reichs- 
sache erklären. Hingegen könnte im übrigen den Arbeitern jeder Nationa- 
lität eine möglichst weite Sphäre der Selbstverwaltung gewährt werden (S. 
Io/ıı). Eine entsprechende Umbildung der Statuten der Reichsvereine, die 
Bauer im einzelnen ausführt und begründet (S. r2 ff.) müßte aber mit der 
Auflösung der separatistischen Organisationen und mit der Rückführung ihrer 
Mitglieder in die internationalen Gewerkschaften zusammenfallen. Als Vorbild 
dient ihm die Verfassung des internationalen Eisenbahnerverbandes, die auch 
von separatistischer Seite als ausreichend anerkannt worden sei. Von zentra- 
listischer, gewerkschaftlicher Seite wurden die Vorschläge Bauers als zu weit- 
gehend abgelehnt, (Die Gewerkschaft, 22. VII. und ı2. VIII. r910). Insbe- 
sondere sei es unmöglich, die Kranken-, Hinterbliebenen- u. s. w. Unterstützungen 
den nationalen Sektionen zu überlassen, da diese dann in solcher Höhe gewährt 
werden könnten, daB die Reichsorganisation nicht mehr in der Lage wäre, ent- 
sprechende Beiträge für die Arbeitslosen- und Reiseunterstützung einzuheben. 
Auch die Wahl des Verbandsvorstandes nach dem Proportionalwahlrecht, wie 
es Bauer vorschlagt, um die Nationen berücksichtigen zu können, wird von 
den zentralistischen Gewerkschaften abgelehnt. Von separatistischer Seite 
werden die Vorschlage Bauers gleichfalls abgelehnt, und zwar mit der Begrun- 
dung, daß sie ein neues Germanisationsmittel darstellen. — Auch die übrıgen 
zentralistischen Gewerkschaftsblätter haben die Vorschläge Bauers abgelehnt 
(vergl. z. B. Maurer, ro.VIlI. 1910, der Holzarbeiter, 8. VII. 1910), wo insbesondere 
hervorgehoben wird, daß fast jede Ortsgruppe mindestens zwei oder auch meh- 
reren nationalen Sektionen angehören müßte und diesen ihre Beiträge abzuführen 
hätte, was zu den unliebsamsten Verwicklungen Anlaß geben könnte. 

u?) Vergl. z. B. Ocsterreich. Metallarbeiter, 25. VIII. roıo. 

118) Vergl. das Protokoll des internationalen sozialistischen Kongresses 
zu Kopenhagen vom 28. VIII. bis 3. IX. 1910. Insbesondere S. 81—98 (Ver- 
handlungen der Kommissionen) und S. 43 ff. (Verhandlungen des Plenums). 
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aber auch der Gewerkschaften sowohl in den Kommissionsberatungen 
als auch in den Beratungen des Plenums ganz einmütig das Vorgehen 
der tschechischen Separatisten mißbilligten und als mit der Resolution 
des internationalen sozialistischen Kongresses in Stuttgart (1907) un- 
vereinbar erklärten. Der entscheidende Passus jener Resolution 
lautete: »Der Kampf des Proletariats wird sich um so erfolgreicher 
und günstiger gestalten, je inniger die Beziehungen zwischen Gewerk- 
schaften und Parteiorganisationen sind, wobei die Einheitlichkeit der 
Gewerkschaftsorganisationen im Auge zu behalten ist«. — — — »Der 
Kongreß ist der Ansicht, daß die Gewerkschaften umso erfolgreicher 
den Kampf gegen die Ausbeutung und Unterdrückung zu führen ver- 
mögen, je einheitlicher ihre Organisation, je kräftiger ihre im gewerk- 
schaftlichen Kampf unerläßlichen Fonds, je tiefer die Einsicht ihrer 
Angehörigen in den Zusammenhang der Bedingungen des ökonomi- 
schen Lebens und je höher ihre Opferwilligkeit und Begeisterung 
sind, die am kraftvollsten aus dem sozialistischen Ideale sprießen.« — 

Die Resolution, welcher der Kopenhagener Kongreß mit Stim- 
meneinhelligkeit, bloß gegen die wenigen Stimmen der Delegierten 
der separatistischen Organisationen zustimmte, lautet in den wich- 
tigsten Teilen: »Der internationale sozialistische Kongreß in Kopen- 
hagen erneuert seine in Stuttgart beschlossene Resolution über die 
Beziehungen zu der politischen Partei und den Gewerkschaften, ins- 
besondere ın dem Punkt, daß die Einheitlichkeit der Gewerkschafts- 
organisation in jedem Staat im Auge zu behalten und eine wesent- 
liche Bedingung des erfolgreichen Kampfes gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung ist .. . Der Kongreß erklärt ferner, daß jeder Ver- 
such, internationale einheitliche Gewerkschaften in national-separa- 
tistische Teile zu zerschlagen, der Absicht dieser Resolution des inter- 
nationalen sozialistischen Kongresses widerspricht.«. 

Der Versuch der tschechischen Delegierten, eine Vertagung der 
Angelegenheit herbeizuführen, mißlang. 

Schon während des Kongresses war es klar, daß auch diese ganz 
unzweideutige Meinungsäußerung der internationalen sozialistischen 
Parteien die separatistische Bewegung nicht zum Stillstand bringen, 
geschweige ihre Wirkungen rückgängig machen werde. Die eindring- 
lichsten und von erfahrenster Seite herkommenden Mahnungen änder- 
ten nichts an der Haltung der separatistischen Vertreter. Die beider- 
seits gereizte Stimmung fand auch darin ihren Ausdruck, daB bereits 
von einem Ausschluß der scparatistischen Organisationen und ihrer 
Führer aus der sozialistischen Internationale die Rede war. 

Die Resolution des Kopenhagener Kongresses wurde von der ge- 
samten zentralistischen Gewerkschaftspresse mit großer Freude auf- 
genommen. Der moralische Erfolg der Resolution war jedoch so ge- 
ring, daß sich wenige Tage darauf der separatistische Textilarbeiter- 
verband konstituierte NP), 

Ebensowenig Erfolg hatten die Beschlüsse der VI. österreichi- 





119) Die Gewerkschaft, 23. IN. ıyıo. 
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schen ordentlichen Gewerkschaftskongresses, der am 17. Oktober 1910 
in Wien stattfand. Er beschloß »an den grundsätzlichen Bedingungen 
der einheitlichen Gewerkschaftsorganisation und an der einheitlichen 
Führung der gewerkschaftlichen Kämpfe aller Art, sowie der einheit- 
lichen Verwaltung der finanziellen Mittel für diese Kämpfe festzu- 
halten und hiervon nicht abzuweichen !2°)«. Damit war das Minimum 
dessen gekennzeichnet, was die zentralistischen Gewerkschaften als 
Basis des Friedens anerkennen wollten. Der ungefähr gleichzeitig 
tagende Kongreß der tschechischen Gewerkschaftskommission in Prag 
jedoch stimmte einer Resolution zu!?!), welche in den wesentlichsten 
Teilen lautet: ». . . die selbständigen tschechischen Gewerkschafts- 
verbände sind aus rein gewerkschaftlichen Bedürfnissen, aus den 
praktischen Bedürfnissen der Bewegung entstanden und wurden durch 
den Willen des tschechischen Proletariats geschaffen. An dieser un- 
erschütterlichen und unabänderlichen Kundgebung des Willens der 
tschechischen Arbeiterschaft — kundgegeben durch die legalen Be- 
schlüsse der Mitglieder und der Vertrauensmänner — kann und wird 
der Kongreß (gemeint ist der Kopenhagener sozialistische Kongreß) 
nichts ändern. Ebenso beharrt er mit Nachdruck auf den Beschlüssen 
der früheren Kongresse, durch welche die tschechische Gewerkschafts- 
kommission als einzig berechtigte Zentrale der tschechischen Gewerk- 
schaftsbewegung erklärt wurde«. Weiterhin wird ein gutes Einver- 
nehmen mit den übrigen, also den zentralistischen Gewerkschaften 
Oesterreichs, als wünschenswert erklärt, jedoch dieses als ein bloßes 
Gegenseitigkeitsverhältnis, insbesondere bestehend in gegenseitigen 
Unterstützungen bei Streiks und Aussperrungen, konstruiert. Dabei 
wird auf die Solidarität der Arbeiterschaft verschiedener Staaten 
hingewiesen; mindestens dieselbe Solidarität könne auch zwischen 
den verschiedenen Nationen in einem und demselben Staat herrschen. 
Trotz dieser einander ganz diametral gegenüberstehenden Be- 
schlüsse trat Mitte November die Verständigungskonferenz der beiden 
Gewerkschaftskommissionen zusammen. Ihr wurde von seiten der 
Prager Gewerkschaftskommission eine Entschließung vorgelegt, welche 
sich mit den eben erwähnten Beschlüssen nahezu deckte, während ein 
anderer Antrag!??) als Basis des Friedensschlusses »die Herstellung 
gemeinsamer organisatorischer Einrichtungen, welche sowohl die Zen- 
tralverbände als auch die separatistischen Organisationen umfassen 
und die dauernde Gemeinsamkeit der Führung des gewerkschaftlichen 
Kampfes und die Gemeinsamkeit der dazu nötigen Mittel verbürgen 
sollte«, anregtet?3). Die Konferenz vertagte sich und inzwischen schon 
konnte man erkennen, daß die zentralistischen Gewerkschaften die 
Vorschläge der Prager Kommission rundweg ablehnten!2*). 


120) Die Gewerkschaft, 25. X. IgIo. 

121) Die Gewerkschaft, 11. XI. 1910. 

122) Er ging vom Abgeordneten Dr. Adler, nicht von der zentralistischen 

Gewerkschatftskommission aus. 123) Die Gewerkschaft, 25. XI. 1910. 
124) Siche Stimmen aus der Gewerkschaftspresse in der Gewerkschaft. 

g. XIL 1910. 
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In der zweiten Sitzung der Einigungskommission (15. XII. 1910) 
wurden den Vorschlägen der separatistischen die der Wiener Reichs- 
gewerkschaftskommission gegenübergestellt. Sie forderten !®): Lohn- 
bewegungen in Angriff und Abwehr, Streik, Boykott, und Aussper- 
rungen sind organisatorisch einheitlich zu führen und zwar durch ein- 
heitliche Ausschüsse, die nach der Zahl der vertretenen Mitglieder 
beider Organisationen bestimmt werden; die Mitglieder der auto- 
nomen Organisationen haben ihren Beitrag für den zentralen Wider- 
standsfonds an die Reichsberufsorganisation abzuführen; die auto- 
nomen Organisationen können für den eigenen Gebrauch lokale Wider- 
standsfonds einführen, um daraus lokale Streiks im eigenen Wirkungs- 
kreise — aber unter ständiger Berichterstattung an die Zentrale — 
zu führen. In den Fragen der Organisation: Gegen derzeit noch be- 
stehende zentrale Organisationen und zentrale Ortsgruppen darf keine 
auf Spaltung hinwirkende Agitation eingeleitet werden; die auto- 
nomen Organisationen beschränken ihre Tätigkeit auf Orte in Böhmen, 
in welchen sie bereits Ortsgruppen und Zahlstellen besitzen; Neuer- 
richtungen autonomer Ortsgruppen oder Zahlstellen sind zu unter- 
lassen; in gemischt-sprachigen Orten sind in Zukunft Ortsgruppen 
nur von Zentralorganisationen zu errichten. — Die Vereinbarungen 
nach diesen Vorschlägen sollten zwischen den zentralen Verbänden 
und den autonomen Organisationen direkt erfolgen, nach vorheriger 
Prüfung durch die beiden Gewerkschaftskommissionen. Doch soll auf 
die zentralen Organisationen kcin Zwang ausgeübt werden, solche 
Vereinbarungen mit den autonomen Organisationen zu treffen. 

Diese Anträge der Reichsgewerkschaftskommission wollten also 
unter Zugrundelegung des status quo den Besitzstand der beider- 
seitigen Organisationen konservieren und auch ein gemeinsames Vor- 
gehen in den wichtigsten Fällen, sowie gemeinsame Organe sicher- 
stellen. Sie begegneten aber im Lager der eigenen Gewerkschaften 
entschiedenem Widerspruch !). 

Die Vorschläge der Reichsgewerkschaftskommission wurden an- 
fangs März von der tschechoslavischen Gewerkschaftskommission in 
ausführlichen »Anträgen zur Regelung des gegenseitigen Verkehrs der 
tschechischen und österreichischen Gewerkschaftsverbände« implicite 
abgelehnt. Bloß die Gründung cines gemeinsamen Widerstandsfonds 
wird ins Auge gefaßt 127). 

Infolgedessen wurden die Einigungsverhandlungen endgültig und 
rcsultatlos abgebrochen. Damit war die Entwickelung in den öster- 
reichischen Gewerkschaften an einem bedeutenden Wendepunkt an- 
gelangt und die Zukunft erst wird zeigen, ob die zentralistischen Ge- 
werkschaften bereits so erstarkt sind, daß sie diese separatistischen 


125) Die Gewerkschaft, 23. NII. 1910. 
126) So sprach sich z. B. die Bezirksobmänner-Konferenz des Verbandes 
der Maurer entschieden dagegen aus, einen auf den erwähnten Prinzipien basie- 
renden Vertrag mit separatistischen Organisationen zu schließen. Die Gewerk- 
schaft ı0. II. rory und der Maurer 8. III. Iori. 

127) Die Gewerkschaft, ro. III. r911. 
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Strömungen überwinden können, oder aber ob diese soviel Sprengstoff 
in den zentralistischen Organisationen auslösen, insbesondere auch die 
Arbeiter, welche anderen Nationalitäten angehören, so beeinflussen 
können, daß auch sie national einheitlich aufgebauten Organisationen 
zustreben. Von gewerkschaftlicher Seite wird das ebenso gefürchtet, 
wie es von nationalistischer Seite gewünscht wird, und es ist bezeich- 
nend, daß die deutsche nationale Arbeiterbewegung den separatisti- 
schen Kampf gegen die Einheit der Gewerkschaftsorganisation mit 
unverhohlenem, lebendigem Interesse verfolgt 1?®). Die christliche 
Gewerkschaftspresse verhält sich größtenteils neutral, manchmal er- 
greift sie gegen die Separatisten Partei !2®?), manchmal scheint sie die 
Entwickelung als für ıhre Bewegung günstig, wohlwollend zu be- 
trachten !3°). | 

Die größte Bedeutung der Spaltung in den Gewerkschaften liegt 
aber vielleicht darin, daß die Feindseligkeiten zwischen Zentralisten 
‚ und Separatisten auch auf die politische Partei übergreifen. 
Gerade die sozialdemokratische Partei als eine Partei von Interessen- 
ten muß von den Strömungen im gewerkschaftlichen Lager auf das 
intensivste beeinflußt werden. Und so hat sich, wie die tschechische 
Ortsgruppen der zentralistischen Verbände den separatistischen Ge- 
werkschaften feindselig gegenüberstehen, gegenüber der tschechischen 
sozialdemokratischen Partei (deren Mitglieder in den separatistischen 
Gewerkschaften wirken) eine selbständige »tschechische Sektion der 
Internationale« konstituiert, welche den politischen Exponenten der 
zentralistischen Tendenzen im tschechischen Gewerkschaftsleben dar- 
stellt 131). Damit hat der Konflikt, der von Organisationsproblemen 
der Interessenverbände ausging, die zentralen Fragen der Politik er- 
faßt und zeigt so recht deutlich, wie alles politische Geschehen in den 
breiten Massen der Berufsverbände, die klassenmäßig oren- 
tiert sind, wurzelt. Auch das Hineinspielen und die immer größere 
Macht »rein ideologischer« Gedankengänge, welche die separatistische 
Bewegung charakterisiert, macht sich in erster Linie in den Interessen- 
ten-Verbänden bemerkbar und diese zeigen sich damit als ausschlag- 
gebend auch für die politische Entwickelung. 

Das Erstarken des Separatismus in den Gewerkschaften und 
schließlich die Tendenzen auch zur Spaltung der politischen Partei 
sind bemerkenswert, weil eine Organisation der Arbeiterschaft auf 
nationaler Basis ın Oesterreich aus natürlichen Gründen schon ganz 





128) Z. B. der deutsche Arbeitnehmer, 9. IV. Igıo u. passim; die deutsch- 
nationale Partei erwartet von den nationalen Kämpfen innerhalb der Sozial- 
demokratie auch eine Stärkung des nationalistischen Empfindens in der deutschen 
Arbeiterschaft und davon die endgültige Niederlage der Sozialdemokratie. Ver- 
gleiche auch die Schrift von Karl Reinold, Die österreichische Sozial- 
demokratie und der Nationalismus, Wien 1910. Verlag der deutschnationalen 
Geschäftsstelle. 

12°), Vergleiche z. B. Textilarbeiterzeitung, 12. XI. 1910. 

130) Textilarbeiterzeitung, 15. IV. ıgı1. 

131) Arbeiterzeitung, 4. IV. I9II. 
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unüberwindlichen Schwierigkeiten begegnet (wegen der zahlreichen 
gemischt-sprachigen Gegenden und der Tatsache, daß fast in jedem 
Betrieb Arbeiter verschiedener Nationalität neben einander arbeiten 
müssen) und eine solche überdies, da einmal die internationalen, zen- 
tralistischen Gewerkschaften zweifelsohne die Uebermacht besitzen 
und sie mit allen Mitteln festzuhalten suchen werden, nur unter den 
allerschwersten Erschütterungen vor sich gehen könnte. Die Tatsache 
der Organisationszersplitterung gegenüber der sich immer fester zu- 
sammenschließenden Unternehmerorganisation allein ‚schließt es aus, 
daß der Separatismus für die Arbeiterschaft als ganzes genommen im 
Endresultat im Sinne ihrer Interessen wirken könnte 132). 

Ueber die Einwirkung auf die österreichische Arbeiterbewegung 
hinaus ist der Separatismus weiterhin deshalb von Interesse, weil er 
vielleicht ein Symptom dafür ist, wie nationale Auseinandersetzungen, 
die ja für Oesterreich noch bevorstehen, auf die Interessenbewegung 
wirken, und da ist es von Interesse zu konstatieren, daß die »bürger- 
lichen« wirtschaftlichen Vereinigungen auf den Nationalitäten-Streit 
nicht mehr reagieren — vielleicht deshalb, weil diesem in speziellen 
Organisationen Genüge getan wird — während gerade die Organi- 
sationen der Arbeiterschaft, vielleicht weil sie die umfassenderen sind 
und die Arbeiterschaft auch an ıhren Kulturinteressen erfassen, von 
der Entwickelung der nationalen Verhältnisse entscheidend becin- 
flußt werden. 

Daß der Separatismus keine speziell deutsch-böhmische, nicht 
einmal eine speziell österreichische Erscheinung ist, beweisen u. a. 
auch analoge Strömungen in Tirol (Italiener) und auch in der Schweiz, 
wo ja von vornherein ein friedliches Zusammenleben der Nationen 
und daher ein Zusammenarbeiten auf wirtschaftlichem Gebiete zu 
erwarten sein würde. Noch viel schwieriger dürften sich die Pra- 
bleme der Arbeiterbewegung in Hinkunft in Rußland gestalten und in 
den östlichen Ländern überhaupt, in denen eine Auseinandersetzung 
über die nationalen Verhältnisse noch gar nicht erfolgt ist; und des- 
halb, als Symptom einer ganz allgemeinen Entwickelung, mußte diesen 
Strömungen besonderes Augenmerk zugewendet werden 133). 

132) Es würde zu weit führen, den ökonomischen Konsequenzen des Sepa- 
ratismus nachzugehen. Die »Gewerkschaft«, das Organ der zentralistischen 
Reichsgewerkschaftskommission und fast sämtliche Gewerkschaftsblätter wissen 
fast jede Woche von Yarifabschlüssen separatistischer Organisationen zu berichten, 
deren Resultate ungünstiger seien, als solche zentraler Tarife; sogar Beschul- 
digungen, daß sich separatistische Organisationen aus dem Antagonısmus gegen- 
über den zentralistischen Organisationen zu Streikbruch bewegen lassen, fehlen 
nicht. (Die Gewerkschaft, 10. III. 1911.) 

133) Es sei noch vermerkt, daß dem Separatismus oft rein theoretische 
Begründungen speziell marxistischer Art gegeben werden — so z. B. daß die 
Zentralisten zu »opportunistisch« (vergl. die Gewerkschaft, 27. I. 1911) seien. 
Die Separatisten geben sich also manchmal als die Racdikalen, und kommen 
damit manchen, besonders ın der tschechischen Arbeiterschaft vorhandenen 
syndikalistischen Tendenzen entgegen. So sehr die Separatisten aber auch 
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Die Sozialpolitik des Jahres ı910. 


Die vielen Eigentümlichkeiten des österreichischen Parlamen- 
tarismus — daß seine Existenz und Leistungsfähigkeit fast jederzeit 
von irgend einer nationalen Zwistigkeit bedroht ist, daß die Zeit, die 
seiner Tagung zur Verfügung steht, überdies durch die Landtags- 
und Delegations-Sessionen eingeengt wird — erklären allein schon 
die Mühseligkeit, mit welcher irgendwelche gesetzgeberischen Re- 
formen in Oesterreich zustande kommen. Es sind immer nur ganz 
besondere Kraftanstrengungen, plötzliche, oft unberechenbare Stim- 
mungen, welche einen Erfolg ermöglichen, der im normalen Verlauf 
der Dinge kaum zu erreichen wäre 13#), 

Im folgenden wird ein kurzer Ueberblick über die sozialpolitischen 
Gesetze, welche im Jahre ıigıo beschlossen wurden, resp. in Kraft 
traten, die sozialpolitischen Anträge und Verhandlungen im Parla- 
mente zu geben versucht: 


A) Gesetze. 


I. Das Gesetz vom 14. Januar IgIo über die Dauer der Arbeits- 
zeit und den Ladenschluß im Handelsgewerbe und das Gesetz vom 
16. Januar IgIo über den Dienstvertrag der Handlungsgehilfen traten 
am 4. Mai resp. I. Juli in Kraft 19), 

2. Das Gesetz betr. das Verbot der Nachtarbeit der Frauen wurde 
nach Erledigung im Abgeordnetenhaus (3. VI. 1910) erst Ende 1910 
im Herrenhaus verhandelt. Es ist bemerkenswert für die Kraft, mit 
der sich die Interessen der Unternehmer im Herrenhaus zur Geltung 
bringen, daß das Gesetz an die Kommission zurückverwiesen wurde 
und erst als daraufhin die Arbeiterschaft in außerordentlich ener- 





ihrer Intention und ihrem Bewußtsein nach im Sinne einer entschiedenen Inter- 
essenvertretung der Arbeiterschaft wirken wollen, so ist der Endeffekt nach 
allem, was man bisher übersehen kann, nahezu doch kein anderer, als ob 
ihre Organisationen rein nationalistisch, bürgerlich, ohne spezielle Interessen- 
vertretung der Arbeiterschaft wären. 

134) So kam z. B. im Jahre 1910 nur durch einen plötzlichen Ansturm einiger 
Parteien, unterstützt durch die öffentliche Meinung, das überaus bedeutsame 
Gesetz über den Wohnungsfürsorgefonds zustande, eines der wichtigsten Er- 
gebnisse der abgelaufenen Reichsratssession, von welchem noch weiter unten 
die Rede sein wird. In analoger Weise, nur noch viel überraschender und für 
die Beteiligten selbst ganz unvorhergesehen die provisorische Geschäftsordnungs- 
Reform zu Ende des Jahres 1909. Wenn also hinter den sozialpolitischen Ge- 
setzen auch die Interessenten bewußt stehen, so ist das sprunghafte, nicht vorher 
berechenbare Tempo der Entwickelung doch ein sehr bemerkenswerter Unter- 
schied z. B. gegenüber der gescetzgeberischen Tätigkeit des deutschen Reichs- 
tages, namentlich auch ınsotern, als ja sogar die parlamentarische Tätigkeit 
als solche in ihrer Gänze immer wieder in Frage gestellt erscheint. 

135) Dje wichtigsten Bestimmungen dieser beiden Gesetze wurden in einem 
Abschnitt der Chronik über die Privatbeamtenbewegung bereits erörtert. Archiv 
Bd. XXXI., 5. 235 ff. Der Wortlaut dieser Gesetze in der Sozialen Rundschau, 
Januar 1910, S. 236 ff. und 238 ft. 
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gischer Weise Stellung nahm 1?°), wurde das Gesetz unverändert mit 
der Geltung ab I. August IgII angenommen !3”). Das Abgeord- 
netenhaus trat am 7. Februar ıgır dem Beschluß des Herren- 
hauses bei !38), Das Gesetz geht in vielen wichtigeren Dingen weiter 
als die ursprüngliche Regierungsvorlage 13°); insbesondere wurden 
Ausnahmen von dem Verbot der Frauennachtarbeit nur zugelassen 
bei Frauenspersonen über ı8 Jahren (in der Regierungsvorlage: 
ı6 Jahre); ferner wurde die Möglichkeit, die Bewilligung zur Ver- 
wendung von Nachtarbeit der Frauen zu erlangen, gegenüber der 
Regierungsvorlage noch erheblich eingeschränkt. Für Rohzucker- 
fabriken endlich wurde das Inkrafttreten des Gesetzes nur bis Ende 
1914 (in der Regierungsvorlage: Ende 1918) hinausgeschoben 119). 

3. Das Gesetz über die Errichtung eines Wohnungsfürsorgefonds. 

Bei Einbringung der Vorlage betreffend die Reform der Gebäude- 
steuer, die im österreichischen Parlamente mehrfach erfolgte, wurde 
in der Diskussion wiederholt nachdrücklichst hervorgehoben, daß 
bloße Steuerermäßigungen, überdies nur in dem geringen Ausmaße, 
wie sie die Regierungsvorlage gewähren wolle, nicht imstande seien, 
unmittelbar eine Herabsetzung der Mieten oder auch nur eine Be- 
lebung der Bautätigkeit zu bewirken. Von Seite der Zentralstelle 
für Wohnungsreform, welche sich sehr eingehend mit dem Gebäude- 
steuergesetzentwurf befaßte, wurde in Anregung gebracht !*!), durch 
Schaffung eines Wohnungsfürsorgefonds zur Garantie von 2. Hypo- 
theken mit relativ geringen Mitteln die Herstellung einer erheblichen 
Anzahl von Wohnungen, insbesondere für Arbeiter und Beamte zu 
ermöglichen, ein Gedanke, der in dem zweiten Entwurfe über die 
Reform der Gebäudesteuer auch Aufnahme fand. Da eine Erledigung 

136) Siehe Arbeiterzeitung, 21. XII. 1910. 

1%) Soziale Rundschau, Januar ıgıı, S. Q. 

136) Ebenda, Februar ıy11, S. 207. 

139, Jbenda, Mai 1910, Seite 784 ff. 

140) Von Seite der Unternehmer wurde zwar nicht gegen die der Berner 
Konvention entsprechenden Bestimmungen, wohl aber gegen die weitergehenden 
Beschlüsse des Abgeordnetenhauses Stellung genommen. Die Industrie (das 
Organ des Zentralverbandes der Industriellen, in welchem auch die Zucker- 
industrie als hauptinteressiert an diesem Gesetz organisiert ist) schrieb die Ver- 
zögerung in der Erledigung des Gesetzes den von sozialdemokratischer Scite 
beantragten, in das Gesetz aufgenommenen Abänderungen zu (24. NII. 1910). 
Immerhin scheint der Zentralverband die Abänderungen des Abgeordneten- 
hauses nicht für sehr schwerwiegend erachtet zu haben, da »die Industriec« spater- 
hin, nach unveränderter Annahme des Gesetzes durch das Herrenhaus, vegen 
die Verschärfungen gegenüber der Regierungsvorlage keinerlei Bedenken mehr 
außerte (Die Industrie, 22. I. ıyır). 

141) In dieser Frage wurde die Wirksamkeit der »Zentralstelle für Wohnungs- 
reform« von größter Wichtigkeit. Von ihr ging der Gedanke der Schaffung 
eines Wohnungsfürsorgefonds aus, nachdem eingehende Untersuchungen gezeigt 
hatten, daß die Steuerherabsetzung allein eine automatische Wirkung auf die 
Zinse nicht werde mit sich bringen können. Siche z. B. Mitteilungen der Zen- 
tralstelle für Wohnungsreform, April 1010 u. passim. 
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des Gebäudesteuergesetzes in kurzer Frist nicht zu erwarten stand, 
gelang es, den Plan der Schaffung eines Wohnungsfürsorgefonds selb- 
ständig zur Verwirklichung zu bringen, was vom Gesichtspunkt der 
\Wohnungsreform aus noch wichtiger ist als die Reform der Gebäude- 
steuer. Die Zuwendungen des Staates für den Fonds werden nach 
dem Gesetz von IgII—I92I: 25 Mill. K. betragen, und was für die 
Einwirkung auf die Bautätigkeit von besonderer Wichtigkeit ist, der 
Staat übernimmt neben und mit dem Wohnungsfürsorgefonds die 
Bürgschaft für die Darlehen, die von privaten Anstalten und Unter- 
nehmungen zu dem Zwecke der Erbauung von Volkswohnungen ge- 
währt werden. Dadurch, daß die Bürgschaft über die Mittel des Fonds 
hinausgeht, ist, ohne eine wesentliche Belastung des Staates mit sich 
zu bringen, der Kreis derjenigen Institute, welche zu Zwecken ge- 
meinnütziger Bautätigkeit Darlehen gewähren können, ungemein er- 
weitert 172). Dadurch ist Gemeinden und Baugenossenschaften die 
Möglichkeit gegeben, Wohnungen herzustellen und nur 10—20°, der 
Grund- und Baukosten aus eigenen Mitteln beizusteuern. Die Dar- 
lehen, für welche der Wohnungsfürsorgefonds die Bürgschaft über- 
nimmt, dürfen den Betrag von 200 Millionen K. erreichen, und da 
erste Hypotheken in gleichem Betrage ohne Bürgschaft zu erlangen 
sind, so ist damit die Herstellung von Volkswohnungen für ca. 400 
Millionen K. ermöglicht. 

Dieses Gesetz wurde am 26. XI. 1910 angenommen !#?) und trat 
bereits am 22. XII. ıgıo in Kraft. 

4. Die Unfallversicherung im Baugewerbe. 

Die Unklarheit des Unfallversicherungsgesetzes verursachte eine 
wiederholt schwankende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts- 
hofes in der Frage, ob die bei Bauten beschäftigten Arbeiter auch in 
ihrer Beschäftigung außerhalb des Bauplatzes (also z. B. die Zimmer- 
leute am Zimmerplatz) versicherungspflichtig sind oder nicht. Zur 
Behebung dieser Unklarheit und um die Versicherung der baugewerb- 
lichen Arbeiter und insbesondere der der baulichen Nebengewerbe 
(z. B. Bauschlosser, Bautischler, Bauspengler usw.) sicherzustellen, 
wurde vom sozialdemokratischen Verband in einem Antrag die authen- 
tische Interpretation der betreffenden Bestimmungen des Unfallver- 
sicherungsgesetzes verlangt. Dieser Antrag erfuhr im Plenum, bei der 
endgültigen Beschlußfassung ım Abgeordnetenhaus eine wesentliche 
Einschränkung 1). Das Gesetz wurde im Herrenhaus nicht mehr 
erledigt, trotzdem es bereits Ende Dezember 1909 dahin gelangte. 
142) Die Tätigkeit des sozialdemokratischen Verbandes im Abgeordneten- 
haus. 4. Heft. (XX. Session 12. X. 1gıo bis 31. III. ıgır) Wien 1911, S. 15. 
Das Gesetz leidet, wie die Debatte im Herrenhaus zur Evidenz bewies, an sehr 
schwerwiegenden Mängeln, sodaß es über kurz oder lang zu einer Revision der 
gesetzlichen Bestimmungen kommen dürfte. (Siehe Arbeiterzeitung, 22. XI. 
1910). Der Wortlaut des Gesetzes in der Sozialen Rundschau, Dezember 1910, 
S. 1107 ff. 

143) Soziale Rundschau, Januar ıg11. S. 8. 

144) Danach sollten in den Betrieben der baulichen Nebengewerbe 
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5. Beseitigung der Bestrafung des Kontraktbruches gewerblicher 
Hilfsarbeiter. Ein sozialdemokratischer Antrag auf Beseitigung der 
Bestrafung des Kontraktbruches gewerblicher Hilfsarbeiter wurde am 
2I. XII. 1909 eingebracht !#). Im volkswirtschaftlichen Ausschuß 
des Abgeordnetenhauses wurde die Aufhebung der Strafbestimmungen 
des $ 85 und 86 der GO. beschlossen 14%) und das Abgeordnetenhaus 
trat diesem Beschluß am 28. Juni IgIo bei !#”). Die volkswirtschaft- 
liche Kommission des Herrenhauses lehnte die Verhandlung des Ge- 
setzes ab, wie berichtet wurde, »weil eine solche Abänderung des Ge- 
setzes nur im Zug einer Aenderung der gesamten Gewerbeordnung 
vor sich gehen könne« 18), eine Begründung, die deshalb als nicht 
ganz aufrichtig bezeichnet werden muß, da ja gerade die österreichische 
Gewerbeordnung ein Gesetz ist, das durch die weitgehendsten Novel- 
lierungen nicht nur in Einzelbestimmungen, sondern in seinen Prin- 
zipien durchaus verändert wurde !#). 

Die sub 4. und 5. genannten, im Abgeordnetenhaus erledigten 
Gesetze sind durch die Auflösung des Abgeordnetenhauses vorderhand 
als gescheitert zu betrachten. 

Viel einschneidender aber ist die Auflösung des Abgeordneten- 
hauses für die im Zug begriffenen gesetzgeberischen sozialpolitischen 


(also Bauschlosser, Bautischler usw.) nur die Arbeiten am Bau, nicht die in 
der Werkstatt versicherungspfichtig sein. Also sollte für die baulichen Neben- 
gcewerbe der derzeit bestehende Zustand aufrecht bleiben und nur für die 
Baugewerbe (von praktischer Wichtigkeit: nur für dieZimmerleute) 
die Versicherungspflicht aller Arbeiter eingeführt werden. 

145) Soziale Rundschau, Mai 1910 S. 780 ff. 

146) Die betr. §§ der G.O. lauten: § d4. Wenn ein Hilfsarbeiter den Ge- 
werbsinhaber ohne gesetzlich zulässigen Grund vorzeitig verläßt, so macht 
er sich einer lebertretung der Gewerbeordnung 
schuldig, und ist nach den Bestimmungen der letz- 
teren zu bestrafen. Üeberdies ist der Gewerbsinhaber berechtigt, 
den Hilfsarbeiter durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit tür die noch 
fehlende Zeit zu verhalten und Ersatz des erlittenen Schadens zu begehren. — 
§ 86. Ein Gewerbsinhaber, der einen Hilfsarbeiter in Verwendung nimmt, 
obwohl ıhm bei Aufnahme des letzteren bekannt war, daß derselbe sein Arbeits- 
verhältnis mit seinem letzten Arbeitgeber nicht rechtmäßig gelöst hat, oder 
welcher einen solchen Hilfsarbeiter in der Arbeit behält, nachdem ihm diese 
unrechtmäßige Lösung bekannt geworden ist, macht sicheiner Ueber- 
tretune der Gewerbeordnung schuldig und haftet mit 
dem Hilisarbeiter dem früheren Arbeitgeber tür den durch eigenmächtigen Aus- 
tritt des Hıltsarbeiters erwachsenen Schaden. (Die gesperrten Worte 
sollten nach dem Beschluß des volkswirtschaftlichen Ausschusses des Abgecord- 
netenhauses und sodann nach dem Beschluß des Abgeordnetenhauses selbst 
in Wegfall kommen.) — (Soziale Rundschau, Mai 1910, 5. 831 tt.) 

16) Soziale Rundschau, Juni 19yIo, 5. 943. 

11) Arbeiterzeitung, 15. I. ıyıı. 

19), Auch die Organe der Industrie nahmen die Motivation des Herren- 
hauses nicht ernst. Sie ruhmten ihm nach, daß »es demagozıschen Strömungen 
gegenüber die Stimme weiser Mäbigung zur Geltung gebracht habee. Die 
Industrie, 22. I. 1911.) 
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Arbeiten des Abgeordnetenhauses selbst. Diese müssen nach der Neu- 
wahl des Hauses ganz neu wicder aufgenommen werden. 


B) Gesetzentwürfe und Anträge. 


Von den durch die Auflösung gegenstandslos gewordenen gesetz- 
geberischen Arbeiten seien nur genannt. 

I. Die Sozialversicherungsvorlage: Diese im Parlament wieder- 
holt, zuletzt im November 1908, eingebrachte Regierungsvorlage, 
welche neben der Reform der Unfall- und Krankenversicherung die 
Neueinführung der Invaliden- und Altersversicherung der Arbeiter, 
mit der eine Ältersversicherung der selbständigen Berufstätigen ver- 
knüpft werden sollte, zum Gegenstand hatte 15°) wurde in dem per- 
manent erklärten Sozialversicherungsausschuß resp. dessen Sub- 
komitee im Laufe des Jahres 1910, bis zu Ende März ıgıı zu Ende 
beraten 151). 

2. Die Regierungsvorlage über die Beschäftigung von Frauen und 
Kindern im Bergbau !52) sollte die Beschäftigung von Kindern bis 
zum I4. Lebensjahr im Bergbau überhaupt und die Beschäftigung 
von Frauen im Bergbau von 8 Uhr abends bis 5 Uhr morgens ver- 
bieten. Ein (sozialdemokratischer) Antrag, daß auch männliche jugend- 
liche Arbeiter bis zum 16. Lebensjahr in der Nacht nicht beschäftigt 
werden dürfen, wurde vom sozialpolitischen Ausschuß abgelehnt "°). 
Der Entwurf wurde vom Abgeordnetenhaus noch nicht in Verhand- 
lung gezogen. — 

3. Der Gesetzentwurf betr. die Lohnzahlung im Bergbau. Dieser 
von den Sozialdemokraten eingebrachte Antrag wurde am 29. IV. 1910 
im sozialpolitischen Ausschuß verhandelt 154). Darnach sollte die Lohn- 
zahlung, welche gegenwärtig größtenteils monatlich erfolgt, all- 
wöchentlich stattfinden. Der Ausschuß beschloß (in den Sitzungen 
vom 17. lI. und 15. III.) sich für eine ı4tägige Lohnzahlung auszu- 
sprechen. Der Entwurf, der noch mehrere wichtige Bestimmungen 
enthielt, wurde vom Abgeordnetenhaus noch nicht erledigt 155). 

In den Ausschüssen wurden ferner vorbereitet: 

4. Der Regierungsentwurf betr. die Kranken- und Unfallver- 
sicherung der Seeleute wurde Ende November Igıo im Arbeitsbei- 


150) Ueber den Entwurf, siehe Archiv Bd. XXIX, S. 417 ff. u. 759 ff; 
NNN,.5.r3235 fk, NN 3.207 38 ú. 213 ff. 

151) Die Beschlüsse des Sozialversicherungsauschusses resp. seines Sub- 
komitees wurden fortlaufend in der Sozialen Rundschau registriert. Eine kurz 
zusammenfassende Darstellung auch im Bericht über die Tätigkeit des sozial- 
demokratischen Verbandes im Abgeordnetenhaus, 4. Heft (XX. Session), Wien 
I9II S. 44—49. Infolge Knappheit des Raumes und da die Arbeit des Aus- 
schusses ohne dies zunächst gegenstandslos geworden ist, wird hier von einer 
Darstellung der Beschlüsse des Ausschusses abgesehen. 

15°) Soziale Rundschau, Juli Igıo, S. 2 und 55 ff. 

133) Soziale Rundschau, März ıgı1, S. 441 ff. 

151) Ebenda, Mai 1910, S. 778 u. 832. 

155) Ebenda, März 1911, S. 443. 
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rat 156), anfangs Februar 1910 im Industrierat beraten 15°) und sodann 
anfangs März ıgIo im Abgeordnetenhaus eingebracht !?8). Eine Be- 
ratung dieser Entwürfe, welche die Kranken- und Unfallversicherung 
auf die in der Seeschiffahrt und in der Seefischerei beschäftigten 
(ca. 42 000) Personen ausdehnen sollte und von allen Interessenten 
willkommen geheißen wurde, konnte nicht mehr stattfinden. 

5. Der Vorentwurf eines Gesetzes über die Regelung der Heim- 
arbeit ging den Fachbeiräten der Regierung Mitte Februar IQII zu. 
Der Entwurf ist von Wichtigkeit, weil unter gewissen Bedingungen 
die Festsetzung von Löhnen in der Heimarbeit erfolgen soll (durch 
die von Vertretern der Unternehmer, der Stückmeister und der Ar- 
beiter besetzten Heimarbeitskommissionen); den Heimarbeitskom- 
missionen sind überdies schiedsamtliche Funktionen zugedacht 15°). 

6. Der Gesetzentwurf der sozialdemokratischen Partei (Initiativ- 
antrag Adler und Gen.) über die Arbeitszeit in den kontinuierlichen 
Betrieben, der die Ersetzung der zwölfstündigen Schicht durch eine 
achtstündige verlangte, wurde Ende Januar ıgII im sozialpolitischen 
Ausschuß verhandelt 16%) und hier einem Unterausschuß zugewiesen, 
der seine Arbeit vor Auflösung des Abgeordnetenhauses noch nicht 
einmal begonnen hatte. 

7. Auch der Gesetzentwurf der Regierung betr. Abänderung des 
$ 74 der GO. konnte nicht mehr in Verhandlung gezogen werden 161). 
Derselbe sollte der Regierung die Vollmacht geben, für besonders 
gesundheitsgefährliche Betriebe einen Maximalarbeitstag im Verord- 
nungswege vorzuschreiben. 

Diese Aufzählung, welche selbst mehrere gesetzgeberische Ar- 
beiten, die erst im Vorbereitungsstadium sind, außer Acht ließ, und 
insbesondere nicht auf die in den Fachbeiräten in Behandlung stehen- 
den Entwürfe und Anträge eingehen konnte, zeigt, daß die gesetzgeben- 
den Körperschaften mit zahlreichen sozialpolitischen Vorlagen ständig 
befaßt sind. Doch stellen sich der Verwirklichung wichtigerer 
sozialpolitischer Gesetze, wie auch die Uebersicht zeigte, gerade in 
Oesterreich sehr große Hindernisse in den Weg. Die sozialpolitische 
Ausbeute des Jahres IgIo war, an der Tätigkeit der gesetzgebenden 
Körperschaften und der Fachbeiräte sowie der Intceressentenorgani- 
sationen gemessen, eine sehr spärliche. Denn das Gesetz über das 
Verbot der Nachtarbeit der Frauen mußte ın Ausführung der Be- 
stimmungen des Berner Uebereinkommens beschlossen werden, sodaß 
bloB das Gesetz über die Einführung des Wohnungsfürsorgefonds 
und auch dieses nur infolge einer besonders günstigen momentanen 
Konstellation, zustande kam. Wenn man im Zusammenhang mit 


156) Ebenda, Dezember 1910, S. 993. 

157) Ebenda, Februar ıyıı, S. 20% ff. 

158) I-benda, März 1911, S. 457 ft. 

139, Für alles weitere muß auf den Entwurf selbst verwiesen werden. Siehe 
Soziale Rundschau, März Iyıı, S. 481 ff. 

160) Soziale Rundschau, Februar 1911, S. 201 ff. 

161) Soziale Praxis, März 1911, 5X. 420 ff. und 481 ff. 
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dieser geringen Zahl in Kraft getretener sozialpolitischer Gesetze und 
der hierauf aufgewendeten Mittel in Erwägung zieht, daß sehr wich- 
tige Beschlüsse des Abgeordnetenhauses, insbesondere die Sozialver- 
sicherungsvorlage, knapp vor ihrer parlamentarischen Erledigung 
standen, als das Abgeordnetenhaus aufgelöst wurde, drängt sich der 
Gedanke auf, daß vielleicht einflußreichen Interessentenkreisen gerade 
aus dem Grund die Auflösung des Abgeordnetenhauses willkommen 
war, weil dadurch auch die Erledigung der weit vorgeschrittenen par- 
lamentarischen Arbeiten unmöglich wurde. Wahrscheinlich erfolgte 
die Auflösung nicht aus dem Grunde, um die soziale Versicherung 
und die übrigen Vorlagen zu Fall zu bringen oder zu verschleppen; 
sie waren aber doch nicht Gegengrund genug, um die Auflösung 
hintanzuhalten; und das ist doch ein deutliches Zeichen für die Kräfte- 
verhältnisse, wie sie in diesem Parlamente zum Ausdruck kamen !#). 

Auf die Darstellung der Lohnbewegungen im Jahre ıgIo kann 
nicht mehr eingegangen werden, umsomehr, als prinzipielle Fragen 
nicht zur Entscheidung standen und die meisten Streiks und Aus- 


162) Daß den Unternehmern als Interessenten das Schicksal des Parlamen- 
tarısmus gerade in diesem Momente gar nicht am Herzen lag, beweisen die 
Pressestimmen ihrer Organe sehr deutlich. Die Unterbrechung der sozıalpo- 
litischen gesetzgeberischen Tätigkeit wird als Gewinn gebucht. (Vergl. z. B. 
die Industrie, 2. IV. 1911.) — Und für die bevorstehenden Wahlen propagiert 
man von industrieller Seite in den städtischen Bezirken eine »wahre Sammlungs- 
politik, eine einmütige Ralliierung der bürgerlichen Parteiens und bezeichnet 
es als Pflicht der Selbsterhaltung aller produktiven Stände .... »sich gegen- 
über der sozialistischen Hochflut zusammenzuschließen, alles Trennende beiseite 
zu lassen und wegen einzelner Differenzen keine Bruderkriege zu führen, aus 
dem dann nur der Dritte den Vorteil zieht«e. In den halb städtischen halb länd- 
lichen Wahlgebieten wird empfohlen, auf das immer größere Uebergewicht 
der städtischen-industriellen Produktion zu verweisen, hierbei aber immer »noch 
zur Genüge das Interesse der landwirtschaftlichen Produktion, die Hebung des 
Getreidebaues und der Viehzucht zu wahren« Die ideale Forderung taucht nur 
in jenen idyllischen Gegenden auf, wo »durch Sonderkandidaturen rein bürger- 
licher Kandidaten das gemeinsame Ziel nicht zu gunsten von Demagogen und 
Radikalen gefährdet wirde. Dort muß »selbstverständlich der Kampf um die 
allgemeinen kulturellen Gedanken innerhalb gleicher Interessengruppen zum 
Austrag kommen«,... »denn für die Entwickelung der Industrie sind die allge- 
meinen geistigen und kulturellen Freiheiten ein ebensolches Bedürfnis wie die 
wirtschattlichene Gegenüber einem gemeinsamen Gegner jedoch »müßten diese 
trennenden Klemente zurücktreten«e. (Die Industrie, 16. IV. 1911). Die gegen- 
wärtig von industrieller Seite besonders energisch in Angriff genommene Teil- 
nahme am politischen Kampf hat zum ausschließlich propagierten Ziel den 
Kampt gegen die Sozialdemokratie. Dieser gegenüber werden alle trennenden 
Gegensätze zwischen den bürgerlichen Parteien als »geringfügigs bezeichnet 
und selbst die Wahl eines Agrarıers gegenüber der von Sozialdemokraten pro- 
pagiert. Allerdings, wo Industrielle als Kandidaten auftreten, erklären 
sie sich bereit, den Forderungen der Arbeiterschaft (z. B. Aufhebung der Straf- 
barkeit des Kontraktbruches, Abschaffung des Arbeitsbuches usw.) Rechnung 
zu tragen (Arbasiterzeitung, 28. IV. 1911) und geben so in concreto die allge- 
meine Stellungnahme wieder aut. 
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sperrungen nur von lokaler Bedeutung waren. Das Schwergewicht 
mußte diesmal auf die Weiterentwickelung der gewerkschaftlichen 
Organisationen (die im analogen Abschnitt der Chronik des Vor- 
jahres nur kurz erwähnt wurden) gelegt werden; zunächst, weil ja 
von ihren Aktionen und ihrer Stärke der Ausgang der für die Zukunft 
zu erwartenden Arbeitskämpfe abhängt, weil von ihrem Einwirken 
und Wirkungs möglichkeiten auch das Tempo der sozialen 
Gesetzgebung bestimmt sein wird, und endlich weil ihre Struktur 
und numerische Entwickelung gerade jetzt vor den Reichstagswahlen 
die allgemeine politische Konstellation und im speziellen die Position 
der Arbeiterschaft zu den Wahlen kennzeichnet. 
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November. 


I. Versammlung des Kartells deutscher Reichs- und Staats- 
arbeiterverbände in Berlin zur Erörterung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage der Staatsarbeiter. Forderungen nach Lohnerhöhung, 
Arbeiterausschüssen, Koalitionsrecht ; Ablehnung der Streiks. — Streik 
der Maschinensticker in Plauen (partiell). 

3. Landtagsersatzwahl in Wien, IT. Sozd. gegen Christlichsozialen 
gewählt. 

4 Erfolgreiche Beendigung der Lohnbewegung in der Knopf- 
industrie (Schmölln). 

Beschlüsse des österr. Städtetages zur Sozialversicherungsvor- 
lage: Einbeziehung der Hausgewerbetreibenden in die obligatorische 
Krankenversicherung, Altersversicherung für alle Handels- und Ge- 
werbetreibenden, Invalıdıtätsrente für Selbständige bei völliger Er- 
werbsunfähigkeit, Einbeziehung der mitarbeitenden Unternehmer in 
die Unfallversicherung. 

Gemeinsame Beratungen des österreichischen Städtetages und 
der Handels- und Gewerbekammern in der Fleischfrage; Anträge auf: 
Verhinderung des Bauernlegens, gesetzlicher Zwang zur Vichhaltung, 
Oeffnung der Balkangrenze und Einfuhr überseeischen Fleisches. --- Ver- 
sammlung der Wiener Krankenkassen gegen die Erhöhung der Spital- 
verpflegsgebühren. 

Io. Beilegung der Differenzen in der deutschen Schuhindiustrie. 
Infolgedessen unterbleibt die angedrohte Aussperrung. 

II. Erfolgreiche Lohnbewegung bei der Versicherungsgesellschaft 
»Viktoria«, Hamburg: Mindestgehalt, \Weiterzahlung des (rehaltes 
im Krankheitsfall, Urlaub, Anerkennung des Angestelltenausschusses. — 

Abschluß eines Kollektivvertrares der Juweliere, Gold- und Silber- 
schmiede Wiens; Minimallohn, Lohnzulagen. 

12. Erfolgreiche Lohnbewegung von Landarbeitern in Halberstadt 
(Landarbeiterverband). 

Enquete der österr. Zentralstelle zur Wahrung land- und torst- 
wirtschaftlicher Interessen über die Teuerung. 

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs betr. Versicherungs- 
pflicht der Reisenden. 
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13. Kündigung der Arbeiter in der Pirmasenser Schuhindustrie; 
7500 Arbeiter in 65 Fabriken. 

Landesparteitag der Sozialdemokraten N. Ö. Beratung u. a. über 
Lebensmittelteuerung und Konsumentenorganisation. 

Zusammentritt der von der Gesamtexekutive der soziald. Partei 
Oesterreichs einberufenen Kommission zur Schlichtung des Gewerk- 
schaftsstreites in Prag. — Vertagung der Konferenz bis Ende Nov. 
(nach Einbringung zweier Vermittlungsvorschläge). 

14. Zugeständnisse der Metallındustriellen Leipzigs in der Frage 
des Arbeitsnachweises: Zusicherung der anständigen Behandlung 
Arbeitsuchender; Einstellung von Streikenden nach Beendigung eines 
Ausstandes; Einsetzung einer Izgliedrigen Beschwerdekommission. 
Infolgedessen Aufhebung der vom Metallarbeiterverband über Leip- 
zig verhängten Sperre. 

15. Lohnbewegung der oberbayrischen Bergleute. 

16. Neuer Tarifabschluß der Buchdruckereihilfsarbeiter in Graz: 
Verkürzung der Arbeitszeit; Minimallöhne; Anerkennung der Stellen- 
vermittlung, der Organisation und des Schiedsgerichts der Buch- 
drucker. Tarıfdauer: bis 31. XII. 1913. 

17. Lohnbewegung der Berliner Gasarbeiter. 

18. Streik in den Schraubenfabriken Berlins. 

19. Einigung in der Berliner Schraubenindustrie: Minimallohn 
60 Pf. per Stunde, ungelernte Arbeiter 45 Pf.; Arbeiterinnen 37,5 Pi.: 
Erhöhung der Akkordsätze ab 1. I. 1911, sodaß Erhöhung des Stunden- 
verdienstes um 7,5%; Ueberstunden 25% Aufschlag. 

20. Die Lohnbewegung der oberbavrischen Bergarbeiter verläuft 
infolge Uneinigkeit resultatlos. — Gründung eines Bundes deutscher 
Kassenbeamten (Sitz Mannheim; ca. 1000 Mitgl.). 

21. Verbandstag des Zentralvereines landwirtschaftlicher Vereine 
in der Previnz Sachsen: Verlangen nach einem gesetzlichen Verbot 
der Beschäftigung Jugendlicher in den Fabriken durch zwei Jahre nach 
der Konfirmation 

22. Tarifabschluß ın der rheinländischen Brauindustrie (6090 Ar- 
beiter): Verkürzung der Arbeitszeit auf 9%, Stunden, Lohnverbesse- 
rungen, Urlaub, Ueberstundenzulagen usw. 

23. Interpellation der soziald. Fraktion im österr. Abgeordneten- 
hause an den Handelsminister betr. Hemmung der Sozialrefoım (Bau- 
unfallversicherung, Aufhebung der Strafbarkeit des Kontraktbruchs 
etc.) im Herrenhaus. 

24. Abschluß der Lohnbewegung in der Pirmasenser Schuh- 
industrie: Verkürzung der Arbeitszeit von 60 Stunden wöchent|. 
auf 57 (ab 1. VII. 1911) und 54 St. (ab 1. VII. 1912); Wochenverdienst 
wird entsprechend erhöht, Akkordsätze unverändert. 

25. Beratung des Subkomitees der Sozialversicherungsausschüsse: 
über Unfallversicherung der Bergarbeiter; Frage, ob Versicherung in 
den territorialen Anstalten oder (nach dem Wunsch der Regierung 
und Unternehmer) in einer Berufsgenossenschatt. 

20. Große Protestversammlung der Berliner Hausbesitzer gegen 
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die Wertzuwachssteuer. — Ausbruch eines Streiks auf der Zeche 
Lukas im Ruhrrevier. 

Beschluß des österr. Abgeordnetenhauses auf Schaffung eines 
\Yohnungsfürsorgefonds von 25 Millionen Kronen zur Garantierung 
zweiter Hypotheken, für die der Staat als Bürge und Zahler bis zum 
Betrag von 200 Mill. Kr. haftet. 

27. Gemeinsame Konferenz der Bergarbeiterverbände (Alter Ver- 
band, Folen, Hirsch-Dunckersche, Christliche) zur Besprechung über 
Lohnfragen und den Arbeitsnachweis im Ruhrrevier: die Christlichen 
beschließen, an den Zechenverband gesondert beranzuireten. 

Große Dienstmädchenversammlung in Wien: Resolution auf: 
Schaffung eines paritätisch besetzten Gewerbe- oder Dienstgerichts, 
schleunigste Durchführung der Sozialversicherung, Einbeziehung in 
die Unfallversicherung. Gründung einer Organisation. 

28. Sitzung des Arbeiterversicherungsausschusses des Arbeitsbei- 
rates in Oesterreich über Ausdehnung der Unfallversicherung und der 
krankenversicherung auf der Seeschiffahrt u. Seefischerei. — Abschluß 
eines für die Arbeiter sehr günstigen Tarifvertrazges der Lithograplıen und 
Steindrucker in Budapest: Stzstündige Arbeitszeit, Anerkennung der 
Organisation und der gewerkschaftlichen Stellenvermittlung. 

29. Gemeinsame Beratung der Kommissionen des Industrie- 
und Gewerberats über die Regelung der Arbeitszeit in den Bäckereien; 
einstimmige Stellungnahme gegen die Regelung der Arbeitszeit. 

30. Große Versammlung der Bodenreformer in Berlin für die Reichs- 


wertzuwachsstener. — Konterenz der Vorstände des Hirsch-Duncker- 
schen, polnischen und alten Bergarbeiterverbandes: Beschluß, an den 
Zechenverband mit Lohntorderungen heranzutreten. —- Vorschläge des 


Beirats für Arbeiterstatistik zur Regelung der Arbeitszeit in der 
Binnenschiffahrt, über Mindestruhezeiten, Sonntagsruhe. - -- 


Dezember. 


1. Die drei Bergarbeiterverbände fordern vom Zechenverbande: 
I. durchschnittliche Lolinerhöhung um 15", ab I. l. Iyıı. 2. Separate 
Bezahlung der Nebenarbeiten. 3. Erhöhung der Leistungen der Knapp- 
schaftskassa. 4. Umwandlung des einseitigen Unternehmerzwangs- 
arbeitsnachweises in einen parttätischen. — Arbeitslosenzählung in 
Baden zugleich mit der Volkszählung. — Denkschrift des Hilfs- 
arbeiterausschusses des Gremiums der Wiener Kauim. an den Sozial- 
versicherungsausschuß betr. die Unfallversicherung der Handelshilts- 
arbeiter. 

2. KReichstagsnachwahl Labrau-Wehlan: Stichwahl zwischen 
Kons. und Vp. 

Beratung des Trunkenheitsgesetzes im sozialpol. Ausschuß des 
österr. Abgeordnetenhauses. Abschluß der Beratungen über Kranken- 
und Untallversicherung im Subkomitee des österr. Sozialversicherungs- 
ausschusscs. 

3. Verhandlung des Antrags der Konservativen, dem fortschrei- 
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tenden Niedergang des Handwerks und der Abnabme der Zahl der 
selbständigen Gewerbetreibenden vorzubeugen. —- Beendigung des 
Streiks auf Zeche Lukas im Ruhrrevier: Prüfung der Beschwerden, 
wenn keine Eimignng, entscheidet das Berggewerbegericht. 

Vorbereitungen für den Anschluß des Baupoliervereines an den 
Zentralverband der Bauarbeiter Oesterreichs. 

4. Beschluß auf Sammlung eines Wehrschatzes für die Arbeit- 
geber im Baugewerbe; bis zur Höhe von ı Million M. (dureh anter- 
ordentl. Mitgliederbeitr. 1910—1912). 

Bewegung für Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung in der 
nordböhmuschen Textilindustrie. 

5. Streik der Bühnenarbeiter am deutschen Schauspielhaus in 
Hamburg wegen Nichtbewilligung der Iostündigen Arbeitszeit. 

Beratung des Ausschusses des anien Arbeitsbeirats über die 
Frage der Abkürzung der Arbeitszeit in gewerbl. Unter- 
nehmungen. -—- Bewegung der Telephon- und Telegraphenar! yeiter 
(Oesterr.). Aufrechterhaltung und W tedergeltendmachung der For- 
derungen vom ‚Jahre 1907. 

6. Beginn der 2. Lesung des Arbeitskammergesetzes im Reichstag; 
insbesondere über Einbeziehung der Eisenbahnarbeiter. 

7. Fortsetzung der 2. Lesung der Arbeitskammervorlage ım 
Reichstage. Beschluß auf Zulassung der Arbeitersekretäre. — Ab- 
lehnung der Forderungen der Bergarbeiter durch den Zechenverband. - - 
7.—9. Delegiertentag der (renossenschaft deutscher Bühnenangehö- 
riger. Kartellvertrag mit der Berufsorg. der österr. Bülnenang., 
dem Musiker- und Chorsängerverband. Resolution für Mindestgage 
(100 M.), Begrenzung der Zahl der Theatereleven:; Angliederung eines 
Frauenkomitees für die Interessen der weiblichen Bühnenangehörigen.- 
Sitzung der Zentralstelle für Volkswohlfahrt: Jugendpflege,. Schund- 
literatur. --- Verordnung des österr. Handelsministeriums betr. Kon- 
zessienspflichtigkeit er Sodawassererzeugung. — Interpellation der 
Sozd. im (österr.) Abgeorelnetenhause betreffend die Sonntagsruhe 
im Mühlengewerbe. 

S. Gründung einer Zentralstelle für ländliche Wohlfahrtspflege ın 
Elsaß-Lothringen. 

(seneralversammlung des Zentralvereins der (reßereiarbeiter 
Oesterreichs; die Vereinigung der Gießerei- mit den Metallarbeitern 
ist derzeit infolge des Separatısmus unmöglich. 

Beratungen des \Verbandstages der Krankenkassen Oesterreichs 
über die Organisation des ärztlichen Dienstes und die Gestaltung 
der Sozıalv ersicherung: 

9. Stichwahl in Labiau-Wehlau; Freisinniger gegen Kons. ge 
wählt. — Kundgebung auf der Delegiertenversammlung des Zentral- 
verbandes der Industriellen für einen Vernichtungskampf gegen die 
Gewerkschaften. 

10. Ablehnung des Anbotes der badischen Regierung. bei den 
Differenzen in der Pforzheimer Bijouterieindustrie zu vermitteln, 
durch die Unternehmer. 


<m MM e 
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Aussperrung der Lithographen, Steindrucker und deren Hilfs- 
personal in Böhmen. 

1I. Neuerlicher Bergarbeiterstreik in Oberbayern. — Tagung des 
Hauptausschusses der gelben Gewerkschaften in Magdeburg ; Beratung 
der Richtlinien und Organisation; vertreten waren 200 Vereine mit 
I10 000 Mitgliedern. Besprechung über Schutz der Arbeitswilligen, 
Verbot des Streikpostenstehens, Arbeitskammergesetz. 

Große Protestversammlungen städtischer Arbeiter in Wien in- 
folge wiederholter Entlassungen von Arbeitern wegen ihrer Zugehörig- 
keit zu unpolitischen Fachvereinen. 

12. Vorbereitung der Verschmelzung der Arbeitgeberorganisatio- 
nen ım Baugewerbe. 

Die spezielle Kommission des Arbeitsbeirates (Oesterreich) spricht 
sich für die gesetzliche Festlegung des Iostündigen Maximalarbeitstages 
mit gleichzeitiger linengung des Greltungsgebietes des Giesetzent- 
wurfes aus. 

14. Beratungen der Bergarbeiterverbandsvorstände über die 
ablehnende Antwort des Zechenverbandes und der fiskalischen Gru- 
benverwaltung. Beschluß, die Bewegung fortzusetzen. 

15. Vorläufiger Erfolg der Bewegung des Verbandes Berliner 
Anwaltsangestellter: Arbeitszeit 81, Stunden, Vergütung von Ueber- 
stunden. - - Neuerliches Anerbieten der badischen Regierung zu einer 
Intervention bei den Differenzen in der Pforzheimer Bijouterieindu- 
strie. 

Die Reichsgewerkschaftskommission (Oesterreich) stellt ihre Vor- 
schläge. auf Grund deren sie in Verhandlungen mit den Vertretern der 
Prager (tschechischen) Kommission eintreten könnte, in der allge- 
meinen »Schlichtungskommission« (die von der Gresamtpartei einge- 
setzt wurde) zur Debatte. —- Verhandlung der Gesetzesvorlage betr. 
Verbot der Zündhölzchenerzeugung mit weißem oder gelbem Phosphor 
im ungarischen Abgeordnetenhause. 

(ründende Versammlung der Ortsgruppe der Schweizer im Han- 
dels- und Transportarbeiterverband Oesterreichs. 

17. Der Vermittlungsversuch der badischen Regierung in den 
Differenzen der Pforzheimer Bijouterreindustrie wird von den Arbeit- 
gebern abgelehnt. Diese leiten ein Plebiszit über die bedingungslose 
Wiederaufnahme der Arbeit (ab 2. I. ır.) ein. 

18. Das sächsische Handelsministertum verweigert den In- 
nungen den korporativen Beitritt zu Arbeitgeberverbänden. 

19. Beschluß der Delegiertenversammlung des Zentralverbandes 
der Industriellen gegen die Ausdehnung des Fortbildungsschulzwanges 
für Arbeiterinnen. 

Der vom österr. Abgeordnetenhans beschlossene Gesetzentwurf 
betr. die Nachtarbeit der Frauen wird im IHerrenhause zur nochma- 
ligen Beratung an die Kommission zurückverwiesen. — Beratung des 
Sozialversicherungsausschusses über die Krankenversicherung. 

21. Annahme der Gesetze betreffend des Wohnungsfürsorgefonds 
im (österr.) Hlerrenhause. 
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24. Konterenz der tschechischen Ortsgruppen des Zentralverbandes 
der Holzarbeiter für die zentrale Organisation. 

26. Abschluß eines Brauereitarifvertrages in Ingolstadt. Lohn- 
erhöhung (3 M. per Woche, etappenweise), Urlaub ete. 

Lohnbewegung im Wiener Schnetidergewerbe. Beschluß auf Ar- 
beitseinstellung ab 1. Januar IQII. 

27. Kundgebung der Geschäftsreisenden ım Zentralverband der 
kaufmännischen Angestellten Oesterreichs gegen die Einbeziehung in 
die Pensionsversicherung: 

28. Beschluß der Arbeiter, in der Pforzheimer Edelmetallindustrie, 
den Kampi abzubrechen, die Arbeit am 2. Jan. IgII wieder autzu- 
nehmen und die Bewegung für eine günstigere Zeit zu verschieben. 

Die österreichische Seemannsorganisation setzt eine Regelung der 
Arbeitsvermittlung durch. 

31. Ausdehnung des Schneiderstreiks in Wien auf die Pro- 
vinzurte. 


Sozialpolitische Tageschronik. 
IQII. 


Januar. 


I. Der neue Tarifvertrag in der süddeutschen Konfektions- 
industrie tritt in Kraft. (Lohnerhöhung von durchschnittl. 15°, Zu- 


lagen für Extraarbeiten.) — Einführung der o Stundenschicht (bei 
gleichbleibendem Lohn) in der badischen Anilin- und Sodafabrik 
(Ludwigshafen). -— Der Schneiderstreik in Wien wird beschlossen; 


u. zw. Streik d. Stückmeister und der Gehilfen. (Forderungen: an 
Stelle der Wochenschneiderei: Tagarbeıt mit Iostündiger Arbeits- 
zeit, Taglohn 3—6 K., 50°, Aufschlag bei Ueberstunden; Erhöhung 
der Akkordlöhne; Abschluß eines Tarifvertrages mit den Stück- 
meistern auf Grund der Gewerbeordnung.) 

2. Wiedereröffnung der Betriebe in der Pforzheimer Bijouterie- 


industrie. — Ausdehnung des Wiener Schneiderstreiks auf die Kinder- 
kleiderschneider. — Streik der Platten- und Fliesenleger in Wien. 


3. Abschluß von Lohnverträgen seitens mehrerer großer Kon- 
tektionsfirmen in Wien. 

4. Beendigung des Streiks und der Aussperrung der Schuh- 
macher in Graz (partielle Lohnerhöhungen, Verbesserungen in d. Werk- 
stätten, Freigabe des I. Mai, Anerkennung der Vertrauensmänner). 

5. Erfolglose Beendigung des Streiks der Etwiarbeiter in Eisen- 
berg nach 2ıwöchentlicher Dauer. 

6. 6.—8. Belegschaftsversammlungen im Ruhrrevier zur Bera- 
tung des weiteren Vorgehens in der Lohnbewegung. — Abschluß 
eines Tarifvertrages im Wiener Schwerfuhrwerksgewerbe. 

7. Streik und Bovkott in der Budapester städtischen Brot- 
fabrik. 

8. Konferenz der Jugendausschüsse der Provinz Brandenburg 
berät über die weitere Ausgestaltung. 

9. Der Arbeitgeberverband für das Damenschneidergewerbe 
spricht sich für che Einrichtung von Lohnämtern besonders für die 
Heimindustrie in der Damenkonfektion aus. 

Io. Thronrede u. a. über die planmäßige Ausgestaltung der 
Jugendpflege im preußischen Abgeordnetenhause; weitere Ausge- 
staltung des Fortbildungsschulwesens und der ländlichen Fortbil- 
dungsschulen. 
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4” ı2. Heimarbeitertag in Berlin unter Beteiligung aller gewerk- 


schaftlichen Gruppen. Für die Einrichtung von Lohnämtern. 

13. Verhandlungen des Deutschen Volkswirtschaftl. Verbandes 
über Heimarbeiterfragen. — Einigung zwischen (Export)konfektionären 
und Stückmeistern (Wien). (Lohnerhöhungen von 5—12°,. Wahl 
einer paritätischen Kommission zur Ausarbeitung eines Tarifs bis 
1. III. 1912, Vertragsdauer vier Jahre.) 

14. Die volkswirtschaftl. Kommission des Herrenhauses (Oester- 
reich) akzeptiert den Gesetzentw. über d. Verbot d. Nachtarbeit der 
Frauen, mit Geltungsbeginn vom I. Januar 1912. Die Kommission 
lehnt ferner die Beratung über die Aufhebung der Bestrafung des Kon- 
traktbruches ab. 

15. Lohnbewegung in den Kinderwagenfabriken (Zeitz), Arbeiter- 
ausschußwahlen im oberbavrischen Bergwerksgebiet (große Mehrheit 
für d. freien Bergarbeiterverband). 

16. Der Zentralausschuß Berliner kaufmännischer, industrieller 
und gewerblicher Vereine spricht sich gegen alle über die Regie- 
rungsvorlage und die Kommissionsbeschlüsse hinausgehenden For- 
derungen auf Einführung staatlicher Lohnämter aus. — Sitzung 
des Gresamtausschusses des Reichsverbandes zur Bekämpfung der 
Sozialdemokratie; Beschluß auf Herausgabe einer besonderen »Wahl- 
korrespondenz« für die bevorstehenden Reichsratswahlen. — Be- 
ratungen des Versicherungsbeirates (Oesterreich) über Unfall- und 
Krankenversicherung der Seeleute, über Beteiligung der Arbeiter- 
unfallversicherungsanstalten an den Aktionen des \Wohnungsfürsorge- 
fonds usw. 

17. Gründung eines gelben Bauarbeiterverbandes (Bremer- 
haven). — Aussperrung der Kürschner in Leipzig (wegen des Streiks 
in Rötha). — Annahme des Gesetzes (mit Geltungsbeginn ab r. VII. 
ıgII) betr. das Verbot der Nachtarbeit d. Frauen im österr. Herren- 
hause. — Passive Resistenz bei der ungarischen Postsparkassazen- 
trale. (Forderungen auf Vollzug der rückständigen Vorrückungen, 
Verbesserung d. gesundheitl. Zustände, Beseitigung d. Ueberfüllung 
d. Arbeitsräume; Teuerungszulagen.) 

18. Lohnbewegung ım Leipziger Lithographiegewerbe. — Bei- 
legung des 28wöchentlichen Streiks in der Feilenindustrie in Rem- 
scheid. — Erlaß des preußischen Unterrichts-Ministeriums betreffend 
Jugendpflege. — Lohnbewegung der Kaffeehausangestellten (Wien). 
Bildung einer Zentralorganisation städtischer Bediensteter (Wien). 

19. Veranstaltung des ersten deutschen sozialdemokratischen 
Frauentages (als Propaganda für das Frauenwahlrecht). — Antrag 
der Sozialdemokraten auf Einführung der Arbeitslosenversicherung 
und eines städtischen Arbeitsnachweises in der Stadtverordnetenver- 
sammlung von Berlin. 

20. Streik im Leipziger Lithographengewerbe. — Votum des 
Industrierates (Oesterreich) gegen eine Verordnung von Vorschriften 
betr. Arbeiterschutz in Druckerei- und Schriftgießereibetrieben ; Ueber- 

gangsfrist!: zwei Jahre. 
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2I. Tarifibewegung der Lichtdrucker in Berlin. — Aussperrung 
und Streiks in den meisten \Viener Theatern; (Differenzen zwischen 
Musikerbund und Union). 

22. Niederösterr. Landeskonferenz der freien Jugendorgani- 
sationen. (Aufgaben der Jugendorganisation, Abstinenzpropaganda 
usw.) 

23. Erfolgreiche Beendigung d. Lohnbewegung d. Straßenbahner 
in Magdeburg (Lohnerhöhungen um Io—2o M. monatlich). 

25. Einigung zwischen den Musikerorganisationen in den Wiener 
Theatern. 

26. Beendigung des Streiks der Berliner Fensterputzer (Er- 
höhung d. Wochenlohnes um 3 M., Einstellloehn und Maximallohn). 

28. Verhandlungen über innere Kolonisation und Landarbeiter- 
mangel im preußischen Abgeordnetenhause. 

29. Ablehnung der von den Unternehmern angebotenen Ver- 
tragsbedingungen seitens der Glasschleifer in der Oberpfalz; insbe- 
sondere wegen zu langer Vertragsdauer. — Annahme d. Verfassungs- 
artikels über d. Wählbarkeit der Frauen, des Rechtspilegegesetzes 
und des Gesetzes gegen d. unlauteren Wettbewerb. 

30. Lohnbewegung im Saarrevier (Forderungen: Lohnerhöhung, 
größere Betriebssicherheit, bessere Behandlung, Verminderung d. 
Wagennullens). — Sitzung des Arbeitsbeirates (Oesterr.). Beratung 
über Abänderung der Gewerbeordnung (Arbeitszeit in den Fabriken). 
Zustimmung zu den Gesetzentw. betr. Unfall- u. Krankenunter- 
stützung der Seeleute, ferner betr. strafrechtl. Sanktion des Ar- 
beiterschutzes. 

3I. Beratung des (sozd.) Antrages auf Einführung des Acht- 
stundentages in kontinuierlichen Betrieben im oo Ausschuß 
des österr. Abgeordnetenh. (Verweisung an ein Subkomitee). — Be- 
ratung der Uniall- und Krankenversicherung der Seeleute im In- 
dustrierat (Oesterr.). — Austritt mehrerer Branchenunternehmer- 
verbände aus dem Landesverband der ungarischen Bauindustriellen. 


Februar. 


Annahme des Wertzuwachssteuergesetzes im deutschen Reichs- 
tag. — Erörterung d. Konkurrenz d. Gefängnisarbeit gegen das freie 
Handwerk im preuß. Abgeordnetenhause. 

2. Abschluß eines Tarifvertrags ın der Hamburger Brauin- 
dustrie (Gültigkeit bis Ende 1915, Lohnerhöhung, Arbeitszeitver- 
kürzung — von g auf 84, Stunden ab ı. I. I9T4 — bezahlter Ur- 
laub). 

3.  Langwierige Tarifverhandlungen im Deutschen Holzge- 
werbe. 

4. Gründung des ersten gelben Werkvereins im Ruhrrevier. — 
Bewegung in der nordböhmischen Textilindustrie. 

5. Lohnbewegung der Rohglasarbeiter in der Oberpfalz. — Kon- 
ferenz der tschechischen gewerkschaftlichen zentralistischen Organi- 
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sationen in Böhmen. — (Gegen den Separatismus, die Schwächung 
bei Lohnkämpfen, über Taktik und ein Ultimatum an die separa- 
tistischen Verbände.) 

7. Annahme des Gesetzes betr. das Verbot der Nachtarbeit der 
Frauen ım österr. Abgeordnetenhause ın d. Fassung d. Herrenhauses. 
Das Gesetz tritt am I. August IgıI in Kraft. — Beratung des Hausier- 
gesetzes. 

9. Der sozialpolitische Ausschuß des österr. Abgeordnetenhauses 
beschließt die Abhaltung einer Enquete über die Novellierung des 
Pensionsversicherungsgesetzes für Privatangestellte. 

10. Beratung der Siebenerkommission des Hauptausschusses 
zur Herbeiführung einer Pensions- und Hinterbliebenenversicherung 
für Privatangestellte in Berlin zwecks Einwirkung auf die politischen 
Parteien zur raschen Erledigung des Pensionsversicherungsgesetzes. 

Annahme des Hausiergesetzes im österr. Abgeordnetenhause. — 
Erfolge der Triester Gas- und Elektrizitätsarbeiterorganisation (Lohn- 
erhöhungen, Stabilisierung nach ıIjähriger Dienstzeit mit Pensions- 
anspruch; bei Entlassungen Abiertigungen nach der Dauer der Dienst- 
zeit, bezahlter Urlaub bis zu Io Tagen, usw.) 

II. Vorstandssitzung des Deutschen Städtetages: Beschluß auf 
Verhandlung der Arbeitslosenversicherung u. der Neueinteilung der 
Reichstagswahlkreise. — Landeskonferenz der tschechischen Sozial- 
demokr. ınsb. über Separatism. u. Zentralism. in d. Gewerkschaiten. 

Allgemeine Revierkonferenz der Schachtdelegierten im Ruhr- 
revier: Beschluß auf Vertagung der Lohnbewegung. — Abschluß eines 
Zentraltarits für Deutschlands Lichtdrucker zwischen dem Verband 
der Lichtdruckereibesitzer Deutschlands und der Verbandsleitung 
der Lithographen, Steindrucker und verwandten Berufe. (Vertrags- 
dauer fünf Jahre; ab 1r. VII. ıgıı: 8l/,stündige, ab ı. I. 1913: 8 stün- 
dige Arbeitszeit für ganz Deutschland; Verbesserung der Lehrlings- 
skala, Erhöhung des Minimallohnes). — Beratung des Gewerbeaus- 
schusses des österr. Arbeitsbeirates über Schutzvorschriften für 
Druckereien und Schriftgießereien, Zucker- und Papierfabriken;; über 
die Regelung der Arbeitszeit, Einschränkung der Nachtarbeit usw. 
in den Bäckereien. 

13. Lohnbewegung der Damenschneider und -Schneiderinnen 
(Wien); Forderungen: 20° ige Lohnerhöhung, Minimallöhne, Arbeits- 
zeit 9-91, Stunden, Ueberstundenzuschlag (100 resp. 150°,), Be- 
zahlung der Feiertage, gleichmäßige Beschäftigung während der stillen 
Zeit, Freigabe des I. Mai, Anerkennung der Vertrauenspersonen usw. 

16. Erste Tagung des Zentralschiedsgerichtes für das Bauge- 
werbe. — Beginn der passiven Resistenz in den Post-, Telegraphen- 
und Zollämtern Triests. 

17. Beratung des sozialpolit. Ausschusses des Abgeordnetenhauses 
(Oesterr.) über Lohnzahlung im Bergbau. -— Verhandlungen über 
Dienst- und Lohnverhältnisse der städtischen Stellwagenbediensteten 

und der Elektrizitätswerksarbeiter im Gemeinderat (Wien). 

18. Tarifbewegung der Bergarbeiter im Oberlausitzer Braun- 
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kohlengebiet (Achtstundenschicht untertags, Io, Stundenschicht 
obertags, besondere Bezahlung der Nebenarbeiten). 

19. Dritter deutscher Privatbeamtentag (Berlin), veranstaltet 
vom Hauptausschuß für die staatl. Pensionsversicherung der Privat- 
angestellten. — Protestversammlung der in der »Freien Vereinigung« 
zusammengeschlossenen Angestelltenverbände gegen die Sonder- 
versicherung der Privatangestellten. 

20. Generalversammlung des Bundes d. Landwirte (Berlin). — 
Erfolgreicher Streik städtischer Arbeiter in Kolberg. (Abschluß eines 
Tarıfvertrags: bis ı. IV. 1912, einmonatl. Kündigung, Arbeitszeit 
gleichmäßig Io Stunden, Lohnerhöhungen, bezahlter Urlaub, pari- 
tätische Schlichtungskommission). 

21. Streik in der Schuhindustrie von Weißenfels (2700 Arbeiter). 
— Hauptversammlung des Deutschen Vereins für ländliche Wohl- 
fahrts- und Heimatpflege (Beratung über die innere Kolonisation, 
Körperpflege der ländlichen Jugend usw.). 

23. Lohnbewegung der Klempner in Berlin. 

24. Kundgebung des Hansabundes in Berlin u. a. für mäßigen 
Zollschutz und gegen sozialdemokr. Konsumvereine. 

25. Reichstagsersatzwahl: Immenstadt-Lindau; Stichwahl zw. 
Liberalen u. Zentr. (bisher Zentr.). — Gründung einer Wiener Mieter: 
organisation. 

26. Wahlsieg der Zentralisten bei der Krankenkassenwahl in 
Brünn (gegen Separatisten und Deutschnationale). 

27. Lohnbewegung im Leoben-Fohnsdorfer Revier (Forderungen: 
20°,ige Lohnerhöhung, bei Temperatur über 30° Celsius sechsstün- 
dige Arbeitszeit und 6 K Schichtlohn, bei Wasserarbeiten sechsstün- 
dige Schicht und 6 K Schichtlohn). 

28. Streik der Huf- und Wagenschmiede (Wien). — Beendigung 
des Streiks der Fliesen- und Plattenleger (Wien) nach zweimonatl. 
Dauer (Steigerung der Akkordsätze um I0O— 30%, Erhöhung der Stun- 


/09? 
denlöhne, Arbeitszeit 9 Stunden, Samstag 8 Stunden). 
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IQII. 
März. 
1. Eröffnung d. Charlottenburger Wohnungsamtes. — Einrich- 
tung einer städtischen Wohnungsinspektion in Halle. — Streik der 


Huf- und Wagenschmiede (Wien). — Abschluß eines 8 jährigen Tarif- 
vertrags ım graphischen Gewerbe Ungarns (815-stündige Arbeitszeit, 
Regelung des Lehrlingswesens, Lohnerhöhung, Anerkennung d. Ar- 
beitsnachweises d. Gewerkschaft). — Gründung eines landwirtschaft- 
lichen Arbeitsamtes bei der k. k. Landwirtschaftsgesellschaft in Wien. 

2. Ablehnende Antwort der tschechischen Separatisten auf die 
Vorschläge der zentralistischen Gewerkschaften. 

3. Tarifbewegung im Bäckergewerbe (Forderung eines 36stündigen 
Ruhetages). — Resolution der (österreichischen) Delegation, bei Aus- 
schreibung von Offerten für ärarische Arbeiten auf die Lohntarife 
für die Arbeiter Rücksicht zu nehmen. — Lohnbewegung in der Wiener 
Damenschneiderei. — 

4. Lohnbewegung in den Braunkohlenrevieren Zeitz, Weißenfels. 
Naumburg, Altenburg, Borna. Forderungen auf Achtstundenschicht, 
Lohnerhöhungen. — Lohnbewegung im Berliner Klempnergewerbe 
(gstündige Arbeitszeit, Mindestlöhne usw.). — 

5. Lohnbewegung im Zwickauer Kohlenrevier. — Protestversamm- 
lung der Wiener Näherinnen gegen das vom Abg.-Hause votierte 
Hausiergesetz. — Lohnbewegung in Mährisch-Ostrau. 

6. Beendigung des Schuhmacherstreiks in Weißenfels.  (Ein- 
führung der 9l5-stündigen Arbeitszeit, 25 ° Lohnzuschlag für Ueber- 
stunden.) Tarifbewegung der Mihtärschneider (Berlin). — Streik 
im Breslauer Holzgewerbe (gegen die Beschlüsse des Vorstandes). 

7. Stichwahl Kempten-Immenstadt: Liberal gegen Zentrum ge- 





wählt. — Beschluß auf Einführung einer Arbeitslosenunterstützung 
in Mannheim (in d. Form v. Zuschüssen zu Sparguthaben). — Lohn- 


bewegung in den Falkenau-Elbogener Bergrevieren (Forderung auf 
Mindestlöhne und 20°, ige Lohnerhöhung für Regiearbeiten). 


8. Lohnbewegung der Oderschiffer. — Einbringung zweier Regie- 
rungsvorlagen im österreichischen Abgeordnetenhause betr. Kranken- 
und Unfallversicherung der Seeleute. — Einbringung eines Initiativ- 
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antrags im österreichischen Abgeordnetenhaus auf Einführung des 
10-Stundentages in gewerblichen Betrieben. — Einbringung einer 
Regierungsvorlage, betreffend Abänderung des $74 der GO. im öster- 
reichischen Abgeordnetenhaus (technischer Schutz der gewerblichen 
Arbeiter). Nachwahlen für den Reichsrat in Böhmen. Stichwahl 
zwischen Sozialdemokratie und verein. Bürgerliche (Warnsdorf) und 
zwischen Sozialdemokratie und Agrarier (Hartmanitz). — Beschluß 
des Gewerbeausschusses des (Österreichischen) Abgeordnetenhauses 
auf Regelung der Sträflingsarbeit. 

9. Einbingung eines Vorentwurfes zu einem Theatergesetz im 
volkswirtschaftlichen Ausschuß des österreichischen Abgeordneten- 
hauses. 

10. Reichstagsnachwahl Gießen-Nidda, Stichwahl Sozialdem»- 
eo — Aerztestreik in Melk (Oesterreich). 

Resolution des Zentralausschusses Berliner kaufmännischer, 
ge a und industrieller Vereine gegen Errichtung von Lohn- 
ämtern für die Heimarbeit. — Tarifabschluß in der Rohglasschleiferei 
der Oberpfalz. 

13. Tagung des Zentralschiedsgerichtes für das Baugewerbe. 

I4. Lohnbewegung der Handelsgärtnergehilfen. — Beratung des 
Arbeitsbeirates über Feststellung von Lohntarifen bei Heereslieferunge N, 
Berücksichtigung tariftreuer Firmen. — Dritter Verbandstag der Bau- 
hilfsarbeiter (Oesterreich): Beschluß auf Verschmelzung mit dem Ver- 
band der Maurer ab I. Januar 1912. 

15. Tarifabschluß ım Düsseldorfer Gärtnergewerbe. — Beratung 
des sozialpolitischen Ausschusses im österreichischen Abgeordneten- 
hause über die Abschaffung, bezw. Regelung der Heimarbeit ; ferner über 
das Gesetz betr. die Lohiak im Bergbau; ferner über Einreihung 
des Schmuedegewerbes in die Unfallv ersicherung. — Streik von 7000 
Gehilfen und Gehilfinnen der Damenkleiderbranche in Wien. 

16. Bei den Stichwahlen (Nachwahlen für den Reichsrat) in Böhmen 
verein. Bürgerliche (Warnsdorf) und Agrarier (Hartmanitz) gegen 
Sozialdemokraten gewählt. 

17. Streik in der Chemnitzer Metallindustrie. — Konflikt zwischen 
der (österreichischen) Organisation der Bankbeamten und der Zentral- 
bank der deutschen Sparkassen. 

18. Verschmelzung der Arbeiterorganisationen in der Tabakın- 
dustrie in Deutschland (Tabakarbeiter und Zigarrenarbeiter). 

19. Abschluß der Tarifbewegung im Deutschen Holzgewerbe. — 
Veranstaltung eines Frauentages in Oesterreich, Deutschland und der 





Schweiz für die politische Gleichberechtigung. — Verschmelzung der 
Organisationen der Hotecl-, Gast- und Kaffeehausangestellten (Oester- 
reich). 


20. Tarifbewegung im Berliner Buchbindergewerbe. — Streik der 
Seeleute in Triest wegen Differenzen über die Arbeitsvermittlung. — 
Beratung des Arbeitsbeirates (Arbeiterversicherungsausschuß) über 
die Berg a ta aeae 

21. NII ordentliche Hauptversammlung des Deutschen Arbeit- 
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geberbundes für das Baugewerbe in Nürnberg; Beratungen über die 
Bildung eines Wehrschatzes; über die Materialsperre als Hilfsmittel 


bei Arbeitskämpfen usw. — Tarifbewegung in den (Berliner) Geld- 
schrankbetrieben. — Annahme des Gesetzentwurfs betr. das Verbot 
der Frauennachtarbeit im Ausschuß des ungarischen Abgeordneten- 
m — Lohnbewegung der Schneider in Brünn. 

Hinaus schiebung der Hinterbliebenenversicherung im Deut- 
schen Be bis 1. 1. 1912. — Tarifbewegung in der Lederwaren-, 


Album- und Reiseartikel-Industrie. — Partielle Erfolge der streikenden 
Damenschneider (Wien). 

23. Streik in der Zeche Glückauf-Segen (Hörde). — Sitzung des 
Zentralvereins für deutsche Binnenschiffahrt; Beratung über gesetz- 
liche Einführung der Sonntags- und Nachtruhe in der Binnenschiff- 
fahrt. — Ausbreitung des Kampfes in der Chemnitzer Metallindustrie. 

24. Beendigung der Beratung der Sozialversicherung im Sub- 
komitee des österreichischen Abgeordnetenhauses. — Verbandstag der 
Maurer (Oesterreich); u. a. Beschluß, Studien über Einschränkung 
und Beseitigung der Akkordarbeit zu machen. — Metallarbeiterstreik 
in Fiume. 

26. Abschluß eines Tarifvertrags für die Landschaftsgärtner in 
München. — Beendigung des Ausstandes der Seeleute in Triest. — 
Lohnbewegung der Fleischhauergehilfen (Wien). 

27. Lohnbewegung der Kulmbacher Brauereiarbeiter. — Abschluß 
eines Tarifvertrags für die Geldschrankschlosser (Berlin). 

28. Hauptversammlung des Deutschen Käuferbundes in Berlin. 
— Aussperrung der Holzarbeiter in Hamburg (wegen der Frage des 
Arbeitsnachweises). — Gehaltsbewegung der niederösterreichischen 
Advokatursbeamten. 

29. Votum des Industrierates (Oesterreich) gegen die Resolution 
der Delegationen, bei Heereslieferungen vorzugsweise tariftreue Firmen 
zu berücksichtige n. 

31. Annahme einer Resolution im deutschen Reichstage, bei 
Lieferungen möglichst nur Firmen zu berücksichtigen, die auf den 
Abschluß von Tarifen hinwirken. — Tarifabschluß der Schuhmacher 
von Hamburg und Umgebung. 


April. 


I. Gründung cines rheinischen Arbeitsnachweisverbandes. — 
Beendigung des (1gtägigen) Streiks der Wiener Schneiderinnen (nam- 
hafte Lohnerhöhungen, Anerkennung der Vertrauensleute, Mindest- 
löhne, Anerkennung der Stückmeisterorganisation, 100 ° Aufschlag 
bei Ueberstunden). — Abschluß von Kollektivarbeitsverträgen im 
ungarischen Baugewerbe. 

2. Beendigung der Anssperrung der Kiirschner in Leipzig und 
Umgegend. — Tarıfabschluß im Bremer Bäckergewerbe. — Gründung 
eines Verbandes der Hausangestellten aller Kategorien: »Einickeite 
(Oesterreich). — Lohnbewegung der Möbelarbeiter (Wien). 
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3. Beendigung der Tarıfbewegungen im Holzgewerbe für 20 Städte 
mit ca. 15 000 Arbeitern (Arbeitszeitverkürzungen von 1—3 Stunden, 
Lohnerhöhungen von 5—7 Pf. per Stunde; entsprechende Erhöhung 
der Akkordlöhne). — Streik der Schuhmachergehilfen in Stuttgart. 

4. Aussperrung von ca. 1000 Speditionsarbeitern in Mannheim 
wegen eines partiellen Streiks. — Lohnbewegung der Berliner Bäcker. 
— Streik bei der Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft, Berlin. — 
Lohnbewegung der (Wiener) Herrenkundenschneider. 

5. Abschluß eines Tarıfvertrags ber Lithographen und Steindrucker 
in Luxemburg (813-stündige Arbeitszeit, Vollbezahlung der Feiertage, 
Zuschlag für U’eberstunden 25, resp. 50 %, Mindestlöhne, Lehrlings- 
rerulierung). 

7. Handwerkerkonferenz in Berlin (Abgrenzung von Fabrik und 
Handwerk, Heranziehung der Industrie zu den kosten der Lehr- 
lingsausbildung durch das Handwerk, Abänderung des $ 100 q der 
Gewerbeordnung). 

9. Streik der Handelsgärtnergehilfen in Berlin. — Beilegung des 
Konflikts zwischen der Zentralbank Deutscher Sparkassen und der 
Bankbeamtenorganisation. — Streik der Herrenschneider (Wien). 

I0. Streik auf der Schichauwerft in Danzig. — Streik der Schuh- 
macher in Dresden. — Tarifabschluß der Bäcker (Oesterreich). 

II. Abschluß eines allgemeinen Tarifvertrages für das Militär- 
schneidergewerbe. 

12. Tarifbewegung im mitteldeutschen Braunkohlenrevier. — 
Streik der Fleischhauergehilfen (Wien). 

13. Partielle Vertragsabschlüsse im Wiener Fleischergewerbe. 

16. VI. Bundestag des Bundes der technisch-industriellen Beamten 
(Pensionsversicherung und Gehaltsfrage). — Tagung des Deutschen 
\Werkmeisterverbandes in Straßburg (Beschluß auf Veranstaltung einer 
Erhebung über die wirtschaftlichen und Anstellungsverhältnisse der 
Werkmeister, für Koalitionsrecht der Angestellten, Rechtsfähigkeit der 
Berufsvereine, Anträge zur Pensionsversicherung; neue Sterbegeld- 
skalaj. 

17. Reichskonferenz der Versicherungsangestellten in Berlin (Ver- 
handlungen über die soziale Lage, wirtschaftliche und sozialpolitische 
Forderungen). — Vaan e der land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeiter Ocsterreichs: Beschluß auf Verschmelzung der drei bestehen- 
den Verbände. 

19. Arbeiterinnenstreik in den Glühlampenwerken Berlins. 

20. Erfolgreiche Beendigung des Streiks der Landschaftsgärtner 

in Stuttgart (Lohnerhöhung von 3—4 Mk. wöchentlich). 
Tarifabschlüsse der Gärtner in Leipzig und Kiel. 
Lohnbewegung der städtischen Arbeiter Dresdens. 
Lohnbewegung der Elektrotechniker (Oesterreich). 
4. Ende des (dreimonatlichen) Streiks in der Kinderwagenin- 
dustrie von Zeitz (kleine Lohnerhöhungen, V erkürzung der Arbeitszeit 
von bo auf 56—58 Stunden). — Gründung einer (soziald.) Selcher- 
gchilfenorganisation. 
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25. Vorläufige Einigung im Kampf in der Chemnitzer Metall- 
industrie. 

26. Lohnbewegung der Krefelder Samtweber. 

27. Große Versammlungen der Berliner Arbeiterschaft gegen den 
Entwurf der Reichsversicherungsordnung. — Beendigung des Streiks 
der Metallarbeiter in Chemnitz (glastündige Arbeitszeit, Sonnabend 
l5 Stunden; 209%, Zuschlag bei Ueberzeit- und Sonntagsarbeit, 
lohnzulagen, Lohnzahlung am Freitag usw.). 

28. Beendigung des Arbeiterinnenstreiks in den Berliner Glüh- 
Jampenfabriken; Neuregelung der Akkorde. 

29. Tarifbewegung der Lithographen und Steindrucker in Mann- 
heim-Ludwigshafen. — Beendigung des Hafenarbeiterstreiks in Mann- 
heim-Ludwigshafen (Lohnerhöhungen von 1.80—-2.— Mk. wöchentlich; 
halbstündige Arbeitszeitverkürzung ab ı. IV. 1912). 

30. Lohnbewegung der Breslauer Konfektionsschneider. -— Tarif- 
abschluß in den (12) Kulmbacher Brauereien (Oberbavern): Lohner- 
höhung von (sukzessive) 4 Mk. wöchentlich, Arbeitszeitverkürzung 
täglich 3⁄4, Stunde, Sonntags I Stunde Verkürzung, Erhöhung der 
Ueberstundensätze um Io Pfe., Urlaubsausdehnung auf die Mälzer. — 
VL allgemeiner Kongreß der deutschen Krankenkassen (Berlin) über 
Reichsversicherungsordnung, Familienversicherung. 
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